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Die Internationale  

14. Jahrgang Berlin. Januar 1931 Heft 1 

Die bevorstehenden Betriebsrätewahlen 

Von Rom an  Chwa l ek  

1. Vorsitzender des Betriebsrats des Reichsbahnausbesserungswerkes Oppeln 

Es naht der Termin für die alljährlich stattfindenden Betriebsrätewahlen. In einigen Betrieben haben 

die Wahlen bereits stattgefunden. Die Ergebnisse sowie die der im Frühjahr 1930 stattgefundenen 

Wahlen zeigen, daß die revolutionäre Wiedergeburt der Betriebsräte nur erfolgen kann in Verbindung 

mit der Offensive des Proletariats, die auch die Wiederherstellung der Betriebsräte als revolutionäre 

Machtorgane des Proletariats bedeuten. Die vor uns stehenden Betriebsrätewahlen zwingen uns, zu 

der Linie des Betriebsrätewahlkampfes in Uebereinstimmung mit den Beschlüssen des 5. RGI-Kon-

gresses Stellung zu nehmen. Es gilt, dabei unsere Positionen in den entscheidenden Industrien, wie 

Kohle, Eisen, Textil, Chemie, im Verkehrswesen (Eisenbahn und Schiffahrt), in der Gas- und Elekt-

rizitätserzeugung usw. zu festigen und zu erweitern. Es gilt bei den Betriebsrätewahlen, jeden Betrieb, 

in welchem sich die für die Revolution entscheidenden Schichten zusammenballen, nach den Lehren 

Lenins zu einer revolutionären Burg zu gestalten. 

Die wichtigsten politischen Gesichtspunkte für die Betriebsratewahlen sind gegeben durch die mör-

derische wirtschaftliche Krise, die die Herrschaft des kapitalistischen Systems immer stärker bedroht. 

Der Kapitalismus versucht, den Verfall und Bankrott der kapitalistischen Wirtschaft durch Lohn-

druck, Arbeitslosigkeit, neue Zölle und Massensteuern usw. mit Hilfe faschistischer Methoden auf-

zuhalten. 

Die Sozialdemokratische Partei und die Gewerkschaftsbürokratie sind offen in die faschistische Front 

der Hunger-Regierung Brüning, wie sie sie selbst bei den Reichstagewahlen nannte, eingeschwenkt. 

Sie ermöglicht die Existenz dieser faschistischen Diktaturregierung mit ihrem Lohnabbauprogramm 

und als Krönung mit dem bevorstehenden Abschluß eines offiziellen Arbeitsgemeinschaftsabkommens. 

Jeder kleinste Kampf durch die Arbeiter stört die Durchführung des Brüningschen Hungerprogramms 

und verschärft die Wirtschaftskrise. Unsere Hauptaufgabe besteht daher in der Organisie-[2]rung der 

Wirtschaftskämpfe und des politischen Massenstreiks gegen die faschistische Diktatur. Unter diesem 

Gesichtspunkt müssen also die Betriebsrätewahlen organisiert werden. Die Unternehmer gemeinsam 

mit der Brüning-Regierung und der Gewerkschaftsbürokratie konzentrieren gegenwärtig ihre ganze 

Kraft auf den Abbau der Löhne. Für Millionen Arbeiter und Angestellte sind bereits die Lohnabkom-

men gekündigt, und in den kommenden Wochen werden Kündigungen von Lohnabkommen für wei-

tere Millionen ausschlaggebender Gruppen folgen. Parallel mit dieser Lohnabbauoffensive erfolgt 

eine weitere brutale Belastung des werktätigen Volkes durch die Einführung der Kopfsteuern, Ge-

tränke- und Ledigensteuern, Verschlechterung der Krankenversicherung, Abbau der Erwerbslosen-

versicherung usw., die durch die letzte Notverordnung mit einem Federstrich Hindenburgs und 

Brünings, ohne den Reichstag zu befragen, in Kraft gesetzt wurden. 

Es ist die Aufgabe der RGO, auf der breitesten Massengrundlage der Einheitsfrontpolitik die Ab-

wehrkämpfe und die Gegenoffensive der Arbeiter zu organisieren. Die Betriebsrätewahlen dürfen 

nicht von dieser zentralen Aufgabe losgelöst werden, sie müssen vielmehr verbunden werden mit der 

Organisierung von Kämpfen der Arbeiter gegen den Hungerkurs der Unternehmer, gegen Lohnab-

bau, für Erhöhung des Lohnes, für den Siebenstundentag, 40-Stunden-Woche mit vollem Lohnaus-

gleich, gegen die Rationalisierung, gegen Entlassungen, für Arbeit und Brot der Erwerbslosen usw. 

Die Betriebsrätewahlen müssen selbst die Eröffnung einer großangelegten Mobilisierung der Arbeiter 

zu selbständigen Kämpfen gegen die Hungeroffensive der faschistischen Diktatur und für ihre For-

derungen sein. Ist es der RGO gelungen, durch ihren Kampf in der gegenwärtigen Auseinanderset-

zung sich die Sympathie großer Teile der Arbeiterschaft zu erringen, so müssen die Betriebsrätewah-

len ausgenutzt werden, um die Sympathien organisatorisch zu festigen. 
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Die roten Betriebsräte sind wichtige Positionen im revolutionären Klassenkampf, sie sind Einheits-

frontorgane auf dem Boden des Klassenkampfes, die die Interessen aller Arbeiter gegenüber den Un-

ternehmern vertreten. Sie sind ein wichtiger Hebel bei der Mobilisierung der Massen und der Erzie-

hung der Belegschaften zum Klassenkampf. Haben schon die Betriebsrätewahlen der letzten zwei 

Jahre ermöglicht, die Massen zu mobilisieren und Tausende von Arbeitern durch die Kandidatur auf 

roten Betriebsratslisten als aktive Kämpfer für die revolutionäre Front zu gewinnen, so muß auf dieser 

Linie bei den diesjährigen Betriebsrätewahlen noch durch stärkere Heranziehung und Mobilisierung 

der Arbeiter weiter geschritten werden. 

Die gegenwärtige Situation, die vollständige Entlarvung der Gewerkschaftsbürokratie und der SPD 

durch das offene Einschwenken zum Faschismus, erleichtert uns die Arbeit gegenüber den vorjähri-

gen Wahlen. Auch den Nazis, die mit allen erdenklichen Mitteln [3] versuchen, in die Betriebe ein-

zudringen und die bei den diesjährigen Betriebsrätewahlen alles daransetzen werden, um Positionen 

in den Betrieben zu erobern, wird es mit ihren demagogischen Phrasen, bei guter Arbeit unserer Ge-

nossen, nicht gelingen, die Gehirne der Arbeiter zu verwirren. Ließen sie doch offen durch ihren 

Vertreter Feder im Reichstag erklären, daß sie nichts mit dem Sozialismus gemein haben und auf 

dem Boden des Privateigentums stehen. 

Unser Kampf zur Eroberung der Betriebe bei den Betriebsrätewahlen muß deshalb mit der größten 

Kraft gegen die Nazis, gegen den Werksfaschismus und für den wehrhaften Kampf der Arbeiter gegen 

die Streikbrecher- und Mörderbanden der Hitler-Partei geführt werden. 

Die Fronten sind also klar: auf der einen Seite die Arbeiterklasse unter Führung der KPD und RGO, 

auf der anderen die faschistische Front von den Nazis bis zu den Sozialfaschisten unter Führung der 

faschistischen Brüning-Regierung. Die Betriebsrätewahlen müssen ausgenutzt werden, um die noch 

den Nazis und den Sozialfaschisten, den Gelben und den Christen nachlaufenden Arbeiter loszulösen 

und für uns zu gewinnen. In Verbindung mit den Kampfvorbereitungen und den Betriebsrätewahlen 

müssen in tausenden Betrieben RGO-Betriebsgruppen gebildet werden. Die RGO muß als Beherr-

scher der entscheidenden Betriebe aus diesen Betriebsrätewahlen hervorgehen, und sie muß die 

Feinde der Arbeiterklasse in den Betrieben vernichtend schlagen. In Verbindung mit dem Aufbau der 

RGO in den Betrieben muß an erster Stelle der Vertrauensmännerapparat aufgebaut werden. Es darf 

keinen Betrieb mit einer RGO-Gruppe und einer roten Liste zum Betriebsrat geben, in dem kein Ver-

trauensmännerapparat vorhanden ist. Eine RGO-Gruppe, ein roter Betriebsrat kann keine Belegschaft 

führen und eine Tätigkeit im Interesse der Arbeiter ausüben, wenn sie nicht durch ein Netz von Ver-

trauensleuten im ganzen Betrieb verankert sind. 

Die faschistischen Maßnahmen gegen die Arbeiterklasse werden sich mit der Zuspitzung der Krise 

des Kapitalismus noch verschärfen. Die Arbeiterschaft muß deshalb auf den politischen Massenstreik 

vorbereitet werden. Die Betriebsrätewahlen sind gerade das geeignetste Mittel, um diese wichtige 

Aufgabe mit Erfolg durchführen zu können. Mit aller Schärfe ist auf die faschistischen und sozialfa-

schistischen Terrormethoden einzugehen und den Arbeitern an Hand von Beispielen den Ernst der 

Situation aufzuzeigen. 

Die unbedingte Notwendigkeit der Vorbereitung des politischen Massenstreiks ist in allen Versamm-

lungen in den Vordergrund zu stellen. In Verbindung damit muß mit allen Kräften die Organisierung 

der Betriebswehren bei den Betriebsrätewahlen durchgeführt werden. Bei allen Gelegenheiten ist die 

Wehrhaftmachung der Belegschaft zum Schutz gegen den faschistischen und sozialfaschistischen 

Terror den Arbeitern klarzumachen. Das Ziel muß sein: kein Betrieb ohne eine eigene Betriebswehr. 

[4] Was ist nun notwendig, um die Voraussetzungen für die Erfüllung dieser Aufgaben zu schaffen? 

Einige im vorigen Jahr erlittene Niederlagen sowie der Ausgang der Betriebsrätewahlen bei der Knorr-

Bremse in Berlin müssen der Anlaß sein, ganz ernstlich die Frage der Vorbereitung der Betriebsrä-

tewahlen zu behandeln. Der Artikelschreiber selbst weiß aus seiner langjährigen Erfahrung als Be-

triebsratsvorsitzender, daß Erfolg und Niederlage bei einer Betriebsratswahl sehr wesentlich davon 

abhängen von einer schlechten oder guten Arbeit eines Betriebsrates, von der schlechten oder guten 
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Vorbereitung der Betriebsrätewahlen, von der schlechten oder guten Verankerung der RGO innerhalb 

der Belegschaft, von einer guten oder nicht genügenden politischen Aufklärung der Belegschaft usw. 

Wir sehen bei der Knorr-Bremse, daß es der RGO nicht gelungen ist, die Sozialfaschisten und die 

Nazis, trotz ihres verräterischen Verhaltens, im letzten Metallarbeiterstreik zu schlagen. Wenn wir 

nach den Ursachen forschen, dann stellen wir fest, daß die Wahlen nicht nach den Grundsätzen der 

RGO vorbereitet und durchgeführt wurden. Wir müssen dazu gelange, daß die Betriebsrätewahlen 

rechtzeitig und auf der größten revolutionären Einheitsfrontbasis eingeleitet werden. Bei der Knorr-

Bremse wurde eine Massenmobilisierung seitens der RGO überhaupt nicht vorgenommen. Die Auf-

stellung der Kandidaten ist im kleinsten Kreise vorgenommen worden. Ein Kampfprogramm wurde 

zu spät aufgestellt und der Wahlausschuß spät gewählt. 

Rechtzeitig haben die RGO-Gruppen ein betriebliches Kampfprogramm in Verbindung mit den all-

gemeinen politischen Losungen aufzustellen. Die RGO-Gruppen und Parteizellen müssen hierbei in 

engstem Einvernehmen arbeiten. Nachdem das Kampfprogramm aufgestellt ist, muß eine Beleg-

schaftsversammlung oder Abteilungsversammlung einberufen werden, wo es zur Beratung gestellt 

wird. Bereits in diesen Versammlungen ist ein Wahlausschuß zu wählen, in dem Arbeiter aus allen 

Abteilungen vertreten sein müssen, die selbstverständlich auf dem Boden des Kampfprogrammes 

stehen. Schon hier ist darauf zu achten, soviel wie möglich parteilose Arbeiter heranzuziehen. Dieser 

Wahlausschuß muß in Verbindung und mit Unterstützung der Betriebsgruppe der RGO die größte 

Initiative zur Mobilisierung der Belegschaft zur Wahl entfalten. 

Die Aufstellung der Kandidaten ist eine Kardinalfrage zur Mobilisierung der Belegschaft. Bei den 

letzten Betriebsrätewahlen wurden nicht in allen Fällen die Kandidatenlisten in Belegschaftsver-

sammlung aufgestellt. Im Gegensatz zu den Sozialfaschisten, die im kleinen Kreise oder meistens 

sogar in den engeren Verbandskörperschaften die Listen aufstellen, muß die revolutionäre Betriebs-

ratslisten-Aufstellung in Belegschaftsversammlungen unter aktiver Mitarbeit aller Arbeiter des Be-

triebes erfolgen. Die Zugehörigkeit der Kandidaten zu einer bestimmten Gewerkschaft [5] darf bei 

den roten Einheitslisten keine Rolle spielen. Jeder Arbeiter, ob organisiert oder unorganisiert, ob so-

zialdemokratisch oder christlich, kann, wenn er bereit ist, auf der Grundlage des revolutionären Klas-

senkampfes gegen die Unternehmerangriffe, gegen den faschistischen Kurs sowohl der Nazis wie der 

Sozialfaschisten, um das von der Belegschaft aufgestellte Kampfprogramm zu kämpfen, als Kandidat 

aufgestellt werden. 

Es gilt, eine Einheitsfront auf breitester Grundlage zu schaffen, wobei ganz besonders die Heranzie-

hung der sozialdemokratisch und christlich eingestellten Arbeiter zu betreiben ist. Aber ebenso scharf 

und ohne Weichherzigkeit müssen alle bekämpft werden, die die Streikbruchpolitik der Gewerkschaf-

ten verteidigen und den Hungerkurs der faschistischen Regierung billigen. Solche Elemente können 

nicht auf den roten Listen kandidieren. Eine scharfe Trennung zwischen der RGO und solchen Ele-

menten muß geschaffen werden, denn nur so wird es möglich sein, den Faschismus und Sozialfa-

schismus bei den Betriebsrätewahlen in den Betrieben vernichtend zu schlagen. 

Bei den Vorbereitungen der Betriebsrätewahlen wird sich auch der noch zum Teil bei unseren Anhä-

ngern vorhandene Betriebs- und Gewerkschaftslegalismus zeigen. Es gilt auch gegen jene Leute, die 

bei den heutigen Verhältnissen vor der Gewerkschaftsbürokratie trotz ihrer Verbrechen zurückwei-

chen, den schärfsten Kampf zu führen, nicht nur innerparteilich, sondern vor der gesamten Beleg-

schaft. Weder mit den Sozialfaschisten, mit den Renegaten (Walcher-, Brandler-Anhänger usw.), 

noch mit den Legalisten in unseren eigenen Reihen gibt es ein Zusammengehen. 

Ueberall dort, wo bereits rote Betriebsräte vorhanden sind, muß ihre Tätigkeit im verflossenen Jahre 

überprüft und in Belegschaftsversammlungen besprochen werden. Offen müssen Schwächen und 

Fehler, wenn sie gemacht wurden, in selbstkritischer Weise behandelt werden. Es gab auch im ver-

gangenen Jahre rote Betriebsräte, die ihren Mann im revolutionären Kampf nicht gestanden haben. 

Diese sind, wenn sie ihre Fehler nicht anerkennen, nicht mehr wieder aufzustellen und durch andere 

Arbeiter, die sich im Kampf als unerschrockene Kämpfer erwiesen haben, zu ersetzen. Es darf dabei 

keine Zaghaftigkeit und keine Rücksichtnahme geben! denn das kann unserer Bewegung nur schaden, 
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während rücksichtslose Selbstkritik und die Beseitigung aller Mängel die revolutionäre Front nur 

stärken können. 

Bei der Aufstellung der Vorschlagslisten und des Kampfprogramms darf die Bedeutung der Frauen 

und Jugendlichen nicht außer acht gelassen werden. Die Bedeutung der Frauen und der Jugendlichen 

im Produktionsprozeß wächst immer mehr. Die von der Partei bei den letzten Kommunal- und 

Reichstagswahlen durchgeführte Berücksichtigung der Frauen und Jugendlichen auf den Kandida-

tenlisten muß bei den bevorstehenden Betriebsrätewahlen, sowohl bei den Wahlausschüssen, wie bei 

der Aufstellung der Be-[6]triebsratslisten ebenfalls durchgeführt werden. Bei den letzten Kämpfen 

hat sich erwiesen, daß die Frauen und Jugendlichen eine große Aktivität an den Tag gelegt haben, 

und wir müssen es verstehen, bei den kommenden Betriebsrätewahlen diese Schichten des Proletari-

ats in die Klassenfront einzureihen. 

Haben die Sozialfaschisten und Nationalfaschisten gemeinsam mit den Unternehmern durch terroris-

tische Ungültigkeitserklärungen und Maßregelungen von roten Kandidaten, durch Nichtzulassung 

von roten Kandidatenlisten in den vergangenen Jahren versucht, den Vormarsch der revolutionären 

Bewegung aufzuhalten, so werden diese Methoden bei den kommenden Wahlen in noch verstärkte-

rem Maße in Erscheinung treten und angewandt werden. Schon bei den wenigen bis jetzt getätigten 

Wahlen sind allein in Berlin in sechs Betrieben aus ganz nichtigen Vorwänden, in einem Falle wegen 

eines auf der Vorschlagsliste vorhandenen Tintenkleckses, die Vorschlagslisten für ungültig erklärt 

worden. Im Reichsbahnausbesserungswerk Brandenburg West, wo in folge der Ungültigkeitserklä-

rung eine Betriebsratswahl vorgenommen werden mußte, hatte der sozialfaschistische Wahlvorstand, 

als er hörte, daß in einer Belegschaftsversammlung eine rote Vorschlagsliste aufgestellt werden soll, 

sofort ein Wahlausschreiben erlassen und als letzten Termin zur Einreichung der Vorschlagslisten 

einen Tag festgelegt, der noch vor dem Stattfinden dieser Versammlung lag. Auf solche Sabotageakte 

müssen wir uns vorbereiten und Maßnahmen durchführen, um diesen zu begegnen. 

Natürlich kann man sich nicht auf die Arbeitsgerichte verlassen, sondern der beste Schutz ist die 

breiteste Mobilisierung der Belegschaften durch rechtzeitige Inangriffnahme der Arbeiten. Wenn in 

jedem Betrieb eine gute RGO-Gruppe, ein guter Vertrauensmännerapparat, eine gute revolutionäre 

Wehrorganisation gegen den Faschismus und Sozialfaschismus, ein guter Nachrichtenapparat, wenn 

Betriebszeitungen vorhanden sind, dann werden alle Terrorakte sowohl der Faschisten, wie der Sozi-

alfaschisten gemeinsam mit den Unternehmern zunichte gemacht werden. Geschieht die Mobilisie-

rung der Belegschaften durch einen solchen Apparat mit Unterstützung der Erwerbslosenstaffeln von 

außen, dann wird es nicht möglich sein, wie es bei der Knorr-Bremse geschehen ist, daß die Nazis 

unsere Flugblattverteiler vor dem Betrieb verjagen und verprügeln. Dieses Beispiel muß uns als war-

nendes Signal gelten. Es zeigt, daß die Formen des Kampfes auch bei den Betriebsrätewahlen den 

heutigen faschistischen Terrormaßnahmen entsprechend von der RGO geändert werden müssen. 

Werden alle diese Voraussetzungen erfüllt, dann werden die bevorstehenden Betriebsrätewahlen der 

RGO und der Partei die Möglichkeit geben, die Herausbildung der revolutionären Gewerkschaftsbe-

wegung ungeheuer zu beschleunigen und damit auch grundlegende Bedingungen für die große unab-

wendbare Auseinandersetzung zwischen Faschismus und Arbeiterklasse zu schaffen. [7] 

* 

Sammelt die werktätige Jugend unter dem Banner des Kommunismus  
Von Kurt Müller 

Unter der Peitsche des Hungers und des Elends 

Die Lage der jungen Generation ist katastrophal. Sie leidet stärkstens unter den Folgen der Wirt-

schaftskrise und der Durchführung des Youngplans. Die Erwerbslosigkeit ist besonders der werktä-

tigen Jugend zur grausamsten Geißel geworden. Die Zahl der Jungerwerbslosen wächst in Deutsch-

land relativ nicht nur schneller als die Gesamterwerbslosenzahl, sondern sie hat auch absolut in der 

Zahl von 900.000 Jungerwerbslosen in diesem Winter den Höchststand der Nachkriegsziffer erreicht. 

Diese nahezu eine Million Jungerwerbsloser erhält auf Grund der Verordnung des früheren SPD-
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Arbeitsministers W i sse l l  keinerlei Krisenfürsorge, und alle jugendlichen Erwerbslosen unter 16 

Jahren sind von jeglicher Erwerbslosenunterstützung ausgeschlossen. 

Zehntausende junger Arbeiter, die in drei bis vier Jahren „Lehrzeit“ dem Unternehmer billigstes und 

willigstes Ausbeutungsobjekt waren, haben nach Beendigung der Lehre keine Aussicht, in ihrem Be-

rufe Arbeit zu finden. Zu ihnen gesellen sich noch die Zehntausende Schulentlassener, von denen nur 

ein verschwindend geringer Prozentsatz Beschäftigung findet. 

Das Los der im Betrieb tätigen Jungarbeiter ist nicht viel besser. Als Lehrlinge erhalten sie Bettel-

pfennige als „Lehrgeld“. Mit Hilfe des individuellen Lehrvertrages versucht das Unternehmertum, 

sie von den erwachsenen Arbeitern zu isolieren. Mit Unterstützung der reformistischen Gewerk-

schaftsbürokratie richtet das Unternehmertum seine Maßnahmen des Lohndrucks stärkstens gegen 

den jungen Betriebsarbeiter und die junge Betriebsarbeiterin. 

Der junge Landarbeiter hat unter einer noch stärkeren Ausbeutung zu leiden. Der junge Bauer, Hand-

werker, die Jugend des Mittelstandes, sie alle erleben nicht nur, wie unter den Folgen der Agrar- und 

Wirtschaftskrise und auf Grund der Politik des Finanzkapitals und der Großagrarier die Existenz ihrer 

Väter vernichtet wird, sondern sie sehen damit auch ihre kleinbürgerlichen Zukunftsträume und Ide-

ale der Uebernahme der Scholle, des Handwerksbetriebes oder Geschäfts der Alten schwinden. 

Wachsende Radikalisierung werktätiger Jugend 

Auf dieser Basis der Verelendung der werktätigen Jugend vollzieht sich ihre wachsende Radikalisie-

rung. Wenn dieser Prozeß der Radikalisierung und Rebellion in bezug auf Kampfbewußtsein und 

Klassenkampfbereitschaft auch kein gleichmäßiger und einheitlicher ist, so mündet er doch in einem 

Ruf aus, den man nicht nur bei der Arbeiterjugend, sondern auch bei der Angestellten-, Mittelstand- 

und Bauernjugend hört: „Wo ist der Ausweg aus Elend und Not.“ 

Im Zeichen der Rebellion und Radikalisierung der werktätigen [8] Jugend vollzieht sich das Abwan-

dern von den traditionellen Parteien und die Umgruppierung und innere Umgestaltung der bürgerli-

chen, auch sozialdemokratischen Jugendorganisationen. Die Radikalisierung steigert das Klassenbe-

wußtsein der proletarischen Jugend, die auf Grund ihrer sozialen Herkunft enger mit ihrer Klasse 

verbunden ist. Die werktätige Jugend des Mittelstandes, des Handwerks, – die auch die Grundmasse 

der Mittelschüler ausmachen –, die jungen Bauern, die alle auf Grund ihrer sozialen Stellung mit der 

proletarischen Klasse nicht eng verbunden sind, finden mit der Radikalisierung in den wenigsten Fäl-

len von selbst den Weg zum Klassenkampf. Diese Jugend sucht einen Ausweg, sie gerät auf Irrwege, 

und unsere eigene Untätigkeit im Kampfe um diese Schichten der werktätigen Jugend treibt sie dem 

Na t i ona l soz i a l i sm us  in die Arme. 

Faschistisches Zuckerbrot und Peitsche zur Militarisierung der Jugend 

Die Bourgeoisie braucht die Jugend nicht nur in der Produktion, sondern auch für ihre Kriegsvorbe-

reitungen. Sie wendet im Kampfe um die Jugend zweierlei Grundmittel an. Einerseits, Erziehung der 

Jugend für den Kapitalismus mit Hilfe des Staatsapparats und ihrer Jugendorganisationen, anderer-

seits – Unterdrückung der revolutionären Jugendorganisationen, Verbot jeglicher politischer Betäti-

gung im Sinne des revolutionären Proletariats für die Jugend. Im Kampf um die Jugend gegen den 

wachsenden kommunistischen Einfluß, begünstigt durch den allgemeinen Prozeß der Faschisierung 

des Staats- und Wirtschaftsapparats, wie bürgerlichen Parteiensystems – wendet die Bourgeoisie die 

Maßnahmen der faschistischen Erziehung, einerseits, und der faschistischen Unterdrückung, ande-

rerseits, an. In dieser Richtung liegen die Vorschläge zur Einführung der Arbeitsdienstpflicht, zur 

Verlängerung der Schulzeit auf neun Jahre, zur zusätzlichen Berufsschulpflicht für alle jugendlichen 

Erwerbslosen und zum Wahlrechtsraub Es wäre falsch, alle diese geplanten Maßnahmen der Bour-

geoisie nur vom wirtschaftlichen Standpunkt der verstärkten Ausbeutung zu betrachten, diese Maß-

nahmen dienen vo r  a l l e m  der faschistischen Erziehung der Jugend. Während z. B. H i t l e r  und 

Hugenbe r g, gemeinsam mit der Wirtschaftspartei, die offene Einführung der Arbeitsdienstpflicht 

fordern, bearbeiten die Sozialdemokratie und das Zentrum (im Rheinland und Bremen propagierten 

die SPD-Zeitungen auch offen die Arbeitsdienstpflicht), insbesondere im Preußen-Programm, den 
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Weg der Einführung des neunten Schuljahres und der zusätzlichen Berufsschulpflicht für alle jugend-

lichen Erwerbslosen, was die Einführung der Arbeitsdienstpflicht auf kaltem Wege bedeutet. 

Im Zeichen des Kampfes um die Jugend, zum Zwecke ihrer Faschisierung und Militarisierung, fördert 

die faschistische Brüning-Regierung den Prozeß der Zentralisation und Konzentration der gesamten 

Arbeit unter der Jugend in Händen des Staates. Ein [9] wesentliches Organ dieser staatlichen Zentra-

lisation ist der „Reichsaus schuß  deu t s che r  Jugendver bänd e“, dem heute, neben den natio-

nalistischen und faschistischen Jugendorganisationen, alle Jugendorganisationen bis zur sozialdemo-

kratischen Arbeiterjugendorganisation, der Gewerkschaftsjugend und Jugend des Arbeiter-Turn- und 

Sportbundes angehören Dieser „Reichsausschuß deutscher Jugendverbände“ wird – wie öffentlich 

festgestellt wurde – finanziert und indirekt geleitet vom Reichsinnenminister. Dem Zweck der Zent-

ralisation der Jugendarbeit dient auch der „Rei chsaus schuß  f ü r  Le i be sübunge n“, ebenfalls 

vom Reichsinnenministerium geleitet, wie auch die „Staatliche Jugendpflege“. Die Maßnahmen des 

faschistischen Staatsapparats werden ergänzt durch die des faschistischen Unternehmertums mit der 

Schaffung von faschistischen Be t r i eb s- und Wehr spo r t ve r e i ne n. 

Der letzte Wahlkampf stand in hohem Maße im Zeichen des Kampfes um die Jugend. Dieser Kampf 

hat sich nach den Wahlen noch verschärft. Die traditionellen bürgerlichen Parteien gingen – mit Aus-

nahme des Zentrums – in diesem Kampfe mit starken Verlusten heraus. Sie sprechen selbst von einer 

Nachwuchsk r i s e, die sie durch Anwendung neuer politischer Methoden beheben wollen. 

Die nationale und soziale Demagogie der Nationalsozialisten 

Aus dieser Nachwuchskrise der bürgerlichen Parteien profitierten stärkstens die Nationalsozialisten. 

Eine Statistik über die Herkunft der Mitglieder der Hitler-Jugend in der Zeitschrift „Das junge 

Deutschland“ zeigt, daß die Mehrzahl der von der Hitler-Jugend erfaßten Jugendlichen – so weit sie 

überhaupt früher organisiert waren – aus bürgerlichen und bündischen Jugendorganisationen stam-

men. Es wäre aber ein Fehler, nicht zu sehen, daß die Nationalsozialisten auch Schichten beeinflus-

sen, die zur Peripherie unseres Einflusses gehören. Es gelang den Nazis bisher, relativ stärker in die 

proletarische Jugend einzudringen als in die älteren Schichten des Proletariats, junge Angestellte, 

Landarbeiter und auch junge Industriearbeiter zu gewinnen. 

Eine Statistik über die soziale Zusammensetzung der Neugeworbenen der Hitler-Jugend aus dem 

„Völkischen Beobachter“ gibt folgendes Bild: Von 1400 Neugeworbenen vom Januar bis August 

1930 im Reiche sind – 24 Prozent Fab r i ka r be i t e r, 7 Prozent Be r ga rbe i t e r, 17 Prozent l and -

wi r t s cha f t l i che  Arbe i t e r, 10 Prozent kaufmännische Berufe, 21 Prozent Handwerker, 12 Pro-

zent Schüler, 9 Prozent sonstige Berufe. 

Nach unseren Feststellungen haben wir alle Ursache, diese Zahlen als ungefähr richtig anzusehen, sie 

sind mit ein Gradmesser für unsere eigene ungenügende Arbeit auf dem Gebiete des Kampfes gegen 

den Faschismus. 

Im Kampfe um die Jugend entfalten die Nazis die raffinierteste [10] nationale Demagogie. Sie passen 

sich dabei geschickt der Radikalisierung und dem Drang der Jugend nach Geltung und Taten an und 

mobilisieren die Jugend mit antikapitalistischer Phrase. 

Das heißt aber keineswegs, daß alle von den Hitler-Faschisten beeinflußten Jugendlichen nur unter 

den Losungen des Kampfes gegen das kapitalistische System gewonnen wurden. Das trifft für einen 

großen Teil rebellierender Jugendlichen zu. Ein anderer Teil – hauptsächlich die bürgerliche Jugend 

– wurde unter ausgesprochen imperialistischen Losungen gewonnen. Diese Differenzierung ist not-

wendig für die Führung unseres Kampfes um die vom Faschismus irregeführte werktätige Jugend. 

Die Jugend von heute, die den imperialistischen Weltkrieg nicht bewußt miterlebt hat, die den Kriegs-

verrat der Sozialdemokratie und die revolutionäre Vorkriegsgeschichte der Arbeiterbewegung nicht 

kennt, ist leichter für den Gedanken des imperialistischen Krieges gegen das Young-Elend – wie ihn 

die Nazi-Faschisten demagogisch propagieren – zu gewinnen. Dieser Jugend kann man leicht den 

Verrat der SPD, den Barmat-Sklarek-Geist, als „Marxismus“ hinstellen. Unsere verhältnismäßig 
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ungenügende Aufklärungsarbeit über die Traditionen der revolutionären Arbeiterbewegung und über 

Fragen des Krieges unter den Massen werktätiger Jugend kommt hier den nationalsozialistischen De-

magogen zugute. 

Daß diese Mobilisierung der Jugend in der Ideologie der Revanche und des Krieges dem Zwecke der 

Vorbereitung der Intervention gegen die Sowjetunion dient, geht insbesondere aus den letzten Unter-

handlungen Hitlers mit Hervé über die Schaffung einer einheitlichen Front gegen die „Weltpest“ her-

vor. Dieser Ideologie entsprechen auch ihre Pläne zur Wehrhaftmachung der Jugend durch die Schaf-

fung neuer militärischer Formationen (Oberschlesischer Grenzschutz) und der Arbeitsdienstpflicht. 

Ueber den Zweck der Arbeitsdienstpflicht schreibt die „Junge Front“, die Führer-Blätter der Hitler-

Jugend, sehr deutlich: 

„Da uns die Friedensverträge noch das Halten eines stehenden Heeres verbieten, andererseits wir aber an der 

Tatsache, daß das Heer der Erwerbslosen sich zu einem Dauerzustand auswächst, nicht herumkommen, müs-

sen wir für die A r b e i t s d i e n s t p f l i c h t  eintreten, denn nicht nur, daß es dadurch dem Staate ermöglicht 

wird, Arbeiten verrichten zu lassen, für die er unter normalen Umständen kein Geld aufwenden könnte, würde 

dies auch eine große erzieherische Bedeutung haben, denn neben der Disziplin würde die Jugend auch zur 

Gemeinschaftsarbeit erzogen und der Klassenhaß würde fallen.“ 

Das Ziel ist also die Schaffung einer Armee, in der die jungen Arbeiter mit dem „Fallen des Klassen-

hasses“ zum Kriege gegen die Sowjetunion, zum Streikbruch und zur Niederschlagung der eigenen 

Klassengenossen erzogen werden sollen. 

Auch die Hitler und Goebbels haben aus den Wahlen die Lehren gezogen. Es war ihnen nicht gelun-

gen, in die „marxistische Front“ einzudringen, deshalb stellen sie sich diese Aufgabe erneut bei 

stärkster Entfaltung ihrer sozialen Demagogie. Sie wollen durch die Jugend in die erwachsene Arbei-

terschaft eindringen. 

[11] In den „Nationalsozialistischen Monatsheften“ vom Mai 1930 haben sie diesen Gedankengang 

bereits entwickelt. Es heißt dort: 

„Hitler-Jugend und Nationalsozialistischer Schülerbund sollen uns die Söhne des marxistischen Arbeiters wer-

ben, ihre Herzen durchglühen und sie dann losschicken auf ihre Väter und Mutter.“ 

Um diese Söhne des marxistischen Arbeiters zu gewinnen, hat die Hitler-Jugend besondere Forde-

rungen ausgearbeitet. Die „Führer-Blätter“ der Hitler-Jugend proklamierten: 

„Er (der Bund der Hitler-Jugend) hat die Aufgabe, den jungen marxistischen Arbeitern in den Betrieben ein 

an sozialistischer Prägnanz nicht zu übertreffendes Kampfprogramm zu schaffen.“ 

Entsprechend dieser These, die eine Spitzenleistung nationalsozialistischer Demagogie darstellt, hat 

die Hitler-Jugend ihr altes Programm, das solche reaktionären Forderungen wie „Ausdehnung des § 

127 (Züchtigungsparagraph) der Gewerbeordnung auf die Beschäftigung jugendlicher Arbeiter“ ent-

hielt, spurlos und stillschweigend verschwinden lassen, und sie offeriert ein „neues“ Programm, das 

Forderungen der Arbeiterjugend wie auch des „Reichsausschusses Deutscher Jugendverbände“ über-

nimmt. In derselben Richtung liegt die Uebernahme der Methoden des KJV (der Betriebs- und Zel-

lenarbeit). 

Alle diese Tatsachen zeigen die Manövrierfähigkeit und Geschicklichkeit der Nazis zur Irreführung 

der Massen, und sie beweisen erneut, daß die nach dem Wahlkampf aufgekommene These – die ver-

irrten Arbeiter würden von selbst den Nazis den Rücken kehren – unrichtig ist. 

Faschisierung der Zentrumsjugend 

Die einzige der traditionellen bürgerlichen Parteien, die, wie der letzte Wahlkampf gezeigt hat, ihren 

Einfluß auf die Jugend annähernd halten konnte, ist das Zentrum. Die grundlegende Ursache dafür 

ist in der Hauptsache in der we l t anschau l i chen  Gebundenhe i t  de r  Jugend  in den Zent-

rumsjugendorganisationen zu suchen. Aber diese erst in den Anfängen stehende Erschütterung des 

Einflusses des Zentrums in der katholischen Arbeiterjugend zeigt auch, daß unsere Tätigkeit zur 
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Mobilisierung der christlichen Jungarbeiter in der revolutionären Einheitsfront, für den Kampf um 

ihre wirtschaftlichen und politischen Forderungen noch ungenügend ist. 

Die Zentrumsjugendorganisationen mit ihren rund anderthalb Millionen Mitgliedern stellen heute ein 

gewaltiges Kräftereservoir für den Faschismus dar. Diese 1,5 Millionen jugendlicher Arbeiter, An-

gestellten und sonstiger Jungwerktätiger werden in den christlichen Jugendorganisationen im Geiste 

der f a s ch i s t i s chen  Br ün i n g-Po l i t i k  erzogen. Ein Beweis dafür ist der gemeinsame Aufruf der 

Reichs- und Landesverbände der „Deutschen Windthorstbünde“ und des „Reichsjugendausschusses 

der Deutschen Zentrumspartei“ vom November 1930, der einen offen faschistischen Charakter trägt. 

In diesem Aufruf heißt es wörtlich: 

[12] „Wir wollen Lebensraum und Lebensentwicklung für unser Volk, Anpassung der internationalen Verträge 

an die deutsche Not, gleiches Recht mit den anderen Völkern und soziale Gerechtigkeit im Innern.“ 

„In diesem Geiste bekennen wir uns zu den weitgesteckten Zielen des Reichskanzlers Dr. Brüning und seiner 

Regierung.“ 

Die Jugendlichen, die unter diesen Losungen für „die weitgesteckten (faschistischen) Ziele des 

Reichskanzlers“ mobilisiert werden, werden damit offen für den Faschismus erzogen. Diesem Geiste 

Rechnung tragend, formieren die christlichen Jugendführer die Wi nd tho r s t bünde  zu Wehrver-

bänden um, wofür Beispiele aus vielen Teilen Deutschlands vorliegen. 

In Rheinland-Westfalen gehen die Führer der christlichen Jugendorganisationen zur Einführung der 

Arbeitsdienstpflicht für alle erwerbslosen Mitglieder ihrer Vereine über. Die erwerbslosen Jugendli-

chen der christlichen Jugendorganisationen werden registriert, einheitlich gekleidet und aufs Land 

verschickt. Diese Beispiele sind praktische Beweise für die faschistische Rolle des Zentrums. 

Der Niedergang der sozialdemokratischen Arbeiterjugend-Organisationen 

Der Niedergang der „Sozialistischen Arbeiterjugend“ zeigte sich schon deutlich bei der Niederlage 

der SPD in den entscheidenden Industriegebieten im letzten Wahlkampf. Damals schrieb die sozial-

demokratische „Wiener Arbeiterzeitung“: 

„Es ist eine ernste Frage für die Sozialdemokratie, sich einen Nachwuchs zu verschaffen. Die Wahlen zeigen 

mit nicht mißzuverstehender Deutlichkeit, daß die proletarische Jugend ihr nicht folgt. Dafür aber in Riesen-

scharen den Kommunisten und auch teilweise den Hitler-Faschisten“*). 

Und das Heilmannsche „Freie Wort“ vom 26. Oktober muß sogar zugeben: 

„Die Sozialdemokratie verfügt über eine glänzende Organisation, über einen prachtvoll eingespielten Partei-

apparat, über einen Stamm treuer Kämpfer – sie verfügt nicht über den Nachwuchs, der einmal an die Stelle 

der heutigen Parteigeneration rücken soll. Uns fehlt die Jugend, und deshalb vermissen wir Jüngeren die Be-

geisterung, den Elan, den Kampfestrotz, die Beweglichkeit. Die Partei ist ein schwerfälliger Organismus ge-

worden, ein Körper mit träge fließendem Fischblut, ohne Schwung und ohne die Fähigkeit, die Müden und 

Lauen aufzurütteln und wie ein Magnet die Abseitsstehenden anzuziehen.“ 

Diese Nachtwuchskrise der SPD hat sich nach den Wahlen noch entwickelt und die Krisenerschei-

nungen in der SAJ verschärft. 

Die Ursachen für den Niedergang der SAJ sind in dem wachsenden Widerspruch zwischen der sozi-

alfaschistischen Politik der Führer und der ansteigenden antifaschistischen Kampfbereitschaft der 

Massen zu suchen. Die Jugendführer der SAJ decken nicht nur die Politik der offen in den Dienst des 

Faschismus tretenden SPD-Bürokraten, sie wenden auch diese Politik in den Jugendfragen an. Es 

könnten viele Beispiele für die Organisierung des S t r e i kb ruchs  durch die sozialdemokratischen 

Jugendführer angeführt [13] werden. Sie arbeiten im „Reichsausschuß Deutscher Jugendverbände“ 

mit der Jugend der Bourgeoisie und den faschistischen Verbänden zusammen. 

Noch im vorjährigen Bericht der Berliner SAJ-Bürokraten wird zu den Hauptaufgaben der SAJ ge-

zählt: 

 
*) Diese und alle nachfolgenden Unterstreichungen in Zitaten von mir, K. M. 
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„So legen wir insbesondere Wert darauf, daß unsere Funktionäre mit den Einrichtungen unserer Reichs-, 

Staats- und Kommunal- und sonstigen Behörden bekannt wurden, um alle diese Einrichtungen für unsere Ar-

beit auszuwerten.“ 

Die SAJ-Bürokraten sehen ihre Hauptarbeit in der korrumpierenden Erziehung im Interesse des ka-

pitalistischen Staatsapparats und lehnen die Forderungen der Mitglieder nach Organisierung des 

Kampfes gegen den Faschismus und für die wirtschaftlichen Forderungen mit der Handbewegung, 

daß das „Aufgabe der Gewerkschaften und Partei“ sei, ab. 

Von der ersten, noch unklaren Fragestellung: „Republik, das ist nicht viel ...“ hat sich der Prozeß der 

Rebellion der kampfgewillten proletarischen SAJ-Mitglieder – beeinflußt durch die Tätigkeit des 

KJV – zur Kampfbereitschaft gegen den Faschismus entwickelt. Die Rebellionserscheinungen in Ber-

lin, Königsberg, Dresden, Chemnitz, im Ruhrgebiet, in Schlesien und anderen Teilen Deutschlands, 

die starken Krisenerscheinungen in der SAJ, die wachsende revolutionäre Einheitsfront, die ansteigende 

Zahl von Uebertritten in den KJVD legen Zeugnis von der Tiefe des Radikalisierungsprozesses ab. 

Von der Rebellion sind heute nicht nur die ehrlich kampfgewillten sozialdemokratischen Jungarbeiter 

betroffen, sondern es rebelliert auch jener Nachwuchs, den die Sozialdemokratie besonders für die 

Uebernahme der Funktionen im Staats und Wirtschaftsapparat schult und vorbereitet, weil die Posi-

tionen der SPD in diesem Apparat enger werden auf Grund ihrer teilweisen Uebernahme durch die 

Nazis. Damit fällt auch die Chance für jene sozialdemokratischen Postenanwärter, die sich besonders 

auf die Uebernahme von Staatsfunktionen vorbereiten. 

Diese rebellierenden Postenanwärter versuchen sich vielfach an die Spitze der ehrlich kampfgewillten 

Jungarbeiter zu stellen mit dem Ziel, diese vom Uebergang zum Kommunismus abzuhalten. Das wird 

auch durch das Beispiel der führenden Kreise der Jungsoz i a l i s t e n“, hinter deren „linken“ Phrasen 

über Marxismus und Klassenkampf sich nur das Ziel versteckt, die SPD durch die „Ablösung der 

Alten durch die Jungen“ zu „verbessern“. 

Die Krise in der SAJ hat schon im Anfang 1930 zu einem organisatorischen Rückgang geführt. Wenn 

auch im zweiten Quartal 1930 die SAJ von geringer Zunahme spricht – die stark zu bezweifeln ist, – 

so zeigen die Ziffern folgendes: Die SAJ hat „in der Zeit von Anfang Januar bis Ende Juni nach ihren 

eigenen Angaben nur um 90 Mitglieder zugenommen“. Mitglieder-„Bestand am An-[14]fang des ers-

ten Quartals 55.958, Zunahme 324, Abnahme 2278, Bestand am Ende des ersten Quartals 54.004“ 

(„Der Führer“, Nr. 11, 1930). Während zehn SAJ-Bezirke eine Zunahme berichten, muß die SAJ-

Führung selbst in 22 Bezirken einen Mitgliederrückgang feststellen. 

Wenn wir die Ursachen, die die SAJ-Bürokraten für den Niedergang selbst angeben, nachlesen, so 

zeigt sich, daß diese Jugendorganisationen durch ihre Führer mit dem kapitalistischen Staatsapparat 

nahezu auf Gedeih und Verderb verwachsen ist, nur in Abhängigkeit von der Bourgeoisie lebt. Im 

genannten „Führer“ heißt es über die Ursachen des Rückganges der SAJ: 

„Mängel in der Organisation sind beispielsweise ungenügende Zusammenkunftsräume. Eine Besse-

rung ist hier für die nächste Zeit nicht zu erwarten. Der Bau von Jugendheimen ist bei der Finanzmi-

sere in Reich, Ländern und Gemeinden so ziemlich ausgeschlossen ..., ganz zu schweigen von dem 

Zusammenschmelzen der öffentlichen Zuschüsse, die nach aller Voraussicht im nächsten Jahre ganz 

verschwinden werden ..., daran können die aktivsten Mitglieder, die besten Funktionäre auf die 

Dauer nichts ändern ...“ 

„Arbeitslose Jugendliche sind schwer für die SAJ zu gewinnen. Und wenn unsere Funktionäre lange arbeitslos 

sind, dann kommen sie zur Resignation, die die Spannkraft für die Jugendarbeit schwächt. Dagegen ist nicht 

viel zu machen.“ 

Hier ist bald jeder Kommentar überflüssig. Diese Sprache und Ideologie sind wirklich die des Nie-

dergangs und der Krise. Wir dürfen uns aber keineswegs angesichts einer solchen Ideologie der Illu-

sion hingeben, als ob auch die SAJ von selbst liquidiere und die Mitglieder von selbst den Weg zu 

uns finden. Um die Massen der kampfgewillten Mitglieder müssen wir kämpfen. Die SAJ-Führer 

selbst versuchen den Niedergang der SAJ aufzuhalten und die Krise zu überwinden durch die 
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Anwendung neuer Methoden, mit denen sie sich der Politisierung der Jugend anpassen wollen. Auch 

spielen die „linken“ Jugendbürokraten in der Zeit des Niedergangs eine viel größere und gefährlichere 

Rolle. Sie setzen sich zur Aufgabe, unter Anwendung „linker“ Phrasen, selbst mit dem Mittel eigener 

Gruppenbildung, den Uebergang kampfgewillter SAJ-Jungarbeiter zu uns zu verhindern und diese 

für die SPD zu erhalten. Deshalb muß unser Kampf gegen diese „linken“ Heuchler viel rücksichtslo-

ser und schärfer geführt werden. 

Es muß auch darauf hingewiesen werden, daß die Entwicklung der gewerkschaftlichen Jugendsekti-

onen eine entgegengesetzte Tendenz aufweist. Das spricht nicht für den Reformismus, sondern es 

zeigt, daß wir noch nicht verstanden haben, durch unsere Fähigkeit in den Gewerkschaften den Ein-

fluß der Sozialfaschisten zu untergraben. 

Wir mobilisieren die werktätige Jugend zur Volksrevolution gegen den Faschismus 

Dieser verschärfte Kampf um die Jugend stellt uns große Aufgaben. Ob die werktätige Jugend von 

uns oder vom Klassenfeind beeinflußt wird, hängt von unserer eigenen Massentätigkeit ab. 

[15] Im letzten Wahlkampf haben wir zweifelsohne große Massen werktätiger Jugend für unser so-

ziales und nationales Befreiungsprogramm mobilisiert. Etwa 1,5 Millionen Jungwähler stimmten für 

uns. Diesen sind noch hinzuzuzählen jene Jugendlichen unter 20 Jahren, die mit uns marschieren, 

aber im kapitalistischen Staat kein Wahlrecht haben. 

Unser Jugendverband marschiert vorwärts, das findet seinen Ausdruck in der wachsenden Mitglie-

derzahl des KJV, in der gesteigerten Aktivität des Jugendverbandes. 

Unsere Erfolge auf dem Gebiete der Jugendarbeit sind zweifelsohne zurückzuführen auf die richtige 

Linie der Partei und des Jugendverbandes im Kampfe um die Jugendmassen. 

Aber der verschärfte Kampf um die Jugend erfordert die Steigerung der Aktivität der Partei und des 

Jugendverbandes im Kampf um die Massen der werktätigen Jugend. Wir haben noch in ungenügen-

dem Maße verstanden, unseren wachsenden Masseneinfluß, wie er sich im letzten Wahlkampf offen-

barte, in die konkrete Organisierung des Kampfes für die wirtschaftlichen und politischen Forderun-

gen der Jugend umzuwandeln. 

Der werktätigen Jugend, die den Ausweg aus Elend und Not sucht, die nach Geltung strebt und vom 

Tatendrang beseelt ist, haben wir unseren einzigen proletarischen Ausweg noch nicht genügend pro-

pagiert und das Beispiel des sozialistischen Aufbaus in der Sowjetunion und seine Erfolge für die 

Jugend in dieser Beziehung ungenügend ausgewertet. Ebenso führen wir den ideologisch wehrhaften 

Massenkampf gegen den Faschismus ungenügend. Zu den Hauptschwächen des Jugendverbandes 

gehört zweifelsohne ebenfalls seine immer noch ungenügende Betriebs. und Gewerkschaftsarbeit, ein 

gewisses Unverständnis für die Notwendigkeit der Mobilisierung der werktätigen Mädchen, ungenü-

gende Beweglichkeit bei der Ausarbeitung konkreter Forderungen für die Betriebe und auch für die 

werktätige Jugend im Büro und auf dem Lande. 

Auch in unserer Parteiarbeit zeigen sich in der unteren Organisation noch starke politische Schwä-

chen bei der Mobilisierung der werktätigen Jugend. Charakteristisch in dieser Beziehung ist der letzte 

Berliner Metallarbeiterstreik, wo sich nicht nur bei Funktionären der RGO, sondern auch bei Partei-

funktionären unklare und falsche Auffassungen über die Einbeziehung der Lehrlinge in den Streik 

zeigten. Obwohl in dem zentralen und bezirklichen Forderungsprogramm der RGO und Partei die 

Jugendforderungen fast überall berücksichtigt sind, zeigt sich bei der Ausarbeitung betrieblicher und 

örtlicher Forderungsprogramme noch in nicht unerheblichem Maße der Mangel, daß die Forderungen 

für die werk. tätige Jugend einfach vergessen werden. Das ist ein deutliches Zeichen für die politische 

Unterschätzung der Jugendarbeit. Aehnliche Beispiele ließen sich aus jedem Streik, jeder Erwerbslo-

senaktion usw. anführen, wo wir als Partei immer noch nicht daran denken, die Beschlüsse des Wed-

dinger Parteitages und anderer Kon-[16]gresse über die Einbeziehung der Jugend in alle Kampfor-

gane und Kampfaktionen, der Unterstützung des Jugendverbandes wirklich praktisch anzuwenden. 
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Alle diese Schwächen des Jugendverbandes und der Partei müssen wir rücksichtslos ausmerzen. Die 

strategische Wendung der Partei und des Jugendverbandes zur Mobilisierung des werktätigen Volkes 

zur Volksrevolution gegen den Faschismus erfordert den verstärkten Kurs auf die werktätigen Ju-

gendschichten. 

Zur Herausarbeitung der revolutionären Einheitsfront des Proletariats ist der verstärkte Kurs des 

Jugendverbandes auf die Betriebe, der Schaffung von RGO-Gruppen in den Betrieben notwendig. 

Bei dieser Arbeit muß die Partei dem Jugendverband in den Betrieben die stärkste Hilfe leisten. Zur 

Durchführung der Antifaschistischen Massenkongresse, bei der Bildung der „Aktionsausschüsse ge-

gen den Faschismus“ bei den Betriebsrätewahlen muß die werktätige Jugend stärkstens berücksich-

tigt werden. 

Die Mobilisierung der werktätigen Jugend für die Volksrevolution stellt dem Jugendverband noch 

besonders große Aufgaben. Das soeben beendete Plenum des ZK. des KJVD beschloß, in allen Be-

zirken Kampfkongresse werktätiger Jugend gegen Hungerkatastrophe und Faschismus durchzufüh-

ren. Diese Kongresse müssen vorbereitet werden mit der Ausarbeitung konkreter Kampfforderungen 

für alle Schichten werktätiger Jugend und müssen durchgeführt werden im Zeichen revolutionärer 

Einheitsfront, der Mobilisierung sozialdemokratischer, christlicher, unorganisierter und organisierter 

Jungwerktätiger und auch der heute noch von der NSDAP irregeführten Jungarbeiter. 

Wenn sich der Jugendverband die Aufgabe gestellt hat, seine Mitgliedszahl bis zum 6. Reichsjugend-

tag zu verdoppeln, so ist die Lösung dieses Ziels mit der Durchführung der genannten politischen 

Aufgaben möglich. Mit der Durchführung dieser großen Aufgaben, des verstärkten Kampfes um die 

Massen der werktätigen Jugend, aus den Betrieben und Massenorganisationen wird der Jugendver-

band seinen 6. Reichsjugendtag Ostern 1931 in Berlin durchführen, noch massenmäßiger und gewal-

tiger, wie der Aufmarsch der 100.000 in Leipzig. 

* 

Der Weg zum Faschismus in den Gemeinden  
Von Paul S c h w e n k  

Wahre proletarische Selbstverwaltung ist nur im Sowjetstaat möglich. Selbstverwaltung kann es im 

kapitalistischen Staat nicht geben, weil das Wesen der Selbstverwaltung jener Funktion widerspricht, 

die die Gemeinden im kapitalistischen Staat zu erfüllen haben. Die Gemeindeverwaltungen sind die 

untersten Organe zur Vollstreckung des politischen Willens der herrschenden Klasse, Klassenorgane 

[17] nicht für, sondern gegen die werktätige Bevölkerung. Selbstverwaltung war und ist im kapitalis-

tischen Staat stets eine Fiktion, um den Klassencharakter der sogenannten Selbstverwaltungskörper-

schaften zu verhüllen, um die Massen zu veranlassen, sich freiwillig in den Dienst der Klasseninte-

ressen der Bourgeoisie zu stellen. In der Nachkriegszeit hat besonders die Sozialdemokratie die Fik-

tion genährt. Dieser Volksbetrug ist ihr auch in großem Ausmaße gelungen. Viele Proleten sind noch 

heute in dieser Ideologie befangen. Hinter diesem Nebel vollzieht sich seit Jahren schon die Entwick-

lung zur faschistischen Diktatur in den Gemeinden. 

Die Bourgeoisie, deren Wirtschafts- und Staatssystem, vom Fieber der Weltkrise geschüttelt, bis in die 

Grundfesten erschüttert ist, sieht in der faschistischen Diktatur die einzige Rettung. Sie muß im Inte-

resse der Aufrechterhaltung ihrer Klassenherrschaft alle Rücksicht fallen lassen, muß mit rauher Hand 

die von ihr und ihrem sozialdemokratischen Flügel gehätschelte Ideologie zerstören; sie kann den 

brutalen Klassencharakter der Gemeindeverwaltungen nicht mehr mit ethischen Floskeln verhüllen. 

Die Gemeindeverwaltungen selber liebten es, sich die scheinheilige Maske humanitärer und sozialer 

Einstellung vorzubinden. Sie trugen schon in der Vorkriegszeit mitunter, besonders aber in der Nach-

kriegszeit, eine Opposition gegen die Staatsgewalt zur Schau, die vom naiven Staatsbürger durchaus 

als echt empfunden wurde. Je bedrängter die Lage der Kapitalistenklasse geworden ist, um so weniger 

kann sie derartige oppositionelle Mätzchen dulden. 

Außerdem nahm die sich fortgesetzt und immer rapider zuspitzende Situation den Gemeindever-

waltungen alle Möglichkeiten, durch Kredite, Anleihen, stille Reserven usw.,  sich über gewisse 
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Schwierigkeiten hinwegzusetzen, sich aus ihnen herauszuwinden ohne deutlicher als Klassengegner 

der Werktätigen in Erscheinung treten zu müssen. Das Hinabgleiten des ökonomischen und politi-

schen Systems des Kapitalismus in den Abgrund erlaubt der Zentralgewalt nicht, den Lokalorganen 

(Gemeindeverwaltungen) irgendeinen Spielraum zur Einschläferung der Massen zu lassen. Dadurch 

kommen die Vollzugsbeamten der herrschenden Klasse, die Gemeindebürokratie, zwischen zwei 

Feuer. Die Staatsgewalt zwingt sie, ganz offen als Zwangsvollstrecker gegen die Werktätigen aufzu-

treten. Die Ausgebeuteten wiederum erkennen immer klarer die wahre Rolle der Gemeindeverwal-

tungen, und alle Illusionen über Selbstverwaltung verflüchtigen sich, weichen der klaren Erkenntnis 

von der Notwendigkeit revolutionärer Ueberwindung a l l e r  Unterdrückungsorgane, also auch der 

Gemeindeverwaltungen. Und weil sich hier die politischen Gegensätze am unmittelbarsten berühren, 

weil hier Massenelend und Hungerqualen zuerst auf einen sichtbaren und greifbaren Widerstand, oft 

auf höhnische Zu-[18]rückweisung stoßen, findet auch hier der erste Zusammenprall in den sich ent-

wickelnden politischen Kämpfen statt. 

Was Sozialdemokraten und sonstiges Bürgertum gern als bloße Radauszenen diffamieren möchten, 

das ist in Wirklichkeit der sinnfällige Ausdruck des gewaltigen Ankämpfens aller Werktätigen gegen 

ein politisches System, das sie mit blutigem Terror und Hungertod bedroht. 

* 

Vielfach wird geglaubt, es habe schon einmal so etwas wie eine Selbstverwaltung der Gemeinden im 

kapitalistischen Staat gegeben. Das trifft keinesfalls zu. 

D i e  S t äd teo r dnung  de s  abso lu t en  Po l i z e i s t a a t e s, enthalten im 8. Titel des 2. Teiles des 

Preußischen Allgemeinen Landrechts von 1794 (5 Jahre nach Ausbruch der großen französischen 

Revolution), – auf das sich Braun und Severing jetzt berufen bei der Einsetzung der Staatskommis-

sare! – dieses Landrecht räumte der Stadtverwaltung nur die Stellung einer Staatseinrichtung zur bes-

seren Erreichung des Staatszweckes ein, ohne eine Spur von Autonomie. Auch die vielgerühmte 

Steinsche Städteordnung von 1808 gab nur den männlichen Bürgern mit einem bestimmten Einkom-

men das Wahlrecht. Aufsichtsrecht und Bestätigungsrecht waren selbstverständliche Bestandteile 

dieser „Reform“. Sehr bald wurde sie aber im Sinne des alten Obrigkeitsstaates zurückrevidiert 

(1831). Im Jahre 1853 erhielt sie von der finsteren Reaktion, die auf die 48er Revolution folgte, die 

Gestaltung, in der sie bis 1918 gegolten hat. 

Das in der Vorkriegszeit für die Gemeindewahlen vorgeschriebene Drei-Klassen-Wahlrecht, ver-

schärft durch das Hausbesitzerprivileg – mindestens die Hälfte aller Sitze in allen drei Klassen waren 

dem Hausbesitz vorbehalten – war an sich ein Hohn auf die Selbstverwaltung. Dazu kam: Frauen 

waren vom Wahlrecht ausgeschlossen; das Wahlalter betrug 24 Jahre; wer Gemeindeunterstützung 

bezog, verlor das Wahlrecht; die Stimmabgabe war öffentlich. So war dafür gesorgt, daß die Werk-

tätigen nirgends ausschlaggebenden Einfluß erlangen konnten; der herrschenden Klasse war die ab-

solute Mehrheit in der Gemeindevertretung und damit in der Gemeindeverwaltung gesichert. 

Das Mißtrauen gegen das liberale Bürgertum war jedoch so stark, daß das halb absolutistische Kö-

nigtum neben dem schmachvollen „Wahl“recht auch noch die Sicherung des Staatszweckes durch 

das Bestätigungsrecht für die obere kommunale Verwaltungsbürokratie, das unbeschränkte Auf-

sichtsrecht und die Anordnungsgewalt gegen die Gemeinden für sich in Anspruch nahm. 

Nach 1918 wurde zwar das Drei-Klassen-Wahlrecht beseitigt, das Frauenwahlrecht eingeführt, das 

Wahlälter auf 20 Jahre herabgesetzt, [19] aber im übrigen blieben alle reaktionären Bestimmungen, 

ja sogar die des allgemeinen Landrechts von 1794, bestehen. 

„Auch der Entwurf einer preußischen Städteordnung, den die Regierung (Braun-Severing! d. Verf.) im Jahre 

1922 dem Landtag unterbreitete, hat bedauerlicherweise von einer radikalen Beseitigung des Bestätigungs-

rechts abgesehen, er enthielt eine Bestimmung, daß die gewählten Bürgermeister und Stadträte der Bestätigung 

bedürfen, daß aber lediglich wegen der Zugehörigkeit zu einer politischen Partei die Bestätigung nicht versagt 

werden darf!“ (So zu lesen im Kommentar zu den kommunalpolitischen Richtlinien der Sozialdemokratischen 

Partei 1929 – Seite 41.) 
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Die konterrevolutionäre Rolle, die die Sozialdemokraten auch auf dem Gebiet der Kommunalverfas-

sung gespielt haben, führt gradlinig bis zur gegenwärtigen offenen Unterstützung der faschistischen 

Diktatur. 

* 

Durch die Beseitigung der Schranken des plutokratischen Dreiklassenwahlrechts war den werktätigen 

Massen allerdings die „theoretische“ Möglichkeit gegeben, ausschlaggebend in der Gemeindevertre-

tung wie in der Verwaltung zu werden. In der Praxis war dies jedoch unmöglich, denn erstens trieben 

die Sozialdemokraten hier wie in den Länderparlamenten und im Reich mit den Bürgerlichen Koali-

tionspolitik. Sie konnten das in den Gemeinden um so leichter, als die Massen von den Phrasen von 

Demokratie, von Selbstverwaltung, von Gemeindesozialismus noch völlig umnebelt waren. Zweitens 

zeigte sich hier wie bei allen Wahlen, daß im kapitalistischen Staat selbst das freieste Wahlrecht zur 

Farce wird, daß die Klassenfeinde des Proletariats Stimmenzahlen, Mandate und Einfluß erhalten, 

die geradezu umgekehrt proportional ihre zahlenmäßigen Stärken sind. Und drittens ist durch die 

Organisation der gesamten Staatsverwaltung und durch Gesetzgebungs- und Verordnungsrecht wie 

durch Aufsichts- und Anordnungsbefugnis dafür gesorgt, daß dem Klasseninteresse des Kapitals kein 

Schaden geschieht. 

Der Nebel von Illusionen konnte nicht lange bestehen bleiben. Die Folgen des Weltkrieges lasteten 

auf den Massen. Die Kriegsgewinnler suchten nach Profitmöglichkeiten für ihre Kriegsgewinne. 

Weltmarkt und Absatzmöglichkeiten waren völlig verändert. Die Tributlasten kamen hinzu. Die inne-

ren Widersprüche des Kapitalismus traten schärfer hervor und damit zugleich auch die Zuspitzung 

der Klassengegensätze. Inflation, Rationalisierung, Zoll- und Steuerraub, Lohn- und Gehaltsabbau, 

Sozialreaktion, das waren und sind die Rettungsversuche der Bourgeoisie. Die Stabilisierung ihrer 

Wirtschaft erreichte die Ausbeuterklasse dadurch nicht. Ihr System wurde nur Immer tiefer erschüttert. 

Steigende Massenverelendung war die naturnotwendige Begleiterscheinung. Die wachsende Zahl 

desillusio-[20]nierter Arbeiterschichten lernte den Sinn des kommunalpolitischen Kampfes der Kom-

munisten begreifen. Die zunehmende Zahl revolutionärer Gemeindevertreter legte davon Zeugnis ab. 

Sozialdemokraten und Bürgerliche hatten früh genug erkannt, welche Schwierigkeiten ihrem gesam-

ten Staatsorganismus erwachsen mußten, wenn sich der im Klasseninteresse des Großkapitals getrie-

benen Politik in den Gemeinden Widerstände entgegenstellten. Und so arbeitete die Bourgeoisie mit 

Hilfe ihres sozialdemokratischen Flügels unablässig daran, neben den bereits bestehenden weitere 

Sicherungen dafür zu schaffen, daß der politische Wille der herrschenden Klasse unbedingt auch in 

den Gemeinden verwirklicht, durchgesetzt werde. Alle Maßnahmen in dieser Richtung waren Schritte 

auf dem Wege zur faschistischen Diktatur, die aber von großen Teilen der werktätigen Bevölkerung 

nicht als solche erkannt wurden. 

Als das wirksamste Instrument in dieser Hinsicht hat sich die E r zbe r ge r s che  F inanz r e f o rm  

von 1920 erwiesen. Durch sie ging die Steuerhoheit im wesentlichen auf das Reich über. Das Ge-

meindebudget, das vorher hauptsächlich aus Zuschlägen zur Einkommensteuer gespeist wurde, ist 

seitdem von den Ueberweisungsbeträgen abhängig, die aus dem Reichsfinanzausgleich, verschlim-

mert durch die Finanzausgleichsgesetze der Länder, fließen. Die Konzession an den Länder-Partiku-

larismus, den Einzelstaaten die Realsteuern (Grund- und Gebäude- sowie Gewerbesteuer) zur selb-

ständigen Regelung zu überlassen, ist inzwischen durch die Brüning-Verordnung vom 1.12.1930 

auch aufgehoben. 

Die Gemeinden wurden durch den Finanzausgleich finanziell völlig in die Hand der Zentralgewalt 

gegeben. Das Recht, Zuschläge zur staatlichen Grundvermögenssteuer und zur staatlich veranlagten 

Gewerbesteuer zu erheben, gewährte ihnen zwar noch einen gewissen Spielraum, aber auch damit ist 

es seit der Dezember-Notverordnung endgültig vorbei. 

Gegen die Gemeinden, in die ein immer stärkerer Einstrom revolutionärer Elemente erfolgte, führte 

die Bourgeoisie unter Mitwirkung der SPD nun zugleich von zwei Seiten her die Offensive sowohl 

um den proletarischen Einfluß zu paralysieren, als auch um die Reichs- und Länderetats von den 
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Kriegsfolgen und von der Fürsorge für die Opfer des immer mörderischeren Ausbeutungsprozesses 

zu entlasten. Sie mußte so vorgehen, um zur Sicherung ihres Profits und ihrer Klassenherrschaft die 

Mittel für den Ausbau des Machtapparates nach innen und außen zur Verfügung zu haben. Den Ge-

meinden wurden durch Reichs- und Landesgesetzgebung Aufgaben aufgebürdet, die ihrem ganzen 

Wesen und Umfange nach keine kommunalen, sondern staatliche Aufgaben waren. (Allg. Fürsorge-

pflicht, [21] Jugendfürsorge, Erwerbslosen- und Krisenfürsorge usw.) Darüber hinaus schränkten 

Reich und Länder die Aufwendungen für die bei ihnen verbliebenen sozialen und kulturellen Aufga-

ben in immer größerem Umfange ein und wälzten auch dadurch Lasten von Hunderten von Millionen 

auf die Gemeinden über. 

Die zwei Angriffslinien liefen miteinander parallel, Lastenüberwälzung auf die Gemeinden und 

f o r t gese t z t e  Ve r sch l ech te r ung  de s  F inanzausg l e i ch s. Die absoluten Zahlen dar Ueber-

weisungsbeträge sind zwar gestiegen, der prozentuale Anteil jedoch ständig zurückgegangen, so daß 

die Gemeinden sowohl im Vergleich zum Vorkriegsanteil als auch bezüglich des ersten Finanzaus-

gleichs, vor allem aber relativ zu den aufgebürdeten Lasten von Jahr zu Jahr schlechter abschnitten. 

Die Hungersnotverordnungen, verbunden mit dem Rückgang der Steuereinnahme infolge Kapital-

flucht, Steuerbetrug und auch als Auswirkung der Wirtschaftskrise, bedeutet für die Gemeinden Preu-

ßens allein im Rechnungsjahre 1931 ein Weniger von rund 950 Millionen! 

Der auf beiden Wegen bewußt erzeugte fortgesetzt gesteigerte Druck Ruf die Gemeinden soll sie 

hindern, dem Massendruck der verelendenden Volksschichten nachzugehen. 

Dieser, dem politischen Willen der Hochfinanz und des Schwerkapitals entsprechenden Politik fügten 

sich die bürgerlich-sozialdemokratischen Mehrheiten in den Gemeindeparlamenten und auch die lei-

tende Verwaltungsbürokratie willig ein. Zum Zwecke des Volksbetrugs maskierten sie ihre innere 

Uebereinstimmung mit einigem oppositionellen Theaterdonner und Scheinprotesten, um aber stets, 

wenn sie von den Kommunisten vor konkrete Entscheidungen gestellt wurden, sich auf den Boden 

der gegebenen, d. h. arbeiterfeindlichen Tatsachen zu stellen. 

Mit welcher Unbedingtheit sich die leitende Verwaltungsbürokratie auf den faschistischen Kurs ge-

gen die Werktätigen einstellt, lehrt ein Artikel von M u l e r t  im „Städtetag“, wo er zwar die Berech-

tigung der Bedenken gegen die Diktatursteuern zugibt, aber doch von den Gemeinden verlangt, daß 

sie sie rücksichtslos durchführen. Die massenhafte Einsetzung von Staatskommissaren und die 

Zwangsfestsetzung der Diktatursteuern in zahlreichen Gemeinden wertet er nur als Schönheitsfehler. 

Von einer Krise der Selbstverwaltung könne deswegen nicht gesprochen werden! Er bedauert nur, 

daß neben dem Notverordnungsrecht des Reichskanzlers nicht auch den Magistraten bzw. Bürger-

meistern ein Notbeschlußrecht gegeben sei!! 

Mulert ist Präsident des Deutschen und Preußischen Städtetages. Er gebärdet sich gern als Gralshüter 

der Selbstverwaltung, enthüllt aber durch seine Ausführungen, daß er, wie auch die Sozialdemokra-

ten, die nackteste Diktatur noch unter den Begriff „Selbstverwaltung“ [22] einbezieht. Der Oberbür-

germeister Br aue r, Altona, eine kommunalpolitische Koryphäe der Sozialdemokratie und auch als 

Oberbürgermeisterkandidat für Berlin genannt, hat es fertigbekommen, sich von seinem Parteigenos-

sen Severing die Bevollmächtigung zum Staatskommissar geben zu lassen. Mit diesem Dolch im 

Gewande trat er vor seine Stadtverordnetenversammlung, frug sie, ob sie der Einführung der Dikta-

tursteuer zustimmen wolle, um auf die Verneinung hin sofort sich in Kommissariatspose zu werfen 

und kraft seiner Vollmacht die Steuern festzusetzen. So verhöhnt die SPD eine wichtige Forderung 

ihres Kommunalprogramms und damit ihre eigenen Wähler. Mit dieser beispiellosen Unverfrorenheit 

sind sie richtunggebend für die Durchführung der Diktatur in den Gemeinden. 

* 

Bis zu welcher Vollendung sich die bürgerlich-sozialdemokratischen Mehrheiten Verwaltungen der 

Gemeinden in großkapitalistische Interessenpolitik, also auch in die Aushungerungspolitik gegen die 

Gemeinden eingliederten, ergibt sich aus den Bestrebungen, trotz stärkster finanzieller Drosselung 

den kommunalen Aufgabenkreis, soweit er wesentlich bürgerliche Interessensphären berührt, doch 
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noch zu erfüllen. Es handelt sich dabei um Aufgaben, die scheinbar im Interesse der Werktätigen 

liegen, wie Straßenbau, Wohnungsbau, Wohlfahrt, Gesundheit, Schule usw., die aber von der Bour-

geoisie nur vom Standpunkt ihres Klasseninteresses betrachtet und durchgeführt werden. Der dop-

pelseitige Charakter dieser Gebiete der Kommunalpolitik bot noch dazu erwünschte Gelegenheit, die 

nackteste Profit- und Interessenpolitik in ein soziales Mäntelchen einzukleiden. Die bürgerlich-sozi-

aldemokratischen Roßtäuscher legten sich zu diesem Zweck aufs Schuldenmachen. So konnte sich 

die Gesellschaft eine Zeitlang aus mancherlei Schwierigkeiten herauswinden. Die Kommunalver-

schuldung, die durch die Inflation faktisch verflüchtigt war, ist in sechs Jahren bereits wieder auf 7,5 

Milliarden angewachsen. 

Lange blieb dieser Ausweg nicht offen. Die Inflationsgewinne der Banken und der Schwerindustrie 

waren zur Erneuerung und Erweiterung des Produktionsapparates verwendet worden. Das hatte im 

Hinblick auf die verlorenen Kolonial- und sonstigen Absatzgebiete und auf die im allgemeinen ver-

minderte Aufnahmefähigkeit des Weltmarktes zu einer Ueberinvestition, zu einer Aufblähung des 

Produktionsapparates geführt. Dieser Umstand, zunehmende Kapitalflucht und die immer stärkere 

Abzapfung durch Reparationszahlungen, verursachte einen erheblichen Geldmangel. Es fehlte an Be-

triebskapital. Auch die Industrie brauchte Anleihen. 

Der private Anleihebedarf wuchs mit den zunehmenden Absatzschwierigkeiten und infolge der Tri-

butlasten. Die gesamte kapitalistische Welt hatte ihre Wettbewerbsfähigkeit enorm gesteigert. Die 

[23] deutschen Kapitalisten waren stark in Nachteil geraten, nicht zum wenigsten gerade durch die 

Art der Reparationsverpflichtungen. Die Rationalisierung war der vermeintliche Weg zur Rettung. Er 

erforderte einige Milliarden Neuinvestitionen, also abermals einen riesigen Anleihebedarf, der nicht 

im Inlande gedeckt werden konnte. Das war der eine Grund, weshalb in der Anleiheberatungsstelle 

unter Schacht eine Schranke für die Geldbedürfnisse der öffentlichen Hand aufgerichtet wurde. 

Ein anderer Grund war, die Umgehung des politischen Willens der herrschenden Klasse abzuriegeln. 

Die Gemeinden sollten gezwungen werden, nur so viel an Arbeitsbeschaffung, Wohnungsbau, Sozial- 

und Kulturpolitik zu betreiben, als die Großbourgeoisie vom Standpunkte ihres Klasseninteresses für 

zulässig hielt und gestattete. 

Und schließlich kam noch ein dritter Beweggrund hinzu, soviel Einfluß des Privatkapitals auf die 

kommunalen Ve r so r gungsbe t r i ebe  zu gewinnen, um im gegebenen Augenblick den Zugriff auf 

diese wertvollen Vermögensobjekte, ausgestattet mit Monopolcharakter, zu sichern, inzwischen aber 

einen enormen Anteil an den Ueberschüssen der Werke als Kapitalrente in die Kassen des Bank- und 

Privatkapitals zu leiten. Die kommunalen Werke waren im Laufe der geschilderten Entwicklung mit 

Hilfe der Sozialdemokraten zu einem wichtigen Mittel des Ausgleichs der Kommunalfinanzen ge-

worden. Während sie 1925 etwa 8 Prozent zum Finanzbedarf der Gemeinden beitrugen, waren es 

1929 bereits im Durchschnitt 18 Prozent (in Einzelfällen sogar bis 37 Prozent) und 1930 werden es 

sicher 25 Prozent sein. 

Die Ausplünderung der Konsumenten und Ausbeutung der Belegschaften der kommunalen Werke ist 

mit diesen enorm hohen Zahlen noch keinesfalls erschöpfend dargestellt. Bürgerlich-sozialdemokra-

tische Mehrheiten in Gemeindevertretung und Verwaltung gingen in immer schärferem Tempo zur 

sogenannten Selbstfinanzierung über, d. h. in Anpassung an die vom Privatkapital betriebene Preis-

treiberei und Warenverteuerung wurden die Werkstarife so hoch gehalten oder getrieben, daß aus den 

laufenden Einnahmen, aus dem Verkauf der Werksprodukte innerhalb weniger Jahre Hunderte von 

Millionen für Betriebserweiterungen herausgewirtschaftet wurden. 

Um nur ein Beispiel anzuführen: Die Berliner städtischen Elektrizitätswerke haben vom 1.1.1925 bis 

31.12.1929 folgende Riesensummen aus Konsumenten und Belegschaft herausgepreßt: 

Barleistungen an die Stadtkasse 120 Millionen 

Schuldentilgung für die Stadt 56  " 

Aufwendungen aus laufenden Mitteln für Betriebserweiterungen 165  " 

    Sa. 341 Millionen 
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[24] Innerhalb 5 Jahren bei einem Gesamtumsatz von 667 Millionen sind das fast 52 Prozent. So viel 

wird jedoch ausschließlich aus den Tarifen für Niederspannungsstrom herausgeholt. Der Durch-

schnittspreis für eine Kilowattstunde beträgt hier rund 28 Pfg., während die Hochspannungsabnehmer 

nur 4,5 Pfg. im Durchschnitt zu zahlen brauchen. Muß da der Appetit des Privatkapitals auf solche 

Profitmühlen nicht wachsen? 

Auch die Ausbeutung der Arbeiter und Angestellten ist enorm. Die Eigenstromerzeugung der Berli-

ner Elektrizitäts-Werke wuchs von 1924 bis 1929 von 184 auf 1118 Millionen Kilowattstunden, ver-

sechsfachte sich, aber die Zahl der Arbeiter und Angestellten stieg nur von 3766 auf 7426, verdop-

pelte sich knapp. Ist es da ein Wunder, wenn die Bourgeoisie ihren sozialdemokratischen Personal-

chefs und Direktoren, den Brolats, fürstliche Gehälter bewilligt? 

Tarifwucher, Lohndruck, Massenentlassungen, Maßregelung roter Betriebsräte und oppositioneller 

Elemente unter Anwendung von Betriebsspitzeleien und ähnlichen Terrormaßnahmen kennzeichnen 

auch auf diesem kommunalpolitischen Teilgebiet die zunehmende Faschisierung und die Wegberei-

tung des Faschismus durch die Sozialdemokraten. Die Herausnahme der Werke aus der städtischen 

Verwaltung und Kontrolle, ihre Verselbständigung, war die erste, besonders von den Sozialdemokra-

ten geförderte Voraussetzung für diesen Entwicklungsprozeß. 

Die Werke sind aber auch oft dazu benutzt worden, für die vom Kapitalmarkt hermetisch abgeschlos-

senen Gemeinden einzuspringen und für sie Anleihen aufzunehmen, neben dem eigenen nicht durch 

Selbstfinanzierung zu deckenden Anleihebedarf. Hierbei zeigte sich die mit der Finanzdrosselung 

und Anleihesperre verfolgte Tendenz des Privat-, insbesondere des Bankkapitals in grellster Beleuch-

tung. Die Großbanken, unter Beteiligung auch der staatlichen Bankinstitute, wie z. B. der Preußischen 

Staatsbank, forderten geradezu unverschämte Zinsen und Provisionen, Effektivverzinsungen von 11 

und 12 Prozent, also 4 bis 5 Prozent über den für Auslandsgeld geforderten, sind keine Seltenheit. 

Daneben werden noch Sicherheiten, d. h. Verpfändungen, in erster Linie natürlich der Werke gefor-

dert. Schließlich geben die Banken nur noch kurzfristige Kredite unter noch schwereren Bedingun-

gen. Sie verlangen, daß die Wirtschaft der Werke nach dem Willen der Banken geführt werde. Damit 

sichern sie sich den Einfluß auf Tarif- und Lohnpolitik der Werke, wie es sich jetzt zum Beispiel bei 

der Berliner Verkehrs-A.-G. zeigt, und haben es mittels der kurzfristigen Kredite in der Hand, zu 

bestimmen, wann sie den Strick zuziehen und die Werke völlig an sich bringen wollen. Das ist der 

„Gemeindesozialismus“ der SPD. 

* 

[25] Auf dem verschiedensten Wege ist so die Basis geschaffen worden, auf der immer unter bewuß-

ter Mitwirkung der SPD die f a s ch i s t i s che  D ik t a t u r  i n  a l l en  Ver zwe i gungen  de s  S t aa t s -

o r gan i smus  von  de r  Gem e i nde  b i s  zu r  Re i chzen t r a l e  E i ngang  ge f unden  ha t. 

Natürlich kann weder die Sozialdemokratie noch der übrige Teil der Bourgeoisie bei der unverhüllten 

Anwendung faschistischer Methoden Kommunisten gebrauchen. Deshalb müssen sie aus ihren Aem-

tern entfernt werden, wie es in Mitteldeutschland und anderwärts geschehen ist. Bestätigungen von 

Kommunisten in Gemeindefunktionen werden jetzt grundsätzlich versagt. Und wiederum zeichnen 

sich dabei die sozialdemokratischen Landräte und Regierungspräsidenten als eifrigste Büttel der 

Bourgeoisie aus. Aber noch besteht eine andere Schwierigkeit. 

Die Wortführer und Anwälte der verelendeten Massen, die Organisatoren der Massenkämpfe gegen 

die Faschisierung, die Kommunisten, sind noch in den Gemeindeparlamenten als die gefürchteten 

Ankläger der kapitalistischen Wirtschaft und der faschistischen Diktatur. Sie werden besonders den 

Sozialdemokraten unbequem, ja, unerträglich. Der schreiende Gegensatz der Worte und Programme 

der sozialdemokratischen Volksbetrüger zu ihren Taten läßt sich um so weniger verhüllen, je rück-

sichtsloser die kommunistische Kritik wird. Darum sind es wiederum in erster Linie Sozialdemokra-

ten, die Geschä f t eo rd nungsve r sch l ech te r ungen  vo r sch l agen  gegen  d i e  Komm u-

n i s t e n, beschließen helfen und durchfuhren. Sie sind es, die sich glatt über Geschäftsordnungen und 

Gesetze hinwegsetzen, um Kommunisten mundtot zu machen und aus den Sitzungen auszuschließen 
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– nicht nur für eine oder mehrere Sitzungen, sondern gleich für die gesamte Dauer der Wahlperiode. 

Sie scheuen sich auch nicht, die Kommunisten mit Polizeigewalt an der Ausübung ihres Mandats zu 

hindern. Sie müssen der mit den Nationalsozialisten liebäugelnden Großbourgeoisie beweisen, daß 

sie ebenso zuverlässige und rücksichtslose, aber erfahrenere und erprobtere Henkersknechte gegen 

die Werktätigen sind als jene. 

Das Selbstverwaltungsgesetz für Berlin, wie die korrespondierenden Gesetze für Preußen, die die 

Gemeindevertretungen zu bloßen Attrappen herabsetzen und die Bürgermeisterdiktatur aufrichten 

wollen, sind Gr ze s i nsk i s  Machwer k  und von den Sozialdemokraten im großen und ganzen ak-

zeptiert worden. 

Schließlich, um das Bild abzurunden, bleibt noch ein Blick auf die Po l i ze i  zu tun. Es ist das „Ver-

dienst“ der Sozialdemokraten, die Polizei in allen größeren Städten, in allen Industrie- und Wirt-

schaftszentren aus der kommunalen Verwaltung herausgenommen, „verstaatlicht“ zu haben. Die Po-

lizei muß, um eine wirksame Bür-[26]gerkriegswaffe in der Hand der Großbourgeoisie zu sein, der 

Kritik und Beeinflussung durch die städtischen Körperschaften entzogen sein. Sie muß streng militä-

risch und nach den strategischen Erfordernissen des Bürgerkriegs organisiert und geschult sein und 

muß so disponibel, so beweglich sein, daß sie jeden Augenblick an jedem beliebigen Brennpunkt des 

Kampfes eingesetzt werden kann. Alle diese Erfordernisse sind nur zu erfüllen, wenn die Polizei-

macht in einer Hand zusammengefaßt ist und wenn die Polizeikräfte andauernd an Erwerbslosen- und 

anderen proletarischen Demonstrationen trainieren können. Die sozialdemokratischen Polizeipräsi-

denten und Polizeiminister haben in dieser Hinsicht eine so ausgezeichnete Arbeit getan, daß sie von 

keinem Bürgerlichen zu übertreffen sind. Eines aber darf nicht übersehen werden: 90  P r ozen t  de r  

Po l i z e i o f f i z i e r e  s ind  o f f ene  Na t i ona l f a sch i s t e n, und wenn auch die Mehrzahl der Mann-

schaften sogenannte Republikaner, d. h. Sozialfaschisten sind, so sind sie doch im Kampf gegen die 

revolutionäre Arbeiterschaft Werkzeug in der Hand der Offiziere, also e i ne  f a sch i s t i s che  

T r upp e, bereit, die faschistische Diktatur in Arbeiterblut zu fundamentieren. 

Die Schwierigkeiten für Bourgeoisie und ihren sozialdemokratischen Flügel, faschistisch-diktato-

risch zu regieren und daneben die Lüge von Demokratie und Selbstverwaltung zum Zwecke des 

Volksbetrugs noch möglichst lange aufrecht zu erhalten, sind groß. Sie haben daher Vorsorge getrof-

fen, um ausweichen zu können. Die Durchführungsbestimmungen zu den Diktatursteuern in Preußen 

(Braun-Severing) haben über das Brüning-Diktat hinaus eine Ermächtigung erhalten zum Eingreifen 

der Aufsichtsbehörde, wenn die Gemeindekörperschaften nicht mit der verlangten Beschleunigung 

diese neuen Steuern, besonders die Negersteuer, einführen. Damit geschieht ein Rückschritt auf die 

reaktionäre Städteordnung von vor 100 Jahren (1831!), die sich allerdings auf den Standpunkt stellte: 

die „kleinen Republiken“ sind unter die Zucht absolutistischer Ordnung zu beugen. Sie verschiebt 

nicht nur das Verhältnis von Magistrat und Stadtverordnetenversammlung stark zugunsten des erste-

ren, sondern formuliert vor allem die Staatsaufsicht in einer Weise, die tatsächlich jede Rechts-

schranke aufhebt. 

Die Vollmacht hat vor allem auch den Zweck, den Fraktionen in den Rathäusern, die dort für den 

Klassenetat und die gesamte arbeiterfeindliche Politik verantwortlich sind, vor allem den Sozialde-

mokraten, ein Feigenblatt zu verschaffen. Diese Gesellschaft wünscht selbstverständlich die rück-

sichtslose Durchführung der Diktatursteuern, aber sie ist zu feige, entsprechende Beschlüsse zu fas-

sen. Da ist ihnen ein in keinem Parlament verantwortlicher Kommissar hochwillkommen. Man wartet 

darum auch gar nicht erst ab, [27] bis die von diesen Patentdemokraten selbst geschaffenen „gesetz-

lichen“ Voraussetzungen zum Zwangseingriff vorliegen, sondern geht gleich summarisch vor. Aehn-

lich wie man auch summarisch verfährt bei der Amtsenthebung von kommunistischen Beamten, bei 

der Nichtbestätigung kommunistischer Stadträte, Beigeordneter und dergleichen und bei dem poli-

zeilichen Hinauswurf ganzer kommunistischen Fraktionen. Kommunisten gegenüber glauben sich 

die sozialdemokratischen Büttel des Großkapitals an keine der von ihnen geschaffenen „gesetzlichen“ 

Schranken halten zu brauchen. 

* 
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So war in großen Umrissen die Entwicklung und so ist der Stand. Daraus ergeben sich eine Reihe 

von wichtigen Schlußfolgerungen für die kommunalpolitische Tätigkeit der Kommunisten und die 

Anhaltspunkte zur kritischen Ueberprüfung der Frage, inwieweit diese Schlußfolgerungen gezogen 

worden sind. Das Ergebnis – das sei vorweg gesagt – ist wenig befriedigend. Die Erkenntnis, daß die 

Kommunalpolitik nur ein Teilgebiet der gesamten Politik ist, unter gar keinen Umständen gesondert, 

sondern im innigsten Zusammenhang mit der Gesamtpolitik behandelt und ausgeübt werden muß, ist 

leider noch längst nicht Allgemeingut in der Partei geworden. Darum werden auch die Kommunal-

politik und ihre Auswirkungsmöglichkeiten vielfach in der verhängnisvollsten Weise unterschätzt. 

Es wird dabei völlig übersehen, daß in der Gemeindeverwaltung die konkrete Auswirkung der Ge-

samtpolitik für die notleidenden Schichten unmittelbar fühlbar, handgreiflich wird und einen unver-

gleichlichen Hebel darbietet zur Revolutionierung der werktätigen Schichten. (Zweiter Artikel folgt.) 

* 

Steuerstreik  
Von W i l h e l m  K o e n e n , Berlin 

Seit 1923 ist es jetzt erstmalig wieder gelungen, über die Steueragitation hinaus zu Steuerak t i o ne n  

zu kommen. Das wird durch die Klassenjustiz ausdrücklich bestätigt. Sie stützt im Oktober 1930 in 

Mitteldeutschland ihre Strafbefehle auf eine im Jahre 1923 vom SPD-Präsidenten Ebert erlassene 

Notverordnung gegen Steuerstreiks. 

Der Weddinger Parteitag hat auf der Grundlage der Beschlüsse des VI. Weltkongresses die Entwick-

lung richtig vorausgesehen, als er zur Gewinnung und Aktivisierung neuer Schichten der Werktätigen 

die Losung des Steuerstreiks wieder herausgab. Die Verschärfung der Wirtschaftskrise und die sich 

daraus ergebende Finanzkrise zwangen die faschistische Bourgeoisie, auf dem Wege diktatorischer 

Verordnungen die ganze Steuerpolitik zu verschärfen. Im Prozeß dieses Ueberganges der Bourgeoisie 

zur Steuerdiktatur entwickelte sich auch die proletarische Antwort des Steuerstreiks zu einer immer 

aktiveren Bewegung. 

Jedoch ist festzustellen, daß, gemessen an der Höhe des neuen Steuerraubes und der Wucht des dikta-

torischen Vorstoßes, die Steuerstreikbewegung noch unendlich schwach blieb. Den Parteiorganisati-

onen [28] fällt der Uebergang zu neuen Kampfformen, wie sie immer wieder gefordert und festgelegt 

wurden, noch sehr schwer. Das gilt nicht nur für die Losung des Steuerstreiks, sondern auch für die 

anderen neuen Kampf. formen, die zur Eroberung neuer Schichten, insbesondere der Jungarbeiter, Ar-

beiterinnen, Angestellten, Beamten, Bauern und Kleingewerbetreibenden erforderlich sind. Aber 

wenn schon verhältnismäßig einfache Formen des proletarischen Massenkampfes wie Mieter s t r e i k  

oder auch Massenstreikposten noch nicht das nötige Verständnis gefunden haben, so kann das für die 

viel komplizierteren Formen der Steuerstreikbewegung noch weniger überraschen. Soll diese Bewe-

gung wirklich zu einem der ak t i ven  Hebe l  gegen die faschistische Diktatur werden, so muß zu-

nächst in der eigenen Partei das politische Verständnis für diese neue Kampfesform geschaffen werden. 

Die aktuelle Bündnislosung 

Der Weddinger Parteitag bezeichnet die Waffe des Steuerstreiks ausdrücklich als ein Mi t t e l  de r  

enge r en  Ve r b i ndung  des proletarischen Befreiungskampfes mit dem Kampf der Mittelschichten 

gegen das Monopolkapital. Die Volksrevolution gegen die faschistische Diktatur ist ohne diese enge 

Verbindung unmöglich. Die Losung der Volksrevolution kann nur aufgestellt und verstanden werden, 

wenn ernsthaft an dem Bündn i s  de r  Mi t t e l sch i ch ten  m i t  dem  Pr o l e t a r i a t  gearbeitet wird. 

Die Losung der Volksrevolution wird nur dann davor gesichert sein, zur hohlen Phrase zu werden, 

wenn wir Kampfformen finden, die wirklich den proletarischen Befreiungskampf mit dem Abwehr-

kampf der Mittelschichten gegen das Finanzkapital aufs engste verknüpfen. 

Das Wesen der Volksrevolution gegen den Faschismus ist die Massene r hebun g, die Erhebung 

der überwältigenden Mehrheit der werktätigen Bevölkerung gegen die Diktatur. Es kommt alles da-

rauf an, dem Faschismus die Massenbasis zu entreißen. Zu dieser Massenbasis gehören gegenwärtig 

in hervorragendem Maße die neuen und die alten Mittelschichten. Sie politisch zum Bewußtsein ihrer 
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Klassenlage zu bringen, sie als aktive Kraft gewinnen, heißt den Bestand der faschistischen Diktatur 

aufs äußerste gefährden. 

Die Kampfformen und Kampfmittel, durch die proletarische und halbproletarische Interessen, also 

Arbeiter- und Mittelschichten umfaßt werden, sind nicht sehr zahlreich. Jede dieser Kampfformen 

muß deshalb im Sinne unserer leninistischen Bündnistaktik besonders aufmerksam beobachtet wer-

den. Gewiß ist es in den Streiks der Mans f e l de r  Ar be i t e r  und der Be r l i ne r  Me t a l l a r be i t e r 

gelungen, ähnlich wie 1923, Gewerbetreibende und Kleinbauern für die Lohnkämpfe zu interessieren. 

Sie haben bei Sam m lunge n ihr aktives Interesse bekundet, das sie an ausreichenden Arbeiterlöhnen 

haben. Aber das sind nur mittelbare Beziehungen. Am schwersten empfinden die Mittelschichten in 

Krisenzeiten immer die enorme Steuerlast. Da diese Lasten gerade in der Krise weiter verschärft 

werden, so ist die Empörung über die Steuern das stärkste politische Empfinden, das die Mittelschich-

ten je aufbringen. Der Landwirt und der Mittelständler wird aus allen seinen Illusionen gerissen, die 

er sich bisher über Staat und Gesellschaft machte, wenn er plötzlich durch Steuerpfändungen an den 

Rand des Ruins gebracht wird. In diesem Stadium aber befinden sich gegenwärtig in Deutschland 

viele Millionen Bauern und Gewerbetreibende. Die Diktatur des Finanzkapitals wird i n de n nächs -

t e n Mona ten  f ü r ch te r l i ch  un te r  i hnen  au f r äume n. Ueber die Bedeutung der Steuerpolitik 

in einer solchen Situation sagte Marx bereits 1850: 

„Die Steuer kann einzelne Klassen bevorzugen und andere besonders drücken, wie wir dies z. B. unter der 

Herrschaft der Finanzaristokratie sehen. Sie r u i n i e r t  n u r  d i e  M i t t e l s c h i c h t e n  der Gesellschaft, zwi-

[29]schen Bourgeoisie und Proletariat, deren Stellung nicht erlaubt, die Last der Steuer einer anderen Klasse 

zuzuwälzen.“ 

Die Geschichte der Revolutionen aber zeigt immer wieder, wie Schichten, die durch Massensteuern 

zum Ruin getrieben werden, zur gewaltsamen Auflehnung gegen die Staatsgewalt schreiten. Steu-

ersabotage, Steuerverweigerung und Steuerstreik sind eben in Zeiten großer wirtschaftlicher Krisen, 

in denen die Staatsfinanzen ohnehin schwer erschüttert sind, ein äußerst wirksames Mittel, die regie-

rende Gewalt zu erschüttern. Für den Sieg der neuen Klassen über die bisher herrschende Masse 

kommt es dann darauf an, die gewaltige Bewegung des Steuerstreiks mit den entscheidenden Formen 

des Klassenkampfes, bis zum bewaffneten Aufstand hinauf engstens zu verknüpfen. Der Steuerstreik 

der Mittelschichten allein kann weder die kapitalistische Herrschaft stürzen, noch eine neue Herr-

schaftsform aufbauen. Aber eine massenhafte Steuerstreikbewegung der Mittelschichten gegen die 

sie ruinierende Finanzoligarchie kann den Kampf gegen faschistische Diktaturmaßnahmen außeror-

dentlich erleichtern. Diese Erleichterung werden sich die Proletarier in ihrem Befreiungskampf um 

so mehr verschaffen, je mehr und je besser sie es verstehen, den Steuerstreik ernsthaft zu propagieren 

und mit ihren eigenen Kampfmitteln, mit dem Lohnstreik au verbinden, um schließlich die gesamte 

Bewegung zum politischen Massenstreik zu führen. 

Ein Hebel revolutionärer Bewegungen 

Gegenwärtig erleben wir in den revolutionären Bewegungen in China und Indien an aktuellen Bei-

spielen die enge Verbundenheit der Steuerstreiks mit dem politischen Massenstreik. Wir brauchen 

nur an die Gleichzeitigkeit des Kampfes gegen das englische Salzmonopol in Indien mit den 

Lohnstreiks der indischen Textilarbeiter zu erinnern, was zusammenschlug zu einer Welle des poli-

tischen Massenstreiks in seinen heftigsten Formen. Ebenso ist eine Abtrennung des Steuerkampfes 

der hundert Millionen chinesischen Parzellenbauern vom Befreiungskampf der chinesischen Indust-

rieproletarier unmöglich. Es ist für jeden greifbar und auch für das einfachste Parteimitglied offen-

sichtlich, daß diese beiden ausgebeuteten Schichten nur gemeinsam Siegen können und daß dieser 

gemeinsame Sieg unter der Führung des Proletariats erfochten werden muß. 

Der Steuerstreik bekommt überhaupt erst eine revolutionäre Bedeutung, wenn er die Verbindung 

zwischen Mittelschichten und Proletariat herstellt. Die Mittelschichten können den Steuerstreik nicht 

zu den äußersten Konsequenzen, nicht zum Umsturz treiben. Revolutionäre Konsequenzen können 

im Kampfe gegen die kapitalistische Diktatur aus dem Steuerstreik nur erwachsen, wenn das Prole-

tariat diese Bewegung führt. Darin liegt die Gefahr, die die Imperialisten in Indien und China bedroht. 
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Das ist die Gefahr, die wir endlich auch für die Herrschaft des Finanzkapitals in Mitteleuropa schaffen 

müssen. 

Ein Kampfmittel der Reaktion 

Der Steuerstreik in kapitalistischen Ländern war, abgesehen von 1923, meist eine reaktionäre Me-

thode um Mittelschichten, insbesondere Kleinbauern, demagogisch irrezuführen. Reaktionäre Par-

teien verstanden es immer wieder, Bauernbewegungen gegen drückende Steuern für die Erweiterung 

ihres Parteieinflusses auszunutzen. Auch in Deutschland hatten wir dafür in den letzten Jahren eine 

ganze Reihe Beispiele. 

Gegenwärtig stehen wir in Deutschland unmittelbar vor der Gefahr, daß, massenhafter als wir es je 

erlebten, Steuerverweigerung und Steuersabotage wieder zum Kampfmittel r e ak t i onä r e r  Bauern-

bewegungen gemacht werden. In den nächsten Monaten werden Millionen kleiner Bauern in Deutsch-

land jede Barzahlung einstellen müssen, da ihnen die Barmittel für die bescheidensten Bedürfnisse 

über die eigene Ernährung hinaus nicht mehr zur Verfügung stehen. Schon [30] beginnen Deutsch-

nationale und Landvolkpartei mit ihrer demagogischen Agitation, um doch, wenn irgendmöglich, 

noch den Nationalsozialisten zuvorzukommen. 

Ein alarmierendes Beispiel, sowohl für den gegenwärtigen Zustand, als auch für die deutschnationale 

Demagogie, lieferte der Führer der deutschnationalen Fraktion in der letzten Dezember-Sitzung des 

Staatsrates. Der F r e i he r r  von  Gay l  aus Königsberg erzählte mit Grabesstimme, daß die bürgerli-

che Fraktion lange und verzweifelt mit sich gerungen habe, ob man über die erschütternden Zustände 

offen vor dem Volke reden solle. Man habe sich schließlich zu voller Offenheit entschlossen. Und 

dann berichtete der Freiherr: Die Landwirte in Os t p r eußen  würden im Januar noch weitere Land -

a r be i t e r  en t l a s se n, obwohl schon jetzt für die arbeitslosen Landarbeiter auf den Dörfern Un te r -

s t ü t zungsm i t t e l  kaum  zu r  Ver f ügung  stehen. Außerdem sei ab Januar damit zu rechnen, daß 

die Landwirte den Arbeitern, soweit sie sie noch weiter beschäftigen, ke in e Ba r l ö hne  m ehr aus-

zahlen könnten, nur Naturallöhne seien noch möglich. Schließlich würde in der gleichen Zeit auch  

d i e  S t eue r zah l ung  de r  Landwi r t e  vö l l i g  e i nges t e l l t  werden müssen, da die Landwirte 

die dazu notwendigen Barmittel einfach nicht mehr herein bekämen. Etwa durch Pfändungen die Steu-

ern beizutreiben, das werde der preußischen Regierung nicht gelingen, weil in ganz Preußen n i ch t 

genu g Gerichtsvollzieher zur Verfügung seien, um auch nur in Ostpreußen mit den Pfändungen 

durchzukommen. Am Ende würde aber auch das Gepfändete für den Staat nicht mal verwertbar sein. 

Eine schärfere S t eue r ve r we i ge rung s-Er k lä r ung  hat man in Deutschland kaum je gehört. Aber 

sie ist tatsächlich nur eine geschickte deutschnationale Auswertung bestehender Zustände. Schon ei-

nen Monat früher erklärte der Kr e i sbaue r nmei s t e r  des Landbundes für den Kreis Ze i t z, daß die 

Bauern kein Bargeld für die Steuerzahlung mehr zur Verfügung hätten. Wenn das Finanzamt trotz-

dem auf Steuerzahlung bestände, würden die Bauern mit Na t u r a l i e n anrücken und sie an Stelle der 

Steuern dem Finanzamt abliefern. Aus Ho l s t e in meldete die Presse bereits praktische Fälle solcher 

Naturalleistungen an Stelle der Steuerzahlung. Die Angst vor dieser Steuersabotage veranlaßte die 

Regierung Brüning bereits, in ihrem neuen Diktaturprogramm neue steuerliche Erleichterungen für 

die Landwirtschaft zu verkünden. Es bleiben aber noch genügend Reichs-, Landes- und Kommunal-

steuerzahlungen übrig, die nach den Ankündigungen des Freiherrn von Gayl in den nächsten Monaten 

einfach n i ch t  geleistet werden. 

Bauern und Arbeiter als Bundesgenossen 

In der gegenwärtigen Finanzkrise, die ein entscheidender Teil der wirtschaftlichen und politischen 

Krise Deutschlands ist, bedeutete aber jede Erschütterung der Steuerzahlung gleichzeitig eine po l i -

t i s ch e Erschütterung. Die Regierung ist abhängig von einer gewissen Steuermoral, von dem allge-

meinen Empfinden, daß eben Steuern gezahlt werden müssen und daß man um die Zahlung nicht 

herumkomme. Steuerverweigerung, Steuersabotage und Steuerstreik aber zerstören diese Stimmung, 

rauben den Mittelschichten und den Arbeitern die letzten Hemmungen und untergraben damit das 

ganze Finanzsystem. Die Brüning-Regierung hat selbst diese Erschütterung gefördert, indem sie zu 
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faschistischen Herrschaftsmethoden überging. Gerade in den Mittelschichten hat es am stärksten ge-

wirkt, daß die neuen Steuern unter Bruch der Verfassung, durch verfassungswidrige Anwendung des 

Artikels 48 d i k t i e r t wurden. Gerade in den Mittelschichten ist die Diskussion darüber, daß die neuen 

Steuern n i ch t  r e ch t sgü l t i g sind, am lebendigsten. Daran gilt es anzuknüpfen und das politische 

System zu kennzeichnen, das zu solchen Mitteln der Vergewaltigung greift und das d i e se  Gewa l t  

nu r  anwende t  gegen  d i e  Werk t ä t i ge n, gegen die Minderbemittelten. 

[31] Der Steuerstreik bietet auf dieser Grundlage glänzende Möglichkeiten des solidarischen Zusam-

menwirkens der Mittelschichten und der Arbeiterschaft. Gerade die Diktatursteuern treffen beide 

Schichten gemeinsam. Und jeder erinnert sich der Fälle, wo Ar be i t e r  s i ch  schü tzend  vo r  d i e  

K l e i nbaue r n  s t e l l t en, wenn ihnen durch den Gerichtsvollzieher die letzte Kuh oder ein wichtiges 

Ackergerät vom Hof geholt werden sollte. Hier ist nicht nur das politische Bündnis der Arbeiter und 

Bauern wichtig, wichtig ist auch die Nebenwirkung, daß der Widerstand gegen den gewaltsamen 

Versuch der Eintreibung der Steuern die gem einsam e  Erb i t t e r ung  gegen  da s  he r r s chende  

Sys t e m steigert. So wird im Laufe der Steuerstreikbewegung jeder Versuch der herrschenden 

Klasse, den Steuerstreik gewaltsam zu unterdrücken, den Haß gegen die politischen Machthaber nur 

anfeuern und verstärkt dazu anreizen, diesem gewalttätigen Staat die Mittel zu verweigern, die er für 

die Niederknüppelung der Werktätigen anwendet. Schließlich kommt noch hinzu, daß die faschisti-

sche Diktatur bereits zu dem Mittel des Abbaues  de r  Beam t engehä l t e r  greifen mußte, daß er 

die Beamten daneben noch mit besonderem „Not op f e r“ und Led i gens t eue r belegte, daß diese 

Beamten außerdem von allen Diktatursteuern und ihrer schikanösen Beitreibung mit betroffen wer-

den, so daß auch diese Schicht immer weniger zuverlässig wird. Der faschistischen Diktatur wird es 

intimer schwerer, schlechtbezahlte Beamte zu ernsthaften Pfändungen bei hungernden Werktätigen 

zu zwingen und es wird ihr ebenso von Woche zu Woche schwieriger, nach Gehaltsabzug und Steu-

erraub bei den davon betroffenen Beamten die Stimmung für das Schlagen und Schießen auf hun-

gernde Erwerbslose zu schaffen. 

Eine proletarische Waffe gegen die Diktatur 

Der Steuerstreik ist durch die faschistischen Maßnahmen der Diktatur in Deutschland aber auch zu 

einem d i r ek t e n Kampf m i t t e l  de r Ar be i t e r s cha f t geworden. Die Diktatursteuern bringen 

neue Lohnabzüge. Neben der E r höhung  de r  Abzüge  für die Erwerbslosenversicherung trat das 

„Not op f e r“ für die Angestellten und die Led igens t eue r, die fast in jede Familie hineingreift, in 

Kraft. Daneben spürt der Arbeiter außer der allgemeinen Verteuerung durch Zölle und Steuern jetzt 

noch besonders die neue unmittelbare steuerliche Belastung durch die B ie r- und  Tabakp r e i se r -

höhunge n. Er spürt sie täglich auch durch die schikanöse Schankve r zeh r s t eue r. Schließlich 

aber werden im Januar und im März die ersten starken Loh nabzüg e f ü r  d i e  Nege r s t eue r, ge-

nannt Bürgerabgabe, durchgeführt. So reiht sich Lohnabzug an Lohnabzug! Das muß in der Zeit des 

allgemeinen Lohnabbaues und der Massenverelendung doppelt aufreizend wirken. 

Der Kampf gegen den steuerlichen Lohnabzug tritt immer schärfer in den Vordergrund. Die politische 

Bedeutung des unmittelbaren Kampfes gegen den steuerlichen Lohnabzug braucht nicht besonders 

auseinandergesetzt zu werden. Die ersten großen Streiks gegen neue Steuerabzüge vom Lohn werden 

von ungeheurer politischer Bedeutung sein. Wir haben erst kürzlich in Nor d f r ank r e i c h erlebt, 

welchen überwältigenden Massencharakter solche Kämpfe gegen behördliche Lohnabzüge erreichen 

können. Wochenlang standen dort viele Hunderttausend im Kampf gegen den Abzug von Versiche-

rungsbeiträgen vom Lohn, der bisher in Frankreich nicht üblich war. In Deutschland erlebten wir 

192 0 e i ne  ähn l i che  Bewegung  gewa l t ige r  S t r e i ks  gegen die Einführung des 10prozenti-

gen Lohnabzuges vom Lohn. Diese Streiks, die zum Teil sehr heftige Formen annahmen, wurden 

damals von der Partei zweifellos zentral nicht in ihrer politischen Bedeutung erfaßt. Außerdem fanden 

sie in einer Zeit der ersten wirtschaftlichen Erholung und Konsolidierung statt, die erst durch den 

Kapp-Putsch zerschlagen wurde, was andere Probleme in den Vordergrund rückte. 

[32] Jetzt zündete die Losung des Steuerstreiks, die der Weddinger Parteitag aufstellte, erstmalig 

wieder, als die kapitalistische Regierung zur S t eue r d i k t a tu r  überging. Die Steuerdiktatur war nur 
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einer der Schritte zur faschistischen Diktatur. Es ist nicht Zufall, sondern gehört zum System, daß in 

den gleichen Wochen, in denen die erste Steuernotverordnung der Brüning-Hindenburg erschien, 

auch der Preußen-Erlaß Braun-Waentig gegen  d i e  kom muni s t i s chen  Beamten  herausgege-

ben wurde. Dieser sozialfaschistische Angriff zur Reinigung des Staatsapparates im Sinne der faschis-

tischen Diktatur erfolgte sogar noch einige Tage vo r  der Abfassung der ersten aller Brüningschen 

Notverordnungen. 

Der Erlaß der Regierung Braun-Waentig-Grimme vom 26. Juni behauptet, daß NSDAP und KPD den 

gewa l t s am en  Um s tu r z  erstreben und daß ein Beamter, der diese Partei unterstütze, gegen die 

Treueverpflichtungen verstoße und sich damit eines D i ens t ve r gehen s schuldig mache. Der SPD-

Minister Waentig forderte ausdrücklich von den nachgeordneten Behörden, daß sie jeden Beamten 

einer entsprechenden Prüfung unterziehen sollen. Die SPD-Bürokraten in der Provinz führten diese 

Anweisung prompt durch, so daß Ende August im Bezirk Mitteldeutschland schon für eine ganze 

Reihe dort bisher tätiger kommunistischer Gemeindevorsteher, Stadträte und Schöffen zur Entschei-

dung stand, welche Taktik gegenüber dem Vorstoß der Sozialfaschisten einzuschlagen war. Inzwi-

schen war am 1. August die erste Notverordnung, die die Verschlechterung für die Erwerbslosen 

brachte, in Kraft getreten. Für den 1. September und 1. Oktober war außerdem die Durchführung der 

ersten Diktatursteuern angekündigt. An all diesen Diktaturmaßnahmen waren die Gemeinden unmit-

telbar beteiligt. So entstand dann statt einer Antwort an die Bürokratie über die Parteizugehörigkeit 

folgende Kam pf e r k l ä r ung  de r  r o t en  Kom m una l f unk t i onä r e, die die Grundlage der wei-

teren Ausdehnung der Steuerstreikkampagne wurde: Dort heißt es: 

Kampf der roten Kommunalfunktionäre 

Wir kommunistischen Gemeindefunktionäre erklären, daß wir gegenüber den Diktaturverordnungen, 

die neue folgenschwere, gesetzwidrige Maßnahmen zur Massenbelastung erzwingen wollen, für die 

die Sozialfaschisten in den Länderregierungen ebenso wie der Nationalsozialist Frick ihre Durchfüh-

rungsbestimmungen erlassen haben, unsere proletarische Pflicht erfüllen werden. 

Wir lehnen die Eintreibung dieser Diktatursteuern und -abgaben ab. 

Der Kopf- und Ledigensteuer, dem Notopfer, den erhöhten Grund- und Gewerbesteuern, der Bier- und 

Schankverzehrsteuer und den Mietsteigerungen gilt unser schärfster Kampf. Der Reichstagswahl-

kampf um die Fragen der Diktatur wird weitere Gelegenheit für eine scharfe Abrechnung bringen. 

Kein Pfennig wird gezahlt! 

Die Massenbewegung in den Bezirken 

Diese Erklärung wurde allein im Bezirk Halle-Merseburg von über 80 Gemeindevorstehern, Stadträ-

ten, Schöffen, Kreisausschußmitgliedern und ähnlichen Kommunalfunktionären unterzeichnet. Sie 

sind alle auf Grund parlamentarischer Mehrheitsverhältnisse für die jeweilige Wahlperiode gewählt, 

aber sie gelten trotzdem als mittelbare Staatsbeamte. Inzwischen ist gegen sie ohne Rücksicht auf 

Mehrheitswahl, Selbstverwaltung, Verfassungsrecht und dergleichen Dinge das D i sz i p l i na r ve r -

f ah r en  eingeleitet, um sie endgültig aus ihren Funktionen zu entfernen. Außerdem wurde einer gro-

ßen Zahl dieser Funktionäre der P r oze ß gemacht. Sie sollen wegen des Aufrufs zur Steuerverwei-

gerung, der ein Verstoß gegen § 110 des Str. G. B. (Widerstand gegen die Staatsgewalt) und [33] ein 

Verstoß gegen die Ebert-Verordnung von 1923 sein soll, jeder 6-8 Wochen Gefängnis abbrummen 

oder 200-300 Mark Strafe zahlen. Da gegen diese S t r a f be feh l e  Einspruch erhoben wurde, schwe-

ben diese Verfahren jetzt bei den „ordentlichen“ Gerichten und sie werden voraussichtlich auch noch 

die „höchsten“ Gerichte beschäftigen. 

Diese Vorgänge haben einen starken Widerhall in den Massen gefunden. Von Stadt zu Stadt, von 

Dorf zu Dorf pflanzte sich die Auseinandersetzung über die Diktatursteuern, über die Ablehnung und 

Verweigerung dieser Steuern fort. Ueberall nahmen Massenve r samm l ungen  mit Begeisterung 

zu dem Auftreten der roten Kommunalfunktionäre Stellung. In einigen Fällen gelang es bereits, 

Kam pf kom i tee s  gegen  d i e  D i k t a t u r s t eue r n  zu schaffen. Diese Komitees wurden jedoch 
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nur dann gebildet, wenn Kl e i ngewer be t r e ibende  oder Baue r n  dafür gewonnen werden konn-

ten. Außerdem wurde Gewicht auf die Heranziehung parteiloser oder sozialdemokratischer Arbeiter 

gelegt. Es galt hier sowoh l  d i e  E i nhe i t s f r on t t ak t ik  a l s  auch  d i e  Bündn i s t ak t i k anzu-

wenden. Nur auf solchen Grundlagen konnten wirksame Organe entstehen. Gleichzeitig wurde der 

Versuch gemacht, Mittelstandsversammlungen durchzuführen und Bauernkonferenzen zu organisie-

ren. Diese Arbeit steckt aber immer noch in den Anfängen, die allerdings erfolgversprechend sind. 

Die Aktivität der einzelnen Ortsgruppen im Kampfe gegen die 

Diktatursteuern und die Maßregelung der roten Kommunalfunktionäre war außerordentlich verschie-

den. Während einige mit Bauern und Gewerbetreibenden zu Kampfausschüssen kamen und daneben 

eine erhebliche Verstärkung der Partei erreichten, sind andere Ortsgruppen über die Gründung oder 

Verstärkung einer Ortsgruppe der Roten Hilfe angesichts der Verfolgung ihres Gemeindefunktionärs 

nicht hinausgekommen. 

Aehnlich unterschiedlich sind die Verhältnisse in den anderen Bezirken, soweit sie überhaupt eine 

Steuerstreikkampagne durchführten. Nur der Bezirk Thü r inge n kam allmählich in dieser Bewe-

gung stärker ins Vordertreffen. Hier folgte der ersten Beitreibung der Frickschen Negersteuer auf 

Grund des Brüning-Diktats die Durchführung einer Nege r s t eue r  i n  zwe i t e r  Auf l a ge in Ver-

bindung mit der Bier- und Schankverzehrsteuer. Dieser zweite Angriff Fricks auf Grund der Dikta-

turverordnungen von Brüning und Hindenburg stieß auf den verstärkten Widerstand der werktätigen 

Bevölkerung. Der Widerstand gruppierte sich auch hier zunächst um die Kommunalfunktionäre, die 

ebenso wie von Braun und Waentig nun auch von  F r i ck  i h r e r  Funk t i o n en t hobe n wurden. 

Zahlreiche Orte lehnten trotz des Frickschen Terrors die Durchführung der Diktatursteuern ab, die 

dann genau wie in Preußen durch Regierungskommissare oder Ministerialerlaß verordnet wurde. In 

einigen Orten kam es in Verbindung mit Erwerbslosenfragen zu einer solchen Gärung, daß es des 

wiederholten Eingreifens des Frickschen Diktaturregiments bedurfte, um die Steuer durchzusetzen. 

Gleichzeitig machte aber noch die Eintreibung der e r s t e n Frickschen Negersteuer ihre Schwierig-

keiten. Fortgesetzt muß Frick mit Pfändungen und gewaltsamer Beitreibung dieser Kopfsteuer dro-

hen, fortgesetzt steigen die Schwierigkeiten, die schon in keinem Verhältnis mehr zu dem geringen 

Objekt stehen. In Thüringen ist es insbesondere gelungen, über den Kreis der Arbeiterschaft hinaus 

Halbbauern und Heimarbeiter in die Bewegung hereinzuziehen. 

In Sachsen  wurde ein starker parlamentarischer Auftakt für die Steuerverweigerung gegeben, der 

von den Beschlüssen einiger Gemeindevertreterkonferenzen unterstützt wurde. In verschiedenen Or-

ten wurde auch die Ab l e hnung de r  D i k t a t u r s t eue rn  au f  Grund  de r  ge scha f f enen  

Kam pf s t im m un g erreicht, so daß auch hier erst Regierungskommissare anrücken mußten. Eine 

besondere politische Zuspitzung ergab sich dann in Dr e sde n , wo die Gastwirte die Eintreibung und 

Zahlung der Schankverzehr-[34]steuer verweigerten. Sie beschlossen den S t r e i k  gegen  d i e se  

S t eue r n  und schlossen auch tatsächlich für einige Tage ihre Lokale. Es wurde eine fast völlig ge-

schlossene Front vom größten Hotelbesitzer bis zum kleinsten Budiker, vom Küchenchef bis zum 

Kellner geschaffen und auch eine umfassende Sympathie in den breiten Bevölkerungsmassen hervor-

gerufen. Wenn diese Bewegung nicht zu weiteren Konsequenzen führte, so ist das nicht so sehr auf 

die mangelnden Verbindungen unserer Partei mit den kämpfenden Schichten zurückzuführen, als auf 

den Ve r ra t, den  d i e  SPD auch  i n  d i e sem  Fa l l e  beg i n g. Die von SPD-Bonzen geleiteten 

großen Lokale Volkshaus und Ratskeller machten nämlich als einzige den S t r e ik  gegen  d i e  

Schankve r zeh r s t eue r  n i ch t  m i t. Außerdem setzten die SPD-Führer als Gewerkschaftsbüro-

kraten alle Kräfte ein, um die Bewegung abzuwürgen! 

Eine ähnliche lebendige Aktion war in Ludwi g sha f en  sowie in Mannhe i m zu verzeichnen. Je-

doch auch hier wurde der Kampf durch das Zusammenwirken des Brauereikapitals und der SPD-

Bürokratie der beiden Städte gebrochen. Es gelang in beiden Fällen nicht, rechtzeitig die enge Ver-

bindung der kämpfenden Schichten mit den werktätigen Massen herzustellen, woraus die Partei sofort 

ihre Lehren ziehen muß und zwar für alle Bezirke. 

Im r he i n i sc h-wes t f ä l i s chen  I ndus t r i egeb i e t  waren Anfänge der Steuerstreikbewegung zu 

verzeichnen, die insbesondere die Arbeiter erfaßten. Auf Grund der Beschlußfassung großer  
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Gemeindevertreterkonferenzen wurde auch hier die Ab l ehnung  de r  D ik t a t u r s t eue r n  in einer 

großen Anzahl von Gemeinden durchgesetzt. Einige Großbetriebe nahmen Stellung gegen die Ein-

treibung der Diktatursteuern; Straßenkundgebungen unterstützten das Auftreten unserer Kommunal-

fraktionen. – Aehnlich ist die Lage auch in Be r l i n, wo die Erregung über die Diktatursteuern aber 

eigentlich nur in den Tagen nach der Einführung der Schankverzehrsteuer breitere Bevölkerungsmas-

sen erfaßte. Zusammenstöße im Rathaus anläßlich der Verhängung der Steuerdiktatur über Berlin 

durch die Kommissare des Herrn Severing wurden mit einer Versammlungskampagne beantwortet. 

Einige Lehren und Folgerungen 

Die wenigen Erfahrungen. die auf Grund der Steuerstreikbewegung gesammelt werden konnten, ent-

halten doch schon e i ne  Re i he  wesen t l i che r  Leh r en  für die Fortsetzung dieser Aktion für die 

Gesamtpartei. 

Es zeigte sich auf Schritt und Tritt, daß auch bei dem bescheidensten Widerstand und dem ersten 

ak t i ven  Schritt die ganze  Demagog i e  de r  SPD und  de r  Naz i s  zum  Teu f e l  geh t. So 

lange noch parlamentarisch abzustimmen war, konnten sie sich alle Tricks erlauben, in einigen Orten 

zustimmen, in anderen Orten ablehnen, sich der Stimme enthalten oder der Ab. Stimmung entziehen. 

Sie konnten Erklärungen abgeben und feierliche Proteste verlesen. Jede Demagogie stand ihnen frei, 

so lange es sich noch um parlamentarische Entscheidungen handelte. Auße r ha l b der Parlaments-

stuben begann erst der e i gen t l i ch e Kampf, und da traten die Anhänger der Braun und Severing, 

der Frick und Franzen überall eindeutig und gleichmäßig auf. Sie gaben die Zwangsverordnungen 

heraus. Sie stellten die Kommunalfunktionäre vor die Entscheidung. Sie verfügten ihre Absetzung. 

Sie besetzten die freigemachten Posten mit Sozial. und Nationalfaschisten. Sie stellten die Staatsund 

Regierungskommissare. Sie schickten ihre Polizei, um den Widerstand aufsässiger Kommunalfunk-

tionäre, Gemeindevertreter oder der mit ihnen demonstrierenden Massen zu brechen. SPD und  Na -

z i s  m uß t en  übe r a l l  i n s Vor de r t r e f f en  gehen, um den Steuerstreik zu brechen. Sie sind die 

Steuerbüttel der Brüning-Regierung geworden. Aber das erleben jetzt nicht nur die Arbeiter und un-

sere Anhänger, sondern auch die Mittelschichten und die bisherigen Anhänger dieser faschistischen 

Helfer der Diktaturregierung. 

[35] Weiter beweisen schon die ersten schwachen Anfänge der Steuerstreikbewegung in Deutschland, 

wie hoh l  und m or sch  das ganze kapitalistische System und der Staatsapparat der Diktatur ist. Man 

erinnere sich, was alles geschehen mußte, um zunächst nur Biersteuer, Schankverzehrsteuer, Ledi-

gensteuer und Kopfsteuer durchzuführen. Die Große Koalition ging krachen. Der Führer des I. G. 

Farben-Trusts, des größten kapitalistischen Konzerns, mußte als Finanzminister scheitern. Die ersten 

Notverordnungen auf Grund des mißbrauchten Artikels 48 werden abgelehnt; der Reichstag wird 

aufgelöst. Unter offenem Verfassungsbruch werden Steuern, Haushaltsplan und Sozialgesetze mit 

dem Diktaturparagraphen verordnet. Im Reichstagswahlkampf zerfallen die führenden Parteien der 

Bourgeoisie. Die Reichstagsneuwahl bringt einen Wahlsieg der Nazis und der Kommunisten. Die 

Regierungskrise der Diktaturregierung schließt ab mit dem Abbröckeln der Wirtschaftspartei, also 

einer Verschmälerung der Basis. Braun und Frick müssen Serien von Staatskommissaren an die Front 

schicken. Die SPD muß dem Skandal der 21monatigen Hermann-Müller-Regierung noch den Verrat 

des 18. Oktober hinzufügen und sich schließlich völlig der offenen Diktatur eingliedern! – das alles 

war notwendig, uns ein paar Steuergesetze durchzuführen. 

Oberbürgermeister J a r r e s, einstmals Reichspräsidentschaftskandidat, rechnet im Preußischen 

Staatsrat aus, daß dieser kreisende Berg nur ein so kleines Mäuslein geboren habe, daß nur 8 Prozent 

des Fehlbetrages mit den Einnahmen der geschaffenen Steuern gedeckt werden könnten. Und dafür 

der ganze Auf. wand an Regierungskrisen, Notverordnungen, Kommissaren, Parteizusammenbrü-

chen, Auflösung, Neuwahl und Diktaturregierung. Wie im Kleinen so im Großen. Um ein einziges 

Kreisausschußmitglied, das seiner Funktion enthoben war, weil es sich für den Steuerstreik erklärt 

hatte, zu entfernen, mußte die ganze Stadt To r gau  drei Tage in Belagerungszustand versetzt werden. 

Die Schupo aus mehr als hundert Kilometer Umkreis mußte zusammengezogen werden, um die Ent-

fernung dieses einen Mitglieds aus dem Kreishaus gegen die rebellierenden Massen durchzukämpfen. 
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Das zeigt, daß jeder ernsthafte Massenwi de r s t and  in allen Fällen und allerorts wiederholt, schon 

jetzt den Staatsapparat vor Aufgaben stellen würde, die er zu lösen nicht mehr imstande ist. 

Schon die bisherige Steuerstreikkampagne beweist weiter, wie leicht es der Partei möglich ist, bei 

einigermaßen Geschicklichkeit die Br ücke  z u  den  Kl e i n  gewer be t r e i benden  und  Baue r n  

zu schlagen. Hier ist nicht nur der Punkt, wo diese Mittelschichten reagieren, sondern auch der Punkt, 

von dem aus die gemeinsame Aktion über Steuerstreik und Lohnstreik hinaus zum politischen Mas-

senstreik gesteigert werden kann. Aber es ist höchste Eile! 

Die nächsten Monate werden m assenha f t e  Wi r t scha f t szusamm enbr üche  bringen. Die Zahl 

der Konkurse und der S t eue r p f ändunge n werden unheimlich anschwellen. Die Stimmung unter 

den Kleingewerbetreibenden wird sich in raschem Maße zuspitzen. Das Tempo dieser Entwicklung 

auf dem Lande wird vielleicht ein noch schnelleres sein. Die Ankündigungen des Freiherrn von Gay l 

und der anderen Landbundführer, daß die Landwi r t e  ke ine  S t eue rn  m ehr  z ah l en  werden, 

sind verflucht ernst zu nehmen. Ist unsere Partei nicht auf dem Posten, dann wird die Demagogie der 

Deutschnationalen und der Landvolkpartei im Wettkampf mit der Demagogie der Nationalsozialisten 

die Führung über die Aktionen der Bauern gewinnen. Diese Aktionen werden aber dann das Gegenteil 

sein von dem, was sie sein müßten. Sie werden konterrevolutionäre Aktionen gege n uns und nicht 

gegen die faschistische Regierung sein. Schleunigste Mobilisierung der besten Kräfte für Mittel-

standspropaganda und Mittelstandsaktion ist jetzt dringendstes Gebot. 

Daneben erwächst am Ende aber noch die s t ä r ks t e  Ak t i onsm ö g-[36]l i chke i t  i n  den  Be t r i e -

be n, wo in der 2. Januar-Woche das erstemal der Abzug vom Lohn für die Negersteuer fällig wird 

Jedem Arbeiter und Angestellten werden 3 Mark wenn ledig, und 4,50 Mark wenn verheiratet, vom 

Lohn abgezogen. Dieser Abzug fällt in eine Zeit der knappsten Lohnzahlungen. Die Feiertage haben 

mehrfachen Lohnausfall zur Folge. Die letzten Rücklagen sind aufgebraucht. Die Miete ist gestiegen. 

Tabak-, Bier- und Schankverzehrsteuer wirken sich nach dem 1. Januar in aufreizendster Form aus. 

Viele Industriezweige gehen zur Kurzarbeit über, andere führen Lohnkürzungen von 4 bis 15 und 20 

Prozent durch. Und in all dieses graue Elend, in diesen Zustand der Entrüstung und Verbitterung 

schlägt die Bombe des Abzuges der Negersteuer. Hier sind die akuten Kampfmöglichkeiten des Mas-

senkampfes in den Betrieben gegen die Diktatursteuern gegeben. Hier ist die enge Verbindung zwi-

schen Lohnstreik und Steuerstreik. Hier verknüpft sich die Lage der Arbeiter und Angestellten mit 

der der Gewerbetreibenden und Bauern. H i e r i s t  d i e  gem e i nsame  Ak t i on  gegen  d i e  f a -

s ch i s t i s che  D i k t a tu r, de r  Kam pf  gegen  d i e  geme i nsam e  No t! Hier müssen Einheits-

fronttaktik und Bündnistaktik ihre Schlagkraft erweisen. Hier muß das neue, verstärkte Rüsten gegen 

die zwe i t e  Kopf s t eue r r a t e  f ü r  Anf ang  Mär z  anknüpfen. 

Die einzig mögliche Antwort der Arbeiter und Angestellten gegen Lohnabzug und Steuerraub der 

Diktaturregierung ist Boykott und Streik. Aus den Betrieben muß die Antwort kommen, daß die Ar -

be i t e r s cha f t  a l l e  Abzüg e a b l ehn t, die volle Lohnzahlung fordert und den offenen Kampf, den 

Streik zur Abwehr der räuberischen Diktatur ankündigt. Steuerstreik ist Massenkampf von höchster 

politischer Bedeutung. Steuerstreik ist praktische Auseinandersetzung mit der Staatsgewalt. Steuer-

streik ist direkter Kampf gegen die ersten Schritte einer beginnenden faschistischen Diktatur. Aus 

dem Steuerstreik, in Verbindung mit großen wirtschaftlichen Streiks, erwachsen die Voraussetzungen 

für den politischen Massenstreik, der allein imstande ist, die Diktatur zu schlagen. 

* 

Die Krisenperspektive des Monopolkapitalismus  
Von G. R e i m a n n  

Warum erleben wir jetzt in Deutschland die beschleunigte faschistische Entwicklung? Das Finanzka-

pital drängt dazu; denn die ökonomische Krise hat eine derartige Schärfe erreicht, daß die festen 

Monopolorganisationen, die Grundlagen des Finanzkapitals, in ihren Grundlagen erschüttert werden 

und zum Teil zusammenzubrechen drohen. 
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Der neue Konjunktursturz 

Das Institut für Konjunkturforschung hat in seinem letzten Vierteljahresheft über den neuen wirt-

schaftlichen Niedergang mehrere eindrucksvolle Zusammenstellungen veröffentlicht. Hiernach wer-

den in der gesamten deutschen Industrie nur noch etwa 53 Prozent der Stunden- und 59 Prozent der 

Platzkapazität ausgenutzt, in der Maschinenbauindustrie gar nur 47,4 Prozent der Stundenkapazität. 

Die neue Krisenverschärfung findet gerade in den Industrien statt, wo während der letzten Jahre am 

meisten rationalisiert wurde und die Produktion am festesten durch Kartelle und Syndikate bestimmt 

wurde. Die Kokserzeugung z. B. ist in den Monaten Juli bis Oktober um weitere 8 Prozent zurückge-

gangen. Im November waren von 170 Hochöfen nur noch 64 im Betrieb, die Rohstahl-[37]produktion 

zeigt von Juli bis Oktober eine neue Verminderung um fast 6 Prozent (um 41 Prozent niedriger als 

im Oktober des Vorjahres). Der Auftragseingang der Maschinenindustrie ist in dieser Zeit um fast 18 

Prozent geringer geworden, Zeichen für bevorstehende weitere Einschränkungen und Entlassungen 

in der Maschinenindustrie. 

Trotz aller Rettungs- und Stabilisierungsversuche hat sich in internationalem Maßstabe der Krisen-

absturz fortgesetzt. Das Wachsen der Vorräte der wichtigsten Weltrohstoffe kündigt eine weitere 

Verschärfung der internationalen Rohstoffkrise und in Rückwirkung davon wiederum der Absatznot, 

insbesondere de, englischen und amerikanischen Industriekapitals. 

D i e  neue  Zunahm e  de r  Vor r ä t e  w i ch t i ge r  Wel t r ohs t o f f e  

Steinkohle Kupfer Kautschuk Zink Kaffee Weizen 

 in 1000 Tonnen   

Sept. 1925  12 806  62,6  125  11,3  470 

März 1929  3548  48,1  267  35,3  923 

März 1930  10.667  232,3  379  91,2  1546 

Sept. 1930  16.325  327  435  133,4  1650 

Das Anwachsen der Vorräte und der zu ihrer Finanzierung benötigten „Durchhaltekredite“ ist auch 

in Deutschland zu verzeichnen und muß weitere verschärfte Disproportionalitäten nach sich ziehen. 

Die Haldenbestände an Koks sind von Ende Juli bis Ende September d. J. von 3,8 auf 4,6 Millionen 

Tonnen (Ende September des Vorjahres 0,6 Millionen Tonnen), die Haldenbestände an Steinkohle 

von 6,37 auf 6,4 Millionen Tonnen (Ende September des Vorjahres 1,6 Millionen Tonnen) gestiegen. 

Das Institut für Konjunkturforschung kündigt deswegen e i ne  we i t e r e  Kr i s enve r schä r f un g, 

über die saisonmäßige Verringerung von Produktion und Beschäftigung hinaus: 

„Die Weltwirtschaft bietet gegenwärtig das Bild einer sich selbst nährenden (?) Krisis, die dem zur Zeit noch 

nicht erkennbaren Tiefpunkt zustrebt.“ 

Dabei hat die Weltarbeitslosigkeit bereits in den letzten Monaten einen Rekordstand erreicht wie nie 

zuvor in der Nachkriegszeit. Das offene Zutagetreten der schroffsten ökonomischen Widersprüche 

und des Niederganges des Kapitalismus hat breiten Massen, weit über die Arbeiterschaft hinaus, den 

Glauben an die Segnungen des kapitalistischen Systems genommen. 

Der periodische Wechsel der Konjunktur-Theorie bei Naphtali & Co. 

Je schärfer die Krise wird und je mehr Arbeitermassen durch sie zur Arbeitslosigkeit und zum Ver-

hungern verurteilt werden, um so eifriger „entdecken“ plötzlich die bürgerlichen und reformistischen 

„Wirtschaftsfachleute“, daß wir in einer ganz gewöhnlichen „nor m a l e n“ Kr i se  de s  Kap i t a l i s -

m us  stecken. Es ist noch gar nicht lange her, bei den reformistischen Wirtschaftstheoretikern zum 

Teil kaum ein Jahr, daß von ihnen überhaupt das Bestehen oder auch nur der Eintritt in eine ökono-

mische Krise geleugnet wurde. Sie glaubten damals noch an die amerikanischen Heilspropheten Hoo-

ver und Co., denen angeblich bereits die „Stabilisierung der Konjunktur“ und die Sicherung einer 

dauernden „Prosperität“ gelungen sein sollten. Jetzt, wo die Krise tatsächlich nicht mehr geleugnet 

werden kann, verkünden dieselben Herren plötzlich, daß sie das alles nicht überrascht; denn im Ka-

pitalismus gibt es ja seit jeher Krisen und Hochkonjunkturen. Und die jetzige Krise könne gemäß den 

Schemata des Konjunkturzyklus nur die mehr oder minder schwierige Einleitung einer neuen 
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Hochkonjunktur sein. Diejenigen, die vorher am eifrigsten [38] den fortgesetzten Aufstieg und die 

endgültige Stabilisierung des Kapitalismus als Erfolg seiner fortschreitenden „Organisiertheit“ in 

Monopolen verkündet haben, sind jetzt am ängstlichsten bemüht, vor ihren Anhängern das Schema 

des „normalen“ Konjunkturzyklus zu entrollen und die jetzige Krise als eine ganz „normale“, von 

ihnen also gewissermaßen erwartete, hinzustellen. Der Wirtschaftsfachmann des ADGB und der 

SPD, der frühere bürgerliche Wirtschaftsredakteur Naph t a l i, z. B. schreibt: 

„Die Dinge, die wir gegenwärtig erleben, sind t yp i s che  Er sche i nungen  de r  Kr i s e  im Kon-

junkturzyklus des kapitalistischen Wirtschaftssystems. Sie sind typische Erscheinungen, gemessen 

an der geschichtlichen Erfahrung, und sie sind als typische Erscheinungen auch dadurch gekennzeich-

net, daß sie sich international in vergleichbarem, annähernd gleichem Rahmen abspielen, wenigstens 

überall dort, wo kapitalistische Wirtschaft voll entfaltet ist.“*) 

Fürwahr, man kann mit diesen Herren nicht nur von einem Zyklus der kapitalistischen Wirtschafts-

konjunktur, sondern auch von einem parallelen Zyklus ihrer „Theorien“ sprechen: je nachdem, ob 

Krise oder Hochkonjunktur herrscht, sehen sie dauernde Hochkonjunktur und Stabilisierung oder ei-

nen Krisenzyklus als „normal“ an: Dabei geben sie sich durch willkürliche, mechanische Zahlenver-

gleiche eine pseudowissenschaftliche Maske. So versucht Herr Naphtali z. B. zu beweisen, daß es 

den Sturz der Preise, die Einschränkung der Produktion und das Wachsen der Massenarbeitslosigkeit 

früher bereits in nicht minder großem Umfange gegeben habe. Er muß allerdings bis zu den Zeiten 

des Frühkapitalismus zurückgehen und geniert sich nicht, sogar die Schilderungen über das Elend der 

Arbeiter im Frühkapitalismus zu zitieren, lediglich, um den Arbeitern von heute zum „Trost“ sagen 

zu können: „Alles ist schon einmal dagewesen.“ 

Bevor wir auf den Charakter der Erscheinungen der jetzigen Krise näher eingehen, sei dazu gesagt: 

Herr Naphtali verkündet in seiner Schrift z. B., daß die Arbeitslosigkeit während der Krise 1873/74 

in den Großstädten Oesterreichs, in Amerika usw. „prozentual“ durchaus nicht hinter den Zahlen der 

Arbeitslosigkeit in der Gegenwart zurückbleibt. (S. 9.) Diese „Beweise“ erinnern an üble Taschen-

spielertricks. Wenn z. B. in Oesterreich im Jahre 1873 oder gar noch früher 20 Prozent der Industrie-

arbeiter arbeitslos waren und jetzt ebenfalls 20 Prozent ohne Beschäftigung sind, so hinkt dieser Ver-

gleich; denn es wird nicht nur die dazwischenliegende industriekapitalistische Entwicklung von über 

einem halben Jahrhundert „übersehen“, sondern auch die Tatsache, daß auf Grund der vergangenen 

Entwicklung der Anteil der Arbeiterschaft an der Gesamtbevölkerung ungeheuer gewachsen ist. Eine 

20prozentige Arbeitslosigkeit z. B. umfaßt also heute einen vielfach größeren Teil der Bevölkerung 

als in der Mitte des vorigen Jahrhunderts. 

„Alles schon einmal dagewesen !“? 

Die früheren Nachkriegskrisen wurden von den bürgerlich-reformistischen Theoretikern als einfache 

Folgen der Zerstörungen im Weltkriege und der durch ihn hervorgerufenen, bald wieder behobenen 

Disproportionalitäten hingestellt. Einer neuen Blüteperiode und einer Stabilisierung der kapitalisti-

schen Wirtschaft schien demnach nichts im Wege zu stehen. Die jetzige Krise hat erstmalig nicht auf 

einfache Kriegszerstörungen zurückgeführt werden können; sie bringt die neuen Verschärfungen der 

Widersprüche des Monopolkapitalismus zum Ausdruck. Gerade deswegen ist zweifellos ein wirklich 

ernsthafter Vergleich mit den „normalen“ Krisen der Vorkriegszeit wertvoll und lehrreich. Er wird 

[39] aber von den Herren Naphtali & Co. unterlassen, insoweit sich daraus für den Kapitalismus 

ungünstige Schlußfolgerungen ergeben. 

Wir können z. B. über die Ar be i t s l o s i gke i t  feststellen: Die Arbeitslosigkeit als das wichtigste 

Krisensymptom hat in den letzten Jahrzehnten der Vorkriegszeit in keinem Lande, auch in den 

schlimmsten Zeiten der damaligen Krisen, jemals ein derartiges Ausmaß erreicht wie während des 

„normalen“ Depressionsstadiums in der kapitalistischen Wirtschaft der letzten Jahre, von dem jetzigen 

Krisenzustand gar nicht zu reden. In England z. B., dem stärksten industriell entwickelten Land, war 

vor dem Kriege die Arbeitslosigkeit im Durchschnitt größer als in den übrigen großkapitalistischen 

 
*) „Wirtschaftskrise und Arbeitslosigkeit“, volkstümlich dargestellt von Fritz Naphtali, 1930, S. 9. 
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Ländern, größer auch als in Deutschland, obwohl hier der Zuzug vom Lande in die Stadt in viel 

größerem Umfange stattfand. Während der letzten drei Jahrzehnte vor dem Kriege (1881-1911) hat-

ten die englischen Trade Unions ihre Höchstarbeitslosigkeit im Jahre 1886 mit 9,56 Prozent, von 

1893-1911 den Höchststand im Jahre 1893 mit 7,7 Prozent zu verzeichnen. Der niedrigste Stand war 

im Jahre 1899 mit 2,4 Prozent. Dagegen war in demselben England der niedrigste Stand der Arbeits-

losigkeit in den Nachkriegsjahren von 1921-1930, im Jahre 1927 8,9 Prozent; in den letzten Jahren 

zeigt die Durchschnittsarbeitslosigkeit Tendenzen zur weiteren Zunahme (1929 10,5 Prozent); sie ist 

bis Oktober d. J. auf 16,7 Prozent gestiegen. 

Für Deutschland ist der Gegensatz zwischen der durchschnittlichen Arbeitslosigkeit während der 

Vorkriegs. und Nachkriegszeit noch größer. Von 1901–1911 schwankte hier die Arbeitslosigkeit in-

nerhalb der gewerkschaftlich organisierten Arbeiterschaft zwischen 1,6 Prozent (1906) und 4,4 Pro-

zent (1908). In der gleichen Zeit belief sich in England die Arbeitslosigkeit auf 3,0 Prozent (1901 und 

1911) bis 7,8 Prozent (1908). Nach dem Kriege ist lediglich während der Inflationskonjunktur 1920-

23, die auch von den bürgerlichen Oekonomen kaum als „normal“ hingestellt wird, die Arbeitslosig-

keit relativ gering gewesen: 0,6 Prozent (1922) bis 4,1 Prozent (1923). Sodann stieg die Arbeitslosig-

keit rapide und verblieb dauernd im Minimum auf dem Höchststande der Vorkriegszeit (1924-1929 

zwischen 3,5 Prozent bis 18,1 Prozent im Jahresdurchschnitt); sie bewegt sich im Jahre 1930 zwi-

schen 20 Prozent und weit über 30 Prozent. 

In USA war bereits vor dem Kriege die Massenarbeitslosigkeit, zum Teil in Zusammenhang mit der 

Einwanderung, eine Dauererscheinung. Trotz vollständigen Fehlens von statistischen Angaben ist es 

dennoch klar, daß die durchschnittliche Nachkriegsarbeitslosigkeit jetzt viel größer ist. Die Zahl der 

in der Industrie Beschäftigten z. B. sank von 11,2 Millionen im Jahre 1920 auf 10,6 Millionen im 

Jahre 1927, einer Zeit günstiger Konjunktur. Nach offizieller, sicherlich zu günstiger Schätzung, be-

läuft sich der Reinzuwachs der Arbeitslosigkeit von 1920–1925 auf jährlich 670 000. Für diese Zeit 

wird der geringste Stand der Arbeitslosigkeit im Jahre 1920 mit 1,4 Millionen oder 5,1 Prozent der 

Beschäftigten und der Höchststand im Jahre 1921 mit 4,27 Millionen und 15,3 Prozent von offizieller 

bürgerlicher Seite angegeben („Recent economic changes in the USA.“ II, S. 78/79.) In den letzten 

Jahren ist die durchschnittliche Arbeitslosigkeit auf mindestens 2 bis 3 Millionen zu schätzen, sie ist 

im Jahre 1930 auf 8 bis 9 Millionen angewachsen. 

„Lange Konjunkturwellen?“ 

Für die Tatsache der allgemeinen Krise des Kapitalismus in der Nachkriegszeit, für ihre Verschärfung 

in der jetzigen Periode und für die außerordentliche Tiefe der gegenwärtigen Weltwirtschaftskrise 

versuchen alle Harmonieapostel und bürgerlichen Professoren eine passende Erklärung herbeizuzau-

bern. Deswegen haben sich fast alle bürgerlich-reformistischen Krisentheoretiker die „Theor i e“ 

de r  „l angen  We l l e n“ im Konjunkturzyklus zu eigen gemacht. Hiernach soll es außer dem ge-

wöhnlichen Konjunkturzyklus [40] noch einen zweiten Konjunkturzyklus, etwa alle zwei bis drei 

Jahrzehnte geben; es soll hier überwiegende Depression und Preissenkung mit schnellem Aufstieg 

der Konjunktur und Preissteigerung abwechseln. 

Der russische bürgerliche Oekonom Kondr a t j e w, der vor kurzer Zeit erst als aktiver Schädling in 

der Sowjetunion entlarvt wurde, hat diese Theorie der „langen Wellen“ ausführlich durch statistische 

Berechnungen und Preisvergleiche zu begründen versucht. In seinen Spuren wandelt z. B. der Leiter 

des Instituts für Konjunkturforschung, Professor Wagemann  (ohne allerdings den Namen Kond-

ratjews u. a. zu nennen.) Dasselbe gilt für den Sozialdemokraten de  W o l f f*), Herr Naph t a l i  würde 

seinen Beruf verfehlt haben, wenn er nicht die „originelle“ Theorie der langen Wellen, die so leicht 

und „klar“ den Niedergang der kapitalistischen Wirtschaft in der Gegenwart in rosigem Lichte im 

Hinblick auf die kapitalistische Zukunft erscheinen läßt, ebenfalls übernommen hatte. Er will nur „die 

Dinge hervorheben, die ... in der (bürgerlichen) Wissenschaft anerkannt sind“; dazu gehört nach 

Naphtalis Meinung die bürgerliche Theorie der langen Wellen. 

 
*) „Wirtschaftskrise und Arbeitslosigkeit“, S. 11/12. 
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„Man hat, rein als Tatsachenbeobachtung, die Feststellung gemacht, daß in den rund 110 Jahren ka-

pitalistischer Entwicklung, die wir übersehen können, die kurzen Zyklen der Konjunktur, die sich 

etwa im Rahmen von 7 bis 10 Jahren abspielen, und von denen bisher allein die Rede war, sich in-

nerhalb sogenannter langer Wellen abwickeln. Es gab in dieser Zeit Perioden des langfristigen Tief-

standes und Perioden des langfristigen Aufschwunges ... und man kann mit ziemlicher Sicherheit 

feststellen, daß in den langen Ebbeperioden die Baissejahre überwiegen, in den langen Aufschwungs-

perioden dagegen die Hausse-Jahre.“ 

Für diese Theorie der langen Wellen wurde bisher noch keine andere Begründung als – eine Reihe 

von Tabellen über Preise und Zinssätze gegeben. Womit soll wohl der angebliche Wechsel von Auf-

schwungs. und Depressionsperioden alle 2 bis 3 Jahrzehnte begründet werden? Vielleicht so, wie der 

selige Jevons, der bürgerliche Nationalökonom, den gewöhnlichen Konjunkturzyklus in der Vor-

kriegszeit zu erklären versuchte, nämlich mit dem dunklen Flecken auf der Sonne? Der Professor 

Wagemann versucht die gegenwärtige Krise mit der Krise in den 70er Jahren zu vergleichen, weil 

„heute wie in den 70er Jahren der Krise große technische Fortschritte, die die Produktionsentwicklung 

gewaltig vorwärts getrieben haben, vorausgegangen sind“. Dies erinnert an den ersten Versuch, lange 

Konjunkturwellen auf Grund der Entwicklung der Technik festzustellen. 

Bereits im Jahre 1908 glaubte Pa r vu s, der damals noch zur Linken in der Sozialdemokratie gehörte 

und während des Krieges einer der übelsten Sozialchauvinisten wurde, eine theoretische Begründung 

für lange Wellen des Aufstieges und des Niederganges des Kapitalismus geben zu können. 

„Die Erfolge der Technik hängen eng zusammen mit den Erfolgen der Naturwissenschaften. Diese 

haben ihre Zeiten des Langsamen Ausbauens der gewonnenen Grundsätze durch die Teilforschungen 

und dann wieder kritische Perioden ... Den kritischen Perioden der Entwicklung der Naturwissen-

schaften folgen – oder schließen sich ihnen unmittelbar an – revolutionäre Perioden der technischen 

Entwicklung.*) 

Hier wird der Versuch gemacht, die Fortschritte der Naturwissenschaften und Technik, losgelöst von 

den Produktionsverhältnissen, zu verfolgen. Denn die „Entwicklung der Technik, wie die Entwicklung 

des Weltmarktes folge ihren eigenen Gesetzen.“ (Parvus). Im Gegensatz zu dieser idealistischen Tren-

nung [41] der „Entwicklung des Weltmarktes“ von den Fortschritten der Naturwissenschaft und Tech-

nik muß mit dem Niedergang der kapitalistischen Wirtschaft und Produktion auch die weitere Entwick-

lung der wissenschaftlichen Fortschritte und ihrer praktischen Anwendung verkümmern. Gewiß hat 

gerade auf der Basis des zu eng gewordenen Absatzmarktes mit der Verschärfung der Konkurrenz-

kämpfe der finanzkapitalistischen Gruppen um Anlagesphären die Anwendung neuer technischer Er-

findungen und Verbesserungen im Laufe des letzten Jahrzehntes große Fortschritte gemacht, besonders 

auf dem Gebiete der Elektrizität und Chemie. Ihre Anwendung befindet sich erst im allerersten Ent-

wicklungsstadium. Nach der Ansicht der bürgerlichen Wellentheoretiker müßten wir dann mitten oder 

wenigstens bereits an Anfange einer neuen gewaltigen Aufschwungsperiode des Kapitalismus stecken. 

Dies wurde u. a. vor zwei Jahren erst von dem sozialdemokratischen Professor Lede r e r  prophezeit. 

„... Verlangsamung des Tempos (der kapitalistischen Entwicklung)? ... Ich glaube das nicht ... ange-

sichts der außerordentlich revolutionären Entwicklung in der Landwirtschaft, ferner auf dem gesam-

ten Gebiete der Transporttechnik, auch auf dem Gebiete der Urproduktion, der Bauwirtschaft ..., 

kurzum, angesichts der Umwälzung auf jeglichem Gebiete und des Entstehens ganz neuer Wirt-

schaftsfelder, wie Kunstseideproduktion, Automobilerzeugung, usw. In der Tat, wie ich auch glaube, 

wir befinden uns in einer Sturmperiode der technischen Entwicklung und der kapitalistischen Akku-

mulation ...“**) 

Die Entwicklung der neuen Industrien hat kaum begonnen, und schon werden sie besonders schwer 

von der Krise, Ueberproduktion und Absatznot betroffen. An Stelle der „Sturmperiode der 

 
*) Parvus, „Die kapitalistische Produktion und das Proletariat“, Berlin 1908, S. 10. 
**) „Wandlungen des Kapitals“, Verhandlungen des Vereins für Sozialpolitik m Zürich 1928, München und Leipzig 1929, 

S. 51. 
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kapitalistischen Akkumulation“ ist die Periode der Ueberakkumulation und der Kapitalvernichtung 

in größtem Umfange auch in den Neuindustrien getreten. 

Sind das aber vielleicht nur die Geburtswehen eines neuen Zeitalters der Technik unter kapitalisti-

schen Verhältnissen, damit eines neuen allgemeinen Aufschwunges der kapitalistischen Wirtschaft? 

Verschärfte Widersprüche des Monopolkapitalismus 

Nun, gerade die neuen Industrien sind durch die „fortgeschrittensten“ kapitalistischen Organisatio-

nen, durch monopolistische Trusts in unmittelbarer Verbindung mit den herrschenden Gruppen des 

Finanzkapitals aufgebaut worden. Aber auch in zahlreichen alten Industrien, wie z. B. in der deut-

schen Schwerindustrie, haben wir in den letzten Jahren eine neue Welle der Kapitalsakkumulation 

beobachten können. Was hatte den Anlaß dazu gegeben? Die Antwort darauf liegt nahe, wenn man 

weiß, daß es gerade Industriezweige waren, wo das Kapital besonders fest monopolistisch organisiert 

war. Diese „Organisiertheit“ des Kapitals ist bereits ein Ausdruck seines Niederganges, wenn es sich 

auch hohe monopolistische Sonderprofite sichern konnte. 

In einer Zeit, wo bereits für den Gesamtkapitalismus der Niedergang akut geworden war und die 

Verwertungsbedingungen für neues Kapital sich äußerst verschlechtert hatten, strömte um so mehr 

Kapital in diese Industriezweige, wo Profitchancen infolge der Monopolherrschaft äußerst günstig 

schienen. Besonders klar zeigt sich dies in der Entwicklung in Deutschland. 

Die Rationalisierungswelle von 1925-27 stand im Zeichen der Bildung zahlreicher neuer monopolis-

tischer Organisationen und der Festigung der alten Monopole des Kapitals, die trotz Senkung der 

Produktionskosten die Preise hochhielten oder herauf schraubten. Um sich einen Anteil an den ver-

lockenden Monopolprofiten zu sichern, wurden zahlreiche neue Werke geschaffen oder die [42] alten 

ausgebaut, alles nur im Hinblick auf den Erhalt von Quoten und Anteilen an Monopolgewinnen. Es 

bedarf einer besonderen Arbeit, um die Einzelheiten der ungeheuren Kapitalsverschwendung, wie sie 

unter Herrschaft der Monopole in der Eisenindustrie, der Stickstoffindustrie, der Zementindustrie, 

Glanzstoffindustrie, der Automobilindustrie usw. usw. betrieben wurde, darzustellen und zu würdi-

gen. Es sei jetzt nur allgemein darauf hingewiesen, daß die monopolistischen Zusammenschlüsse 

oder die „Organisiertheit“ des Kapitals die Grundlage für eine Akkumulationswelle ohne Zusammen-

hang mit den Markt. und Absatzverhältnissen gelegt hatte. 

Je mehr Kapital unter dem Einfluß der Monopole in der jüngsten Vergangenheit akkumuliert wurde, 

um so mehr ist auch jetzt überflüssig geworden, unterliegt dem Prozesse der nutzlosen Entwertung 

und Vernichtung. Die Sonderprofite des Monopolkapitals haben eine neue gewaltige Disproportio-

nalität zwischen den Monopolindustrien und den übrigen Industrien hervorgerufen. Hinter der kapi-

talistischen „Organisiertheit“ hat sich eine verstärkte Produktionsanarchie herausentwickelt, die jetzt 

offen zutage getreten ist. 

Der neue Konjunkturabsturz beleuchtet mit grellem Schlaglicht die du r ch  d i e  kap i t a l i s t i s chen  

Monopo l e  „or gan i s i e r t e“ Kap i t a l ve r geudun g, die bei allgemeinem Niedergang des Kapi-

talismus vorübergehend eine Grundlage für Teilkonjunkturen war. Die Illusion, daß neue technische 

Erfindungen oder die Fortschritte der Naturwissenschaften a n s i c h die Grundlagen für einen Auf-

stieg und eine „Sturmperiode der Kapitalsakkumulation“ legen können, wird durch die jetzige Krise 

gerade der Monopolindustrien und durch die jetzt offen zutage tretende gewaltige Kapitalsvergeu-

dung entlarvt; sie war nur der die kapitalistische Wirklichkeit idealisierende Glaube kapitalistischer 

Apologetiker oder die Demagogie reformistischer Heilsprediger des Kapitalismus. 

Unter dem Drucke des Kapitalsüberflusses und der Absatznöte haben sich die Konkur r enzge -

gensä t z e zwischen den Monopolkapitalisten verschärft. Sie treiben aber gleichzeitig dieselben 

Großkapitalisten in noch stärkerem Maße in monopolistische Zusammenschlüsse hinein, die die Ver-

nichtung ihrer alten Werte aufhalten oder durch Sicherung neuer Monopolprofite wettmachen sollen. 

Auf Grund der besonderen Widersprüche des deutschen Kapitalismus gilt dies vor allem für die Mo-

nopole des deutschen Industriekapitals. 
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Allgemein hat sich im Gefolge der neuen technischen Entwicklung der Anteil des fixen Kapitals ver-

größert. In den neuen Werken und Anlagen hat das fixe Kapital einen verhältnismäßig großen Anteil. 

Dadurch wurde die vergangene Akkumulationswelle erhöht, dafür wird aber jetzt der Widerspruch 

zwischen den Produktivkräften und den Produktionsverhältnissen um so größer. Durch die neuen 

Werke, in denen das fixe Kapital einen besonders großen Umfang hat, wurde sprunghaft die Produk-

tionskapazität ohne Rücksicht auf die Marktverhältnisse erhöht; um so katastrophaler wirkt sich der 

jetzige Absatzrückgang aus. 

Verschuldungskrise In Deutschland 

Für die deutsche Großindustrie hat sich die Lage dadurch verschärft, daß ein großer Teil der neuen 

Anlagen mit Bankkrediten finanziert wurde, die kurzfristig gekündigt werden können. Die Hoffnung 

auf die Senkung der Zinssätze in Amerika ließen eine Finanzierung und Umwandlung der kurzfristi-

gen Kredite in langfristige Anleihen oder Beteiligungen, besonders auch im Hinblick auf die gesi-

cherten Monopolprofite, erwarten. Der Absatzrückgang schmälert naturgemäß auch die Monopolp-

rofite. Darüber hinaus erschüttert die allgemeine Krise das gesamte kapitalistische System in derarti-

gem Umfange, daß ein Teil des in Deutschland investierten Auslandskapitals zurückgeströmt ist 

(nach [43] Schätzung des Instituts für Konjunkturforschung 1,6 Milliarden Mark), erst ein Bruchteil 

der gesamten kurzfristigen Auslandsschulden und etwa der zehnte Teil der Auslandsverschuldung 

des deutschen Kapitalismus überhaupt. Wollten die deutschen Großbanken aber auf die an sie ver-

schuldeten Konzerne und Großunternehmungen einen scharfen Druck hinsichtlich der Rückzahlung 

der von ihnen gewährten Bankkredite ausüben, so wäre ein o f f ene r  Zusam m enbruch  zah l r e i -

che r  g r oßkap i t a l i s t i s che r  Un t e r nehm ungen  ,und ein noch schrofferer Absturz der Kon-

junkturlage unvermeidlich. Hinzu kommt, daß bei dem ersten offenen großen Zusammenbruch oder 

auch nur bei neuer Verschärfung der allgemeinen Lage ein pan i ka r t i ge s Zu r ück f l i eßen  von  

Aus l andsk r ed i t en  und  e i ne  s chne l l e  Ve r schä r fung  de s  Dev i s enmange l s  und der 

Kreditnot eintreten kann. Deswegen ist die Erhöhung der Zinssätze und das Wachsen der Wechsel-

kredite (und auch der Lagerhaltung!) trotz des Tiefstandes der Produktion und des bereits seit lange 

anhaltenden Zustandes von Depression und Krise eine so bedrohliche Erscheinung für das deutsche 

Kapital. Das Institut für Konjunkturforschung muß konstatieren: 

„Sodann hält sich das Ausland in der Kreditgewährung an Deutschland – trotz anhaltender Ueberfülle 

an den internationalen Geldmärkten – weiter stark zurück. Von Bedeutung ist schließlich, daß die 

Liquidität der Banken inzwischen empfindlich gesunken ist ... Wachsender Kreditbedarf bei sinken-

den Umsätzen und Preisen kann aber im wesentlichen nur aus dem Bedarf an „Durchhaltekrediten“ 

erklärt werden. Offenbar hat sich also eine die Bewegungsfreiheit der Banken stark einschränkende 

Illiquidität eines großen Teils der Bankenkundschaft ergeben. Die Folge ist, daß die Banken ... einen 

Abbau ihrer Kredite erstreben. Dadurch ist ein neues Unsicherheitsmoment in die Wirtschaft hinein-

getragen worden.“ 

Monopolwucher in der Krise 

Auf Grundlage der hohen Monopolpreise und -profite haben die monopolistisch organisierten Unter-

nehmungen Kredite aufgenommen und Kapital in Produktionsanlagen festgelegt. Mit allen Mitteln 

versuchen gerade die Monopolkapitalisten ihre Profite zu halten und zu steigern, so eine unvermeid-

bar gewordene Kapitalsvernichtung auszugleichen und das Vertrauen des Banken. und Auslandska-

pitals zu bewahren. 

Daraus ergibt sich zwangsläufig, daß die Monopole gerade in der Zeit des verschärften Niederganges 

einem Abbau der von ihnen kontrollierten Preise einen Damm entgegenzusetzen versuchen. In den 

ersten 10 Monaten d. J. z. B. sind die Inlandspreise für Kohle und Eisen nur um 0,5 bis 4,5 Prozent 

gesunken, bei schroffem Sturz der Preise für ausländische Rohstoffe und von Agrarerzeugnissen. Ge-

wiß sind inoffiziell von den Kartellen und Syndikaten unter dem Druck verschärfter Konkurrenz zahl-

reiche statistisch nicht erfaßte Preisherabsetzungen zugestanden worden; trotzdem aber wirkt sich in 

der Krise in verstärktem Maße de r Monopo lwuche r aus. Es ist notwendig, seine Bedeutung noch 

ausführlicher darzulegen. Jedenfalls wird durch ihn die Konkurrenzfähigkeit des nicht monopolistisch 
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organisierten Kapitals noch mehr herabgedrückt und dadurch allgemein neben der Verteuerung der 

Lebenshaltung die Unternehmeroffensive gegen die Arbeiterschaft und der Massenabbau von Arbei-

tern im Gefolge von Produktionseinschränkungen verstärkt. 

Das Institut für Konjunkturforschung muß bei ihrem Vergleich mit Krisen der Vorkriegszeit feststellen: 

„So ist es vor allem sehr auffällig, daß die Abwärtsbewegung der Werte, der Preise, Kurse und Zinss-

ätze gegenwärtig einen ganz ähnlichen Grad erreicht haben, wie in der Vorkriegszeit, während auf 

der Mengenseite die Rückschläge sehr viel schärfer sind.“ 

[44] Unter „Mengenseite“ versteht das Institut für Konjunkturforschung die Einschränkung der Pro-

duktion und den Abbau von Arbeitern. In dieser Feststellung des IfK drückt sich die Verschiebung 

der Krisenlasten unter der Diktatur des Monopolkapitals auf die Schultern der werktätigen Massen 

aus. Deswegen haben die einzelnen Krisensymptome gegenwärtig ein anderes Gewicht als in der 

Vorkriegszeit, und ganz besonders als in den „normalen“ Krisen des Kapitalismus der freien Konkur-

renz. Wenn also Herr Naphtali z. B. die Senkung der Industrie-Warenpreise in der jetzigen Krise mit 

früheren Krisen vergleicht, und dann triumphierend eine Gleichheit der Bewegung und der Krisen-

verschärfung feststellen zu können glaubt, so wird damit die um so stärkere Krisenauswirkung für 

die Arbeiterschaft, das viel schroffere Sinken ihres Einkommens und die darin zum Ausdruck kom-

mende Verschärfung der allgemeinen Krise verdeckt. 

Unter dem Drucke der Auslandsschulden und besonders auch der Youngtribute muß das deutsche 

Monopol- und Finanzkapital außerordentliche Sicherungsmaßnahmen für die Aufrechterhaltung und 

Erweiterung ihrer Monopolstellungen und eine neue Steigerung ihrer Profitrate erstreben. Der Preis-

wucher, der durch freiwilligen Zusammenschluß der Kapitalisten in Monopolen Sonderprofite si-

chert, genügt nicht mehr. Das Finanzkapital zwingt den Staat, umfassende Sicherungsmaßnahmen für 

die Monopole des Industrie- und Finanzkapitals, und auch des mit ihm verbundenen großagrarischen 

Kapitals zu ergreifen. 

Das Geschrei nach Sicherung der „freien Wirtschaft“ ist das Verlangen des Finanzkapitals nach ver-

stärkter Subven t i on ie r ung  de s  Gr oßkap i t a l s  du r ch  S t eue r geschenk e, s t a a t l i che  

Zuschüs se  usw. Der Staatsapparat wird ausgenutzt, um durch ihn direkt in verstärktem Umfange 

zugunsten des Finanzkapitals die Massen auszuplündern. Darüber hinaus kann nur durch eine blutige 

Terrorherrschaft die Voraussetzung für eine derartige Verstärkung der Ausbeutung der Arbeiterschaft 

und der Auswertung der Millionenarmee der Arbeitslosen zu Lohndruck und Verlängerung der Ar-

beitszeit, bei Niederhaltung der revolutionären Empörung der verelendeten Massen geschaffen wer-

den; dies wird unter den verschlechterten Konkurrenzverhältnissen auf dem Weltmarkt und ganz be-

sonders unter dem Drucke der Young- und Zinstribute an das Auslandskapital für das deutsche Fi-

nanzkapital notwendig. Es kann sich angesichts der drängenden Auslandsgläubiger und seiner eige-

nen heiklen Lage nicht viel Zeit lassen. Es erstrebt die o f f ene  f a sch i s t i s che  D i k t a t u r, um die 

gesamte Arbeiterklasse so wehrlos zu machen, daß die Wünsche des Finanzkapitals erfüllt werden 

können. 

Der schnell wachsenden Gefahr der weiteren Entwicklung zur offenen faschistischen Terrorherr-

schaft muß die Arbeiterschaft ihre geschlossene revolutionäre Front entgegenstellen, um auf revolu-

tionäre Art den Faschismus niederzuschlagen. Die Kommunistische Partei muß die revolutionäre Ein-

heitsfront der Arbeiterklasse zum Kampf gegen die Faschisten und die verräterischen sozialfaschis-

tischen Führer herstellen und dadurch die plumpen Täuschungsversuche der Reformisten entlarven, 

sich durch einen Scheinkampf gegen den Faschismus die Führung der Arbeiterschaft zu sichern. 

* 

Weitling in den Geheimakten  
Von W. A. H. 

Im Preußischen Geheimen Staatsarchiv werden einige Akten über Wi l he l m  Wei t l i ng  aufbewahrt, 

die wegen der Persönlichkeit dessen, den sie zum Gegenstand haben, verdienen, ans Licht gezogen 

zu werden. 



Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 12 – 35 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 05.04.2023 

[45] In zweifacher Hinsicht ist Weitling in der Entwicklung der deutschen Arbeiterbewegung zu einer 

Ausnahmestellung gelangt, die ihn aus der Vergessenheit und Entfremdung, in die er – nicht zum 

wenigsten durch eigene Schuld – bald nach dem Höhepunkt seiner Laufbahn geraten ist, herausreißen 

sollte. 

Einmal stellt er für die deutsche Arbeiterbewegung das Verbindungsglied dar in der Entwicklung von 

der utopistischen Systemkrämerei zum proletarischen Klassenkampf, von Owen und Fourier zu Marx 

und Engels. 

Zum anderen war Weitling derjenige, der die erste Ar be i t e r bewegung unter Deutschen führte, eine 

Bewegung, die aus radikal-demokratischen Verschwörergesellschaften hervorwuchs und unter sei-

nem bestimmenden Einfluß in Frankreich und vor allem in der Schweiz sich zu der Organisation 

ausbaute, deren englische und französische Sektionen dann für Marx und Engels das Betätigungsfeld 

für ihre in den vierziger Jahren entstandene Lehre des Sozialismus werden sollten. Diese Organisa-

tion, wenn sie sich in ihren wesentlichen Teilen damals auch schon von Weitlings Ideen entfernt 

hatte, erließ 1847 das Kom m uni s t i s che  Man i f e s t, dessen Gedanken bestimmend auf den Ver-

lauf der Arbeiterbewegung der ganzen Welt wurden. 

Die unten abgedruckten Berichte werfen einiges Licht auf die Tätigkeit und Persönlichkeit Weitlings, 

wie sie 1842 und 43, dem zweiten und dritten Jahr seiner Tätigkeit in der Schweiz, erschienen. Weit-

lings Agitation und Lebensschicksale dürfen wohl als allgemein bekannt vorausgesetzt werden. W. 

Kahler und Mehring in seiner „Geschichte der deutschen Sozialdemokratie“ und besonders in der Ein-

leitung zur Jubiläumsausgabe von Weitlings Hauptwerk, den „Garantien der Harmonie und Freiheit“ 

(Berlin 1908, Soz. Neudrucke, 2.) haben das Wesentliche über ihn gesagt, obwohl er wegen seiner 

genannten Stellung vielleicht doch einer genaueren kritischen Beurteilung würdig wäre, vor allem was 

die Jahre vor 1845 und sein Auftreten im Londoner kommunistischen Arbeiterbildungsverein angeht. 

Die nachfolgenden Berichte, die nur einen Teil dessen wiedergeben, was im Staatsarchiv an Akten 

über Weitling vorhanden ist, bedürfen einiger Erläuterungen. 

Die in den ersten drei Berichten erwähnte Broschüre „Die Menschheit, wie sie ist und wie sie sein 

sollte“, war einem aus Frankreich zurückkehrenden deutschen Handwerksburschen von der Polizei 

abgenommen worden. Die Bundes Central-Behörde, der die Verfolgung aller „revolutionären Um-

triebe“ im Gebiet des Deutschen Bundes oblag, hatte damit die Programmschrift des Bunde s de r 

Ge r ech t e n gefunden. Dieser hatte sich 1836 unter Leitung des ehemaligen Göttinger Privatdozen-

ten Th. Schuster von dem Bunde der Geächteten getrennt, der 1834 als deutsche geheime Flüchtlings-

gesell-[46]schaft entstanden war und der ideologisch als Anhängsel der französischen republikani-

schen Verschwörergesellschaften der „Volksfreunde“, „Familien“ und „Jahreszeiten“ angesehen 

werden kann. Dessen Programmschrift war das von Börne ins Deutsche übersetzte Buch Lammenais’ 

„Worte eines Gläubigen“, an das in der Form Weitlings Schriften oft erinnern. Schuster und die meist 

proletarischen Elemente der „Gerechten“ nahmen Weitling, als er 1837 zum zweitenmal nach Paris 

kam, in ihren Bund auf. 

In der sozialistischen Literatur heißt es, Weitling habe 1838 die genannte Broschüre „im Auftrage 

des Bundes der Gerechten“ verfaßt. Aus den Berichten geht aber hervor, daß diese Broschüre, wört-

lich in dem Sinne, wie es Weitling in der Einleitung zu den „Garantien“ angibt: „Die gesammelten 

materiellen und geistigen Kräfte meiner Brüder habe ich in diesem Werke vereinigt“, auf die 

„Menschheit“ zu übertragen ist, die im wahrsten Sinne des Wortes eine Kollektivarbeit. war, wenn 

ihr Weitling auch die zusammenhängende Form gegeben hat. Außerdem trifft die Angabe „Ende 

1838“ als Zeit der Herausgabe der Broschüre nicht zu. Diese Datierung hat sich auf Grund von Weit-

lings eigenen Angaben, die bekanntlich zeitlich nicht sehr genau waren, bis jetzt in der sozialistischen 

Literatur erhalten. Auf dem mir im Staatsarchiv vorliegenden Exemplar der Erstausgabe, das, wie er 

– wähnt, einem wandernden Handwerker abgenommen wurde, findet sich aber die Jahreszahl „1839“. 

Da die zweite Auflage (mit dieser ausdrücklichen Angabe) erst 1845 erschien, muß sich hier also ein 

Irrtum eingeschlichen haben. – Diese Erstausgabe hat auf der Rückseite des Titelblatts den bemer-

kenswerten, wenn auch recht holprigen Vers: 
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Die Namen Republik und Constitution, 

So schön sie sind, genügen nicht allein; 

Das arme Volk hat nichts im Magen, 

Nichts auf dem Leib, und muß sich immer plagen; 

Drum muß die nächste Revolution, 

Soll sie verbessern, eine sociale sein. 

Nach einem Worte Heines (in den „Geständnissen“) waren die „Garantien“, die 1842 in Vivis im 

Selbstverlage des Verfassers erschienen und nur den weiteren Ausbau der in der „Menschheit“ ent-

haltenen Gedankengänge darstellen, für lange Zeit der Katechismus der deutschen Handwerker. Wie 

die uns jetzt bekannten Protokolle des Londoner Arbeiterbildungsvereins zeigen, spielten diese dort 

und, wie wir aus Engels Briefen an Marx und seinen Berichten an das kommunistische Korrespon-

denzkomitee wissen, auch in Paris bis kurz vor dem entscheidenden Auftreten der beiden Freunde 

auf den Kongressen des Kommunistenbundes 1847 noch eine wichtige Rolle. – Das mehrfach ge-

nannte „Werk Fouriers“ dürfte die 1829 erschie-[47]nene Schrift „Le Nouveau Monde Industriel“ 

sein. Im zweiten Kapitel der „Menschheit“ heißt es allerdings, der Verfasser sei mit den Plänen der 

Gütergemeinschaft, „wie es deren von Fourier und mehreren anderen gibt“, nicht bekannt; anderer-

seits lehnt sich diese Schrift oft fast wörtlich an Fourier an, der auch des öfteren darin leicht ange-

griffen wird. 

Im übrigen zeugen diese Berichte neben der Angst, die man dem „Gespenst des Kommunismus“ 

gegenüber empfand, auch von dem hohen Interesse, das man polizeilicher- und ministeriellerseits 

dem Kommunismus entgegenbrachte, sehr im Gegensatz zum deutschen Bürgertum, das der begin-

nenden Arbeiterbewegung verständnis- und interessenlos gegenüberstand. 

R. 77. D. fol. I. 

Die Bundes-Central-Behörde in Frankfurt a. Main, gezeichnet Brauchitsch, d. d. 8. Februar 1841, an den preu-

ßischen Minister d. Innern, v. Rochow, Berlin. 

... Von großem Interesse war für die Bundes-Central-Behörde die Vorlegung der im Kreise Kreuznach aufge-

fundenen Flugschrift „D i e  M e n s c h h e i t  w i e  s i e  i s t  u n d  w i e  s i e  s e i n  s o l l t e“ – als ein sprechender 

Beleg für die in den neuerdings anhängig gewordenen Untersuchungen, wegen revolutionärer Umtriebe deut-

scher Handwerker, vielfach zur Sprache gekommenen Thatsache, daß fast alle von Paris nach Deutschland 

zurückwandernden Handwerksgesellen dazu benützt werden, Schriften mit einzuschleppen, welche die revo-

lutionairen Grundsätze der in Paris unter deutschen Flüchtlingen und wandernden Handwerkern bestehenden 

Verbindungen, verbreiten, – und als Bestätigung zugleich der sonst schon gemachten Wahrnehmung, daß die 

Häupter jener Verbindungen zu Paris sich vielfach der St. Simonistischen Lehre bedienten, um ihren politi-

schen Grundsätzen mehr Eingang bei den zu gewinnenden Handwerkern zu verschaffen ... 

R. 77. D. fol. 95 ff. 

Die B. C. B. in Ffm. an den Minister des Innern, Berlin. 28.1.1842. ... die Verbindungen (d. h. der Bund der 

Geächteten, der Gerechten und der Deutschen in Paris) erhielten ihre Mitglieder hauptsächlich durch die zu-

wandernden deutschen Handwerker, deren successive über 370 namhaft gemacht worden sind. Diese Leute leb-

ten ihrem Gewerbe, widmeten aber ihre Feierstunden dem Verkehr mit den Verbindungsgliedern, den Ver-

sammlungen der einzelnen Abteilungen, der gemeinschaftlichen Lektüre revolutionärer Schriften, ja selbst der 

Beratung über Abfassung solcher, wie z. B. die Broschüre „Die Menschheit, wie sie ist und wie sie sein sollte“, 

im Jahre 1839, innerhalb des Bundes der Gerechten auf den Grundl eines Werkes von Fourier abgefaßt wurde ... 

R. 77. D. fol. 142/3. 

Die B. C. B. Ffm. d. d. 25. August 1842, an den Minister des Innern, von Arnim, Berlin. 

... In späterer Zeit (nach März 1841) hat diese Broschüre („Die Menschheit“) noch verschiedenen Untersu-

chungsbehörden vorgelegen, und es hat der vor dem vereinigten Criminalamte der Stadt Leipzig zur Untersu-

chung gezogene Mechanikus Werner, welcher in Paris successive dem Bunde der Geächteten, der Gerechten 

und der Deutschen angehört hatte, dieses Büchelchen für dasselbe erkannt, welches zu Paris in dem Bunde der 

Gerechten unter seiner Mitwirkung, nach einer Schrift des p. p. Fourier abgefaßt worden war ... 
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Der Bericht das preußischen Gesandten aus Bern vom 24. Fe-[48]bruar 1842 ist in seinem letzten 

Satze amüsant, wenn man ihn mit dem plötzlichen Schrecken vergleicht, der. achtzehn Monate später 

den Minister des Innern in seinem unten mitgeteilten Bericht an den König von der „furchtbaren und 

bedrohlichen Gestalt“ der Lehren des Kommunismus sprechen läßt. 

(R. D. 77. D. fol. 105.) 

Der preußische Gesandte in Bern, von Werther, an das Ministerium der Auswärtigen Angelegenheiten, Berlin. 

25.2.42. 

Die Aufmerksamkeit der Kgl. Bayrischen und großherzogl, Badischen Regierung ist in neuerer Zeit auf den 

Umstand gelenkt worden, daß Emmissaire der in Paris bestehenden revolutionairen Handwerksverbindungen, 

besonders der Deutschen, in der Schweiz und namentlich in Genf ähnliche verderbliche Associationen, deren 

Haupttendenz die Verbreitung communistischer Ideen und Grundsätze ist, zu bilden versucht haben. – Es ist 

allerdings begründet, daß ein von Paris nach Genf gekommener Schneidergeselle Namens Weidling, aus Ham-

burg gebürtig, den dortigen deutschen Handwerkern communistische Ideen beizubringen sich bemüht, und daß 

er dazu begonnen hat, eine deutsche communistische Zeitschrift, die in monatlichen Lieferungen erscheinen 

soll, in der Schweiz zu verbreiten. Dieses ganze Treiben hat aber in Genf, nach den mir zugekommenen zu-

verlässigen Nachrichten auf die deutschen Handwerker so wenig Eindruck gemacht, daß der p. Weidling die-

sen Ort sehr bald verlassen, um in Lausanne zu seinen Umtrieben ein günstigeres Terrain zu finden. Jedoch 

sollen dieselben auch da keinen großen Erfolg haben. – ... ich ... erlaube mir ganz gehorsamst hinzuzufügen, 

daß, soweit ich die (Lage) übersehen kann, diesem Versuch der Bildung von Handwerker-Communisten-

Associationen keine große Wichtigkeit beizulegen ist und allem Anschein nach diese Art der Umtriebe in der 

Schweiz keinen bedeutenden Erfolg haben werden. 

Der folgende im Auszuge mitgeteilte Bericht eines Möchte-gerne-Spitzels an den preußischen Ge-

sandten in Bern, ist deshalb von besonderem Interesse, weil der Berichterstatter, der doch Weitling 

gerne verächtlich darstellen möchte, um sich selbst in das beste Licht zu rücken, seine Bewunderung 

für den überlegenen Geist und die außergewöhnliche Persönlichkeit des von ihm Denunzierten nicht 

verbergen kann. – Ich vermute in dem anonymen Briefsteller ein ehemaliges Mitglied des „Jungen 

Deutschland“, mit dem Weitling ja gerade in jenen Tagen in Bern und Genf viel zu schaffen hatte. 

Trotz manchen Unrichtigkeiten im einzelnen zeugt der Bericht doch von einer ziemlich genauen 

Sachkenntnis, die bei einer so kurzen Bekanntschaft mit Weitling, wie der Berichterstatter glauben 

machen möchte, unmöglich gewonnen sein konnte. – Einzelne Berichtigungen und Erläuterungen 

sind in den Anmerkungen gegeben. 

Der folgende Bericht über Weitling, mit dem Datum 28. März (1842) wurde anonym dem preußi-

schen Gesandten in Bern, v. Werther, übersandt. Dieser schickte ihn am 6. April 1842 an das Minis-

terium der Auswärtigen Angelegenheiten nach Berlin mit der Bitte um Rückäußerung, wie er sich 

dem anonymen Briefschreiber gegenüber verhalten solle, von dem er erwarte, daß er die Angaben 

gemacht habe, um dadurch eine Belohnung zu erlangen. Fortsetzung folgt. 

* 

[49] 
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Die Internationale  

14. Jahrgang ⁕ Berlin, Februar 1931 ⁕ Heft 2 

Kampf gegen die Durchführung der faschistischen Diktatur 

Die gewaltige Verschärfung der Krise der kapitalistischen Wirtschaft im Weltmaßstab und insbeson-

dere in Deutschland, die ungeheure Zuspitzung der Klassengegensätze, die Erweiterung und Steige-

rung der Klassenkämpfe, die Entwicklung der politischen Krise der deutschen Bourgeoisie mit ihren 

Auswirkungen auf die bürgerlichen Parteien und die sozialfaschistische Partei und andererseits das 

gewaltige Wachstum des Einflusses der KPD erforderten die genaueste, sorgfältigste Ueberprüfung 

der Arbeit der Partei und ihrer Aufgaben auf Grund einer eingehenden Analyse der gesamten Ent-

wicklung und der Tendenzen der Entwicklung. Das war die Aufgabe, die die ZK-Sitzung der KPD 

vom 15. bis 17. Januar sich gestellt hat. Nach einem umfassenden Referat des Genossen Thä l mann  

und ausgiebiger Diskussion wurden einstimmig die Beschlüsse gefaßt, die für die nächste Zeit der 

Arbeit der Partei ihre Richtung geben. 

Die Wirtschaftskrise des deutschen Kapitalismus 

Die gegenwärtige Weltwirtschaftskrise hat im kapitalistischen Deutschland eine besondere Intensität 

erreicht, da hier die allgemeine Krise unter allen großen industriell hochentwickelten kapitalistischen 

Ländern am weitesten fortgeschritten ist. Der normale Ablauf des Konjunkturzyklus erleidet in 

Deutschland die schärfsten Veränderungen, die zyklische Krise wird von den Erscheinungen der all-

gemeinen Krise sehr stark beeinflußt, wie andererseits die allgemeine Krise durch die zyklische Krise 

eine starke Zuspitzung erfährt. Zwar wird die Gesetzmäßigkeit der wirtschaftlichen Entwicklung in 

Widersprüchen und Gegensätzen, die für den „normalen“ Kapitalismus gilt, nicht aufgehoben, aber 

sie wird durch die Fäulniserscheinungen des niedergehenden Kapitalismus sehr stark modifiziert. 

Folgende wichtige Modifikationen kann man feststellen: 

a) In einigen industriell hochentwickelten kapitalistischen Ländern wie Deutschland und England 

kommt es überhaupt nicht mehr zur vollen Entfaltung der Konjunktur, zur Produktion bis zur Grenze 

der Leistungsfähigkeit des Produktionsapparates. Die zyklische Krise folgt nicht auf eine Periode 

überstürzter Produktion, sie setzt [50] erst ein nach einer Periode des Rückganges der Produktion, des 

allmählichen Konjunkturabstiegs. 

b) Die Entwicklung der Produktivkraft der Arbeit führt nicht zu einer Erweiterung des kapitalistischen 

Absatzes im Verhältnis zu dieser Entwicklung. In welchem Maße die gesellschaftlichen Verhältnisse 

zu einem Hemmnis der Entwicklung der Produktivkräfte geworden sind, zeigt die ungeheure Kapi-

talverschwendung und Vernichtung von Produktivkräften während der letzten Rationalisierungsperi-

ode. Infolgedessen vermag die kapitalistische Produktion nicht mehr, weder den natürlichen Zuwachs 

des Proletariats noch die in das Proletariat hinabgestoßenen Teile der Mittelschichten aufzunehmen, 

die Zahl der Industriearbeiter sinkt absolut. Selbst auf dem Scheitelpunkt der Konjunktur besteht die 

Massenerwerbslosigkeit fort, die Dauererwerbslosigkeit steigt. 

c) In Deutschland nimmt der parasitäre Charakter des Kapitalismus infolge der Erscheinungen der 

allgemeinen Krise besonders scharfe Formen an. Die ganze Wirtschaftspolitik des deutschen Kapita-

lismus in der Krise läuft darauf hinaus, die Krisenfolge möglichst restlos auf die werktätigen Massen 

abzuwälzen. Infolgedessen versucht er, durch protektionistische Maßnahmen und durch seine Mono-

pole die Preise künstlich hochzuhalten, bei gleichzeitig stärkstem Abbau der Löhne, Gehälter und der 

sozialen Ausgaben. Deshalb sinken in Deutschland die Preise im Durchschnitt weit langsamer als im 

Weltmaßstabe als auch in solchen Ländern, die, wie die Vereinigten Staaten, ebenfalls protektionis-

tische Maßnahmen treffen. 

d) Das mit Ablauf der zyklischen Krise freiwerdende Geldkapital führt nicht zu einer allgemeinen 

Senkung des Zinsfußes. Die Ursachen für diese Erscheinung sind die Bezahlung der Reparationstri-

bute, deren Wert im Verhältnis zum Sinken des Preisniveaus steigt, die Finanzkrise des Reiches, der 

Länder und Gemeinden, die Rückkehr ausländischen Kapitals und die Kapitalflucht deutschen Kapi-

tals infolge des Mißtrauens in die Festigkeit der Herrschaft des deutschen Kapitalismus. 
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e) Da der Konjunkturzyklus nicht mehr zusammenfällt mit der Periode des Verbrauchs der Produkti-

onsmittel (die letzte zyklische Krise in Deutschland war 1926, der Wiederanstieg der Produktion, ihr 

Höhepunkt und ihr allmähliches Absinken dauerte nur drei Jahre), da ferner trotz der vorangegange-

nen Zerstörung von Produktionsmitteln der Produktionsapparat im Verhältnis zu den Absatzmöglich-

keiten noch zu weit ist, fehlt der Antrieb sowohl zur Erneuerung der Produktionsmittel unter günsti-

gen Preisverhältnissen wie zu neuen Investitionen, zur Erweiterung des Produktionsapparates. 

f) Die Verschärfung der allgemeinen Krise durch die zyklische Krise zwingt die Bourgeoisie zur 

brutalsten Offensive gegen das Proletariat. Die Löhne und Gehälter sinken rascher als die Preise. Die 

Maßnahmen gegen die Auswirkungen der besonders tiefen Agrarkrise führen zur verschärften Aus-

beutung der Massen des armen und [51] mittleren Bauerntums, sie verhindern gleichzeitig die Um-

organisierung der Landwirtschaft und ihren Neuaufbau auf höherer technischer Grundlage. Auch die 

übrigen werktätigen Mittelschichten, Handwerker und kleine Händler, werden durch die Wirtschafts-

maßnahmen der Bourgeoisie verelendet und haufenweise in ihrer selbständigen wirtschaftlichen 

Existenz vernichtet. Alle diese Erscheinungen führen dazu, daß der Innenmarkt sowohl für Produkti-

onsmittel wie für Konsumtionsmittel weiter zusammenschrumpft. 

Alle diese Tatsachen vertiefen die zyklische Krise und verlängern ihren Verlauf. Es kommt im Ver-

lauf der Krise zu neuen Abstürzen der Produktion infolge neuauftretender Disproportionalität; denn 

trotz der ungeheuer gesunkenen Produktion bleibt die Ueberproduktion bestehen, was in den wach-

senden Warenlagern zum Ausdruck kommt. Unter diesen Verhältnissen kann das wirtschaftliche 

Gleichgewicht, der konjunkturelle Wiederanstieg erst nach den furchtbarsten Krämpfen von außer-

ordentlich langer Dauer wieder gewonnen werden. Selbst wenn es dem deutschen Kapitalismus noch 

einmal gelingen sollte, die gegenwärtige zyklische Krise zu überdauern, auch dann wird infolge der 

Verschiebung der allgemeinen Krise die wirtschaftliche Lage so labil bleiben, daß besondere Ereig-

nisse, vor allem die gesteigerten Kämpfe des Proletariats, die Tendenzen der revolutionären Krise 

bis zur unmittelbaren revolutionären Situation steigern können. Welches Ausmaß die Krise der ka-

pitalistischen Wirtschaft in Deutschland angenommen hat, das soll durch einige Ziffern dargestellt 

werden: 

Die i ndus t r i e l l e  P r oduk t i on  betrug, wenn man die durchschnittliche industrielle Produktion des 

Jahres 1929 gleich 100 setzt, im zweiten Vierteljahr 1929 107,4, im zweiten Vierteljahr 1930 89,4, 

im dritten Vierteljahr 80,8 und sie dürfte inzwischen, selbst wenn man die saisonmäßigen Einflüsse 

mit berücksichtigt, auf unter 70 gesunken sein. Nach den Berechnungen des Instituts für Konjunktur-

forschung ist die Kapazitätsausnutzung in der Industrie, besonders in der Produktionsmittelindustrie, 

vom Oktober 1929 bis zum Oktober 1930 um 19 Prozent, von 73 auf 59 Prozent gesunken, die Zahl 

der Arbeitsstunden sogar um 25 Prozent, von 71 auf 53. Wenn man die ungeheure Zunahme der 

Erwerbslosigkeit und Kurzarbeit seit Oktober berücksichtigt, die in den nichtsaisonmäßigen Berufen 

relativ am stärksten war, dann muß man für Ende Januar auf eine Kapazitätsausnutzung der deutschen 

Industrie kommen, die unter 50 Prozent liegt, was die Zahl der Arbeitsstunden anbelangt, auf unter 

45 Prozent der vollen Ausnutzung. 

Ueber die Entwicklung auf dem Kapitalmarkt im Verlauf des Jahres 1930 heißt es in Heft 4 des 9. 

Jahrgangs der Zeitschrift „Die Wirtschaftskurve“: 

„Die Entwicklung des Kapitalmarktes in Deutschland stand völlig im Banne politischer Faktoren. Im letzten 

Heft wurden bereits die Folgen der Reichstagserneuerung geschildert, die eine schwere Vertrauenskrise und 

eine neue Welle der Kapitalsflucht auslösten. Nach Schätzungen der ‚Frankfurter Zeitung‘ sind so etwa [52] 

1,5 Milliarden im Laufe des Jahres 1930 ins Ausland abgewandert. Aber die Wirkungen der innerpolitischen 

Erschütterung gingen noch weiter, denn auch die kurz- und langfristige Kapitalausfuhr aus dem Ausland kam 

völlig ins Stocken. Obwohl das deutsche Zinsniveau weit über dem des Auslandes lag, floß nicht neues Kapital 

zu, sondern diese natürliche Richtung wurde ins Gegenteil verkehrt ...“ 

Eine ausländische Kredithilfe, der sogenannte „Ueberbrückungskredit“ von 500 Millionen war nur 

eine vorübergehende Hilfe. Daß die Kapitalflucht weiter anhält, das zeigt die Entwicklung im Januar 

1931, über die der „Deutsche Volkswirt“ vom 23. Januar 1931 schreibt: 
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„Die übliche Januarverflüssigung der Geldmärkte geht an Deutschland diesmal ohne nachhaltige Wirkung 

vorüber. Während im Vorjahre um diese Zeit noch vor dem Ende der Haager Konferenz der deutsche Diskont-

satz um ein halbes Prozent gesenkt werden konnte und Monatsgeld um 2 Prozent billiger war als im Dezember, 

kann diesmal Deutschland nicht daran denken, der amerikanischen und französischen Diskontsenkung zu fol-

gen und den Wahlkrisendiskont wieder heraufsetzen. Die Ursache der ungenügenden Verflüssigung in 

Deutschland liegt in den Abflüssen von Auslandskapital. Seit fast vier Wochen muß die Reichsbank am Devi-

senmarkt intervenieren, wenn auch zwar nur mit kleinen Beträgen, und sie hat bis jetzt wohl ihren Devisenbe-

stand um etwa 300 Millionen verringern müssen. Freilich entfallen davon 100 Millionen auf das Reparations-

transfaire, aber andererseits sind die bei der hohen Aktivität des Außenhandels erwarteten Exportdevisen nicht 

zur Reichsbank gelangt.“ 

Die Preisentwicklung im Jahre 1930 zeigt folgendes Bild: 

 Gesamtindex Agrarstoffe Rohstoffe Prod.-Mittel Konsumgüter 

15.1.1930 132,4 122,0 128,4 139,5 168,3 

17.12.1930 117,9 110,9 109,6 135,1 148,7 

14.1.1931 115,6 107,0 107,9 134,6 147,7 

Die Preise für  die Agrarstoffe waren bereits im März 1930 auf 104 gesunken. Die inzwischen einge-

tretene beträchtliche Senkung der Weltmarktpreise für Agrarprodukte, besonders für Getreide, wur-

den für Deutschland durch eine Reihe von Zollmaßnahmen unwirksam gemacht. Welchen Wider-

stand die Monopole der Preissenkung entgegenzusetzen vermögen, das zeigen die Preise für Eisen, 

Stahl und Kohle in Deutschland. Diese Preise wurden nur ganz geringfügig gesenkt (Durchschnitt 6 

Prozent), trotz eines tatsächlichen Lohnabbaues in diesem Produktionszweig von rund 12 Prozent 

und trotz einer weiteren beträchtlichen Steigerung der Leistung pro Kopf im Verlauf des Jahres 1930. 

Der gesamte Index der Industrieprodukte zeigt die außerordentlich schaffe hemmende Wirkung der 

Monopole bei der Preissenkung, die weit hinter der Senkung der Preise der Rohstoffe und der Löhne 

zurückbleibt. 

Im November 1929 betrug die Zahl der Arbeitslosen 2,1 Millionen, im November 1930 3,76 Millio-

nen, sie stieg bis Ende Dezember auf 4,43 Millionen und bis Mitte Januar auf rund 4,85 Millionen. 

Im Dezember waren nach dem Gewerkschaftsbericht nur noch 51,9 Prozent der Gewerkschaftsmit-

glieder voll beschäftigt. Wenn man berücksichtigt, daß seit dieser Zeit die Zahl der Arbeitslosen um 

weit [53] über eine halbe Million gestiegen ist und die Kurzarbeit einen außerordentlich starken Um-

fang angenommen hat, dann kann man annehmen, daß Ende Januar 1931 bestimmt weniger als 45 

Prozent aller Arbeiter vollbeschäftigt sind. 

Entwicklung der politischen Krise 

Die Verschärfung der wirtschaftlichen Krise, die Unfähigkeit der Bourgeoisie, irgendwelche wirksa-

men Maßnahmen dagegen zu ergreifen, die gewaltige Steigerung der Offensive gegen das Proletariat 

und der Ausplünderung der werktätigen Mittelschichten als einzigen „Ausweg“, verschärft die poli-

tische Krise und entwickelt bereits Tendenzen  e i ne r  r evo l u t i onä ren  Kr i s e. 

Die Zersetzung der bürgerlichen Parteien macht weitere Fortschritte. Nach dem Zerfall der Demo-

kratischen und der Deutschen Volkspartei hat sich jetzt auch die Wirtschaftspartei infolge der Inte-

ressengegensätze in dieser Partei gespalten. Die Loslösung des proletarischen Anhanges vom Zent-

rum macht infolge der brutalen Schlichtungsdiktatur Stegerwalds stärkere Fortschritte. Auch die ka-

tholischen Klein- und Mittelbauern West- und Süddeutschlands beginnen, sich gegen die Agrarpolitik 

der Brüning-Regierung aufzulehnen. 

Von der größten Bedeutung sind die Vor gänge  i nne r ha lb  de r  SPD und  de r  SAJ. Da es dank 

der richtigen Politik der Kommunistischen Partei den Nationalfaschisten nicht gelingt, Masseneinfluß 

in der Industriearbeiterschaft zu erlangen, bildet die SPD und die reformistische Gewerkschaftsbüro-

kratie für das Monopolkapital nach wie vor diejenige Kraft, die im Lager des Proletariats über Mas-

seneinfluß in seinem Interesse verfügt. Der Hauptagent des sich entwickelnden Faschismus im Lager 

der Arbeiterschaft ist nicht die Nazipartei, sondern die SPD. Das zeigte sich klarer noch als beim Ber-

liner Metallarbeiterstreik bei den letzten Kämpfen der Ruhrkumpels. Hier traten die Sozialfaschisten 
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von Anfang an als organisierte Streikbrecher; als die Verteidiger und Praktiker des brutalsten Terrors 

gegen die kämpfenden Arbeiter auf. Aber zwischen der Führung der SPD, der Gewerkschaften und 

den in diesen Organisationen organisierten Massen besteht keine Uebereinstimmung. Die Massen der 

SPD-Arbeiter wollen einen wirklichen Kampf gegen den Faschismus, nicht nur einen Scheinkampf, 

nicht die äußere Fassade eines Kampfes, hinter der die eigene faschistische Arbeit verborgen werden 

soll. Immer größere Teile der SPD-Arbeiter durchschauen diese Fassade und stoßen in der oder jener 

Form zum Lager des revolutionären Proletariats, das als einzige Kraft gegen den Faschismus und 

gegen die Durchführung der faschistischen Diktatur kämpft. 

Es ist die Aufgabe der Kommunistischen Partei, durch ihre gesamte Arbeit, durch die Entfaltung der 

breitesten Einheitsfront im Kampfe gegen den Faschismus, den  Massene i n f l uß  de r  Soz i a l f a -

s ch i s t en  in  den  Re i hen  de r  Ar be i t e r scha f t  z u  ve r n i ch t en  und  d i e  Los l ö sung  so -

z i a l dem okr a-[54]t i s che r  Ar be i t e r  von  ih r en  soz i a l f a sch i s t i s chen  Füh r e r n  z u  be -

s ch l eun i ge n. 

Die Zersetzung in allen bürgerlichen Parteien und in der SPD wird nicht nur durch die objektiven 

Verhältnisse, sondern auch durch die En t f a l t ung  de s  r evo l u t i onä r en  Kl a s senkam pf es  be-

schleunigt. Die Resolution der Zentralkomitee-Sitzung charakterisiert diese Entwicklung des Klas-

senkampfes folgendermaßen: 

„Inzwischen hat der revolutionäre Aufschwung neue und höhere Formen angenommen. Insbesondere 

sind drei Hauptrichtungen der aufsteigenden revolutionären Masseninitiative festzustellen: der Mas-

senkampf der Betriebsarbeiter und Erwerbslosen gegen die Unternehmeroffensive, der Massenkampf 

der Werktätigen gegen die Durchführung der faschistischen Diktatur seitens der Regierung Brüning, 

die stürmische Welle des antifaschistischen Massenkampfes gegen die Mordtaten und Drohungen der 

Nationalsozialisten.“ 

Angesichts dieser Entwicklung bleibt für die Kommunistische Partei die Hauptgefahr, hinter der 

Reife und dem Kampfwillen des Proletariats zurückzubleiben, nicht mit genügender Energie, mit der 

notwendigen Kühnheit an die Organisierung und Führung der Kämpfe der Arbeiter heranzugehen. 

Aber es besteht auch die Gefahr, die Lage überspitzt zu betrachten, sich infolgedessen von den Mas-

sen zu isolieren und durch falsche Losungen die revolutionäre Vorhut in eine Lage zu bringen, daß 

„sie sich von der Bourgeoisie und der Sozialdemokratie zu einem verfrühten Kampf provozieren läßt“ 

(Rede des Genossen Thälmann). 

Wo stehen wir? 

Befinden wir uns bereits in der Phase der allnationalen revolutionären Krise? Es ist kein Zweifel, daß 

sich das Lager der deutschen Bourgeoisie in einer politischen Krise befindet und daß sich diese Krise 

verschärft; aber diese politische Krise ist noch nicht die revolutionäre Krise, wozu sowohl die objek-

tiven wie die subjektiven Bedingungen noch nicht erfüllt sind. Es wachsen die Tendenzen der revo-

lutionären Krise, die Elemente, die zu einer raschen revolutionären Zuspitzung der Lage führen kön-

nen, häufen sich. Aber eine Betrachtung, wie sie in den Schlußfolgerungen des Leitartikels der „In-

ternationale“ in der Dezembernummer enthalten war, die die antifaschistischen Delegiertenkonferen-

zen zur zentralen organisatorischen Aufgabe macht und ihnen ihre politische Rolle aufbürdet, die der 

Situation nicht entspricht, ist nicht richtig. 

Auf Grund einer allseitigen Betrachtung der Entwicklung der Lage stellte das Zentralkomitee fest: 

„Wir haben in Deutschland den Zustand einer a u s r e i f e n d e n, w e n n  a u c h  n o c h  n i c h t  a u s g e r e i f t e n  

f a s c h i s t i s c h e n  D i k t a t u r. Die Regierung Brüning ist in ihrer jetzigen Entwicklungsphase d i e  R e g i e -

r u n g  d e r  D u r c h f ü h r u n g  d e r  f a s c h i s t i s c h e n  D i k t a t u r. Gegen sie und alle ihre Hilfskräfte müssen 

wir den schärfsten Kampf der Massen führen.“ 

Bei dieser Durchführung der faschistischen Diktatur spielt gegenwärtig die Sozialdemokratische Par-

tei eine sehr aktive Rolle. Durch [55] ihren Scheinkampf gegen den Nationalfaschismus (natürlich 

wird auch ein wirklicher „Kampf“ um die Futterkrippe geführt) versucht die sozialfaschistische Par-

teiführung ihre Unterstützung der Brüning-Regierung als dem „kleineren Uebel“ vor den Massen der 
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Arbeiterschaft zu rechtfertigen. Die aktive faschistische Rolle der sozialfaschistischen Partei zeigt 

sich in folgendem: 

1. Unterstützung der arbeiterfeindlichen Politik der Regierung Brüning; 

2. Unterstützung der kapitalistischen Offensive gegen das Proletariat mit den Mitteln des Verrats und 

des schrankenlosen Polizeiterrors; 

3. Beseitigung der formalen Demokratie in den Gemeinden, z. B. die Schaffung eines Direktoriums 

für die Stadt Berlin, Kommissarwirtschaft in zahllosen Städten; 

4. die immer häufiger werdenden Arbeitermorde der Nationalsozialisten werden von der Preußen-

Regierung zum Anlaß genommen, um die schärfsten Unterdrückungsmaßnahmen gegen die „radika-

len“ Parteien vorzubereiten. Da die Bourgeoisie noch nicht einmal eine Scheinverfolgung der natio-

nalsozialistischen Mörderbanden zuläßt, bedeutet diese Kampagne der Preußen-Regierung nichts an-

deres als die Vorbereitung der schärfsten Unterdrückung der revolutionären Arbeiterorganisationen. 

Die Verschärfung der politischen Krise durch die Vertiefung der Wirtschaftskrise vergrößert die 

D i f f e renzen  i m  Lage r  de r  Bour geo i s i e. Das Industriekapital ist nicht mehr imstande, alle 

Ansprüche des Agrarkapitals zu erfüllen; immer stärker wird die Feindseligkeit des nichtmonopoli-

sierten kleineren und mittleren Kapitals gegen das Monopolkapital. 

Eine außerordentliche Verschärfung erhalten diese Differenzen im bürgerlichen Lager durch den 

wachsenden  Wi de r s t and  de r  Ar be i t e r scha f t  gegen  d i e  kap i t a l i s t i s che  Of f en s i v e. 

Der Bourgeoisie ist das Tempo des Lohnabbaues, der seit Mitte 1929 schätzungsweise 15 Prozent 

beträgt, wenn man nicht nur die Tariflöhne, sondern die wirklichen Löhne berücksichtigt, nicht rasch 

genug. Der Stahlverein betätigt sich bei seinem neuen Vorstoß gegen die Arbeiterschaft wieder als 

Schrittmacher, indem er einen abermaligen 20prozentigen Lohnabbau fordert. Diesen Plänen der 

Bourgeoisie steht die wachsende Kampfkraft des Proletariats gegenüber, das im Ruhr geb i e t, i n  

Obe r sch le s i en  unter Führung der RGO die ersten großen Vorgefechte seiner Gegenoffensive ge-

führt hat. Die Bourgeoisie ist über diese Kämpfe, die unter den schwersten Voraussetzungen zustande 

gekommen sind, aufs höchste erschrocken. Es zeigte sich in diesen Kämpfen, daß die nationalfaschis-

tische Demoralisation in die Reihen der Arbeiterschaft nicht einzudringen vermag und daß gleichzei-

tig unter der Führung der KPD und der RGO die Demoralisation der Arbeiter durch die Sozialfaschis-

ten immer tatkräftiger überwunden wird. 

[56] Angesichts dieser Entwicklung stellt die Resolution des ZK fest: 

„Die Diktatur des Kapitals stößt ... auf den immer stärkeren, hartnäckigeren, massenhafteren und erbitterteren 

Widerstand der Arbeiterklasse unter Führung der Kommunistischen Partei, der schon im gegenwärtigen Mo-

ment ein entscheidendes Hindernis auf dem Wege der Verwirklichung der faschistischen Diktatur ist.“ 

Zu diesem Hindernis auf dem Wege der Verwirklichung der faschistischen Diktatur infolge der wach-

senden Kampfkraft des Proletariats kommt die außenpo l i t i s che  Lage  hinzu, die das Monopol-

kapital zögern läßt, das nationalfaschistische Lager unmittelbar zur Regierung heranzuziehen. Trotz 

aller Anbiederungen der Nationalfaschisten an den französischen Imperialismus (Gespräch Hitler mit 

Hervé, Erklärung über die Erfüllung der Verpflichtungen Deutschlands an das Ausland), ist das Miß-

trauen der französischen Bourgeoisie gegen den deutschen Nationalismus sehr groß. Die internatio-

nale Lage wird gegenwärtig charakterisiert durch eine erneute Annäherung Englands an Frankreich, 

die durch die Schwierigkeiten des englischen Imperialismus in seinen Dominions, in Indien, durch 

die Wirtschaftskrise des englischen Kapitalismus, durch die ungeheuer verschärfte Konkurrenz mit 

dem Kapitalismus der Vereinigten Staaten verursacht worden ist. Die englische Bourgeoisie wünscht, 

einen Teil des französischen Kapitalüberflusses zur Festigung seiner wankenden Herrschaft in seinem 

Imperium und zur Durchführung seiner Konkurrenzmaßnahmen gegen das amerikanische Kapital, 

besonders in Südamerika nutzbar zu machen. Die Ausnutzung des englisch-französischen Gegensat-

zes, durch den der französisch-italienische Gegensatz für den deutschen Imperialismus erst Bedeu-

tung erlangt, ist gegenwärtig nicht möglich. Außerdem braucht die deutsche Bourgeoisie, wenn sie 

sich aus der Tiefe der jetzigen Krise überhaupt etwas erheben will, ausländisches Kapital, das, von 
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der Schweiz und Holland abgesehen, gegenwärtig nur in Frankreich in größerem Umfange zur Ver-

fügung steht. Aus allen diesen Gründen ist gegenwärtig die Einbeziehung von Hitler und Hugenberg 

in die Regierung für die deutsche Bourgeoisie untragbar. 

Aber auch in der Frage der unmittelbaren Heranziehung der Nationalfaschisten zur Regierung bleibt 

die Lage durchaus labil. Da das deutsche Monopolkapital durch eine weitere Verschärfung der wirt-

schaftlichen und politischen Lage, durch besondere Umstände, die unvorhergesehen eintreten kön-

nen, gezwungen werden kann, trotz der außenpolitischen Schwierigkeiten seine letzte Karte auszu-

spielen. 

Die Aufgaben des revolutionären Proletariats 

Die Entwicklung der wirtschaftlichen und politischen Lage schafft die Voraussetzungen, daß die 

Kommunistische Partei ihre strategische Hauptaufgabe, bei der Vorbereitung der proletarischen Re-

volution die Eroberung der Mehrheit des Proletariats und die Führung aller ausgebeuteten und unter-

drückten Schichten der Bevölkerung, wirklich durchführen kann. Mit welchen Methoden muß im 

gegen-[57]wärtigen Moment diese Hauptaufgabe durchgeführt werden? Die Resolution des Zentral-

komitees stellt fest: 

„D a s  w i c h t i g s t e  K e t t e n g l i e d  der proletarischen Revolution ist zweifellos unter den gegenwärtigen Be-

dingungen d i e  w i r k l i c h e  O r g a n i s i e r u n g  u n d  e r f o l g r e i c h e  F ü h r u n g  d e r  p r o l e t a r i s c h e n  

W i r t s c h a f t s k ä m p f e, vor allem der Massenstreiks gegen Lohnabbau und Entlassungen durch die revoluti-

onäre Gewerkschaftsopposition.“ 

Die Resolution sagt weiter: 

„In der gegenwärtigen Situation ist jeder Wirtschaftskampf ein ausgesprochen politischer Kampf, dessen Trag-

weite mit der Zahl der Kämpfenden, der Festigkeit der Kampfführung durch die RGO und dem Reifegrad des 

politischen Bewußtseins der kämpfenden Massen wächst. Die Streikbewegungen der Arbeitermassen und die 

Kampfaktionen der Erwerbslosen ... dürfen nicht künstlich vom Kampf gegen die Durchführung der faschisti-

schen Diktatur und vom allgemeinen antifaschistischen Massenkampf getrennt werden. Streiks und Erwerbs-

losenaktionen sind vielmehr ein untrennbarer Bestandteil, ja, im gegenwärtigen Moment der allerwichtigste 

Bestandteil des antifaschistischen Massenkampfes.“ 

Aus dieser allgemeinen Aufgabenstellung ergeben sich folgende wichtigste Hauptaufgaben: 

1. D i e z e n t r a l e s t r a t eg i s c h e Losun g de r KPD i s t  d i e  de r  Vo l ks r evo l u t i o n, die nur ein 

Synonym der proletarischen Revolution ist. Die Losung der Volksrevolution ist im jetzigen Moment 

nicht eine kurzfristige Aktionslosung. Genosse Thä l m ann  sagt in seinem Referat: 

„Heute ist die Losung der Volksrevolution eine zentrale zusammenfassende Propagandalosung, das strategische 

Hauptziel, zu dem wir die Massen auf der Linie unseres Freiheitsprogramms voranführen und sammeln ...“ 

„Die Volksrevolution als strategische Hauptlosung bringt also die Verpflichtung mit sich, die Einbeziehung 

der werktätigen Mittelschichten in die revolutionäre Front mit entschlossener Initiative in Angriff zu nehmen. 

Das gilt für die Klein, und Mittelbauern, für den städtischen Mittelstand und nicht zuletzt für die Arbeit unter 

den Angestellten und Beamten.“ 

2. D i e  w i ch t i g s t e  z en t r a l e  Tagesau f gabe  i s t  d i e  S t ä r kun g de r RGO, die Ausbreitung 

der RGO zu einer Millionen-Organisation. Durch ihre Verankerung in den Betrieben, bei gleichzei-

tigem Ausbau des Systems der revolutionären Vertrauensleute, durch die Stärkung der roten Gewerk-

schaftsverbände und die Sicherung der revolutionären Klassenlinie der RGO und dieser Verbände 

durch starke kommunistische Fraktionen, wird die RGO die notwendige Stoßkraft zur Organisierung 

und Führung der Massenkämpfe der Arbeiterschaft erlangen. Hier ist der Haupthebel zur Eroberung 

der Mehrheit der Arbeiterklasse, zur Zerstörung des Masseneinflusses der sozialfaschistischen Führer 

zu suchen. Dieser Aufbau der RGO macht Fraktionsarbeit in den reformistischen Gewerkschaften 

nicht überflüssig; im Gegenteil, sie verlangt ihre Verstärkung. 

Die Be t r i ebs r ä t ewah l e n, denen in diesem Jahre erhöhte politische Bedeutung zukommt, erfor-

dern die stärkste Aktivi-[58]tät der RGO und gleichzeitig die Ausnutzung der Wahlen zur Verstär-

kung der Basis der RGO in den Betrieben. 
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3. Die Eroberung der Mehrheit des Proletariats erfordert d i e  L i qu i d i e r ung  de s  Massene in -

f l u s ses  de r  SPD und  d i e  L i qu id i e r ung  de r  SAJ. Die Radikalisierung der gesamten Arbei-

terschaft mit Einschluß der sozialdemokratischen Arbeiter und die immer offenere faschistische Rolle 

der SPD-Führer erleichtert uns diese Aufgabe, die die breiteste Entfaltung und die Schaffung neuer 

Formen der proletarischen Einheitsfront erfordert. Sozialdemokratische Arbeiter müssen in die RGO 

und den Kampfbund gegen den Faschismus, in die rote Betriebswehr, die Erwerbslosenausschüsse, 

in die Kampfausschüsse zur Vorbereitung der Kämpfe der Arbeiter, in die Aktionsausschüsse gegen 

den Faschismus und zu den antifaschistischen Delegiertenkonferenzen hinzugezogen werden. 

4. Ve r s t ä rkung  und  Ve r bes se r ung  unse r e s  Kam pf es  gegen  den  Fasch i sm us  a l s  e i -

ne s  Kam pf es  f ü r  d i e  soz i a l e  und  na t i ona l e  Be f re i ung  ist notwendig. Immer schärfer 

zeigt es sich, daß der Nationalfaschismus als Agenten des Monopolkapitals weder imstande noch 

gewillt sind, irgend etwas an der Ausplünderung Deutschlands durch den Youngplan zu ändern. Sie 

sind aber der aktivste Teil bei der Rüstung des deutschen Imperialismus zu neuen imperialistischen 

Kriegen, insbesondere zum Krieg gegen die Sowjetunion. Dem müssen wir unseren Internationalis-

mus entgegenstellen zur brüderlichen Solidarität mit den französischen und polnischen Arbeitern. 

Die Kommunistische Partei ist die einzige Friedenspartei, die imstande ist, die soziale und nationale 

Befreiung des werktätigen Volkes ohne Krieg und ohne Bedrohung fremder Völker zu lösen. 

5. Die Häufung der Mordtaten der nationalsozialistischen Mörderbanden erfordert von uns die größ-

ten Anstrengungen zur Wehr ha f tm achung  de s  ge sam t en  P r o le t a r i a t s. Gegen die Vorbe-

reitung .des Verbots der Kommunistischen Partei müssen Millionenmassen mobilisiert werden und 

gleichzeitig alle Organisationen des revolutionären Proletariats, insbesondere die Kommunistische 

Partei und der Kommunistische Jugendverband, gestärkt werden.. Das Zentralkomitee hat die Ver-

doppelung der Mitgliedschaft der Partei als Aufgabe gestellt 

6. Unser Kam pf  zu r  r evo l u t i onä r en  Ve r t e i d i gung  de r  Sowj e t un i on  erhält durch die fa-

schistische Entwicklung in Deutschland erhöhte Bedeutung. Die Antisowjethetze wird in den letzten 

Monaten in allen Lagern der faschistischen Bourgeoisie verstärkt. Gegen die Gefahr des imperialis-

tischen Revanchekrieges und der imperialistischen Intervention gegen die Sowjetunion zeigen wir 

dem werktätigen Volk den einzigen Ausweg: Sturz der imperialistischen, faschistischen Bourgeoisie 

und die Errichtung der Sowjetmacht in Deutschland. [59] 

* 

Genf oder Versailles  
Von P a u l  B r a u n  

Es gibt Ereignisse, bei denen der Schritt der Weltgeschichte deutlicher vernehmbar wird als im poli-

tischen „Alltag“. Ein solches Ereignis waren die Vorgänge in Genf anläßlich der letzten Tagung des 

Völkerbundrats. Es sind zwar keinerlei umwälzende Entscheidungen gefallen, und die reale politische 

Bedeutung der zwei wichtigeren Beschlüsse der Tagung steht weit zurück hinter ihrer „sensationel-

len“ Wirkung. Und doch war Genf das Signal einer Wendung, die sich seit Herbst 1930 in der inter-

nationalen Politik vollzieht, der erste Meilenstein eines neuen Abschnitts der kapitalistischen Welt-

politik. Vor allem aber sind die Genfer Beschlüsse für die künftige Gestaltung der deutschen Außen-

politik von weittragender Bedeutung. 

Zwei Tatsachen charakterisieren die letzte Ratstagung: der „Sieg“ Deutschlands im deutsch-polni-

schen Oberschlesien-Konflikt und die Einladung der Sowjetunion zu den wirtschaftlichen Beratungen 

des Europa-Ausschusses. Beide Tatsachen stehen in einem inneren Zusammenhang miteinander. Der 

Ausgang des deutsch-polnischen Konflikts ist ein Ausdruck der Verschärfung der Krise des Versailler 

Systems und der Verstärkung der sowjetfeindlichen Tendenzen in der kapitalistischen Weltpolitik. 

Die Einladung der Sowjetunion zu den Beratungen des Europa-Ausschusses, die nach heftigen Aus-

einandersetzungen in der Konferenz der Außenminister beschlossen wurde, ist, so problematisch 

auch ihre praktische Bedeutung sein mag, ein Beweis dafür, daß das politische Gewicht der Sowjet-

union auf dem Schauplatz der internationalen Politik so stark geworden ist, daß die imperialistischen 

Raubritter diese Macht nicht mehr ignorieren können. 
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Die Genfer Tagung, auf deren Verlauf im einzelnen an dieser Stelle nicht weiter eingegangen werden 

soll, spiegelte in anschaulicher Weise die außerordentliche Zuspitzung aller immanenten Widersprü-

che des kapitalistischen Systems und die Verschärfung aller Gegensätze in der kapitalistischen Welt-

politik wider. Die Weltöffentlichkeit hielt den Atem an, als der holländische Delegierte Colyns als 

Berichterstatter über die internationale Zollwaffenstillstandskonferenz mit nackten Worten das völ-

lige Versagen des Völkerbundes, die Aussichtslosigkeit aller Versuche, eine Verständigung zwischen 

den imperialistischen Großmächten über eine Herabsetzung der Zölle oder über andere für den Kapi-

talismus lebenswichtige Fragen herbeizuführen, die Sinnlosigkeit aller Hoffnungen auf eine wirkliche 

internationale Zusammenarbeit auf ökonomischem Gebiet feststellen mußte. Hart und feindselig 

klang die Sprache des italienischen Vertreters, als er in scharfem Gegensatz zu den Absichten und 

Wünschen Frankreichs die Einladung der Sowjetunion und der Türkei zu den Verhandlungen des 

„Europäischen Studien-Komitees“ forderte – keineswegs aus Sympathie für die Sowjetunion, son-

dern zu dem eingestandenen Zweck, die französischen Hegemoniepläne zu torpedieren. [60] Und 

selbst die Stimme des deutschen Außenministers verhärtete sich zeitweilig in der Atmosphäre der 

allgemeinen Feindseligkeit und Unruhe. Um so größer war die Ueberraschung, als in relativ kurzer 

Zeit in der dornigen Minderheitenfrage eine Einigung zustande kam, die den deutschen Wünschen 

ziemlich weit entgegenkam und den Polen eine moralische Ohrfeige einbrachte. 

Das Geheimnis, das den Schlüssel zum Verständnis dieser widerspruchsvollen Vorgänge liefert, ist 

inzwischen durch eine Reihe von bedeutungsvollen Tatsachen und Pressestimmen an den Tag ge-

kommen. 

* 

Die neuen Vorgänge auf dem Schauplatz der internationalen Politik hängen aufs engste zusammen 

mit der Verschärfung und Vertiefung der ökonomischen Weltkrise des Kapitalismus. Die Krise hat 

das Gefüge der kapitalistischen Weltpolitik, wie es der imperialistische Weltkrieg und die Friedens-

verträge geschaffen haben, von Grund auf erschüttert. Die Beziehungen der kapitalistischen Staaten 

untereinander und zur Sowjetunion traten, in unmittelbarem Zusammenhang mit den ökonomischen 

Prozessen, in ein neues Stadium. Im Schmelztiegel der Krise ist das Versailler System in den Grund-

lagen zerrüttet. Die imperialistischen Gegensätze zwischen den Siegern und den Besiegten des letzten 

Weltkrieges spitzen sich bedrohlich zu, im Lager der Versailler Räuber selbst ist der Kampf um die 

Neuverteilung der Beute, der in der Periode der Stabilisierung des Kapitalismus unter der Asche wei-

terglomm und nur gelegentlich einmal emporflackerte, in voller Schärfe entbrannt, neue Rivalitäten 

tauchen auf, neue Kombinationen bahnen sich an. Das Tempo, indem sich die entscheidenden histo-

rischen Gegensätze, sowohl die zwischenimperialistischen Gegensätze, wie auch der Gegensatz des 

Weltimperialismus zur Sowjetunion, ihrem Kulminationspunkt nähern, d. h. dem Zeitpunkt, wo eine 

bewaffnete Auseinandersetzung der unvermeidliche Schritt ist, nimmt einen beschleunigten Gang. 

Die Kehrseite der Verschärfung der ökonomischen und politischen Gegensätze zwischen den impe-

rialistischen Mächten sind die verstärkten Bemühungen um eine vo r übe r gehende  Ve r s t änd i -

gung  zum  gem e i nsam en  Kam pf  gegen  d i e  Sow j e t m a c h t. Der dialektische Prozeß des 

Umschlagens der wachsenden zwischenimperialistischen Konflikte in eine zeitweilige Aktionsge-

meinschaft gegen die Sowjetunion ist das grundlegende Bewegungsgesetz der internationalen Politik 

der Gegenwart. 

Die auf dem Boden der sich weiter vertiefenden Weltwirtschaftskrise sich vollziehende Umgruppie-

rung der Kräfte in der kapitalistischen Weltpolitik ist in Genf in ein neues Stadium getreten. 

Besonders kraß und deutlich vollzieht sich diese Umgruppierung der Kräfte auf dem europäischen 

Schauplatz. Das Versailler System windet sich in der Krise. Das in Versailles auf dem Rücken der 

besiegten Länder zustande gekommene Bündnis der Siegermächte ist zerfallen. Seitdem der Kampf 

auf dem Weltmarkt bis zur äußersten Schärfe entbrannt ist, treten die imperialistischen Interessenge-

gensätze [61] im Lager der Sieger des Weltkrieges mit aggressiver Wucht in den Vordergrund. Nie-

mals war das kapitalistische Europa so zerklüftet, so von inneren Gegensätzen mit der. Tendenz zur 

weiteren Verschärfung zerrissen. 
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Aus dieser Situation ist Briands „Paneu r op a“-P l a n geboren. Dieser Plan sollte das Kräfteverhält-

nis, d. h. die bedrohte Hegemonie Frankreichs auf dem europäischen Kontinent festigen und „ver-

ewigen“. Außerhalb des Rahmens des Völkerbundes und in gewissem Sinne gegen ihn suchte der 

französische Imperialismus nach neuen Methoden, um unter den neuen Bedingungen seine kontinen-

tale Vormachtstellung zu sichern. 

Aber die Entfaltung der Krise hat dieser Politik Briands die Grundlagen entzogen. Die Agrarkrise in 

den ost- und südosteuropäischen Ländern, die Verschärfung der ökonomischen Interessengegensätze 

zwischen Frankreich und Deutschland, die in dem brüsken Abbruch der Saarverhandlungen, in dem 

Zerfall der Internationalen Rohstahlgemeinschaft, in dem Zusammenbruch der Verhandlungen um 

die Bildung einer gegen Amerika gerichteten europäischen Autozoll-Liga und in einer Reihe anderer 

Erscheinungen zum Ausdruck gekommen ist, die ökonomische und innerpolitische Entwicklung in 

Deutschland, die eine akute Kr i s e  de s  Youngp l a n-Sys t em s  heraufbeschworen hat, die scharfe 

Zuspitzung der italienisch-französischen Konflikte – alle diese Tatsachen gruben der „Paneuropa“-

Politik Briands das Wasser ab. 

Auf der anderen Seite vollzog sich im Zusammenhang mit der Ve r schä r f ung  de r  eng l i s c h-

am er i kan i s chen  Gegensä t z e eine Wendung in den Beziehungen zwischen Frankreich und Eng-

land. Die Versuche des englischen Imperialismus, sich mit dem großen amerikanischen Rivalen über 

einen gemeinsamen Raubzug gegen die ganze übrige Welt zu verständigen, sind unter dem Druck der 

Krise gescheitert. Die Tage, wo Macdonald in Washington die „unverbrüchliche Freundschaft der 

beiden angelsächsischen Mächte“ in pathetischen Dithyramben feierte, sind als eine historisch be-

deutungslose Episode fast schon aus dem Gedächtnis der Zeitgenossen ausgelöscht. Den Stachel der 

Krise in den Eingeweiden, hat das amerikanische Finanzkapital eine beispiellose Offensive gegen die 

englischen Positionen auf den Weltmärkten eröffnet. Mit besonderer Schärfe tobt de r eng l i sc h-

a m er i kan i s ch e Wi r t s cha f t sk r i eg  a u f den  südamer i kan i s chen  Mär k t e n. In Argenti-

nien und Brasilien, den einstigen Hochburgen des englischen Einflusses in Südamerika, hat Amerika 

bereits festen Fuß gefaßt und die von England gestützten Regierungen beseitigt. Dasselbe Schicksal 

erwartet Chile, Uruguay und die anderen lateinamerikanischen Länder in denen das englische Finanz-

kapital entscheidenden Einfluß hatte. 

Das kapitalistische England, in der Schlinge der eigenen ökonomischen Krise gefangen und an allen 

Gliedern gelähmt durch den Zerfall seines Weltreichs, setzt sich verzweifelt zur Wehr. Politisch eini-

[62]germaßen isoliert, sucht es nach Verbündeten in seinem Kampf gegen den amerikanischen Riva-

len. Diese Entwicklung schuf die Grundlage für eine neue Annähe r ung  zwi schen  Eng land  

und  F r ank r e i c h, das seinerseits durch die neuen amerikanischen Schutzzölle empfindlich getrof-

fen und an der Ueberfülle unverwertbaren Kapitals erstickend, eine Verständigung mit England an-

zustreben sich genötigt sah. Inzwischen hat die englisch-französische Annäherung beträchtliche Fort-

schritte gemacht, wenn auch noch keineswegs von einer Erneuerung der Entente gesprochen werden 

kann. Das Einschwenken Englands auf den französischen Standpunkt in der Abrüstungsfrage, das 

Abkommen über die Petroleumleitung von Mossul nach dem Mittelmeer, die gemeinsame Regelung 

des deutsch-polnischen Konfliktes in Genf und eine Reihe anderer Tatsachen sind deutliche Anzei-

chen der Annäherung. Andererseits aber zeigt die Verschleppung der Go l dve r hand l unge n, die 

durch die Krise verschärften ökonomischen Gegensätze zwischen London und Paris, die einem festen 

Bündnis im Sinne der alten Entente außerordentliche Schwierigkeiten in den Weg legen. 

Die Wendung in den englisch-französischen Beziehungen hat den Verlauf der Genfer Verhandlungen 

entscheidend beeinflußt. Die „Paneuropa“-Politik, die auch gegen England gerichtet war, ist zwangs-

läufig in den Hintergrund getreten, oder vielmehr sie hat einen anderen Aspekt gewonnen, insofern 

als der französische Imperialismus in der nächsten Zeit versuchen wird, seine Hegemoniepläne, ge-

stützt auf England, zu verwirklichen. 

Damit tritt zugleich die Krise des Versailler Systems in eine neue Phase. Die Entwicklung der B e -

z i ehungen  zwi schen  Deu t s ch l a n d und F r ank r e i c h wird zur zentralen Achse des politischen 

Umgruppierungsprozesses in Europa. Die Wirtschaftskrise, die das mit gewaltigen Reparationslasten 
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überbürdete und in seiner weltpolitischen Aktivität eingeengte Deutschland mit besonderer Schärfe 

getroffen hat, hat die neuen Widersprüche des Youngplans mit dem das Versailler System steht und 

fällt, aufgedeckt. Die Septemberwahlen waren das erste alarmierende Signal der Krise des Versailler 

Systems und des Youngplans. Die deutsche Bourgeoisie entdeckte mit Entsetzen, daß die Dämme, 

die sie im Einvernehmen mit dem internationalen Finanzkapital und mit seiner Hilfe gegen die Gefahr 

eines revolutionären Orkans aufgerichtet hatte, zu brechen drohen. Sie sucht nach einem Ausweg vor 

der drohenden Katastrophe und richtet ihre Blicke hilfesuchend nach dem Westen. 

Der französische Imperialismus fürchtet eine weitere Erschütterung seiner Vormachtstellung in Eu-

ropa durch revolutionäre Ereignisse in Deutschland, die dem Versailler System den Todesstoß ver-

setzen würden. Er sucht ferner ein Gegengewicht gegen den Druck der englischen Freundschaft. Und 

schließlich – das entscheidende Moment – treibt die Krise den Gegensatz zwischen der Sowjetunion 

und dem Weltimperialismus auf die Spitze. De r Kr i e g gege n d i e  Sowj e t un i on  t r i t t  m i t  de r  

we i t e r en  Ve r t i e f un g [63] de r  kap i t a l i s t i s chen  We l t w i r t s cha f t sk r i se  i mm er  kon -

k r e t e r  a l s  Ausweg  au f  d i e  Tageso r dnun g. Frankreich steht heute an der Spitze der an diesem 

Kriege interessierten und ihn systematisch vorbereitenden Mächte. Ohne Deutschland aber ist dieser 

Krieg unmöglich. 

Diese Zusammenhänge liefern den Schlüssel zum Verständnis der Vorgänge in Genf und des Kamp-

fes um die künftige Linie der deutschen Außenpolitik, die seit Wochen im Mittelpunkt einer fieber-

haften Diskussion in der bürgerlichen Weltpresse steht. 

Es  kann  ke i nen  Zwe i f e l  da r übe r  gebe n, daß  d i e  Tendenzen  z u  e i ne r  Ve r s t änd i -

gung  m i t  den  wes t eu r opä i schen  Mäch t en  gegen  d i e  Sowj e t un i on  heu te  i n  

Deu t s ch land  übe rwi ege n. In zahllosen Artikeln, vor allem in der Zentrumspresse, die heute als 

offizielles Sprachorgan der Brüning-Regierung zu gelten hat, in unzähligen Reden führender Politi-

ker, insbesondere des Zentrumsführers Kaas, wird die Frage der deutsch-französischen Verständi-

gung offen in den Vordergrund gestellt. „Eine deutsch-französische Verständigung bildet die Kern-

frage des europäischen Friedens“ – schreibt Kaas im Vorwort zu der bekannten Schrift seines Partei-

freundes Hagemann über die Gestaltung der deutschen Außenpolitik (Walter Hagemann, Deutsch-

land am Scheidewege. Gedanken zur Außenpolitik. Freiburg, Br., 1931). „Für Frankreich sind wir 

der Schlüssel zu Paneuropa“ – heißt es in der „Börsenzeitung“ vom 28. Januar 1931. „Es wäre lä-

cherlich und verblendet, in der heutigen Lage Deutschlands zu leugnen, daß ein Arrangement mit 

Frankreich nicht die wertvollsten und segensreichsten Folgen für beide Teile haben könnte“ – meint 

die „Deutsche Allgemeine Zeitung“ am 19. Januar. Schon am 20. November 1930 erklärte der 

Reichsaußenminister Curtius in seiner großen Rede im Reichsrat: „Die deutsch-französische Verstän-

digung, die Zusammenarbeit mit Frankreich ist von der größten Tragweite für die deutsche und eu-

ropäische Politik überhaupt.“ Und auf Grund der Genfer Ergebnisse formulierte der Zentrumsführer 

Kaas am 28. Januar in seiner großen Rede in Trier das Programm für die deutsche Außenpolitik der 

nächsten Zukunft: „Frankreich und Deutschland müssen sich im Geiste von Genf finden oder sie 

werden sich nie finden.“ 

Inzwischen wurden von der Presse hüben und drüben die verschiedensten Projekte, die als Basis für 

eine deutsch-französische Verständigung dienen sollen, zur Diskussion gestellt. Wir verzichten da-

rauf, sie detailliert zu behandeln, da bei den meisten von ihnen der utopische Charakter allzudeutlich 

zutage tritt. Der Kern aller dieser Projekte ist e in  g r oßes  deu t s c h-f r anzös i s ches  An l e i he -

ge schä f t. Ueber Anleihen von geringerem Ausmaß sind schon seit Wochen Verhandlungen zwi-

schen französischen Banken und deutschen Unternehmungen im Gange. Die größeren Anleihepro-

jekte sind aber bisher aus dem Stadium mehr oder weniger phantastischer Kombinationen noch nicht 

herausgetreten. Von besonde-[64]rem Interesse war ein im Dezember in der „Bergwerks-Zeitung“ 

anonym erschienener Artikel, der die Frage eines großzügigen deutschfranzösischen Rüstungsge-

schäfts auf der Basis eines Militärbündnisses aufwarf. Der neueste Vorschlag des bekannten franzö-

sischen Politikers D’Ormesson, der eine vorübergehende Herabsetzung der Youngzahlungen mit ei-

ner deutsch-französischen Abrüstungs(!)aktion verkoppeln will, erstrebt im Grunde dasselbe wie der 

Artikelschreiber der „Bergwerks-Zeitung“. 
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Alle diese Projekte, deren aktuelle Möglichkeit nur sehr gering anzusetzen ist, sind in Verbindung 

mit der deutsch-französischen Pressediskussion über die deutsche Außenpolitik nichtsdestoweniger 

von symptomatischer Bedeutung für die grundlegenden Tendenzen der europäischen Politik in der 

Gegenwart. 

Ein negatives Symptom für die Verstärkung der westlichen Orientierung der deutschen Außenpolitik 

ist die heftige Kampagne, die gerade die deutsche Zentrumspresse in den letzten Wochen im Wettkampf 

mit der französischen Presse gegen die Sowjetunion betreibt. Diese Kampagne ist politisch um so be-

deutungsvoller, als in wenigen Wochen, am 24. April, der deutsch-sowjetrussische Freundschaftsver-

trag von 1925, der sogenannte Berliner Vertrag, abläuft und neue Verhandlungen vor der Tür stehen. 

Der Ausgang dieser Verhandlungen wird von großer Bedeutung für die internationale Politik der 

nächsten Zukunft sein, er wird gewissermaßen den Barometerstand für die Beziehungen zwischen 

der kapitalistischen Welt und der Sowjetunion anzeigen. 

Die deutsche Bourgeoisie steht an einem historischen Scheidewege. Von ihr hängt unter den gegen-

wärtigen internationalen Bedingungen in hervorragendem Maße das Tempo der Beschleunigung des 

unvermeidlichen Krieges gegen die Sowjetunion ab. Geht sie „im Geiste von Genf“ zu den Verhand-

lungen mit der Sowjetunion, so wirft sie sich rettungslos dem Westen in die umklammernden Arme. 

Die Krise des Versailler Systems wird aber dadurch nicht gelöst, sondern weiter vertieft und auf die 

Spitze getrieben. 

* 

Ueber die Bedingungen und Formen der Entwicklung  

der wirtschaftlichen und politischen Krise zur revolutionären Krise.  
Von J. Kraus 

Die Weltwirtschaftskrise, die bereits in einigen Ländern, vor allem in Deutschland, zu einer tiefen po-

litischen Krise geführt hat, gibt der Frage nach dem Entstehen einer revolutionären Situation und einer 

revolutionären Krise eine weittragende Bedeutung für die revolutionäre Praxis. Wenn wir diese Frage 

auf Grund der Schriften von Mar x  und Len in  sowie der Erfahrungen der Vergangenheit unter-

[65]suchen, stoßen wir auf eine Reihe wichtiger und zum Teil noch nicht genügend geklärter Probleme. 

Unbestreitbar ist vom Standpunkt des Marxismus, daß eine Revolution im tieferen Sinne einer sozi-

alen Umwälzung, die einer neuen Gesellschaftsordnung zum Durchbruch verhilft, nur dann möglich 

ist, wenn die entsprechenden ökonomischen Voraussetzungen gegeben sind. Wenn wir hier von den 

Bedingungen der Entstehung einer Revolution sprechen, so haben wir nicht solche „Revolutionen“ 

im Auge, die nur die politische Oberfläche berühren, ohne an der Grundlage der Gesellschaft etwas 

zu ändern. So haben die südamerikanischen Revolutionen, die in der Regel bisher bedeuteten, daß 

eine Clique von Agenten des englischen Kapitals durch eine Clique von Agenten des amerikanischen 

Kapitals ersetzt wurde oder umgekehrt, wohl auch ihre ökonomischen Ursachen, z. B. in dem Kon-

kurrenzkampf der Imperialisten um die Ausbeutung dieser halbkolonialen Länder, aber hier handelt 

es sich nicht um jenen tiefen Widerspruch in der ökonomischen Struktur einer Gesellschaft, der zur 

soz i a l en  Revo l u t i on  führt. 

Dieser Widerspruch wird formuliert in der berühmten Darstellung der Grundsätze der materialisti-

schen Geschichtsauffassung in dem Vorwort der Schrift „Zur Kritik der politischen Oekonomie“ 

(1859). Dort heißt es: 

„Auf einer gewissen Stufe ihrer Entwicklung geraten die materiellen Produktivkräfte der Gesellschaft in Wi-

derspruch mit den vorhandenen Produktionsverhältnissen, oder, was nur ein juristischer Ausdruck dafür ist, 

mit den Eigentumsverhältnissen, innerhalb deren sie sich bewegt hatten. Aus Entwicklungsformen der Pro-

duktivkräfte schlagen diese Verhältnisse in Fesseln derselben um. Es tritt dann eine E p o c h e  s o z i a l e r  R e -

v o l u t i o n  ein. Mit der Veränderung der ökonomischen Grundlage wälzt sich der ganze ungeheure Ueberbau 

langsamer oder rascher um.“*) 

 
*) Marx-Engels, Ueber historischen Materialismus, herausgegeb. v. H. Dunker, Elementarbücher d. Kommunismus, Bd. 

14, II. S. 86. 
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Für die proletarische Revolution folgt aus diesem Grundsatz, daß sie erst dann ausgereift ist, daß das 

Proletariat erst dann siegen und seinen Sieg behaupten kann, wenn  de r  Kap i t a l i sm us  s e i ne  

f o r t sch r i t t l i che  Ro l l e  ausgesp i e l t  ha t, wenn die kapitalistischen Produktions- oder Eigen-

tumsverhältnisse zu einem Hemmnis für die Entwicklung der Produktivkräfte geworden sind. Marx 

und Engels glaubten diese Bedingung bereits in der Mitte des vorigen Jahrhunderts gegeben. In den 

pe r i od i s chen  Wi r t scha f t sk r i s en  sahen sie den deutlichen Ausdruck des Widerspruchs zwi-

schen Produktionsverhältnissen und Produktivkräften, in der massenhaften Vernichtung von Werten 

und in der massenweisen Brachlegung von Arbeitskräften zugleich den Beweis für die reaktionäre, 

die Entfaltung der Produktivkräfte hemmende Rolle des Kapitalismus und die Voraussetzungen für 

die Schaffung der Massenunzufriedenheit und Massenempörung, ohne die eine von den Massen des 

Volkes getragene Revolution unmöglich ist. 

[66] In diesem Sinne wird der Zusammenhang zwischen Krise und Revolution dargestellt in der 

Schrift von Marx „Die Klassenkämpfe in Frankreich“*). Im Herbst 1850 schrieb Marx: 

„Bei dieser allgemeinen Prosperität, worin die Produktivkräfte der bürgerlichen Gesellschaft sich so üppig 

entwickeln, wie dies innerhalb der bürgerlichen Verhältnisse überhaupt möglich ist, kann von einer wirklichen 

Revolution keine Rede sein. Eine solche Revolution ist nur in den Perioden möglich, wo diese beiden Faktoren, 

die modernen Produktivkräfte und die bürgerlichen Produktionsformen, miteinander in Widerspruch geraten. 

... Eine neue Revolution ist nur möglich im Gefolge einer neuen Krisis. Sie ist auch ebenso sicher wie diese.“ 

Damals sahen Marx und Engels also die revolutionären Chancen in völliger Abhängigkeit von der 

Entwicklung des Konjunkturzyklus. Schon zwei Jahre später, im August 1852, schöpften sie neue 

revolutionäre Hoffnung aus den ersten Anzeichen einer drohenden Krise. So schrieb Engels in einem 

Brief an Marx vom 21. August 1852: 

„Uebrigens hängt es doch nur von der Intensität der Krise ab, ob sie sofort eine Revolution erzeugt – sofort, 

d. h. in 6 bis 8 Monaten ... wird die Krise chronisch und die Ernte schließlich doch etwas besser als erwartet, 

so kann es immer noch bis 1854 dauern.“ 

Mit ähnlichen Gedanken verfolgten Marx und Engels jede Phase der Entwicklung der Wirtschafts-

krise im Jahre 1857. So schreibt Engels an Marx am 29. Oktober 1857: 

„Der American crash [Amerikanische Krach.] ist herrlich und noch lange nicht vorbei. Den Sturz der Masse 

der Importhäuser haben wir noch zu erwarten; bis jetzt scheinen nur einzelne gefallen zu sein. Die Rückwir-

kung auf England scheint auch in der Liverpooler Borough-Bank eröffnet. Tant mieux. [Um so besser.] Der 

Handel ist jetzt wieder auf drei bis vier Jahre Klatsch, nous avons maintenant de la chance [Wir haben jetzt 

Aussichten.].“ 

Die Wirkung der Krise auf die Stimmung der Massen und auf ihre eigene Stimmung schildert Engels 

in einem Brief vom 13. November 1857: 

„Es wäre zu wünschen, daß erst diese „Besserung“ zur chronischen Krise einträte, ehe ein zweiter 

und entscheidender Hauptschlag fällt. Der chronische Druck ist für eine Zeitlang nötig, um die Be-

völkerungen warm zu machen. Das Proletariat schlägt dann besser, in besserer connaissance de cause 

[Kenntnis der Dinge.], und mit mehr Einklang; gerade wie eine Kavallerieattacke viel besser ausfällt, 

wenn die Pferde erst 500 Schritt traben mußten, um an den Feind zur Karrieredistanz zu kommen. 

Ich möchte nicht, daß es zu früh etwas gäbe, ehe ganz Europa vollständig ergriffen ist, der Kampf 

nachher würde härter, langweiliger und mehr hin und herwogend. Mai oder Juni wäre fast noch zu 

früh. Die Massen müssen durch die lange Prosperität verdammt lethargisch geworden sein. 

Mir geht es übrigens wie Dir. Seitdem der Schwindel zusammenbrach in Newyork, hatte ich keine Ruhe mehr 

in Jersey, und ich fühle mich enorm fidel in diesem general downbreak [Allgemeiner Zusammenbruch.]. Der 

bürgerliche Dreck der letzten sieben Jahre hatte sich doch einigermaßen an mich gehängt, jetzt wird er abge-

waschen, ich werde wieder ein anderer Kerl. Die Krisis wird mir körperlich ebenso wohl tun wie ein Seebad, 

das merke ich jetzt schon. 1848 sagten wir: jetzt kommt unsere Zeit, und sie kam in a certain sense [In einem 

 
*) Klassenkämpfe in Frankreich“, herausgegeben von Alexander Emel, Elementarbücher des Kommunismus, Bd. 19, S. 

134. 
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gewissen Sinn.]. diesmal aber kommt sie vollstän-[67]dig, jetzt geht es um den Kopf. Meine Militärstudien 

werden dadurch sofort praktischer, ich werfe mich unverzüglich auf die bestehende Organisation und Elemen-

tartaktik der preußischen, österreichischen, bayerischen und französischen Armeen, und außerdem nur noch 

auf Reiten, das heißt Fuchsjagden, was die wahre Schule ist.“ 

Marx und Engels rechneten also mit voller Sicherheit auf den Ausbruch einer Revolution als Ergebnis 

der Krise unter der Voraussetzung, daß die Krise genügend lang und tief wäre, um die Wirkung der 

Prosperität auf die Massenstimmung zu beseitigen. So heißt es in einem Brief von Engels vom 17. 

Dezember 1857: 

„Der Jammer unter dem Proletariat fängt auch an. Vorderhand ist noch nicht viel Revolutionäres zu merken; 

die lange Prosperität hat furchtbar demoralisiert. Die Arbeitslosen in den Straßen betteln und bummeln bis 

jetzt noch. Garotte Robberies [Räuberische Ueberfälle mittels Garottieren (hinterrücks erdrosseln).] nehmen 

zu, doch nicht arg.“ 

Als sich die ersten Zeichen der Konjunkturbesserung zeigten, hauptsächlich infolge günstiger Ab-

satzmöglichkeiten auf dem indischen und chinesischen Markt, werden Zweifel laut, ob in der Tat die 

Voraussetzungen der sozialen Revolution bereits reif sind. In dem berühmten, oft zitierten Brief von 

Engels vom 7. Oktober 1858, in dem er von der Entartung des englischen Proletariats schreibt und 

feststellt, daß es „faktisch mehr und mehr verbürgert“ und dies damit erklärt, daß das bei einer Nation, 

die die ganze Welt ausbeutet, „gewissermaßen gerechtfertigt“ sei, bemerkt er dazu: 

„Hier können nur ein paar grundschlechte Jahre helfen und diese scheinen seit den Goldentdeckungen so leicht 

nicht mehr herzustellen.“ 

In der Antwort darauf äußert Marx am 8. Oktober 1858 Zweifel, ob die Bedingungen für die sozialen 

Revolutionen im internationalen Maßstabe bereits herangereift sind: 

„Die schwierige question (Frage) für uns ist die: auf dem Kontinent ist die Revolution imminent und wird auch 

sofort einen sozialistischen Charakter annehmen. Wird sie in diesem kleinen Winkel nicht notwendig gecrusht 

(erdrückt) werden, da auf viel größerem Terrain das Movement (die Bewegung) der bürgerlichen Gesellschaft 

noch ascendant [Im Aufsteigen] ist?“ 

In der Tat hat ja noch ein gewaltiger Aufschwung des Kapitalismus im Weltmaßstabe, die Ausdeh-

nung der kapitalistischen Ausbeutung auf alle Weltteile, erst am Ende des 19. Jahrhunderts eingesetzt. 

Die einzige proletarische Revolution des 19. Jahrhunderts, die Pariser Kommune von 1871, endete 

mit einer Niederlage. Und so stellt Engels in der durch die Fälschung des Parteivorstandes der SPD 

besonders berühmt gewordenen Einleitung zu den „Klassenkämpfen in Frankreich“*) fest, daß selbst 

noch 1871 die Herrschaft der Arbeiterklasse unmöglich war, während eine Revolution in den kapita-

listischen Ländern schon keinen anderen Charakter mehr haben konnte als den einer proletarischen 

Revolution. 

Die Erfahrungen der revolutionären Kämpfe des 19. Jahrhunderts [68] bewiesen also, daß gewöhnli-

che periodische Wirtschaftskrisen in der Zeit des allgemeinen Aufschwungs des kapitalistischen Sys-

tems nicht ausreichende Bedingungen für den Sieg der proletarischen Revolution schufen. Solange 

die Wirtschaftskrise nur ein vorübergehender, verhältnismäßig kurzer Zeitabschnitt war gegenüber 

länger dauernden Perioden des Aufschwungs, dann genügte die mit der Krise verbundene Massen-

verelendung und die durch sie hervorgerufene Zersetzung im Lager der herrschenden Klasse nicht, 

um einen revolutionären Durchbruch zu ermöglichen. Die Krise nimmt erst einen anderen Charakter 

an, wenn der Kapitalismus seine fortschrittliche Rolle wirklich ausgespielt hat, wenn er nicht nur 

zeitweilig als Hemmnis der Entfaltung der Produktivkräfte in Erscheinung tritt, sondern wenn dies 

zu seiner vorherrschenden Funktion wird. 

Die Epoche  de r  soz i a l en  Revo l u t i o n, von der Marx an der eingangs zitierten Stelle spricht, 

ist daher in der Tat e r s t  im  20. J ah r hunde r t  eingetreten mit dem Uebergang des Kapitalismus 

von der Epoche der freien Konkurrenz zur Epoche der Herrschaft der Monopole zum I m pe r i a l i s -

m u s. Wenn Lenin immer hervorhebt, daß der Imperialismus sowohl wirtschaftlich als auch politisch 

 
*) a. a. O. S. 25. 
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r eak t i onä r ist, wenn er zu den Grundmerkmalen des Imperialismus rechnet, daß die Aufteilung der 

Welt unter den kapitalistischen Staaten bereits abgeschlossen ist, daß sich in den am weitesten fort-

geschrittenen kapitalistischen Ländern infolge der Extraprofite aus dem Kapitalexport parasitäre 

Rentnerschichten entwickeln, so kommt in all dem bereits die Rolle des Kapitalismus als Hemmnis 

einer höheren Entwicklung der Produktivkräfte klar zum Ausdruck. Insbesondere aber gilt das für die 

Epoche der a l l gem e i ne n Kr i s e de s Kap i t a l i sm u s, die 1917 begonnen hat. 

Infolgedessen ist die Frage des Zusammenhangs von Kr i s e und Revo l u t i on  in unserer Zeit zwei-

fellos anders gestellt als zur Zeit von M a r x und Enge l s. Die allgemeinen objektiven Voraussetzun-

gen für die soziale Revolution, der Widerspruch zwischen Produktionsverhältnissen und Produktiv-

kräften tritt nicht nur in kurzen Perioden der akuten Konjunkturkrise hervor, sondern wird zu einer 

daue r nden  Er sche inun g. Zweifellos schafft die Verbindung der allgemeinen Krise mit der kon-

junkturellen Krise und die Wechselwirkung beider besonders günstige Voraussetzungen für die Ent-

stehung einer revolutionären Krise. Aber selbst eine vorübergehende, leichte Konjunkturbesserung 

würde bei dem Fortbestehen der allgemeinen Niedergangserscheinungen des Kapitalismus keines-

wegs die Chancen der revolutionären Entwicklung vernichten. 

Ist eine wirtschaftliche Krise die allgemeine Voraussetzung für das Entstehen einer revolutionären 

Krise, so ist doch eine gewisse Tiefe und Dauer der Krise notwendig, damit der Umsch l a g zu -

nächs t i n  e i ne  po l i t i s che  und  dann  i n  e i ne  r evo lu t i onä r e  Kr i s e  erfolgt. Unter einer 

politischen Krise verstehen wir eine solche Erschütterung des Herrschaftssystems der besitzenden 

Klasse, die entscheidende Maßnahmen von ihrer Seite er-[69]fordert, um das Bestehen des Systems 

zu retten, dessen in normalen Zeiten bestehendes politisches Gleichgewicht wesentlich erschüttert ist. 

Man kann natürlich auch von einer politischen Krise in einem anderen, weniger prägnanten Sinne 

sprechen. Man kann jede Regierungs- oder parlamentarische Krise als politische Krise bezeichnen. 

Wenn wir aber über das Problem der Entstehung der Voraussetzungen der Revolution sprechen, dann 

ist nicht von solchen politischen Krisen, die an der Oberfläche bleiben, die Rede, sondern von Krisen 

des ganzen herrschenden politischen Systems. 

Wenn wir die Dinge so betrachten, können wir uns nicht einverstanden erklären mit der Darstellung, 

die Genosse Mar t ynow  von der politischen Krise gibt. Martynow konstruiert folgendes Schema 

der Entwicklungsstufen des revolutionären Prozesses: 

„Die politische Krise der ‚oberen Schichten‘ noch ohne eine Krise der ‚unteren Schichten‘, eine allgemeine 

nationale politische Krise, d. h. eine revolutionäre Situation, und schließlich die Revolution. Diese drei Phasen 

sind nicht durch eine chinesische Mauer getrennt; sie fließen abhängig von der historischen Lage mehr oder 

weniger rasch ineinander über.“*) 

Hier liegt der Gedanke zugrunde, daß von der politischen Krise zuerst die oberen Schichten erfaßt 

werden und dann erst die unteren. Der Uebergang von einer politischen Krise zur revolutionären 

Situation soll sich eben dadurch vollziehen, daß die unteren Klassen in den revolutionären Prozeß 

hineingezogen werden. 

Genosse Martynow erläutert seine Auffassungen an historischen Beispielen, die uns keineswegs als 

stichhaltig erscheinen. Wir wollen hier nur ein Beispiel, das der Krise in England 1914, untersuchen. 

Damals entstand eine Verfassungskrise dadurch, daß die protestantische Minderheit Irlands in der 

Provinz Ulster sich gegen die von der britischen Regierung beschlossene Autonomie für Irland 

wandte. Man kann hier sagen, daß die politische Krise in dem Konflikt innerhalb der herrschenden 

Klasse bestand. Aber ist das in der Tat die Wurzel der Krise? Keineswegs! Es ist doch klar, daß der 

Konflikt nur deshalb entstand, weil die englische Bourgeoisie durch eine jahrelang dauernde revolu-

tionäre Massenbewegung des irischen Volkes, die sich zeitweilig bis zum Bürgerkrieg steigerte, zu 

Konzessionen, zu Manövern gezwungen war, gegen die dann ein Teil der Bourgeoisie, die protestan-

tische Bourgeoisie Irlands, rebellierte. 

 
*) „Das Problem des Umschlagens der Weltwirtschaftskrise in die politische Krise.“ „Kommunistische Internationale“, 

1930, Heft 46, S. 2359. 
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Die Ausbeutung Irlands durch die britische Bourgeoisie schuf die wirtschaftliche Krise, den wirt-

schaftlichen Niedergang, durch den das Elend nicht nur der Arbeiter, sondern auch der armen Bauern 

und Pächter gewaltig verschärft wurde. Auf dieser ökonomischen Grundlage erwächst die Massen-

unzufriedenheit, die Massenempörung, die revolutionäre Gärung der unteren Schichten, die erst bei 

einer gewissen Steigerung der revolutionären Massenbewegung zu einer Erschütterung des herr-

schenden politischen Regimes, zu Konflikten innerhalb der herrschenden Klasse, zu einer tiefen po-

litischen Krise führt. 

[70] Es gibt wirtschaftliche Krisen, die infolge ihrer geringen Schärfe und kurzen Dauer nur in der 

ausgebeuteten Klasse das Massenelend und die Massenunzufriedenheit steigern, aber die herrschende 

Klasse nicht so weit erschüttern, daß es zu einer politischen Krise kommt. Es gibt politische Krisen 

im oberflächlichen Sinne des Wortes ohne tiefe wirtschaftliche Erschütterung, die lediglich Cliquen- 

oder Fraktionskämpfe im Lager der herrschenden Klasse widerspiegeln. 

Von diesen beiden Arten von Krisen ist nicht die Rede, wenn wir von der Entstehung einer r evo l u -

t i onä r en  S i t ua t i on  sprechen. Diese kommt gerade dann zustande, wenn sich eine t i e f e w i r t -

s cha f t l i che  Kr i s e  m i t  e i ne r  e r n s t en  po l i t i s chen  Kr i s e  verbindet. In diesem Fall wird i n  

de r  Rege l  die Erschütterung des politischen Gleichgewichts aus der Bewegun g de r  ausgebeu -

t e t en  Massen  entspringen. Hier besteht natürlich kein starres Schema, sondern eine d i a l ek t i -

s c h e Wechse l wi r kun g. So hat beispielsweise die Wirtschaftskrise in Deutschland die Unterneh-

mer zum schärfsten Angriff auf die Löhne und auf die sozialen Errungenschaften der Arbeiter ge-

zwungen. Hätte die Arbeiterschaft in dieser Krise den Angriff der Bourgeoisie ohne ernsten Wider-

stand hingenommen – wie das in der Tat zeitweilig während der ersten Rationalisierungswelle 

1925/26 der Fall war – dann hätte sich höchstwahrscheinlich eine politische Krise nicht entwickelt. 

Der revolutionäre Aufschwung, die sich entfaltende Massenbewegung des Proletariats gegen die Ab-

wälzung der Krisenlasten, die damit eng zusammenhängende Abwendung der werktätigen Massen 

von den alten bürgerlichen Parteien und von der Sozialdemokratie – das sind die wichtigsten Ursa-

chen, die die Gegensätze im Lager der herrschenden Klasse verschärfen und die Bourgeoisie zwin-

gen, neue Formen ihrer Klassenherrschaft zu suchen. So entsteht die po l i t i s c h e Kr i s e, die ihrer-

seits verschärfend auf die wirtschaftliche Krise zurückwirkt. 

Die Bedingungen, die zur Entstehung einer a l l gem e i ne n na t i ona l e n Kr i s e oder e i ne r r evo-

l u t i onä r e n S i t ua t i on notwendig sind, schildert Lenin in dem berühmten Artikel „Der Zusam-

menbruch der 2. Internationale“*): 

„Für den Marxisten unterliegt es keinem Zweifel, daß die Revolution unmöglich ist ohne revolutionäre Situa-

tion, wobei allerdings nicht jede revolutionäre Situation zur Revolution führt. Welches sind, allgemein gespro-

chen, die Anzeichen einer revolutionären Situation? Wir machen uns sicherlich keines Irrtums schuldig, wenn 

wir auf folgende drei Hauptmerkmale hinweisen: 1. Unmöglichkeit für die herrschenden Klassen, ihre Herr-

schaft in unveränderter Form aufrecht zu erhalten; diese oder jene Krise der ‚Spitzen‘, Krise der Politik der 

herrschenden Klasse, dadurch Erzeugung eines Risses, durch den die Unzufriedenheit und Empörung der un-

terdrückten Klassen durchbricht. Für den Ausbruch einer Revolution genügt es gewöhnlich nicht, daß „die 

Unterschichten nicht mehr den Willen haben“, sondern es ist auch noch erforderlich, daß ‚die Oberschichten 

nicht mehr die Fähigkeit haben‘, es in der alten Weise weiterzutreiben. 2. Verschärfung der Not und des Elends 

der unterdrückten Klas-[71]sen über das gewohnte Maß hinaus. 3. Beträchtliche – aus den angeführten Ursa-

chen sich herleitende – Steigerung der Aktivität der Massen, die sich im einer ‚friedlichen‘ Epoche wohl ruhig 

ausplündern lassen, in stürmischen Zelten aber durch die Gesamtheit der Krisenverhältnisse, e b e n s o  a b e r  

a u c h  d u r c h  d i e  ‚S p i t z e n‘ s e l b s t  zu selbständigem historischen Auftreten angetrieben werden. 

Ohne diese objektiven Veränderungen, die nicht nur vom Willen einzelner Gruppen und Parteien, sondern 

auch vom Willen einzelner Klassen unabhängig sind, ist eine Revolution – der allgemeinen Regel nach – 

unmöglich. Die Gesamtheit dieser objektiven Veränderungen heißt eben revolutionäre Situation.“ 

Als Beispiel einer solchen revolutionären Situation führt Lenin nicht nur Rußland 1905 an, sondern 

auch das Deutschland der sechziger Jahre. Er führt den Beweis, daß auch zur Zeit, als dieser Artikel 

 
*) Lenin „Ueber den Reformismus“, Elementarbücher des Kommunismus, Bd. 20, S. 17/18. 
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geschrieben wurde, i m Som m er 191 5, die vom Baseler Manifest vorausgesetzte r evo l u t i onä re  

S i t ua t i o n, die aus dem Kriege entsteht, bereits vorhanden war. Das Baseler Manifest spricht von 

einer „wir t s cha f t l i chen  und  po l i t i s chen  Kr i s e“, die „zur Aufrüttelung des Volkes auszunut-

zen und dadurch die Beseitigung der kapitalistischen Klassenherrschaft zu beschleunigen“, die Pflicht 

der Sozialisten ist. Die politische und wirtschaftliche Krise, von der hier die Rede ist, interpretiert 

Lenin als revolutionäre Situation. 

Wenn wir die von Lenin angeführten Merkmale prüfen und die gegenwärtige Lage in Deutschland 

mit den von Lenin angeführten Beispielen vergleichen, dann kann es wohl keinen Streit darüber ge-

ben, daß d i e r evo l u t ionä r e S i t ua t i o n i n Deu t s ch l a nd be r e i t s da ist. Wir haben eine unge-

heure Verschärfung der Not und des Elends der unterdrückten Klassen, wie sie außer in den späteren 

Kriegsjahren und auf dem Höhepunkt der Inflationskrise niemals dagewesen ist. Wir haben eine be-

trächtliche Steigerung der Aktivität der Massen, die sich in den großen Massenstreiks am Anfang 

dieses Jahres und in der Gegenoffensive gegen die Angriffe des Faschismus äußert, eine Aktivität, 

die unvergleichlich größer ist, als sie es z. B. in den ersten Kriegsjahren in Deutschland war. Wir 

haben schließlich die Krise der Politik der herrschenden Klasse. Allerdings hat diese Krise noch nicht 

jenen Höhepunkt erreicht, wo der „Riß“ offen zutage tritt, d. h. der offene Konflikt, der für die unter-

drückte Klasse die günstigsten Möglichkeiten zur Aufnahme des Entscheidungskampfes schafft. 

Damit kommen wir zu der letzten und wichtigsten Frage, unter welchen Bedingungen die revolutio-

näre Situation hinüberwächst in eine r evo l u t i onä r e  Kr i se  ode r  i n  e i ne  unm i t t e l ba r  r evo -

l u t i onä r e  S i t ua t i o n. 

Wenn die Resolution unseres ZK. vom 15. bis 17. Januar vom Entstehen von „Tendenze n e i ne r 

r evo l u t i onä r e n Kr i s e “  spricht, so ist hier der Ausdruck „revolutionäre Krise“ in dem prägnanten 

Sinn gebracht, in dem er auch von Len i n verwendet wird, im Sinne des Entstehens der Situation, in 

der alle Voraussetzungen [72] für den Entscheidungskampf herangereift sind, in dem die Frage der 

Vorbereitung des Aufstandes zur zentralen Frage wird, jene Situation, für die sich in unserem Sprach-

gebrauch der Ausdruck „unmittelbar revolutionäre Situation“ eingebürgert hat. Da dieser Unterschied 

von revolutionärer Situation und revolutionärer Krise in unserer Literatur nicht genügend bekannt ist, 

wollen wir zur Erläuterung eine Stelle von Lenin zitieren, in dem diese beiden Begriffe gegenüber-

gestellt werden. Im Januar 1909, in der Zeit der schwärzesten Reaktion, schrieb Lenin in einem Arti-

kel „Auf den Weg“*): 

„Die revolutionären Klassen Rußlands sind bei ihrem ersten Feldzug geschlagen worden, aber die revolutio-

näre Lage bleibt die alte. In neuen Formen und auf anderem Wege – manchmal viel langsamer als es uns lieb 

wäre – nähert sich die revolutionäre Krise noch einmal, reift von neuem heran.“ 

Also selbst kurz nach einer schweren Niederlage des Proletariats, in der Zeit des Triumphes der Re-

aktion, spricht Lenin von einer revolutionären Lage eben deshalb, weil der grundlegende Wider-

spruch zwischen den Entwicklungsbedingungen des modernen Kapitalismus und der halbfeudalen 

zaristischen Staatsordnung bestehen bleibt, weil das Massenelend und die Massenunzufriedenheit 

weiter bestanden, weil alle sozialen Probleme, die durch die geschichtliche Entwicklung auf die Ta-

gesordnung gesetzt waren, nur durch die Revolution gelöst werden konnten. Dagegen konnte in die-

sem Zeitpunkt von einer revolutionären Krise keine Rede sein. Diese setzt Lenin offenbar gleich dem 

Beginnen einer neuen Welle der Revolution. 

Die Bedingungen, unter denen die revolutionäre Situation bis zu einer revolutionären Krise herange-

reift ist, oder, wie Lenin sich ausdrückt, die Bedingungen dafür, daß „die entscheidende Schlacht 

wirklich herangereift ist“, werden in den „Kinderkrankheiten“**) folgendermaßen geschildert: 

„... daß 1. alle uns feindlichen Klassenkräfte genügend in Verwirrung geraten sind, alle diese Kräfte miteinan-

der in Fehde liegen, durch den Kampf, der ihre Kräfte übersteigt, genügend geschwächt sind; 2. alle schwan-

kenden, unsicheren, unbeständigen Zwischenelemente, d. h. das Kleinbürgertum, die kleinbürgerliche 

 
*) Lenin, „Agitation und Propaganda“, Marxistische Bibliothek, Bd. 8, S. 90. 
**) Lenin, „Der „Radikalismus“, die Kinderkrankheit des Kommunismus“, S. 82. 
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Demokratie zum Unterschiede von der Bourgeoisie, vor dem Volke genügend entlarvt, durch ihren praktischen 

Bankrott genügend bloßgestellt sind; 3. im Proletariat zugunsten der Unterstützung der entschiedensten, kühns-

ten revolutionären Aktionen gegen die Bourgeoisie die Stimmung der Massen umgeschlagen ist und immer 

mächtiger wird. Ist das der Fall, dann ist die Zeit reif für die Revolution, dann ist – wenn wir alle oben erwähn-

ten, kurz charakterisierten Bedingungen richtig eingeschätzt und den Augenblick richtig gewählt haben, unser 

Sieg sicher.“ 

Wenn wir diese drei Bedingungen mit den Merkmalen der revolutionären Situation vergleichen, so 

sehen wir ohne weiteres, daß es nur einer be s t imm t en  S t e ige r ung  de r  Gr undmer km al e  de r  

r evo l u t i onä r en  S i tua t i on  bedarf, damit die Quantität in Qualität umschlägt, damit aus der re-

volutionären Situation die revolu-[73]tionäre Krise erwächst. Bei diesem Prozeß des Uebergangs 

spielt der subjektive Faktor die entscheidende Rolle. Ist ein Aufschwung der Massenaktivität ein allge-

meines Merkmal einer revolutionären Situation, so ist die revolutionäre Krise dadurch gekennzeich-

net, daß in der Klasse, die an der Spitze der revolutionären Bewegung steht, die Erkenntnis von der 

Notwendigkeit des revolutionären Entscheidungskampfes und die Entschlossenheit zu diesem Kampf 

durchbricht. Die zweite Bedingung, die Lenin formuliert, bedeutet für unsere konkreten Verhältnisse 

die Liquidierung des Masseneinflusses der SPD, die Eroberung der Mehrheit der Arbeiterklasse. Von 

diesen beiden Prozessen ist auch in hohem Maße die Zuspitzung und Verschärfung der Krise inner-

halb der herrschenden Klasse abhängig, wie andererseits die zunehmende Zersetzung im Lager der 

herrschenden Klasse den revolutionären Aufschwung in den ausgebeuteten Klassen beschleunigt. 

Daß unter den Bedingungen des Uebergangs zur revolutionären Krise der subjektive Faktor die ent-

scheidende Rolle spielt, geht auch aus den Ausführungen Lenins*) hervor zu der Frage, warum nicht 

aus jeder revolutionären Situation eine Revolution erwächst. Sie entsteht nur dann, wenn 

„zu den oben aufgezählten objektiven Wandlungen noch eine subjektive hinzukommt, nämlich: die Fähigkeit 

der revolutionären Klasse zu revolutionären Massenaktionen, die stark genug sind, um die alte Regierungsge-

walt zu zerschmettern (oder zu erschüttern), – sie, die niemals, selbst in der Epoche der Krisen nicht, ‚fällt‘, 

wenn man sie nicht ‚fallen läßt‘.“ 

Die Erkenntnis der Unvermeidlichkeit des Entscheidungskampfes gegen die Bourgeoisie, die Entlar-

vung jener Parteien und Schichten, die, zwischen dem Proletariat und der Bourgeoisie stehend, das 

Proletariat vom entscheidenden Kampf zurückhalten wollen, erfolgt in erster Linie durch die Erfah-

rungen der Massenkämpfe in der Periode des revolutionären Aufschwungs. In solchen Kämpfen voll-

zieht sich der Uebergang zur revolutionären Krise. Genosse S t a l i n  hat diese Frage erläutert in einem 

Gespräch mit einem Studenten der Swerdlow-Universität**). Auf die Frage: 

„Was ist Ihre Auffassung in bezug auf die Möglichkeit des Ueberganges des gegenwärtigen revolutionären 

Aufschwungs in den kapitalistischen Ländern in eine unmittelbar revolutionäre Situation?“ 

antwortet Genosse S t a l i n: 

„Man darf keine unübersteigbare Grenze zwischen dem ‚revolutionären Aufschwung‘ und der ‚un-

mittelbar revolutionären Situation‘ aufrichten. Man kann nicht sagen: ‚Bis zu dieser Linie haben wir 

einen revolutionären Aufschwung und nach dieser Linie – den Sprung in die unmittelbare revolutio-

näre Situation‘. So können die Frage nur Scholastiker stellen. Das eine gebt gewöhnlich ‚unmerkbar‘ 

in das andere über. Die Aufgabe besteht darin, das Proletariat schon [74] jetzt zu entscheidenden 

revolutionären Kämpfen vorzubereiten, ohne den Augenblick des „Eintritts“ der sogenannten unmit-

telbar revolutionären Situation abzuwarten.“ 

Niemand kann wissen, aus welchem konkreten Anlaß der Uebergang zur revolutionären Krise erfolgt. 

Wenn nur eine tiefe wirtschaftliche Krise die objektiven Voraussetzungen einer Revolution, die re-

volutionäre Situation, schaffen kann, so kann doch ein scheinbar unbedeutender äußerer Anlaß auf 

politischem Gebiet die revolutionäre Krise zum Ausbruch bringen. So sagt Lenin***): 

 
*) Lenin, „Ueber den Reformismus“, Elementarbücher des Kommunismus, Bd. 20, S. 17/18. 
**) Inprekorr Nr. 17, vom 18. 2. 1930, S. 392. 
***) Lenin, Der „Radikalismus“ die Kinderkrankheit des Kommunismus, S. 84. 
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„Wir können es nicht wissen – und niemand ist imstande, es im voraus zu bestimmen – wann dort*) die wirk-

liche proletarische Revolution entbrennen und w e l c h e r  A n l a ß  die breiten, jetzt noch schlummernden Mas-

sen am stärksten aufrütteln, entflammen und zum Kampf vorwärts treiben wird. Wir sind daher verpflichtet, 

unsere vorbereitende Arbeit so zu gestalten, daß wir (wie Plechanow, als er noch Marxist und Revolutionär 

war, zu sagen liebte) an allen vier Hufen beschlagen sind. Es ist möglich, daß eine Parlamentskrise den ‚Durch-

bruch‘ schaffen, das ‚Eis‘ brechen wird; es ist möglich, daß eine Krise dazu führen wird, die sich aus den 

hoffnungslos verwirrten, sich immer schlimmer entwickelnden und zuspitzenden kolonialen und imperialisti-

schen Gegensätzen ergibt; es ist ein Drittes, Viertes usw. möglich.“ 

Lenin weist in diesem Zusammenhang auf die Dreyfuß-Affäre hin, die Frankreich „bis dicht an den 

Bürgerkrieg“ heranführte. Wir können auch auf das Beispiel der Freisprechung der Mörder von 

Schattendorf in Oesterreich verweisen, die zu dem revolutionären Ausbruch vom 15. Juli 1927 führte. 

Gerade weil wir in einer so zugespitzten revolutionären Situation, wie wir sie gegenwärtig haben, 

nicht wissen können, wann und aus welchem Anlaß der Uebergang zur revolutionären Krise erfolgt, 

hat der in der Antwort des Genossen Stalin enthaltene Hinweis die größte Bedeutung für unsere re-

volutionäre Praxis. Ohne über unberechenbare Möglichkeiten zu phantasieren, müssen wir die ganze 

Kraft auf die Entfaltung des proletarischen Massenkampfes konzentrieren, auf die Steigerung des 

revolutionären Aufschwungs, aus der allein die Revolution erwachsen kann. Zugleich müssen wir 

aber die Partei und das Proletariat zur höchsten revolutionären Kampfbereitschaft erziehen, die Mas-

sen auf die Möglichkeit des raschen Umschlags zu höherer Kampfform vorbereiten und in unseren 

eigenen Reihen auf die jederzeit mögliche plötzliche Zuspitzung der Lage vorbereitet sein. 

Das ist die wichtigste Lehre, die sich aus der Betrachtung des Zusammenhangs von wirtschaftlicher, 

politischer und revolutionärer Krise ergibt. [75] 

* 

Ueber den Kampf an der theoretischen Front  
Von K u r t  S a u e r l a n d  

Seid eine Arbeiterbewegung besteht, wird der Kampf nach seinen drei Seiten hin – 

nach der theoretischen, der politischen und der praktisch-ökonomischen geführt. In 

diesem sozusagen konzentrischen Angriffe liegt gerade die Stärke und Unbesiegbar-

keit der Bewegung. F r i e d r i c h  E n g e l s. 

Nach einer Zeit des Stillstandes und des Hin- und Herschwankens in der theoretischen Arbeit der 

deutschen Marxisten, nach einer Zeit der teilweisen Vorherrschaft theoretischer Abweichungen von 

der marxistisch-leninistischen Weltanschauung, die zu Abweichungen in der praktischen Politik, der 

Strategie und Taktik führten oder ihnen doch Nahrung gaben, einer Zeit des Vorherrschens revisio-

nistischer, vulgärmaterialistischer oder auch idealistischer Rückstände innerhalb der revolutionären 

Arbeiterbewegung, einer Zeit vielfacher theoretischer Unsicherheit, die auch auf die Reihen der Kom-

munistischen Partei nicht ohne Einfluß bleiben konnte, muß ein Rückblick auf die vergangene Etappe 

seit dem Weddinger Parteitag und besonders seit den ihm folgenden entscheidenden Auseinanderset-

zungen mit den rechten Opportunisten und dem linken Sektierertum feststellen, daß Hand in Hand 

mit dem politischen und organisatorischen Aufschwung der revolutionären Bewegung auch große 

Fortschritte der theoretischen Arbeit zu verzeichnen sind. Die Partei mit ihrem Zentralkomitee an der 

Spitze hat in dieser für die Entwicklung der deutschen revolutionären Arbeiterbewegung entschei-

denden Etappe die politische Linie im beharrlichen Kampf auf zwei Fronten gegen Abweichungen, 

die in ihren Wurzeln übereinstimmend opportunistisch sind, sowie im Kampf um die Massen und 

gegen die faschistische Entwicklung des kapitalistischen Staates und seiner gesellschaftlichen Stützen 

herausgearbeitet. Die Führung der Partei hat in diesem hartnäckigen Kampf nicht nur die Unsicher-

heiten, Schwankungen und Abweichungen, die früher zeitweise zutage traten, überwunden, sie hat 

diese auch nur ausrotten können, weil sie verstand, auf die politische Praxis die Grundsätze der ma-

terialistischen Dialektik anzuwenden. In dieser Bestimmung der politischen Linie liegt ein g r oße r  

Fo r t s ch r i t t  für die Entwicklung des dialektischen Materialismus. 

 
*) Die Rede ist von England. 
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Besonders hervorgehoben seien nur folgende wichtige Punkte der konsequenten Anwendung der 

marxistisch-leninistischen Theorie auf die aktuellen politischen Fragen: 

1. Beurteilung der Entwicklung des Monopolkapitalismus, seiner Niedergangs- und parasitären Er-

scheinungen, des Wachstums seiner Widersprüche, der Beschleunigung des Tempos seiner Erschüt-

terung und der Möglichkeiten seiner Auswegs. und Konsolidierungsversuche. Herausarbeitung dieser 

Theorie im Gegensatz zu den günstigen Prognosen, die die Sozialfaschisten und mit ihnen die Brand-

lerianer dem Kapitalismus stellten. Bestätigung der Parteilinie durch die konkrete Entwicklung, die 

Weltkrise usw. [76] 

2. Analyse der möglichen politischen Herrschaftsformen des Finanzkapitals sowie deren no t wen-

d i gen  Zusammenhangs mit der Entwicklung des Monopolkapitalismus. 

3. Die Analyse der Entwicklung der gegenseitigen Beziehungen der Klassen zueinander; die beson-

dere Bedeutung der Klassenverhältnisse in der gegenwärtigen Krise nach den sozialen Umschichtun-

gen innerhalb der Arbeiterklasse infolge Rationalisierung und Dauerarbeitslosigkeit sowie den Wand-

lungen in den Mittelklassen sowie die Rolle der Mittelklassen und das wechselseitige Verhältnis ihrer 

heterogenen Teile. 

4. Konkrete Anwendung der Leninschen Thesen in der Gewerkschaftsfrage; Ueberwindung des Sche-

matismus, der gerade in dieser Frage herrschte; Verhältnis des gewerkschaftlichen zum politischen 

Kampf; Verhältnis der Sozialreform zum revolutionären Klassenkampf. 

5. Popularisierung der marxistisch-leninistischen Weltanschauung, Verbreitung grundlegender 

Schriften und Schulungsarbeit auf breiter Grundlage. 

Als ganz besondere Fortschritte in der Anwendung der materialistischen Dialektik auf die politischen 

Fragen müssen die Entscheidungen der Parteiführung angesehen werden, die in der Frage des Bünd-

nisses verschiedener Klassen und der Rolle des Klassenbündnisses für die Eroberung der Macht, in 

der nationalen Frage (diese bildet eines der hervorragendsten und anschaulichsten Beispiele der An-

wendung der Dialektik auf die Praxis), in der Lehre von den Bedingungen der Revolution und der 

Diktatur des Proletariats, in der Frage des Kampfes um die Massen und des Massenkampfes gegen 

die faschistische Diktatur getroffen wurden. 

Im Verhältnis aber zu diesen außerordentlich großen Fortschritten in der Popularisierung und Propa-

ganda der marxistisch-leninistischen Weltanschauung und der erfolgreichen Anwendung des dialek-

tischen Materialismus auf die ökonomischen, sozialen und politischen Fragen in der gegenwärtigen 

Krise des Monopolkapitalismus, haben d i e  ph i lo soph i s chen  Kr ä f t e  in der Partei zum Teil ver-

sagt bzw. mit dieser Entwicklung durchaus nicht Schritt gehalten. Die umfassende theoretische Be-

arbeitung der aktuellen politischen Fragen nach den von der Parteiführung gegebenen Richtlinien und 

Anregungen muß als noch ungenügend angesehen werden. 

In verschiedener Richtung wurden eine Reihe Feh l e r  gemacht oder zeigten sich – meist als Unter-

lassungsfehler – manche Mänge l: 

1. Ein ungenügender Kampf wurde gegen die rechte und linke Oppos i t i on  geführt, gegen deren 

theoretische Plattformen, die natürlich einen viel breiteren Einfluß ausüben – auch auf Elemente, die 

der Partei treu geblieben sind – als die organisatorischen Mißerfolge der Opposition vermuten lassen, 

ein entschiedener Kampf gegen die Korsch-Anhänger, die sich auf dem Wege zum Idealismus [77] 

befinden, wie gegen die rechte Opposition, den Herd des mechanistischen Materialismus und des 

Vulgärmaterialismus. 

2. Ein ungenügender Kampf wurde auch gegen die theoretischen Strömungen innerhalb der Partei 

geführt, die mit abwe ichenden  Tr ad i t i onen  aus der Zeit der Vorherrschaft des Opportunismus 

belastet sind; besonders zu nennen sind hier die Strömungen, die noch sehr große Teile beherrschen: 

der naturwissenschaftliche Vulgärmaterialismus, der mit einer gewissen Tradition in der sozialdemo-

kratischen Freidenkerbewegung innerlich vollkommen verbunden ist, gewisse Strömungen im Mo-

nistenbund (oder von ihm ausgehend), die teils noch vulgärmaterialistisch sind, teils schon den 
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Materialismus völlig liquidieren (Ersetzung der Materie durch „Energie“ usw.), der mechanistische 

Materialismus, der am stärksten verbreitet ist und besonders durch Bucha r i n ’s „Theorie des histo-

rischen Materialismus“ genährt wird, ein Buch, das vollkommen dem dialektischen Materialismus 

widerspricht und ihn karikiert, dabei aber eines der verbreitetsten und am meisten studierten Bücher 

in den Kreisen der Partei und der Sympathisierenden ist und schon große Verwirrung angestiftet hat 

(weltanschauliche Plattform rechter Abweichungen und der versöhnlerischen Tendenzen). 

3. Auch die theoretischen Waffen im Kampf gegen die Soz i a l dem okr a t i e  bedürfen noch mancher 

Verbesserung. Der Kampf gegen Kautsky, insbesondere gegen seine neueren Schriften und gegen 

seine direkten Schüler, hat zwar stärkere Berücksichtigung gefunden, dagegen aber ist der Kampf 

gegen die neuen „Theoretiker“ der Sozialdemokratie, gegen ihre neuen philosophischen Theorien, 

gegen die immer stärker werdende Strömung des „religiösen Sozialismus“, gegen ihre reaktionäre 

Theorie der Sozialpolitik und der Arbeitsverfassung, gegen die Theorie der Höherentwicklung des 

Kapitalismus, die Ultraimperialismus-Theorie, gegen die Auffassungen in der nationalen Frage, in 

der Gewerkschaftsfrage, gegen die allgemeine grundlegende Theorie des Verhältnisses des Allge-

meinen zum Besonderen, des Verhältnisses von Theorie und Praxis, von Theorie, Strategie und Tak-

tik, usw., die Entlarvung der neuen sozialfaschistischen Apostel, der Heimann, Tilich, Sinzheimer, 

Naphtali, Hilferding usw. noch nicht breit genug geführt worden. Diese üben aber heute schon einen 

größeren praktischen Einfluß aus als die älteren Theoretiker. Haben sie mit dem dialektischen Mate-

rialismus gar nichts mehr, selbst in Worten nicht, gemeinsam, so lebt jetzt wieder (unter dem Zeichen 

der Radikalisierung der Massen) die andere Richtung etwas auf, die formal den historischen Materi-

alismus anerkennen, in Wirklichkeit aber Idealisten sind. Hingewiesen sei auf Max Adlers neues 

„Lehrbuch des historischen Materialismus“, in dem er ungeheuerliche Fälschungen am Werke Marx 

und Engels vornimmt und gegen Lenin und den dialektischen Materialismus zum ersten Male in breit 

angelegter Form zu Felde zieht, und auf Gurlands „Marxismus und Diktatur“, den ersten Versuch 

einer „Hegel-Renaissance“ im Sozialfaschismus. Die einen sind die Theoretiker der „rechten“, die 

andern die der „linken“ SPD. [78] 

4. Auch im Kampf gegen die allgemeine bü r ge r l i che  Weltanschauung, die einen noch viel größe-

ren Einfluß auf breite – nicht nur kleinbürgerliche, auch proletarische Massen ausübt, als allgemein 

angenommen wird, die nicht immer auf wissenschaftlichem Wege, vielfach oder gar meist durch 

Nebenkanäle, durch Belletristik, Feuilleton usw., in die Hirne eindringt, ist noch vieles nachzuholen. 

Der Bankrott der bürgerlichen Philosophie ist der Ausdruck für den Niedergang des Kapitalismus, 

Ausdruck der historischen Schranke, auf die der Kapitalismus gestoßen ist, für den Bankrott des Li-

beralismus und der bürgerlichen Demokratie. Die philosophische Krise trat schon hervor, als die Nie-

dergangsmomente des Kapitalismus noch nicht in der ökonomischen und politischen Krise eklatant 

wurden, die philosophische Reaktion nahm die politische Reaktion bereits vorweg, die Sturmglocke, 

die in den heiligen Hallen der bürgerlichen Wissenschaft das Ende der absoluten Wahrheit und der 

ewigen Kategorien des Kapitalismus ankündigte, leitete den Untergang des Kapitalismus selbst ein. 

Mit einem verstärkten Kampf gegen die Reste der alten bürgerlichen Weltanschauung muß die Aus-

nutzung ihrer Eingeständnisse der Krise Hand in Hand gehen. 

5. Die Rolle der Ideologie des Na t iona l f a sch i sm us  wurde vielfach unterschätzt. Indem man die 

Phraseologie der Nazis als Demagogie entlarvt, enthebt man sich nicht der Notwendigkeit einer Ana-

lyse ihrer Ideologie. Außer beim Marxismus-Leninismus ist nirgends die Weltanschauung so eng mit 

dem praktischen Politischen verknüpft wie bei den Nationalfaschisten, besonders kraß im Gegensatz 

zu den Sozialdemokraten, wo sich liberalistische Ueberbleibsel mengen mit Neukantianismus, Vul-

gärmaterialismus, religiösen Tendenzen usw. Der Unterschied besteht „nur“ darin, daß im Marxismus 

Theorie und Praxis eine unzertrennliche Einheit bilden, während der Nationalfaschismus von abso-

luten, apriorischen und ungeprüften Prämissen ausgehend den reinsten Typ des klaffenden und un-

überbrückbaren Widerspruchs zwischen Theorie und Praxis darstellt, worin der Grund der objektiven 

Unehrlichkeit neben der subjektiven Demagogie der Führer gesucht werden muß. Sowohl diese Ver-

hältnisse aufzudecken als auch die sozialökonomischen Gründe dieser Ideologie zu erklären, ist um 

so wichtiger, als der Nationalfaschismus nicht nur politisch, sondern auch philosophisch die stärkste 
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Quelle alles Reaktionären, des Idealismus und der Pfäfferei, ist. Seine „absoluten“ Wahrheiten sind 

Rasse, nationale Ehre, Held, Mystik, Glaube, Religion. Man braucht nicht einmal das philosophische 

„Standardwerk“ der Nazis, Rosenberg „Der Mythus des 20. Jahrhunderts“, zu nehmen oder Abhand-

lungen in Zeitschriften, ein Blick in die Tageszeitungen zeigt schon die Rolle ihrer „Weltanschauung“ 

für ihre Praxis und – Demagogie. (Ein Vergleich der „Philosophie“ der Nazis, der der italienischen 

Faschisten ist sehr aufschlußreich nicht nur für die Rolle ihrer Ideologie, sondern auch für ihre Ver-

logenheit und ihre verschiedenen Entwicklungsformen.) 

6. Die schädlichen Einflüsse der auflösenden Tendenzen der bürgerlichen Gesellschaft wurden zu 

wenig beachtet. Haben die kapita-[79]listischen Ewigkeitskategorien Bankrott erlitten, so ist nun in 

dem letzten Versuch der Rettung der kapitalistischen Gesellschaftsordnung, im Faschismus, eben 

dieser Bankrott der Verewigung in eine wahrhafte Verewigung des Bankrotts selbst umgeschlagen. 

Manchmal erscheinen daher Sätze der bürgerlichen „Ph i l o soph i e  de r  Kr i s e“ losgelöst von ihrem 

Klassensinn betrachtet, in einem ganz falschen Lichte, wenn sie ohne weiteres der „Philosophie der 

Konsolidierung“ gegenübergestellt werden; es erscheinen nun Elemente der Auflösung, Krisen- und 

Niedergangselemente der bürgerlichen Ideologie, die den Konsolidierungsversuchen des Kapitalis-

mus ein Hindernis sind, aus diesem Grunde als „revolutionäre“ Elemente, trotzdem sie in Wirklich-

keit revolutionärer wie reaktionärer Natur sein können. Vieles, was die kapitalistische Gesellschaft 

aus ihren wachsenden Widersprüchen heraus gebärt, muß zur Beschleunigung des Untergangs dieser 

Gesellschaftsformation beitragen, wird so zu einem ausgezeichneten Verbündeten des kämpfenden 

Proletariats, übt aber, wird es nicht als „stiller“ Verbündeter aufgefaßt, sondern aufgenommen, auf 

die revolutionäre Arbeiterbewegung ebenso auflösend, in jeder Weise zerstörend, wie auf die bürger-

liche Gesellschaft selbst. Es besteht kein Zweifel, daß die Avantgarde des revolutionären Proletariats 

mit diesen Dingen fertig wird, daß sie der geistigen Produkte der Krise der bürgerlichen Gesellschaft 

nicht bedarf und ihr eine feste geschlossene Weltanschauung im Marxismus-Leninismus entgegen-

zusetzen hat. Aber ebenso zweifellos ist es, daß oft Elemente dem wirklich revolutionären Kampf 

verloren gehen, weil sie diesen des t r uk t i ven  Einflüssen mehr oder weniger unterliegen. Diese 

Einflüsse liegen auf den verschiedensten Gebieten, zeigen sich oft in sogenannten „Kleinigkeiten“ 

des alltäglichen Lebens. Es sei nur hingewiesen auf die Fragen der Moral, die Auffassung der Sexu-

alfrage usw. Mit der Auflösung der bürgerlichen Moral zum Beispiel ist schon viel getan, aber noch 

nichts gewonnen; dabei stehen zu bleiben, ist in jeder Weise unleninistisch; der revolutionäre Kampf 

verlangt, ihr eine proletarische Moral entgegenzustellen, die nicht nur mehr Rechte und Freiheiten 

gibt, sondern dem klassenbewußten Arbeiter in erster Linie hundertmal mehr Pflichten im Dienste 

seiner Klasse auferlegt. Erinnert .sei in diesem Zusammenhang auch an Strömungen wie den Freu-

dismus, der verheerende Wirkungen ausübt. Man kann vielfach beobachten, wie freudistische und 

marxistische Ansichten nebeneinander bestehen, wenn dabei auch der Marxismus formal anerkannt 

wird, was natürlich immer zu einer inneren Revision des Marxismus führt. Alles, was aus der Krise 

der bürgerlichen Gesellschaft geboren, nicht aufgehoben wird in einem höheren Positiven, dem Mar-

xismus-Leninismus, bleibt negativ und anarchistisch. 

Im Zusammenhang mit allen diesen Fragen kann am besten die Einheit der Weltanschauung gezeigt 

werden, das Wesen der Weltanschauung als eines Ganzen. Denn die Weltanschauung, die Philoso-

phie eines Menschen hängt nicht davon ab, auf welche Theorie er schwört. (Fortsetzung folgt.) [80] 

* 

Preissenkungsschwindel und Preissenkungsaktion  
J. K. 

Einige in der letzten Zeit vom Institut für Konjunkturforschung veröffentlichte Zahlen charakterisie-

ren die Preisentwicklung während der letzten Jahre in Deutschland. Wenn man den Stand von 1926 

als Basis nimmt (1926 = 100), dann betrug Anfang Dezember 1930 der Index der geregelten Preise 

(Monopolpreise), 97,8, der Index der freien Preise aber (die übrigens in Wirklichkeit nur zum Teil 

frei sind, zum Teil aber, wenn auch in geringerem Grade, von Monopolen hochgetrieben werden) 

70,6. Der Lebenshaltungsindex (diese Gegenüberstellung macht das Institut für Konjunkturforschung 
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allerdings nicht) stieg in der gleichen Zeit von 141,2 auf 143,5. Das heißt: Die Differenz zwischen 

Monopolpreisen und „freien“ Preisen, die zweifellos 1926 schon bedeutend war, hat sich ungeheuer 

verschärft, mehr noch aber die Differenz zwischen der allgemeinen Preissenkung und der Bewegung 

der Lebenshaltungskosten der werktätigen Bevölkerung. Die Lebenshaltungskosten sind gestiegen, 

sogar nach dem schwindelhaften amtlichen Index, die Monopolpreise (deren Index erst gegen Ende 

des neuen Jahres, mitten in der Krise, seinen Höhepunkt erreichte) sind jetzt zwar etwas gesunken, 

aber heute noch nicht wesentlich niedriger als 1926. 

Wenn Deutschland gegenwärtig von der Krise tiefer durchschüttelt wird als irgendein anderes Indust-

rieland, wenn mitten in der Krise der Unterschied zwischen prassendem Wohlleben auf der einen und 

namenlos gesteigertem Elend auf der anderen Seite noch viel krasser zutage tritt, dann ist dies dem 

hohen „Reifegrad“ und dem gewaltigen Ausbau seiner Monopolorganisationen zuzuschreiben. Der 

Kampf gegen die Monopole und ihren Preiswucher ist einer der Faktoren, welche die Einheitsfront 

der Werktätigen unter Führung der Arbeiterschaft zu formieren und festigen imstande sind. Diese 

Einheitsfront zu schaffen ist aber eine der wichtigsten Aufgaben im Kampf gegen die faschistische 

Diktatur. 

Alle Teile des bürgerlichen Lagers haben denn auch mit großem Eifer an diesem Punkt angesetzt. 

Der Nazi-Theoretiker Fede r  hat seine Formel „Gewinnbeteiligung der Arbeiterschaft in Großbetrie-

ben“ in „Gewinnbeteiligung der gesamten Bevölkerung durch Verwendung der Profitüberschüsse zur 

fortlaufenden Senkung der Preise im Dritten Reich“ umgewandelt. 

Die Brüning-Regierung bemüht sich, mit ihrer „Preissenkungksaktion“ folgende Thesen den Werk-

tätigen plausibel zu machen: 

1. Schuld an den hoben Preisen ist das überhöhte Lohnniveau in Deutschland, die Lohnsenkung er-

möglicht deshalb einen Preisabbau, welcher der gesamten Bevölkerung und der darniederliegenden 

Wirtschaft zugute kommt. Lohnsenkung und Preisabbau sind darum miteinander zu verknüpfen. 

2. Die Führung in diesem, zum Besten der Gesamtheit einzuleitenden Prozeß kommt – wie es der 

faschistischen Ideologie und den faschistischen Traditionen entspricht – der Regierung zu. 

3. Einer Senkung der Lebenshaltungskosten steht in erster Linie nicht der Preiswucher des Monopol-

kapitals, sondern die mangelnde Willfährigkeit der Kleinhändler im Wege. 

Der Sozialfaschismus als Stütze der Brüning-Diktatur spielt dieselbe Leier. „Stellt euch den Behörden 

zur Verfügung“, ruft der ADGB in seinem Aufruf, in dem die Arbeiter zur Mitwirkung an der Durch-

führung der „Preissenkungsbeschlüsse“ der Brüning-Regierung aufgefordert werden. Man darf auch 

nicht vergessen, daß die Parole einer gleichzeitigen Preis- und Lohnsenkung zum erstenmal im Früh-

jahr in den offiziellen Arbeitsgemeinschaftsverhandlungen zwischen Gewerkschaftsführung und Un-

ternehmerorganisationen in die Diskussion geworfen und popularisiert wurde. Auch die These von 

der Behinderung des Preisabbaues durch ein überhöhtes Lohnniveau in Deutschland findet sich im 

Gutachten des Reichswirtschaftsrates, das unter aktiver Mitwirkung der führenden „Gewerkschafts-

theoretiker“ ausgearbeitet ist. Aber die Kläglichkeit [81] der sozialfaschistischen Bürokratie ergibt 

sich aus den theoretischen Purzelbaumen, die sie in ihrer Praxis zu schlagen gezwungen ist. Wo sie 

in Worten sich genötigt fühlt, gegen den brutalen, mit ihrer Hilfe zustande gekommenen Lohnraub 

zu protestieren, dort tritt sie zum Ausgleich mitunter sogar als Hüterin der Monopolpreise im natio-

nalen Interesse auf. In einem „Schluß mit dem Lohnabbau! Antinationale Wirtschaftspolitik“ über-

schriebenen Artikel wendet sich der „Vorwärts“ (15. November) „gegen“ einen allzu scharfen Lohn-

abbau mit dem Argument, daß dadurch die Preise der deutschen Waren schließlich sinken müßten 

und die Passivität der deutschen Zahlungsbilanz sich vergrößern werde: 

„Freilich werden schließlich dann die Preise, besonders der Fertigwaren, um so stärker purzeln. Aber das ist 

kein Trost. Deutschland muß einen wesentlichen Teil seiner Fertigfabrikate ausführen. 

Wir zahlen mit den Fertigfabrikaten die Reparationen, die Rohstoffe und die Lebensmittel, die wir einführen 

müssen. Unsere Industriearbeiter aber werden heute schon niedriger bezahlt als in den maßgebenden Indust-

rieländern, also unter dem Weltmarktlohn. 
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Wenn dieser Lohn noch weiter gedrückt wird, so bedeutet das eine Selbstentwertung unseres internationalen 

Zahlungsmittels. 

J e  t i e f e r  d i e  d e u t s c h e n  L ö h n e  s i n k e n, d e s t o  m e h r  m ü s s e n  w i r  R e p a r a t i o n e n  z a h l e n, desto 

weniger können wir von dem Sinken der Rohstoffpreise profitieren. 

Das Sinken der Rohstoffpreise war für ein Land der Veredlungsarbeit wie Deutschland eine große Chance. 

Die stupide Lohnpolitik der deutschen Unternehmer schlägt diese Chance aus. Die Reichsregierung unterstützt 

noch diese antinationale Politik, die sich sowohl gegen die deutschen Arbeiter wie gegen die deutsche Gesamt-

wirtschaft richtet.“ 

Der Sozialfaschismus zeigt sich sehr besorgt um die Erhaltung der Sonderprofite, die dem deutschen 

Monopolkapital aus der Differenz zwischen der Preisentwicklung vor allem der Rohstoffe im In- und 

Ausland im bisherigen Verlauf der Krise zugeflossen sind. Während der Index der auslandbestimm-

ten Preise im Oktober d. J. 90,4 (1913 = 100) betrug, sich also unter dem Vorkriegsstand bewegt, 

betrug der Index für inlandbestimmte Preise in der Tat 128,3. Aber alle diese Sonderprofite haben die 

Verschärfung der Krise für Deutschland nicht aufhalten können, die auch das Monopolkapital selbst 

unter Druck setzt und seine Positionen untergräbt. Wird es zur Senkung der Preise beitragen, wenn 

es gelingt, die Löhne noch weiter herabzusetzen? Es ist klar, daß umgekehrt jeder Sieg über die Ar-

beiterschaft, jede Vergrößerung seiner finanziellen Reserven dem Monopolkapital gestattet, seinen 

Widerstand gegen den durch die Krise gegebenen Preisdruck noch länger aufrecht zu erhalten, damit 

allerdings keineswegs die „nationale Wirtschaft“ zu festigen, sondern im Gegenteil, sie noch weiter 

zu unterhöhlen und sie noch tiefer in die Krise hineinzutreiben. 

Will das Proletariat seine Gegenaktion zielbewußt und entschlossen führen, dann muß es sich über 

folgende Punkte im klaren sein: 

1. War wirklich der Lohnraub der letzten Monate von einer Senkung der Lebenshaltungskosten be-

gleitet? 

2. Führt wirklich die Brüning-Regierung eine Preisabbauaktion durch? 

3. Sind es wirklich die kleinen Händler und Geschäftsleute, die ein Uebergreifen sogar der in engen 

Grenzen sich haltenden Senkung der deutschen Großhandelspreise auf den Kleinhandel verhindern, 

ja in vielen lebenswichtigen Artikeln noch jetzt eine Verteuerung herbeiführen? 

4. Welches sind die Voraussetzungen einer wirklichen „Normalisierung“ der Preise? 

Daß die von der Regierung angekündigte Senkung der Lebenshaltungskosten bis jetzt auf dem Papier 

geblieben ist, wird heute auch von der [82] bürgerlichen Presse kaum mehr bestritten. Eine Senkung 

der Schweinefleischpreise um einige Pfennige wurde allenfalls durchgeführt, aber gleich. zeitig 

mußte zugegeben werden, daß die Preise für Rindfleisch gegenüber dem Vorjahre gestiegen sind, 

gleichzeitig wird die Einfuhr des Gefrierfleisches völlig unmöglich gemacht, um den Großagrariern 

die ausländische Konkurrenz vom Leibe zu halten. Eine Senkung der Milchpreise in Berlin um 1 Pfg. 

pro Liter wurde schon nach einer Woche wieder rückgängig gemacht (aber in dieser Woche ist durch 

offiziellen Schiedsspruch der Lohnraub an dem Personal der größten Berliner Molkerei vorgenom-

men worden). Die sonst hier und dort genannten Preissenkungen in verschiedenen Lebensmittel- und 

Bedarfsartikel erweisen sich bei näherem Zusehen als künstlich vorgetäuscht. Da die Preise im Ein-

zelhandel nicht nur von Ort zu Ort, sondern auch von Stadtteil zu Stadtteil, ja sogar von Geschäft zu 

Geschäft variieren, so kann man durch Vergleiche von willkürlich herausgegriffenen Daten „Senkun-

gen“ von beliebigem Umfang konstruieren. 

Die Gutachten, welche sich die Regierung, um ihre Aktivität zu demonstrieren, auch jetzt noch fort-

gesetzt vom Reichswirtschaftsrat bestellt, und die nach dem Urteil des „Vorwärts“ eine „gute und 

schnelle Arbeit“ bekunden, während bürgerliche Fachzeitungen sie als lendenlahm und von der Rück-

sicht auf die offiziellen Vertreter des Finanzkapitals diktiert bezeichnen („die Einstimmigkeit der 

meisten Beschlüsse scheint mit Opfern an Exaktheit und Präzisierung erkauft worden zu sein“ 

schreibt in diesem Sinne das „Magazin der Wirtschaft“ zu einem dieser Gutachten), bilden einen 

passenden Rahmen zu den „Verhandlungen“ der Regierung mit den Monopolorganisationen über Er-

mäßigung der Preise. Auf das Wesen dieser Verhandlungen werfen zwei Ereignisse der letzten Zeit 
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ein bezeichnendes Licht. Die Regierung hatte mit großem Pathos verkündet, daß es ihr nach langen 

Bemühungen gelungen sei, die Ruhrkohlenindustriellen zu einer Herabsetzung ihrer Preise um 6 Pro-

zent im Laufe der nächsten Monate zu bewegen. Aber die Ruhrkohlenindustrie sah sich plötzlich 

genötigt, bekanntzugeben, daß sie ihre Preise schon ab 1. Dezember, wenigstens im bestrittenen Ge-

biet, nicht um 6, sondern um 8 bis 9 Prozent herabsetzen werde. Das bedeutet lange noch keine Preis-

herabsetzung für den proletarischen Haushalt, da sich zwischen Bergbau und Konsumenten (und auch 

zwischen Bergbau und Kleinhändler) ein fünf. bis sechsfach geschachtelter Zwischenhandel ein-

schiebt. Aber die Tatsache, daß die Verschärfung der Krise mit einem Male die Kohlenmagnaten zu 

einer um annähernd 50prozentigen größeren Preissenkung zwang, als sie während der „Verhandlun-

gen“ mit der Regierung in Aussicht genommen hatten, zeigt schon, welches der treibende Faktor bei 

derartigen „Zugeständnissen“ gewesen ist. Eine ebenso treffende Illustration zu den staatlichen 

„Maßnahmen“ gegen die Kartelle bildet die Ungültigkeitserklärung von Preisvereinbarungen in der 

Berliner Brotfabrikation durch die preußische Regierung. Diese Ungültigkeitserklärung erfolgte, 

nachdem das Kartell bereits abgebröckelt, eine Firma wegen Preisunterbietung ausgeschlossen, eine 

andere freiwillig ausgetreten war. Auf die Verordnung der Regierung hin erklärten die Brotfabrikan-

ten jedoch sofort, daß ihrer Vereinigung niemals der Charakter eines Preiskartells zugekommen sei. 

Diese Mitteilung wurde zur Kenntnis genommen und alles blieb beim alten. In der Tat ist unter dem 

Gesichtspunkt des bürgerlichen Rechtes selbstverständlich eine Zertrümmerung der großen Monopo-

lorganisationen oder eine Unterbindung ihrer Tätigkeit nicht möglich. Ihre Machtmittel sind wirt-

schaftlicher Natur und „rechtlich“ nicht faßbar. Den gewaltigsten Trägern des Monopolismus kommt 

gar nicht der Charakter von Kartellen, sondern von Trusts zu. Aber selbstverständlich werden auch 

die rechtlichen Machtmittel des bürgerlichen Staates trotz aller Manöver mit Kartellverordnungen 

nicht gegen, sondern für das mit ihm eng verwachsene Monopolkapital eingesetzt. 

Man kann nicht leugnen, daß die Aktionen der Brüning-Regierung in der Tat einen bedeutenden Ein-

fluß auf die Preisentwicklung und insbesondere die Entwicklung der Lebenshaltungskosten gehabt 

haben. Aber alle ihre Aktionen hatten zum Ziel nicht deren Herabsetzung der Preise, sondern deren 

Erhöhung. Durch ihre Zö l l e  hat die Regierung die Getreide- und Lebensmittelpreise, [83] die unter 

dem Druck der Weltmarktpreise langsam sich zu senken begonnen hatten, wieder in die Höhe getrie-

ben. Die Abschaffung des Einfuhrkontingents für Gefrierfleisch hat sie zum Anlaß genommen, um 

in der sichtbarsten Weise ihren faschistischen Kurs zu dokumentieren, indem sie den Beschluß auf 

Versorgung der werktätigen Bevölkerung mit Fleisch zu einem den Kosten des Gefrierfleisches an-

gepaßten Preise einfach in den Papierkorb wandern ließ. Sie hat in planmäßiger Weise eine andau-

ernde Erhöhung der Mietkosten auf lange Sicht in die Wege geleitet, indem sie bei Einschränkung 

des öffentlichen Wohnungsbaues die völlige Beseitigung des Mieterschutzes und der „Wohnungs-

zwangswirtschaft“ im Laufe der nächsten Jahre dekretierte. Ihr „Arbeitsbeschaffungsprogramm“ war 

nichts anderes als ein System von Subventionen an „notleidende“ Industrielle, das diesen, selbst nach 

dem Urteil bürgerlicher Fachleute (Pinner), erst die Möglichkeit, die Preise hochzuhalten, gab. Noch 

im September d. J., also lange, nachdem sie ihre „Preissenkungsaktion“ begonnen hatte, ließ sie die 

Reichsbahn abermals ihre Tarife, und zwar diesmal gerade auch die Personentarife, erhöhen, eine 

Maßnahme, die sich allerdings wenig bezahlt machte, weil sie sofort eine katastrophale Einschrän-

kung des Verkehrs nach sich zog. (Trotzdem ist sie auch jetzt noch nicht rückgängig gemacht, trotz 

geringfügiger lokaler Tarifsenkungen und Ermäßigung einiger Frachttarife.) Ihr Steuersystem hat die 

Brüning-Regierung von Anfang an auf Belastung des Massenkonsums zugeschnitten. Der Herabset-

zung der Kapitalverkehrssteuer um 50 Prozent steht in ihrer letzten – faschistischen – Notverordnung 

z. B. eine Erhöhung nicht nur des Tabakszolls auf das Zweieinhalbfache, sondern auch der Bandero-

lensteuer für Zigaretten um fast 20 Prozent gegenüber. Gegenüber dem ursprünglichen Regierungs-

vorschlag wurde – und dies unter dem Beifall der Sozialdemokratie – das Schwergewicht der Belas-

tung in der Richtung von den Zigarren zu den Zigaretten verschoben. (Dabei beträgt heute schon der 

Anteil der Steuer an dem Preis der Zigaretten rund 50 Prozent.) In der gleichen Richtung liegen die 

Getränkesteuern und alle die besonderen Maßnahmen, welche die Regierungskommissare bei den 

jetzt Mode gewordenen Zwangsverwaltungen in den Gemeinden in erfinderischer Weise zur „Sanie-

rung“ der Budgets ausfindig machen. 
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Damit sind die ersten beiden von uns aufgeworfenen Fragen beantwortet. Zur dritten Frage (Rolle, 

des Kleinhandels) ist zunächst festzustellen, daß in den größeren Industriestädten (in denen gerade 

die Teuerung besondere Dimensionen angenommen hat) nur die Lebensmittel überwiegend durch 

kleine Händler an die Werktätigen abgegeben werden. Man darf hier den Unter. schied zwischen 

Einzelhandel und kleinem Handel nicht außer acht lassen. (Das Wort Kleinhandel wird in der Regel 

als gleichbedeutend mit Detailhandel gebraucht.) Kleidungsstücke (Wäsche usw.), soweit sie Indust-

rieprodukte sind, ebenso Einrichtungsgegenstände und Haushaltsbedarfsartikel werden in immer grö-

ßerem Umfange in großen Fachgeschäften abgegeben, soweit der Bedarf nicht in den Warenhäusern 

und Konsumvereinen gedeckt wird. Aber auch sonst und insbesondere auch bei den Lebensmitteln 

sind es durchaus nicht die Kleinhändler, die in erster Linie die Differenz zwischen den offiziell auf-

gewiesenen Großhandels- und Kleinhandelszahlen verursachen. Ein Blick auf die Preisentwicklung 

der verschiedenen Warenkategorien gibt einen deutlichen Hinweis: Der Großhandelsindex für indust-

rielle Fertigwaren sank von 1928 bis November 1929 von 158,6 auf 144,9. Davon macht die Senkung 

der Produktionsmittelpreise nur einen geringen Teil (von 137,0 auf 136,0) aus, während die Konsum-

güter in dieser Zeit im Großhandel von 174,9 auf 151,6 gesunken sind. Dabei ist zweifellos zu be-

rücksichtigen, daß der größte Teil dieser letzteren Senkung auf Luxusartikel entfällt, für die kein 

besonderer Index berechnet wird und bei denen sich auch im Detailhandel eine fühlbare Preissenkung 

durchgesetzt hat (die Preise für Sekt, für Perserteppiche, für Luxusautomobile, für Tafelporzellan 

haben sich unbestritten bedeutend ermäßigt). Die Differenz zwischen Großhandels und Kleinhandels-

preisen (diese etwa an dem Lebenshaltungsindex gemessen) ist also nicht ganz so groß, wie es zu-

nächst den Anschein hat. 

[84] Aber die Berechnung des Großhandelsindex (und das gilt insbesondere auch für Lebensmittel, 

Agrarstoffe usw.) ist schon deshalb überaus willkürlich, weil es verschiedene Stufen des Großhandels 

gibt. Die Großhandelspreise, die dem amtlichen Index zugrunde liegen, decken sich zu einem großen 

Teil durchaus nicht mit den Engrospreisen, die der kleine Geschäftsmann für die ihm gelieferten Wa-

ren zu zahlen hat. Die sonst rätselhafte Verschiedenheit in der allgemeinen Entwicklung des Produk-

tionsmittel- und Konsumgüterindex erklärt sich gerade unter diesem Gesichtspunkt. Sie läßt sich nur 

zum Teil auf Verschiedenheiten in der Preisentwicklung der für beide Warenkategorien verwendeten 

Rohstoffe zurückführen; die Rohstoffe der Produktionsmittelindustrie sind nicht ganz und die der 

Fertigwarenindustrie mehr als viermal so stark im Preise gefallen als das entstandene Endprodukt. 

Andererseits sind die Monopole in der Fertigwarenindustrie sicher nicht weniger ausgebildet. 

Der Verkauf der Produktionsmittel vollzieht sich im allgemeinen von Werk zu Werk. Der Großhandel 

ist dabei in weitem Umfange ausgeschaltet. Es ist aber eine natürliche Begleiterscheinung der Krise, 

daß das Großhandelskapital als Teil des Finanzkapitals an Gewicht zunimmt und einen besonders 

großen Teil des Profites an sich ziehen kann. Während es dem Industriellen als ebenbürtiger, dem 

Bauern als überlegener Partner beim Ankauf der Waren gegenübersteht, verkauft es weiter an die 

kleinen Leute, die den Schwankungen des Marktes sich nicht anpassen, mit ihrer Nachfrage nicht 

zurückhalten können, teilweise von ihren Verkäufern und Lieferanten finanziell abhängig und daher 

an sie gebunden sind. Das Handelskapital, das natürlich mit den Bank- und Industriemagnaten eng 

verbunden ist, dient dazu, um die Preiszugeständnisse, welche die einzelnen Unternehmungen unter 

dem Druck der Krise zu machen gezwungen sind, letzten Endes in neue Profitquellen für das Finanz-

kapital umzuwandeln. Der Kampf gegen die Verteuerung und Hochhaltung der Lebenshaltungskos-

ten ist also ein Kampf, der nicht in den kleinen Läden geführt werden kann, sondern ein Kampf, der 

sich gegen das Monopolkapital als ganzes richtet und dessen Grundposition (die Position in den Be-

trieben) untergraben muß. 

Es bleibt noch die Frage, wie weit man für diesen Kampf ein konkretes Ziel bestimmen kann, wie weit 

die Ueberteuerung im Rahmen der kapitalistischen Gesellschaft sich noch beseitigen läßt. Man könnte 

sich hier damit beschäftigen, wie die Verschiebungen des allgemeinen Preisniveaus sich in bezug auf 

den Wert oder auf den Preis des Goldes als Zahlungsmittel gestalten. Diese Frage gibt interessante 

Gesichtspunkte zur theoretischen Orientierung, aber in bezug auf den unmittelbaren Gang des Klas-

senkampfes ist sie von untergeordneter Bedeutung. Wichtig ist unter diesem Gesichtspunkt nur die 
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Entwicklung der Beziehungen des allgemeinen Preisniveaus zum Preis der Arbeitskraft und zu den 

Einkünften der kleinen Leute. Hier genügt schon eine Aufstellung der offiziellen Quellen zur Erlan-

gung einer klaren Perspektive. Die Lebenshaltungskosten einer proletarischen Familie werden vom 

Statistischen Reichsamt mit 50 Mark pro Woche veranschlagt; der durchschnittliche Arbeitslohn be-

trägt nach Berechnungen des Instituts für Konjunkturforschung 30 Mark pro Woche. Selbst wenn 

man außer acht läßt, daß die erste Zahl zu niedrig, die zweite Zahl zu hoch ist, so ergibt sich schon 

daraus, daß eine Erhöhung des durchschnittlichen Lohnes beinahe auf das Doppelte bzw. eine Sen-

kung der Lebenshaltungskosten beinahe auf die Hälfte nötig wäre, um hier das „Gleichgewicht“ wie-

der herzustellen. Mit den Einkünften der kleinen Leute steht es nicht anders. Es ist klar, daß diese 

„Normalisierung“ über den Rahmen der kapitalistischen Gesellschaft hinausführt. Die allgemeine 

über alle Schwankungen des Konjunkturverkaufs weg sich verschärfende Krise des Kapitalismus 

kann mit ihren Grundwidersprüchen nicht anders beseitigt werden, als durch Zertrümmerung des ka-

pitalistischen Systems. 

Die Schwindelaktion der Brüning-Regierung ist keine der landläufigen Attrappen bürgerlicher Regie-

rungskunst; sie ist eine faschistische Aktion, da sie nicht nur in Wirklichkeit die Steigerung und Hoch-

haltung der Lebenskosten zum Ziel hat, sondern auch Interessengegensätze zwischen den verschiede-

nen [85] Schichten der werktätigen Bevölkerung konstruieren und diese gegeneinander ausspielen, die 

Arbeiter aber in ihrem Kampf isolieren und sie selbst vom Kampf abhalten will. Jeder gelungene Lohn-

raubversuch muß die Widerstandskraft des Monopolkapitals gegen den keineswegs durch die Brüning-

Regierung, sondern durch die Vertiefung der Wirtschaftskrise gesetzten Preisdruck vergrößern, damit 

die Agonie dieses Systems verlängern und die Qualen der schaffenden Massen namenlos steigern. 

Gelingt es uns, die Erkenntnis zu verbreiten, daß jeder Teilerfolg unserer Gegenaktion die Schwä-

chung des Klassengegners auf seiner Hauptfront, der Front in den Betrieben, zur Voraussetzung hat, 

und daß ein endgültiger Erfolg sich nur durch engen Zusammenschluß aller Werktätigen unter Füh-

rung der Arbeiterschaft gegen den Machtapparat der Bourgeoisie erreichen läßt, dann wird die revo-

lutionäre Bewegung früher oder später zur Bekämpfung des Preiswuchers andere Formen ausfindig 

machen, als die Kartellverordnungen und die Zusammenarbeit von Werktätigen gegen Werktätige 

„mit den Behörden“ nach sozialdemokratischem Rezept. 

* 

Weitling in den Geheimakten  
Von W. A. H. (Fortsetzung) 

Das Ministerium des Auswärtigen gab am 28. April 1842 Brief und Bericht an den Innenminister v. 

Rochow weiter mit der Bemerkung, die in dem Berichte angegebene Spur erscheine wichtig genug, 

um weiter verfolgt zu werden. Er stelle dem Ministerium des Innern anheim, das Weitere, sofern es 

sein Ressort anlange, zu veranlassen. Das Außenministerium habe sich seinerseits mit dem Gesandten 

in Bern zwecks Aufmunterung des Briefstellers zu weiteren Berichten in Verbindung gesetzt. 

Der Bericht lautet in seinen wesentlichen Teilen wie folgt: „...Kurz vor meinem Weggang von Genf machte 

ich ... noch, – nachdem ich lange darauf ausgegangen war, die Bekanntschaft des communistischen Apostels 

Weitling*). (... Weitling (ist) der Apostel und das nicht zu übersehende Haupt der Communisten in der Schweiz, 

d. h. der deutschen Handwerksburschen, Vermittler mit Paris, Stifter und Leiter der Vereine, Redakteur des 

„Hülferufs der deutschen Jugend“**), der sich jetzt nennt „Die Junge Generation“***). Wie ich nun der äußersten 

Vorsicht zu Liebe nicht früher mit Weitling zusammen treffen konnte, so mußte ich es auch jetzt fast einzig 

dem Zufall anheim geben, in eine Unterredung mit ihm zu kommen, die mich meinen Wünschen näher brächte. 

 
*) Der Name Weitling erscheint in den Akten erstmalig in dem oben abgedruckten Bericht R. 77. D. fol. 105/6. mit der 

Schreibung „Weidling“; als sein Heimatsort wird dort auf Grund seines falschen Passes, mit dem Weitling sich der Mili-

tärpflicht entzogen hatte, irrtümlich Hamburg angegeben. 
**) „Der Hülferuf der deutschen Jugend, herausgegeben und redigiert von einigen deutschen Arbeitern“, erschien in erster 

Lieferung im September 1841 in Genf. Nach Mehring (Einl. zu den „Garantien“, p. XVIII.) begann er gleich „mit 1000 

Abnehmern, davon freilich 400 in Paris und 100 in London“. 
***) „Die junge Generation“ war die Fortsetzung des „Hülferufs“, die Weitling nach seiner Ausweisung aus Genf und Bern 

in Vevey herausgab. 
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Unser Zusammentreffen war in einem Kaffeehause, wo ich ihn zwar noch einige Male traf und auch nie ver-

fehlte, mit ihm anzubinden, aber nur das letzte Mal ließ es sich auf ungezwungene Weise machen, von der 

Tagespolitik, – dem eigentlichen Capitel des Communismus etwas näher zu rücken. Ich that, als sei mir wohl 

erinnerlich, von Kommunisten als einer politischen Parthei hie und da etwas in Zeitungen*) gelesen, das Ganze 

aber nicht weiter beachtet zu haben; – spielte den Unwissenden und machte ihm das Vergnügen, mich in den 

oberflächlichen und leichten Einwendungen, die ich gegen dies und jenes vorbrachte, von ihm widerlegen zu 

lassen und dann das Verlangen zu zeigen, doch etwas näher mit dem Wesen des Communismus als einer 

interessanten Erscheinung bekannt werden zu wollen.. Das fing: er empfahl mir vor Allem die Voyage en 

Icarie**), (die er auch zu verkaufen habe). Wie der ganze Communismus nichts als die Ausgeburt des hung-

rigsten Neides und der zuchtlosesten Habsucht, kurz des böswilligsten Schlaraffenthums, so ist denn diese 

voyage etc. gewiß ein Prachtstück communistischer Litteratur, aber nur zu [86] geeignet, alles schlechte Ge-

sindel dem Communismus zuzuführen und alle schwachen, zuchtlosen Seelen au schlechten und zu Commu-

nisten zu machen. – 

Dies war zunächst meine Bekanntschaft mit Weitling, – er fand es gewiß ganz in der Ordnung, daß ich immer 

lebhafteres Interesse an seinen Entwicklungen über Politik, namentlich der französischen mit ihren verschie-

denen Schattierungen im Pariser Volksleben bezeugte, je mehr er selbst seinem Lieblingsthema näher kam. 

Doch als ich eben da angekommen, wo ich Interessantes zu hören hoffen konnte; mußte ich am anderen Tag 

Genf verlassen. – Gestern nun trete ich in Morges eben aus der Kirche, als mir Weitling in 

Begleitung mehrerer Anderen von Lausanne kommend begegnet. Ich war zwar grade nicht in der Stimmung, 

in diesem Augenblick meine alten Pläne wieder anzuknüpfen, doch Weitling redete mich zuerst an, scheinbar 

erfreut, mich – seinen vermeintlichen Schüler – wieder zu finden: – warum ich so plötzlich von Genf ver-

schwunden, wo ich mich aufhalte etc. etc. So trat ich denn mit ihm in ein Weinbaus und merkte bald, daß er 

zu einer communistischen Versammlung uebergekommen. Nach einer Unterredung, die ich an meine rühmen-

den Urtheile über die Voyage en Icarie anknüpfte, folgte ich seiner wiederholten Einladung, einer Gesellschaft 

„braver Männer“ beizuwohnen – und wie ekelhaft mir diese „brave Gesellschaft“ auch vorkam, ich hielt aus 

und bedaure es nicht, bloß um der Folgen willen, die ich hieraus abzuleiten jetzt die beste Aussicht habe. – 

Weitling führte mich nämlich in eine Zusammenkunft deutscher Handwerker, sämtlich Partisanen von ihm. 

Communisten aus Genf, Lausanne, Vevay, Aigle, Aubonne und Morges. Da ich nun mit Weitling eintrat, ward 

ich wie ein lieber Bruder und aufrichtiger Jünger behandelt, in welche Rolle ich mich denn auch mit besten 

Kräften und nicht ohne Erfolg hineinzuzwingen bemühte ... Mit Uebergehung all der Salbadereien, des Phan-

tasierens und Brutalisierens von Menschenrechten, Bruderliebe, Gleichheit etc. theile ich Ihnen in der Kürze 

nur das mit, was Ihnen vielleicht nicht unlieb zu wissen sein dürfte. Ich vermuthe dies umso mehr, als ich mich 

entsinne, vor einiger Zeit gelesen zu haben, daß Sie zugleich in der Absicht, ein wachsames Auge auf den. 

Communismus zu haben, Ihren Gesandtschaftsposten in Bern angetreten hätten. 

Also: in den genannten Städten bestehen bereits vollständig organisierte Communisten Clubbs; ebenso sind in 

letzter Zeit in Zürich und Bern solche gegründet. Daß man aber in der deutschen Schweiz und namentlich in 

Bern ganz besonders auf seiner Hut sein müßte. Die gleiche Vorsicht ward auch für die französische Schweiz 

empfohlen: die Communisten sollten sich stets gut und vorwurfsfrei betragen, mit Vorsicht für den Commu-

nismus werben (wo sie ihren Chef in mancher Weise zum Muster nehmen können). Damit nicht etwa der 

deutsche Bund seinen Handwerkern das Wandern in die Schweiz verbietet, was sie als einen harten Schlag für 

die Verbreitung der wahren Heilslehre ansehen. Ich that nicht, als bemerke ich es, wie sich (lies: mich) Weit-

ling, der sich immer in meiner Nähe hielt, bei all den Vorgängen des Abends, Reden, Toasten usw. sorgfältig 

beobachtete, wohl aber als sei ich freudig überrascht über den kühnen Geist der Versammlung; da wandte er 

sich denn endlich zu mir: „Nun, wie gefallen Ihnen unsere Leute?“; ich hatte genug zu loben und machte ihm 

„noch freundschaftlich Vorwürfe, mich nicht schon früher in das Geheimnis dieser edlen Männervereine ein-

geweiht zu haben“. – „D i e s e s  Geheimnis (erwiderte er betonend) ist nun so groß noch nicht – ist auch noch 

nichts verloren, Sie können noch genug für die ‚Menschheit‘ wirken.“ 

 
*) Deutsche Zeitungen brachten gelegentlich Notizen über den Kommunismus, besonders in Frankreich. (S. Rheinische 

Zeitung, Leipziger Allg. Ztg., Ruges Hallische und Deutsche Jahrbücher, Heines Aufsätze in der Augsburger Allg. Ztg. 

etc.) Ueber die in der Schweiz s. Bluntschli-Bericht p. 78. Ueber Weitling und seine Agitation besonders später Gutzkow 

im Telegrafen, z. B. August 1842. 
**) Cabets „Voyage en Icarie“ erschien 1840-42; damit wird, wie Weitling selbst betont, auch der Vorwurf hinfällig, er 

hätte „von Cabet abgeschrieben“. Ueber sein Verhältnis zu Cabet geben die Diskussionen im Londoner Arbeiterverein 

weiteren Aufschluß. 
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Bald darauf bereute ich es nur zu sehr, mich so günstig ausgesprochen zu haben, denn denken Sie, 

Weitling, der wohl mit einigem Recht mich so verstanden, als wünsche ich in den Bund aufgenom-

men zu werden, winkte mir nach einiger Zeit, ihm in ein anderes Zimmer [87] zu folgen, hält eine 

kleine Anrede, in der der scheußlichste Sansculottismus mit Christentum auf die schamloseste Weise 

gemischt, und läßt mich einen Eid schwören, daß ich allezeit und immerdar für die Gleichheit der 

Menschheit zu leben, zu handeln und selbst zu sterben bereit nein wolle. Darauf Bruderkuß etc. – 

Zum Glück für mich und meinen Zweck betrachtete Weitling die Aufregung, die ich über diese plötz-

liche ekelhafte Wendung nicht unterdrücken konnte, wie ein besonders tiefes Ergriffensein von der 

Heiligkeit meines Eides und der zu empfangenen Weihe. So kam es denn, daß Weitling sich nach 

dieser Handlung besonders an mich attachierte und mir mancherlei mittheilte, was sonst den Einge-

weihten des ersten Grades unbekannt bleibt und von dem das Wichtigste dieses ist. 

Die Vereine in der Schweiz sind Filialen der französischen communistischen Gesellschaft der Unita-

rier*), welche mir, nach den Andeutungen Weitlings, die Franziskaner oder auch die Jesuiten des 

Communismus zu nein scheinen. Die deutschen Handwerker in der Schweiz, die sich bis jetzt zu dem 

Communismus bekennen, gehören bis auf einige sämtlich dem ersten Grade an (der unitas), kennen 

gewöhnlich aus den nächst höheren Grade nur den, der sie aufnimmt, oder wissen überhaupt nichts 

von der weiteren Organisation des Bundes. Die einzelnen Vereine in der Schweiz treten unter der 

Form von Gesangvereinen auf; die wirklichen Führer halten sich immer im Hintergrund, lassen sich 

nicht zu Vorstehern wählen etc. Außer Weitling sind nur in neuester Zeit noch drei andere Commu-

nistenchefs von Paris angekommen, von denen zwei, Schmidt und Stägemeier, sich gegenwärtig in 

Lausanne aufhalten, der dritte, Dümlitz, bis jetzt noch ein wandernder Apostel zu sein scheint. Ich 

muß gestehen, die Pariser wissen ihre Leute zu wählen. Dem Weitling merkt gewiß Niemand und in 

keiner Weise den Schneider an; er besitzt eine mehr als oberflächliche Geschichtskenntnis und eine 

mehr als formelle Gewandtheit; folgt einer feinen Beobachtungsgabe, weiß sich zu accomodieren und 

hat nur namentlich allerlei einschmeichelnde Kunstgriffe, seine Standesgenossen, denen er geistig so 

sehr überlegen, für sich und seine Lehren zu gewinnen. Weitling kann sich in jeder männlichen Ge-

sellschaft präsentieren und er sucht auch einzudringen, wo er nur kann. Die drei Neuangekommenden, 

gleichfalls deutsche Handwerker, stehen Weitling in ihren Bekehrungseigenschaften nicht nach, ja 

der eine, Dümlitz, scheint ihn an Gewandtheit noch zu übertreffen ... Diese vier sind die Vermittler 

zwischen den diesseitigen Clubbs und den Central-Comite in Paris. Nur solche von den Handwerkern, 

welche besonderes Geschick zeigen, werden in den nächstfolgenden Grad (den der „Männer“) auf-

genommen, besonders wenn sie nach Gegenden gehen, wo für den Communismus noch nicht gewor-

ben; sie sollen dann als Apostel wirken, stehen aber für die Länder außerhalb Frankreichs noch unter 

der Priorität der schweizerischen Häupter. Diejenigen, welche nach Paris wandern, erhalten natürlich 

weitere Aufmunterungen und Empfehlungen. – Dies ist die hohe Schule der Communisten. 

[88] Was ich nicht erwartet, ist, daß Weitling den größten Theil der in den ersten dreißiger Jahren 

nach der Schweiz verschlagenen deutschen Demagogen, ehemalige Studenten**) etc. für sich gewon-

nen zu haben scheint***). – Ja! wie weit seine Jesuitenkünste gehen, mögen Sie daraus entnehmen, 

daß er – um in die höhere Gesellschaft einzudringen – sich religiöser Notife (!) bedient, sich an die 

im Waadtlande so zahlreichen Methodisten und andere kirchlich Sagacierte gemacht hat, sogar in 

einen solchen Cenventikel in Viris getreten ist. – Weitling ist Meister in der Bibel†), kennt den histo-

rischen Verlauf des Christenthums, weiß die Einflüsse desselben in den verschiedenen Jahrhunderten 

des germanischen Lebens – freilich mitunter etwas stark vom communistischen Standpunkte – oft 

aber auch auf überraschende Weise darzustellen, um immer als nothwendigen Ausgang das praktische 

 
*) Der Berichterstatter ist hier nicht ganz im Bilde. Der Weitlingsche Bund war ein Zweig des Bundes der Gerechten, der, 

wenigstens bis zum Pariser Aufstand vom 12. Mai 1839, an dem er beteiligt war, der „Société des Saisons“ angegliedert 

war. Ueber deren Organisation vergl. u. a. L. de la Hodde „Histoire des Sociétés sécretes“, p. 215 ff. 
**) Ueber diesen Schmidt vergl. Mehrings „Geschichte etc.“ lp. 78. 
***) Ueber die deutschen Flüchtlinge vgl. H. Schmidt „Die deutschen Flüchtlinge in der Schweiz 1833-36“, auch W. Kahler 

„W. Weitling“ und Mehring „Geschichte etc.“, l. p., 78, 170. 
†) Mehring sagt („Garantien“ p. XIV.), Weitlings Benutzung der Bibel erinnere an Lessings Ausspruch: „Belesen in der 

Bibel wie der Teufel“. 
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Christenthum, d. h., den Communismus zu zeigen; hat, Gott weiß wo, etwas von Hegelscher Philo-

sophie, namentlich von der Praxis der Hegelschen Linken aufgeschnappt, hat selbst, wie er mir er-

zählte, im (lies: an) Ruge*) die ersten Nummern des „Hülferufe“ geschickt**), stets in dem guten Glau-

ben, als sei alles Thun, sowohl der Frommen im Lande, als der Rationalisten, welcher Gattung sie 

auch angehörten, nichts anderes als ein blindes doch ahnungsloses Tappen nach dem wahren Ziel und 

daß es nur der communistischen Apostel bedürfe, um all diese Blinden den Staar zu stechen und ihnen 

das wahre Heilslicht aufgehen zu lassen. So faßt er die Frommen bei ihrer blinden Anhänglichkeit an 

den Buchstaben des Neuen Testaments, und wie er selbst den Frommen zu spielen weiß, werden diese 

gegen seine Consequenzen der Nächstenliebe nichts einwenden können. Den (politisch) Liberalen 

und Radikalen gegenüber ist er der Redocolste; deduciert ihnen aber, wie sie selbst auf halbem Wege 

stehen blieben, selbst wieder zu Stabilen würden, wie er und die Communisten aber von der Unzu-

länglichkeit der sogenannten politischen Freiheit zum Communismus fortgeschritten, denn alles Ge-

rede von Freiheit und Gleichheit sei ein hohles, wenn es nicht die materielle Gleichheit zur Basis 

hätte, wie aber der Grund des Hauses noch keineswegs das Haus selbst sei, so auch der Communismus 

etwas weit Höheres als bloß gemeinsame Fleischtöpfe. 

Man kann es Weitling sehr gut anhören, daß er sich schon mit den verschiedenartigsten Leuten über den 

Kommunismus abdisputiert hat, wie man ihn aber hört, immer siegreich; so scheint er mich nun auch zu 

einem thätigen Gliede machen zu wollen und seine unendlichen anscheinend ganz zufälligen Unterhal-

tungen haben offenbar keinen anderen Zweck, als mich die Finessen zu lehren, die man bei den Leuten, 

je nach ihrem Charakter, anzuwenden habe, um sie für den Communismus zu gewinnen. Die stunden-

lange Conversation, bei der ich freilich nur Zuhörer war, drehte sich beständig um dieses Thema. 

Das Hauptlager ist nicht mehr in Genf, wo übrigens ein gewisser Becker***) (als Mitglied der Bur-

schenschaft in Gießen mehrere Jahre in Haft) besonders thätig ist und Weitling ersetzt ... er scheint 

[89] auch hauptsächlich übernommen zu haben, seine alten politischen Freunde und ehemaligen Stu-

diengenossen von den veralteten Formen des Radicalismus zu dem Lebensquell des Communismus 

zu führen.†) Im Grunde kann man sich über diese Verbrüderung nicht wundern; sie mögen im Stillen 

denken wie die vereinten Carlisten und Christinos††): Unser gemeinschaftlicher Feind ist die Regie-

rung unseres Vaterlandes, wer uns hilft, ihn zu stürzen, ist uns willkommen, – dann wollen wir schon 

selbst die neue Ordnung herbeiführen. – Kurz, die Unehrlichkeit und Verschmitztheit der Commu-

nisten ist weit, und ich hoffe mit der Zeit interessante Data ans Licht zu bringen (u. a. auch wo die 

Gelder herkommen)†††). Weitling z. B. hat mir selbst gesagt, daß er sein Handwerk aufgegeben, um 

sich ganz und gar der Theorie und Praxis des Communismus hinzugeben. Er residiert jetzt in Viris 

(wie die Waadtländische Regierung namentlich in besonderer Gunst bei den Communisten steht), 

macht aber beständig Reisen durch die Schweiz, nur das Geld dazu kommt aus Paris, aber von wem? 

 
*) Ueber das Verhältnis zu Ruge vgl. das unten angeführte Aktenstück R. 77. D. fol. 184 ff., den Bluntschli-Bericht, 

Mehring und auch G. Mayer „Engels in seiner Frühzeit“, 1. p. 121. 
**) Mehring sagt („Garantien“ p. XIV.), Weitlings Benutzung der Bibel erinnere an Lessings Ausspruch: „Belesen in der 

Bibel wie der Teufel“. 
***) August Becker, auch der „rote Becker“ genannt, war ein ehemaliger Gießener Theologe und Freund Georg Büchners. 

Nach jahrelanger Untersuchungshaft wegen Teilnahme an politischen Verbindungen wurde er 1839 zu vier Jahren Gefäng-

nis verurteilt, aber bald begnadigt. Ging nach Genf, wo er sich der Arbeiterbewegung anschloß und bald zu einem von 

Weitlings eifrigsten Anhängern wurde. Engels nennt ihn einen „höchst bedeutenden Kopf, der aber an innerer Haltlosigkeit 

zugrunde ging“. Schrieb mehrere Broschüren, u. a. 1844 „Was wollen die Kommunisten?“, schrieb Correspondenzen für 

die Rheinische Zeitung 1843 und den Pariser „Vorwärts“; 1845 gab er die kommunistische Zeitschrift „Die fröhliche Bot-

schaft“ heraus; während der Revolution war er in Gießen eifrig tätig. Er ging später nach Amerika, wo er 1875 starb. 
†) Ein treffendes Beispiel für die Entwicklung „vom Demagogen zum Kommunisten“ bietet Karl Schapper, das langjäh-

rige Oberhaupt der Londoner Kommunisten. Engels weist bereits darauf hin (im Vorwort zu Marx „Enthüllungen über 

den Kommunistenprozeß“, 1885). 
††) Carlisten und Christinos wurden in Spanien die während der Regentschaft Maria Christinas für ihre Tochter Isabella 

(11.) 1833-39 sich befehdenden Parteien der Regentin und des Don Carlos genannt. 
†††) Nach seiner Ausweisung aus Genf ging Weitling nach Bern und dann nach dem Waadtlande. „Er konnte von den 

Einkünften seines Blattes leben; von den Parisern wurde ihm nahelegt, das Schneiderhandwerk ganz aufzugeben und ganz 

der Agitation zu leben.“ (Mehring, p. XVIII.) 



Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 12 – 67 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 05.04.2023 

Lieb wäre es mir, wenn ich es möglich machen könnte, mit Weitling wie durch Zufall auf der einen 

oder anderen seiner Verbrechen (!) zusammenzutreffen und einige Tage mit ihm zusammen zu sein, 

man würde da Vieles auf einmal erfahren ... Soviel ich bemerken kann, scheinen es besonders die 

Schneider und Schriftsetzer zu sein, welche am Meisten für den Communismus schwärmen. Seit sei-

nem Aufenthalt in der Schweiz will Weitling über 400 Handwerker direkt und indirekt für den Com-

munismus gewonnen haben; – in Frankreich zähle er über 2 Millionen Anhänger. 

Fortsetzung folgt. 

LITERATUR 

Kommunistische Internationale Heft 46-48, Jahrgang 1930 

Die zwei bedeutendsten historischen Prozesse, die sich gegenwärtig vollziehen. Das Umschlagen der 

Weltwirtschaftskrise und die politische Krise des kapitalistischen Systems und der Eintritt der Sow-

jetunion in das entscheidende Jahr des Fünfjahreplans, finden ihre Würdigung in einer Reihe von 

Artikeln in der KI. 

Mar t ynow  gibt in seinem Artikel „Das Umschlagen der Weltwirtschaftskrise in die politische 

Krise“ eine Analyse der gegenwärtigen ökonomisch-politischen Situation. Unter Anwendung der lenin-

schen Lehre von den Bedingungen und Stadien der Revolution gelangt Martynow zu dem Ergebnis, 

daß die Tendenzen zum Heranreifen einer objektiv revolutionären Situation in allen Ländern, besonders 

in Europa, in rascher Entwicklung begriffen sind. Nach Lenin ist die Revolution unmöglich ohne eine 

„allgemeine nationale, sowohl die Ausgebeuteten als die Ausbeuter berührende Krise“. Diese „natio-

nale Krise“ ist am weitesten in Deutschland vorgeschritten, wo sich die Krise der herrschenden Schich-

ten im Zerfall und der Faschisierung der alten Parteien und Herrschaftsformen der Bourgeoisie äußert, 

die Krise der unteren Schichten in einer verstärkten Aktivität des Proletariats, in [90] der Krise der SPD 

und dem Wachsen der KPD, aber auch in einer tiefgehenden Gärung der kleinbürgerlichen und bäuer-

lichen Schichten. In diesem Zusammenhang sei auf zwei Artikel im H. 47 verwiesen: I. Schwab, 

„Neue Formen der Opposition in der SPD“, und Rei m ann  „Die Anfänge der politischen Krise in 

der Tschechoslowakei“. Die gegenwärtige politische Situation Indiens und die Manöver der indischen 

Bourgeoisie schildert Valija: Die „Round table Konferenz und der Nationalkongreß Indiens“. 

Mit der Agrarkrise und ihrer Bedeutung für die kommunistischen Parteien befassen sich S. 

Dubr owsk i  (Die Agrarkrise und der Kampf um die Bauernschaft, H. 46) und Reimann in einem 

Artikel, der von der Redaktion unter Abgrenzung von seinem Inhalt als Diskussionsbeitrag veröffent-

licht wird. R. versucht eine Klärung über die Frage unserer Teilforderungen auf dem Lande herbei-

zuführen. Er stellt die wichtige Forderung auf, daß unsere Teillosungen nicht Illusionen über die Er-

haltungsmöglichkeit der historisch zum Untergang verurteilten kleinbäuerlichen Betriebsformen er-

wecken dürfen, bringt aber dann Vorschläge, die sich von den von ihm kritisierten Teilforderungen 

prinzipiell nur wenig unterscheiden. R. geht zudem von der absurden Auffassung aus: „der Bauer 

erzeugt als Kleinproduzent keinen Mehrwert“, die Zahlungen, die er in Form von Kapital- und Hy-

pothekarzinsen zu leisten hat, seien „verwandelte Formen des kapitalistischen Profits“. Es bleibt Rei-

manns Geheimnis, wie das vorgeschossene Kapital ohne Mehrarbeit des Produzenten zu seinem Pro-

fit, seinen Zinsen, gelangt. 

Der Leitartikel des 48. Hefts faßt die Ergebnisse des Plenums des ZK der KPdSU zusammen. Dieses 

Plenum hat die bisherigen Ergebnisse des Fünfjahrplans und die Kontrollziffern für 1931 geprüft. 

Selbst die in diesem Artikel nur in einigen Umrissen gezeichneten Voranschläge machen deutlich, 

welche große Entscheidung in diesem Jahre in der Sowjetunion fällt, denn „das Jahr 1931 wird die 

Errichtung des Fundaments der sozialistischen Oekonomik vollenden“ (aus der Resolution des Ple-

nums). Der Artikel behandelt eine Reihe der wichtigsten vom Plenum gestellten Aufgaben: Die Frage 

des Verteilungswesens und der Genossenschaften in der Sowjetunion, die Sowjetneuwahlen, die 

Frage der Beseitigung des Bürokratismus und mit all diesen Fragen eng verbunden die Position der 

rechten und linken Opportunisten. – Eine spezielle und genaue Darstellung des Fünfjahrplans auf 

einem besonders wichtigen Gebiete bringt der Aufsatz von G. M. Kr sh i shan owsk i: Die Elektrifi-

zierung der UdSSR. 
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Georg Weerth 

Im September 1856 erhielt Marx die Nachricht vom Tode Georg Weerths, die ihn, wie er in einem 

Brief an Engels vom 29. 9. schreibt, „furchtbar affiziert ... es war mir schwer, die Sache zu glauben.“ 

Engels rechnet in einem Brief vom 1. Mai 1870 Weerth zu dem engsten Kreis der „alten Kameraden“. 

In seinem Nachruf im „Sozialdemokrat“ nennt Engels Weerth „den ersten und bedeutendsten Dichter 

des Proletariats.“ Weerth war Redaktionsmitglied der „Neuen Rheinischen Zeitung“. Die letzte, rot-

gedruckte Nummer des Blattes enthielt eine leidenschaftlich-satyrische „Proklamation an die Frauen“ 

von Weerth. W.s Schicksal ist aufs engste mit der heroischen Frühzeit des revolutionären Marxismus, 

mit jener Epoche, die in der Revolution des Jahres 1848 kulminiert, verbunden. 

Höchst dankenswert ist daher die Herausgabe eines Lebensbildes des Dichters durch einen Verwand-

ten.*) Die kleine Monographie bereichert das Bild jener Zeit um einige wichtige Züge, manche ihrer 

Hauptpersonen – Marx, [91] Engels, Freiligrath, Weitling, Lassalle – treten uns hier in neuem Zu-

sammenhange entgegen. Man lese etwa Mehring, Aufsatz über Weerth (wieder abgedruckt in Sam-

melband „Zur Literaturgeschichte“ I. S. 397 ff.). Dann erkennt man, wie stark unsere Kenntnis über 

diesen aktiven Teilnehmer an der Vorbereitung der Achtundvierziger-Revolution durch die neue Ver-

öffentlichung konkretisiert und erweitert wird. 

Von Kind an in Verbindung mit dem Hause Freiligrath (der Dichter Ferdinand erhielt seinen Rufna-

men nach dem Vater Georg Weerths), seit seinem 22. Jahre befreundet mit Friedrich Engels, mit dem 

er sogar weitläufig verwandt gewesen zu sein scheint, schlägt der Sohn des liberalen Detmolder Ge-

neralsuperintendenten früh eine selbständige, antibürgerliche, schließlich revolutionäre Entwicklung 

ein. Seinen Lebensunterhalt erwirbt er als kaufmännischer Angestellter. Seit 1845, also seit seinem 

23. Jahre, bezeichnet er sich offen als Kommunist. Entscheidend mitgewirkt hat bei diesem Schritt 

das Studium der damaligen sozialen Verhältnisse in den Industriezentren Englands, deren geschicht-

lichen Sinn ihn Engels geniale Interpretation besonders schnell und tief verstehen lehrt. Das Lebens-

bild gibt interessante Daten über Weerths Hervortreten auf dem internationalen Kongreß für Volks-

wirtschaft in Brüssel 1847. Hier schlendert W., vielleicht in der Tat als der erste, Gedanken der da-

mals sich erst formulierenden Marxschen Oekonomie in ein Gremium bürgerlicher Fach-Ökonomen. 

Nach dem Zusammenbruch der Revolution bleibt Weerth seiner Gesinnung treu, doch geht er, anders 

als Engels, sehr stark in seinem kaufmännischen Berufe auf. Der persönliche Hintergrund dieser Wen-

dung, die Marx kritisierte und bedauerte, wird durch Karl Weerths Bericht deutlicher, als bisher: 

Georg kämpft um eine gesicherte bürgerliche Position, die er der von ihm geliebten Frau bieten will. 

Hat er diese Position errungen, dann beabsichtigt er auch, seine literarische Produktion wieder auf-

zunehmen, die er inzwischen vernachlässigt. Aber er bekommt die Angebetete nicht. Nach vielen 

Reisen übersee stirbt er 1856 in Havanna. 

Es ist bedauerlich, daß der Verfasser des Lebensbildes uns so wenige Proben des Weerthschen 

Scha f f ens  übermittelt hat. So nützlich die Zusammentragung der biographischen Daten ist, sie hät-

ten sich kürzer darstellen lassen; es wäre dann Raum geworden für eine ausführlichere Wiedergabe 

jener geistigen Produktion, die doch vor allem übrigen vom Standpunkt der Geschichte der Arbeiter-

bewegung aus wesentlich ist. Denn vor allem durch diese seine Produktion wirkte er politisch. Erst 

ihre Kenntnis wird uns gestatten, seinen Platz in der Geschichte des jungen Kommunismus richtig 

abzustecken. 

Nichtsdestoweniger bleibt die Schrift Karl Weerths ein höchst verdienstvoller Beitrag zur Geschichte 

der revolutionären Arbeiterbewegung. Sie wird und soll mithelfen, daß das Andenken Georg Weerths 

als dasjenige eines Pioniers proletarisch-revolutionären Schrifttums endlich den ihm gebührenden 

Platz findet. 

K. A. Wi t t f oge l. 

* 

 
*) G e o r g  W e e r t h. Der Dichter des Proletariats. Ein Lebensbild von Karl Weerth. C. L. Hirschfeld, Leipzig 1930. 
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Ein sozialdemokratisches Lesebuch 

Mit dem Schlachtruf „Parteiverleger, an die Klassenfront!“ wurde kürzlich Im „Vorwärts“ das bevor-

stehende Erscheinen eines Werkes angezeigt, das berufen sein sollte, die seit dem kläglichen Zusam-

menbrechen der alten Sozialdemokratie 1914 entstandenen Lücken in der Literatur der Geschichte 

des Sozialismus wieder auszufüllen. Alte Werke aus der marxistischen Gedankenwelt neu auf-[92]zu-

legen oder gar neue herauszubringen, schienen die „Parteiverleger“ und Parteiinstanzen für unnötig 

zu erachten. Nun endlich schien man aber doch den in unsern Verlagen erscheinenden ausgezeichne-

ten Serien der „Marxistischen Bibliothek“ und der vom Genossen Duncker herausgegebenen „Ele-

mentarbücher des Kommunismus“ etwas Entsprechendes an die Seite stellen zu wollen, und da ist es 

nun: „Der  deu t s che  Soz i a l i smus  von  Lud w. Ga l l  b i s  Ka r l  Mar x. E i n  Lesebuc h“, her-

ausgegeben von Fritz Brügel und Benedikt Kautsky. 

Der Titel ist bezeichnend in doppelter Hinsicht. Zunächst wird Wert gelegt auf den deu t s che n So-

zialismus. Auch gibt man sich nicht die Mühe, auf die Verwandtschaft, ja oft Abhängigkeit nicht nur 

der sozialistischen Systeme und Utopien der Deutschen, sondern auch der deutschen sozialistischen 

Gedankengänge überhaupt, von denen der französischen und englischen Sozialisten hinzuweisen, 

oder sie aus den weiter entwickelten ökonomischen Verhältnissen jener Länder zu erklären. Es ist 

schließlich kein Zufall, daß die sozialistischen Ideen eines Weitling, Schapper, Engels oder Marx erst 

in Frankreich oder England entstanden oder ausgebildet wurden, aus dem wirtschaftlichen Zustand 

jener Länder ihre Nahrung sogen, während der rein auf deutschem Boden, in halbfeudalen Beschrän-

kungen jener Epoche erwachsene „Sozialismus“ weder sein ideologisches Konstruiertsein noch seine 

preußisch-deutsche Staatsanbetung usw. je loswerden konnte. 

Aber dann ist auch die Auswahl vielsagend: von Gall bis Marx, und zwar über Baader, Büchner, 

Schuster, Weitling. Rodbertus, Heß, Engels und Lassalle, einige Unbedeutendere fortgelassen. Be-

dauernd wird in der Einleitung festgestellt, daß es den Herausgebern „schwer fiel, so erlauchte Zeu-

gen für die Gedanken des Sozialismus wie Thomas Münzer, Kan t, Hege l  und Feue r bac h zu ver-

nachlässigen“. Was diese letzteren mit Sozialismus zu tun haben, lese man bei Marx im Vorwort zum 

„Kapital“ und in Engels’ „Feuerbach“ nach. 

Interessant ist es zu bemerken, daß ein Mann wie We i t l i n g, dessen Werk Marx das „brillante und 

maßlose Debut der deutschen Arbeiter“ nennt und es der „nüchternen kleinlauten Mittelmäßigkeit“ 

auch der Bourgeois-Sozialisten gegenüberstellt, in einem Lesebuch, das es sich zur Aufgabe gemacht 

hat, den geistigen und politischen Kampf des Proletariats um seine Emanzipation darzustellen, knapp 

sieben Seiten (in einem Buch von 300) angewiesen erhält, während einem Rodbertus das Doppelte 

zugeteilt wird. Auch w as  von Weitling gebracht wird, ist bezeichnend: neben einem menschlich 

recht schönen, aber in diesem Zusammenhang ziemlich bedeutungslosen Lobgesang auf die „Märty-

rer der Bruderliebe“, – ausgerechnet Weitlings Auslassungen über Jesus Respektlosigkeit vor dem 

Eigentum! (Hierbei mag bemerkt werden, daß in den „Elementarbüchern des Kommunismus“ dem-

nächst eine umfassende Zusammenstellung aus Weitlings Werken, begleitet von einer längeren his-

torischen Würdigung, erscheinen wird.) 

Neben dem katholischen Philosophen Baader treten dann Büchner und Weidig mit ihrem „Hessischen 

Landboten“ auf, sowie Schuster und ein Anonymus aus dem Bunde der Geächteten. Der „wahre“ So-

zialismus ist zahlreich mit seinen Zeitschriften vertreten (aber auch hier nicht die typischen Vertreter 

dieser Richtung herausgestellt, etwa Karl Grün). Dazu einige Seiten aus Betina v. Arnim, eine Schrift-

stellerin, der man selbst in einem sozialdemokratischen Lesebuch vom Sozialismus zu begegnen kaum 

erwartet hatte. Behandlung, oder, wie Engels sich ausdrückt, Mißhandlung der „sozialen Frage“ durch 

die Bourgeoisie ist schließlich noch kein Sozialismus. – Dann noch einige weitere Anonymen der 48er 

Zeit, der Kommunistenfresser L. v. Stein, und neben Rodbertus Lassalle mit seinem „Offenen Ant-

wortschreiben“. Der Rest des Buches ist Engels und Marx gewidmet. Das Kommunistische Manifest 

bezeichnenderweise ohne die wichtigen Vorreden ihrer Verfasser abgedruckt, die „Forderungen der 

Kommunistischen Partei in Deutschland 1848“ ebenso in der verkürzten Fassung von 1885. – Von 

Engels gibt es einiges aus den 40er Jahren und aus dem Bauernkrieg, von Marx neben der (gekürzten) 

Inauguraladresse zumeist kleinere „ausgewählte“ Abschnitte aus dem „Kapital“. 
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[93] Gerade barbarisch wird mit dem Text des Kommunistischen Manifestes selbst umgesprungen. 

Glaubte man es „modernisieren“ zu müssen durch Herausreißen kleinerer oder sehr oft größerer Ab-

schnitte, glaubte man es vielleicht zu sehr „historisch gebunden“ in diesen Teilen, oder wollte man 

nur dem Leser möglicherweise sie aufdrängende Parallelen zur Gegenwart ersparen, wenn man etwa 

die Stelle unterschlug, wo vom reaktionären Wesen der Mittelstände gesprochen wird, oder ganze 

Seiten fortläßt, auf denen die leeren alten bürgerlichen Einwände gegen den Kommunismus endgültig 

abgetan werden, mit denen allerdings die Sozialdemokratie heute selbst den Kommunisten gegenüber 

lebhaft und gern agieren? Darf man auch den Satz, daß „der erste Schritt in der Arbeiter-Revolution 

die Erhebung des Proletariats zur herrschenden Klasse ist“, dem sozialdemokratischen Arbeiter oder 

für wen sonst ist das Lesebuch bestimmt?) nicht mehr vorlegen? – 

Nur beiläufig sei erwähnt, daß die im Abschnitt 2 des Manifestes gegebenen ersten revolutionären 

Maßregeln fortgelassen sind, vielleicht, um nicht durch das Beispiel Rußlands eine Bestätigung dafür 

geben zu müssen, daß die Bolschewisten sich doch mit Recht „Kommunisten“ im Sinne des Mani-

festes nennen, und daß der ganze 3. Abschnitt über die verschiedenen Arten des reaktionären und 

Bourgeois-Sozialismus und deren vernichtende Kritik völlig unterschlagen ist. Glaubte die SPD viel-

leicht, sich selbst kritisiert zu sehen? – 

Es mag mit diesen Beispielen genug sein. Der Charakter des „Lesebuchs“ ist durch die „Auswahl“ 

und deren Zurechtstutzung genügend gekennzeichnet. Die Geschichtsklitterung ist keine neue Tatsa-

che in der Entwicklung der Sozialdemokratie. Wir sind Fälschungen und Entstehungen seit langem 

gewohnt. Dies „Lesebuch“ reiht sich würdig in die sozialdemokratische Literatur ein. Und das Un-

terfangen der Herausgeber und der Sozialdemokratie, diese so  „ausgewählten wissenschaftlichen und 

politischen Dokumente“ als de n deu t s che n Soz i a l i sm us hinzustellen, erinnert an Goethes Wort: 

„Du gleichst dem Geist, den du begreifst, 

Nicht mir!“ W. A. H. 

* 

Ein neuer Ideologiebegriff  
Von Hans Guenther 

Karl Marx hatte sich in seiner Kritik der bürgerlichen Bewußtseinsformen nicht damit begnügt, das 

bürgerliche Denken als nur logisch „falsch“ nachzuweisen. Vielmehr führte die Anwendung der ma-

terialistischen Geschichtsauffassung dazu, das gesellschaftliche Bewußtsein überhaupt als abhängig 

von bestimmten historischen Produktionsverhältnissen, als bloßen „Ueberbau“ zu erkennen. Indem 

insbesondere für das bürgerliche Bewußtsein nachgewiesen wurde, daß es klassenmäßig abhängig 

und an ganz bestimmte historische und deshalb vergängliche Produktionsverhältnisse „gebunden“ 

sei, wurde es zugleich als ein vergängliches und „falsches“ Bewußtsein enthüllt: – als „Ideologie“. 

Nun tritt in neuerer Zeit Karl Mannheim in seinem Buche „Ideologie und Utopie“ (Verlag Cohen, 

Bonn) mit dem Anspruch auf, diesen Marxschen Ideologiebegriff zu „verbessern“, ja, das ganze Ide-

ologieproblem erstmalig überhaupt „radikal“ zu Ende zu denken. Er unterscheidet zwei Arten von 

Ideologien: den partikularen Ideologiebegriff, der nur einen Te i l  der gegnerischen Behauptungen 

als Ideologie, als falsch ansprechen will, und den totalen Ideologiebegriff, der d i e  ge sam t e  We l t -

anschauung  des Gegners in Frage stellt, indem er sie als seins- oder klassengebunden nachweist. 

Mannheim behauptet nun, daß der letztere Begriff, der hier allein interessiert, bisher einseitig und fast 

ausschließlich vom Marxismus angewandt worden sei, um seine Gegner zu treffen. Dabei könne es 

aber unmöglich sein Bewenden haben. Die einseitige Ideologien-Ent-[94]hüllung müsse verallgemei-

nert und also auch der Marxismus endlich auf seine eigene „Ideologiehaftigkeit“ hin analysiert wer-

den. So gelangt denn Mannheim zu einer „ganz neuen“ und allgemeinen Fassung des totalen Ideolo-

giebegriffes, wonach das ge samt e  menschliche Denken bei a l l e n  Parteien und in s ä m t l i chen  

Epochen als ideologisch angesehen werden müsse. 

Dies der „Fortschritt“ Mannheims über Marx hinaus! Wegen dieses Grundgedankens, mit dem alle 

anderen „Wahrheiten“ Mannheims (die wir hier gar nicht erst anführen wollen) stehen und fallen, hat 
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sein Buch eine überaus starke Beachtung in Kreisen der bürgerlichen Soziologie, aber auch innerhalb 

der Sozialdemokratie gefunden; seitenlange Besprechungen und eingehende philosophische Abhand-

lungen sind ihm gewidmet worden. 

Der erste Schnitzer Mannheims liegt darin, daß er die soziologische oder klassenmäßige „Gebunden-

heit“ eines bestimmten Denkens für gleichbedeutend mit seiner „Ideologiehaftigkeit“, oder, um es 

philosophischer auszudrücken, die Bestimmtheit des Denkens durch das Sein für gleichbedeutend mit 

der „Relativität“ der Wahrheit hält. Zunächst: Ist es richtig, daß auch der Marxismus ein soziologisch 

oder klassenmäßig „gebundenes“ Denken ist, ein Denken also, das ebenfalls durch ein Sein, durch 

ein ganz bestimmtes gesellschaftliches Sein, durch das proletarische Sein also, bestimmt wird? Na-

türlich ist das richtig! Aber um den Marxisten diese Erkenntnis zu vermitteln, bedurfte es nicht der 

Mannheimschen Entdeckung im Jahre 1930! Denn daß der Marxismus seine eigene Klassen-„Gebun-

denheit“ n ich t  erkannt habe, ist einfach eine böswillige Erfindung Mannheims! Der Marxismus hat 

sich vielmehr schon seit seinem Bestehen als klassenbestimmt selbst erkannt, und echter Marxismus 

ist niemals etwas anderes gewesen als bewußt proletarische Theorie, proletarische Politik, proletari-

sche Literatur usw. Es blieb erst Kautsky vorbehalten, im Jahre 1927 in seinem dicken Wälzer über 

„Die materialistische Geschichtsauffassung“ zu verkünden, daß die marxistische Theorie „als rein 

wissenschaftliche Lehre keineswegs an das Proletariat gebunden“, diesem vielmehr nur „sympa-

thisch“ sei, weil sie „in ihrer Nutzanwendung heute proletarischen Interessen dient“ (II, 5. 681). (Fol-

gerichtig ist denn auch der Kautskyanismus schon längst keine proletarische Theorie mehr!) 

Gegenüber dem originalen Marx, gegenüber dem Marxismus wirkt Mannheims Behauptung von der 

nicht erkannten und nicht analysierten Klassengebundenheit der eigenen Lehre geradezu grotesk! 

Wollte man selbst für einen Augenblick Mannheim rein terminologisch das Recht konzedieren, die 

Klassengebundenheit irgendeines Denkens mit dem schönen Wort: „Ideologiehaftigkeit“ zu zeich-

nen, so wäre seine Behauptung von der Ideologiehaftigkeit auch der marxistischen Lehre keineswegs 

die große Entdeckung, als die er sie ausposaunt, sondern nur eine schlechte Wiederholung des alten 

Satzes, daß das Sein das Bewußtsein – das proletarische selbstverständlich inbegriffen – bestimmt. 

Nur daß es für Marx – von der Unzulässigkeit der Mannheimschen Terminologie einmal ganz abge-

sehen – mit dieser abs t r ak t en  Erkenntnis nicht getan war! Denn die Zurückführung eines Denkin-

haltes auf eine bestimmte Klassenstruktur enthält ja an und für sich durchaus noch keinen Rückschluß 

auf die „Richtigkeit“ dieses Denkens.*) Die Möglichkeit des Erkennens und Enthüllens eines f a l -

s chen  Klassenbewußtseins ergibt sich bei Marx erst aus der ökonomisch-marxistischen Analyse des 

Geschichtsprozesses, insbesondere der verschiedenen historischen Produktionsverhältnisse, aus 

konk r e t en  Untersuchungen also über den jeweiligen Stand der materiellen Produktivkräfte und der 

Bedeutung der einzelnen Klassen für deren Entwicklung. Klassen, die von einem bestimmten Zeit-

punkt an den Fortschritt der Produktivkräfte hemmen, deren Klasseninteressen mit dieser Entwick-

lung absolut nicht mehr im Einklang stehen (wie etwa die auf [95] „Stagnation“ abgestellten Interes-

sen der Rentnerbourgeoisie im imperialistischen Staat), müssen notwendigerweise ein falsches Be-

wußtsein haben. Umgekehrt muß das Proletariat, das an der Weiterentwicklung der Produktivkräfte, 

die zum Sozialismus tendieren, aufs höchste interessiert ist, auch über das „zeitgemäße“, über das 

richtige Bewußtsein verfügen. 

Von einer solchen ökonomisch-materialistischen Analyse des wirklichen Geschehens findet sich nun 

aber bei Mannheim keine Spur; als Idealist und Metaphysiker kann er sie natürlich nicht anerkennen. 

ohne  sie hängt aber die ganze „Seinsgebundenheit“ des Denkens völlig in der Luft. Wenn also der 

Mannheimsche „Fortschritt“ darin bestehen sollte, die mar x i s t i s c h-p r o l e t a r i s che  Theo r i e  

a l s  „i deo log i s c h“ im  S i nne  e i ne s  f a l schen  Denkens  zu entlarven, so ist auch dieses vor-

beigelungen: fehlt es doch bei Mannheim an jedem wirklichen, d. h. konkreten oder praktischen 

Kriterium, an dem die Richtigkeit oder Falschheit (im Sinne der Uebereinstimmung mit der 

 
*) Sehr richtig schreibt hierzu Fogarasi: „Aber die bürgerliche Ideologie ist nicht deshalb ein falsches Bewußtsein, weil 

sie ein Klassenstandpunkt überhaupt ist, sondern deshalb, weil sie ein b e s t i m m t e r  Klassenstandpunkt, der kapitalisti-

sche Klassenstandpunkt ist.“ („Unter dem Banner des Marxismus“. IV, Heft 3, S. 366, im Original gesperrt.) 
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tatsächlichen, realen Entwicklung) auch nur irgendeines Klassenbewußtseins, geschweige denn des 

proletarischen, festzustellen und zu überprüfen wäre. 

In der Tat: weshalb sollte auch (bei Verzicht auf die konkrete Seinsanalyse) dem Denken der einen 

Masse irgendein Vorzug vor dem einer anderen eingeräumt werden? Weshalb sollte ein bestimmtes 

Klassenbewußtsein als zeitgemäß, fortschrittlich, revolutionär, ein anderes als rückschrittlich, kon-

servativ, reaktionär bezeichnet werden können? Wo sind die Maßstäbe? Gibt es diese Unterschiede 

überhaupt? Es ist klar: für den Idealisten Mannheim dürfte es sie nicht geben; für den Idealisten 

Mannheim müßten alle Bewußtseinsinhalte prinzipiell gleich richtig oder gleich falsch, gleich wis-

senschaftlich oder gleich unwissenschaftlich erscheinen, sind sie doch alle in völlig gleicher Weise 

„ideologiehaftig“!! – Wie man sieht, mündet so die Mannheimsche Konzeption bei konsequenter 

Auslegung in einen Relativismus, ja Skeptizismus schlimmster Sorte! 

Zur Partikularitätstheorie ist zu sagen, daß der Marxismus allerdings insofern „partikular“ ist, als er 

die Theorie nur e i ne r  Klasse, des Proletariats, ist, wie wir dies bereits festgestellt hatten. Er ist aber 

durchaus nicht im Mannheimschen Sinne des Worte. partikular (gleich einseitig). Im Gegenteil! Nur  

der Marxismus ist wirkliche Totalitätserkenntnis, Betrachtung aller Dinge im Gesamtzusammenhang, 

da nur das Proletariat als revolutionäre, künftig aufsteigende Masse ein wirkliches Interesse an der 

allumfassenden, nirgendwo verschleierten Totalitätsschau haben kann, der Bourgeois dagegen und 

sein intellektueller Advokat notwendigerweise ihre Blicke vor einer ganzen Reihe tatsächlicher Ge-

schehnisse, insbesondere vor den kapitalistischen Zerfallserscheinungen, verschließen müssen und 

daher wirklich nur zu – wenn man es einmal so nennen will – „partikularen“ Ideologien gelangen 

können. So ergibt sich also als Resultat, daß der Marxismus trotz seiner Klassengebundenheit keine 

Sekunde lang den Anspruch auf wissenschaftliche Allgemeingültigkeit, auf objektive Wahrheit fallen 

zu lassen braucht, während das bürgerliche Denken wegen seiner Klassenbestimmtheit – nämlich 

wegen dieser seiner ganz bestimmten, d. h. bürgerlichen und kapitalistischen Bestimmtheit – zur Ide-

ologie, zum falschen Bewußtsein werden muß. 

Da nach Mannheim alle Klassenideologien „partikular“ sind, der Marxismus nicht minder als der 

Konservatismus oder der Faschismus, so stehen in der Tat nach Mannheim alle diese Anschauungs-

weisen vollkommen koordiniert und ebenbürtig nebeneinander. Natürlich kann Mannheim bei diesem 

offenbar unsinnigen Ergebnis nicht stehen bleiben; er hilft sich mit einer besonderen, zu diesem Zwe-

cke konstruierten „Theorie“: Um die Einseitigkeit der einzelnen politischen oder klassenmäßigen 

Teilanschauungen zu überwinden, ist Synthese, Zusammenschau eine notwendige, „stets von neuem 

gestellte und zu vollziehende Aufgabe“. Als Träger dieser Synthese aber wird die „relativ klassenlose 

Schicht“ der „sozial freischwebenden“ I n t e l l i genz  bezeichnet, die infolge ihrer „Totalorientie-

rung“ vermittelnd, verbindend und versöhnend in den Gang der Geschehnisse einzugreifen hat und 

auf diese Art die Welt von allen Uebeln (mitsamt dem „partikularen“ Marxismus zu erlösen vermag). 

[96] Fast verlohnt es sich nicht, diese Mannheimsche „Theorie“ eines aufgewärmten Eklektizismus 

in ihrer ganzen jammervollen Plattheit zu widerlegen. Nach der Ansicht von Marx kann die Ideolo-

giehaftigkeit des bürgerlichen Denkens nicht oder jedenfalls nicht nur durch den rein theoretischen 

Vorgang beseitigt werden, daß der falschen bürgerlichen Auffassung die richtige proletarische The-

orie entgegentritt, die Ueberwindung ist vielmehr nur in Verbindung mit der Praxis möglich: indem 

die bestehenden bürgerlichen Produktionsverhältnisse praktisch umgewälzt werden, wird mit der Be-

seitigung der Ursachen der Ideologiehaftigkeit zugleich diese selbst überwunden. Es ist das Grund-

übel der Mannheimschen Konzeption, daß die Ueberwindung der Ideologiehaftigkeit, der „Partiku-

larität“ der verschiedenen politischen und klassenmäßigen Standpunkte durch einen rein theoreti-

schen Vorgang – die bloße „Zusammenschau“ durch die „sozial freischwebende“ Intelligenz – für 

möglich gehalten wird. 

Aber selbst abgesehen von diesem entscheidenden Irrtum Mannheims, der einen ungeheuren Rück-

schritt, weit hinter Marx, darstellt, muß seine Konstruktion auch deshalb als unsinnig erscheinen, weil 

die „Partikularität“ oder „Einseitigkeit“ der verschiedenen Denkstandpunkte jedenfalls nicht das ent-

scheidende Charakteristikum ihrer Ideologiehaftigkeit ist. Nicht weil es einseitig ist, ist bürgerliches 
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Denken Ideologie, sondern weil es – im buchstäblichen Sinne des Wortes – „verkehrt“ ist. (Wir ver-

weisen auf die Beschreibung des Warenfetischismus bei Marx, aus der sich alles übrige ergibt.) Als 

verkehrtes Bewußtsein aber ist das bürgerliche Denken dem richtigen proletarischen notwendiger-

weise ganz und gar entgegengesetzt. Wie soll da „Synthese“ möglich sein? – Um es einmal ganz 

primitiv auszudrücken: Wenn X eine bestimmte Farbe als rot, Y sie dagegen als grün bezeichnet, 

kann offenbar selbst ein „freischwebender“ Intelligenzler diese beiden Urteile nicht „zusammen-

schauen“! – 

Trotzdem so die ganze Unsinnigkeit der Mannheimschen Theorie offenkundig ist, scheint mir kein 

Zweifel daran möglich, daß sie starke Aussichten auf Erfolg und günstige Aufnahme in breiteren 

politischen Kreisen haben wird. Nicht nur sind die Argumente, mit denen die deutsche Bourgeoisie, 

insbesondere der Nationalsozialismus, zur Zeit wieder einmal besonders eifrig die „Theorie“ von der 

„Einheit“ des „Volkes“, der „Synthese“ der Klassenmeinungen verficht, reichlich abgenützt und für 

niemanden recht überzeugend. Es fehlt auch der Sozialdemokratie zu ihrer po l i t i s chen  Theorie 

von der Ueberbrückung der Klassengegensätze durch den demokratischen Staat an einer zugkräftigen 

Ergänzung für die nicht-politischen, theoretisch-geistigen Bezirke. Mannheim könnte der SPD recht 

gut aus der Verlegenheit helfen. In seiner unsinnigen Theorie hat er dem Sozialfaschismus. die feh-

lenden Argumente bereits geliefert. 

[97] 

  



Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 12 – 74 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 05.04.2023 

Die Internationale  

14. Jahrgang ⁕ Berlin, März 1931 ⁕ Heft 3 

Von der Kommune zum Oktober  
Zum 60. Jahrestag der Pariser Kommune  

Von P a u l  B r a u n  

„Die Kommune hat das europäische Proletariat gelehrt, die Aufgaben der sozialistischen 

Revolution konkret zu stellen.“ 

(Lenin in seiner Rede auf einem internationalen Meeting in Genf am 18. März 1908.) 

Im „Achtzehnten Brumaire des Louis Bonaparte“ nennt Marx die Juniinsurrektion des Pariser Prole-

tariats von 1848 das „kolossalste Ereignis in der Geschichte der europäischen Bürgerkriege“. Aber 

die historische Bedeutung dieser „ersten großen Schlacht zwischen den beiden Klassen, welche die 

moderne Gesellschaft spalten“ (Marx) verblaßte einigermaßen vor den weltgeschichtlichen Ereignis-

sen, die sich in der kurzen Zeitspanne vom 18. März bis zum 28. Mai 1871 in Paris abspielten. 

Der Juniaufstand war die Ouvertüre zu dem gewaltigen Drama, das 23 Jahre später 72 unsterbliche 

Tage lang die Welt erschütterte. Die Kom m une  war die erste proletarische Revolution im modernen 

Sinne, sie leitete die Epoche der proletarischen Revolutionen ein sie war die erste noch unentwickelte 

und unreife historische Verwirklichung der Diktatur des Proletariats. 

Um die Bedeutung der Kommune in ihrer ganzen weltgeschichtlichen Größe zu verstehen, muß man 

sie unter zwei Gesichtspunkten betrachten, die nur zwei Seiten einer und derselben Betrachtungs-

weise sind: einmal ihre spezifische Rolle im Prozeß der Entfaltung der proletarischen Revolution, 

zum anderen ihre Bedeutung als Ausgangspunkt und Leitfaden für die proletarischen Revolutionen 

des 20. Jahrhunderts. 

In den „Klassenkämpfen in Frankreich“ analysiert Marx die Lehren des Juniaufstandes. Er erblickt 

die historische Bedeutung des Juni darin, daß nach ihm jede Revolution in Frankreich die „Umwäl-

zung der bürgerlichen Gesellschaft“ auf die Tagesordnung setzen müßte, „während es vor dem Feb-

ruar eine Umwälzung der Staatsform bedeutet hatte“. Die Pariser Kommune lieferte die Probe aufs 

Exempel. Im Juni 1848 war die Arbeiterklasse „noch unfähig, ihre eigene Revolution durchzufüh-

ren“. Die Kommune dagegen war „die erste Revolution, in der die Arbeiterklasse offen anerkannt 

wurde [98] als diejenige Klasse, die noch einer gesellschaftlichen Initiative fähig war“. Im Jahre 1848 

konnte sich das Proletariat nur die Aufgabe stellen, „das Terrain für den Kampf um seine revolutio-

näre Emanzipation“ zu erobern. In der Kommune eröffnete es den Kampf um „seine Emanzipation 

selbst“, die Kommune sollte als Hebel dienen, um die ökonomischen Grundlagen umzustürzen, auf 

denen der Bestand der Klassen und damit der Klassenherrschaft ruht“. Im Juni konstituierte sich das 

französische Proletariat zur selbständigen Klasse und erhielt unter den Kartätschen Cavaignacs seine 

Bluttaufe. In der Kommune verwirklichte es zum ersten Male in der Geschichte seine eigene Klas-

senherrschaft. 

Die Geschichte des Klassenkampfes und der proletarischen Revolutionen des 19. Jahrhunderts in 

Frankreich hat dem internationalen Proletariat entscheidend wichtige Lehren geliefert. Auf den Er-

fahrungen des Juniaufstandes und der Kommune beruhen alle seitherigen proletarischen Revolutio-

nen und revolutionäre Erhebungen. Die Kommune hat eine neue Epoche in der Geschichte der pro-

letarischen Revolution eröffnet. 

Es kann hier nicht unsere Aufgabe sein, die Bedingungen und die Resultate des Juni und der Kom-

mune im einzelnen zu untersuchen. Wir besitzen in den historischen Schriften von Mar x  und En-

ge l s, vor allem in den „Kl as senkäm pf en  i n  F r ank r e i c h“, im „Ach t zehn t en  Br um a i r e  

de s  Lou i s  Bonapa r t e“, im „Bürge r k r i eg  in  F r ank r e i c h“ und den dazugehörigen Adressen 

des Generalrats der Internationalen Arbeiterassoziation unsterbliche Dokumente, die mit der nur 

Marx eigenen Meisterschaft die Geschichte dieser gewaltigen historischen Begebenheit schildern und 

analysieren. Unsere Aufgabe kann in diesem Rahmen lediglich darin bestehen, die wichtigsten Leh-

ren zu rekapitulieren, ihre aktuelle Bedeutung hervorzuheben und an Hand dieser Lehren den Prozeß 
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der Entwicklung der proletarischen Revolution von der ersten noch mehr oder weniger unbewußten 

und elementaren Klassenaktion des Pariser Proletariats im Juni 1848 bis zur sozialistischen Umwäl-

zung, die sich gegenwärtig in der Sowjetunion vollzieht und den Siegeszug des Sozialismus im Welt-

maßstabe einleitet, zu skizzieren. 

Die Kommune war ein historischer Wendepunkt in der Geschichte der proletarischen Revolution. Sie 

stand an der Schwelle der Epoche des Imperialismus, die zugleich die Epoche der proletarischen 

Revolution ist. Die Methoden und Ziele der proletarischen Revolution unter den Bedingungen des 

Imperialismus und des kapitalistischen Niederganges wurden in der Kommune gewissermaßen vor-

weggenommen. 

Drei unsterbliche Lehren, die im engsten Zusammenhang miteinander stehen, hat die Pariser Kom-

mune dem internationalen Proletariat gegeben. Diese Lehren, deren historische Fruchtbarkeit und 

Tragweite sich inzwischen praktisch erwiesen hat, bilden die Grundlage der Strategie und Taktik der 

proletarischen Revolution in ihrer ausgereiften, leninistischen Gestalt. 

[99] Die zentrale, grundlegende Lehre der Pariser Kommune ist die konkrete Formulierung des Inhalt 

der proletarischen Diktatur. Die Geschichte der revolutionären Bewegungen des französischen Pro-

letariats im 19. Jahrhundert ist die Geschichte der theoretischen und praktischen Konkretisierung der 

Diktatur des Proletariats. Die Kommune vollendete gewissermaßen die erste Phase dieses Prozesses, 

mit ihr begann zugleich die zweite entscheidende Phase, die in der Konkretisierung der Sowjetmacht 

gipfeln sollte. 

In den „Klassenkämpfen in Frankreich“ und im „Achtzehnten Brumaire“ zog Marx aus den Erfah-

rungen des Juniaufstandes das Fazit, daß der nächste Schritt der französischen Revolution darin be-

stehe, „nicht mehr wie bisher die bürokratisch-militärische Maschinerie aus einer Hand in die andere 

zu übertragen, sondern sie zu zerbrechen“ (Marx an Kugelmann am 12. April 1871). Wodurch aber 

soll die zerbrochene bürgerliche Staatsmaschinerie ersetzt werden? Diese für die Weiterentwicklung 

der proletarischen Revolution entscheidende Frage beantwortet Marx im „Kommunistischen Mani-

fest“ noch mehr oder weniger abstrakt. Die „Organisation des Proletariats als herrschende Klasse“ 

sollte an die Stelle der bürgerlichen Staatsgewalt treten. In den „Klassenkämpfen in Frankreich“ for-

mulierte Marx auf Grund der Lehren des Juni die Kampfparole: „Sturz der Bourgeoisie! Diktatur der 

Arbeiterklasse!“ Im „Achtzehnten Brumaire“ konkretisiert er diese Parole durch die Losung: „Zer-

brechung der bürokratisch-militärischen Maschinerie“ des bürgerlichen Staates. Aber erst in der 

Kommune trat diese Parole als konkrete Wirklichkeit ins Leben. Die Kommune „war wesentlich eine 

Regierung der Arbeiterklasse, die endlich entdeckte politische Form, unter der die ökonomische Be-

freiung der Arbeit sich vollziehen konnte“ (Marx, Bürgerkrieg in Frankreich). „Das war die Diktatur 

des Proletariats“ (Engels). 

Die revolutionären Erfahrungen des 20. Jahrhunderts, die an die Lehren der Kommune anknüpften 

und über sie hinausführten, haben erst die gewaltige aktuelle Bedeutung dieser Grundlehre des Kom-

munismus wieder ins Bewußtsein der Gegenwart gehoben. In den westeuropäischen sozialdemokra-

tischen Parteien wurde diese Lehre „vergessen“ und verfälscht, nicht nur von den offiziellen „Instan-

zen“, auch der revolutionäre linke Flügel der 2. Internationale, mit Ausnahme der Bolschewiki, hat 

für die Sprache der Kommune nicht das gebührende Verständnis. So kam es, daß Lenin auf Grund 

der revolutionären Ereignisse in Rußland, die das Problem der Diktatur des Proletariats unmittelbar 

auf die Tagesordnung setzte, sozusagen „Ausgrabungen“ vornehmen mußte, um die Lehren, die Marx 

aus der Geschichte der Kommune gezogen hatte, von neuem zu „entdecken“. 

Aber die geschichtliche Entwicklung konnte bei den Erfahrungen der Kommune nicht halt machen. 

In den Revolutionen von 1905 und 1917 haben die Lehren der Kommune auf einer höheren Stufe ihre 

geschichtliche Verwirklichung gefunden. Mit der Verbreiterung [100] der Basis des revolutionären 

Kampfes und der Steigerung der historischen Aufgaben verändert sich die Form der Diktatur des 

Proletariats. Die revolutionäre Massenbewegung „entdeckte“ in den Sowjets die neue, reifere Form 

der proletarischen Diktatur. 
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Die Pariser Kommune war die erste, noch unentwickelte, noch mit Ueberresten eines kleinbürgerli-

chen Demokratismus behaftete Form der Diktatur des Proletariats. Sie konnte sich nur stützen auf die 

vorgeschrittensten Schichten des damaligen, noch unreifen, noch mehr oder weniger in der hand-

werklichen Tradition wurzelnden Pariser Proletariats. Ihre Versuche, die Bauernmassen zu gewinnen, 

kamen nicht über die ersten Ansätze hinaus. Ihre historische Aufgabe beschränkte sich darauf, die 

Vorbedingungen zu schaffen, um „die Elemente der neuen Gesellschaft in Freiheit zu setzen, die sich 

bereits im Schoße der zusammenbrechenden Bourgeoisgesellschaft entwickelt haben“ (Marx;, Bür-

gerkrieg in Frankreich). In einem Artikel: „Dem Andenken der Kommune“ (erschienen am 28. April 

1911 in der Zeitung „Rabotschaja Gazeta“) schrieb Lenin über die Kommune „zur siegreichen sozi-

alen Revolution bedarf es mindestens zweier Vorbedingungen: einer hohen Entwicklungsstufe der 

Produktivkräfte und der Reife des Proletariats“. Diese beiden Vorbedingungen fehlten der Kommune, 

daher konnte sie auch nur die Keimform der Diktatur des Proletariats sein. Die Sowjets von 1905 

waren bereits eine entwickeltere und reifere Form der Diktatur des Proletariats. Ihre soziale Basis war 

breiter und tiefer, als die soziale Basis der Kommune. Sie beruhen auf dem Bündnis des klassenbe-

wußten russischen Industrieproletariats und den unterdrückten Bauernmassen. In der Sowjetmacht, 

die mit der siegreichen Oktoberrevolution den Schauplatz der Geschichte betrat, fand die Diktatur 

des Proletariats endlich die der Epoche des kapitalistischen Niederganges und der proletarischen Re-

volution entsprechende Form, die „als Hebel dienen“ kann, um die gigantische Aufgabe der Verwirk-

lichung des Sozialismus in Angriff zu nehmen und durchzuführen. 

Die zweite wichtige Lehre der Kommune ergibt sich unmittelbar aus der Lehre von der Diktatur des 

Proletariats. Es ist die Lehre von der Hegemonie des Proletariats in der sozialen Revolution. In seinem 

Brief an Kugelmann vom 12. April 1871 macht Marx die „außerordentlich tiefe Bemerkung“ (Lenin), 

daß die Zertrümmerung der bürgerlich-militärischen Staatsmaschinerie „die Vorbedingung jeder 

wirklichen Volksrevolution auf dem Kontinent“ sei. In Verbindung mit dem Problem der Diktatur 

des Proletariats, die an die Stelle der zerbrochenen bürgerlichen „Staatsmaschinerie“ treten soll, be-

deutet diese Bemerkung von Marx, daß die Uebernahme der Macht durch das Proletariat, die Hege-

monie des Proletariats in der Revolution, „die Vorbedingung jeder wirklichen Volksrevolution“ ist. 

Das Proletariat, das in seiner Lage die Lage aller anderen unterdrückten und ausgeplünderten Gesell-

schaftsschichten widerspiegelt, muß als die vorgeschrittenste gesellschaftliche Kraft, als richtungge-

bender und vorwärtstreibender Faktor an der Spitze des revolutionären „Vol-[101]kes“ marschieren. 

Nur dann kann von einer wirklichen und erfolgreichen Volksrevolution die Rede sein. Die Zertrüm-

merung des bürgerlichen Staatsapparates, die Aufrichtung der proletarischen Diktatur ist „Vorbedin-

gung“ für ein festes und freies Bündnis der armen Bauernmassen mit der Arbeiterklasse, die zusam-

men die gewaltige Mehrheit des „Volkes“ bilden. Dieses Bündnis aber ist die „Vorbedingung“ für 

die Festigung der Diktatur des Proletariats und für die Verwirklichung der sozialistischen Umgestal-

tung der Gesellschaft. 

Die Pariser Kommune konnte infolge der Rückständigkeit der ökonomisch-sozialen Verhältnisse die 

historische Aufgabe nicht bewältigen. Sie fand erst in der Oktoberrevolution ihre klassische Verwirk-

lichung. 

Die dritte historische Lehre der Kommune besteht darin, daß eine siegreiche proletarische Revolution 

die Existenz einer starken und prinzipienklaren revolutionären Arbeiterpartei voraussetzt. Die Mißer-

folge der Kommune, ihre Halbheiten und Schwächen, ihre tragischen Fehler, ihre Kurzlebigkeit sind 

im wesentlichen auf das Fehlen einer revolutionären proletarischen Klassenpartei zurückzuführen. 

Das Pariser Proletariat rekrutierte sich in der Mehrheit aus den Schichten des ausgebeuteten kleinen 

Handwerkertums. Die moderne Industrie steckte in Paris noch in den ersten Anfängen. Es gab keine 

eigentliche revolutionäre Arbeiterpartei. Die verschiedenen, auf ungleicher Entwicklungsstufe des 

Klassenbewußtseins beruhenden politischen Gruppierungen des Proletariats spiegelten in ihrer Man-

nigfaltigkeit gerade die mangelnde Reife des Proletariats wider. In der Kommune, die aus den Wahlen 

vom 26. März hervorging, saßen ebenso wie im Zentralkomitee der Nationalgarde Vertreter der ver-

schiedensten Richtungen: kleinbürgerliche Anarchisten Proudhonscher Prägung, Blanquisten, 

Babouvisten, Jakobiner und Anhänger der Internationalen Arbeiterassoziation. Die Internationalisten 
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waren in der Minderheit, aber ihre ideologisch-führende Rolle tritt trotz ihrer persönlichen, politi-

schen und theoretischen Unerfahrenheit und Schwäche bei allen entscheidenden Maßnahmen der 

Kommune klar zutage. 

Erst die Erfahrungen der Kommune und der blutigen Maitage haben die Hirne der französischen Ar-

beiter von den letzten Resten des kleinbürgerlich-demokratischen Utopismus und der patriotischen 

Illusionen befreit. Die Kommune und ihre Niederlage besiegelten den Bankerott des kleinbürgerlich-

anarchistisch-reformerischen Proudhonismus und bahnte dem Marxismus, als der einzigen der Größe 

der Aufgabe entsprechenden Theorie der proletarischen Revolution den Weg zu den Hirnen und Her-

zen der französischen Arbeiterklasse. Die Kommune bezahlte mit ihrer Niederlage die geschichtliche 

Lehre, daß die Organisierung der Revolution und die Organisierung der Macht der siegreichen Ar-

beiterklasse ohne eine starke revolutionäre Arbeiterpartei unmöglich ist. Die russische Oktoberrevo-

lution verdankt der Verwirklichung dieser Lehre der Kommune ihren Sieg. [102] 

Mitteldeutschland 1921  
Von E r n s t  S c h n e l l e r  

Am 50. Jahrestag der Pariser Kommune – am 18. März 1921 – ließ der sozialdemokratische Ober-

präsident Otto Hörsing seine Hundertschaften zur Niederschlagung der mitteldeutschen Bewegung 

marschieren. Die Niederschlagung der kommunistischen Bewegung sollte der Auftakt zu den Repa-

rationsverhandlungen werden, die im Mai 1921 im Londoner Abkommen mit der Festlegung von 121 

Milliarden Reparationen ihren Abschluß fanden. Es galt, mit der Niederschlagung des deutschen Pro-

letariats vor den räuberischen imperialistischen Mächten die Verhandlungsfähigkeit der deutschen 

Regierung zu beweisen, so wie die Polizeiprovokation Zörgiebels 1929 der Auftakt zu den Young-

Verhandlungen in Paris war, und wie vorher 1919 die Vernichtung der bayerischen Räterepublik die 

Voraussetzung für den Abschluß des Versailler Friedensvertrages war, und wie 1871 die Niederschla-

gung der Pariser Kommune Vorbedingung für die Durchführung des Bismarckschen Friedens von 

Frankfurt gewesen ist. 

Die Ueberprüfung der Ereignisse im März 1921 zeigt auf der einen Seite große Fehler seitens der 

Parteiführung, auf der anderen Seite ist es notwendig und an der Zeit, die positiven Seiten der Kämpfe 

von 1921 in das richtige Licht zu rücken. 

Die VKPD hatte in Mitteldeutschland einen sehr starken Einfluß. Die Landtagswahlen im Februar 

1921 zeigten, daß die Mehrheit der proletarischen Massen zur Partei stand. Sie erhielt damals 204.000 

Stimmen, die SPD 71.000 und die USP 76.000. Die VKPD hatte also um 50 Prozent mehr Stimmen 

als die beiden anderen Parteien zusammen. Die Lage war für die Bourgeoisie um so bedrohlicher, als 

der kommunistische Einfluß auf verhältnismäßig kleine Gebiete (Mansfelder Land, Merseburger Ge-

biet, Leuna) am stärksten konzentriert war. Die Führung der Gewerkschaften und der SPD signali-

sierten größte Gefahr. Der sozialdemokratische Oberpräsident der Provinz Sachsen, Hörsing, machte 

sich selbst zum Bluthund für Mitteldeutschland. Es kam für ihn darauf an, die schlagkräftige Organi-

sierung des mitteldeutschen Proletariats zu verhindern, die revolutionäre Arbeiterschaft zu bewaffne-

ten Auseinandersetzungen zu provozieren. In der amtlichen Denkschrift der sozialdemokratischen 

preußischen Regierung („Die Märzunruhen und die preußische Schutzpolizei, Amtliche Denkschrift 

des Ministeriums des Innern 1921“ Kameradschaft-Verlagsgesellschaft 1921) berichtet: 

„Der Oberpräsident der Provinz Sachsen ist am 14. März mit dem Verlangen hervorgetreten, das 

Industriegebiet des Regierungsbezirks Merseburg mit der Schutzpolizei zu belegen, und zwar: 

a) um die Landwirtschaft gegen die zahlreichen Felddiebstähle durch organisierte und bewaffnete 

Banden zu beschützen; 

b) um in den großen industriellen Werken die Massendiebstähle [103] wertvoller Rohmaterialien 

(Grubenholz, Kupfer usw.) zu verhindern. (Die Werkpolizei hatte sich hierzu außer Stande ge-

zeigt); 

c) um die Nachforschungen nach verborgenen Waffen fortzusetzen. Mit dem 18. März sollen verlegt 

werden: 
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a) Abteilung Polizeimajor Folte (Stärke zwei Hundertschaften Magdeburg, eine Hundertschaft Halle, 

eine Hundertschaft Eulenburg nach Eisleben, Mansfeld und Hettstedt); 

b) Abteilung Polizeimajor Fendel-Sartorius (Stärke zwei Hundertschaften Merseburg, zwei Hundert-

schaften Mühlhausen, eine Hundertschaft Annaburg, eine Hundertschaft Magdeburg), eine Abtei-

lung aus Berlin unter Polizeimajor Bessel. 

Auftrag zu a: den Mansfelder Gebirgskreis zu besetzen, polizeilich zu säubern und nach Waffen ab-

zusuchen. 

Auftrag zu b): Für den Fall, daß die Aktion Folte Unruhen auslösen sollte, Aufstandsbewegungen im 

Gebiet Merseburg, Geiseltal sowie bei Schaffstedt, Teutschental im Keime zu ersti-

cken.“ 

Die Arbeiterschaft war auf diese Provokation weder politisch noch organisatorisch vorbereitet. Aber 

sie antwortete mit gewaltigen spontanen Bewegungen. Im gesamten Mansfelder Land wurden die 

Gruben stillgelegt. Das Leunawerk schloß sich der Bewegung an. Die Denkschrift der Regierung muß 

zugeben: „Der gesamte Mansfelder See. und Gebirgskreis sowie die Gegend um Halle, Merseburg, 

Weißenfels, Naumburg, Bebra, ferner zwischen Halle und Könnern brannten in offenem Aufruhr. 

Die Bewegung greift weit über Mitteldeutschland hinaus. Es kam zu großen Streikbewegungen in 

Hamburg, Ruhrgebiet, Berlin und Sachsen. 

In der Zeit vom 18. März (Besetzung des Mansfelder Landes) bis zum 1. April (Gefecht bei Besen-

stadt ) am letzten größeren Kampftag, war es der Partei nicht möglich, den überraschend ausgebro-

chenen Kampf unter einheitliche Führung zu stellen und in genügender Weise zu verbreitern. Die 

Kämpfe zerflatterten in eine große Zahl mit größter Kühnheit durchgeführter Einzelaktionen, wäh-

rend die Bourgeoisie über eine festorganisierte, geschlossene Truppe von 36 Hundertschaften, eine 

Hundertschaft Kavallerie und eine Batterie Feldgeschütze mit großen Reichswehrreserven als Rück-

halt verfügte. Besonders günstig für die Hörsingsche Provokation war der Zeitpunkt, nämlich die 

Osterwoche, gewählt. Der Höhepunkt des Kampfes war der 24. März, der Donnerstag vor Ostern. 

Für die entscheidenden Tage vom 24. bis 29. März fehlt infolge der Arbeitsruhe in fast allen Betrieben 

die entscheidende Voraussetzung für die Verbreiterung des Kampfes auf der Grundlage des politi-

schen Massenstreiks gegen die Hörsing-Provokation. 

Hörsings Polizei hat im Leunawerk und im Mansfelder Gebiet mit unerhörter Brutalität gewütet. Die 

Mordtaten von Schraplau, Hettstedt, Eisleben, Leuna, Besenstadt übertrafen selbst die Brutalitäten 

der Zeitfreiwilligen von Mechtersstadt und der unter Severings [104] Verantwortung mordenden 

Watter-Banden im Ruhrgebiet während der Kapp-Kämpfe 1920. 

In diesen Kämpfen sind von den Regierungstruppen gegen 3500 Gefangene – zum größten Teil be-

waffnet – gemacht worden. Die Zahl der Arbeiter, die mit der Waffe in der Rand gekämpft haben, 

läßt sich – auch schätzungsweise – nicht feststellen. Jedenfalls geht sie in viele Tausende. Diese Tat-

sache beweist die ungeheure Kraft der Bewegung. Diese Kämpfe gehören zu den besten Taten der 

mitteldeutschen Arbeiter, sie sind ein Ruhmesblatt in der Geschichte der deutschen Arbeiterbewe-

gung. Trotz aller Fehler und Mängel Das Proletariat hat einen bisher unerhörten Elan, eine gewaltige 

Kampfkraft gezeigt. Es fehlte ihm an einer genügend geschulten und organisierten Führung. Es fehlte 

an taktischer Beweglichkeit, es fehlte an der richtigen Verbindung und Anwendung der verschiede-

nen Kampfmethoden, es fehlte vor allem die Beweglichkeit in der Durchführung des Rückzuges vom 

bewaffneten Kampf einzelner Truppen zum breitesten politischen Massenstreik. 

SPD und USP sowie die Gewerkschaftsbürokratie solidarisierten sich vollkommen mit der Blutaktion 

des Oberpräsidenten Hörsing und der Severing-Regierung. Sie glaubten die Gelegenheit ergreifen zu 

können, die im Anwachsen begriffene kommunistische Massenbewegung vernichten zu können. 

Hunderttausende von Exemplaren einer gemeinen Sudelschrift: „Die Blutschuld der Kommunisten“ 

wurden unter den Arbeitern verteilt. Darin wurde vor „Moskau“ graulich gemacht! „Moskau braucht 

Leichen!“ wurde zum Deckmantel der ungeheuerlichsten Arbeitermorde. – Damals konnte das noch 

mit gewissem Erfolg deklamiert werden. Es ist richtig, daß breite Teile der Arbeiterschaft sich von 
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den Verdächtigungen und Verleumdungen der Konterrevolution verführen ließen und vom Kommu-

nismus abrückten, ja vielfach gingen sogar kommunistische Gruppen, (die vom Kampf n i ch t  erfaßt 

waren) in Trümmer. Das erklärt sich aus der Tatsache, daß die Parolen der Partei verfrüht waren und 

deshalb keinen genügenden Widerhall finden konnten, zum andern aber aus der Tatsache, daß den 

Hörsing und Severing, Crispien und Dittmann, in Paul Levi, Däumig und Konsorten aus der Führung 

der VKPD Verbündete gegen die revolutionäre Bewegung erstanden waren. 

Paul Levi war von jeher ein Gegner des bewaffneten Kampfes des Proletariats und er solidarisierte 

sich hier faktisch mit dem bewaffneten Kampf gegen die revolutionäre Arbeiterschaft. 1919 waren 

es Paul Levi und August Thalheimer (August Thalheimer hat sich in der Frage der Märzaktion von 

Paul Levi getrennt), die die Kommunistische Partei vor bewaffneten Auseinandersetzungen warnten, 

die in Anweisungen und Aufrufen den bewaffneten Aufstand ausdrücklich ablehnten und an seiner 

Stelle den Generalstreik als da s  entscheidende Kampfmittel anpriesen. Heißt es doch im März 1919 

im Aufruf anläßlich der großen Kämpfe in Berlin: „Das Proletariat hat nichts zu tun, als nichts zu 

tun!“ In einem Rückblick auf das Jahr [105] 1919 beurteilt selbst Paul Fröhlich die damalige Führung 

der Partei in folgenden Worten („Internationale“, Jahrg. 1921, S. 70.): 

„In der Tat, die Partei hat damals nicht den Aufstand gerufen, sondern v o r d e m  A u f s t a n d  g e w a r n t. Und 

sie hat damit nicht nur die Soldaten, sondern auch die Arbeiter i m  S t i c h  g e l a s s e n, die sich über die Par-

teiparolen hinwegsetzten und ihrem revolutionären Instinkt folgend zur Waffe griffen. Sie hat damit den 

G e i s t  d e r  I n i t i a t i v e  in der Partei und in der Arbeiterklasse g e t ö t e t. 

Die Folgen davon haben sich gezeigt in der schwankenden Haltung, die die Zentrale den Münchener Ereignis-

sen gegenüber einnahm und der entnervenden Kritik, die nach der Niederlage gegen die Münchener Kommu-

nisten einsetzte. Sie zeigten sich in der Unentschiedenheit und Haltlosigkeit beim Kapp-Putsch und bei man-

cher anderen verpaßten Gelegenheit.“ (Sperrungen von mir. E. S.) 

Aus diesem Geiste heraus, der 1919 das Zuströmen revolutionärer Arbeiter zur Kommunistischen 

Partei verhindert hatte, der die Kommunistische Partei in ihrer Aktionsfähigkeit entscheidend ge-

schwächt hat, traten die Levi-Anhänger gegen den Märzaufstand auf. Es waren nicht die einzelnen 

Fehler der Aktion, sondern es waren die prinzipiellen Fragen der Bewaffnung des Proletariats und 

des bewaffneten Aufstandes, die Paul Levi zum Kampf gegen die Partei veranlaßten. Die Partei, die 

revolutionäre Vorhut des Proletariats, war auf Grund der Erfahrungen von 1919/20 über diese Füh-

rung hinausgewachsen. Diese Führung hatte jedoch immerhin verhindert, daß die Partei das Gesamt-

problem richtig verstand und richtig anzupacken imstande war. Gegen den Willen dieser Führer kam 

es zum bewaffneten Kampf. Kein Wunder, daß diese Aktion nicht fest in den Händen der Partei war! 

Die Partei selbst war infolge dieser Führung nicht voll aktionsfähig. Die revolutionäre Vorhut des 

Proletariats stellte von sich aus die Frage des bewaffneten Aufstandes und bewies damit, über welch 

ungeheure Kraft sie verfügt. Seit den Erfahrungen dieses Märzkampfes konnte das Problem des be-

waffneten Aufstandes nicht mehr aus der Arbeiterbewegung entfernt werden. Die Partei stand in den 

Märztagen 1921 vor der Aufgabe, sich ganz klar durch die Tat zur Entwicklung von der Partei der 

radikalen Arbeiterbewegung zur Partei des revolutionären Umsturzes zu bekennen. 

Durch den mitteldeutschen Aufstand ist die Partei durch die Praxis vor der breitesten Arbeiteröffent-

lichkeit zur Partei des bewaffneten Umsturzes geworden. Die Diskussionen von 1919 bis 1920 über 

Diktatur oder Demokratie wurden durch die Tat der mitteldeutschen Arbeiter auf eine höhere Stufe 

gehoben. Bisher war die bewaffnete Aktion nur Verteidigungsmittel gewesen (Kämpfe 1919 20); die 

Lehren von Marx, Engels und Lenin über den bewaffneten Aufstand als Kunst waren den deutschen 

Arbeitern so gut wie unbekannt. Diese Probleme wurden jetzt Lebensprobleme der Massen. Nicht 

nur für Rußland, auch für Westeuropa ist der Machtkampf bewaffneter Kampf, wenn sich das Prole-

tariat nicht selbst aufgeben will. 

Heute erscheint uns diese Problemstellung so klar, daß wir gar nicht mehr daran denken, daß in der 

Entwicklung vor 1921 ganz andere Auffassungen verbreitet worden sind. Sie haben ja auch nach 

[106] 1921 gewirkt. Die Niederlage von 1923 war nur auf dieser Basis der Verleugnung der Lehren 

der Märzaktion 1921 möglich. In den Massen des Proletariats hat sich jedoch eine entschiedene 



Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 12 – 80 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 05.04.2023 

Wendung vollzogen, wie das in vielen bewaffneten Aktionen des Jahres 1923 zum Ausdruck kommt. 

Die Parteileitung von 1923 hatte mit den Fehlern von 1921 auch das Positive der Märzaktion „über-

wunden“ – sie wollte nicht in die Fehler von 1921 verfallen, darum lehnte sie aktive, offensive Durch-

führung der notwendigen Aktionen unter selbständiger Führung der Kommunistischen Partei ab – sie 

verfiel auf die Fehler von 1919, vor den Massen die Problemstellung des bewaffneten Aufstandes 

abzulehnen. Aber sie war nicht imstande, in den Massen die Tradition von 1921 zu ertöten. 

Daß die brandleristische Parteiführung die Märzaktion später im Ganzen ablehnte, ist zweifellos da-

rauf zurückzuführen, daß sie die prinzipiellen Fragen nie ganz klar zu stellen wagte. 

Schon 1921 war es, Brandler, der vor dem Außerordentlichen Gericht Eberts, das Tausende von re-

volutionären Arbeitern wegen Beteiligung an der Märzaktion verurteilt hatte, die Grundsätze der 

Komintern vollständig verleugnete. In dem von Brandler herausgegebenen Protokoll der Gerichtssit-

zung*) heißt es (Seite 39): 

„Was ich Ihnen jetzt sage, sage ich nicht etwa, um mich juristisch zu verteidigen, um diesen politisch unsinni-

gen Auffassungen entgegenzutreten, ehe Sie mir vielleicht, weil Sie ganz falsche Auffassungen vom Kommu-

nismus haben, Jahre meines Lebens entziehen, so daß ich draußen nichts mehr sagen kann; deswegen will ich 

diese letzte Gelegenheit benutzen, um gegen dieses Ungeheuerliche, was man den Kommunisten unterschiebt, 

unter dem Fallbeil der Sondergerichte zu protestieren. Ich sage: Diktatur des Proletariats i s t  m ö g l i c h  s o g a r  

b e i  B e s t e h e n  d e r  d e u t s c h e n  V e r f a s s u n g. Was bedeutet Diktatur des Proletariats? Diktatur des Pro-

letariats bedeutet im Sinne der Kommunistischen Internationale, daß die Macht der Arbeiterklasse zum aus-

schlaggebenden Faktor in der Gesellschaft und im Staate wird. 

Es kann sein, daß die Arbeiter-Regierung vielleicht schon in 14 Tagen in Deutschland möglich ist, und zwar 

o h n e  H o c h v e r r a t! Wie die Demokraten sich jetzt im Reich halten, das zeigt, daß sie aus der Regierung 

heraus wollen, wie sich die Deutschnationalen und die Deutsche Volkspartei benehmen, zeigt, daß sie die 

Regierung stürzen wollen, die Basis dieser Regierung ist so schwach, und nachdem das Entente-Ultimatum 

einmal angenommen worden ist, ist für Deutschland nur e i n e R e g i e r u n g  möglich, die es durchführt. (!! E. 

S.) Da gibt es zwei Möglichkeiten: Entweder die allerbrutalste Diktatur der kapitalistischen Interessen, oder 

die Diktatur der Arbeiterklasse, und wir Kommunisten werden alles tun, ob es erlaubt ist oder ob es verboten 

ist, was den Interessen des Proletariats entspricht, u n d  d a s  i s t  D i k t a t u r. Ich will Ihnen auch sagen, welche 

Art Maßnahmen wir dann ergreifen, wenn wir diese Macht bekämen. Wir würden die Arbeiter mobilisieren 

und die Arbeiter-Regierung zwingen, durch Verordnungen, wie sie jetzt Ebert erläßt, um das Streiken zu ver-

bieten, um Sondergerichte gegen uns Kommunisten zu errichten, durchzuführen, nicht um den Arbeitern das 

Streiken zu verbieten, sondern dem Unternehmertum und den Kapitalisten das ungeheure Profitemachen zu 

erschweren und unmöglich zu machen. 

Ich sage Ihnen auch: Die Gewaltanwendung n a c h  der Eroberung der politi-[107]schen Macht durch das Pro-

letariat in Deutschland wird abhängen bei der Ausübung der Diktatur davon, welche Gewalt gegen sie ange-

wandt wird, um sie zu vernichten und zu stürzen. (Alle Sperrungen von mir. E. S.) 

Bei dieser Verleugnung der elementarsten Grundsätze der Kommunistischen Internationale ist es kein 

Wunder, daß die brandleristische Führung den Massen nicht helfen konnte, die richtige Stellung zur 

Märzaktion zu finden. Immerhin konnte die Führung 1921 den Standpunkt Brandlers nicht teilen. 

Gewiß erschien auch ihr der bewaffnete Aufstand mehr oder weniger als eine Verschwörerangele-

genheit und nicht als eine Angelegenheit der Massen, sie mußte sich zu der vollendeten Tatsache des 

bewaffneten Kampfes in Mitteldeutschland stellen. Auf den Kern selbst ging sie nicht ein – und blieb 

damit hinter den Massen zurück. 

Im Kampf gegen Levi, gegen SPD und USP in der Solidarität mit den kämpfenden Arbeitern, mit den 

Tausenden politischer Gefangener, mit den Hunderten im offenen Kampfe Gefallener, der schmäh-

lich gemeuchelten Genossen, beschritt die Parteileitung entschieden einen falschen Weg, indem sie 

gerade die Fehler der Aktion zur Grundlage der revolutionären Strategie und Taktik zu machen ver-

suchte. Sie entwickelte die Theorie von der revolutionären Offensive. Zwar wies sie die in loser Ver-

bindung mit dem Kampfe vorgekommenen individuellen Terrorakte (Sprengung von öffentlichen 

 
*) Der Hochverratsprozeß gegen Heinrich Brandler vor dem außerordentlichen Gericht am 26. Juni 1921 in Berlin – 1921 

Frankes Verlags-GmbH., Leipzig-Berlin. 
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Gebäuden) von sich, aber sie übersah die Notwendigkeit der Gewinnung der Mehrheit der Arbeiter-

schaft für den erfolgreichen bewaffneten Kampf des Proletariats, für den bewaffneten Kampf um die 

Macht. Es heißt in den Leitsätzen über die Märzaktion (angenommen im Zentralausschuß der Partei 

vom 8. April 1921 mit 26 gegen 14 Stimmen): 

„Der Entscheidungskampf um die Macht kann von der Arbeiterklasse nur in einer mächtigen, umfassenden 

Offensive geführt werden. Diese umfassende Offensive k a n n  s i c h  a b e r  n u r  e n t f a l t e n, wenn die Arbei-

terklasse unter kommunistischer Führung erlernt, i h r e  T e i l- u n d  E t a p p e n k ä m p f e  o f f e n s i v  z u  f ü h -

r e n. Die VKPD muß, wenn sie ihre geschichtliche Aufgabe erfüllen will, festhalten an d e r  L i n i e  d e r  r e -

v o l u t i o n ä r e n  O f f e n s i v e, d i e  d e r  M ä r z a k t i o n  z u g r u n d e  l i e g t  und sie muß entschlossen und si-

cher a u f  d i e s e m  W e g e  f o r t s c h r e i t e n.“ 

„... In Zeiten politischer Hochspannung sind s o l c h e  A k t i o n e n, auch wenn sie zu einer vorübergehenden 

Niederlage führen, die V o r a u s s e t z u n g  k ü n f t i g e r  S i e g e  und für eine revolutionäre Partei d i e  e i n z i g  

m ö g l i c h e  A r t, die Massen für sich zu gewinnen, d i e  o b j e k t i v  g ü n s t i g e  p o l i t i s c h e  L a g e  d e n  i n -

d i f f e r e n t e n  M a s s e n  s e l b s t  z u m  B e w u ß t s e i n  z u  b r i n g e n.“ 

... .. Die VKPD mußte den Versuch machen, gestützt auf die eigene Kraft, die Massen m i t z u r e i ß e n, selbst 

a u f  d i e  G e f a h r h i n, daß sie vorerst nur einen engen Kreis der Arbeiterschaft mit sich in den Kampf riß.“ 

[108] Diese Offensiv-Theorie ging also von der Möglichkeit aus, daß die Partei durch Aktionen wie 

in Mitteldeutschland als Te i l aktionen die indifferenten Massen gewinnen könnte. Sie sah in der 

Märzaktion den ersten Versuch, aus der bloßen Agitation und Propaganda herauszutreten, um zur 

Aktion zu kommen. Die politische Aktion mit den schärfsten Kampfmitteln erschien so vor den Mas-

sen als das  Kampffeld der revolutionären Partei. 

Der III. Weltkongreß hat diese Offensiv-Theorie liquidiert und in den Thesen über die Taktik der 

gesamten Internationale den Weg zur Gewinnung der Mehrheit der Arbeiterklasse, den Weg der re-

volutionären Einheitsfront gewiesen. Der III. Weltkongreß sagte ausdrücklich, er 

„hält die Märzaktion der VKPD als einen Schritt vorwärts; die Märzaktion war ein heldenhafter 

Kampf von Hunderttausenden Proletariern gegen die Bourgeoisie und indem die VKPD sich mutig 

zur Verteidigung der mitteldeutschen Arbeiter an die Spitze stellte, hat sie bewiesen, daß sie die Partei 

des revolutionären Proletariats Deutschlands ist; der Kongreß ist der Meinung, daß die VKPD desto 

erfolgreicher ihre Massenaktionen durchzuführen in der Lage sein wird, wenn sie in der Zukunft ihre 

Kampflosungen den wirklichen Situationen besser anpaßt, diese Situationen auf das sorgfältigste stu-

diert und die Aktionen in der einheitlichsten Weise durchführt.“ Es kam also darauf an, daß die Partei 

als Kampforganisation nicht bloß f ü r  die Massen kämpft, sondern die Massen zu f üh r en  versteht. 

Die Partei hat diesen von der Komintern vorgezeichneten Weg unter großen Mühen und Ueberwin-

dung von ungeheuren Fehlern im Laufe der Jahre in Durchführung vieler Aktionen beschritten. Die 

Märzaktion war ein Versuch zur revolutionären Tat. Sie war ein großer Schritt vorwärts zur Heraus-

arbeitung der Führerrolle der revolutionären Partei. Gerade die Märzaktion leitet den Abschnitt in der 

Entwicklung der deutschen Arbeiterbewegung ein, der, nachdem die Partei zur Massenpartei gewach-

sen war, mit den Auseinandersetzungen über die Führerrolle der Kommunistischen Partei in den Ak-

tionen des Proletariats erfüllt ist. 

1923 hat die Partei noch einmal durch ihre Führung in einer großen geschichtlichen Situation versagt. 

Aber sie hat doch gelernt, in vielen kleinen, kühnen Aktionen Millionen Massen von Arbeitern und 

Werktätigen für den revolutionären Kampf zu gewinnen. Der Hamburger Aufstand von 1923 konnte 

nicht, wie der mitteldeutsche Aufstand, 1921, Verwirrung in den Massen hervorrufen, er war viel-

mehr, wiederum getragen vom Elan der revolutionären Vorhut des Proletariats, den kommunistischen 

Arbeitern und Funktionären, den Anhängern der Kommunistischen Partei die kühne Tat, die zur Platt-

form der Rettung der kommunistischen Bewegung vor dem Verfall in den Opportunismus, vor dem 

Liquidatorentum der Brandler und Co. darstellte. 

[109] Die Märzaktion fand die Partei nicht aktionsfähig, weil die Partei in sich nicht einig und ge-

schlossen war! Organisationen wie die KAP konnten die Aktion des mitteldeutschen Proletariats nur 

zersplittern, weil die Partei nicht zur schlagkräftigen Einheit zusammengeschweißt war. Die junge 
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VKPD war aus USP und KPD-Mitgliedern kaum erst zusammengefaßt worden, in der Führung be-

standen große Meinungsverschiedenheiten. 

Die Zwiespältigkeit in den Reihen der Partei war ein Faktor der Niederlage! Der gemeinsame Kampf 

aber wurde auch ein großer Faktor für das Zusammenschweißen der revolutionären Kräfte in der Partei. 

Die Auseinandersetzungen über die Märzaktion wurden in der Partei mit größter Leidenschaft geführt. 

Einheit aber kann nicht bestehen ohne vollständige Einheitlichkeit in der politischen Linie. Die revolu-

tionäre Partei kann die Führung des Proletariats nicht übernehmen ohne die stahlharte Einheit. 

Die Märzaktion hat schließlich das Problem der revolutionären Organisierung der Massen für die 

revolutionären Kämpfe als akutes Problem gestellt. 

Die Kommunistische Partei hat seit 1921 besonders in der Organisierung der Massen ungeheure Er-

fahrungen gesammelt. Nach der Märzaktion 1921 entstand die Rote Hilfe, entstand in Verbindung 

mit der großen Hilfsaktion zur Bekämpfung der Hungersnot in der Sowjetunion die Internationale 

Arbeiter-Hilfe. Das Problem der Umstellung der Partei auf Betriebszellen wurde durch die Märzak-

tion unmittelbar aufgerollt, da in ganz Deutschland Zehntausende der Funktionäre in den Betrieben 

gemaßregelt worden waren. Ebenso begann ernste Arbeit in den Gewerkschaften und in den übrigen 

von den Reformisten beherrschten Massenorganisationen mit größter Intensität. Die Frage der Füh-

rerrolle der Partei wurde zum Problem der wirklichen politischen und organisatorischen Verbindung 

mit den Millionen Massen des Proletariats. Aber erst in der letzten Periode der Parteientwicklung 

führt die Partei klar und konsequent die Politik durch, die den gewaltigen revolutionären Enthusias-

mus der Vorhut des Proletariats, wie wir ihn in den Kämpfen von 1921 bewundern, zur Auslösung 

im gesamten werktätigen Volke bringt. Wir gehen nicht als kleine geschlossene Truppe weitab vor 

den Massen in einzelne isolierte Kämpfe, sondern wir helfen den Massen, mit uns zu marschieren, 

mit uns in immer kühneren größeren Schritten den Weg des revolutionären Massenkampfes bis zur 

entscheidenden Auseinandersetzung mit der herrschenden Klasse, mit den faschistischen Mordban-

den und den sozialfaschistischen Lakaien zu gehen. Die Partei, das haben alle letzten Erfahrungen 

bewiesen, versteht heute zu manövrieren, weicht nicht zurück auf eine Linie, die zur Politik von 1923 

führen müßte, sie läßt sich nicht isolieren, sie muß aber aus 1921 und aus allen Hochtaten der revo-

lutionären Bewegung das eine noch schärfer erfassen: Ungeheure revolutionäre Kräfte sind im Pro-

letariat vorhanden. Sie können nur geweckt werden, wenn nüchterne Erwägung der Situation und der 

erforderlichen taktischen Maßnahmen verbunden ist [110] mit kühnster Offensive in der Durchfüh-

rung einmal beschlossener Aktionen. Und diese Aktionen werden um so erfolgreicher durchgeführt 

werden können, je entschiedener die unbedingte Einheit und Geschlossenheit der Partei durch jede 

einzelne Organisation und durch jeden einzelnen Kommunisten gewahrt wird. 

Der mitteldeutsche Aufstand im März 1921 hat also für die Entwicklung der Kommunistischen Partei 

und der gesamten revolutionären Bewegung neben der h i s t o r i s chen  auch eine erhöhte ak t ue l l e  

Bedeutung. 

Die revolutionäre Bewegung ist heute stärker denn je in die Lage versetzt, große Aktionen des Pro-

letariats durchzuführen und die Probleme der revolutionären Strategie und Taktik in der praktischen 

Tagesarbeit zu lösen. 

Der mitteldeutsche Aufstand 1921 brachte in der jungen Vereinigten Kommunistischen Partei eine 

tiefe Krise zum Ausbruch, die die Partei bis an den Rand der Vernichtung zu führen drohte. Der 

mitteldeutsche Aufstand war die erste große Prüfung für die VKPD als revolutionäre Massenpartei. 

Er erzwang (wenn auch durch Fehler beeinträchtigt) eine klare Frontstellung für oder gegen den be-

waffneten Umsturz. Seitdem hat die Partei manche schwere, ernste Probe bestehen müssen. Die Aus-

einandersetzungen im Jahre 1921 um den Aufstand 1921 sind Vorläufer der Auseinandersetzungen 

des Jahres 1923. Sie sind ein notwendiger Bestandteil der Entwicklung der deutschen revolutionären 

Bewegung. Sie haben geholfen, die Partei zu ,stählen und in der Führung von Aktionen zu schulen. 

Die Partei ist seitdem ungeheuer gewachsen. Sie hat gelernt, Massen zu führen. Als am 1. und 2. Mai 

1929 im Wedding und in Neukölln Berliner Arbeiter auf den Barrikaden kämpften, erinnerte die 
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Kommunistische Partei die Massen daran, daß im Jahre 1921 die Bourgeoisie mit Hilfe der sozialde-

mokratischen Lakaien in Mitteldeutschland versucht hatte, die revolutionären Massen zum bewaff-

neten Kampf zu provozieren, um sie von der Mehrheit des werktätigen Volkes zu isolieren und ver-

nichtend schlagen zu können. 1921 verstand die Partei nicht, der Provokation in der richtigen Weise 

zu begegnen. 1929 stellte sich die Kommunistische Partei auf die Seite der Barrikadenkämpf er. Sie 

solidarisierte sich mit diesem Kampf und verbreiterte ihn, aber nicht auf der Grundlage der bewaff-

neten Auseinandersetzung, sondern auf der Grundlage des politischen Massenstreiks. Sie sagte ganz 

klar, die Situation für den bewaffneten Kampf ist noch nicht da, die größte Steigerung der Stoßkraft 

der Massen lag in der Waffe des politischen Massenstreiks. Diese nüchterne Erwägung mit gleich-

zeitigem kühnen Einsatz aller Kräfte für den politischen Massenstreik hat das Vertrauen zur kommu-

nistischen Führung in hohem Maße befestigt und gesteigert. 

Der Rückblick auf 1921 zeigt uns ein großes Wachstum der revolutionären Bewegung. Die elemen-

tare Kraft, die im Märzaufstand 1921 zum Ausbruch kam, ist nicht nutzlos verpufft, die Lehren von 

1921 sind Gemeingut der revolutionären Partei geworden. 

[111] Noch können die Hörsing und Severing, ebenso die Hitler und Goebbels, im Auftrage des Fi-

nanzkapitals als Werkzeuge der Brüning-Regierung ihr Bluthandwerk gegen die Arbeiter durchfüh-

ren; aber in den Reihen ihrer Anhänger wächst das Mißtrauen, die Kommunistische Partei wird immer 

stärker die Partei des Proletariats; sie geht ihren Weg, den Weg der kühnen Tat und wird die Politik 

der Hörsing und Severing wie der Hitler und Goebbels und deren Auftraggeber, der deutschen Bour-

geoisie und des internationalen Finanzkapitals liquidieren. 

* 

Die organisationspolitischen Aufgaben der Partei zur Organisierung der Volksaktion gegen 

Faschismus Brüning-Diktatur und Preußenregierung  
A u g u s t  C r e u t z b u r g  

I. 

Die Generallinie unserer Organisationsarbeit wird bestimmt durch die Organisationsprinzipien des 

Leninismus, durch die Beschlüsse der Komintern und unserer Partei, sowie durch die, entsprechend 

der jeweiligen Situation, festgelegte konkrete Aufgabenstellung des Zentralkomitees für die Partei. 

Die Organisationsprinzipien des Leninismus sind unabänderlich und sind für jede Sektion der Kom-

munistischen Internationale bindend. Die Beschlüsse der Komintern und unserer Partei sind gleich-

falls für jedes Parteimitglied bindend, unterliegen aber entsprechend der allgemeinen ökonomischen 

und politischen Entwicklung einer ständigen Ueberprüfung, Ergänzung und Konkretisierung. Alle 

Fragen unserer praktischen Politik, unserer Strategie und Taktik stehen also auf immer höherer Stu-

fenleiter und müssen, sollen sich nicht ernste Fehler, Schwächen und Mängel einstellen, immer aufs 

neue entschieden werden. 

Dasselbe trifft zu für alle organisatorischen Fragen, die nicht Organisationsfragen schlechthin, son-

dern Fragen von größter politischer Bedeutung sind. Ohne richtige Lösung der politischen Fragen 

können die Organisationsfragen der Partei nicht richtig gelöst werden und umgekehrt können die 

politischen Beschlüsse der Partei ohne richtige Lösung der Organisationsfragen nicht in die Praxis 

umgesetzt werden. 

Das bedeutet, daß nach jeder neuen politischen Problem. und Aufgabenstellung auch jeweils nicht 

nur die „alten“ Organisationsfragen der Partei neu gestellt und gelöst werden müssen, sondern daß 

auch fortgesetzt neue Organisationsfragen entstehen, von deren rich-[112]tiger Lösung zum – nicht 

gerade untergeordneten Teil die richtige Durchführung der richtigen politischen Beschlüsse der Partei 

abhängt. 

II. 

Die Sammellosung „Vol ksak t i on  gegen  Fasch i smus  – B r ün i n g-Di k ta tu r  und  P reu -

ßen r eg ie run g“, unter der die Partei in den nächsten Monaten alle Kämpfe der Betriebsarbeiter, 
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Erwerbslosen, Angestellten, Beamten, Kleinbauern und des städtischen und ländlichen Mittelstandes 

zusammenfassen wird, betont in erster Linie in stärkster Weise die Führerrolle der Partei in den 

Kämpfen des Proletariats und der übrigen werktätigen Schichten. Sie stellt ferner erneut und konkret 

die Frage der breitesten Massenmobilisierung zur Massenbewegung und damit die Frage der Or ga -

n i s i e r un g aller Kämpfe, die in der Volksaktion zusammengefaßt werden müssen. Damit werden 

aber gleichzeitig erneut aufgerollt alle Probleme unserer Agitation und Propaganda sowie auch die 

Formen und Methoden der Kämpfe selbst. 

Die Partei wird ihre Führerrolle sowohl in den Kämpfen des Proletariats, als auch in den Kämpfen 

der übrigen Schichten nur dann voll gerecht werden können, wenn es ihr gelingt, in erster Linie den 

wichtigsten Kern des Proletariats, die Industrie- und Landarbeiter, fest um sich zu scharen, sie in der 

RGO zu verankern und mit ihnen im Kampf gegen die neu einsetzende Lohnabbauoffensive der Un-

ternehmer den Durchbruch zu erzwingen. 

Zur Erreichung dieses Zieles sind aber eine Reihe organisatorischer Voraussetzungen erforderlich, 

die leider – das muß offen gesagt werden – heute noch keineswegs im nötigen Maße vorhanden sind. 

Einer der schwächsten Punkte unserer Parteiarbeit ist leider nach wie vor die Betriebsarbeit. Und 

doch ist hier das Kettenglied, das wir erfassen müssen, um daran die ganze Kette nach. ziehen zu 

können. 

Was sagte Genosse Lenin schon 1902 über diese Frage: 

„... Nun zu den Betriebszirkeln. Diese sind für uns besonders wichtig; besteht doch die ganze Hauptkraft der 

Bewegung in der Organisiertheit der Arbeiterschaft in den Großbetrieben, denn die Großbetriebe (und Fabri-

ken) umfassen den nicht nur an Zahl überwiegenden, sondern noch mehr an Einfluß, Entwicklung, Kampffä-

higkeit vorherrschenden Teil der gesamten Arbeiterklasse. Jeder Betrieb muß unsere Festung sein.“ 

Es sind in Deutschland vorhanden: 

191.211 Betriebe mit einer Belegschaft von ii bis über 5000 Mann. Diese Betriebe verteilen sich wie 

folgt: 

148.112 mit einer Belegschaft von 11– 50 Mann 

40.189 " " "  51– 500 " 

1788 " " "  501– 1000 " 

1051 " " "  1001– 5000 " 

71 " " "  über 5000 " 

[113] Die Partei hatte im August 1930 Zellen: 

a) in 103 Betrieb, mit einer Belegsch. von 11– 50 Mann = 0,06% 

b) in 702 Betrieb, mit einer Belegsch. von 51– 500 Mann = 1,74% 

c) in 245 Betrieb, mit einer Belegsch. von 501–1000 Mann = 13,70% 

d) in 328 Betrieb, mit einer Belegsch. von 1001–5000 Mann = 31,20% 

e) in 33 Betrieb, mit einer Belegsch. von über 5000 Mann 46,47% 

Die Partei hatte also insgesamt in 1411 oder in 0,73 Prozent aller Betriebe mit einer Belegschaft von 

über 11 Mann Betriebszellen. Davon 103 oder 0,06 Prozent in Kleinbetrieben, 702 oder 1,74 Prozent 

in Mittelbetrieben und 606 oder 20,82 Prozent in Großbetrieben. 

Seit August 1930 wurden in 170 Betrieben neue Betriebszellen geschaffen, so daß die Partei gegen-

wärtig 1581 Betriebszellen hat. 

Diese Betriebszellen sind das wichtigste organisatorische Fundament der Partei, aber gerade deshalb 

muß festgestellt werden, daß diese Anzahl Betriebszellen keineswegs genügt, die Massen der Be-

triebsarbeiter, ohne die eine Volksaktion undenkbar ist, in ernste Offensivkämpfe gegen das Unter-

nehmerturn und Faschismus zu führen. 

Die Partei muß deshalb beim Beginn der Massenmobilisierung für die Volksaktion mit einem ent-

schlossenen Ruck eine en t s ch iedene  Wendung  de r  Gesam t pa r t e i  au f  d i e  Be t r i ebe  

durchführen. Das ist eine der ersten und wichtigsten politischen und organisatorischen Fragen. 
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Die besten objektiven Möglichkeiten zu ihrer Lösung sind gegeben. Für rund sechs Millionen Indust-

rie- und Landarbeiter laufen in den nächsten Monaten die Lohntarife ab. Die Unternehmer rösten zu 

einer neuen noch gewaltigeren Lohnahbauoffensive. Gleichzeitig aber wächst die Radikalisierung der 

Arbeiterschaft in zunehmendem Maße. Ferner haben wir als konkreten Anlaß für die Durchführung 

dieser Wendung den Kampf um die roten Betriebsräte, deren Wahl unmittelbar bevorsteht. Aber auch 

die subjektiven Faktoren zur Durchführung dieser Aufgabe haben sich wesentlich gebessert. Der Mit-

gliederbestand unserer Partei wurde seit September 1930 nahezu verdoppelt. Die Partei ist politisch 

gefestigter als je. Das ZK hat der Partei und der Arbeiterklasse im Programm zur sozialen und natio-

nalen Befreiung und im Aufruf zur Volksaktion gegen Faschismus, Brüning-Diktatur und Preußen-

regierung den Weg zur umfassenden Massenmobilisierung und zum Kampfe klar vorgezeichnet. Die 

RGO hat ihre Reihen gleichfalls wesentlich gestärkt, dasselbe trifft zu für alle übrigen Hilfsorgane 

der Partei, die Fraktionen in den mit uns sympathisierenden proletarischen Massenorganisationen. 

Das Wichtigste aber ist, immer neue Arbeiterschichten stoßen sowohl zur Partei wie zur RGO und 

führen uns fortgesetzt neue Kräfte zu. Es sind also alle Voraussetzungen für diese entschiedene Wen-

dung der Partei auf die Betriebe gegeben. Führt sie die Partei entschlossen durch, wird es ihr möglich 

sein, in kürzester Frist Tausende neuer Betriebszellen der Partei und neue tausende Betriebsgruppen 

der [114] RGO und damit gleichzeitig in diesen Betrieben das revolutionäre Betriebsvertrauensleu-

tesystem zu schaffen. Damit steigert sich die Fähigkeit der Partei und der RGO, die Kämpfe dieser 

Schichten gegen die drohende Lohnabbauoffensive zu organisieren und zu führen und damit erfaßt 

sie gleichzeitig das Kettenglied, an dem sie die ganze Kette nachziehen kann. 

III. 

Bei der Inangriffnahme dieser breiten umfassenden politischen Wendung auf die Betriebsarbeit stellt 

sich die Partei die Aufgabe, zunächst in den, in Deutschland vorhandenen, 9000 Mittel- und Großbe-

trieben mit einer Belegschaft von über 200 Mann, und davon wieder zunächst in den wichtigsten 

entscheidenden Großbetrieben, in einigen Monaten unter allen Umständen starke kommunistische 

Betriebszellen zu schaffen. 

Erreichen läßt sich dieses Ziel nur, wenn zunächst alle Leitungen der Partei mit Kühnheit aus den 

alten und neuen Parteimitgliedern 9000  neue  Funk t i onä re  a l s  I ns t ruk t eu r e  auswählen und 

sie den in Angriff zu nehmenden Betrieben als Helfer und politische Organisatoren zuteilen. Mit Hilfe 

und unter Führung der Parteileitungen müssen diese Instrukteure rasch auf ihr spezielles Aufgaben-

gebiet eingestellt und eingeschult werden. Gleichzeitig muß ihnen aus den benachbarten Betrieben, 

in denen wir bereits eine Betriebszelle haben, und aus den Straßenzellen, die sich um die Betriebe 

gruppieren, eine Anzahl der besten aktivsten Parteiarbeiter als S t u r m gruppen  zur Verfügung ge-

stellt werden. Diese Sturmgruppen müssen ihre Gesamtzellen auf diese Aufgabe konzentrieren, die 

sympathisierenden Arbeiter in den Betrieben registrieren, um diese planmäßig durch die Zellen im 

Betrieb wie auch im Wohngebiet zu politisieren und sie als Mitglieder in die Partei zu führen. 

Hand in Hand damit werden wir das Reservoir an Betriebsarbeitern, die in den überparteilichen Mas-

senorganisationen organisiert sind, planmäßig und restlos ausschöpfen. Auch diese Massen sind po-

litisch gewachsen, sie stehen vor der Tür der Partei, deshalb legen wir jetzt planmäßig eine Registratur 

der Betriebsarbeiter in diesen Massenorganisationen an und organisieren eine planmäßige Werbung 

unter ihnen vor allem durch unsere Fraktionen. Ist ein Arbeiter für die Partei gewonnen, muß er sofort 

dem Instrukteur des Betriebes oder der schon bestehenden Betriebszelle zwecks Einreihung in diese 

überwiesen werden. Gleichzeitig mit dieser zähen intensiven Werbung unter den Betriebsarbeitern 

zum Aufbau der Betriebszellen der Partei, werden wir die Schichten der Arbeiter, die politisch noch 

nicht für den Eintritt in die Partei reif sind, zu Be t r i ebsg r uppen  de r  RGO zusammenfassen. 

Ebenso werden wir im ständigen Kampf um Lohn und Brot, gegen Faschismus und Sozialfaschismus 

in den Betrieben, in denen es uns gelungen ist, einen Stützpunkt zu schaffen, den po l i t i s chen  

Ve r t r auenskö r pe r aufbauen, der seine Fäden in alle Abteilungen und Werkstätten erstreckt. 

Damit erhalten die Vo l lve r s amm lungen  de r  r o t e n [115] Be t r i ebs r ä t e  und  de r  r evo l u -

t i onä r en  Ve r t r auens l eu t e, die, obwohl die Aufgabe von der Parteiführung fortgesetzt mit allem 
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Nachdruck gestellt wurde, im letzten Jahre leider nur zum geringen Teil durchgeführt wurden, erhöhte 

Bedeutung. Ohne ständige Verbindung dieser organisatorischen Grundeinheiten in den Betrieben un-

tereinander und ohne fortgesetzte politische und organisatorische Aufgabenstellung müssen sie ver-

sagen und nach kurzer Zeit wieder auseinanderfallen. Ohne sie ist aber eine wirkliche Massenmobi-

lisierung für die Wirtschaftskämpfe und für die Volksaktion unmöglich, wie gleichfalls ohne diese 

Vollversammlungen, an denen ebenfalls die politischen Ve r t r auens l eu t e  von  den  S t em pe l -

s t e l l en  de r  E r wer bs l o sen  teilnehmen, eine enge Verbindung der Betriebsarbeiter mit den Er-

werbslosen unmöglich ist. Wie das politische Vertrauensleutesystem in den Betrieben neben den Be-

triebszellen und den Betriebsgruppen der RGO mit ihrem Funktionärkader der wichtigste Hebel zur 

Auslösung von betrieblichen Aktionen sind, genau so ist die örtliche Vollversammlung der wichtigste 

Hebel zur Auslösung und Führung von örtlichen Aktionen. 

IV. 

Die Durchführung dieser entschiedenen Wendung der Partei auf die Betriebsarbeit schafft aber nicht 

nur die wichtigsten Voraussetzungen für die wirkliche Organisierung und Führung der Volksaktion 

gegen den Faschismus, gegen die Brüning-Diktatur und Preußenregierung, sondern sie löst gleich-

zeitig ein anderes wichtiges Problem: die Verbesserung der sozialen Zusammensetzung der Partei 

und bedeutet gleichzeitig einen gewaltigen Schritt vorwärts zur Erreichung des nächsten strategischen 

Zieles, der Eroberung der Mehrheit der Arbeiterklasse. 

Nachdem seit September die Mitgliederzahl der Partei, die regelmäßig ihren Beitrag entrichtet, sich 

nahezu verdoppelt hat, kann die Partei an neue, noch g r öße re  Wer beau f gaben  herangehen. 

Im Rahmen dieses Werbeplanes muß die politische Aufgabe, die das Zentralkomitee in seiner letzten 

Sitzung der Partei stellte: Liquidierung des Masseneinflusses der SPD und Liquidierung der SAJ als 

Massenorganisation, gelöst werden, d. h. die politischen und organisatorischen Methoden, unsere 

Einheitsfronttaktik von unten zur Gewinnung der SPD-Arbeiter planmäßig ausbauen und ganz we-

sentlich verbessern. Hand in Hand damit ist die planmäßige Ueberprüfung all unserer F r ak t i onen  

in den Organisationen, die unter sozialfaschistischer Führung stehen und Abkommandierung von zu-

verlässigen Kommunisten in solche Massenorganisationen, in denen bis heute die Partei noch keine 

oder nur geringe revolutionäre Arbeit geleistet hat, erforderlich. Es ist jetzt der Zeitpunkt gekommen, 

wo wir nicht nur in Massenorganisationen arbeiten müssen, die unter sozialfaschistischer Führung 

stehen, sondern auch in christlichen, gelben und faschistischen Organisationen. Mit allen Mitteln 

müssen wir die politische Linie der Partei, Loslösung der Arbeiter und Gewinnung neuer [116] Ver-

bündeter aus diesen Organisationen durchsetzen. Mit der Durchführung dieses Werbeplanes steht 

gleichzeitig die Frage der Heranbildung neuer Funktionärkaders noch brennender als jetzt. Die Frage 

der Schu lung  de r  neuen  Pa r t e i mi t g l i ede r  und ihre Einreihung in die Parteiarbeit wird in 

immer breiteren Umfang gestellt. Heute sind rund 36 Prozent unserer Parteimitglieder aktive Partei-

arbeiter. Es muß uns im Verlauf eines Jahres gelingen, trotz oder gerade wegen des gewaltigen 

Wachstums der Partei, den Fun k t ionä r kade r auf 50 Prozent aller Mitglieder zu erhöhen. Das ist 

nur möglich, wenn sich alle bestehenden Leitungen befleißigen, vielmehr wie bisher um die neuen 

Mitglieder zu kümmern und ihnen hilfreich bei ihrer Fortentwicklung zur Seite zu stehen. Bei der 

Auswahl dieser neuen Funktionäre muß darauf geachtet werden, daß man ihnen keine zu hohen Auf-

gaben stellt, sondern daß man immer anknüpft an ihren politischen Reifegrad und dabei ebenfalls ihre 

soziale Lage berücksichtigt. Die größte Beachtung muß dabei ferner auf ihre kollektive Weiterent-

wicklung gelegt werden. Das erfordert mehr Massenschulung, mehr Zusammenkünfte der Funktio-

närkader zur Erörterung politischer und organisatorischer Probleme. Dabei müssen wir lernen, alle 

Fragen in unseren Referaten und Materialien so einfach zu behandeln, daß sie diesen neuen Funktio-

nären auch wirklich verständlich sind. Deshalb weg mit der Thesensprache, lieber weniger Fragen 

stellen, dafür aber gründlicher und vor allem, sie restlos klären. 

V. 

Hand in Hand mit der Durchführung dieser Linie zur Eroberung der Mehrheit der Arbeiterklasse, der 

Verbesserung der sozialen Zusammensetzung der Partei, der Verstärkung unserer Betriebspositionen 
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und der Entwicklung neuer aktiver Funktionärkader in der Partei, muß gleichzeitig die Arbeit zur 

He r s t e l l ung  de s  Bündn i s s e s  m i t  den  üb r i gen  ausgebeu t e t en  und  un t e r d r ück te n 

Sch i ch t e n wesentlich verstärkt werden. Es genügt nicht, einmal breite Delegiertenkonferenzen ge-

gen den Faschismus zu organisieren und durchführen, viel wichtiger ist die Frage der Zusammenhal-

tung dieser Delegierten, ihre fortgesetzte politische Beeinflussung, ihre politische Ausnutzung unter 

ihren Anhängern und ihre ständige Ergänzung durch die Einbeziehung neuer noch breiterer Delegier-

tenmassen. 

In der Durchführung gerade dieser Aufgabe stehen wir erst am Anfang. Neben der häufigeren örtli-

chen Zusammenfassung dieser Delegierten gibt es eine ganze Reihe Möglichkeiten ihrer fortgesetzten 

planmäßigen politischen Beeinflussung. Die Partei muß versuchen, diesen Delegierten fortgesetzt 

unsere Literatur und andere besondere Materialien zu liefern und sie endlich zu gewinnen als ständige 

Leser für unsere Presse, Zeitschriften usw. Sie müssen ferner fortgesetzt angeregt werden zur selb-

ständigen Mitarbeit an unserer Presse. Sie sollen die Fragen behandeln, die jeweils sie und ihre An-

hänger interessieren. Es genügt auch keineswegs, daß das Zentralkomitee [117] unserer Partei sich 

bemüht, für diese Schichten besondere Tagesforderungen und Losungen zu formulieren und sie mit 

unseren allgemeinen Losungen zu verbinden. Es müssen vielmehr auch hier die unteren Leitungen 

die größte Selbstinitiative entfalten und versuchen, diese Forderungen und Losungen entsprechend 

den besonderen bezirklichen oder örtlichen Verhältnissen zu konkretisieren, da es nur so möglich 

wird, diese Massen in breiter Front zum Kampfe zu mobilisieren und loszulösen von fremden ideo-

logischen und organisatorischen Einflüssen, denen sie heute noch oft unterliegen. Nur im Kampfe 

selbst werden die Kräfte dieser Schichten ebenso wie die Kräfte der Arbeiterschaft wachsen. Nur im 

Kampfe selbst werden sie lernen, neue und höhere Kampfesformen und Methoden anzuwenden, nur 

im Kampfe selbst wird auch das Proletariat unter Führung der Kommunistischen Partei die Hegemo-

nie erkämpfen und diese Schichten mit den Arbeitermassen zu verbinden, daß die Volksaktion gegen 

Faschismus, gegen Brüning-Diktatur und Preußenregierung über sich selbst hinaustreibt zur Volks-

revolution, zum Sturze des kapitalistischen Systems. 

VI. 

Im Rahmen der Durchführung all dieser Aufgaben hat unsere Parteipresse die größte Bedeutung. 

Abgesehen von der wichtigen Rolle, die unsere Presse als Mittel der Agitation und Propaganda unter 

all diesen Schichten hat, muß sie immer mehr auch zum organisatorischen Faktor werden. Leider 

wird sie heute noch ihrer Aufgaben nur in sehr geringem Ausmaße gerecht. Es steht deshalb als eins 

der wichtigsten zentralen Probleme vor der Partei, diesen Mangel so rasch wie möglich zu beheben. 

Dazu ist erforderlich, daß unsere gesamte Presse so rasch wie möglich zu einer wirklichen breiten 

Massenpresse ausgestaltet wird. Das kann sie aber nur werden, wenn die Massen selbst fortgesetzt zu 

ihrer Ausgestaltung herangezogen werden, da sie nur so wirklich auf alle Fragen, die die Massen 

interessieren, Antwort geben wird. Nur so werden auch die Voraussetzungen für eine breite Massen-

verbreitung unserer Presse geschaffen. Verbunden mit diesem Ausbau unserer Presse muß gleichzei-

tig viel intensiver wie bisher eine zähe intensive Werbung für sie in allen Betrieben und allen Orten 

organisiert und planmäßig durchgeführt werden. Das Zentralkomitee wird in Zukunft für diese Pres-

sewerbung ebenfalls im Werbeplan eine konkrete Aufgabe stellen und die Durchführung dieses Pla-

nes genau so scharf kontrollieren wie die Werbung neuer Mitglieder für die Partei. Jede Unterlassung 

auf diesem Gebiet wäre sträfliche Vernachlässigung eine der wichtigsten Aufgaben, die vor der Ge-

samtpartei stehen. 

Dieselbe straffe Kon t ro l l e, wie sie vom ZK. bei der Durchführung gefaßter Beschlüsse und der vor 

der Partei stehenden Aufgaben geübt wird, muß jetzt planmäßig von den Bezirksleitungen für jede 

einzelne Ortsgruppe und jede Betriebs- und Straßenzelle organisiert werden. In Verbindung mit der 

Organisierung dieser Kontrolle muß gleichzeitig die stärkste Selbstkritik an allen Schwächen und 

[118] Mängeln der Parteiarbeit entfacht werden. Nur dadurch werden diese wirklich aufgezeigt, nur 

dadurch wird die Partei gezwungen, Mittel und Wege zu ihrer Behebung zu finden und nur dadurch 

wird gleichzeitig die stärkste Selbstinitiative von unten in allen Parteikaders und in der Gesamtpartei 

entfacht. Was wir heute auf diesem Gebiet haben, sind nur Ansätze und z. T. nicht einmal gute. Das 
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muß und wird in den nächsten Monaten anders werden, wenn jede Parteileitung sich bemüht, diese 

Selbstkritik der Massen zu wecken. 

Je mehr unsere Parteileitungen sich bemühen, die durch die Selbstkritik bloßgelegten Fehler, Schwä-

chen und Mängel zu beseitigen, um so mehr wird ihre Autorität wachsen. Die Partei braucht diese 

wachsende Autorität, sie braucht die schöpferische Selbstinitiative der Massen, sie braucht hundert-

fach verstärkte Organisationsarbeit, um ihre richtigen politischen Beschlüsse in die Tat umsetzen zu 

können. 

* 

Der Ruhrstreik, seine Lehren und Erfahrungen  
Von E. B i r k e n h a u e r  

„Die Vorgänge der letzten Tage im Ruhrbezirk waren ein Mahnungs- und Warnungszeichen 

für Möglichkeiten, für die die jetzigen Ereignisse den Charakter einer Art Generalprobe ge-

tragen haben.“ (Rheinisch-Westfälische Zeitung vom 7. Jan. 1931.) 

a) Politische Offensive unter Führung der RGO 

Der Januarstreik der 58.000 Ruhrkumpels ragt weit an politischer Bedeutung über den Berliner Me-

tallstreik sowie über die Streikbewegungen in Nordwest und Mansfeld hinaus. Der Streik war ein 

Streik in der Gegenoffensive unter Führung der RGO. Mit ihm beginnt ein neuer Abschnitt von 

Streikkämpfen. Er war der erste Streik unter der Brüning-Regierung seit dem Zeitpunkt ihrer offenen 

Maßnahmen zur Durchführung der faschistischen Diktatur. Der Berliner Metallstreik wurde immer-

hin noch – wenn auch mit dem Ziel, ihn zu verraten – teilweise von den Reformisten unterstützt. Das 

gleiche war in den Streiks 1930 im Nordwestgebiet wie in Mansfeld der Fall. Das Neue am Ruhr-

bergarbeiterstreik ist die Tatsache: er wurde allein von der RGO vorbereitet, ausgelöst und durchge-

führt, während Reformisten, Christen und Nazis von der ersten Stunde der Vorbereitung an aktive 

Streikbrecher und bewußte Lohnräuberagenten waren. Weiterhin demonstrierte der Ruhrstreik, daß 

heute die Bourgeoisie mit Bürgerkriegsmitteln die Lohnkämpfe der Arbeiter niederhalten muß. 

Der Ruhrstreik zertrümmerte durch die Praxis die reformistische These von der Nichtdurchführbar-

keit eines Streiks in der Periode einer tiefgehenden kapitalistischen Krise. Zehntausende von Ruhr-

kumpels streikten ohne einen Pfennig gewerkschaftlicher Unterstützung. Beinahe eine Million Lohn-

ausfall war durch den Streik zu verzeichnen. Diese gewaltigen Opfer bringt das Proletariat nur, wenn 

es Vertrauen zu einer Führung besitzt. Der Streik liefert den Beweis, daß nicht nur die Möglichkeit, 

sondern die Notwendigkeit besteht, in einer Krise zu kämpfen. Die tiefgehende Weltwirtschaftskrise 

erfaßt Deutschland mit besonderer Wucht und insbesondere dessen industrielles Herz, das Ruhrge-

biet. Der Vorstoß des Zechenkapitals auf einen zwölfprozentigen Lohnabbau war nichts anderes als 

der Ausdruck der eigenen Schwierigkeiten, des Versuchs des Kapitals, auf dem Weltmarkt konkur-

renzfähiger zu sein und seine eigenen Profite zu multiplizieren. Und schließlich waren der Vorstoß 

der Kohlenkönige sowie der Angriffskampf des Grubenproletariats ein lebendiger Ausdruck der 

durch den Young-[119]plan in Deutschland entstandenen wirtschaftlichen und politischen Krise. Die 

Losungen der Streikenden waren von Beginn des Kampfes an w i r t s cha f t l i che  und  po l i t i s che  

Losunge n. Der Streik richtete sich nicht nur gegen die Lohnräuber. sondern mit besonderer Schärfe 

gegen den Youngplan, gegen die Politik des Brüning-Kabinetts und seine Severingschen Hilfsgen-

darmen, gegen die zentrümlichen und Hitlerschen Kapitalsknechte. 

Der Offensivkampf an der Ruhr entlarvte die streikbrecherischen Gewerkschaftsbürokraten, enthüllte 

die Rolle der reformistischen Verbände als Organisatoren und Lakaien des Lohnraubes und schuf die 

Notwendigkeit der Scha f f un g des  r o t en  „Ei nhe i t sve r bandes  de r  Be r ga rbe i t e r“. 

Der Streik sprengte die Arbeitsgemeinschaftsverhandlungen zwischen reformistischer Gewerk-

schaftsführung, Brüning-Regierung und den Unternehmern, die um die Jahreswende in Berlin statt-

fanden. Die Reformisten konnten es infolge der revolutionären Kraftentfaltung der streikenden Koh-

lenarbeiter nicht wagen, den Kumpels einen solchen Arbeitsgemeinschaftspakt mit dem Ziele des 

offenen Lohnraubes vorzulegen. 
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Das zwischen der Industrie, den Gewerkschaften und dem Reichskabinett abgekartete Spiel, die Ter-

mine der einzelnen Tarifabläufe in einer für das Unternehmertum günstigen Form hintereinander zu 

schieben, die verschiedentlichen Ansätze der Lohnräuber und ihrer reformistischen Lakaien, am 19. 

Dezember bzw. am 29. Dezember bzw. in den ersten Januartagen durch einen Schiedsspruch den 

Lohnraub zu dekretieren, wurde von den streikenden Kumpels durch die wuchtige Offensive durch-

kreuzt. Der Streikbeginn überraschte die Klassenfeinde. Die Tariftermine für das Wurmrevier, die 

Verhandlungen für den oberschlesischen Bergbau, der Tarifablauf für den Hamburger Hafen wurden 

aufgeschoben bzw. verlängert. D i e  Es sene r  Ve r hand l ung  vom  1 9. Dezem ber  f l og  hoc h, 

weil die Streikvorbereitung der RGO den Lohnräubern energisch in die Parade fuhr. Alle organisato-

rischen und taktischen Maßnahmen der Bourgeoisie zur Durchführung des Lohnraubes trugen deut-

lich den Stempel der Fu r ch t vo r de r RGO, des Manövrieren. vor der durch die Partei und RGO 

entfachten revolutionären Massenkraft. Die strategischen Pläne der Bourgeoisie wurden durch die 

Offensive der Kumpels unter Führung der RGO durchkreuzt. Es gelang uns, das verbrecherische und 

lohnräuberische Verhalten der Gewerkschaftsbürokraten bereits lange vor Streikbeginn zu entlarven, 

als die reformistische „Bergbauindustrie-Zeitung“ erklärte, die Kumpels müßten auch „ein Notopfer 

tragen“ und die Bergarbeiterführer hätten sich „mit einem geringen Lohnabbau schon immer einver-

standen erklärt.“ 

E i ne  Haup t s t ä r ke  des Ruhrstreiks war der übe r r a schende  Streikbeginn. Die fehlerhafte Ter-

minstellung im Berliner Metallstreik wurde an der Ruhr vermieden. Der Generalalarm der Partei am 

29. Dezember klappte bereits vorzüglich. Er war i l l ega l  o r gan i s i e r t. Der Streikbeginn am 2. Ja-

nuar fand den Gegner in den ersten Streikstunden fassungslos. (Polizei, SPD und Nazis.) Die Ueber-

raschung der Gegner drückt ein Bericht der „Frankfurter Zeitung“ vom 8. Januar 1931 aus. Es heißt 

dort: 

„Der zweifellos überraschende Erfolg der wilden Streikpropaganda am 2. und 3. Januar muß um so mehr 

auffallen, als eine eigentlich tariflose Zeit erst nach Ablauf der Kündigungsfrist, am 15.1., eingetreten wäre. 

Als Auftakt für die linksradikale Gewerkschaftsgründung war der tatsächliche Umfang des wilden Streiks 

beachtlicher, als es vorher von Gegnern und Freunden erwartet worden war ...“ 

Der „Dortmunder Generalanzeiger“, das Mitteilungsblatt des Husemannschen BAV, sagt am 4. Ja-

nuar: „Jedenfalls wird der weitere Verlauf des Streiks die Gewerkschaften, die zunächst ebenso über-

rascht waren, wie Polizei und Zechenverwaltungen ...“ 

Selbst die „Deutsche Bergwerks-Zeitung“ vom 6. Januar mußte den großen Erfolg der RGO anerken-

nen, indem sie schrieb: 

„Die Parole der RGO, die von der kommunistischen revolutionären Gewerkschaftsopposition im Ruhrbergbau 

herausgegeben worden ist und die immerhin einen g e w i s s e n  E r f o l g  (!) erzielt hat, der auch von sachkun-

digen Beurteilern der Situation nicht vorausgesehen wurde (!) ... Der Streik [120] im Ruhrbergbau war der 

Erfolg einer systematischen kommunistischen Aktion ...“ 

Es paßt durchaus in den Rahmen sozialdemokratischer Schwindeleien, wenn der „Vorwärts“, das 

Zentralorgan der SPD, zur gleichen Zeit in seiner Betrachtung über den Ruhrstreik am 5. Januar 1931 

schreibt: „Heute ist die Stimmung im Ruhrrevier äußerst gereizt. Das  T re i ben  de r  Kom m uni s -

t i s chen  Pa r t e i  sp i e l t  j edoch  nu r  e i ne  un t e r geor dne t e  Ro l l e.“ (!) 

Die angstschlotternden reformistischen „Bergarbeiterführer“ dachten jedoch anders, weil sie an Ort 

und Stelle die Keulenhiebe der RGO-Offensive spürten. So schrieb der „Dortmunder Generalanzei-

ger“ vom 4. Januar: 

„Ein Bergarbeiterführer bezeichnete die Stimmung im Hamborner Streikgebiet als zumindest so gefährlich, 

wie im Katastrophenjahr 1920, kurz nach Ausbruch des Kapp-Putsches.“ 

Die kühne politische Offensive der Streikenden an der Ruhr belebte die Streikbewegung in ganz 

Deutschland. Die Remscheider Metallarbeiter, die Textilsklaven des Bergischen Landes, das Gruben-

proletariat Oberschlesiens und andere Industriegruppen gingen in die Streikoffensive. Der politische 

Streik der Danziger Hafenarbeiter und die Streikbewegung im Hamburger Hafen – das alles sind 

hochpolitische Kampfbewegungen, die nicht zuletzt durch den Ruhrstreik befruchtet wurden. 
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Der Ruhrstreik hat es zuerst mit besonderer Klarheit gezeigt – und die nachfolgenden Streiks haben 

es bewiesen – d aß  de r  Kam pf  des  P r o l e t a r i a t s  um  se i n  S t ück  Br o t  von  de r  Bour geo i -

s i e  mi t  bü r ge r k r i egsm äß i gem  E i nsa t z, m i t  m ör de r i s chem  Te r r o r  und  de r  ve r b r e -

che r i s c hs t en  r e f o rm i s t i s chen  Gegenak t i on  beantwortet wird. Die von der Severing-Poli-

zei in das Streikgebiet hineingetragene Bürgerkriegsaktion signalisiert weithin die gewaltige Ver-

schärfung der Situation, den Grad der politischen Zuspitzung und der Heftigkeit und Ausgereiftheit 

der Klassengegensätze. Die Entfaltung revolutionärer Massenenergien, die Ummünzung der radika-

lisierten S t im m ung  des Proletariats in ak t i ve  Kam pf hand l ung  demonstriert, daß  wi r  au f  

e i ne r  höhe r en  S t u fe  de r  K l a s sen ause i nande r s e t zungen  ange l ang t  s in d. 

Der Um f ang  de s  S t r e i k s  ist natürlich bedeutend größer, als Reformisten und Unternehmerpresse 

es darzustellen versuchen: Auf 37 Schachtanlagen streikten 60-100 Prozent der gesamten Beleg-

schaft. Auf 16 Schachtanlagen streikte eine Minderheit von 15-50 Prozent der Belegschaft. Auf wei-

teren 43 Schachtanlagen wurde außerdem durch die Aktion der RGO die Streikauslösung versucht. 

Auf 96 Schachtanlagen wurde also aktiv für den Tag, an dem der zentrale Kampfausschuß das Signal 

zum Losschlagen gab, die Streikparole als aktuelle Aktionslosung propagiert. 

Es  i s t  von  ungeheu re r  Wi ch t igke i t  f e s t zus t e l l e n, daß  nu r  do r t, wo  vo r be r e i t ende  

Kam pf ausschüs se  vo r handen  wa r e n, de r  S t r e i k  ausge l ö s t  bz w. ve r such t  wur d e. 

N i ch t  a n  e i ne r  e i nz i gen  S te l l e, wo  ke i ne r l e i  Kam pf auss c hüs se  gewäh l t  war e n, 

wur de  de r  S t r e i k  ve r such t. Insgesamt bestanden vor Streikbeginn etwa 110 vorbereitende 

Kampfausschüsse in den Bergbaubetrieben des Ruhrgebiets. 

D i e  ka t a s t r opha l e  w i r t s cha f t l i che  Lage  de r  Ruhr be r ga rbe i t e r  und die intensiven 

Streikvorbereitungen der RGO schufen die Grundlage für den Offensivkampf. Nachstehend einige 

Ziffern über das Elendsdasein der Kumpels: Seit Kriegsende sind mehr als 10.000 Bergarbeiter in 

deutschen Gruben vom Kapitalismus getötet worden. Mehr als 700.000 deutsche Bergarbeiter wurden 

schwer verletzt durch Ausbeutung, Antreiberei und Rationalisierung. Seit dem Jahre 1922 ist allein bis 

Ende 1930 die Belegschaft des gesamten Ruhrgebietes um 266.000 Mann reduziert worden. Von den 

im Jahre 1922 vorhandenen 546.000 Ruhrkumpels waren Ende 1930 nicht einmal mehr 280.000 Berg-

arbeiter übrig geblieben. Der Grad der Ausbeutung der Grubenproleten der Ruhr geht aus folgenden 

Unterlagen hervor: Die Lohnkosten je Tonne Nutzförderung betrugen pro Kumpel 7,04 Mk. im April 

1928 bei einem Förderanteil von 1172 Kilo-[121]gramm. Im Oktober 1930 betragen aber die Lohn-

kosten je Tonne bloß 6,36 Mk., und das bei einem e r h öh t en Förderanteil von 1415 Kilogramm. 

Diese Ziffern bedeuten, daß innerhalb von zwei Jahren eine Lohnreduzierung von mehr als 10 Prozent 

vorgenommen wurde, ohne die durch Zwangsspruch, Paragraph 48 und Notverordnung diktierte 

Lohnkürzung von 6 Prozent nach dem Ruhrstreik. Dabei ist bemerkenswert, daß dasselbe Vestag-

Konsortium, das durch Stillegung der Hütte Ruhr o r t-Me ide r i ch  den Lohnraub an den Metall-

Proleten erpressen will, den größten Teil der Ruhr-Schachtanlagen besitzt. Mit einem Anteil von 

28,56 Millionen Tonnen weist die Vestag eine Beteiligung von 23,11 Proz. an der Gesamt-Kohlen-

produktion des Ruhrgebiets auf. 

D i e  Wich t i gke i t  des  Ruhr geb i e t s, die wirtschaftliche Bedeutung und die Schlüsselstellung 

jener Industrie zwischen Rhein, Lippe und Ruhr – und demgemäß auch die dort im Januar 1931 vor 

sich gegangene Streikbewegung – geht aus folgenden Ziffern hervor: 

 Reich Ruhrgebiet v. H. 

Bodenfläche qkm  472.000  3000  0,64 

Bevölkerung  63.000.000  4.000.000  7 

Steinkohlenvorräte Milliarden T.  78.000  55.000  71 

Steinkohlengewinnung 1929  153.600.000  118.000.000  77 

Kokserzeugung 1929  32.300.000  28.200.000  88 

Roheisenerzeugung 1929  13.100.000  10.350.000  71 

Rohstahlerzeugung 1929  10.100.000  12.080.000  78 

Ein allumfassender Kohlenarbeiterstreik im Ruhrgebiet würde – wie das die obigen Ziffern beweisen 

– mit einem Schlage das industrielle Herz Deutschlands, das rheinisch-westfälische Industriegebiet, 
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stillegen, weil die Kohlenindustrie aufs engste mit der Schwerindustrie verflochten ist. Der Januar-

streik von 1931 war ein Vorgefecht für spätere umfassende Streikbewegungen an der Ruhr, die die 

ganze Industrie des Westens lahmlegen und auch die Kohlentransporte zur Abgeltung der Tributleis-

tungen (Youngplan) unmöglich machen werden. 

b) Die Vorbereitung des Ruhrbergarbeiterstreiks 

Die Vorbereitungen zum Ruhrstreik begannen bereits während des Streiks der Nordwestarbeiter im 

Sommer des Jahres 1930. Schon im Juli 1930, also sechs Monate vor dem Streik, fand eine große 

Bergbau-Delegiertenkonferenz für das Ruhrgebiet in Bochum statt, die die Marschroute, organisato-

rischen Vorbereitungen und die Mobilisierungsmethoden festlegte. Die am 15. November stattgefun-

denen UB-Konferenzen der vorbereitenden Kampfausschüsse und der Schachtvertreter sowie der 

RGO-Gruppen führten zur Wahl des z en t r a l e n  vo r be r e i t end e n Kam pf ausschus se s. Die 

erste Schachtdelegiertenkonferenz am 21. Dezember war bereits von 506 Delegierten besucht, die 

121 Schachtanlagen mit mehr als 180.000 Kumpels vertraten. Eine neue Mobilisierungsmöglichkeit 

war durch die Gesamtkündigung der Gedinge im Ruhrbergbau für den Termin des 1. Januar 1931 

gegeben. Die für den 1. Dezember 1930 aufgerollte Frage der Arbeitszeit im Ruhrbergbau (Kündi-

gung des Mehrarbeitszeitabkommens und Zwangsspruch der Regierung) schuf wohl eine große Er-

regung unter den Ruhrkumpels. Aber eine Bewegung entstand noch nicht, obwohl der zentrale vor-

bereitende Kampfausschuß zu diesem Termin bereits einen Höhepunkt des Kampfes schaffen wollte. 

Die RGO nahm durch die Anregung des Genossen F l o r i n einige wichtige und notwendige Korrek-

turen der Kampfforderungen vor. Im ursprünglich beschlossenen Kampfprogramm wurde z. B. eine 

Lohnerhöhung von 1 Mark pro Mann und Schicht, ferner die Sechsstundenschicht unter Tage gefor-

dert. Die Reformisten machten vor der Wahl zum 14. September ein demagogisches Wahlmanöver, 

indem sie ihrerseits die Siebenstundenschicht unter Tage und 50 Pfennig Lohnerhöhung pro Kopf 

und Schicht forderten. Daß es ihnen nicht ernst war mit diesen Forderungen, geht daraus hervor, daß 

die Kündigung des Arbeitszeit- und Lohntarifs nicht von ihnen, sondern von den Unternehmern vor-

genommen wurde. 

Die auf Vorschlag des Genossen Florin angeregte geschickte strategisch-taktische Wendung der 

RGO-Führung führte zur Entlarvung dieser demagogischen Wahlforderungen der Husemänner. Die 

RGO erklärte, als erste Etappe der Erreichung von 1 Mark Lohnerhöhung und der Sechsstunden-

[122]schicht für die reformistische Forderung auf se Pfennig Lohnerhöhung und Erkämpfung der 

Siebenstundenschicht gemeinsam mit den SPD-Arbeitern kämpfen zu wollen. Diese Wendung ent-

larvte die Husemänner als Betrüger und erbrachte uns die Sympathie neuer Kaders von Bergarbeitern, 

insbesondere von SPD- und gewerkschaftlich organisierten Kumpels. 

In der guten und systematischen organisatorischen Vorbereitung des Ruhrbergarbeiterstreiks liegt der 

wichtigste Schlüssel zu der erfolgreichen Offensive dieses Kampfes. Die Aufstellung betrieblicher 

Kampfprogramme hat sich als durchaus richtig und notwendig erwiesen. Dort, wo nach den Anwei-

sungen des zentralen vorbereitenden Kampfausschusses der be t r i eb l i che  Kam pf aus schuß  be-

reits in wichtige Arbeitskörperschaften (Kommissionen) aufgeteilt war, wurden die Vorbereitungsar-

beiten bedeutend besser erledigt, als dort, wo die Leitung ohne diese organisatorische Einteilung und 

Systematik arbeitete. Die wichtigsten Kommissionen, die die betrieblichen Kampfausschüsse wählen 

sollten, waren folgende: a) politische Kommission (engere Kampfleitung), b) der Solidaritätsaus-

schuß, c) der Organisationsausschuß, ferner d) die Agitations-, e) die Finanz-, f) die Streikschutz. und 

g) die Jugendkommission. 

Nur dort, wo die vorbereitenden Kampfausschüsse regelmäßig tagten und an die Schaffung arbeits-

fähiger Unterkommissionen in der aufgezeigten Art herangingen, war ein stärkerer Erfolg zu verspü-

ren. 

Ein wichtiges Moment der Vorbereitungsarbeit ist die Steigerung der Streik. Stimmung und die 

Schaffung der Streiksicherheit. Das kann man nur erreichen durch breiteste Auswertung aller RGO-

Erfolge, durch dauernde Betonung und Berichterstattung über die wachsende Kampffront, durch 
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Massenaktionen der Erwerbslosen, die den Streikgewillten versichern, ihnen nicht in den Rücken zu 

fallen, durch Mobilisation sämtlicher proletarischen Reserven (z. B. Massenorganisationen), durch 

aktive Kampfbündnisse und durch die Gewinnung des werktätigen Mittelstandes. Für den werktäti-

gen Mittelstand, wie auch für die Transport- und Metallarbeiter sowie für die Frauen gingen beson-

dere Flugblätter und Propagandamaterialien heraus. In einem Flugblatt wurde z. B. dem Mittelstand 

gezeigt, wie durch den geplanten Lohnraub ein Ausfall an Umsatz in Höhe von 100 Millionen Mark 

eintritt und dadurch der gewerbliche Mittelstand um einen Gewinnsatz von mehr als 15 Millionen 

Mark geschädigt wird. Im Flugblatt hieß es dann weiter: 

„15 Millionen Mark Gewinnverlust für den Händler, den Bäcker, Metzger, Schuhmacher, Zigarrenhändler, für 

den kleineren Wirt und die sonstigen Mittelstandsexistenzen! 15 Millionen Mark Ausfall an Einkommen – das 

bedeutet den Bankrott von 5000 bis 6000 kleingewerblichen mittelständlerischen Existenzen des Ruhrkohlen-

beckens.“ 

Unmittelbar vor der Streikauslösung gab als letzte Anweisung in der Etappe der Vorbereitung der 

zentrale vorbereitende Kampfausschuß klare Instruktionen über die nächsten zu treffenden Maßnah-

men. Darin wurde die Rolle der betrieblichen Einheitsfront, die führende Rolle der KPD-Betriebs-

zelle, die konkreten Aufgaben des vorbereitenden Kampfausschusses, die besondere Aufgabe der 

RGO-Betriebsgruppe, ferner das Arbeitsfeld der roten Betriebsräte und Vertrauensleute konkret für 

den Termin der Streikauslösung behandelt. Größtes Gewicht wurde auf den Kampf gegen den Op-

portunismus, auf das Massenstreikpostenstehen, auf die Notwendigkeit der Schaffung einer Be -

t r i ebsweh r, sowie auf die Mobilisierung der gesamten werktätigen Bevölkerung gelegt. Das Bünd-

nis zwischen den Organisierten und den Unorganisierten unter Führung der RGO, die Einbeziehung 

sozialdemokratischer, christlicher und parteiloser Arbeiter in die betrieblichen Kampforgane hatte die 

besten Wirkungen für die Entwicklung des Streikwillens der Belegschaften. Seit November fanden 

auf breitester Grundlage die Streikführerkurse der RGO statt Ein Stab von RGO-Instrukteuren bear-

beitete die unteren Organisationen. Ueberall dort, wo regelmäßig Betriebszeitungen erschienen, 

wuchs die Streikbegeisterung der Kumpels. Die Betriebszeitungen im Ruhrgebiet erreichten im Mo-

nat Dezember, im wichtigsten Vorbereitungsmonat zum Streik, ihren höchsten Stand: Etwa 128 Be-

triebszeitungen trommelten allein im Dezember zum Losschlagen. Diese Ziffer ist die höchste Ziffer, 

die das Ruhrgebiet während der letzten drei Jahre erreicht hat. [123] 

c) Die Durchführung des Streiks 

Die günstigste Methode der Auslösung wurde von den vorbereitenden Kampfausschüssen für jede 

Schachtanlage auf das genaueste festgelegt. Es erwies sich als richtig, diese Maßnahme zu treffen, 

um die Streikauslösung zu gewährleisten. Die Streikauslösung in den Waschkauen gelang überall 

dort, wo diese Aktion gut vorbereitet und mutig einsetzte; sie mißlang dort, wo sie ungenügend vor-

bereitet wurde, rote Betriebsräte feige kniffen und wir den Reformisten die Möglichkeit gaben, in 

breiter Form zu Wort zu kommen. 

Ueber die Situation am 1. Streiktage berichtet der faschistische „Mittag“ vom 3. Januar: 

„Namentlich bei Schichtwechsel kommt es zu einem zeitweise beängstigenden Andrang der Massen vor den 

Zechentoren. Aus Erwerbslosen, Frauen und Kindern gebildete Sprechchöre fordern auf den Straßen zu den 

Schachtanlagen, so zu Thyssen 2/5, zum Streik auf und bringen Hochrufe auf die Räterepublik aus ... Vor den 

Zecheneingängen bilden die Erwerbslosentrupps Spalier ...“ 

Obwohl mit diesem Hinweis des Versuch gemacht werden soll, den Streik als eine von „Außen“ 

organisierte Aktion darzustellen, ist es doch richtig, daß die Erwerbslosenstaffeln, ferner besondere, 

aus Frauen bestehende Stoßbrigaden und Stoßtrupps revolutionärer Jungarbeiter die stärkste Aktivität 

durch Organisierung des Massenstreikpostenstehens entfalteten. 

De r  Te r mi n  de r  Aus l ö sung  am  2. J anua r  war absolut richtig: 1. Der Streik der 180.000 eng-

lischen Kumpels mußte unterstützt werden. 2. Es galt, den oberschlesischen, vom Lohnraub bedroh-

ten Bergarbeitern zu Hilfe zu eilen. 3. Gerade in der überraschenden Offensive lag die Stärke der 

Bewegung. 4. Unser offensiver Streikbeginn verhinderte die Bildung der zentralen Lohnraub-Arbeits-

gemeinschaft. 
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Das  U l t im a t um  de r  vo r be r e i t enden  Kam pf ausschüs s e traf die Gegner gänzlich unvor-

bereitet. Die durch die Schlichterverhandlungen am 29. Dezember ausgesprochene Gesamtkündigung 

der Ruhrbergarbeiterschaft zum 15. Januar bedeutete natürlich – wie das durch die Tatsachen bestätigt 

wurde – die konk r e t e  Androhung des Lohnraubes. Der Kü nd i gungsansch l ag  auf den Schacht-

anlagen wurde mit dem  Ul t i ma t um  der Belegschaften beantwortet. Folgende Forderungen wurden 

von den Kampfausschüssen bei den Zechendirektionen zur verbindlichen Bestätigung eingereicht. 

„1. Sofortige Zurücknahme der Kündigungen! 

2. Keinerlei Lohnabbau und keinerlei Verschlechterungen der Arbeitsbedingungen. 

3. Siebenstundenschicht mit Lohnausgleich und Einstellung der erwerbslosen Bergarbeiter in den Produkti-

onsprozeß.“ 

Die Aufstellung der hier unter 3. genannten Forderung: der Einreihung der erwerbslosen Kumpels in 

den Arbeitsprozeß, wirkte als sehr stark mobilisierender Faktor an den Stempelstellen. 

D i e  Aus l ö sung  de r  zwe i t en  S t r e i kwe l l e  wurde auf der am 11. Januar stattfindenden 

Schachtdelegiertenkonferenz zwar n i ch t o f f i z i e l l  beschlossen, aber den Belegschaften empfoh-

len. Die zweite Streikwelle gelang darum nicht, weil einmal keine weiteren und gesteigerten Streik-

vorbereitungen erfolgt waren, weil sich ferner der dezimierende Einfluß der Reformisten und Chris-

ten stark geltend machte, weil drittens am Montag, dem 12. Januar, der Polizeiterror in unerhörtestem 

Maße einsetzte und weil sich schließlich unter unseren eigenen Genossen vielerorts eine gewisse 

Streikmüdigkeit entwickelte. 

d) Der Bürgerkriegseinsatz der Polizei 

Bereits vor Streikbeginn fanden Sturm- und Schießübungen der Polizei auf stillgelegten Zechen statt. 

Privattelephoninhaber wurden durch Kriminalbeamte ersucht, für den Streikfall ihre Telephone ver-

traulich zur Verfügung zu stellen. Bei Streikausbruch setzte die Polizei mit den Mitteln des Bürger-

krieges [124] ein. Die Zechenkolonien glichen Kr i egs sch a up l ä t z en. Mit Panzerwagen, Ueber-

fallautos, Polizeiflitzern, Motorradfahrer- und Radfahrerkolonnen wurde ein maßloser und brutaler 

Terror in den Bergarbeitervierteln entfacht. Es ist einer der größten Fehler und Versäumnisse der 

Führung der Partei und der RGO des Ruhrgebietes gewesen, auf diesen Bürgerkriegseinsatz der Po-

lizei nicht früh genug hingewiesen zu haben. Die Mängel der Gegenaktionen des Proletariats und der 

zum Teil äußerst ungenügende Gegenstoß der Streikenden gegen den Polizeiterror, sind nicht zuletzt 

die Folgen dieser Versäumnisse. Wie zu Kriegszeiten verbreitete die Bourgeoisie die Nachricht, die 

Streikenden schössen mit Dumdum-Geschossen. In der gemeinsten Weise wurde verbreitet, daß die 

drei von der Polizei ermordeten Arbeiter von Streikenden erschossen worden seien. 

Die Bourgeoisie sah nicht mit Unrecht im Ruhrstreik eine Generalprobe kommender Auseinander-

setzungen. Die schwerindustrielle „Rheinisch-Westfälische Zeitung“ wies in ihrer Nummer vom 7. 

Januar darauf hin, daß bei kommenden Kämpfen mehr „Schutz“ vorhanden sein müsse. Die Schwie-

rigkeit bestände darin, „daß  e i nes  de r  w i ch t i g s t e n, dem  s t aa t l i chen  Schu tz  d i enenden  

Or gan e, näm l i ch  d i e  Re i chsweh r, wegen  de r  neu t r a l en  Zone  n i ch t  e ingese t z t  we r -

den  da r f.“ Das Kapitalistenblatt schreibt über die Stärke der Streikbewegung im Kampf gegen die 

streikbrecherschützenden Staatsorgane: 

„Nicht die ziffernmäßige Stärke der Partei ist ausschlaggebend für das Gelingen ihrer Kampfhandlungen, die 

hauptsächlichsten Gefahren bringen vielmehr die breiten Massen der Sympathisierenden, die auch jetzt wieder 

bei einer taktisch geschickt ausgenutzten Situation genau so hinter die kommunistische Parole treten werden, 

wie sie es 1920, 1923 usw. ebenfalls getan haben.“ 

Die grüßte Sorge der Schwerindustrie ist die Tatsache, daß erst diplomatische Verhandlungen geführt 

werden müssen, um bei kommenden Streikkämpfen die Reichswehr in das Industriegebiet einsetzen 

zu können, besonders auch zum „Schu t z  l ebenswi ch t ige r  An l age n“ (Eisenbahn, Post, Tele-

graph, Gast Wasser, Elektrizität, Hochöfen, Kokereien usw.). Die Forderung der Schwerindustrie, 

sowohl wie der Nationalsozialisten läuft auf das gleiche heraus: Pa r i s so l l  be i  S t r e i k s  i m  Ruhr -

geb i e t  den  E i nm arsch  de r  Re i chswehr  gegen  d i e  Be r ga r be i t e r  ge s t a t t e n. Nachste-

hend dazu zwei Aeußerungen, die diese Uebereinstimmung kundtun: 
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„Befragung der zuständigen Zentralstellen ... ob die Heranziehung der notwendigen Nebenformationen ge-

währleistet ist, und ob Vorbereitungen getroffen sind, für die sofortige Einleitung diplomatischer Verhandlun-

gen, mit dem Ziel, Blankovollmachten für die Reichswehr zum Einmarsch in die neutrale Zone im Falle von 

Unruhen zu erhalten.“ (Rheinisch-Westf. Ztg. 7. Januar 1931) 

Zur gleichen Zeit schreibt der nationalsozialistische „Niederdeutsche Beobachter“ in seiner Ausgabe 

vom 8. Januar bei der Behandlung des Ruhrstreiks: 

„Der westdeutsche Industriebezirk liegt fast ganz in der neutralen Zone ... Da muß man fragen, ob Vorberei-

tungen für die sofortige Einleitung diplomatischer Verhandlungen mit dem Ziel, Vollmachten für die Reichs-

wehr zum Einmarsch in die neutrale Zone im Falle von Unruhen zu erhalten, getroffen sind.“ 

Die schwerindustriellen und nationalfaschistischen Volks- und Landesverräter wetteifern bereits mit 

einander, in der Herbeischaffung militärischer Streitkräfte gegen die Ruhrbergarbeiter unter dem 

Schutz der Entente. Während die Reformisten und das Reichsbanner durch die schwerbewaffneten 

„Schufo“-Garden (im Niederrhein bereits zwei kriegsstarke Regimenter) der Severing-Polizei durch 

Schutz der Streikbrecher und Terror gegen die Streikenden zu Hilfe eilten, konzentrierten sich die 

Nationalsozialisten auf die Bereitstellung i h r e r SA-Tr uppen  a l s  Re i chswehr e r s a t z. Adolf 

H i t l e r  war vor und während des Streiks wiederholt der Gast des Bergbaulichen Vereins in Essen 

und hat auf die komplizierte Lage sowie auf die Unmöglichkeit des Reichswehreinmarsches hindeu-

tend, seine S-S- und S-A-Truppen als zuverlässigen Reichswehrersatz prä-[125]sentiert. Sowoh l  

„Schuf o“, wi e  schwer bewaf f ne t e  S-A-Tr uppen  f l ank i e r t en  im  Ruhr s t r e i k  d i e  

S t r e i kb r eche r  und  ge l e i t e t en  s i e  i n  d i e  Be t r i eb e. Zwi schen  Po l i ze i, Un t e r neh -

m er n, Gewer ks c ha f t s bü r os  und  Naz i pa r t e i l oka l en  he r r s ch te  daue r nde  t e l ephon i -

s che  Ve r s t änd i gun g. 

Die Manöverierfähigkeit der Arbeiter zeigte sich durch stets neue und sich täglich verändernde Me-

thoden des Angriffs gegen den Polizeiterror: Die Kolonien wurden verdunkelt, die Beleuchtung zer-

stört, den polizeilichen Radfahrkolonnen, den Autos und Flitzern wurde durch Ausstreuen von Glas-

scherben, Nägeln und spitzen Steinen, durch Stacheldrahtverhaue und Spannen von Draht. seilen, an 

vielen Stellen das Eindringen in die Kolonien unmöglich gemacht. 

Die Hamborner Kumpels bauten aus Aschenkästen, Pflastersteinen und Holzplanken ba r r i kaden -

ähn l i che  Wi de r s t ände  und  Hi nde r n i s s e. Die Bürgerpresse berichtete davon, wie terroristi-

schen Polizeibeamten Pfeffer in die Augen geworfen, wie Polizeigruppen aus Häusern, Kellern und 

Schlupf. winkeln mit scharfen Schüssen, Ziegelsteinen und Bierflaschen empfangen wurden. Trotz 

Polizeiterrors gelangen meistenteils das Massenstreikpostenstehen, das Zurückdrängen von Streik-

brechertrupps und die Gruppendiskussionen. 

Nicht genügend wurde seitens der Partei vielfach die i l l ega l e  Durchführung wichtiger Kampfmaß-

nahmen organisiert. Geradezu ungeheuerlich ist die Tatsache, daß am 4. Januar über 100 Bochumer 

Parteigenossen sich ausgerechnet am Pa r t e i haus  (!) sammelten und restlos verhaftet werden konn-

ten! Bei dem Widerstand der Streikenden gegen die Polizeibrutalitäten halfen in heldenhaftester 

Weise die Be r ga r be i t e r f r aue n. 

Die Rolle der Jugend im Streik wird insbesondere dadurch unterstrichen, daß sich etwa 7000 Jung-

kumpels heldenhaft am Ausstand beteiligten und, daß außerdem annähernd 500 Berglehrlinge in der 

Streikfront standen. 

e. Die Gründung des EVBD (Einheitsverband der Bergarbeiter) 

Mit Recht wies die „Frankfurter Zeitung“ vom 8. Januar darauf hin: 

„... den gleichen Schlag, den man vor kurzem dem freigewerkschaftlichen deutschen Metallarbeiter-

verband in Berlin versetzen wollte, will man jetzt gegen die tarifschließenden Bergarbeiterorganisa-

tionen führen, deren größte der freigewerkschaftliche Bergbauindustriearbeiter-Verband in Bochum 

in den letzten Jahren in s t e i gendem  Maße  m i t  de r  l i nks r ad i ka l en  Oppos i t i on  in seinen 

eigenen Reihen zu kämpfen hatte ... Als Auftakt für die linksradikale Gewerkschaftsgründung war 

der tatsächliche Umfang des wilden Streiks beach t l i che r, als es vorher von Gegnern und Freunden 
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erwartet worden war. – Die Entlarvung des Husemann-Verbandes als eine offene Streikbruchorgani-

sation und die führende Rolle der RGO waren die besten Vorarbeiten für die Gründung des „Ein-

heitsverbandes der Bergarbeiter“. 

Drei besondere SPD-Aufrufe zum Streikbruch, ein Trommelfeuer reformistischer Denunziationen bei 

der Werksverwaltung und der Polizei, das organisierte und systematische Antreten der streikbreche-

rischen SPD-Funktionäre und ihr polizeigeschützter Marsch zum Schacht – alle diese Tatsachen des 

reformistischen Verrates schufen die beste Basis, schon währ en d der Streikbewegung den roten 

Einheitsverband zu zimmern. 

Die Bedingungen des RGI-Kongresses für die Schaffung neuer Verbände sind durch den schmach-

vollen Streikbruch der Husemann-Bürokraten an der Ruhr in vollstem Umfange gegeben gewesen. 

Die Tatsache, daß der EVBD bis E nd e Feb r ua r  a l l e i n  im  Ruhr geb i e t  mehr  a l s  19.000  

Mi t g l i ede r  werben konnte, ist zwar noch kein vollends befriedigendes Ergebnis, aber doch ein 

Ausdruck dafür, daß ein Massenbedürfnis und die unbedingte Notwendigkeit zur Schaffung eines 

Einheitsverbandes vorlag. Eine gute F r ak t i onsa r be i t  innerhalb des EVBD muß nunmehr einset-

zen, um die revolutionäre Linie des Verbandes zu sichern. [126] 

f. Mängel und Fehler des Ruhrstreiks 

In der Resolution des ZK. der KPD vom Januar 1931 heißt es: 

„Die jüngsten Bewegungen und Massenstreiks offenbarten zugleich mit der ungeheuren Steigerung der 

Kampfkraft und des revolutionären Kampfgeistes der breitesten Massen eine außerordentliche organisatori-

sche Schwäche, mangelndes Orientierungsvermögen, einen Mangel an Entschlossenheit und praktischer Tat-

kraft der Partei und der RGO Hier muß in allen unseren Organisationen von unten bis oben die schärfste bol-

schewistische Selbstkritik einsetzen.“ 

Mit Recht sagt die Resolution des ZK, daß „von unten bis oben“ schärfste bolschewistische Selbst-

kritik einsetzen muß. 

1. D i e  wesen t l i chen  Mänge l  de r  z en t r a l en  Füh r ung  bestanden in folgendem: 

I n  de r  Vor be r e i t ung  des Streiks wurde nicht entschieden genug die Kampfbewegung als eine 

po l i t i s che  Bewegung behandelt. Zu ökonomistisch waren die Losungen und Parolen, so daß auch 

die vorbereitenden Kampfausschüsse in ihren Kampfprogrammen vielfach rein trade-unionistische 

Forderungen aufstellen. Im Dezember vollzog die zentrale Leitung erst eine scharfe Wendung. 

Auf  den  z u  e r wa r t enden  Po l i z e i t e r r o r  wurde in der Zeit der Streikvorbereitung nicht konkret 

genug hingewiesen.. Die unteren Organe stellten sich nicht genügend auf den Terror ein. Die Folge 

des Bürgerkrieg. mäßigen Polizei-Einsatzes war daher bei vielen Arbeitern Ueberraschung und Panik. 

D i e z en t r a l e S t r e i k l e i t un g wurde zwar auf breitester Grundlage der Einheitsfront gewählt. Die 

selbständige Arbeit dieser Leitung wurde aber nicht genügend gefördert. Die kollektive Zusammen-

arbeit und die verantwortliche Heranziehung der neu in die zentrale Streikleitung gewählten – natür-

lich noch unerfahrenen Genossen – wies darum mancherlei Mängel auf. 

2. D i e  vo rbe r e i t enden  Kam pfau s schüs se  und  S t r e i k l e i t unge n. 

Das Problem der Führung ist das Zentralproblem einer Kampfbewegung. Die Se lb s t-I n i t i a t i v e, 

das wirkliche Führen der Bewegung durch die Kampfausschüsse, die selbständige, von oben bis unten 

organisierte Eigentätigkeit der Leitungen – ließen sehr zu wünschen übrig. In die betrieblichen Lei-

tungen wurden als Ausdruck der lebendigen p r o l e t a r i s chen  E i nhe i t s f r on t  in viel zu ge r in -

ge m M a ße christliche, sozialdemokratische, nationalsozialistische und parteilose Arbeiter einbezo-

gen. D i e Auf t e i l ung der Kampfausschüsse bzw. Streikleitungen i n Kom m i ss i one n (Org., Fi-

nanzen, Solidarität, Agitprop usw.) geschah nur vereinzelt. Dort, wo diese Einteilung vorgenommen 

wurde, war die Arbeit besonders erfolgreich („Westfalen“, „Westerholt“, usw.). 

Die Streikleitungen bzw. die vorbereitenden Kampfausschüsse tagten zu unr ege lm äß i g, sie hatten 

die Steuer der Bewegung meist nicht fest in der Hand. Dort, wo die vorbereitenden Kampfausschüsse 
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nur in kleinem Rahmen und von einer Mi nde r he i t der Belegschaft gewählt worden waren, bestand 

die Notwendigkeit, E r gänzungswah l e n bzw. Neuwahlen vornehmen zu lassen. Die betrieblichen 

Leitungen reagierten nicht immer schnell genug auf die Anweisungen der zentralen Leitung. Das 

zeigte sich insbesondere Ende November, als die vorbereitenden betrieblichen Kampfausschüsse mit 

ihren Werksdirektionen Verhandlungen über die Einführung einer neuen  Se i l f ah r t s o r dnung  

einleiten sollten. Nur ein geringer Prozentsatz der Leitungen führte diese Anweisungen durch. Die 

Zusammenarbeit der Betriebsräte mit den neugewählten Kampforganen war meist schlecht. Bereits 

in der Vorbereitung zum Streik müssen Betriebsräte und Kampfausschüsse gemeinsame Instruktio-

nen durch Streikführerkurse usw. erhalten. Besonders stark machte sich auch in der S t r e i kbewe-

gun g da s  Feh l en  e ine s  gu t  f unk t i on ie renden  Ve r t r auensm änne r kör pe r s bemerkbar. 

Nur durch ein Netz politischer Vertrauensleute wird eine Streikbewegung richtig geführt werden kön-

nen. [127] 

3. De r  S t r e i kabb r uch  wa r  ana r ch i s c h. 

Gerade beim Rückzuge muß sich eine Leitung als wirkliche Führung erweisen. Der Rückzug darf 

nicht ohne Anweisung, nicht ohne Führung der Leitung erfolgen. Erst ein geschlossener Beschluß der 

Belegschaft darf zu einer disziplinierten Auflösung der Fronten führen. Unsere Streikleitungen ließen 

aber die Belegschaften meist „mit den Füßen abstimmen“, anstatt früh genug Bedingungen für den 

Kampfabbruch zu stellen und zu fordern: Keinerlei Entlassung! Keinerlei Maßregelung und: Erfül-

lung der betrieblichen Forderungen. 

4. Das  Ka m pf bündn i s  de r  Met a l l a r be i t e r  des Nordwestgebietes mit den Streikenden wäre 

zum wichtigsten Hebel der Streik-Steigerung geworden. Es ist eine der g röß t e n Schwäche n der 

Ruhrstreik-Bewegung, daß sich kein Metallbetrieb geregt hat, daß keinerlei Streiks für eigene Forde-

rungen, keinerlei Sympathiestreiks, nicht einmal Sympathieerklärungen für die Kumpels erfolgt sind 

und ferner kaum nennenswerte Sammlungen für die Streikenden bei den Metallarbeitern vorgenom-

men wurden. Hier zeigte sich die schwache Stelle der Partei und RGO im Ruhrgebiet in den Metall-

betrieben. Die Streiks der Duisburger und Düsseldorfer Hafenarbeiter waren dagegen leuchtende Bei-

spiele proletarischer Kampfessolidarität, auch wenn diese Streiks nur kurz waren. 

5. D i e  Be t r i ebsze l l en  a l s  po l i t i s ch  f üh rende  Fak to r en  traten zu wenig in Erscheinung. 

Vielerorts leisteten Sympathisierende eine kühnere revolutionäre Arbeit als die eigenen Genossen 

unserer Betriebszellen. Die Betriebszellen sollen bei Kampfbewegungen das Aktionszentrum der Be-

triebe bilden. Doch nur an wenigen Stellen war das Betriebsaktiv d i e Ze l l e s e l b s t. Das eigentliche 

Aktiv und der eigentliche Stoßtrupp waren vielmehr ein Kollektiv der besten Zellengenossen, aktiver 

RGO-Funktionäre und guter Jugendgenossen. 

6. D i e  E r fa s s ung  de r  S t r e i kenden  i n  den  S t r e i k l oka l e n wurde nicht in dem Maße durch-

geführt, wie es eine Bewegung vom Ausmaße des Ruhrkampfes erfordert. Die Registrierung der 

Streikenden erwies sich als dringend notwendig, um einmal eine Kontrolle über den Stand der Streik-

bewegung und zum anderen die Möglichkeit zu haben, dauernd in revolutionärem Sinne die Strei-

kenden zu beeinflussen. Zwar verhinderte der bürgerkriegähnliche Kampf in den Kolonien eine sys-

tematische Kursustätigkeit, doch die Beschäftigung der Streikenden durch Diskussionsgruppen, Zir-

kel, Massenschulung usw. hätte viel intensiver sein müssen. 

D i e ge r i ng e Anzah l  der Streiklokale bedingte zum größten Teil die schlechte Wer be tä t i gke i t 

der Partei und der RGO Nirgends ist eine umfangreiche Werbetätigkeit entfaltet worden; diese setzte 

vielmehr erst am Ende der Streikbewegung ein. Der Ruhrstreik brachte uns die Erfahrung, daß die 

Streiklokale, wo es an Wirtschaften mangelt, in P r i va t wohnunge n, Gar age n, Schuppe n, Ke l -

l e r r äum en  usw. verlegt werden können und daß unsere Ag i t p r op t r uppe n zur revolutionären 

Beeinflussung der Streikenden eine große Aufgabe zu erfüllen haben. Noch nicht in genügendem 

Maße wurden die 44 Agitproptruppen des Ruhrbezirks ausgenutzt, obwohl die Truppen stellenweise 

unter den Streikenden eine glänzende Agitation entfalteten. Ein besonderer kritischer Hinweis sei an 

dieser Stelle noch auf die s c h l ech t e Dur ch f üh r ung  de r  Sam ml ung  f ü r  den  S t r e i k f onds  

getan. Nirgends sind nennenswerte Beträge gesammelt worden. 
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7. D i e  So l i da r i t ä t sbewegung  für den Streik der Bergarbeiter setzte zu spät ein. Die 60 vorhan-

denen Solidaritätsausschüsse genügten auf keinen Fall. Dort, wo der Streik mit Kühnheit und Offen-

sive geführt wurde, gelangte der werktätige Mittelstand in stärkstem Maße unter unseren Einfluß. 

(Hamborn, Westerholt, Scholven usw.) 

8. Unse r e Rese r ve n setzten bereits in viel stärkerem Maße ein als zur Zeit des Nordweststreiks. 

Die Erwerbslosenstaffeln bildeten Stoßbrigaden und Aktivkolonnen vor den Betrieben. Der Mangel 

lag im wesentlichen darin, daß nur die S t a f f e l n, nicht aber die g r oße  M a s s e  der Erwerbslosen 

mobilisiert war. 

[128] Die Spo r t- und Ku l t u r ve rbände  haben nicht mit ihrer ganzen Mitgliederzahl in befriedi-

gendem Maße in die Kampfbewegung eingegriffen. Das Arbeitersport- und Kulturkartell in Duisburg 

arbeitete dagegen gut. Die besondere Aufgabe aller dieser Verbände besteht darin, z. B. unter Sport-

lern und Freidenkern für den Streik zu agitieren, ferner den Streikleitungen durch Sammelaktionen, 

Zur-Verfügung-Stellung von Kurieren, von Radfahrer- und Motorradfahrerkolonnen usw. zu helfen. 

Diese Maßnahmen wurden zwar verschiedentlich gut durchgeführt. Doch die große Mitgliedermasse 

der prol. Kulturverbände nahm nicht den genügenden Anteil am Kampf. – 

Auch unsere örtlichen Kom po l ab te i l unge n versäumten mancherlei, indem sie nicht früh genug 

in den Kommunalparlamenten Anträge zur Unterstützung der Streikenden einbrachten. Völlig ver-

nachlässigt wurde in der Streikbewegung außerdem die Arbeit unter den Tausenden von Be r gbau -

ange s t e l l t e n, denen man ebenfalls den Lohn kürzt und die man für ein aktives Kampfbündnis mit 

den Bergarbeitern hätte gewinnen müssen. 

Schließlich sei auf den Opportunismus hingewiesen, der in allen Formen auftrat und der u. a. dadurch 

seinen Ausdruck fand, daß „rote“ Betriebsräte sich bewußt verschliefen, sich weigerten, den Streik 

auszulösen und daß viele Straßenzellen die Auffassung vertraten, als sei die Streikbewegung eine 

Angelegenheit der RGO. 

Trotz dieser Schwächen, die der Ruhrstreikbewegung anhafteten, ist der Streik der Bergarbeiter unter 

Führung der RGO ein gewaltiger revolutionärer Schritt vorwärts. Er brachte den Beweis des trotzigen 

revolutionären Kampfwillens der hungernden Kumpels, der aufsteigenden revolutionären Entwick-

lung und der unbedingten Richtigkeit der Prognose der Partei von der revolutionären Zuspitzung der 

Klassengegensätze. D i e  b i she r i gen  vo r  Ausb r uch  de s  Ruhr kam pf es  ge samm el t en  

S t r e i ke r f ah r ungen  r e i ch t en  fü r  den  Ruhr s t r e i k  n i ch t  mehr  a u s. Der Streikkampf ent-

wickelte sich auf einer höheren Stufe des Klassenkampfes. Er signalisiert das Herannahen einer re-

volutionären Situation. Die Massen haben aus sich selbst heraus wichtige Methoden des Widerstan-

des gegen die bewaffneten Klassenfeinde angewandt. Um so notwendiger ist daher eine breite Aus-

wertung aller Erfahrungen dieser Bewegung. 

* 

Ueber den Kampf an der theoretischen Front  
Von K u r t  S a u e r l a n d   

Fortsetzung. 

7. Auch die Ve r t e i d igung  der Weltanschauung des Marxismus-Leninismus, die sich besonders 

wieder im Kampf gegen die faschistische Ideologie zeigte, war vielfach ungenügend. Im Faschismus 

steht jede kleine politische Frage in engem weltanschaulichen Zusammenhang mit dem Kampf gegen 

den Liberalismus, Rationalismus, Marxismus, Materialismus. Wenn heute, durchaus nicht zufällig, 

die Gegner des Materialismus von allen Seiten Zustrom erhalten, wenn die Angriffe gegen den Ma-

terialismus sich nicht auf die Nazis beschränkt, sondern auch die Kirchen frecher wieder ihr reaktio-

näres Haupt erheben (Konkordat, „Kulturbolschewismus“), wenn die Sozialfaschisten auf dem Wege 

über den „religiösen Sozialismus“ im Schoß der Kirche landen, wenn ein Coudenhove-Kalergi mit 

seinem antisowjetistischen Paneuropa-Plan den Kampf für den Idealismus verbindet (siehe sein Buch 

„Los vom Materialismus“) und ein [129] Kurt Hiller, Nelson-Schüler, kürzlich erst wieder mehr oder 

weniger als „Bedingung“ einer antifaschistischen Einheitsfront die Ablehnung des Materialismus 
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bezeichnete, um nur einige Tatsachen, die aber typisch für eine ganze Entwicklung sind, wahllos 

herauszugreifen, so zeigt sich darin klar die Bedeutung der Verbindung der theoretischen Arbeiten 

mit den Fragen der aktuellen Politik. Die Verteidigung des dialektischen Materialismus gegenüber 

den reaktionären idealistischen und pfäffischen Strömungen auf der ganzen Front jenseits der Barri-

kade wurde aber oft eine ganz schiefe und als solche schädliche. Darum zeigte sich, daß vielfach der 

dialektische Materialismus nur formal anerkannt, in Wirklichkeit aber durch vulgäre oder mechanis-

tische Anschauungen ersetzt wurde. Die Behauptung der Faschisten, daß der Marxismus der Bruder 

des Liberalismus sei, diesem weltanschaulich gleichzusetzen sei usw., hat wichtige Konsequenzen in 

der Propaganda und Agitation. (Mehrfach wurde der „metaphysische“ Materialismus abgelehnt, und 

nur der historische Materialismus anerkannt, wobei die Ablehnung des „metaphysischen“ Materialis-

mus nur formal richtig war, weil solche Formulierungen hießen, daß die Ablehnung des metaphysi-

schen die Ablehnung des philosophischen Materialismus überhaupt bedeute; also rein idealistische 

Tendenzen, auch dann, wenn für die gesellschaftlichen und speziell die ökonomischen Verhältnisse 

der Marxismus ein Lippenbekenntnis bleibt.) Bei solchem Verhalten können der Angriff auf die Wur-

zeln der faschistischen Demagogie und deren Enthüllung nicht in genügendem Maße durchgeführt 

werden. Außerdem ist der Kampf und die Polemik die beste Form der Demonstrierung und Popula-

risierung des dialektischen Materialismus; durch Schiefheiten und Abweichungen im Kampf gegen 

die Ideologie des Gegners wird daher die auf andern Wegen getriebene Propaganda (durch Darstel-

lung der Methodologie des dialektischen Materialismus usw.) paralysiert und zunichte gemacht. 

8. Hat die Popu l a r i s i e r ung  des dialektischen Materialismus große Fortschritte gemacht, so sind 

die Erläuterungen, Besprechungen und Kritiken der diesem Zwecke dienenden Schriften zum Teil 

noch ungenügend gewesen, wodurch vielfach eine Ueberschätzung Plechanows als Dialektiker, eine 

falsche Einschätzung des Verhältnisses Lenin zu Plechanow, eine ungenügende Schätzung der fran-

zösischen Materialisten, eine Ueberschätzung der Rolle Feuerbachs für den Marxismus, eine Verwir-

rung in der Beurteilung Bucharins „Theorie des historischen Materialismus“ usw. möglich wurden. 

9. Die s e l bs t änd i ge  Ar be i t  in der Anwendung  der materialistischen Dialektik auf die aktuel-

len ökonomischen, sozialen und politischen Probleme, wozu das ZK der Partei so glänzende Beispiele 

und Anregungen gegeben hat, wie auch in der materialistischen Bearbeitung Hegels, der kritischen 

Besprechung von wichtigen Neuerscheinungen usw. ist noch ungenügend. Viele für die Entwicklung 

des dialektischen Materialismus wie auch für seine Popularisierung und Propaganda wichtigen Ar-

beiten fehlen fast vollkommen. [130] (Angemerkt sei hier z. B., daß Veröffentlichungen von neuen 

Hegel-Manuskripten, die in Deutschland zuerst zugänglich waren, gar keine Beachtung gefunden ha-

ben. Die politischen Aufgaben, die in dieser Zeit jeder Kommunist zu erfüllen hat, lassen natürlich 

eine größere wissenschaftliche Bearbeitung kaum zu, doch ist ein völliges Uebersehen und Nichtbe-

achten nicht zu entschuldigen.) 

10. Als Ganzes betrachtet, lassen diese Mängel, die den wichtigen Fortschritten auf der anderen Seite 

gegenüberstehen, darauf schließen, daß erstens Rücks t ände  aus  Abwe i chungen  vom dialekti-

schen Materialismus noch ziemlich stark sind, zweitens aber auch, daß die Einheit von Theorie und 

Praxis zwar immer betont, aber nicht immer richtig durchgeführt und angewendet wird. 

Aus der engen notwendigen Verbundenheit unserer theoretischen Arbeiten mit der revolutionären 

Praxis aber ergeben sich unsre konkreten theoretischen Aufgaben. Die marxistisch-leninistische The-

orie als die Lehre von den Bedingungen der Befreiung des Proletariats erfordert, daß unsere Aufgaben 

nie allgemeine, immer nur konkrete sind, die von den besonderen Bedingungen des proletarischen 

Befreiungskampfes vorgeschrieben werden. 

Diese Aufgaben zu erfüllen, ist der deutschen Arbeiterbewegung im Verhältnis zur Arbeiterbewe-

gung der meisten Länder ganz gewaltig erleichtert. Nicht nur, daß Deutschland, die deutsche Literatur 

und Sprache über eine große Tradition auf philosophischem Gebiet verfügt, daß, um mit Friedrich 

Engels Worten zu reden, die deutsche Arbeiterklasse berufen sein sollte, das Erbe der deutschen klas-

sischen Philosophie anzutreten und zu erfüllen, die deutsche Arbeiterbewegung selbst verfügt über 

eine Tradition, die zwar vielfach durch Revisionismus und Opportunismus getrübt wurde, aber 
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nichtsdestoweniger nicht hinweggeleugnet werden kann. Andererseits ist die Arbeit ungeheuer er-

leichtert durch die Thesen Lenins zur philosophischen Arbeit, durch die Weiter- und Höherentwick-

lung der materialistischen Dialektik bei Lenin und durch die Erfahrungen und Fortschritte der mar-

xistisch-leninistischen Philosophie in der Sowjetunion. 

Len i n  hat in großen Umrissen die Aufgaben der kämpfenden dialektischen Materialisten aufgezeigt 

in seinem Artikel, der in der Kommunistischen Internationale und dann nochmals in Heft 1 des „Unter 

dem Banner des Marxismus“ in deutscher Sprache erschien; eine beispielgebende Arbeit im Kampf 

gegen den Idealismus und gegen die antimaterialistischen Abweichungen in der Arbeiterbewegung 

hat er in seinem grundlegenden Werk „Materialismus und Empiriokritizismus“ gegeben; eine Un-

menge Anregungen und Hinweise in den philosophischen Heften (Leninsky Sbornik, Bd. IX und 

XII), die leider in deutscher Sprache noch nicht vorliegen. Außerdem hat Lenin eine unermeßliche 

Fülle von Beispielen der Darstellung der materialistischen Dialektik und ihrer Anwendung in den 

verschiedensten Aufsätzen gegeben. Man lese seine Erklärung der [131] Dialektik am Beispiel eines 

Wasserglases in der Gewerkschaftsdiskussion 1921! (Ausg. Werke, Sammelband, S. 621 ff.) 

Wie sein Erbe zu verwalten ist, wie seine Hinweise auszuführen, wie die Grundsätze der materialisti-

schen Dialektik in der Praxis anzuwenden sind, dafür hat S t a l i n  ein hervorragendes Beispiel gelie-

fert. Besondere Bedeutung für die Bearbeitung des philosophischen Nachlasses Lenins haben seine 

Arbeiten über das Verhältnis eines Gliedes zur Kette, über das Verhältnis des Besonderen zum All-

gemeinen, über die Einheit der Gegensätze, über das Verhältnis von Theorie und Praxis, besonders 

auch die Anwendung der Dialektik auf die Entwicklung der Klassen in der Sowjetunion, über die 

Ueberführung der Mittelbauern in Kolchose, ihre Umwandlung aus einem Verbündeten des Proletari-

ats zu einer Stütze der proletarischen Diktatur, über die Liquidierung des Kulakentums als Klasse usw. 

Finden wir in der Sowjetunion, in der Arbeit der Führung der WKP wie in der Arbeit der kommunis-

tischen Philosophen mannigfaltige Beispiele, Vorarbeiten, Anregungen und theoretische Weiterent-

wicklung, so haben wir doch auch gleichzeitig ein warnendes Beispiel, wie es nicht sein darf. Im 

Gegensatz zu der klaren Linie der Bearbeitung, Fortentwicklung und Anwendung des philosophi-

schen Nachlasses Lenins, die uns die Arbeiten Stalins und die Richtlinien des ZK der WKP zeigen, 

hat die unklare Linie der bisherigen philosophischen Leitung des Instituts der Roten Professoren der 

Philosophie und der Naturwissenschaft gezeigt, welche Fehler aus der nichtgenügenden Beachtung 

und der Untersehätzung Lenins als Philosophen entstehen können. Die eingehende Resolution, die 

das Büro der Zelle der WKP im Institut der Roten Professoren am 14. Oktober über die philosophi-

sche Lage in der UdSSR gefaßt hat, zeigt klar, daß alle theoretischen Fehler, das Dulden philosophi-

scher Abweichungen usw. im Grunde auf eine falsche Einschätzung des Verhältnisses von Theorie 

und Praxis, auf eine ungenügende Verbindung der theoretischen Arbeiten mit der politischen Praxis 

zurückgeführt werden müssen, was schließlich zu abstrakten Problemstellungen, damit aber zu einem 

Hemmnis der Entwicklung und Fruchtbarmachung der materialistischen Dialektik führt. 

In unserem Lande aber, und dazu in der gegenwärtigen Zeit des verschärften Klassenkampf es und 

der für Kommunisten viel ungünstigeren Bedingungen für theoretisches Arbeiten, steht die Frage der 

Einheit von Theorie und Praxis als eine viel brennendere noch. 

Als die w i ch t i g s t en  Auf gaben  müssen hier bezeichnet werden (sie ergeben sich zum größten 

Teil aus dem oben Gesagten): 

I. Die Popu l a r i s i e r ung  des dialektischen Materialismus an Hand der Geschichte des Materialis-

mus, der Entstehung des dialektischen Materialismus, den Schriften von Marx, Engels, Lenin, Stalin, 

der materialistischen Bearbeitung Hegels (zunächst an kleinen Auszügen sowie im Kampf gegen die 

bürgerliche Hegel-„Renaissance“, zumal im Jahre 1931 uns große Hegel-Feiern anläßlich des hun-

[132]dertsten Todestages bevorstehen), weiter an Hand der richtigen Darstellung des wirklichen Ver-

hältnisses von Feuerbach zum Marxismus, des richtigen Verhältnisses von Plechanow als Philoso-

phen zu Lenin, des Studiums und des Durcharbeitens der vielen verstreuten Bemerkungen Lenins und 

des Studiums der Anwendung der materialistischen Dialektik auf die revolutionäre Tätigkeit bei ihm, 

nicht zuletzt auch einer Popularisierung neuer naturwissenschaftlicher Erkenntnisse unter dem 
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Gesichtspunkt der Methodologie des dialektischen Materialismus, wobei die Ausnützung der zahl-

reichen dialektischen Erkenntnisse der modernen bürgerlichen Naturwissenschaftler, die diese im 

idealistischen Sinne benutzen, erfolgen muß. 

II. Die Anwendung  der materialistischen Dialektik auf die Fragen der ungleichmäßigen Entwick-

lung des Kapitalismus, auf die Entwicklung des Verhältnisses der Klassen zueinander, auf die Fragen 

der Revolution, der Diktatur des Proletariats, des Verhältnisses von Demokratie und Diktatur, die 

nationale Frage usw. usw. Hierher gehört auch z. B. eine Popularisierung der materialistischen Dia-

lektik und ihre Anwendung in der materialistischen Bearbeitung der Schriften des Generals von Clau-

sewitz, dessen hundertster Todestag ebenfalls im Jahre 1931 ist, in der Anwendung der materialisti-

schen Dialektik auf die Theorie, Strategie und Taktik des Krieges und Bürgerkrieges. Zu. dem Auf-

gabenkreis der Anwendung der materialistischen Dialektik gehört vor allem die theoretische Durch-

arbeitung aller von der Parteiführung aufgeworfenen Fragen und gefaßten Beschlüsse. 

III. Popularisierung und Propaganda des dialektischen Materialismus im Kampf gegen die Theorie 

der Gegner, gegen die Abweichungen im eigenen Lager und im antireligiösen Kampf. Man darf nicht 

vergessen, daß diese Form des Kampfes die beste und wirksamste in der Propaganda und der Popu-

larisierung ist. Von großer Wichtigkeit ist die Kritik an Bucharin, der Kampf gegen die Mechanisten, 

da ohne ein Wegräumen der zahlreichen mechanistischen Vorurteile der Weg zum dialektischen Ma-

terialismus nicht frei wird. 

Hand in Hand damit muß die Anwendung der materialistischen Dialektik auf die Gebiete der prole-

tarischen Literatur, der Literaturgeschichte und der Literaturkritik überhaupt, auf Naturwissenschaft, 

Psychologie, Geschichte usw. usw. gehen. 

IV. Eine systematisch zu verfolgende große Aufgabe müssen alle kommunistischen Theoretiker se-

hen in der Heranschulung neuer Kader theoretischer Mitarbeiter, wozu die Marxistischen Arbeiter-

schulen schon eine glänzende Vorarbeit geleistet haben, weiter, um diese Aufgaben systematisch be-

treiben zu können, in. der engeren Verbindung und Zusammenarbeit aller theoretisch arbeitenden 

Kommunisten und nicht zuletzt in der Heranziehung, Verwendung und Gewinnung der „Mitläufer“, 

alle Nicht-Kommunisten, die [133] wissenschaftlich, literarisch oder journalistisch sich betätigen und 

auf dem Boden des Materialismus stehen. 

Der Entscheidungskampf zwischen den Klassen, der nicht in Büchern, nicht auf Kathedern und Red-

nerpulten ausgefochten wird, ist ein Entscheidungskampf zwischen zwei Weltanschauungen, ist der 

Entscheidungskampf um die Weltanschauung des 20. Jahrhunderts. Die faschistische Ideologie, die 

von sich behauptet, die Weltanschauung des 20. Jahrhunderts zu sein, die aber im Kampf gegen Wis-

senschaftlichkeit groß wird, die im Kampf gegen Rationalismus unrationell wird, die im Kampf gegen 

Mechanismus mystisch und religiös wird, sie führt zurück zum Mittelalter. Die wahre Weltanschau-

ung des 20. Jahrhunderts ist die Weltanschauung des Marxismus-Leninismus, dessen Banner wir zu 

entfalten haben. 

* 

Weitling in den Geheimakten  
Von W. A. H.  

Schluß. 

Weitling ist ein geborener Magdeburger, hat sich der Militairpflicht entzogen und reist mit einem 

Hamburgischen Passe, er mag in den Jahren 10-14 geboren sein ...*) 

[134] Nach diesem Bericht wird es ziemlich still um Weitling in den Akten des Staatsarchivs, bis plötz-

lich im Sommer 1843 der bekannte Bluntschli-Bericht über die „Kommunisten in der Schweiz, nach 

den bei Weitling vorgefundenen Papieren“, wie eine Bombe einschlägt. Die Einzelheiten über Weit-

lings Verhaftung auf Grund einer Denunziation der „Rechtgläubigen“ und diesen Bericht sind allge-

mein bekannt; ebenfalls, daß diese Schrift, die als Schauergeschichte zur Abschreckung gedacht war, 

 
*) Weitling war am 9. Oktober 1808 in Magdeburg geboren; er starb am 25. Januar 1871 in Neuyork. 
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dem Bunde eine große Menge neuer Anhänger zuführte, da der Kommunismus, wenn auch in ent-

stellter Form, wie es bei dem Mangel jeglichen entwicklungsgeschichtlichen Verständnisses bei den 

Berichterstattern auch nicht anders zu erwarten war, dadurch in weiten Kreisen erst einmal bekannt 

wurde, und zwar Weitling besonders durch die große Anzahl von Zitierungen aus seinen Werken. 

Auch in Berlin und Wien, wo man noch nicht durch das Wetterleuchten der nahenden sozialen Re-

volution in Gestalt der Weberaufstände in Schlesien und der Kattundruckerunruhen in Böhmen, im 

eigenen Hause auf das Hereinbrechen der neuen Zeit aufmerksam geworden war, wirkte der Blunt-

schli-Bericht alarmierend und gab gleichzeitig neue Gelegenheit, gegen jede noch nicht vollständig 

unterdrückte freiheitliche Regung in der Oeffentlichkeit vorzugehen. 

[135] Der Bericht des preußischen Innenministers an Friedrich Wilhelm IV. vom 14. August 1843 

spricht im übrigen für sich selbst, wie auch die Kabinettsordre vom 22. September 1843, in der der 

König erklärt, daß er den Bluntschli-Bericht gelesen habe, wo er aber nicht ganz so geängstigt er-

scheint, wie seine Minister. 

R. 77. D. fol. 184 ff. 

Der Minister des Innern an Friedrich Wilhelm IV. 

Berlin, 14. August 1843. 

An des Königs Majestät. 

Ew. p. verfehle ich nicht, im Verfolg meines allerunterthänigsten Berichts v. 1. d. M. hieneben ein Exemplar 

des amtlichen Berichts zu überreichen, welchen der Staatsrath Dr. Bluntschli namens der Betreffenden Com-

mission an die Regierung des Cantons Zürich über die communistischen Umtriebe in der Schweiz erstattet hat. 

Es geht daraus hervor, daß das Unwesen des Communismus dort in neuester Zeit wiederholt auf bedrohliche 

Weise um sich gegriffen hat. Mittelpunkt der bezüglichen Verbindungen war der aus Magdeburg herstam-

mende vormalige Schneider Weitling. Dieselben wurden jedoch von unbekannten Oberen zu Paris überwacht 

und verzweigten sich z. T. nach Deutschland. In so furchtbarer und bedrohlicher Gestalt, wie sie in den durch 

die anliegende Schrift mitgeteilten Briefen des p. Weitling vorgetragen werden, sind die Lehren des Commu-

nismus noch nie ans Licht getreten. Von wie verderblichen Einfluß die Zulassung der von Herwegh unternom-

menen Zeitschrift „Der deutsche Bote aus der Schweiz“, deren gesetzlich feststehende den Behörden aber noch 

besonders eingeschärfte Ausschließung von dem inländischen Verkehr Anlaß zu dem bekannten Briefe jenes 

Dichters gegeben hat – gewesen sein würde, geht aus den darüber vom Berichterstatter gemachten Angaben 

deutlich hervor. Von deutschen Blättern, welche dem Communismus ihre Spalten geöffnet, werden die ehe-

malige Leipziger Allgemeine Zeitung, die Rheinische Zeitung, die deutschen, früher Hallischen Jahrbücher 

und der – zu Hamburg erscheinende Telegraf genannt. Die zuerst gedachten drei Journale sind bekanntlich 

rechtzeitig genug unterdrückt worden, um der weiteren Verbreitung so revolutionärer Theorien ihren Sammel-

punkt in Deutschland entzogen zu haben 

Der Herausgeber der deutschen Jahrbücher, Dr. Ruge, wird von den communistischen Briefstellern sehr ge-

rühmt, seinerseits geschriebene Briefe scheinen nicht aufgefunden worden zu sein. Desto bezeichnender ist 

das Verhaeltnis, in welchem die Communisten ... zu der Rheinischen Zeitung und deren Mitarbeitern, insbe-

sondere zu dem Dr. Heß, gestanden haben. 

Es wird gewiß dazu beitragen, in der allgemeinen Meinung eine wohltätige Reaktion gegen die Ultraliberalen 

Prinzipien hervorzurufen; wenn auf Grund der in beiliegender Schrift ans Licht gestellten Thatsachen dargelegt 

wird, zu welchen wahnsinnigen, alle gesellschaftlichen Bande lösenden, alles menschliche Lebensglück aufs 

Spiel setzenden Verirrungen eine consequente Verfolgung vieler jener Grundsätze führt, und wie überaus ver-

werflich und gefährlich die letzten Zwecke derjenigen sind, die sich zu Wortführern des sogenannten Volks-

wohls aufgeworfen haben. In diesem Sinne sind bereits einige Aufsätze in der Allg. Preuß. Zeitung ... verfaßt 

... Außerdem sind die Provinzialbehörden angewiesen worden, das Treiben der aus der Fremde, insbesondere 

aus der Schweiz und aus Frankreich zurückkehrenden Handwerker, genau zu überwachen, damit die etwaige 

Anknüpfung communistischer Verbindungen jedenfalls gleich bei ihrem ersten Entstehen unterdrückt werde. 

Ein besonders sorgfältiges Augenmerk wird auf die Mitarbeiter der vormaligen Rheinischen Zeitung gerichtet ... 

R. 77. D. fol. 228. 

Kabinettsordre Friedrich Wilhelm IV. An den Minister v. Arnim. 
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... Ist auch jetzt von diesen Umtrieben eine ernste Gefahr nicht zu besorgen, so ist doch nicht zu verkennen, 

daß sie einen unheilvollen Einfluß auf die mittellosen Klassen der Handwerker und Arbeiter gewinnen können. 

Es ist daher not-[136]wendig, das Treiben der Kommunisten genau zu überwachen, um jede weitere Verbrei-

tung ihrer verderblichen Lehren zu verhindern ... 

Sanssouci, den 22. September 1843. 

(gez.) Friedrich Wilhelm. 

Weitling war über Nacht durch seine Verhaftung und die daran anknüpfende Veröffentlichung Blunt-

schlis zu einer europäischen Berühmtheit und zu einem Schreckgespenst für alle Hüter der „Ruhe und 

Sicherheit“ Europas geworden. Er sollte das am eigenen Leib durch die Fäuste der schweizerischen, 

badischen und preußischen Polizei erfahren. Nach zehnmonatlicher Haft in der Schweiz wegen Got-

teslästerung, Ausweisung von dort, und wochenlangen Drangsalierungen durch die preußische Poli-

zei in seiner Heimatstadt Magdeburg, ging Weitling im Sommer 1844 nach London und begann von 

neuem sein Wanderleben, das er fortsetzte bis an sein kümmerliches Ende in Neuyork im Jahre 1871, 

in seinem Sinne stets weiter für die Sache der Arbeiterschaft wirkend. 

LITERATUR 

J. Lenz: Die II. Internationale und ihr Erbe 1889-1929  
(Verlag Carl Hoym, Nachf. 302 Seiten.) 

Der Verfasser erhebt keinen Anspruch auf „Vollständigkeit in der historischen Darstellung“, was er 

will ist: „Her aushebung  de r  en t s che i denden  Punk t e“, die im Rahm e n seines Themas lie-

gen. Der Verfasser weiß auch, daß „die Geschichte der II. Internationale noch n i ch t geschrieben ist“ 

(Seite 7); er will nur „auf Grund der historischen Tatsachen einige Fragen klären, die jeder Arbeiter 

verstehen muß, der in dem großen Befreiungskampfe des internationalen Proletariats seine Pflicht 

erfüllen will“ (ebenda). Hat nun der Verfasser d i e s e seine Aufgabe erfüllt? Ohne Zweifel: ja. Streiten 

kann man aber nun darüber, ob  de r  Kr e i s  de r  gewäh l t en  F r agen  n i ch t  e r we i t e r t  we rden  

m uß t e, wodur ch  d i e  Sch r i f t  noch  e i ne  g röße r e  Ak tua l i t ä t  bekommen hätte. 

Gebunde n bei seiner Darstellung im chronologischen Sinn war der Verfasser n i ch t, daher könnte 

man – ohne auf die Behandlung der einzelnen Kongresse der II. Internationale auch chronologisch zu 

verzichten – manche Fragen, die für die Strategie und Taktik des Proletariats von kardinalster Bedeu-

tung sind, nicht nur chronologisch, sondern t hem a t i s c h behandeln. Das Zerstreute über manche 

Probleme würde dann in konzen t r i e r t e r Form dargestellt werden, der proletarische Leser hätte 

einen besseren Ueberblick des Ganzen bekommen können. 

Die Hauptprobleme, die der Verfasser für die Zeit der I I . I n t e r na t i ona l e behandelt – wir beschrän-

ken uns nur auf diesen Teil des Buches – sind: Generalstreik gegen den Krieg; Maifeier; Agrar- und 

Kolonialfrage; Koalition (Millerandismus); Revisionismus; Massenstreikdebatte in Deutschland im 

Zusammenhang mit der russischen Revolution von 1905; Gewerkschafts- und Genossenschaftsfra-

gen; Imperialismus und der Zusammenbruch der II. Internationale im August 1914. Alle diese Prob-

leme sind eingehend und sehr klar behandelt, und das ist das Verdienst dieses Buches. (Nur die Fragen 

des politischen Massenstreiks hätten noch ausführlicher behandelt werden können.) 

Der Verfasser mußte die Fragen so einteilen, da er ch r ono log i s c h die [137] einzelnen Kongresse 

behandelt. Deshalb fehlt die konzen t r i e r t e  Behandlung von solch wichtigen Fragen – um nur ei-

nige hervorzuheben – wie z. B.: Die Konstituierung des Proletariats zur selbständigen Klasse und die 

Rolle der Parteien während der II. Internationale (vergl. auch nur die kurze Rede von Lenin am Grabe 

Lafargues am 5. Dezember 1911); ferner: die Kam pf me t hoden  de s  P ro l e t a r i a t s  während die-

ser Zeit – sagt doch Kautsky in seiner Vorrede zu „Der Weg zur Macht“ (dritte Auflage, 1920), daß 

er bereits bei der Abfassung der Schrift – im Jahre 1909 – „kein Verehrer der Anwendung der physi-

schen Gewalt in der Revolution“ war, und daß niemand von den revolutionären Marxisten damals 

gegen seine Auffassung auftrat. Und vor allem die kardinalste Frage: das Verhältnis des Proletariats 

zur bürgerlichen Republik, zur bürgerlichen Demokratie und zum bürgerlichen Staat in der Zeit der 

II. Internationale. In der erwähnten Vorrede (S. 6, 14 u. 15) behauptet Kautsky, daß nicht e r  den 

revolutionären Marxismus revidiert habe, denn bereits im „Weg zur Macht“ habe er geschrieben: 
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„Die bestimmte Staatsform, in der allein der Sozialismus verwirklicht werden kann, ist die Republik, 

und zwar im landläufigsten Sinne des Wortes, nämlich die demokratische Republik“ (S. 57), und 

bekräftigt diese seine Haltung durch die berühmte Resolution des Pariser Kongresses von 1900 zur 

Frage Millerand, die Lenz mit der treffenden Ueberschrift: „Kautskys Kautschuk“ versehen hat. Ja, 

Kautsky wagt noch folgende Worte hinzuzufügen: „I c h  nah m  dama l s  a n, im  Nam en  des  r e -

vo l u t i onä r en  Mar x i sm us  z u  sp r eche n.“ Und  ke i ne r  de r  m a rx i s t i s chen  Revo l u t i o -

nä r e  desavouierte ihn, weder Lenin, noch Rosa Luxemburg, noch Klara Zetkin. (S. 67; von uns 

hervorgehoben.) Nicht etwa, daß die angeführten Probleme ganz und gar nicht behandelt werden – 

es fehlt die konzentrische Form! 

* 

Liest man das Buch von Lenz, 80 sieht man, wie die II. Internationale vom ersten Tage ihres Beste-

hens an alles andere als einheitlich war Tagten doch zugleich in Paris bei der Gründung zwei pa r a l -

l e l e  Kongr e s s e: Die „Possibilisten“ (die Opportunisten und Reformisten aller Schattierungen) und 

die Marxisten. Zwar ist es zu einer Verschmelzung nicht gekommen, aber das war, wie der Verfasser 

richtig hervorhebt, nicht das Verdienst der Marxisten, sondern der Opportunisten, die s e l b s t  diktie-

ren wollten. Und wie bei der Einigung in Gotha zwischen den Lassalleanern und Eisenachern, wo 

Marx und Engels gegen die Einigung auf der Grundlage des Gothaer Programms auftraten, so Engels 

jetzt, der von einer Einigung „a tout prix“ nichts hören wollte (S. 13). 

Gegen zwe i  Richtungen hatte die II. Internationale schon seit 1889 zu kämpfen. Allein ihr Vorgehen 

gegen links und rechts war alles andere als gleichartig. Hier spiegelte sich auf erhöhter Stufenleiter 

nur das wider, was innerhalb der deutschen Partei vor sich ging: Rücksichtsloser Kampf und Aus-

schluß gegen links, „Mahnungen“ gegen rechts! Gewürzt durch halb oder sogar „ganz linke“ Reso-

lutionen, wodurch die tatsächliche rechte Mehrheit in ihrer Arbeit sich sehr wenig gehemmt spürte: 

„Rech t e  Mehr he i t, l i nke  Reso l u t i one n“ – überschreibt der Verfasser den Stuttgarter Kongreß 

von 1907 und trifft so den Nagel auf den Kopf. 

Lenz führt e i nen  Grund für das entschlossene Vorgehen gegen links und das weniger entschlossene 

gegen rechts an: „In den meisten Ländern konzentrierten die Parteien ihre Kraft auf den Kampf um 

das Wahlrecht. In einer solchen Zeit war ein gemeinsames Arbeiten mit grundsätzlichen Gegnern der 

Tätigkeit in den Parlamenten von vornherein unmöglich. Die Reformisten aber, die sich der Praxis 

der Partei nicht offen widersetzen (? A. E.), sondern sie unterirdisch zu untergraben suchten, erschie-

nen zunächst weniger gefährlich; die ganze Größe der Gefahr des Reformismus wurde erst offenbar, 

als große revolutionäre Aufgaben an die Arbeiterklasse herantraten“ (S. 22). 

Das ist jedoch ungenügend. Besonders ungenügend für die Erklärung der Ur sachen  de r  En t s t e -

hung  und  de s  Vor handense in s  von rechten und linken Richtungen innerhalb der Arbeiter-

schaft und der II. Internationale selbst. Diese Frage, die doch von großer Bedeutung ist, wird nicht 

oder nur sehr kurz behandelt (untersucht werden lediglich „die Wurzeln des Sozialimperia-[138]lis-

mus im dritten Abschnitt). Dem Verfasser war anscheinend ein sehr wichtiger Artikel von Lenin, der 

speziell auf diese Frage eingeht, nicht zugänglich. Anläßlich Anton Pannekoeks Broschüre: „Die tak-

tischen Differenzen in der Arbeiterbewegung“, Hamburg 1909, führte Lenin am 16. Dezember 1910 

in einem Artikel über „die Meinungsverschiedenheiten in der europäischen Arbeiterbewegung“ diese 

Ursachen an. 

Die beiden wichtigsten Abweichungen von der marxistischen Theorie innerhalb der Arbeiterbewe-

gung: Der Revisionismus (Opportunismus, Reformismus) und der Anarchismus: (der Anarcho-Syn-

dikalismus, der Anarcho-Sozialismus) kommen in verschiedenen Formen seit mehr als einem halben 

Jahrhundert zum Vorschein. Das heißt: Len i n  füh r t  d i e  Kon t i nu i t ä t  d i e se r  R ich t ungen  – 

bei Aenderung der Nuancen – bis zu den 50er und 60er Jahren des 19. Jahrhunderts (der Artikel 

stammt aus dem Jahre 1910!) zurück. Dieser knappe Leninsche Satz ist ein starkes Hilfsmittel für den 

marxistischen Historiker bei der Ana l yse  de r  Wur ze l n  und  de s  Ze i t punk t es  de r  En t s t e -

hung  de r  ve r s ch iedenen  dem Mar x i smus  f e i nd l i chen  R i ch t ungen  i nne r ha l b  de r  

Ar be i t e r bewegung  und nicht zuletzt bei der Behandlung der Kontinuität dieser Abweichungen. 
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Als Haup t u r s ach e n  dieser Abweichungen führt Lenin fünf an: 1. „Eine der wichtigsten Ursachen, 

die periodisch in den Fragen der Taktik zu Meinungsverschiedenheiten führt, ist die Tatsache des 

Wachstums der Arbeiterbewegung selbst“. Diese Einreihung der neuen „Rekruten“ in die allgemeine 

Front muß unvermeidlich durch Schwankungen auf dem Gebiet der Theorie und der Taktik begleitet 

werden ... Auf die „Ausbildung“ der Rekruten verschwendet die Arbeiterbewegung eines jeden Lan-

des periodisch größere oder geringere Reserven von Energie ...“ 

2. Das Tempo der Entwicklung des Kapitalismus ist nicht in allen Ländern und auf allen Gebieten 

der Volkswirtschaft gleich“. Das wirkt wiederum auf die Ideologie des Proletariats und auf die un-

gleichmäßige Einstellung. 

3. „Als ständige Quelle der Meinungsverschiedenheiten ist der dialektische Charakter der gesell-

schaftlichen Entwicklung, der i n  Widersprüchen und du r ch  Widersprüche vor sich geht ...“ 

4. Die Hilflosigkeit der bürgerlichen Ideologen und Gelehrten, die die moderne Arbeiterbewegung 

und den Marxismus nicht verstehen und sich bei der Behandlung dieser Fragen von einem Extrem 

zum anderen werfen. „Als direktes Produkt dieser bourgeoisen Weltanschauung und ihres Einflusses 

können der Anarcho-Syndikalismus und der Reformismus gerechnet werden, die (immer) nur e i ne  

Seite der Arbeiterbewegung anpacken ...“ 

5. Ist „eine außerordentlich wichtige Ursache, die innerhalb der Arbeiterbewegung zu Meinungsver-

schiedenheiten führt, die Aenderungen in der Taktik der regierenden Klassen im allgemeinen und der 

Bourgeoisie im besonderen. Wäre die Taktik der Bourgeoisie immer eine einheitliche und eine gleich-

artige, so würde die Arbeiterklasse schnell lernen, einheitlich und‘ gleichartig auf sie zu reagieren ...“ 

Die Verschiedenartigkeit der Kampftaktik der Bourgeoisie kommt einerseits in der „Methode der 

Gewalt“, andererseits in der Methode „des Liberalismus“ zum Ausdruck; je nach Bedarf. Dieses Ma-

növrieren der Bourgeoisie führt zu Differenzen innerhalb der Arbeiterschaft selbst. 

Man sieht, was für einen Schlüssel Lenin hier in diesem kurzen Artikel (4 Seiten!) für die Behandlung 

dieser äußerst wichtigen Frage dem Geschichtsschreiber der II. Internationale liefert! 

Besonders gut analysiert hat Lenz den Stuttgarter Kongreß: „Für den Charakter einer politischen Or-

ganisation ist charakteristisch nicht nur, wie sie zu den Fragen, die auf der Tagesordnung stehen, 

Stellung nimmt, sondern auch, zu welchen Fragen sie n i ch t  Stellung nimmt.“ Der Kongreß fand im 

J ah r e 1907 statt, „aber d i e  Füh r e r  de r  I n t e rna t i ona l e  h i e l t en  e s  n i ch t  f ü r  no t wend i g, 

z u  den  Leh r en  de r  r u s s i schen  Revo l u t i on  S t e l lung  z u  nehm e n. Es  b l i eb  j edem  

übe r l a s sen , m i t  den  r u s s i-[139]sche n  L iqu i da t o r en  d i e  Leh r e  z u  z i ehen  ...“ (S. 82. 

Von uns hervorgehoben. A.) 

Und das war nach einer Revolution, wo alle wichtigsten strategischen und taktischen Fragen nicht 

nur theoretisch, sondern praktisch auf die Tagesordnung gestellt wurden! Wo der Leninismus in sei-

ner ganzen Größe bereits auftrat; wo die Richtigkeit der Leninschen Fragestellung von der Or gan i -

s i e r un g de r Revo l u t i o n durch das Proletariat, von dem selbständigen Auftreten der Arbeiter-

klasse selbst bei vorübergehenden Bündnissen mit der Bourgeoisie – durch den Verlauf der Revolu-

tion selbst bestätigt wurde! 

Ein Kapitel: „Der  Len i n i sm us  inne r ha l b  de r  r u s s i schen  Sek t i on  de r  I I. I n t e r na t io -

na l e “ würde zeigen, wie die Theorie und die Geschichte dieser Partei – wir meinen selbstredend den 

revolutionär-marxistischen Teil der früheren RSDAP: die Partei der Bolschewiki – p a r a l l e l  mit der 

Theorie und der Geschichte der gesamten II. Internationale lief, oder vielleicht noch richtiger: dia-

metral entgegengesetzt. Die russische Arbeiterklasse und die Partei der Bolschewiki waren aber da-

mals organisatorisch noch nicht so stark wie die deutsche Arbeiterklasse und ihre Partei. So ist auch 

der deutsche Zentrismus – nicht der russische Bolschewismus – zum Hegemon innerhalb der II. In-

ternationale geworden und die Klärung der Fronten innerhalb der einzelnen Parteien nur gehindert. 

Ein solches Kapitel zur Geschichte der II. Internationale wird geschrieben werden müssen. Aber auch 

„das wird erst möglich sein, wenn uns die Werke Lenins in deutscher Sprache vollständig vorliegen“, 

wie der Verfasser in einem anderen Zusammenhang im Vorwort hervorhebt. 
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Die Aufgabe, die sich 3. Lenz mit seinem Buch gestellt hat, „den Kampf der einzigen proletarischen 

Internationale unserer Zeit, der Kommunistischen Internationale gegen die gefährlichste Hilfstruppe 

der imperialistischen Reaktion, gegen die Internationale des Sozialimperialismus und Sozialfaschis-

mus, zu unterstützen“ – diese seine Aufgabe hat er erfüllt. 

Weitere Beiträge – ist doch die Arbeit von Lenz über die II. Internationale im Deutschen so gut wie 

die erste revolutionär-marxistische Schrift! – werden die aufgezeichneten Lücken ausfüllen. Ein guter 

Anfang ist da. A. E. 

* 

Nationalsozialistische „Wissenschaft“  
Von H a n s  G ü n t h e r  

Trotz aller seiner Bemühungen ist aber der Nationalsozialismus bei den Versuchen, sich ein wissen-

schaftliches Fundament zu geben, bisher über bloße geistige Anleihen, vorwiegend bei den „roman-

tischen“ Nationalökonomen des vorigen Jahrhunderts (List, Müller usw.) oder der „universalisti-

schen“ Gegenwartslehre des Wieners Othmar Spann nicht hinausgekommen. Einen ersten Versuch 

zu selbständiger Formulierung unternimmt August Wi nn i g in seinem soeben erschienenen Buche 

„Vom  Pr o l e t a r i a t  zum  Ar be i t e r t u m“ (Hanseatische Verlagsanstalt, Hamburg). Wohlgemerkt: 

Winnig spricht nicht aus, das er nationalsozialistisch denkt. Er geht – scheinbar – nicht über einen 

christlich-nationalen Standpunkt hinaus. Tatsächlich aber formuliert er in neuen Worten das Pro-

gramm der Nazis. Mit stark betonten Ansprüchen auf Wissenschaftlichkeit. 

Wer heute ein Buch über die Arbeiterfrage schreiben will, muß sich vorher mit dem Marxismus aus-

einandergesetzt haben, – das weiß niemand besser als der ehemalige Gewerkschaftsführer Winnig. 

So ist denn über die Hälfte seines Buches der Behandlung theoretisch-marxistischer Fragen gewid-

met. Ja, in diesem Teil haben die Ambitionen Winnigs auf „Wissenschaftlichkeit“ ihren im Grunde 

einzigen Niederschlag gefunden. 

Wie räumt nun Winnig den Felsblock des Marxismus aus dem Wege? Das geschieht hauptsächlich 

durch die drei folgenden theoretischen Feststellungen: 

1. Die materialistische Geschichtsauffassung gehe an den „seelischen“, „menschlichen“ Kräften vor-

bei, die in der Arbeiterbewegung regsam seien. Die feind-[140]selige Zerklüftung und Zersplitterung 

der Arbeiterklasse – ein Vorgang, der durchaus unökonomische, „inwendige“ Ursachen habe, auf der 

„Macht des Seelischen“ beruhe – könne der Marxismus nicht erklären, weil er Wesen und Aufgebe 

des Arbeiters ausschließlich aus dem „ökonomischen Interesse“ herleite. Nichts sei falscher als dies! 

2. Die modernen Lohnarbeiter seien überhaupt keine Klasse, sondern ein Stand, d. h. eine „durch 

ihren biologischen Ursprung und ihr geschichtliches Erlebnis zusammengehörende Volkstumschicht“ 

(S. 21). Andererseits aber sei das Proletariat recht eigentlich doch noch kein Stand, sondern müsse 

erst einer werden. Wie sich diese „Standwerdung“ des Proletariats vollziehen soll, werden wir später 

sehen. 

3. Der marxistische Materialismus führe zu niedriger Gesinnung, zur Zersetzung eines jeden wahren 

Gemeinschaftsgeistes und sei somit die Hauptursache nicht nur der Zersplitterung des deutschen Pro-

letariats, sondern überhaupt der allgemeinen moralischen Verkommenheit der ganzen Nachkriegs-

zeit. (Die vielen Betrugsfälle, Bestechungsaffären, Barmatprozeß usw.) 

Dies die drei Argumente Winnigs. Sie beruhen durchweg auf einer groben Entstellung der materia-

listischen Geschichtsauffassung. Erstens ist die Behauptung grundfalsch, daß der Marxismus alles 

geschichtliche Geschehen auf „ökonomische Interessen“ zurückführe. Indem Winnig dieses Argu-

ment, das im Grunde nicht von ihm, sondern von solchen Marx-„Kritikern“ wie Delevsky, B. Russel 

und H. de Man stammt, aufnimmt und zur Grundlage seiner Ablehnung des Marxismus macht, über-

sieht er die geringe Bedeutung, die alle menschlichen Willensaktionen, ja alle bewußte Zweckhand-

lungen und folglich auch die „Interessen“ für das geschichtliche Gesamtgeschehen nach der Lehre 

von Karl Marx haben. Die „Interessen“, ganz abgesehen von den speziellen „ökonomischen 
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Interessen“, können schon aus dem Grunde nicht der „einzige“ oder auch nur der dominierende Kau-

salfaktor der Geschichte sein, weil sie selbst wieder determiniert und abhängig sind von anderen Fak-

toren (Produktivkräften, Produktionsverhältnissen), die erst ihrerseits die wahren, treibenden Kräfte 

der historischen Entwicklung darstellen. Die Menschen gehen in der gesellschaftlichen Produktion 

ihres Lebens „bestimmte, notwendige, von ihrem Willen unabhängige Verhältnisse ein“!! 

Eine noch viel gröbere Entstellung leistet sich Winnig aber durch die Gleichsetzung des historischen 

Materialismus mit einer „materialistischen Lebenslehre“, die „unerbittlich zu einer Profanierung des 

Lebens“ führt und „einen sittlichen Abstieg des Menschen“ bedeutet. (S. 39.) Nur durch diese Gleich-

setzung konnte Winnig dazu gelangen, den Marxismus für die Betrugsfälle der Nachkriegszeit (Bar-

mat usw.) verantwortlich (!) zu machen, also auch hier getreulich das „Programm“ des Nationalsozi-

alismus zu formulieren, der ja auch den „Marxismus“ (wohlgemerkt: den sozialdemokratischen!) und 

die „marxistische“ Novemberrepublik für die Ursache allen und jeden Uebels erklärt. 

In Wahrheit ist diese Verwechslung des historischen mit einem ethischen Materialismus fast so alt 

wie die marxistische Lehre selbst. Es ist dies von jeher ein Argument nur der allerblödesten Marx-

Kritiker gewesen, die unfähig waren, auch nur das ABC des Marxismus zu begreifen. Nicht nur Marx 

selbst, sondern tausend andere nach ihm sind solchen Entstellungen auf das schärfste entgegengetre-

ten. Füglich erwartet man sie heute allenfalls noch in demagogischen Nazireden. Andere Maßstäbe 

dagegen muß man an einen Winnig anlegen, der jahrelang an führender Stelle in der freigewerk-

schaftlichen Bewegung gestanden und zweifelsohne Gelegenheit genug gehabt hat, sich wenigstens 

mit den Elementarsätzen der materialistischen Geschichtsauffassung vertraut zu machen. 

Welche Unverfrorenheit gehört also dazu, zu schreiben: „Die materialistische Weltdeutung ist einfach 

und zu erlernen wie das Einmaleins oder das Abc oder die zwölf Stämme Juda“ oder: „Die Fassungs-

kraft selbst der kleinsten und engsten Seele reichte dazu aus“ (sc.: den Marxismus zu begreifen), wo 

selbst bürgerliche Forscher zugeben, daß das vollkommene Verstehen des historisch-dialektischen 

Materialismus gerade eine der allerschwierigsten Denkleistungen darstellt. 

Bei diesem Sachverhalt ist es unmöglich, dem ehemaligen Gewerkschaftsführer Winnig für diese 

seine „Widerlegung“ des Marxismus mit Hilfe nur der plattesten [141] und abgebrauchtesten Entstel-

lungen noch Gutgläubigkeit zuzubilligen. Diese Widerlegung kann nichts anderes sein, als bewußter 

Verrat und bedeutet als solche – wir glauben dies mit vollem Recht aussprechen zu dürfen – einfach 

eine Schamlosigkeit! 

(In Paranthese: Sollte Winnig wirklich niemals davon gehört haben, daß der Marxismus-Leninismus 

die Zerklüftung der Arbeiterklasse gerade durch die materialistische Geschichtsauffassung erklärt? 

Unmöglich! Warum also setzt er sich mit dieser Erklärung nicht auseinander, statt darüber zu faseln, 

daß die Zerklüftung geistige, „inwendige“ Ursachen haben „müsse“?!) 

Wenn Winnig schließlich die Entstehung des Proletariats in ausschließlichen Zusammenhang mit der 

enormen Bevölkerungsvermehrung des 18. und 19. Jahrhunderts bringt, sich also ohne jede Scheu 

der längst überwundenen pfäffischen Theorie des Robert Malthus bedient, so begeht er bei dieser 

ganzen Konstruktion denjenigen Fehler, den er bei einem auch nur oberflächlichen Studium des Mar-

xismus am ehesten vermeiden hätte lernen können: von allen Einmaligkeiten und Besonderheiten des 

zu erklärenden Phänomens zu abstrahieren und historische Vorgänge für „natürliche“, „ewige“, „bi-

ologische“ zu versehen. 

* 

Nach dieser selten traurigen „Widerlegung“ des Marxismus ist es verständlich, daß Winnig von nun 

an vollends in den Sumpf der banalsten Nazi-Phrasen hineingerät. Das spielt sich ungefähr so ab: 

Es sei das größte Verhängnis für das deutsche Proletariat gewesen, daß es gleich zu Anfang seiner 

Entwicklung nicht die Gedanken des Schneidergesellen Weitling aufgenommen habe, sondern statt 

dessen an die (von Winnig so glänzend „widerlegte“) materialistische und klassenkämpferische The-

orie des Juden Marx geraten sei. Damit hätte die geistige Ueberfremdung des Proletariats begonnen. 
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Der Marxismus habe den deutschen Arbeiter am Erwachen zum „Volksbewußtsein“ gehindert und 

ihn von seiner eigentlichen, „volklichen“ (!) Aufgabe abgebracht: damit habe die deutsche Arbeiter-

klasse – Verzeihung: der deutsche Arbeiterstand – sein Ziel verfehlt! 

Und nun malt Winnig die ganze Geschichte der Arbeiterbewegung grau in grau. Einen einzigen Licht-

blick hat es gegeben: die Jahre des großen Krieges, der August 1914, die flammende nationale Be-

geisterung, das herrliche Hurra! 

Nach dem Zusammenbruch (den Winnig selbstverständlich mit der Dolchstoßlegende erklärt) habe 

dagegen der sozialistische Intellektuelle die Herrschaft über das Proletariat wieder angetreten, hätten 

sich alsbald auch die verdammten radikalen Juden wieder in den Vordergrund gedrängt (Rosa Luxem-

burg, Liebknecht, Eisner, Levine, Landauer, Trotzki, Radek usw.). Kein einziger von ihnen sei von 

wirklicher Liebe zum Arbeiter entbrannt gewesen, alle hätten sie den Proleten nur als notwendiges 

Uebel, als Mittel für ihre höchstpersönlichen, aus Haß und purem Zerstörerwillen geborenen Zwecke 

benutzt. – Das Zukunftsheil des deutschen Proletariats liege in seiner „Standwerdung“, seiner Wand-

lung zum „Arbeitertum“, d. h. in seiner Wendung zum „Volksbewußtsein“ beschlossen, wohin den 

deutschen Arbeiter zu führen Ziel und Aufgabe der christlich-nationalen Gewerkschaften sein müsse. 

Soweit der ehemalige sozialdemokratische Gewerkschaftsführer Winnig! 

Mit einer Widerlegung würde man diesem elenden antisemitischen Zeitungsgeschwätz zuviel der 

Ehre antun. 

* 

Viel wichtiger ist etwas anderes. Es ist nämlich höchst interessant, zu beobachten, auf welchem Wege 

Winnig zu diesem seinem heutigen nationalsozialistischen Standpunkt gekommen ist. 

Den ersten Anstoß zu seiner Wandlung gab das wirtschaftliche Emporkommens Deutschlands um 

und kurz nach der Jahrhundertwende: Deutschland wurde aus einem Schuldner – ein Gläubiger-Land, 

der „Reichtum“ strömte herein, die Reallöhne stiegen und die Lage der Arbeiterklasse besserte sich 

zusehends. Hing aber – so fragt sich Winnig – dieser Aufstieg des deutschen Arbeiters nicht mit dem 

Aufstieg der deutschen Wirtschaft, mit dem machtpolitischen Aufschwunge des Reiches unlöslich 

zusammen? Mußte also bei diesem Tatbestande die Ar-[142]beiterbewegung nicht mit allen Kräften 

eintreten für diesen machtpolitischen Aufschwung, für die Flotten- und Kolonialpolitik (S. 143) Für 

die Nation und für das Hineinwachsen in die nationale Kultur (S 150)? Und ist die heutige Situation 

nicht genau die gleiche? Ergeben sich also daraus nicht genau die gleichen Richtlinien für die heuti-

gen Aufgaben der Arbeiterbewegung? 

Diese Argumente Winnigs sind charakteristisch. 

Worauf beruhen sie? 

Erstens darauf, daß Winnig eine ganz bestimmte und einmalige historische Situation (die Aufstiegs-

periode des deutschen Kapitalismus, die noch dazu in engster Verbindung mit den ebenfalls einmali-

gen wirtschaftlichen Erfolgen der damaligen imperialistischen Expansion stand) für einen Dauerzu-

stand, für das wahre Wesen des Kapitalismus schlechthin hält. Und daß er, zweitens, nunmehr ganz 

konsequent den Marxismus wie folgt „revidiert“: Ist die Verelendungstheorie unrichtig (siehe: Auf-

stieg des Proletariats!), so muß auch die ganze „ökonomische“ Fundierung der Geschichtsauffassung, 

ja der Standpunkt des Massenkampfes überhaupt falsch sein; Aufstieg des Proletariats ist auch inner-

halb der bestehenden Gesellschaftsordnung, innerhalb des Kapitalismus durchaus möglich, voraus-

gesetzt nur, daß das Proletariat politisch frei und gleichberechtigt wird und außerdem endlich lernt, 

national zu denken und den imperialistischen Ausdehnungsdrang der Nation auch praktisch mit allen 

Kräften zu unterstützen. 

Was sind das für Argumente? 

Nun, das sind nicht nur die Gedankengänge des Revisionismus der alten Bernsteinschen Provenienz, 

sondern das  s i nd  d i e  Fundam en t e  de r  heu t i gen  soz i a l dem okr a t i s chen  Theo r i e! 
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Fortfall der ökonomischen Fundierung der Geschichtsauffassung: vgl. die Theorie vom „politischen 

Lohn“ der heutigen freien Gewerkschaften oder den religiösen „Sozialismus“ der Ehrenberg, Perthel, 

Kranold und Max Adler! Aufstieg des Proletariats innerhalb des Kapitalismus: vgl. die Staatsbeja-

hung der heutigen SPD, ihre Begeisterung für die politische Demokratie! Unterstützung des Aufstie-

ges und der imperialistischen Expansion der Nation: vgl. Macdonald und die heutige Labour Party! 

Das also ist des Pudels Kern: daß Winnig zu seinem nationalsozialistischen oder doch zu einem die-

sem verteufelt ähnlichen Standpunkt justament auf Grund der Theorien der heutigen sozialdemokra-

tischen Partei gekommen ist, was durchaus nichts anderes beweist als – die größere Konsequenz 

Winnigs! Jawohl, dieser Winnig macht es deutlich: die heutigen sozialdemokratischen Führer sind 

nur auf halbem Wege stecken geblieben; vermöchten sie noch konsequent zu denken, sie müßten 

samt und sonders längst zu lauter Winnigs geworden sein. 

Wie richtig es doch war, daß wir die Sozialdemokratie als Sozialfaschismus bezeichneten! Besser als 

alle theoretischen Begründungen macht Winnigs Schilderung seiner eigenen Wandlung diese Er-

kenntnis zum Greifen klar und deutlich. Und um dessentwillen kann man das Buch – trotz seiner 

Niederträchtigkeit – sogar noch zur Lektüre empfehlen. 

* 

Maschinenfabrik N. & K.  

Roman von W i l l i  B r ede l, erschienen in der Reihe „Der 1-Mark- 

Roman“ des Internationalen Arbeiter-Verlags, Berlin 1930. 

Es ist nicht unsere Absicht, den Roman des Genossen Bredel hier nach der künstlerischen Seite hin 

zu beurteilen, wir wollen ihn vielmehr unter dem Gesichtspunkt beurteilen, welche Bedeutung er für 

die Agitation und Propaganda der KPD in der heutigen Situation hat. 

Die in diesem Roman geschilderte kommunistische Betriebsarbeit gehört – wie das auch schon von 

Biha in seiner Besprechung des Romans in der „Roten Fahne“ festgestellt wurde – derjenigen Periode 

des Klassenkampfes in Deutschland an, die sich von 1929 bis in den Sommer 1930 erstreckte und in 

der politischen Resolution des 5. RGI-Kongresses folgendermaßen charakterisiert wurde: 

[143] „Seit dem Frühjahr 1929 ist die Periode der g, Jen Streiks vorbei. Aber die Klassengegensätze 

verschärfen sich. Zwischentarifliche Streiks, vereinzelte kleine, aber äußerst erbitterte Streikkämpfe 

sind im Gange. Die Reformisten stehen in offener Zusammenarbeit mit der Polizei (Rohrleger, Hen-

nigsdorf, Hartmannsdorf) und o r gan i s i e r en  den Streikbruch.“ (Kampfbeschlüsse des 5. RGI-Kon-

gresses, 1. Teil, S. 11.) 

„Maschinenfabrik N. & K.“ bringt uns die Geschichte eines solchen „kleinen, äußerst erbittert ge-

führten“ Streiks. Darin liegt eine Stärke und auch eine Schwäche des Buches. Eine Stärke, insofern 

die Handlung auf einen engen Rahmen konzentriert bleibt und die Kleinarbeit der Kommunisten vor 

und in dem Streik klarer und eindringlicher darzustellen ist, als es bei der Darstellung eines Streiks 

von der Art der Kämpfe seit dem Sommer 1930 in dieser Form des kleinen Romans möglich wäre; 

eine Schwäche, weil diese Periode des Massenkampfes in Deutschland bereits abgeschlossen ist und 

die Kämpfe inzwischen ein bedeutend höheres Niveau erreicht haben. Aber abgesehen davon verdient 

dieser Roman weiteste Beachtung innerhalb der deutschen Arbeiterklasse. Weniger deshalb, weil die 

Handlung uns zeitlich viel näher liegt, als es bisher in Arbeiterromanen der Fall war, als deshalb, weil 

hier – unseres Wissens zum ersten Male – der Versuch gemacht wird, die praktische, alltägliche Ar-

beit der Kommunisten im Betrieb, in einer Periode, wo sich erst Anzeichen künftiger Stürme bemerk-

bar machen, in einem Roman zu gestalten. Denn bisher nahmen unsere proletarischen Romanschrift-

steller ihren Stoff meist aus der „großen Zeit“ von 1914 bis 1923, also aus einer Zeit, in der die KPD 

noch in starkem Maße mit sozialdemokratischen Traditionen in allen möglichen Formen behaftet war. 

Eines der zentralen Probleme unserer praktischen Arbeit der letzten Jahre ist die geschickte, zielbe-

wußte Anwendung der bolschewistischen E i nhe i t s f r on t t ak t i k, und da gibt uns Bredel überaus 

treffende und lehrreiche Schilderungen. Entsprechend den Bedingungen dieser Periode konzentrierte 

sich die Aufmerksamkeit der Partei praktisch fast ganz auf die Bildung der Einheitsfront mit den 
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sozialdemokratischen Arbeitern; diese Aufgabe steht denn auch im Mittelpunkt der Darstellung. Wir 

gestehen gerne, bisher noch nicht einer solch treffenden literarischen Schilderung der verschiedenen 

Typen sozialdemokratischer Arbeiter begegnet zu sein. Man vergegenwärtige sich nur, wie mannig-

faltig die Abstufungen zwischen den einzelnen sozialdemokratischen Arbeitern im Betrieb sind, in 

welch zahlreichen Schattierungen und Widersprüchen sich der Radikalisierungsprozeß unter ihnen 

vollzieht, wie sich trotz aller Unterschiede klar und eindeutig schließlich die Fronten herausbilden und 

jede Zwischenstellung durch die energische Arbeit der Kommunisten unmöglich gemacht wird. Die 

einzelnen Typen sind lebenswahr geschildert, schlagend ist die ganze Jämmerlichkeit der „Linken“, 

die Korruption der Betriebsräte und Gewerkschaftsbonzen charakterisiert, das Hin und Her der einfa-

chen sozialdemokratischen Arbeiter zwischen den Bonzen und den Kommunisten wird gut getroffen. 

Auch die Schilderung der Kommunisten ist gelungen. Wie die Gefahr der Mechanisierung bei der 

Darstellung von Sozialdemokraten naheliegt, so nach der anderen Seite bei der Schilderung von Kom-

munisten. Aber Bredel verstand es, diese Gefahr zu vermeiden, man glaubt ihm diese Kommunisten. 

Und dies ist eine der interessantesten Seiten des Romans, denn Bredel schildert uns hier einen Typ 

von Kommunisten, der in den letzten Jahren immer mehr in den Vordergrund rückte, einen aktiven, 

klaren, kampfbereiten Schlag von Kommunisten, die, von sozialdemokratischen Traditionen unbe-

schwert, unter den Erfahrungen der Revolution und der ihr folgenden kapitalistischen Rationalisie-

rung klassenbewußte Arbeiter wurden und zur aktiven, führenden Rolle in den jetzt vor dem deut-

schen Proletariat stehenden Kämpfen berufen sind. Das zeigt sich in der geschickten Arbeit im Be-

trieb, der Umsicht, mit der die einzelnen Arbeiten festgelegt und Kräfte in Reserve gehalten werden, 

die die Arbeit fortführen, wenn die Genossen gemaßregelt werden, die Streikleitung verhaftet wird. 

In dieser Beziehung wird der Roman Bredels sicher vielen Genossen wertvolle Anregungen zur 

Selbstkritik und zur Verbesserung ihrer politischen Arbeit geben. 

Die Darstellung der inneren Kollektivarbeit der Parteizelle ist ungenügend. [144] Man hat ver-

schiedentlich den Eindruck, als seien es eigentlich nur einige wenige Genossen, die die Arbeit leisten. 

Dieses in den Vordergrundschieben einiger weniger Genossen erweckt den Eindruck, als sei der übrige 

Teil der Zelle passiv, was in diesem Fall objektiv nicht möglich ist, da die geleistete Arbeit von drei 

bis vier Genossen einfach nicht geleistet werden konnte. Alle Streiks seit dem Jahre 1928 waren stets 

von innerparteilichen Kämpfen gegen die Oppor t un i s t en  begleitet, und es ist unwahrscheinlich, 

daß eine Zelle ohne einen solchen Kampf sich zur klaren, zielbewußten bolschewistischen Arbeit 

durchgerungen hat. Hier liegt daher u. E. eine gewisse Unterschätzung der Auseinandersetzung mit 

den rechten Opportunisten. Nur einmal wird diese Frage im Gespräch zweier Genossen angeschnitten 

und gleich wieder abgetan als etwas selbstverständlich zu Bekämpfendes. Wir glauben, daß der Roman 

noch wertvoller und lehrreicher geworden wäre, wenn dieses Problem des Kampfes gegen die Abwei-

chungen von der Parteilinie, der Herausarbeitung der bolschewistischen Strategie und Taktik gerade 

in diesen innerparteilichen Auseinandersetzungen mit in die Darstellung einbezogen worden wäre. 

Aber abgesehen von diesem Mangel hat Bredel das unleugbare Verdienst, die proletarische revoluti-

onäre „Belletristik“ in einem viel stärkeren und konkreteren Maße als bisher aktualisiert zu haben. 

Sein Roman ist wieder ein glänzender Beweis dafür, welche schöpferischen Kräfte im Proletariat 

stecken. Aber unsere Schriftstellergenossen müssen heute ihre Aufgabe noch energischer anpacken, 

sich noch konkreter auf die Aufgaben einstellen, die die heutigen Kämpfe von ihnen fordern, wenn 

ihre Kunst wirklich eine kräftige Waffe in ihnen sein soll. Bredel hat schon vieles von dem erfüllt, 

was wir von einem aktuellen, kommunistischen Roman, der gleichzeitig auch formal auf hohem Ni-

veau steht, erwarten. Aber man muß sich die Aufgaben noch höher stecken. F r i t z  Saue r  

* 

Erklärung des Zentralkomitees der KPD zu dem Artikel Rudolf Gerbers in der „Kommunistischen Internatio-

nale“ Nr. 3 vom 23. Januar 1931: „Auf dem Wege zum politischen Massenstreik in Deutschland“. 

Zu dem Artikel Rudolf Gerbers in der Nr. 3 der „Kommunistischen Internationale“ vom 23. Januar erklärt das ZK der 

KPD, daß dieser Artikel ohne Auftrag und Wissen des ZK zur Veröffentlichung gebracht wurde und in keiner Weise dem 

Standpunkt des ZK entspricht. 

Zentralkomitee der KPD [145]   
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Die Internationale  

44. Jahrgang ⁕ Berlin, April 1931 ⁕ Heft 4 

Die Weltwirtschaftskrise 

1. Der Charakter der Krise. 

 Die jetzige Weltwirtschaftskrise hat zu einer Erschütterung des kapitalistischen Systems im ge-

waltigsten Maßstab geführt. Die Ueberholung der Vorkriegsproduktion im Jahre 1928, gewisse Er-

gebnisse der kapitalistischen Rationalisierung, die lang andauernde Konjunktur in den Vereinigten 

Staaten von Amerika erweckten Illusionen über die Wiedergesundung und einen neuen Aufstieg des 

Kapitalismus, nicht nur in den Reihen der Bourgeoisie und ihrer sozialfaschistischen Lakaien, son-

dern sogar in unseren eigenen Reihen. Alle diese Illusionen wurden durch die jetzige Weltwirtschafts-

krise, die ihrer Intensität und Dauer nach beispiellos dasteht, über den Haufen gerannt. Die Apologe-

ten des Kapitalismus, die Wirtschaftstheoretiker der Bourgeoisie wie die der II. Internationale, befin-

den sich in einer argen Klemme. Nicht nur die 30 Millionen hungernde Erwerbslose, auch die Massen 

der von Lohnabbau, von politischer Unterdrückung heimgesuchten Arbeiter in den Betrieben, auch 

die Millionenmassen der in ihrer Existenz bedrohten städtischen und bäuerlichen Mittelschichten 

werden Feinde des Kapitalismus, der unfähig ist, die Not und das Elend zu überwinden, der im Ge-

genteil immer tiefer in die wirtschaftliche Barbarei hineinführt. 

Es ist deshalb nicht verwunderlich, wenn bürgerliche Wirtschaftstheoretiker an der Festigung und 

dem Bestand des kapitalistischen Systems zu zweifeln beginnen. Wenn selbst solche kapitalistischen 

Zeitungen wie das „Berliner Tageblatt“ und die „Wiener Neue Freie Presse“ zweifelnd fragen, ob 

nicht die Strukturwandlung des Kapitalismus an dem Unglück schuld sei, wenn Sombart oder Schma-

lenbach, Todfeinde des Marxismus, an der Fähigkeit des Kapitalismus in Frage stellen, die von der 

Wirklichkeit gestellten Probleme zu lösen, dann sind das Zeichen dafür, wie tief die innere Erschüt-

terung des kapitalistischen Systems bereits geht. 

Die Exponenten des Monopolkapitals befinden sich ganz in der Abwehr. Ihre optimistischen Prophe-

zeiungen – man denke nur an den kläglich gescheiterten Versuch des amerikanischen Finanzkapitals, 

die „Prosperität“ mit Zuhilfenahme einiger Milliarden im Verlauf einiger Monate wieder herzustellen 

– werden sehr rasch von der [146] Entwicklung widerlegt. Man kann selbstverständlich nicht erwar-

ten, daß die Vertreter des Finanzkapitals sich selbst aufgeben. Da sie die ungeheure Verwüstung der 

Wirtschaft und das furchtbare Elend der werktätigen Massen nicht leugnen können, stellen sie die 

Frage: we r  und  was  i s t  a n  d i e sem  Ung l ück  s chu l d? 

So sagt z. B. der Direktor Na t han  von  de r  Dr e sdene r  Ban k zur Verteidigung des kapitalisti-

schen Systems: 

„Das kapitalistische System hat nicht ausgespielt. Wohl aber wird es das Ziel und seelischen unserer Bemü-

hungen sein müssen, die Wirtschaft vom der geistigen Neurose unserer Zeit, die zu einer völligen Verwirrung 

der ökonomischen Begriffe geführt hat, zu befreien.“ 

Daß die „geistige und seelische Neurose“ nur ein Ausdruck der Zersetzung und der Fäulnis des Ka-

pitalismus ist, das können die Bank- und Generaldirektoren natürlich nicht begreifen. Bei diesem 

Versuch, die Schuld an der furchtbaren Krise nicht im System selbst, sondern in bestimmten Erschei-

nungen der Krise festzustellen, ward das Monopolkapital aufs tatkräftigste unterstützt von den so -

z i a l f a s ch i s t i s c he n „Theor e t i ke r n. Nach der Tarnowschen „Lohntheorie“ sollte die nach die-

ser Ansicht ewige amerikanische Prosperität seine Ursache haben in der „vernünftigen“ Lohnpolitik 

der USA-Kapitalisten. Man braucht nach dieser „Theorie“ nur in allen kapitalistischen Ländern eine 

„vernünftige“ Lohnpolitik zu machen, dann gibt es keine Krise mehr. Andere sozialfaschistische 

„Theoretiker“ werfen alle Schuld auf die faschistische Bewegung, ohne begreifen zu wollen, daß 

diese faschistische Bewegung, zu der sie selbst gehören, nur eine Erscheinungsform der Zersetzung 

des kapitalistischen Systems ist. 
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Die sozialfaschistische Presse macht den krampfhaften Versuch, den Umfang und die Tiefe der Krise 

zu verkleinern. Während die bürgerliche Presse den letzten Vierteljahrsbericht des Instituts für Kon-

junkturforschung richtig als Beweis für die Verschärfung der Krise bewertet, bringt der „Vorwärts“ 

einen Auszug aus diesem Bericht mit der Ueberschrift: „Vor dem Ende der Krise!“. Alle Anstren-

gungen der sozialfaschistischen „Theoretiker“ gehen darauf hinaus, der Arbeiterschaft zu beweisen, 

daß die jetzige Krise nichts Außerordentliches ist, nichts weiter als eine ganz normale zyklische Krise. 

„Nur Ruhe und Geduld, der Konjunkturanstieg wird schon bald wieder kommen, und alles wird wie-

der besser werden.“ 

D i e  F r a ges t e l l un g de r  Soz i a l f a sch i s t en  i s t  v i e l  kap i t a l f r eund l i che  a l s  d i e  e i ne r  

g r oßen  Anzah l  bü rge r l i che r Na t i ona l ökonom e n. Diese Fragestellung hat mit dem Mar-

xismus nichts mehr zu tun, obwohl man sich dabei auf die Marxsche Krisentheorie beruft. Auch die-

ses Berufen auf die Marxsche Krisentheorie ist für den gegenwärtigen Zustand der sozialfaschisti-

schen Theorie charakteristisch Denn diese „Theoretiker“ hatten sich in den letzten Jahren im 

Schweiße ihres Angesichts bemüht, nachzuweisen, daß die Marxsche Krisentheorie für die heutige 

Zeit, für die Zeit des organisierten Kapitalismus, keine Geltung mehr habe. 

[147] Die Kommunistische Internationale hat an der Marxschen Krisentheorie unbedingt festgehalten 

und jede Schwankung in dieser Frage aufs schärfste bekämpft. Dementsprechend müssen wir auch 

die jetzige Weltwirtschaftskrise als zyklische Krise im Marxschen Sinne betrachten. Aber diese Be-

trachtung allein genügt nicht mehr. Die ganze Tiefe und Schwere der jetzigen Weltwirtschaftskrise 

kann man nur begreifen, wenn man alle Elemente der dauernden und allgemeinen Krise des Kapita-

lismus mit berücksichtigt. Dazu gehören die Existenz der Sowjetunion, die Befreiungskämpfe in dcii 

kolonialen und halbkolonialen Ländern, die dauernde Massenerwerbslosigkeit, die Nichtausnutzung 

des Produktionsapparates auch in der Hochkonjunktur, die Schere zwischen Agrarprodukten und In-

dustrieprodukten, die Reparationsfrage und die Verschuldung imperialistischer Länder untereinander, 

die Preisentwicklung unter den Monopolkapitalisten, das beschleunigte Tempo der Ungleichmäßig-

keit der Entwicklung in den verschiedenen Ländern und die damit zusammenhängende rasche Ver-

schärfung der imperialistischen Gegensätze. 

Es ist unmöglich, in einem einzigen Artikel alle diese Probleme und ihre wechselseitige Verknüp-

fung, vor allem die Wechselbeziehungen zwischen der allgemeinen Krise und der zyklischen Krise 

zu behandeln. Dieser Aufsatz soll nur den jetzigen Stand der Weltwirtschaftskrise und die Frage der 

weiteren Entwicklung behandeln. 

II. Die Krise in den Industrieländern 

In keinem einzigen kapitalistischen Land der Welt haben sich in den letzten Monaten Anzeichen 

dafür ergeben, daß der Tiefpunkt der Wirtschaftskrise bereits überschritten ist. Vorübergehende Ver-

besserungen der Lage wie in Polen wurden durch neue Verschärfungen abgelöst. In den wichtigsten 

kapitalistischen Ländern, Vereinigte Staaten, Deutschland, England, dauert der Rückgang der indust-

riellen Produktion weiter an, wenn auch das Tempo des Rückganges teilweise verlangsamt worden 

ist. I n  e i n igen  kap i t a l i s t i s che n  Lände r n  ha t  d i e  Kr i s e  e r s t  Ende  193 0  begonnen  

und  n i mmt  do r t  e r s t  j e t z t  g röße r en  Um f ang  a n. Dazu gehören die nordischen Länder, 

Schweden, Norwegen und Dänemark und vor allem Frankreich. 

In Deu t s ch l and  ist in der zweiten Februarhälfte die Zahl der Erwerbslosen geringfügig zurückge-

gangen, in der ersten Märzhälfte wieder etwas gestiegen. Das ist aber kein Beweis für eine allgemeine 

Wirtschaftsbelebung, sondern nur eine saisonmäßige Erscheinung. Die industrielle Produktion ist, 

den Durchschnitt 1928 100 gesetzt, auf 70,9 im Januar 1931 gesunken, also um 36 Prozent unter dem 

Höchststand 1929. Die weitere Verschärfung der industriellen Krise in Deutschland seit Ende Januar 

zeigt sich in dem weiteren Rückgang der saisonmäßig nicht bestimmten Industrien und in einer ge-

ringeren als der normalen Belebung der saisonmäßig bedingten Produktion. 

Für die weitere Entwicklung des Krisenverlaufs von großer [148] Wichtigkeit ist der a u s wär t ige  

Hande l. Die deutsche Ausfuhr war im Jahre 1930 verhältnismäßig viel günstiger als die Ausfuhr 
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anderer großer kapitalistischer Länder, vor allem Englands und der Vereinigten Staaten von Amerika. 

Die Ausfuhr Deutschlands sank von 1.123.600.000 im Monatsdurchschnitt des Jahres 1929 auf 

1.000.300.000 im Monatsdurchschnitt des Jahres 1930. Die entsprechenden Ziffern für England sind 

1.240.000 und 969 000 000, für die Vereinigten Staaten 1.805.000.000 und 1.341.000.000. Der ei-

gentliche Absturz der deutschen Ausfuhr setzte erst Ende des vorigen Jahres ein im Zusammenhang 

mit dem Ueberspringen oder der Vertiefung der Krise in einer Reihe europäischer Länder, die wich-

tige Abnehmer deutscher industrieller Produkte sind. Die Ausfuhrziffern für Januar 1931 sind 

775.000.000 gegenüber 1.092.000.000 im Januar 1930. Im Februar 1931 wurden für 733 Millionen 

Waren ausgeführt gegenüber 1.026.000.000 im Februar 1930. 

In den Ve r e i n i g t en  S t aa t en  von Amerika ist der Produktionsindex von 117 (Durchschnitt 

1923/25 = 100) auf 80 im Dezember 1930, 76,9 Ende Februar gesunken. Genaue Ziffern über die 

Erwerbslosigkeit, die auf 9-10 Millionen geschätzt wird, liegen nicht vor. Alle Berichte aber aus den 

Vereinigten Staaten zeigen, daß die Zahl der Erwerbslosen bis Ende Februar noch gestiegen ist. Die 

Aufwärtsbewegung an der amerikanischen Börse und die teilweise Festigung der Preise können noch 

nicht als Anzeichen des Ueberganges von der Krise in die Depression gewertet werden. Verstärkte 

Vorratsbildung, die Verschärfung der Agrarkrise, die Lage auf dem Baumarkt, das weitere Ein-

schrumpfen der Ausfuhr (246.000.000 Dollar im Januar gegenüber 405.000.000 Dollar im Januar 

1930) weisen darauf hin, daß der Tiefpunkt der Krise auch in den Vereinigten Staaten von Amerika 

noch nicht erreicht ist. 

Die Berichte aus Eng l a nd melden eine erneute Verschärfung der Krise. Der Produktionsindex hat 

sich dort, der Durchschnitt des Jahres 1924 = 100 gesetzt, folgendermaßen entwickelt: Er betrug im 

letzten Vierteljahr 1929: 114,8 im letzten Vierteljahr 1930: 93,5. Von Ende Januar bis Mitte März hat 

sich die Zahl der Erwerbslosen von 2.450.000 auf annähernd 2.700.000 erhöht. Die Ausfuhr ist von 

44,3 Millionen Pfund im Januar 1930 auf 29,5 Millionen Pfund im Januar 1931 gesunken. Eine wei-

tere beträchtliche Vertiefung der Krise steht in England bevor. 

F r ank r e i c h wurde erst verhältnismäßig spät in die Krise einbezogen. Die Produktionsziffern lagen 

im Januar 1931 nur um 10 Prozent unter denen des gleichen Monats im Vorjahre. Das sprunghafte 

Emporschnellen der Erwerbslosenziffern von wenigen Tausend im Oktober vorigen Jahres bis rund 

400 000 Ende Februar und die ungeheure Zunahme der Kurzarbeit zeigt, daß auch in Frankreich die 

Wirtschaftskrise in den letzten Monaten sehr große Fortschritte gemacht hat. 

In der Tschech os l owake i  zeigt die Produktion einen [149] durchschnittlichen Rückgang um 20 

Prozent. Die Erwerbslosenzahl ist nach der Regierungsangabe im Januar auf 363 000 gestiegen. Die 

wirkliche Zahl der Erwerbslosen in diesem Lande wird jetzt über eine halbe Million betragen. In 

Po l e n hat sich die Krise nach einer kurzen Scheinbelebung im Herbst vorigen Jahres erneut vertieft. 

Der Umfang der industriellen Krise in Polen ergibt sich aus dem Index der Beförderung von Produk-

tivgütern (1925/27 = 100). Dieser Index sank von 104,6 im Dezember 1929 auf 66,5 im Dezember 

1930. Die ungeheure Schärfe der Agrarkrise in Polen, der weitere Rückgang der Ausfuhr (152,5 Zloty 

im Januar 1931 gegen 218,6 im Januar 1930), Finanznot und grauenhaftes Elend der Arbeiterschaft 

deuten auf eine abermalige Verschärfung der Krise Auch in I t a l i e n hat die Wirtschaftskrise einen 

gewaltigen Umfang angenommen. Die Zahl der erwerbslosen Industriearbeiter beträgt mehr als 

600.000. Zusammentritte von Banken und industriellen Großunternehmungen, beschleunigter Ueber-

gang von industriellen Unternehmungen an das ausländische Kapital zeigen, daß die italienische ka-

pitalistische Wirtschaft trotz der furchtbaren Ausbeutung der Arbeiterschaft unter der faschistischen 

Diktatur in ihren Grundfesten erschüttert ist. 

Auch in allen kleineren kapitalistischen Ländern mit entwickelter Industrie, wie Belgien, Holland, 

Schweden, Schweiz usf., hat sich die Krise in den letzten Monaten außerordentlich vertieft. In keinem 

einzigen Land sind Anzeichen dafür vorhanden, daß der Uebergang von der Krise zur Depression 

erreicht ist oder nahe bevorsteht. 

  



Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 12 – 113 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 05.04.2023 

III. Die Welt-Agrarkrise 

Zu dem Versuch, den ungeheuren Umfang der gegenwärtigen Weltkrise zu verkleinern, gehört auch 

die Behauptung, daß diese Krise ihren Ausgangspunkt von der Agrarkrise genommen habe. So 

schreibt das Institut für Konjunkturforschung in seinem Vierteljahresbericht, dem wir eine große Zahl 

der Angaben dieses Artikels entnehmen, folgendes: 

„Mit der lang andauernden Krise tritt immer deutlicher in Erscheinung, daß nicht nur der Ausgangspunkt, 

sondern auch der Schwerpunkt der weltwirtschaftlichen Krise in der Welt-Rohstoffsituation liegt.“ 

Diese Behauptung ist vollständig falsch. Die Agrarkrise, die schon vor der jetzigen Weltwirtschafts-

krise bestanden hat, wirkt selbstverständlich auf den Verlauf und die Intensität der Krise; aber sie ist 

weder der Ausgangspunkt noch der Schwerpunkt der Krise. Der Ausgangspunkt der jetzigen Krise 

ist die allgemeine Ueberproduktion im Verhältnis zu den Konsummöglichkeiten unter den Bedingun-

gen der kapitalistischen Wirtschaft und insbesondere unter den Bedingungen der verfaulenden kapi-

talistischen Wirtschaft. Der Schwerpunkt der Krise liegt in den hochentwickelten kapitalistischen 

Ländern, wenn auch die unmittelbare Auswirkung der Krise in einer Reihe von Agrarländern noch 

grauenhafter ist als in den industriell hochentwickelten kapitalistischen Ländern. 

Die Ursachen und der Charakter der jetzigen Agrarkrise werden [150] an einer anderen Stelle dieser 

Nummer ausführlich behandelt. An dieser Stelle sollen nur einige tatsächliche Angaben über den 

jetzigen Stand der Agrarkrise gemacht werden. 

Ueber die Vor r a t s en t wi ck l ung  an Agrarstoffen berichtet das Konjunkturforschungs-Institut: 

Vorräte an Weizen Dezember 1929: 13,881 Millionen Tonnen, Dezember 1930: 15,873 Millionen 

Tonnen; Zucker 6,648 und 7,048; Kaffee 1,407 und 1,644; Baumwolle 1,837 und 2,245. Inzwischen 

hat sich die Lage nicht verbessert, sondern abermals außerordentlich verschlechtert. So heißt es in 

einem Marktbericht vom 20. März: 

„Die Vorräte an Weizen in Uebersee sind noch von beängstigender Höhe. Nach einer Schätzung des Farm-

Boards beliefen sich Anfang März die Weizen. bestände der Farmer in den Vereinigten Staaten noch auf rund 

160 Millionen Bu. gegen rund 130 Mill. Bu. in der gleichen Zeit des Vorjahres. Auch die sichtbaren Vorräte 

haben sich in USA weiter auf fast 200 Millionen Bu. erhöht. Privatschätzungen zufolge wird der zu erwartende 

Ueberschuß dieses Erntejahres allein in den Vereinigten Staaten auf 250-360 Millionen Bu. (85-100 Millionen 

Dzt.) geschätzt ... 

Die Lage in Argentinien ist höchst interessant. Der Märzweizen in Buenos Aires ist in der letzten Berichtswo-

che von 5,25 auf 4,81 Peso pro 100 kg zurückgegangen. Daß Argentinien in diesem Erntejahr einen großen 

Ueberschuß an Weizen hat, unterliegt gar keinem Zweifel und ebensowenig, daß die Argentinier wahrschein-

lich bereit sein werden, einen forcierten Absatz nach Europa mit erheblichen Preiskonzessionen zu erkaufen.“ 

Ueber die Lage in einigen der großen Agrarländer schreibt die Marktbeobachtungsstelle der deut-

schen Schwerindustrie („Deutsche Bergwerkszeitung“ vom 17. März 31): 

„Das traurigste Bild bietet S ü d a m e r i k a. Die ungünstigen Ernteergebnisse in A r g e n t i n i e n  (nicht die Ern-

teergebnisse waren ungünstig, sondern die Verwertung der Ernteergebnisse, die Red. der „Internationale“) 

haben die Kaufkraft des Landes total erschüttert. Die Konkurse der Kaufleute in der Provinz mehren sich 

täglich mit dem Resultat, daß die Importeure in den Hauptplätzen erhebliche Verluste erleiden 

Noch trostloser liegen die Dinge in B r a s i l i e n, das sich durch den Währungsverfall überhaupt nicht erholen 

kann (nicht der Währungsverfall ist das Primäre, sondern die furchtbare Agrarkrise, vor allem die Entwertung 

der Kaffeevorräte hat zum Währungsverfall geführt, die Red.). Die durch die Revolution errichtete neue Re-

gierung hat sich diesen Verhältnissen gegenüber bisher als machtlos erwiesen. Der Importbedarf ist auf einen 

Nullpunkt angelangt ... 

Die zentralamerikanischen Staaten zeigen im großen und ganzen dasselbe Bild, und Fallenzen sind an der 

Tagesordnung.“ 

Auch der Bankrott der Staatsfinanzen und der Währungsverfall in Australien hängen aufs engste mit 

der Agrarkrise zusammen. In den Vereinigten Staaten hat der Zusammenbruch von Farmerexistenzen 

trotz der protektionistischen Maßnahmen der Regierung, trotz dem Stillhalten der Vorräte mit Hilfe von 



Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 12 – 114 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 05.04.2023 

Regierungssubventionen und trotz der dadurch bedingten Stützung der Preise einen ungeheuren Um-

fang angenommen. Hunderttausende von Farmern der Vereinigten Staaten verhungern buchstäblich 

oder werden mit Hilfe von Unterstützungsgeldern notdürftig am Leben erhalten. Ganze Gebiete wer-

den entvölkert, da die Agrarkrise den Farmern die Befriedigung ihrer Existenz nicht mehr ermöglicht. 

Ungeheuerlich ist auch die Not der Bauern in den europäischen [151] Agrarländern, die auf den Ex-

port von Agrarprodukten angewiesen sind. In den Balkanländern, besonders in Rumänien, dann in 

Polen, Ungarn, Italien usf. ist die Lage der Bauern verheerend. In diesen Ländern kommt zu der 

Tatsache, daß die Bauern ihre Produkte weit unter ihren Gestehungskosten verkaufen müssen, die 

Ausplünderung durch den Staat und durch die Wucherer hinzu. In Rumänien z. B. müssen die Bauern 

30-40 Prozent Zinsen bezahlen. Diese Länder geben einen schlagenden Beweis dafür, daß unter ka-

pitalistischen Verhältnissen eine wirkliche Bauernbefreiung oder eine Agrarreform überhaupt nicht 

möglich ist. An die Stelle der Ausbeutung durch die feudalen Großgrundbesitzer tritt die noch fürch-

terlichere Ausbeutung durch den kapitalistischen Staat und das Finanzkapital. Die jetzige Agrarkrise 

hat diesen Prozeß nicht hervorgerufen, sie beschleunigt ihn nur. 

In Deu t s ch l and  versucht das Monopolkapital, die Wirkungen der Agrarkrise möglichst auf die 

werktätigen Massen abzuschieben. Durch phantastische Zölle, die bereits ein Vielfaches der Welt-

marktpreise ausmachen, durch Zwangsvorschriften, durch Verschlechterung der Beschaffenheit des 

Brotes, durch umfangreiche Stützungsaktionen werden die Preise der Agrarprodukte, besonders aber 

von Getreide, künstlich hochgehalten. Hinzu kommen Milliarden an direkten oder indirekten Sub-

ventionen (Osthilfe), die unmittelbar in die Taschen der Großagrarier fließen. 

Alle diese Maßnahmen, die die Lebenshaltung der werktätigen Massen verschlechtern, sind vollstän-

dig untauglich als Hilfe für die deutschen Bauernmassen. Sie können den Untergang des Bauerntums 

unter kapitalistischen Verhältnissen verlangsamen, sie können ihn aber nicht aufhalten. 

Die Ursachen der Weltagrarkrise – Rückgang der Konsumtion infolge der allgemeinen Krise der ka-

pitalistischen Wirtschaft, sprunghafte Ausdehnung der Anbaufläche, umwälzende Aenderungen in 

der Technik der Agrarwirtschaft, – sind so elementar, daß ihre Liquidierung unter kapitalistischen 

Verhältnissen nur mit den furchtbarsten Opfern innerhalb der armen und mittleren Bauernschaft mög-

lich wäre. Die Weltagrarkrise, die mit dem Uebergang in einer Reihe kapitalistischer Länder von der 

Krise zur Depression und weiter zum konjunkturellen Anstieg nicht beseitigt werden kann, vertieft 

und steigert alle Elemente der allgemeinen Krise des Kapitalismus. Die Weltagrarkrise bedroht die 

Mehrheit der Bauernschaft in den kapitalistischen Ländern und in den Kolonialländern in ihrer Exis-

tenz, macht sie zu einer potentiellen Reserve des revolutionären Proletariats, beschleunigt die natio-

nalrevolutionären Kämpfe in den kolonialen und halbkolonialen Ländern, ermöglicht den Uebergang 

der Führung dieser nationalen Befreiungskämpfe aus den Händen der verräterischen Bourgeoisie in 

die des Proletariats, erschüttert dadurch das System der kolonialen Ausbeutung durch die imperialis-

tischen Räuber und verschärft gleichzeitig im höchsten Grade alle imperialistischen Gegensätze. [152] 

IV. Die Weltkrise und die Lage der Arbeiterschaft 

Die Weltkrise trifft mit ihrer ganzen Wucht in erster Linie das Proletariat, die Arbeiter und Angestellten. 

Mehr als 30 Millionen Proletarier sind gegenwärtig in den kapitalistischen Ländern erwerbslos. 

Gleichzeitig wird in fast allen kapitalistischen Ländern nicht nur der Nominallohn, sondern auch der 

Reallohn der noch beschäftigten Arbeiter gesenkt. Die Erschütterung des kapitalistischen Systems 

durch die Krise, die Unfähigkeit des Monopolkapitals, die Mehrheit des werktätigen Volkes mit den 

Mitteln der formalen Demokratie hinter sich herzuführen, verstärken die politische Unterdrückung 

des werktätigen Volkes, veranlassen eine furchtbare Reaktion, die unter den jetzigen Verhältnissen des 

verfaulenden Kapitalismus nichts anderes ist als der Uebergang zur brutalen faschistischen Diktatur. 

Ueber die Entwicklung der Erwerbslosigkeit ergibt sich folgendes Bild: 

Deutschland: Monatsdurchschnitt 1929 1,913 Mill. 

 " 1930 3,139 Mill. 

 gegenwärtig rund  5 Mill 
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Vereinigte Staaten: Monatsdurchschnitt 1929 geschätzt 3 Mill. 

 " 1930 " 9-10 Mill. 

 gegenwärtig  " 5 Mill 

Großbritannien: Monatsdurchschnitt 1929  1,262 Mill. 

 " 1930  1,991 Mill. 

 gegenwärtig rund  2,7 Mill 

Italien: Monatsdurchschnitt 1929  301.000 Mill. 

 " 1930  425.000 Mill. 

 Januar 1931  722.000 Mill. 

 gegenwärtig rund  1 Mill 

Frankreich: 1929 keine nennenswerte Erwerbslosigkeit, Zustrom ausländischer Arbeiter; gegenwär-

tig rund 400.000 Erwerbslose, Zehntausende ausländische Arbeiter werden abgeschoben. 

Polen: Durchschnitt 1929  130.000 Mill. 

 " 1930  226.000 Mill. 

  1931  360.000 Mill. 

 gegenwärtig   1 Mill 

(Angaben der Arbeitsämter, die weit unter der wirklichen Zahl der Erwerbslosen liegen) 

Tschechoslowakei: Durchschnitt 1929  42.000 Mill. 

 " 1930  105.000 Mill. 

 Januar 1931  310.000 Mill. 

(Nach den Angaben der tschechoslowakischen Gewerkschaften ist die wirkliche Zahl der  

Erwerbslosen um 30-40 Prozent höher.) 

Viel ungenauer und betrügerischer als die Angaben über die Erwerbslosigkeit sind die offiziellen 

Nachweisungen über die Lohnen t wi ck l ung  durch die statistischen Länder. Nach den Angaben 

des Deutschen Reichsstatistischen Amtes z. B. sind in Deutschland die [153] Tariflöhne bis zum 

September v. J. überhaupt nicht gesunken. Angaben über die Entwicklung der wirklichen Löhne exis-

tieren nicht. Man ist hier vollständig auf Schätzungen angewiesen. Die christlichen Gewerkschaften 

gaben bereits für Ende September 1930 eine wirkliche Senkung des Lohnes um 10 Proz. zu. Den 

Rückgang des Nominallohnes von Mitte 1929 bis heute kann man auf mindestens 20 Proz. schätzen. 

Da die Lebenshaltungskosten seit dieser Zeit kaum gesunken sind (der Verbilligung einiger Konsum-

artikel steht die Erhöhung der Lohnabzüge für die Reichserwerbslosenversicherungsanstalt, neue 

Steuern, Erhöhung der Mieten, Erhöhung der Tarife für Gas und Elektrizität, der Verkehrstarife usf. 

gegenüber), muß man auch das Sinken des Reallohnes der beschäftigten Arbeiter ungefähr gleichset-

zen dem Sinken des Nominallohnes. Da ein großer Prozentsatz der beschäftigten Arbeiter in Kurzar-

beit steht (Ende Februar mehr als ein Drittel aller beschäftigten Arbeiter), leben nicht nur die 5 Mil-

lionen Erwerbslose in Deutschland weit unter dem Existenzminimum, sondern ebenso ein großer Teil 

der beschäftigten Arbeiter. Infolge des Abbaues der Erwerbslosenfürsorge (700.000 Erwerbslose er-

halten überhaupt keine Unterstützung) sind Millionen deutscher Arbeiter dem langsamen oder schnel-

leren Verhungern preisgegeben. 

In welchem Maße in den Vereinigten Staaten von Amerika die Löhne und Gehälter abgebaut wurden, 

ergibt sich aus folgender Gegenüberstellung: Setzt man die Zahl der Beschäftigten im Jahre 1926 = 

100, ebenso die Lohnsumme, so ist die Beschäftigung bis Dezember 1930 auf 75,1 gesunken, die 

Lohnsumme aber auf 67,4. Gerade in den letzten Monaten wird aus den Vereinigten Staaten von 

Amerika ein weiterer stürmischer Abbau der Löhne und Gehälter gemeldet. In einigen Produktions-

zweigen wurden die Löhne bis 50 und 60 Prozent abgebaut. Insgesamt dürfte die Lohnsenkung in 

den Vereinigten Staaten von Amerika mindestens 25 Prozent betragen. 

Daß in England der Lohnabbau zu einer allgemeinen Erscheinung geworden ist, das wissen wir aus den 

Kämpfen der englischen Textil- und Bergarbeiter, die unter der englischen sozialfaschistischen Ge-

werkschaftsbürokratie und der Macdonald-Regierung entweder sabotiert oder verraten worden sind. 

Grauenhaft ist d i e  Lage  de r  Ar be i t e r s cha f t  i n  so l chen  f a sch i s t i s chen  Lände r n  wi e  

I t a l i e n, Unga r n  und  Po l e n. In Italien wurde durch Regierungsdekret vom 1. Dezember 1930 die 
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Herabsetzung der Gehälter der Angestellten um 12 Prozent verordnet. Diese Verordnung war nur ein 

Auftakt für eine allgemeine Herabsetzung der Löhne, die bei den am brutalsten ausgebeuteten Land-

arbeitern bis zu 25 Prozent beträgt. Mit welchem Zynismus die faschistische Diktatur in Italien das 

arbeitende Volk behandelt, das geht aus folgendem Zitat aus einer Rede Mussolinis vom 18. Dezem-

ber hervor: 

„Zum Glück ist das italienische Volk noch nicht daran gewöhnt, mehrere Male am Tage zu essen, da es ein 

bescheidenes Lebensniveau hat, verspürt es weniger den Mangel und die Leiden.“ 

[154] In der Tat leiden schon jetzt große Teile der noch beschäftigten italienischen Arbeiter Hunger. 

Von den rund 1 Million Erwerbslosen werden nur Bruchteile geringfügig unterstützt, während die 

große Masse der Erwerbslosen buchstäblich zugrunde geht. Auch in Ungarn und Polen wurden die 

Löhne radikal abgebaut. In diesen Ländern ist genau wie in Italien das Lebensniveau auf das Kulida-

sein herabgedrückt worden. Unbeschreiblich ist die Not der Arbeiter in solchen Industriezentren wie 

in Lodz, wo zwei Drittel der Arbeiter erwerbslos sind und wo die beschäftigten Arbeiter nicht genug 

verdienen, um sich und ihre Angehörigen satt zu machen. 

V. Perspektive 

Ueber die weitere Entwicklung der Weltwirtschaftskrise muß man folgendes feststellen: 

1. Die Weltagrarkrise wird sich weiter verschärfen. Die Landwirtschaft geht im Weltmaßstabe mit 

ungeheuren Vorräten in das neue Erntejahr; die Anbauflächen wurden trotz der furchtbaren Krise 

nicht eingeschränkt sondern weiter ausgedehnt; die Aussichten für die neue Ernte sind günstig. 

2. In keinem der kapitalistischen Länder hat die industrielle Krise ihren Tiefpunkt erreicht. Die Vor-

räte an Rohstoffen und Waren aller Art sind auch in den letzten Monaten noch gestiegen. Die teilweise 

Preissteigerung ist nicht auf vermehrte Nachfrage, sondern auf Maßnahmen der Monopole und auf 

Spekulationen zurückzuführen. Eine ganze Reihe kapitalistischer Länder steht erst im Anfangssta-

dium der Krise, ein sprungweises Absinken der Produktion und der Einfuhr dieser Länder ist zu er-

warten. Das Außenhandelsvolumen wird weiter zurückgehen. 

3. Die weitere Vertiefung der Agrarkrise und die Senkung des Einkommens der Arbeiter und Ange-

stellten, die unter den Verhältnissen des verfaulenden Monopolkapitalismus in der Krise viel rascher 

vor sich geht als das Fallen der Preise, bewirkt eine weitere Einschrumpfung des Innenmarktes der 

kapitalistischen Länder. 

4. Da in der vorausgegangenen Konjunkturphase in den wichtigsten kapitalistischen Ländern der Pro-

duktionsapparat auch auf dem Gipfelpunkt der Konjunktur nicht voll ausgenutzt werden konnte, da 

also in keinem Zeitpunkt der Widerspruch zwischen den Produktionskräften und den Absatzmöglich-

keiten voll zur vorübergehenden Auflösung gekommen war, ist der Anreiz, unter den Bedingungen 

gesunkener Preise und niedrigerer Löhne zu neuen Kapitalinvestierungen zu schreiten, sehr gering. 

Dieser Umstand wird noch verstärkt durch die Tatsache, daß unter den Verhältnissen des Monopol-

kapitals viel weniger die Ausschaltung veralteter Betriebe in der Krisenphase in Betracht kommt, als 

unter den Verhältnissen des Kapitalismus der freien Konkurrenz. 

Die hier angeführten Erscheinungen zeigen, daß die zyklische Krise im Rahmen der allgemeinen 

Krise des Kapitalismus ihren Um-[155]fang und ihrer Tiefe und ihrer Dauer nach außerordentlich 

verschärft wird. Parallelen zu früheren zyklischen Krisen in bezug auf die Dauer und Intensität des 

Absturzes und der Depression sind angesichts des fortgeschrittenen Grades des Zerfalls des kapita-

listischen Systems unmöglich. 

Für d i e  we i t e r e  En twi ck l ung  de r  w i r t s cha f t l i chen  Lage  in  Deu t s ch l and  stellt das 

Institut für Konjunkturforschung folgende Prognose: 

1. Die Umsätze waren im letzten Vierteljahr 1930 um rund 6 Milliarden Mark, d. h. um 18 Prozent 

geringer als zur gleichen Zeit des Vorjahres. Aber auch dieser verringerte Konsum konnte nur auf-

recht erhalten werden unter teilweiser Inangriffnahme von Sparreserven. 
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2. Im Jahre 1931 sind von besonderer Schwere die Rückschläge mi Auslandsabsatz der deutschen 

Industrie, da die wichtigsten Absatzländer Deutschlands erst jetzt von der Krise erfaßt oder tiefer in 

die Krise hineingezogen werden. 

3. Der Baumarkt wird im Jahre 1931 viel tiefer stehen als im Jahre 1930. Die Bauinvestitionen dürften 

1931 nur 5½ Milliarden RM. betragen gegenüber 7 Milliarden 1930 und 9 Milliarden gegenüber 1928 

und 1929. 

4. Durch die Tatsache, daß die industriellen Grundstoffe weniger im Preise gesunken sind als die 

Fertigwaren, wird die Lage besonders erschwert. 

Das Institut für Konjunkturforschung schließt seine Betrachtung folgendermaßen: 

„Der übliche Rückgang der Arbeitslosigkeit vom winterlichen Höhepunkt bis zum Herbst beträgt normaler-

weise eine Million. Es steht vorläufig aber noch dahin, ob die zu erwartende jahreszeitliche Belebung durch 

konjunkturelle Faktoren unterstützt werden wird. Der Tiefstand der Produktion und die in weiten Teilen der 

Wirtschaft so geringen Lagervorräte wirken zweifellos in Richtung einer Unterbrechung der bisherigen Rück-

gänge. Dem steht aber gegenüber, daß am Baumarkt für das laufende Jahr noch erhebliche Ausfälle zu erwarten 

sind, daß die Exportaussichten nicht sonderlich günstig sind und daß die Kreditmärkte in ihrer Verknappung 

verharren ... Im ganzen wird damit zu rechnen sein, daß die Arbeitslosigkeit im Jahresdurchschnitt 1931 grö-

ßer, Produktion und Umsatz geringer sein werden als im Jahresdurchschnitt 1930.“ 

Dieser zusammenfassende Bericht des Konjunkturforschungsinstituts ist bewußt zu optimistisch ge-

halten. Alle Anzeichen deuten in Deutschland nicht auf einen „Stillstand im Rückgang von Produk-

tion und Beschäftigung“, sondern auf eine wei t e r e  Ve r schä r f ung  de r  Kr i s e  i n  Deu t s ch -

l an d. 

* 

Von allen Ländern der Welt gibt es jetzt nur ein einziges Land, das nicht von der Krise erfaßt ist, das 

im Gegenteil in der Zeit der Weltwirtschaftskrise eine stürmische Aufwärtsentwicklung durchmacht: 

d i e  Sowj e t un i o n. Das Konjunkturforschungsinstitut schreibt: 

[156] „Unter den üblichen Ländern, die sich weiter als relativ aufnahmefähig erwiesen, darf Rußland (USSR.) 

nicht unerwähnt bleiben. Durch die beschleunigte Durchführung des hochangelegten Wirtschaftsprogramms 

der Sowjetregierung gewinnt Rußland sowohl als Kunde für Produktionsgüter als auch als Lieferant für Roh-

stoffe ständig an weltwirtschaftlicher Bedeutung. Im Verlaufe des letzten Jahres, in einer Zeit, in der fast alle 

Länder der Welt im Zeichen schärfster Einfuhrrückgänge standen, hat sich die russische Einfuhr von 836,3 auf 

1068,7 Millionen Rubel, d. h. um 28 Prozent gesteigert ...“ 

Wir werden in unserem Mai-Heft einen besonderen Artikel über das Jahr 1931 des Fünfjahreplanes 

zum Abdruck bringen. Wir wollen hier nur einige Zitate aus der Rede des Genossen M o l o t ow  über 

die internationale und die innere Lage der Sowjetunion auf dem VI. Rätekongreß der UdSSR anführen: 

„In diesem Jahr ist eine Steigerung des Volkseinkommens um 39 Prozent vorgesehen, eine Ziffer, die den unge-

heuren Aufstieg der gesamten Volkswirtschaft kennzeichnet. Ich erinnere weiter daran, daß im Plan die Stei-

gerung der Bruttoproduktion der gesamten staatlichen Industrie um 45 Prozent vorgesehen ist ... In den vier 

Jahren von 1927-1930 einschließlich haben wir 323 neue Betriebe in Gang gesetzt. Man vergleiche diese Zahl 

damit, daß allein 1931 518 neue Betriebe angelassen werden müssen. Der Wert des fixen Kapitals dieser neuen 

Bauobjekte und ihre Bruttoproduktion in diesem Jahr wird die Leistungen der neuen Industrieunternehmungen 

in den verflossenen vier Jahren um das Doppelte überholen ... Auf solchen Gebieten der Industrie wie Roheisen. 

und Stahlerzeugung, Walzwerke und auch Fabriken von Baumwollgeweben wird der Fünfjahreplan im großen 

und ganzen iii vier Jahren durchgeführt ... In der Zementfabrikation wird der Fünfjahreplan in 3⅓ Jahren ver-

wirklicht; in der Elektrotechnik, Kohlenförderung, Torfgewinnung und Zuckerindustrie in 3 Jahren, in der 

Erdöl- und Kupfergewinnung, im gesamten Maschinenbau, in der Traktoren- und Landmaschinenfabrikation, im 

Schiff. und Lokomotivbau. in rund 2½ Jahren. Was die Bruttoproduktion der vom obersten Volkswirtschaftsrat 

erfaßten Industrie betrifft, so ergibt sich die Durchführung des Fünfjahreplanes in etwa 3½ Jahren ... Unser Plan 

ist darauf aufgebaut, daß in den Schlüsselindustrien der Fünfjahreplan in 3 Jahren durchgeführt wird.“ 

Wie ist die Lage der Arbeiter der Sowjetunion? Ihre Zahl stieg von 2,430 Millionen auf 6,359 Millio-

nen von 1921 bis 1930. Der durchschnittliche monatliche Arbeitslohn stieg in derselben Zeit von 14 
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auf 80,4 Rubel. Es gibt auf dem Gebiete der Sowjetunion keine Arbeitslosigkeit mehr, dagegen Man-

gel an Arbeitskräften aller Art. Während in Deutschland im Jahre 1930 das Einkommen der Arbeiter 

nach den Berechnungen von Jürgen Kuczynski um 12 Milliarden Mark gesunken ist, in den Vereinig-

ten Staaten um 12 Milliarden Dollar, ist in den zwei ersten Jahren des Fünfjahreplanes der Lohnfonds 

der Arbeiter und Angestellten der Sowjetunion von 7,8 auf 12,5 Milliarden Rubel gestiegen, und er 

wird 1931 sich weiter um fast 3 Milliarden Rubel erhöhen. Während in allen kapitalistischen Ländern 

die Sozialfürsorge zum Teil brutal und radikal abgebaut wird, steigt auf dem Gebiet der Sowjetunion 

die soziale Fürsorge noch rascher, als der gigantische Aufbau des Sozialismus sich entwickelt. 

Aber je mehr die wirtschaftliche und kulturelle Lage des russischen Arbeiters sich aufwärts entwi-

ckelt, je tiefer gleichzeitig das Elend und die Unterdrückung der Proletarier in den kapitalistischen 

Ländern wird, um so lauter schreien die Kapitalisten und ihre sozialfaschistischen Lakaien über 

„Sklaverei und Verelendung“ in der Sowjetunion! 

[157] Während in den kapitalistischen Ländern die Massen der armen und mittleren Bauern dem 

wirtschaftlichen Untergang mit immer größerer Beschleunigung entgegengehen, wird in der Sowjet-

union unter den Verhältnissen der proletarischen Diktatur auch für die Baue r nscha f t  eine neue 

Welt aufgebaut. Nicht Untergang und Verelendung ist das Schicksal der Bauern der Sowjetunion, 

sondern Verbesserung ihrer Lage, Aufstieg aus der Barbarei durch ihre Eingliederung in die sozialis-

tische Wirtschaft mit Hilfe der Kollektivierung. 35,3 Prozent aller bäuerlichen Betriebe, 8,830 Milli-

onen waren am 1. März 1931 in Kollektivwirtschaften zusammengeschlossen. 

Das Elend der Arbeiter, Angestellten, Beamten, der Bauern und der städtischen Mittelschichten in 

den kapitalistischen Ländern führt zu einem gewaltigen Aufschwung der revolutionären Bewegung 

gegen das bankrotte kapitalistische System. Das enorme Tempo des sozialistischen Aufbaues in der 

Sowjetunion beschleunigt die Entwicklung aller Widersprüche des Kapitalismus und seine allge-

meine Krise. Der erschütterte Kapitalismus geht dazu über, seine wankende Herrschaft mit den Mit-

teln der faschistischen Unterdrückung gegen das Proletariat und gegen die werktätigen Mittelklassen 

zu verteidigen. Er bereitet gleichzeitig den Interventionskrieg gegen die Sowjetunion vor. Die Auf-

gabe des Proletariats ist es, diesem furchtbaren Verbrechen der imperialistischen Welt zuvorzukom-

men, Schluß zu machen mit ihrem Elend, d. h. aber nichts anderes, als Schluß zu machen mit der 

Herrschaft eines für die heutigen Aufgaben untauglichen Systems. 

* 

Weltkrise und Strukturwandlungen in der kapitalistischen Landwirtschaft  
Von E d w i n  H o e r n l e. 

I. Umfang und Intensität der Weltagrarkrise 

Die ganze kapitalistische Welt schaut mit banger Besorgnis auf das rasche Anwachsen der Agrarkrise. 

Regierungen, Parlamente, Industrie-, Handels- und Landwirtschaftskammern, der Völkerbund und 

private Organisationen beraten die agrarpolitischen Probleme mit fast größerer Intensität als die der 

Industriepolitik. Und in der Tat: die Auswirkungen der Agrarkrise haben in engem Zusammenhang 

mit der großen Industriekrise die Fundamente der kapitalistischen Weltwirtschaft ins Wanken ge-

bracht. Ganze Staaten, wie Brasilien, Argentinien, Australien, Canada, Cuba, sind nicht nur in ihren 

Finanzen, sondern in ihrer ganzen politischen und wirtschaftlichen Existenz bedroht. 

Die Weltexportziffern zeigen die Intensität der Krise. Nach den Feststellungen des Instituts für Kon-

junkturforschung sank die wertmäßige Ausfuhr der nicht europäischen Länder – ¾ dieser Ausfuhr 

besteht aus Lebensmitteln und agrarischen Rohstoffen – auf „einen um diese Zeit seit Jahren nicht 

beobachteten Tiefstand“. Sie [158] ging bis Mitte 1930 ständig weiter zurück und lag im ersten Halb-

jahr 1930 um 5,7 Milliarden Reichsmark oder 20 Prozent niedriger als im Vorjahr. Und nicht nur die 

Wertziffern, auch die exportierten Mengen sind stark zurückgegangen. Dies gilt insbesondere für 

Weizen, Mais, Baumwolle und Wolle. 

Im umgekehrten Verhältnis zu diesem Rückgang des Welthandels steht das Anwachsen der Vorräte. 

Die „Vor r ä t e s t auun g“ betrug im September 1930 verglichen mit 1929 und 1925 in 1000 Tonnen: 



Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 12 – 119 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 05.04.2023 

 Sept. 1925 Sept. 1929 Sept. 1930 

Weizen  5659  13.803  14.796 

Zucker  1697  2698  3683 

Kaffee  470  1207  1650 

Baumwolle  881  994  1521 

Diese gewaltige Aufhäufung unverkäuflicher Vorräte an den Haupthandeisplätzen hat natürlich einen 

entsprechenden Druck auf die Preise hervorgerufen. Trotz mannigfaltiger, mit gewaltigen Mitteln 

unternommener staatlicher „Stützungsaktionen“ konnte ein Preiszusammenbruch, wie er selbst in der 

großen Agrarkrise der neunziger Jahre des letzten Jahrhunderts nicht zu verzeichnen war, nicht ver-

hindert werden. Folgende Tabelle gibt das Bild des P r e i s s tu r ze s. (Preise in Reichsmark je 100 kg.) 

 1929 1930 Dez. 1930 

W e i z e n  (Hard-Winter II) frei Rotterdam 

(In Winnepeg, Canada, fiel Manitoba II auf 8,13.) 

20,67 16,33 11,94 

R o g g e n  (Western) frei Rotterdam 18,34 

(In Winnepeg, Jan. 1931 sogar auf 4,7. 

Russenroggen Amsterdam etwa 6.0) 

18,34 10,50 7,27 

H a f e r (Argentinien) frei London 17,93 8,84 7,24 

F u t t e r g e r s t e  (Donau) frei London 

(In Winnepeg Ende Jan. 31 sogar 4,5.) 

– 9,56 8,20 

M a i s (Argentinien) frei London 17,01 11,00 8,03 

R e i s  (Burma) frei London 26,56 22,22 16,59 

R i n d e r  (Kopenhagen) 81,43 80,43 73,13 

S c h w e i n e  (Posen) 104,10 87,55 60,74 

M o l k e r e i b u t t e r  (Kopenhagen) 340,73 276,64 248,40 

Z u c k e r  (Java) frei London 24,65 18,36 15,74 

K a f f e e (Santos 4) frei Neuyork 202,87 121,85 96,94 

B a u m w o l l e 

(Amer. Middle) frei Manchester 

193,10 139,99 103,21 

W o l l e (Superior) frei London 396,34 243,21 207,18 

F l a c h s  (Riga) frei London 151,69 103,29 73,29 

K a u t s c h u k  (Para) frei London 207,18 135,11 114,85 

   (Okt.) 

H o l z  (Fichte) (Schwedenfob) 63,31 59,36 53,24 

[159] Den  S t u r z  de r  Bodenp r e i s e  zeigen folgende Indexziffern aus den USA. 1912-1914 100, 

1920 = 170, 1929 = 116. 

In Deutschland ist der Fall der Grundrente ganz ungleichmäßig. In Ostdeutschland, vor allem in Ost-

preußen, Grenzmark und Pommern ist der Markt für Rittergüter fast überhaupt zum Erliegen gekom-

men. Gläubiger und Schuldner müssen sich notwendig auf dem Boden der Zwangsverwaltung eini-

gen, da Käufer nicht vorhanden sind. Eine Ausnahme bilden eine Anzahl rechtzeitig durchrationali-

sierter Eigen- und Pachtbetriebe. 

Anders ist die Lag e be i m  bäue r l i che n Bodenm ar k t. Bier ist der Grundstücksmarkt auch im 

Osten noch intakt, die Bodenpreise stehen durchschnittlich 300-400 Prozent über den Hektarpreisen bei 

Großbetrieben. Dies darf aber keineswegs, wie das von der bürgerlicher Wissenschaft unter Einschluß 

der sozialdemokratischen Agrartheoretiker geschieht, als ein Zeichen der relativen Gesundheit der Fa-

milienbetriebe gedeutet werden, sondern als Beweis der wachsenden Bodenno t und der Fähigkeit 

des Bauern, sich und seine Familie bis zur physischen Grenze der Erschöpfung auszunutzen. Die bür-

gerliche Agrarpolitik benützt deshalb die bäuerliche Siedlung als Mittel zur Stützung des kapitalisti-

schen Gütermarktes, zur Wiederflottmachung illiquider Großbetriebe und „eingefrorener“ Kredite. 

Die Gesam t ve r schu l dung  der deutschen Landwirtschaft betrug am 31. Dezember 1930 in Mil-

lionen RM.: 

Realkredit Kredite mittlerer Laufzeit Personalkredite kurzfristige Schwimmschulden 

4373 330 3038 3850 

Die Zinsenlast erreicht eine Milliarde RM. Die Kreditinstitute einschließlich der Genossenschaften 

nehmen teilweise noch 14 Prozent Zinsen! Der Versuch, durch „Umschuldung“ das Verhältnis 
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zwischen relativ billigen langfristigen Hypotheken und kurzfristigen Wechselschulden zugunsten der 

ersteren zu verschieben, ist mißglückt. Absolut haben die kurzfristigen Verpflichtungen gegen 1929 

sogar noch zugenommen. 

II. Die Ursachen der Krise 

Die Ursachen dieses Preissturzes sind in der Hauptsache dreierlei Art: 

a) um wä lzende  t e chn i s che  und  b i ochem i sche  En t deckunge n; 

b) Ausdehnung  de r  Ur p r oduk t i on  und  Ra t i ona l i s i e r ung  de r  Ve r ed l ungswi r t -

s cha f t; 

c) „Schr um pf ung  de r  Mär k t e“ infolge der strukturellen Massenarbeitslosigkeit und wachsenden 

Massenelends. 

Wie in der Industrie so ist auch in der kapitalistischen Landwirtschaft die wachsende  Spannung  

zwi schen  den  ge-[160]s t e i ge r t en  P r oduk t i vk rä f t en  und  de r  zunehm enden  P r oduk -

t i on  au f  de r  e i nen  Se i t e, de r  s chwi ndenden  Aufnahm efäh i gke i t  de s  kap i t a l i s t i -

s chen  Mar k t e s  i n f o l ge  de s  Hunge r e l ends  de r  Massen  a u f  de r  ande ren  Se i t e  d i e  

Gene r a l u r s ache  de r  Kr i s e. Sie erst macht die Krise dauernd und ausweglos! 

Zu a): Gewaltige technische Fortschritte haben die Weltgetreideproduktion umgewälzt. De r  S i e -

ge szug  des  T r ak t o r s  und  de s  Mähdr e sche r s hat die Produktionskosten des Weizens in wei-

ten neuerschlossenen Gebieten von durchschnittlich 10 Mark je 50 kg in Europa auf rund 3,50 Mk. 

herabgedrückt. Traktor und Mähdrescher machen den Getreidebau auch in trockenen Steppengebie-

ten lohnend, wo die Hektarerträge ganz gering (7-8 dz je ha) sind. In den USA  sind in den letzten 

Jahren nach Angaben des Prof. Sering-Berlin allein 8 Millionen Hektar neues Steppenland für den 

Getreidebau erschlossen worden. Gleichzeitig wurden ebenfalls etwa 8 Millionen ha bisher zu Fut-

terzwecken verwendetes Land infolge der Maschinisierung der Landwirtschaft für den Anbau von 

Brotgetreide frei. Auch in Ar gen t in i e n stieg der Weizenanbau von 8.072.000 ha im Durchschnitt 

der Jahre 1925-29 auf 8.626.000 ha im Jahre 1930/31. In Aus t r a l i e n stieg die Weizenanbaufläche 

von 4.841.000 ha im Jahresdurchschnitt 1925-29 auf 7.349.000 ha in 1930/31. 

„F ü r  d i e  h i e r  v o r h e r r s c h e n d e n  k a p i t a l i s t i s c h e n  G r ö ß t b e t r i e b e  i s t  a l s o  d e r  b e i s p i e l l o s  

n i e d r i g e  P r e i s s t a n d  k e i n  H i n d e r n i s  f ü r  d i e  A u s d e h n u n g  d e r  P r o d u k t i o n.“ (Varga.) 

Insofern ist die Krise der Getreidewirtschaft wesen t l i c h e i ne  Kr i s e  de r  K l e i nbe t r i ebe  und 

der Landwirtschaft auf alten, erschöpften, düngungs- und meliorationsbedürftigen Böden. Dafür zeu-

gen die verlassenen Farmen im alten Weizengebiet am Mississippi ebenso sehr wie das verödete 

südliche Frankreich und das Hungerelend der verschuldeten deutschen Kleinbauern. 

Wie technisch rückständig gerade der deutsche Getreidebau trotz relativ hoher Hektarerträge infolge 

der starken Bodenzersplitterung und geringen Kapitalskonzentration ist, zeigen folgende Angaben der 

Vossischen Zeitung vom 28. Mai 1930. Hiernach laufen zur Zeit auf den Feldern der USA. rund eine 

Million Schlepper mit weit über 10 Millionen PS. gegenüber 25.000  b i s 30.000  Sch l eppe r  i n  

Deu t s ch lan d. Noch schlimmer ist das Verhältnis beim Mähdr e sche r, da hier auch klimatische 

Verhältnisse mitspielen, die seine Verwendung in Mitteleuropa erschweren. Auf den Getreidefeldern 

der Welt bergen 110.000 Mähdrescher die Körnerfrüchte. Davon sind gegen 80.000 allein in den USA, 

viele Tausende in Kanada und Australien, 400 in Rußland und nu r e t wa 20 i n Deu t sch l a n d. Vom 

Standpunkt der deutschen Kapitalisten hatte der Ingenieur Dr. Hillmann vollkommen recht, als er [161] 

im Reichsklub der Deutschen Volkspartei anläßlich einer Tagung Anfang Juli 1930 ausrief: 

„Wenn der deutsche Landwirt je ha zwar doppelt soviel erntet wie sein amerikanischer Kollege, dafür aber 

d o p p e l t e  u n d  d r e i f a c h e  G e s t e h u n g s k o s t e n  hat und vier- bis achtmal soviel Löhne bezahlt, obwohl 

in Amerika der durchschnittliche Reallohn eines Landarbeiters mindestens doppelt so hoch ist wie in Deutsch-

land, so zeigt dies mehr als viele Worte, welche Wichtigkeit der Herabsetzung des Lohn- und Gespankontos, 

das 40–50 Prozent aller landwirtschaftlichen Betriebskosten ausmacht, durch verständige Anwendung von 

Maschinen in der Landwirtschaft ankommt.“ 
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Diese Worte zeigen gleichzeitig, wo der deutsche Agrarkapitalist – abgesehen von der selbstverständ-

lichen „Drosselung der Einfuhr“ – für sich die Rettung sucht: im rücksichtslosen Abbau der Löhne 

und der Arbeitskräfte. Jede Subvention für die Mechanisierung der Betriebe bedeutet im Kapitalismus 

Entlassung von Arbeitern, Ersetzung erwachsener männlicher Arbeiter durch Frauen und Kinder, Ab-

schaffung der langfristigen Anstellungsverträge und Vermehrung der Zahl der kurzfristig beschäftig-

ten „Freiarbeiter“, Differenzierung der Gutsarbeiter in eine Minderheit von relativ hochbezahlten, in 

ihrer Existenz einigermaßen gesicherter Maschinenführer, Werkzeugmacher, Viehpfleger, Melker und 

in eine große Mehrheit von Hilfsarbeitern, deren Lebenshaltung unter das Existenzminimum sinkt. 

Zur technischen Revolution tritt der chemisch-biologische Fortschritt. Eine der bedeutsamsten Vor-

gänge auf diesem Gebiet war die Umstellung des argentinischen Weizenbaus auf veredelte Zuchtsor-

ten. Während noch vor wenigen Jahren der Pedigree-Weizen kaum dem Namen nach bekannt war, 

sind heute schon sechs Millionen ha = 75 Prozent der gesamten Weizenfläche mit Zuchtsorten besät. 

Die Steigerung des Ertrags beträgt 25 Prozent, im Landesdurchschnitt von 8 auf 10 dz je ha. Gleich-

zeitig ist die Stabilität der Ernten gestiegen. 

In Deutschland ist es gelungen, durch Zucht und verbesserte Fütterungstechnik die Milchleistung der 

kontrollierten Kühe auf durchschnittlich 4600-4900 l gegen 2200 l pro Jahr zu erhöhen, die Produk-

tionsperiode bei der Schweinemast von durchschnittlich acht Monaten auf vier Monate herabzuset-

zen. In modernen Hühnerfarmen ist die Legeleistung pro Henne und Jahr 130-160 Eier gegen 85 im 

bäuerlichen Durchschnittsbetriebe. 

Unerhörte Triumphe hat die praktisch angewandte Biologie im Anbau des Zuckerrohres errungen. 

Noch 1918 betrug der Zuckerertrag auf Java pro ha rund 10 to Zucker. 1927 war der Ertrag auf 12–

13 to gestiegen, 1928 bereits auf 16 to je ha und heute hält man einen Durchschnittsertrag von 20 to 

je ha für durchaus erreichbar. In Deutschland bringt dagegen der Zuckerrübenhau einen Ertrag von 

durchschnittlich 4 to fertigen Zucker auf den ha. Kein Wunder, daß die deutschen Zuckerproduzenten 

erklären, bei einem Preis von 20.– RM. je 50 kg ab Magdeburger Zuckerbörse nicht bestehen zu 

können, während der Kolonialzucker in London für 6-8 RM. mit Gewinn verkauft wird. 

Zu b): Zum technischen und biochemischen Fortschritt auf dem [162] Gebiete der agrarischen Ur-

produktion kommt die gewaltige Aus dehnung  und  I n t ens i v i e r un g, d i e  Ra t i ona l i s i e r ung  

und  S t anda r d i s i e rung  de r  l andwi r t scha f t l i chen  Ve r e d l ungsp r oduk t i o n. Ganz er-

schrocken schrieb die Deutsche Tageszeitung am 3. Mai 1930: 

„Wer hatte es um die Jahrhundertwende für möglich gehalten, daß wenig mehr als zwei Jahrzehnte später 

Butter von der andern Hälfte des Erdballs, aus Neuseeland, Australien, Argentinien usw. am europäischen 

Markte von preisbestimmendem Einfluß werden könnte?“ 

Zur Konkurrenz aus Uebersee kommt die rasche Entwicklung der o s t eu ropä i s chen  Agr a r l än -

de r  zu ausgesprochenen Exp or t l ände r n für agrarische Veredlungsprodukte. Nach demselben 

Blatt haben „die östlichen Erzeuger“ sich dänische Instrukteurer ins Land geholt, ihre Erzeugung und 

ihren Absatz nach dänischen Erfahrungen aufgebaut mit dem Ergebnis einer „überraschend schnellen 

Steigerung des Exports aus Nordosteuropa“. 

Der Butterexport aus Estland, Lettland, Litauen, Finnland, Polen betrug 1922 erst knappe 4 Prozent 

der Weltausfuhr an Butter, sie haben heute einen Anteil von 18 Prozent. Allein Polens Butterausfuhr 

stieg von 5000 dz 1925 auf 1 551 000 dz 1929! Diese Entwicklung ist, vor allem in Uebersee, kei-

neswegs zu Ende. Und wenn die deutsche Regierung – Grüne Front plus SPD – heute den deutschen 

Kleinbauern die „Um ste l l ung  au f  r a t i one l l e  Ve r ed lungswi r t scha f t“ als rettenden Aus-

weg preist, so ist das eine bewußte Irreführung. Auch der höchste Schutzzoll wird den Ansturm des 

Weltmarktes nicht dauernd aufhalten können, ganz abgesehen von den sonstigen Wirkungen einer 

künstlich überteuerten Lebenshaltung der Arbeitermassen auf den Binnenmarkt und die internationa-

len Handelsbeziehungen. 

Nach Prof. Ritter, Berlin, war der Welthandel in Butter bereits 1928 auf 150 Prozent (von 3,7 auf 5 

Mill. dz), in Käse auf 140 Prozent, in Dauermilch auf 260 Prozent des durchschnittlichen Standes von 
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1909-13 gestiegen. Der Welthandel in Gefrierfleisch hat sich 1928 gegenüber der Vorkriegszeit etwa 

verdoppelt und ist weiter stabil geblieben. 

Der Weltumsatz an Eiern betrug 1923 rund 3.125.000 dz und 1927 schon 5.393.000 dz gegenüber 

einem Vorkriegsumsatz von 5.067.000 dz Allein China exportiert heute 1 Millionen dz Eisubstanz 

gegen 279.000 dz vor dem Kriege. Seit 1923 ist Frankreich aus einem Eierimportland zu einem Ex-

portland geworden. Holland und Dänemark, Belgien, Polen und vor allem Sowjetrußland haben ihren 

Eier-Export gewaltig gesteigert (Holland z. B. von 67.000 dz im Jahresdurchschnitt 1909-13 auf 

619.000 dz 1927). 

Allein auch dieser gewaltige technische und wissenschaftliche Fortschritt genügt nicht, um die bei-

spiellose Tiefe, Ausdehnung und Dauer der Agrarkrise zu erklären. Auch die bürgerliche Wissen-

schaft, die anfänglich den Herd des Uebels in einer „Serie guter Ernten“ sehen wollte, muß das heute 

zugeben. Sie spricht von der „Schrumpfung der Märkte“. Zu klar liegt die Tatsache zutage, daß das 

Hunger-[163]elend einer Hundertmillionenmasse diese „Ueberproduktion“, in der die kapitalistische 

Welt zu ersticken droht, erst geschaffen hat. 

Zu c): Die entscheidende Ursache für die beispiellose Zuspitzung, Ausdehnung und Dauer der Ag-

rarkrise ist die seit Jahren unaufhörlich wachsende Massenerwerbslosigkeit und Massenverelendung 

in allen kap i t a l i s t i s chen  I ndus t r i e l ände r n, die im Zusammenhang mit fortgesetzten Lohn-

kü r zunge n, mit Repa r a t i ons l a s t en  und sonstigen Kriegsfolgen eine R i e sena rm ee  von  un -

t e r e r näh r t e n, ve re l ende t en  Pr o l e t a r i e rn  und Kleinbürgern schafft. 

Die Behauptung der bürgerlichen Wissenschaftler und Politiker, die Welt leide an „Ueberproduk-

tion“, ist eine freche Herausforderung an die hunderte Millionen unterernährter, der Verelendung 

ausgelieferter Proletarier und Halbproletarier. Das furchtbare Wort vom „Ver hunge r n  be i  vo l -

l en  Scheune n“ ist heute buchstäbliche Wirklichkeit geworden. 

28 Millionen Erwerbslose wurden bereits Ende Dezember 1930 in den kapitalistischen Ländern ge-

zählt, davon waren allein in den Hauptimportländern für Agrarprodukte: Deutschland, England, Ita-

lien und Japan zusammen mindestens 10 Millionen. 

Zu den buchstäblich hungernden Erwerbslosen mit ihren Familien kommt noch die Masse der bei 

gekürztem Lohn und zwangsverkürzter Arbeitszeit (in Deutschland etwa 17 Prozent) schuftenden 

Betriebsarbeiter. 

Das Hungerelend der Proletariermassen jedoch reißt zwangsläufig auch den gewer b l i chen  Mi t -

t e l s t an d, der ja von den Groschen der Arbeiter, Angestellten und kleinen Beamten lebt, mit in den 

Abgrund. Auch der ruinierte Mittelstand muß infolgedessen seine Lebenshaltung einschränken. Und 

der durch die Krise ruinierte K l e i nbaue r  muß ebenfalls den Hungerriemen enger schnallen. Statt 

seine Lebenshaltung verbessern zu können, ist er gezwungen, das letzte Ei und das letzte Pfund Butter 

auf den Markt zu tragen, damit die Absatzkrise noch verschärfend, deren Opfer er geworden ist. 

Vorsichtige Schätzungen berechnen den Einkommensverlust der deutschen Arbeiterklasse allein für 

das Jahr 1930 auf mindestens 8 Milliarden Mark. Es kommt hinzu, daß der kapitalistische Staat, je 

mehr die Industrie- und Agrarkrise allgemein sich verschärfen, desto mehr gezwungen ist, will er 

seinen ausgedehnten Unterdrückungs- und Rüstungsapparat aufrecht erhalten, immer neue Steuern 

auf die Schultern der werktätigen Massen zu legen, wodurch das Hungerelend der Massen verschärft 

und die Lage des Bauern direkt und indirekt noch mehr verschlimmert wird. 

Nach den Erhebungen des Statistischen Reichsamtes vom Jahre 1927 und 1928 legt der deutsche Ar-

beiter durchschnittlich 45,5 Prozent seines gesamten Einkommens für Lebensmittel aus. Da das jähr-

liche Gesamteinkommen der Arbeiter, Angestellten und Beamten in Deutschland auf rund 45 Milliar-

den Mark geschätzt wird, werden [164] normalerweise also über 20 Milliarden Mark jährlich allein 

für Lebensmittel ausgegeben. Sie fließen in die Taschen des Handels, der Verkehrseinrichtungen, des 

die Verbrauchssteuern erhebenden Staates und nicht zuletzt des Erzeugers selbst. Wie steigerungsfä-

hig der Verbrauch an hochwertigen Lebensmitteln ist, illustrieren die Verbrauchserhebungen des 
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Statistischen Reichsamtes. Danach entfielen auf den Kopf einer erwachsenen „Vollperson“ pro 

Jahr: 

 in einer Familie mit weniger als 

2500 RM. Gesamteinkommen 

in einer Familie mit mehr als 4300 

RM. Gesamteinkommen 

Fleisch 33,0 kg 60 kg 

Milch 109,4 l 168,9 1 

Käse 3,6 kg 6,2 kg 

Butter 2,7 kg 10,1 kg 

Eier 76 Stück 227 Stück 

Gemüse 30,6 kg 48,6 kg 

Obst 15,8 kg 51,6 kg 

Zucker 14,1 kg 17,7 kg 

Kartoffeln 147,8 kg 150,0 kg 

Brot und Backwaren 117,5 kg 109,8 kg 

Je rückständiger also in einem Lande die Agrarverfassung (Bodenverteilung und Besitzzersplitte-

rung) und die Agrartechnik, je größer die Massenerwerbslosigkeit in der Industrie, je niedriger die 

Löhne, desto stärker die Agrarkrise und zumal für die noch vorwiegend bäuerliche Veredlungswirt-

schaft. 

III. Finanz- und Agrarkapital in der Krise 

Ein besonders verschärfendes Moment der Agrarkrise ist die sogenannte „Preisschere“ zwischen In-

dustrie und Landwirtschaft. Sie klafft gegenwärtig besonders weit auseinander zuungunsten der 

Landwirtschaft. 

In USA. ging der Preisindex für landwirtschaftliche Erzeugnisse von September 1929 bis September 

1930 um 21 Prozent, nämlich von 141 auf 111, während der Index für landwirtschaftliche Bedarfs-

güter aus der Industrie in derselben Zeit nur um 3,2 Prozent und zwar von 15 auf 149 gesunken ist. 

In Deutschland fielen die Preise der landwirtschaftlichen Erzeugnisse seit ihrem Höhepunkt 1926 bis 

Oktober 1930 um 24 Prozent. Im selben Zeitraum fielen die Preise für industrielle Fertigwaren nur 

um 8 Prozent. Die Spanne zwischen dem Preisindex für landwirtschaftliche Erzeugnisse und indust-

rielle Fertigwaren öffnete sich wie folgt: 

 Agrarstoffe industr. Fertigwaren Spanne 

1927 137,8 147,3 9,5 

1928 134,3 158,6 24,3 

1929 130,2 157,4 27,2 

1930 Oktober 109,3 146,9 37,6 

1931 Februar 105,9 139,7 33,8 

[165] Aus dieser Tabelle ist ersichtlich, daß, während die landwirtschaftlichen Preise bereits 1929 ins 

Wanken geraten, die Industriepreise eine Rekordhöhe erreicht haben, und während die landwirt-

schaftlichen Preise im Laufe des Jahres 1930 einen beispiellosen Sturz erleben, die Industriepreise 

nur zögernd folgen. 

Im faschistischen Rumänien stand der Index der Agrarprodukte 1929 auf 80 Prozent des Friedens-

standes, der Index der Betriebskosten auf 135, der Index der Konsumartikel für den bäuerlichen Haus-

halt sogar auf 263 Prozent des Friedensstandes. (Voss. Ztg., „Unsegen der Erde“, 7.3.31.) 

Die Ursache dieser Preisschere zuungunsten der Landwirtschaft ist natürlich die P r e i sd i k t a tu r  

de r  g r oßen  I ndus t r i eka r t e l l e. Diese haben dank ihrer Monopolstellung auf dem Inlandsmarkte 

und der in der Industrie leichteren Möglichkeit durch Betriebseinschränkungen und Umstellungen 

sich der Konjunktur anzupassen, ihre Preise nicht nur gehalten, sondern teilweise noch gesteigert. 

Und dies geschah, obwohl die Rohstoffe vielfach gewaltig im Preise gesunken waren. 

Aber die Preisschere trifft den Arbeitsbauern anders als den Agrarkapitalisten, für den sie mehr ein 

Agitationsmittel als eine wirkliche Beschwernis darstellt. Das entscheidende Ausgabenkonto des Ag-

rarkapitalisten sind: Löhne, Maschinen, Kraftwagen, Dünge. mittel. Gerade hier ist der Industrieindex 

relativ nieder, in Deutschland bei Düngemittel durchschnittlich 80, bei Kraftgeräten sogar nur 65,8, 
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an Löhnen beträgt der Abbau in den letzten Jahren bei den Akkordsätzen durchweg 20-30 Prozent, 

ein gleichhoher Abbau der Tariflöhne wird gegenwärtig durchgeführt. Die Hauptausgaben des bäu-

erlichen Familienbetriebs sind aber neben landwirtschaftlichen Geräten vor allem die Beda r f sa r -

t i ke l  de s  t äg l i chen  Leben s. Hausrat stand aber im Durchschnitt 1930 auf 155,7, Textil. waren 

und Schuhzeug auf 161,2, allgemeine Wirtschaftsgeräte auf 161,4. Nur durch schärfste Einschrän-

kung des persönlichen Aufwandes kann der kleine Bauer der Preisschere begegnen. Das ist sein Son-

dertribut an das Trustkapital. Man versteht unter diesen Um. ständen, warum die Führer der agrari-

schen Organisationen zwar regelmäßig in Presse und Versammlungen auf die hohen Preise der In-

dustrietrusts und die Industriezölle schimpfen, niemals aber etwas Ernstliches dagegen unternehmen. 

Ihre Parole lautet umgekehrt „Angleichung der Agrarpreise an die Industriepreise!“ 

Die Preisschere erschöpft aber keineswegs die Beziehungen zwischen Agrar- und Industriekapital. 

Sie ist nicht einmal wesentlich für diese. Nicht mit Unrecht sprach der Minister Schiele in seiner 

großen Programmrede am 24. Februar im Reichstage von der „Schicksalsverbundenheit“ zwischen 

Industrie und Landwirtschaft, wobei er als Beweis den Rückgang des Umsatzes an Düngemitteln und 

Landmaschinen anführte. (Der Rückgang beträgt im Vergleich zur gleichen Zeit des Vorjahres: bei 

Thomasmehl 11 Prozent, bei Superphosphat 20 Prozent, bei Kali 13 Prozent, bei Stickstoff 23 Proz., 

bei [166] kohlensaurem Kalk sogar 35 Prozent und bei Landmaschinen gegenüber 27/28 nicht weni-

ger als 45 Proz.) 

In der Periode der Herrschaft des monopolistischen Finanzkapitals wird die mechanische Trennung 

von Industrie- und Agrarkapital widersinnig. Gerade die gegenwärtige Krise beschleunigt den Prozeß 

der Aufsaugung und Verschmelzung des Agrarkapitals durch das große Finanzkapital. Die Krise 

zwingt die Agrarunternehmer zur beschleunigten Mechanisierung und Rationalisierung, zum Ausbau 

der Veredlungswirtschaft und verarbeitender Industrien, zur Förderung der Einlagerungs- und Kon-

servierungstechnik, zur Produktion einheitlicher, großmarktfähiger Massenware nach öffentlich an-

erkannten, vom Staate kontrollierten Standards (Qualitätsstufen). All das kann ohne starke Kapital-

zufuhr nicht gemacht werden. Das Finanzkapital verknüpft jedoch seine Kredithergabe und die Zu-

stimmung zu den Schutzzöllen mit besonderen Risikoprämien in Gestalt einer o rgan i s i e r t en  

Kr ed i t kon t r o l l e, die sich effektiv als P r oduk t i onskon t r o l l e  auswirkt. Unter Führung des 

Generaldirektors Solmssen von der DD-Bank hat bereits der Deu t s che  Bank i e r t ag  i n  Kö l n  vor 

mehr als zwei Jahren seine Bedingungen für die Landwirtschaft und die Regierung formuliert. Diese 

Linie wurde durch das Agr a r p r ogram m  des  Re i chsve r bandes  de r  deu t s chen  I ndus t r i e  

im April 1930 anläßlich des „Gesetzes zum Schutze der Landwirtschaft“ fortgeführt. Auch das neue 

Agrarprogramm Schieles hält ängstlich die Richtlinien des Finanzkapitals ein. 

Die mehr oder weniger scharfen öffentlichen Auseinandersetzungen zwischen den Interessenvertre-

tern der speziellen Exportindustrie und der „Grünen Front“, wie sie neulich im französischen Parla-

ment oder anläßlich der neuen Agrarvorlage Schieles Mitte Februar in der deutschen Presse stattfan-

den, dürfen keineswegs zu falschen Schlüssen verleiten. Solche Reibungen sind zweifellos Symp-

t om e de r wachsenden  Schwie r i gke i t en  innerhalb der Bourgeoisie. aber sie werden immer 

noch regelmäßig ausgeglichen durch ein Kompromiß nach dem Diktat des Finanzkapitals und zwar 

auf Kosten des Proletariats. Wie weit die Industriebourgeoisie den agrarischen Zollerhöhungs- und 

Preisstützungs- und Subventionswünschen in einem Lande zustimmen kann, ist heute wesentlich eine 

Frage, wie lange und bis zu welchem Grade das Industrieproletariat sich das Hunger- und Wucher-

diktat wird gefallen lassen und damit der aktiven Massenaktion unter kommunistischer Führung. 

Die Industrie kann fast jedem agrarischen „Preisschutz“ zustimmen, so lange dieser sich nicht auf 

dem Boden des Klassenkampfes in gesteigerte Lohnforderungen und Streikkämpfe der Arbeiter so-

wie Massenaktionen der Erwerbslosen umsetzt. Sie wird sogar in vielen Fällen eine Beengung ihres 

Exports in Kauf nehmen, z. B. nach Annahme des Gesetzes „zum Schutze der Landwirtschaft“ im 

April 1930, als 16 Staaten in Berlin Protest einlegten und mit Repressalien drohten, oder beim Finn-

landvertrag im Herbst 1930, als in Holland und [167] Dänemark eine Boykottbewegung gegen deut-

sche Waren einsetzte. Dank den deutschen Getreidezöllen ist z. B. auch der deutsche Tuchexport nach 

Kanada vollkommen zum Erliegen gekommen, aber die Industrie findet sich damit ab. Auch die 
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Ratifizierung des seit einem Jahre unterzeichneten Handelsvertrages mit Polen wird aus Rücksicht 

auf die ostelbischen Junker immer wieder verschleppt, ohne daß die Exportindustrie sich wesentlich 

darüber aufregt. Das Geschrei einzelner kapitalschwacher und wenig monopolistisch entwickelter 

Industrien kann an der Hauptlinie der finanzkapitalistischen Agrarpolitik nichts ändern. 

Das Finanzkapital ist aus verschiedenen Gründen an der Erhaltung und Sanierung der Agrarbetriebe 

interessiert. Schon wegen der investierten namhaften Summen, wegen des Gütermarktes und der 

Pfandbriefkurse seiner Hypothekeninstitute, aber auch im direkten Interesse der chemischen und der 

Landmaschinenindustrie. Die „Entwicklung des Binnenmarktes“ durch Industrialisierung der Land-

wirtschaft, die „Aktivierung der Handelsbilanz“ sind in Deutschland die Schlagwörter, mit denen den 

arbeitenden Massen ihre verschärfte Aushungerung schmackhaft gemacht werden soll. Das Farmer-

Hilfs-Gesetz in den USA, das einen Fonds von 500 Millionen Dollars zur Stützung der landwirt-

schaftlichen Preise, insbesondere der Baumwoll- und Weizenpreise bereitstellte, die „Ost h i l fe“ in 

Deutschland, die unter Heranziehung der sog. Industriebelastung aus dem ehemaligen Dawesplan 

über 2,5 Milliarden Mark in fünf Jahren in dem agrarischen Osten pumpen will, beweisen, bis zu 

welchen „Opfern“ das Finanzkapital zu gehen bereit ist. 

Um der schönen Augen willen der ostelbischen Junker oder der amerikanischen Baumwollfarmer 

freilich treten die Banken und Trustgewaltigen nicht in Aktion. Es geht um die finanzielle Hegemonie 

über die Landwirtschaft, um die vollkommene Einverleibung des Agrarkapitals in das Finanzkapital. 

Offen schrieb am 2. Januar 31 das „Magazin der Wirtschaft“: 

„Diese Umschuldungsaktion beruht darauf, daß zwar der Staat weitgehend als Gläubiger das Risiko des Land-

wirts übernimmt, das bisher auf privaten Schultern lag, auf der anderen Seite aber sichert sie dem Staat die 

Möglichkeit, regelmäßig auf den umgeschuldeten Betrieb Einfluß zu nehmen, wenn es seine Organe oder die 

als Träger der Aktion fungierenden Kreditinstitute für erforderlich halten ... Der umgeschuldete Betrieb wird 

unter das Regime eines Umschuldungsplans gestellt.“ 

Die Sprache ist klar. Der Staat ist in diesem Falle das Instrument des allmächtigen Finanzkapitals. 

Durch das Mittel der „Umschuldung“, der Kreditkontrolle, der Finanzierungsgesellschaften für Ma-

schinenkauf, Bodenmeliorationen, Siedlung, durch das Medium staatlicher oder halbstaatlicher Kre-

ditinstitute, Verwertungsgesellschaften, Stützungsgesellschaften, durch Lombardierung der Vorräte 

(Kornhaus- und Lagenscheinwesen), durch Getreide. und andere Monopole, durch die „Rationalisie-

rung der Genossenschaften“ bestimmt das Finanzkapital die Richtung der Produktion und sucht euch 

den Umfang zu regulieren. Der „Reorganisator der Zuckerwirt-[168]schaft“, Diktator der internatio-

nalen Zuckerkontingentierung, Chadbourne, ist von der amerikanischen Finanzwelt bestellt. Schieles 

„Generalbestellungsplan“, hinter dem freilich praktisch noch nicht viel steht, ist ein ideologischer 

Ausdruck dieses Prozesses. Noch deutlicher ist ein Aufsatz in Harpers Magazin vom November 1930, 

der die Aufstellung „eines meisterlichen Planes“ – dem Fünfjahreplan der Sowjets vergleichbar – 

vorschlägt, und zwar, wie der Verfasser begründet, damit nicht Amerika „nach Gott weiß welchem 

Leiden und Blutvergießen auf d i e  ru s s i s che  Fo r m e l  getrieben werde.“ 

Ein „meisterlicher Plan“ als letzte Rettung vor der „russischen Formel“ – gibt es einen schlagenderen 

Ausdruck gleichzeitig des finanzkapitalistischen Strebens nach Beherrschung der ganzen Wirtschaft 

und des tiefen Pessimismus, der in der Nachäffung der äußeren Mechanik des russischen Aufbaus die 

Rettung sucht vor dem sieghaften Geiste, der diesem Aufbau erst Schwung und Erfolg verleiht? 

De r  e i nze l ne  Baue r  ode r  k l e ine r e  Kap i t a l i s t  w i rd  abe r  du rch  d i e se  Man i pu la t i o -

nen  de s  g r oßen  F i nanzkap i t a l s  zum  r ech t l o sen  Hör i ge n. Das Scheinwesen des bäuerli-

chen Privateigentums am Boden tritt nackt in Erscheinung. Durch das neue, alles umfassende und 

kontrollierende Kreditsystem, durch die Absatzsyndikate, Großmolkereien, Fleisch- und Konserven-

fabriken verwandelt das Finanzkapital die Landwirtschaft in einen industriellen Nebenbetrieb. Die 

farmer relief board in den USA hat die Hergabe von Krediten, die Beleihung der Vorräte von der 

Einschränkung der Anbauflächen für Baumwolle und Weizen abhängig gemacht. Dort wie in 

Deutschland bedient sich das Finanzkapital nicht nur des Staates sondern auch der l andwi r t -

s cha f t l i chen  Genos senscha f t e n, die mit dem Staatsapparat verwachsen (Preußenkasse und 



Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 12 – 126 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 05.04.2023 

Rentenbankkreditanstalt), um in seinem Auftrag die Kreditkontrolle zu organisieren, durch Kauf- und 

Lieferzwang den Bauern zu „erziehen“, jede Unterstützung, z. B. mit verbilligtem Futtermais von der 

Erfüllung bestimmter Obliegenheiten (z. B. Ablieferung eines vorgeschriebenen Quantums Frisch-

eier) abhängig zu machen. D i e  S t anda r d i s i e r ung  de r  l andwi r t scha f t l i chen  P r oduk t i on  

i s t  neben  de r  Kr ed i t po l i t i k  da s  w i ch t i g s t e  I n s t r um en t  de r  Un t e rwe r f ung  de s  

Baue r n  un t e r  den  „m eis t e r l i chen  P l a n“ des  F i nanzkap i t a l s, eine neue Zwangswirt-

schaft, unvergleichlich systematisierter, elastischer und doch nicht weniger versklavend als die be-

rüchtigte Kriegswirtschaft. 

Nebenbei bemerkt: Die Gr oßbanke n verdienen auch direkt ein schönes Stück Geld an den amtli-

chen Stützungsaktionen. In Deutschland zahlt das Reich seit 1928 Jahr für Jahr viele Millionen „Kre-

ditverbilligungszuschüsse“, wodurch auf Kosten der ausgebluteten werktätigen Steuerzahler sowohl 

die kreditnehmenden Großagrarier wie die kreditgebenden Großbanken auf ihre Kosten kommen. Auch 

die „Umschuldungs“- oder „Entschuldungs“aktion der „Osthilfe“ hat viel weniger eine Erleichterung 

der Lage der Bauernmassen [169] im Auge, als die Ga r an t i e rung  de r  Fo r de r ungen  de s  G l äu -

b i ge r kap i t a l s  durch „Auftauen“ der seit zwei und drei Jahren „eingefrorenen Kredite“. Die „Sied-

lung“ hat nicht etwa die Aufgabe, landarmen Bauern billigen Boden zu verschaffen, sondern im Ge-

genteil, die Bodenpreise zu stützen (vgl. Bericht der Preußenkasse Nr. 3), damit die Bank als Gläubi-

ger zu ihrem Geld kommt und der großagrarische Schuldner durch Landabgabe zu gestütztem Preis 

saniert wird. 

Wie sehr das Steckenpferd der SPD, das staatliche Getreidemonopol, innerhalb eines kapitalistischen 

Systems zwangsläufig zu einem Bereicherungsinstrument des Finanzkapitals wird, zeigt die G e -

sch i ch t e  de r  deu t schen  „Roggens t ü t zun g“. Ein Konsortium führender deutscher Großban-

ken schafft 1927 mit Hilfe eines gerissenen Inflationsgewinners (Scheuer) einen Konzern, dessen 

Mittelpunkt eine Export- und Importgesellschaft, die Getreide-Industrie und Kommissions-AG nebst 

einigen teilweise bankrotten Großmühlen ist. Mit frisierter Bilanz und durch die nötige persönliche 

Bearbeitung führender Persönlichkeiten wurde dieser Konzern ein Jahr später an Preußenkasse und 

Rentenbankkreditanstalt verkauft, die obendrein auf Kosten der Steuerzahler den Komplex um viele 

Millionen überzahlen. (27 Millionen Mk. Kaufpreis bei höchstens 20 Millionen Mk. Wert.) Nun hat 

die „Landwirtschaft“ ihr zentrales Organ zur „Marktbeherrschung“, die SPD hat ihr Stück „Sozialis-

mus“ und die Großbanken außer dem Verkaufsgewinn auch das Monopol auf alle für die Preisstüt-

zung und Lombardierung der Getreidevorräte in Gegenwart und Zukunft notwendigen Kredite, – au-

genblicklich 100 Millionen RM. – wobei das Reich gegen jeden möglichen Verlust Garantie leistet. 

So wird die innere Struktur der kapitalistischen Landwirtschaft in der Periode des Monopolkapitalis-

mus durch die Krise und das „Agrarschutzsystem“ der Regierungen umgestaltet und das Finanzkapi-

tal zum unbeschränkten direkten Herrscher auch dieses Sektors der Wirtschaft. Jedoch diese Herr-

schaft des Finanzkapitals bedeutet keine Rettung. Jede „Preisstützung“ oder gar Preiserhöhung be-

deutet in der Periode wachsender Massenerwerbslosigkeit einen neuen Antrieb zur Absatzkrise, eine 

neue „Schrumpfung des Marktes“. Jede Mechanisierung, Rationalisierung und Standardisierung der 

Produktion bedeutet einerseits Erwerbslosmachung von Landarbeitern, andererseits verschärfte Kon-

kurrenz auf dem Weltmarkt und Niederkonkurrierung des kleinen Bauern durch den kapitalistischen 

Großbetrieb. Auch die geplante internationale Agrarbank, auch ein „Osteuropablock“, ja ein Paneu-

ropa können keine zusätzliche Kaufkraft hervorzaubern, können höchstens den erbitterten Kampf um 

die Märkte auf breiterer Basis mit größeren Mitteln reproduzieren. 

Und das letzte Mittel: „Einschränkung der Produktion“, das die bürgerlichen Wirtschaftstheoretiker 

und Praktiker vorschlagen, bedeutet praktisch, wo es überhaupt durchgeführt werden kann, wie das 

Beispiel der internationalen Zuckerkontingentierung beweist, Selbst-[170]mord für die kleineren Ka-

pitalisten, Farmer und Bauern. Auch das stärkste Finanzkapital ist überhaupt nicht imstande, seine 

eigenen Pläne durchzuführen, wie der Zusammenbruch der groß angelegten Stützungsaktion des Fe-

deral-Farm-Boards in den Vereinigten Staaten Nordamerikas beweist. Es gibt eben keinen „organi-

sierten Kapitalismus“ und am allerwenigsten in der Landwirtschaft. 
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Immer offener sehen die kapitalistischen Regierungen, Politiker und Wissenschaftler ihren einzigen 

Ausweg in der Herbeiführung einer großen internationalen Katastrophe, einer Katastrophe von sol-

chem unerhörten Umfang, von solcher Intensität, daß dadurch nicht allein alle vorhandenen Vorräte 

aufgezehrt oder vernichtet werden, sondern auch jeder weitere Fortschritt für absehbare Zeit lahmge-

legt wird, gewaltige Landgebiete auf Jahre und Jahrzehnte hinaus in unfruchtbare Wüsten verwandelt 

werden: den neuen Weltkrieg. Diesem Zwecke dient das Geschrei über das „Sowjetdumping“, die 

immer offener ausgesprochene Aufforderung zum „Wirtschaftsboykott“ gegen die Sowjetunion, die 

planmäßige Verbreitung der infamen Lüge, Sowjetrußland wolle durch einen Hungerexport die Wirt-

schaft der kapitalistischen Länder ruinieren und zertrümmern. Das beschleunigte Tempo, in dem das 

Finanzkapital sich der Landwirtschaft bemächtigt, dient nicht zuletzt diesen imperialistischen Kriegs-

rüstungen gegen das Land der siegreichen Arbeiter und Bauern. 

Den arbeitenden Massen in Stadt und Land muß diese Verzweiflungsperspektive der Bourgeoisie klar 

vor Augen gestellt werden. Die vollkommene Ausweg l os i gke i t  des Kapitalismus läßt nur noch 

eine Alternative übrig: Entweder immer tiefer hinein in die Krise bis zur Katastrophe oder heraus 

zum Sozialismus durch die proletarische Revolution. 

* 

Die deutschen Staats- und Kommunalfinanzen in der Krise.  
Von Th. N e u b a u e r  

1. Wie wirkt die Krise auf die öffentlichen Finanzen? 

Die schwere Wirtschaftskrise, in der sich Deutschland seit mehr als einem Jahr befindet, hat eine 

Dauerkrise der öffentlichen Finanzen erzeugt, die ihrerseits wiederum verschärfend zurückwirken 

mußte auf die Krise der kapitalistischen Wirtschaft wie auf die politische Krise des kapitalistischen 

Klassenstaats. (Wir haben die Entwicklung dieser Finanzkrise bis zum Juni 1930 in der „Internatio-

nale“, Heft 12/13, aufgezeigt: „Die deutsche Finanzpolitik in der Krise“.) 

Die Wirtschaftskrise hatte einen scharfen Rückgang des Umsatzes und Einkommens zur Folge; dies 

wirkte sich aus in einem entsprechenden Absinken der steuerlichen Einnahmen für Reich, Länder und 

Gemeinden. Um die Wirkungen der Wirtschaftskrise für die verschiedenen Zweige der kapitalisti-

schen Wirtschaft [171] abzuschwächen, haben Staat und Gemeinden eine Senkung zahlreicher Steu-

ern vorgenommen, wodurch die besitzende Klasse entlastet werden sollte. Dadurch wurden die Fehl-

beträge der Steuervoranschläge sehr erheblich vergrößert Auch die Einnahmen aus den Finanzüber-

schüssen der öffentlichen Betriebe (die genau so wie Steuern zu bewerten sind) zeigten einen sehr 

erheblichen Rückgang. Aber mit diesem gewaltigen Minus an Einnahmen verband sich ein sehr star-

kes Anschwellen der Ausgaben infolge der Wirtschaftskrise. Die Voranschläge für die Arbeitslosen- 

und Krisenunterstützung wie für die kommunale Wohlfahrtsunterstützung mußten um Hunderte von 

Millionen überschritten werden. Zugleich verstärkten sich die Hilfeschreie der kapitalistischen Wirt-

schaft nach Subventionen für einzelne Betriebe und für ganze Wirtschaftszweige. 

Die Finanzkrise von Staat und Gemeinden wirkte nun wiederum verschärfend zurück auf die allge-

meine Wirtschaftskrise. Reich, Länder und Gemeinden schränkten ihre Aufträge an die kapitalisti-

sche Privatwirtschaft ein; dies bedeutete, da diese öffentlichen Aufträge in früheren Jahren eine 

Summe von 8 bis 9 Milliarden Reichsmark erreichten, eine scharfe Verschlechterung der Beschäfti-

gung; es braucht nur an die Abdrosselung der öffentlichen Bautätigkeit und ihre Folgen erinnert zu 

werden. Gleichzeitig aber suchten Staat und Gemeinden ihre wach. senden Defizits durch neue 

S t eue r e r h öhungen  oder (was auf dasselbe hinausläuft) neue Erhöhungen der Tarife der öffentli-

chen Werke zu decken. Darüber hinaus gingen sie dazu über, die Ausgaben  soz i a l po l i t i s che r  

und  i n  l e t z t e r  Ze i t  auch  ku l tu r po l i t i s che r  Ar t  aufs schärfste zu beschneiden. 

Alle diese Maßnahmen, die außerordentlich dazu beitrugen, die Wirkungen der Wirtschaftskrise noch 

zu verschärfen, erreichten nicht das Ziel, Einnahmen und Ausgaben zu balancieren. Reich, Länder 

und Gemeinden mußten große Schulden aufnehmen und Vermögenswerte, die sie besaßen, preisge-

ben. Trotzalledem schließt das Jahr 1930 beim Reich wie bei den Ländern und vor allem bei den 
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Gemeinden mit gewa l t i gen  Feh lbe t r äge n. Die „Sanierung“ der öffentlichen Finanzen, die man 

mit den brutalsten, arbeiterfeindlichsten Maßnahmen zu erreichen suchte, liegt ferner denn je. 

So ist das Ergebnis der finanziellen Entwicklung im Krisenjahr 1930: s chwer e  Kr i s e  de r  

Re i ch s-  und  Landes f i nanze n, ka t a s t r opha l e  Lage  de r  Komm una l f i nanze n. 

2. Die Steuersenkung zugunsten des Besitzes. 

Der Ausgangspunkt für all die Steuersenkungen, die im Laufe des Jahres 1930 zugunsten der besit-

zenden Klasse vorgenommen wurden, ist das S t eue r senkungsp r ogr amm  Hi l f e r d i ngs  vom 

11. Dezember 1929. Es sah vor: 

Fo r t f a l l  de r  I ndus t r i ebe l a s t ung  aus dem Dawesplan (350 Millionen jährlich bei 70 Millionen 

angehäufter Reserven), Fortfall der Rentenbankschuld der Landwirtschaft (85 Millionen), Auf he -

bung  de r  Kap i t a l e r t r ags t eue r  für festverzinsliche Werte (90 Mill.), He rabse t zung  de r  

E i nkom mens t e ue r  durch Auseinanderziehen der Steuerstufen und Senkung der Tarife (ca. 400 

Mill.), d e r  Ve r m ögens s t eue r  (20 Mill.), der Kap i t a l ve r keh r s t eue r n  (50 Mill.), der Grund- 

und Gewerbesteuern (400 Mill.) und Beseitigung der Zuckersteuer (160 Mill.). Alle diese Steuern bis 

auf die letzte sind ausgemachte Besitzsteuern; die Beseitigung der Zuckersteuer aber, ohne entspre-

chende Senkung des Preises, war gleichfalls nur eine Liebesgabe an die Zuckerfabriken. 

Die Durchführung dieses Steuersenkungsprogramms erfolgte erst nach Hilferdings Sturz in folgenden 

Etappen: 

Bei der Aufstellung des Etats für 1930/31 wurde die Belastung der Landwirt-[172]schaft aus der 

Rentenbankschuld gestrichen. Gleichzeitig wurde die Industriebelastung um 50 Millionen gesenkt; 

ferner wurde der Finanzminister ermächtigt, die Kapitalverkehrsteuer für festverzinsliche Papiere 

aufzuheben (was im Laufe des Sommers 30 durch Dietrich erfolgte); endlich wurde durch ein beson-

deres Gesetz das Reich verpflichtet, bis zum Beginn 1931 weitere Steuersenkung in Höhe von 600 

Millionen vorzunehmen. 

I m  Rahm en  de r  I I. D i k t a t u r ve r o r dnung  (2. Dezember) erfolgte eine neue g r oße  Senkung  

de r  Bes i t z s t eue r n. Die Gesellschaftssteuer der Aktiengesellschaften, die Wertpapier- und die Fu-

sionssteuer sowie die Grunderwerbssteuer bei Fusionen werden um 50 Prozent ermäßigt (ca. 20 Mil-

lionen). Die steuerfreie Grenze bei der Vermögenssteuer wird auf 20 000 Mark heraufgesetzt, 

wodurch von 1 708 000 Vermögenssteuerpflichtigen 854 000 steuerfrei werden (ca. 20 Millionen 

Ausfall). Die Einkommensteuer wird bei landwirtschaftlichem Einkommen erst von 6000 Mark Ein-

kommen an erhoben; d. h. von den 1½ Millionen bisher einkommensteuerpflichtigen landwirtschaft-

lichen Einkommen bleiben nur noch 43 000 steuerpflichtig. (Da wir in Deutschland 18 669 großag-

rarische Betriebe über 100 Hektar und 199 825 großbäuerliche Betriebe mit über 20 bis 100 Hektar 

haben, zahlt jetzt von diesen 218 594 großen landwirtschaftlichen Betrieben knapp ein Fünftel Ein-

kommensteuer!) Dadurch entsteht ein Steuerausfall von etwa 35 Millionen. Auch von dem Hausbe-

sitz werden 681 000 einkommensteuerpflichtige Personen (bisheriges Steueraufkommen ca. 20 Mil-

lionen) steuerfrei. Für eine weitere Ausdehnung dieser Steuerbefreiung auch auf das Gewerbe ist dem 

Reichsfinanzminister Vollmacht erteilt. 

Auch bei der Umsatzsteuer wird die steuerfreie Grenze auf 5000 Mark festgesetzt; d. h. von Umsät-

zen, die nicht mehr <als 5000 Mark betragen, wird keine Steuer erhoben; dies kommt natürlich nicht 

etwa einer Senkung der Preise zugute, sondern geschieht, um die Finanzverwaltung zu entlasten. 

Durch diese Bestimmung werden etwa 2,2 Millionen (d. h. ca. 50 Prozent) Steuerpflichtige steuerfrei, 

was einen Ausfall von etwa 40 Millionen bedingt. 

Von noch größerer Bedeutung ist die durch diese Diktaturverordnung den Ländern und Gemeinden 

auferlegte Senkung der Grund- und Gewerbesteuer um 10 bzw. 20 Prozent, wodurch ein Ausfall von 

rund 400 Millionen entsteht; dieser Ausfall soll dadurch gedeckt werden, daß man von den bisher 

zum Wohnungsbau verwandten Mitteln der Hauszinssteuer (800 Millionen) die Hälfte verwendet für 

den Ersatz des Steuerausfalls bei der Grund- und Gewerbesteuer. 
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Schließlich wird mit dem neuen Etat für 1931 eine weitere Senkung der Industriebelastung um 170 

Millionen vorgenommen. 

3. Die Erhöhung der Massensteuern. 

Gleichzeitig mit der Senkung der Besitzsteuern begann die Erhöhung der Massensteuern. 

Nach der Hilferding-Vorlage zur Tabaks t eue r wurde diese im Dezember 1929 um 220 Millionen 

erhöht. Im Januar wurde die Kreugeranleihe abgeschlossen, im Zusammenhang mit der die Einnah-

men des Reiches aus der Zündholzbelastung um 4 Mill. erhöht wurden (während gleichzeitig der 

Zündho l zp r e i s um 20 Prozent erhöht wurde und die Massen dadurch eine weitere Belastung er-

fuhren). Im März wurden durch die Müller-Regierung die Finanzzölle auf Tee  und  Ka f f ee  erhöht 

um 50 Millionen. 

Die nächste große Erhöhung der Massensteuern, vorbereitet durch die Müller-Regierung, durchge-

führt durch Brüning-Moldenhauer, kam im April zur Verabschiedung. Die B i e r s t eue r wurde um 

50 Prozent (180 Millionen erhöht), eine Mi ne ra l was se r s t eue r  mit 40 Millionen wurde einge-

führt; die allgemeine Um sa tz s t eue r wurde von 0,75 auf 0,85 Prozent erhöht (120 Mil-[173]lionen) 

und eine Sonder-Umsatzsteuer auf die Konsumvereine und Warenhäuser eingeführt (27 Millionen); 

der Benzolzoll wurde erhöht um 65 Millionen und ergänzt durch eine neue Benzinsteuer von 16 Mil-

lionen. 

Eine neue noch schwerere Erhöhung der Massenbelastung erfolgte durch die Brüning’schen Dikta-

tursteuern, von denen ein Teil für das Reich, ein anderer für die Gemeinden bestimmt ist. Für das 

Reich wurde die Led i gens t eue r  mit 135 Millionen eingeführt, ferner die Reichshilfe der Beamten 

mit 130 Millionen. Diese letztere wurde durch die zweite Diktaturverordnung vom 2. XII. in einen 

Gehaltsabzug von 6 Prozent gleich 400 Millionen verwandelt. Ferner wurde die Tabaksteuer aber-

mals um 167 Millionen erhöht. Für die Gemeinden wurden eingeführt: die Nege r s t eue r  (Kopf-

steuer, Bürgerabgabe), die etwa 200 Millionen bringen sollte, und die Gem e i ndeb ie r- und  Ge -

m e i ndege t r änkes t eue r  mit zusammen nochmals etwa 200 Millionen. 

Aber auch die Länder und Gemeinden haben während des ganzen Jahres 1930 fortgesetzt ihre Ein-

nahmen auf Kosten der werktätigen Massen erhöht. Erhöht wurde insbesondere die Hausz i n s -

s t eue r, was jedesmal eine Verteuerung der Mieten zur Folge hatte; erhöht wurden dauernd die 

Grund- und Gewerbesteuern, die (wie schon seit Lassalle feststeht) wie indirekte Steuern, d. h. belas-

tend für die werktätigen Massen wirken; erhöht wurden endlich fast in allen Gemeinden die Ta r i f e  

der Elektrizitäts-, Gas- und Wasserwerke und der Verkehrseinrichtungen. 

Leider stehen keine statistischen Zahlen zur Verfügung, welche zeigen, wie ungeheuer die Erhöhung 

dieser Einnahmen auf Kosten der werktätigen Massen in den Gemeinden waren. Ein Beispiel für die 

Erhöhung der Tarife gibt die Stadt Berlin. Hier sollten nach dem Voranschlag des Kämmerers die 

städtischen Werke im Jahre 1930 83,5 Millionen Ueberschüsse abwerfen statt 57,4 Millionen im Jahre 

1929! Im Sommer 1930 gab der Präsident des Deutschen Städtetages, Dr. Mulert, in einer Bespre-

chung im Reichstag an, daß die Gemeinden ihre Finanzüberschüsse aus den Werken gegenüber 1929 

um etwa 260 Millionen gesteigert hätten! 

4. Der Rückgang der Einnahmen. 

Teils durch die Steuersenkungen zugunsten des Besitzes, teils durch die von der Krise verursachte 

wirtschaftliche Depression (die natürlich von den Kapitalisten weitgehendst ausgenutzt wird, um sich 

von der Zahlung der Steuern zu drücken) entstehen gewaltige Ausfälle an Einnahmen sowohl beim 

Reich wie bei den Ländern und Gemeinden. Nicht einmal die ungeheuerlichen Erhöhungen der Mas-

senbelastungen sind imstande, diese Mindererträge auszugleichen. 

Beim Reich betragen die Mi nde re i nnahm en  aus  S t eue r n  und  Zö l l e n  für das Jahr 1930 

(Schätzung des Reichsfinanzministers Dietrich, wahrscheinlich noch viel zu günstig) voraussichtlich 

1000-1100 Mill. Infolge der Riesenarbeitslosigkeit bringt die Lohnsteuer 173 Millionen weniger als 

vorgesehen, die veranlagte Einkommensteuer bringt 103 Mill. weniger, die Umsatzsteuer 125 
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Millionen weniger, die Zölle 108 Mill. weniger, die Biersteuer 80 Mill., das Branntweinmonopol 85 

Millionen weniger. Am stärksten prozentual sind zurückgegangen: die Börsenumsatzsteuer mit 50 

Prozent, die Gesellschaftssteuer mit 34 Proz., die Schaumweinsteuer mit 27 Prozent, die Wertpapier-

steuer mit 25 Prozent. 

Dieses Minderaufkommen an Steuern kann das Reich zu einem Teil abbürden; 255 Millionen verlie-

ren die Länder und Gemeinden an Steuerüberweisungen und 125 Millionen wird der Knappschaft 

entzogen. Für das Jahr 1931 (neuer Etat) wird der Minderertrag der Steuern und Zölle beim Reich auf 

1100 Millionen geschätzt, wovon 706 Millionen auf das Reich, 318 Millionen auf die Länder und 

119 Millionen auf die Knappschafts- und Invalidenversicherung fallen. 

Die Einnahmen der Länder und Gemeinden aus den Reichsüberweisungen [174] (aus Einkommen-, 

Körperschafts- und Umsatzsteuern) werden gegenüber dem Vorjahr (nach Aenderung des Finanzaus-

gleichs) um 418 Millionen gekürzt. Als einen teilweisen Ausgleich dafür bietet man ihnen die Er-

sparnisse aus dem Abbau der Beamtengehälter, die auf 17.0 Millionen für Länder und Gemeinden 

angesetzt werden, und 50 Millionen aus dem Reichsbesitz an Vorzugsaktien der Reichsbahn. So ent-

steht schon hier den Ländern und Gemeinden ein sehr beträchtlicher Minderertrag. 

Aber gleichzeitig sinken ja auch die eigenen Steuereinnahmen der Länder und Gemeinden und die 

Ueberschüsse aus den Werksunternehmungen, und gleichzeitig bestimmt die Diktaturverordnung von 

1. 12. 1930, daß die Grund- und Gewerbesteuern um 400 Millionen zu senken seien. Dieser letztere 

Ausfall wird zwar rechnerisch dadurch ausgeglichen, daß jetzt diese 400 Millionen aus der Hauszins-

steuer zur Verfügung gestellt werden; aber wenn diese 400 Millionen Hauszinssteuer, die bisher zur 

Finanzierung des Wohnungsbaues verwandt wurden, künftig für allgemeine Verwaltungszwecke ver-

wandt werden, so kommen sie beim Wohnungsbau in Wegfall; sie sind also keineswegs als ein „Er-

satz“ zu betrachten. 

Noch größer wird wahrscheinlich das Defizit an Steuereinnahmen für Länder und Gemeinden im 

Jahre 1931. Der sozialdemokratische Stadtkämmerer von Frankfurt, Bruno Asch, schätzt den Ausfall 

an kommunalen Steuereinnahmen (einschließlich der Ueberweisungssteuern) im Jahre 1931 auf 500 

Millionen Mark, die Mindereinnahmen aus den kommunalen Betrieben auf 80 Millionen Mark. 

Wahrscheinlich sind auch diese Einschätzungen noch viel zu optimistisch. 

5. Das Ansteigen der Arbeitslosigkeit und der Abbau der sozialpolitischen Ausgaben. 

Schon im Jahre 1929 ergab sich, daß die Mittel, welche der Reichsfinanzminizier Hilferding für die 

Bezuschussung der Arbeitslosenversicherung in Höhe von 150 Millionen vorgesehen hatte, bei wei-

tem nicht ausreichten, sondern um etwa 300 Millionen überstiegen wurden. Die Arbeitslosigkeit er-

reichte im Februar 1930 die Höhe von 3½ Millionen. Im Etat für 1930/31 waren für die Arbeitslosen-

versicherung 374 Millionen eingestellt. Sie werden jedoch um mindestens 200 Millionen übertroffen 

werden. Am 31. Dezember betrug die Zahl der Arbeitslosen bereits 4½ Millionen; im Februar er-

reichte sie 5 Millionen. 

Jetzt geht das Reich dazu über, f ü r  1931  j eden  Zuschuß  zu r  Ar be i t s l o senve r s i che rung  

z u  s t r e i che n! Die Versicherung solle sich selber tragen, d. h. ihre Einnahmen erhöhen und ihre 

Leistungen bzw. die Unterstützungsansprüche abbauen. 

Diese Politik der Brüning-Stegerwald-Dietrich geht gleichfalls auf den Sozialdemokraten Hilferding 

zurück, der schon im März 1929 bei seiner Etatsrede eine „Reform“ der Arbeitslosenversicherung in 

dieser Richtung gefordert hatte, und der bei der allgemeinen Aussprache über den Reichsetat für 1931 

im Haushaltsausschuß des Reichstages die Regierung mit einem gewissen Stolz daran erinnerte, daß 

er ja der erste gewesen sei, der diesen Gedanken ausgesprochen habe. Bevor aber dieser Plan ver-

wirklicht wurde, sind die Beiträge zur Arbeitslosenunterstützung – zuerst im Dezember 1929 – in 

drei Etappen von 3 auf 6,5 Prozent erhöht worden. Dies bedeutet eine Mehrbelastung der Arbeiter-

schaft (die ja sowohl die sogenannten „Arbeitnehmer“- wie die „Arbeitgeber“-Beiträge zu tragen hat) 

von über 800 Millionen jährlich. 
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Im Juli 1930 kam mit der ersten Diktaturverordnung Brünings ein ganz unerhörter Abbau  de r  Ar -

be i t s l o senve r s i che r ung  sowoh l  i n  bezug  au f  i h r e  Le i s tungen  wi e  au f  da s  An-

sp r uchs rech t  au f  Un t e r s t ü t zun g. Man kann die finanzielle Tragweite dieser Verschlechte-

[175]rung für die Betriebsarbeiter und Arbeitslosen auf etwa 450 bis 500 Millionen Reichsmark jähr-

lich anschlagen. 

Durch die „Reform“ der Kr ankenve r s i che rung  sollte diese in ihren Ausgaben stark beschränkt 

werden (der Aerzteverband rechnet mit 500 Millionen „Ersparnissen“). Zugleich wurde die Kriegs-

opferversorgung verschlechtert. Die „Veredelung“ der Diktaturverordnung bezüglich der Kranken-

versicherung und der Arbeitslosenversicherung durch die Beratung im Haushaltsausschuß des 

Reichstags, mit der die Sozialdemokratie ihre Zustimmung zur Diktaturverordnung vor den Massen 

„rechtfertigen“ wollte, brachte einige unwesentliche „Verbesserungen“, die durch neue viel wesent-

lichere Verschlechterungen mehr als wettgemacht wurden. 

Der neue Reichsetat für 1931 sieht nun eine lange Reihe weiterer Abstriche am Sozialetat des Reiches 

vor: 125 Millionen, die der Knappscha f t aus der Lohnsteuer zufließen sollten, werden fortfallen; 

50 M i l l i on e n we r de n de n I nva l i d e n ge s t r i che n, 15  Mi l l i onen  a n  de r  Wochenh i l f e  

gekü r z t, 108  Mi l l i onen  be i  de r  Kr i egsop f e r ve r so r gung  und 118 Millionen beim Woh-

nungsbau „eingespart“ und schließlich die letzte Million für Kinderspeisung auch noch gestrichen. 

Gleichzeitig geht auch in den Ländern und vor allem in den Gemeinden der Abbau der Sozialausga-

ben vor sich. Die Gemeinden werden vor allem durch die Ausgaben für die ausgesteuerten („Wohl-

fahrts“-)Erwerbslosen getroffen. In den kommunalen Budgets für 1930 waren etwa 200 Millionen für 

die Unterstützung der Wohlfahrtserwerbslosen eingesetzt. Diese Summe wird wahrscheinlich um 400-

500 Millionen überschritten werden. Es gibt gegenwärtig bereits etwa 1.000.000 Wohlfahrtsarbeitslose, 

was eine Ausgabe von rund 750 Millionen bedeutet. Es ist zu unterstreichen, daß gerade die finanziell 

besonders belasteten industriellen Arbeiterstädte am schwersten von diesen Ausgaben erschüttert wer-

den. Die Stadtverwaltungen sind größtenteils zu den ungeheuerlichsten Ausgabenbeschränkungen auf 

diesem Gebiete geschritten, ohne doch damit das Defizit aus der Welt schaffen zu können. 

Jetzt werden bereits wieder neue Pläne zur we i t e r en  Ver sch l ech t e rung  de r  Soz i a l po l i t i k  

angekündigt. Im Zusammenhang mit dem Antrag der Deutschen Volkspartei, weitere 300 Millionen 

RM. einzusparen, soll ein neuer „Umbau“ der Sozialversicherung durchgeführt werden, in der Ar-

beitslosenversicherung will man „Gefahrenklassen“ schaffen, die Kontrolle und die Bedürftigkeits-

prüfung verschärfen, die „Selbstverwaltung“ beseitigen und die Krisenfürsorge mit der allgemeinen 

Wohlfahrtsfürsorge verschmelzen; in der Invalidenversicherung will man zwei neue Beitragsklassen 

schaffen und damit etwa 200 Millionen weiterer Beiträge aufbringen. 

6. Die Subventionspolitik. 

Seit der Stabilisierung der Währung geben Reich, Länder und Gemeinden alljährlich riesige Summen 

für die Subventionierung der privatkapitalistischen Wirtschaft aus. Begreiflicherweise haben sie kein 

Interesse daran, daß die Oeffentlichkeit die wirkliche Höhe dieser Subventionen erfährt. Insbesondere 

gibt es keine Aufstellung, welche die Subventionen zeigt, die von den Gemeinden gegeben werden. 

Ein sehr großer Teil dieser Subventionen ist verschleiert. 

Mit der Verschärfung der Wirtschaftskrise hat diese Subventionierung einen neuen Aufschwung ge-

nommen. Die Os t h i l f e sieht Ausgaben in Höhe von mehr als 2 Milliarden vor. Für den deutschen 

Kupfertrust (Otto Wolff), die Mansfeld-AG, haben Reich und Preußen 7 Millionen bewilligt. Der 

Siegerländer Erzbergbau (Stahltrust, Krupp) erhält 570.000 Mark. Die Deutsche Werft in [176] Kiel 

erhält 6 Millionen. Weitere Subventionsforderungen, z. B. für die Werften mit etwa 100 Millionen u. 

a. m, sind eingereicht bzw. werden verhandelt. 

Alle diese Subventionen – Milliarden! – werden gegeben auf Kosten der steuerzahlenden werktätigen 

Bevölkerung. 

Das neueste Projekt der Brüning-Regierung besteht darin, daß man an große Teile der deutschen 

Industrie aus  den  Mi t t e l n  f ü r  d i e  Ar be i t s l o senun t e r s t ü t zung  Subven t i onen  in der 
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Form von Zuschüssen zum Lohn zahlen will. Die erste Verwirklichung dieses Plans erfolgte in M.-

Gladbach. Hier wurde im Einverständnis mit den reformistischen, christlichen und hirschduncker-

schen Gewerkschaftsbürokraten beschlossen, den gesamten Wohlfahrtsetat der Stadt in Höhe von 

etwa 10 Millionen der Industrie zur Verfügung zu stellen. Die Unternehmer sollen sich nur verpflich-

ten, 4000 bis 5000 Wohlfahrtserwerbslose einzustellen, denen sie nur die Differenz zwischen der 

Unterstützung und dem Tariflohn zahlen. Im Finanzausschuß der Stadt haben alle bürgerlichen Par-

teien, auch die Nationalsozialisten wie die SPD, für diesen Plan gestimmt. Dieses Projekt läuft auf 

nichts anderes hinaus, als die Industriellen (und in der Folge auch die Agrarier) auf Kosten der Ar-

beitslosen zu unterstützen. 

7. Die öffentliche Verschuldung. 

Ende 1930 veröffentlichte das Statistische Reichsamt eine Zusammenstellung über die öffentliche 

Verschuldung in Deutschland bis Ende 1928 und Ende 1929. In dem Begleitschreiben, das diesem 

Buch beigelegt wird, heißt es: 

„Während unmittelbar nach der Stabilisierung eine nennenswerte öffentliche Schuld kaum vorhanden war, ist 

diese bis zum Jahr 1928 schon auf 14,6 Mrd. RM. und bis Ende 1929 um weitere 6 Mrd. RM. angewachsen. 

G e g e n w ä r t i g  d ü r f t e  d i e  G e s a m t s u m m e  d e r  v o n  R e i c h, L ä n d e r n  u n d  G e m e i n d e n  a u f g e -

n o m m e n e n  S c h u l d e n  n a h e  a n  2 4 M r d. R M. b e t r a g e n.“ 

Ende 1929 kamen auf das Reich 9,4 Milliarden, auf die Gemeinden 8,8 Milliarden und auf die Länder 

2,4 Milliarden Schulden. Ein Drittel davon entfällt auf die durch das Aufwertungsgesetz bedingte 

Altverschuldung. Die Neuverschuldung, deren Erlös „zur Erfüllung der Gegenwartsaufgaben“ diente, 

stieg von 7,7 Milliarden 1928 auf 14,3 Milliarden 1929. Von diesen 14,3 Milliarden waren 11,7 in-

ländische und 2,6 Mrd. ausländische Schulden. Die Durchschnittsverzinsung betrug beim Reich 4,4 

Prozent, bei den Gemeinden 6,6 Prozent. 

Ueber den Verwendungszweck der zwischen 1924 und dem 31. März 1928 aufgenommenen neuen 

Schulden von Reich, Ländern und Gemeinden gibt das Statistische Reichsamt den folgenden Ueber-

blick: 

Die Mai-Nummer der „Internationale“ 

wird sich besonders mit dem theoretischen Bankrott der Sozialdemokratischen Partei und ihrer Rich-

tungen beschäftigen. Dazu werden drei Artikel erscheinen. 

Die Mai-Nummer wird ferner enthalten Briefe von Rosa Luxemburg und Kautsky aus der Vorkriegs-

zeit. 

Die Analyse der Weltwirtschaftskrise wird fortgesetzt. Werbt neue Leser für die „Internationale“. 

[177] 

Verwendungszweck 

in 100 Reichsmark 

Reich Länder Hansastädte Gemeinden Insgesamt 

absolut in % 

I. Kriegslasten 1.088.695,2 – – – 1.088.695,2 16,55 

II. Versorgungsbetriebe 

Elektrizitätsversorgung 

Gasversorgung 

Wasserversorgung 

 

– 

– 

– 

 

191.551,1 

– 

– 

 

– 

– 

6750,0 

 

314.550,4 

114.935,7 

103.216,6 

 

506.101,5 

114.935,7 

109.966,6 

 

7,70 

1,75 

1,67 

III. Wasserwirtschaftliche 

Unternehmungen 

Verkehrswesen 

 

2641,0 

 

30.589,3 

 

– 

 

– 

 

33.230,3 

 

0,51 

IV. Straßen, Wasserstra-

ßen, Wege usw. 

Verkehrsunternehmung 

 

66.474,2 

71.982,4 

 

223.080,1 

20.487,0 

 

79.197,1 

11.404,6 

 

465.194,1 

288.043,6 

 

833.945,6 

391.917,6 

 

12,68 

5,96 

V. Wirtschaftsförderung 

Landwirtschaft 

Wohnungswesen 

Sonstige 

 

19.161,7 

141.044,1 

13.144,1 

 

169.628,5 

133.654,9 

11.923,9 

 

6164,3 

54.962,1 

300,0 

 

72.902,7 

791.503,5 

52.622,0 

 

267.857,2 

1.121.164,7 

77.990,0 

 

4,07 

17,05 

1,19 
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Verwendungszweck 

in 100 Reichsmark 

Reich Länder Hansastädte Gemeinden Insgesamt 

absolut in % 

VI. Sonstige Verwaltungs-

zweige 

Vermögensverwaltung 

Versch. Unternehmungen 

Kommunale Anstalten 

Wohlfahrtswesen 

Bildungswesen 

Sonstiges 

 

 

– 

1838,4 

– 

16.033,8 

– 

72.303,5 

 

 

8783,3 

93.078,1 

– 

54.045,2 

141.110,9 

17.107,9 

 

 

20.374,4 

424,7 

614,0 

7534,5 

1131,0 

15.144,1 

 

 

394.813,3 

169.647,4 

134.527,2 

226.534,7 

136.890,0 

63.342,3 

 

 

423.971,4 

264.988,6 

135.141,3 

304.148,1 

152.132,8 

167.898,3 

 

 

6,45 

4,03 

2,06 

4,62 

2,31 

2,55 

VII. Kassenreserve Be-

triebsmittel 

 

77.589,3 

 

223.103,9 

 

18.551,9 

 

263.036,5 

 

582.281,6 

 

8,85 

Gesamtsumme 1.570.907,7 1.191.144,1 222.553,6 3.591.761,1 6.576.366,4 100.0 

Für insgesamt 1126 Millionen war ein Verwendungszweck nicht festgestellt. 

Der Gesamtbetrag an mittel- und kurzfristigen Schulden belief sich im März 1928 auf 2,2 Milliarden; 

er wuchs bis Ende 1929 auf 5,6 Milliarden.. Im Laufe des Jahres 1930 wurde die Umschuldungsaktion 

der Gemeinden durchgeführt, bei der der größte Teil der kurzfristigen Schulden mit Hilfe der Spar-

kassen in langfristige verwandelt wurde, 

Während des Jahres 1930 ist die Verschuldung weiter angewachsen; sie wird vom Statistischen 

Reichsamt auf etwa 4 Milliarden Zunahme geschätzt. Einzelne Angaben stehen nur für das Reich zur 

Verfügung. 

Die Kreugeranleihe ergab für das Reich 525 Millionen RM. Dazu kam im Oktober der bei Lee, Hig-

ginson u. Co. (Newyork) aufgenommene „Ueberbrückungskredit“ in Höhe von 530 Millionen. Au-

ßerdem hat das Reich bei der Reichsbahn und bei der Post 250 Millionen Kredite aufgenommen, bei 

der Reichsbank 100 Millionen; ferner hatte es Reichswechsel in Höhe von etwa 400 Millionen und 

Schatzanweisungen in Höhe von 500 Millionen laufen. Schließlich muß noch erwähnt werden, daß 

das Reich im Jahre 1930 seine einzige finanzielle Reserve, die in seinem Besitz befindlichen 300 

Millionen Vorzugsaktien der Reichsbahn, verkaufen mußte. 

8. Die Stellung der Parteien in der Finanzkrise 

Darüber, daß die kapitalistischen Parteien im engeren Sinne die Finanzpolitik, wie sie in dieser Kri-

senzeit sowohl im Reiche wie in den Ländern und Gemeinden getrieben wurde, decken, auch wenn 

sie, wie z. B. gegenwärtig die Deutschnationalen im Reich und in Preußen, in einer taktischen Oppo-

sition stehen, braucht an dieser Stelle nicht gesprochen zu werden. Dagegen interessiert besonders 

die Haltung der Nationalsozialisten und der Sozialdemokraten. 

Die finanzielle Lage von Reich, Ländern und Gemeinden verschlechtert sich für die gegenwärtige 

Finanzpolitik des Reiches erst frei gemacht; bei fast allen [178] Maßnahmen, welche die Diktaturre-

gierung Brüning ergriffen hat, konnte sie sich auf entsprechende Maßnahmen oder zum mindesten 

Vorschläge der SPD berufen. Die Sozialdemokratie hat durch ihre Haltung zum Kabinett Brüning die 

volle Verantwortung für die Aufrechterhaltung und Weiterführung dieser arbeiterfeindliehen Finanz-

politik auf sich geladen. Sie hat in den Ländern, wo sie in der Regierung sitzt, diese Politik unterstützt 

und durchgeführt; sie hat in den Gemeinden, wo sie auf die Verwaltung Einfluß hat, genau so gehan-

delt und nur dort eine Scheinopposition markiert, wo sie von solchem Einfluß ausgeschlossen war. 

Erhöhung der Massensteuern und Senkung der Besitzsteuern, Abbau der Arbeitslosen-, Kranken- und 

Kriegsopferunterstützung und Subventionierung der kapitalistischen Wirtschaft: zu all diesem hat die 

Sozialdemokratie ihre Zustimmung gegeben! 

Die Na t i ona l soz i a l i s t en  haben im Reich und in den Ländern und Gemeinden, wo sie keinen 

entscheidenden Einfluß besitzen, die Rolle einer „radikalen Opposition“ gespielt; sie haben jedoch in 

den Ländern (wie Thüringen und Braunschweig) und Gemeinden, wo sie in der Regierung bzw. in 

der Verwaltung Einfluß haben, keine andere Politik getrieben als die übrigen bürgerlichen Parteien. 
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Sie haben dort die Steuerlast der werktätigen Massen scharf erhöht, z. B. in Thüringen um etwa 9 

Prozent; sie haben den Abbau der Sozialpolitik mit größter Brutalität durchgeführt; sie haben die 

Subventionierung der kapitalistischen Privatwirtschaft genau so skrupellos betrieben wie irgendeine 

andere bürgerliche Partei. 

Die Kom m uni s t i s che  Pa r t e i  hat gegen diese Finanzpolitik der deutschen Bourgeoisie den 

schärfsten Kampf geführt. Sie hat im Reichstag wie in den Landes. und Kommunalparlamenten mit 

Erfolg die Entlarvung der sozial- und nationalfaschistischen Demagogie durchgeführt. Aber es muß 

offen ausgesprochen werden, daß die Partei nicht immer und überall getan hat, was sie unter Anknüp-

fung an die Finanzpolitik von Reich, Ländern und Gemeinden zur Mobilisierung der Massen hätte 

tun können. Der außerparlamentarische Widerstand gegen die Diktatursteuern und, damit in Verbin-

dung, gegen die Einsetzung von Staatskommissaren (Finanzdiktatoren) in zahlreichen Städten hätte 

z. T. besser organisiert und politisch ausgewertet werden können. Auf diesem Gebiet kann jedoch 

noch vieles nachgeholt werden. 

Die finanzielle Lage von Reich. Ländern und Gemeinden verschlechtert sich weiter. Das Reich geht 

mit einem Defizit von 1400 bis 1500 Millionen iii das neue Etatsjahr hinein; die Länder und vor allem 

die Gemeinden befinden sich in keiner besseren, teilweise sogar sehr viel schlimmeren Lage. Sie 

werden versuchen, neue Lasten durch Erhöhung der Steuern und Werkstarife, Abbau der sozialpoli-

tischen und kulturpolitischen Aufgaben, u. a. auf die breiten Massen der Arbeiterklasse zu wälzen. 

Die Kommunistische Partei muß diese Finanzkrise als Hebel benutzen für die Mobilisierung der brei-

ten Massen der Werktätigen, der Arbeiterschaft wie der kleinbürgerlichen und kleinbäuerlichen Mit-

telschichten, und für ihre Einreihung in die Kampffront gegen die Diktaturregierung, wie gegen den 

kapitalistischen Klassenstaat überhaupt und die Parteien, die ihn stützen. Der Kampf der werktätigen 

Massen gegen ihre steuerliche Ausplünderung wird gerade in dieser Zeit der wirtschaftlichen und 

politischen Krise des deutschen Kapitalismus zu einem unmittelbaren Kampf gegen die Klassendik-

tatur der Bourgeoisie. Diesen Kampf gilt es voranzutreiben! [179] 

* 

Streiks und Krise  
Von F r i t z  D a v i d  

1. Die veränderte Rolle des wirtschaftlichen Streiks 

Der Streik war eine defensive Kampfhandlung 

Der wirtschaftliche Streik, auch der sogenannte Angriffsstreik, ist unter normalen kapitalistischen 

Verhältnissen e i ne  de fens i ve  Kam pf hand lung. Er ist es zu allererst vom Standpunkt des Be-

freiungskampfes der Arbeiterklasse, vom Standpunkt des historischen Kampfes der Arbeiterklasse 

gegen das gesamte kapitalistische System. Mit Ueberzeugungskraft hat Rosa  Luxem bur g  in „So-

zialreform oder Revolution“ die Sinnlosigkeit der Auffassung Ber ns t e i n s  über die Aufgabe des 

wirtschaftlichen Kampfes, „den eigentlichen Angriff gegen die industrielle Profitrate zu führen und 

sie stufenweise in die Lohnrate aufzulösen“, bewiesen. Von diesem Standpunkt aus schrieb Enge l s  

über die wirtschaftlichen Streiks: „Sie entscheiden nichts“. Marx sagte: „Zur selben Zeit dürfen die 

Arbeiter ... das schließliche Ergebnis dieser täglichen Kämpfe sich selbst nicht übertreiben. Sie dürfen 

nicht vergessen, daß sie (im wirtschaftlichen Kampf. F. D.) mit Wi r kungen  und nicht mit den Ur -

s achen  dieser Wirkungen kämpfen ..., daß sie Pa l l i a t i v mi t t e l  anwenden, aber die Kr ankhe i t  

nicht heilen.“*) Der wirtschaftliche Streik ist seinem Inhalt nach – nicht nach den Nebenwirkungen – 

keine Kampfhandlung gegen die Grundlagen des kapitalistischen Systems. 

Aber nicht nur deshalb ist der wirtschaftliche Streik eine defensive Kampfhandlung. Auch von zwei 

weiteren Standpunkten aus, auch bei der Erfüllung seiner eigentlichen Aufgaben – beim Ringen um 

einen Lohn, der die Reproduktionskosten der Arbeitskraft deckt, und um die Erhaltung des relativen 

Lohnes – handelt der wirtschaftliche Streik in der Defensive. 

 
*) Marx: „Lohn, Preis und Profit“, 3. Aufl. Seite 46. 
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„In allen Fällen, die ich hier vorgeführt habe, und sie bilden n e u n u n d n e u n z i g  v o n  h u n d e r t, habt ihr 

gesehen, daß der Kampf um eine Lohnerhöhung nur i m  G e f o l g e  v o r h e r g e g a n g e n e r  V e r ä n d e r u n -

g e n  ausbricht, daß er die unvermeidliche Frucht vorhergegangener Aenderungen der Masse der Produkte, der 

Produktivkräfte der Arbeit, des Wertes der Arbeit, des Wertes des Goldes, der Vermehrung oder Verdichtung 

der aus dem Arbeiter gezogenen Arbeit, der von den Schwankungen der Nachfrage und Zufuhr bedingten und 

den verschiedenen Phasen des industriellen Kreislaufes entsprechenden Schwankungen der Marktpreise – mit 

einem Worte R e a k t i o n e n  d e r  A r b e i t  g e g e n  v o r h e r g e h e n d e  A k t i o n e n  d e s  K a p i t a l s  s i n d.“*) 

Das allgemeine Gesetz der kapitalistischen Akkumulation 

In dem nächsten Kapitel vom „Lohn, Preis und Profit“ gibt Marx den Kerngedanken seines allgemei-

nen Gesetzes der kapitalistischen Akkumulation wieder und kommt zu folgenden Schlußfolgerungen: 

[180] „Diese wenigen Andeutungen werden genügen, um zu zeigen, daß gerade die Entwicklung der modernen 

Industrie allmählich die Lage zugunsten der Kapitalisten gegen die Arbeiter senken muß, und daß folglich die 

allgemeine Tendenz der kapitalistischen Produktion nicht dahin geht, den durchschnittlichen Normallohn zu 

heben, sondern ihn zu senken ... Wenn aber die Dinge in diesem System diese Tendenz haben, heißt dies, daß 

die Arbeiterklasse ihren Widerstand gegen die Uebergriffe des Kapitals aufgehen und von den Versuchen 

absehen soll, die gelegentlichen Möglichkeiten zeitweiliger Verbesserungen bestens auszunutzen? Täte sie 

dies, so würde sie zu einer unterschiedslosen Masse rettungslos gebrochener Hungerleider herabgedrückt wer-

den. Ich glaube gezeigt zu haben, daß ihre Kämpfe um Normallöhne von dem ganzen Lohnsystem untrennbare 

Vorgänge sind, daß ihre Bemühungen, die Löhne zu heben, in neunundneunzig von hundert Fällen nur Bemü-

hungen sind, den gegebenen Wert der Arbeit aufrecht zu erhalten, und daß die Notwendigkeit, mit den Kapi-

talisten um ihren Preis zu streiten, in ihrer Lage begründet ist, die sie nötigt, sich selbst als Ware zu verkaufen. 

Würde sie in ihren täglichen Konflikten mit dem Kapital feige nachgeben, so würde sie sich sicherlich selbst 

der Fähigkeit berauben, irgendeine größere Bewegung zu unternehmen. Zur selben Zeit dürfen die Arbeiter ... 

nicht vergessen ..., daß sie die Abwärtsbewegung aufhalten, aber deren Richtung nicht verändern ...“**) 

Hier haben wir die Auffassung von Marx über den wirtschaftlichen Streik, wie sie aus seiner gesamten 

Analyse des kapitalistischen Systems hervorgeht. Der wirtschaftliche Streik ist ein „Palliativmittel“, 

er heut aber die „Krankheit“ nicht. Noch mehr: der wirtschaftliche Streik hält die Abwärtsbewegung 

auf, verändert aber deren Richtung nicht. Die Grundrichtung der Entwicklung der Löhne im Kapita-

lismus weist abwärts, führt zur dauernden Vergrößerung der Mehrwertsrate, zum Fallen der Relativ-

löhne, zum Sinken des Anteiles der Arbeiterklasse am Gesamtprodukt. Aber nicht nur das, die Löhne 

haben die Tendenz auch zum Sinken unter die Reproduktionskosten der Arbeitskraft, unter ihren Wert. 

Im 23. Kapitel des ersten Bandes des „Kapital“ hat Marx sehr‘ ausführlich die Gründe für diese Ab-

wärtsentwicklung der Löhne im Kapitalismus auseinandergesetzt. Die Steigerung der Produktivkraft 

der Arbeit und das gleichzeitige Wachsen der organischen Zusammensetzung des Kapitals (das 

schnellere Wachsen des C. als des V.) schafft eine immer größer werdende relative Ueberbevölkerung 

oder industrielle Reservearmee. Der Lohn aber – er bewegt sich zwar um den Wert der Arbeitskraft 

und deckt sich mit diesem Wert bei gleichem Angebot und Nachfrage – wird durch diese relative 

Ueberbevölkerung reguliert. „Im großen und ganzen sind die allgemeinen Bewegungen des Arbeits-

lohnes ausschließlich reguliert durch die Ausdehnung und Zusammenziehung der industriellen Re-

servearmee“***). Wichst die industrielle Reservearmee beständig, so muß der Lohn dauernd sinken. 

„Es  f o l g t  dahe r, daß  i m  M a ße, w i e  Kap i t a l  akkum ul i e r t, d i e  Lage  de s  Ar be i t e r s, 

we l ches  im m er  s e ine  Zah l ung, hoch  ode r  n i ed r i g, s i ch  ve r sch l ech t e rn  m u ß.“†) [181] 

„Die modifizierenden Umstände“ 

Das allgemeine Steigen der Löhne in der zweiten Hälfte des neunzehnten Jahrhunderts erklärt sich, 

wie das Marx in einem weiteren Abschnitt desselben Kapitals bei der Schilderung der Lage der Ar-

beiter in England von 1846–1866 zeigt, mit Gegenwirkungen, die die Wirkung des allgemeinen Ge-

setzes der kapitalistischen Akkumulation abschwächen, kompensieren oder sogar überkompensieren. 

Marx erklärt ausdrücklich: 

 
*) Marx: „Lohn. Preis und Profit“. 3. Aufl. Seite 42. 
**) Marx: „Lohn, Preis und Profit“, 3. Aufl. Seite 46. 
***) Marx: „Kapital“, 1. Band, S. 574. 
†) Marx: „Kapital“, 1. Band, S. 582/583. 
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„Es (das absolute allgemeine Gesetz der kapitalistischen Akkumulation) wird gleich allen anderen 

Gesetzen in seiner Verwirklichung durch mannigfache Umstände modifiziert.“*) 

Die Verbesserung der Lage der Arbeiter in einer Anzahl führender kapitalistischer Länder in ver-

schiedenen Jahren im Zeitabschnitt von Mitte des neunzehnten Jahrhunderts bis in die Anfangsjahre 

des zwanzigsten Jahrhunderts haben bekanntlich den bürgerlichen Gelehrten und den Revisionisten 

innerhalb der Vorkriegssozialdemokratie den Anlaß gegeben, das „Allgemeine Gesetz“ anzugreifen. 

Aber auch die sogenannten orthodoxen Marxisten haben in der Tat das „Allgemeine Gesetz“ aufge-

geben. Kautsky legte das „Allgemeine Gesetz“ im Sinne der relativen Verelendung aus. Ein Aufsatz 

in „Unter dem Banner des Marxismus“ trägt ein umfangreiches Material zum allgemeinen Gesetz der 

kapitalistischen Akkumulation zusammen und bemerkt mit Recht gegen die Preisgabe dieses Geset-

zes durch Kautsky: „Das allgemeine Gesetz der kapitalistischen Akkumulation bildet die Grundlage 

der Marxschen Lehre von dem Verhältnis der Klassen und von der proletarischen Revolution.“**) 

In der Tat waren es in der zweiten Hälfte des neunzehnten Jahrhunderts die „modifizierenden Um-

stände“, die der Wirkung des Allgemeinen Gesetzes“ auf die Löhne entgegenwirkten. Die wichtigsten 

dieser Umstände waren: Auswanderung von Arbeitern in neue, für den Kapitalismus erst erschlossene 

Länder, Kolonialraub durch die Bourgeoisie der Metropolen, Eröffnung neuer Märkte und Ueberpro-

fite durch Handel mit den kapitalistisch rückständigen Ländern. Die Entstehung und Erstarkung der 

Gewerkschaften wirkte in der gleichen Richtung. 

Streik im Monopolkapitalismus 

Der Monopolkapitalismus, der um die Wende des zwanzigsten Jahrhunderts eingesetzt hat, bringt mit 

sich eine riesige Erstarkung der Kapitalistenklasse und eine allmähliche Verschlechterung der Lage 

der Arbeiterklasse. Die Gewerkschaften werden von den noch mächtigeren Unternehmerorganisatio-

nen überflügelt. Durch Zölle, Monopolpreise und zentralisierte Bekämpfung der Streiks gelingt es 

dem Monopolkapital, die Reallöhne seit etwa 1903 und 1905 in allen wichtigsten kapitalistischen 

Ländern zu senken. 

„Unternehmerorganisationen schießen in allen kapitalistischen Ländern wie [182] Pilze aus der Erde 

... sie setzen sich die gleichen Ziele: Schaffung künstlicher Monopole zur Erhöhung des Profits. Dies 

geschieht teils durch Erhöhung der Preise der Produkte, also durch vermehrte Ausbeutung der Kon-

sumenten, teils durch Herabsetzung der Produktionskosten, was in verschiedenen Formen erreicht 

wird, die alle schließlich entweder zur Freisetzung oder zu vermehrter Ausbeutung von Arbeitern, 

häufig zu beidem führen. Noch leichter als die Zusammenfassung der Unternehmer zu Kartellen und 

Trusts zur Hochhaltung der Preise vollzieht sich ihre Zusammenfassung in Organisationen zur Nie-

derhaltung der Arbeiter ... Diese Unternehmerorganisationen setzen dem Fortschritt der Arbeiter-

klasse durch die gewerkschaftlichen Organisationen immer größere Hindernisse entgegen ... ihr sieg-

reicher Vormarsch findet sich in den letzten Jahren immer mehr gehemmt, sie werden allenthalben in 

die Defensive gedrängt, dem Streik wird die Aussperrung immer heftiger und immer wirksamer ent-

gegengesetzt. Die günstigen Zeitpunkte, in denen sie noch erfolgreich Schlachten schlagen können, 

werden immer seltener.“***) 

Das schrieb Kau t sky  in seinem besten Buch der Vorkriegszeit, in „Der  W e g  zu r  M a c h t“, im 

Jahre 1909. Er bringt die Zahlen über das Wachsen der Preise für Lebensmittel durch Zölle und Mo-

nopolgewalt und kommt zu der Auffassung, daß die Honigjahre der Gewerkschaftserfolge vorüber 

sind, daß der nurgewerkschaftliche Kampf sich immer mehr auf die Erhaltung des bisher eroberten 

Standes zurückziehen würde. Nicht nur während der Krise, die im Jahre 1907 einsetzte, sondern schon 

in den Jahren der vorhergehenden Prosperität, als die Industrie vollbeschäftigt war und überall über 

Arbeitermangel klagte, waren die Arbeiter nicht mehr imstande, ihre Reallöhne zu erhöhen, die Re-

allöhne gingen vielmehr zurück. 

 
*) Marx: „Kapital“, 1. Bd., S. 582/583. 
**) „Unter dem Banner des Marxismus“, 1930 Nr. 1, S. 33. 
***) Kautsky: „Der Weg zur Macht“, 3. Aufl., 5. 82/83. 
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Die Ansichten von Rosa Luxemburg 

Aber um volle acht Jahre früher als Kautsky hat Rosa  Luxem bur g  in „Soz i a l r e f o r m  ode r  

Revo l u t i o n?“ die Perspektiven des nurgewerkschaftlichen Kampfes, die Grenzen des wirtschaftli-

chen Streiks vorausgesagt. „Sozialreform oder Revolution?“ erschien zum ersten Male im Jahre 1900, 

in der Zeit, als die deutschen Gewerkschaften ihre größten geschichtlichen Erfolge hatten, als der 

Streikkampf immer mehr reale Lohnerhöhungen mit sich brachte und die Organisation mit großer 

Schnelligkeit wuchsen. Ohne die Bedeutung des Gewerkschaftskampfes irgendwie zu unterschätzen, 

– wie das ihr bis heute noch die Reformisten unterschieben –, hat Rosa an Hand der Marxschen Ana-

lyse des Kapitalismus den Platz des wirtschaftlichen Streiks im Klassenkampf aufgezeigt. Sie prägte 

das Wort „Si s yphusa rbe i t“, das die helle Wut der Gewerkschaftsbürokraten hervorrief. Dabei hat 

sie ausdrücklich erklärt, daß diese Sisyphusarbeit unen t behr l i ch  ist, „soll der Arbeiter überhaupt 

zu der ihm nach der jeweiligen Machtlage zufallenden Lohnrate kommen, soll das kapitalistische 

Lohngesetz verwirklicht und die herabdrückende Tendenz der wirtschaftlichen Entwicklung in ihrer 

Wirkung paralisiert oder, genauer, abgeschwächt werden.“*) Sie sagte voraus, das „beginnende zweite 

Stadium“ in der gewerkschaftlichen Be-[183]wegung, in der die Gewerkschaften durch die Unter-

nehmerorganisationen aller Art in die Defensive gedrängt werden. Sie zeigte zugleich den Weg, den 

die Gewerkschaften gehen müssen, um ihr Aufgabe erfolgreich zu erfüllen. Dieselben Gedanken, die 

Rosa 1900 ausgesprochen hat, werden ab etwa 1906 bis zum Kriege zum Gemeingut der Linken 

innerhalb der Vorkriegssozialdemokratie. 

Der Monopolkapitalismus hat bis zum Weltkrieg und die durch ihn eingeleitete allgemeine Krise des 

Kapitalismus die modifizierenden Umstände des allgemeinen Gesetzes der kapitalistischen Akkumu-

lation keineswegs aufgehoben. Nur England, das älteste imperialistische Land der Welt, bewegte sich 

in diesen Jahren auf absteigender Linie. Für die anderen führenden kapitalistischen Länder brachte 

der Monopolkapitalismus im Gegenteil die Entfaltung dieser „modifizierenden Umstände“. Neue 

Märkte wurden erschlossen, neue große Länder traten in den kapitalistischen Kreislauf ein und bil-

deten ein Expansionsfeld für die führenden Länder. Trotzdem setzte die relative und absolute Ver-

elendung der Arbeiterklasse ein, verursacht durch die Monopolgewalt, durch die ungeheure Erstar-

kung der Unternehmerorganisationen, durch die Einsetzung der ganzen Macht des kapitalistischen 

Staates im Dienste dieser Organisationen. Nicht nur der Relativlohn ging zurück, der Lohn sank all-

mählich unter den Wert der Arbeitskraft. 

Streiks in der allgemeinen Krise des Kapitalismus 

Die allgemeine Krise des Kapitalismus, die durch die Erschütterungen des Weltkrieges eingeleitet ist, 

schuf für den wirtschaftlichen Streik eine neu e, p r i nz i p i e l l  ve r ände r t e  Situation. Die „modifi-

zierenden Umstände“ des allgemeinen Gesetzes der kapitalistischen Akkumulation, die jahrelang die 

Auswirkungen des „Allgemeinen Gesetzes“ paralysierten, wurden für einige kapitalistische Länder 

radikal abgeschwächt, für die anderen sind nur kümmerliche Reste verblieben. Die Auswanderungen 

von Land zu Land sind ungeheuerlich erschwert, die Welt ist aufgeteilt, die kapitalistisch rückständi-

gen Länder haben im Laufe des Krieges und der Nachkriegsjahre ihren Produktionsapparat ausge-

baut, die besiegten kapitalistischen Länder haben ihre Kolonien verloren. Zugleich haben der Krieg 

und die Nachkriegsjahre eine ungeheure Steigerung des konstanten Kapitals und eine Proletarisierung 

großer Massen von Mittelständlern zur Folge gehabt. Diese beiden Faktoren wirken in der gleichen 

Richtung der Vergrößerung der industriellen Reservearmee, das absolute Gesetz der kapitalistischen 

Akkumulation setzt sich hem m ungs l o s  durch. 

Aber  das  Neue  in  der  Si tuat ion  mit  dem Eint reten  der  a l lgemeinen  Krise  des  Kapi-

ta l ismus  bes teht  n icht  dar in, daß  die  Kapi ta l i s ten  die  Löhne  un t e r  den  Wer t  de r  Ar -

be i t sk r a f t  he r abdr ücke n. Das  t a t en  s i e  s chon  vo r  dem  Kr i eg e, a l s  d i e  „m odi f i z i e -

r enden  Um s t änd e“ wi r k t e n, fußend  au f  i h r en  gewa l t i gen  Or gan i s a t i onen  und  au f  

de r  H i l f e  de s  [184] kap i t a l i s t i s chen  S t aa t e s. Das  Neue  be s t eh t  da r i n, daß  da s  Sen -

ken  de r  Löhne  un t e r  den  Wer t  de r  Ar be i t sk ra f t  im m er  m ehr  zu r  unen t beh r l i che n  

 
*) Rosa Luxemburg: „Sozialreform oder Revolution“, im Sammelband 3, S. 78. 
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Ex i s t enzbed i ngung  de s  kap i t a l i s t i s chen  Sys t ems  wi r d. Immer mehr wird das zur Tat-

sache, wovon das Kommunistische Manifest spricht, daß die Sklavenhalter ihre Sklaven nicht ernäh-

ren können. Nicht nur die Erwerbslosen verhungern, die „Glücklichen“, die in den kapitalistischen 

Betrieben schuften, können nur einen Lohn erhalten, der ihnen keine Möglichkeit bietet, ihre Arbeits-

kraft wieder herzustellen. 

Der Mechanismus der Konkurrenz, der im Monopolkapitalismus, insbesondere mit den versiegenden 

außerkapitalistischen Quellen, immer verschärfter und rücksichtsloser wirkt, schafft eine veränderte 

Situation für den Kapitalismus. Der gesteigerten Konkurrenz auf dem Weltmarkt wird heutzutage ein 

kapitalistisches Land nur gerecht: en t wede r  du r ch  den  andaue r nden  Ausbau  s e i ne s  P r o -

duk t i onsappa r a t e s  ode r  du r ch  d i e  He rabd r ückung  de r  Löhn e. Im ersten Falle muß die 

Kapitalakkumulation immer wieder gesteigert werden. Wir waren Zeugen der Rationalisierungsperi-

ode nach dem Kriege. Die kapitalistischen Länder bauten Riesenapparate der Produktion aus. Auch 

in den Blütejahren der Konjunktur wurde dieser Apparat nicht mehr voll ausgenutzt. Die Masse der 

Akkumulation, d i e  im Ver hä l t n i s  m i t  dem Um f ang  de s  b i she r  angehäuf t en  Kap i t a l s  

wä chs t, schnellte in die Höhe. „Da das Kapital jährlich einen Mehrwert produziert, wovon ein Teil 

jährlich zum Originalkapital geschlagen wird, da dieser Zuwachs selbst jährlich wächs t  mi t  zu -

nehm endem  Um f ang  de s  be r e i t s  i n  Funk t i on  begriffenen Kapitals.“*) „Und so wälzt sich 

der Strom des Kapitals fort oder seine Akkumulation im Verhältnis der Wucht, die es schon besitzt, 

nicht im Verhältnis zur Höhe der Profitrate.“**) „Fall der Profitrate und beschleunigte Akkumulation 

sind insofern nur verschiedene Ausdrücke desselben Prozesses, als beide die Entwicklung der Pro-

duktivkraft ausdrücken ... d i e  Akkum ul a t i on  wi r d  de r  M a s s e  nach  be sch leun i g t.“***) 

Die ungeheure Kapitalakkumulation der Rationalisierungsjahre ging auf Kosten der vermehrten Aus-

beutung, auf Kosten der Herunterdrückung des Arbeitslohnes unter den Wert der Arbeitskraft. „Her-

unterdrücken des Arbeitslohnes unter seinen Wert. Dieses wird hier nur empirisch angeführt, da es in 

der Tat, wie manches andere, was hier aufzuführen wäre, mit der allgemeinen Analyse des Kapitals 

nichts zu tun hat, sondern in die in diesem Werk nicht behandelte Darstellung der Konkurrenz gehört. 

Doch  i s t  e s  e i ne  de r  bedeu t ends t e n Ur sache n, die die Tendenz zum Fall der Profitrate auf-

halten.“†) (Fortsetzung folgt.) [185] 

* 

Der Grundwiderspruch des Monopolkapitalismus in der jetzigen Krise  
„Ueberkapazität“ und Kapitalvernichtung – Vor einer neuen Monopolisierungswelle  

G. R e i m a n n  

Einen schwachen Maßstab von dem Umfang der nicht ausgenutzten industriellen Produktivkräfte ge-

ben die Feststellungen des Instituts für Konjunkturforschung über die Ausnutzung der Kapazität in 

wichtigen Konjunkturgruppen der Industrie. Hiernach wurden bereits im Oktober vorigen Jahres, als 

der jetzige Tiefstand der Krise noch längst nicht erreicht war, in den Produktionsgüterindustrien die 

Arbeitsplätze zu 43,7 Prozent („Arbeiterstunden-Kapazität“), in den Verbrauchsgüterindustrien zu 38 

Prozent nicht ausgenutzt. Diese Zahlen geben bereits für die damalige Zeit ein zu günstiges Bild; 

denn es wird in die Kapazität nicht auch die in zahlreichen stillgelegten Werken vorhandene Produk-

tionsmöglichkeit einbezogen, gar nicht davon zu reden, daß nur die Arbeit in einer Schicht, nicht in 

zwei oder drei Schichten, wie in der Sowjetunion, angenommen wird. In der Kraftzeugindustrie z. B. 

war bereits bis zum Oktober vorigen Jahres die Produktion um 66 Prozent eingeschränkt worden, d. 

h. es wurde noch nicht ein Viertel der Produktionskapazität ausgenutzt. 

Am größten ist der Umfang der neuen Stillegungen und der Nichtausnutzung von Produktionsmitteln 

gerade in den Industrien, die in den vergangenen Jahren einen stürmischen Aufbau zu verzeichnen 

hatten und die als Beweise für den angeblich fortschrittlichen Charakter des Monopolkapitalismus 

 
*) Marx: „Kapital“, 1. Bd., S. 459. 
**) Marx: „Kapital“, 3. Bd., 1. Teil, S. 203. 
***) Marx: „Kapital“, 3. Bd., 1. Teil, S. 199. 
†) Marx: „Kapital“, 3. Bd., 1. Teil, S. 194. 
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von den Reformisten und allen bürgerlichen Oekonomen hingestellt wurden. In der deutschen Stick-

stoffindustrie z. B. liegen über die Hälfte der erst in den letzten Jahren neu geschaffenen Produkti-

onsmöglichkeiten brach. Der Konzern des oberschlesischen Industrie- und Agrarmagnaten von Pleß 

ist dadurch zusammengebrochen, daß die mit Bankkrediten finanzierte Errichtung einer neuen Stick-

stoffabrik sofort nach ihrer Fertigstellung stillgelegt werden mußte. Innerhalb des von dem internati-

onalen Stickstoff-Syndikat beherrschten Gebietes sind weit über 800.000 Tonnen oder mehr als ein 

Drittel der gesamten Produktionskapazität der Stickstoffindustrien Deutschlands, Frankreichs, Eng-

lands usw. überflüssig, und zwar, nach Erwarten der Stickstoffkapitalisten selber, keineswegs nur als 

vorübergehende Konjunkturerscheinung. Allein die hier in den Stickstoffwerken von den Arbeitern 

geschaffenen und vom  Kap i t a l  p re i sgegebenen  und  ve r n i ch t e t en  Wer t e  e r r e i chen  e i -

nen  Kap i t a l we r t  von  s chä t zungswe i se  m i ndes t ens  920 Mi l l i onen  Mar k.*) 

Zahlreiche weitere Betriebsstillegungen sind noch zu erwarten. Sie werden durch die hohe Zahl der 

Kurzarbeiter angekündigt. Bereits im November v. J. waren 25,6 Prozent der freigewerkschaftlich 

organisierten Metallarbeiter und 40,3 Prozent der Textilarbeiter nur noch als Kurzarbeiter tätig. 

De r  kap i t a l i s t i s che  Ra t i ona l i s i e r ungszyk l us  

Wieder sind gewaltige Maschinen- und Betriebsanlagen für den gegenwärtigen Stand der kapitalisti-

schen Produktionsverhältnisse überflüssig geworden. Sie werden als Werte vernichtet, indem sie 

nicht mehr als Produktionsmittel verwandt werden. Die Arbeiter, die dadurch zur Entlassung kom-

men, können sich nicht durch den Kampf für Lohnerhöhung und Arbeitszeitverkürzung gegen ihren 

drohenden Abbau wehren. Diese Forderungen sind hier ungenügend, weil der grundlegende Wider-

sprach zwischen den Produktivkräften und den kapitalistischen Produktionsverhältnissen den Arbei-

tern unmittelbar gegenübertritt und [186] auf Grundlage des kapitalistischen Wirtschaftssysteme die 

für die kapitalistische Produktion überflüssigen Werte nicht gerettet werden können. 

Erinnern wir uns der jüngsten Vergangenheit: Vor noch gar nicht langer Zeit, vor wenigen Jahren 

erst, wurde die Arbeiterschaft ebenfalls von Massenentlassungen durch zahlreiche Stillegungen von 

Betrieben und Produktionsanlagen betroffen. Es war in der Rationalisierungsperiode 1925-1927, als 

Tausende von Betriebsanlagen von den Kapitalisten selber als Produktionsmittel aufgegeben werden 

mußten. Damals wurde dieser in den Stillegungen zum Ausdruck kommende Widerspruch zwischen 

den Produktivkräften und den kapitalistischen Produktionsverhältnissen mit der anarchischen „Flucht 

in die Sachwerte“ und dem hemmungslosen Ausbau der Produktionsmittel in der vorausgegangenen 

Zeit der Inflation entschuldigt. Warum stellt sich aber jetzt, da doch seit über sieben Jahren das Gold 

als Wertmaßstab wieder in Funktion getreten ist, heraus, daß die von den Kapitalisten akkumulierten 

Werte zu einem großen Teile für die kapitalistischen Produktions- und Absatzverhältnisse überflüssig 

geworden sind? 

Der Rationalisierungsoffensive 1925/27 war eine kurze Zeit stürmischer Erweiterung der Produktion 

gefolgt. Der Absatz an Produktionsmitteln dehnte sich sprunghaft aus, weil eine weitgehende Erneue-

rung und Vervollkommnung des durch die Stillegungen dezimierten Produktionsapparates und gleich-

zeitig darüber hinaus der stürmische Ausbau neuer Produktionszweige wie vor allem der Auto-, Radio- 

und Kunstseide-Industrie stattfand. Was trieb damals das Kapital zu der Akkumulationswelle? Dazu 

hatte die Erwartung riesiger Sonderprofite angereizt. Diese Hoffnung stützte sich auf die Sonderpro-

fite, die durch monopolistische Zusammenschlüsse gesichert schienen, sowie auf die Ausbeutung der 

durch die Rationalisierung verbilligten qualifizierten deutschen Arbeitskräfte in technischen mo-

dernsten Anlagen der Welt. Jetzt müssen diese Hoffnungen zum größten Teil zu Grabe getragen wer-

den. Die neugeschaffenen Anlagen sind stillgelegt oder werden nur noch mit einem Bruchteil ihrer 

Kapazität ausgenutzt. Es gibt keine Hoffnung auf eine Erweiterung des Weltmarktes in naher Zeit, 

die zur Wiederausnutzung wenigstens des größten Teils der jetzt brach liegenden Produktivkräfte 

führen würde. 

 
*) Nach bürgerlicher fachmännischer Berechnung (Rheinisch-Westfälische Zeitung vom 23.8.30) betragen die durch-

schnittlichen Anlagekosten für die Produktionsmöglichkeit von je einer Tonne Stickstoff in den modernen Stickstoffwer-

ken 1150 Mark; das sind für 800.000 Tonnen 920 Millionen Mark. 



Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 12 – 140 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 05.04.2023 

In den Großindustrien, vor allem in den Rohstoff- und Halbfabrikate erzeugenden Produktionszwei-

gen, waren sprunghafte Erweiterungen des Produktionsapparates ohne Rücksicht auf die Markt- und 

Absatzverhältnisse erfolgt, angetrieben durch den von den Kartellen und Syndikaten organisierten 

„Protektionismus“. Dieses von den Monopolen geschaffene System, das kurze Zeit eine teilweise 

Scheinblüte vortäuschen konnte, ist jetzt zusammengebrochen. 

Kap i t a l ve r n i ch t ung  a l s  kap i t a l i s t i s che  „Rat i ona l i s i e r ung s“e r s che i n ung  

Die Stillegungen und Kapitalzerstörungen, die in der ersten Rationalisierungsperiode 1925/27 statt-

fanden, haben das Kapital zu verstärkter Monopolisierung angetrieben und gerade dadurch die Keime 

zu vermehrter, noch viel größerer Produktionsanarchie und Ueberkapazität gelegt. 

Die Vernichtung von Kapitalmassen in Krisen ist an sich keine neue Erscheinung. Sie fand in jeder 

kapitalistischen Krise statt, wenn auch nicht in so großem Ausmaße wie gegenwärtig. Insoweit be-

steht nur ein quantitativer Unterschied. Auf Grundlage der Herrschaft der kapitalistischen Monopole 

tritt noch ein qualitativer Unterschied hinzu. Erst unter der kapitalistischen Monopolherrschaft näm-

lich wird die Stillegung von Betriebsanlagen und die Vernichtung von Produktivkräften zu einer Er-

scheinung und zu einem Bestandteil der kapitalistischen Rationalisierung. Ehemals entschied der 

freie Konkurrenzkampf darüber, welche Unternehmen bei gedrückten Preisen und verringerten Ab-

satzmöglichkeiten das Produktionsfeld verlassen mußten. Zusammenbrüche von Unternehmungen 

und offen ausgewiesene Kapitalverluste oder Abstriche in den Bilanzen spiegelten die Konkurrenz-

verschärfung und Kapitalvernichtung wider. Heute versuchen monopolistische Trusts und Kartelle 

jede Stillegung von Anlagen oder Vernichtung von Kapital durch Sicherung einer um so höheren 

Monopolrente, um so größerer Wuchergewinne auszugleichen. Besonders gilt dies für die Kapitals-

sphären, wo das fixe Kapital verhältnismäßig groß ist. Sein [187] hagerer Umschlag ermöglicht es 

nämlich, den einzelnen Unternehmern, auch ohne Bankkredite und neue Kapitalaufnahme im ver-

schärften Konkurrenzkampf die Preise längere Zeit unter die Produktionskosten herabzudrücken. 

Braucht doch das fixe Kapital erst nach einer Reihe von Jahren erneuert zu werden. Der Unternehmer, 

der im Falle des Unterliegens im Konkurrenzkampfe bei der Stillegung des Betriebes sein gesamtes 

Anlagekapital verlieren würde, rettet durch jene „ruinöse Konkurrenz“ wenigstens einen Teil seines 

Kapitals. Deswegen versuchen gerade hier die Kapitalisten, sich aus der „ruinösen“ Sphäre der freien 

Konkurrenz in die rettende „Ruhe“ des Monopolkapitals zu flüchten. 

Un t e r nehm er en t s chäd i gung  f ü r  Be t r i ebs s t i l l egungen  

Die in der vorausgegangenen Rationalisierungsperiode organisierte Vernichtung von Kapital durch 

Stillegungen usw. ist von ihm, soweit es sich in monopolistischen Wucherorganisationen vereinigt 

hatte, durch vermehrte Bildung von fiktivem Kapital ausgeglichen worden. Da dies eine der Grund-

lagen für die jetzige Krisenverschärfung und die besonders gefährliche Lage des deutschen Kapita-

lismus ist, muß hierauf etwas näher eingegangen werden. 

Wie haben in der vergangenen Rationalisierungsperiode die Monopolkapitalisten Stillegungen und 

Kapitalsvernichtungen zu einem fetten Geschäft für sich gemacht? Damals hatten sie – als wichtige 

Rationalisierungserscheinung – bei niedrigem Beschäftigungsgrad die Produktion in wenigen Betrie-

ben konzentriert; dies wurde innerhalb der kartellierten und syndizierten Industrien möglich 1. durch 

Fusion mit anderen, dem Kartell oder Syndikat angeschlossenen Unternehmungen und Zusammen-

legung ihrer Quoten, 2. durch Kauf von Quoten, 3. durch Kauf von Quoten oder Außenseiterunter-

nehmungen seitens der Kartelle und Syndikate im Interesse ihrer gesamten Mitgliedschaft. Im erste-

ren Fall erhielt der Unternehmer, dessen Werk nach einer Vereinigung mit einem anderen Unterneh-

mer stillgelegt wurde, eine entsprechende Aktienbeteiligung. Im zweiten Falle fand lediglich eine 

Quotenübertragung statt. Der Verkäufer der Quote wird für das Stillegen seines Betriebes entschädigt, 

und zwar entweder ebenfalls durch Aktienbeteiligung seitens des Quotenkäufers oder durch Zahlung 

einer Rente. Im dritten Fall schließlich wurde der Unternehmer, der sich zur Stillegung seines Be-

triebs bereit erklärt, aus der Kartell-Syndikatskasse entschädigt. Dafür konnte dann das Kartell oder 

Syndikat die Durchschnittsquote heraufsetzen. 
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„Das Zuckersyndikat, das Walzdrahtsyndikat, das Kohlensäuresyndikat, das Kartell für Reisstärke, 

verschiedene Zementkartelle, das Rheinisch-Westfälische Braunkohlenkartell, das Kupfersyndikat 

und zahlreiche andere sind so verfahren, haben teilweise dazu gemeinsame Fonds gebildet und nicht 

selten auch die aufgekauften Werke stillgelegt ... immer häufiger wenden neuerdings die festgeschlos-

senen Kartelle zu solchem Zweck gemeinsam große Summen auf.“ 

Dies schrieb der bekannte bürgerliche Nationalökonom Liefmann zu der in der letzten Rationalisie-

rungsperiode vor sich gegangenen Monopolisierung und Kapitalskonzentration.*) In all diesen Fällen 

wurde industrielles Kapital vernichtet, ohne daß einer der beteiligten Kapitalisten einen Verlust zu 

verbuchen brauchte. Dafür wurde neues fiktives Kapital gebildet durch Kapitalisierung der erhöhten 

Monopolrente. 

So wurde das bereits in der ersten Rationalisierungswelle zum Ausbruch kommende Mißverhältnis 

zwischen Produktivkräften und Produktionsverhält. niesen der stärkste Antrieb zu neuen monopolis-

tischen Zusammenschlüssen. Je größer der Umfang der Kapitalsentwertung und -vernichtung wurde, 

um so mehr wurde fiktives Kapital gebildet und der Preis hochgehalten. 

Durch Erweiterung der Anlagen und zahlreiche Neubauten versuchten alle Kartell. und Syndikats-

mitglieder – ebenso wie die Außenseiter, die in zahlreichen Fällen aufgekauft worden –, sich die 

Voraussetzung für die Erkämpfung neuer Quotenanteile zu schaffen. Deswegen haben wir in der 

Schwerindustrie in den vergangenen Jahren einen besonders stürmischen Ausbau der Produktionsan-

lagen und zahlreiche Neubauten zu verzeichnen. 

[188] War es in der Inflationszeit die Vernichtung des Geldes als stabiler Wertmaßstab, so sind es jetzt 

die durch die Monopole heraufbeschworene Verschärfung der Konkurrenz und der Quotenkampf ge-

wesen, die zu einer sinnlosen Erweiterung der Produktionskapazität, zu anarchischer Aufblähung des 

Produktionsapparates geführt haben, ermöglicht durch die mittels der Rationalisierung. verbilligten 

menschlichen Arbeitskraft reichlich geschaffenen Mittel und die Aufnahme von Auslandskrediten. 

Aber auch in den Großindustrien, wo der monopolistische Zusammenschluß noch nicht gelungen 

war, der relativ hohe Anteil des fixen Kapitals jedoch bei Erweiterung der Anlagen, Mechanisierung 

und Typisierung der Produktion eine monopolistische Sonderstellung zu sichern schien, hat der hem-

mungslose Drang nach monopolistischen Sonderprofiten zu Erweiterungen des Produktionsapparates 

veranlaßt, die jetzt rückgängig gemacht werden müssen. 

F i a sko  am er i kan i sche r  P r oduk t i on s- und  Absa t zm e t hoden  

Die Hoffnungen der eisenverarbeitenden Industrie, sich durch Umstellung auf Typen. und Fließband-

produktion eine neue Aufstiegbasis zu schaffen, werden ebenfalls mit der jetzigen Krise vernichtet. 

„Der fließenden Fertigung fehlt der fließende Verbrauch. So wuchsen die Lagerbestände ins Unvorher-

gesehene; so mußten nach und nach die Werkzeugerzeugungsstellen teilweise oder ganz stillgelegt wer-

den. Die allgemeine Wirtschaftskrise tut ein übriges, um die verzweifelten Absatzbemühungen unter 

Hochspannung zu setzen und die Zukunftssorgen der Werkzeugfabrikanten zu erhöhen. Was ist hier nun 

zu tun? Wie kann dem wilden Kampf um die wenigen, noch zu vergebenden Bestellungen mit seiner 

starken Preisunterbietung und seinen unwirtschaftlichen Begleitumständen Einhalt geboten werden? 

Alle Versuche, die unhaltbaren Zustände von seiten des Verbandes oder durch private Uebereinkunft 

einzudämmen, scheiterten bisher an der Notwendigkeit, die Betriebe aufrecht zu erhalten, an der jedes 

Gemeinschaftsgefühles baren Einstellung der Verkaufsabteilungen ... Die Werkzeugfabriken lassen 

bei dem Ruf nach Beschäftigung alle Rücksichten auf eingegangene Rabattkonventionen und eigne 

Rentabilität außer acht ... Auch diesmal wartet einer auf das Absterben des anderen und keiner will 

den ersten Schritt zur Verständigung tun ...“ („Die Werkzeugmaschine“, Zeitschrift für Maschinen-

bau und Metallbetrieb, 15. September 1930, S. 508) 

Im Anschluß an diesen Notruf fordert der deutsche Maschinenbauindustrielle Rohde „die Schaffung 

einer gemeinsamen Verkaufszentrale (der deutschen Werkzeugindustrie) auf genossenschaftlicher 

 
*) Liefmann „Kartelle, Konzerne und Trusts“, S. 92/93. 
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Grundlage ... Eine solche von den Werkzeugherstellern aus eigener Kraft hergestellte Zentrale würde 

gegenüber den Verbrauchern einen Faktor darstellen, der die bisherigen Zwangstaktiken mit einem 

Schlage aus der Welt schafft.“ Der einzige „Ausweg“ soll also darin liegen, daß auch die Werkzeug-

industriellen sich noch enger monopolistisch organisieren, die Preise hochhalten, die Produktion in 

wenigen Werken konzentrieren, auf Grund der erhofften Monopolrenten sich neue fiktive Werte und 

damit einen gewissen Ausgleich für stillgelegte Anlagen verschaffen. Nach einer Berechnung von 

seiten der Werkzeugmaschinenindustriellen konnten die deutschen Maschinenbau-Industriellen in 

der Zeit von 1920-1929 die Produktionskapazität, gemessen an dem Beschäftigungsgrad, durch-

schnittlich nur mit 57 Prozent der gegenwärtigen Leistungsfähigkeit ausnutzen.*) Auch wenn man 

eine teilweise Erweiterung des Produktionsapparates einkalkuliert, die aber sicherlich nicht allzu be-

trächtlich ist, ergibt sich ein dauerndes Stilliegen eines großen Teils der in der Maschinenbauindustrie 

befindlichen Produktionsmittel. In dem Jahre 1930 liegt der Durchschnittssatz der nicht ausgenutzten 

Durchschnittskapazität natürlich noch viel tiefer. 

Somit ist gegenwärtig überall dort die „Ueberkapazität“ und Kapitalver-[189]schwendung am größ-

ten, wo das Kaptal in dem letzten Jahrfünft am meisten rationalisiert und sich monopolistisch orga-

nisiert hatte. Vergeblich wurden Versuche gemacht, zu der erweiterten Massenproduktion auch den 

Absatz, insbesondere durch Ausfuhrsteigerung, zu sichern. Die von Amerika übernommenen Metho-

den der Absatz. und „Konsumfinanzierung“ haben für eine kurze Spanne Zeit den Grundwiderspruch 

verdecken können, dafür aber zu um so größerem, mit den Absatzverhältnissen im Widerspruch ste-

henden Ausbau der Produktionsanlagen, zu um so mehr Marktüberfülle und Kapitalverschwendung 

geführt. Gleichzeitig ist durch diese Erweiterung des Absatzapparates ein Wachsen der unprodukti-

ven Ausgaben erfolgt, die wenigstens einen Teil der Rationalisierungsgewinne aufgesogen haben. 

„Bei dem Wettlauf zwischen Kapazitätssteigerung und Kaufkraftweitung ist schließlich die letztere 

auf der Strecke geblieben. Das Kapital, das den Mut gehabt hatte, dem Sturmschritt der Technik zu 

folgen, und geblendet durch die technischen Erfolge der Rationalisierung gewaltige Summen in die 

Steigerung der Kapazität hineinzustecken, ist ängstlich geworden, als es schließlich erkennen mußte, 

welche großen Summen es darüber hinaus noch in die Konsumfinanzierung und Konsumbevorschus-

sung immer wieder hineinstecken mußte, um die Möglichkeit für die Ausnutzung der gesteigerten 

Kapazität zu schaffen ... Je mehr Konsum vorweg genommen wurde, um so größere Lücken ergaben 

sich auch in den laufenden Einkommen, die durch Ratenzahlungen für den vorweggenommenen Kon-

sum belastet waren.“ 

Dies schreibt der Handelsredakteur des Berliner Tageblatts, Felix Pinner (B. T. vom 1.1.31). Dabei 

muß festgestellt werden, daß die „Konsumfinanzierung“ in der Produktionsmittelerzeugung einen 

viel größeren Umfang erreicht hatte, als in der Konsumgüter-Produktion. Pinner stellt nach dem Zu-

sammenbruch dieses Systems die Frage, „ob dies überhaupt noch eine Krise individual-kapitalisti-

schen System, ob dies nicht vielmehr eine Krise de s  individual-kapitalistischen Systems sei“. Diese 

Frage ist deswegen schief, weil das „individual-kapitalistische System“ längst nicht mehr existiert 

und die Schärfe der jetzigen Krise und die beispiellose Produktionsanarchie gerade durch das mo-

nop o l -kapitalistische System verursacht worden ist. 

Im Widerspruch zu diesen riesigen Kapitalsverlusten steht es, daß die offenen Konkurse und Zusam-

menbrüche von Unternehmungen sich nur wenig er‘ .höht haben. In dem letzten Quartal 1930 war 

die Zahl der Konkurse nur 0,6 Prozent höher, also fast ebenso hoch wie im Vorjahre und im Dezember 

sogar geringer als in der gleichen Zeit des Vorjahres. In den Bilanzen der Aktiengesellschaften spie-

gelt sich bisher nur in verhältnismäßig geringem Umfange die gewaltige Dezimierung des Kapitals 

durch die Krisenverluste wider. 

Soweit die Kartelle und Syndikate in Funktion geblieben sind, organisieren sie die Einschränkung 

der Produktion gleichmäßig für alle Unternehmungen und verteilen damit nicht nur die Entwertungs-

verluste, sondern sichern auch ihren wenigstens teilweisen Ausgleich durch neue Monopolgewinne. 

 
*) „Die Werkzeugmaschine“, Zeitschrift für Maschinenbau und Metallbearbeitung, H. 14 1930, S. 305. 
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Wird diese schnell angewachsene Produktionseinschränkung zu einer Dauererscheinung, so muß sie 

gerade in den stark mechanisierten Produktionszweigen, überall dort, wo das fixe Kapital einen ver-

hältnismäßig großen Anteil hat, die Rentabilitätslage für diese Unternehmungen bedeutend ver-

schlechtern und die Produktionskosten infolge Verringerung der Arbeitsproduktivität steigern. Die-

sen Zustand können die betreffenden Unternehmungen überhaupt nur längere Zelt ertragen, wenn 

ihnen ihre monopolistische Organisation Monopolprofite durch Hockhaltung der Preise und Aus-

schaltung der Konkurrenz sichert. In der Tat versuchen sie, soweit es ihnen möglich ist, die infolge 

der Produktionseinschränkung gesteigerten „fixen Kosten“*) und darüber hinaus die allgemeinen 

Kr i s enve r l u s t e  i n  i h r en  P r e i sau f sch l ag  e i nzuka l ku l i e r en  und sich um so höhere „Kri-

sengewinne“ zu sichern. 

„Auch die privaten Kartelle zeigen eine erstaunliche Widerstandskraft. Ein Teil von ihnen hat aller-

dings dem Druck der Außenseiterkonkurrenz nachgeben [190] müssen. Wirklich beseitigt wurden die 

Kartelle bisher nur in wenigen Fällen. Die bis in die letzte Zeit fortgesetzte Steigerung der Vorräte 

hängt jedenfalls damit zusammen ... Es verdient aber Beachtung, daß die Produktionseinschränkung 

in den meisten Fällen auf Maßnahmen der Kartelle zurückgeht. Diese organisierte Einschränkung hat 

zwar für den Augenblick eine ähnliche Wirkung, aber auf die Dauer keineswegs den gleichen Effekt 

wie eine unter freier Konkurrenz erfolgte; denn die einzelnen Mitglieder der Organisation nehmen in 

der Regel an der Produktionseinschränkung in gleichem Maße teil, so daß die Kostenprogression in 

voller Schärfe in Kraft tritt. Bei einer Auslese der rentabelsten Betriebe würde dagegen die Erzeugung 

konzentriert, so daß im Gegenteil eine Kostenminderung die Folge wäre. Auch wo Stillegungen er-

folgen, bleiben die anderen Werke meist mit den Abschreibungen belastet. Die mögliche und not-

wendige Kostensenkung setzt sich also nicht in vollem Maße durch. Die Folge ist, daß das Kartell bei 

den ersten Belebungsansätzen die Preise in die Höhe zu treiben sucht ...“ (Frankfurter „Wirtschafts-

kurve“, H. 4, 1930, S. 349.) 

Bereits in der vergangenen Rationalisierungsperiode waren fast alle monopolistischen Fusionen und 

Vereinbarungen mit Stillegungen von Betrieben und Konzentration der Produktion in den rentabels-

ten Werken verbunden; neben den erhöhten Monopolgewinnen wurden zumeist auch Bankkredite in 

Anspruch genommen, um Erweiterungen vorzunehmen und die Unternehmer, die ihre Werke stilleg-

ten und die Belegschaften aufs Straßenpflaster warfen, zu entschädigen. 

Neue r  r e fo r m i s t i s che r  Massenbe t r ug  

Wird nicht in der Tat durch diese Zusammenlegung der Produktion in den rentabelsten Werken und 

die offene Preisgabe der überflüssigen Anlagen an Stelle der allgemein geringen Ausnutzung der 

Produktionskapazität an Produktionskosten gespart und so erneut rationalisiert? Das wird von refor-

mistischer Seite als neuester Ausweg aus der Krise gepriesen. 

„Daß ein Rationalisierungsprozeß größten Ausmaßes zur Ausschaltung von Grenzbetrieben (?) und 

damit zumindest zeitweiliger (?) Arbeitslosigkeit führen muß, bedarf keiner ausführlichen Erklärung. 

Uebereinstimmung sollte auch darüber bestehen, daß dieser Prozeß der Ausschaltung veralteter Be-

triebe auf keinen Fall behindert oder gar rückgängig gemacht werden darf.“ („Die Arbeit“, Verlags-

ges. des ADGB, 7.1930, S. 427.) 

Und an anderer Stelle heißt es in derselben, von dem ADGB-Vorsitzenden Leipart herausgegebenen 

Zeitschrift: 

„Die Krisenfunktion, nämlich eine Entschlackung des Wirtschaftsapparates (?) vorzunehmen, darf 

nicht länger mit billigen Durchhaltekrediten gedrosselt werden. Wir können unmöglich erwarten, das 

Bleigewicht der übersteigerten Kapazitäten in Produktion und Handel ungestraft in eine künftige Auf-

schwungsperiode mit hinüberschleppen zu dürfen.“ („Die Arbeit“, 11, 1930, S. 725.) 

Jetzt, da der Bankrott des Monopolkapitalismus offenbar ist, versuchen die Reformisten, von ihrer 

eigenen Förderung dieser Politik des Zusammenbruchs- und der monopolistischen Organisiertheit 

 
*) Vergleiche dazu den Aufsatz über „Bürgerliche Betriebswirtschaft und Marxismus“. 
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des Kapitals abzulenken, indem sie, wenigstens dort, wo es opportun ist, die freie Konkurrenz predi-

gen, weil diese das Kapital zur „Reinigung“ von überflüssigen und unrentablen Unternehmungen 

zwänge. 

Gerade die neuentstehenden Kapitalsverluste bei angespannter Verschuldung der großindustriellen 

Unternehmungen treiben diese in neue und noch festere monopolistische Wucherorganisationen, auf 

Grundlage zum Teil neuer Machtgruppierungen und Quotenvereinbarungen. Insoweit wird sich bis 

zu einem gewissen Grade die bereits bekannte kapitalistische Rationalisierungserscheinung wieder-

holen, daß ganze Betriebe endgültig stillgelegt und die Produktion in den rentabelsten Werken kon-

zentriert wird. Die Sozialdemokratie wird auch diesen Vorgang als „Rationalisierung“ begrüßen und 

fördern. 

„Wir müssen die Kapazität abbauen. Diese Forderung wird dem 2. Abschnitt der deutschen Rationa-

lisierung das Gepräge geben. 

... Mit der neuen Konzentrationswelle wird sich zweifellos ein Abbau der Kapazität vollziehen. Da-

gegen wendet man ein, daß durch einen solchen Abbau [191] neue Mittel festgelegt werden, da der 

Aufbau ja sehr viel Geld kostet. Der andere Weg, Außenseiter und Außenstehende niederzukonkur-

rieren, kann billiger sein ... Besser wäre es, wenn man sich angesichts der drängenden Aufgaben 

überhaupt von der Machtpsychose befreite“ (In derselben Zeitschrift „Die Arbeit“, III, 30, S. 158.) 

Das, was sich 1925/28 abgespielt hat, nach der scharfen Krise von 1925, kann sich nicht ebenso wie-

derholen. Gewiß wird die Krise eine Konzentrationswelle des Kapitals gebären, in der neue monopo-

listische Sonderstellungen Monopolgewinne sichern und zur Grundlage für die Aufgabe von Betrie-

ben und Anlagen dienen sollen. Zum Teil, besonders in der eisenverarbeitenden Industrie, bilden sich 

festere Monopolorganisationen, bzw. werden erstmalig reguläre Quotenkämpfe ausgefochten. Allge-

mein wird damit eine Verschärfung der Konkurrenzkämpfe zwischen den einzelnen Monopolen und 

innerhalb der Monopole selber zwischen ihren verschiedenen Gruppen und mit neuen Außenseitern 

eintreten. So wurde in der Schraubenindustrie z. B. vom Verband ein Aufkaufskonsortium gebildet, 

um eine Reihe kleinerer Werke, die bereits halb bankrott sind, aufkaufen und so die Möglichkeit für 

eine wenigstens etwas bessere Ausnutzung der Betriebsanlagen schaffen zu können. Gegenwärtig 

werden sie nur zumeist zu etwa 20-30 Prozent ausgenutzt. In der Lokomotivbau-Industrie sind An-

fang d. J. eine Reihe von Quotenkäufen getätigt worden, die den Abschluß der erstmaligen Monopo-

lisierung des Lokomotivbaukapitals bilden. Die Hanomag hat ihre Quote für 5 Millionen Mark an die 

Fa. Henschel & Sohn verkauft; gegen Entschädigung von 5 Millionen Mark legt also Hanomag ihre 

Lokomotivbauabteilung still und wirft die betreffenden Arbeiter, selbstverständlich entschädigungs-

los, aufs Pflaster. Vorher bereits hatte Borsig das gleiche getan und seine Lokomotivbauquote an die 

AEG. verschachert. 

D i e  d r ohende  Ka t a s t r ophe  

Mit derartigen Mitteln kann aber keineswegs die jetzige Krise überwunden werden. Die Kapitals-

werte, die jetzt zum größten Teil stilliegen oder nur ungenügend ausgenutzt werden, sind zu einem 

großen Teil mit Bankkrediten, die wiederum auf den etwa 16 Milliarden Mark Auslandskrediten be-

ruhen, finanziert worden. Brechen mit der Konkurrenzverschärfung und dem unerhörten Umfange 

der Kapitalsvernichtung die alten Grundlagen der Monopolvereinbarungen zusammen, so wird damit 

auch das Fundament des aufgeblähten Gebäudes des fiktiven Monopolkapitals zerstört. Das gleiche 

Schicksal droht bereits, wenn der scharfe Widerspruch zwischen den Produktivkräften und den Pro-

duktionsverhältnissen nicht mehr die in günstigeren Zeiten üblichen Monopolgewinne sichern, ob-

wohl sie zur Verzinsung des aufgeblasenen Monopolkapitals erforderlich sind. Das ist eine um so 

gefährlichere Lage für diese Monopolkapitalisten, als sie unter dem ständigen Drucke der Großban-

ken und der kurzfristigen Verschuldungen stehen. 

Die Banken ihrerseits wiederum müssen befürchten, daß, wenn für sie der Wind von den Großbanken 

Neuyorks oder Londons ungünstig weht, ein Teil der Auslandskredite gekündigt wird. Das würde sie 

zwingen, ihrerseits Kredite, die in den stillgelegten oder nur zu einem geringen Teil ausgenutzten 
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Anlagen „eingefroren“ sind oder die überhaupt nur zur Finanzierung von Quotenkäufen, also zur 

vermehrten Bildung von fiktivem und parasitärem Kapital gedient haben, kündigen müssen. „Tat-

sächlich hat man (bei den Großbanken) stellenweise versucht, die Debitoren zu reduzieren, freilich 

nur mit schwachem Erfolg. Vorher waren die Debitoren noch beträchtlich angewachsen ...“ (Frank-

furter Zeitung v. 28. 12. 30.) 

Unter dem Drucke dieser sich verschärfenden Kreditnot sind die Aktienkurse, zum großen Teil un-

abhängig von den nur wenig verminderten Dividendenzahlungen, schroff gesunken. Der Glaube an 

die Aufrechterhaltung des alten fiktiven Kapitals gerade durch die Monopolunternehmungen ist zu 

einem großen Teil bei den Börsianern zusammengeschmolzen. Bei der vielfachen Konzernverschach-

telung in Holding-Gesellschaften usw. wird mit dem Börsenverfall das Kreditgebäude noch mehr 

erschüttert, so daß die „Frankfurter Zeitung“ den Alarmruf ausstößt: 

„Diese vollkommene Verheerung könnte den Eindruck erwecken, als ob die deutsche Wirtschaft sich 

in einer Panik der Auflösung, in der aktuellen Gefahr [192] vollkommenen Zusammenbruchs befin-

det. Dieser Eindruck ist zweifellos unberechtigt (die Möglichkeit kann aber doch unter bestimmten 

Voraussetzungen zur Wirklichkeit werden! G. R.) ... Es ist auch richtig, daß die Vermögenszerstörung 

und die Festlegung großer Mittel in schwer realisierbaren Außenständen, in Immobilien und sonsti-

gen Anlagen, eine im ganzen recht unbefriedigende Liquidität geschaffen haben ...“ (Frankfurter Zei-

tung, 17.1.31.) 

So hat die Monopolisierungswelle in der vergangenen Rationalisierungsperiode zu einem Zusam-

menbruch geführt. Die als Grundlagen für eine Stabilisierung und Konsolidierung der Wirtschafts-

verhältnisse gepriesene Monopolisierung hat ein völliges Fiasko erlitten. Dennoch wird das großin-

dustrielle Kapital gerade durch die Krise dazu getrieben, sich weitere Monopolstellungen zu erobern, 

zum Teil deswegen neue monopolistische Vereinbarungen als Grundlage für eine verschärfte Kon-

kurrenzoffensive zu schaffen, zum Teil aber auch durch selbständige Machtexpansion sich eine mo-

nopolistische Sonderstellung zu sichern. Diese Monopolisierungswelle kann aber nur die Grundlage 

für sofort entstehende verschärfte Widersprüche sein und den Zyklus der Monopolisierung, die zu 

vermehrter Kapitalsvergeudung und Produktionsanarchie führt, auf einer Grundlage, wo jede neue 

Krisenverschärfung das ganze System unmittelbar gefährdet und zum Zusammenbrechen zu bringen 

droht, in noch kürzerer Frist sich wiederholen. 

Ein Beispiel dafür liefern bereits die Vorgänge in einer typischen Monopolindustrie, die über beson-

ders fest organisierte Monopolverbände verfügt, das Röhrenkapital. Die Röhrenindustriellen sind na-

tional in einem geschlossenen Syndikat und international ebenfalls vereinigt. Obwohl die Produkti-

onskapazität in der Röhrenindustrie seit Jahren bereits kaum zur Hälfte ausgenutzt wird und gegen-

wärtig nur zu einem Drittel, werden die Preise unvermindert hochgehalten. Bei Senkung der Materi-

alkosten und um so höheren Monopolgewinnen mußten sich gerade jetzt, da die allgemeinen Verwer-

tungsbedingungen für das Kapital so tief gesunken sind, neue Konkurrenzkämpfe entspinnen. Die 

Felten & Guillaume A. G. hat nun in Oesterreich die Errichtung eines neuen Röhrenwerkes beschlos-

sen, um als Außenseiter zu dem Röhrensyndikat sich einen Anteil an den Sonderprofiten zu sichern. 

Daraufhin haben zwei andere Konzerne, die bereits dem Röhrensyndikat angeschlossen sind, sich 

ihrerseits entschlossen, ebenfalls Röhrenwerke zu errichten. Das Ergebnis dieses Konkurrenzkampfes 

wäre also, daß in einer Zeit, wo der größte Teil der Röhrenwerke überflüssig ist, Dutzende von Mil-

lionen Mark in neue Röhrenwerke gesteckt werden. Eine „Konjunkturbelebung“, die unmittelbar zu 

schroffstem Zusammenbruch führen muß. 

Der gesamte Stand der ungelösten Kreditverschuldung, der aufgehaltene Zusammenbruch mit Mit-

teln, die sehr schnell versagen können, müssen bei Verschärfung der Klassenkämpfe das durchlö-

cherte System vollends zum Zusammenbruch bringen. 

Deswegen muß das Finanz- und Monopolkapital sich mit den Maßnahmen, die ihnen unmittelbar eine 

Erleichterung ihrer gefährdeten Lage bringen, beeilen. Es gilt für sie insbesondere, die Mittel zu er-

greifen, die sofort mehr Profite sichern, die Konkurrenzstellung verbessern und wenig kosten. Des-

wegen wird die neue Kapitalsoffensive weniger mit kostspieligen technischen Umstellungen und 
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Erweiterungen verbunden sein, als vielmehr mit rücksichtslos gesteigerter Ausbeutung, mit weiter-

getriebenem Lohnabbau und „Ersparnis“ der letzten Sozialausgaben, an deren Stelle Subventionen 

und Steuergeschenke an das Großkapital treten sollen. Diese Maßnahmen sollen, ohne Verzögerung 

durch parlamentarisches Geschwätz, durchgeführt werden, um so gleichzeitig das Vertrauen des aus-

ländischen Finanzkapitals zu erhalten und damit die eigene Kreditlage zu verbessern. 

Das Finanz- und Trustkapital muß den Kampf für ihre faschistische Diktatur organisieren, obwohl 

sie selber durch die Konkurrenzverschärfung in der Krise mehr noch als vorher in Konkurrenzgrup-

pen gespalten ist. Dieser Konkurrenzkampf dreht sich darum, in welchem Umfange der Staat den 

großkapitalistischen Unternehmungen ihre Kapitalsverschwendung und ihre Krisenverluste durch 

staatliche Sicherung der Monopolstellungen direkte Subventionen, Kreditgarantien usw. und handels-

politische Bevorzugung ausgleichen oder vermindern soll. 

[193] 

  



Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 12 – 147 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 05.04.2023 

Die Internationale  

14. Jahrgang ⁕ Berlin, Mai 1931 ⁕ Heft 5 

Von Magdeburg bis Leipzig  

I. Vom Magdeburger Parteitag bis zum Sturz der Müller-Regierung 

Wenige Wochen nach dem Blutmai des Jahres 1929 fand der Magdeburger Parteitag der SPD statt. 

Er fiel in das Anfangsstadium des raschen Umwandlungsprozesses dieser Partei zu einer sozialfa-

schistischen Partei, der nur verständlich ist im Zusammenhang mit der Verschärfung der allgemeinen 

Krise des deutschen Kapitalismus. Im Frühjahr des Jahres 1929 war es klar geworden, daß die kapi-

talistische Rationalisierung in Deutschland nicht eine Konsolidierung der kapitalistischen Wirtschaft, 

sondern eine ungeheure Zuspitzung aller ihrer Widersprüche und Gegensätze, eine Vertiefung und 

Verbreiterung der allgemeinen Krisenerscheinungen zur Folge gehabt hatte. Die Ausweitung des Pro-

duktionsapparates durch die Rationalisierung offenbarte die Unmöglichkeit, das Problem der Kapi-

talverwertung unter kapitalistischen Verhältnissen zur Lösung zu bringen. Die kapitalistische Ratio-

nalisierung bedeutete in Deutschland die Stabilisierung des fortschreitenden Prozesses der Massen-

erwerbslosigkeit und gleichzeitig die Unfähigkeit, durch eine der Entwicklung der Produktivkräfte 

entsprechende Markterweiterung die Rentabilität des Kapitals zu sichern. Deshalb sah sich damals 

schon das Kapital gezwungen, den Versuch zu machen, durch eine gewaltige Steigerung der Ausbeu-

tung der Arbeiterschaft und des ganzen werktätigen Volkes die Rentabilität wieder herzustellen. 

in demselben Frühjahr 1929 hatte die Haager Konferenz zu einer ausgeprägten Niederlage der deut-

schen Außenpolitik geführt und die Ohnmacht der deutschen Bourgeoisie gezeigt, die Frage der Be-

seitigung der Ausplünderung Deutschlands durch das ausländische Finanzkapital mit ihren Methoden 

zu lösen. 

In dieser Lage des deutschen Kapitalismus wurde es immer klarer, daß die der Bourgeoisie gestellten 

unmittelbaren Aufgaben mit den Mitteln der durch die formale Demokratie verschleierten Diktatur 

nicht durchzuführen seien. Zwar machte damals die Hermann-Müller-Regierung den krampfhaften 

Versuch, durch die bedingungslose Unterstützung der kapitalistischen Offensive und durch die blu-

tige Unterdrückung der Arbeiterschaft (Blutbad in Berlin, Verbot des RFB), die äußere Form des 

Parlamentarismus zu retten; aber diese Politik [194] der zynischen Ausplünderung der werktätigen 

Massen zur Rettung der verfaulenden kapitalistischen Wirtschaft begann damals schon den alten bür-

gerlichen Parteien die Massenbasis zu entziehen. Die Bourgeoisie, die diese Entwicklung früh genug 

voraussah, drängte zur Beseitigung auch des formalen Scheins der Demokratie, d. h. zur offenen 

Diktatur. 

Es ist charakteristisch für die Versumpfung der Führerschaft der SPD, daß in Magdeburg nicht diese 

brennenden Probleme in den Mittelpunkt des Parteitages gestellt worden sind. Zu dieser Frage hat 

nur Wels in seiner Eröffnungsrede gesprochen. Seine Aeußerungen zu dieser Frage, die charakteris-

tischerweise von den „Linken“ am lebhaftesten beklatscht wurden, kündigten in verschleierter Form 

die Bereitschaft der SPD-Führung an, sich an einer offenen Diktatur der Bourgeoisie zu beteiligen. 

Wels sagte: 

„Gelänge es den Feinden der Republik, der Demokratie in Deutschland so schweren Schaden zuzufügen, daß 

einmal kein anderer Ausweg bliebe als Diktatur, dann sollen Stahlhelm, sollen Nationalsozialisten, sollen ihre 

kommunistischen Brüder von Moskau das eine wissen: Die Sozialdemokratie und die Gewerkschaften als die 

Vertreter der Massen des deutschen Volkes ... würden auch trotz ihrer demokratischen Grundeinstellung d i e  

D i k t a t u r  z u  h a n d h a b e n  wissen.“ 

Man muß diese Aeußerung von Wels in Zusammenhang bringen mit der herrschenden sozialdemo-

kratischen Theorie, die Hilferding zwei Jahre vorher auf dem Kieler Parteitag entwickelt hatte. Nach 

dieser „Theorie“ wird das gegenwärtige Stadium des Kapitalismus charakterisiert als eine Wirtschaft, 

die den anarchischen Charakter verliert, zu einer organisierten Wirtschaft wird, als ein Uebergangs-

stadium zum Sozialismus. Die Aufgabe der Sozialdemokratie ist danach die tatkräftige Unterstützung 

dieses Entwicklungsprozesses und der Gesellschaft, in der er sich vollzieht. Der Kampf der 
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Sozialdemokratie muß sich deshalb gegen diejenigen Kräfte richten, die diese Gesellschaft stürzen 

wollen, das heißt gegen das revolutionäre Proletariat. Die Diktaturdrohung Wels konnte und kann 

also nicht anders aufgefaßt werden, als eine Bereitschaft zur Diktatur im Interesse des Kapitalismus 

gegen das revolutionäre Proletariat und das ganze werktätige Volk. Die Interpretation der Diktaturer-

klärung von Wels, die die Kommunistische Partei auf ihrem Weddinger Parteitag gegeben hat, ist 

durch die Entwicklung der letzten zwei Jahre vollauf bestätigt worden. 

Das Verwachsen der Bürokratie der SPD und der Gewerkschaften mit dem Finanzkapital, ihre bedin-

gungslose Unterordnung unter die Interessen und Wünsche des deutschen Imperialismus zeigte sich 

in der Wehrdebatte, die im Mittelpunkt des Magdeburger Parteitages stand. Die Bewilligung des ers-

ten Panzerkreuzers hatte einen Sturm der Empörung in der sozialdemokratischen Arbeiterschaft aus-

gelöst. Durch das Wehrprogramm sollte ein für allemal die Diskussion über die Aufrüstung des deut-

schen Imperialismus abgeschnitten werden. Es sollte gleichzeitig eine Demonstration sein, um die 

Zuverlässigkeit der SPD auch in den Fragen des Imperialismus und des Krieges für die Bourgeoisie 

zu beweisen. Deshalb verlangte Severing nicht nur die [195] Bewilligung des Wehretats, der Panzer-

kreuzer usf., sondern auch „moralischen Kredit“ für die Reichswehr. 

Auf dem Magdeburger Parteitag waren die „Linken“ auf dem Gipfelpunkt ihrer organisatorischen 

Macht. Sie wären stark genug gewesen, um eine Generalvollmacht des Parteitags für eine arbeiter-

feindliche Politik zu verhindern. Aber gerade ihre Teilnahme an der Wehrdebatte zeigte, daß ihre 

Meinungsverschiedenheit mit der Parteimehrheit nicht prinzipieller, sondern nur taktischer Natur 

war. Levi, der damalige Hauptsprecher der „Linken“, hütete sich, die Frage des Staates aufzurollen 

oder auch nur die Koalitionspolitik seiner Partei anzutasten Die Wehrpolitik, die er forderte, unter-

schied sich nur in der Phraseologie von der Wehrpolitik, die ein anderes Mitglied der II. Internatio-

nale, Paul Boncour, in Frankreich vertrat und durchführen half. 

Der Magdeburger Parteitag, der die Arbeitermorde in Berlin, das Verbot des RFB billigte, die Ver-

teidigung des deutschen Imperialismus durch die deutsche SPD prinzipiell festlegte, die Politik der 

sozialdemokratischen Minister nicht der geringsten Kritik unterzog, der es vermied, Rechenschaft 

abzulegen über die Entwicklung der Wirtschaft und der Politik, schien für manchen der äußerst er-

reichbare Tiefpunkt einer Partei zu sein, die doch immerhin gewisse revolutionäre und Klassen-

kampftraditionen besaß. Aber die Taten der sozialdemokratischen Minister, insbesondere der vier 

Reichsminister, Hermann Müller, Hilferding, Severing und Wissell, stellten auch diesen Parteitag 

noch in den Schatten. Am Ende des Jahres 1929 legte der Finanzminister Hilferding ein Steuerpro-

gramm vor, das eine unerhörte neue Belastung der werktätigen Massen und eine Entlastung der gro-

ßen Kapitalisten darstellte. Zur gleichen Zeit war ein Zollsystem aufgebaut worden, gegen das das 

Zollsystem des wilhelminischen Deutschland sich bescheiden ausnahm. Ende 1929 wurden radikale 

Einschnitte in die Erwerbslosenfürsorge vorgenommen und gleichzeitig die Beiträge der Arbeiter für 

die Erwerbslosenversicherung erhöht. Schon Ende 1929 war es klar, daß die Schlichtungspraxis von 

den sozialdemokratischen Ministern und von der Gewerkschaftsbürokratie als ein Instrument zum 

systematischen Streikbruch benutzt wurde, was sich insbesondere bei dem Kampf der Metallarbeiter 

der Nordwestgruppe zeigte 

Aber auch diese bedingungslose Unterstützung der wirtschaftlichen, politischen und kulturellen Of-

fensive der Bourgeoisie gegen das Proletariat war dem deutschen Monopolkapital noch keine genü-

gende Sicherheit. Der Ausbruch der Weltwirtschaftskrise im Spätjahr 1929, der vielen erst die Tiefe 

der allgemeinen Krise des deutschen Kapitalismus offenbar machte, die mit dieser Krise verbundene 

Krise der Staats- und Kommunalfinanzen verstärkten die Entschlossenheit der deutschen Bourgeoisie, 

zu einer neuen, brutaleren Form der politischen Unterdrückung des werktätigen Volkes überzugehen. 

Das war die Ursache und der Sinn des Sturzes der Hermann-Müller-Regierung im Januar 1930. [196] 

II. Die Sozialdemokratie hilft bei der Durchführung der faschistischen Diktatur 

Das Programm der Regierung Brüning war und ist bei aller formalen Programmlosigkeit und bei der 

tatsächlichen Unfähigkeit, die konkreten Aufgaben zu lösen, die diktatorische Durchsetzung aller In-

teressen des Monopolkapitals ohne Rücksicht auf die bei der Beibehaltung der formalen Demokratie 
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notwendige Demagogie. Die Deklaration über den „Mut zur Unpopularität“ ist nichts anderes als die 

Umschreibung dieses Programms. Dem entspricht auch die Erklärung, die Brüning vor der Auflösung 

des Reichstages und unmittelbar bei der Auflösung abgegeben hat, daß ohne Rücksicht auf die Zu-

sammensetzung des Reichstages und auf den Ausfall der Wahlen das Regierungsprogramm, d. h. das 

Programm der entscheidenden Schichten der Bourgeoisie durchgeführt werde. 

Die sozialdemokratischen Führer, so Hilferding in der „Gesellschaft“ vom Oktober 1930, mußten 

zugeben, daß die Brüning-Regierung eine antidemokratische Regierung ist, daß die Kräfte, die hinter 

dieser Regierung stehen, die Beseitigung der formalen Demokratie wollen. Es gehört zu den „theore-

tischen“ Purzelbäumen der heutigen Sozialdemokratie, daß sie mit der Tolerierung der antidemokra-

tischen Kräfte der Brüning-Regierung „die Demokratie retten“ will. 

Um die „Rettung der Demokratie“ durch die Sozialdemokratische Partei richtig zu verstehen, ist es 

notwendig, etwas über die Entwicklung der faschistischen Hilfskräfte zu sagen, die sich die Bour-

geoisie geschaffen hat. Die deutsche Bourgeoisie, die nach dem Fiasko der Rationalisierung und ihrer 

imperialistischen Vorstöße nach außen ihre Rettung nur in der brutalsten Verschärfung der Ausbeu-

tung des werktätigen Volkes erblickte, ergriff gleichzeitig die notwendigen Maßnahmen, um sich zur 

Durchführung dieses Programms politisch zu sichern. Deshalb gewährte sie allen offen faschistische» 

Organisationen enorme finanzielle Unterstützung und sorgte gleichzeitig für die innere Umwandlung, 

d. h. für die Faschisierung der alten bürgerlichen Parteiorganisationen. Aber auch die größten finan-

ziellen Subventionen hätten niemals zu dem ungeheuren Aufschwung der Hitlerpartei führen können 

ohne den zynischen Verrat der Lebensinteressen der werktätigen Massen unter der Hermann-Müller-

Regierung. Die bedingungslose Unterordnung der Sozialdemokratischen Partei unter die Interessen 

des Monopolkapitals (und des Agrarkapitals) ermutigte nicht nur die Bourgeoisie zum Sturz der Her-

mann-Müller-Regierung und zur Außerkraftsetzung der formalen Demokratie, sie schuf gleichzeitig 

die Massenbasis für die faschistischen Organisationen, insbesondere der NSDAP. 

Die Unterstützung des „kleineren Uebels“, die Tolerierung der eingestandenermaßen antidemokrati-

schen Brüning-Regierung zur „Rettung der Demokratie“, die Billigung der verschiedenen Notverord-

nungen mit ihrer wirtschaftlichen und politischen Vergewaltigung der breiten Volksmassen, die 

Uebertragung diktatorischer Vollmacht an die Brüning-Regierung, alles das hat den faschistischen 

Organisa-[197]tionen immer neuen Auftrieb gegeben. Die Bourgeoisie hat diese faschistischen Or-

ganisationen bewußt als Landsknechtsorganisationen gegen das Proletariat gezüchtet. Aber daß diese 

Aufzucht gelang, das war nur möglich bei der aktiven Hilfestellung, die die SPD dabei gewährt hat. 

Doch die Rolle der SPD im Prozeß der Faschisierung Deutschlands erschöpft sich damit nicht, denn 

die SPD selbst ist heute eine aktiv faschistische Kraft geworden. Das zeigt die Preußenregierung und 

das zeigt die Gewerkschaftsbürokratie bei dem Abwehrkampf der Arbeiterschaft gegen den Lohnab-

bau. Der preußische Polizeiminister Severing hat selbst zugegeben, daß er die Notverordnung, die 

einen dauernden Belagerungszustand über Deutschland verhängt, angeregt hat. Es ist selbstverständ-

lich, daß dieser Belagerungszustand mit der ganzen Wucht einzig und allein gegen das revolutionäre 

Proletariat durchgeführt wird. Unter sozialdemokratischer Führung und Initiative wird die formale 

Demokratie in den Gemeinden beseitigt und durch die Verwaltungsdiktatur ersetzt. Die Streikkämpfe 

der letzten Monate, insbesondere der Kampf im Ruhrgebiet, zeigten, daß die Sozialfaschisten den 

Streikbruch mit allen Mitteln organisieren, besonders aber mit den Mitteln des Polizeiterrors und der 

Organisierung von Streikbrechertruppen. 

Betätigten sich zur Zeit des Magdeburger Parteitags die Sozialdemokraten noch als schamlose Büttel 

der Bourgeoisie, um in dieser Rolle die formale Demokratie aufrecht zu erhalten, so sind sie heute 

trotz aller Fußtritte, die sie inzwischen bekommen haben, zu noch brutaleren Bütteln gegen das Pro-

letariat geworden, aber nicht mehr, um „die Demokratie zu retten“, sondern um sich mit dieser Rolle 

ihre Beteiligung bei der nackten Diktatur der Bourgeoisie zu erkaufen. In der Tat bleibt der SPD bei 

ihrer gesamten Einstellung zum Kapitalismus und kapitalistischen Staat ein anderer Weg nicht offen. 

Der auch im Verhältnis zur übrigen kapitalistischen Welt weit fortgeschrittene Fäulnisprozeß der 

deutschen kapitalistischen Wirtschaft gibt der deutschen Bourgeoisie für die Verlängerung der Le-

bensdauer dieser Wirtschaft nur den e i ne n  Ausweg der ungeheuerlich gesteigerten Ausplünderung 
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des werktätigen Volkes, der schonungslosen Herabdrückung der Lebenshaltung der Arbeiter und An-

gestellten und der Auslieferung von Millionen zum physischen Untergang durch Hunger. Aber dieses 

„Wirtschaftsprogramm“ kann nur durchgeführt werden mit immer zynischeren Methoden der nackten 

Diktatur, die sich, je weiter sie sich entwickelt, um so stärker auf die offen faschistischen Organisa-

tionen stützen muß. Da nach der sozialdemokratischen Theorie die Verwirklichung des Sozialismus 

nur im Rahmen des sich fortentwickelnden Kapitalismus möglich ist, muß sie den gegenwärtigen, 

auch von ihnen nicht mehr zu leugnenden Verfallsprozeß des Kapitalismus als vorübergehend erklä-

ren und infolgedessen der Bourgeoisie auch die politischen Mittel an die Hand geben, um die wirt-

schaftliche „Wiedergesundung“ zu ermöglichen. 

Wenn auf dem Leipziger Parteitag der SPD als ein Hauptreferat [198] der „Kampf gegen den Faschis-

mus“ angesetzt worden ist – das Referat zu diesem Thema hält bezeichnenderweise der mit allen Was-

sern gewaschene Erzdemagog Rudolf Breitscheid – so kann man jetzt schon voraussagen, was der 

Inhalt dieses Referats und dieser Debatte sein wird: Fortsetzung der Tolerierung der Brüning-Regie-

rung und vor allen Dingen die Verschärfung des Kampfes gegen das revolutionäre Proletariat und 

gegen die KPD. Denn die Praxis des sozialfaschistischen „Kampfes“ gegen den Faschismus hat dieses 

als den so gut wie einzigen Inhalt des Kampfes genügend demonstriert. Ha t  s o  de r  Magdeburge r  

Pa r t e i t ag  d i e  Dur chf üh r ung  de r  kap i t a l i s t i s chen  Of f ens i ve  du r ch  d i e  He r m an n-

Mül l e r-Reg i e r un g, d. h. d i e  L i qu i d i e r ung  de r  SPD a l s  e i ne r  soz i a l en  Re f o r m par t e i  

s ank t i on ie r t, s o  w i rd  de r  Le i pz i ge r  Pa r t e i t ag  d i e  To l e r i e r ungspo l i t i k  und  d i e  ak -

t i v  f a s ch i s t i s che  Po l i t i k  de r  P r eußen reg i e r un g, d. h. d i e  L iqu i d i e r ung  de r  SPD a l s  

e i ne r  demokr a t i s chen  Pa r t e i  s ank t i on ie r e n. Das ist seine historische Aufgabe. 

Welche Rolle werden die „Linken“ dabei spielen? In Magdeburg waren die „Linken“ noch eine res-

pektable Kraft, was ihren organisatorischen Einfluß anbelangt. Auf dem Leipziger Parteitag ist von 

dieser „Linken“ nur noch ein Torso übrig geblieben. Die Künstler, Sender, Aufhäuser, Lipinski, Anes 

usw. haben kapituliert. Das wichtigste charakteristischste Merkmal des Grüppchens um Seydewitz 

und Rosenfeld ist aber die schlotternde Feigheit, das untertänige Betteln um Nachsicht und das 

Schwören auf die Einheit einer Partei, die – wie die „Linken“ selbst sagen – die Entwicklung zum 

Faschismus unterstützt. Rosenfeld hat in einem Artikel, der in der Nr. 7 des „Klassenkampf“ erschie-

nen ist, ganz offen erklärt, daß die Absicht der neun Reichstagsabgeordneten, die gegen den Panzer-

kreuzer stimmten, gewesen ist, die Massenflucht von Arbeitern aus der SPD zu verhindern. Rosenfeld 

schreibt: 

„Wir hatten lediglich die Wahl: Entweder gegen den Willen der Mehrheit der Fraktion zu handeln oder gegen 

unsere Ueberzeugung und zugleich gegen den Willen der Tausende, die von uns die Ablehnung der Kreuzer 

erwarteten und der Partei den Rücken gekehrt hätten, wenn auch wir anders handelten.“ 

Auch dieses Grüppchen wird auf dem Leipziger Parteitag kapitulieren, und sie werden als geprügelte 

Hunde schweifwedelnd die sozialfaschistische Politik ihrer Partei durchführen helfen, wie sie es seit-

her getan haben und wie sie es aktiv in Sachsen gegenüber der Regierung Schieck praktisch verwirk-

lichen. 

III. Die Erschütterung der Positionen der SPD in der Arbeiterschaft  

und die Liquidierung ihres Masseneinflusses 

Alle Wahlen des vergangenen Jahres, besonders kraß z. B. die braunschweigischen Wahlen, zeigen, 

daß die SPD an Einfluß, vor allem in der Arbeiterschaft, verliert. Das wurde auch durch die Betriebs-

rätewahlen dieses Jahres bestätigt, wenn auch gerade diese Wah-[199]len zeigen, daß der Rückgang 

des Einflusses der SPD nicht überall gleichmäßig und überall gleich stark ist. Ein Beweis für den 

Rückgang des Einflusses der SPD ist auch das Fiasko der groß angelegten Werbekampagne: „Wo 

bleibt der zweite Mann?“ Tatsache ist, daß in den letzten drei, vier Monaten einige tausend Arbeiter, 

die bisher in der SPD organisiert waren, die z. T. Jahrzehnte dieser Organisation angehört hatten, zur 

KPD übergetreten sind. Tatsache ist auch, daß dem gewaltigen Aufschwung des KJVD, der dabei ist, 

seine Mitgliederzahl innerhalb eines halben Jahres zu verdreifachen, der Schwund der SAJ als einer 

Massenorganisation gegenübersteht. 
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Trotzdem wird mancher revolutionäre Arbeiter unzufrieden damit sein, daß die Erschütterung der 

Positionen in der Arbeiterschaft und der Rückgang ihres Masseneinflusses nicht rascher vorwärts 

schreitet. Wie ist es zu erklären, daß dieser Prozeß nicht rascher vor sich geht? Zweierlei muß man 

dabei berücksichtigen: 

1. Die Rolle der SPD als „Arbeitgeber“ und 

2. den Einfluß, den sie durch proletarische Massenorganisationen, vor allem durch die Gewerkschaf-

ten ausübt. 

Die Rolle, die die SPD als „Arbeitgeber“ spielt, ist in der Zeit der tiefen Wirtschaftskrise besonders 

groß. Während die Industriearbeiter von der ganzen Wucht der Wirtschaftskrise getroffen werden, 

bleibt der größte Teil der Arbeiter in den städtischen und staatlichen Betrieben von der schärfsten 

Auswirkung der Krise, nämlich von der Arbeitslosigkeit, verschont. Da in einem großen Teil der 

städtischen Gemeindeverwaltungen die Sozialdemokratie einen ausschlaggebenden Einfluß besitzt, 

benutzt sie diesen Einfluß, um auf die Angestellten und Arbeiter der städtischen Betriebe einen Druck 

auszuüben, diese Betriebe von revolutionären Arbeitern zu reinigen und in diesen Arbeitern das Ge-

fühl der unmittelbaren Abhängigkeit von der SPD als Organisation hervorzurufen. 

Wichtiger noch ist die Tatsache, daß durch die gewaltsame Entfernung revolutionärer Arbeiter in den 

Gewerkschaften, durch die Beseitigung auch der letzten Reste von Demokratie in diesen Organisati-

onen, aber auch infolge der Vernachlässigung unserer Arbeit in den Gewerkschaften sich die unmit-

telbare und ungestörte Beeinflussung der in den Gewerkschaften organisierten Arbeiter durch die 

sozialfaschistische Bürokratie verstärkt hat. Nur so ist es zu erklären, daß besonders in Betrieben mit 

verhältnismäßig hohem Prozentsatz organisierter Arbeiter die Verluste der Sozialfaschisten bei den 

diesjährigen Betriebsrätewahlen nicht größer gewesen sind. 

Die Erfahrung, die wir bei den Betriebsrätewahlen gemacht haben, zeigen, daß überall dort, wo wir 

mit Kühnheit an die Organisierung und Führung der Kämpfe der Arbeiter herangegangen sind, wo 

wir im Zusammenhang damit die RGO bereits zu einer Massenorganisation ausgebaut haben, die 

Zurückdrängung des Masseneinflusses der SPD, wie z. B. unter den Bergarbeitern im Ruhrgebiet, ein 

ungeheuer rasches Tempo eingeschlagen hat. Deshalb ist der Aufbau der RGO [200] zu einer großen 

Massenorganisation, die Organisierung und Führung von Streiks durch die RGO, aber auch die Ver-

stärkung der Arbeit in den Gewerkschaften mit Hilfe der RGO, die brennendste und wichtigste Auf-

gabe, die uns bevorsteht. 

Die Liquidierung des Masseneinflusses der SPD ist nicht ein kurzfristiger und auch nicht ein gradli-

niger Prozeß. Aber die objektiven Verhältnisse und die Politik der SPD werden diesen Prozeß be-

schleunigen und er wird um so schneller vor sich gehen, je kühner und entschlossener wir die zentrale 

Gegenwartsaufgabe anzupacken verstehen. 

* 

Der Bankrott der sozialfaschistischen Theorie  
von R. G e r b e r  

„Die beste Voraussetzung für unseren prinzipiellen Kampf gegen die SPD bietet die theoretische 

Krise der Sozialdemokratie und der zweiten Internationale überhaupt.“ 

(Aus dem Referat des Genossen T h ä l m a n n  auf dem Januar-ZK-Plenum.) 

Man nehme irgendeine beliebige SPD-Zeitung – am besten das Zentralorgan, den „Vorwärts“, an 

einem beliebigen Tage in die Hand – und bei aller von vornherein vorhandenen Klarheit über die 

ungeheure Tiefe der Krise, die die Theorie und Praxis des Sozialfaschismus angesichts der allgemei-

nen kapitalistischen Krisen durchmacht, wird man überrascht sein von dem Maß an Hilflosigkeit, an 

verlegenem Gestammel, an Jämmerlichkeit, das sich da offenbart. Altgewohnte, mechanisch abge-

plapperte Phrasen über die Minderwertigkeit des Kapitalismus, die sich in der Krise offenbare, wech-

seln ab mit Appellen an die Kapitalisten, doch „vernünftig“ zu sein und ihren Profit zu erhöhen, indem 

sie die Löhne nicht weiter abbauen. Freundliches „Zureden“ an die Arbeiter, doch „den Bedürfnissen 

der Wirtschaft Rechnung zu tragen“ und eine „Senkung der Selbstkosten“ zu unterstützen, damit 
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„unsere Industrie mehr Aufträge bekommt“ kreuzt sich mit wildem Geschrei darüber, daß „die Sow-

jetunion die Löhne drücke“, weil deutsche Fabriken russische Aufträge haben und die Unternehmer 

auch bei der Ausführung dieser Aufträge von der „Unvernunft“ des Lohnahbaus nicht lassen können, 

woran dann natürlich nicht die Unternehmer, sondern die Russen schuld sind, genau so, wie sie 

furchtbare „,Verbrechen“ begehen, wenn sie Getreide billig verkaufen. Natürlich hat auch in d i e sem  

Falle der blöde, sich ständig widersprechende Schwindel einen politischen Zweck – den der Kriegs-

hetze und des Lohnabbaus. Aber daß dieser Zweck nicht mehr durch einen sy s t e m a t i s che n, in 

bestimmte theoretische Formen gegossenen Schwindel, sondern nur durch derart hilfloses Gestammel 

(neben dem sich der Handelsteil einer beliebigen bürgerlichen Zeitung wie ein Quell reinster marxis-

tischer Erkenntnis [201] ausnimmt) erreicht werden kann, zeigt den ganzen theoretischen Bankrott. 

Natürlich haben die dauernden Widersprüche, in die sich die sozialfaschistische Demagogie verwi-

ckelt, ihren ganz realen Untergrund an den Tatsachen – aber es ist vom höchsten Interesse für uns, 

sie zu verfolgen, „denn einer der zentralen Punkte unserer ganzen Parteiarbeit muß der Nachweis des 

Bankrotts der sozialdemokratischen Ideologie und die Entlarvung des Sozialfaschismus sein, der mit 

der Zuspitzung der allgemeinen Krise des Kapitalismus seinen faschistischen Charakter immer mehr 

entwickelt. Dieser Entlarvung – und nu r  ihr – müssen alle Manöver dienen, die wir in unserem 

Kampfe gegen den Sozialfaschismus unternehmen. 

I. 

Wie wir schon früher ausgeführt haben, ist die sozialfaschistische Theorie ihrem Grundinhalt nach 

nichts anderes, als die Anwendung der revisionistischen Theorie vom „Hi ne i nwachsen  i n  den  

Soz i a l i s mu s“ auf die Niedergangsperiode des monopolistischen Kapitalismus. In dem ersten pro-

grammatischen Dokument des Revisionismus, in seinem Brief an den Stuttgarter Parteitag der SPD 

von 1898, schreibt Eduard Be r ns t e in  bereits: 

„Je mehr aber die politischen Einrichtungen der großen Nationen demokratisiert werden, um so mehr verrin-

gern sich die Notwendigkeiten und Gelegenheiten großer politischer Katastrophen ... Heißt aber die Eroberung 

der politischen Macht durch das Proletariat bloß die Eroberung dieser Macht durch eine politische Katastro-

phe? Heißt es die ausschließliche Besitzergreifung und Benutzung der Staatsmacht durch das Proletariat gegen 

die ganze nichtproletarische Welt?“ 

„Die Demokratie heißt jedesmal so viel Herrschaft der Arbeiterklasse, als diese nach ihrer intellektuellen Reife 

und dem Höhegrad der wirtschaftlichen Entwicklung überhaupt auszuüben fähig ist.“ 

Hier sind im Zusammenhange der revisionistischen Staatstheorie die grundlegenden Merkmale des 

„Hineinwachsens in den Sozialismus“ bereits ausgesprochen und nur in d i e sem  Sinne, daß der – 

von ihm sogenannte – „Sozialismus“ bereits durch die einzelnen Reformen innerhalb der kapitalisti-

schen Gesellschaft stückweise verwirklicht werde, wollte Bernstein verstanden sein, wenn er seinen 

berühmten Satz prägte: „Das Ziel ist nichts, die Bewegung ist alles.“ Das „Ziel“ war für ihn eben 

nichts anderes, als die Summe der „Bewegung“, der Reformen. Der alte Revisionismus hat bei seinem 

Auf. treten. vor allem die Gewinnung der Arbeitermassen für die Unterstützung der imperialistischen 

Kolonial- und Kriegspolitik im Auge gehabt – und ganz logisch gab Di t t m a n n dem alten Gedanken 

des „Hineinwachsens in den Sozialismus“ seine moderne Formulierung, als er 1929 in Magdeburg 

bei der Begründung des sozialfaschistischen Wehr p r og r am m s  ausführte: 

„Wir leben nicht mehr im reinen Kapitalismus, sondern bereits im Uebergang zum Sozialismus, wirtschaftlich, 

politisch, sozial. Die Geschichte stellt sich eben nicht dar als eine Aufeinanderfolge fertiger Epochen, sondern 

als ein Entwicklungsprozeß, in dem eine neue Epoche sich in und aus der alten allmählich entwickelt und mehr 

oder minder friedlich oder gewaltsam durchdringt, je nachdem die Widerstände stark sind, die ihr entgegen-

gestellt werden ... Die [202] kapitalistische Gegenwart ist wirtschaftlich und politisch bereits in hohem Grade 

durchsetzt mit sozialistischen Elementen, die in ständigem Wachstum begriffen sind und den Kapitalismus 

allmählich zurückdrängen, bis einmal die Quantität umschlägt in die Qualität, wie der bekannte Ausdruck von 

Marx lautet.“ (Protokoll, S. 109.) 

Wozu diese Theorie politisch da ist, führte Dittmann etwas weiter unten (vgl. Protokoll, S. 115) selbst 

aus, nämlich zur Begründung der „Vaterlandsverteidigung“ und im besonderen des Antisowjetkrie-

ges: 
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„Wir in Deutschland haben heute bereits zehnmal mehr an sozialistischen Errungenschaften zu verteidigen, 

als die russischen Proletarier in ihrem Lande ... Unsere Errungenschaften auf wirtschaftlichem, sozialem und 

politischem Gebiet sind aber mit dem gegenwärtigen Staat, in dem die kapitalistische Wirtschaftsweise noch 

vorherrscht, unlösbar verbunden, sie stehen und fallen mit ihm.“ 

Der Staat, als die angeblich über den Klassen stehende Organisationsform der sich zum „Sozialismus“ 

entwickelnden Gesellschaft, spielt naturgemäß in der neuen sozialfaschistischen Theorie dieselbe 

grundlegende Rolle, wie in der alten revisionistischen. Kein Revisionist hat eine so schändliche Ent-

stellung der Marxschen Staatstheorie zustande gebracht wie Naphtali (in seiner 1928 im Auftrag des 

ADGB verfaßten Denkschrift über „Wirtschaftsdemokratie“, S. 15), wo es heißt: „Der Staat aber ist 

ein Geme inwese n, das heißt über allen einzelnen stehende Körperschaft, die einen Ge m e i n willen 

ausdrückt“. 

Alles das ist im Prinzip Wiederholung der alten revisionistischen Theorie. Aber die ökonomische 

Basis ist eine ande re  geworden und das bedingt die Wei t e r entwicklung des sozialfaschistischen 

Verrats über die alte revisionistische Basis, über 1914 und 1918 noch hinaus. Der alte Revisionismus 

war die Ideologie einer Arbeiteraristokratie, die sich mit der Herrschaft des Kapitals abfinden wollte, 

wenn ihr bestimmte Konzessionen gemacht wurden – er war seinem Wesen nach kleinbürgerlich-

demokratisch. Darum leugnete er die Konzentration des Kapitals, schwärmte von der angeblichen 

Ueberlegenheit des bäuerlichen über den Großbetrieb. Sein politisches Ideal war „die Republik mit 

dem Großherzog an der Spitze“, und wenn der Revisionismus die theoretische Basis für den Verrat 

von 1914 geschaffen hat, so konnte doch der theoretische Begründer des Revisionismus sich bei der 

Durchführung dieses Verrats aus kleinbürgerlichem Pazifismus abseits stellen. Der Revisionismus 

war, kurz gesagt, mit allen Widersprüchen und inneren Halbheiten des Kleinbürgertums befallen – 

der moderne Sozialfaschismus dagegen stellt geradezu den Versuch dar, die moderne, finanzkapita-

listische Entwicklung des Kapitalismus als „werdenden Sozialismus“ zu verklären und dadurch die 

Begründung für eine Praxis zu liefern, die ohne Halbheiten und du r chaus  konsequen t  die Be-

fehle des Finanzkapitals, des Brotgebers einer korrupten Arbeiteraristokratie und -bürokratie, durch-

führt. Wollte der alte Revisionismus das Rad der Geschichte aufhalten, die Arbeiterklasse zu einem 

Bestandteil der Kleinbourgeoisie machen, so wird nun der m onopo l i s t i s che  [203] Kap i t a l i s -

m us  zum „werdenden Sozialismus“ – seine Entwicklung zur Ueberwindung der Widersprüche der 

kapitalistischen Gesellschaft. Naphtali schreibt (a. a. O. S. 12): 

„In der Periode, wo der Kapitalismus noch völlig frei war, schien keine an deren Alternative für den unorga-

nisierten Kapitalismus denkbar zu sein, als die sozialistische Organisation der Wirtschaft im ganzen; es schien 

deshalb hoffnungs- und also zwecklos, etwas an der Despotie des kapitalistischen Systems ändern zu wollen 

... Dann stellte sich allmählich heraus, daß die Struktur des Kapitalismus veränderlich ist und daß der Kapita-

lismus, bevor er g e b r o c h e n  wird, auch g e b o g e n werden kann ...“ 

Dieses „Gebogenwerden“ besteht nun aber, wie Hilferding schon in Kiel 1927 in seinem Referat 

ausgeführt hat (Protokoll, S. 166 und 168) darin, daß der Kapitalismus ein monopolistischer wird, – 

er „biegt“ sich also von selbst zum Sozialismus! 

„Da ist das Entscheidende, daß wir zu einer kapitalistischen Organisation der Wirtschaft kommen, also v o n  

d e r  W i r t s c h a f t  d e s  f r e i e n  S p i e l s  d e r  K r ä f t e  z u r  o r g a n i s i e r t e n  W i r t s c h a f t.“ 

„Organisierter Kapitalismus bedeutet also in Wirklichkeit der p r i n z i p i e l l e  E r s a t z  d e s  k a p i t a l i s t i -

s c h e n  P r i n z i p s  d e r  f r e i e n  K o n k u r r e n z  durch das s o z i a l i s t i s c h e  P r i n z i p  p l a n m ä ß i g e r  P r o -

d u k t i o n. Diese planmäßige, mit Bewußtsein geleitete Wirtschaft unterliegt in viel höherem Maße der Mög-

lichkeit der b e w u ß t e n  E i n w i r k u n g  d e r G e s e l l s c h a f t, das heißt nichts anderes, als der Einwirkung 

durch die einzige bewußte und mit Zwangsgewalt ausgestattete Organisation der Gesellschaft (!!! R. G.), der 

Einwirkung durch den S t a a t.“ 

In der mit von Hilferding herausgearbeiteten Theorie des monopolistischen Kapitalismus steckten 

von vornherein zwei Entwicklungswege: der zur Leninschen Kennzeichnung des Imperialismus als 

der Epoche der Kriege und Revolutionen und der von Hilferding schon im „Finanzkapital“ mit seiner 

Theorie vom „Schwinden der Anarchie der Produktion“, vom „Generalkartell“ seinen Abweichungen 

von der Marxschen Werttheorie eingeschlagene zur in ihrer Konsequenz sozialfaschistischen 
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Apologetik. Denn in einer Periode wachsender revolutionärer Zuspitzungen und damit für die Bour-

geoisie notwendiger Ausbildung neuer Formen der Unterdrückung der arbeitenden Massen führt die 

Theorie vom „organisierten Kapitalismus“ in Verbindung mit der revisionistischen Staatstheorie ge-

radeswegs zur „Regelung der Wirtschaft im Interesse aller durch den Staat“, zum „Korporativstaat“ 

– d. h. zur f a s ch i s t i s chen  Wirtschaftstheorie. Bekanntlich war die Lehre von der „Wi r t s cha f t s -

de m o kr a t i e“ die konkrete Form, in der die Entwicklung des monopolistischen Kapitalismus dem 

Proletariat als „werdender Sozialismus“ schmackhaft gemacht werden sollte. Wenn der „linke“ So-

zialfaschismus eine besondere Eigentümlichkeit in diesen Auseinandersetzungen entwickelt hat, so 

bestand sie gerade darin, be sonde r s  eifrig die Identität der „vollendeten“ Wirtschaftsdemokratie 

mit dem „Sozialismus“ – oder anders ausgedrückt, die Identität der „Entwicklung zum Sozialismus“ 

mit der als gegenwärtig aufgefaßten Entwicklung der „Wirtschaftsdemokratie“ zu betonen. Im Sinne 

des ganzen  Sozialfaschismus sagt der Hamburger ADGB-Kongreß 1928: 

[204] „Die Demokratisierung der Wirtschaft führt zum Sozialismus ... Nicht als fernes Zukunftsziel, sondern 

als täglich fortschreitender Entwicklungsprozeß stellt sich die Umwandlung des Wirtschaftssystems dar. 

Die Demokratisierung der Wirtschaft bedeutet die schrittweise Beseitigung der Herrschaft, die sich auf den 

Kapitalbesitz aufbaut, und die Umwandlung der leitenden Organe der Wirtschaft aus Organen der kapitalisti-

schen Interessen in solche der Allgemeinheit. Die Demokratisierung der Wirtschaft erfolgt schrittweise mit 

der immer deutlicher werdenden S t r u k t u r w a n d l u n g  d e s  K a p i t a l i s m u s. Deutlich führt die Entwick-

lung v o m  k a p i t a l i s t i s c h e n  E i g e n b e t r i e b  z u m  o r g a n i s i e r t e n  M o n o p o l k a p i t a l i s m u s.“ 

Die monopolistische Entwicklung des Kapitalismus ist also Entwicklung zum Sozialismus – wie 

Naphtali (a. a. O. S. 10) ausdrücklich betont, ist die „Wirtschaftsdemokratie“ nichts anderes als eine 

„konkretere Form zur Verwirklichung der neuen Gesellschaftsstruktur“. „Die Monopole or gan i -

s i e r en  die Wirtschaft nicht nur, sondern ändern auch ihren K l a s sen i nha l t, es erfolgt eine „Wand-

lung des Eigentumsrechtes mit dem Ziel, das Privileg des Besitzes aufzuheben“ (a. a. O. S. 18). Die 

konkrete Form dafür ist die Beteiligung der „Arbeiterschaft“ (oder besser gesagt, der vom Kapital 

korrumpierten Arbeiteraristokratie) an der Leitung der monopolistischen Organisationen: 

„Aber bei diesem Entwicklungsprozeß ist nicht zu verkennen, daß es nicht nur einen wachsenden Einfluß des 

Staates auf die organisierte kapitalistische Wirtschaft gibt, sondern daß auch die großen organisierten Wirt-

schaftsmächte ihrerseits einen Einfluß auf den Staat, auf die politische Gestaltung zu gewinnen vermögen. Und 

deshalb wird der Kampf um die Demokratisierung der Wirtschaft nicht nur den Weg der Staatskontrolle zu gehen 

haben, sondern es wird gleichzeitig der Kampf geführt werden müssen um die Teilnahme der wirtschaftlichen 

Organisationen der Arbeiter an der Führung der großen Monopolunternehmungen.“ (Naphtali a. a. O. S. 34.) 

Und das Ziel dieser Entwicklung ist „die organisierte und von den Gewerkschaften kontrollierte Wirt-

schaft, die auch den einzelnen Unternehmer (beileibe nicht beseitigt, sondern:) zum beauftragten und 

gebundenen Führer eines Betriebes macht.“ (Naphtali a. a. O. S. 131.) 

Wenn da s  Sozialismus und die moderne Entwicklung des Kapitalismus, also Entwicklung zum Sozi-

alismus ist, dann ist es nur logisch, daß man mit aller Kraft die Entwicklung der kapitalistischen Wirt-

schaft und – da diese sich auf dieser Erde wenigstens nur durch Akkumulation von Mehrwert entwi-

ckeln kann – auch die Steigerung der kapitalistischen Ausbeutung unterstützt. Se l b s tve r s t änd l i c h  

ist es für die Herren „Wirtschaftsdemokraten“, daß man in öffentlichen Betrieben n i ch t  streiken darf, 

daß „die öffentlichen Kreditanstalten ... die Pflege des Gemeinwohles zur Grundlage ihrer Tätigkeit 

machen“ (Naphtali a. a. O. S. 61) – der Staatskapitalismus ist für sie ja logischerweise ein Stück „So-

zialismus“. Aber auch dem P r i va t betrieb muß man bei der Rationalisierung, d. h. bei der Steigerung 

der Ausbeutung der Arbeiter helfen. Ueber die Kohlen- und Kaliwirtschaft sagt Naphtali z. B., daß 

„in den Sachverständigenausschüssen wertvolle Arbeit zur Förderung der Rationalisierung geleistet worden 

ist. Die Tatsache, daß hier ein ständiges Zu-[205]sammenwirken von Vertretern der Unternehmer mit Vertre-

tern der Arbeiter und Angestellten gegeben war, hat sicherlich dazu beigetragen, die Reibungen in dem starken 

technischen Umwälzungsprozeß des Bergbaus in der Nachkriegszeit zu vermindern.“ (a. a. O. S. 43.) 

„Reibungen“ – d. h. Widerstand der Arbeiter gegen die verstärkte Ausbeutung durch die Rationali-

sierung, sind den „wirtschaftsdemokratischen“ Sozialfaschisten ein Greuel und nur konsequent rühmt 
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Naphtali (a. a. O. S. 44) dem deutschen Ruhrkohlensyndikat nach, daß unter seiner Herrschaft die 

Rationalisierung „mit geringeren Reibungsve r lu s t en  (ein herrlicher Ausdruck für einen „Arbei-

tervertreter“! R. G.) verbunden war, als z. B. ähnliche Entwicklungen im nichtorganisierten engli-

schen Bergbau.“ 

Ganz abstrahieren kann man nun von der Existenz der Klassengegensätze doch nicht – die Frage nach 

der Existenzberechtigung besonderer „Arbeiter“organisationen wäre sonst zu naheliegend und die 

ganze sozialfaschistische Demagogie würde s o  we i t  entlarvt sein, daß sie der Bourgeoisie schon 

nichts mehr nützen könnte. Darum werden zwei Arten der Rationalisierung, eine „gute“ und eine 

„böse“ unterschieden. Baade  sagte z. B. in seinem Referat auf dem Kieler Parteitag (Protokoll, S. 

124) – ohne zu ahnen, wie bald er durch die Tatsachen ad absurdum geführt wurde: 

„Die Rationalisierung bietet zwei Möglichkeiten: nämlich entweder dasselbe Produkt mit einer geringeren 

Zahl von Arbeitern oder aber mit der gleichen Zahl von Arbeitern ein größeres Produkt herzustellen. Das 

zweite ist unsere Forderung ...“ 

Dieses zweifelhafte „Vergnügen“ wird den Arbeitern mit der Perspektive auf künftige Steigerung des 

Reallohnes schmackhaft gemacht, wobei sich gleichzeitig die Möglichkeit ergibt, die Erweiterung 

des Absatzmarktes der einheimischen Industrieproduktion als Voraussetzung für die zweite, „ver-

nünftige“ Art der Rationalisierung und damit als Lebensinteresse der Arbeiterklasse darzustellen. 

Aber hart im Raume stoßen sich die Sachen, d. h. die Klasseninteressen, wenn man an die Frage der 

Lohnhöhe  kommt, und es ist nur natürlich, daß der Sozialfaschismus hier keine andere Antwort 

fand als die schon von Marx, lange ehe es einen Ta r now  gab, verspottete „Lohntheorie“, wonach 

die Unternehmer auf einen Teil ihres Mehrwertes verzichten sollen, damit die Arbeiter ihnen die 

Waren abkaufen können! Als ob die Kapitalisten nicht genau so gut den Arbeitern einen Teil der 

produzierten Waren schenken könnten! 

II. 

Die We l t wi r t scha f t sk r i s e  konnte für die sozialfaschistische Theorie nichts anderes bringen, als 

eine schmähliche Demaskierung: eine Theorie, die darauf aufgebaut ist, daß wenigstens für einen 

Te i l  der Arbeiterschaft Brocken vom Tische der Bourgeoisie abfallen (die dann als „Errungenschaft“ 

der Gesamtklasse verherrlicht werden), muß ein Fiasko erleiden, wenn die kapitalistische Entwick-

lung sogar für den größeren Teil der Arbeiteraristokratie wirtschaftliche Rückschläge, für die Massen 

des Proletariats aber Lohnraub, Arbeitslosigkeit und Hunger bringt. Widersprüche, in die man [206] 

während einer Krise zu den Tatsachen gerät, und dementsprechende Einbußen an Vertrauen gehören 

gewissermaßen zu den Betriebsunkosten einer reformistischen Demagogie; der eigentliche Bank-

r o t t  aber liegt darin, daß die Vertreter der Theorie selbst gezwungen waren, sie aufzugeben, eine 

Position zu beziehen, die die „bewährten“ und von ihnen selbst immer noch wiederholten Phrasen 

des Sozialfaschismus Lügen strafte. 

Die einfache Beantwortung der Frage, was die gegenwärtige Krise eigentlich sei, mußte schon eine 

solche Bankrotterklärung in sich enthalten. Millionen – selbst innerhalb der Reihen der Sozialdemo-

kratie – fühlen, daß i n  d i e se r  zyk l i s chen  Kr i s e  s i ch  e i ne  t i e f e, a l l geme i ne  Kr i se  de s  

Kap i t a l i sm us  o f f enba r t, d i e  r evo l u t i onä r e  Lösungen  erheischt. Die sozialfaschistischen 

Theoretiker müssen, ihrer Aufgabe als treue Diener der Bourgeoisie getreu, dieses Gefühl bekämpfen, 

indem sie die Krise, deren Realität man ja nicht aus der Welt lügen kann, als eine „normale“ und ihrer 

Eigengesetzlichkeit nach nur vorübergehende Erscheinung, als gewöhnliche zyklische Krise darstel-

len. In seiner Broschüre über „Wirtschaftskrise und Arbeitslosigkeit“ (November 1930) führt Naph-

t a l i aus, daß „die Dinge, die wir gegenwärtig erleben, typische Erscheinungen der Krise im Kon-

junkturzyklus des kapitalistischen Wirtschaftssystems sind“. Das sucht er lang und breit zu beweisen, 

indem er Material dafür zusammenträgt, daß in irgendeinem englischen Ort schon bei irgendeiner 

Krise des 19. Jahrhunderts ähnliche Arbeitslosenzahlen, wie die gegenwärtigen, zu verzeichnen wa-

ren. Aber angenommen selbst, daß sein Beweis nicht so gekünstelt wäre, wie er es ist – wo bleibt 

dann der „organisierte Kapitalismus“? Auf S. 10 der angeführten Broschüre schreibt Naphtali: 

„Dieses kapitalistische Wirtschaftssystem mit seiner Eigenart des klassenmäßigen Aufbaues, mit seiner Eigen-

art der Einkommensbildung, der Verteilung des Sozialprodukts, mit seiner Eigenart der privaten Wirtschaft, 
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also der Wirtschaft, die auf dem Handeln des einzelnen Wirtschaftssubjektes, auf dem Handeln des einzelnen 

Unternehmers nach dem Grundsatz des Profitstrebens aufgebaut ist, muß stets zu Spannungen, zu Mißverhält-

nissen (Disproportionen) der verschiedensten Art führen, und diese Mißverhältnisse müssen im kapitalisti-

schen Wirtschaftssystem in Krisenzeiten gewaltsam wieder eingerenkt werden.“ 

Ja – leben wir denn nicht „bereits im Uebergange zum Sozialismus, politisch, ökonomisch, sozial“? 

Und wenn Naphtali (a. a. O. S. 20) sagt, daß „der Monopolkapitalismus, wenn man ihn sich frei, das 

heißt privatwirtschaftlich entfalten läßt, in ke i ne r Weise ein Element der Milderung der Krise wird, 

sondern im Gegenteil e i n E l emen t i h re r  Ver schä r f un g“ – ja, wo bleibt dann die berühmte 

„Biegung“ des Kapitalismus „schon ehe er gebrochen werden kann“? Wo bleibt dann die „vor unse-

ren Augen sich entfaltende Wirtschaftsdemokratie“? Sollte die „Biegung“ des Kapitalismus etwa gar, 

wie die ††† Kommunisten behaupten, darin bestehen, daß er die Arbeiter immer schärfer ausplün-

dert? Und sollten etwa gar die sogenannten Arbeitervertreter, die diese „Biegung des Kapitalismus“ 

propagieren, ganz gewöhnliche Betrüger und Verräter sein? 

[207] Man sieht, zu welchen Konsequenzen jene Thesen führen, die die Sozialfaschisten heute ver-

treten müssen, um die allgemeine Krise des Kapitalismus wegzuleugnen. Konsequenz ist für sie im -

m e r  eine peinliche Sache gewesen, hier würde sie zum politischen Selbstmord. Zudem erfordert das 

Interesse der Bourgeoisie, daß man den Arbeitern die Krise nicht nur in einer Weise erklärt, die mög-

lichst wenig zu revolutionären Schlußfolgerungen anregt, es erfordert auch, daß man die zur kapita-

listischen Krisenüberwindung notwendigen Maßnahmen, vor allem den Lohnraub, den Arbeitern 

mundgerecht macht. Wird die Krise also – zwecks Ablenkung von der Frage der allgemeinen Krise 

– einerseits als eine vorübergehende, und von selbst vorübergehende, Naturerscheinung dargestellt, 

so gilt es andererseits doch, sie zu „mildern“: 

„Das Lebensinteresse der Arbeiterschaft erfordert, innerhalb ihres dauernden Kampfes um die Ueberwindung 

des kapitalistischen Wirtschaftssystems als nächsten Schritt die Einsetzung aller Kräfte für die Milderung und 

Ueberwindung der gegenwärtigen Wirtschaftskrise.“ (Naphtali im „Vorwärts“ vom 28. Dezember 1930.) 

Das Mittel dieser Milderung heißt wie bei Brüning „Preisabbau“. Er bedeutet „bei Konsumwaren 

unmittelbar Besserung des Reallohnes, bei Produktionsgütern Besserung der Beschäftigungsmöglich-

keit“. (Naphtali im „Vorwärts“ vom 1. Januar 1931.) 

Ueber die Wirkungen des „Preisabbaus“ könnte der Theoretiker des ADGB bei jeder beliebigen – 

auch sozialdemokratischen – Arbeiterfrau ein höchst lehrreiches Kolleg hören – und jeder denkende 

Arbeiter wird sehr gut verstehen, daß das ganze Geschwätz von „Krisenmilderung“ und „Preisabbau“ 

nur den einen politischen Zweck hat, den Arbeitern den Lohnabbau schmackhaft zu machen. Natür-

lich, offen können die Naphtali und Konsorten das nicht tun, die alte, durch die Realität der Krise so 

offenbar Lügen gestrafte „Tarnowsche Lohntheorie“ lebt wieder auf. Diesmal in der tollen Form 

„Preisabbau und Hebung des Reallohns!“ oder weiter konkretisiert: 

„Die Konjunktur wird von ihrem Tiefstand um so leichter fortkommen, je mehr es gelingt, in diesem Kampf 

(um das Tempo des Preis- und Lohnabbaues) den Druck auf die Preise dem Druck auf die Löhne vorausgehen 

und ihn übertreffen zu lassen.“ (Naphtali, „Wirtschaftskrise und Arbeitslosigkeit“, S. 25/26.) 

Hier theoretisch zu diskutieren, hat wenig Zweck. Die Naphtali und Co. glauben s o  wen i g  w i e  

w i r  an die Möglichkeit ihres „Preisabbaus bei Hebung des Reallohnes“. Ihre Aufgabe besteht eben 

darin, die Widerstandskraft der Arbeiterklasse gegen die kapitalistische Krisenüberwindung und den 

Abbau der Reallöhne zu lähmen. 

Nachdem „organisierter Kapitalismus“ und „Wirtschaftsdemokratie“ in der schändlichsten Weise 

durch die Tatsachen entlarvt sind, entsteht die Frage, was aus dem zu periodischen Krisen schlimms-

ter Art führenden Kapitalismus werden soll. Eine sich immer noch als „sozialistisch“ bezeichnende 

Partei ist hier in keiner angenehmen Lage. Man sucht sich aus ihr zu helfen durch die – in ihren 

Konsequenzen für die sozialfaschistische Theorie allerdings vernichtende – [208] Lehre, wonach man 

in den Kr i s enze i t e n, wo sich gerade der volksfeindliche Charakter des kapitalistischen Systems 

offenbart, dem Kapitalismus n i ch t s anhaben, sondern „die soziale und politische Position der Ar-

beiterklasse verteidigen müsse, um die Basis für den dauernden Angriff auf den Kapitalismus nicht 
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zurückverlegen zu lassen.“ (Naphtali in seinem Neujahrsartikel.) Denn „den Kapitalismus angreifen“ 

kann man angeblich nur in der P r ospe r i t ä t, dann, wenn er wirklich bei einem Teil des Proletariats 

Illusionen erweckt! Man sieht schon an dieser Fragestellung, daß die Sozialfaschisten offensichtlich 

unter „Kapitalismus“ und „Angriff auf den Kapitalismus“ etwas grundsätzlich anderes verstehen, wie 

wir seit Marx gewohnt sind, nämlich nichts anderes als die Erbettelung von Brocken für die Arbei-

teraristokratie vom Tische der Bourgeoisie. Im Grunde hat Hilferding das zugegeben, als er (im Ok-

toberheft 1930 der „Gesellschaft“) die Theorie von der angeblichen Unmöglichkeit der Bekämpfung 

des Kapitalismus in der Krisenzeit entwickelte: 

„Die schwierige Situation der Gewerkschaften wirkt auch auf die politische Haltung der Arbeiterklasse zurück; 

während die unorganisierten Massenbewegungen früherer Zeiten gerade während der Krise einen starken Auf-

trieb erfuhren, ist es im Zeichen der Organisationen, des organisierten wirtschaftlichen und politischen Kampfes 

die Phase der Prosperität, in der die Arbeiterklasse die stärkste Offensivkraft entfaltet und ihre Erfolge erringt.“ 

Unter „Arbeiterklasse“ wird hier offensichtlich die organisierte Minderheit verstanden – die Massen 

des Proletariats sind für den Sozialfaschismus minderwertige „unorganisierte Masse“, gegen ihre Be-

wegungen helfen der Gummiknüppel und „härtere Waffen“. Hilferding ist so unverschämt, in dem 

erwähnten Artikel das auszusprechen und feierlich zu betonen, daß der Sozialfaschismus mit den 

hungernden und rebellierenden Massen n i ch t s zu t u n haben w i l l: 

„Die der Krise innewohnende Tendenz, den Kampf der Arbeiterorganisation zu erschweren, bleibt bestehen; aber 

die Krise erzeugt gleichzeitig wieder radikale Massenbewegungen neben und außerhalb der Organisierten ...“ 

Aber wir danken dir, o Herr und Gott, daß wir nicht so sind wie diese Sünder, diese Volksmassen, 

die vom „Wunderglauben“ erfaßt sind und „am Kapitalismus verzweifeln“ (Decker im „Vorwärts“, 

Weihnachtsnummer 1930 – wo es auch hingehört.) – wir, die Sozialfaschisten, glauben daran, daß 

der Kapitalismus sich wieder erholen wird – „auf die gegenwärtige Krise wird eine bessere Konjunk-

tur folgen“ (a. a. O.) und dann werden wir um den Sozialismus kämpfen, aber ohne die verzweifelten 

Massen, denn: 

„Die Einstellung des größten Teils der Massen ist am wenigsten geeignet, als eine Machtgrundlage für eine 

zielbewußte sozialistische Politik zu wirken.“ 

Die Elenden – sie haben kein Kleinauto und oft nicht einmal ein Radio, auch kein Siedlungshaus – 

sie haben, o Schreck, nicht einmal etwas zu essen und wollen nicht warten, bis der Kapitalismus sich 

erholt hat. Viel leichter als mit ihnen kann man den „Sozialismus“ offenbar gestützt auf die Bour-

geoisie verwirklichen! Doch müßte man eigentlich den Volksmassen mildernde Umstände bewilli-

gen, denn man höre Hilferding im Oktoberheft 1930 der „Gesellschaft“: 

„Die Wirtschaftskrise erscheint (der irregeführten Masse) nicht mehr als [209] ö k o n o m i s c h  bedingt, als 

eine periodische Erscheinung der kapitalistischen Entwicklung, sie ist vielmehr ein Versagen des Staates, der 

Politik, man muß sich des Staates bemächtigen ...“ 

W e r  hat denn die Theorie vom „politischen Lohne“ entwickelt, wenn nicht Hilferding? W e r  hat 

denn dem Volk gesagt, daß die bürgerliche Demokratie ihm Brot geben, den Kapitalismus organisie-

ren und auf dem Wege friedlicher, „wirtschaftsdemokratischer“ Entwicklung den Sozialismus ver-

wirklichen wird? Jetzt, wo der elende Betrug klar auf der Hand liegt, jetzt soll das alles nicht wahr 

sein, jetzt sollen die „unorganisierten Massen“ schweigend verhungern und Ihren Staat schonen, da-

mit er Ihnen weiter eine gute Pension zahlen kann und damit, wenn wieder Konjunktur ist, ein paar 

hunderttausend von ihren Parteigenossen wieder einen besserbezahlten Meisterposten bekommen! Es 

ist der erbärmlichste Bankrott, und es ist die offenste Selbstentlarvung des Sozialfaschismus, die man 

sich vorstellen kann. Es ist die klarste Antwort auf das opportunistische Geschwätz, daß der Sozial-

faschismus zurück könne, wieder demokratisch werden könnte im alten, kleinbürgerlichen Sinne des 

Wortes. Die Sozialfaschisten w i s sen, daß sie nur eine Minderheit (die obendrein noch dauernd zu-

sammenschrumpft) vertreten, sie w i s se n, daß die Massen gegen sie sind – sie w i s se n, daß sie heute 

nur Brosamen vom Tische des Kapitals verlangen können. Aber sie lecken ihren Herren die Stiefel. 

Ist ihnen die Offiziersrolle versagt, so wollen sie auch gerne Feldwebel sein. Was scheren die Sozi-

alfaschisten solche Kleinigkeiten, wie „eine Machtverschiebung von einem verfassungsmäßigen 
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Organ, dem Reichstag, zu einem anderen verfassungsmäßigen Organ, dem Reichspräsidenten“, 

„Kleinigkeiten“, wie „die Verwandlung des Reichstages in eine Art zweiter Kammer“ (wir zitieren 

immer den „Vorwärts“, das Zentralorgan dieser „demokratischen“ Partei). Die Preußenregierung 

bleibt, der Parteigenosse Müller bleibt Bezirksbürgermeister, der Parteigenosse Schulze Angestellter 

der städtischen Gaswerke und der Parteigenosse Wagner bleibt Schupowachtmeister. Und damit ist 

bewiesen, daß dieses System demokratisch ist! Freilich – für die Massen, auch die Massen der einfa-

chen sozialdemokratischen Arbeiter – ist n i ch t s  bewiesen, aber für sie gibt es ja „härtere“ Argu-

mente. Es ist der Bank ro t t  jener Theorie, die das Hineinwachsen einer gekauften Clique (wenn sie 

auch in einem 60-Millionen-Land einige hunderttausend Köpfe zählt) in den Unterdrückungsapparat 

der Bourgeoisie als „Aufstieg der Arbeiterklasse zum Sozialismus“ darstellen wollte. 

Und das fühlen sie ja selber. Was ist die ewige Phrase von dem „Mut zur Unpopularität“, die ja 

allerdings die notwendige Konsequenz der Hilferdingschen Theorie vom deklassierten Typus der 

hungernden Massen darstellt? Was ist diese ganze Ve r ach tung  de r  Theo r i e, die soweit führt, 

daß man im Januarheft der „Gesellschaft“, des „theoretischen“ Organs der SPD, lesen kann: 

„Wir messen der Theorie nicht mehr die gleiche Macht für die Praxis zu, wie das 18. und 19. Jahrhundert. 

Aber auch die Ohnmacht der Theorie muß rational begriffen werden.“ 

[210] Wi r  halten unse re  Theorie, den Mar x i sm u s-Leninismus n i c h t für ohnmächtig. Wi r glau-

ben, geleitet durch diese Theorie, dieses Land erobern und von den Räubern samt ihren Lakaien be-

freien zu können. Aber wir verstehen allerdings auch, warum diese Herren dem Volke nicht offen 

sagen können, daß sie es betrügen und warum die zum Volksbetrug geschaffene Theorie sich an den 

harten Tatsachen als ohnmächtig erweist. 

* 

Die Krise des Kapitalismus und die „linken“ Sozialdemokraten*)  
Von J. K r a u s  

Der Ausbruch der Weltwirtschaftskrise hat den Bankrott der offiziellen reformistischen Theorie of-

fenkundig gemacht. Der Reformismus braucht eine neue „theoretische“ Begründung für seine Praxis. 

In dieser Situation der wachsenden Rebellion der proletarischen Elemente in den reformistischen Or-

ganisationen entwickeln die „links“sozialdemokratischen Führer eine gesteigerte Aktivität, vor allem 

auch auf literarischem Gebiet. Was sie anstreben, das ist eine Revision des Revisionismus in den 

Grenzen des Revisionismus. Sie wollen den krassen Widerspruch zwischen der reformistischen The-

orie und der täglichen Erfahrung durch einige Anleihen beim Marxismus abschwächen und zugleich 

an den Grundlagen der reformistischen Politik festhalten. Ihre Theorie unterscheidet sich daher von 

der offiziellen Theorie des Reformismus nur durch die noch größere Inkonsequenz, durch den noch 

schärferen Widerspruch zwischen Theorie und Praxis. 

Das zeigt eine Prüfung des Buches, das als eine Art Programmschrift der „linken“ SPD vor dem 

Leipziger Parteitag herausgekommen ist: „Die Krise des Kapitalismus und die Aufgaben der Arbei-

terklasse“. Die führenden Köpfe der „linken“ SPD, die sich um die Redaktion des „Klassenkampf“ 

gruppieren, Max Seydewi t z, Engelbert Gr a f, Eduard Wecke r l e, Max Ad l e r, Franz Pe t r i c h, 

wollen in diesem Buch aus einer Analyse der Wirtschaftskrise die politischen Aufgaben der Arbei-

terklasse ableiten. 

Die Beiträge von Engelbert Gra f  und Eduard Wecke r l e, die sich mit den ökonomischen Erschei-

nungen der Weltkrise beschäftigen, enthalten sehr viel interessantes Material über die wirtschaftliche 

Entwicklung seit dem Weltkrieg. Aber vergeblich wird man nach einer klaren Antwort über den Cha-

rakter und die Perspektive der gegenwärtigen Krise suchen. Engelbert Gr a f  schildert: „Weltwirt-

schaftliche Strukturwandlungen der Kriegs- und Nachkriegszeit“. Das Ergebnis seiner „tiefschürfen-

den“ Untersuchung ist: Nichts Genaues weiß man nicht. 

 
*) Die Krise des Kapitalismus und die Aufgaben der Arbeiterklasse, Verlag der Marxistischen Büchergemeinde, Berlin, 

1. Buch der Roten Bücher. 
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[211] „Was wird aus Rußland? Was wird aus Asien? Das kann die Schicksals. frage der Weltwirtschaft schon 

in den nächsten Jahren werden. Eine einfache Gleichung mit einer Unbekannten? Vielleicht werden sich die 

kapitalistischen Examinanden, denen die Weltkrisis als Aufgabe gestellt wurde, an dieser Gleichung die Zähne 

ausbeißen ...“ (S. 50.) 

Die Frage, was aus der Weltkrisis werden wird, ist also nicht eine Frage des Klassenkampfes, sondern 

eine Prüfungsfrage für die „kapitalistischen Examinanden“. 

Etwas aufschlußreicher ist der Artikel von E. Wecke r l e, dem Wirtschaftsredakteur der „Chemnitzer 

Volksstimme“. Hier wird mit Recht gegenüber der offiziellen SPD-Theorie (natürlich vermeiden es 

diese „linken“ Helden, die SPD-Theoretiker, gegen die sie polemisieren, beim Namen zu nennen) 

ausgeführt, daß die Arbeitslosigkeit in der gegenwärtigen Krise einen grundsätzlich anderen Charak-

ter hat, als in früheren Krisen, daß die Arbeitsmarktkrise einen „permanenten“ Charakter angenom-

men hat. (S. 57.) 

Der Widerspruch zwischen der Steigerung der Produktivität der Arbeit und dem Rückgang der Ab-

satzmöglichkeiten auf dem Welt. markt wird erläutert, die Desorganisation der Wirtschaft durch die 

Herrschaft der Monopole gegenüber der Theorie des „organisierten Kapitalismus“ betont. Auch an 

dem Beispiel der Vereinigten Staaten Amerikas wird der Zusammenbruch der reformistischen Illu-

sion illustriert. Aber wiederum suchen wir vergeblich nach einer klaren Antwort über Charakter und 

Perspektive der Krise. Richtig wird gesagt: 

„Denn in ihrem tiefsten Grunde bedeutet diese (d. h. die Krise), daß der Kapitalismus nicht mehr bestehen kann, 

ohne die Menschheit in den Zustand der Barbarei zurückzuwerfen. Die Frage: Sozialismus oder Kapitalismus? 

ist dar. um zur Schicksalsfrage der Menschheit geworden. Sie steht heute auf der Tagesordnung.“ (S. 93.) 

Aber am Abschluß dieses Artikels heißt es über die Weltkrise poetisch, aber weniger wissenschaftlich: 

„Die giftige Schlange hat gebissen und sie hat, so will uns scheinen, so ge. hissen, daß die kapitalistische 

Wirtschaft sich endgültig nicht mehr erholt.“ 

Was dem Herrn Weckerle scheinen will, das ist von geringem Interesse. Hier handelt es sich nicht 

um Meinungen, sondern um Beweise. Nur auf Grund der in den Analysen der Komintern gemachten 

klaren Unterscheidung zwischen allgemeiner und zyklischer Krise, der Wechselwirkung zwischen 

den beiden, kann man beweisen, in welchem Sinne die Krise eben als allgemeine Krise für den Ka-

pitalismus wirklich ausweglos ist. 

Es ist übrigens bezeichnend für die Feigheit des Denkens der „Linken“, daß sie ebensowenig, wie sie 

die Theoretiker des offiziellen Reformismus beim Namen nennen und offen angreifen, die marxis-

tisch-leninistische Theorie der Krise auch nur erwähnen. Max Seydewi t z  übernimmt stillschwei-

gend unsere Analyse, wenn er von einer „Krise des Systems in der Abstiegsepoche des Kapitalismus“ 

spricht. (S. 129.) Wie wenig er aber imstande ist, aus dieser Formel revolutionäre Konsequenzen zu 

ziehen, darüber werden wir noch sprechen. 

[212] In einem Buch über die Krise des Kapitalismus kann man sich auch nicht ganz um die Stel-

lungnahme zum sozialistischen Aufbau in der Sowjetunion drücken. So wie die „linken“ Theoretiker 

in der Frage der Krise des Kapitalismus unter dem Druck der Massen und der Tatsachen zu einer 

radikaleren Formulierung gezwungen sind, so bereiten sie auch in der Frage der Haltung zur Sowjet-

union eine gewisse Schwenkung vor. 

Im „Klassenkampf“ Nr. 8*) stellt Albert Maurüber den schroffen antibolschewistischen Formulierun-

gen, die noch im Jahre 1929 nicht nur von Kautsky, sondern auch von Otto Bauer zum besten gegeben 

wurden, die neueren Aeußerungen Otto Bauers in seinem Buch „Rationalisierung und Fehlrationali-

sierung“ gegenüber.**) Er fordert offen eine Revision der bisherigen Politik der sozialdemokratischen 

„Linken“ gegenüber der Sowjetunion. 

 
*) Klassenkampf Nr. 8, S. 241 ff. 
**) Otto Bauer, Kapitalismus und Sozialismus nach dem Weltkrieg. 1. Band, Rationalisierung – Fehlrationalisierung. Wie-

ner Volksbuchhandlung, Wien 1930. 

Die Frage des Fünfjahreplans wird in dem Kapitel: „Sozialismus und Rationalisierung“ behandelt. Das Buch ist auf meh-

rere Fortsetzungen angelegt. 
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In der Programmschrift der „Linken“ suchen wir aber vergebens nach einer klaren und, eindeutigen 

Stellungnahme zur russischen Frage. Engelbert Gr a f, der die Gemeinde Wien als eine „sozialistisch 

geleitete und sozialistisch wirkende Insel“ feiert (S. 25), ist gegenüber der Sowjetunion viel kritischer. 

„Je weiter wir nach Osten kommen“, bemerkt der tiefsinnige Forscher, „uni so verworrener wird das 

Bild.“ Die Verwirrung liegt offenbar nicht an dem Bild, sondern an dem Betrachter. Er bezeichnet 

die Sowjetunion als „kapitalistische Unzugänglichkeitszone“, die „vielleicht auf immer kapitalisti-

sches Niemandsland“ bleiben werde. Obwohl also Graf zugeben muß, daß der Kapitalismus in Ruß-

land beseitigt ist, kann er sich doch nicht entschließen, den sozialistischen Charakter der russischen 

Revolution anzuerkennen. 

„Gegenüber der russischen Revolution versagen solche einfachen Nennungen, wie Agrarrevolution oder pro-

letarische oder sozialistische Revolution. Sie ist ein Kombinat aus vielerlei revolutionären Elementen.“ (S. 

27.) 

Er findet den Anspruch, daß Rußland das „einzige kommunistische Land, der einzige Staat mit pro-

letarischer Diktatur sein will, zum mindesten nur teilweise richtig“ und entdeckt in der Sowjetunion 

die Diktatur einer „in Form eines politischen Ordens organisierten Schicht von Intellektuellen und 

Intellektualisierten“. Der lächerliche Vergleich mit dem Jesuitenstaat von Paraguay muß dazu her-

halten, um das erstaunliche Ergebnis zutage zu fördern: 

„Kommunistische Ansätze sind unleugbar vorhanden; aber im ganzen gesehen ist die russische Wirtschaft der 

Gegenwart in überwiegendem Maße von staatskapitalistischen bzw. staatssozialistischen Elementen durch-

setzt.“ (S. 29.) 

An dem sozialistischen Charakter der Gemeinde Wien, an deren Spitze die Herren Se i t z, B r e i t ne r  

u. Co. stehen, während die Polizei des Herrn Schobe r  ungestraft 90 Proletarier niederschießen [213] 

durfte, kann also nicht gezweifelt werden. In der Sowjetunion aber kann Engelbert Graf den Sozia-

lismus nicht entdecken, weil die Vertreter des Proletariats, die Staat und Wirtschaft leiten, „Intellek-

tuelle oder Intellektualisierte“ sind. Es ist jedenfalls eine neue Entdeckung, daß die proletarische Dik-

tatur ihren Klassencharakter verliert, wenn die führenden proletarischen Funktionäre „intellektuali-

siert“, das heißt wohl marxistisch geschult, sind. Immerhin muß Graf die Erfolge des Fünfjahreplans, 

den er als eine „Art Zwangskommunismus im Rekordtempo“, „ein ökonomisches Sechstagerennen 

im gigantischen Stil“ qualifiziert, anerkennen. Nach seiner Meinung ist „die Rechnung des Fünfjahre-

plans im einzelnen unhaltbar“ (S. 30), aber „der Aufschwung der russischen Güterproduktion ist eine 

Tatsache, die nicht weggeleugnet werden kann“. 

Die Anerkennung der Erfolge des Fünfjahreplans ist allerdings so formuliert, daß sie sehr gut in die 

Interventionshetze der Imperialisten hineinpaßt. 

„Die große Sphinx ist auch hier die Sowjetunion mit ihrer politischen Einflußsphäre. Jeder Fabrikschlot, der 

dort zu rauchen beginnt, bedeutet neue Arbeitslosigkeit in den alten Industriestaaten, jedes russische Dumping 

– ob Getreide, Flachs, Oel, Platin oder Holz – versetzt den an sich schon labilen Weltmarkt in konvulsivische 

Zuckungen, die sich über den ganzen Erdball verbreiten.“ (S. 50) 

Wecke r l e  drapiert seine Stellung zur Sowjetunion um eine Nuance „linker“: 

„Rußland wiederum liefert das zugleich heroische und erschütternde Beispiel einer Arbeiterschaft, die den 

entsagungsvollen Gang durch die Wüste zum Sozialismus angetreten hat, und die bewußt ein erst in ferner 

Zukunft winken. des Glück mit der Not und Entbehrung der Gegenwart bezahlt.“ (S. 73.) 

In der Form einer Sympathieerklärung wird hier das antibolschewistische Märchen von der Not und 

Entbehrung der russischen Arbeiterschaft wiedergegeben. Aber immerhin erklärt Weckerle die Sow-

jetunion als einen Kampfposten gegen den Kapitalismus. 

„Seit 1917 weht dort vom Kreml die rote Fahne der Revolution als permanente Kriegserklärung an den Kapi-

talismus.“ (S. 82) 

Im allgemeinen bahnt sich bei den „Linken“ eine Rückkehr zu jener Stellungnahme an, die Ot t o  

Baue r  in den ersten Jahren der russischen Revolution eingenommen hatte, als die großen Siege der 
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proletarischen Diktatur in den Interventionskriegen die Begeisterung der proletarischen Massen auch 

innerhalb der Sozialdemokratie weckten. Damals bezogen die Zentristen die Position einer unver-

bindlichen Sympathie mit dem Bolschewismus in Rußland unter dem ausdrücklichen Vorbehalt, daß 

selbstverständlich in Westeuropa ganz andere Methoden am Platze wären. Jetzt erklärt Otto Bauer, 

nach seitenlanger antibolschewistischer Hetze über die „terroristische Diktatur“, „Vernichtung der 

geistigen Freiheit“, „brutalen Despotismus“ und dergleichen mehr: 

„Der Sturz der Sowjetdiktatur würde die Sowjetunion in blutigen Bürgerkrieg versetzen. Der Bürgerkrieg würde 

nationale Abfallsbewegungen in den nichtrussischen Gebieten der Union hervorrufen. Die Auflösung des gro-

ßen Reiches würde sich nicht ohne Einmengung der anderen Mächte vollziehen, sie [214] würde den Krieg in 

Europa und Asien entfesseln. Der Sieg der Reaktion in Rußland würde das Proletariat, die privilegierte Klasse 

des Sowjetsystems blutiger Rache, grausamer Unterdrückung preisgeben. Die Reaktion in Rußland würde die 

Reaktion in der Welt stärken Der Zusammenbruch des großen Versuches würde den Glauben an die Möglichkeit 

einer sozialistischen Produktionsweise in der ganzen Welt für geraume Zeit erschüttern.“ (a. a. O. S. 220) 

Während Otto Bauer so mit starken Worten die schweren Gefahren einer Intervention, eines konter-

revolutionären Sieges ausmalt (offenkundig ein Alibi gegenüber der Schuld der 2. Internationale an 

der Arbeit des menschewistischen Unions-Büros), schildert er die Perspektive des Triumphes des 

Fünfjahreplans folgendermaßen: 

„Eine solche Entwicklung würde der Welt die Möglichkeit einer Gesellschaftsordnung zeigen, in der ein gro-

ßer, technisch hoch entwickelter Produktionsapparat nicht mehr Kapitalisten, sondern der Gesamtheit der Ar-

beitenden gehörte und die Produktion nicht mehr der kapitalistischen Anarchie überantwortet, sondern auf 

Grund gesellschaftlichen Plans geführt wäre. Sie würde dadurch den Glauben an den Sozialismus in aller Welt 

vervielfachen.“ (a. a. O. S. 223.) 

Es ist selbstverständlich, daß in dem Maße, wie der sozialistische Aufbau triumphiert, alle Wurzeln 

des Kapitalismus im Lande der proletarischen Diktatur verschwinden und daher die Unterdrückungs-

maßnahmen gegen konterrevolutionäre Elemente immer mehr überflüssig werden. Die proletarische 

Diktatur bleibt darum Diktatur und gleichzeitig Demokratie für die werktätigen Massen, die sie im-

mer gewesen ist. Wenn Otto Bauer diese Entwicklung so schildert, als wäre dies ein Uebergang von 

dem viel geschmähten bolschewistischen Terrorismus zu der Art von Demokratie, die die Heroen der 

II. Internationale praktizieren, so zu dem Zweck, die eben aufgezeigte Schwenkung von der brutalen 

antibolschewistischen Hetze zu schwindelhaften Sympathieerklärungen vorzubereiten*). Die Erfolge 

des Fünfjahreplans sprechen eine so überzeugende Sprache, daß die Herren Otto Bauer u. Co., die 

ein gutes Ohr für die Stimmung der Massen haben, die Notwendigkeit einer Schwenkung begreifen. 

Natürlich folgt auf die eben geschilderte Anerkennung des Bolschewismus für Rußland sogleich der 

Vorbehalt: 

„Aber wenn das Gelingen des sozialistischen Aufbaus in der Sowjetunion sozialistischen Glauben, sozialisti-

schen Willen, sozialistische Kraft in der ganzen Welt gewaltig stärken würde, so würde doch die Arbeiterklasse 

der Industriestaaten Europas und Amerikas auch in diesem Falle ganz andere Wege zum Sozialismus gehen 

müssen, als der russische Bolschewismus gegangen ist und geht.“ (a. a. O. S. 223.) 

Diese „ganz anderen Wege“, an denen der „linke“ Reformismus auch in der gegenwärtigen Krise 

festhalten will, das ist die gute alte demokratische Schwindelpredigt, die alle Hintertüren für die To-

lerierungs- und Koalitionspolitik offen läßt. 

Sehen wir zu, welche politischen Konsequenzen Seydewi t z  aus dem katastrophalen Charakter der 

gegenwärtigen Wirtschaftskrise zieht. 

[215] Er stellt zunächst fest, daß die durch das Krisenelend verbitterten Massen ihre Empörung nicht 

gegen den „Alleinschuldigen, gegen den Kapitalismus, sondern – gegen die Sozialdemokratie“ richten. 

Der Reformismus, der sich seit 1914 mit allen Kräften für die Erhaltung des Kapitalismus, für die 

Niederhaltung der revolutionären Arbeiterschaft einsetzte, soll also an dem Krisenelend des 

 
*) Wie schwindelhaft diese „Sympathie“ ist, zeigt der in diesen Tagen veröffentlichte Beschluß der SPOe, durch den allen 

Parteimitgliedern verboten wird, sei es auch nur als Touristen, in die Sowjetunion zu reisen! 
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Kapitalismus unschuldig sein. Seydewitz will nur zugeben, daß die seit dem 4. August 1914 getrie-

bene Politik des Reformismus Schuld daran trägt, daß die von der Krise am härtesten betroffenen 

Schichten die Sozialdemokratie für ihr Elend verantwortlich machen und eben darum der faschisti-

schen Demagogie erliegen. 

Das ist eine eigenartige Gedankenkonstruktion, die offenkundig nur den Zweck hat, die Verbrechen 

des Reformismus an der Arbeiterklasse zu entschuldigen und damit die „links“sozialdemokratische 

Politik der unbedingten Aufrechterhaltung der Einheit mit den offenen Reformisten zu rechtfertigen. 

Wenn die SPD in der Tat keine Schuld hätte an dem Massenelend, die Massen aber der SPD schuld 

geben, dann läge das am „Unverstand der Massen“, nicht an der Politik der SPD. Wenn aber die 

reformistische Politik, wie Seydewitz zugibt, an der Erbitterung der Massen gegen die SPD schuld 

ist, so haben die proletarischen Massen recht, in ihnen die Schuldigen an dem Krisenelend zu sehen. 

Seydewitz setzt auseinander, daß der Sozialdemokrat in „führenden Staatsstellungen des kapitalisti-

schen Staates auch beim besten Willen, auch bei der leidenschaftlichsten proletarischen Gesinnung 

auf seinem ihm enge Grenzen vorschreibenden Posten die berechtigten Wünsche der Opfer der Krise 

nicht erfüllen kann“. Und bemerkt dazu: „Es kommt immer und überall nicht so sehr auf die guten 

Absichten, sondern auf die Wirkung und auf das Ergebnis an.“ (S. 110.) 

Der gute Wille der Herren Br au n, Seve r i n g, Gr ze s i n sk i, Zö r g iebe l  steht also außer allem 

Zweifel. Der Fehler ist nur, daß der „Staat gegenüber den Krisenerscheinungen und gegenüber der 

herrschenden kapitalistischen Klasse vollkommen machtlos ist“. 

Seydew i t z, der als Marxist gelten möchte, will also im bürgerlichen Staat nicht das Machtinstru-

ment der kapitalistischen Klasse sehen, er will nicht zugeben, daß leitende Funktionäre dieses Staate. 

Agenten der Bourgeoisie sind und nichts anderes, weil diese Einsicht den grundsätzlichen Bruch mit 

der SPD bedeuten würde. Daher stehen diese „Linken“ in den Grundfragen des Klassenkampfes, der 

Stellung zur bürgerlichen Demokratie und zur Koalitionspolitik auf dem gleichen Boden, wie die 

offizielle Parteiführung. Seydewitz faßt seine Darstellung über die Entartung des Parlamentarismus 

in der letzten Zeit in folgender Weisheit zusammen: 

„Auf Grund der praktischen Erfahrungen des letzten Jahrzehnts muß die Sozialdemokratie die Massen aufklä-

ren über die Zusammenhänge, und erst, wenn die Massen k e i n e  I l l u s i o n e n  m e h r  h a b e n  ü b e r  d i e  

f o r m a l e  D e m o k r a t i e  im kapitalistischen Klassenstaat, werden sie vor Enttäuschungen [216] bewahrt blei-

ben und die Bedeutung der Demokratie als Mittel zum Zweck, als Waffe im Befreiungskampf des Proletariats 

gegen Faschismus und Kapitalismus erkennen.“ (S. 124.) 

Wenn die Massen keine Illusionen mehr über die formale Demokratie haben, dann sollen sie also 

noch mit der Illusion gefüttert werden, daß die bürgerliche Demokratie eine Waffe im Befreiungs-

kampf gegen Kapitalismus und Faschismus ist! 

Welche praktisch-politischen Folgerungen zieht nun Seydew i t z aus der Krise des niedergehenden 

Kapitalismus? Er meint, wenn die Krise eine solche Krise wie die der Vorkriegszeit wäre, „dann wäre 

vielleicht die von dem reformistischen Flügel der Sozialdemokratie betriebene Politik des Auswei-

chens vor dem gegenwärtigen Druck der Bourgeoisie ... berechtigt.“ (S. 129.) Schon diese Fragestel-

lung zeigt, daß Seydewitz grundsätzlich den Boden des Reformismus nicht verlassen kann. Wenn 

man die Frage der Zulässigkeit der Zusammenarbeit mit der Bourgeoisie, oder besser gesagt, der 

völligen Kapitulation, der ergebenen Knechtsdienste für die Bourgeoisie von der Einschätzung der 

wirtschaftlichen Lage abhängig macht, dann stellt man eine grundlegende Frage des Klassenkampfes 

als eine bloß taktische Frage hin. In der Tat halten die „Linken“ an der Stellungnahme fest, die Ro -

sen f e l d  in ihrem Namen auf dem Magdeburge r  Pa r t e i t ag  1929  begründet hat, nämlich, daß 

die Frage der Koalition keine grundsätzliche, sondern eine taktische Frage sei. 

Seydewitz macht zwar radikale Redensarten darüber, daß „die SPD, die eine marxistische Partei sein 

will (!), die Krise des Kapitalismus zum Kampf für den Sturz und die Beseitigung der kapitalistischen 

Gesellschaft ausnutzen und bei allen Proletariern den Willen zur Revolution wecken und auf die re-

volutionäre Umwälzung vorbereiten“ soll. Aber wenn die Rede auf die praktischen, aktuellen Fragen 

kommt, ist seine Ausdrucksweise schon weit weniger konkret. 
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„Weiter wird es, von dieser Grundeinstellung ausgehend, in dieser ökonomischen Situation der Sozialdemo-

kratie s c h w e r l i c h  m ö g l i c h  sein, Bündnisse mit den Parteien der Bourgeoisie abzuschließen, und wo sie 

es trotzdem tut. wird das praktisch immer auf Kosten des Proletariats geheim müssen und dadurch auf Kosten 

des für die Sozialdemokratie zu erwerbenden Vertrauens der Massen, auf Kosten der für die Ueberwindung 

des Kapitalismus zu mobilisieren den Kampfkräfte.“ (S. 131/32) 

Bündnisse mit bürgerlichen Parteien sind also nicht grundsätzlich unzulässig, sondern „schwerlich 

möglich“. So werden alle Hintertüren offen gelassen. Wenn sich bei der Panzerkreuzerabstimmung 

die sozialdemokratische „Linke“ gespalten hat, indem der größte Teil derjenigen Führer, die sich 

noch auf dem Magdeburger Parteitag als „Linke“ gebärdeten, die Künstler, Sender, Aufhäuser u. Co. 

in die Front des Parteivorstandes einschwenkten und nur ein Fähnlein von „9 Aufrechten“ wenigstens 

bei dieser Abstimmung gegen die Disziplin der Panzerkreuzersozialisten aufmuckte, so darf man 

doch in dieser Trennung nicht eine grundsätzliche Scheidung der Geister sehen. [217] Was Seydewitz 

lendenlahm an der Koalitionspolitik kritisiert, das hat die Seydewitz-Gruppe in der Politik der säch-

sischen Landtagsfraktion selbst mitgemacht; denn die Tolerierung der Regierung des Volksparteilers 

Sch i eck  unterscheidet sich in nichts von der Tolerierungspolitik der Reichstagsfraktion. 

Seydewitz fordert die Aufstellung von ak t ue l l e n  Tages fo r de r ungen  zur Milderung der Wir-

kung der Krise auf die Arbeitermassen, einen Kampf gegen Lohnabbau, wobei auch den unorgani-

sierten Arbeitern die materielle Möglichkeit zum Durchhalten gegeben werden soll, Kürzung der Ar-

beitszeit bei Erhöhung der Reallöhne, Beseitigung der Zölle und in Verbindung damit die Sozialisie-

rung der Produktionsmittel. Wenn die gewerkschaftlichen Forderungen ernst gemeint wären, dann 

müßten die Anhänger der Seydewitz u. Co. mit der RGO gegen die Gewerkschaftsbürokratie kämp-

fen. Bis heute ist noch kein Fall bekannt geworden, wo sich „linke“ sozialdemokratische Führer bei 

den revolutionären Massenkämpfen, die unter Führung der RGO stehen, irgendwie von der Politik 

der streikbrecherischen Gewerkschaftsbürokratie unterschieden hätten. 

Die Aufstellung der Sozialisierungsforderung ohne Verbindung mit dem Kampf für die proletarische 

Diktatur, die allein die Durchführung dieser Forderung garantieren kann, zeigt deutlich, daß auch hier 

nur der alte Sozialisierungsschwindel von 1918-19 neu auf gewärmt werden soll. 

Wenn jemand die radikalen Redensarten über die Ausnutzung der Krise zum revolutionären Sturz der 

kapitalistischen Gesellschaftsordnung ernst nehmen sollte, so ist der „berühmte“ Philosoph Max Ad -

l e r  dazu berufen, jede solche Illusion grausam gründlich zu zerstören. 

Dieser weise Mann, der von dem Gipfel seines banalen, verhunzten Kantianismus überlegen auf die 

„primitiven“ Materialisten, wie M a r x, Enge l s  und Len i n, herabsieht, ist dazu berufen, auch ge-

genüber der grob-materialistischen Auffassung von der proletarischen Revolution die wahre, philo-

sophische Weisheit zu finden. Er belehrt uns über „das Wesen der proletarischen Revolution“. Man 

darf sie sich nicht als „wüsten Umsturz“ (S. 146) vorstellen. Sie ist vielmehr nicht ein bloß politischer, 

sondern ein ökonomischer Prozeß. Und wenn diese Herren Reformisten von einem „Prozeß“ spre-

chen, so heißt das bei ihnen: „Immer langsam voran“. 

Max Adler unternimmt es, den Begriff der proletarischen Diktatur von den Vorstellungen eines „Put-

sches“, „des Terrorismus einer Minderheit“ zu reinigen. Die proletarische Diktatur bedeutet nach 

seiner Meinung „gar keinen Widerspruch zur politischen Demokratie, sondern ist deren ganz notwen-

dige und unausweichliche Konsequenz“. (S. 155.) Dabei ist aber unter „politischer Demokratie“ nicht 

etwa die Durchsetzung des Willens der werktätigen Massen im revolutionären Kampf gegen die bür-

gerlich-demokratische Staats-[218]macht zu verstehen, jene proletarische Demokratie, die nur durch 

die Vernichtung der bürgerlichen Demokratie geschaffen werden kann, sondern vielmehr die ganz 

ordinäre, in die Gesetze und Verfassung eingeengte bürgerliche Demokratie. Die proletarische Dik-

tatur soll nur so zustande kommen dürfen, „daß das Proletariat die Demokratie erobert, d. h. daß es 

zur Majorität der Bevölkerung wird und mit dem Rechte der Majorität, also auf demokratischem 

Wege nunmehr die notwendigen Maßnahmen ergreift, um den Klassenstaat in eine klassenlose Ge-

sellschaft umzuwandeln.“ (S. 156.) Wenn man glaubt, das sei die Aufwärmung des reformistischen 

Schwindels von der Eroberung der 51prozentigen Mehrheit, so unterschätzt man Max Adler. Er hat 
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hier doch etwas Neues entdeckt, was über die reformistische Weisheit der Vergangenheit hinausgeht. 

Er erklärt: 

„Der Begriff der Diktatur ist also sicher kein pazifistischer, er bleibt trotzdem ein d e m o k r a t i s c h e r  und 

l e g a l e r  (!), weil er nur auf der Grundlage der Majoritätsherrschaft des Proletariats, ja, mit Rücksicht auf die 

zum Wesen der politischen Demokratie gehörigen v e r f a s s u n g s r e c h t l i c h e n  B e s t i m m u n g e n  (!) sogar 

nur durch q u a l i f i z i e r t e  M a j o r i t ä t  (!) möglich, aber dann um so mehr demokratisch und legal sanktioniert 

ist. Diese demokratische Grundlage unterscheidet die Diktatur von dem Terrorismus, der stets die Vergewal-

tigung einer Majorität durch die bewaffnete Minorität zum Inhalt hat und illegale Wege geht.“ (S. 157) 

Dieser „revolutionäre Marxist“ hat in seinem Legalitätskretinismus Hitler überhitlert. Der Sozialis-

mus darf also nach Max Adler nur mit einer Zweidrittel-Mehrheit beschlossen werden. Die Enteig-

nung der Kapitalisten ist nach der bestehenden Verfassung nicht statthaft. Verfassungsändernde Ge-

setze können aber nur mit Zweidrittel-Mehrheit beschlossen werden. Also werden sich die Massen, 

die durch die Dauerkrise zum Hungertod verurteilt sind, gedulden müssen, bis die sozialdemokrati-

sche Zweidrittel-Mehrheit im Reichstag erreicht ist. Denn der Klassenkampf darf grundsätzlich nur 

legal, d. h. nach den Gesetzen, durch die die Bourgeoisie ihre Klassenherrschaft sichert, geführt wer-

den. So also sieht nach Max Adlers authentischer Interpretation die von Seydewitz proklamierte re-

volutionäre Ausnutzung der Krise zum Sturz des Kapitalismus aus! 

Wenn man diese, mit Verlaub zu sagen, „theoretische“ Grundlage der „Linken“ betrachtet, dann ist 

es klar, warum diese Gruppe die klägliche Rolle von Prügelknaben des Parteivorstandes spielt, die 

sich für ihren „Disziplin-Bruch“ verantworten müssen. Dann wird es verständlich, warum sie die 

Einheit mit den Panzerkreuzersozialisten für einen heiligen Grundsatz halten und die Einheitsfront 

kommunistischer und sozialdemokratischer Arbeiter ablehnen. Dann ist es auch klar, daß von dem 

Leipziger Parteitag nichts anderes zu erwarten ist, als eine erneute Kapitulation dieser Jammer-Op-

position vor dem Diktat der Wels, Braun und Severing. [219] 

* 

Max Adlers Revision des philosophischen Marxismus  
von Hermann Duncker. 

Nach Cunow und Kautsky hat sich nunmehr auch Max Adler daran gemacht, in einem umfangreichen 

Werk die materialistische Geschichtsauffassung vom – Marxismus zu säubern. Es geschieht das in 

einem „Lehr buch  de r  m a t e r i a l i s t i s chen  Gesch i ch t s au f f a s sung  (Soziologie des Marxis-

mus) 1. Ban d: A l l gem e i ne  Grund l egun g. 

Man muß schon sagen, Herr Professor Adler kanzelt da die drei Philosophieschüler Marx, Engels und 

Lenin gehörig ab. Andauernd hält er ihnen ihre „erkenntniskritische Unbildung“ (S. 76) vor, ihren 

Mangel „einer erkenntniskritischen Grundorientierung des Denkens“ (S 103, 115). Daher beschäfti-

gen sich diese oberflächlichen Gesellen auch „mit völlig gleichgültigen und überflüssigen Problemen, 

wie mit dem Verhältnis von Denken und Sein, Geist und Materie“ (S. 151). Und nun gar dieser Lenin. 

Der kommt mit „altem Kram“ (S. 113), mit Theorien, die „längst unter dem Gelächter der kritischen 

Philosophie begraben“ sind (S. 131), verfängt sich „in Trugschlüssen“ (S. 138), offenbart eine „fast 

groteske Begrenztheit in der Argumentierung“. In seinem philosophischen Hauptwerk ist seine ganze 

Polemik „höchst unfruchtbar und macht einen geradezu scholastischen Eindruck“ (S. 114). Und wa-

rum all diese bösen Zensuren? Marx, Engels und Lenin werfen noch mit dem Wort „Materialismus“ 

um sich, ohne sich vorher beim Herrn Professor nach einem zweckmäßigeren Wortgebrauch erkun-

digt zu haben. Sie behaupteten des weiteren sogar, eine „Weltanschauung“ zu besitzen und das ver-

trägt sich nicht mit „Wissenschaft“, wie der Herr Professor lehrt. „Eine Auffassung des Marxismus 

als einer Weltanschauung nimmt ihr den theoretischen Charakter.“ (S. 31.) Und schließlich philoso-

phierten alle drei ins Blaue hinein, ohne erst Professor Adlers Vorlesung über Erkenntniskritik belegt 

zu haben! Die Folgen sind denn auch verheerend. Sie haben zeitlebens geglaubt, Gegner der Meta-

physik gewesen zu sein und waren doch, wie Adler von Lenin behauptet, selbst du r ch  und  du r ch  

Me t aphys i ke r. 
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In bezug auf Marx und Engels versucht Adler mit allen rhetorischen Künsten ihrem Wortgebrauch 

„Materialismus“ einen harmlosen, unverfänglicheren Sinn unterzulegen? „... er ist Positivismus, rea-

listischer Positivismus und sonst nichts weiter.“ (S. 100.) Und immer wieder dekretiert Adler, „daß 

Marx und Engels eben nicht Materialisten waren“ (S. 88, 74). Aber ganz wohl ist es Adler bei seinen 

sophistischen Haarspaltereien doch nicht, und so macht er eine Anleihe bei seinem Gesinnungsge-

nossen Kautsky. Dieser hatte sich dem politischen Marxismus gegenüber dadurch zu helfen gewußt, 

daß er die ihm so unbequeme und leider doch wich-[220]tigste zentrale Lehre des Marxismus von der 

proletarischen Diktatur in eine „gelegentliche“ und für den Marxismus unwesentliche Behauptung 

von Marx zu degradieren suchte. Genau so verfährt jetzt Max Adler. Er erklärt: Im Marxismus gehört 

der Materialismus „gar nicht zu seinem wesentlich theoretischen Inhalt, betrifft vielmehr die ganz 

individuelle und vergängliche Seite im Denken von Marx und Engels“. (S. 115.) Auf solche Weise 

wird also der Materialismus bagatellisiert, und der Idealist Adler schimpft sich noch weiter „Marxist“. 

We l t anschauung  und  Wi s senscha f t. 

Adler konstruiert einen polaren Gegensatz zwischen Weltanschauung und Wissenschaft. Im Gegen-

satz zu aller Weltanschauung „behandelt jede Wissenschaft nur einen Teil der Welt“ und „hat daher 

gar nicht das Bestreben. Das Ganze der Erscheinungen, „die Welt“, zu erfassen.“ So lesen wir auf S. 

31. Elf Seiten später hat Adler seine ganze Definition bereits vergessen und schreibt zur Kennzeich-

nung der Entwicklung des .wissenschaftlichen Bewußtwerdens der Neuzeit“: „so entsteht hier die 

Idee eines Wi s sen s, welches sich zutraut, das Ganze der Welt zu umfassen.“ (S. 42.) Na, also! Das 

zweite Kriterium der Wissenschaft ist nach Adler, daß alle Wissenschaft nur „den kausalen Zusam-

menhang der Erscheinungen“ des betreffenden Weltausschnittes untersucht. „Sie verzichtet schon 

ganz und gar auf die Erkenntnis ihres inneren Wesens“ (S. 31.) Da hat nun freilich ein gewisser Marx 

einmal ausgesprochen: „Alle Wissenschaft wäre überflüssig, wenn die Erscheinungsform und das 

Wesen der Dinge unmittelbar zusammenfielen.“ (Kapital III2, S. 352.) Und seine wissenschaftlichen 

Untersuchungen zielten immer darauf ab, das innere Wesen unter der Erscheinungsoberfläche zu er-

gründen. Was will da also die Adlersche Gegenüberstellung von Wissen und Weltanschauung und 

seine Behauptung: „Der Marxismus ist durchaus bloße Wissenschaft“ (S. 18) und „der Marxismus ist 

keine Weltanschauung“ (S. 31). Das ist in höchstem Maße ein vulgärer Schematismus. Gerade für 

den Marxismus gilt nämlich, daß er Wissenschaft und Weltanschauung zugleich ist, daß er als dia-

lektischer Materialismus eine wissenschaftlich begründete Weltanschauung gegenüber allen subjek-

tiven, idealistischen Spekulationen ist, eine Weltwissenschaft, die Herausbildung eines universellen 

Denkzusammenhangs. Natürlich ist durch die persönliche Klassenlage – also für sich gesehen, „sub-

jektiv“ – begründet, welche objektiven Zusammenhänge sich einem Menschen zuerst aufdrängen, 

und wieweit sie sich ihm entschleiern. Aber es ist ein völliger Agnostizismus – hinter dem sich hier 

ein verschämter Idealismus versteckt – wenn Adler erklärt: 

„Diese Grundanschauung (nämlich jede Weltanschauung) ist selbst nicht beweisbar, sondern entspringt einer 

grundlegenden Stellungnahme des Trägers dieser Weltanschauung zu dem Ganzen, das ihn umgibt.“ (S. 31.) 

Mit solchem Saltomortale könnte Adler auch im Lager der religiösen Sozialisten landen. Und tat-

sächlich lesen wir bei ihm: 

[221] „Die Frage Atheismus oder Theismus ist keine Frage der Wissenschaft, sondern der Religion oder der 

Metaphysik ... ein Gegenbeweis gegen das Dasein Gottes ist wissenschaftlich nicht möglich.“ (S. 86.) 

Das sagt der Pfarrer auch. Und hatte nicht der Sozialdemokrat Sollmann auf dem Magdeburger Par-

teitag (1929) verkündet: 

„Der Atheismus ist genau so unwissenschaftlich wie der Gottesbeweis.“ (Protokoll S. 76.) Im Zeichen 

der sozialdemokratischen Koalition mit dem Zentrum ist nun auch ein Professor Adler auf den Soll-

mann gekommen! 

Noch von eitler anderen Seite her sucht Adler die „Weltanschauung“ aus dem Marxismus herauszu-

eskamotieren. Er meint, es handele sich im Marxismus „nur um die Auffassung der gese l l s cha f t -

l i chen  We l t“. (34.) Dabei besitzen wir von Engels die tiefgründigen Untersuchungen über 
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Dialektik und Natur, die in jeder Zeile offenbaren, wie sehr Engels und Marx daran lag, die Grund-

lehren ihres dialektischen Materialismus für das Weltganze, also für Gesellschaft und  Natur nach-

zuweisen. Natürlich waren beide in erster Linie Geschichtsforscher, natürlich lag das Schwergewicht 

ihrer Geistesarbeit auf gesellschaftlichem Gebiet, aber ihre Weltanschauung war eine einheitliche und 

universelle. Uebrigens muß Adler selbst auf 5. 41 zugeben, daß („Marx und Engels den Zusammen-

hang ihrer Grundlehre mit dem ganzen System eines einheitlichen Kausalverständnisses selbst in 

deutlichem Bewußtsein gehabt haben.“ Also doch Weltanschauung, Herr Professor! 

Ma t e r i a l i sm us  und  Me t aphys i k. 

Den Hauptstoß seines Angriffs auf den Marxismus richtet Adler gegen den Materialismus. Nach ihm 

ist aller Materialismus Metaphysik und verläßt den „Boden der Erfahrung“. (S. 77.) „Für die Wissen-

schaft ist der Materialismus und der Spiritualismus (= Idealismus. H. D.) in gleicher Weise eine Hy-

pothese, die sie auf ihrem Felde nirgends benötigt und mit der sie auch gar nichts anfangen könnte.“ 

(S. 84.) Nach Adler habe auch Engels in lichten Augenblicken die Materie, diesen, wie Adler sagt, 

metaphysischen Grundbegriff des philosophischen Materialismus, abgelehnt. Adler zitiert als Beweis 

aus der Naturdialektik einen längeren Passus (S. 102). Aber da wandte sich Engels nur gegen die 

Abstraktion einer „Materie als solcher“. 

„Materie als solche im Unterschied von den bestimmten existierenden Materien ist also n i c h t s  s i n n l i c h  

E x i s t i e r e n d e s.“ (Die Sperrung der letzten drei Worte rührt natürlich von Adler her.) 

Aber geradezu ein wissenschaftlicher Skandal ist es, daß Adler unterschlägt, daß wenige Seiten weiter 

Engels ergänzend ausführt: 

„Die Materie und Bewegung k a n n  also gar nicht anders erkannt werden als durch Untersuchung der einzelnen 

Stoff- und Bewegungsformen, und indem wir diese erkennen, erkennen wir pro tanto (im ganzen H. D.) auch 

die Materie und Bewegung a l s  s o l c h e.“ (Und hier stammt die Sperrung „als solche“ von Engels!) 

[222] Wir e r kennen  also die Materie, Herr Professor! Gewiß nur in immer größerer Annäherung, 

gewiß nur in einem dialektischen Prozeß, wie die Materie ja selbst ein dialektischer Prozeß ist. Aber 

wir erkennen doch in steigendem Maße die Realität der Außenwelt. Solche Annahme „einer an sich 

seienden Weltmaterie“ (S. 120) ist jedoch für Professor Adler ein Greuel, eine „grobe erkenntniskri-

tische Unbildung des Materialismus“. Denn Adler nennt sich mit Stolz Idealist, „de r  h i n t e r  de r  

unm i t t e l ba r en  Em pf i ndung s- u nd  Wahrnehm ungse r f ah r ung  n i ch t s  mehr  s uc h t“. 

(S. 133.) Er will nur die Frage gelten lassen: „Wie  kommt unsere Erkenntnis von der Welt zustande?“ 

– und vergißt dabei ganz, daß er selbst ja schon bei dieser Fragestellung von dem Faktum („Welt“ 

ausgeht. Doch Adler dekretiert: 

„Der Materialist, der an die Realität der Außenwelt unabhängig von unserem Bewußtsein glaubt ... lebt im 

dicksten Fideismus, ohne das freilich zu wissen.“ (S. 130.) 

Das ist wahrhaftig der verwegenste Solipsismus, den man sich denken kann. Und von der „Höhe“ 

dieses Standpunktes prasselt nun jener Platzregen von verächtlichmachenden Anwürfen auf den ar-

men Lenin herab, dem ein ganzes Kapitel „Der Materialismus bei Len i n“ (S. 131-153) gewidmet ist 

und aus dem wir bereits einiger Tropfen aufgefangen haben. Alle Begriffe, wie Atome, Elektronen 

usw., erheben nach Adler keine Realitätsansprüche, sondern gelten „nur als Arbeitsbegriffe der Wis-

senschaft“. (S. 133.) Schön – aber sind das autonome Fiktionen unseres oberherrlichen Geistes oder 

nicht vielmehr Wahrscheinlichkeitserfassungen, wie sie sich aus der immer entwickelteren Lebens-

praxis als vorläufige Erkenntnisetappen ergeben haben?! Adler aber behauptet unentwegt: es sind 

nicht „Annäherungserkenntnisse“ (S. 148), sondern „bloße Denkmittel“! Und alle Realität außerhalb 

unseres Bewußtseins ist bloßer Glaube! 

Gerade die Diskussion dieses letzten Satzes zeigt, daß die von Adler viel verspottete Frage nach dem 

Verhältnis von Denken und Sein kein blödes Scheinproblem ist, sondern, wie schon Engels betonter 

die Kardinalfrage für alle Welterkenntnis, für alle Philosophie. Eine unentrinnbare Alternative des 

Grundstandpunktes. Vom Denken  als primärem Ausgangspunkt kann man freilich nur durch gött-

liches Schöpfungswunder über das Denken hinauskommen. Der konsequente Idealist ist ein geistiger 
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Nabelbeschauer – ewig weltfremd! Der Materialist geht von dem entgegengesetzten Standpunkt aus. 

Auf Grund der Annahme des primären Se i n s, der objektiven Realität, entfaltet sich ihm im nie en-

denden dialektischen Fluß der Wirklichkeit das Problem der Erkenntnis. 

Angesichts dieses Gegensatzes von Idealismus und Materialismus vergegenwärtige man sich: Der 

Idealist Adler schreibt ein Lehrbuch des historischen Materialismus, d. h. ein Pfarrer belehrt uns über 

Atheismus! 

Aber wer ist dieser Spiritualist Max Adler? Es ist d i e  g r ö ß t e  [223] Leuch t e  de r  „l i nke n“ So-

z i a l f a sch i s t e n! Er steht auf dem linkesten Flügel der „linken“ österreichischen Sozialdemokratie, 

und man munkelt, daß ihn die Renner, Austerlitz und Konsorten sogar aus der Partei hinauswerfen 

wollen. Für die Seydewitze und Rosenfelds ist dieser Max Adler ein „Revolutionär“, ein Revolutionär 

mit frommem Augenaufschlag sozusagen. Doch die Rückkehr der „Linken“ zu Kant und der deut-

schen idealistischen Philosophie ist begreiflich. Marx und Engels haben uns gezeigt, daß diese ver-

stiegene, in die leere Spekulation flüchtende Philosophie nur eine Widerspiegelung der jämmerlichen 

Rolle der deutschen Bourgeoisie im 18. und der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts gewesen ist. Uns 

scheint, daß die zum Kotzen erbärmliche Rolle der „linken“ Sozialdemokraten innerhalb ihrer Partei 

und innerhalb der heutigen Gesellschaft sie zur Flucht zu Kant prädestiniert hat. 

* 

Ueber die Entwicklung der Löhne im Zyklus 1924–1930?  
Von P e t e r  J o t t k a s. 

I. Theo r e t i s che  Vorbem er kunge n. 

Die Entwicklung der Löhne während der Periode 1924 bis 1930 ist bestimmt: einmal durch die all-

gemeinen Gesetze der Lohnentwicklung innerhalb des industriellen Zyklus und von Zyklus zu Zyk-

lus; und zweitens durch die besonderen Faktoren, die mit den jeweiligen Modifikationen durch die 

Phase des Kapitalismus, in der der Zyklus vor sich geht, gegeben sind. 

Ein allgemeines Gesetz der Lohnentwicklung während des Zyklus ist es, daß die Löhne in der Periode 

des Aufstiegs, der dauernd steigenden Produktion von konstantem Kapital (c), steigen und daß sie 

während der Periode der Krise und der ihr folgenden Periode der Depression sinken. Ein anderes 

allgemeines Gesetz der Lohnentwicklung ist es, daß der Durchschnittsreallohn, daß die durchschnitt-

liche absolute Lebenshaltung der Gesamtarbeiterklasse sich von Zyklus zu Zyklus verschlechtert. 

Das erste Gesetz behandelt die Lohnentwicklung innerhalb des Zyklus. Das zweite behandelt die 

Lohnentwicklung von Zyklus zu Zyklus, das heißt die Gesamtrichtung der Lohnentwicklung. 

Das zweite Gesetz hat in der letzten Periode des Kapitalismus, in der Periode der allgemeinen Krise 

des Kapitalismus, eine besondere Bedeutung gewonnen. Bis zum Weltkrieg wurden immer neue 

Märkte eröffnet, wurden immer neue Kolonialvölker als Ausbeutungsobjekte des Kapitalismus ent-

deckt und benutzt. Insbesondere in den letzten Jahren des 19. Jahrhunderts und in den ersten Jahren 

[224] des 20. Jahrhunderts lag das Schwergewicht der Intensivierung der Ausbeutung auf den Kolo-

nien und Halbkolonien. Das hatte zur Folge, daß das zweite Gesetz, das die absolute Senkung der 

Lebenshaltung der europäischen Arbeiter sich nur langsam durchsetzte. 

Heute jedoch, in der Periode der allgemeinen Krise des Kapitalismus, ist die Intensität der Ausbeu-

tung sehr viel gleichmäßiger auf die europäischen und kolonialen Länder verteilt. Das bedeutet, daß 

heute die absolute Verelendung des europäischen Arbeiters sehr viel schneller und hemmungsloser 

vor sich geht. 

Mit dieser Intensivierung der Wirksamkeit des zweiten Gesetzes über die Bewegung der Löhne haben 

wir einen der wichtigsten Faktoren, die die besondere Bewegung der Löhne in der Periode der allge-

meinen Krise des Kapitalismus bestimmen, festgestellt. 

Aus dieser Notwendigkeit der immer stärkeren Heranziehung des europäischen Proletariats zur in-

tensiven Ausbeutung lassen sich dann auch eine ganze Reihe anderer Faktoren, die die Ausbeutung 

beschleunigen, herleiten: Rationalisierung, Intensivierung der Arbeit usw. 
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Neben diesem einen Hauptfaktor – der mehr gleichmäßigen Verteilung der Ausbeutung auf europäi-

sche und koloniale Arbeiter – ist es der folgende zweite Hauptfaktor, der die Entwicklung der Löhne 

in der Periode der allgemeinen Krise des Kapitalismus wesentlich beeinflußt: die Widersprüche der 

kapitalistischen Entwicklung finden im Gegensatz zu früher mehr und mehr ihren sichtbaren Aus-

druck in der Entwicklung der Produktion und weniger und weniger in der Entwicklung der Preise. 

Das heißt, wenn wir die Entwicklung der Produktion vom Höhepunkt zum Tiefpunkt innerhalb eines 

Zyklus in den Perioden vor der allgemeinen Krise des Kapitalismus und in der heutigen Periode der 

allgemeinen Krise betrachten, dann können wir feststellen, daß der Unterschied zwischen Höhepunkt 

und Tiefpunkt der Produktion innerhalb des Zyklus heute ein sehr viel größerer ist als früher. Wenn 

wir uns gleichzeitig die Preisentwicklung betrachten, so können wir einmal feststellen, daß selbst 

während der Aufstiegsperiode innerhalb des Zyklus die Preise nicht mehr überall steigen (sie sanken 

z. B. in den Vereinigten Staaten) und daß die Preise während der zyklischen Krise sehr viel weniger 

sinken als früher. Gegen die letztere Behauptung mag man einwenden, daß die Preise einer ganzen 

Reihe von Waren, wie Kaffee, Weizen usw., unerhört stark gesunken sind. Darauf ist zu erwidern, 

daß die Preise landwirtschaftlicher Waren bereits vor der zyklischen Krise, und zwar im Zusammen-

hang mit der allgemeinen Krise des Kapitalismus, beträchtlich gesunken sind. Wenn wir die Preise 

der zyklisch bestimmten Waren, also in erster Linie der industriellen Waren, nehmen, so sind sie in 

der letzten zyklischen Krise, das heißt in der Krise, in der wir uns heute befinden, weit weniger ge-

sunken als in vorangehenden Krisen der Vorkriegszeit. 

Was aber bedeutet es für die Löhne, wenn sich in der zyklischen [225] Krise die Zerstörung von 

Kapital sehr viel mehr durch Drosselung der Produktion als durch Senkung der Preise vollzieht? Eine 

stärkere Senkung der Produktion bedeutet natürlich größere Arbeitslosigkeit. Größere Arbeitslosig-

keit aber bedeutet größeren Lohnraub. Größerer Lohnraub aber bedeutet geringeres Lohneinkommen 

für den Durchschnitt der Arbeiter. Auf der anderen Seite bedeutet geringere Preissenkung, verhält-

nismäßig weniger Kaufkraft. Auf der einen Seite haben wir eine größere Senkung des durchschnitt-

lichen Geldeinkommens (infolge größerer Entlassungen wegen geringerer Produktion), auf der ande-

ren Seite eine verhältnismäßig immer weniger steigende Kaufkraft pro Mark, Dollar oder Schilling 

(infolge geringerer Preissenkungen). Beide Momente, die größere Senkung der Produktion und die 

geringere Senkung der Preise wirken in einer Richtung: sie tragen zur ve r s t ä r k t en  abso l u t en  

Ve r e l endung  de r  Ar be i t e r  in der zyklischen Krise bei. 

Es bedarf hier keiner weiteren Hinweise darauf, daß der zweite Hauptfaktor, der die besondere Ent-

wicklung der Löhne in der Periode der allgemeinen Krise des Kapitalismus bestimmt, die Verschie-

bung des Schwergewichts des Sinkens von den Preisen auf die Produktion, in engstem Zusammen-

hang mit der Entwicklung und Ausbreitung des Monopolkapitalismus steht 

2. D i e  En twi ck l ung  de r  Löhne  1924  b i s  193 0. 

Die Aufschwungsperiode des letzten Zyklus begann im Jahre 1924. Sie dauerte bis zum Jahre 1929. 

Bereits 1928 aber beginnt sich die Krise latent zu verbreiten. Ende 1929 bricht sie offen aus. Sie 

dauert heute noch an. 

Dementsprechend entwickelten sich die Löhne. Wir beginnen mit den Tariflöhnen und übernehmen 

die folgenden Zahlen aus den Berechnungen Kuczynskis. 

Tariflöhne 1924-1930 

Jahr Mark Jahr Mark Jahr Mark 

1924 30,55 1927 43,00 1929 48,55 

1925 38,25 1928 46,30 1930 49,20 

1926 41,05     

Die Löhne beziehen sich nur auf erwachsene Industrie- und Verkehrsarbeiter. Sie zeigen ein unun-

terbrochenes Ansteigen der Tariflöhne, ganz gleich, ob der zyklische Aufstieg durch einen konjunk-

turellen Rückgang unterbrochen war, wie 1926, oder ob die Krise bereits ausgebrochen ist, wie im 

Jahre 1930; erst die Tariflöhne im Jahre 1931 werden eine Senkung aufweisen. Wir sind berechtigt, 

aus den obigen Zahlen den Schluß zu ziehen, daß die Tariflöhne verhältnismäßig unempfindlich 
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gegen konjunkturelle Schwankungen innerhalb des Zyklus sind und daß sie auch auf den Eintritt der 

Krise erst verhältnismäßig spät reagieren. 

J edoch  s ind  d i e  Ta r i f l öhne  nu r  e i ne r  un t e r  v i e l en  Fak t o r e n, d i e  da s  t a t säch l i che  

Ar be i t s e i n-[226]kom m en  bes t i mm e n. Andere Faktoren sind übertarifliche Zuschläge, Ar-

beitslosigkeit, Kurzarbeit, Steuern und Versicherungsbeiträge. Die folgende Tabelle gibt den Pro-

zentsatz der übertariflichen Zuschläge, den Prozentsatz der Lohnverluste durch Arbeitslosigkeit und 

durch Kurzarbeit sowie den Prozentsatz der Lohnverluste durch Steuern und Versicherungsbeiträge. 

Lohnbestimmende Faktoren in Prozent des Arbeitseinkommens 1924-1930 

Jahr Uebertariflicher 

Lohnzuschlag 

% 

Arbeitslosigkeit, 

% 

Lohnverluste durch 

Kurzarbeit 

% 

Steuern und Versi-

cherungsbeitrage 

% 

1924 5 11,4 3,6 7½ 

1925 8 8,3 2,6 7 

1926 6 17,9 4,4 9 

1927 11 8,8 0,7 10 

1928 11 9,7 1,4 11 

1929 9 14,6 2,4 11 

1930 4 22,7 3,4 13 

Wir sehen sofort, wie stark fast alle diese Faktoren auf konjunkturelle und strukturelle Bewegungen 

des Zyklus reagieren. Der übertarifliche Lohnzuschlag sinkt 1926, während Arbeitslosigkeit und 

Kurzarbeit steigen. Und genau so 1929 und 1930; der übertarifliche Zuschlag sinkt, Arbeitslosigkeit 

und Kurzarbeit steigen. Von Wichtigkeit ist auch die Beobachtung, daß die Lohnverluste durch Steu-

ern und Versicherungsbeiträge im Krisenjahr 1930 gewachsen sind. Berücksichtigen wir noch die 

Arbeitslosenunterstützung, die beachtlicherweise während der Krise pro Unterstützten gesunken ist, 

so ergeben sich folgende Zahlen für das Durchschnittseinkommen des erwachsenen Industrie- und 

Verkehrsarbeiters: 

Wochenlohneinkommen 1924-1930 

Jahr Mark Jahr Mark Jahr Mark 

1924 26,50 1927 40,55 1929 42,20 

1925 35,60 1928 42,70 1930 36,95 

1926 33,90     

Das Wochenlohneinkommen stieg von 1924 bis 1925, sank entsprechend dem konjunkturellen Rück-

gang innerhalb der Aufschwungsperiode des Zyklus von 1925 bis 1926, stieg von 1926 bis 1927 und 

weiter von 1927 bis 1928 und begann dann mit dem Ausbruch der Krise von 1928 bis 1929 und von 

1929 bis 1930 zu sinken. 

Das tatsächliche Arbeitseinkommen reagiert also in hohem Maße nicht nur auf den allgemeinen Ver-

lauf des industriellen Zyklus, sondern auch auf die einzelnen konjunkturellen Schwankungen inner-

halb der einzelnen Phasen des Zyklus. 

De r  I ndex  de r  Rea l löhne  en t wi cke l t e  s i ch  i n  z i eml i ch  de r  g l e i chen  R i ch t ung  wi e  

da s  Lohne i nkomme n; e r  s ank  von  192 5  b i s  1926  und  s i nk t  s e i t  192 8. Sehr viel inte-

ressanter als der Index des Reallohneinkommens ist ein Ve r g l e i ch  de s  t a t s äch l i chen  Ar -

be i t s e i nko m-[227]me n s und  de r  Lebensha l t ungskos t e n, wie sie sich nach den amtlichen 

Berechnungen ergeben. 
Arbeitseinkommen und Lebenshaltungskosten 1924-1930 

Jahr Arbeitseinkommen 

Mk. 

Lebenshaltungskosten 

Mk. 

1924 26,50 41,20 

1925 35,60 45,15 

1926 33,90 45,60 

1927 40,55 47,65 

1928 42,70 48,95 

1929 42,20 49,65 

1930 36,95 47,55 
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In allen Jahren waren die Löhne niedriger als die Kosten der Waren, die selbst die bürgerliche amtli-

che Statistik dem Arbeiterhaushalt zubilligt. Im Jahre 1930 machten die Löhne nur 78 Prozent der 

Lebenshaltungskosten aus; tatsächlich, wenn wir die ungenügenden bürgerlichen Lebenshaltungs-

kosten korrigieren würden, würden sie kaum mehr als 70 Prozent ausmachen. Das heißt, das Arbeits-

einkommen hätte im Jahre 1930 um etwa 30 Prozent höher sein müssen, um die von der bürgerlichen 

Statistik dem Arbeiterhaushalt zugebilligten Waren kaufen zu können. Tatsächlich aber hätte es um 

mindestens 40 Prozent höher sein müssen, um die Kosten der Lebenshaltung, einschließlich des „mo-

ralisch-geschichtlichen“ Elements bestreiten zu können. 

3. D i e  En twi ck l ung  de r  Löhne  i n  de r  zyk l i s chen  Kr i s e  1929  und  1930. 

Der Höhepunkt der Produktion war im Juni 1929 erreicht. Seitdem sinkt sie mit geringen Schwan-

kungen unaufhörlich. Genau das gleiche gilt für die Löhne. Auch sie erreichten ihren Höhepunkt um 

die Mitte von 1929, genauer, im Juli 1929; auch sie sinken seitdem mit geringen Schwankungen 

unaufhörlich. 

Die Löhne standen während der ganzen Zeit unter beträchtlichem Druck, der sich immer mehr ver-

stärkte. Zunächst waren es vor allem die steigende Ar be i t s lo s i gke i t  und  Kur za rbe i t, die den 

Durchschnittslohn herabdrückten. Zu Beginn des Jahres 1930 kam zu der verhältnismäßig immer 

stärker wachsenden Arbeitslosigkeit und Kurzarbeit der Abbau  de r  übe r t a r i f l i chen  Zu -

s c h l äge  hinzu. Gegen Ende 1930 wurde der Druck auf den Lohn durch einen dritten Faktor ver-

stärkt: durch den Abbau  de r  Ta r i f l öhn e. Daneben lief der Abbau  de r  Soz i a lve r s i che rung  

und die E r höhung  de r  Massens t eue r n. 

Unter diesem Druck sanken die Löhne unerhört stark. Wir geben in der folgenden Tabelle den Index 

der Geldlöhne: 

Index der Wochenlöhne 1929 und 1930 

Monat 1929 1930 

Januar 91 88 

Februar 90 87 

März 95 88 

[228] 

Monat 1929 1930 

April 96 88 

Mai 99 89 

Juni 99 88 

Juli 100 85 

August 100 83 

September 99 81 

Oktober 98 79 

November 96 78 

Dezember 91 75 

Die Löhne sind im Verhältnis zum Jahre 1929 mit wachsender Schnelligkeit bis Oktober 1930 ge-

sunken. Seitdem verschlechtern sie sich natürlich noch weiter, aber das Tempo der Verschlechterung 

hat nachgelassen. – Der Hauptfaktor, der zur Senkung der Durchschnittslöhne beitrug, war die Ar-

beitslosigkeit. Wir geben im folgenden eine Uebersicht über die Lohnverluste durch Arbeitslosigkeit 

und Kurzarbeit im Jahre 1930 in Prozent der Verluste im entsprechenden Monat des Jahres 1929. 

Lohnverluste durch Arbeitslosigkeit und Kurzarbeit 1930 in Prozent der Verluste 1929 

Monat Prozent 

Januar 117 

Februar 108 

März 130 

April 182 

Mai 205 

Juni 219 

Juli 225 

August 230 
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Monat Prozent 

September 224 

Oktober 210 

November 188 

Dezember 159 

Erst in den letzten Monaten hat sich die Intensität des Steigens der Lohnverluste durch Arbeitslosig-

keit und Kurzarbeit vermindert, obgleich natürlich die Lohnverluste selbst weiter gestiegen sind. 

Es ist ganz selbstverständlich, daß die Intensität, daß das Tempo der Verschlechterung sich nicht 

dauernd steigern kann – denn das würde zur Selbstzerstörung des Kapitalismus führen. Jedoch hat 

die Intensitätssteigerung alle „Dienste“ getan, die sie nur leisten konnte. Wenn wir nämlich den Zeit-

punkt des höchsten Tempos der Verschlechterung – Frühherbst 1930 – in die allgemeine Entwicklung 

einordnen, so bemerken wir sofort, daß die Intensität, daß das Tempo der Verschlechterung in dem 

Augenblick aufhörte weiter zu steigen, in dem die wirtschaftliche Krise in eine politische umschlug. 

Die Quantität der wirtschaftlichen Verschlechterung schlug also qualitativ in eine politische Zuspit-

zung um. Und in dieser politischen Zuspitzung, in diesem Umschlag von wirtschaftlicher Quantität 

in politische Qualität berühren sich der Höhepunkt der zyklischen Krise und ein Höhepunkt der all-

gemeinen Krise des Kapitalismus. 

[229] Dieser Höhepunkt ist zeitlich ausgedrückt kein lag, keine Woche, kein Monat; er kann sich über 

ein Jahr hinziehen. Heute befindet sich die Entwicklung immer noch auf diesem Höhepunkt. Es ist 

nicht unwahrscheinlich, daß infolge der saisonmäßigen Einflüsse dieses Sommers der „Höhepunkt“ 

in den nächsten Monaten etwas „eingedrückt“ wird. Es ist aber ganz sicher, daß die zyklische Krise 

sich im nächsten Herbst von neuem vertiefen, daß die politische Krise, das heißt das Verbindungs-

glied zwischen zyklischer Krise und allgemeiner Krise des Kapitalismus, sich laufend durch den gan-

zen Sommer hindurch verschärfen wird. 

* 

Streiks und Krise  
Von Fritz David  

Fortsetzung. 

Geht der Kapitalismus den Weg des fieberhaften Ausbaues seines Produktionsapparates, so stößt er 

im Zeitalter der allgemeinen Krise des Kapitalismus durch das Gesetz der kapitalistischen Akkumu-

lation unabwendbar auf den Lohn und versucht, ihn unter den Wert der Arbeitskraft herabzudrücken. 

Das war der Fall in den Rationalisierungsjahren. Geht der Kapitalismus nicht diesen Weg, so greift 

er direkt die Löhne an, um Herr der Lage zu werden. I m  e r s t en  und  im  zwe i t en  Fa l l  werden  

d i e  Löhne  he r abgese t z t, und  zwar  l e t z t en  Endes  un t e r  den  Wer t  de r  Ar be i t sk ra f t. 

Der monopolistische Kapitalismus ist verschwenderisch. Das Dumping wird bei der Herrschaft des 

Monopolkapitalismus zur ökonomischen Notwendigkeit. Die Senkung des Kostenpreises bei Ver-

mehrung der Produktionseinheiten reicht keineswegs, um das Dumping defizitlos zu machen. Waren 

werden im Ausland unter ihrem Kostpreis verkauft. Dazu kommen noch die für den Monopolkapita-

lismus unentbehrlichen unproduktiven Ausgaben für Kriegsrüstungen, Kriege und Kriegsauswirkun-

gen (Reparationen u. dgl.). Die wachsende Verelendung der breiten Massen in der Periode der allge-

meinen Krise des Kapitalismus ruft ihrerseits neue Ausgaben für die herrschende Klasse in Form von 

Verstärkung des Gewaltapparates des kapitalistischen Staates (Polizei, Schlichtungswesen usw.) her-

vor. De r wachsend e Ve r sch l e iß  de s  kons t an ten  Kap i t a l s  du r ch  d i e  ch r on i s che  

Ni ch t ausnu t zung  de s  ge sam t en  P r oduk t i onsappa r a t e s, d i e  Ve r l us t e  du r ch  da s  

Dum pi n g, d i e  Kr i egskos t e n, d i e  Kos t en  de s  ve r s t ä r k t en  Gewa l t appa ra t e s  s i nd  un -

en t beh r l i ch  f ü r  da s  ve r s chwende r i s che  Sys t em  des  Monopo l kap i t a l i s m u s. Wie sol-

len diese Kosten gedeckt werden? Das Herunter 

drücken des Lohnes unter den Wert der Arbeitskraft wird in der Periode der allgemeinen Krise des 

Kapitalismus zur Bedingung für die E x i s t en z des kapitalistischen Systems. 
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[230] Die elementare Aufgabe des wirtschaftlichen Streiks – einen Lohn zu erkämpfen, der sich mit 

den Reproduktionskosten der Arbeitskraft deckt –, richtet sich in der Periode der allgemeinen Krise 

des Kapitalismus, insbesondere in der Phase ihrer Verschärfung, gegen das gesamte System, gegen 

die Grundlagen der kapitalistischen Wirtschaft und Gesellschaft. Der  P l a t z  de s  wi r t s cha f t l i -

chen  S t r e i k s  im  Kla s senkampf  ve r sch i eb t  s i c h, de r  w i r t s cha f t l i che  S t r e i k  w i r d  

zu r  o f f ens i ven  Kam pf hand lung. Genau das Gegenteil von dem, was Bernstein um die Wende 

des Jahrhunderts vorausgesagt hat: der wirtschaftliche Streik wird zwar zum Offensivkampf, aber 

nicht durch den Angriff auf die Profitrate und ihre allmähliche Auflösung in der Lohnrate. De r  w i r t -

s cha f t l i che  S t r e i k  i s t  n i ch t  nach  s e i nen  Nebenwi r kunge n, n i ch t  nach  s e i nen  Aus -

wi r kunge n, sonde r n  nach  s e i nem  I nha l t  zum  Of f ens i vkam pf  gegen  da s  kap i t a l i s -

t i s che  Sys t em  gewor de n. Das Wort eines linken Sozialdemokraten der Vorkriegszeit: „Streiks 

werden zu politischen Handlungen“, erhält in der Periode der allgemeinen Krise des Kapitalismus 

eine ganz neue Bedeutung. 

Zum Schluß dieses Kapitels sei folgendes bemerkt: Wir sprechen die ganze Zeit von der elementaren 

Aufgabe des wirtschaftlichen Streiks, einen Lohn zu erkämpfen, der sich mit den Reproduktionskosten 

der Arbeitskraft deckt. Nicht jeder einzelne wirtschaftliche Streik stellt sich diese volle Aufgabe; es 

ist deshalb klar, daß wir d i e  ge samt e  w i r t scha f t l i c he  S t r e i kbewegung  im Auge haben. Es 

ist auch selbstverständlich, daß der einzelne Streik, wenn er auch die weitgehende Forderung auf 

einen Lohn, der sich mit dem Wert der Arbeitskraft deckt, stellt, als Einzelerscheinung keineswegs 

eine Kampfhandlung gegen das Gesamtsystem darstellt Wenn wir in diesem Kapitel und im Gesamt-

artikel vom wirtschaftlichen Streik sprechen, so ist darunter der wirtschaftliche Streikkampf in seiner 

Gesamtheit zu verstehen. Die Rolle des wirtschaftlichen Streikkampfes ins Klassenkampf hat sich in 

der Periode der allgemeinen Krise des Kapitalismus verändert. Einzelne Streiks hatten auch unter „nor-

malen“ kapitalistischen Verhältnissen hie und da einen Angriffscharakter. Aber diese Angriffsstreiks 

spielten sich ab im Rahmen der Verteidigungsstellung des wirtschaftlichen Streikkampfes. Noch mehr 

im Laufe verschiedener Jahre konnten (dank verschiedener Umstände) in den führenden kapitalisti-

schen Ländern innerhalb des Zeitabschnitts zwischen Mitte des 19. Jahrhunderts und dem Weltkriege 

– die Streiks sogar oft einen Angriffscharakter haben. Im  g r oße n  und  ganzen  abe r  ha t  de r  

S t r e i kkam pf  i m  „nor m a l e n“ Kap i t a l i sm us  e i ne  Ve r t e i d i gungs s t e l lung  i nn e. An-

de r s  in der Periode der allgemeinen Krise des Kapitalismus. Hier hat der wirtschaftliche Streikkampf 

eine Angriffsstellung, er wird zur Kampfhandlung gegen das gesamte kapitalistische System. [231] 

2. Wirtschaftlicher Streik und politischer Kampf 

Die jetzigen „linken“ Sozialdemokraten, von Seydewitz bis zu der „Berliner Opposition“, sprechen 

in der letzten Zeit oft von der Unzulänglichkeit des nurgewerkschaftlichen Kampfes. Diese Gruppen 

in der Sozialdemokratie, die die Aufgabe haben, die Stimmungen der radikalisierenden Arbeitermas-

sen aufzufangen und durch demagogische, nichts kostende „linke“ Redensarten zu verwirren, spre-

chen um so mehr von der Notwendigkeit neuer Kampfesmethoden der Gewerkschaften, von der Wir-

kungslosigkeit des bloßen wirtschaftlichen Streiks, als sie in den Gewerkschaften dieselbe verräteri-

sche, streikbrecherische Praxis durchführen, wie ihre rechten Parteifreunde. Seydewitz schreibt in 

einem Aufsatz: 

„Wer die ökonomische Situation, wer die gegenwärtige Krise so beurteilt, wie wir das in diesen Blättern immer 

getan haben, der muß sich gerade angesichts der drohenden faschistischen Gefahr auf den Standpunkt stellen, 

daß eine jetzt von den Gewerkschaften betriebene Politik des Abwartens und Ausweichens für den Augenblick 

zwar klug scheinen mag, aber für die Arbeiterklasse sehr gefährlich werden kann; der muß mit uns den Stand-

punkt vertreten, daß die Gewerkschaften angesichts dieser ökonomischen Situation ihre bisher im Kampf um 

die Erhaltung des Lohnes eingeschlagene Taktik überprüfen und überlegen müssen, ob angesichts der großen 

politischen Offensive des Monopolkapitalismus auf das Lebensrecht der Proletarier der Abwehrkampf der 

Gewerkschaften n u r  a u f  d e r  r e i n  g e w e r k s c h a f t l i c h e n  B a s i s  jedes der einzelnen Verbände für sich 

erfolgreich weitergeführt werden kann.“*) 

 
*) „Der Klassenkampf“, 1931, Nr. 2. 
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Seydewitz empfiehlt den Gewerkschaftsführern neue Kampfesformen und neue Kampfmethoden, die 

der veränderten Situation entsprechen. Dieselben Gedankengänge kann man tagein, tagaus in den 

Aufsätzen der Brandlerianer lesen. 

Die Auffassung über die Unzulänglichkeit des nurgewerkschaftlichen Kampfes im Monopolkapita-

lismus ist nicht neu. Das marxistische Zentrum und die Linksradikalen in der alten Sozialdemokratie 

haben diese Auffassung gegen die Generalkommission der Gewerkschaften vertreten. 

„So wichtig, ja unentbehrlich die Gewerkschaften sind und bleiben, wir dürfen nicht erwarten, daß sie durch 

rein gewerkschaftliche Methoden das Proletariat noch einmal so mächtig vorwärtsbringen, wie es ihnen im 

letzten Dutzend Jahre gelang. Wir müssen sogar mit der Möglichkeit rechnen, daß die Gegner die Kraft ge-

winnen, es zeitweise zurückzudrängen ... Aber wir wiederholen, damit soll nicht gesagt sein, daß die Gewerk-

schaften dadurch machtlos oder sogar überflüssig werden. Sie bleiben die größten Massenorganisationen des 

Proletariats, ohne die es wehrlos völliger Verelendung preisgegeben ist. Die Aenderung der Situation mindert 

nicht ihre Bedeutung, s o n d e r n  w a n d e l t  n u r  i h r e  K a m p f e s m e t h o d e n. Wo sie mit großen Unterneh-

merorganisationen zu tun bekommen, mögen sie diesen direkt wohl nichts anhaben können; aber ihre Kämpfe 

mit solchen Organisationen wachsen riesenhaft an, vermögen die ganze Gesellschaft, den ganzen Staat zu 

erschüttern, Regierungen und Parlamente zu beeinflussen, wo die Unternehmer alle Konzessionen ablehnen. 

Streiks in Zweigen der Industrie, die von Unternehmerverbänden beherrscht werden und die für das ganze 

Wirtschaftsleben von Bedeutung sind, bekommen immer mehr einen [232] politischen Charakter ... So be-

kommen die Gewerkschaften immer mehr politische Aufgaben.“*) 

Es wäre aber ein grober Irrtum, anzunehmen, daß die Gruppen um Seydewitz und Brandler mit ihren 

heutigen Ansichten die alte linksradikale Tradition fortsetzen. Das Beste, das Revolutionäre aus dem 

Gedankenschatz der alten Linken, auch über den Gewerkschaftskampf, ist allein von der Kommunis-

tischen Partei und der revolutionären Gewerkschaftsopposition übernommen. Die allgemeine Krise 

des Kapitalismus, insbesondere der Zeitabschnitt ihrer Verschärfung, verursacht eine prinzipielle Ab-

lehnung des wirtschaftlichen Streiks seitens der Reformisten. Die Zeiten haben sich eben geändert: 

der Monopolkapitalismus der Vorkriegszeit ist mit dem Monopolkapitalismus der allgemeinen Krise 

des Kapitalismus nicht zu vergleichen. Der wirtschaftliche Streik, der nurgewerkschaftliche Kampf 

war bis zur allgemeinen Krise des Kapitalismus eine Handlung, die an den Grundfesten des Kapita-

lismus nicht rüttelte. Damals sträubten sich die Reformisten nur gegen das Umschlagen des wirt-

schaftlichen Streiks in den politischen Kampf, weil sie gegen den revolutionären Angriffskampf auf 

das kapitalistische System waren und sind. Jetzt aber, in der Zeit der allgemeinen Krise des Kapita-

lismus, wird auch der wirtschaftliche Streik zum offensiven Kampf gegen das System. In der jetzigen 

Phase der Verschärfung der Krise des Kapitalismus wirken die von uns in dem ersten Kapitel ange-

führten Faktoren zur Herunterdrückung des Lohnes unter den Wert der Arbeitskraft mit besonderer 

Gewalt. Die Herunterdrückung des Lohnes unter den Wert der Arbeitskraft wird zur unentbehrlichen 

Bedingung der Erhaltung des kapitalistischen Systems. Der wirtschaftliche Streik erhebt sich seinem 

Inhalt nach auf eine neue, höhere Stufe des Kampfes gegen das gesamte System. D i e  Re f o r mi s t en  

i n  unse r e r  Ze i t  sind nicht nur gegen die Ueberleitung des wirtschaftlichen Streiks in den politi-

schen Kampf, gegen die Anwendung politischer Kampfmethoden beim Wirtschaftsstreik, sie s ind  

i m  P r i nz ip  gegen  den  wi r t s cha f t l i chen  S t r e i k, aus denselben Gründen, aus denen sie ge-

gen den revolutionären politischen Kampf sind. 

Das ist das Neue  in der Einstellung der Reformisten zum Wirtschaftskampf, was man vor der Ar-

beiterschaft nicht verhehlen darf, wenn man sie nicht betrügen will Die Reformisten müssen auch 

heute ab und zu einen Streik übernehmen, einen solchen allerdings, der den Kapitalisten nicht weh 

tut. Es kommt aber auf ihre Einstellung zur wirtschaftlichen Streikbewegung an, hier mußte sich eine 

grundsätzliche Aenderung vollziehen. Diese neue Einstellung bedingt die offen streikbrecherische 

Praxis der Reformisten Dies diktiert auch eine neue  Tak t ik  für die revolutionäre Gewerkschafts-

opposition. 

Es wäre falsch, aus dem Obengesagten zu folgern, daß es eigentlich keinen Unterschied zwischen 

dem politischen und wirtschaft-[233]lichen Streikkampf gibt. Richtig ist, daß der wirtschaftliche 

 
*) Kautsky: „Der Weg zur Macht“, 3. Aufl., S. 86 u. 89. 
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Streikkampf in der Periode der allgemeinen Krise des Kapitalismus seinem Inhalt nach eine Kampf-

handlung gegen das kapitalistische System ist, er ist eine politische Kampfhandlung eigener Art. Die 

Kapitalistenklasse zieht aus der neuen Situation ihre Konsequenzen, sie bekämpft den wirtschaftli-

chen Streik mit politischen Mitteln: das rücksichtslose Einsetzen des Schlichtungsapparates und aller 

anderen Machtmittel des kapitalistischen Staates zur Niederschlagung wirtschaftlicher Streiks. Das 

Proletariat wäre verloren, wenn es auch seinerseits den wirtschaftlichen Streik nicht politisiert, wenn 

es gegen die Machtmittel der Bourgeoisie die unzulänglichen, nurgewerkschaftlichen Kampfesme-

thoden anwendet. Die wirtschaftlichen Streiks werden durch Aufnahme von Forderungen gegen das 

Schlichtungswesen und seine Schiedssprüche, gegen die Organe des kapitalistischen Staates zu poli-

tischen Streiks erhoben. Schon das Einhämmern ins Bewußtsein der Arbeiterschaft, wie sich die Rolle 

des wirtschaftlichen Streiks im Klassenkampf verändert hat, warum die Kapitalisten zu politischen 

Mitteln bei der Bekämpfung der wirtschaftlichen Streiks greifen, ist der beste Hebel zur Verwandlung 

jedes wirtschaftlichen Massenstreiks in einen politischen Streik.  Schluß folgt. 

* 

LITERATUR 

Friedrich Engels: „Der deutsch-französische Krieg“ 1870/71  
Bd. XX. der Marxistischen Bibliothek.  

Verlag für Literatur und Politik – Wien-Berlin. 

Den Hauptteil des Bandes bilden die 60 Artikel über den deutsch-französischen Krieg, die Friedrich 

Engels während des Krieges für die Londoner Tageszeitung „Pall Mali Gazette“ schrieb. Sie lagen 

bisher nur in einer von Friedrich Adler eingeleiteten Ausgabe des englischen Originaltextes und in 

einer russischen Uebersetzung vor, erscheinen also hier – bis auf einzelne Artikel – zum  e r s t en  

M a l e  in deutscher Sprache. Außerdem enthält der Band den unvollendeten Aufsatz „Gewalt und 

Oekonomie bei der Herstellung des neuen Deutschen Reiches“ aus den Jahren 1887/88, den bekann-

ten Abschnitt über die Gewaltstheorie aus dem Antidühring, im Anhang den Brief an Weydemeier 

vom 19. Juni 1851 und die bekannte Stelle aus der Einleitung zu Borkheims Broschüre von 1888, die 

mit Recht als eine geniale Voraussage des imperialistischen Weltkriegs bezeichnet worden ist. 

Die Kriegsaufsätze sind nicht nur räumlich, sondern auch ihrer Bedeutung nach der weitaus wich-

tigste Teil des Buches. Marx hat sie in seinen Briefen an Engels „meisterhaft“ genannt. Auch die 

zeitgenössische Presse hat sie als die bedeutendste Darstellung der Kriegsereignisse anerkannt, wenn 

auch nur durch die Tatsache, daß sie sie abschrieb. 

* 

Der erste Artikel ist vom 29. Juli 1870 datiert. E. bespricht, gestützt auf dem langjähriges Studium 

der europäischen Armeen, die militärischen Kräfte der beiden Staaten. Am 2. August schon hat er 

den Feldzugsplan der Preußen erra-[234]ten. Die preußischen Siege bei Wörth und Spichern, über 

die er am 8. August berichtet, bestätigen die Richtigkeit seiner Vermutungen. Die Artikel folgen nun 

fast Tag für Tag: Engels erkennt sofort den wirklichen Charakter der „Schlacht vor Metz“, am 14. 

August östlich von Metz als eines von Napoleon III. aus politischen Gründen herbeigeführten Schein-

gefechts. Er verfolgt die Schlachten von Mars la Tour und Gravelotte bis zur Vollendung der Ein-

schließung Bazaines in Metz. „Die Krise des Krieges“ lautet der Titel des Artikels vom 20. August. 

Es beginnt die nächste Phase der Operationen, die zur Kapitulation Mac Mahons in Sedan führt: in 

dem Artikel vom 26. August bezeichnet Engels den Plan, Bazaine zu entsetzen als einen Verzweif-

lungsstreich und sagt – e i ne  Woche  vo r  Sedan  – voraus: „Mac Mahons Truppen werden sich in 

jenem schmalen französischen Landstreifen ergeben müssen, der zwischen Mezières und Charle-

mont-Givet nach Belgien hineinreicht“. 

Mit Sedan ist die erste Periode des Krieges beendet. Engels gewinnt Zeit, die theoretischen Lehren 

der Ereignisse zu ziehen. Am 10. September („Aufstieg und Zerfall von Armeen“) zieht er die mili-

tärische Bilanz des zweiten Kaiserreichs. Und in dem berühmten Artikel „Wi e  s i nd  d i e  P r eußen  

z u  s c h l age n?“ vom 17. September, der die Aenderung der politischen Stellung des Marxismus seit 
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Sedan schon im Titel ausdrückt, versucht er die weiteren Perspektiven für die Entwicklung der Ar-

meeorganisation zu ziehen. Die Belagerung von Paris tritt nun als nächster Abschnitt des Krieges in 

den Vordergrund. Engels untersucht in den Artikeln vom 7., 9. und 15. September die Bedeutung der 

Festungen für die moderne Kriegführung. Am 27. September, 6., 13., 21. und 22. Oktober wird die 

Einschließung von Paris, die Vorbereitung und die Aussichten der Belagerung behandelt und eine 

Reihe von grundlegenden Gedanken über die Bedeutung des Festungskrieges entwickelt. 

Mit Sedan, dem Sturz des Kaiserreichs, der Verwandlung des deutschen Verteidigungskriegs in einen 

Eroberungskrieg, war ein entscheidender politischer Wendepunkt eingetreten. Engels steht nun mit 

seinen Sympathien auf der Seite des französischen Volkes, das seine nationale Selbständigkeit gegen 

die Eroberungspolitik Bismarcks verteidigt, und untersucht die Aussichten des Widerstands und der 

Gegenaktion Frankreichs. Am 3. Oktober stellt er fest, daß die Deutschen, die sich als Herren von 

Frankreich fühlen, in der Tat nur ein Achtel des französischen Gebiets besetzt halten. Am 11. Oktober 

kommt er darauf zurück und stellt die F r age  des  Vo l ksk r i ege s: Bei einer wirklich revolutionären 

Kriegführung der Franzosen könne „a l l e s  noch  gewonnen  we r de n Die Stärke der Franzosen 

sieht Engels neben dem ungeheuren befestigten Lager von Paris und der Aufstellung von Freiwilli-

genarmeen in  de r  Mög l i chke i t, d i e  deu t schen  Ar meen  du r ch  d i e  En t f e s se l ung  de s  

Gue r i l l ak r i ege s  (Pa r t i s anenkr i ege s) z u  ze r sp l i t t e r n  und  s ch l i eß l i ch  z u  s ch lage n. 

Am 21.11. beleuchtet Engels die Möglichkeit einer Aenderung der internationalen Lage, wenn Paris 

genügend lang aushalte. Am 23.11. entwickelt er den Plan eines Entsatzes von Paris durch einen 

Ausfall der Besatzungsarmee und ein gleichzeitiges Vorrücken der neu aufgestellten französischen 

Loirearmee. Am 26.11. stellt er fest, daß sich die Aussichten der Franzosen seit Sedan wesentlich 

gebessert halben. Die Loirearmee sei eine „e r n s t  z u  nehmende  Fe l da r m e e“ geworden. Immer 

wieder betont er die ungeheuren Kräfte für einen revolutionären Volkskrieg, die in den Massen vor -

hande n s in d. Er hält sich dabei ebenso fern von der phrasenhaften Verherrlichung der „Massenaus-

hebung“ der französischen kleinbürgerlichen Republikaner (die in der Praxis die wirkliche Massen-

erhebung sabotierten), wie von der reaktionären Verachtung der Masse durch die offizielle Militär-

theorie. Engels hebt immer wieder die Bedeutung regulärer Armeen und befestigter Plätze als Stütz-

punkte des Partisanenkrieges hervor. Er fordert die Organisierung der Freiwilligenarmeen in ge-

schlossene, disziplinierte Körper. Er kritisiert scharf die Unfähigkeit und Sabotage der republikani-

schen französischen Generale. Aber trotz dieser Führung, trotz der Fehlschläge der Ausfälle aus Paris 

(2.12.), trotz der Niederlagen der Loirearmee (8.12.) verliert er keinen Moment die Ueberzeugung, 

daß ein wirklich revolutionärer Volkskrieg die Situation der Franzosen grundlegend ändern könne. 

Am 17. und 24.12. stellt Engels die beginnende Er-[235]schöpfung der Preußen fest, die schwere 

Lage der Armeen in Frankreich, die Erschöpfung der Hilfsquellen in der Heimat. Es ist ein „Gl e ich -

gewi ch t  de r  Kr ä f t e“ eingetreten. Bourbakis Marsch nach Osten, der die deutschen Verbindungs-

linien bedroht, betrachtet Engels als eine Aktion, die en t s che i dende  Aenderungen der Kriegslage 

herbeiführen kann. Aber auch nach ihrem Mißerfolg und nach den Niederlagen Chanzys und Faid-

herbes sieht er (26.1.), daß mit dem Weitergang des Krieges die Kräfte der Deutschen abnehmen, die 

Kräfte der Franzosen zunehm en  müssen. Und auch nach dem verräterischen Waffenstillstand Fav-

res und der Uebergabe von Paris hält Engels d i e  Mög l i chke i t  de r  Wei t e r f üh r ung  de s  Kr i e -

ge s  du r chaus  gegebe n: es müßte ein wirklicher revolutionärer Volkskrieg sein, „wie ihn die 

Spanier gegen Napoleon führten“, indem die Franzosen „ihre Armeen mehr als bisher konzentrieren, 

gleichzeitig aber zahlreiche kleinere Partisanentrupps aussenden“ (359), ein Krieg, in den „keine Er-

schießungen von Männern, kein Niederbrennen von Dörfern imstande sein wird, den Widerstands-

geist zu brechen“... 

* 

Die Kriegsaufsätze sind zweifellos die reifste militärische Arbeit von Engels, eines der glänzendsten 

Werke der kriegsgeschichtlichen Literatur überhaupt. Ihr Bedeutung für die Gegenwart liegt nicht so 

sehr in den oft erwähnten überraschenden Voraussagen der kommenden militärischen Ereignisse des 

Krieges, in strategischen und taktischen Details, als vielmehr i n  de r  Behand l ung  de r  Mög l i ch -

ke i t en  und  s t r a t eg i s c h-t ak t i s che n  Gr undsä t ze  e i ne s  w i r k l i chen  r evo l u t i onä r e n  
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Vo l ksk r i ege s. Der unerschütterliche Glaube an die revolutionäre Kraft der Massen, der die kühne 

Kriegführung der Bolschewiki in der großen russischen Revolution kennzeichnet, er findet sich schon 

in diesen Aufsätzen von Friedrich Engels über den Krieg in Frankreich. Der Sieg des Proletariats in 

den russischen Bürgerkriegen 1918 bis 1920 hat die 50 Jahre vorher von Engels entwickelten Auf-

fassungen g r o ßa r t i g be s t ä t i g t. Und diejenigen sozialdemokratischen Arbeiter, die an die Mög-

lichkeit einer deutschen Revolution nicht glauben, weil ein schwer bewaffnetes Frankreich daneben 

steht, sie mögen – wenn sie schon das russische Beispiel für einen Ausnahmefall halten (was es nicht 

ist) – aus der Zuversicht lernen, mit der Friedrich Engels im Jahre 1871 die Aussichten eines revolu-

tionären Volkskriegs in Frankreich beurteilte, als die Preußen fast die Hälfte des Landes besetzt, alle 

regulären Armeen geschlagen und Paris erobert hatten. 

* 

Das Erscheinen der Engelsschen Kriegsaufsätze in deutscher Sprache ist ein wichtiges Datum für die 

Entwicklung des Marxismus in Deutschland. Gerade deshalb aber waren an die Einleitung die höchs-

ten Anforderungen zu stellen. Wenn R. Haus  die Veröffentlichung veranlaßt und die Aufsätze gut 

übersetzt hat (was noch im einzelnen nachzuprüfen ist), hat er sich ein Verdienst erworben. Leider 

aber hat er sich mit der Einleitung eine Aufgabe gestellt, zu der ihm offenbar die nötigen Vorausset-

zungen fehlten. Was mußte die Einleitung vor allem enthalten? Eine klare Kennzeichnung des histo-

rischen Charakters des Krieges 1870/71, der Politik der verschiedenen Klassen und Parteien in beiden 

Ländern, deren „Fortsetzung mit andern Mitteln“ er war, der Stellung des revolutionären Proletariats 

und seiner Parteien, der Stellung von Marx und Engels. Diese Darstellung ist heute nach Lenins 

grundlegenden Arbeiten über die Kriegsfrage viel tiefer und umfassender möglich als damals. Sie 

muß den Krieg 1870/71 vor allem gegenüberstellen dem imperialistischen Kriege 1914/18. Ueber all 

dies gibt die Einleitung überhaupt nichts oder nur oberflächliche Bemerkungen.*) Ueber die Stellung 

von Engels zum Kriege schreibt Haus, daß [236] 

„Engels den Wechsel der Verhältnisse vor allem auf Grund seiner militärischen Erwägungen nicht nur recht-

zeitig erkannte, sondern auch lange voraussah und dementsprechend ‚Partei nahm‘. Diese Parteinahme war 

niemals preußisch und niemals französisch.“ (XIII) 

Dazu ist zu bemerken: Erstens ist es falsch, daß Engels Partei genommen habe je nach dem Wechsel 

der m i l i t ä r i s chen  E re i gn i s s e, d. h. also des Kriegsglücks. Es waren vielmehr die po l i t i s chen  

E r e i gn i s s e, der Sturz des Louis Bonaparte usw., die zu einer Aenderung der „Parteinahme“ nach 

Sedan führten. Zweitens ist es falsch, daß die Parteinahme „niemals preußisch, niemals französisch“ 

war. Wenn man überhaupt von einer Parteinahme spricht (und das muß man), dann haben Marx und 

Engels zweifellos in der ersten Hälfte des Krieges für Deutschland und in der zweiten Hälfte für Frank-

reich Partei genommen. Selbstverständlich bedeutete diese Parteinahme nicht eine Solidarisierung mit 

Bismarck. Marx und Engels haben damals scharf unterschieden zwischen der preußisch-dynastischen 

Politik Bismarcks und dem von deu t s che r  Seite fortschrittlichen Charakter des Krieges bis Sedan. 

Die Unterscheidung zwischen Preußen und Deutschland erwähnt Haus überhaupt nicht. Ebenso be-

deutete die Parteinahme für Frankreich (Engels arbeitete einen Verteidigungsplan für Paris aus und 

dachte daran, auch praktisch und persönlich dem französischen Volk seine Dienste anzubieten) durch-

aus keine Solidarisierung mit der verräterischen republikanischen Bourgeoisregierung. 

Es ist eben nicht richtig, daß es Marx und Engels damals – wie H. sagt – „lediglich darauf ankam, 

den wahren Sinn des Krieges herauszuschälen“. Nein: Engels hat nicht „den höchsten und entwi-

ckeltsten Ausdruck der Kriegskunst überhaupt“ vertreten „von der politischen Plattform des revolu-

tionären Proletariats“ (LII), sondern er hat d i e  r evo l u t i onä r e  Po l i t i k  de s  P ro l e t a r i a t s  in 

diesem Kriege vertreten. Er war nicht nur Kriegswissenschaftler und Historiker, sondern vor allem 

Revolutionär. Ueber diesen Punkt schweigt H. Weder die Politik der französischen noch der deut-

schen Sozialdemokratie werden erwähnt. Ueber die Kommune von Paris wird zu wenig gesagt. Es 

 
*) Lenin wird überhaupt nicht genannt. An einer Stelle sagt H., „der imperialistische Krieg sei von den revolutionären 

Linken nicht so eingehend untersucht worden, deren Politik 1914-18 habe unter dem Mangel kriegsgeschichtlicher Schu-

lung gelitten“. Soweit es die d e u t s c h e  Linke betrifft, ist dies richtig, für die Bolschewisten aber durchaus f a l s c h. 



Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 12 – 177 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 05.04.2023 

zeigt sich hier, daß Haus die grundlegende Lehre des Marxismus, daß jeder Krieg nur „eine Fortset-

zung der Politik mit anderen Mitteln“ ist, nicht richtig versteht und anwendet. 

Ebenso lückenhaft und fehlerhaft ist der ganze Abschnitt „Engels als Militärtheoretiker“. Engels Ar-

beiten über den Aufstand (1848, 1851, 1893 etc.) werden überhaupt nicht erwähnt. Die Kämpfe der 

badischen Aufständischen von 1849 werden in einer Weise behandelt, die nicht die revolutionäre 

Kritik von Engels, sondern die Verachtung der reaktionären Offiziere zum Ausdruck bringt usw. 

 

Die Lehren der Engelsschen Artikel für die Gegenwart sieht der Herausgeber in den Bemerkungen 

zur Waffenentwicklung, über die Bedeutung von Festungen etc. So bedeutsam diese Bemerkungen 

sind – wir haben oben gezeigt, daß die Bedeutung der Engelsschen Aufsätze vo r a l l em liegt in de m 

Bewe i s  de r Mög l i chke i t und de r Untersuchung der Formen eines revolutionären Volkskrieges 

(Organisierung von Freiwilligenarmeen, Strategie und Taktik des Partisanenkrieges) in der Gegen-

wart. Der Herausgeber übersieht dies. 

Auf die z. T. recht weitläufigen und überflüssigen militärischen Erörterungen der Einleitung wollen 

wir hier nicht eingehen. Eine Kritik im einzelnen ist nötig. Besondere Mängel zeigt der Abschnitt 

„Kritische Kriegsgeschichte“. Der Versuch, falsche Darstellungen und Unterschlagungen im preußi-

schen Generalstabswerk festzustellen, ist gut, was H. darüber hinaus produziert, mehr als überflüssig. 

Für eine nächste Auflage wäre es zweckmäßig, diese Einleitung durch eine neue zu ersetzen. Die 

Entwicklung der marxistischen Kriegswissenschaft in der Sowjetunion unter der Leitung der Mili-

tärsektion der Kommunistischen Akademie gibt uns die Möglichkeit, dem Werke von Engels eine 

würdige Einleitung zu schaffen. 

Der Verlag hat bei der Herausgabe keine Mühe gescheut, vor allem durch die Beigabe von vorzügli-

chem Kartenmaterial die Lektüre erleichtert. K. St. [237] 

* 

„Die Kommunistische Internationale“, Heft 1 bis 4 

Das Januarheft der „KI“ wird von dem Thema beherrscht, das den Titel des Leitartikels bildet: Die 

politische Bilanz von 1930. Die rapide Entwicklung der Weltwirtschaftskrise im vergangenen Jahre 

hat schon jetzt eine Lage geschaffen, die für die Bourgeoisie in vieler Beziehung schlechter ist als die 

Situation unmittelbar nach dem Kriege. Denn seit dieser Zeit hat sich die Weltbedeutung der Sowjet-

union als ein revolutionierender Faktor ungeheuer gesteigert, hat der Ausbruch der kolonialen Revo-

lutionen die Möglichkeit zur Ausbeutung der Kolonialvölker beschränkt und hat die Industrialisie-

rung früherer Agrarländer dem Kapitalismus große Reserven entzogen. Der Einfluß der Sozialdemo-

kratie – unmittelbar nach dem Kriege ein mächtiger Schutzwall gegen die Revolution – ist in Erschüt-

terung geraten, und der subjektive Faktor der Revolution, die kommunistische Massenpartei ist weit-

aus stärker und einflußreicher geworden. Die veränderte Situation kommt darin zum Ausdruck, daß 

die Bourgeoisie ihre Manövrierfähigkeit eingebüßt hat; sie kann nicht mehr große demokratische 

Manöver vollziehen, sie muß zur unverhüllten, kompromißlosen Herrschaftsform übergehen, zum 

Faschismus. 

Die gegenwärtige Periode wird durch den Prozeß des Umsch l agens  de r  We l tw i r t s cha f t s -

k r i s e  i n  d i e  po l i t i s che  Kr i se  charakterisiert, ein Prozeß, dessen genaue Einschätzung frei von 

aller mechanischen Verallgemeinerung von der größten Bedeutung für die Politik der kommunisti-

schen Parteien ist. Am schärfsten hat sich die Lage in Deutschland und Polen zugespitzt, wo die 

Elemente der politischen Krise schnell heranreifen. 

Aus der Bilanz des Jahres 1930 entwickelt der Verfasser als die „wichtigste, allumfassende Aufgabe 

der kommunistischen Vorhut im Hinblick auf den wütenden sich immer mehr verschärfenden Gene-

ralangriff gegen das Lebensniveau des Proletariats die s e l b s t änd ige  Or gan i s i e r ung  de s  

Kam pf es  zu r  Abwehr  d i e se r  Of f ens i v e“ und als zentrales taktisches Glied die Frage des 

politischen Massenstreiks. – An den Leitartikel schließen sich eine Reihe von Länderreferaten über 



Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 12 – 178 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 05.04.2023 

die Ereignisse des Jahres 1930 an, Ah: Indien im Jahre 1930, Trila: Spanien 1930, 5.: Das Jahr der 

Krise des Faschismus und des Sozialfaschismus – ein Jahr der Konsolidierung der KP. Polens. – G. 

Müller: „Die Wirtschaftskrise in Frankreich“ zeigt den Umschlag von der Hochkonjunktur zur Krise, 

der sich in Frankreich im letzten Jahr vollzogen hat. 

W. Kutschumow: „Di e  Kom m uni s t i s che  Pa r t e i  Ch i nas  im Kampf um die Bolschewisierung“ 

gibt ein Bild von der gegenwärtigen Lage und den Aufgaben der chinesischen Revolution. Unter 

Zurückweisung der trotzkistischen zum Teil auch von den chinesischen Rechten gebilligten Auffas-

sung, die auf eine Ignorierung der Agrarrevolution, und damit gegenwärtig überhaupt der Revolution, 

hinausläuft, entwickelt W. K. die wichtigsten Aufgaben, die jetzt vor der KP. Chinas stehen: Die 

Schaffung einer regulären disziplinierten Roten Armee, die Schaffung einer autoritären Räteregie-

rung und die Entfesselung proletarischer Wirtschaftskämpfe in den Industriezentren. 

Das sich aus der gegenwärtigen Situation ergebende zentrale taktische Problem der kommunistischen 

Partei, de r  po l i t i s che  Massens t r e i k, bildet den Gegenstand einer Diskussion im dritten Heft. 

R. Gerber „Auf dem Wege zum politischen Massenstreik in Deutschland“ stellt die Entwicklung der 

Streikbewegung seit dem Ausbruch des Nordwestkampfes, Herbst 1928, dar und die Politisierung, 

die der Streik in dieser Zeit erfahren hat Nach einer Abgrenzung des politischen Massenstreiks von 

den ökonomischen Kämpfen mit objektiv politischer Bedeutung einerseits und dem Generalstreik 

andererseits versucht er, die Bedeutung und die Hauptformen der kommenden politischen Massen-

streiks aufzuzeigen. Dieser Diskussionsartikel von Gerber wird in einer Antwort von X. „Abs t r ak te  

und  konk re t e  Behand l ung  de s  P r ob l em s  de s  po l i t i s chen  Massens t r e ik s“ einer schar-

fen Kritik unterzogen. Den Hauptfehler erblickt X. mit Recht in der höchst schematischen Betrach-

tungsweise des Gen. Gerber, die sich in einer Ueberschätzung des Entwicklungstempos der Ereig-

nisse und einer Unterschätzung der Schwierigkeiten für Partei und Proletariat äußert. X. wendet sich 

im folgenden auch gegen Elemente [238] der Luxemburgischen Spontaneitätstheorie im Artikel von 

Gerber, der die Schaffung organisatorischer Voraussetzungen künftiger Kämpfe wenig berücksichtigt 

und ihnen sogar ablehnend gegenübersteht, ferner gegen die von Gerber propagierten Losungen zur 

Politisierung der Kämpfe, die an die Brandlerschen „Uebergangslosungen“ und dessen „Kontrolle 

der Produktion“ anklingen. 

Das Heft 4 behandelt aus Anlaß des Welterwerbslosentages ausschließlich d i e  E rwer bs l o sen -

f r ag e. An der Spitze dieses Heftes steht „Ein Aufruf der kommunistischen Parteien Deutschlands, 

Frankreichs, Großbritanniens, der Tschechoslowakei und Polens“, der ein Aktionsprogramm von Mi-

nimalforderungen für die Arbeitslosen enthält. Der Artikel von A. Losowski „Einheitsfront der Ar-

beitslosen und Betriebsarbeiter“ geht aus von einer Kritik der Arbeitslosenstatistik des Internationa-

len Genfer Arbeitsamtes (20 Millionen) und stellt ihr eine sich aus bescheidenen Berechnungen er-

gebende Ziffer von 30 Millionen allein in den kapitalistischen Staaten gegenüber. Losowski legt das 

Hauptgewicht seiner Ausführungen auf die Schaffung von Erwerbslosen-Organisationen. Entgegen 

der Politik der Sozialfaschisten, die fordern, die Lasten der Arbeitslosigkeit den Betriebsarbeitern 

aufzubürden (Kurzarbeit ohne Lohnausgleich), wodurch sie einen Teil des Proletariats gegen den 

andern auszuspielen versuchen, müssen wir gemeinsame Forderungen der Arbeitslosen und Betriebs-

arbeiter gegen den Klassenfeind und seinen Staat aufstellen und durch gemeinsamen Kampf durch-

setzen. Die wichtigste politische internationale Tatsache der letzten Jahre ist die Beseitigung der Ar-

beitslosigkeit in der UdSSR. Wichtiges Material hierüber bringt ein Artikel von P. D. „Das einzige 

Land ohne Arbeitslosigkeit“. 

Am Anfang des Heftes 3 beschäftigen sich zwei Artikel mit dem Wer k  Len i n s. Der erste „Lenin 

und die Kommunistische Internationale“ zeigt Lenins Arbeit bei der Gründung und Leitung der Kl. 

Der zweite von B. W. „Lenin als Theoretiker und Praktiker des bewaffneten Aufstandes“ bringt die 

wichtigsten Zitate Lenins über den bewaffneten Aufstand in den Jahren 1905 und 1917. 

Eine Reihe sehr wertvoller Anregungen zur Erfüllung der vom V. RGI-Kongreß gestellten Aufgaben, 

die Streikkämpfe und die internationale Gewerkschaftsbewegung zu internationalisieren, geben die 

Vorschläge der Charkower Fabrik „Stalin“: Uebe r  i n t e rna t i ona l e  p r o l e t a r i s che  Ve r b i n -

dungen  (Heft 1/2). Es wäre wünschenswert, wenn besonders die Betriebszellen diese Anregung 
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aufnehmen und ergänzen würden, um damit die bestehenden internationalen Verbindungen auf brei-

tere Basis zu stellen. 

* 

Bolschewik Nr. 4 

W. W. Die letzte Nummer des „Bolschewik“, des politisch-ökonomischen Organs des Zentralkomi-

tees der W. K. P., ist ganz besonders aktuell. Der Leitartikel „Neue  Wege  de r  In t e r ven t io n“ 

zeigt den Zusammenhang zwischen dem Niedergang des Kapitalismus in der Weltwirtschaftskrise 

und der Wendung in der Hetzkampagne gegen die Sowjetunion. Früher Ignorieren der Aufbauerfolge 

der Sowjetunion, jetzt Anerkennung derselben, wenn auch unter starken Vorbehalten, aber doch als 

eine Gefahr für den Kapitalismus. Die Arbeitslosigkeit in den kapitalistischen Ländern steigt und 

übertrifft alle bisherigen Erwartungen. Immer klarer und deutlicher wird dabei die Rolle der Sozial-

faschisten, die in den Erfolgen der Sowjetunion die Gefahr für den eigenen Bestand fürchten. Aus 

diesem Grunde ihr Kampf gegen die Sowjetunion, der nicht mehr wegzuleugnen ist, und ihr Zusam-

mengehen mit den offenen Weißgardisten. Die Prozesse gegen die Prompartei und gegen die Men-

schewiki zeigen die Linie der Interventionsgefahr. Der Leitartikel weist auf die Entwicklung des Im-

perialismus hin, der die ganze Welt erobert hat, zeigt die Rolle der großen Trusts und bringt aus der 

bürgerlichen und sozialfaschistischen Presse hervorstechende Beweise für die ideologische Vorbe-

reitung des Krieges gegen die Sowjetunion. Kampf gegen die Sowjetunion heißt aber Kampf gegen 

die internationale Arbeiterklasse, und darin liegt die Bedeutung der Rolle des Sozialfaschismus in 

diesem bevorstehenden Kampfe. Der Trennungsstrich ist gezogen: f ü r de n Fün f j ah rep l a n 

käm pf t  das  i n t e r n a t i ona l e  P ro l e t a r i a t  und  gegen  den  [ 239] Fün f j ah rep l an  käm pf t  

d i e  kap i t a l i s t i s che  und  soz i a l . f a s ch i s t i s che  Reak t i o n. 

Im nächsten Artikel bringt M. Rubinstein „Fragen der technischen Rekonstruktion in den Perspekti-

ven des Planes“. Die Erfüllung des Fünfjahreplanes in vier Jahren und in entscheidenden Zweigen 

der Wirtschaft in drei Jahren haben die technischen Probleme des Wirtschaftsaufbaues in den Vor-

dergrund gestellt. Neben den Fragen der Heranbildung technischer Kader, der technisch-wirtschaft-

lichen Hilfe des kapitalistischen Auslandes hat die größte Bedeutung die Elektrifizierung der Sowjet-

union. Rubinstein gibt einen Ueberblick der Entwicklung der Elektrifizierung in den letzten zehn 

Jahren seit der Begründung des Planes durch Lenin und zeigt die Perspektiven für die Wirtschaftsen-

twicklung der Sowjetunion, die in der Steigerung der Leistungsfähigkeit der Industrie, in der Erspar-

nis der physischen Arbeit und in der Senkung der Selbstkosten liegen. 

Ein Artikel von B. Markus über den „Soz i a l i s t i s chen  We t t bewer b“ bringt eine Gegenüberstel-

lung der kapitalistischen Kolonialpolitik, die dazu geführt hat, daß durch die ungeheure Ausbeutung 

der kolonialen Arbeiter die ganze Welt von Kolonialprodukten überschwemmt ist, und der Arbeit in 

der Sowjetunion. Die kapitalistische Presse fürchtet die Ueberlegenheit der Sowjetunion, aber unter-

sucht nicht die Ursache der Ueberlegenheit. In der Sowjetunion gibt es keine Arbeitslosen, dagegen 

steigt die Arbeitslosigkeit in den kapitalistischen Ländern. Schon aus diesem Grunde ist der 

Schwi nde l  übe r  d i e  Sk l avena r be i t in der Sowjetunion so offensichtlich, daß ein näheres Ein-

gehen auf Einzelheiten unnötig wäre. Markus zeigt dann die Bedeutung der Stoßbrigaden für den 

sozialistischen Aufbau, weist auf die Notwendigkeit des Wettbewerbes hin und gibt der Hoffnung 

Ausdruck, daß die Ueberlegenheit der Sowjetunion gegenüber der kapitalistischen Welt bald offen 

zutage treten werde. 

Ein anderer Aufsatz über „Di e  M .T .S . (Maschinen-Traktoren-Stationen) und die Fragen der Kol-

lektivisierung“ zeigt die Bedeutung der M.T.S. in der Industrialisierung und Kollektivierung der Sow-

jetunion. Der Gegensatz zwischen Industrie und Landwirtschaft verschwindet in der sozialistischen 

Wirtschaft gerade durch die wachsende Bedeutung der M.T.S. Die wirtschaftliche Basis der Sowjet-

union bildet die Landwirtschaft, aber es ist bereits eine andere Landwirtschaft. Gegen rechte und linke 

Opportunisten kann jetzt bereits festgesteilt werden, daß ihre Theorien an der Praxis der Kollektiv-

wirtschaften Schiffbruch erlitten haben. Den Aufschwung und die Entwicklungsfähigkeit zu Groß-

landwirtschaften haben die M.T.S. gegeben. Ueber die Kollektivwirtschaften hinaus haben sie eine 
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große Bedeutung. Sie üben durch ihr Kontraktsystem einen großen Einfluß auf die noch individuellen 

Bauernwirtschaften. Der Aussaatplan wurde im vorigen Frühjahr von den M.T.S. um 36 Prozent 

überschritten, und in der Getreideablieferung haben sie am 1. Januar 1931 22 Prozent mehr abgeliefert 

als im Plan vorgesehen war. In diesen Erfolgen liegt die Gewißheit der zukünftigen Erfolge. Im lau-

fenden Frühjahr werden 745 neue Stationen errichtet und bis zum Herbst 1100. Im vergangenen Jahr 

wurden 360 M.T.S. vom Zentrum und 160 von den Kooperativen errichtet. 1929/30 wurden mit 2000 

Kollektivwirtschaften und 250 000 Bauernwirtschaften Verträge abgeschlossen, in diesem Jahr wer-

den 30.000 Kollektivwirtschaften und 3 Millionen Bauernwirtschaften durch die M.T.S. beackert. 

Dazu kommt noch, daß die M.T.S. in der Ausbreitung und Vergrößerung der technischen Kulturen 

(Baumwolle etc.) die Initiative ergriffen haben, dasselbe wird im laufenden Jahr für die Viehwirt-

schaft geschehen. Die Maschinisierung der Landwirtschaft der Sowjetunion wird einen der größten 

Erfolge der sozialistischen Ueberlegenheiten bringen. 

W. Mortilew behandelt die „Gr undpr ob l em e  de r  j e t z i gen  We l t w i r t s cha f t sk r i s e“. Er 

zeigt die Wirtschaftskrise im Rahmen der allgemeinen Krisis des Kapitalismus und gibt eine Analyse 

der Krisentendenzen im Imperialismus auf Grund der Leninschen Untersuchungen. Der Artikel ist 

eine Polemik gegen die Theorien Vargas. Mortilew wendet sich gegen die Preistheorie von Varga 

und konstatiert, daß bei der Annahme der inflatorischen Tendenz in der Kriegs- und Nachkriegszeit 

und der Liquidierung dieser Tendenzen durch die [240] jetzige zyklische Kreis und der Annahme, 

daß bei endgültiger Liquidierung der Inflation die Möglichkeit des Ueberganges zum zyklischen Auf-

stieg gegeben sei, die Grundprobleme der jetzigen Krisis in die Zirkulation verschoben werden und 

damit der R. Luxemburgische Standpunkt von Varga wieder eingenommen wird. Der Ablauf der 

Krise ist – so konstatiert Mortilew – an keine Preisentwicklung gebunden, sondern der Preissturz ist 

nur der Ausdruck der verschärften Krisis. Ein Krisentiefstand kann daher noch nicht konstatiert wer-

den und die Möglichkeit des Abschlusses der Krise nicht vorhergesagt werden. 

Der letzte Artikel des „Bolschewik“ befaßt sich mit dem „Theor e t i s chen  Bankr o t t  de s  Soz i -

a l f a sch i sm u s“ und bringt eine Auseinandersetzung mit den verschiedensten Theorien. Die Fragen 

des organisierten Kapitalismus, der Wirtschaftsdemokratie, besonders aus dem deutschen sozialfa-

schistischen Lager, werden untersucht und ihre Widersprüche aufgedeckt. Dabei wird das Buch von 

Dr. A. Braunthal „Die Wirtschaft der Gegenwart und ihre Gesetze“ in den Mittelpunkt gestellt. F. 

Kühn, der Kritiker, zeigt, wie der Austromarxismus nur durch sein radikales Getue sich von dem 

offenen Sozialfaschismus unterscheidet und nicht mehr fähig ist, die Probleme der heutigen Wirt-

schaft zu analysieren. 

In den Kritiken und Bibliographien wird Kautzkys „Bolschewismus in der Sackgasse“ unter die Lupe 

genommen und die offen konterrevolutionäre Tendenz des Buches aufgezeigt. Interessant ist dabei, 

daß dieses in letzter Zeit vielgenannte Buch in russischer Sprache in Berlin im menschewistischen 

Verlag „Sozwestnik“, 1930 erschienen und mit einem Nachwort von F. Dan versehen ist. Die Ab-

leugnungsversuche der Berliner Menschewistenzentrale und ihre Abgrenzung gegen Kautzkys Buch 

werden durch das Nachwort von F. Dan treffend illustriert. Hier führt Dan aus, daß dieses Buch An-

spruch darauf hat, „Plattform unserer Partei zu sein.“ Damit ist das Abrücken der Menschewisten von 

Kautzky anläßlich des Moskauer Prozesses als ganz gemeiner Schwindel entlarvt. Zitiert wird im 

„Bolschewik“ die russische Ausgabe, und das Nachwort, welches nur in dieser Ausgabe erscheint, 

erhebt den Anspruch „Probleme der Liquidation“ zu enthalten. Es ist gut, daß der Menschewismus 

durch den Prozeß in der Sowjetunion endgültig liquidiert worden ist. [241] 

Voranzeige für die Juni-Nummer der „Internationale“. 

Die Juni-Nummer wird u. a. enthalten: 

„Das Ergebnis und die Lehren der Betriebsrätewahlen“ 

Von Franz Dahlem 

„Das Tempo des sozialistischen Aufbaues in der USSR“ 

Von einem Autor der Sowjetunion 

„Monopol und Krise“. Von E. Kunik 

Briefe von Rosa Luxemburg und Kautsky aus der Vorkriegszeit. 

Bestellungen müssen rechtzeitig aufgegeben werden! 
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Die Internationale  

14. Jahrgang ⁕ Berlin, Juni 1931 ⁕ Heft 6 

Hauptprobleme der Tagung des Ekkiplenums und des Plenums des ZK der KPD  
Von H e r m a n n  R e m m e l e  

1. Zwei Weltwirtschaftssysteme: 

Das Aprilplenum des EKKI und das Maiplenum des ZK unserer Partei beschäftigten sich in einge-

hender Weise mit der Weltlage und den sich daraus ergebenden Aufgaben der Sektionen der KI. Was 

der Weltlage heute das Gepräge gibt, sind die beiden herrschenden Weltwirtschaftssysteme die sich 

in Schärfe und Abgrenzung gegen. überstehen wie nie Zuvor: Soz i a l i smus  und  Kap i t a l i sm u s. 

Das kapitalistische Weltwirtschaftssystem windet sich in einer schweren Krise, die alle früheren Kri-

sen weit übertrifft. Es befindet sich in einer Sackgasse, und täglich wird es zweifelhafter, ob das 

System sich überhaupt noch aus dieser Sackgasse herausarbeiten kann. Das sozialistische Weltwirt-

schaftssystem hingegen, das eben erst die jungen Glieder reckt, und seine Qualitäten und Charakter-

eigenschaften erprobt, stürmt in einem gewaltigen Aufschwung vorwärts und entwickelt ein Tempo 

des Aufstieges, wie es allen vorausgegangenen Wirtschaftssystemen bisher unbekannt war. Das ka-

pitalistische Welt. Wirtschaftssystem verzeichnet Rückgang, Fäulnis, Chaos und Nieder. gang; das 

sozialistische Weltwirtschaftssystem, trotzdem es sich erst ein Sechstel der Erdoberfläche eroberte, 

verzeichnet Kraft, Kühnheit, Aufstieg, beschleunigtes Tempo der Entwicklung, – das sind die beson-

deren Charaktereigenschaften der beiden Weltwirtschaftssysteme in der gegenwärtigen Lage. Die so-

zialistische Wirtschaft der Sowjetunion produzierte 1928/29 doppelt soviel als die Wirtschaft des 

zaristischen Rußland vor dem Kriege, es wird im Jahre 1932 das Dreifache der Produktion des Jahres 

1913 erreichen. Die Produktion in den kapitalistischen Ländern ging in derselben Zeit uns 30 bis 50 

Prozent zurück, je nach Tiefe und Umfang der Krise in den verschiedenen kapitalistischen Ländern. 

Der Sieg des Sozialismus über den Kapitalismus läßt sich nicht mehr aufhalten, er ist zur welthisto-

rischen Tat geworden. [242] 

2. Die Besonderheiten der gegenwärtigen Krise des Kapitalismus 

Wir haben schon darauf hingewiesen: der Kapitalismus kennt in seiner Geschichte keine Krise, die 

an Umfang, Tiefe und Erschütterung des Systems der gegenwärtigen auch nur im entferntesten 

gleichkommt. Das zeigt schon die Dauer der Krise, die bereits in der zweiten Hälfte des Jahres 1929 

einsetzte, sich seitdem unablässig verschärfte und längst noch nicht an ihrem Tiefpunkt angekommen 

ist. Eine Industriekrise von derartiger Dauer kannte der Kapitalismus in der Vergangenheit nicht; eine 

Krise mit Produktionseinschränkung bis zu 50 Prozent war ebenso unbekannt; und eine Krise mit 

einem Erwerbslosenheer von. mehr als 35 Millionen Erwerbslosen in den kapitalistischen Ländern, 

ohne die Millionen überflüssiger Hände in den Kolonien, – auch das kannte die Geschichte des Ka-

pitalismus noch nicht. 

Die Besonderheit der gegenwärtigen Krise ist gekennzeichnet durch ihre Tiefe, lange Dauer und ihren 

Umfang, der alle kapitalistischen Länder umschließt. Sie ist aber auch gekennzeichnet durch das Zu-

sammentreffen der Industriekrise mit einer l angandau e rnden  Agra r k r i s e. Die gegenwärtige 

Agrarkrise wirkt nicht weniger verheerend auf das kapitalistische System der Wirtschaft. Hundert-

tausende kleiner selbständiger Agrarwirtschaften werden in der gegenwärtigen Agrarkrise der mono-

polistischen Entwicklung des großen Besitzes geopfert. Die bäuerliche Agrarproduktion, wie sie seit 

Jahrhunderten in den kapitalistischen Ländern erhalten blieb, wird in der gegenwärtigen Weltwirt-

schaftskrise auf den Aussterbeetat gesetzt. Die gegenwärtige Weltwirtschaftskrise sprengt mit der 

Gewalt des Gerichtsvollziehers die Jahrhunderte alten bäuerlichen Betriebsformen in der Landwirt-

schaft, um den großgrundbesitzerlichen Maschinenbetrieb au deren Stelle zu setzen. In den kapitalis-

tischen Ländern treibt die Anwendung fortgeschrittener Produktionsformen zum Auffressen der klei-

nen Produzenten durch den großen Ausbeuter. In der Landwirtschaft fressen die Großgrundbesitzer 

die Bauer“ auf. Das ist eine der wichtigsten Allgemeinerscheinungen in der gegenwärtigen Agrar-

krise. 
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Die gegenwärtige Weltwirtschaftskrise ist eine Ueberproduktionskrise, wie alle ihre Vorgängerinnen. 

Daraus schlossen die Lakaien des Kapitalismus, wie Naphthali und Konsorten, daß die gegenwärtige 

Krise gegenüber den früheren Krisen keine besondere Eigenart besitze; es sei eine gewöhnliche Krise, 

wie wir sie auch in der Vorkriegszeit gehabt hätten, predigen sie. Daß dem nicht so ist, braucht man 

wohl nicht besonders zu betonen. Das bereits vorher Gesagte beweist das schon. Aber noch deutlicher 

wird dies, wenn wir uns die Ursachen der Länge und Dauer der Krise etwas genauer ansehen. Hier 

tritt zweierlei in Erscheinung. Erstens, während bei den früheren Krisen nach dem Ausbruch der Krise 

die Produktion eingeschränkt wurde, die Warenvorräte zurückgingen, bis zu dem [243] Punkt, bei 

dem Warenmangel eintrat und die Produktion wieder von neuem ansteigen konnte, sehen wir in der 

gegenwärtigen Krise hingegen, daß trotz ihrer zweijährigen Dauer und der gewaltigen Einschränkung 

der Produktion die Warenvorräte noch ständig weiter ansteigen. So stiegen z. B. die Vorräte der 

Hauptrohstoffe, wie Eisen und Stahl, Kohle usw. im Jahre 1931 gegenüber 1930 um das Doppelte 

und pflanzliche Rohstoffe, wie Baumwolle, Jute, Kautschuk sowie Nahrungsmittel, Getreide, Kaffee 

usw. sogar um das Drei- bis Fünffache, so daß trotz zweijähriger Dauer der Krise keine Erleichterung, 

sondern eine wesentliche Verschärfung der Krise eingetreten ist. 

Die zweite Erscheinung in der gegenwärtigen Krise ist die Eigenart der Preisentwicklung gegenüber 

allen früheren Krisen. Die Preisgestaltung war bei allen früheren Krisen die Mechanik der Ueberwin-

dung der Krise. Die vorhandene Ueberproduktion, die die Krise verursachte, verschwand mit dem 

Sinken der Preise, die zur teilweisen Einstellung der Produktion und damit zur Quelle des beginnen-

den Warenhungers wurde, der eine neue Konjunkturperiode folgte. Das Eigenartige in der gegenwär-

tigen Weltwirtschaftskrise ist es, daß zwar die Rohstoffpreise auf dem Weltmarkte katastrophal zu-

rückgehen, stärker zurückgehen als je in einer Krise zuvor, daß aber die Inlandspreise für Fertigwaren 

und Konsumartikel in den meisten kapitalistischen Ländern überhaupt nicht zurückgehen, ja sogar in 

einigen noch steigen. Die die Krisen überwindende Mechanik der Preisgestaltung, wie wir sie schon 

aus früheren Krisen kennen, ist teilweise ausgeschaltet. Hier zeigt sich die Wirksamkeit des kapita-

listischen Monopols. Und dieser Wirtschaft müssen wir einige Beachtung zuwenden: 

3. Die Krise im Monopolkapitalismus: 

Es unterliegt keinem Zweifel, daß die gegenwärtige Krise eine große Anzahl Charakterzüge aufweist, 

wie sie früheren Krisen unbekannt waren. Diese besonderen Charakterzüge der gegenwärtigen Krise 

sind Charakterzüge des Monopolkapitalismus. Die Behauptung der Theoretiker des „organisierten 

Kapitalismus“, daß der Monopolkapitalismus Krisen in Zukunft unmöglich mache, braucht man nicht 

weiter zu erörtern, da die Wirklichkeit diese verlogene Theorie selbst erledigte. Der Monopolkapita-

lismus verhindert nicht die Krise, dem er verschärft sie und treibt sie in eine stets engere und aus-

sichtslosere Situation. Auf einen wichtigen Charakterzug haben wir schon hingewiesen: die Mono-

pole verhindern oder wenigstens erschweren. das kapitalistische Gesetz der Mechanik der Krisen-

überwindung durch die Preisgestaltung. Die Preispolitik der Monopole verhindert den normalen Ab-

lauf und Verlauf der Krise und bedeutet wesentliche Erschwerung und Verschärfung zu ihrer Ueber-

windung. Eine zweite Erscheinung dieser Politik ist die Tatsache der raschen Strukturänderung der 

kapitalistischen Wirtschaft überhaupt. Die Krise führt zur Einengung jenes Teiles des Produktions-

apparates, zur teilweisen Vernichtung der Produktivkräfte, die für den breiten Mas-[244]senver-

brauch produzieren. Die Monopolpreispolitik ermöglicht es aber zugleich, daß die ganze Schwere der 

Krise nur die besitzlosen Klassen trifft, während die besitzende, die herrschende Klasse, in keiner 

Weise von ihr betroffen wird, sondern im Gegenteil, die Bedingungen ihres Daseins nicht im gerings-

ten einschränkt oder schmälert. Das hat zur Folge die Ausdehnung jenes Teiles der Produktion, die 

für die Erweiterung des Luxuskonsums der herrschenden Klasse dient. Es findet eine Erweiterung 

der parasitären Charaktereigentümlichkeiten der kapitalistischen Gesellschaft statt, und damit eine 

Strukturänderung zugunsten des parasitären Sektors der kapitalistischen Produktion. Diese Erschei-

nung beschleunigt das Tempo des Fäulnisprozesses der kapitalistischen Gesellschaft überhaupt. 

Eine dritte Erscheinung der gegenwärtigen Krise, die gleichfalls durch den Monopolkapitalismus be-

dingt wird, ist die Auswirkung der Rationalisierung als ein Faktor der massenhaften Vernichtung der 

Produktivkräfte. Die technische Erneuerung und Erweiterung und die erhöhte Rationalisierung nach 



Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 12 – 183 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 05.04.2023 

jeder Krisenperiode ist eine Eigentümlichkeit, die auch dem Frühkapitalismus anhaftete. Die stärkere 

Entfaltung der Produktivkräfte und die verstärkte Anwendung vollendeter Technik waren Erschei-

nungen, die im Frühkapitalismus stets den Krisenperioden folgten. Insofern bedeutet die erhöhte Ra-

tionalisierung in der gegenwärtigen Krisenperiode kein Ausnahmeverhältnis gegenüber dem Frühka-

pitalismus. Was wir jedoch jetzt erleben, ist die Tatsache, daß die verstärkte Rationalisierung die 

Produktivkräfte massenhaft vernichtet, daß sie der Kapitalismus, auch in aufsteigender Konjunktur, 

nicht mehr verwenden kann. Bereits vor Ausbruch der Krise, als noch die Produktionsziffern fortge-

setzt stiegen, wurden durch die Rationalisierung allein in Deutschland zwei Millionen Industriearbei-

ter freigesetzt, die in der Krise auf 5,5 Millionen stiegen. Damit entsteht für die ganze Periode des 

Weiterbestehens des Kapitalismus eine viele Millionen starke Erwerbslosenarmee, die der Frühkapi-

talismus nicht gekannt hat Damit tritt der Kapitalismus in die Periode, in der er nach Marx die von 

ihm erzeugten Arbeitssklaven nicht mehr erhalten kann. Und es tritt ein, was Marx im „Kommunis-

tischen Manifest“ sagt: 

„Es tritt hiermit offen hervor, daß die Bourgeoisie unfähig ist, noch länger die herrschende Klasse der Gesell-

schaft zu bleiben und die Lebensbedingungen ihrer Klasse der Gesellschaft als regelndes Gesetz aufzuzwingen. 

Sie ist unfähig, zu herrschen, weil sie unfähig ist, ihren Sklaven die Existenz selbst innerhalb ihrer Sklaverei 

zu sichern, weil sie gezwungen ist, sie in eine Lage herabsinken zu lassen, wo sie sie ernähren muß, statt von 

ihnen ernährt zu werden. Die Gesellschaft kann nicht mehr unter ihr leben, d. h. ihr Leben ist nicht mehr 

verträglich mit der Gesellschaft.“ 

Das ist es, was der „organisierte Kapitalismus“ organisieren konnte. Der Monopolkapitalismus ver-

hindert nicht die Krise, sondern er schafft die Generalkrise der Gesellschaft, die Krise, aus der es mit 

kapitalistischen Mitteln keinen Ausweg mehr gibt, aus der als Ausweg nur der Sozialismus möglich 

ist. Das sind die Besonderheiten der gegenwärtigen Krise, in der Krise des Monopolkapitals. [245] 

4. Der Siegeszug des Sozialismus in der Sowjetunion: 

In derselben Zeit, in der die Kurven der Produktionsziffern in den kapitalistischen Ländern ständig 

bergab gehen, sehen wir in der Sowjetunion das Ansteigen der Produktionsziffern im beschleunigten 

Tempo. Die Produktion der Sowjetunion stieg: 

1927/28 um 19 Prozent 

1928/29 um 22 Prozent 

1929/30 um 25 Prozent 

1930/31 um 45 Prozent 

Das ist eine Produktionssteigerung, wie sie noch in keinem der kapitalistischen Länder, auch zu Zei-

ten des höchsten Aufstieges, erreicht wurde. Die höchste Produktionssteigerung in kapitalistischen 

Ländern hatten wir in den Vereinigten Staaten Nordamerikas, wo sie in der stürmischsten Auf-

schwungsperiode 8 Prozent im Jahre erreichte. In Deutschland erreichte das Wachstumstempo in den 

günstigsten Jahren der kapitalistischen Entwicklung jährlich nicht mehr als 3 Prozent. Daraus ergibt 

sich, daß das Wachstumstempo der Produktion in der Sowjetunion in der gegenwärtigen Zeit in einem 

Jahre soviel beträgt wie in den kapitalistischen Ländern in einem Jahrzehnt. 

Das entscheidende aber in der sozialistischen Wirtschaft ist die Tatsache, daß die unvermeidlichen 

und unheilbaren Krankheiten des Kapitalismus der sozialistischen Wirtschaft nichts anhaben können. 

Trotz der gewaltigen Steigerung der Produktion sind im Sozialismus Krisen unmöglich. Die Produk-

tionssteigerung im Kapitalismus führte zur Wirtschaftskrise und damit zur Millionenerwerbslosig-

keit. Die Produktionssteigerung der sozialistischen Wirtschaft führte zur Steigerung des Massenkon-

sums der Werktätigen, schuf damit die Grundlage zur neuen Erweiterung der Produktion und damit 

zur Aufsaugung der gesamten Erwerbslosigkeit, die als Erbe der alten Gesellschaft übernommen wor-

den war. In der Sowjetunion gibt es keine Erwerbslosen mehr. 

Die Errichtung der Industriebasis, auf der sich der Sozialismus aufbaut, vollzieht sich aber nicht unter 

den gleichen Bedingungen wie im Kapitalismus, sondern der Charakter der sozialistischen Industrie 

ist von vornherein ein wesentlich anderer als der des Kapitalismus. Der Aufbau und die Organisation 
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des kapitalistischen Industrieunternehmens ist auch noch im Zeitalter des Monopolkapitals gebunden 

an die Eigentümlichkeit der privatkapitalistischen Produktionsweise. Alles was auch der Monopol-

kapitalist vorfindet, ist die Gebundenheit aller Produktionsmittel und Produktionsverhältnisse an das 

Privateigentum. Die einzelnen privatkapitalistischen Unternehmen stehen sich im Zeitalter des Mo-

nopolkapitals als privatkapitalistische Gruppen in schärfster Feindseligkeit gegenüber und jede neue 

Basis der Produktion muß jede einzelne Gruppe den feindlichen Gruppen gegenüber behaupten und 

durchsetzen, wobei eine Unmasse materieller Kräfte im gegenseitigen Konkurrenzkampf unproduk-

tiv verbraucht [246] werden. Auf allen Gebieten stößt die kapitalistische Entwicklung an die Grenzen 

der privatkapitalistischen Eigentumsformen. 

Ganz anders in der sozialistischen Wirtschaft. Hier stehen der ganze natürliche Reichtum der Roh-

stoffquellen, der ganze materielle Produktionsapparat, die unendlich großen und noch schlummern-

den Produktivkräfte der Gesellschaft restlos der sozialistischen Wirtschaft zur Verfügung. Planmäßig 

und systematisch gegliedert bauen sich die Industriezweige nach einheitlichem Willen und nach ein-

heitlicher Vorausbestimmung nach Maßgabe der Bedürfnisse auf. Sie bilden nicht wie im Kapitalis-

mus gegeneinander kämpfende und konkurrierende Unternehmungen, sondern einheitliche und sich 

gegenseitig ergänzende Glieder der gesamten sozialistischen Wirtschaft. Das ist die gewaltige Ueber-

legenheit des Sozialismus über den Kapitalismus, daß er sich im planmäßigen Aufbau, in der plan-

mäßigen Verteilung und der planmäßigen Ergänzung der einzelnen Industriezweige ein Gesamtwirt-

schaftskomplex nach vollkommener Planmäßigkeit bildet. Damit wird erst der Mensch bzw. die 

menschliche Gesellschaft zum Herrn der Produktion. Er bestimmt sie voraus, beherrscht .sie und leitet 

sie, während im Kapitalismus die Menschen, und seien es auch die Beherrscher der größten kapita-

listischen Monopolgebilde, Knechte und Sklaven der widerspruchsvollen Gesetzmäßigkeit der anar-

chischen Produktionsweise des Kapitalismus sind und bleiben. Mit dem Uebergang zum Sozialismus 

unter der proletarischen Diktatur vollzieht sich, wie Friedrich Engels im Anti-Dühring sagt, „der 

Sprung der Menschheit aus dem Reiche der Notwendigkeit in das Reich der Freiheit“, der „endgültige 

Aufstieg der Menschheit aus dem Tierreich“. 

Derselbe Gegensatz, der zwischen Kapitalismus und Sozialismus auf dem Gebiete der industriellen 

Entwicklung liegt, ist genau so vorhanden auf dem Gebiete der Agrarwirtschaft. Die Soz i a l i s i e -

r ung  de r  Landwi r t s cha f t  in der Sowjetunion ist ein leuchtendes Beispiel des gigantischen Auf-

stieges der landwirtschaftlichen Bevölkerung gegenüber der verzweifelten Daseinsexistenz der Bau-

ernschaft in den kapitalistischen Ländern. Nach neueren Meldungen sind in der Sowjetunion bereits 

50,4 Prozent aller Bauernhöfe kollektivisiert. Bis spätestens zum Jahre 1932 wird die gesamte Land-

wirtschaft der Sowjetunion kollektivisiert sein. Welche Veränderungen sich infolge der Kollektivi-

sierung in der Landwirtschaft vollziehen, bezeugen folgende Daten: 1. Während in den kapitalisti-

schen Ländern die Aussaatfläche bewußt und beabsichtigt verringert wird, wird in der Sowjetunion 

die Aussaatfläche ständig erweitert. Im Jahre 1930 betrug die Erweiterung der Aussaatfläche 10 Mil-

lionen Hektar, im Jahre 1931 beträgt sie 15 Millionen Hektar. In der früheren individuellen Bauern-

wirtschaft verfügte der Bauer durchschnittlich über 2,7 Hektar Land zur Bebauung, in der Kollektive 

beträgt der Durchschnitt des Landanteils für den Bauern 5,2 Hektar. Er hat sich also nahezu verdoppelt. 

Hieraus ergibt sich auch das Wachstum der Ernteerträge. 1929 betrug die Getreideernte 71,7 Millionen 

Ton-[247]nen, 1930 87,4 Millionen Tonnen. Die Getreideablieferung an den Staat betrug 1929 18 

Millionen Tonnen, 1930 24 Millionen Tonnen. Hiervon wurden 12 Millionen Tonnen allein von den 

Sowjetwirtschaften und Kollektivwirtschaften geliefert. Infolge dieser materiellen Steigerung der Ge-

samtlandwirtschaft steigt im selben Maße auch die materielle Lage des Einzelbauern. Der individuelle 

Einzelbauer hatte auf seiner Wirtschaft ein durchschnittliches Jahreseinkommen von 242 Rubel. Die-

ses Einkommen stieg bereits im ersten Jahre in der Kollektivwirtschaft auf 500 Rubel. Der Einzelbauer 

erntete in seiner Wirtschaft im Durchschnitt 26 Zentner Getreide, der Kollektivbauer hingegen erntet 

im Durchschnitt 59 Zentner Getreide. Das zeigt die gewaltige Ueberlegenheit der Kollektivwirtschaft 

über die individuelle Bauernwirtschaft. Freilich, im Kapitalismus würde die Produktionssteigerung 

infolge der Kollektivisierung zu so ungeheurer Ueberproduktion führen, daß die Wirtschaft nicht mehr 

aus der Krise herauskäme, während im Sozialismus diese Produktionssteigerung zum Nutzen, zum 
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Vorteil und zum gigantischen Aufstieg des Reichtums der gesamten Gesellschaft wird. Das ist die 

gewaltige Ueberlegenheit des Sozialismus, der die unvermeidlichen und unheilbaren Krankheiten des 

Kapitalismus nicht kennt. 

Im Kapitalismus beruht die Arbeitsteilung darauf, daß der eine Teil, die große Mehrheit, die Arbeit 

leistet und der andere Teil, die verschwindende Minderheit, sich im Schweiße des Angesichts abmüht, 

die Reichtümer einzuheimsen. Eine solche Art der Arbeitsteilung kennt man im Sozialismus nicht. In 

den kapitalistischen Ländern fließt der Löwenanteil des Volkseinkommens in die Taschen der besit-

zenden Klasse. Z. B. geht die Verteilung des Volkseinkommens in England so vor sich, daß 55 Pro-

zent des jährlichen Volkseinkommens an Dividenden, Renten und Profiten in die Taschen der Besit-

zenden fließen. In Deutschland sind es deren 45 Prozent. Nimmt man alle kapitalistischen Länder 

zusammen, so fließt im Durchschnitt die Hälfte des gesamten Volkseinkommens in die Taschen der 

Besitzenden. Wie verhält es sich damit aber in der Sowjetunion? In der Sowjetunion gibt es keine 

Kapitalisten, Unternehmer u. a. Gurgelabschneider. In der Sowjetunion kommt das gesamte Volks-

einkommen allen Werktätigen zugute. Im Jahre 1930 verteilte sich das Volkseinkommen in der Sow-

jetunion auf folgende Teile: 

Arbeiter und Bauern 77,1 Prozent, 

Der sozialistische Staat 15,2 Prozent, 

Syndikate und Kollektive 7,7 Prozent. 

Daraus ergibt sich, daß in der Sowjetunion keine ausbeuterischen Nutznießer, keine räuberischen 

Kapitalisten aus der Arbeit der Millionenmassen Profit- und arbeitsloses Einkommen ziehen können. 

5. Die Wirkungen des sozialistischen Aufbaues in der Weltwirtschaftskrise: 

Das leuchtende Beispiel der sozialistischen Entwicklung in der Sowjetunion wirkt auf das gesamte 

Weltproletariat, das in der Welt-[248]wirtschaftskrise ungeheuren Qualen und Leiden unterworfen 

ist, außerordentlich revolutionierend. Aber nicht nur auf das Proletariat der kapitalistischen Länder, 

sondern ebenso auf die werktätigen Bauern, die in der langandauernden Agrarkrise den gleichen 

Elendsverhältnissen unterworfen sind wie das Proletariat Das bringt die Verschärfung der Klassen-

kämpfe in allen kapitalistischen Ländern. 

Die Bourgeoisie versucht durch rasches und gewaltsames Herabdrücken des Lebensstandards der 

Arbeiterklasse aus der Krise herauszukommen: Endloser Lohnabbau, Ueberwälzung der Steuerlasten 

von den Schultern des Besitzes auf die Besitzlosen, Errichtung unübersteigbarer Zollmauern, Hoch-

haltung und sogar Steigerung der Monopolpreise, also alles Maßnahmen, die den Lebensstandard des 

Arbeiters auf die niedrigste Stufe herabschrauben. Die Pauperisierung der Arbeiterklasse soll das 

letzte Mittel sein, mit dem die Bourgeoisie die Krise zu überwinden gedenkt. 

Um dieses Ziel der grenzenlosen Verelendung der Werktätigen zu erreichen, vollzieht sich im raschen 

Tempo die Faschisierung der kapitalistischen Staatsmacht, die mittels gewaltsamer Unterdrückung 

den Widerstand der Arbeitenden gegen das räuberische Ausbeutungssystem zu brechen versucht. Die 

Radikalisierung und die Revolutionierung breitester Arbeiter- und Bauernschichten, das ist das Re-

sultat der Entwicklung, wie sie sich aus der Weltlage der sich verschärfenden Gegensätze der beiden 

Weltwirtschaftssysteme, des Kapitalismus und Sozialismus, ergeben. 

Die Entfaltung des revolutionären Aufschwunges äußert sich nach den Thesen des XI. Plenums des 

Ekki besonders in folgenden Punkten: 

a) In einer weiteren Verschärfung der Streikkämpfe und der Erwerbslosenbewegung in den kapitalistischen 

Ländern; 

b) im Ausbau und in der Festigung der Sowjets – und der Roten Armee – auf einem bedeutenden Teil des 

Territoriums Chinas; 

c) in der Verstärkung der revolutionären Bewegung in den Kolonien; 

d) in der Entwicklung der revolutionären Bauernbewegung; 

e) in der Zunahme des politischen und organisatorischen Einflusses einer Reihe der grüßten kommunistischen 

Parteien (Deutschland, China, Tschechoslowakei, Polen); 
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f) in einer heftigen Verschärfung der oppositionellen Gärung innerhalb der Sozialdemokratie; 

g) in einem Anwachsen der Opposition der kleinbürgerlichen Massen der Stadt, der Angestellten und Beamten. 

Alles das sind Anze i chen  de s  r evo l u t i onä r en  Gesam t auf schwunges  im Weltmaßstabe, 

soweit sie unter Punkt a, d, e, f und g für die kapitalistischen Länder Europas aufgezeigt sind, treffen 

sie in vollem Umfange auf Deutschland zu. Gerade die Entwicklung in Deutschland zeigt das rasche 

Tempo des revolutionären Aufschwunges auf all den Gebieten, wie sie hier vom Ekki aufgezeigt sind. 

Unter Punkt 3 zeigen die Thesen des Ekki in allen Details die Entwicklung des revolutionären Auf-

schwungs in Deutsch-[249]land, und Deutschland wird neben Polen als jenes kapitalistische Land 

bezeichnet, in dem die Voraussetzungen einer revolutionären Krise in beschleunigtem Tempo heran-

wachsen. 

Gegenüber diesem revolutionären Aufschwung hat aber das Ekki die Tatsache verzeichnet, daß in allen 

Sektionen der Komintern ein bedenkliches Zu r ückb l e i ben  h i n t e r  dem  r evo l u t i onä ren  

Auf schwung  zu verzeichnen ist. Gewiß ist dieses Zurückbleiben nicht gleichmäßig in allen Sekti-

onen vorhanden. Hier kann man im allgemeinen die These aufstellen, daß die Sektionen mit den reichs-

ten revolutionären Erfahrungen am besten die revolutionären Aufgaben der Gegenwart lösen und 

daher das Zurückbleiben, der Tempoverlust, bei ihnen am schwächsten in Erscheinung tritt. In einer 

ganzen Reihe von Ländern, in denen der revolutionäre Aufschwung aber am stärksten in der letzten 

Periode in Erscheinung trat, wurden die stärksten Abweichungen von der bolschewistischen Linie kon-

statiert. Hier haben wir solche Erscheinungen, daß bei dem gewaltigen revolutionären Aufschwung 

in Ch i n a, wo auf einem Territorium vom größten Ausmaße die Sowjetmacht entstand, die Kommu-

nistische Partei in ihrer Gesamtpolitik katastrophale Abweichungen vom Leninismus zu verzeichnen 

hatte. Dasselbe zeigte sich in der Revo l u t i on  i n  Span ie n, wo die Kommunistische Partei den 

sozialen und historischen Inhalt dieser Revolution überhaupt nicht verstand und gegenüber den breiten 

revolutionären Arbeiter- und Bauernmassen vollkommen versagte. Eine dritte wichtige Erscheinung 

des Zurückbleibens ist das Versagen der f i nn i sche n Pa r t e i beim Vorstoß der Lappo-Bewegung, 

wo die Partei auf einen aktiven Kampf gegen die Lappobewegung verzichtete. Das gleiche Zurückblei-

ben äußert sich in der mangelnden, oder überhaupt fehlenden Stellungnahme der Kommunistischen 

Parteien der imperialistischen Länder zu den Befreiungskämpfen in den Kolonien dieser Länder, wie z. 

B. der französischen Partei gegenüber Indochina, der englischen Partei gegenüber Indien. 

Die Verhandlungen des Plenums unterstrichen wiederholt, daß  d i e  deu t s che  Sek t i on  de r  

Kom i n t e rn  von  a l l en  Sek t ionen  dem  gegenwär t i gen  r evo l u t ionä r en  Auf -

s chwunge  a m  me i s t en  ge r ech t  wur de  und daß daher die Sektionen der kapitalistischen Län-

der am meisten von der deutschen Partei lernen können. 

Unsere Partei hat die Lehren des XI. Ekki-Plenums in vollem Umfange gezogen. Gerade auf jenen 

Gebieten, wo auch bei uns noch ein erhebliches Zurückbleiben hinter den revolutionären Möglich-

keiten zu verzeichnen ist, müssen wir jetzt im raschesten Tempo aufholen. Die letzte ZK-Sitzung hat 

die Schlußfolgerungen aus dieser Notwendigkeit gezogen. Das Baue r nh i l f sp r og ram m , das von 

dieser ZK-Sitzung ausging, war die erste Etappe auf diesem Wege. Wir müssen aber klar erkennen, 

daß auch noch auf den übrigen Gebieten, die in der Resolution des Ekki enthalten sind, weitgehendste 

Versäumnisse vorliegen. Das trifft besonders zu in bezug auf die [250] oppos i t i one l l e  Gä r un g  

i nne r ha l b  de r  Soz ia l dem okra t i e, die wir noch nicht verstanden haben, restlos auszuwerten. 

Und noch mehr trifft das zu in bezug auf das Anwachsen der Oppos i t i on  i n  den  k l e i nbür ge r -

l i chen  Massen  de r  S t äd t e  und der Rad i ka l i s i e r ung  de r  An ges t e l l t en  und  de r  Be -

am t e n. Versäumnisse gerade auf diesem Gebiete können für den revolutionären Aufschwung ver-

hängnisvolle Folgerungen haben. Gerade diese Schichten des Kleinbürgertums, der Angestellten und 

Beamten, werden am leichtesten Opfer der faschistischen Demagogie und geraten damit in die kon-

terrevolutionäre Frontstellung. Von der Kraft der Partei und ihrer Energie ist es abhängig, ob diese 

Schichten für die revolutionäre Front mobilisiert oder als stärkstes Hemmnis im konterrevolutionären 

Lager stehen werden. Ebenso müssen wir in Deutschland ein Zurückbleiben im Zentrum der Klassen-

front, im unmittelbaren Kampf gegen die Offensive des Kapitals, in der mangelhaften innergewerk-

schaftlichen Arbeit und der Mobilisierung der gewerkschaftlich organisierten Arbeiter verzeichnen. 
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Dieser Aufgabe hat das Plenum des Zentralkomitees ganz besondere Aufmerksamkeit zugewendet 

und es ist zu erwarten, daß gerade an diesem Frontabschnitt eine stärkere Belebung in der Erfüllung 

der revolutionären Aufgaben eintreten wird. 

Alles in allem bedeutete die Bilanz des XI. Ekki-Plenums und die Schlußfolgerungen und Aufgaben-

stellung des Plenums des Zentralkomitees der Partei aus dieser Bilanz einen bedeutsamen Abschnitt 

in der Orientierung unserer Partei auf eine klarere und zielsichere Frontstellung, eine erhöhtere Mo-

bilisierung der Partei für ihre großen revolutionären Aufgaben in einer Periode der Entwicklung, der 

große weltgeschichtliche Ereignisse folgen werden, die durch unsere revolutionäre Tatkraft entschei-

dend beeinflußt werden. In dieser Richtung ist sich das XI. Ekki-Plenum und das Plenum unseres 

Zentralkomitees am 14. und 15. Mai vollauf ihrer revolutionären Verantwortung bewußt gewesen. 

* 

Was kostet die Regierung Brüning dem deutschen Proletarier?  
Von P e t e r  J o t t k a s  

Im folgenden wollen wir untersuchen, was die Regierung Brüning den deutschen Proletariern durch 

ihre Maßnahmen kostet. Das. heißt, wir beschränken uns darauf, die Kosten von Gesetzen und Ver-

ordnungen festzustellen. Wir prüfen also nicht, was die steigende Arbeitslosigkeit kostet, wir prüfen 

nicht, was bereits vorher bestehende Zölle kosten, wir prüfen nicht, was die Krise – eine Erscheinung 

des kapitalistischen Systems an sich – den Proletarier [251] kostet. Wir prüfen nur die Kosten einer 

ganz besonders arbeiterfeindlichen Regierung – und auch nicht die ganzen Kosten, sondern nur die 

Mehrkosten gegenüber anderen kapitalistischen Regierungen. 

Wir beginnen mit der Verteuerung der Lebenshaltung und gehen dann zur Senkung des Arbeitsein-

kommens über. 

Die Lebenshaltung, die selbst die kapitalistische amtliche Statistik einer Proletarierfamilie (mit drei 

Kindern) zubilligte, kostete im ersten Vierteljahr 1930, also vor der Regierung Brüning, etwa 50 

Mark. Heute kostet sie 44,50 Mark pro Woche. Das ist ein Rückgang um 5,50 Mark oder um über 10 

Prozent. Also, könnte man schließen: die Regierung Brüning hat die Lebenshaltung nicht nur nicht 

verteuert, sondern sogar verbilligt. Tatsächlich aber hat sie die Lebenshaltung verteuert. Und hier 

zeigt sich, daß unsere Fragestellung einen berechtigten Sinn hat: daß wir nach den Kosten der Regie-

rung Brüning fragen, und nicht allgemein nach den Kosten des Kapitalismus. 

Denn während der Krise, in der wir uns befinden, sinken in allen kapitalistischen Staaten die Preise. 

In Deutschland aber sinken sie am wenigsten. Und das liegt an der Regierung Brüning. Das liegt an 

den Maßnahmen der Regierung Brüning. Und darum sind die Maßnahmen der Regierung gesondert 

zu untersuchen. 

Die Lebenshaltungskosten gliedern sich in fünf Hauptgruppen: Ernährung, Wohnung, Heizung und 

Beleuchtung, Bekleidung, sonstiger Bedarf einschließlich Verkehr. 

Die Ausgaben  f ü r  Wohnung  sind die einzigen, die tatsächlich gestiegen sind. Und zwar beträgt 

die Steigerung nach Angaben des Statistischen Reichsamts etwa 4 Prozent. Das deutsche Proletariat 

gibt etwa 7 bis 8 Milliarden Mark für Miete aus (auf ein Arbeitseinkommen von 45 Milliarden Mark 

berechnet). Eine Erhöhung der Wohnungskosten um 4 Prozent bedeutet für das gesamte Proletariat 

eine Verteuerung der Lebenshaltung um etwa 350 Millionen Mark. Wären die Mietpreise nicht ge-

stiegen, sondern gesunken, so würden die amtlichen Lebenshaltungskosten nicht 44,50 Mark pro Wo-

che, sondern nur etwa 44 Mark betragen. 

Die Ausgaben für He i zung  und  Be l euch t ung  sind im vergangenen Jahre nur ganz minimal, um 

noch nicht 2½ Prozent gesunken, doch ist daran der Monopolkapitalismus schuld und keine aktive 

Handlung der Regierung Brüning. Auch die Ausgaben für sonstigen Bedarf sind nur sehr wenig, um 

4 Prozent gesunken. Auch hier spielte die Regierung Brüning eine an sich unbedeutende Rolle. Die 

Ausgaben für Bekleidung sind recht beträchtlich, um über 15 Prozent, gesunken. Diese Senkung ist 

nicht der Regierung Brüning, sondern der Krise zu danken. 
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Wir kommen jetzt zu dem letzten und Hauptposten der Ausgaben im Arbeiterhaushalt: zu den Au s -

gaben  f ü r  E r näh r un g. Die Ausgaben für Ernährung sind um etwa 10 Prozent gesunken. Daß 

diese Senkung nicht sehr viel stärker gewesen ist, das ist ganz zwei-[252]fellos die Schuld der Regie-

rung Brüning. Denn mit allen Mitteln hat sie versucht, die Ernährungskosten hochzuhalten: mit Zöl-

len, mit Steuern, mit Einfuhrverboten. 

Zunächst nur einige Daten. 

Als die Regierung Brüning an die Herrschaft kam, war der Weizenzoll gerade von der Regierung 

Hermann Müller von 9.50 Mark auf 12 Mark erhöht worden. Die Regierung Brüning erhöhte ihn 

wenige Wochen später erneut, und zwar von 12 Mark auf 15 Mark. Noch kein halbes Jahr später 

erhöhte sie ihn auf 18.50 Mark, und wenige Wochen später noch einmal, und zwar auf 25 Mark. 

Im Mai 1930 erhöhte die Regierung Brüning den Roggenzoll von 9 Mark auf 15 Mark, und noch kein 

Jahr später stand er auf 20 Mark. 

Weiter wurden die Zölle auf Schweine und Schweinefleisch, auf Gerste und Hafer, auf Erbsen, Boh-

nen und Linsen erhöht. Das Gefrierfleisch-Kontingent wurde abgeschafft, so daß die letzte Quelle 

billigen Fleisches verstopft wurde. 

Was war das Resultat dieser Zollerhöhungen? Weizen kostet heute in Berlin an 300 Mark. Er ist heute 

um 20 bis 30 Mark teurer als vor einem Jahr zu Beginn der Brüning-Herrschaft! Dabei ist der Welt-

markt unter der Last verkaufsbereiten Weizens zusammengebrochen! We i zen  i s t  i n  Deu t s ch -

l and  heu te  e t wa  d r e i m a l  s o  t eue r  w i e  au f  dem  Wel tm ar k t. Weizen kostet heute auf dem 

Weltmarkt etwa 100 Mark die Tonne. Ziehen wir den Zoll der Hermann-Müller-Regierung von 120 

Mark hinzu, so kommen wir auf einen Weizenpreis von etwa 220 Mark. D i e  Reg i e r ung  Br ü n i ng  

ha t  den  P re i s  von  We i zen  a l so  um  40  P rozen t  he rau f geschraub t, während überall an-

ders in der Welt der Weizen billiger geworden ist. Da wir in Deutschland etwa 5 Millionen Tonnen 

Weizen in Mühlen verarbeiten, so bedeutet das, daß die Regierung Brüning uns allein 400 Millionen 

Mark auf dem Weizenmarkt gekostet hat. 

Roggen kostet heute in Berlin annähernd 200 Mark. Auf dem Weltmarkt ist er für etwa 70 Mark zu 

haben. Addieren wir zu den 70 Mark den Roggenzoll der Regierung Hermann Müller, so kommen 

wir auf einen Preis von 160 Mark. Genau so viel kostete der Roggen auch, als Brüning an die Regie-

rung kam. Heute ist er um 25 Prozent oder 40 Mark teurer. Das kostet uns etwa 200 Millionen Mark. 

D i e  Maßnahm en  de r  Reg i e r ung  Br ün i ng  kos t en  uns  a l so  a l l e i n  be im  Ver b r auch  

von  We izen  und  Roggen  annähe r nd  600  Mi l l i onen  Mar k  i m  J a h r. Die Folgen sind 

leicht ersichtlich. Brot kostet heute mehr als vor einem Jahr. Keiner sollte die Bäcker tadeln! Sie 

haben reichlichen Zwischengewinn, aber nicht mehr als vor einem Jahr. Keiner sollte den kleinen 

Bauern und Landwirt tadeln! Er hat nichts von den hohen Preisen gehabt, denn nach der Ernte, als er 

seinen Weizen und Roggen, als er seine Kartoffeln verkaufen wollte, da bekam er sehr viel weniger. 

Nur die Großagrarier, die durchhalten konnten, bis [253] die Preise wieder stiegen; nur die Getreide-

händler, die Hand in Hand mit der Regierung, mit Meister Schiele und dem Sozialfaschisten Baade-

Meister arbeiteten; nur sie haben gewonnen, nur sie verdienen, nur sie profitieren. 

Das alles haben wir der Regierung Brüning zu danken. Wir sagen es noch einmal, einzig und allein 

der Regierung Brüning. Das hat nichts mehr mit Kapitalismus allein zu tun. Das ist die Diktatur kapi-

talfaschistischer Profitgier. Sehen wir doch, wie es in den anderen kapitalistischen Ländern aussieht. 

E i n  K i l o  We i zenbro t  kos t e t  i n  Deu t s ch l and  e t wa  70  P f enn i g. I n  Eng land  aber – von 

dem doch keiner leugnen wird, daß es ein kapitalistischer Staat ist – kos t e t  e s  40 P f enn i g. Und 

genau soviel kostet es in Holland. Und in Frankreich kostet es sogar nur 30 Pfennig. In Frankreich 

kostet das Weizenbrot also noch nicht einmal die Hälfte von dein, was es in Deutschland kostet. Und, 

wer je französisches Weizenbrot gegessen hat, weiß, wieviel besser es ist als das deutsche. 

Und ähnlich steht es mit dem Roggenbrot. In Deutschland kostet das Kilo 35 Pfennig. In Dänemark 

kostet es wenig mehr als die Hälfte, etwa 20 Pfennig. 
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Für jedes Brot und jedes Brötchen – ob schwarz oder weiß oder halbschwarz –, das die Proletarierfrau 

einkauft, zahlt sie doppelt. Einmal für den Kapitalismus, wie es auch die Proletarierfrau in Paris und 

in London und in Kopenhagen tut. Und einmal für Herrn Brüning und die, die hinter ihm stehen: für 

den deutschen Kapitalfaschismus, für den deutschen Junker-Kapitalismus. 

Und wie mit dem Brot, so steht es mit dem Fleisch, so steht es mit Hülsenfrüchten und vielen anderen 

Lebensmitteln. 

Es ist nun äußerst schwer, festzustellen, wieviel insgesamt die Zollmaßnahmen der Regierung gekos-

tet haben. Zu den heutigen Sätzen berechnet kosten sie dem Proletariat aber eher über als unter einer 

Milliarde Mark pro Jahr. Man beachte: es handelt sich nicht darum, was die Zölle (und ihre Einwir-

kung auf den Preis im Inland hergestellter Waren) überhaupt kosten. Das ist eine Summe, die viele, 

viele Milliarden beträgt. Wenn wir eine Milliarde sagen, so meinen wir allein die Zollerhöhungen 

durch die Regierung Brüning. Das sind 1 Mark bis 1,20 Mark pro Woche, oder etwa 5 Prozent der 

Ernährungskosten. 

Statt um 10 Prozent wären also die Ernährungskosten um etwa 15 Prozent gesunken, das heißt etwa 

ebensoviel wie die Bekleidungskosten, allein wenn die Regierung Brüning nicht die Zölle erhöht 

hätte. 

Jedoch hat sich die Regierung nicht mit Zollerhöhungen begnügt. Sie hat durch eine Reihe von Steu-

ern auch auf direktem Wege die Inlandspreise hochgehalten. 

Die wichtigsten Steuermaßnahmen dieser Art sind die Erhöhung der Biersteuer und die Einführung 

der Gemeindebier- und Gemeinde-[254]getränkesteuer. Sie kosten den Arbeitern und Angestellten 

an 500 Millionen Mark. Und wenn wir die indirekte Einwirkung zahlreicher neuer oder erhöhter 

Reichs-, Länder- und Gemeindesteuern auf die Preise ebenfalls mit 500 Millionen einsetzen, so kom-

men wir auf eine Erhöhung der Lebenshaltungskosten durch Steuern, die nicht direkt vom Arbeiter 

erhoben werden, um eine Milliarde Mark. Man achte wieder darauf: es handelt sich nicht darum, was 

die Steuern überhaupt der Arbeiterschaft kosten, sondern nur darum, was die Steuererhöhungen der 

Regierung Brüning der Arbeiterschaft kosten. Und zwar nicht alle Steuererhöhungen, sondern nur 

die, die im Gegensatz zur Lohnsteuer oder Kopfsteuer indirekt vom Arbeiter erhoben werden. 

Und wieviel kosten die direkten Steuern? die Ledigensteuer und die Kopfsteuer? Sie kosten dem 

Proletariat über eine Viertelmilliarde Mark. Und die Erhöhung der Beiträge zur Arbeitslosenversi-

cherung und zur Krankenversicherung? Sie kosten dem Arbeiter etwa 0.60 Mark pro Woche oder der 

Arbeiterschaft zwischen 350 und 400 Millionen Mark im Jahr. Die neuen direkten Steuern und die 

Erhöhung der sozialen Belastung des Arbeiters kosten dem Proletariat etwa 650 Millionen Mark. 

Allein die Erhöhungen! Allein die Regierung Brüning hat diese neuen Lasten aufgelegt! 

A l l e  S t eue r n  zusam m e n, e i nsch l i eß l i ch  de r  höhe r en  soz i a l en  Be i t r äge  be l a s t en  

da s  P r o l e t a r i a t  mi t  übe r  1,5 Mi l l i a r den  M a r k. 1,5 Milliarden Mark Tribut hat die Regierung 

Brüning durch Erhöhung und Neueinführung von Steuern, sowie durch stärkere soziale Belastung 

dem Proletariat auferlegt! Neuen Tribut! 1,5 Milliarden Mark neuen Tribut zu dem alten schweren 

hinzu! 

Damit hätten wir im großen und ganzen die Erhöhung der Ausgaben des Proletariats durch die Re-

gierung .Brüning festgestellt. Aber diese Regierung hat sich nicht damit begnügt, nur die Ausgaben, 

nur die Kosten der Lebenshaltung zu erhöhen. S i e  ha t  auch  du r ch  d i e  Sch l i ch tungsbehö r -

den  da f ü r  ge so r g t, daß  d i e  E i nnahm en  de r  Ar be i t e r, daß  i h r  Lohne i nkommen  

s i nk t. 

Und zwar begann dieser Lohnabbau mit dem Absinken der übertariflichen Löhne, um sich dann in 

dem Absinken der Tariflöhne fortzusetzen. Die übertariflichen Lohnzuschläge konnten teilweise ab-

gebaut werden, ohne daß sich dadurch eine vertragliche Aenderung der Arbeitsbedingungen ergab. 

Daher machen wir im folgenden die Regierung Brüning nur für die Hälfte des Abbaus der übertarif-

lichen Zuschläge verantwortlich und schreiben die andere Hälfte auf das Schuldkonto des Kapitalis-

mus im allgemeinen, das heißt, lassen sie hier außer Betracht. 
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Die übertariflichen Zuschläge betrugen im Durchschnitt etwa 6 Prozent als die Regierung Brüning 

ihre Herrschaft antrat. Sie betragen heute etwa 4 Prozent. Also etwa 1 Prozent des Lohnes [255] ist 

durch die Regierung Brüning vermittels Senkung der übertariflichen Lohnzuschläge abgebaut wor-

den. Das sind etwa 0.50 Mark pro Woche oder etwa 300 Millionen Mark im Jahr. 

Dazu kommen die tatsächlichen Lohn- und Gehaltskürzungen. Der Gesamtdurchschnittsprozentsatz 

der Kürzung für Tariflöhne und Gehälter im letzten Jahr ist mit 6 Prozent eher zu niedrig als zu hoch 

eingesetzt. Das macht auf das Gesamtarbeitseinkommen etwa 2,7 Milliarden Mark im Jahr, oder etwa 

3.25 Mark pro Woche für das Proletariat. 

Addieren wir die Arbeitseinkommenverluste durch aktive Maßnahmen der Regierung Brüning, so 

kommen wir auf über 3 Milliarden Mark im Jahr und etwa 3.75 Mark pro Woche. 

Wir sind jetzt so weit, daß wir eine Gesamtübersicht über die Kosten, die uns die Regierung Brüning 

verursacht, aufstellen können: eine Bilanz der Tribute, eine Bilanz der Belastung durch die Regierung 

Brüning. 

Dabei werden wir einmal die Gesamtsumme für das Proletariat (Arbeiter und Angestellte) auf das 

Jahr umgerechnet geben; und dann auch die Kosten für einen wöchentlichen Arbeiterhaushalt. 

Kosten der Regierung Brüning 

I. 

Be l a s t ung  de r  Ausgabese i t e  

Maßnahme Gesamtkosten Kosten pro Woche 

1. Mietgesetzgebung 350 Millionen Mark 0,50 Mark 

2. Zollerhöhungen 1000 Millionen Mark 1,00-1,20 Mark 

3. Steuererhöhungen und neue Steuern: 

indirekte 

direkte 

 

1000 Millionen Mark 

250 Millionen Mark 

 

1,00-1,20 Mark 

0,35 Mark 

4. Erhöhung der Kosten der Sozialversicherung  400 Millionen Mark 0,60 Mark 

Gesamtbelastung d. Ausgaben ca. 3 Milliarden Mark ca. 3,75 Mark 

II. 

Be l a s t ung  de r  E i nnahm ese i t e  

1. Abbau der übertariflichen Lohnzuschläge 300 Millionen Mark 0,50 Mark 

2. Abbau der Löhne und Gehälter 2700 Millionen Mark 3,25 Mark 

Gesamtbelastung d. Einnahm. ca. 3 Milliard. Mark ca. 3,75 Mark 

Gesamtbelastung der Einnahmen und Ausgaben ca. 6 Milliarden Mark  ca. 7,50 Mark 

Das Proletariat hat also a l l e i n  durch die Maßnahmen der Regierung Brüning 6 Milliarden Mark pro 

Jahr verloren, 7.50 Mark [256] pro Woche. Dabei sind die Verluste durch Arbeitslosigkeit, die Ver-

luste durch Kurzarbeit und alle anderen Verluste und Kosten, die der Kapitalismus insbesondere in 

der Krisenzeit dem Proletariat verursacht, unberücksichtigt geblieben. 

Wir haben, wie wir bereits eingangs sagten, ausschließlich die Kosten gemessen, die uns die Regie-

rung Brüning durch aktive Maßnahmen verursacht. Dabei ist uns sicher noch vieles entgangen, was 

zusammenaddiert einen erheblichen Betrag ausmachen würde. Dabei sind wir bei unseren Schätzun-

gen sehr vorsichtig gewesen und haben eher einen zu niedrigen als einen höheren Betrag eingesetzt. 

Diese, unsere Tendenz, eher zu niedrige als zu hohe Zahlen einzusetzen, wird besonders klar bei 

einem Vergleich der Kosten für die Gesamtheit der Arbeiter und Angestellten mit den Kosten, die 

wir für die Woche einsetzten. Denn bei letzteren gingen wir von einer Lebenshaltung aus, wie sie die 

kapitalistische Statistik dem Arbeiter zubilligt, und einige Maßnahmen der Regierung Brüning treffen 

Arbeiter und Angestellte mit geringerem Einkommen weniger als solche mit höherem Einkommen. 

Wir haben das selbstverständlich berücksichtigt, um nicht in den Verdacht zu kommen, demagogi-

sche Uebertreibungen zu machen. Wir sind auch bei der Bemessung der Einkommensverluste durch 

den Abbau der übertariflichen Zuschläge mit äußerster Vorsicht vorgegangen und haben der Regie-

rung Brüning eher zu wenig als zu viele Kosten zu Lasten geschrieben. 



Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 12 – 191 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 05.04.2023 

Und trotzdem – trotz aller Vorsicht – ergibt sich uns eine Mehrbelastung des Proletariats durch Maß-

nahmen der Regierung Brüning mit 6 Milliarden Mark! Und das in einer Zeit, in der der Kapitalismus 

an sich schon schwerer denn je auf den Schultern des Proletariats lastet! 

* 

Monopol und Krise  
Von E. K u n i k  

In den periodischen Krisen erfolgt die Wiederherstellung der Verwertungsbasis des Kapitals durch 

die in ihnen bewirkte Verwohlfeilerung der Elemente des Kapitals. 

Es findet eine Entwertung erst des zirkulierenden Kapitals und damit eine Verringerung der Kos te n 

des zirkulierenden Teils des konstanten wie des variablen Kapitals statt, dann setzt sich auch eine 

Verringerung der Kosten des fixen Teils des konstanten Kapitals durch Entwertung der Kostenele-

mente. Der Prozeß schließt aber mit einer Wiederherstellung der Verwertung auf einer neuen Basis, 

d. h. bei im Gesamtdurchschnitt erhöhter organischer Zusammensetzung des Kapitals. 

Von der Preisseite her ausgedrückt, sinken die Kostpreise stärker als die Marktpreise und dies führt 

zur Wiederherstellung von Produk-[257]tionspreisen, d. h. von Preisen, die einen Durchschnittsprofit 

enthalten. Diese netze Durchschnittsprofitrate ist im nächsten Zyklus der Tendenz nach kleiner als 

der im vorhergehenden Zyklus. Das Sinken der Profitrate kann nur kompensiert, bzw. überkompen-

siert werden, durch die Steigerung der Mehrwertrate bzw. der Profitmasse. 

Wie wirkt nun die allgemeine Krise auf diesen zyklischen Ablauf ein? 

Sie erscheint als Folge des Akkumulationsprozesses dann, wenn der Kapitalismus unfähig wird, das 

aufgehäufte konstante Kapital und die Masse der in Lohnarbeiter verwandelten Teile der Bevölkerung 

zu beschäftigen, weil auf der Basis der vorhandenen Produktionsverhältnisse (oder Eigentumsver-

hältnisse) die Ausnutzung der erreichten Produktivität der Arbeit und der vorhandenen Produktiv-

kräfte unmöglich wird. 

Wenn zum Beispiel nach Angaben des deutschen Enqueteausschusses während der letzten Hochkon-

junktur 1927-1928 der industrielle Produktionsapparat nur zu 70 Prozent ausgenutzt werden konnte 

und zugleich in ihr die Arbeitslosigkeit auf einem Durchschnittsniveau von 1,5 Millionen blieb, so 

ist in bezug auf die Verwertung des Kapitals durch diese Erscheinung der allgemeinen Krise eine 

neue, verschärfte Senkungstendenz der Durchschnittsprofitrate gegeben. 

Die progressive Ueberakkumulation setzt zunehmend die periodischen Krisen außerstande, auch nur 

für kürzere Zeiträume den Grundwiderspruch zwischen Produktivkraft und Konsumkraft auszuglei-

chen. Die potentielle Produktivkraft der kapitalistischen Gesellschaft kann auch nicht mehr vorüber-

gehend ausgenützt werden. Das Brachliegen von Produktionsmitteln dehnt sich von der Krise und 

der Depression auf den Aufschwung und schließlich auch auf die Hochkonjunktur aus, ebenso das 

Brachliegen von Arbeitskräften. 

Für die Verwertung des Gesamtkapitals muß daraus notwendig sich eine entsprechende Verschärfung 

der Grundtendenz des Fallens der Profitrate ergeben. 

Diese aus dem Wachstum der organischen Zusammensetzung des Kapitals infolge der Akkumulation 

sich ergebende Grundtendenz des Fallens der Profitrate ist natürlich der gesetzmäßigen Ungleichmä-

ßigkeit der kapitalistischen Entwicklung unterworfen. Das gilt auch für die einzelnen Produktions-

zweige innerhalb einer kapitalistischen Gesellschaft. 

* 

Monopolismus und allgemeine Krise des Kapitalismus haben die gleichen Wurzeln. – Sie sind Pro-

dukte der historischen Tendenz der Kapitalakkumulation. Der Monopolismus stellt den Versuch dar, 

diese Folgen des Akkumulationsprozesses abzuwälzen. Er ist ein kapitalistischer Versuch der 

„Ueberwindung“ der Grundtendenz des Fallens der Profitrate, der in seiner Entfaltung umschlägt in 

die aggressive Organisation von Ueberprofiten. Er reproduziert daher [258] die Widerspräche auf 
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einer stets wachsenden Stufenleiter und beschleunigt die Entfaltung der allgemeinen Krise, d. h. das 

Zutagetreten der Unvereinbarkeit der Eigentumsverhältnisse mit der Entwicklung der Produktiv-

kräfte. 

Die Existenzbedingungen der Arbeitenden erfordern gebieterisch die Sprengung der kapitalistischen 

Hülle, und die revolutionäre proletarische Klassenpartei organisiert diese Sprengung. 

In diesem Prozeß stellt der Imperialismus dem kämpfenden Proletariat die konzentrische Macht des 

Großkapitals auf erhöhter organisatorischer Stufe gegenüber. (Faschisierte Staatsgewalt, Faschisie-

rung der Parteiorganisationen einschließlich der sozialdemokratischen, Aufzug faschistischer Mas-

senorganisationen.) Damit zwingt er das Proletariat, selbst eine höhere Stufe der Organisiertheit zu 

erklimmen, dem Gewaltapparat des monopolistischen Finanzkapitals eine noch festere, noch breiter 

in den Massen verankerte Machtorganisation entgegenzustellen, die den Einfluß der Sozial- und Na-

tionalfaschisten auf die Massen der Arbeitenden brechen muß. 

Der Monopolismus begünstigt objektiv diesen Prozeß, indem er die Auswegslosigkeit der Lage der 

Arbeitenden unter kapitalistischen Bedingungen immer deutlicher macht. Er wirft gewaltige Massen 

arbeitsfähiger Menschen aus dem Produktionsprozeß und drückt das Lebensniveau der beschäftigten 

Arbeiter und Angestellten und der werktätigen Bauern und Gewerbetreibenden auf ein, gemessen an 

der Produktivkraft, völlig unerträgliches Niveau herab. Er drosselt die materiellen Produktivkräfte 

der Gesellschaft zu dem offenen Zweck, Ueberprofite anzueignen. Er verschärft die periodischen 

Krisen, indem er die Wiederherstellung der Verwertungsbasis verzögert, ihre Dauer ausdehnt und die 

Massenarbeitsverelendung beschleunigt. Ungeheure unabsetzbare Warenmengen und Hunger von 

Millionenmassen zeigen der arbeitenden Welt das Wesen der kapitalistischen Eigentumsverhältnisse 

als das was es ist: nackte Ausbeutung, Aneignung des Produkts der Arbeitenden. 

Dies gilt es in der Krise den Massen bewußt zu machen, damit sie den Weg aus dem kapitalistischen 

Chaos erkennen, den Weg der proletarischen Diktatur zum Aufbau des Sozialismus. 

Auf der Grundlage der technischen Zusammensetzung des Kapitals ergibt sich eine überdurchschnitt-

liche organische Zusammensetzung in Deutschland bereits in den 60er und 70er Jahren in den schwe-

ren Industrien. 

Dabei spielt selbstverständlich die be sonde r e Entwicklung dieser Produktionszweige, die sich auf 

dieser t e chn i s che n Basis vollzog, auc h i n  de r Bez i ehun g eine Rolle, daß sie dieses entspre-

chende Akkumulationstempo e r m ög l i ch t e. (Dampfmaschine – Eisenbahnbau – Schiffbau – gewal-

tige Entwicklung der Kohlen- und Eisenindustrie.) 

Diese Besonderheit mußte, sobald der Neubau einen gewissen relativen Sättigungsgrad erreichte, so 

daß die Produktivkraft die Kon-[259]sumkraft überschritt, das Sinken der Profitrate in diesen Pro-

duktionszweigen notwendig zue r s t  offenbaren. In massenhaften, sich wiederholenden Zusammen-

brüchen wurde dabei der Konzentrationsprozeß wie der Zentralisationsprozeß beschleunigt, und das 

Kapital produzierte die Bedingungen, unter denen für einen einzelnen Produktionszweig der Versuch 

des „Aufhaltens des Falls der Profitrate“ mit den Mitteln der kartellmäßigen Monopolorganisation 

unternommen werden konnte. (Die Frage der Unmöglichkeit der Entstehung des Monopolismus bei 

gleichmäßigem Wachstum der organischen Zusammensetzung in allen Produktionszweigen ist bloße 

theoretische Spielerei, höchstens kann sie helfen, Licht über die Bedingungen der Entstehung des 

Monopolismus zu verbreiten.) 

Aus dieser Phase heraus entstehen in einem scharfen Kampfprozeß sowohl die Kartelle und Syndi-

kate, welche zuerst eine faktische Monopolstellung erreichen, als auch der finanzkapitalistische Ver-

wachsungsprozeß. Er hat seine Hauptwurzeln sowohl in der Konzentration und Zentralisation des 

Bankkapitals, als auch in dem sich zwischen Banken und Industrie herausbildenden gemeinsamen 

Interesse an der Einschränkung der Konkurrenz der Kapitale zur Erreichung von Monopolstellungen. 

Wenn es den Monopolisten gelingt, sowohl eine volle Verwertung ihres potentiellen Kapitals zu er-

reichen trotz des Brachliegens eines Teils (sei es in der Form des Brachliegens von Produktionsmitteln 
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oder auch von Waren), als auch eine noch darüber hinausgehende Ueberschreitung der Durchschnitts-

profitrate, dann muß zunächst natürlich die Durchschnittsprofitrate der Nichtmonopolisten entspre-

chend gesenkt werden. 

Monopolprofite als ständig gemachte, d. h. von der Angleichung an die allgemeine Durchschnitts-

profitrate abgesonderte Extraprofite, können nur angeeignet werden in Ueberpreisen, also in Preisen, 

die über den Produktionspreisen liegen. Die Preisbeziehungen sind es, durch welche das Monopol-

kapital auf alle übrigen Teile der kapitalistischen Gesellschaft und auf die übrigen Klassen einwirkt. 

Da über Konjunkturperioden hinaus Preise von einzelnen Waren über den Werten liegen können, 

sofern und soweit Preise von anderen Waren unter ihre Werte herabgedrückt werden, wirkt sich der 

monopolistische Aneignungsprozeß auf alle Käufer von Monopolwaren aus. Die in Waren des i n -

d i v i due l l e n  Konsums eingehobenen Monopoltribute haben zunächst folgende Wirkung: 

a) sie erhöhen die Lebenshaltungskosten der Kapitalisten und der einfachen Warenproduzenten (Bau-

ern und Kleingewerbetreibenden); 

b) sie erhöhen die Lebenshaltungskosten der Lohnarbeiter unmittelbar. Wird die durch Monopol-

preise erhöhte Steigerung der Lebenshaltungskosten nicht in Geldlohnsteigerungen wettgemacht, so 

wird dadurch der Reallohn gesenkt. Zugleich findet eine Steigerung der Mehrwertrate statt in dem 

Grade, in dem der bezahlte Teil der ver-[260]ausgabten Arbeitskraft verkürzt wird. Aber diese Stei-

gerung der Mehrwertrate kommt den Nichtmonopolisten nicht zugute, sondern nur den Monopolis-

ten, da sie ja stattfindet als Kürzung des schon gezahlten Lohnes durch Monopolpreise. (Die typischs-

ten Fälle in Deutschland: Hausbrandkohlen, Margarine, einige Textilien, Zündhölzer, Glühbirnen, 

Strom, Gas usw.) 

Die als P r oduk t i ons m i t t e l  fungierenden Monopolwaren erscheinen, da sie nur von Kapitalisten 

(und einfachen Warenproduzenten) bezogen werden, als Erhöhung der Kostpreise der Nichtmonopo-

listen. 

In dem Grade, in welchem diese aus Mangel an Mitteln zur Beeinflussung des Marktpreises die Mo-

nopoltribute in ihren Warenpreisen nicht abwälzen können, wirkt der Monopoltribut als einfache 

Kürzung der Durchschnittsprofite der nichtmonopolistischen Kapitalisten. Da die freie Konkurrenz 

der Waren und der Kapitale im nichtmonopolistischen Sektor die Tendenz zur Angleichung aller 

Profite an die allgemeine Profitrate durchsetzt, findet eine Senkung der Durchschnittsprofitrate statt. 

Die Monopoltribute bleiben also nicht auf den unmittelbaren kapitalistischen Weiterverarbeitern der 

Monopolwaren liegen, sondern verteilen sich auf alle Nichtmonopolisten. 

Zur Erreichung einer bestimmten Abwälzungskraft von Monopoltributen hilft das monopolistische 

Finanzkapital den Nichtmonopolisten mittels der Staatsorganisation. (Zölle, Steuersubventionen, 

Staatssubventionen, Valorisierungsmaßnahmen.) Damit wird eine weitere Verteilung der Mono-

poltribute auf den gesamten individuellen Konsum bewirkt. Sie trifft besonders das Proletariat, aber 

auch die einfachen Warenproduzenten, weil sie als Erhöhung der allgemeinen Lebenshaltungskosten 

erscheint. 

In Verbindung mit der wichtigsten Wirkung der allgemeinen Krise des Kapitalismus, nämlich der 

Massendauerarbeitslosigkeit, gelingt es immer weniger, diese Preissteigerungen durch Lohnerhöhun-

gen auszugleichen, so daß der P r ozeß  de r  abso l u t en  Ve r e l endung  des Proletariats dadurch 

eine Beschleunigung erfährt und daher auch der Grundwiderspruch zwischen der Konsumkraft und 

der Produktivkraft der kapitalistischen Gesellschaft. 

Für die einfachen Warenproduzenten, hauptsächlich die Baue r n, wirkt der monopolistische Druck 

doppelt. Einerseits erhöht er ihre Kostpreise, sowohl die der Produktionsmittel als auch die der Kon-

summittel. Andererseits schränkt er mit der herabgedrückten Konsumkraft den Absatz der bäuerli-

chen Produkte ein (Butter, Milch, Eier, Fleisch, Obst, Gemüse usw.). Daher sinkt der Marktpreis 

dieser Waren mehr als im Durchschnitt. Bei erhöhtem Kostpreis erhält so der Bauer gesenkte Markt-

preise. Hier greift der dem Kapitalismus eigentümliche Prozeß der absoluten Verelendung der 
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Arbeitenden auf die Bauern über und verschärft die Einschränkung der Konsumkraft auch dort. Die 

Funktion der periodischen Krise besteht darin, gewaltsam die Mißverhältnisse auszugleichen, die der 

Kapitalismus [261] zwischen Produktion und Konsum und zwischen der Produktion von Produkti-

onsmitteln und der von Konsummitteln stets produziert. Der Ausgleich erfolgt dadurch, daß die 

Masse der unverkäuflich gewordenen Waren die Preise herabdrückt, wodurch die Marktpreise für 

einen großen Teil der Kapitalisten keine Profite abwerfen oder Verluste entstehen lassen, was zur 

Drosselung der Produktion führt. In diesem Prozeß spielt der Preisfall das t r e i bend e Moment 

* 

Der Monopolismus wirkt nun auf diesen Preisfall außerordentlich hemmend ein. Die meisten Grund-

stoffe (Eisen, Stahl, Kohle, Zement, künstliche Düngemittel usw. usw.) werden infolge der monopo-

listischen Organisation auf einem hohen Niveau gehalten. Die Grundbasis der Preise der Produkti-

onsmittel ist daher überhöht und leistet dem raschen Preisfall Widerstand. Damit wird zugleich der 

Wiederherstellung einer neuen Verwertungsbasis Widerstand geleistet, das heißt also: die Krise wird 

hinausgezögert, ihre Dauer verlängert. Zugleich auch wird sie für den nicht monopolistischen Sektor 

in dem Grade verschärft, in welchem sie von den Monopolisten auf ihn abgewälzt wird. Allerdings 

muß sie gerade dadurch auf die Monopolisten zurückschlagen. Die Monopolorganisation setzt im 

allgemeinen eine bestimmte relative Höhe des fixen Teils des konstanten Kapitals voraus, weil sie in 

der Regel Bedingung für die Möglichkeit der Ausschaltung der Konkurrenz der Kapitale ist Somit ist 

zugleich die Produktion der Monopole im höchsten Grade Massenproduktion. Je entfalteter aber die 

Massenproduktion ist, desto stärker hängt der Kostpreis je Einheit von der Masse der Produktion ab. 

Mit der Verschärfung und der Verlängerung der Krisenphase zerstört so der Monopolkapitalismus 

um so stärker und um so länger seinen eigenen Absatz, als er die Wiederherstellung einer neuen 

Verwertungsbasis hinauszögert. 

D i e  a l l gem e i ne  Kr i s e  de s  Kap i t a l i sm us  ist allgemein das Stadium, in welchem der Akku-

mulationsprozeß des Kapitals 80 weit fortgeschritten ist, daß der Kapitalismus die Produktivkräfte 

nicht mehr voll ausnutzen, die von ihm produzierten Proletarier nicht mehr beschäftigen und nicht 

mehr ernähren kann, daß also die Entfaltung der materiellen Produktivkräfte unverträglich mit den 

Eigentumsverhältnissen wird. Sie erzeugt eine neue politische Entwicklung, sie ist das Stadium der 

Umwandlung des Kapitalismus in den Sozialismus oder die Pe r i ode  de r  p r o l e t a r i s chen  We l t -

r evo l u t i o n, die im Oktober 1917 begann. 

Der kapitalistische Kampf unter den Verhältnissen der allgemeinen Krise wird nach zwei Richtungen 

geführt: einmal als Kampf der kapitalistischen Staaten gegeneinander (Imperialismus), zweitens als 

Kampf der Kapitalisten gegen das Proletariat um die Erhöhung der Profitrate durch die Verschärfung 

der Ausbeutung, die mit den gewöhnlichen Mitteln nicht mehr erreicht werden kann, und daher mit 

gewaltsamen Mitteln erstrebt wird (Faschismus). 

[262] Der Monopolismus erzeugt drei „ökonomische“ Hauptmittel ins Kampf der Kapitalisten unter-

einander gegen den Fall der Profitrate: P r o t ek t i on i sm u s, Dum pi n g, Kap i t a l expo r t. Alle drei 

haben die Tendenz, den Markt progressiv zu verengern und als ökonomische Mittel zu versagen. Der 

Protektionismus schließt die Auslandskonkurrenz zunehmend von den Binnenmächten aus, verringert 

somit überhaupt den Markt. Das Dumping als Unterbietungskampf ist auf der Basis des Monopolka-

pitalismus nichts als der Preiskampf um Absatz. Der Kapitalexport verkörpert zugleich die Grund-

tendenz der Industrialisierung der Absatzländer. Je entwickelter der Monopolismus eines Landes ist, 

desto mehr kann an den Profitraten der Nichtmonopolisten, an den werktätigen Bauern und an den 

Löhnen und Gehältern fortgenommen werden, um den Kampf um die Märkte, die Rohstoffgebiete 

und die Kapitalanlagesphären zu finanzieren. Dazu gehört natürlich ebenso wie das Dumping und der 

Kapitalexport die Rüstung zu Lande, auf dem Wasser und in der Luft. Deshalb spitzt der Monopolis-

mus die Konkurrenzverhältnisse progressiv zu und äußert sich als p r og r e s s i v  wachsende  i m -

pe r i a l i s t i s che  Kr i egsge f ah r. 

Da er von einem Sechstel der Erde durch die proletarische Revolution bereits verdrängt ist, da die 

Sowjetunion im sozialistischen Aufbau bereits so weit fortgeschritten ist, daß die Bedingungen der 
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Konterrevolution zerstört sind, verschärft ihre Existenz zusätzlich die kapitalistische Marktverenge-

rung und verschärft somit die imperialistischen Bestrebungen einer gewaltsamen Wiedererschließung 

des Riesenmarktes für den Kapitalismus. 

* 

Nach innen wirkt der Monopolkapitalismus auf die Beziehungen der einzelnen Schichten der kapita-

listischen Klasse untereinander zersetzend. Zugleich aber löst er auch die entgegengesetzte Tendenz 

aus in dem Maße, wie er die objektiven Bedingungen der proletarischen Revolution verbessern hilft 

und wie damit das Proletariat sich um die Fahnen seiner Partei zum Kampfe um die Macht sammelt. 

Zwischen der Industrie und der Landwirtschaft schafft der Monopolismus ein ökonomisch gespann-

tes, gegensätzliches Verhältnis, weil die Monopolpreise die Kostpreise der landwirtschaftlichen Pro-

duktion hochtreiben, die Massenverelendung und das Freisetzen von Arbeitskräften aber auf die 

Marktpreise drückt. So sinken die Profite des Agrarkapitals und die Grundrente einerseits, die Ein-

kommen der kleineren Bauern andererseits. 

Vom Großbetrieb bis herunter zu den Großbauern aber stellt die Landwirtschaft ein wichtiges Absatz-

gebiet von Produktionsmitteln für die Industrie dar, zugleich stellt sie auch den wichtigsten Teil der 

bewaffneten Staatsmacht, die der Monopolismus zur Verteidigung und Vergrößerung der Mehrwert-

masse braucht Die Offiziere und die Mannschaften der Reichswehr und der Schupo, die Kontingente 

des Stahlhelms und der Nazis auf dem flachen Lande stammen fast durch-[263]weg aus jenen Schich-

ten. Daher muß das monopolistische Finanzkapital einen Teil der Monopoltribute an sie zurückzahlen 

in Form der Zölle, der Steuersubventionen und in bar (Ost-, West-, Süd-, Nordhilfen). Das hat zur 

Folge eine Erhöhung der Lebenshaltungskosten, und es bedeutet daher für die Industrie den Verzicht 

auf ein Stück der Ausbeutung des Proletariats zugunsten dieses Teils der Landwirtschaft. 

Anders verhält es sich mit dem aus Mangel an Bodenfläche zur „Veredlungswirtschaft“ gedrängten 

Kleinbauern (und unteren Mittelbauern). Der Bezug an Produktionsmitteln ist gering, die Masse der 

durch den Preismechanismus ausbeutbaren Mehrarbeit sehr groß und der ökonomische und organi-

satorisch-politische Einfluß des Großbesitzers auf diese Schichten ist ebenfalls noch groß. Deshalb 

erscheinen die Rückvergütungen an die kleinen Bauern dem Finanzkapital überflüssig und sie sind 

nach den Arbeitern und Angestellten zusammen mit den städtischen Kleingewerbetreibenden die 

wichtigsten Ausbeutungsobjekte des Monopolkapitalismus. 

Innerhalb der Industrie ist das Uebergewicht des Monopolkapitals zu groß, um entscheidende Ge-

gensätze aufkommen zu lassen. Dann und wann erfolgt ein schwaches Gejammer über die Monopol-

preise. Im allgemeinen aber hängt die Prosperität der Nichtmonopolisten so allgemein von der der 

Monopolisten ab, sind die Monopolisten in so großem Umfang zugleich Auftraggeber wie Lieferan-

ten der Nichtmonopolisten, daß ernsthafte Gegensätze nicht zur Entfaltung kommen können. In der 

gleichen Richtung wirkt auch die finanzkapitalistische Verwachsung von Industrie- und Bankkapital, 

da die Abhängigkeit der Nichtmonopolisten von den Kreditinstituten zu fest ist. 

Den entscheidenden Teil der Klassenbeziehungen stellt natürlich der Existenzgegensatz zwischen 

dem monopolistischen Finanzkapital und dem Proletariat dar. 

Das Monopolkapital bewirkt zur Sicherung der Extraprofite die Drosselung der Produktion und die 

Ausschaltung von Arbeitskräften aus dem Produktionsprozeß. Er legt daher das Produkt der früher 

von den Arbeitern verausgabten Arbeitskraft, die „tote“, in Produktionsmittel geformte, vom Kapital 

bereits unbezahlt angeeignete Arbeit brach und zugleich die lebendige Arbeitskraft 

Zugleich sind die Monopolisten infolge ihrer Ueberprofite und der Wucht ihres ökonomischen und 

politischen Einflusses die Führer der Klassenkampforganisationen gegen das Proletariat. Ebenso be-

herrschen sie restlos den Staatsapparat. Sie repräsentieren die materiellen und ideologischen Interes-

sen der Gesamtklasse, deren Instrument der Staat ist. Würde dieser Staat gegen die materiellen Inte-

ressen der Monopolisten handeln, so würde er die Prosperität der Gesamtklasse zerstören, die restlos 

von der des monopolistischen Sektors abhängig ist. Daher beherrschen die Monopolisten auch 
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sämtliche auf dem Boden des Privateigentums an Produktionsmitteln stehende, und deren revolutio-

näre Ueberführung in Gemeineigentum ablehnende [264] Parteien, entweder direkt durch personelle 

oder indirekt durch ideologische Führung. 

* 

Die monopolistischen Finanzkapitalisten sind deshalb auch die Führer des Faschisierungsprozesses 

in allen seinen Formen. Der Prozeß der Faschisierung der Parteien, der Faschisierung des gesamten 

Staatsapparates bis herunter zu den Kommunen steht unter ihrer Führung und ebenso die Aufzüch-

tung der faschistischen Massenorganisationen. 

Zugleich schafft aber das Monopolkapital sich immer mehr verschärfende Interessengegensätze ge-

genüber den bäuerlichen und gewerblichen einfachen Warenproduzenten und selbst den kleinen Ka-

pitalisten. Es dehnt den Prozeß der Verschärfung der Ausbeutung immer weiter auf die Angestellten 

und Beamten aus. Es schafft für die städtische Intelligenz immer unerträglichere Lebensbedingungen. 

In dieser politischen Krise verbessert es mithin die Bedingungen der revolutionären, organisierenden 

Sammelarbeit des Proletariats in den bündnisfähigen Schichten des Kleinbürgertums, und verengert 

die ökonomische Basis der Arbeiteraristokratie. 

* 

Streiks und Krise  
Von Fritz David  

Schluß. 

Nicht die Erfolglosigkeit des wirtschaftlichen Streiks muß jetzt betont werden, sondern mit allen Mit-

teln muß in die Köpfe der Arbeiterschaft die Notwendigkeit des wirtschaftlichen Streiks eingehäm-

mert werden. Mehr als in irgendeiner anderen Zeit ist die Propagierung und Durchführung des wirt-

schaftlichen Streiks jetzt ein Mittel zur Heranziehung der breitesten Massen der Arbeiterschaft im 

politischen Kampf. 

Lenin schrieb im Juni 1913 in einem Artikel „Die Maifeier des revolutionären Proletariats“: 

„Ein Jahr der Streikkämpfe nach den Lenaer Ereignissen. Dieses Jahr hat bewiesen – trotz des mise-

rablen Geschreies der Liberalen und ihrer Hampelmänner gegen die ‚Streikwut‘, gegen die ‚syndika-

listischen‘ Streiks, gegen die Verbindung der ökonomischen und politischen Streiks – was für eine 

große, unentbehrliche Waffe die sozialdemokratische Arbeiterschaft sich geschmiedet hat in der re-

volutionären Epoche, um in den Massen zu agitieren, um sie aufzuwecken und in den Kampf einzu-

beziehen. Der revolutionäre Massenstreik gab dem Feind keine Minute Ruhe. Der revolutionäre Mas-

senstreik schädigte den Feind materiell, er zertrat im Dreck vor dem Forum der ganzen Welt das 

politische Prestige der angeblich ‚starken‘ Zarenregierung. Der revolutionäre Massenstreik gab im-

mer neuen und neuen Schichten der Arbeiterschaft die Möglichkeit, einen kleinen Teil der Revoluti-

onserrungenschaften von 1905 zurückzuerobern und bezog in den Kampf neue werktätige Schichten 

ein, sich verbreiternd auch auf die Rückständigsten.“*) 

Arbeiter, die heutzutage in einen wirtschaftlichen Streik treten, müssen im Laufe des Kampfes die 

Unentbehrlichkeit des revolutionären politischen Kampfes begreifen. Auch der rückständigste Arbei-

ter, der beim Eintreten in den Streik [265] noch an alle reformistischen Vorurteile glaubt, wird durch 

den Verlauf des Kampfes eines besseren belehrt. 

Die Zusammenfassung der wirtschaftlichen Streiks und ihre Ueberleitung zu politischen Kämpfen, 

was die revolutionäre Gewerkschaftsopposition zum taktischen Grundsatz hat, wird von den Refor-

misten aller Schattierungen verhöhnt. Dieser Weg ist aber nicht nur in unserer Zeit richtig. In einem 

Brief von Marx aus dem Jahre 1871 ist zu lesen: 

„... Der Versuch, sich in einer einzelnen Fabrik oder auch in einem einzelnen Gewerk durch Streiks 

usw. von den einzelnen Kapitalisten eine Beschränkung der Arbeitszeit zu erzwingen, ist eine 

 
*) Lenin: „Gesammelte Werke“, Bd. 12, Teil 2, S. 153, russisch. 
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ökonomische Bewegung; dagegen die Bewegung, ein Achtstundentag- usw. Gesetz zu erzwingen, ist 

eine politische Bewegung. Und  i n  d i e se r  Wei se  wächs t  übe r a l l  au s  den  ve r e i nze l t en  

ökonom i schen  Bewegungen  de r  Ar be i t e r  e i ne  po l i t i s che  Bewegung  he r vo r, d. h. 

eine Bewegung der Klasse, um ihre Interessen durchzusetzen in allgemeiner Form, die allgemeine 

gesellschaftlich zwingende Kraft besitzt.“*) 

Was die Arbeiterschaft braucht, ist eben die „Streikwut“. Die kann natürlich nicht von den Reformis-

ten, von den p r i nz i p i e l l en  Gegne r n  de s  S t r e i kkam pf es  in der allgemeinen Krise des Kapi-

talismus, ausgelöst und geführt werden. Das ist die Aufgabe der RGO. 

„Die Streiks – eine Kriegsschule der Arbeiter von unübertrefflicher Wirkung“ 

Die Reformisten aller Schattierungen geraten aus dem Häuschen vor Freude, wenn sie berichten kön-

nen, daß der und jener von der RGO geführte wirtschaftliche Streik mit einer Niederlage der Arbeiter 

endete. Sie registrieren sehr eifrig jeden solchen Fall und erklären dabei: Die Streiks der RGO sind 

erfolglos, sie bringen der Arbeiterschaft nichts, im Gegenteil, sie schaden noch; die RGO führt ja 

Streiks nur um der Streiks wegen. 

Die revolutionäre Gewerkschaftsopposition macht die größten Anstrengungen, um erfolgreiche 

Streiks zu führen und hat schon bisher einige Erfolge erzielt. Es genügt, auf den von der RGO ausge-

lösten und geführten Streik an der Ruhr Anfang Januar, der zu einer Herabsetzung des Prozentsatzes 

des Lohnraubes geführt hat, hinzuweisen. Das mußten seinerzeit Leute aus verschiedenen Lagern 

zugeben. Die Streiks der Buchdrucker in Berlin und in verschiedenen anderen Städten, die unter der 

Führung der RGO gegen einen verbindlich erklärten Schiedsspruch ausgelöst sind, haben schon nicht 

wenige positive Ergebnisse erzielt. Viele andere Fälle können angeführt werden. 

Daß diese Agitation gegen die RGO-Streiks – die mit besonderer Schärfe von den Brandlerianern 

geführt wird – eine verbrecherische ist, muß jedem klassenbewußten Arbeiter klar sein. Die großen 

Schwierigkeiten, die die RGO allmählich überwindet, werden von diesen Leuten ausgenutzt, um ge-

gen die RGO zu kämpfen. Der Arbeiterschaft muß im Gegenteil die Unentbehrlichkeit der Streik-

kämpfe auseinandergesetzt werden. Es muß klargemacht werden, daß die Erfolge eines Streiks oft 

nicht sofort in Erscheinung treten. Es ist interessant, ein Geständnis des bekannten Professors Ado l f  

Webe r  anzuführen: „Es kann ein Kampf für die Arbeiterschaft zunächst ganz erfolglos verlaufen, 

und doch hat er vielleicht dazu gedient, die Oeffentlichkeit auf die Mißstände aufmerksam zu machen, 

die dann alsbald durch die Gesetzgebung abgeschafft werden. Ein guter Teil der deutschen Arbeiter-

gesetzgebung ist die Folge der Kampfbereitschaft der Arbeiterschaft gewesen.“**) Ein bürgerlicher 

Gelehrter gibt hier in seiner Sprache zu, daß oft die Bourgeoisie durch einen „erfolglosen“ Streik 

gezwungen war, Verbesserungen der Arbeitsbedingungen zu gewähren. 

[266] Eine ganz andere Beziehung zu Mißerfolgen bei wirtschaftlichen Streiks findets wir bei En -

ge l s. Er charakterisiert die Hilflosigkeit der englischen Arbeiter in ihren wirtschaftlichen Kämpfen 

in den 40er Jahren des vorigen Jahrhunderts und schreibt: 

„Man wird fragen, weshalb denn die Arbeiter in solchen Fällen, wo doch die Nutzlosigkeit der Maß-

regel (des Streiks) auf der Hand liegt, die Arbeit einstellen? Einfach, weil sie gegen die Herabsetzung 

des Lohnes und selbst gegen die Notwendigkeit dieser Herabsetzungen p r o t e s t i e r e n m üsse n, 

weil sie erklären müssen, daß sie als Menschen nicht nach den Verhältnissen sich zu schicken, son-

dern daß die Verhältnisse sich nach ihne n, den Menschen, zu richten haben; weil ihr Stillschweigen 

eine Anerkennung dieser Verhältnisse, eine Anerkennung sein würde des Rechtes der Bourgeoisie, 

in guten Handelsperioden die Arbeiter auszubeuten und sie in schlechten Zeiten verhungern zu lassen. 

D i e Ar be i t e r m üssen  dagegen  p r o t e s t i e r e n, s o  l ange  s i e  noch  n i ch t  a l l e s  m ensch -

l i che  Ge füh l  ve r l o r en  haben  ... Dieser Protest hat seine Wirkung, er hält die Geldgier der 

Bourgeoisie in gewissen Schranken und erhält die Opposition der Arbeiter gegen die gesellschaftliche 

und politische Allmacht der besitzenden Klasse lebendig, während er ihnen allerdings auch das 

 
*) Marx an Bolte, „Briefe an F. A. Sorge und andere“, Stuttgart 1906, S. 42. 
**) Professor Adolf Weber: „Arbeitskämpfe“ im „Handwörterbuch der Staatswissenschaften“ 1923. 
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Geständnis abzwingt, daß etwas mehr als Arbeiterverbindungen und Streiks nötig ist, um die Herr-

schaft der Bourgeoisie zu brechen.“*) 

„Die unglaubliche Häufigkeit dieser Arbeitseinstellungen beweist es am besten, wie weit der soziale 

Krieg schon über England hereingebrochen ist. Es vergeht keine Woche, ja fast kein Tag, wo nicht 

hier oder dort ein Streik vorkommt, – bald wegen Lohnverkürzung, bald wegen verweigerter Lohn-

erhöhung, bald wegen Beschäftigung von Streikbrechern, bald wegen verweigerter Abstellung von 

Mißbräuchen oder schlechten Einrichtungen, bald wegen neuer Maschinerie, bald aus hundert ande-

ren Ursachen. Diese Streiks sind allerdings erst Vorpostenscharmützel, zuweilen auch bedeutendere 

Gefechte; sie entscheiden nichts, aber sie sind der sicherste Beweis, daß die entscheidende Schlacht 

zwischen Proletariat und Bourgeoisie herannaht. S i e  s i nd  d i e  Kr i egsschu l e  de r  Ar be i t e r, i n  

de r  s i e  s i ch  au f  den  g r oßen  Kam pf  vor be r e i t e n, de r  n i ch t  m ehr  z u  ve r m e i den  i s t; 

s i e  s i nd  Wi l l enskundgebungen  e i nze l ne r Ar b e i t s zw e i g e üb e r i h r e n Ansch l uß  a n  

d i e  g r oße  Ar be i t e r bewegung  ... und  a l s  Kr i egs schu l e  s i nd  s i e  von  unübe r t r e f f l i -

che r  Wi r kun g.“*) 

Hier haben wir aus der Feder von Engels eine unübertreffliche Charakterisierung der politischen Be-

deutung des wirtschaftlichen Streiks. Sie unterscheidet sich ganz radikal von der Auffassung der 

Leute, die angeben, sich auf die Lehren von Marx und Engels zu stützen. 

III. Wirtschaftlicher Streik und Konjunkturzyklus 

Kann ein Aufschwung der Streikbewegung, können große, wirtschaftliche Streiks während einer zyk-

lischen Krise stattfinden? Die Reformisten sind der Auffassung, die Krise sei die ungüngstigste Phase 

des Konjunkturzyklus für die Entstehung großer Streikbewegungen. Das behaupten die deutschen 

Gewerkschaftsführer, das behaupten tagein, tagaus die Brandlerianer, das erklärt auch Trotzki in sei-

nem Bulletin. Es ist noch in aller Erinnerung, wie die Brandlerianer gegen die Feststellungen des 

Ekki über einen neuen revolutionären Aufschwung der Arbeiterbewegung an Hand der Streikstatis-

tiken des Jahres 1929 polemisierten. Sie schrieben in diesem Zusammenhang, daß die Krise den un-

günstigsten Boden für die Auslösung von wirtschaftlichen Streiks darstellt. Trotzki schrieb in einem 

Artikel „Die dritte Periode der Kominternfehler“ über die wirtschaftlichen Streiks in Frankreich: 

„Aus der Perspektive der chronischen Wirtschaftskrise folgert keineswegs die Perspektive der sich 

verbreiternden wirtschaftlichen Streiks ...Bei rückgängiger Konjunktur, bei anwachsender Arbeitslo-

sigkeit ... ruft die [267] Vermehrung der Ausbeutung nicht die Radikalisierung der Massen, sondern 

im Gegenteil die Entmutigung und den Zerfall hervor.“ 

Diese Anschauung ist grundfalsch. Schon der Verlauf der gegenwärtigen Wirtschaftskrise hat diese 

alte reformistische Theorie widerlegt. In der zweiten Hälfte des vorigen Jahres und in den ersten drei 

Monaten des laufenden Jahres – das bedeutet in der Zeit der höchsten Zuspitzung der Wirtschaftskrise 

in Deutschland, ihr Zusammenfallen mit dem Ausbruch der Weltwirtschaftskrise –, ist zweifellos ein 

Aufschwung der Streikbewegung zu verzeichnen. Im Laufe dieser neun Monate standen nicht weni-

ger als 300.000 deutsche Arbeiter in Streiks. Das ist die höchste Zahl seit 1925. Die seit 1925 ver-

flossenen fünf Jahre zeigen zwei große Streikwellen: Herbst 1927 bis Mitte 1928 und Mitte 1930 bis 

jetzt. Wir haben also das Anwachsen des wirtschaftlichen Streiks in den Blütemonaten der wirtschaft-

lichen Konjunktur und in den Monaten der schwersten Wirtschaftskrise. Hier sind die abgerundeten 

Streikzahlen, vierteljährlich für die Zeit 1926-31: 

  

 
*) Engels: „Die Lage der arbeitenden Klasse in England“, S. 221/222, 225, 238/39. 
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Jahr ¼ 

Jahr 

Höchstzahl  

der Streikenden  

einschließlich  

gezwungen  

Feiernder 

 Jahr ¼ 

Jahr 

Höchstzahl  

der Streikenden  

einschließlich  

gezwungen  

Feiernder 

1926 1.  9000  1928 4.  79.000 

1926 2.  9500  1929 1.  73.000 

1926 3.  11.000  1929 2.  45.500 

1926 4.  28.500  1929 3.  34.500 

1927 1.  17.000  1929 4.  8500 

1927 2.  63.000  1930 1.  16.000 

1927 3.  39.500  1930 2.  30.000 

1927 4.  110.000  1930 3.  63.500 –(*) 

1928 1.  119.500  1930 4.  120.000 –(*) 

1928 2.  129.000  1931 1.  100.000 –(*) 

1928 3.  22.500     

Ein Blick auf die Tabelle zeigt zwei Streikwellen (4. Quartal 1927, 1. und 2. Quartal 1928 – 3. und 

4. Quartal 1930 und 1. Quartal 1931). Die ersten neun Streikmonate fallen zusammen mit der besten 

Wirtschaftskonjunktur, die im Nachkriegsdeutschland zu verzeichnen war; die letzten neun Monate 

fallen in die schwerste Krise, die Deutschland je durchgemacht hat. 

Von den Phasen des Konjunkturzyklus (Dep re s s i o n, Auf s t i e g, Hochkon j unk tu r, Kr i s e) sind 

die Hochkonjunktur und die Krise die günstigsten Phasen des Konjunkturzyklus für die Entstehung 

von wirtschaftlichen Streiks. Das zeigt nicht nur die obige Tabelle, das zeigen auch Beobachtungen, 

die schon in der Vorkriegszeit gemacht wurden. W i l he l m S t i ed a schreibt 1909 (im „Handwörter-

buch der Staatswissenschaften“ unter „Arbeitseinstellungen“): 

„Für die Durchführung der Arbeitseinstellungen werden von den Arbeitern am meisten die Zeiten‘ 

gewählt, in welchen d i e  Gü t e r p roduk t i on  den  g r öß ten  Unr ege l m äß i gke i t en  unterwor-

fen ist. Fast überall gemachte Beobachtungen sprechen für diese Behauptung. En t wede r  i m  Mo-

m en t  e i nes  Auf schwunges  de r  Geschä f t e  ode r  be i  vö l l i gem  Dar n i ede r l i ege n de r -

s e l be n machen die Arbeiter gerne ihre Forderungen um höheren [268] Lohn oder günstigere Ar-

beitszeit geltend. Dieses Vorgehen ist verständlich, weil im ersteren Falle durch die großen Gewinne 

auf seiten des Unternehmers und die stärkere Nachfrage nach Arbeitskräften die Erkenntnis ihrer 

eigenen vergleichsweise unbehaglichen Lage sowie das Bewußtsein ihrer Macht wachsen, während 

in dem letzten Falle d i e  No t  zum  Konf l i k t e  d r äng t, da eine volkswirtschaftliche Krise sich bei 

ihnen, als den Besitzlosen, besonders fühlbar macht und die Furcht vor Lohnherabsetzungen entsteht. 

Obwohl sie vielleicht einsichtsvoll genug sind, sich einzugestehen, daß der Gewinn des Unternehmers 

nicht gewachsen sein kann, so wollen sie den Versuch einer Lohnerhöhung nicht unterlassen, weil 

sonst ihre schlechte Lage sich noch mehr verschlimmern könnte. Sehr oft wird übrigens in Zeiten des 

Niederganges die Arbeitseinstellung gerade durch die seitens der Unternehmer bereits versuchte 

Lohnkürzung direkt hervorgerufen.“ 

Wilhelm Stieda spricht hier von Streiks während einer Krise, die sich gegen eine versuchte oder be-

absichtigte Lohnkürzung richten. Er schildert aber zugleich Streiks für Lohnerhöhungen in einer 

Krise. Die Krise bringt auch dem im Betrieb verbliebenen Arbeiter Kurzarbeit, erwerbslose Famili-

enmitglieder, Abbau verschiedener Ueberverdienste und Vergütungen. Will der Arbeiter sein Lebens-

niveau nicht herabsinken lassen, so muß er in der Krise für Lohnerhöhung kämpfen, „weil sonst seine 

schlechte Lage sich noch mehr verschlimmern könnte“. 

 
*) Die von der RGO ausgelösten Streiks (die sogenannten „wilden Streiks“) werden als Regel in der Streikstatistik nicht 

aufgenommen. Deshalb verzeichnet die amtliche Streikstatistik im 3. Vierteljahr 1930 nur 23.686 Streikende. Die in 

dieser Zeit streikenden 40.000 Metallarbeiter an der Ruhr sind als „wilde Streikende“ von der amtlichen Statistik nicht 

aufgeführt. Für das 3. Vierteljahr 1930 und für das 1. Vierteljahr 1931 liegen noch keine amtlichen Streikstatistiken vor. 

Im 3. Vierteljahr 1930 streikten 120.000 Berliner Metallarbeiter, im 1. Vierteljahr 1931 streikten im Januar unter Führung 

der RGO die Bergarbeitet im Ruhrgebiet und in Oberschlesien, die Metallarbeiter am Mittelrhein. Die von uns angeführ-

ten Zahlen für die drei letzten Vierteljahre sind also als m i n i m a l  anzusehen. 
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Wladimir Woy t i n sk i, bringt im zweiten Buche seiner Sammlung „Die Welt in Zahlen“ ein sehr 

umfangreiches Material über die Streikbewegungen in verschiedenen Ländern und kommt (auf Seite 

319) zu folgenden Ausführungen: „In der Streikbewegung in den verschiedenen Ländern ist ein ge-

wisser Parallelismus leicht festzustellen. Dieser erklärt sich aus dem Zusammenhang, der zwischen 

dem Kampf der Arbeiter um bessere Arbeitsbedingungen und den Schwankungen des Wirtschaftsle-

bens besteht. In der Phase des wirtschaftlichen Aufschwungs entwickelt sich der Angriff der Arbeiter; 

in der Phase der Krise gehen die Unternehmer zum Angriff über. I n  be i den  Fä l l en  wächs t  d i e  

Zah l  de r  Ar be i t skäm pf e.“ Bei Behandlung der Streiks 1917 schreibt Woytinski auf Seite 289 

desselben Buches: „Im Jahre 1917 entbrannten i n f o l ge de r une r t r äg l i che n Lage  de r  Ar be i -

t e r s cha f t  die Streiks mit größerer Kraft als je; es streikten 650.000 Arbeiter.“ 

Aber die Streiks in einer Wirtschaftskrise seien für die Arbeiter erfolglos, erklären die Reformisten. 

Wir haben uns schon mit den Einwendungen der Reformisten über die „Erfolglosigkeit der RGO-

Streiks“ im zweiten Kapitel dieses Artikels auseinandergesetzt. Auch in einer Krise sind die wirt-

schaftlichen Streiks erfolgreich, wenn sie mit politischen Mitteln geführt und mit dem politischen 

Kampf der Arbeiterklasse verbunden werden. Die größte Bewegung der Arbeiterschaft in der ersten 

Hälfte des 19. Jahrhunderts, die Chartistenbewegung der englischen Arbeiter, war zugleich eine Be-

wegung für politische Forderungen und für die Verbesserung der wirtschaftlichen Lage der Arbeiter. 

Die Chartistenbewegung drückte sich in großen, politischen Aktionen und in wirtschaftlichen Streiks 

aus. Es ist deshalb von zeitgemäßem Interesse, die Anschauungen von Engels über die Steigerung 

der Erfolgsmöglichkeiten wie für den politischen Kampf, so auch für den Lohnkampf bei einer ein-

setzenden wirtschaftlichen Krise, hier festzustellen. Engels schreibt 1845 in der „Lage der arbeiten-

den Klasse in England“ über die Aussichten der Kämpfe der englischen Arbeiter: 

„Seine (des Arbeiters) bisherigen Forderungen, die Zehnstundenbill, Schutz des Arbeiters gegen den 

Kapitalismus, guter Lohn, garantierte Stellung, Abschaffung des neuen Armengesetzes, alles Dinge, 

die mindestens ebenso wesentlich zum Chartismus gehören, wie die „Sechs Punkte“, gehen direkt 

gegen die freie Konkurrenz und Handelsfreiheit ... Darin liegt aber auch der Unterschied der chartis-

tischen Bürokratie von aller bisherigen Bourgeois-Demokratie. Der Chartismus ist wesentlich sozia-

ler Natur ... Die „Messer- und Gabelfrage“ des Predigers Steffens war nur für einen Teil der Chartisten 

von 1838 eine Wahrheit; sie ist es 1845 für alle. Es gibt keinen großen Politiker mehr unter den 

Chartisten ...“ 

Die Annäherung an den Sozialismus kann nicht ausbleiben, besonders, wenn die nächste Krisis, die 

auf den jetzigen lebhaften Zustand der Industrie und des Handels allerspätestens bis 1847, wahr-

scheinlich aber schon im nächsten Jahre fol-[269]gen muß, eine Krisis, die alle früheren an Heftigkeit 

und Wut weit übertreffen wird, durch die Not der Arbeiter immer mehr auf soziale, statt auf politische 

Hilfsmittel verweisen wird. Die Arbeiter werden ihre Charte durchsetzen ...“ 

Die Erfolgsmöglichkeiten des wirtschaftlichen Streiks vergrößern sich jetzt. Nicht nur im Zusam-

menhang mit dem Ausbau der RGO und der revolutionären Gewerkschaftsbewegung. Das Andauern 

der tiefsten Wirtschaftskrise, die Ausreifung der Elemente der revolutionären Krise schaffen immer 

größere Möglichkeiten für die Verbindung des wirtschaftlichen Streiks mit dem politischen Kampf 

der Arbeiterklasse und erhöhen damit die Erfolgsmöglichkeiten des wirtschaftlichen Streiks. 

* 

Zur Frage der absoluten und relativen Verelendungstheorie  
Von Rudolf G e r b e r  

I. 

Die konkrete Bestimmung der Marxistischen Verelendungstheorie, mit der wir uns – auf Grund einer 

Diskussion im zentralen Marx-Lenin-Zirkel der KPD im folgenden beschäftigen wollen, ist durchaus 

nicht, wie es vielleicht manchem Leser erscheinen wird, eine akademisch-historische Frage. Gewiß 

– für die Nach kriegsperiode zweifelt niemand im Lager des revolutionären Marxismus die Tatsache 

einer a b s o lu t en  Verelendung des Proletariats an und heute, im Zeichen der Krise, scheint es selbst 
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unseren Gegnern gegenüber kaum nötig, einen wissenschaftlichen Beweis für einen so offenkundig 

zu Tage liegenden Tatbestand anzutreten. Aber abgesehen von der theoretischen Unerträglichkeit von 

Unklarheiten über grundlegende theoretische Fragen in den eigenen Reihen hat die hier vorliegende 

Frage eine ganz außerordentliche praktisch-politische Bedeutung. Hängt an ihr doch die Frage nach 

den Erfolgsaussichten des reinen „Wirtschaftskampfes“ und damit nach der Notwendigkeit unserer 

revolutionären Streikstrategie. 

Verfolgen wir die geschichtliche Entwicklung der Frage, so muß zunächst festgestellt werden, daß 

für Mar x  das Problem der „absoluten“ oder „relativen“ Verelendung n ich t  ex i s t i e r t  hat – das 

heißt, daß er offensichtlich nie auf den Gedanken gekommen ist, das Verelendungsgesetz anders, als 

absolut aufzufassen. Da dieser Tatbestand gelegentlich bezweifelt wird, müssen wir an dieser Stelle 

die entscheidenden Stellen des 1. Kapitalbandes (nach der Volksausgabe von Kautsky) zitieren: 

„Es folgt daher, daß im Maße, wie Kapital akkumuliert, die Lage des Arbeiters, w e l c h e s  i m m e r  s e i n e  

Z a h l u n g, h o c h  o d e r  n i e d r i g, s i c h  v e r s c h l e c h t e r n  m u ß. Das Gesetz endlich, welches die relative 

Ueberbevölkerung oder industrielle Reservearmee stets mit Umfang und Energie der Akkumulation im Gleich-

gewicht hält, schmiedet den Arbeiter fester an das Kapital als den Prometheus die Keile des Hephästos an den 

Felsen. Es bedingt eine d e r  A k k u m u l a t i o n  v o n  K a p i t a l  e n t s p r e c h e n d e  A k k u m u l a t i o n  v o n  

E l e n d. Die Akkumulation von Reichtum auf einen Pol ist also [270] ungleich Akkumulation von Elend, Ar-

beitsqual, Sklaverei, Unwissenheit, Brutalität und moralischer Degradation auf dem Gegenpol, das heißt, auf 

seiten der Klasse, die ihr eigenes Produkt als Kapital produziert.“ (a. a. O. S. 582/583) 

„Mit der beständig abnehmenden Zahl der Kapitalmagnaten, welche alle Vorteile dieses Umwandlungspro-

zesses usurpieren und monopolisieren, wächst die Masse des Elends, des Drucks, der Knechtschaft, der Ent-

artung, der Ausbeutung, aber auch die Empörung der stets anschwellenden und durch den Mechanismus des 

kapitalistischen Produktionsprozesses selbst geschulten, vereinigten und organisierten Arbeiterklasse.“ (a. a. 

O. S. 690/691) 

Mar x  – weit entfernt von dem arbeiteraristokratischen Hochmut, der in dem Proletarier ohne Haus-

bibliothek, Volksbühnenabonnement und 10facher Mitgliedschaft in allen möglichen Organisationen 

einen minderwertigen Klassenkämpfer sieht – fand also offensichtlich nicht nur wirtschaftliche, son-

dern selbst kulturelle Verelendung des Proletariats mit wachsender „Schulung, Vereinigung und Or-

ganisation“ vor allem aber „Empörung“ vereinbar. Und die Empörung vo r  a l l em  de r  am  t i e f s -

t en  gedr ück t en  und  a m  me i s t en  ausgep lü nde r t en  P r o l e t a r i e r, der Landarbeiter, der Ar-

beiterinnen, der Jungarbeiter, der ungelernten Arbeiter der Riesenbetriebe – sie ist für den Marxismus 

und für eine wirklich revolutionäre Streikstrategie Haupttriebkraft der Revolution. Hätte man stets 

s i e  im Auge gehabt – nie wäre es nötig gewesen, unter innerer Aushöhlung der marxistischen Ver-

elendungstheorie die Lehre von der „relativen Verelendung“ auszuarbeiten. Denn in ke i ne r  Phase 

der kapitalistischen Entwicklung – auch nicht in der des ersten kräftigen Aufschwunges des deutschen 

Imperialismus – konnte eine Analyse, die d i e se Schichten im Auge hatte, auf den Gedanken kom-

men, etwas anderes als die vo l l e und r ückha l t l o se  Bes t ä t i gung  der Marxschen Voraussagen 

festzustellen. Und selbst was j ene Arbeiterkategorien betrifft, wo die Dinge in Deutschland oder 

England nicht so einfach lagen, so brauchte man schon um die Jahrhundertwende nur in die rückstän-

digen, in die Kolonial- und Halbkolonialländer, nach Rußland oder nach Japan (von Indien oder 

China gar nicht zu reden), hinauszuschauen, um eine eindeutige Antwort zu erhalten. 

Die ganze Terminologie der „relativen“ Verelendung läßt sich nun eben überhaupt nur dadurch er-

klären, daß die deutsche Sozialdemokratie auch in ihrem linken „orthodoxen“ Flügel einen solchen 

Gesichtskreis nicht hatte. Die Landarbeiter, die Heimarbeiter, die Staats- und Gemeindearbeiter, die 

Arbeiterinnen – jene Gruppen, auf deren ungeheure Bedeutung später, auf Grund der Lehren der rus-

sischen Revolution von 1905 gerade Rosa Luxemburg hingewiesen hat – sie lagen, als „nicht organi-

sationsfähig“, so ziemlich außerhalb des Gesichtskreises der deutschen Arbeiterbewegung – aber 

nicht nur sie, sondern selbst das Proletariat der R i e senbe t r i eb e von Siemens, Stumm, Krupp, das 

in gelbe Zwangsorganisationen gepreßt war. Und wie „weit“ – oder besser gesagt eng – der i n t e r -

na t i ona l e  Gesichtskreis der deutschen Sozialdemokratie gewesen ist, braucht heute wohl kaum 

mehr ausführlich beleuchtet zu werden. Nur i n de m [271] engen  Rahmen  i h re s  t a t s äch l i chen  
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o r gan i s a to r i s che n  E i n f l ußgeb i e t e s, den sie – von arbeiteraristokratischen Tendenzen n i e -

m a l s  frei – mit dem Proletariat identifizierte, konnte die alte Sozialdemokratie überhaupt in Verle-

genheit kommen, als der Revisionismus die vom deutschen Imperialismus einem Teil des Proletariats 

zugeworfenen Brocken als „Widerlegung der Verelendungstheorie“ ausgab, konnte man in Versu-

chung kommen, diese Theorie durch Verwässerung vor der revisionistischen Kritik zu „retten“, statt 

sie einfach zu verteidigen. 

Und um eine Verwässerung handelt es sich bei der Theorie der „relativen Verelendung“, die von den 

„orthodoxen“ Marxisten mit ganz vereinzelten Ausnahmen*) vertreten wurde. Am krassesten kommt 

das zum Ausdruck bei Kau t s ky, dem theoretischen Haupt der Partei. In seiner vom marxistischen 

Standpunkt immerhin besten Schrift „Die soziale Revolution“ erklärt er zwar gelegentlich, daß in 

„vielen Industrieländern“ „die Lage des Arbeiters sich nicht nur relativ, sondern abso l u t  verschlech-

tert“ (S. 27 der 2. Auflage), hat aber zu dieser Konstatierung so wenig Vertrauen, daß er bald darauf 

(S. 29) von einer Marxschen „Annahme der s t e i genden  Ausbeu t ung  de r  Ar be i t sk ra f t“ 

spricht (statt von Verelendungstheorie) und d i e se  These (die wen i ge r  weit geht, als das, was Marx 

behauptet hat), mit folgenden Ausführungen zu verteidigen sucht (S. 30): 

„Nun wird man freilich sagen: zugegeben, die Ausbeutung steigt. Aber die Löhne steigen doch eben-

falls, wenn auch nicht in dem Maße, wie der Mehrwert. Woher soll denn nun der Arbeiter die stei-

gende Ausbeutung empfinden, wenn sie nicht offen zutage liegt, sondern durch langwierige Untersu-

chungen bloßgelegt werden kann, Die Massen der Arbeiter treiben weder Statistik noch denken sie 

über die Theorien des Wertes und Mehrwertes nach. 

Das dürfte schon stimmen. Und doch gibt es einen Weg, auf dem ihnen das Wachstum der Ausbeutung fühlbar 

gemacht wird. In demselben Maße, wie die Masse des Profits, steigt auch die Lebenshaltung der Bourgeoisie. 

Aber die Klassen sind nicht durch Scheidemauern voneinander getrennt. Die steigende Lebenshaltung der 

oberen Klassen. sichert nach und nach durch zu den unteren, erweckt auch bei ihnen neue Bedürfnisse und 

Ansprüche, zu deren Befriedigung aber der langsamer wachsende Lohn nicht ausreicht ... 

Daß die bürgerliche Lebenshaltung rascher wächst als die proletarische, das sehen wir auf Schritt und Tritt.“ 

Marxens Gedankengang von der „Akkumulation des Elends“ ist also s t i l l s chwe i gend  p r e i sge -

gebe n, – was Kautsky da „verteidigt“, i s t  ga r  n i ch t  Mar x  und nicht einmal Ricardo, sondern die 

zahme „Gesellschaftskritik“ des „Vereins für Sozialpolitik“. Daß Kautsky – wie gesagt, in seinen 

besten Zeiten – gar keinen Ver-[272]such zur Verteidigung der Marxschen Thesen machte, ist nur 

ein Beweis dafür, daß er – und die von ihm theoretisch vertretene Partei – die Massen des Proletariats, 

insbesondere im internationalen Maßstabe, n i ch t  s ahen  und schon die Brillen einer durch gewisse 

Zugeständnisse korrumpierten Arbeiterschicht aufgesetzt hatten. Noch schlimmer aber ist es, daß mit 

dieser Begriffsbestimmung der Triebkräfte der Revolution deren W e s e n aufgegeben ist. Aus Unzu-

friedenheit über das Zurückbleiben seiner Lebenshaltung hinter den Bürgerlichen, über den Nichtbe-

sitz eines Autos oder eines modernen Kleides mag der Arbeiter oder die Arbeiterin für eine ihrer 

Agitation nach antikapitalistische Partei stimmen – aber zum Kampfe für eine Revo l u t i o n, zum 

Einsatz a l l e r Kräfte, zur Bringung aller jener ungeheuren Opf e r, die mit dem Kampfe um die Frei-

heit verbunden sind, bedarf es ande r e r Bedingungen, und Marx und Engels haben diese Vorausset-

zungen im „Kommunistischen Manifest“ klar genug umschrieben: 

„Um aber eine Klasse unterdrücken zu können, müssen ihr Bedingungen gesichert sein, innerhalb derer sie 

wenigstens ihre knechtische Existenz fristen kann. ... Der moderne Arbeiter ... statt sich mit dem Fortschritt 

der Industrie zu heben, sinkt immer tiefer unter die Bedingungen seiner eigenen Klasse hinab. Der Arbeiter 

wird zum Pauper, und der Pauperismus entwickelt sich noch schneller als Bevölkerung und Reichtum. Es tritt 

hiermit offen hervor, daß die Bourgeoisie unfähig ist, noch länger die herrschende Klasse der Gesellschaft zu 

bleiben und die Lebensbedingungen ihrer Klasse der Gesellschaft als herrschendes Gesetz aufzuzwingen. Sie 

 
*) Dazu gehört vor allem M e h r i n g, der in den meisten politischen Fragen doch zweifellos unklarer war als Rosa Lu-

xemburg. Denkbar, daß seine Sympathien für Lassalle – so u n b e g r ü n d e t sie im ganzen waren – ihn kritischer gegen 

die Gewerkschaftler einstellten, die aus Marxens Widerlegung des „ehernen Lohngesetzes“ eine Theorie der unbegrenzten 

Möglichkeit von Lohnerhöhungen machten. Jedenfalls hat Mehring klar und eindeutig festgestellt, daß Marx das eherne 

Lohngesetz „nach u n t e n korrigiert“, d. h. die Tendenz zu Lohnsenkungen unter das Existenzminimum nachgewiesen hat. 
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ist unfähig, zu herrschen, weil sie unfähig ist, ihrem Sklaven die Existenz selbst innerhalb der Sklaverei zu 

sichern, w e i l  s i e  g e z w u n g e n  i s t, i h n  i n  e i n e  L a g e  h e r a b s i n k e n  z u  l a s s e n, w o  s i e  i h n  e r n ä h -

r e n  m u ß, s t a t t  v o n  i h m  e r n ä h r t  z u  w e r d e n. Die Gesellschaft kann nicht mehr unter ihr leben, d. h. ihr 

Leben ist nicht mehr verträglich mit der Gesellschaft.“ 

Sehen wir nicht heute in den Stürmen der allgemeinen Krise diese Voraussagen Marx’ zur Ta t s ach e 

werden? Wo bleiben neben ihnen jene Schönheitsfehler der kapitalistischen Produktion, die die Epi-

gonen kritisierten, statt nachzuweisen, wie sich – allem Schein a n  e i nze l nen  Punk t en  de r  

Obe r f l äche  zu Trotz – im imperialistischen „Aufstieg“ der Zusammenbruch vorbereitete, das Ge-

setz der Verelendung absolut durchsetzte?! (Schluß folgt.) 

* 

Kautsky im Kampf gegen den Opportunismus – Vor 22 Jahren  
Von Walter A. H a e n i s c h. 

Um die Rolle des Renegaten Kautsky in der Geschichte der Arbeiterbewegung richtig zu würdigen, 

braucht man nicht seine letzten Hetzschriften gegen den Bolschewismus und so seine direkte Mit-

schuld an der menschewistischen Verschwörung gegen die Sowjetunion zu untersuchen. Es genügt, 

etwa seinen Versuch einer „Rettung“ der marxistischen Theorie für die in Theorie und Praxis gleich 

[273] jämmerlich zusammengebrochene westeuropäische Sozialdemokratie, seine 1922 erschienene 

Schrift über „Die proletarische Revolution und ihr Programm“ zu vergleichen mit seinen früheren 

grundsätzlichen Aeußerungen über das Wesen der Revolution, des Staates und die Aufgaben der Ar-

beiterparteien. 

Lenin hat als einer der ersten die wahre Rolle Kautskys und des sozialistischen „Zentrums“ schon zu 

Beginn des Krieges erkannt. Seine Ausführungen (in der später unter dem Titel „Gegen den Strom“ 

erschienenen Sammlung von Aufsätzen) legen Zeugnis dafür ab, wie auch seine spätere Schrift gegen 

den „Renegaten Kautsky“. Kautskys Aufsätze in der „Neuen Zeit“ aus den ersten Kriegsjahren be-

weisen seinen vollkommenen Umfall im Sinne jener „Vaterlandssozialisten“ vom 4. August 1914; 

sie sind der klägliche Versuch einer Rettung der alten Ideologie der Sozialdemokratie den Tatsachen 

des Krieges gegenüber. Rosa Luxemburg hat in ihrem Manifest zum „Wiederaufbau der Internatio-

nale“ im ersten Heft dieser Zeitschrift vom April 1915 (geschrieben im Februar desselben Jahres) 

eine gründliche Abrechnung gehalten mit dem ehemaligen theoretischen Führer der deutschen Sozi-

aldemokratie und der zweiten Internationale. 

Aber die Wurzeln für Kautskys „Umfall“ liegen noch früher. Schon 1911, in einem Aufsatze „Krieg 

und Frieden, Betrachtungen zur Maifeier“ („Neue Zeit“, Bd. 29/2.) steht er grundsätzlich auf dem 

Standpunkt, den Noske in seiner berühmten Vaterlandsverteidigungsrede auf dem Parteitag in Essen 

1907 von sich gab, einer Generalprobe zum Verbrechen vom 4. August 1914. 

Noch zwei Jahre früher, im März 1909, hatte Kautsky eine Broschüre erscheinen lassen, in der er ein 

letztes Mal als Vertreter der marxistischen Theorie in der Sozialdemokratie erscheint. Man vergleiche 

diese Broschüre, den „W e g  zu r  M a c h t“, etwa mit der „Proletarischen Revolution und ihr Pro-

gramm“, – und man hat mit dem ganzen Kautsky die ganze klägliche Geschichte der Sozialdemokra-

tie in den letzten Jahrzehnten vor sich. Je ein Satz aus der Schrift von 1909 mit einem aus der von 

1922 verglichen, ergibt je einen Widerspruch, der durch keine Erklärung vom „Umlernen“ und 

„neuen Erfahrungen“ gelöst wird, sondern der ganz einfach ein vö l l i ge s  Auf geben  de r  ma r -

x i s t i s chen  Denkwe i se  bei Kautsky zeigt, – von dem Schmutz, mit dem er und seine Freunde die 

einzige marxistische Partei, die kommunistische, bewirft, ganz zu schweigen. 

Zeigt der „Weg zur Macht“ noch einmal den alten Kautsky, Schüler von Marx und Engels, wenigstens 

bei oberflächlicher Betrachtung, noch auf der Höhe des Kampfes gegen Verflachung der klassen-

kämpferischen Theorie und gegen reformistische Versumpfung, zeigt diese Schrift den Theoretiker 

der 2. Internationale noch mit klarem Blick das Wesen des Staates als eines Instruments der Klassen-

herrschaft erkennen (man vergleiche die parallelen Betrachtungen in der Schrift von 1922!), so wirft 

die Vorgeschichte des Erscheinens dieser Bro-[274]schüre ein bezeichnendes Schlaglicht auf d i e  
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e l enden  Zus t ände  in  dem  dam a l i gen  Pa r t e i vo r s t an d, Vorgänge, die sich damals wesent-

lich hinter den Kulissen abspielten. Sie bilden ein würdiges Gegenstück zu dem gegen Ros a Lu -

xem bur g gerichteten Treiben des Parteivorstandes, den Verleumdungen Bebels über ihre „Indiskre-

tion“ und ähnliches, wodurch man versuchte, das völlige Versagen des Parteivorstandes in allen wich-

tigen politischen Fragen, damals im Marokko-Konflikt, in eine persönliche Materie zu verwandeln. 

Rosa Luxemburg wies diesen Versuch damals wie stets entschieden zurück, von Lensch und Le-

debour auf dem Parteitag in Jena 1911 unterstützt. Aber ihr Kampf gegen den Parteivorstand, bei dem 

sich an Sünden, wie Lensch sagte, „im Laufe der Jahre soviel angesammelt hat, daß wir uns jetzt 

einmal sagen müssen: Jetzt müssen wir diese Rücksicht fahren lassen“ (Protokoll 5. 209 f.), Rücksicht 

auf Personen und Stellung des Parteivorstandes, dieser Kampf war i n ne r ha l b der Partei damals 

schon erfolgreich nicht mehr zu führen. In den folgenden Briefen Kautskys wird auch diese Ansicht 

klar ausgesprochen, eine Auffassung, die nicht nur durch die gereizte Stimmung der Teilnehmer an 

diesem Konflikte zu erklären ist, sondern die in der Sache selbst begründet lag. 

Gegen Ende des ersten Jahrzehnts dieses Jahrhunderts war die Besetzung der leitenden Parteistellen 

mit Revisionisten bereits so weit gediehen, daß die Herausgabe von Kautskys Schrift dem Parteivor-

stand eine Unmöglichkeit schien. Bekannt geworden ist ja gerade in den letzten Jahren (1924 durch 

die Veröffentlichung im 1. Heft „Unter dem Banner des Marxismus“) die Haltung der Parteiinstanzen 

Enge l s  gegenüber, als ihm auf Veranlassung von Leuten wie Richard Fischer die wichtigsten Stel-

len aus seiner Einleitung zu Marx’ „Kl a s senkä m pf en  i n  F r ank r e i c h“ ohne sein Wissen und 

seine Zustimmung gestrichen wurden, wodurch Engels (Brief an Kautsky vom 1. April 1895) „als 

friedfertiger Anbeter der Gesetzlichkeit quand même“ (um jeden Preis) erschien. Engels war in Lon-

don, außerdem totkrank, und so hatte er sich gegen dieses Schandstück nicht wehren können. Kautsky 

aber war 1909 in Berlin, täglich mit dem Parteivorstand zusammen. So kam es zu erregten Auseinan-

dersetzungen, die fast zu einem offenen Bruch geführt hätten. Es ist müßig, Betrachtungen darüber 

anzustellen, welche Folgen ein solcher offener Bruch, eine eventuelle Spaltung der Partei fünf Jahre 

vor 1914 für die Geschichte der Arbeiterbewegung gehabt hätte. 

Alles Nähere ergibt sich aus den Briefen, die an einen damaligen Mitkämpfer der Gruppe um Kautsky 

und Rosa Luxemburg, den „Radikalen“, gerichtet sind. Daß Kautsky aber schon bald nach diesem 

seinem letzten Kampfe gegen den Reformismus für den Radikalismus verloren war, zeigt eine S t e l l e  

e i ne s  Br i e f e s  von  Rosa  Luxem bur g an denselben Genossen, vom 18. Oktober 1910, wo es 

heißt: „... Daß  K. K(au t sk y) s i ch  s o  bös  h ine i n r e i t e t, i m m er  t i e f e r  i n  d i e  Pa t s ch e, ist 

eine für den Radikalismus sehr peinliche Sache. Aber auch dabei wird vielleicht der Gewinn [275] 

herausspringen, daß unsere Leute lernen werden, selbst mehr zu denken und weniger auf Autoritäten 

zu schwören und nachzubeten.“ – 

Die Briefe sprechen im übrigen für sich selbst. 

Kautsky schreibt am 24. Februar 1909: 

„... Mit meiner Broschüre („Der Weg zur Macht“) sind ganz tolle Sachen vorgekommen. Nachdem sie bereits 

im Vertrieb war, las sie ein Mitglied des Parteivorstandes und entdeckte die fürchterlichste Kompromittierung 

der Partei darin, andere fanden sogar Provokationen unserer Gegner zu Ausnahmegesetzen etc. Daraufhin be-

schloß der Vorstand, ohne mich zu fragen, die Zurückziehung der Broschüre. Ich protestierte, und da das nichts 

half, appellierte Ich an die Kontrollkommission. Diese gab meiner Beschwerde statt, allerdings nur mit vier 

regen drei Stimmen, bei zwei Abwesenden. 

Der Vorstand machte immer noch keine Miene, die Schrift freizugeben. Da erschienen (ohne mein Wissen) 

die Artikel in Leipzig und Bremen. 

Nun denke ich, die Sache sei entschieden, da ja die Stellen schon heraus seien, deren Verbreitung der Vorstand 

verhindern wollte. Aber der Vorstand weigert sich immer noch! Heute soll die entscheidende Sitzung stattfin-

den. Weigert sich der Vorstand auch heute noch, dann ist meine Geduld zu Ende und ich mache Krach. Gibt 

er dagegen nach, dann selbstverständlich soll über das ganze Vorgehen nichts an die Oeffentlichkeit kommen. 

Das wäre doch zu blamabel für die Partei. 

Sie wissen also die Dinge und können selbst entscheiden. 
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Eine Rücksicht auf mich verletzen Sie nicht, wenn Sie über die Broschüre schreiben. Ob die Parteidisziplin 

gebietet zu schweigen, ist zweifelhaft. Die Kontrollkommission hat für mich gesprochen, eine weitere Berufung 

an den Parteitag ist unmöglich; der ganze Fall steht in der Parteigeschichte einzig, ohne jedes Präzedenz da. 

Tatsache ist, und das ist das traurigste bei der ganzen Angelegenheit, daß die größte Partei der internationalen 

Sozialdemokratie den beschränktesten Partei. vorstand unter allen sozialistischen Organisationen hat. Die ein-

zigen, die bisher größere Gesichtspunkte hatten, Singer und Bebel, versagen vollständig. Unser armer August 

(Bebel) ist durch seine Krankheit von gräulicher Schwarzseherei und Kleinmütigkeit befallen worden. 

Und Besserung ist nicht zu erwarten. Man spricht allgemein davon, daß, wenn Bebel sich zurückziehen sollte, 

Rich. Fischer sein Nachfolger wird. Tatsächlich dirigiert er heute schon den Vorstand und auch die Aktion 

gegen meine Broschüre ...“ 

Und weiter am folgenden Tage, nachdem noch eine Besprechung zwischen Kautsky und dem Partei-

vorstand stattgefunden hatte: 

„... Der Parteivorstand hat es endgültig abgelehnt, meine Broschüre frei. zugeben. Der Versuch, sie in einem 

anderen deutschen Parteiverlag erscheinen zu lassen, hätte meinen sofortigen Bruch mit dem Part(eivorstand) 

zur Folge gehabt, und mich gezwungen, die Redaktion der N(euen) Z(eit) niederzulegen. So weit wollte ich 

die Sache zunächst nicht treiben. Mehring riet sehr zur Nachgiebigkeit. Ich gehe morgen nach Wien, um die 

Schrift dort herauszugeben. 

Ich bin in der unangenehmen Lage, nicht öffentlich gegen den Parteivor. stand vorgehen zu können (außer 

vom Auslande aus), ohne mich selbst zu denunzieren und dem Staatsanwalt Material gegen mich zu geben. 

Indes sehe ich einen großen Stank kommen, trotzalledem. Aber dessen Konsequenzen sind unabsehbar, können 

ein Débacle (Zusammenbruch) nicht bloß für den Vorstand, sondern für die gesamte Partei bilden. Das ist auch 

einer der Gründe, warum ich nicht den Anfang machen will. 

Der dritte Grund endlich ist ein persönlicher. Bebel ist die Triebfeder des ganzes Vorgehens gegen mich. Der 

Mann ist durch seine Krankheit so erregbar geworden, so schwarzseherisch und kleinmütig, daß ihm alle Ge-

fahren eines freien [276] Wortes in den krassesten Farben erscheinen. Mir tut B(ebel) viel zu sehr leid, ich 

weiß zu gut, wie viel er leidet, als daß ich ihn öffentlich angreifen und das ganze Verfahren so kennzeichnen. 

wollte, wie es als das Verfahren gesunder Menschen zu kennzeichnen wäre. 

Vorläufig glaube ich, genügt es, daß ach meine Broschüre herausbringe, trotzalledem. Der Vorstand wollte 

mir ja verbieten, sie überhaupt erscheinen zu lassen ...“ 

Am Tage darauf, am 26.2., – Kautsky war nach Wien abgereist – schrieb Luise Kautsky: 

„... Die Sache mit Karls Broschüre ist wirklich ein Skandal! Es gelang ihm am Mittwoch nicht, zu einer be-

friedigenden Lösung mit dem Parteivorstand zu kommen, der eigensinnig auf seinem Standpunkt beharrte. 

Auch Karl war schon recht gereizt und beschloß, da er annahm, man werde ihm die Parteidruckereien sperren, 

die Broschüre in Wien zu verlegen. Er reiste heute früh dahin ab. Sei es nun, daß das Eindruck machte, sei es, 

daß die Herren sich wirklich zu schämen beginnen, – August (Bebel) war heute, als ich mit ihm Rücksprache 

nahm, lange nicht mehr so obstinat wie bisher. Vielleicht kommen die Leute doch noch zur Vernunft ...“ 

Vom Parteivorstand war inzwischen – am 24. Februar – „Nur zur Information“ an die Redaktionen 

der Parteipresse ein Zirkular versandt worden mit folgendem Inhalt: 

„Werte Genossen! Im ‚Halleschen Volksblatt‘ von heute wird nach dem Erscheinen einer Broschüre Kautskys 

‚Der Weg zur Macht‘ gefragt, deren Inhalt in zwei Parteiblättern besprochen wird (es waren die im Brief 

Kautskys vom 24.2. erwähnten Zeitungen von Bremen und Leipzig), ohne daß den Redaktionen der Partei-

presse bisher Rezensionsexemplare zugingen. Wir teilen Ihnen hierzu mit, daß über das Erscheinen dieser 

Broschüre zur Zeit noch Verhandlungen schweben. Wir ersuchen Sie dringend, in Ihrem Blatte von dem Er-

scheinen der Broschüre zunächst keine Notiz nehmen zu wollen und diese Information vertraulich zu behan-

deln. – Mit Parteigruß Der Parteivorstand.“ 

Der Parteivorstand, der nicht an seinem Siege zweifelte, wollte also die gesamte sozialdemokratische 

Presse mundtot machen. Ein wenigstens vorläufiger Sieg war ihm auch beschieden, den endgültigen 

erlebte er wenige Jahre später. Kautsky schreibt dann am 27. März 1909, also einen Monat später: 

„... Sie werden geflucht haben ob meiner Schwäche, daß ich meinen ‚Weg zur Macht‘ zurückzog. Taten Sie 

das, dann haben Sie mir zum Glück Unrecht getan ... Ich dachte keinen Moment daran, die Schrift 
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zurückzuziehen, aber ich bemühte mich, sie ohne öffentlichen Parteiskandal herauszukriegen. Das ist mir end-

lich gelungen. Durch Aufbieten der verschiedensten Faktoren, Kontrollkommission, Hugo Haase, Viktor Adler 

etc., erreichte ich es, den Vorstand mürbe zu machen ... Mein ‚Weg‘ erscheint im Laufe der nächsten Woche 

mit einem Anhängsel zum Vorwort, indem ich die ganze Verantwortung für den Inhalt auf mich allein nehme, 

und mit einigen formalen Anmerkungen, in denen kein einziger Gedanke geopfert wurde ...“ 

Diese „formalen Anmerkungen“ wuchsen sich in den folgenden Jahren und nun Jahrzehnten zu dem 

aus, was uns in den neuesten Geistesprodukten dieses ehemaligen Marxisten und Kämpfers als. „The-

orie des Sozialismus“ vorgesetzt wird. [277] 

* 

Aus Briefen Rosa Luxemburgs 

W. A. H. Nachstehende Briefe zeigen die Genossin Luxemburg auf der Höhe ihres Kampfes gegen 

die revisionistische Strömung innerhalb der alten deutschen Sozialdemokratie. Sie zeigen zugleich den 

Menschen  und den Käm pf e r  in Rosa Luxemburg zu einer Zeit, in der es den Einsichtigen in der 

Partei (auch solchen, die, wie Kautsky, später wieder einen großen Rückzieher gemacht haben) bereits 

ziemlich klar geworden war, daß eines Tages der große Krach innerhalb der sozialdemokratischen 

Arbeiterbewegung kommen mußte. Er ist mit dem 4. August 1914 schneller da gewesen, als selbst 

diese Genossen es angenommen hatten, der Tag, an dem die innerlich schnell vorgeschrittene Fäulnis 

im revolutionären Charakter der sozialdemokratischen Partei auch äußerlich zum Ausdruck kam. 

Dieser Zusammenbruch hatte sich durch Jahrzehnte langsam vorbereitet; der „Verrat“ der sozialde-

mokratischen Reichstagsfraktion vom 4. August war kein unerwartet hereinbrechendes Ereignis. 

Seit Mitte der neunziger Jahre lassen sich die Kämpfe innerhalb der Partei in stetig wachsender Linie 

verfolgen. Seit den großen Bernstein-Diskussionen in der Presse und auf den Parteitagen von 1898 

und 1899 nehmen sie größeren Umfang an. Der Dr e sdene r  Pa r t e i t ag  von 1903 ist das erste große 

Aufeinanderplatzen der gegnerischen Ansichten. Mehr oder weniger sichtbar geht der Kampf weiter. 

Rosa Luxemburg steht an der Spitze der sehr rührigen radikalen Gruppe, die das Banner des Marxis-

mus gegen die anschwellende Macht des Revisionismus in den führenden Parteistellen hochhält. 

Kau t sk y, ursprünglich auch einer der Führer und anerkannter Theoretiker, fällt bald ab, wie die 

Stelle aus dem angeführten Brief von 1910 ergibt. Schließlich ist es nur noch ein kleines Häuflein 

(unter ihnen der Empfänger dieser Briefe, der zu Beginn des Krieges aber vollkommen zum rechten, 

kriegsbejahenden Flügel der Partei über. ging), ein Häuflein Mutiger, aus dem dann später der Spar-

takusbund und mit ihm die deutsche Kommunistische Partei herauswachsen sollte. 

Wie alle Menschen, die sich sachlich unterlegen fühlen, die Kämpfe gern aufs persönliche Gebiet 

verlegen, so auch die Gegner Rosa Luxemburgs. Und gleich allen wahrhaft großen Menschen stand 

sie stets viel zu hoch, als daß sie dieser Schmutz hätte innerlich berühren können. Die Mordhetze, der 

sie und Karl Liebknecht im Januar 1919 zum Opfer fielen, beginnt nicht erst im Winter der Berliner 

Spartakuskämpfe, und ihre Mörder waren n i ch t nu r die uniformierten Büttel gewisser sozialdemo-

kratischer „Volks“beauftragter. Der „Schm ut z f i nk  Hi l f e r d i n g“ war schon vor dem Kriege der 

Todfeind der aufrechten Revolutionärin und Marxistin. 

Rosa Luxemburg schreibt am 18.10.1910: 

„Was Sie mir über die jüngsten ‚Ratschlüsse‘ mitteilen, ist ja direkt kläglich, aber das sind ja die 

Früchte der ‚Ermattungsstrategie‘. Hoffentlich wird wenigstens die jetzige Diskussion und die Fort-

setzung in Magdeburg (auf dem Parteitag) unsre Leute aufrütteln und ihre Wachsamkeit gegenüber 

den „Instanzen“ aufstacheln. Ich halte es jedenfalls für meine Parteipflicht, jetzt mit rücksichtsloser 

Offenheit vorzugehen. Daß K. K.(autsky) sich so bös hineinreitet, immer tiefer in die Patsche, ist eine 

für den Radikalismus sehr peinliche Sache. Aber auch dabei wird vielleicht der Gewinn heraussprin-

gen, daß unsere Leute lernen werden, selbst mehr zu denken und weniger auf Autoritäten zu schwören 

und nachzubeten ... Kennen Sie meine Broschüre über den Massenstreik (1906)? Sie behandelt ge -

nau  alle die Fragen, die K. K(autsky) jetzt aufwirft. Es stellt [278] sich heraus, daß selbst unsre 

Besten die Lehren der russischen Revolution tatsächlich gar nicht verdaut haben. Ich hielt es für sehr 
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nützlich, daß diese Broschüre jetzt mehr verbreitet wird. Jetzt ist vielleicht der Boden schon mehr 

vorbereitet zur Aufnahme ...“ 

Und dann nach dem Parteitag von Jena 1911: 

Lieber Genosse H. 

Es war selbstverständlich eine Kateridee, von unserem lieben H-e zu vermuten, ich würde mich durch 

irgendeinen „Groll“ davon abhalten lassen, für ihn zu agitieren. Teufel, ich agitiere in den Wahlkrei-

sen ärgster Opportunisten, da werde ich wegen persönlicher Rechnungen meine Parteifreunde im 

Stich lassen! – lächerlich Aber die Sache ist die, daß ichs einfach nicht mehr schaffen kann. Seit 1.12. 

und bis 12.1. sind meine ,sämtlichen Abende – außer der Feiertagswoche – fest belegt seit Monaten. 

Also nichts zu machen, ich schreibe auch heute an H-e in diesem Sinne. 

Und nun noch einige Worte zu dem „Groll“! Freilich war ich in Jena auf Sie wütend, und zwar aus 

dem Grunde, weil Sie grade unternommen hatten, mich zu ve r t e i d i ge n, mir aber durch Ihre total 

verfehlte Strategie direkt in den Rücken fielen. Sie wollten meine „Moral“ verteidigen und gaben 

dafür meine po l i t i s ch e Position preis. Verkehrter konnte man nicht vorgehen. Meine „Moral“ be-

darf keiner Verteidigung, Sie müssen doch bemerkt haben, daß ich, seit ich in der deutschen Partei 

bin, seit 1898, unaufhörlich, namentlich im Süden, in gemeinster Weise pe r sön l i c h beschimpft 

werde und doch n i e  eine Zeile oder ein Wort darauf geantwortet habe Und zwar – abgesehen von 

persönlichem Stolz – aus der einfachen po l i t i s che n Rücksicht, daß alle diese persönlichen Be-

schimpfungen lediglich Manöver sind, um von der politischen Streitsache abzulenken. Es war klar 

vor Jena, daß dem Parteivorstand, der in der Patsche saß, nichts andres übrig blieb, als auf das „mo-

ralische“, persönliche Gebiet den Streit hinüberzuspielen. Ebenso klar war es, daß jeder, dem die 

Sache wichtig war, dieses Manöver kontrekarieren, sich auf das persönliche Gebiet nicht verlocken 

lassen durfte. Das taten Sie aber gerade, indem Sie den ganzen Streit auf meine Pe r so n konzentrier-

ten und sachlich meine Position preisgaben Selbstverständlich haben Sie nicht die Pflicht, in jedem 

Punkte mit mir einer Meinung zu sein, und es ist Ihr sehr gutes Recht, Ihre divergierende Meinung 

offen zu vertreten. Aber dann müssen Sies nicht in eine „Verteidigung“ meiner Person kleiden, denn 

eine solche „Verteidigung“ schadet einem zehnmal mehr, als ein offener Angriff. Sie sind sich wohl 

absolut nicht des Eindrucks bewußt gewesen, den Ihr Artikel machte: ein tränenreiches und edelmü-

tiges Plaidoyer auf mildernde Umstände für eine zum Tode Verurteilte, – genug, um aus der Haut zu 

fahren, wenn man in einer so günstigen Kampfposition ist, wie ich in Jena. Sie müssen eben nicht 

jedes drohende Gemunkel von „unterrichteter Seite“ – sagen [279] wir einfach: vom Schm ut z f in -

ken  Hi l f e r d i ng  – so tragisch nehmen und vor allem nie politische Fragen in persönlich-sentimen-

tale verwandeln. Wenn die Revisionisten dies gegen uns tun, so wissen sie wohl warum; wenn aber 

uns e r e Leute ihnen auf dies Glatteis folgen, so ist es erzdumm. Soviel zur Aufklärung über die 

Sache. Meinen „Groll“ habe ich längst vergessen und habe wahrhaft andere Sorgen, als alten Klein-

kram mit mir herum zu schleppen. Also Schluß damit ... 

Besten Gruß von Ihrer 

R. Luxemburg.“ 

LITERATUR 

Der Weg der spanischen Revolution 

Unter besonderer Betonung der wirtschaftlichen Struktur Spaniens bringt die „Prawda“ vom 25. April 

einen Aufsatz von Trilja, dem wir die wichtigsten Tatsachen entnehmen. 

Das spanische Territorium umfaßt 504.000 Quadratkilometer und ist von 23,5 Millionen Menschen 

bewohnt. Die größte und einflußreichste Provinz Spaniens ist Katalonien mit 2.345.000 Einwohnern. 

Eines der wichtigsten Probleme der jetzt beginnenden Revolution ist die Nationalitätenfrage. Spanien 

hat 36 ausgesprochene Nationalitäten, die noch durch eine starke koloniale Einwanderung, besonders 

aus Marokko, verstärkt wird. 

Spanien ist ein Agrarland mit starken feudalistischen Ueberresten. Die landwirtschaftlichen Erträge sind 

infolge der großen Rückständigkeit der Agrarwirtschaft außerordentlich niedrig. Die hauptsächlichsten 
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Produkte sind Weizen, Korn, Wein, Früchte und Olivenöl, von denen Spanien am stärksten exportiert. 

Die Weizenerträge in Spanien gelten, trotz der großen Ausdehnung, als die niedrigsten in ganz Eu-

ropa. Die Struktur der Landwirtschaft wird am besten durch folgende Uebersicht der Besitzverteilung 

charakterisiert: 

Umfang Zahl 

der 

Besitzstellen 

in Prozenten 

der 

Gesamtwirtschaften 

Prozentualer 

Anteil 

am Boden 

bis 1 Hektar  449.660  38,53  1,12 

1 bis 5 Hektar  447.620  37,52  6,29 

5 bis 10 Hektar  119.770  10,04  5,75 

10 bis 25 Hektar  83.040  7,13  6,74 

über 25 Hektar  79.890  6,78  80,09 

   100  100 

76 Prozent aller Wirtschaften haben nur einen Besitz unter 5 Hektar, der 7,41 Prozent der gesamten 

landwirtschaftlichen Ackerfläche ausmacht, während 6,78 [280] Prozent aller Wirtschaften 80,09 

Prozent der Fläche besitzen. Dazu kommen noch ausgedehnte Pachtverhältnisse. Der Klassengegen-

satz ist also in der Landwirtschaft sehr stark ausgeprägt. Die Besitzstruktur erfährt aber durch die 

internationale Agr a r k r i s e  eine außerordentliche Verschärfung. Bereits vor dem Eintritt in den Zyk-

lus der augenblicklichen Krise, hatte die Agrarkrise in Spanien einen kolossalen Umfang angenom-

men. Der Olivenölexport betrug in den ersten sechs Monaten 1928 2.890.119 Hektoliter, in der glei-

chen Zeit 1929 2.081.614 Hektoliter und 1930 nur 1.426.993 Hektoliter, das ist eine Senkung des 

Exports um rund 50 Prozent. Aber dazu trat ein großer Preissturz ein. Im September kosteten 100 

Kilogramm Olivenöl 237 Pesetas, im März 1930 nur 13 Pesetas. Also bei verringertem Export noch 

ein ungeheurer Preissturz. 

Die kapitalistische Industrie hat sich in Spanien während des Krieges unter englischem Einfluß sehr 

ausgebreitet. An industriellen Rohstoffen fördert Spanien Kupfer, Kohle, Eisen. Die verarbeitende 

Industrie, besonders die chemische, hat einen großen Umfang, aber seit Ende des Krieges befindet 

sie sich in einer chronischen Krise. Von Jahr zu Jahr vergrößerte sich die Arbeitslosenarmee. Heute 

wird die Arbe i t s l o sena r m ee  Span i ens  auf etwa 1 Million geschätzt, das sind 20 Prozent der 

Bevölkerung, wovon etwa 300.000 Industriearbeiter sind. Allein in Andalusien und Estremadur, Be-

zirke mit großen, landwirtschaftlichen Gütern, sind nach bürgerlichen Meldungen 62 Prozent aller 

Arbeiter ohne Beschäftigung. Dazu kommt aber, daß bisher der spanische Arbeiter ohne jede Sozial-

leistung war. 

Durch die fortschreitende Krise wurden die Löhne stark abgebaut. Der spanische, qualifizierte Arbei-

ter erhält nur 45 Prozent des englischen Arbeiters; der mittlere Lohn beträgt etwa 4 bis 4½ Pesetas 

pro Tag, während der landwirtschaftliche Arbeiter mit 2½ bis 3½ Pesetas auskommen muß. Der Acht-

stundentag war ganz unbekannt. Neun bis zehn, aber auch zwölf bis 14 Stunden waren keine Selten-

heiten. Setzt man den realen Lohn vom Jahre 1917 gleich 100, so betrug dieser 1929 nur 95,6 Prozent, 

um dann im Jahre 1930 auf 54,7 Prozent zu sinken. 

Unter der Diktatur Primo de Rivera waren alle revolutionären Verbände aufgelöst und verboten. 

Trotzdem sind die sozialfaschistischen Verbände ohne Einfluß geblieben. Sie zählten kaum 200.000 

Mitglieder, die Syndikalisten nur 25.000. Beide Verbände waren vollkommene Agenten der faschis-

tischen Diktatur. Jetzt ist wenigstens der Weg freigemacht. Der Einfluß der revolutionären Gewerk-

schaften, besonders in den Industriezentren, ist im Wachsen begriffen. Die Schule, die jetzt das spa-

nische Proletariat durchmacht, wird von großer Bedeutung für die weitere Entwicklung der spani-

schen Revolution sein. 

* 

Bolschewik Nr. 5 und 6 

Der Leitartikel beschäftigt sich mit der „m enschewi s t i s chen  Kon t e r r evo l u t i on  nach  dem 

p r o l e t a r i s chen  Ge r i ch t“ und zeigt die gemeinsame Linie der gesamten Konterrevolution auf. 
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Dafür sind nicht nur die Ergebnisse des Moskauer Gerichts ausschlaggebend, sondern auch die Hal-

tung der gesamten bürgerlichen und sozialfaschistischen Presse nach diesem Prozeß. Nochmals wird 

der Schwindel der menschewistischen Emigranten mit ihrer Ausnahmestellung gegenüber der russi-

schen Revolution in vielen Zitaten aus der Periode vor dem Prozeß nachgewiesen. 

Ein weiterer Artikel von Jaroslawski über „Len i n  und  d i e  Ne p“ zeigt .die Bedeutung der Nep 

historisch und politisch. Zehn Jahre sind verflossen, seit Lenin seine bedeutsame Rede auf dem 10. 

Parteitag über die Einführung der Nep hielt. Die Befestigung des Bündnisses mit den Bauern, der 

verstärkte Außenhandel, die Zulassung des freien Handels wurden Mittel zur Befestigung der prole-

tarischen Diktatur. Die damaligen Zweifler haben heute entweder die Richtigkeit der Linie der Nep 

erkannt oder sind ganz in das Lager der Konter-[281]revolution gegangen. Der Aufbau des Sozialis-

mus in der Sowjetunion wäre unmöglich ohne die Einführung der Nep vor zehn Jahren. 

Daran anschließend zeigt B. Borilin in einem Artikel über die „Pe r i od e de s  Soz ia l i sm us  und  

d i e  Dur chf üh r ung  de r  Fundam en t e  de r  soz i a l i s t i s chen  Oekonom i k“ die Bedeutung 

der Nep für die sozialistische Wirtschaft. Die Erfolge der Sowjetwirtschaft zeigen sich in der Kollek-

tivisierung (Anfang März 37 Prozent aller Wirtschaften, etwa 9 Millionen Bauern) mit einer Aussaat-

fläche von über 54 Millionen Hektar, ein Gebiet so groß wie Deutschland, ferner in dem dauernden 

Wachstum der Produktion und damit in der vollständigen Liquidierung der Arbeitslosigkeit, die in 

dem Artikel als die entscheidende Etappe der sozialistischen Revolution bezeichnet wird, und vor 

allem zeigen sich die Erfolge in den kulturellen und sozialen Errungenschaften der Sowjetarbeiter. 

Indem die sozialistische Oekonomik immer mehr erweitert wird, wird der Sozialismus immer mehr 

verwirklicht. 

M. Gertschikow bringt einen Aufsatz über die „s oz i a l i s t i s che n Kor n f ab r i ke n“. Vorgesehen 

war am Ende des Fünfjahreplanes ein Umfang von 5 Millionen Hektar für die Kornfabriken (Sow-

chose). Heute haben diese aber bereits eine Fläche von 10 Millionen Hektar inne. Während im ver-

gangenen Jahr 44.400 Hektar auf jede Sowjetwirtschaft kamen, sind es heute bereits 80.000 Hektar. 

Im laufenden Jahr existieren bereits 49 Kornfabriken mit mehr als 100.000 Hektar Umfang. Diese 

Großbetriebe haben sich in allen Teilen glänzend bewährt, besonders durch die ausgedehnte Trak-

torenbasis. Durch den großen Zuwachs an Traktoren sind während der diesjährigen Frühjahrsaussaat 

40.000 Traktoristen mehr tätig als im vergangenen Jahr. Dazu kommen noch 10.000 qualifizierte 

Arbeiter, die zum Teil noch herangebildet werden müssen. Der 16. Parteitag hat zu den Problemen 

Stellung genommen und in einer Entschließung festgelegt, daß die vorhandenen Traktoren für die 

gesamte Landwirtschaft während der Frühjahrskampagne ausgenützt werden müssen. Schon im ver-

gangenen Jahr haben die Traktoren nicht 8, sondern 14 bis 20 Stunden am Tage gearbeitet. In diesem 

Jahr soll die Leistung und Ausnützung so gesteigert wurden, daß als Minimum die Traktoren 21 

Stunden arbeiten. Auf Grund der eingehenden Analyse der Verhältnisse kommt Gertschikow zu dem 

Schluß, daß die Sowjetgüter ihren Plan in jeder Beziehung erfüllen werden. 

Zur Lage und zu den Erfolgen der „Gewer kscha f t en  nach  dem  16. Pa r t e i t a g“ nimmt M. 

Rafail Stellung. Er zeigt, daß die Beschlüsse zu einem großen Teil verwirklicht worden sind, trotzdem 

erst neun Monate seit dem Parteitag verflossen sind. Mehr als 50 Prozent aller Arbeiter sind in Stoß-

brigaden und im sozialistischen Wettbewerb verbunden. In der Metallindustrie sind 60,7 Prozent der 

Arbeiter im Wettbewerb und 52 Prozent in Stoßbrigaden. Am stärksten ist die Beteiligung in der 

Papierherstellung, wo 80,6 Prozent im Wettbewerb und 65,8 Prozent in Stoßbrigaden vereinigt sind. 

Dazu kommt die Ueberführung auf den Siebenstundentag, in dem schon mehr als 50 Prozent arbeiten. 

In Leningrad 56 Prozent. Ebenso erfolgreich war die Einrichtung der Fabrikkonsums und -mittagti-

sche. Im November 1930 bestanden bereits 51 Mittagtische für ca. eine Million Arbeiter. Die Ver-

stärkung der Frauenarbeit ist ebenfalls mit Erfolg durchgeführt. All diese neuen Positionen zeigen, 

daß in der Sozialpolitik bestimmt der Fünfjahreplan in drei Jahren durchgeführt wird. 

In der Nr. 6 des Bolschewik zeigt die Fortsetzung des Artikels von B. Borilin über „Di e  Pe r iode  

de s  Soz i a l i sm us  und  de s  Auf baues  de r  Fundam en t e  de r  soz i a l i s t i s chen  Oekono-

m i k“ den fortschreitenden Uebergang zur zentralisierten und rein-sozialistischen Wirtschaft, den in 
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den letzten Jahren auf ein Minimum beschränkten Anteil der individuellen Produktion die fortschrei-

tende Kollektivisierung und die damit herausgebildete Planarbeit in allen Wirtschaftszweigen. Borilin 

zeigt die Tendenzen der Industrialisierung der Sowjetunion und der damit verbundenen sozialisti-

schen Oekonomik. 

Einen interessanten Ueberblick über „e i n i ge  P rob l em e  de r  We l t k r i se“ gibt L. Mendelsohn. Er 

geht zurück auf die Anschauungen bei dem offenen Ausbruch der zyklischen Krise im Jahre 1929, 

zeigt die einzelnen Abschätzun-[282]gen der Krise bei ihrem offenen Ausbruch, wie unrecht die An-

schauungen von Eventow waren, der nur von einer Depression sprechen wollte und gibt einen klaren 

Ueberblick der bisherigen Entwicklung. Während die Krisen in der Vorkriegszeit zyklische Krisen 

waren, tritt in der heutigen Krise die allgemeine Krise des kapitalistischen Systems in den Vorder-

grund. 

Unter der „Kr i t i k  und  B i b l i og r aph i e“ des Bolschewik gibt K. Schmidt zum gleichen Thema 

eine gute Uebersicht der „Katastrophentheorien“, besonders der von Sternberg und Großmann. K. 

Schmidt zeigt die urökonomischen Faktoren der Katastrophentheorie, die salbst in dieser Beschrän-

kung noch absolut falsch ist. Aber gerade in dieser Beschränkung, in der Abstraktion von allen Klas-

senkämpfen liegt der Fehler, der sie sozialfaschistisch macht. 

Die anderen Artikel befassen sich mit den Wirtschaftsfragen der Sowjetunion. In einem Artikel über 

die „Ent wick l ung  de r  Le i ch t i ndus t r i e“ wird die große Ausdehnung der technischen Kulturen 

mitgeteilt. Von Jahr zu Jahr zeigt sich in der Sowjetunion eine Ausdehnung der Saatfläche. Folgende 

Ziffern zeigen die Entwicklung: 

 1929 1930 1931 

  in 1000 Hektar  

Flachs  2054  2247  2500 

Hanf  873  851  970 

Baumwolle  1032  1566  2300 

Zuckerrüben  876  1143  1428 

Sonnenblumen  3020  3467  4700 

Tabak (Machorka)  90  100  170 

Dabei muß aber noch in Betracht gezogen werden, daß der sozialistische Sektor innerhalb der Land-

wirtschaft eine kolossale Verstärkung erfahren hat, und daß unter diesem Einfluß die Ernteerträge 

eine große Steigerung erfahren haben. 

Davidow behandelt das aktuelle Problem der „Ver t e i l ung  de r  E i nnahm en  in  den  Ko l l ek -

t i vwi r t s cha f t e n“. Es ist bekannt, daß unter den Kollektivmitgliedern die Jahreseinnahmen des 

einzelnen außerordentlich gesteigert worden sind. Dabei stand die Frage der Arbeitsleistungen des 

Mitgliedes der Kollektiven bisher im Hintergrund. Mit der zunehmenden Mechanisierung der Arbei-

ten, mit der Differenzierung der Arbeitsleistungen werden die Verteilungsfragen der Kollektiven 

komplizierter. Dazu kommt das Problem der Leistungssteigerung. Nicht nur die Frage der einfachen 

Arbeit, sondern vor allen Dingen die Gewinnung und Heranbildung von qualifizierten Arbeiterka-

dern. Dementsprechend wird der Leistungslohn mit jährlicher genossenschaftlicher Abrechnung in 

den Vordergrund gestellt. 

Der zweite Artikel von Rewsina befaßt sich mit den Organen der Arbeit in den Kollektivwirtschaften. 

Im letzten Wirtschaftsjahre hatte man in der Sowjetunion etwa 7 Millionen Saisonarbeiter notwendig, 

in diesem Jahr werden es 9 Millionen Arbeiter sein. In feste qualifizierte Kader werden von diesen 

mindestens 1,3 Millionen übergeleitet, so daß zur regelrechten Ueberleitung in den einzelnen Saison-

aufgaben noch eine bedeutende Anzahl Arbeiter übrig bleiben. Dabei werden die Kollektivwirtschaf-

ten eine besondere und wichtige Aufgabe zu erfüllen haben; sie werden dafür Sorge zu tragen haben, 

daß diese Arbeitermassen ständig den betreffenden sozialistischen Aufgaben schnell zugeteilt wer-

den, damit keine Kraft für den Aufbau verloren geht. W. W. 

[283] 

* 
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Weggenosse und Agitator 

„Sputnik dlja Goroda Agitatora“, (Weggenosse und Agitator), 1-6, 1931, russisch, Journal des ZK 

der WKP. 

„Der Agitator“ der Partei der Sowjetunion gibt in jeder Nummer einen Ueberblick der wichtigsten 

Probleme der Sowjetunion und der Massenarbeit. Im zweiten und dritten Heft stehen im Vorder-

grunde d i e  w i r t s cha f t l i chen  P r ob l eme  de s  dr i t t e n, en t s che i denden  J ah r e s  de s  

Fün f j ah rep l ane s. Der Aufsatz über die Arbeiterversorgung zerstört endgültig die Legende in den 

kapitalistischen Ländern von der völlig unzureichenden Versorgung der Arbeiter der Sowjetunion. 

Vor allen Dingen zeigt der Aufsatz das Streben der Sowjetunion, eine eigene Basis für alle Waren 

des Massenkonsums zu schaffen. Der Artikel zeigt, was bisher geschafft worden ist, zeigt weiter, was 

auf Grund des Erreichten weiter ausgebaut werden muß, und kommt zu dem Resultat, daß die Gene-

rallinie der Partei in diesem Jahre auch in der Arbeiterversorgung durchgeführt wird. Die diesjährigen 

Aufgaben in der Wirtschaft sehen neben der Steigerung und dem Ausbau der Produktion in der In-

dustrie eine große Erweiterung der Aussaatfläche vor. Damit im Zusammenhang stehen die Fragen 

der Kollektivisierung, die in den letzten Wochen, entsprechend der gesteigerten Agitation, auch eine 

Erweiterung erfahren hat. Aber alle Agitationsfragen sind in der Sowjetunion Aufgaben der bestimm-

ten wirtschaftlichen Organisierung der Kampagnen. Der „Agitator“ bringt die notwendigen Details, 

wodurch die Aufgaben eine große Erleichterung erfahren. 

Das vierte Heft ist speziell diesen Auf gaben  a n  de r  l andwi r t s cha f t l i che n F ron t gewidmet. 

Steigerung der Saatfläche von 129,2 Millionen Hektar im Jahre 1930 auf 143 Millionen Hektar im 

laufenden Jahre, Steigerung der Aussaat in den Kollektivwirtschaften und Sowjetwirtschaften. In den 

letzteren wird die Aussaat von 4,856 Millionen Hektar auf 9,5 Millionen Hektar gesteigert werden. 

Neben diesen rein wirtschaftlich-organisatorischen Aufgaben entsteht eine neue: die gewerkschaftli-

che Organisation in der Landwirtschaft, besonders in den Kollektiv- und Sowjetwirtschaften. Der 

Kampf gegen die Kulaken ist nicht nur ein politischer, sondern auch ein wirtschaftlicher Kampf. Als 

Beschluß des ZK der Partei werden noch die Maßnahmen zur Kontraktierung der Frühjahrsaussaat 

bekanntgegeben. 

Das fünfte Heft befaßt sich hauptsächlich mit den Kr i egs f r age n und der Roten Armee. Im einzel-

nen wird behandelt die Genfer Konferenz, die Kriegspolitik gegen die Sowjetunion. Interessant ist 

dabei noch, daß in der Roten Armee der Prozentsatz der Komsomolzen in der Armee ganz besonders 

gestiegen ist. Während der Prozentsatz der Kommunisten mit der Jugend etwa 25 Prozent beträgt, ist 

der Anteil der Kandidaten der Partei bedeutend größer, so daß nicht mal die Hälfte der Armee ohne 

Parteieinstellung sind. Eine Uebersicht der Ausgaben der imperialistischen Mächte für Kriegszwecke 

in den letzten Jahren zeigt, daß in allen diesen Ländern die Ausgaben ungeheuer gesteigert worden 

sind und das Vielfache der Vorkriegszeit betragen. 

Das sechste Heft des „Agitators“ befaßt sich hauptsächlich mit den Transpo r t f r age n, und zeigt, 

daß der Umschlag der Waren in der Sowjetunion eine große Schnelligkeit erfahren hat. Bis zum letz-

ten Wirtschaftsjahre betrug die Steigerung der Eisenbahnverladungen: 

 in Millionen Tonnen in Prozenten 1913 

1913  133 100 

1928  156,2 117 

1929  187,6 142 

1930  244 173 

Im Jahre 1931 wird der Eisenbahnverkehr 2½mal mehr als in der Vorkriegszeit ausmachen. Ein Ver-

gleich mit dem Tempo der Entwicklung der kapitalisti-[284]schen Länder, der in diesem Aufsatze 

gemacht wird, zeigt, daß das Tempo in der Sowjetunion bedeutend größer ist als in irgendeiner Peri-

ode der kapitalistischen Hochkonjunktur. Aber trotz dieser großen Erfolge auf dem Gebiete des 

Transportwesens muß infolge der gesteigerten Industrialisierung der Sowjetunion das Transportnetz 

bedeutend verdichtert werden. Auch in dieser Richtung wird Hervorragendes in der Sowjetunion ge-

leistet. 
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Im selben Heft ist noch ein Artikel über die „Frau  i m  P r oduk t i onsp roze ß“ von Bedeutung, der 

im Zusammenhang mit der vollständigen Liquidierung der Arbeitslosigkeit in der Sowjetunion die 

stärkere Beteiligung der Frau am wirtschaftlichen Leben der Sowjetunion fordert. Bisher war der 

Prozentsatz der Frau im Produktionsprozeß bedeutend geringer als in den kapitalistischen Lindern. 

Da aber in der Sowjetunion keine Unterschiede zwischen der Frauen- und Männerarbeit bestehen, 

vielmehr die Frau weitgehende Vergünstigungen besitzt, ist ihre stärkere Anteilnahme am wirtschaft-

lichen Aufbau bei der akuten Arbeiterknappheit in einzelnen Industriezweigen eine Notwendigkeit 

des sozialistischen Aufbaues. 

* 

Wenn wir 1918.... 

„Noske in Kiel von roten Matrosen festgenommen!“ „Ebert im Flugzeug nach Holland entflohen!“ 

„Nieder mit den Reformisten!“ So steht es geschrieben in der vierten Extraausgabe des „Vorwärts“ 

vom 9. November 1918, abgedruckt im Buche von Wa l t e r  Mül l e r: „Wenn  wi r  1918 ...“ (Malik-

Verlag, Berlin). 

Und gleich darauf heißt es: „Nach kurzem, blutigem Kampf wurde das Vorwärtsgebäude von roten 

Soldaten besetzt. Die alte Vorwärts-Redaktion ist verhaftet. Das revolutionäre Proletariat hat seine 

Zeitung wieder in Besitz genommen.“ 

Was sind das für seltsame Extraausgaben? Jedermann weiß, daß es sich 1918 so nicht zugetragen hat. 

Was will also Walter Müller mit diesen fiktiven Meldungen? 

Nun, das läßt sich sehr einfach sagen. Müller hat einen glänzenden Einfall gehabt. Er will schildern 

– und schildert es in diesem Buche in lauter erfundenen „Vorwärts“-Berichten –, wie die geschicht-

liche Entwicklung in Deutschland, wie sie in der Welt verlaufen wäre, wenn ... ja, wenn sich 1918 

das ereignet hätte, was in jenem Vorwärts-Extrablatt vom 9. November berichtet wird, wenn wir also 

1918 die Reformisten, die Ebert, Scheidemann und Konsorten tatsächlich zum Teufel gejagt hätten. 

Daher: „Wenn wir 1918 ...“ 

Eine historische Irrealität also! Eine Utopie! Aber, wie es im Untertitel heißt: eine „realpolitische 

Utopie“! Das verspricht, nicht uninteressant zu werden! Sehen wir näher zu! 

* 

Im ersten Teil seines Buches schildert Müller den Sturz des Kapitalismus. Nachdem das deutsche 

Proletariat seine reformistischen Führer verjagt hat, bekommt die bolschewistische Weltrevolution 

einen neuen, ungeahnten Aufschwung. Deutschland vereinigt sich mit der Sowjetunion. Am 28. No-

vember 1918 kommt Lenin nach Berlin, spricht zu den deutschen Arbeitern und übernimmt die Lei-

tung der Vereinigten Sozialistischen Staaten von Europa. Die folgenden Wochen bringen gewaltige, 

revolutionäre Erfolge im östlichen Europa, in Asien, Afrika und Australien, dagegen Niederlagen im 

Kampfe gegen die Entente an der Westfront. Hier weicht die Rote Armee ständig zurück. Wien wird 

von italienischen, Berlin von französischen und englischen Truppen eingenommen. Inzwischen wird 

eifrige Zersetzungsarbeit in den von der Entente eroberten Gebieten sowie in [285] Frankreich und 

England selbst geleistet. Allmählich erkennt auch das französische und englische Proletariat, daß die 

Fortführung des Krieges, der rücksichtslose Vormarsch in Deutschland und Oesterreich nur den im-

perialistischen Interessen ihrer eigenen Bourgeoisie dient, lediglich dazu bestimmt ist, die proletari-

sche Revolution niederzuschlagen. Je mehr sich diese Erkenntnis verbreitet, um so revolutionärer 

wird die Situation in den noch kapitalistisch gebliebenen Ländern. Der „Vorwärts“ meldet von neuen 

Streikwellen in Frankreich und England. Immer mehr Entente-Truppen beginnen zu meutern. In 

Deutschland setzt der Bürgerkrieg verschärft ein. Wien wird zurückerobert. Am 29. Dezember 1918 

wird Berlin befreit. In Italien, England und Frankreich übernehmen Arbeiter- und Soldatenräte die 

Macht. Noch ehe das Jahr 1919 beginnt, wird der Bund der Sowjet-Republiken (später: Sozialistische 

Union) gegründet, der außer Japan und dem amerikanischen Kontinent die ganze Welt umspannt. 

Der übrige Teil des Buches ist dem sozialistischen Aufbau gewidmet. Das Tempo dieses Aufbaues ist 

noch viel stürmischer, als wir es heute im einzigen Lande der proletarischen Diktatur, in der 
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Sowjetunion, beobachten können. Zur weitaus wichtigsten Aufgabe wird für die Sozialistische Union 

die Industrialisierung von China, Indien, Rußland wie überhaupt aller ehemaligen kolonialen und halb-

kolonialen Gebiete. Aus den übervölkerten Ländern Europas wandern Millionen von Menschen nach 

den anderen Kontinenten aus. Die alten hochindustriellen Länder leisten eine ungeheure Mehrarbeit, 

deren Ergebnis sie den zurückgebliebenen Völkern im Interesse ihrer beschleunigten industriellen Ent-

wicklung ohne Gegenleistung zur Verfügung stellen. Die Löhne werden zu diesem Zwecke absichtlich 

niedriger gehalten, als es an sich dem erreichten Entwicklungsniveau entspräche. Die Arbeiterschaft 

bringt Opfer über Opfer, um das Tempo der Akkumulation in nie dagewesenem Maße zu steigern. Es 

findet sozialistischer Wettbewerb nicht nur zwischen den einzelnen Produktionszweigen, sondern auch 

zwischen den einzelnen Nationen statt. Es fehlt nicht an Rückschlägen und Krisen. Doch sie werden 

überwunden. Die Fünfjahrepläne werden in fast allen Ländern in drei Jahren durchgeführt. 

Am 30. April 1929 kann der „Vorwärts“ berichten: „Wir nähern uns dem Zeitpunkt, in dem der Ueber-

gang zum Vollsozialismus spruchreif wird.“ 

So erstarkt, nimmt die SU. den Kampf mit Japan und schließlich auch in einem letzten Kriege mit 

Amerika auf. Am 20. September 1929 wird das letzte Bollwerk des Kapitalismus, die Vereinigten 

Staaten, zur Kapitulation gezwungen. Zum ersten Male tönt aus amerikanischen Radio-Sendern die 

„Internationale“ herüber nach den Ländern der Sozialistischen Union: „Umarmt euch Brüder! Die 

Welt ist unser!“ 

So weit die realpolitische Utopie Müllers! Ganz zweifellos haben wir alle Veranlassung, den glän-

zenden Einfall Müllers und seine durchaus ehrlichen Absichten bei der Ausmalung seiner Utopie 

unumwunden anzuerkennen. 

Demgegenüber kann eine Kritik an Einzelheiten nicht viel bedeuten. Man würde in der Tat durch 

kleinliche Bemängelung nebensächlicher mißratener Details, wie es bei Müller selber heißt, „den 

Sinn des Buches verkennen“. Folglich beschränken wir uns auf eine einzige kritische Anmerkung. 

Die Müllersche Vorstellung, daß die proletarische Revolution im Zeitraum von drei Monaten auf der 

ganzen Welt (mit Ausnahme von Japan und den Vereinigten Staaten) durchgeführt, nach dieser kur-

zen Spanne schon fix und fertig sein könnte und daß dann sofort die friedliche Aera des von keinem 

konterrevolutionären Versuche mehr bedrohten sozialistischen Aufbaus beginnen würde, diese Vor-

stellung scheint uns doch phantastisch und übertrieben zu sein. Sie ist nur geeignet, Illusionen über 

die Möglichkeiten der proletarischen Revolution zu erwecken und die klassenbewußte Arbeiterschaft 

zu verleiten, sich nicht gründlich genug auf die zu erwartenden allerernstesten Kämpfe vorzubereiten. 

Gewiß: es ist einmal ganz schön, sich träumerisch auszumalen, wie viel herrlicher es heute auf Erden 

sein könnte, wenn die Weltrevolution bereits zu Ende [286] wäre. Möglich auch, daß durch solche 

Schilderungen bei diesem oder jenem Leser der revolutionäre Elan angefeuert und die Begeisterung 

für da. Endziel vertieft wird. Aber marxistischer als die Fragestellung: „Was wäre, wenn wir ... hät-

ten?“ dünkt uns doch wohl die andere Frage: „Was war?“, „Warum haben  wir nicht?“ und „Was 

wollen und müssen wir tun?“! Denn: auch daß es nicht so gekommen ist, daß wir es eben nicht getan 

haben, auch ,das hat objektive, ökonomische und materielle Ursachen. Mit einem Wort: Wir dürfen 

uns auch durch noch so schöne Utopien nicht davon abhalten lassen, den Ursachen nachzuspüren, die 

den Sieg der proletarischen Revolution bei uns verhindert haben, die geschichtliche Entwicklung, wie 

sie w i r k l i ch  eingetreten ist, jeweils genau und objektiv zu analysieren und uns so auf die kommende 

tatsächliche Revolution, und auf keine phantastische, vorzubereiten! 

Die soz i a ldem okr a t i s che  P r es se  hat – wie zu erwarten war – das Buch im allgemeinen totge-

schwiegen. Mit einer Ausnahme: Im „Vorwärts“ vom 14.11.30 hat man das Buch Müllers tatsächlich 

besprochen. Was hat man ihm entgegengehalten? Nun, man hat aus den Müllerschen Schilderungen 

des sozialistischen Aufbaus ganz willkürlich einige Einzelheiten herausgegriffen, so etwa, daß das 

gesamte europäische und koloniale Proletariat bereits 1928 in lauter Wohnpalästen wohnt, u. a. Diese 

Einzelheiten hat man dann mit leichter Hand als phantastische Uebertreibungen abgetan und geglaubt, 

daß man mit einer solchen Kritik das ganze Werk Müllers lächerlich machen könnte. 
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Aber nichts falscher als das! Denn, wie wir bereits feststellten, um solche Einzelheiten handelt es sich 

nicht! Natürlich wird man da immer verschiedener Meinung sein können und diese oder jene Einzel-

heit als phantastische Uebertreibung empfinden oder nicht. Viel wichtiger ist die Feststellung, daß 

Müller bei der Schilderung des sozialistischen Aufbaus sich im großen und ganzen durchaus an Ent-

wicklungstendenzen gehalten hat, die er im heutigen Rußland beobachtet hat, wie sie dort überhaupt 

jeder, der unbefangen urteilt, beobachten kann. (Akkumulationstempo, Arbeitsbegeisterung, sozialis-

tischer Wettbewerb, Stoßbrigaden, Tendenz zur allmählichen Ersetzung des individuellen Lohnes 

durch gesellschaftliche Kollektivleistungen usw.) Müller deutet im Grunde den Aufbau Rußlands nur 

im Weltmaßstab um und potenziert dabei das Entwicklungstempo um ein Vielfaches. Das ist selbst-

verständlich und durchaus richtig. Es besteht nicht der geringste Anlaß – wenn man von Einzelheiten 

absieht –, die Müllerschen Schilderungen einer übertriebenen Phantasterei zu zeihen. Die letzten zwei 

Jahre des sozialistischen Aufbaus in der Sowjetunion haben zur Genüge gezeigt, daß wahre Wunder 

in der sozialistischen Planwirtschaft tatsächlich möglich sind! 

* 

Bei alledem wollen wir nicht vergessen, daß das Buch Müllers im höchsten Maße symptomatisch ist. 

All seine ketzerischen Gedanken sind entsenden während seiner langjährigen Arbeit in der Sozialde-

mokratischen Partei, sind geradezu der Ausdruck und das Resultat der Erfahrungen, die Müller in der 

Partei der Reformisten gemacht hat. So wie er, haben Tausende von Arbeitern „Opfer an Zeit, Geld, 

Kraft und Gesundheit“ für die SPD gebracht. So wie er, fragen heute Tausende von Arbeitern: „Wofür 

das alles?“, um wie er zu antworten: 

„Umsonst! Geerntet haben ein paar tausend ‚Genossen‘, die es sich in Amtsstuben, in Landrats-, Reichstags-, 

Aufsichtsrats- und Ministersesseln bequem machten. Die Massen gingen leer aus.“ 

Weil diese Erkenntnis so klar zum Ausdruck gebracht wird, deshalb ist Müllers Utopie für den Los-

lösungsprozeß der Massen von der SPD von größter Bedeutung und verdient unsere stärkste Beach-

tung. 

Und getrost können wie diesen Massen des ehemaligen Sozialdemokraten Müller eigene Worte aus 

dem Vorworte zurufen (wie ja überhaupt – neben der Idee – das Vor- und Nachwort das Beste an 

diesem Buche sind): 

„Der Marxismus ist eine Waffe! Eine scharfe Waffe! Wenn man sie – wie Lenin – anwendet und 

nicht – wie Kautsky – im entscheidenden Moment ins [287] Museum stellt. Der Marxismus lehrt uns, 

den Sinn alles Geschehens zu begreifen, läßt uns verborgene Zusammenhänge erkennen und zeigt 

uns, wann die gegnerische Stellung reif ist zum Sturm. Aber s t ü r men  müssen wir selbst!“ 

Hans  Gün t he r. 

* 

Heraus zur Massenwerbung für die „Kämpferin“! 

Brotwucher, Lohn- und Unterstützungsraub, Verschuldung und Steuerdruckpressen gleich einer rie-

sigen Maschine aus den Schaffenden in Stadt und Land den letzten im Schweiße verdienten Groschen 

heraus. Der Dreibund Brüning-Regierung, Faschismus und Sozialfaschismus, lassen die Hungerpeit-

sche knallen. Eine Notverordnung jagt die andere, der Terror steigt. Der Widerstand der Schaffen. 

den, die Volksaktion sollen verhindert werden. Immer deutlicher zeigt sich, daß auch auf dem Lande 

die Kleinbauern und Landarbeiter einsehen, daß ihre Nöte nur behoben werden können durch ge-

meinsamen Kampf. Schon fanden Massendemonstrationen statt, Hungermärsche, Steuerstreiks der 

Bauern, Aktionen gegen Versteigerungen von Bauernwirtschaften. Die Gummiknüppel dreschen auf 

magere Rücken, Tote fallen als Opfer bei den immer zahlreicher werdenden Zusammenstößen, und 

dennoch wächs t  de r  Wi de r s t an d! 

Noch eines erweckt immer größere Aufmerksamkeit: die werktätigen Frauen entwickeln stärkste Ak-

tivität! Mit ihren Kindern kommen sie und fragen die Polizeibeamten: Warum schießt ihr auf uns? 

Wir hungern? Sie demonstrieren gegen den Brotwucher. Sie stehen früh vor den Betrieben und for-

dern die Betriebsarbeiter auf zur Bildung der Einheitsfront. Sie arbeiten intensiv mit bei der 
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Vorbereitung von Streiks, werben im Betriebe, stehen Streikposten. Auf dem Lande regt sich auch 

etwas unter den Bäuerinnen. Sie blicken nicht mehr herab auf die Landarbeiterinnen mit dem Stolz 

des „Besitzers“. Sie wissen, daß die Steuer- und Pachtschulden ihnen den Hals zuschnüren, daß sie 

vielleicht morgen schon der Gerichtsvollzieher von Haus und Hof treibt. Sie besuchen schon Frau-

enversammlungen der Partei, der RGO Auch hier beginnt sich die Einheitsfront zu bilden: 

Arbeiterinnen und Bäuerinnen reichen sich die Hand! 

Ein mit ungeheurer Zähigkeit geführter Kampf um den Einfluß auf die schaffenden Frauen setzt ein. 

Lügen und Greuel über die Sowjetunion, denen man ihre Entstehung in perversen Gehirnen schon 

von weitem ansieht, werden gerade jetzt durch unzählige Traktätchen verbreitet. Ganz besonders tun 

sich dabei die Kirchen hervor. Sie ganz besonders haben die Entlarvung ihrer reaktionären und frau-

enfeindlichen Rolle zu fürchten. Am liebsten würden sie die schaffenden Frauen in Käfige stecken, 

damit sie nur ja nicht mit klassenbewußten Proletarierinnen in Verbindung kommen. Dabei ist den 

Pfeifen die revolutionäre Frauenpresse ein Dorn im Auge, ein Stein des Anstoßes. Der erste Vorstoß 

auf unsere Frauenpresse war 

das Verbot der „Kämpferin“ 

für vier Wochen. In einer Frauenkorrespondenz wurde der Papst und die Kirche angegriffen und auf 

proletarische derbe Manier ihre Rolle aufgezeigt. Ein Sozial-[288]demokrat, der Polizeipräsident von 

Berlin, spielte den Schutzengel für den Papst und sprach das Verbot aus. Der Kulturfaschismus wirft 

in derselben Zeit Hunderttausende von Flugblättern sind Traktätchen heraus, die Sowjetrußland und 

die revolutionäre Bewegung auf das schamloseste bekämpfen und angreifen, aber kein Sozialdemo-

krat wird hierin einen Grund zum Eingreifen finden. Im Gegenteil, je mehr über das Land der vollen 

Gleichberechtigung der schaffenden Frau geschwindelt wird, um so mehr fühlen sich diese Stützen 

des Brüningschen sozialfaschistischen Regimes sicher vor der Abrechnung des Volkes. 

Werden die Dunkelmänner ihr Ziel erreichen durch das Verbot der Kämpferin? Nein, tausendmal 

nein! Jetzt erst recht wird jede Genossin, jede Delegierte, jede sympathisierende Frau mithelfen, die 

„Kämpferin“ in die Hände jeder schaffenden Frau in Stadt und Land zu bringen. Die „Kämpferin“ ist 

unser Werkzeug im Ringen um die proletarische Frau; sie wird zum großen Teile von den kämpfen-

den Frauen selbst geschrieben. Sie ist das Sprachrohr der schaffenden Frau! Jetzt erst recht: 

Heraus zur Groß-Werbung für die „Kämpferin“! 

Unsre Antwort auf das Verbot: 

Steigerung der Abonnentenzahl auf 50.000! 

[289] 
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Die Internationale  

14. Jahrgang ⁕ Berlin, Juli 1931 ⁕ Heft 7 

Der 1. August 1931 

„Die imperialistische Politik der bürgerlichen Diktatur, die alle Gesetze des weltimperialistischen Systems verschärft 

und überall Brandherde neuer Kriegskonflikte schafft, führt mit Unvermeidlichkeit zu neuen, ungeheuerlichen impe-

rialistischen Kriegen. Ohne die Gegensätze zwischen den einzelnen Imperialisten auch nur irgendwie aufzuheben, 

bedeutet die imperialistische Politik der bürgerlichen Diktatur eine r a s e n d e  V o r b e r e i t u n g  a u f  d e n  I n t e r -

v e n t i o n s k r i e g  g e g e n  d i e  S o w j e t u n i o n, auf den ausgesprochen imperialistischen und konterrevolutionären 

Krieg zur Unterjochung der Völker der Sowjetunion und zur Wiederaufrichtung des Kapitalismus.“ 

H. K. Mit diesen Sätzen aus den Thesen des XL Plenums des Exekutivkomitees der Kommunistischen 

Internationale wird die Lage in der gesamten Welt zum 1. August dieses Jahres auf das eindeutigste 

umrissen. In den Kriegsthesen des VI. Weltkongresses gaben die Kommunisten der Arbeiterklasse 

ein u n t r üg l i c hes  Mittel, die Triebkräfte der unve r m e i d l i chen  Entwicklung der ökonomischen 

und politischen Krise des kapitalistischen Systems zu neuen Kriegen zu erkennen und zu analysieren. 

Dieses Mittel ist die ma r x i s t i s che  Me t hode, den Klasseninhalt des Krieges und der drohenden 

Zuspitzungen zu kriegerischen Konflikten zu untersuchen. Alle wirtschaftlichen und politischen Er-

eignisse seit dem VI. Weltkongreß, und in wahnwitziger Ueberstürzung seit dem XI. Plenum, das im 

April dieses Jahres tagte, beweisen die ungeheure Ueberlegenheit der marxistischen Theorie und Me-

thode gegenüber den kläglichen „wissenschaftlichen“ Anstrengungen der Bourgeoisie und ihrer so-

zialfaschistischen Theoretikaster, Sinn und Erkenntnis in den Ablauf der historischen Ereignisse un-

serer Epoche hineinzubekommen. 

Ueber ein ganzes Jahrzehnt Haß, Hohn und Verleumdung über die russischen Arbeiter und Bauern 

und die „utopischen Versuche“ der Kommunisten, eine sozialistische Planwirtschaft aufzubauen. 

Nackte, einfache Tatsachen zertrümmerten alle konterrevolutionären Theorien und Wünsche. De r  

Fün f j ah rep l a n  s i eg t e. Die bürgerlichen Wissenschaftler – Professoren, Politiker und die Kory-

phäen der II. Internationale – haben kein Mittel, sich das zu erklären. 

Der Reichsbankpräsident Dr. Hans Luther analysiert: 

„Selbst aber wann das gewaltige russische Experiment teilweise gelingen sollte, so ist damit gar nichts für die 

dichtbesiedelten und hochindustrialisierten Länder bewiesen.“ (Rede am 2. Mai 1931.) 

[290] Der sozialdemokratische Professor Nölting findet das so tiefgründig, daß er auf dem Leipziger 

Parteitag der SPD papageienhaft nachplappert: 

„Nun fort mit dem Trug von dem Arbeiterparadies Rußland. Selbst wenn der Fünfjahreplan gelänge – drei 

Fragezeichen am Rande – würde es uns gar nichts bedeuten.“ (Vorwärts vom 2. Juni 1931, im Fettdruck her-

vorgehoben.) 

Das ist der volle Bankrott der kapitalistischen Kritik und Theorie. Das begreifen praktisch, ohne sich 

um theoretische Erkenntnis zu kümmern, die amerikanischen Petroleumkönige, die englischen Krä-

mer, die französischen Bankiers und die deutschen Ruhrgewaltigen. Die Deutsche Bergwerkszeitung 

schreibt: 

„Wenn es den Russen gelingen sollte, den Fünfjahreplan auch nur halbwegs durchzuführen, so wird nach un-

serer Ueberzeugung dieser Erfolg für die deutsche Wirtschaft von katastrophalen Folgen begleitet sein.“ 

(7.3.1931.) 

Alle führenden kapitalistischen Blätter der imperialistischen Weltpresse sind auf diesen Ton gestimmt 

und sehen mit sicherem Klasseninstinkt im Hintergrund den – Kr i e g; i h ren  i m pe r i a l i s t i s chen  

Kr i eg  gegen die Sowjetunion und gegen die eigenen werktätigen Massen zur Rettung des kapitalis-

tischen Systems vor dem Sieg des Sozialismus in der Welt. Sie meinen einen neuen  W e l t k r i eg  als 

Fortsetzung ihrer räuberischen Politik und Profitwirtschaft „mit anderen, gewaltsamen Mitteln“ (Clau-

sewitz), da die „normalen“ Formen der Aufrechterhaltung ihrer Klassenherrschaft und imperialisti-

schen Machtpositionen dem siegreichen Wachstum der Sowjetunion und dem revolutionären Auf-

schwung des Weltproletariats und der Kolonialvölker sich nicht mehr ausreichend genug erweisen. 
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In der ganzen Welt beobachten wir die planmäßige Vorbereitung dieses Krieges. 

E r s t ens  i n  de r  i deo l og i s chen  und  p r opagand i s t i s chen  Bea r be i t ung  de r  Masse n. 

Die Sowjetunion wird zum Schuldigen dieses Krieges gestempelt. Das friedliche Ziel des Fünfjahre-

planes und des siegreichen Sozialismus wird als Kriegsursache verleumdet. 

Die Bergwerkszeitung schreibt: 

„Die russische Wirtschaft ist, seit sie in die Phase des Fünfjahreplanes eingetreten ist, eine Kr i egs -

wi r t s cha f t ungeheuren Umfanges und nie gekannter Anspannung, – – – ohne  danach  z u  f r a -

ge n, was  d i e  E r re i chung  des  ge re c h ten  Z i e l e s  kos t e t  a n  Ver n i ch t ung  s ach l i che r  

und  m ensch l i che r  Wer te.“ 

Das Schlagwort vom „Kulturbolschewismus“ wird der Sammelbegriff, der dem Kreuzzug gegen den 

Kommunismus die „ethischen Werte“ vermittelt. Mit solchen nebelhaften Begriffen wie Ehre, Nation 

und Freiheit bearbeitet, der Faschismus die „öffentliche Meinung“ des Kleinbürgertums, um die ge-

eignete Stimmung für den Krieg gegen den Marxismus zu schaffen. 

Und die Sozialdemokratie betrügt auf ihre Art die Arbeiterklasse: 

„Wie das russische Experiment einmal auslaufen wird, das kann heute noch niemand sagen. Was wir aber 

wissen, ist, daß seit 14 Jahren das russische [291] Volk in einem dunklen Höllental des Elends herumgeführt 

wird, das die schlimmsten Zustände des kapitalistischen Systems selbst in der Krise noch übersteigt.“ (Haupt-

referat Tarnows auf dem Leipziger SPD-Parteitag, vom „Vorwärts“ fett gedruckt.) 

Entscheidender noch als diese ideologischen Machenschaften ist die zwe i t e  Angr i f f s f o r m  in der 

Vorbereitung des Krieges, die f o r t s ch r e i t ende  Or gan i s i e r ung  de s  Wi r t s cha f t sk r i ege s  

und die ständig sich steigernden Versuche der Wirtschaftssabotage und Boykottmaßnahmen der Im-

perialisten. Die Prozesse gegen die Industriepartei und gegen die Menschewiki haben die Methoden 

dieses heimtückischen systematischen Feldzuges blitzartig beleuchtet. Das revolutionäre Gericht hat 

den Drahtziehern im französischen Generalstab und bei der II. Internationale das Konzept etwas ver-

dorben. Die Versuche wiederholen sich. Unter dem Vorwand des Kampfes gegen die „Zwangsarbeit“ 

und das sogenannte russische Dumping“ übernahmen die amerikanischen Oelmilliardäre und Wei-

zenproduzenten die Führung. Sie verbünden sich mit Papst und Katholizismus. Der Vatikan ist selber 

Interessent am Od geworden, seit er in Mexiko von Rockefeller Oelfelder kauft. Die Beziehungen 

zwischen dem kirchlichen Oel, die Häupter zu salben, und dem Petroleum sind ein unschätzbarer 

Faktor für die Herren Deterding und Rockefeller in ihrem Haß gegen die Sowjetunion geworden und 

ein vorzügliches Mittel gegen die „Religionsverfolgungen“ in Rußland mobil zu machen. 

Noch deutlicher wird das, wenn wir die d r i t t e  und  en t s che i dend e Form in der planmäßigen 

Vorbereitung des Angriffs gegen die Sowjetunion betrachten: die po l i t i s che  und d ip l om at i s che  

Or gan i s i e r ung  de s  Kr i ege s. 

Mit dem Vorschlag Hoovers an die imperialistischen Regierungen, der deutschen Bourgeoisie einen 

Zahlungsaufschub von einem Jahr zu gewähren, haben die Versuche der Einkreisung der Sowjetunion 

eine weitere bedeutungsvolle Steigerung erfahren. Der Widerstand Frankreichs gegen den Hooverplan 

spiegelt die tiefgehenden Widersprüche zwischen den imperialistischen Staaten wider. Die Schärfe der 

Konflikte entspricht dem ungeheuren Ausmaß der ökonomischen Krise des Weltkapitalismus. 

Deutschland, als schwächstes Glied in der kapitalistischen Kette, ist der Knotenpunkt dieser imperi-

alistischen Widersprüche. 

In seinem Bericht vor dem 11. Plenum des Ekki stellt Genosse Manuilski fest: 

„Die Erschütterung der Positionen des Kapitalismus findet ihren Ausdruck in der äußersten Labilität der kapi-

talistischen internationalen Bündnisse und Abkommen, im raschen Wechsel der internationalen Gruppierun-

gen kapitalistischer Staaten, im Heranreifen der Elemente des Zerfalls des Versailler Systems usw.“ 

Die ganze Entwicklung bis zum Hooverplan hat die Richtigkeit dieser Prognose bestätigt. Der Y-

oungplan erweist sich immer eindeutiger als ein Faktor der Zuspitzung der kapitalistischen Krisen-

elemente und als ein Hebel der wachsenden Kriegsgefahren. 
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[292] Immer offensichtlicher entlarvt sich vor den Arbeitermassen das betrügerische Friedensgerede 

der Sozialfaschisten. 

Deutschland ist aber auch der Knotenpunkt im Kampfe zwischen den beiden Weltsystemen Kommu-

nismus und Imperialismus, zwischen Fünfjahreplan und kapitalistischer Anarchie. Das Berliner Ta-

geblatt schreibt zur Aktion Hoovers: 

„Er hat die Gefahren erkannt, die Deutschland und Europa von innen her – und von Osten her drohen. Aus der 

amerikanischen Perspektive gesehen, liegt nämlich Rußland eng neben Deutschland ... Rußland aber ist der 

einzige wirkliche Gegner, den die Vereinigten Staaten auf der Erde haben. Zwei Repräsentanten zweier Sys-

teme stehen sich gegenüber ...“ (B. T. am 22.6.1931.) 

Dadurch wird das revolutionäre Proletariat Deutschlands zu einem entscheidenden Faktor der Ver-

teidigung des Sieges des Fünfjahreplanes und als Bundesgenosse der Roten Armee. 

Die Resolution des Zentralkomitees der KPD über die Beschlüsse des XI. Plenums sagt der gesamten 

Arbeiterklasse: 

„Für die KPD, die ihren revolutionären Kampf in einem besiegten, vom Imperialismus der Versailler Sieger-

mächte unterjochten und ausgeplünderten Lande zu führen hat, steht besonders dringlich das Problem des 

i n t e r n a t i o n a l e n  r e v o l u t i o n ä r e n  K a m p f b ü n d n i s s e s Der revolutionäre Freiheitskampf des deut-

schen Proletariats ist kein Problem der deutschen Kommunisten allein, sondern ein i n t e r n a t i o n a l e s  Prob-

lem.“ 

Die deutsche Bourgeoisie geht den Weg der Eingliederung in die Kriegsfront gegen die Sowjetunion 

konsequent und bewußt. Unter Führung des katholischen Zentrums erklärt das Finanzkapital seine un-

bedingte Bereitschaft, „ein Bollwerk der Ruhe und Ordnung in Europa gegen den Bolschewismus“ zu 

sein. (Brüning in seiner Rundfunkrede vom 23.6.) Den Hooverschen Vorschlag, dessen Charakter als 

Kriegsinstrument die führenden kapitalistischen Zeitungen unumwunden zugeben, begrüßt Brüning: 

„Eine neue Hoffnung für Europa und Deutschland sehen wir aus diesem Vorschlag erwachsen.“ 

Die weitere Durchführung der faschistischen Diktatur, die verschärfte Unterdrückung der revolutio-

nären Arbeiterschaft durch die Notverordnungen als Voraussetzungen der Kriegsbereitschaft werden 

dem internationalen Finanzkapital offen garantiert mit der zynischen Feststellung, „daß gerade diese 

drakonische Notverordnung die moralische Position Deutschlands im Ausland außerordentlich be-

festigt hat.“ (Berliner Tageblatt vom 23.6.31.) 

Die SPD beeilt sich, ihre bedingungslose Unterstützung dieses außenpolitischen Kurses auf den kom-

menden Krieg zu versichern. 

Das „Hamburger Echo“ schreibt am 24.6.: 

„Der außenpolitische Kurs, der sich in Brünings Rede angekündigt hat, ist der außenpolitische Kurs, für den 

die Sozialdemokratie stets mit Leidenschaft gekämpft hat.“ 

Zur gleichen Zeit macht die Militarisierung in Deutschland rasende Fortschritte: Seeckts Propaganda 

für eine größere Wehrmacht, Stahlhelmparaden, Einweihung von Kriegerdenkmälern unter aktiver 

Teilnahme sozialdemokratischer Staatsfunktionäre, Schaffung von Einwohnerwehren auf dem fla-

chen Lande, „Legalisierung“ der NSDAP [293] und SA, Arbeitsdienstpflicht der jugendlichen Er-

werbslosen, Militarisierung der Schupo, schärfere Disziplinierung der Reichswehr, Panzerkreuzer 

und Flottenparaden, Militarisierung des Reichsbanners und Hochkonjunktur in der Rüstungsindust-

rie. Die führende militärtheoretische Zeitschrift „Wehr und Wissen“ enthüllt offen den imperialisti-

schen Charakter des kommenden Krieges, in dessen Hintergrund das kapitalistische Interesse an 

neuen Profitmöglichkeiten und riesigen Kriegsgewinnen lauert. Sie schreibt: 

„Mit der Nüchternheit des Nationalökonomen gesehen, ist der Krieg eine Erwerbsunternehmung großen Stils.“ 

(Viertes Heft, Mai 1931.) „Die zweite Frage, die sich erhebt, so bald festgestellt ist, daß Mittel vorhanden sind, 

die die Kriegsführung überhaupt ermöglichen, ist die nach der Rentabilität des Krieges. Man mag sich von 

mancherlei Standpunkt aus gegen eine solche Fragestellung empören. Allein staatlich denken, heißt immer: 

fiskalisch denken ... Man kann, den bekannten Satz von Clausewitz variierend, sagen: Der Krieg ist die Fort-

setzung der Wirtschaft mit anderen Mitteln.“ (ebenda.) 
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Profit, kapitalistische Ausbeutung, Klassenhaß gegen das revolutionäre Proletariat, Vernichtung des 

Sieges des Sozialismus im Fünfjahreplan, das sind die Quellen des kommenden Krieges und der stän-

dig wachsenden Kriegsgefahren. 

„In dieser Welt der Kapitalisten werden solche Fragen nicht freiwillig entschieden. Nur durch Krieg können 

sie entschieden werden.“ (Lenin.) 

Wie ist dieser Krieg zu verhindern? – 

Es gibt nur eine Kraft gegen den Faschismus und den Krieg: Das ist die revolutionäre Solidarität der 

Arbeiterklasse der ganzen Welt, das ist der unermüdliche revolutionäre Klassenkampf des Proletariats 

gegen die Kapitalisten. Der Krieg gehört zum Kapitalismus wie der Schatten zum Licht. Man kann 

den Krieg nicht „abschaffen“, ohne den Kapitalismus zu vernichten. Gegen die ideologische Kriegs-

hetze der Bourgeoisie muß die Arbeiterklasse das revolutionäre Klassenbewußtsein entwickeln. Ge-

gen den Wirtschaftskrieg der Imperialisten muß die Arbeiterklasse aktiv um den Sieg des Fünfjahre-

planes kämpfen und die Massenstreiks im eigenen Lande gegen die kapitalistischen Ausbeuter entfa-

chen. Gegen die politischen Kriegsmachenschaften und Blockbildungen der Bourgeoisie muß das 

revolutionäre Proletariat das Bündnis der werktätigen Schichten aller Länder untereinander und mit 

den Arbeitern und Bauern der Sowjetunion festigen und verstärken. Gegen die militärischen Vorbe-

reitungen der Bourgeoisie muß das Proletariat den revolutionären Kampf gegen die Kriegsindustrie, 

gegen die Militarisierung des Volkes, gegen die Armee und den Faschismus organisieren. 

„Unzweifelhaft ist, daß die Arbeit der Kommunistischen Internationale gegen die imperialistische Kriegsge-

fahr und für die Verteidigung der ersten proletarischen Diktatur in der Welt einer der wichtigsten Faktoren der 

Aufrechterhaltung des Völkerfriedens ist, welcher den Aufschub des imperialistischen Gemetzels erwirkte. 

Nichtsdestoweniger muß festgestellt werden, daß die Intensität des Kampfes gegen die Kriegsgefahr, gegen 

die Gefahr des Interventionskrieges im besonderen, b e i  w e i t e m  n i c h t  d e m  T e m p o  der imperialistischen 

Kriegsvorbereitungen gegen die Sowjetunion entspricht.“ (Resolution des XI. Plenums.) 

Der 1. August als Tag des internationalen Aufmarsches des Pro-[294]letariats aller Länder gegen den 

imperialistischen Krieg, für die Verteidigung der Sowjetunion, hat in diesem Jahr des bevorstehenden 

siegreichen Abschlusses des ersten Fünfjahreplanes eine ganz besondere und gewaltige Bedeutung. 

Die deutsche Arbeiterklasse, die eine Schlüsselposition in dem gigantischen Kampf der beiden Welt-

systeme Kommunismus und Kapitalismus besetzt hält, muß alle Kräfte mobilisieren, um den Kampf 

gegen die Kriegsgefahr auf einer höheren Basis zu einer neuen kraftvollen Aktivität zu entwickeln. 

Der 1. August muß eine grandiose Demonstration der Arbeiterklasse der ganzen Welt für Arbeit, 

Freiheit und Brot, für den Sieg des Sozialismus werden. 

* 

Große Entscheidungen reifen heran ...!  
Von Th. N e u b a u e r  

Der 6. Juni 1931 ist der Tag der Konferenz von Chequers, zugleich auch der Tag, an dem die neue 

Diktaturverordnung des Kabinetts Brüning veröffentlicht wurde: ein überaus wichtiger Markstein in 

der politischen Entwicklung Deutschlands. 

Die außerordentlich schweren Erschütterungen, die diesem Tage folgten, zeigten im grellsten Lichte, 

wie stark bereits die Wirtschaftskrise den deutschen Kapitalismus und seine Klassendiktatur ge-

schwächt hat, und bestätigten aufs eindringlichste die These des XI. EKKI-Plenums, daß Deutschland 

unter den gegenwärtigen Bedingungen eines der schwächsten Kettenglieder des imperialistischen 

Weltsystems ist. 

Das Echo der neuen Diktaturverordnung bei den Massen war ein Sturm der Empörung so allgemein 

und so gewaltig, wie wir es seit dem Cuno-Streik vom August 1923 nicht erlebt hatten. Die Straßen-

kämpfe, die sich im Ruhrgebiet, in Hamburg, Mannheim und anderen Orten aus den Zusammenstö-

ßen mit der Polizei entwickelten, zeugten von einer rapiden Zuspitzung der Klassengegensätze. 

Die Panik, die auf dem Untergrund dieser Ereignisse in den Reihen der deutschen Bourgeoisie 

erneut ausbrach, wurde noch verstärkt durch die Diktaturdrohungen der rheinisch-westfälischen 
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Schwerindustrie auf der Düsseldorfer Tagung des Langnamvereins. Die deutsche Ausbeuterklasse 

sah mit Schrecken die Gefahr eines offenen Kampfes: Faschismus – Bolschewismus, die Gefahr des 

herannahenden Bürgerkrieges. Eine neue Welle der Kapitalflucht setzte ein. 

Das ausländische Finanzkapital, alarmiert einmal durch die scharfe innerpolitische Zuspitzung in 

Deutschland, zum andern durch die Ankündigung der Young-Revision von seiten der Brüning-Re-

gierung, begann seine kurzfristigen Gelder aus Deutschland abzurufen. Dadurch wurden die deut-

schen Finanzen fast an den Rand des Zusammenbruchs getrieben. In den drei Wochen vom 1. bis 21. 

Juni verlor die Reichsbank etwa, 1400 Millionen an Gold und Devisen, und etwa 2½ bis 3 weitere 

Milliarden wurden, wenn man den Worten des Reichsarbeitsministers Stegerwald glauben soll, ge-

kündigt. Die Reichsbank sah sich gezwungen, den Diskont von 5 auf 7 Prozent zu erhöhen und, als 

auch diese Maßnahme noch nicht vermochte, die Kapitalabflüsse abzustoppen, zu scharfen Kre-

ditrestriktionen zu schreiten, um nicht in eine Inflation hineingetrieben zu werden! 

[295] „So nahe ist Deutschland seit 1923, vielleicht seit 1918, nicht dem Abgrund gewesen ...“ 

schrieb im „Deutschen Volkswirt“ Gustav Stolper. 

Das Reich sah sich außerstande, einen Ueberbrückungskredit aufzubringen, den es unbedingt 

brauchte, um die zum 1. Juli fälligen Zahlungen zu leisten. Die Reichsbank wandte sich hilfesuchend 

an die Bank von England, welche ablehnt.. So stand das Reich vor der gefährlichen Lage, zum 1. Juli 

weder die Arbeitslosenunterstützungen noch die Beamtengehälter (insbesondere für die Reichswehr) 

aufbringen zu können. In dieser Situation griff Hoover ein, „als die Uhr in Deutschland zwölf zu 

schlagen begonnen hatte“. (DAZ) 

Der Hinweis auf diese katastrophale Entwicklung war Brünings stärkstes Druckmittel, um zunächst 

die Schwierigkeiten im Lager der Bourgeoisie zu überwinden. Der Reichskanzler zwang die Sozial-

demokratie zu einer völligen Unterwerfung unter seine Befehle und, was erheblich schwerer war, die 

Deutsche Volkspartei und die hinter ihr stehende Schwerindustrie zu einem Kompromiß. Damit aber 

ist die Verschärfung der deutschen Krise nicht im geringsten Maße überwunden, sondern die Krise 

nur wieder vertieft worden. Die großen, entscheidenden Fragen, welche mit dieser Zuspitzung der 

politischen Lage auf die Tagesordnung gestellt worden waren, sind nicht gelöst, sondern in der 

Schwebe geblieben: die Revision des Youngplans und in Verbindung damit die Frage einer Neuori-

entierung der Außenpolitik und die Umbildung des Kabinetts, d. h. die Weiterentwicklung in der 

Richtung einer offenen faschistischen Diktatur! 

Die neue Aera der nationalen Außenpolitik“, wie sie das „Kabinett der Frontsoldaten“ unter dem 

Druck des Faschismus einzuleiten versprach, hat mit einem völligen Fiasko geendet. Nach der dop-

pelten Niederlage auf der letzten Genfer Konferenz, in der Frage der Zollunion wie in der Aufrüs-

tungsfrage, war Brüning gezwungen, einen Bittgang nach Chequers anzutreten, um die Hilfe dersel-

ben imperialistischen Großmächte anzuflehen, von deren Druck er doch gerade Deutschland zu be-

freien versprochen hatte. 

Brüning hatte zieh die Einleitung der Revisionsverhandlungen gewiß ganz anders vorgestellt. So oft 

er von den Faschisten um Hitler und Hugenberg mir Inangriffnahme der Young-Revision gedrängt 

worden war, hatte er erklärt, daß die Einleitung solcher Verhandlungen erst nach der Sicherung der 

Finanz-Sanierung möglich sei; das Reich müsse finanziell soweit gerüstet sein, daß es nicht wieder – 

wie bei den Verhandlungen über den Youngplan – unter dem übermächtigen Druck der imperialisti-

schen Großmächte zu untragbaren Zugeständnissen gezwungen werden könne. Jetzt aber mußte er 

gerade unter den Bedingungen die Einleitung der Young-Revision versuche; die er unter allen Um-

ständen hatte vermeiden wollen: angesichts des drohenden Zusammenbruchs der deutschen Finanzen! 

Eine schlechtere Position als die jetzige konnte die deutsche Bourgeoisie für die Einleitung der Y-

oung-Revision kaum finden. Ihre Schwäche wird ihr nicht einmal erlauben, aus .den Interessenge-

gensätzen zwischen den imperialistischen Großmächten zu profitieren, sondern sie muß annehmen, 

was ihr auferlegt wird, wen i ge r  denn  j e  e i n  s e l b s t änd i ge r  Fak t o r, m ehr  a l s  j e  zuvo r  

nu r  Ob j ek t  de r  Po l i t i k  j ene r  g r oßen  Mäch t e! 
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Während Brüning in Chequers die britische Regierung um die Hilfe Englands und seine Vermittlung 

in Paris anflehte, ließ er gleichzeitig auf diplomatischem Wege die Regierung der USA bestürmen, 

sie möge bei der Neuregelung die Führung übernehmen. 

Der Reichspräsident von Hindenburg mußte ein Telegramm nach Washington senden, in dem er auf 

die drohende Gefahr eines revolutionären Umsturzes hin-[296]wies und um Hilfe hat. Die Dollarim-

perialisten verstanden diesen Appell: „Rettet die 10 Milliarden, die ihr in Deutschland angelegt habt!“ 

Der Präsident Hoover trat mit seinem Plan einer „großen Rettungsaktion“ hervor. 

Jetzt kann von  e i ne r  Rev i s i on  de s  Youngp l ans  übe r haup t  n i ch t  mehr  d i e  Rede  s e i n! 

Hoover hat sehr nachdrücklich betont, daß der Vereinigten Staaten gar nicht daran denken, ihren 

Schuldnern die Schulden zu streichen. Hoover will den Schuldnerstaaten der USA nur eine einjährige 

Aussetzung ihrer Tributzahlungen zugestehen. Danach soll die ganze Maschinerie der Kriegsschulden- 

und Reparationszahlungen wieder in Kraft treten. Diese Stellung der USA schließt zugleich ein Revi-

sionszugeständnis von Seiten Frankreichs und seiner Vasallenstaaten aus. Indem die Regierung 

Brüning sofort ihr Einverständnis mit dem Hoover-Plan gab, hat sie auf die Young-Revision verzichtet! 

Was sind die Folgen für das Deutsche Reich? Vorausgesetzt, daß Frankreich den Hoover-Plan unver-

ändert annimmt, wird für ein Jahr die Zahlung der Youngtribute ausgesetzt, ausschließlich der Zins-

zahlung für die Dawesanleihe und die Younganleihe in Höhe von rund 180 Millionen; dies bedeutet, 

daß dem Reich etwa 1600 Millionen gestundet, nicht etwa erlassen werden! Der weitere Ablauf der 

Youngzahlungen schiebt sich damit nur um ein Jahr hinaus. Die 1600 Millionen der „Erleichterun-

gen“ aber, von denen 660 Millionen der Reichsbahn und der Rest dem Reichsetat zugute kommen, 

werden aufgezehrt, um die neuen wachsenden Defizite abzudecken. 

Die werktätigen Massen Deutschlands werden von diesen „Erleichterungen“ des Hoover-Plans nicht 

das geringste spüren. Kategorisch hat Brüning jede Milderung der Diktaturverordnung abgelehnt. 

Aber die arbeitenden Massen werden die neuen Lasten zu tragen haben, die mit der „Rettungsaktion“ 

Hoovers verbunden sind: die Verzinsung für die 1250 Millionen Reichsbank-Kredit und für etwaige 

weitere Kredite, die das deutsche Finanzkapital im Ausland aufnehmen möchte. Die Tributlasten, die 

der deutsche Kapitalismus aus den arbeitenden Massen herauspreßt, werden also nicht kleiner, son-

dern nur größer! 

Aber die finanzielle Abhängigkeit, in die jetzt das Reich noch viel stärker als bisher hineingeraten ist, 

verstärkt auch seine politische Abhängigkeit vom internationalen Finanzkapital. Die deutsche Bour-

geoisie muß ihre „Rettung“ mit neuen schweren politischen Bindungen erkaufen! 

Der politische Sinn des Hoover-Plans ist darauf beschränkt, das kapitalistische Deutschland und Mit-

teleuropa vor dem Bolschewismus zu retten, sondern er geht darüber hinaus und möchte einen B l ock  

de r  im per i a l i s t i s chen  S t aa t en  Eu r opas  un t e r  de r  Füh r ung  de s  Do l l a r i m pe r i a l i s -

m u s  gegen  d i e  Sowj e t un i on  zustande bringen, wie die „Daily Expreß“ offenherzig schrieb, 

zunächst mit dem Ziel einer Blockade, d. h. eines Wirtschaftskrieges gegen die UdSSR; dahinter 

wurde jedoch als nächster Schritt der offene Interventionskrieg gegen das Sowjetreich stehen. 

Die „Rettung“ des kapitalistischen Deutschland bedeutet demnach nichts anderes als seine Unterord-

nung unter den Imperialistischen Antisowjet-Block. Dies ist also das Ergebnis der „Aera der natio-

nalen Außenpolitik“ des Brüning-Kabinetts: statt einer Befreiung von dem übermächtigen Druck der 

imperialistischen Weltmächte die völlige Unterwerfung unter ihre Befehle, statt einer „Gleichberech-

tigung Deutschlands bekommt es die verächtliche Rolle eines Landsknechtes! 

Dies vö l l i ge  F i a sko  de r  Außenpo l i t i k  i s t  n i ch t  b loß  e i n  Sche i t e r n  Br ün i ng s, e s  i s t  

e i n  neue r  Bewe i s  da f ü r, daß  e s  f ü r  d i e  deu t s che  Bour geo i s i e  ke i nen  Weg  g i b t, de r  

aus  den  Fes se l n  des  Ve r sa i l l e r  Sys t ems  he r aus füh r t, daß  e i ne  Lösung  de r  na t i o -

na l en  F r ag e, daß eine wirkliche nationale Politik m i t  den  Me t hoden  [297] und  au f  den  We-

gen  de s  deu t s chen  Kap i t a l i sm us  unm ög l i ch  i s t. 

Daran sind alle Regierungen seit 1919 gescheitert, Brüning so gut wie Hermann Müller – daran würde 

Hitler genau so scheitern. 
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Nur  ein  Deutschland, das  den Mut  hät te, s ich  aus  dem imper ia l i s t i schen  Weltsystem 

he r auszu lö se n, nu r  e i n  kommuni s t i s ches  Deu t s ch l an d, kann  d i e se  F rage  l ö se n! 

„Die neue Notverordnung ist die Besuchskarte, die Reichskanzler Dr. Brüning in Chequers abgeben 

wird“, schrieb der Chef der Reichskanzlei, Staatssekretär Dr. Pünder, in seinem Kommentar zu der 

neuen Diktaturverordnung. Ganz recht! Sie ist das Beweisdokument, das Brüning der internationalen 

Finanzbourgeoisie überreicht, um sie zu überzeugen, daß das kapitalistische Deutschland in der Aus-

plünderung des arbeitenden Volkes keine Grenzen kennt. 

Die Notverordnung ist gleichzeitig die Krönung der Politik der deutschen Ausbeuterklasse, alle die 

verheerenden Lasten der Wirtschaftskrise auf die werktätigen Massen abzuwälzen. Diese Politik, die 

schon unter dem Koalitionskabinett Müller-Hilferding begonnen wurde, hat Brüning mit seinen Not-

verordnungen in einem geradezu ungeheuerlichen Maße weiterentwickelt. 

Neuer Abbau der Arbeitslosenunterstützungen (der „Vorwärts“ schätzt ihn jetzt selbst bei nur drei 

Millionen Arbeitslosen im Jahresdurchschnitt auf mindestens 600 Millionen!) – Abbau der Kriegs-

opferversorgung – neue Massensteuern – neuer Lohnabbau: das sind Milliarden an neuen Lasten für 

die arbeitenden Massen. 

Dem stehen gegenüber riesige neue Subventionen und Steuersenkungen für das Finanzkapital, insbe-

sondere für die Schwerindustrie, für das Hauskapital und das Agrarkapital. 

Selbst die „Germania“, das Hauptorgan des Zentrums, muß zugeben: 

„Die Lasten, die dem deutschen Volke durch die neue Verordnung auferlegt werden, sind wohl die schwersten, 

härtesten und drückendsten, die wir nach Ausgang des verlorenen Krieges im neuen Deutschland auf uns zu 

nehmen gezwungen worden sind ... und wir machen auch gar kein Hehl daraus, daß wir der Meinung sind, die 

Grenze dessen, was unserm Volke an Entbehrungen auferlegt werden kann, ist nicht nur erreicht, sie ist über-

schritten“. 

Es wäre aber sicher zu eng gesehen, wollte man die neue Diktaturverordnung Brünings nur unter dem 

Gesichtspunkt der gegenwärtigen Krise betrachten. Sie ist vielmehr eine Etappe der Entwicklung, die 

seit Jahren von dem deutschen Trustkapital planmäßig durchgesetzt wurde, einer Entwicklung, die 

mit jener berühmten Denkschrift des Reichsverbandes der Deutschen Industrie vom Dezember 1925 

eingeleitet wurde, und die nach den Jahren der großen Rationalisierung in dem Finanzprogramm des 

sozialdemokratischen Ministers Hilferding (Dezember 1929) eine neue Etappe erreichte. Im Mittel-

punkt dieser Politik stand die Forderung einer radikalen Senkung der Produktionskosten durch Her-

abdrückung des Lohnes, Abbau der Sozialpolitik und Neuverteilung der öffentlichen Lasten unter 

stärkster Ausplünderung der werktätigen Massen. 

Brüning hat diese Politik durchgeführt in einem Maße, wie es sich auch die größten Scharfmacher 

nicht erträumt hätten. Er ist in der neuen Diktaturverordnung selbst vor offenen faschistischen Maß-

nahmen nicht zurückgescheut: Aufhebung des Tarifrechts für Arbeitergruppen, die mehr als 1½ Mil-

lionen umfassen, und Einführung des „freiwilligen Arbeitsdienstes“, der Vorstufe der faschistischen 

„Arbeitsdienstpflicht“. 

Der Reichsverband der Deutschen Industrie hat jetzt Herrn Brüning ausdrücklich seines Vertrauens 

versichert. Brüning hat es wahrlich verdient. 

[298] Die deutsche Sozialdemokratie ist durch die neue Diktaturverordnung in die schwierigste Lage 

versetzt worden. Wie sollte sie ihren Mitgliedern und Anhängern die Zustimmung zu einer solchen 

Notverordnung, die Tolerierung einer solchen Regierung plausibel machen? 

Als der Leipziger Parteitag am Sonntag, dem 31. Mai, zusammentrat, kannten die Delegierten bereits 

den wesentlichen Inhalt der neuen Diktaturverordnung; der „Vorwärts“ hatte ihn am Tage vorher 

mitgeteilt. So stand von vornherein die entscheidende Frage dieses Parteitags: die Tolerierungspoli-

tik, unter dem Zeichen der neuen Notverordnung. Der Parteitag hat diese Tolerierungspolitik gebil-

ligt. Damit war zugleich auch schon die Haltung der Sozialdemokratie zu der neuen Diktaturverord-

nung festgelegt. 
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Doch zwang der Sturm der Massenempörung den Sozialfaschismus zu schwierigen Manövern, um 

die Arbeitermassen zu täuschen. Die sozialdemokratische Presse mußte die Notverordnung mit schar-

fen Worten kritisieren, die Redner der SPD und der reformistischen Gewerkschaftsbürokratie mußten 

sie als den Gipfel der sozialen Reaktion brandmarken. Was die sozialfaschistische Führerschaft in 

diesen Tagen an demagogischen Manövern zur Täuschung der Massen geleistet hat und noch leistet, 

bestätigt erneut, daß wir die Manövrierfähigkeit solcher völlig skrupelloser Volksbetrüger nicht un-

terschätzen dürfen. 

„... unerträgliche Verschlechterung der Lebenshaltung des werktätigen Volkes“ – „... eine derartige 

Häufung sozialer Ungerechtigkeiten, daß der allgemeine Widerstand der Arbeitnehmerschaft sich 

ungestüm geltend machen muß“ – „Fülle gehässiger Einzelbestimmungen“ – „Das Wüten der sozia-

len Reaktion“ – „Die Wünsche der Schwerindustriellen noch übertroffen“ – „ungeheuerliches Atten-

tat auf die Rechte der Arbeiterschaft“ – „Subventionen für die Mächtigen: Not und Entrechtung für 

das arbeitende Volk“, usw. usw. In solchen Tönen kritisierte die SPD die Notverordnung, die sie doch 

anzunehmen bereits entschlossen war! Mußte nicht jedes Wort der Kritik gegen die SPD selbst aus-

schlagen, sobald sie diese Diktaturverordnung angenommen hatte? 

Von allem Anfang an ging die SPD darauf aus, dasselbe Manöver zu machen, das ihr bei der ersten 

Notverordnung vom 27. Juli 1930 zum Teil gelungen war: sie wollte eine Beratung der Notverord-

nung im Haushaltsausschuß des Reichstags erreichen, dabei gewisse (natürlich ganz belanglose) A-

enderungen durchsetzen, um dann den Arbeitermassen zu sagen: „seht, wir haben in aufreibendem 

Kampfe der Diktaturverordnung einige der schlimmsten Giftzähne ausgerissen und müssen sie nun 

annehmen, als das kleinere Uebel“. 

Dies Manöver ist gescheitert! Brüning zwang die SPD, im Aeltestenrat des Reichstags selbst gegen 

die Ausschußberatung zu stimmen, die sie zwei Wochen lang Tag für Tag gefordert hatte, und die 

Diktaturverordnung so zu schlucken, wie er sie vorgelegt hatte. 

Wenn jetzt die sozialfaschistische Führerschaft sich krampfhaft bemüht, den Eindruck zu erwecken, 

als ob sie den Kampf gegen die Notverordnung weiterführe, so dürfte dieses neue Betrugsmanöver 

selbst bei den fanatisierten SPD-Arbeitern wenig Glauben finden. Die „Zugeständnisse“, die Brüning 

nach der Behauptung des „Vorwärts“ hinsichtlich der jugendlichen Arbeitslosen, der Saisonarbeiter 

und der Arbeiter öffentlicher Betriebe gemacht haben soll, sind so dürftig und so vage, daß sie bei 

der Entlastungsoffensive der SPD wenig nützen, selbst die hasenherzigen Kritiker um Seydewitz wa-

gen diese „Zugeständnisse“ als „unerheblich“ zu bezeichnen; denn der Wortlaut der Notverordnung 

solle ja doch aufrechterhalten bleiben! 

Die Wirkung dieser Zustimmung der SPD zur neuen Diktaturverordnung auf die Arbeitermassen 

kann nicht ausbleiben. In der Zeitschrift des Dr. Wirth, der [299] „Deutschen Republik“, richtet der 

Zentrumsmann Werner Thormann die Frage an den Reichskanzler Brüning: 

„Sollte er sich ernstlich im unklaren sein über die Schwere des Schlages, den er der Sozialdemokratie zugefügt 

hat? Tatsache ist: seit dem heutigen Tage ist die Reichstagsmehrheit und ist die sozialdemokratische Fraktion 

des Reichstages mitbelastet mit Verantwortung für diese Notverordnung und alles, was daraus entstehen kann. 

Damit aber ist die Tolerierungspolitik bis zu einem Punkte geführt, an dem sie politisch ihren Wert zu verlieren 

droht. Wenn in diesen Tagen gewählt würde, kein Zweifel, die Sozialdemokratie brächte nicht mehr die Zahl 

der Mannen auf, die erforderlich ist, Heinrich Brüning und sein Kabinett auf legalem, parlamentarischem Wege 

im Amte zu halten.“ 

Die Tolerierungspolitik der SPD, ein wunderbares Eingeständnis, verliert ihren Wert für die herr-

schende Bourgeoisie, wenn die Massen der SPD den Rücken kehren und sich dem Kommunismus 

anschließen. In den Wandelhallen des Reichstages drückten dies die bestürzten Herren von der bür-

gerlichen Presse etwas populärer aus: „Herrgott, dieser Brüning schlägt uns ja die ganze SPD kaputt!“ 

Die Empörung der sozialdemokratischen Arbeiter über die verräterische Politik der sozialfaschisti-

schen Führerschaft ist diesmal um so gefährlicher, als auch die „linken“ Helden um Seydewitz und 

Rosenfeld sich in diesen kritischen Tagen heillos kompromittiert haben. Erst haben sie vor dem 
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Tolerierungsbeschluß des Parteitags kapituliert; dann haben sie sich der praktischen Durchführung 

dieses Beschlusses bei der Entscheidung über die neue Notverordnung unterworfen. 

Hatten diese „Linken“ zuerst noch die Einberufung des Reichstags und Aufhebung der Diktaturver-

ordnung verlangt, so fügten sie sich auch dem Beschluß der Fraktion vom 12. Juni, der eine weitere 

Tolerierung beschloß, und schwätzten ihren Anhängern vor, daß ja die Forderung der Fraktion auf 

Aenderung der Verordnung der Tolerierungspolitik ein Ende setze, denn Brüning werde sich zu einer 

solchen Aenderung nicht herablassen. Nach dem 16. Juni aber, als die Fraktion auch ihre Forderung 

nach sofortiger Aenderung der Verordnung und Beratung im Haushaltsausschuß hatte fallen lassen, 

unterwarfen sie sich auch diesem Beschluß mit dem Ausdruck des „Bedauerns“ und predigten um so 

eindringlicher die Einheit der Partei des Brüning-Sozialismus! 

Wenn bisher die Rolle dieser „linken“ Führer darin bestand, den „Linksabmarsch von Hunderttau-

senden zu verhindern“ (Rosenfeld im „Sächsischen Volksblatt“, 21.III.), so werden sie diesen Zweck 

nach ihrer neuerlichen Selbstentlarvung kaum noch erreichen können. Die Radikalisierung der sozi-

aldemokratischen Arbeitermassen wird auch über diesen Staudamm hinweggehen! Dies um so 

schneller, als ja die weitere Entwicklung der innerpolitischen Verhältnisse den Arbeitermassen die 

Augen noch besser öffnen wird für die sozialfaschistische Rolle der Sozialdemokratie. 

Der Reichskanzler Brüning hat der Deutschen Volkspartei bzw. der hinter ihr stehenden Schwerin-

dustrie die Umbildung der Regierung binnen kurzer Frist zugesagt. Daran kann nach den Erklärungen 

der Volkspartei und ihres Führers Dingeldey kein Zweifel mehr sein. Der Vorstoß, den die rheinisch-

westfälische Schwerindustrie auf der Düsseldorfer Tagung des Langnam-Vereins gegen das Kabinett 

Brüning unternahm, hat also einen vollen Erfolg gehabt. Das Kompromiß, das Brüning mit der Volks-

partei schloß, besteht nur darin, daß die Umbildung des Kabinetts nicht sofort, sondern erst in einigen 

Wochen – man spricht von Mitte August – erfolgen soll. 

Damit ist auch das plumpe Täuschungsmanöver des „Vorwärts“ erledigt, der seinen Lesern die völ-

lige Unterwerfung der SPD unter die Befehle des Diktatur-Kanzlers mitteilte unter der fetten Schlag-

zeile „Brüning lenkt ein“. Der Schwin-[300]del, man müsse die Brüning-Regierung tolerieren als das 

kleinere Uebel, um das größere Uebel einer Regierung mit Hugenberg und Hitler zu verhindern, wird 

kaum noch Eindruck machen, wenn bereits jetzt ein Teil der SPD-Presse offen zu. geben muß: 

„Damit schwenkt Brüning vollkommen in den Kurs der deutschen Schwerindustrie und des Nationalismus 

ein“ (Chemnitzer „Volksstimme“, 18.VI.) 

Die Umbildung des Kabinetts nach den Wünschen der faschistischen Schwerindustrie ist nichts an-

deres als eine neue Etappe in der Entwicklung zur offenen faschistischen Diktatur; dahinter steht, 

bereits angekündigt in der Forderung des Langnam-Vereins, als nächster Schritt das „Direktorium“, 

d. h. die offene Diktatur des Faschismus! 

Indem die Sozialdemokratie erneut die Regierung Brüning gerettet hat, hat sie dieser Weiterentwick-

lung wieder den Weg freigemacht. 

Es wäre im höchsten Maße gefährlich, das Tempo dieses Faschisierungsprozesses zu unterschätzen; 

er wird mit dem Fortschreiten der wirtschaftlichen Krise vorwärts getrieben. Selbst im Lager der 

deutschen Ausbeuterklasse glaubt heute niemand mehr an eine baldige Besserung der Lage, sondern 

es herrscht allgemein ein absoluter Pessimismus. Man weiß sehr wohl, daß sich die Krise der indust-

riellen Produktion in den nächsten Monaten weiter verschärfen wird; man sieht einer gefährlichen 

Vertiefung der Agrarkrise entgegen; man ist sich darüber klar, daß die letzte Notverordnung die Lage 

der Arbeiterklasse ungeheuer verschlechtert. Die deutsche Bourgeoisie steht also einer zunehmenden 

Erschütterung ihrer Machtbasis, einer wachsenden Revolutionierung der Arbeiterklasse und einer 

steigenden Radikalisierung der kleinbürgerlich-bäuerlichen Massen gegenüber. 

Die Panik in der zweiten Juni-Woche hat gezeigt, wie leicht bei so schwerer Verschärfung der Wirt-

schaftskrise eine Erschütterung durch die politischen Ereignisse herbeigeführt werden kann, welche 

die größten Gefahren für die kapitalistische Klassendiktatur in sich birgt. Wird nicht im kommenden 

Herbst die Lage noch viel schwieriger sein? Wir müssen damit rechnen, daß die Voraussetzungen für 

eine revolutionäre Krise in raschem Tempo heranreifen können! 



Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 12 – 225 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 05.04.2023 

Die Arbeit der Partei und RGO in den  

reformistischen und anderen reaktionären Gewerkschaften  
Von E. A u e r  

Durch den Brief der RGI an die RGO Deutschlands sind die letzten Beschlüsse des EKKI-Plenums, 

des Plenums des ZK und des Reichskomitees der RGO zur innergewerkschaftlichen Arbeit nach-

drücklichst unterstrichen worden. Die Mängel und großen Schwächen an dieser entscheidenden 

Kampffront – an der es rund 6 Millionen Arbeiter, Angestellte und untere Beamte gibt, die in den 

reaktionären Gewerkschaften noch organisiert sind, die es für die Politik der RGO zu gewinnen gilt 

– werden als Zustand bezeichnet, der keinen Augenblick länger geduldet werden darf. 

War der Brief der RGI und die kategorischen Beschlüsse des ZK-Plenums und der Reichskonferenz 

der RGO in dieser Frage, in dieser demonstrativen Form notwendig? Bedeutet das nicht einen [301] 

Kurswechsel der RGO, eine Zurückdrängung der im Kampf entstandenen roten Gewerkschaften der 

RGO, eine Verwischung des Charakters der RGO als selbständiger Faktor, der die Kämpfe selbstän-

dig organisiert und führt oder eine Verleugnung des Kurses der RGO auf selbständige Verbände, die 

im Kampfe geschmiedet werden? Mitnichten. Die Beschlüsse des EKKI und des ZK-Plenums und 

der Brief der RGI geben darauf selbst eine sehr klare Antwort So heißt es z. B. in den Beschlüssen 

des EKKI-Plenums: 

„Die wichtigsten Erfolge der Sektionen der KI in der abgelaufenen Periode äußern sich in folgendem: 

d) in der erfolgreichen Verwirklichung des Generalkurses des 5. RGI-Kongresses auf Bildung einer selbstän-

digen revolutionären Gewerkschaftsbewegung in Deutschland.“ 

Die Partei und RGO wird und darf nicht zulassen, daß etwa die notwendige Korrektur der fehlerhaften 

Durchführung der Beschlüsse des 5. RGI-Kongresses als Kurswechsel ausgelegt wird, wie es die 

Reformisten und Brandlerianer hinstellen möchten. 

Der Zustand der Arbeit der Kommunisten und RGO in den reaktionären Verbänden 

Um die Notwendigkeit der radikalen Wendung zur Arbeit in den reformistischen Verbänden und 

anderen reaktionären Gewerkschaften voll zu begreifen, muß der jetzige Zustand dieser Tätigkeit 

einer kurzen Betrachtung unterzogen werden. Nur einige Beispiele zur Charakterisierung der Arbeit 

der Kommunisten und der RGO auf diesem Gebiet. 

Es tagen bei Abfassung dieses Artikels drei Verbandstage von reformistischen Verbänden: Der Ver-

bandstag des Einheitsverbandes der Eisenbahner in Hamburg, der Verbandstag der graphischen Hilfs-

arbeiter in Stuttgart und der Verbandstag der Maler und Lackierer in Breslau. Die Tätigkeit der Kom-

munisten und der RGO sowohl innerhalb wie außerhalb der Gewerkschaften zur Vorbereitung dieser 

wichtigen Verbandstage war außerordentlich gering. Das kommt auch dadurch zum Ausdruck, daß 

sowohl auf dem Verbandstag der Eisenbahner in Hamburg, als auch auf dem Verbandstag der gra-

phischen Hilfsarbeiter in Stuttgart kein einziger Vertreter der Opposition anwesend ist. Lediglich auf 

dem Verbandstag der Maler und Lackierer in Breslau ist es gelungen, durch die Leipziger Zahlstelle 

vier Oppositionsvertreter zum Verbandstag zu entsenden. Es ist z. B. sehr charakteristisch, daß die 

bestehenden roten Eisenbahner-Verbände in Königsberg, Oberschlesien und Gotha zum Verbandstag 

der Eisenbahner keine Stellung genommen und keinerlei Maßnahmen gegenüber diesem Verbandstag 

der Bonzen, die die Brüning-Politik tolerieren, die nichts gegen die Notverordnung unternommen 

haben, eingeleitet haben. Das ist gewiß kein Zufall, sondern zeigt nur, wie die innergewerkschaftliche 

Arbeit zum Teil völlig aus dem Gesichtsfeld der roten Verbände und der RGO verschwunden ist. 

[302] Die die innergewerkschaftliche Oppositionsarbeit der RGO und der Kommunisten negierenden 

Tendenzen äußern sich im wesentlichen in folgendem: 

Bei einem Teil der RGO-Mitglieder ist ein Widerwillen vorhanden, doppelte Beiträge zu zahlen. Ihre 

Denkweise ist völlig schematisch. So lange sie Mitglieder innerhalb der Gewerkschaften sind, lehnen 

sie zum Teil eine Mitgliedschaft in der RGO und die entsprechende Beitragszahlung ab. Werden sie 

jedoch Mitglied der RGO sind sie in vielen Fällen gewillt, mit diesem Schritt ihre Mitgliedschaft 

innerhalb der reformistischen oder anderen reaktionären Gewerkschaften zu liquidieren. 
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Ein weiteres, die innergewerkschaftliche Arbeit hemmendes Moment sind die Tendenzen zur sche-

matischen Gründung eigener revolutionärer Gewerkschaften. Solche Tendenzen sind zum Ausdruck 

gekommen bei der Gründung des Gastwirtsgehilfen-Verbandes in Stuttgart, bei der schematischen 

Uebertragung der Gründung des roten Bauarbeiter-Verbandes in München auf den ganzen Bezirk. 

Diese Maßnahmen haben zur direkten Liquidierung der Arbeit der Oppositionsfraktionen und zur 

Isolierung der RGO von den betreffenden Arbeiterschichten geführt. 

Ein anderes Haupthemmnis für die erfolgreiche Durchführung der Oppositionsarbeit sind die gewerk-

schaftslegalistischen Erscheinungen bei einer Anzahl organisierter Kommunisten. Die Arbeit und das 

Auftreten dieser Genossen, die sich restlos in den Bahnen der Statuten und Bestimmungen der refor-

mistischen Verbände bewegen, bleibt hinter der Stimmung und dem Auftreten der parteilosen und 

sogar der sozialdemokratischen Arbeiter zurück. Diese Kommunisten zahlen ihre Beiträge innerhalb 

der reaktionären Verbände wie zu einer Lebensversicherung, sie leisten keine revolutionäre Arbeit, 

weil sie ihren Ausschluß aus der Gewerkschaft und den Verlust ihrer Rechte fürchten und ihre Mit-

gliedschaft innerhalb der Gewerkschaft höher stellen, als die Pflichten eines Kommunisten. 

Insgesamt ist innerhalb der reaktionären Verbände, die noch Millionen Mitglieder umfassen, nicht 

zuletzt durch die zahlreichen Ausschlüsse führender RGO-Funktionäre die Arbeit der Oppositions-

fraktionen katastrophal zurückgegangen. Ueber der erfolgreichen Entwicklung der RGO zu einer 

selbständigen Massenorganisation mit bereits 250.000 Mitgliedern und was noch wichtiger ist, mit 

3500 Betriebsgruppen und der teilweisen erfolgreichen Organisierung von Kämpfen ist die Arbeit 

innerhalb der reaktionären Verbände vernachlässigt worden. 

Wie schwerwiegend dieser Fehler ist, kann ermessen werden durch die Tatsache, daß es schon Bei-

spiele gibt, wo parteilose und sozialdemokratische Arbeiter von sich heraus eine elementare Opposi-

tion gegen den verräterischen Brüning-Kurs der Gewerkschaftsinstanzen machen. Es muß uns zu 

denken geben, wenn zahlreiche sozialdemokratische Arbeiter und Funktionäre zur Partei kommen, 

aber [303] noch verschwindend wenige Gewerkschaftsfunktionäre, gewerkschaftliche Zahlstellen 

und Ortsverwaltungen. 

Die mangelnde Arbeit in den reaktionären Verbänden ein  

Hemmnis für die Gewinnung sozialdemokratischer Arbeiter 

Die letzte Hemmung für einen sozialdemokratischen Arbeiter auf dem Wege zum Kommunismus ist 

die „irrsinnige RGO-Politik“ der Kommunisten, die das letzte „Bollwerk der Arbeiterklasse gegen 

den Faschismus“ – die Gewerkschaften – spaltet, und die es unternimmt, in Zeiten der tiefgehenden 

Krise des Kapitalismus, der Massenerwerbslosigkeit, Kämpfe zu organisieren. Viele Aeußerungen 

und Diskussionen mit sozialdemokratischen Arbeitern, die bereit sind, mit uns zusammen zu gehen, 

zeigen, daß diese Argumente der bankrotten, reformistischen Führer noch am wenigsten durch die 

Arbeit der Kommunisten und der RGO widerlegt worden sind. Um den sozialdemokratischen Arbei-

tern diese verlogenen Argumente ihrer Führer zu widerlegen und sie unwirksam zu machen, müssen 

diesen Arbeitern tagtäglich, besonders durch ihre eigenen Erfahrungen in den Gewerkschaften durch 

die Tätigkeit der RGO bewiesen werden, daß die reformistischen Gewerkschaftsführer aus den Ge-

werkschaften Vollzugsorgane der Brüningschen Notverordnungspolitik, der Ermöglichung des Lohn-

raubes und des organisierten Streikbruches gemacht haben. Es gilt zu beweisen, daß die Gewerk-

schaften infolge der Politik der ADGB-Führung gar keine Bollwerke gegen den Faschismus sind, 

sondern daß durch diese Politik dem Faschismus Vorschub geleistet wird. An Hand der Tatsachen 

gilt es zu beweisen, daß die RGO die einzige Kraft ist, die jetzt die Kämpfe der Arbeiter organisiert 

und führt, und daß die Streiks, die von den Gewerkschaften abgelehnt werden, um den Zustand ihres 

Patienten Kapitalismus nicht zu verschlimmern, das einzige Mittel sind zur Erkämpfung von Lohn 

und Brot, zur Beseitigung der Notverordnung. Viele betriebliche Streiks, der große Bergarbeiterstreik 

im Ruhrgebiet, besonders aber die Kämpfe der polnischen Arbeiter in Dombrowa und Warschau zei-

gen, daß nur der einige, geschlossene Kampf der Arbeiter auch in Zeiten der Krise entgegen den 

Theorien des ADGB zum Siege führt. 

Das alles muß den sozialdemokratischen Arbeitern und den Mitgliedern der reformistischen Gewerk-

schaften durch die unermüdliche Arbeit der Oppositionsfraktionen bewiesen werden, um sie für die 
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RGO, für den Kommunismus zu gewinnen. Ohne Zweifel ist jetzt eine Situation innerhalb der reak-

tionären Verbände, wo breite Massen organisierter Arbeiter für die RGO gewonnen werden können, 

wo die durch Ausschlüsse dezimierten Oppositionsfraktionen, durch Gewinnung neuer Arbeiter auf-

gefüllt, neu geschaffen und aktivisiert werden können. 

Einige Fragen der Durchführung der Arbeit der  

Oppositionsfraktionen in den reaktionären Verbänden 

Träger und Organisator der Oppositionsarbeit in den reaktionären Verbänden ist die RGO Die RGO 

setzt sich bekanntlich zusammen [304] aus den Mitgliedern, die in den im Kampf entstandenen roten 

Verbänden organisiert sind, aus den Massen der unorganisierten Arbeiter, die keiner reaktionären 

Gewerkschaft angehören, und den innerhalb der reaktionären Verbände organisierten oppositionellen 

Arbeitern. Eine Gegenüberstellung dieser drei Gruppen und ihre besonderen Aufgaben gegen eine 

andere wird ausdrücklich im Brief der RGI zurückgewiesen. Es heißt dort: 

„Die wichtigsten Ursachen der Schwäche unserer Arbeit in den reaktionären Verbänden sind folgende: 

4. Falsche Gegenüberstellung unserer Aufgaben auf dem Gebiete der Organisierung einer selbständigen revo-

lutionären Gewerkschaftsbewegung, Schaffung von RGO-Gruppen und roten Verbänden und revolutionäre 

Arbeit innerhalb der reaktionären Verbände. Der 5. RGI-Kongreß beschloß, daß bei Durchführung der Be-

schlüsse auf die Schaffung einer selbständigen Gewerkschaftsbewegung in Deutschland und der schärfste 

Kampf gegen alle Tendenzen auf Einstellung der Arbeit und des freiwilligen Austritts der Anhänger der RGI 

aus den reformistischen Gewerkschaften zu führen ist.“ 

Auch der Genosse Thä l m ann  hat die verschiedenen Aufgabengebiete der 1300 in seiner Rede auf 

dem EKKI-Plenum klar umrissen: 

„Die Entwicklung der RGO, unser Kurs auf die Bildung neuer Verbände und vor allem unser energischer Kurs 

auf die Durchführung von Streiks ist aufs engste verbunden mit der dauernden, systematischen Vertiefung 

unserer Arbeit in den reformistischen Gewerkschaften.“ 

Die Mitglieder der RGO und der Partei, die in den reaktionären Verbänden organisiert sind, sind also 

zur Leistung der oppositionellen Fraktionsarbeit, zu welcher alle mit der verräterischen Instanzenpo-

litik unzufriedenen Arbeiter hinzugezogen werden müssen, gemäß den Beschlüssen und Direktiven 

der RGO verpflichtet. Auße r ha l b  ode r  neben  den  Opp os i t i ons f r ak t i one n, d i e  nach  den  

Di r ek t i ven  de r  RGO a r be i t e n, g i b t  e s  ke i ne  Oppos i t i onsbewegung  i nne r ha lb  de r  

r e ak t i onä r en  Ve r bänd e, d i e  fü r  e i ne  mar x i s t i s che  Ge wer kscha f t spo l i t i k  au f  dem  

Boden  de s  K l a s senkam pf es  e i n t r i t t. Nur unter Führung der RGO unter Hinzuziehung und 

Gewinnung aller Arbeiter für diesen Kampf muß und wird die breite Oppositionsbewegung innerhalb 

der Verbände gegen die verräterische Politik der Führung organisiert. 

Bei der Durchführung der Oppositionsarbeit gibt es eine Reihe wichtiger t ak t i s che r  F r age n. Das 

Hauptziel der Arbeit der Oppositionsfraktionen ist, die organisierten Massen für die Politik der RGO 

zu gewinnen und die reformistische Führung zu entlarven, ihre verräterische Politik allen Arbeitern 

erkenntlich zu machen. Das kann nur erreicht werden, wenn die Oppositionsfraktionen entsprechende 

Anträge und Vorschläge innerhalb ihrer Verbände einbringen. Nur dadurch wird die Oppositionsar-

beit einen positiven Inhalt erhalten und die Linie der RGO aufgezeigt. Bestimmte Hemmungen in 

dieser Frage müssen überwunden werden. 

Eine weitere wichtige Frage ist die unbedingte S i che r u ng  [305] de r  Oppos i t i onsa r be i t  ge -

genübe r  dem  r e f o rm i s t i s chen  Aussch l uß t e r r o r. In vielen Fällen wurden unsere Oppositi-

onsfraktionen zerschlagen durch Ausschluß der führenden Genossen. Sie wurden vor die Frage ge-

stellt, ob sie Mitglieder der RGO sind. Bei Bejahung dieser Frage erfolgte automatisch der Ausschluß. 

Es muß überlegt werden, inwieweit wir durch unsere Taktik der Bürokratie dieses abgekürzte Aus-

schlußverfahren ermöglichen. Die Bejahung der RGO-Mitgliedschaft muß seitens der RGO-Anhä-

nger von den Kräfteverhältnissen und Kampfbedingungen innerhalb ihrer Verbände abhängig ge-

macht werden. Wo die RGO in den betreffenden Zahlstellen stark ist und die Mehrheit der Mitglieder 

sich zu ihrer Politik bekennen, gibt es kein Zurückweichen vor der Bürokratie, wird der offene Kampf 

zur Verteidigung der RGO-Mitgliedschaft aufgenommen. Anders steht die Frage, wo wir noch 
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schwach sind. Es gibt viele Variationen in der Fragebeantwortung der RGO-Mitgliedschaft, vom of-

fenen Kampf bis zur Verschweigung der RGO-Mitgliedschaft, um unter allen Umständen die Arbeit 

in der Oppositionsfraktion zu sichern. Keinesfalls darf jedoch die Nichtbejahung der RGO-Mitglied-

schaft um die RGO-Fraktionsarbeit zu sichern, ein Hintertürchen für Gewerkschaftslegalisten sein, 

die sich von ihrer revolutionären Pflichterfüllung innerhalb ihrer Verbände drücken. 

Die Bedeutung des Briefes der RGI an die RGO Deutschlands und die Beschlüsse des EKKI-Ple-

nums, des Plenums des ZK und der Reichskonferenz der RGO zur innergewerkschaftlichen Arbeit 

ist nicht Kurswechsel, sondern ist Aufzeigung der Notwendigkeit der aktivsten Durchführung der 

Beschlüsse des 5. RGI-Kongresses über die Arbeit in den reaktionären Verbänden, die bisher ver-

nachlässigt wurde. N i ch t  Kur swechse l, s onde r n  Auf ho l ung  de s  Tem pove r l u s t e s  de r  

Ar be i t  i nne r ha l b  de r  r e ak t i onä r en  Ve rbän de. Der Brief der RGI wurde als große Hilfeleis-

tung bei der Durchführung dieser Korrektur der RGO-Arbeit von der Reichskonferenz begrüßt. Das 

Bündnisangebot an die sozialdemokratischen Arbeiter, das von der Reichskonferenz der RGO be-

schlossen wurde, wird ein übriges tun, um die Schwäche der RGO-Arbeit innerhalb der reaktionären 

Verbände schnell zu überwinden. Der bevorstehende ADGB-Kongreß, der am 31. August in Frank-

furt stattfindet, wird ein Anlaß sein zur Durchführung der Wendung an der innergewerkschaftlichen 

Front durch Taten. [306] 

* 

Zum Leipziger Parteitag der SPD  

Demokratie und Faschismus*) 

1. Der theoretische Bankrott der Sozialdemokratie und seine Rolle im Faschisierungsprozeß 

K-lek. Das Referat über „Ueberwindung des Faschismus“ auf dem Leipziger Parteitag der deutschen 

Sozialdemokratie hielt jener Rudolf Breitscheid, der im Schlußwort von sich selbst erklärte: „Jensen 

hat mir vorgeworfen, ich hätte mich nicht auf den Boden der materialistischen Geschichtsauffassung 

... gestellt. Ich gebe zu, ich bin ein recht schlechter Theoretiker.“ Da aber die Theoretiker in Fragen 

der Gegenwartstaktik sich nicht einig zeigten, sei es „schwer, die Forderung aufzustellen, wir sollen 

uns in der Praxis nach den Theoretikern richten oder nach denen, die glauben, den Marxismus mit 

Löffeln gefressen zu haben“. Dieses Referat, das in der Tat an Tiefe des theoretischen Niveaus alle 

übrigen und die aller früheren Parteitage weit hinter sich ließ, kann man ebenso wie die nachfolgende 

Diskussion nur in Verbindung mit der vollkommenen theoretischen Konfusion würdigen, in welche 

diese Partei gegenwärtig geraten ist. 

Der theoretische Bankrott der Sozialdemokratie. der die Aufgabe fast aller vorher mit Eifer von ihr 

verteidigten Theorien zwangsweise mit sich bringt, führt zu den sonderbarsten Kombinationen und 

Purzelbäumen. Während man „linke“ Leuchten wie Gur l a n d  mit einemmal einen Hymnus auf die 

schrankenlosen Möglichkeiten anstimmen hört, die der Kapitalismus noch vor sich hat, hören wir 

umgekehrt den soliden und nüchternen Theoretiker des „Vorwärts“ Georg Decke r  in den Spalten 

der „Gesellschaft“ – mitten in einer Polemik gegen „links“ – plötzlich mit bedenklichem Ton die 

Frage aufwerfen, ob nicht der Kapitalismus sich gegenwärtig bereits in einer Epoche einer allgemei-

nen Krise befinde, der die gegenwärtige zyklische Krise nur übergelagert sei. Die Hemmungslosig-

keit, mit der vorher vertretene Ansichten über Bord geworfen und durch neue, den früheren entge-

gengesetzte ersetzt werden – um bei gelegener Zeit und an gelegenem Ort von neuem verfochten zu 

werden –, feiert ungeahnte Triumphe. Daraus sehen wir aber auch, was dieser theoretische Bankrott 

der Sozialdemokratie für uns bedeutet und warum er von uns eingehend behandelt werden muß. Wäh-

rend der aus allzu sprödem Material geformte „neue“ theoretische Unterbau, den die Sozialdemokra-

tie zur Popularisierung ihrer Politik des Arbeiterverrats in den vergangenen Jahren geschaffen hat, 

Theorie des „organisierten Kapitalismus“, der „hohen Löhne“, der „Wirtschaftsdemokratie“ usw., 

unter den Schlägen der Krise zusammenbricht, sucht die Sozialdemokratie diese Tatsache selbst zu 

ihrem Vorteil umzubiegen und eignet sich die „Elastizität des Faschismus“ die faschistische 

 
*) Wir nehmen in der nächsten Nummer unserer Zeitschrift noch ausführlich zum Leipziger Parteitag der SPD Stellung. 
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„Vielgestaltigkeit“ und „Geschmeidigkeit“ als ihre neueste theoretische Waffe an. Der Faschisierung 

der Bourgeoisie entspricht die fortschreitende Faschisierung ihrer sozialen Hauptstütze, der Sozial-

demokratie, auch in theoretischer Beziehung. Hier wie dort sind Krisenerscheinungen der Ausgangs-

punkt, aber hier wie dort sind Kräfte am Werk, aus diesen Krisenerscheinungen heraus selbst eine 

Waffe zu schmieden. Wir sehen, daß auf dieser Grundlage die Sozialdemokratie in der letzten Zeit 

eine rege Tätigkeit entfaltet, die Zahl ihrer Publikationen wesentlich gesteigert hat. 

Der theoretische Bankrott der Sozialdemokratie hat auch auf dem theoretischen Gebiet die auf uns 

lastende Verantwortung nicht vermindert, sondern im Gegenteil – vervielfacht. Die Erfüllung dieser 

Aufgabe wird mit der endgültigen Untergrabung der ideologischen Manövrierfähigkeit des Sozialfa-

schismus einen wichtigen Faktor zur Zerschlagung seiner Massenbasis bilden. [307] 

2. Faschismus und Bourgeoisie 

Ehemals gipfelte die Beurteilung des Nationalsozialismus durch die Sozialdemokratie häufig in sei-

ner Kennzeichnung als bloße Bewegung einer Schar von Abenteurern. Dadurch wurde die Möglich-

keit einer Art Kampfgemeinschaft gegen ihn zwischen Arbeiterschaft und Gesamtbourgeoisie be-

gründet. Heute ist der Charakter des Faschismus als Waffe der Bourgeoisie so plastisch und bildhaft 

ins Bewußtsein der deutschen Arbeiter getreten, daß er nicht mehr einfach geleugnet werden kann. 

Trotzdem taucht diese Theorie im Referat Breitscheids von neuem auf. Ja, die Theorie des Interes-

sengegensatzes zwischen Faschismus und Gesamtbourgeoisie wird heute noch von einem der beiden 

„Faschismusspezialisten“ der deutschen Sozialdemokratie, A. Schifrin, – zwar nicht für den Faschis-

mus allgemein, wohl aber für den Faschismus in einem hochkapitalistischen Land wie Deutschland 

– vertreten. (Vgl. z. B. „Wandlungen des Abwehrkampfes“ im Maiheft der „Gesellschaft“.) Das letzte 

Wort, das Breitscheid über das Verhältnis des Faschismus zur herrschenden Klasse auf dem Parteitag 

zu verkünden hatte, war: 

„Es ist die Geistesträgheit und die Feigheit weiter Teile des Bürgertums, die sie aus der Verantwortlichkeit 

und der selbständigen Betätigung in die Demokratie flüchten läßt.“ 

Wenn also im Mittelpunkt des Klassenkampfes, wie ebenfalls aus diesem Referat hervorgeht, im 

gegenwärtigen Augenblick der Kampf für die Demokratie gegen den Faschismus steht, reduziert sich 

damit eben dieser Klassenkampf auf einen Kampf gegen die „Geistesträgheit“ und „Feigheit“ von 

Teilen des Bürgertums! Es ist notwendig, diese Konsequenz herauszustellen. Aber Seydewi t z  hat 

mit seiner These, „daß der herrschende Monopolkapitalismus ... zur Durchsetzung seiner Ziele ... die 

faschistische Bewegung geschaffen habe, um im gegebenen Augenblick mit brutaler Gewalt das Ziel 

zu verwirklichen“, dennoch – nach dem Bericht des „Vorwärts“ – den „lebhaften Beifall“ der Partei-

tagsmehrheit gefunden. Und für den Parteivorstand rechtfertigte Cr i sp i en  dessen Politik, indem er 

Mar x  selbst heranzog: „Gerade von dem Politiker Marx stammt die Anweisung, alle Gegensätze im 

bürgerlichen Lager auszunutzen, den minder schlimmen Teil der Bourgeoisie gegen den schlimmsten 

Teil auszuspielen.“ 

3. Die beiden Grundfragen 

Liefert diese „Anweisung von Marx“ in der Tat eine hinreichende Begründung für die Rolle der So-

zialdemokratie als Stütze der Brüning-Regierung?? Wir haben aber hier nicht mit einer, sondern mit 

zwei Fragen zu tun. Die erste lautet: Erwiesen sich die Brüning-Regierung und ihre Auftraggeber als 

der minder schlimme Teil der Bourgeoisie, stimmt die Theorie des kleineren Uebels? 

Diese Frage wird die sozialdemokratische Parteibürokratie vielleicht anders beantworten als der ein-

fache sozialdemokratische Arbeiter. Mag sein, daß Brüning jenen nach dem berühmten Fußtritt im-

merhin noch einen größeren Spielraum in Land und Gemeinde gewährt hat, als vielleicht Hugenberg 

oder Hitler getan hätte, obwohl auch dieser Unterschied wahrscheinlich relativ ist. Für die Arbeiter-

schaft aber handelt es sich einfach darum, ob Brünings Diktaturmaßnahmen die härtesten, die bru-

talsten und offensten waren, welche die Bourgeoisie ihrer Erbitterung und ihrem Kampfwillen entge-

genzusetzen versuchen konnte, ob Brüning ans Ruder kam, weil die Sozialdemokratie es wollte, oder 

weil er der geeignetste Mann war zur Durchführung der faschistischen Diktatur. 
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Die 2. Frage ist die alte Leninsche Frage: 

Wer – Wen? Das heißt: Wer von beiden ist es, d& hier ausgespielt wird? 

Spielt die Sozialdemokratie einen Teil der Bourgeoisie gegen den anderen aus oder wird nicht viel-

mehr die Sozialdemokratie selbst „ausgespielt“ – natür-[308]lich nicht von einem Teil der Bourgeoi-

sie gegen den andern, sondern von der Gesamtbourgeoisie gegen die kämpfende Arbeiterschaft? 

4. Wie hat die Parteitagsdiskussion diese Grundfragen beantwortet? 

In unserer Propaganda, die auf Grund dieses Parteitages sich an die einfachen sozialdemokratischen 

Arbeiter wendet, bzw. unseren eigenen Genossen das Rüstzeug zur Diskussion mit ihnen in die Hand 

gibt, sind diese beiden Fragen – nach der Rolle der Brüning-Regierung und nach der Rolle der Sozi-

aldemokratie – der gegebene Ausgangspunkt. Nach der Vorbereitung des Parteitages konnte es den 

Anschein erwecken, als würden sie auch im Mittelpunkt der Diskussion zwischen parteivorstands-

treuer Mehrheit und „Opposition“ auf dem Parteitag selbst stehen. Das überraschend zahme und jäm-

merliche Auftreten dieser ,Opposition“ (nicht der nicht zusammenhängend formierten Opposition der 

Arbeiter auf den Tribünen und selbst mancher Delegierten, sondern der sozusagen offiziellen parla-

mentarischen Opposition) hat auch diese Erwartung nicht gerechtfertigt. Ihr Hauptredner Seydewitz 

hat auf die Widerlegung, ja auf die Diskussion der Theorie des kleineren Uebels im Grunde verzichtet 

und sich damit begnügt, zu prophezeien, daß die Bourgeoisie und ihre Brüning-Regierung eines Ta-

ges doch mit dem Nationalsozialismus „zusammengehen“ werden, daß also die auf dessen Isolierung 

gerichtete Politik des Parteivorstandes zwecklos sei. Noch kläglicher war seine Stellung zur zweiten 

Frage, bei deren Erörterung man von ihm freilich nicht annehmen konnte, er werde das Wesen des 

Sozialfaschismus vor den Delegierten zu analysieren und aufzudecken suchen. Er hat aber auch da-

rauf verzichtet, zu zeigen – wie das in früheren Bekundungen dieser „Opposition“ geschehen und ihr 

vom Parteivorstand besonders schlimm angekreidet worden ist –, daß die „Tolerierungspolitik“ der 

Sozialdemokratie zumindest objektiv die Geschäfte des Klassengegners besorgt. Statt dessen lief 

seine Argumentation auf den Nach. weis der „Erfolglosigkeit“ dieser Politik hinaus und darauf, daß 

sie die Kampfkraft der Sozialdemokratie schwäche. Für beide Teile stand augenscheinlich fest, daß 

die Brüning-Regierung selbst keinen faschistischen Charakter habe – bei einigen „Differenzen“ über 

ihre Stellung zum Faschismus – und daß die Sozialdemokratie (uni mit Seydewitz zu sprechen „der 

stärkste Schutzwall gegen den Faschismus“) den Kampf gegen diesen führe. – 

5. Alte und neue Definitionen des Faschismus 

Es ist interessant, sich zu erinnern, daß diese einmütige Stellungnahme nicht etwa in einer alten, 

irgendwie fest gegründeten auch theoretischen Ueberzeugung wurzelt. Vor den Septemberwahlen 

konnte man gerade aus Anlaß der ersten von den Sozialdemokraten noch abgelehnten Notverordnung 

Brünings ihren Sprecher im Reichstag das Wort von der deutschen Abart des Faschismus in die De-

batte werfen hören. In der „Gesellschaft“ schrieb Georg Decke r  im August 1930 („Offenbarungen 

der Tat“), daß die „schrittweise Aushöhlung der Demokratie“, die „Unterwerfung des demokratischen 

Staates unter die Wirtschaftsmächte“ des Kapitalismus, die eigentliche faschistische Gefahr in 

Deutschland bilde, wobei hauptsächlich an den Vorstoß Schachts gedacht war. Dem Nationalsozia-

lismus schrieb er dabei lediglich die Funktion zu, die von den bürgerlichen Parteien, besonders den 

Deutschnationalen, Abwandernden aufzufangen und die Arbeiterschaft bei ihren Abwehraktionen 

gegen den Faschismus zu verwirren und zu hemmen. Georg Decker hat an dieser Stellungnahme 

neuerdings selbst die Unterschätzung des Nationalsozialismus als selbständige Kraft kritisiert, sonst 

aber nichts davon zurückgenommen. 

Ist aber die gegenwärtige Raub- und Unterdrückungspolitik Brünings nicht eine viel offenkundigere 

Durchführung aller Wünsche der „Wirtschaftsmächte“ [309] des Kapitalismus als sie jemals zuvor in 

Deutschland vorgekommen ist? Trotzdem polemisiert heute Decker gegen jede Identifizierung oder 

gedankliche Vermischung dieser Politik mit der faschistischen Gefahr und tut dies, wie wir gesehen 

haben, im Sinne nicht nur von Breitscheid, sondern im Grunde auch von Seydewitz. 
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Betrachten wir jedoch die neueren Definitionen des Faschismus im Lager der Sozialdemokratie, die 

konkreter sein wollen: Rudolf Breitscheid sagt im Anfang seines Referates: „Faschismus ist eine 

Staatsform oder die Bewegung zu einer Staatsform hin, die im Gegensatz zur Demokratie die oberste 

Gewalt im Staate und das Recht der politischen Willensbildung nicht der Gesamtheit, sondern einem 

einzelnen oder einer bevorrechteten Minderheit zuerkennt.“ Georg Decker selbst führt neuerdings 

(„Faschistische Gefahr und Sozialdemokratie“ im Juni-Heft der „Gesellschaft“) vier Kriterien der 

faschistischen Reaktion an. Sie sei 1. „keine unmittelbare Reaktion auf die revolutionäre Umwälzung, 

keine Gegenrevolution wie sie nach früheren Revolutionen als Umschlag der revolutionären Entwick-

lung in Erscheinung trat, sondern eine Reaktion gegen die Demokratie inmitten der demokratischen 

Entwicklung“; 2. eine Reaktion, die sich auch gegen den Aufstieg der Arbeiter richtet; 3. eine „Um-

wälzung“ der Staatsform, welche sich in Gegensatz zur liberalen Staatsauffassung stellt (die keine 

Einmischung des Staates in das Wirtschaftsleben und das Privatleben seiner Bürger wollte); 4. im 

Gegensatz zu früheren Formen der Reaktion mit intensiver Massenaktivität verbunden. 

Nun sehen wir zu (und lassen wir die hirnverbrannten Behauptungen über den Aufstieg der Arbeiter 

im Kapitalismus, die Gegenüberstellung von antidemokratischer Reaktion und Gegenrevolution und 

alles ähnliche Beiwerk beiseite): Richten sich die Knebelung der revolutionären Arbeiterpresse, Pla-

katzensur, Flugblattkonfiskation, Verbote und Auflösungen von Arbeiterversammlungen usw. gegen 

die Arbeiter oder nicht? Man kann das nicht leugnen, auch wenn ein sozialdemokratischer Polizei-

präsident sie durchführt. Greifen Brünings Hungerzölle, sein Schlichtungsraub usw. nicht – im Sinne 

des Monopolkapitals – tief in das wirtschaftliche und soziale Leben ein? Man kann auch das nicht 

leugnen. Stützt Brüning sich nicht unmittelbar auf die offen faschistische Massenpartei des National-

sozialismus, so stützt er sich doch auf die „Massenaktivität“ der christlichen Gewerkschaften, der 

kirchlichen und sonstigen Organisationen und – in erster Reihe der ihm bedingungslos ergebenen 

Sozialdemokratie. Aber wie steht es mit der Reaktion gegen die Demokratie? Brüning ist mit dieser 

nicht glimpflich verfahren, aber – könnte man sagen – als Reaktion nicht gegen ihre Entwicklung, 

sondern gegen ihre Bedrohung durch den Faschismus, letzten Endes – zu ihrem Schutz. Oder mit den 

Worten Breitscheids: „Die Sozialdemokratie duldet „Verletzungen der demokratischen Form nur ..., 

um den demokratischen Inhalt zu retten“ (!!). Wir sehen, nicht die Praxis der Brüning-Regierung 

kann sie für den Arbeiter als das kleinere Uebel erscheinen lassen, sondern das entscheidende Argu-

ment liefert jene These, welche die Sozialdemokratie über das Verhältnis von Demokratie und Fa-

schismus aufstellt. 

6. Demokratie und Faschismus 

Die Trivialität, daß der Staat „in der demokratischen Republik nicht minder als in der Monarchie“ 

nichts anderes sei, als „eine Maschine zur Unterdrückung einer Klasse durch die andere“ (Engels), 

bedarf eigentlich keines durch Zitate belegten Beweises mehr. Ebensowenig die Tatsache, daß die 

bürgerliche Demokratie (und d i e s e, nicht die p ro l e t a r i s che  Demokratie ist hier gemeint) mit ei-

ner wirklichen Mitbestimmung der Volksmassen, ihrer wirklichen Mitwirkung an der Herrschaft 

nichts zu tun hat und daß auch in der bürgerlichen Demokratie nur eine „privilegierte Minderheit“ 

regiert. Trotzdem wird es gut sein, daraus die [310] Schlußfolgerung zu ziehen, die sich für das Ver-

hältnis der bürgerlichen Demokratie zum Faschismus ergibt. 

Beide sind Formen der bürgerlichen Klassenherrschaft, der Diktatur der Bourgeoisie. Die bürgerliche 

Demokratie verschleiert dieses ihr Wesen dadurch, daß sie den Volksmassen ein Mitbestimmungs-

recht oder gar Alleinbestimmungsrecht durch die parlamentarischen Vertretungskörper vortäuscht. 

Auch der Faschismus sucht durch seine Demagogie seine werktätigen Anhänger zu täuschen; aber er 

täuscht sie nicht darüber, daß er ihnen keine gleichen Herrscherrechte gewährt, nicht darüber, daß er 

sie unter eine mit schrankenloser Machtvollkommenheit begabte Diktatur stellen will. Man kann des-

halb den Faschismus als eine Form der offenen Diktatur der Bourgeoisie, die Demokratie als ihre 

verhüllte Form bezeichnen. Aber diesen Formen liegt der gleiche Klasseninhalt zugrunde. Die Ver-

fechter des Faschismus und der bürgerlichen Demokratie können also ihrer Klassenlinie nach nicht 

Gegner sein. Es sind auch nicht Gegensätze, die einander ausschließen (siehe Resolution des XI. 

EKKI-Plenums). 
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In Wirklichkeit sehen wir, daß die Gegensätzlichkeit von bürgerlicher Demokratie und Faschismus 

von zwei Seiten betont wird. Der offene Faschismus, die faschistische Massenbewegung tritt als un-

versöhnlicher Feind der parlamentarischen Korruption auf: Er versucht, die antiparlamentarischen, 

gegen die bürgerliche Demokratie gerichteten Stimmungen der im Rahmen des herrschenden Sys-

tems an ihrer Existenz verzweifelnden Massen auszunutzen, um sie für sich zu gewinnen, um mit 

ihrer eigenen Hilfe den revolutionären Aufschwung niederzubrechen. Die Sozialdemokratie gewährt 

dem Faschismus die nötige Rückendeckung, indem sie einen „Kampf“ der bürgerlichen Demokratie 

gegen den Faschismus, der verhüllten gegen die offene Diktatur über die werktätigen Massen vor-

täuscht. Den antifaschistischen Abwehrkampf der Arbeiter versucht sie auf diese Art umzubiegen in 

einen Kampf zur Verteidigung der bürgerlichen Demokratie, also wieder zur Rettung der bürgerli-

chen Klassenherrschaft. 

Trotz ihrer betonten Gegensätzlichkeit, trotz aller Gruppenkämpfe im bürgerlichen Lager führen „De-

mokratie“ und Faschismus nicht etwa einen Vernichtungskampf, in dem der eine auf Tod und Leben 

den andern zu verdrängen sucht. Im Gegenteil, dieser wächst organisch aus jener empor, er kann auch 

je nach den besonderen Bedingungen einen „demokratischen“ Rahmen beibehalten. Das XI. EKKI-

Plenum hat deshalb ausdrücklich betont, daß faschistische Herrschaftsformen demokratische Ueber-

reste nicht nur verdrängen, sondern auch ergänzen, daß beide, ohne einander zu stören, zu einem 

Ganzen verschmelzen können, wenn nur die Reibungen beseitigt werden, welche die herrschende 

Klasse in dem durch die Krise ihr aufgezwungenen verzweifelten Vernichtungsfeldzug gegen die 

Arbeiterbewegung in ihren alten Herrschaftsformen vorfindet. Es hat damit eine Tatsache festgestellt, 

die keinem unbefangenen Beobachter verborgen bleiben kann, die aber in das sozialdemokratische 

Lügengewebe nicht hineinpaßt. Die bürgerliche Demokratie bringt den Faschismus aus sich hervor, 

zieht ihn groß, fördert ihn, sie verhält sich aber auch nicht zu ihm wie sein dialektischer Gegensatz, 

indem sie etwa, einmal in ihn umgeschlagen, in ihrem eigenen Wesen sich unwiderbringlich aus-

löscht. Es ist eben kein Gegensatz, der in einem grundlegenden Gegeneinander realer Klassenkräfte 

begründet ist, sondern bloß eine im äußersten Falle radikale Formänderung, bei unverändertem Klas-

seninhalt. 

Wenn also Brüning die offene Diktatur im Auftrag der Bourgeoisie gegen die Werktätigen durchzu-

führen unternimmt, so handelt er damit nicht als Feind der sogenannten Demokratie, sondern mit ihr 

im Bunde, eben weil sie durch den revolutionären Aufschwung bedroht ist. Zum Schutz dieser „De-

mokratie“ schreitet der Faschismus mit voller Wucht an ihre Liquidierung. 

Welche Rolle spielt nun die Sozialdemokratie dabei? Sie ist nicht nur die [311] soziale Hauptstütze 

der Bourgeoisie, sondern zugleich die wichtigste Stütze bei der Durchführung der faschistischen Dik-

tatur durch die Regierung Brüning. 

Es vergeht kein Tag, da die Sozialdemokratie sich in dieser Rolle betätigt, gezwungen wird, vor den 

Massen der Arbeiterschaft und ihrer eigenen Anhänger offen diese Rolle zu zeigen. Wir verweisen 

nur auf ihre Zustimmung zur neuen „Notverordnung“, auf das Verbot der Spartakiade, auf Severings 

Schießerlaß, Zeitungsverbote, Unterdrückung der Versammlungsfreiheit usf. Der Sturm der sozial-

demokratischen Arbeiter wächst. Diesen Sturm durch zielbewußte Einheitsfronttaktik mit den sozi-

aldemokratischen Arbeitern zur Herstellung der roten Einheitsfront aller Werktätigen zu verstärken, 

vor allem durch Intensivierung unserer Arbeit in den Betrieben und in den reformistischen Gewerk-

schaften, dadurch den Massenanhang der SPD zu liquidieren, das ist nach wie vor unsere zentrale 

Aufgabe. 

* 

Bauern-Hilfsprogramm der KPD  
Von Heinrich R a u. 

I. 

Die letzte Plenartagung des Zentralkomitees unserer Partei am 14./15. Mai hat nach eingehender Stel-

lungnahme zur Agrar- und besonders zur Bauernfrage ein Bauern-Hilfsprogramm beschlossen, das 
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Genosse Thälmann anläßlich eines Massenmeetings am 16. Mai in Oldenburg der Oeffentlichkeit 

übergab. Sowohl unter den Arbeiter- und Bauernmassen, wie in den Reihen der Bourgeoisie, in der 

gesamten bürgerlichen Presse hat dieses Programm ein lebhaftes Echo, größte Beachtung gefunden. 

Aus den Spalten der bürgerlichen Presse klang tiefe Besorgnis über diesen Schritt der Partei, die der 

„Jungdeutsche“ vom 4.6.31 in folgende Worte kleidete: 

„Aber trotzdem kann dieses Zeichen der Zeit gar nicht ernst genug genommen werden ... Auf der anderen Seite 

erwächst daraus die in ihrer Dringlichkeit fast nicht mehr darzustellende Forderung an die Regierung, endlich 

auf wirklich neuen Wegen der politischen und wirtschaftlichen Not unserer Zeit entgegenzutreten. Bleibt die 

Regierung bei ihrer ‚Politik mit Mittelchen‘, dann wird die Radikalisierung immer weiter um sich greifen und 

das Gespenst des Bolschewismus immer drohendere Formen annehmen.“ 

Die „Deutsche Allgemeine Zeitung“ schrie nach Polizeihilfe, forderte besonders Herrn Severing auf, 

gegen die kommunistische Arbeit unter den Bauern einzuschreiten. In Bayern, Bremen, Thüringen 

erfolgte die Beschlagnahme des Programms. Die nationalsozialistische Presse, besonders Göbbels 

„Angriff“ vom 22. Mai, mußte sich in ihrer Stellungnahme zum Programm selbst entlarven. Der „An-

griff“ wandte sich gegen die Forderung auf entschädigungslose Enteignung des Großgrundbesitzes, 

erklärte die Niederschlagung der Schulden und Schuldenzinsen sowie die Steuerentlastung der werk-

tätigen Bauern für undurchführbar, entlarvte damit die Verlogenheit der nationalsozialistischen 

Phrase vom Kampf gegen den Kapitalismus, Beseitigung der Zinsknechtschaft, Kampf gegen Young-

steuern. Die Landbund-Presse erklärte den Bauern, es handle sich ja nicht um ein ernstgemeintes 

Programm, sei nur Lockspeise, der marxistische Grundsatz verlange doch auch die Enteignung der 

Kleinbauern, denen nun plötzlich die KPD in verlogener Weise noch Zuteilung von Land verspreche. 

Die Bauernfeindlichkeit der KPD gehe schon daraus hervor, daß sie Gegner der Zölle sei. 

Woher dieses lebhafte Echo, diese Angst der Bourgeoisie, die ihre Stellungnahme mm Bauern-Hilfs-

programm zum Ausdruck bringt? Keine der im Programm aufgestellten Forderungen ist neu, und 

trotzdem jetzt das Geschrei! 

[312] Das kapitalistische System befindet sich in einer tiefen allgemeinen Krise, in deren Rahmen 

die akute Agrarkrise einen bedeutenden Platz einnimmt. Die Widersprüche des Kapitalismus und die 

Klassengegensätze treten immer krasser in Erscheinung, die Klassenkämpfe verschärfen sich, die po-

litische Krise des kapitalistischen Systems reift in immer rascherem Tempo heran, das Gespenst des 

Bolschewismus geht um, die revolutionäre Massenbewegung unter Führung der Kommunistischen 

Partei ist in raschem Aufstieg, die Frage der Eroberung der Macht durch das Proletariat steht konkret 

und real auf der Tagesordnung. In dieser Situation dokumentiert die KPD mit der demonstrativen 

Veröffentlichung des Bauern-Hilfsprogramms durch den Parteivorsitzenden ihren ernsten, entschlos-

senen Willen zur Niederreißung der zwischen Proletariat und Bauernschaft aufgerichteten Dämme, 

Schranken, Gegensätze, zur Herstellung des Bündnisses der Arbeiter und Bauern, dessen große Be-

deutung im Sieg der russischen Revolution sich erwiesen hat. 

Das herrschende System ist unfähig, der Bauernschaft noch eine Lebensexistenz zu bieten. Diese und 

jene kleinen Konzessionen, die die Bourgeoisie der werktätigen Bauernschaft aus politischen Grün-

den macht, können nicht die wachsende Verelendung der bäuerlichen Massen und darüber hinaus den 

Ruin, Untergang der bäuerlichen Wirtschaft aufhalten. Die Marxsche These vom Untergang des bäu-

erlichen Kleinbetriebes im Kapitalismus lernt gegenwärtig der Bauer am eigenen Körper als zutref-

fend erkennen. Die gegenwärtige tiefe Krise bedeutet eine enorme Beschleunigung des Ruins der 

Bauernwirtschaften Die bisherige Verelendung auf der Scholle geht heute bereits in das Stadium über, 

wo der Bauer an der „Grenze des physischen Minimums“ (Marx) angelangt ist und die Verjagung 

oder Flucht von der Scholle beginnt (wachsende Zahl der Zwangsversteigerungen, Verweigerung der 

Uebernahme der väterlichen Wirtschaft durch Bauern. söhne, in verschiedenen Gebieten Aufgeben 

des Pachtlandes durch Kleinbauern und dafür teils Forderung auf Arbeitslosen. oder Wohlfahrtsun-

terstützung usw.). In dieser Situation veröffentlicht die KPD ein die ersten Maßnahmen der siegrei-

chen proletarischen Revolution zusammenfassendes Programm im Interesse der arbeitenden Bauern, 

zeigt der werktätigen Bauernschaft den Ausweg aus Not und Untergang. Es ist klar, daß in dieser 

Situation ein solches Programm einen aufnahmefähigen Boden bei der Bauernschaft finden muß. 
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Das Programm erscheint ferner in einer Zeit, in der unter der werktätigen Bauernschaft bereits eine 

Tendenz des Ueberganges vom faschistischen ins revolutionäre Lager eingesetzt hat (Bauern-Komi-

tee-Bewegung revolutionäre Bauern. Konferenzen, bäuerlich-revolutionäre Oppositionsgruppen in 

großagrarisch geführten Organisationen und Bewegungen). Die Veröffentlichung des Bauern. Hilfs-

programms wird diese Entwicklung verbreitern, vertiefen sowie die politisch-revolutionäre Reife die-

ser Bewegungen beschleunigen (siehe Entwicklung des linken Flügels der Landvolk-Bewegung, Er-

klärung Salomons u. a.). 

Die Basis für die Schaffung des Bündnisses der Arbeiter und Bauern ist also durchaus günstig. Das 

erkennt – wie das erwähnte Zitat aus dem ,Jungdeutschen“ zeigt – auch die Bourgeoisie, sie weiß 

auch, welche machtpolitische Bedeutung es hat, ob die Bauernschaft Reservearmee der Bourgeoisie 

oder des Proletariats ist, sie weiß auch, daß die Revolutionierung der Millionen bäuerlicher Kräfte im 

Dorfe seine Auswirkungen auf die Bauernsöhne im Waffenrock, in Reichswehr und Polizei, also 

innerhalb der wichtigsten staatlichen Machtorgane hat. Das sind die Gründe, warum die Bourgeoisie 

über das Bauern-Hilfsprogramm so zetert, nach Polizei und Justiz schreit. Die proletarische Klasse 

hat diese große politische Bedeutung der Bauernschaft bisher nicht in erforderlichem Maße beachtet. 

Wir Kommunisten selbst haben in dieser Frage die Rolle unserer Partei als Führer und Erzieher der 

Massen stark vernachlässigt. Der Beschluß der ZK-Plenartagung bedeutet auf diesem Gebiet: en t -

s ch l o s sene  Wendung. [313] 

II. 

In „Probleme des Leninismus“ stellt Genosse Stalin die Bauernfrage scharf und präzise als einen Teil 

der „allgemeinen Frage der Diktatur des Proletariats“. Er schreibt dort wörtlich: 

„Wer sich auf die Uebernahme der Macht vorbereitet, muß sich für die Frage interessieren, auf wen 

er als wirklichen Verbündeten zählen kann. 

In diesem Sinne ist die Bauernfrage ein Teil der allgemeinen Frage der Diktatur des Proletariats und 

als solche eine der lebensvollsten Fragen des Leninismus 

... Die Frage steht so: Sind die revolutionären Möglichkeiten, die in der Bauernschaft dank ihrer be-

stimmten Existenzbedingungen schlummern, bereits er schöpft oder nicht, und falls nicht, besteht die 

begründete Hoffnung, diese Möglichkeiten für die proletarische Revolution nutzbar zu machen und 

die Bauernschaft, ihre ausgebeutete Mehrheit, aus einer Reserve der Bourgeoisie, die sie in den bür-

gerlichen Revolutionen des Westens war und heute noch ist, in eine Reserve des Proletariats, in seinen 

Bundesgenossen verwandeln zu können? Der Leninismus beantwortet die Frage positiv.“ 

Unsere Partei hat zur Agrar- und besonders auch zur Bauernfrage auf verschiedenen Parteitagen Stel-

lung genommen und die marxistisch-leninistische These von der Notwendigkeit des Bündnisses der 

Arbeiter und Bauern unterstrichen. Theoretisch wurde in unseren Reihen die große Bedeutung dieses 

Bündnisses für den Kampf um die Macht, wie zur Erhaltung der Sowjetmacht keineswegs verneint 

Theoretisch wurde auch die Möglichkeit der Gewinnung der vom Kapitalismus ausgebeuteten werk-

tätigen Bauern*) zum Kampf an der Seite des Proletariats bzw. Neutralisierung der mittelbäuerlichen 

Schichten anerkannt. Trotzdem war von Aktivität der Parteiorganisationen zur Realisierung des 

Bündnisses, von praktischer Arbeit unter den bäuerlichen Massen sehr wenig zu bemerken. Je weni-

ger unter den bäuerlichen Massen selbst gearbeitet wurde, umso produktiver waren wir in der Parla-

mentsarbeit auf diesem Gebiet. Der Versuch, die fehlende Massenarbeit durch massenhafte Parla-

mentsanträge zu ersetzen, die Durchführung einer von der Arbeit unter den Massen isolierten Parla-

mentsarbeit mußte auch – ganz abgesehen vom Vorhandensein einer Reihe Unklarheiten – zu einer 

oft bedenklich opportunistischen Parlamentspraxis führen. 

 
*) „Unter dem Kapitalismus unterscheidet sich die Exploitation der Bauern von der Exploitation des industriellen Proleta-

riats nur durch die Form. Der Exploitateur ist derselbe: das Kapital. Die einzelnen Kapitalisten exploitieren die einzelnen 

Bauern durch Hypotheken und den Wucher, die Kapitalistenklasse exploitiert die Bauernklasse durch die Staatssteuer. Die 

Parzelle des Bauern ist nur noch der Vorwand, der dem Kapitalisten erlaubt, Profit, Zinsen und Rente von dem Acker zu 

ziehen und den Ackerbauer selbst zusehen zu lassen, wie er seinen Arbeitslohn herausschlägt.“ (Marx, Kapital, Band I.) 
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„Bis jetzt war unsere Arbeit zu wenig wirkliche Massenarbeit unter den werktätigen Bauern, eine viel 

zu parlamentarische Arbeit.“ (Thälmann, Rede in Oldenburg.) 

Die Schere zwischen Anerkennung von Thesen und Umsetzung in die Praxis ist nicht allein mit or-

ganisatorischen Schwächen zu erklären. Dem Gros der Parteimitgliedschaft, ja bis in die Reihen lei-

tender Funktionäre, fehlte die f e s t e  Ueberzeugung von der Notwendigkeit und Möglichkeit des 

Bündnisses. Man hat großenteils durch formale Zustimmung der marxistisch-leninistischen These 

eine pietätvolle Reverenz erwiesen und dahinter versteckt, daß alte sozialdemokratische Traditionen 

noch einen Schlupfwinkel in uns haben. Die Stellungnahme des ZK vom 14./15. Mai und die Prokla-

mierung des Bauern-Hilfsprogramms durch Genossen Thälmann, die in Verbindung damit eingelei-

tete innerparteiliche und Massenkampagne unter dem Proletariat selbst zeigt den entschlossenen Wil-

len der Parteiführung, diese sozialdemokratischen Ueberbleibsel aus unseren Reihen her-[314]auszu-

peitschen, d i e  Pa r t e i  und  da s  P r o l e t a r i a t  f ü r  i h re  r evo l u t i onä r en  Auf gaben  i n  de r  

Gewi nnung  und  Füh r ung  de r  we r k t ä t igen  Baue r nm assen  z u  s chu le n, z u  be f äh i -

ge n. Dieses gewaltige Werk der leninistischen Erziehung der proletarischen Klasse für das Bündnis 

ist die erste große Bedeutung des Bauern-Hilfsprogramms, das im engsten Zusammenhang damit 

steht, daß die Partei entschlossen „die Uebernahme der Macht vorbereitet“. 

Das Bauern-Hilfsprogramm ist damit untrennbarer Bestandteil unseres „Programms des revolutionä-

ren Auswegs“, ist Konkretisierung des Freiheits-Programms der KPD auf dem Gebiet der Bauern-

frage. Mit Recht hat dies Genosse Thälmann in seiner Rede vor der Berliner Arbeiterschaft am 12. 

Juni scharf hervorgehoben, indem er erklärte: 

„Unsere Politik findet ihren Ausdruck in dem Freiheitsprogramm der KPD Jenes Programm der na-

tionalen und sozialen Befreiung des deutschen Volkes, das wir vor dem 14. September der Oeffent-

lichkeit übergaben, gewinnt von Woche zu Woche, von Monat zu Monat wachsende Bedeutung. Es 

ist ein Programm des revolutionären Auswegs aus der Krise. Es ist das Programm der Volksrevolu-

tion, die an die Stelle des bankrotten kapitalistischen Systems den Sieg des Sozialismus, die Herr-

schaft einer Arbeiter- und Bauern-Regierung setzen wird. 

Unser Freiheitsprogramm ist das Rückgrat unserer Politik! Aber wir begnügen uns nicht mit der all-

gemeinen Linie unseres revolutionären Kampfes, sondern zeigen den einzelnen Schichten des arbei-

tenden Deutschland praktisch und konkret, was die Kommunisten ihnen zu sagen haben. So haben 

wir das Bauernhilfsprogramm der KPD der Oeffentlichkeit übergeben. 

Unse r  Baue r n-Hi l f sp r og r am m, da s  s chon  heu t e  be i  den  Mi l l i onenm as s e n  de r  r i n -

genden  und  käm pfenden  Baue r n  Deu t s ch l ands  a l s  e i n  L ich t s t r ah l  i n  de r  F i ns t e r -

n i s  de s  Baue r ne l ends  beze i chne t  w i r d, m uß  de r  Wegwe i se r  s e i n, de r  sowoh l  den  

I ndus t r i ea r be i t e r n  den  W e g  zum  br üde r l i c hen  Kam pf bündn i s  m i t  den  Wer k t ä t i -

gen  de s  Lande s, den  Scha f f enden  de r  Dör f e r  z e i g t, w i e  den  Baue rn  den  W eg, um  

Schu l t e r  a n  Schu l t e r  m i t  de r  Ar be i t e r scha f t  gegen  da s  bank r o t t e  kap i t a l i s t i s che  

Sys t em  anzus t ü rme n!“ 

Jeder Schritt, jeder Kampf der Arbeiterklasse gegen das kapitalistische System wird damit auch zu-

gleich ein Kampf um die Verwirklichung des Bauern-Hilfsprogramms. Wir müssen gerade diese Tat-

sache vor der werktätigen Bauernschaft stark hervorheben. Die Erkenntnis dieser prinzipiellen Be-

deutung jeder revolutionären Aktion des Proletariats für die werktätige Bauernschaft wird uns die 

Zerschlagung der Versuche der Konterrevolution auf künstliche Schaffung oder Vertiefung eines Ge-

gensatzes zwischen Arbeiter und Bauern erleichtern, wie auch die Heranziehung der Bauernschaft 

zur Unterstützung der Kämpfe des Proletariats. 

Das Proletariat und seine Partei, die KPD, darf sich nicht damit begnügen, daß es selbst kämpft und 

erkennt, daß seine Kämpfe auch im Interesse des vom Kapitalismus ausgebeuteten Teiles der Bau-

ernschaft liegen, sondern m uß  den  Kam pf  de r  Baue r nscha f t  um  de r en  bäue r l i che  Fo r -

de r ungen  s e l b s t  o r gan i s i e r en  und  f üh r en. So wie jede revolutionäre Aktion des Proletariats 

im Interesse der werktätigen Bauernschaft liegt, so ist andererseits jeder revolutionäre Kampf der 
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werktätigen Bauern gegen ihre Ausbeutung (Steuer-, Zins-, Pachtlasten usw.) ein Teil der Volksak-

tion gegen die kapitalistische Herrschaft, erhöht zum mindesten die Schwierigkeiten der Bourgeoisie 

bei ihrem Versuch, auf Kosten der Massen einen Ausweg aus der tiefen allgemeinen Krise des Sys-

tems zu finden. Im Anschluß an das erwähnte Zitat schreibt Genosse Stalin in „Probleme des Leni-

nismus“: 

„... Daraus ergibt sich die praktische Folgerung, daß das Proletariat die werktätigen bäuerlichen Mas-

sen in ihrem Kampfe gegen die Knechtschaft und die [315] Ausbeutung, gegen die Unterdrückung 

und Verelendung unterstützen, unbedingt unterstützen muß. Das heißt natürlich nicht, daß das Prole-

tariat j ede  Bewegung der Bauernschaft unterstützen soll. Wir sprechen hier von der Unterstützung 

einer solchen Bewegung und eines solchen Kampfes, der direkt oder indirekt die Befreiungsbewe-

gung des Proletariats erleichtert, der in irgendeiner Form der proletarischen Revolution nutzbar ge-

macht werden kann und der dazu hilft, die Bauernschaft zum Verbündeten und zur Reserve der Ar-

beiterklasse zu machen.“ 

Das Bauern-Hilfsprogramm der Partei bedeutet nicht nur eine Wendung  zur verstärkten außerpar-

lamentarischen Massenarbeit unter der werktätigen Bauernschaft im Sinne einer gesteigerten Agita-

tion und Propaganda, sondern in erster Linie i m  S i nne  e i ne r  Or i en t i e r ung  unse r e r  Baue r n -

a r be i t  au f  Or gan i s i e r ung  und  Füh r ung  r evo l u t i onä r e r  Ak t i onen  de r  we r k t ä t i gen  

Baue r nscha f t  im  Rahm en  und  a l s  Te i l  de r  von  de r  Pa r t e i  ge f üh r t en  g roßen  Vo l ks -

ak t i o n. Es versteht sich von selbst, daß das eine systematische Arbeit unter der Bauernschaft (Pa-

tenschaftsarbeit) und auch eine wesentliche Steigerung unserer Agitation und Propaganda erfordert, 

aber eben nicht nur Steigerung, sondern Konkretisierung zur Kampfmobilisierung unter Beachtung 

der vielseitigen und eigenartigen Verhältnisse in den jeweiligen Orten und Gebieten. 

„Nur der wird sein (des Bauern) Verständnis finden, der zeigt, daß er das, was den Bauern auf den 

Nägeln brennt, selbst weiß und begriffen hat. Das ist in verschiedenen Teilen Deutschlands ganz 

verschieden. Ueberall gibt es andere Verhältnisse, andere Formen der Not, der Tages f o r de r unge n 

und der Art, wie die Bauern darauf reagieren. Das macht die Arbeit kompliziert. Aber unsere Genos-

sen, wir, die Gesamtpartei müssen trotzdem lernen, diese Arbeit in der richtigen konkreten Weise 

durchzuführen.“ (Thälmann, Plenartagung des ZK.) 

Mit der Wendung in unserer Bauernarbeit zur Organisierung und Führung bäuerlicher Aktionen 

ergibt sich zwangsläufig die Notwendigkeit der Schaffung bäue r l i che r  Kam pf or gan e. In der 

Oktober-Revolution 1917, wie auch in den verschiedensten revolutionären Aktionen der Bauern wäh-

rend der letzten Jahre in den einzelnen kapitalistischen Ländern haben sich als beste Methode der 

Massenmobilisierung und der Kampforganisation breiter bäuerlicher Massen die Baue r n-Ak t i o ns-

Kom i t ee s erwiesen. Diese Aktions-Komitees sollen sowohl die revolutionären Bauernverbände als 

eine feste Stütze, wie die bäuerlichen Oppositionsgruppen großargrarisch geführter Organisationen 

und die unorganisierten Bauern umfassen, Sammelpunkt der revolutionären Bauern und Träger der 

Bauernaktionen sein. Dabei muß sich die Kommunistische Partei durch kommunistische Fraktionen, 

mit Hilfe ihrer Patenschaftsarbeit, insbesondere auch mit Hilfe der im Dorfe wohnenden Arbeiter die 

Führung sichern. Auch von dieser Seite gesehen ist deshalb besonders unsere Arbeit unter dem 

Landpr o l e t a r i a t  von entscheidender Bedeutung und darf keinen Moment vernachlässigt werden. 

Ve r s t ä r k t e  Baue r na r be i t  e r f o r de r t  zug le i ch  ve r s t ä r k t e  Tä t igke i t  zu r  M ob i l i s i e -

r u n g  de s  Landpr o le t a r i a t s, sowoh l  zum  Kam pf  f ü r  d i e  e i genen  p ro l e t a r i s chen  

Fo r de r ungen  de r  Landa r be i t e r s c ha f t  w i e  zu r  Un t e r s t ü t zung  de r  bäue r l i chen  Fo r -

de r ungen  und  Ak t i one n. 

III. 

Da über eine Reihe Fragen in unserer Parteimitgliedschaft selbst noch Unklarheiten bestehen und sich 

andererseits mit der Stellungnahme dazu auch eine Antwort auf die eingangs erwähnten Aeußerungen 

der bürgerlichen Presse verbinden läßt, soll hier noch kurz zu einzelnen mit dem Bauern-Hilfspro-

gramm zusammenhängenden Fragen Stellung genommen werden. 
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Die Landbund-Presse erklärt, wir haben aus opportunistischer Bauernfängerei die „marxistische For-

derung“ auf Enteignung der Kleinbauern preisgegeben. Gibt [316] es eine solche marxistische For-

derung? Es genügt, durch einige Zitate nachzuweisen, daß unser Bauern-Hilfsprogramm in dieser 

Frage keine neue Forderung aufstellt. In der „Neuen Zeit“, Jah r gang  189 4/95, 1. Band, Seite 303, 

schrieb Friedrich Engels, nachdem er den „unvermeidlichen Untergang der Kleinbauern“ durch die 

kapitalistische Entwicklung nachgewiesen hat: 

„Wir werden alles nur irgend Zulässige tun, um sein Los erträglich zu machen, um ihm den Ueber-

gang zur Genossenschaft zu erleichtern, falls er sich dazu entschließt, ja sogar um ihm, falls er diesen 

Entschluß noch nicht fassen kann, eine verlängerte Bedenkzeit auf seiner Parzelle zu ermöglichen. 

Wir tun dies nicht nur, weil wir den selbstarbeitenden Kleinbauern als virtuell zu uns gehörend be-

trachten, sondern auch aus direktem Parteiinteresse. J e  g r öße r  d i e  Anzah l  de r  Baue r n  i s t, 

denen  wi r  den  wi r k l i chen  Abs t u r z  i n s  P ro l e t a r i a t  e r spa re n, d i e  w i r  s chon  a l s  Bau -

e r n  f ü r  uns  gewi nnen  könne n, de s t o  r a s che r  und  l e i ch t e r  vo l l z i eh t  s i ch  d i e  ge -

s e l l s cha f t l i che  Umges t a l t un g.“ 

Ferner schreibt dort Engels: 

„Und zweitens ist es ebenso handgreiflich, daß, wenn wir im Besitz der Staatsgewalt sind, wir nicht 

daran denken können, die Kleinbauern gewaltsam zu expropriieren (einerlei, ob mit oder ohne Ent-

schädigung), wie wir dies mit den Großgrundbesitzern zu tun genötigt sind.“ 

Engels sagt hier sehr deutlich, daß wir nicht an die Enteignung der Kleinbauern denken, ja, daß die 

sozialistische Staatsmacht – und nur sie – ihm eine „verlängerte Bedenkzeit“, ein verlängertes Ver-

bleiben auf seinem Kleineigentum gibt, sein Uebergang zur Genossenschaft (Kollektive) ein freiwil-

liger sein soll, ihm auf diese Weise der „Absturz ins Proletariat erspart“ wird, so wie wir das in der 

Praxis in der Sowjetunion sehen. 

In den von Lenin formulierten und vom II. Weltkongreß der Kommunistischen Internationale i m  

Jah r e  1920  beschlossenen Thesen zur Agrarfrage heißt es u. a.: 

„Auf jeden Fall garantiert die proletarische Macht der kleinen und mittleren Bauernschaft nicht nur, 

daß ihre Grundstücke ihnen erhalten bleiben, sondern daß sie auch um die gesamte bis dahin gepach-

tete Fläche vergrößert werden (durch Aufhebung des Pachtzinses).“ 

Bezüglich der Kleinbauernbetriebe lautet der erste Satz des im  Jah r e  1919  geschaffenen Agrar-

programms des Spartakusbundes: 

„Das Privateigentum des Kleinbauern an Land und Arbeitsmitteln bleibt unangetastet.“ 

Una zum Abschluß sei noch auf das vom  VI. We l t kongr eß  1928  beschlossene Programm der 

Kommunistischen Internationale hingewiesen, in dem es heißt: 

„Uebergabe eines Teiles des konfiszierten Bodens der Großgrundbesitzer und anderer Bodenbesitzer 

an die Bauern (und zwar an deren arme und teilweise auch an ihre mittleren Schichten), vor allem 

dort, wo diese Ländereien früher von den Bauern in Pacht bearbeitet wurden und ein Mittel ihrer 

wirtschaftlichen Versklavung waren.“ 

Daß unsere Bodenforderung im Bauern-Hilfsprogramm keine neue Erfindung ist, sondern den mar-

xistischen Prinzipien entspricht, dürfte damit ziemlich klar und eindeutig zum Ausdruck gebracht sein. 

„Die KPD ist Gegne r  de r  Zö l l e, das zeigt ihre Bauernfeindlichkeit“, erklärt der Landbund weiter. 

Sind wir Gegner der Zölle? Ja und nein! Es ist die Frage: welcher Zölle? Wir sind gegen  d i e  f i -

nan z- und  ag r a r kap i t a l i s t i s chen  Zö l l e, weil Zölle in der Hand der kapitalistischen Klassen-

herrschaft Mittel sind nach innen zur Ausplünderung der Arbeiter und werk. tätigen Bauern im Inte-

resse des Profits der Kapitalisten und Großagrarier, und [317] nach außen als Instrumente des impe-

rialistischen Konkurrenzkampfes und heute besonders auch zum Wirtschaftskrieg gegen die Sowjet-

union auf Kosten der arbeitenden Massen in Stadt und Land (die kapitalistische Zollpolitik kostet die 

Arbeiter und Bauern Deutschlands jährlich mindestens 3 Milliarden Mark). Baue r n fe i nd l i ch  i s t  
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d i e  kap i t a l i s t i s che  Zo l l po l i t i k  und  baue r n f e i nd l i ch  s i nd  en t sp r echend  a l l e  d i e, 

d i e  d i e se  kap i t a l i s t i s che  Zo l l po l i t i k  un t e r s t ü t ze n, da r un te r  auch  de r  Landbund  

und  d i e  Na t i ona l soz i a l i s t en  im  Bunde  m i t  de r  Soz i a l demokr a t i e. 

Wir kämpfen gegen die kapitalistische Zollpolitik keineswegs im Namen des kapitalistischen Frei-

handels, sondern es ist ein Teil unseres Kampfes zum Sturz der kapitalistischen Herrschaft, wir wer-

den nach der Machteroberung das Mittel der Zölle in Verbindung mit dem Außenhandelsmonopol 

ausgiebig anwenden. In der Hand der Sowjetmacht werden die Zölle eine Waffe zum Schutze des 

Aufbaues der sozialistischen Wirtschaft, zum Schutze der Arbeiter und Bauern vor Ausplünderung 

durch das internationale Kapital, die Zölle sind uns dann eine brauchbare revolutionäre Waffe im 

Interesse der arbeitenden Massen. Wir sind ebensowenig Freihändler wie wir deshalb bürgerliche 

Pazifisten sind, weil wir den bürgerlichen Militarismus bekämpfen. Wir bekämpfen den bürgerlichen 

Militarismus als eine Waffe der herrschen. den kapitalistischen Klasse zur Unterdrückung der ausge-

beuteten Massen. Wir sind aber sehr wohl für eine schlagkräftige Rote Armee im Sowjetland als einer 

Waffe zum Schutze des sozialistischen Vaterlandes der Arbeiter und Bauern. Ich wähle diesen Ver-

gleich, weil unsere Stellung zur Militärfrage populärer ist als unsere Stellung zur Zollfrage, die sich 

aber auf gleicher Ebene bewegt. 

Zum Schluß sei hier die Bedeutung und das Wesen jener Forderungen unseres Bauern-Hilfspro-

gramms erwähnt, die den Nazi-Redakteuren des „Angriff“ so auf die Nerven fielen und auch die 

übrige bürgerliche Presse in Harnisch brachten. Es handelt sich um die Frage de r  en t s chäd i -

gungs l o sen  En t e i gnung  de s  Gr oßg r undbes i t z e s  und damit zusammenhängend besonders 

um die Annullierung der bäuerlichen Schulden und Zinslasten. Während bei den letzten Forderungen 

offensichtlich ist, daß sie sich vor allem gegen das Finanzkapital und die Dorfwucherer richten, ist 

dies betreffs der Enteignung des Großgrundbesitzes nicht auf den ersten Blick erkennbar, und doch 

ist dem so. 

Das Finanzkapital ist unter den verschiedensten Formen Haupteigentümer des Großgrundbesitzes 

(wie auch des „bäuerlichen Besitzes“). In erster Linie haben die Banken mit Hilfe der Kredite, durch 

die Verschuldung der Landwirtschaft (und damit deren Verpfändung an die Kreditgeber) von der 

Landwirtschaft Besitz ergriffen, andererseits ist das Finanzkapital besonders in den letzten Jahren 

sehr stark in die landwirtschaftliche Großproduktion selbst eingedrungen, hat großenteils von ihr Be-

sitz ergriffen, die ökonomische Verflechtung von Finanzkapital und Großgrundbesitzerschicht erfolgt 

in zunehmendem Maße (die Agrarpolitik des Finanzkapitals ist davon stark bedingt). 

Wenn sich die Nationalsozialisten schützend vor das Privateigentum des Großgrundbesitzes stellen, 

so stellen sie sich also nicht nur vor die feudalen Junker, sondern in erster Linie schützend vor das 

Finanzkapital, verteidigen dessen System der „Zinsknechtschaft“, ebenso wie bei ihrer Stellung-

nahme gegen Annullierung der Schulden und der entsprechenden Zinslasten der Bauern an das Fi-

nanzkapital. 

Eng und sehr augenscheinlich steht mit der Frage des Kampfes um den Boden und gegen die Schul-

denlasten in Verbindung das P r ob l em  de r  Hegem on ie  de s  P r o l e t a r i a t s  i nne r ha l b  de r  

gem e i nsam en  Kampf f r on t  de r  Ar be i t e r  und  Baue r n. Lenin hat darauf besonders im Zu-

sammen. hang mit der von der Bauerndeputation zur 1. russischen Bauern-Deputierten-[318]Konfe-

renz im Sommer 1917 erhobenen Forderung auf Konfiskation des Landbesitzes hingewiesen: 

„In der Tat, die Konfiskation des gesamten privaten Landbesitzes bedeutet die Konfiskation von hun-

derten Millionen Kapital der Banken, denen diese Ländereien größtenteils verpfändet sind. Ist eine 

solche Maßnahme denkbar, ohne daß die revolutionäre Klasse durch revolutionäre Maßnahmen den 

Widerstand der Kapitalisten bricht? H i e r be i  hande l t  e s  s i ch  um  das  a m  m e i s t en  zen t r a -

l i s i e r t e  Kap i t a l, da s  Bankkap i t a l, das  du r ch  Mi l l i a r den  von  Fäden  m i t  a l l en  w i ch -

t i g s t en  Zen t r en  de r  kap i t a l i s t i s chen  Wi r t s cha f t  de s  R i esen l andes  ve r knüp f t  i s t  

und  da s  nu r  du r ch  d i e  n i ch t  m i nde r  z en t r a l i s i e r t e  Mach t  de s  s t äd t i s chen  P r o l e -

t a r i a t s  bes i eg t  we rden  kann  ...“ 

(Lenin, „Rabotschij“ Nr. 6 vom 29.VIII.1917). 
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Die zentralisierte herrschende Macht des Finanzkapitals kann nur unter Führung der „nicht minder 

zentralisierten Macht des städtischen Proletariats besiegt werden“. Deshalb erfordert – wie das Bei-

spiel der russischen Oktoberrevolution erwiesen hat – nicht allein das Interesse der Arbeiterklasse, 

sondern ebenso das Interesse der werktätigen Bauernschaft selbst, daß das Proletariat mit der Kom-

munistischen Partei an der Spitze die Führung des gemeinsamen Kampfes der Arbeiter und Bauern 

fest in den Händen hält. Darum liegt, wie bereits betont, die entscheidende Bedeutung des Bauern-

Hilfsprogramms und die damit eingeleitete Kampagne der KPD gerade darin, daß damit das Proleta-

riat befähigt wird, über den Rahmen seiner „eng zünftigen“ Interessenvertretung und Kämpfe hinaus 

die Interessen aller vom Kapital Ausgebeuteten und Unterdrückten, den gemeinsamen Kampf gegen 

den gemeinsamen Feind zu organisieren und zu führen. 

Bei dem großen Gewicht der KPD in der internationalen revolutionären Arbeiterbewegung hat dieser 

Schritt auch in internationalem Maße entscheidende Bedeutung für die Entwicklung der proletari-

schen Bewegung und ihres Verhältnisses zur werktätigen Bauernschaft. Ohne daß wir uns eine Ueber-

treibung zuschulden kommen lassen, können wir deshalb die Worte des Europäischen Bauern-Komi-

tees unterstreichen, das der mit der Veröffentlichung des Bauern-Hilfsprogramms eingeleiteten „his-

torischen Wendung“ folgende internationale Bedeutung zuschreibt: 

„... eine Bedeutung, die nicht nur das Verhältnis der revolutionären Arbeiterbewegung in der Praxis 

grundsätzlich verändert, sondern auch der revolutionären Bauernbewegung neue Möglichkeiten er-

öffnet. 

Wie folgenschwer das aktive Kampfbündnis der Arbeitenden in Stadt und Land das Schicksal der 

Herrschenden beeinflussen wird, beweist die siegreiche russische Revolution, deren Sieg gerade die 

Folge des aktiven Bündnisses der Arbeiter und Bauern war. Somit ist die Stellungnahme der KPD ein 

Ereignis, durch welches das Schicksal der Menschheit beeinflußt wird, und deshalb hat sie eine welt-

historische Bedeutung im wirklichen Sinne dieses Wortes.“ 

* 

Zur Frage der absoluten und relativen Verelendungstheorie  
von Rudolf Gerber (Schluß) 

II. 

Die Theorie der „relativen Verelendung“ wäre vermutlich das Privateigentum des Zentrismus geblie-

ben und mit ihm spurlos zugrunde gegangen, wenn nicht Rosa Luxem bur g  sie in modifizierter Art 

in die revolutionäre Arbeiterbewegung hineingetragen hätte. In einer im November 1899 in der 

„Leipziger Volks-[319]zeitung“ als Buchbesprechung erschienenen Artikelserie „Die kapitalistische 

Entwicklung und die Arbeitervereinigungen“ (Ges. Werke Bd. IV. S. 115 ff) formuliert sie – gegen 

die schon damals sich entwickelnden „wirtschaftsdemokratischen“ Illusionen polemisierend ihre 

Auffassung der Marxschen Verelendungstheorie: die kapitalistische Entwicklung bedingt, wenn 

keine proletarische Gegenaktion eintritt, ab so lu t e  Verelendung – aber das Proletariat hat es in der 

Hand, durch seine gewerkschaftliche Aktion zwar nicht den Kapitalismus, wie die Revisionisten an. 

nahmen, „auszuhöhlen“, die Klassengegensätze zu überbrücken, aber doch an die Stelle der absoluten 

eine bloß r e l a t i ve  Verelendung zu setzen, die dann als die wirksame Triebkraft der revolutionären 

Entwicklung erscheint: 

„Es ist die ihr innewohnende, naturwüchsige Tendenz der kapitalistischen Entwicklung, die materi-

elle Lage der Arbeiterschaft immer tiefer und tiefer her. abzudrücken. Und zwar geschieht dies in 

zwe i f ache r  Weise: einmal durch relative Verschlechterung der Lage des Arbeiters, im Vergleich 

einerseits zu der steigenden Produktivität der Arbeit, andererseits zu dem steigenden Kultur. und Le-

bensniveau der Gesellschaft. Zweitens aber äußert sich diese herabdrückende Tendenz in der direkten 

absoluten Verschlechterung der Lebenshaltung der Arbeiterschaft, in der Verringerung der Löhne, 

Verlängerung der Arbeitszeit, Intensivierung der Arbeit, die wieder Vergrößerung der Sterblichkeit, 

der Kränklichkeit, physische und geistige Entartung nach sich zieht, kurzum in der sogenannten Ve r -

e l endung  der Arbeitermasse ... Würden die Arbeiter keine Gegenaktion organisieren und ließen sie 
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der Entwicklung der kapitalistischen Wirtschaft freien Lauf, sie würde sie und die ganze Gesellschaft 

über kurz oder lang in die Zustande der Barbarei zurückversetzen. Von sich aus, sich selbst überlas-

sen, bietet die kapitalistische Entwicklung dem arbeitenden Volk nu r  wachsendes Elend, wachsende 

Entartung, sie führt es nur hinab, unaufhörlich, unermüdlich, mit beschleunigtem Tempo. Und sich 

wieder emporheben, sich der herabdrückenden Tendenz des Kapitalismus widersetzen kann das Pro-

letariat nur durch seine bewuß t e  Abwehr, durch den organisierten Kampf, durch die Koalition. 

... Die Gewerkschaftsbewegung ist endlich (vorausgeht eine Widerlegung „wirtschaftsdemokrati-

scher“ Hirngespinste R. G.) nicht in der Lage, die Tendenz der r e l a t i ve n Verelendung der Arbei-

terschaft aufzuheben, d. h. den wachsen. den Abstand zwischen dem Anteil des Arbeiters am gesell-

schaftlichen Reichtum und der Produktivität seiner Arbeit, zwischen s e i nem  Anteil und dem Anteil 

der bürgerlichen Klasse zu überbrücken. D i e se  Seite der kapitalistischen Wirtschaft bleibt so lange 

bestehen, als diese Wirtschaft selbst bestehen bleibt, und sie ist gerade die revolutionäre, aufsta-

chelnde Kraft in der Lage des Arbeiters, die ihn, sobald er sie in allen ihren Zusammenhängen be-

griffen hat, zum Sozialdemokraten, zum künftigen Totengräber des Kapitalismus macht. 

Aber die Gewerkschaften können und vollziehen anderes und Gewaltiges: sie kämpfen vor allem 

gegen die abso l u t e  Verelendung der Arbeiterklasse; der herabdrückenden Tendenz des Kapitalis-

mus gegenüber bringen sie die em por hebende  zur Geltung und richten den vom Kapital nieder-

gedrückten Arbeiter materiell und geistig wieder auf. Sie leiten den aktiven Kampf der Arbeiterklasse 

gegen die kapitalistische Wirtschaft ein und bereiten allmählich, durch wirtschaftliche und geistige 

Hebung des Arbeiters, durch organisatorische Zusammenfassung, den materiellen Boden für den so-

zialistischen Befreiungskampf des Proletariats.“ (a. a. O. S. 129 bis 131.) 

Die hier dargestellte Auffassung Rosa Luxemburgs steht offensichtlich turmhoch über der von Kaut-

sky, obzwar unser Zitat acht Jahre jünger ist, als das vorher gegebene. E r s t ens  wird nichts behaup-

tet, was im Widerspruch zu den Tatsachen steht: Rosa Luxemburg spricht zwar ebenfalls nicht von 

jenen Arbei-[320]tergruppen, die zu ihrer Zeit außerhalb der gewerkschaftlichen Organisationssphäre 

lagen, aber sie leugnet für sie auch gar nicht die Gültigkeit des Gesetzes der absoluten Verelendung, 

erkennt dieses vielmehr ausdrücklich als a l l gem e i nes  Gese t z  der kapitalistischen Entwicklung 

an, daß nur durch die proletarische Gegenaktion, den Wirtschaftskampf, modifizierbar ist. Sie be-

hauptet von der relativen Verelendung weiterhin auch nicht mehr, als daß sie den Arbeiter, der sie 

begriffen hat „zum Sozialdemokraten, zum künf t i gen  Totengräber des Kapitalismus macht“ – sind 

in der angeführten Stelle offensichtlich noch gewerkschaftliche Traditionen über die revolutionie-

rende Wirkung selbst der materiellen Hebung der Lage der Arbeiterklasse durch Gewerkschafts-

kämpfe wirksam, so hat Rosa bekanntlich schon in den Schlußabsätzen der „Akkumulation des Ka-

pitals“, also vo r  dem Kriege (1913) sehr eindeutig betont, daß sie die Revolution von der abso lu -

t en  Verelendung der arbeitenden Massen durch den Imperialismus abhängig wußte. Und endlich 

wird die Marxsche Verelendungstheorie als solche hier r i ch t i g  aufgefaßt – im Gegensatz zu Kaut-

sky, der sie, wie wir sahen, durch Ve r f ä l s chung  „rettete“. 

Aber obgleich Rosas Formulierungen mit den Grundbegriffen des Marxismus vereinbar sind, ist für 

uns damit nicht die Frage erledigt, ob die Theorie der „relativen Verelendung“, sei es auch nur zu 

ihren Zeiten und in der Beschränktheit auf die gewerkschaftlich kämpfenden Arbeiter, zu t r a f  – ob  

der Gewerkschaftskampf also imstande sein könne, wenigstens absolute Verelendung zu verhindern. 

Mar x  hat in „Lohn, Preis, Profit“ – jener Schrift, die vollkommen darauf eingestellt ist, die Notwen-

digkeit des proletarischen Wirtschaftskampfes nachzuweisen, wenn die Arbeiterklasse nicht „zu einer 

unterschiedslosen Masse rettungslos gebrochener Hungerleider herabgedrückt werden“ will – doch 

scharf betont, daß die im Lohnkampf stehenden Arbeiter „mit Wirkungen und nicht mit den Ursachen 

dieser Wirkungen kämpfen; daß sie die Abwärtsbewegung aufhalten, aber deren Richtung nicht ver-

ändern“, daß sie „Palliativmittel anwenden, aber die Krankheit nicht heilen“. Eine ande r e  Auffas-

sung der Wirkungen des Lohnkampfes, also auch die Rosa Luxemburgsche, wurde in der Tat zur 

Annahme einer Spa l t ung  in der wirtschaftlichen Lage der Arbeiterklasse führen: der o r gan i -

s i e r t e  Teil verelendet nur r e l a t i v, der üb r i ge  (dessen Existenz Rosa durchaus klar war) auch 

abso l u t. Eine solche Einschätzung der Dinge wäre für die Vorkriegszeit durchaus ke in  
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Hi r ngesp in s t  gewesen – aber Rosa war von den sich aus ihr ergebenden Konsequenzen weit ent-

fernt, behandelte die gewerkschaftlich kämpfenden Arbeiter durchaus als Ve r kör pe r ung  de r  

K l a s se  – und schon deshalb muß ihre Auffassung als widerspruchsvoll bezeichnet werden, während 

die Kautskysche zwar den Marxismus über Bord warf, aber wenigstens in ihrem mit der „relativen 

Verelendung“ nur kümmerlich verhüllten Reformismus konsequent war. 

Es läßt sich aber auch – ganz abgesehen von der oben gegebenen Einschätzung der Erfolgsaussichten 

des Gewerkschaftskampfes durch Mar x  selbst – im System der marxistischen Theorie kein Grund 

dafür anführen, daß gewerkschaftliche Organisationen und Kämpfe für die Massen des Proletariats 

auch  nu r  a b s o l u t e  Verelendung hindern könnten. Marx spricht im „Kapital“ (S. 578) ausschließ-

lich davon, daß die Arbeiter „durch Trade Unions usw. eine planmäßige Zusammenwirkung zwischen 

den Beschäftigten und Unbeschäftigten zu organisieren suchen, um die ruinierenden Folgen jenes 

Naturgesetzes der kapitalistischen Produktion auf ihre Klasse zu brechen oder zu schwächen“, weil 

die Arbeiter erkennen, „daß der Intensitätsgrad der Konkurrenz unter ihnen selbst ganz und gar von 

dem Druck der relativen Ueberbevölkerung abhängt“. Ueber diese Wirkungen der proletarischen Or-

ganisation zetern die Bourgeois und deren ideologische Vertreter, denn „jeder Zusammenhalt zwi-

schen den Beschäftigten und Unbeschäf-[321]tigten stört nämlich das „reine“ Spiel jenes Gesetzes“ 

(des Lohndrucks durch die wachsende Reservearmee). Aber es ist n i r gends  gesagt und auch in 

keiner Weise ersichtlich, daß – selbst wenn jene Zusammenarbeit zwischen Beschäftigten und Unbe-

schäftigten vo l l s t änd i g  gelingt, j ede r  Lohndruck durch die Arbeitslosen also durch proletarische 

Solidarität ausgeschaltet wird*) – daß dann auch nur die abso l u t e  Verelendung der betreffenden 

Arbeitergruppen gehindert wäre: Im Gegenteil bleiben a uc h  dann  zweifellos die drückenden direk-

ten Wirkungen der Massenarbeitslosigkeit auf die Lebenshaltung der Arbeitermassen bestehen, selbst 

wenn die i nd i r ek t en  Wirkungen über den Lohndruck für die Beschäftigten ausgeschaltet sind. 

Ke i ne  gewerkschaftliche Organisationsarbeit kann mehr erreichen, als einen (nicht einmal vollkom-

menen) Ausgleich für die Ve r s c h l ech t e r ung  der Bedingungen, unter denen die beschäftigten Ar-

beiter bei wachsender Reservearmee ihre Arbeitskraft verkaufen müssen: eine Verbesserung dieser 

Bedingungen und gar ein Ausgleich für jene Belastung, die der großen Masse der Arbeiterfamilien 

durch die Notwendigkeit der Durchhaltung der Erwerbslose entsteht, ist unm ög l i c h. Hebungen des 

Reallohnes der b r e i t e s t e n  Arbeitermassen auf dem Wege des gewerkschaftlichen Kampfes sind 

geschichtlich niemals die Ergebnisse dieses a l s  s o l c he n, sondern die eines wachsenden  po l i -

t i s chen  Dr uckes  des Proletariats auf die Bourgeoisie, der objektiven Notwendigkeit von Zuge-

ständnissen zur Vermeidung der Revolution gewesen. 

Und umgekehrt sind dort, wo ein solcher Druck n i ch t  vorlag, Hebungen der Reallöhne stets nur für 

einzelne Arbeitergruppen, für die Massen der gewerkschaftlich erfaßten Arbeiter nur dann, wenn 

diese eine Minderheit des Gesamtproletariats ausmachten, erzielt worden: diese Hebungen waren 

dann objektiv nicht das Ergebnis des Drucks des proletarischen Klassenkampfes auf die Kapitalisten, 

sondern der für die letzteren bestehenden objektiven Notwendigkeit und Möglichkeit von wirtschaft-

lichen Zugeständnissen an Te i l e  des Proletariats zwecks deren Kor r up t i o n, zwecks deren Abhal-

tung vom revolutionären Klassenkampf gegen den Imperialismus. Die Zeit der gewerkschaftlichen 

„Erfolge“, in der der Gedanke einer bloß relativen Verelendung überhaupt aufkommen konnte, dau-

erte gerade s o l a nge, bis breitere Massen des Proletariats in die Organisationen einbezogen waren: 

etwa ab 1910 haben wir in Deutschland wie in England trotz aufsteigender Konjunktur gewerkschaft-

liche Niederlagen – aber auch Tendenzen zu einer Revolutionierung der Massenkämpfe über die 

Köpfe der Gewerkschaftsführung hinweg; das ganze letzte Jahrzehnt vor dem Kriege ist eine Zeit 

günstigenfalls im ganzen gleichbleibender Geldlöhne bei steigenden Lebensmittelpreisen, also – ganz 

abgesehen von der im internationalen Maßstabe, also einschließlich der Kolonial- und Halbkolonial-

länder, gewaltig wachsenden  Reservearmee – ausgesprochener auch absoluter Verelendung der 

breiten Arbeitermassen Der Verzicht auf die – insbesondere ins internationalen Maßstabe notwendige 

 
*) Es ist übrigens bemerkenswert, daß diese Ausschaltung erst in der Gegen. wart, durch die von der RGO m i t  e i n e r  

p o l i t i s c h e n, r e v o l u t i o n ä r e n  E i n s t e l l u n g  geführten Massenkämpfe in einigermaßen befriedigender Weise auf 

breiter Basis gelungen ist. 



Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 12 – 242 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 05.04.2023 

– Aufzeigung der sich vollziehenden absoluten Verelendung zugunsten einer bloß relativen bedeutete 

(auch wenn, wie bei Rosa, an der absoluten Verelendung als Zukunf t s perspektive festgehalten 

wurde) schon ein unzulässiges Zugeständnis an die tatsächlich durch besondere Korruptionsversuche 

ihrer Bourgeoisie ein Std. die Ideologie jener M i nde r he i t  des Proletariats der imperialistischen 

Länder, gen ihrer Lebenshaltung erfuhr, dadurch aber durchaus nicht zu „künftigen Totengräbern des 

Kapitalismus“, sondern zu künftigen „Vaterlandsverteidigern“ erzogen wurde. [322] 

III. 

Die historische Feststellung, daß die bloß relative Verelendung vom Standpunkt breiterer Arbeiter-

massen zu ke i ne r  Zeit – auch nicht damals, als sie von den Verteidigern des Marxismus zugestanden 

wurde – existiert hat, erledigt aber noch durchaus nicht die Frage ihrer Mög l i chke i t  – und auf 

diese kommt es für die Grundlegung unserer Gewerkschaftstaktik an. Wenn, wie Marx in „Lohn, 

Preis, Profit“ gesagt hat, die Frage der Bewegungsrichtung der Löhne „sich auflöst in die Frage der 

relativen Kräfte der Kämpfenden“, so könnte immerhin die Behauptung aufgestellt werden, daß nur 

infolge irgendeiner Unvollkommenheit der gewerkschaftlichen Organisation, die aber deren Wesen 

nicht anhafte, die „relativen Kräfte“ der Arbeiter bisher zu schwach waren, um auch nur absolute 

Verelendung zu verhindern, daß dieses Ergebnis aber bei Ueberwindung dieser Unvollkommenheit, 

ohne Verlassen des Bodens des „reinen Wirtschaftskampfes“ erreichbar sei. Da man sich nun in der 

blauen Luft natürlich irgendeine Verstärkung der gewerkschaftlichen Organisation der Arbeiter vor-

stellen kann, ist eine Widerlegung dieser Vorstellungen nur möglich, wenn es uns gelingt, die unbe-

dingte No twend i gke i t  absoluter Verelendung der Arbeitermassen vo m S t andpunk t e  de r  Ka -

p i t a l i s t enk l a s se  und damit die Unvermeidlichkeit des Einsatzes a l l e r  Mittel der Ausbeuter zur 

Verhinderung selbst der Verteidigung der bestehenden Reallöhne zu erklären. 

Da diese Fragen in diesen Blättern in einem Artikel des Gen. David ausführlich behandelt wurden, 

wollen wir uns hier kurz fassen. Festgestellt sei nur, daß vom Standpunkte der marxistischen Theorie 

sich der Nachweis i n  zwe i e r l e i  Weise erbringen läßt: E r s t ens  in einer a l l gem e i ne n, die für 

a l l e  Phase n der kapitalistischen Entwicklung – aber hier eben auch nur im ganzen und n i ch t für 

alle einzelnen Teile des kapitalistischen Systems – gilt. Zwe i t ens  in einer spez i e l l e n, aber in 

ihrer Einschränkung für a l l e  Te i l e  des Systems gültigen in  de r  Pe r iode  de r  a l l gem ei nen  

Kr i s e  de s  Kap i t a l i sm u s. Was die erste Frage betrifft, so hat Marx bekanntlich im 23. Kapitel 

des 1. Kapitalbandes die „Uebervölkerung von Arbeitern“, die an sich schon ein Element der absolu-

ten Verelendung ist, nicht nur als einen „Hebel der kapitalistischen Akkumulation“, sondern sogar 

als „eine Existenzbedingung der kapitalistischen Produktionspreise“ bezeichnet. 

„Sie (die industrielle Reservearmee) schafft für seine (des Kapitals) wechselnden Verwertungsbe-

dürfnisse das stets bereite ausbeutbare Menschenmaterial, unabhängig von den Schranken der wirk-

lichen Bevölkerungszunahme.“ (a. a. O. S. 570.) „Die plötzliche Expansionskraft des Kapitals“, „der 

charakteristische Lebenslauf der modernen Industrie“ in Gestalt des bekannten Zyklus sind an die 

Existenz der Reservearmee gebunden, so wie sie diese stets reproduzieren. Wachstum der Reserve-

armee bedeutet a n s i c h s c hon absolute Verelendung – aber allerdings ist diese nicht unbedingt an 

jedes e i nze l ne imperialistische Land und schon gar nicht an jede Arbeitergruppe gebunden, viel-

mehr durchaus ein Zustand vorstellbar, bei dem sich – au f s t e i gende  En t wi ck l ung  des Gesamt-

kapitalismus vorausgesetzt – sprunghafte Expansion des Kapitals und rasche Entfaltung der Reserve-

armee (insbesondere durch Proletarisierung kleiner Warenproduzenten) wesentlich in den kolonialen 

und halbkolonialen Ländern vollzieht, die Arbeiterschaft der imperialistischen Hauptländer also, 

wenn sie sich auf ihre beschränkten und vorübergehenden Gruppeninteressen bornierte, tatsächlich 

der Hoffnung einer „bloß“ relativen Verelendung als Ergebnis des gewerkschaftlichen Kampfes nach-

jagen könnte. 

Zu einem gan z ande re n Ergebnis aber gelangen wir für die Periode der a l l geme i nen  Kr i s e  

de s  Kap i t a l i sm u s. Wir können die Grundwidersprüche, die zur allgemeinen Krise führen, nicht 

anders bestimmen, als sie schon [323] stets, als Widerspruch zwischen Produktions- und Verwer-

tungsbedingungen des Kapitals, den zyklischen Krisen zugrunde lagen; modifiziert durch den 
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vollzogenen qualitativen Umschlag der ökonomischen Widersprüche in E l em e n t e  de s  po l i t i -

s c hen  Ze r f a l l s  de s  Sys t em s  (Bestand der Sowjetunion, Kolonialrevolutionen, strukturelle 

Massenarbeitslosigkeit in allen imperialistischen Ländern), die ihrerseits die ökonomischen Wider-

sprüche unter den Bedingungen des monopolistischen Kapitalismus verschärfen. Aber auch unter den 

Bedingungen der allgemeinen Krise stehen für die Kapitalisten die Probleme der Krisen„überwin-

dung“ grundsätzlich so, wie sie Marx im 14. Kapitel des 3. Kapitalbandes (über die dem Profitraten. 

fall entgegenwirkenden Ursachen) gekennzeichnet hat – nur daß im Imperialismus die dort zuletzt 

aufgeführten Methoden weitgehend unanwendbar geworden sind. Verwohlfeilerung der Elemente 

des konstanten Kapitals“, also insbesondere Verbilligung der Rohstoffe wird ebenso wie Neuschaf-

fung von relativem Mehrwert durch Verbilligung der proletarischen Unterhaltsmittel gehindert durch 

die Tatsachen des Monopolismus, seines Schutzzollsystems usw. selbst, Extraprofite im „auswärtigen 

Handel“ und in der Ausbeutung billiger kolonialer Arbeitskräfte finden ihre Grenzen in der vollzo-

genen Aufteilung der Erde. Und an die Stelle der von Marx (a. a. O. S. 221 ff) untersuchten Hebung 

der allgemeinen Profitrate durch unterdurchschnittliche Profitansprüche eines Teils gerade der größ-

ten Kapitalien ist die – vom Standpunkte jedes Imperialismus und seiner Konkurrenzfähigkeit unver-

meidliche – Senkung der Durchschnittsprofitrate durch die von diesem Standpunkte aus notwendigen 

Ueberprofite der Schlüsselmonopole getreten. Dem Kapitalismus bleiben zwe i Wege des Ankämp-

fens gegen die Krisenelemente, die schon von Marx in jenem Kapitel an erster Stelle angeführt sind: 

die „Erhöhung des Exploitationsgrads der Arbeit“, die auf schnelleren Verbrauch der proletarischen 

Lebenskraft bei gleichzeitiger Freisetzung „überschüssiger“ Arbeitskräfte hinwirkt, und das „Herun-

terdrücken des Arbeitslohns unter seinen Wert“. Beides aber sind Elemente der abso l u t e n Verelen-

dung des Proletariats – nicht bloß auf bestimmten Abschnitten des kapitalistischen Systems, sondern 

in seinem ganzen Umfange. Da diese absolute Verelendung der Arbeitermassen ein Lebens bedürf-

nis des modernen Kapitalismus darstellt, werden zu ihrer Erzwingung a l l e, insbesondere alle po l i -

t i s che n  Machtmittel der Ausbeuterklasse eingesetzt werden. Und da diesen Machtmitteln gegen-

über der „reine Wirtschaftskampf“ einzelner Arbeitergruppen unterliegen m u ß , ergibt sich aus der 

Unvermeidlichkeit der absoluten Verelendung die Notwendigkeit der revolutionären, politischen, of-

fensiven Führung auch des sogenannten Wirtschaftskampfes. 

* 

NSDAP und die Klassen  
(Erläutert am Berliner Beispiel.)  

S. E r k n e r  

Die Ergebnisse der Berufszählung liefern vom einschlägigen Material noch die wertvollsten Unter-

lagen für die Frage nach der Klassengliederung in Deutschland. Die Berufsstatistik hat die in den 

einzelnen Wirtschaftszweigen gezählten Personen auch nach ihrer Zugehörigkeit zu den einzelnen 

sozialen Schichten unterschieden und daraus gewinnt man zumindest konkretere Anhaltspunkte für 

die Klassenzusammensetzung der Bevölkerung. Allerdings hat die Berufszählung bereits Mitte 1925 

stattgefunden und seither ist eine gewisse Aenderung der Klassenstruktur der Bevölkerung erfolgt, 

vor allem wird die städtische Arbeiterschaft und die Gruppe der Angestellten ihren Anteil an der 

Gesamtbevölkerung auf Kosten [324] der anderen Schichten gesteigert haben. Aber diese Verschie-

bung muß mangels ihrer genaueren Erfassung in der folgenden Darstellung unberücksichtigt bleiben 

und im allgemeinen geben auch die Ergebnisse der letzten Berufszählung ein in den großen Umrissen 

noch immer zutreffendes Bild der Klassenzusammensetzung. 

Die Daten über die soziale Gliederung sind mit den Wahlergebnissen für die einzelnen Parteien zu 

vergleichen, und aus solchen Vergleichen können dann Rückschlüsse auf das Verhältnis von Klassen 

und Parteien gezogen werden. Je mehr aber einschlägiges Material aus den verschiedensten Bezirken 

bzw. Wahlkreisen des Reiches zusammengetragen und überprüft wird, umso vielseitiger kann das 

Problem: Klassen und Parteien beleuchtet werden und um so zuverlässiger werden die letzten Schluß-

folgerungen sein. Ergebnisse mancher Wahlkreise wiederum besitzen, wie eine solche eingehende 

Ueberprüfung erweist, infolge des Zusammentreffens verschiedener Momente über ihren Bereich 

hinaus allgemeinere Geltung, sie geben also nicht nur die Entwicklung des betreffenden Wahlkreises 
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wieder, sondern können als Maßstab verallgemeinert werden und sind in diesem Sinne typisch. Dies 

ist beispielsweise bei den drei Berliner Wahlkreisen der Fall. 

Das Material, das die drei Berliner Wahlkreise für das Problem: „Parteien und die Klassen“ und 

ebenso „Nazi und die Klassen“ liefern, ist aus folgenden Gründen von allgemeinem Wert: 

Jeder der drei Berliner Wahlkreise hat seine e ige na r t i ge  soziale Zusammensetzung, indem i n  j e -

dem  Wahlk r e i s  zum Un t e r s ch i ed  von  den  be i den  ande r en  e i ne  Haup tk l a s se  (ode r  

auch  e i ne  po l i t i s c h  bedeu t s am e  Zwi schenk l a s s e) be sonde r s  s t a r k  ve r t r e t en  i s t. 

Ferner unterscheidet sich jeder der drei Wahlkreise voneinander dadurch, daß in jedem von ihnen die 

NSDAP ve r sch i ede n stark gewählt wurde. 

Es muß dann untersucht werden, ob zwischen den verschiedenen Wahlergebnissen für die NSDAP 

und der verschiedenen sozialen Struktur der Wahlkreise Zusammenhänge bestehen und inwieweit 

aus solchen Zusammenhängen in den Berliner Wahlkreisen schon allgemeine Schlußfolgerungen für 

das Verhältnis: NSDAP und die Klassen gezogen werden können. 

Die soziale Gliederung der Berliner Wahlkreise 

Bei Reichstagswahlen sind die Stadtgemeinde Berlin und der Regierungsbezirk Potsdam in die drei 

Wahlkreise Berlin, Potsdam II und Potsdam I aufgeteilt. Wie folgende Aufstellung zeigt, enthält jeder 

der drei Wahlkreise Berliner Verwaltungsbezirke und zwar setzen sich die Wahlkreise folgenderma-

ßen zusammen: 

De r  W a h lk r e i s  Be r l i n: aus den Berliner Bezirken Mitte, Tiergarten, Wedding, Prenzlauer Berg, 

Kreuzberg; hinzu kommt noch fast vollständig Friedrichshain. 

De r  Wah lk r e i s  Po t sdam  I I: aus den Berliner Bezirken Lichtenberg, Weißensee, Pankow, Rei-

nickendorf ganz; hinzu Charlottenburg fast voll. ständig, etwa drei Viertel von Treptow, zwei Drittel 

von Köpenick, geringe Bruchteile vom Friedrichshain und Spandau; ferner vom Regierungsbezirk 

Potsdam die Kreise Teltow und Beeskow-Storkow. 

De r  Wah lk r e i s  Po t sdam  I: aus den Berliner Bezirken Wilmersdorf, Zehlendorf, Schöneberg, 

Steglitz, Tempelhof, Neukölln ganz; hinzu Spandau fast vollständig, von Köpenick ein Drittel, Trep-

tow ein Viertel und ein Bruchteil von Charlottenburg; schließlich der Regierungsbezirk Potsdam ohne 

die Kreise Teltow und Beeskow-Storkow. 

Was die soziale Struktur anbelangt, so unterscheiden sich die Wahlkreise [325] voneinander, je nach-

dem Berliner Bezirke mit s t ä r ke r e r  Ar be i t e r bevö l ke rung  ode r  N i ch t-Ar be i t e r bevö l -

ke r ung  in den einzelnen Wahlkreisen überwiegen. Durch die Angliederung des Regierungsbezirke 

Potsdam kommt auch l andw i r t scha f t l i ch e Bevölkerung hinzu. Folgende Tabelle*) zeigt die so-

ziale Gliederung in den einzelnen Wahlkreisen: 

Die soziale Gliederung der Wahlkreise 

 Berlin Potsdam II Potsdam I 

 in absoluten Zahlen 

Berufszugehörige 

davon: 

1.966.173  1.605.016  1.752.870 

1. Gesamtarbeiter  

darunter: 

 905.655  544.565  819.019 

a) Arbeiter in Industrie und Handwerk  657.248  380.000  503.655 

b) Landarbeiter  4510  24.367  174.354 

c) Gesamtarbeiter ohne Landarbeiter   901.145  520.198  644.665 

2. Angestellte und Beamte  489.960  480.047  326.406 

3. Selbständige 

darunter: 

 320.459  300.740  281.866 

Selbständige in der Landwirtschaft  619  15.870  81.840 

4. Mithelfende Familienangehörige  23.915  32.081  102.646 

 
*) Die Daten aus den Verwaltungsbezirken wurden hier auf die Wahlkreise umgerechnet. 
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 Berlin Potsdam II Potsdam I 

 in absoluten Zahlen 

5. Landwirtschaftliche Bevölkerung  5953  58.260  352.716 

6. Hausangestellte  54.918  79.533  35.642 

7. Berufslose  171.266  168.050  187.291 

Dem Wahlkreis Berlin gibt zum Unterschied von den beiden anderen Wahlkreisen die Klasse, die in 

der Tabelle als „Gesamtarbeiter ohne Landarbeiter“, d. h. s t äd t i s che  Ar be i t e r scha f t, angeführt 

ist, ihr besonderes Gepräge. Im Wahlkreis Potsdam 1 wiederum ist zum Unterschied von den beiden 

anderen Wahlkreisen die Gruppe „l andwi r t scha f t l i che  Bevö l ke rung“ (Bauern, mithelfende 

Familienangehörige, Landarbeiter) stärker vertreten. Im Wahlkreis Potsdam II schließlich ist die Zahl 

der „Gesamtarbeiter“ verhältnismäßig schwächer, dagegen gibt es hier die absolut meisten Hausan-

gestellten, was Rückschlüsse auf den Anteil der be s i t z enden  Kl a s se  und  de r  i h r  nahes t e -

henden  Sch i ch ten  in diesem Wahlkreise zuläßt, und ferner ist hier verhältnismäßig besonders 

stark die Gruppe der Angestellten und Beamten. Die Verhältniszahlen verdeutlichen die Unterschiede 

in der sozialen Gliederung der einzelnen Wahlkreise noch auffälliger: 

D i e  s o z i a l e  G l i e d e r u n g  d e r  W a h l k r e i s e  

 Berlin Potsdam II Potsdam I 

 (in v. H. der Berufszugehörigen) 

1. Gesamtarbeiter  

darunter: 

 46,1  33,9  46,7 

a) Arbeiter in Industrie und Handwerk  33,4  23,7  28,7 

b) Landarbeiter  0,2  1,5  9,9 

c) Gesamtarbeiter ohne Landarbeiter   45,9  32,4  36,8 

2. Angestellte und Beamte  24,9  29,9  18,6 

3. Selbständige 

darunter: 

 16,3  18,7  16,1 

Selbständige in der Landwirtschaft  0,3  1,0  4,7 

4. Mithelfende Familienangehörige  1,2  2,0  5,8 

[326]    

5. Landwirtschaftliche Bevölkerung  0,3  3,6  20,1 

6. Hausangestellte  2,8  5,0  2,1 

7. Berufslose  8,7  10,5  10,7 

Im Wahlkreis Berlin ist im Vergleich zu den beiden anderen Wahlkreisen der Anteil der Gruppe 

„Gesamtarbeiter ohne Landarbeiter“ besonders hoch, hin Wahlkreis Potsdam II der Anteil der Grup-

pen: „Angestellte und Beamte“ und „Hausangestellte“ (hier als Meßzahl für die besitzende Klasse) 

und im Wahlkreis Potsdam I die Gruppe „landwirtschaftliche Bevölkerung“. Jedenfalls unterscheiden 

sich die einzelnen Wahlkreise durch den besonders starken Anteil der genannten Gruppen in ihrer 

sozialen Gliederung voneinander. Berlin kann also im Zusammenhang mit dem hier zu erörternden 

Problem als typisch für einen Wahlkreis mit besonders starker städtischer Arbeiterbevölkerung ge-

nommen werden. In Berlin ist allerdings auch der Anteil der Angestellten und Beamten stark, nu r  

dü r f t e  im  Be r l i ne r  Wah l k re i s  i m  Ver g l e i ch  z u  dem  Wah l k r e i s  Po t sdam  I I i nne r -

ha l b  de r  Gr uppe  Anges t e l l t e  und  Beam t e  de r  An t e i l  de r  n i ede ren  Sch i ch t en  we i t  

höhe r  s e in. Der Wahlkreis Berlin hat also im Vergleich zu den beiden anderen Wahlkreisen einen 

besonders starken städtisch-proletarischen Einschlag, indem in ihm das Proletariat besonders stark 

vertreten ist und von den Zwischenklassen wiederum die dem Proletariat näherstehenden Elemente. 

Das gilt nicht nur von den Angestellten und Beamten, sondern teilweise auch von der Gruppe der 

Selbständigen und von der Schicht der „Berufslosen“. Die Gruppe der Selbständigen beispielsweise 

umfaßt u. a. in der Berufsstatistik auch die Heimarbeiter. In der Stadt Berlin gab es bei insgesamt 

über knapp vier Millionen Berufszugehörigen (Bevölkerung) 72.719 Hausgewerbetreibende und 

2387 Mithelfende von Hausgewerbetreibenden. Ein großer Teil dieser Heimarbeiter ist vor allem im 

Wahl. kreis Berlin ansässig. Von den Handwerkern – und Händlerselbständigen – werden in der Re-

gel die dem Proletariat näherstehenden Schichten ebenfalls besonders stark im Wahlkreis Berlin ver-

treten sein, von den „Berufslosen“ die proletarischen Elemente (Invalidenrentner usw.). 
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Der Wahlkreis Potsdam II zählt verhältnismäßig besonders viel Angestellte und Beamte, un te r  

i hnen  wiede r um  i s t  de r  An t e i l  de r  Höhe r ges t e l l t en  d i e se r  Sch ich t  be sonde r s  

g r o ß, wie im allgemeinen in diesem Wahlkreis die besitzende Klasse (Bürgertum) stärker vertreten 

ist, von den Zwischenklassen wiederum die dem Bürgertum näherstehenden Schichten. Potsdam II 

ist daher als typisch für einen Wahlkreis all dieser Schichten anzusprechen. 

Potsdam 1 schließlich hat im Vergleich zu den beiden anderen Wahlbezirken eine stärkere agrarische 

Bevölkerung, die in Berlin fast vollständig fehlt und in Potsdam II nur einen geringen Bruchteil der 

gesamten Berufszugehörigen bildet. Unter den drei Berliner Wahlkreisen ist Potsdam 1 im Unter-

schied von den beiden anderen vor allem der Wahlbezirk mit agrarischem Einschlag. 

W a h l e n t w i c k l u n g e n  

Folgende Zusammenstellung zeigt, wie verschieden stark die Hitler-Partei in den verschiedenen 

Wahlkreisen gewählt wurde. 

W a h l e n t w i c k l u n g  i n  d e n  W a h l k r e i s e n  

 Berlin Potsdam II Potsdam I 

 (in absoluten Zahlen) 

Gültige Gesamtstimmen 1930  1.238.158  1.104.752  1.151.137 

Gültige Gesamtstimmen 1928  1.190.372  986.989  989.502 

[327]    

Stimmenzuwachs 1930  47.786  117 763  161 635 

NSDAP-Stimmen 1930  158 257  184 037  215 933 

NSDAP-Stimmen 1928  16478  16332  17505 

NSDAP-Stimmenzuwachs 1930  141.779  166.532  199.601 

NSDAP-Stimmenzuwachs bei Einrechnung der deutsch-

völkischen und deutsch-sozialen Stimmen von 1928  132.832  151.375  166.656 

Der Zuwachs an gültigen Gesamtstimmen war im Wahlkreise Berlin auffallend gering, jedenfalls war 

er in Potsdam II stärker und in Potsdam 1 noch bedeutender. Im Berliner Wahlkreis hat bei der letzten 

Reichstagswahl September 1914 eine schwächere Mobilisierung der Wähler stattgefunden als ver-

gleichsweise in anderen Wahlkreisen. So war der Anteil der abgegebenen Gesamtstimmen an der 

Zahl der Stimmberechtigten im Berliner Wahlkreis mit 80.8 v. H. un t e r  dem  Re i chsdu rch -

schn i t t  (Reichsdurchschnitt: 82.0 v. H.), während der bei der Reichstagswahl im Mai 1928 mit 78.9 

v. H. über dem damaligen Reichsdurchschnitt (75.6 v. H.) lag. Diese verhältnismäßig schwächere 

Mobilisierung der Wähler ist eine Berliner Sondererscheinung gewesen. Sie dürfte miterklären, daß 

im Berliner Wahlkreis der an sich hohe absolute Stimmgewinn der Kommunisten von 56 349 Stim-

men im Gegensatz zu den meisten anderen Wahlkreisen nicht ausreichte, um den absoluten Stimm-

verlust der SPD, USP und dem Stimmwegfall der sogenannten „linken“ Kommunisten, die im Mai 

1928 kandidiert hatten, aufzuholen. Der absolute Stimmverlust der drei letztgenannten Parteien be-

trug insgesamt 63.686 Stimmen. Berlin war einer der ganz wenigen Wahlkreise, wo der absolute 

kommunistische Stimmgewinn niedriger war als der Stimmverlust der SPD, USP und der sogenann-

ten „linken“ Kommunisten, sonst noch in den Wahlkreisen Ostpreußen und Breslau. In Ostpreußen 

war übrigens ähnlich wie im Wahlkreis Berlin gegen Mai 1928 die allgemeine Wahlbeteiligung eben-

falls nur ganz gering (von 75.4 auf 75.9 v. H.) gestiegen. 

Besteht nun der angegebene Zusammenhang, dann bedeutet es, daß in Berlin eine viel schwächere 

Mobilisierung der Wählerreserven der KPD und SPD stattgefunden hat, als es bei den Wählerreserven 

der anderen Parteien der Fall war, daß demnach im Wahlbezirk Berlin Wahlberechtigte Wahlenthal-

tung geübt haben, die sonst kommunistisch oder auch sozialdemokratisch gewählt hätten. Jedenfalls 

war im Berliner Wahlkreis bei stärkerem relativen Gewinn der KPD auch der relative Verlust der 

SPD (gesunkener Anteil an den Gesamtstimmen) im Verhältnis zu anderen Wahlkreisen besonders 

hoch. Die SPD hat in diesem Wahlkreis sowohl Arbeiter. wie auch Angestelltenwähler stärker verlo-

ren und mit diesem – klassenmäßig gesehen – stärkeren Doppelverlust ist der besonders hohe relative 

Rückgang der SPD im Berliner Wahlkreis zu erklären. 

Die stärkste Stimmenzahl hatte die NSDAP in Potsdam I, dem Wahlkreis m i t  s t ä rke r e r  ag ra r i -

s c h e r  Bevö l ke r ung  aufzuweisen, dann folgte Potsdam II und die schwächste Stimmenzahl erhielt 
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die NSDAP im Berliner Wahlkreis, wo die s t äd t i s che  Ar be i t e r bevö l ke r ung  be sonde r s  

s t a r k  ve r t r e t en  i s t. Ein Vergleich der relativen Größen zeigt deutlich diese unterschiedliche 

Wahlentwicklung der NSDAP. [328] 

W a h l e n t w i c k l u n g  i n  d e n  W a h l k r e i s e n  

 Berlin Potsdam II Potsdam I 

 (in relativen Zahlen) 

Anteil der NSDAP an den Gesamtstimmen   2.8  16.7  18.8 

Anteil der NSDAP an den Gesamtstimmen 1928    1.8  1.6 

NSDAP 1930 in % der NSDAP 1928  960  1051  1322 

Anteil der NSDAP + Deutschvölkischen +  

Deutschsozialen an den Gesamtstimmen 1928 

 2.1  3.3  3.3 

NSDAP 1930 in % von: NSDAP + DV + DS 1928  623  563  656 

In Berlin ist die NSDAP im Verhältnis zu anderen Wahlkreisen stark zurückgeblieben, was den Anteil 

ihrer Wahlstimmen an den gültigen Gesamtstimmen anbelangt. Gruppiert man die Wahlkreise im 

Reich nach der relativen Stärke der NSDAP, so steht Berlin bei 35 Wahlkreisen insgesamt erst an der 

31. Stelle, Potsdam II an der 23. und Potsdam 1 an der 20. Stelle. Im Wahlkreis Potsdam I war der 

Wahlerfolg der NSDAP im Vergleich zu den beiden anderen Berliner Wahlkreisen besonders groß. 

Hier hat die NSDAP unter den drei Berliner Wahlkreisen den höchsten Stimmenanteil an den Ge-

samtstimmen, hier ist der prozentuale und absolute Stimmenzuwachs am höchsten. Dabei haben die 

im Wahlkreis Potsdam I enthaltenen Berliner Verwaltungsbezirke den Anteil der NSDAP an den 

Gesamtstimmen nur herabgedrückt. Im Regierungsbezirk Potsdam allein ist der Nazianteil noch hö-

her. Hier hatten die vier stärksten Parteien bei der Reichstagswahl vom 14. September 1930 folgen. 

den Anteil an den Gesamtstimmen: (im Vergleich dazu das Ergebnis für die Stadt Berlin) 

 NS KP SP DNVP 

 (von 100 gültigen Gesamtstimmen) 

Regierungsbezirk Potsdam 20.6 15.1 28.5 14.9 

Stadt Berlin 14.5 27.3 27.2 12.9 

Gegenüber dem Wahlkreis Potsdam I erhöht sich der Nazi-Anteil an den Gesamtstimmen auf 20.6. 

Die soziale Gliederung der Bevölkerung des Regierungsbezirks Potsdam gibt dann die Hinweise, 

welcher Zusammenhang zwischen diesen Wahlergebnissen und den Klassen besteht, auf welche 

Schichten der Bevölkerung sich der Wahlerfolg der NSDAP besonders gestützt haben muß (zum 

Vergleich die soziale Zusammensetzung der Bevölkerung der Stadt Berlin): 

S o z i a l e  G l i e d e r u n g  

 Regierungsbezirk Potsdam Stadt Berlin 

 (in v. H. Berufszugehörigen) 

1. Gesamtarbeiter davon:  46.8  41.3 

a) Arbeiter in Industrie und Handwerk  25.0  30.2 

b) Landarbeiter  14.1  0.5 

c) Gesamtarbeiter ohne Landarbeiter  32.7  40.8 

2. Angestellte und Beamte  13.7  27.8 

3. Selbständige  18.1  16.5 

4. Mithelfende Familienangehörige  8.4  1.2 

5. Landwirtschaftliche Bevölkerung  27.9  0.8 

6. Berufslose  10.7  9.6 

7. Hausangestellte  2.3  3.6 

Im Regierungsbezirk Potsdam ist der Anteil der landwirtschaftlichen Klassen an der Gesamtbevölke-

rung noch höher als im Wahlkreis Potsdam I und ebenso der Anteil der NSDAP an den gültigen 

Gesamtstimmen. 

[329] Jedenfalls legen all diese Vergleichsdaten die Schlußfolgerung nahe, daß d i e  l andwi r t -

s cha f t l i chen  Kl a s sen  auße r o r den t l i ch  v i e l  zu r  Ve r s t ä r kung  de s  Na z i e r f o l ge s  be i  

de r  l e t z t en  Re i chs t ag s wah l  be i ge t r agen  habe n, ohne diesen starken Anhang auf dem 

Lande bitten die Erfolge der NSDAP bei der letzten Reichstagswahl bedeutend bescheidener ausge-

sehen und was dem Aufstieg der NSDAP bei dieser Wahl den „sensationellen“ Anstrich gab, waren 
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nicht zuletzt gerade ihre Erfolge auf dem Lande. Unter diesem Gesichtspunkt sind die Ergebnisse 

Berlin-Potsdam besonders lehrreich, weil sie besonders eindrucksvoll illustrieren, in welchem Grade 

je nach dem Ueberwiegen bestimmter Klassen sich die Erfolge der NSDAP abstufen. 

Wi e  wäh l t en  d i e  K la s se n? 

Die Tatsache, daß die Klassen auf dem Lande, da vor allem die Bauern eine bedeutende Rolle bei der 

Verstärkung des Erfolges der NSDAP am 14. September 1930 gespielt haben, ist unter mancherlei 

Gesichtspunkten beachtenswert. Sie steht im Gegensatz zu früheren Entwicklungen. Nach ihrem ers-

ten stärkeren Wahlerfolg im Mai 1924 hatte speziell die Hitlerpartei in ihrer Niedergangsperiode im 

allgemeinen be sonde r s  s t a r ke  Ve r l u s t e  i n  Agr a r bez i r ke n zu verzeichnen gehabt, während 

bei der letzten Reichstagswahl, von wenigen Ausnahmen abgesehen (so besonders Württemberg) ge-

rade die Wahlergebnisse in den Agrarbezirken Sp i t z ene r f o l ge der NSDAP darstellten. Die Zeit 

nach der Reichstagswahl zeigte, soweit sich auf Grund verschiedener Wahlergebnisse überhaupt Fest-

stellungen machen lassen, eine ungleichmäßige Entwicklung. Die Landtagswahl in Oldenburg, das 

ein ausgesprochener Bauernbezirk ist, brachte der NSDAP unter den Bauern neue Wahlerfolge. Hier 

konnte sich die Demagogie der Nazis voll und ganz austoben, denn hier brauchte sich im Gegensatz 

zu großagrarischen Gebieten, wo der Interessengegensatz Junker–Bauer sichtbarer ist und die Propa-

ganda der junkerlichen Hitlerpartei natürlich unmittelbar beeindruckt, dieser Zwiespalt in der Agita-

tion überhaupt nicht bemerkbar machen. Jedenfalls waren auch unter diesem Gesichtspunkt die 

Oldenburger Landtagswahlen nicht typisch, sie konnten wohl Entwicklungen in einem ausgesproche-

nen Bauerngebiet andeuten, aber nicht auf dem Lande schlechthin. Es gab nach der Reichstagswahl 

verschiedene Einzelwahlen in groß. agrarischen Gebieten, wo die NSDAP Stimmenrückgänge auf-

zuweisen hatte. Waren aber solche Ergebnisse nicht bloß vereinzelte Schlappen, waren sie etwa 

symptomatisch, dann deuten sie wohl folgende Vorgänge an: auf dem Lande stimmten die Bauern 

zunächst in Massen für die Hitlerpartei, aus Protest gegen. das „System“ (Siedlungsbetrug durch die 

Republik, Steuer-, Kredit-„Unrecht“ usw.) aber auch aus dem Gegensatz zu dem „deutschnationalen“ 

Großgrundbesitzer. Immer offensichtlicher enthüllt sich hier die Hitlerpartei vor den. Bauern (und 

auch Landarbeitern) als eine Partei der Großgrundbesitzer. Die Junker bestimmen nämlich die agra-

rische Politik der NSDAP nicht nur irgendwie bloß hinter den Kulissen, sondern treten in den groß-

agrarischen Gebieten. auch als leitende Akteure der Hitlerpartei, als ihre offenen Schutzherren und 

sogar Funktionäre, immer mehr in den Vordergrund. Den Bauern, die vor den Großgrundbesitzern 

aus dem Landbund in die Hitlerpartei geflüchtet sind, werden jetzt eben dieselben Großgrundbesitzer 

als „erwachte Nationalsozialisten“ präsentiert. Das macht die junkerfeindlichen Bauern stutzig und 

das übrige . bewirkt die ganze bauernfeindliche Politik der Hitlerpartei. 

Wir Kommunisten haben besonders stark gerade unter den landwirtschaftlichen Klassen aufzuholen. 

Ueberprüft man unsere Erfolge in der letzten Etappe an Hand der Ergebnisse der letzten Reichstags-

wahl, so hat man aus ihnen auch folgende Lehre zu ziehen: Um zur stärksten Partei und zur Massen-

partei des gesamten werktätigen Volkes in Stadt und Land zu werden, die [330] gleichmäßiger im 

ganzen Reiche verwurzelt ist, bedarf es auch einer besonders angestrengten politischen Tätigkeit auf 

dem Lande. Das Bauernhilfsprogramm der Partei hat die große Offensive des Kommunismus zur 

Eroberung der Landarmut eingeleitet. Es ist nützlich zu erfahren, wie ein bekanntes bürgerliches 

Blatt, die „Frankfurter Zeitung“, diesen Schritt der Partei beurteilt. Das Blatt schrieb am 3. Juni im 

Anschluß an die Erklärung des Landvolkführers v. Salomon: 

„Bisher ist ein großer, wenn nicht der größere Teil der deutschen Bauernschaft noch den Parolen 

politischer Organisationen gefolgt, die im Endziel mit schroffer Einseitigkeit die Interessen des Groß-

grundbesitzes, nicht aber die der Bauern vertraten. In der gleichen Zeit, in der diese Organisationen 

für den östlichen Großgrundbesitz außerordentliche Erfolge erzielten ..., in dieser gleichen Zeit haben 

sie sich die Gefolgschaft der Bauern dadurch erhalten, daß sie ihnen in einer wilden politischen Hetze 

den Glauben beibrachten, an ihrer schlechten wirtschaftlichen Lage seien die Reichsregierung und 

der ‚Marxismus‘ schuld. Mit genau den gleichen Parolen und eng verbündet mit der großen agrarpo-

litischen Organisation des Reichslandbundes haben dann auch die Nationalsozialisten bei der Bau-

ernschaft außerordentliche Erfolge zu verzeichnen gehabt. Dabei mußte es freilich nur als eine Frage 
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der Zeit erscheinen, wann insbesondere bei der Kleinbauernschaft die Einsicht erwachen würde, daß 

die politische Vertretung des Großgrundbesitzes nicht zugleich die ihrige sein kann, daß die Behaup-

tung von den gemeinsamen Interessen des Großgrundbesitzes und der Bauern eine Irreführung ist. 

Leider ist die Gefahr nicht gering, daß Teile der Bauernschaft ... sich vom Kommunismus Hilfe ver-

sprechen ... Sollte die Annäherung der Itzehoer ‚Landvolks-Kreise‘ um Salomon und Heim an den 

Kommunismus wirklich weitere Kreise ziehen, so würde sich damit auf dem Lande ein Vorgang 

abspielen, wie er in ähnlichen Anfängen auch in den Städten beobachtet ist: daß nämlich Kreise, die 

bisher den rechtsradikalen Parolen gefolgt sind, die dort nur der politischen Agitation dienenden an-

tikapitalistischen und sozialrevolutionären Forderungen ernst nehmen und ... den Uebergang ins kom-

munistische Lager vollziehen.“ 

Liquidierung des Nazi-Einflusses auf dem Lande ist jedenfalls eine der großen Aufgaben, vor die 

unsere Partei gestellt ist und die sie auch bewältigen wird. 

Die Gruppe der Angestellten und Beamten stellte bei der letzten Reichstagswahl bekanntlich eine 

besonders starke Masse von Naz i wäh l e r n. Bevölkerungsanteil dieser Gruppe und Naziresultate in 

den Städten, nach Stadtbezirken untersucht, weisen bei einem Vergleich deutlich darauf hin. In den 

einzelnen Verwaltungsbezirken der Stadt Berlin läuft beispielsweise die Kurve des Nazianteils ziem-

lich gleichmäßig mit der Kurve des Anteils dieser Gruppe an den gesamten Berufszugehörigen. Hier 

bestehen offensichtlich. Zusammenhänge. Folgende Tabelle bringt die entsprechenden Zahlen für die 

vier Bezirke mit dem höchsten und für die vier Bezirke mit dem niedrigsten Nazianteil an den Ge-

samtstimmen: 

B e r l i n e r  V e r w a l t u n g s b e z i r k e  m i t  s t ä r k s t e m  N a z i a n t e i l  

 Von 100 Gesamtstimmen Von 100 Berufszugehörigen 

 Nazi KP + SP Angestellte u.  

Beamte 

Arbeiter 

Steglitz 23.9 30.6 38.9 23.3 

Schöneberg 19.9 38.6 35.6 23.5 

Wilmersdorf 18.8 31.4 32.9 16.0 

Charlottenburg 18.5 42.6 31.7 29.3 
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Wedding 8.9 71.0 20.6 57.0 

Neukölln 11.0 67.5 25.6 51.4 

Friedrichshain 11.6 66.7 21.7 52.1 

Prenzlauer Berg 11.9 63.6 27.1 45.2 

In der Tat ist es auffallend, wie im allgemeinen der Nazianteil an den Gesamtstimmen mit dem Anteil 

der Angestellten und Beamten an der Gesamtbevölkerung steigt und fällt. Ein großer Teil der Nazi-

stimmen entfiel auf Angestellte und Beamte. Eine ähnliche Erklärung findet die Erscheinung, daß der 

Prozentsatz der we i b l i chen  Stimmen an den Nazistimmen in Berlin besonders hoch war. Bei der 

Reichstagswahl 1930 waren die Mehr he i t de r Be r l i ne r Naz i wäh le r (51.6 Proz. gegen 46.9 

Proz. bei den Kommunalwahlen 1929 und 45.1 Proz. bei der Reichstagswahl 1928) F r aue n. Der 

Prozentsatz der weiblichen Angestellten ist in Berlin besonders hoch. Im ganzen Reich sind über ein 

Drittel der erwerbstätigen Frauen „mithelfende Familienangehörige“, von den Berliner Frauen arbei-

tet nur ein Zwanzigstel, d. h. nur 5 Proz. in der Familie mit. Dagegen sind im Reich nur 12 Prozent 

der berufstätigen Frauen Angestellte und Beamte, in Berlin aber sind 30 Prozent als Angestellte und 

Beamte tätig. 288.000  gewer b l i chen  Ar be i t e r i nnen  i n  Be r l in  s t ehen  s chon  240.000  

we i b l i che  Anges t e l l t e  gegenübe r. Diese Verkäuferinnen, Kontoristinnen, Stenotypistinnen, 

Buchhalterinnen, Telephonistinnen usw. dürften am 14. September 1930 in stärkerem Maße die 

NSDAP gewählt haben. 

Die Gruppe Angestellte und Beamte hat aber in Berlin in beachtlicher Stärke auch für andere Parteien 

als die Nazis gestimmt, wie der Vergleich zwischen dem Anteil der Nazistimmen und dem Anteil 

dieser Gruppe an der Gesamtbevölkerung zeigt. Der Nazianteil reicht in den Berliner Verwaltungs-

bezirken nirgends an den Anteil dieser Gruppe heran, und es bleibt so noch eine größere Reserve 

solcher Wähler für andere Parteien übrig, besonders wenn man noch beachtet, daß auch andere 
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Schichten als die Angestellten und Beamten die NSDAP gewählt haben. Im allgemeinen haben im 

Reich die Angestellten und Beamten in den Großstädten bei der letzten Reichstagswahl noch stärker 

verschiedene Parteien gewählt, während dort, wo der Anteil dieser Gruppe an der Gesamtbevölkerung 

verhältnismäßig niedriger ist, sie verhältnismäßig einmütiger für die NSDAP gestimmt haben. In 

Berlin haben zweifellos bei der letzten Reichstagswahl noch ansehnliche Teile der Angestellten und 

Beamten, u. a. auch sozialdemokratisch gewählt. Dies wird in der zuletzt gebrachten Tabelle aus einer 

Gegenüberstellung der zwei Rubriken: Anteil der Kommunisten und Sozialdemokraten an den Ge-

samtstimmen und Arbeiteranteil an der Gesamtbevölkerung ersichtlich. Der Arbeiteranteil in Berlin 

ist nicht annähernd so hoch, als der Stimmenanteil von Kommunisten und Sozialdemokraten zusam-

men. Auch haben nicht alle Arbeiter durchwegs diese zwei Parteien gewählt und neben proletarischen 

Elementen von der Gruppe der sogenannten Berufslosen (Invalidenrentner usw.) und dann noch ne-

ben Hausangestellten stellte die Gruppe der Angestellten und Beamten ebenfalls Wähler für die Kom-

munisten und noch stärker für die Sozialdemokratie. Dabei ist folgende Erscheinung bemerkenswert: 

Die Sozialdemokratie hat in Berlin starke Verluste zu verzeichnen gehabt und zwar hat sie im allge-

meinen Arbeiterstimmen an die Kommunisten abgegeben, Angestelltenstimmen an die NSDAP. Von 

den Angestellten wiederum muß die Sozialdemokratie in Berlin s t ä r ke r  un t e r  den  m ehr  p r o-

l e t a r i s i e r t en  Sch i ch t en  ve r l o r en  habe n, während die besser Gestellten [332] bei der Reichs-

tagswahl in Berlin noch weniger stark von der SPD abgeströmt sind. Auf diese Weise ist die auffal-

lende Tatsache zu erklären, daß t r o t z de r be sonde r s  s t a r ken  abso l u t en  und  r e l a t i ven  E r -

f o l ge  de r  Kom m uni s t en  i n  den  Ar be i t e r bez i r ken  i m  Ende rgebn i s  de r  S t i mm an-

t e i l  de r  KPD  und  S PD  i n  den  Ar be i t e r bez i r ken  gegenübe r  M a i  1928  i m  a l l geme i -

nen  s t ä r ke r  zu r ückgegangen  i s t, a l s  i n  den  Ni ch ta r be i t e r bez i r ke n. Dieser Anteil der 

KPD und SPD an den Gesamtstimmen war um folgende Prozentsätze niedriger: 

Arbeiterbezirke Nichtarbeiterbezirke 

Wedding: 3.3 Schöneberg: 1.7 

Neukölln 3.6 Wilmersdorf: 0.5 

Friedrichshain: 2.6 Charlottenburg: 1.6 

Prenzlauer Berg 2.3 Zehlendorf: 1.9 

Von dieser Regel gibt es auch Abweichungen. So zahlt Steglitz ebenfalls zu der Gruppe der Berliner 

Verwaltungsbezirke mit schwächerem Arbeiteranteil und hier betrug der Rückgang des Stimmanteils 

von der KPD und SPD zusammen gegen Mai 1928 ganze 3.6 Prozent. Allgemein aber gilt für Berlin 

der Satz, daß die höhere Angestelltenschaft, zu der auch die in Berlin zahlenmäßig ansehnliche 

Bonzokratie der SPD selbst zu zählen ist, bei der letzten Reichstagswahl noch eine entschieden festere 

sozialdemokratische Wählergarde dargestellt hat, als der proletarisierte Teil der Angestellten. 

Auf diesen mehr proletarisierten Teil der Angestellten übten die Nazis eine viel stärkere Anziehungs-

kraft als die SPD aus, wie es auch Resultate aus dem Reich bestätigen. Diese Gruppe hat einen neuen 

Stellungswechsel vorgenommen. Die Maiwahlen 1928 hatten gezeigt, daß damals gerade diese 

Schichten von den rein bürgerlichen Parteien abzuströmen begannen und dieser Einbruch in di. tra-

ditionelle Wählerreserve der unverhüllt bürgerlichen Parteien war u. a. eines der charakteristischsten 

Merkmale der Maiwahlen. Die immer unverhüllter sich offenbarende klassenverräterische Politik der 

SPD aber verursachte hier einen Rückschlag, andererseits gelang es der KPD noch nicht, die von der 

SPD enttäuschten Angestelltenschichten in stärkerem Maße aufzufangen. Sie wandten sich vor allem 

der NSDAP zu. Angestellte und Beamte stellten bisher ein für die Nazidemagogie besonders emp-

fängliches Wählerelement dar. Verschiedene Nachwahlen nach der Reichstagewahl bekräftigten zu-

nächst noch diesen Eindruck. Im allgemeinen hat die NSDAP in den Nachwahlen in den größeren 

Städten, wo eine besonders starke Angestellten- und Beamtenbevölkerung vorhanden ist, gewonnen. 

Diese Erscheinung war u. a. damit zu erklären, daß vor allem der Zustrom aus dem Lager der Ange-

stellten und Beamten zu der NSDAP bis in die letzte Zeit hinein nicht abgeebbt war, vielmehr andau-

erte. Diesen Prozeß aufzuhalten und umzubiegen, ist eine der großen Aufgaben der KPD In dem 

allgemeinen Kampf gegen den Faschismus ist die Werbekraft der KPD beim Ringen um Anhang in 

diesen Schichten insofern von außerordentlicher Bedeutung, als hier die Aufgabe zu lösen ist, gerade 

die stärkste Massenbasis der NSDAP in den Städten zu zerschmettern. 
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Die städtischen Arbeiter wiederum stellten unter allen Klassen den schwächsten Wähleranhang für 

die NSDAP. Insofern war das Nazi-Wahlergebnis im Berliner Wahlkreis typisch. Hier haben sie von 

allen Berliner Vergleichsbezirken den niedrigsten Stimmenanteil und in der Stadt Berlin selbst ist 

dieser Stimmenanteil in den Arbeiterbezirken noch weit niedriger. Aber das Berliner Beispiel ist nicht 

in dem Sinne zu verallgemeinern, daß etwa ausgesprochene Arbeiterbezirke im Reich, also Bezirke 

mit einem besonders starken Arbeiteranteil, gleichmäßig die schwächsten Nazibezirke waren. Dies 

war nicht immer der Fall. So steht der [333] Wahlkreis Chem ni t z-Zwickau  mit einem Anteil der 

Gruppe „Gesamtarbeiter ohne Landarbeiter“ In Höhe von 49,8 Proz. an der Gesamtbevölkerung (hö-

her, als der entsprechende Arbeiteranteil in Berlin) schon an f ü n f t e r  Stelle der Wahlkreise, wenn 

man sie nach der anteilsmäßigen Stärke der Nazis an den Gesamtstimmen ordnet, Merseburg an 9. 

Stelle (Gesamtarbeiter 51.4 Proz., Gesamtarbeiter ohne Landarbeiter 41.6 Proz.). Dafür gibt es dann 

verschiedene Erklärungen: 

entweder wählten Nichtarbeiterklassen aus dem Gegensatz zur Arbeiterschaft bei der letzten Reichs-

tagswahl stärker die NSDAP (als Zeichen dafür waren dann die Verluste der rein bürgerlichen Par-

teien in solchen Wahlkreisen überdurchschnittlich hoch) oder es stimmten auch in manchen Wahl-

kreisen Arbeiter in einem stärkeren Maße für die NSDAP, als dies in der Regel der Fall war (Maßstab 

dafür war die Erscheinung, daß der Anteil von KP und SP an Gesamtstimmen niedriger war als der 

Arbeiteranteil an den Berufszugehörigen). Das heißt, auch der Anteil der Nazis an den Arbeiterstim-

men war nicht überall gleichmäßig verschwindend gering, etwa so wie im Berliner Wahlkreis. Unter 

dem Gesichtspunkt: in welchen Bezirken konzentrierten sich die meisten Nazi-Arbeiterstimmen (und 

zwar Gesamtarbeiter ohne Landarbeiter), ob in Agrar- oder in industriellen Bezirken, stellte das Bei-

spiel des Berliner Wahlkreises sogar einen von der Regel eher abweichenden Fall dar. Wenn dafür 

überhaupt eine Regel aufgestellt werden kann, so zeigten verschiedene Ergebnisse, daß der stärkere 

Anteil der Naziarbeiterstimmen (städtische Arbeiter), die i n sgesa mt nu r e i ne n Bruch t e i l  de r  

en t sp r echenden  Ar be i t e r s t im m en  de r  KPD  und  SPD bildeten, auf die industriellen Be-

zirke entfiel. Diese Regel ist in folgender Weise näher zu erläutern: Jeder Wahlbezirk hat einen mehr 

oder minder starken Anteil von solchen Arbeiterstimmen. Je geringer dieser Anteil an der Zahl der 

gesamten Berufszugehörigen in einem Wahlkreis war, um so ausschließlicher wählte die Gruppe 

„Gesamtarbeiter ohne Landarbeiter“ für gewöhnlich Kommunisten und Sozialdemokraten. Eine po-

litische Erklärung für diese Erscheinung ist u. a. wohl darin zu suchen, daß in solchen Bezirken die 

NSDAP der Arbeiterschaft deutlicher als anderswo als Vertreter der schwärzesten Reaktion, in diesen 

Bezirken vor allem als Vertreter der Junker erscheinen mußte und daß daher die Nazi-Demagogie um 

so weniger Wirkung auf die Industriearbeiter erzielt hat. 

* 

Eine abschließende Würdigung des hier gestellten Problems erfordert noch ein Eingehen auf das Ver-

hältnis von NSDAP und die Parteien, was Gegenstand einer Untersuchung in einem folgenden Artikel 

sein soll. [334] 

LITERATUR 

Klassenkampf Nr. 1 

Monatliches Journal der historisch-marxistischen  

Gesellschaft der Komakademie, Moskau 1931 

Diese neue Zeitschrift hat sich eine große Aufgabe gestellt: Sie will in populärer Form ein marxis-

tisch-leninistisches Organ für die Geschichtswissenschaft sein. Und ist es! Schon der erste Artikel 

von Pokrowski über „Lenin und die Geschichte“ zeigt meisterhaft die Herausarbeitung der marxis-

tisch-leninistischen Methode, die im Kampf gegen die bürgerliche Geschichtswissenschaft und gegen 

den Revisionismus die Klassenverhältnisse herausarbeitet und auf Grund dieser die Perspektiven in 

der politischen Arbeit gibt. Pokrowski zeigt an einem konkreten Beispiel Lenins (XIX. Band der 

Sowjetausgabe) über die dritte Duma wie „Geschichte für den Tag“ analysiert wird. Dabei geht Lenin 

auf die Perioden 1864 bis 1904, auf die Bauernbefreiung 1861 ein, zeigt den Massenkampf 1905-

1907 und die Reaktionsperiode 1908-1912. Aus der Untersuchung gibt dann Lenin Taktik und 
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Losung für die damalige proletarische Bewegung. An diesem Beispiel Lenins stellt Pokrowski die 

heutigen Aufgaben und die Methodik der Geschichtswissenschaft im Kampfe gegen die bürgerliche 

Wissenschaft und die Abweichungen im marxistischen Lager fest und konstatiert, daß die marxis-

tisch-leninistische Geschichtswissenschaft Aufbauarbeit für den Sozialismus leisten muß. 

In der Abteilung „Aus der Geschichte der WKP“ bringt Jaroslawski einen Aufsatz über „Lenin und 

die Nep“, der konkret an dem historischen Material die geschichtliche Notwendigkeit der „Neuen 

ökonomischen Politik“ nachweist. Auf den Kriegskommunismus mußte die NEP folgen, um die Fun-

damente der sozialistischen Oekonomik zu bauen. Wie der Kriegskommunismus überwunden wurde, 

so sind die folgenden Rückzüge der Nep verschwunden und der Aufbau hat in einem ungeheuren 

Tempo begonnen. In dieser Abteilung bringt Krupskaja einen Aufsatz über die „Iskra“, ihre ge-

schichtliche Bedeutung im Befreiungskampf der russischen Arbeiter von der ersten Zeit ihres Er-

scheinens an. Sie zeigt an vielen Einzelheiten die Schwierigkeiten der Verbreitung, den Transport 

und den wachsenden Einfluß der „Iskra“ unter der Arbeiterschaft. Im Kampf der Fraktionen hat die 

„Iskra“ in der Herausarbeitung der bolschewistischen Grundsätze Hervorragendes geleistet. Darin 

liegt vielleicht ihre größte Bedeutung in der Geschichte der Arbeiterbewegung. Alle nachfolgenden 

Kämpfe um die Grundsätze der bolschewistischen Partei gehen auf die Herausarbeitung in der Iskra-

Periode zurück. 

Unter dem Abschnitt „Faktoren der Verräter“ bringt Radeck einen Aufsatz über die „Verbindung mit 

Hindenburg“, wo er nochmals auf die von den Menschewisten aller Länder verleumdete Fahrt der 

bolschewistischen Emigranten im plombierten Wagen durch Deutschland während des Weltkrieges 

eingeht und die Legende der Zusammenarbeit mit dem deutschen Hauptquartier durch Tatsachen und 

eine gründliche Analyse der politischen Situation zerstört. Die Menschewisten haben hier wohl Le-

genden, aber keine Tatsachen geschaffen. Die Legende steht dabei noch im Widerspruch mit der 

ganzen politischen und wirtschaftlichen Situation während der ersten russischen Revolution. In einem 

weiteren Aufsatz behandelt Felix Kohn das „Ende des Menschewismus“. Er zeigt die Entwicklungs-

tendenzen des Menschewismus, besonders im alten und neuen Rußland, ihre geschichtliche Rolle 

während der Revolution und dadurch ihre aktive Unterstützung der Konterrevolution. Dieser Weg 

war notwendig durch die vollkommen falsche Einschätzung der Kräfte der Arbeiterklasse und mußte 

ebenso notwendig zu der Liquidierung der Arbeiterpolitik führen. Diese Schritte bedeuteten aber die 

endgültige Liquidierung des Menschewismus, der nur als Anhängsel der rein bürgerlichen Parteien 

existieren kann. Klar, man möchte sagen, als Ergänzung der ge-[335]schichtlichen Analyse, bringt E. 

Drabkin über die „Grusinischen Menschewiki und die Intervention“ Material, die die Legenden und 

die Bedeutung der Grusinischen Menschewiki gründlich zerstören. Verschiedene beigefügte Doku-

mente zeigen die verräterische und konterrevolutionäre Rolle der grusinischen Menschewisten, ihre 

Verkündung mit der bürgerlichen Reaktion und damit ihr Drängen, die Intervention gegen die Sow-

jetunion durchzuführen. 

Einen breiten Raum nimmt noch die Pariser Kommune ein. Ein Aufsatz von Lukin über „60 Jahre 

nach der ersten proletarischen Revolution“ behandelt die außenpolitische Bedeutung der Pariser 

Kommune, ihren Widerhall in der internationalen Arbeiterbewegung, die Stellung der Ersten Inter-

nationale und ihrer verschiedenen Sektionen zur Kommune. Moloka bringt „Neues über die Kom-

mune“, darunter einige Dokumente, die bisher noch nicht bekannt waren und die Ziele und Aufgaben 

der Kommune beleuchten. Lukin gibt in einem Aufsatz über „Bismarck und die Intervention“ Mate-

rial über die Intervention und untersucht die Absichten und Ziele der Kommune sowie der von Bis-

marck geförderten Konterrevolution. Trotz der nationalen Gegensätze bildet die Intervention eine der 

größten Waffen gegen die revolutionäre Erhebung des Proletariats. 

Unter den Dokumenten bringt Prokowski einen Brief Lenins über sein Buch „Russische Geschichte“, 

wo er hervorhebt, daß das Buch außerordentlich interessiert und durchaus marxistisch einwandfrei ist. 

Der sowjetrussische „Klassenkampf“ ist ein marxistisch-leninistisches Journal, in dem glänzend ge-

zeigt wird, wie Geschichtswissenschaft behandelt und vor allem popularisiert werden kann. 



Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 12 – 253 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 05.04.2023 

Der Zentralismus in der Finanzverfassung der UdSSR 

von Gerhard Dobbert, Berlin, Verlag G. Fischer, Jena 1930. 

Gegenüber seinen vorhergehenden Arbeiten hat der Verfasser in diesem Buche einige Fortschritte zu 

verzeichnen. Die enge Begrenzung der früher behandelten Probleme der Finanzfragen der Sowjet-

union ist zu einem Teil aufgegeben. Aber nur teilweise. Der Verfasser hat in seinen Arbeiten eine 

Methode, die für die „wissenschaftliche Objektivität“, die ihm als einzige Richtschnur dienen will, 

durchaus unhaltbar ist. Die enge Begrenzung des Stoffes kann nicht hindern, die Probleme, die sich 

mit der aufgeworfenen Frage befassen, nicht nur anzudeuten, sondern auch in den Zusammenhang 

mit dem Fragenkomplex zu bringen. So bleibt die ganze Arbeit eine fleißige und auch durchsichtige 

Untersuchung der Finanzverfassung, der finanztechnischen und -rechtlichen Struktur der Sowjet-

union mit durchgeführten und erfüllten Planziffern im Finanzwesen bis Ende 1929. Aber vor 1929 

sind die realen Wirtschaftsziffern ganz unvollkommen; es fehlen die Produktionsziffern, die Umsatz-

ziffern, die Erfüllung der Planziffern auf den wichtigsten Gebieten des Wirtschaftslebens. Aber für 

eine wissenschaftliche Untersuchung der Finanzfragen der Sowjetunion sind diese Fragen unbedingt 

zu beantworten. Der Verfasser begnügt sich, einige Planziffern für die folgenden Jahre zu geben, aber 

ihre Realität, ihre wirtschaftliche und politische Bedeutung für die Entwicklung der Sowjetunion fehlt 

ganz. Dem Verfasser ist auch bekannt, daß die Sowjetunion, als ein der kapitalistischen Wirtschaft 

(auch der Staatswirtschaft) entgegengesetztes System, zum geschlossenen Wirtschaftsbudget hinsteu-

ert und durch die letzten Maßnahmen im Herbst des vergangenen Jahres die Grundlagen dazu ge-

schaffen hat. Zwar konnte der Verfasser nicht mehr diese Tatsachen in ihrer Realität berücksichtigen, 

aber die Diskussion in der Sowjetunion zeigte schon im Frühjahr des vergangenen Jahres die Tendenz 

zur Finanzzentralisierung. Unberücksichtigt läßt der Verfasser die sehr wichtigen Finanzfragen des 

Tscherwonzen als Valuta und als Inlandswährung, seine Gold- und Metalldeckung, die Flüssigkeit 

[336] der Kredite, Zentralisation der Kredite und kann daher auch nicht zu der sehr wichtigen Er-

scheinung der letzten Monate, die in der Verstärkung des Metallbestandes liegen, Stellung nehmen, 

wie er auch keine Stellung nimmt zu der prozentualen Verringerung des Metall- und Devisenbestan-

des in der Zeit als das Buch geschrieben wurde. Wenn der Verfasser die dauernden Veränderungen 

und Entwicklung im Finanzwesen anerkennt, so ist es unmöglich, sich an eine Schematisierung der 

Finanzverfassung zu halten, er müßte vielmehr die Dinge in ihrer Entwicklung untersuchen, um eine 

Perspektive zu geben. Einige weitere Vergleichsziffern mit den kapitalistischen Ländern, wie sie der 

Verfasser am Schluß seines Buches über die Verteilung der Einnahmen im Reich, Länder und Ge-

meinden gibt, würden den krassen Unterschied mit der kapitalistischen Finanzwirtschaft und die so-

ziale Tendenz im Sowjetstaat klar zeigen. 

Der Verfasser will keine Werturteile, wenigstens politische, fällen und ist gegenüber einigen ebenfalls 

objektiven „Wissenschaftlern“, die unter diesem Mantel die blödeste Antisowjethetze betreiben, au-

ßerordentlich vorsichtig. Aber trotzdem zeigen sich an einzelnen Stellen seines Buches Tendenzen, 

Werturteile anderer Schriftsteller, z. B. über die zwangsweise Kollektivisierung als wahr zu unter-

stellen. 

Das Buch ist in seinen sämtlichen Teilen auf durchaus einwandfreiem, zum größten Teil urschriftli-

chen und fehlerfreiem Material aufgebaut und hat daher Wert für ganz spezielle Fragen des finanzi-

ellen Aufbaues des Sowjetstaates, leider nur bis Ende 1929. Die neuere Entwicklung, die Zentralisa-

tion des Bankwesens und des Kredits sowie die Kreditberechtigung der einzelnen Unternehmungen 

konnten nicht mehr berücksichtigt werden. W. W. 

[337] 
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Die Internationale  

14 Jahrgang ⁕ Berlin, August 1931 ⁕ Heft 8 

Von Katastrophe zu Katastrophe 

1. Die Ursachen der jetzigen Katastrophe der deutschen Wirtschaft 

Ber l i n, 20. Juli. 

Das kapitalistische Deutschland der Vorkriegszeit war ein mächtig aufstrebendes imperialistisches 

Land, dessen Entwicklungstempo nur von dem der Vereinigten Staaten von Amerika übertroffen 

wurde. Kraft der hohen Stufe der Organisation dieser kapitalistischen Wirtschaft, kraft seiner hoch-

entwickelten qualifizierten Arbeiterschaft mit ihren relativ niedrigen Löhnen, konnte dieses kapita-

listische Vorkriegs-Deutschland auf den verschiedensten Teilen des Weltmarkts vordringen und sich 

durch eine wachsende Kapitalausfuhr Einflußgebiete sichern. Diese Entwicklung hat der Weltkrieg 

jäh unterbrochen, denn an dessen Ende ist das kapitalistische Deutschland entmachtet und aller seiner 

Stützpunkte im Auslande beraubt. Der Zusammenbruch an den militärischen Fronten führte auch zur 

ersten Katastrophe der deutschen kapitalistischen Wirtschaft; denn die deutsche Bourgeoisie stand 

der neuen, grundsätzlich geänderten Situation zunächst vollständig verzweifelt und hilflos gegenüber. 

Da die deutsche Arbeiterschaft damals noch führerlos war, konnte die Sozialdemokratische Partei 

ihre Rolle als Retter des deutschen Kapitalismus spielen. Diese „Rettung“ freilich führte auf den Weg 

der Aushungerung des deutschen Proletariats zunächst nur zur tauben Konjunktur riesenhafter Tri-

butlieferungen und des inflationistischen Schleuderausverkaufs. Diese erste Phase der „Rettung‘ war 

nichts anderes als der Weg zu einer neuen Katastrophe, zu der des Jahres 1923. Die Schnelligkeit der 

Entwicklung dieser Katastrophe hing zusammen mit den verzweifelten Versuchen der deutschen 

Bourgeoisie, sich von den tödlichen Fesseln der Versailler Umklammerung zu befreien. Die neue 

gewaltige äußere Niederlage im Ruhrkrieg war wieder verbunden mit dem inneren Chaos. Auch da-

mals war die Sozialdemokratische Partei, dank auch der Fehler der Kommunistischen Partei, noch 

stark genug, um der deutschen Bourgeoisie eine neue Atempause zu ermöglichen. Die Grundlage für 

den Versuch des kapitalistischen Wiederaufbaus war die politische Entrechtung der Arbeiterschaft, 

ihre verschärfte wirtschaftliche Ausbeutung und die Enteignung und Vernichtung eines großen Teiles 

der Mittelschichten. 

[338] Diese zweite Phase der Nachkriegsentwicklung des deutschen Kapitalismus, die Zeit der rela-

tiven Stabilisierung, war von Anfang an nur möglich durch die Unterstützung des ausländischen Fi-

nanzkapitals. Das „Wunder der Rentenmark“ wäre sehr rasch zu Ende gegangen ohne das Londoner 

Abkommen, den sogenannten Dawesplan, und die Dawesanleihe in der Höhe von 800 Millionen. Das 

war der Auftakt für das Hereinströmen von vielen Milliarden ausländischen Kapitals und für die Wie-

dereinfuhr geflüchteten deutschen Kapitals. In dem zweiten Jahre, 1924, sind auf diese Weise mehr 

als 10 Milliarden Kapital vom Ausland nach Deutschland hineingepumpt worden. 

Der neue Ausgangspunkt für das Monopolkapital schien nicht schlecht, denn die gewaltige innere 

Belastung des Staates, der Kommunen, der industriellen Betriebe, des Agrarkapitals war durch die 

Inflation liquidiert worden; die Wirkung der Inflation war eine ungeheure Neuverteilung des Besitzes 

zugunsten des Monopolkapitals. Das Vertrauen des ausländischen Finanzkapitals in die Rentabilität 

des durch die Niederlage der Arbeiterschaft, durch die ungeheure innere wirtschaftliche und politi-

sche Kräfteverschiebung gestärkten Monopolkapitals war fast unbeschränkt. Die Scheinblüte des 

Wiederaufbaus und der später versuchten Rekonstruktion (sogenannte Rationalisierung) nach ameri-

kanischem Vorbild schien diesem Vertrauen recht zu geben. Es war die Zeit, in der die Sozialdemo-

kratische Partei triumphierend ihre Theorie vom „organisierten Kapitalismus“ verkünden konnte. 

Daß die „Stabilisierung“ in Wirklichkeit hohl und morsch war, das konnte derjenige, der die deutsche 

kapitalistische Wirtschaft nicht nach dem äußeren Schein, sondern nach ihren Grundlagen beurteilte, 

schon damals erkennen. Die Komintern und die Kommunistische Partei Deutschlands haben einen 

Augenblick gezögert, in marxistischer Weise die Lage zu analysieren und die Folgerungen zu ziehen. 
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Schon im Jahre 1926 wurde die Brüchigkeit dieser relativen Stabilisierung festgestellt. Worin hatte 

diese ihre Ursache? 

1. Durch Krieg und Inflation war ein großer Teil des Innenmarktes dauernd zerstört, was in den ersten 

Jahren nach der Inflation durch die Wiederauffüllung der Läger mit Hilfe des Auslandskapitals nur 

notdürftig verdeckt werden konnte. Die Rationalisierung hat diesen Prozeß der Verengerung des In-

nenmarktes nur beschleunigt. 

2. Die Neuverteilung der Welt infolge des Krieges, die Umgruppierung der wirtschaftlichen Macht, 

der Uebergang eines Sechstels der Erdoberfläche zur sozialistischen Wirtschaftsordnung, die natio-

nale Bewegung in den Kolonien und Halbkolonien machten ein Vordringen des deutschen Kapitalis-

mus auf den Auslandsmärkten entsprechend der Vergrößerung des Produktionsapparates, der Steige-

rung der Produktionskapazität, unmöglich. Gewisse Fortschritte, die der deutsche Kapitalismus mit 

Hilfe planmäßiger Dumpingkonkurrenz erzielte, stießen auf den wachsenden Widerstand der mit der 

Kraft großen Kapitalexports gerüsteten Konkurrenz und auf die Ab-[339]wehr durch die nationale 

wirtschaftliche Abschließung mit Hilfe ungeheurer Zollmauern. 

3. Der Widerspruch, der darin besteht, daß ein industriell hochentwickeltes kapitalistisches Land po-

litisch unselbständig und wirtschaftlich vom Auslandskapital abhängig ist, wurde durch den Dawes-

plan und durch die relative Stabilisierung nicht abgeschwächt, sondern vertieft. Die unablässigen Ver-

suche der deutschen Bourgeoisie, diesen Widerspruch durch die Lockerung des Versailler Vertrages 

abzuschwächen, scheiterten vollständig. Denn der Youngplan brachte zwar eine unmittelbare Erleich-

terung der Tributzahlungen; aber er stabilisierte gleichzeitig die gesamte Reparationsbelastung und 

verstärkte das Verfügungsrecht des ausländischen Finanzkapitals über die deutsche Wirtschaft. 

So führten, bevor die Weltwirtschaftskrise ausgebrochen war, die allgemeinen Krisenerscheinungen 

bereits wieder zu einer neuen Erschütterung des deutschen Kapitalismus, die sich u. a. in der Mas-

senerwerbslosigkeit während der Scheinblüte der Rationalisierungskonjunktur, in der Unmöglichkeit 

der Ausnutzung der vergrößerten Produktionskapazität zeigte, wie in der wachsenden Abhängigkeit 

vom Finanzkapital des Auslands, was bei dem Wanken der deutschen Währung anläßlich der Haager 

Verhandlungen über den Youngplan offenbar wurde. 

Die Schönfärber des Kapitalismus. die auf die innere Akkumulation in der Zeit nach der Inflation 

hinwiesen, auf den Neubau großer industrieller Anlagen, auf die technische Umstellung in den Be-

trieben usf., vergaßen, die für den Kapitalismus entscheidende Frage zu stellen, ob dieses neuakku-

mulierte Kapital unter den Verhältnissen, wie sie die Nachkriegszeit für den Kapitalismus herausge-

bildet hat, auch verwertbar sei. Das Institut für Konjunkturforschung stellt fest, daß in dem Jahrfünft 

1924/28 41 Milliarden in Deutschland akkumuliert wurden, davon 28 Milliarden Akkumulation im 

Inland. Wir wollen uns hier eine Kritik der Berechnung des Instituts für Konjunkturforschung versa-

gen, denn entscheidend ist ja gar nicht die Höhe der Akkumulation in den Jahren der Scheinblüte, 

sondern die Frage der zukünftigen Rentabilität. Aber gerade diese mußte angesichts der Tatsachen, 

die wir oben bereits aufgezeigt haben, schon damals in Frage gestellt werden. Diese Unmöglichkeit 

der Verwertung des neuakkumulierten Kapitals war schon offenbar geworden, bevor die Weltwirt-

schaftskrise ausgebrochen war. 

Vor Ausbruch der Weltwirtschaftskrise gab es folgende Belastung des deutschen Kapitalismus an das 

ausländische Kapital: Belastung durch den Youngplan ungefähr 35 Milliarden, dazu lang. und kurz-

fristige Verschuldung, ausländische Beteiligung oder ausländische Anlagen rund 30 Milliarden. Das 

bedeutete eine jährliche Tributlast von rund 3½ Milliarden. Der Verschuldung an das ausländische 

Kapital stand zwar eine Kapitalausfuhr in der Höhe von ungefähr 12-13 Milliarden gegenüber, aber 

diese Kapitalausfuhr konnte zugunsten der deutschen kapitalistischen Wirtschaft nur so lange in [340] 

Rechnung gestellt werden, als die Sicherheit, die Rentabilität des Kapitals im Inland feststand. 

Die Wirtschaftskrise hat also die jetzige Katastrophe der deutschen kapitalistischen Wirtschaft nicht 

hervorgerufen, sondern nur beschleunigt. Die wachsende ausländische Verschuldung wäre nur dann 

für den deutschen Kapitalismus ohne Gefahr gewesen, wenn Hand in Hand mit der Kapitalsakkumu-

lation die Markterweiterung sich entwickelt hätte, oder wenn zum mindesten überhaupt irgend. eine 
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Hoffnung für eine solche Markterweiterung bestände. Die Weltwirtschaftskrise hat auch in den Au-

gen der Bourgeoisie, nicht nur der deutschen, sondern auch der internationalen, diese Hoffnung ver-

nichtet. 

Es bleibt für den Kapitalismus bei einer Marktverengerung noch eine zweite Hoffnung, um wenigs-

tens vorübergehend die Rentabilität zu gewährleisten, nämlich die Verschärfung der Ausbeutung des 

Proletariats und der werktätigen Mittelschichten. Die deutsche Bourgeoisie ist mit Hilfe der Sozial-

demokratie und der Gewerkschaften diesen Weg mit hemmungsloser Brutalität gegangen. Das Re-

sultat war aber ein gewaltiger Radikalisierungsprozeß, der in den Wahlen des 14. September 1930 

seinen sichtbaren Ausdruck fand. Die Tatsache, daß auch die ungeheuerlichste Ausbeutung der werk-

tätigen Massen die Pleite nicht aufhalten konnte, daß die Auflehnung der Massen gegen diese unge-

heuer verschärfte Ausbeutung so gewaltig anwuchs, führte zu einer vollständigen Untergrabung des 

Vertrauens des ausländischen Kapitals in die Sicherheit ihrer Anlagen in Deutschland. 

2. Die Entwicklung der neuen Katastrophe 

Nach dem 14. September wurden im Verlauf weniger Wochen fast 2 Milliarden kurzfristiger auslän-

discher Kredite aus Deutschland zurückgezogen. Die Zustimmung der Sozialdemokratischen Partei 

zu den verschiedenen Brüningschen Notverordnungen, die einerseits die Ausplünderung der werktä-

tigen Massen ungeheuer verstärkten und andererseits wichtige Schritte zur Durchführung der faschis-

tischen Diktatur darstellten, führten zu einer vorübergehenden Beruhigung. Aber schon im Januar 

kommt es zu einem neuen Ansturm, zu neuen Abzügen ausländischen Kapitals und zu einer neuen 

Welle der Kapitalflucht. 

In dieser verzweifelten Lage drängte das deutsche Monopolkapital zu einem neuen Versuch der Ent-

lastung des Druckes von außen. Der außenpolitische „Aktivismus“ sollte gleichzeitig die innere Span-

nung mildern, die werktätigen Mittelschichten und Teile des Proletariats ablenken, den außenpoliti-

schen Aktionsradius erweitern, und die Ketten des Versailler Systems entscheidend lockern. Dieser 

Versuch ist zu 100 Prozent gescheitert, er mußte scheitern, da er ohne richtige Einschätzung der Kräf-

teverhältnisse und der imperialistischen Beziehungen unternommen worden war. Der Zollverein mit 

Oesterreich, das wichtigste Stück dieses außenpolitischen „Aktivismus“, war in dem Augenblick er-

ledigt, in dem der Zusammen-[341]bruch der österreichischen Kreditbank, die ökonomische und da-

mit auch die politische Abhängigkeit Oesterreichs vom ausländischen, das heißt in erster Linie fran-

zösischen Finanzkapital vollendete. 

Der französische Imperialismus hatte eine Waffe in der Hand, die in diesem Augenblick wichtiger 

war als seine militärische Vormachtstellung in Europa, nämlich seine kurzfristigen Anlagen in Oes-

terreich, Deutschland und England. Diese Waffe genügte, um Oesterreich aufs Knie zu zwingen, und 

um der Welt die katastrophale Lage des deutschen Kapitalismus zu demonstrieren. Der französische 

Imperialismus hat diese Waffe mit der größten Rücksichtslosigkeit benutzt. Waren auch die kurzfris-

tigen Anlagen des französischen Finanzkapitals in Deutschland nach den Abzügen vom September, 

Oktober und im Januar nicht mehr allzu hoch, sie genügten, besonders im Zusammenhang mit den 

Operationen, die gleichwichtig auf dem englischen Kapitalmarkt vorgenommen wurden, um die kurz-

fristigen Anlagen des übrigen Auslandes in den Run hineinzuziehen und der deutschen Kapitalflucht 

einen gewaltigen Anstoß zu geben. 

Wie hoch die Summe des seit der Genfer Konferenz des Völkerbundes geflüchteten aus- und inlän-

dischen Kapitals ist, kann man nicht genau angeben, wahrscheinlich ist sie höher als 4 Milliarden 

Mark. Das genügte, um die Kraft der Reichsbank zur Stützung der Währung und der bedrohten großen 

Banken, d. h. des normalen Kreditumlaufs, vollständig zu untergraben. Die Hilfsaktion des ausländi-

schen Kapitals, der sogenannte Hoove r p l a n, der einen Zahlungsaufschub für den Reparationstribut 

bis zum Juli 1932 enthält und gleichzeitig der Reichsbank durch einen internationalen Rediskontkre-

dit von 100 Millionen Dollar einen Rückhalt gewährte, konnte den Fortgang der Katastrophe nicht 

aufhalten. Auch der 100-Millionen-Kredit war in wenigen Tagen erschöpft. Es folgte der Zusammen-

bruch der Danatbank und die verschleierte Zahlungseinstellung aller Banken und Sparkassen. 
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Der englische Imperialismus versuchte jetzt, angesichts der Gefahr der Umwandlung Deutschlands 

in einen imperialistischen Vasallenstaat Frankreichs durch eine neue internationale Aktion eine „Sa-

nierung“ herbeizuführen. Dieser Versuch ist gescheitert, denn die Londoner Verhandlungen der gro-

ßen imperialistischen Mächte verliefen vollständig negativ. 

Was ist das charakteristische am Ergebnis der Londoner Verhandlungen? 

1. Eine langfristige Anleihe in der Höhe von 2-4 Milliarden Mark kam nicht zustande. 

2. Auch der Rediskontkredit wurde nicht erhöht. 

3. Der Beschluß über das „Stillhalte-Konsortium“ (das ausländische Finanzkapital soll sich verpflich-

ten, bis zum Oktober seine kurzfristigen Anlagen in Deutschland nicht zurückzuziehen) ist ein [342] 

inhaltloser Beschluß, da heute schon feststeht, daß sich die amerikanischen Bankiers an diesen Be-

schluß nicht gebunden fühlen. 

4. Trotz des Ausbleibens jeder weiteren ausländischen Hufe wird eine Kontrollinstanz des ausländi-

schen Bankkapitals in Berlin geschaffen. 

Warum sind die Londoner Verhandlungen ergebnislos verlaufen? Hatte es nicht, den Anschein, als 

ob das imperialistische Frankreich „isoliert“ sei? Als ob eine enge Zusammenarbeit zwischen dem 

englischen und amerikanischen Finanzkapital zur „Rettung“ des kapitalistischen Deutschland gege-

ben war? Um zu begreifen, daß das kapitalistische Deutschland die Hoffnung auf Amerika begraben 

muß, ist es notwendig, die imperialistischen Gegensätze richtig zu beurteilen. Die Weltwirtschafts-

krise hat den englisch-amerikanischen Antagonismus nicht verringert, sondern ungeheuer zugespitzt. 

Man darf die Vorgänge auf dem süd- und mittelamerikanischen Kontinent in den letzten beiden Jah-

ren nicht vergessen. Man darf auch nicht vergessen, daß die sogenannte „Abrüstungsaktion“ nichts 

anderes ist als der Versuch des amerikanischen Imperialismus, den englischen Imperialismus ent-

scheidend zu schwächen. Das imperialistische England macht die größten Anstrengungen, um für die 

unausbleibliche Entscheidung dieser Gegensätze durch einen imperialistischen Krieg seine Machtpo-

sition zu stärken. Die Tiefe der Gegensätze zwischen dem englischen und französischen Imperialis-

mus erlauben keine Verständigung zwischen den beiden Mächten auf längere Dauer. Deshalb geht 

das Bestreben des englischen Imperialismus dahin, die Vormachtstellung Frankreichs auf dem euro-

päischen Kontinent zu untergraben. Die jetzige katastrophale Lage des deutschen Kapitalismus gibt 

aber dem französischen Imperialismus alle Chancen, seine kontinentale Vormachtstellung „dauernd“, 

das heißt solange der Kapitalismus in Deutschland noch existiert, zu sichern. Das imperialistische 

Amerika, das sich seinerseits auf die entscheidende Auseinandersetzung mit dem englischen Imperi-

alismus vorbereitet, das nur verhältnismäßig geringe imperialistische Konfliktstoffe mit dem franzö-

sischen Imperialismus zu verzeichnen hat, hat nicht nur kein Interesse an der Untergrabung der kon-

tinentalen Vormachtstellung Frankreichs, sondern alles Interesse an seiner Erhaltung und Festigung; 

sowohl in Hinsicht auf die Sicherung eines mächtigen Verbündeten gegen England als auch der Si-

cherung der gemeinsamen Ausbeutung Deutschlands durch Amerika und Frankreich. 

Vorbereitung und Verlauf der Londoner Konferenz hat diese Konstellation des Weltimperialismus 

mit aller Schärfe umrissen, und alle Verschleierungsversuche der deutschen Bourgeoisie, der Sozial-

demokratie und der 2. Internationale können diese klare Kenntnis nicht verbergen. 

3. Was wird kommen? 

Folgendes ist die Lage nach der Londoner Konferenz: 

1. Die entscheidende Ursache für die jetzige katastrophale Lage, die nicht vorhandene Verwertungs-

möglichkeit des Kapitals, erfährt [343] eine weitere Vertiefung. Die Hoffnung der deutschen Bour-

geoisie auf eine entscheidende Entlastung durch Liquidierung der Reparationen ist angesichts der 

internationalen Kräfteverteilung absurd. 

2. Die Kreditkrise ist nur der Ausdruck dafür, daß der größte Teil der kapitalistischen Wirtschaft 

infolge der ungeheuren Belastung und der Nichtverwertbarkeit unrentabel geworden ist. Die Kredite 

sind „eingefroren“, nicht realisierbar, zu einem großen Teil nur noch Fiktionen. 
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3. Das Ergebnis der Londoner Konferenz wird die „Vertrauenskrise“ (die bürgerliche und sozialde-

mokratische Presse versucht sie zu einer bloßen „Panik“, zu einer grundlosen Erscheinung zu machen, 

sie ist aber echt) verstärken. Da immer noch 5-6 Milliarden kurzfristige ausländische Kapitalien in 

Deutschland angelegt sind, da außerdem langfristige Kredite fällig werden, da ferner alle kapitalisti-

schen Maßnahmen zur Verhinderung der Kapitalflucht letzten Endes unwirksam bleiben müssen, wird 

die Kreditkrise sich weiter verschärfen, die Kredit- und Zahlungsunfähigkeit der Banken, Sparkassen 

usw. ein Dauerzustand werden. Um nicht die letzten Gold- und Devisenreserven der Reichsbank in 

ganz kurzer Zeit weggeben zu müssen, ist ein „Moratorium“ für ausländische Anlagen in Deutschland 

unausbleiblich. Die Folge werden Gegenmaßnahmen des ausländischen Finanzkapitals sein. 

4. Da die Besitzer deutscher Anleihetitel bereits heute bis zur Hälfte dieses Kapitals verloren haben 

(Berliner 7prozentige Anleihe sank in New-York hie nahe an 50 Prozent, ebenso die große Anleihe 

des Stahlvereins usf.) wird die Möglichkeit, langfristige Anleihen mi Ausland zu erhalten, auf den 

Nullpunkt herabgedrückt. 

5. Die völlige Lahmlegung des Kreditsystems muß unweigerlich auch zu den größten Stockungen in 

der Produktion, d. h. zu einem raschen gewaltigen Anschwellen der Erwerbslosigkeit führen. 

6. Weitere Zusammenbrüche, vor allem mittlerer und kleinerer Unternehmungen, wahrscheinlich 

aber auch größerer Unternehmungen sind unausbleiblich. 

7. Auch neue rücksichtslose Streichungen an den Sozialetats, von denen bereits geredet wird, neuer 

Gehaltsabbau usf. werden nicht imstande sein, das Defizit des Reiches, der Länder und der Gemein-

den auszugleichen. 

8. Es ist verboten, von der Inflation zu reden, trotzdem die Notendeckung auf 33 Prozent herabgesetzt 

wurde, trotzdem über 600 Millionen neues Münzgeld, das keine Deckung gesetzlich nötig hat, her-

ausgegeben werden, trotzdem niemand anzugeben weiß, auf welche Weise Reich, Länder und Ge-

meinden ihre nichtaufschiebbaren Zahlungen bei der dauernden Schrumpfung der Steuern (in der 

ersten Dekade des Juni sollen nur 10 Prozent des normalen Steuereingange zu verzeichnen gewesen 

sein) tätigen sollen. 

Zu dieser Frage muß noch bemerkt werden, daß starke Kräfte [344] am Werk sind, an der Spitze die 

Großagrarier, um die Regierung zu stärkeren inflationistischen Maßnahmen zu drängen. Das Inte-

resse dieser Herrschaften an einer Inflation ist leicht verständlich; denn das ist der einzige Weg, um 

aus ihrer Pleite herauszukommen. 

Die „nationale Selbsthilfe“, die jetzt als „Ausweg“ angepriesen wird, wird also in folgendem beste-

hen: 

a) Neue Zusammenbrüche, Stillegungen, gewaltiges Anschwellen der Erwerbslosigkeit, 

b) neuer Ansturm gegen die Arbeiterschaft, weiterer Abbau der sozialen Fürsorge, Abbau der Löhne, 

Gehälter usf., 

c) Heraufziehen neuer Gefahren für die Mittelschichten durch verstärkte Besteuerung, durch die Un-

sicherheit in bezug auf Währung, 

d) mit der Zuspitzung der katastrophalen Lage der Wirtschaft werden nach der Aufhebung der Pres-

sefreiheit, der gesteigerten Verfolgung der Kommunistischen Partei, weitere Maßnahmen der politi-

schen Unterdrückung, der Verwirklichung der faschistischen Diktatur unausbleiblich. 

Wenn heute die deutsche Bourgeoisie vielleicht noch ein bißchen Hoffnung hat, gestützt auf das im-

perialistische England, durch „nationale Selbsthilfe“ dies politische Kapitulation vor dem französi-

schen Imperialismus zu vermeiden, so werden schon sehr bald, ähnlich wie 1923, die Waffen ge-

streckt werden müssen. Es gibt keinen Weg für den deutschen Kapitalismus, dieser Kapitulation zu 

entgehen. Unter der Führung des amerikanischen Imperialismus, nicht des englischen, wird der deut-

sche Kapitalismus zu neuen Verhandlungen gezwungen werden, um sich eine Atempause zu erkau-

fen. Das Ergebnis kann nur sein, daß das Wenige, was bis jetzt an Selbständigkeit und Bewegungs-

freiheit noch vorhanden war, verloren gehen wird. Der Niedergang des englischen Imperialismus, die 
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Unfähigkeit, seine weltbeherrschende Rolle weiter zu spielen, wurde nie offenbarer als bei der Auf-

rollung der Fragen, die mit der katastrophalen Lage des deutschen Kapitalismus zusammenhängen. 

Er kann nicht mehr verhindern, daß das kapitalistische Deutschland zum Vasallen einer Mächtegrup-

pierung gemacht wird, an deren Spitze der amerikanische Imperialismus steht und in der auf dem 

europäischen Kontinent Frankreich das entscheidende Uebergewicht besitzt. Daß in dem Komplex 

dieser Fragen auch die Vorbereitung eines Krieges gegen die Sowjetunion eine entscheidende Rolle 

spielt, vor allen Dingen die Frage, wer die Führung in diesem imperialistischen Krieg haben soll, das 

ist selbstverständlich. 

4. Aufgaben und Ausweg 

Die gesamte Lage des deutschen Kapitalismus führt zu seiner ungeheuren Zuspitzung der Klassen-

gegensätze. Gewaltige Angriffe auf das Proletariat, auf Arbeiter, Angestellte, Beamte, auf die werk-

tätigen Mittelschichten, sind unausbleiblich. Gleichzeitig gewinnt die Erkenntnis von der Unfähigkeit 

des Kapitalismus, Arbeit, Brot, Lebensexistenz und Lebenssicherheit zu geben, gewaltig an Umfang. 

Die Sozialdemokratische Partei wird ihre Rolle als Arzt, besser als [345] Kurpfuscher am verfaulen-

den Kapitalismus mit allen Konsequenzen weiterspielen. Die „nationale Opposition“, das heißt der 

offene Faschismus, muß immer mehr sich unmittelbar in den Dienst der „Rettung“ des Kapitalismus 

stellen. Das bedeutet aber, daß die Möglichkeit der Eroberung der werktätigen Massen, der Zerschla-

gung des sozialdemokratischen Einflusses in der Arbeiterschaft, der entscheidenden Zurückdrängung 

des faschistischen Einflusses in den kleinbürgerlichen Schichten, gewaltig wächst. 

Die Aufgaben, die das Maiplenum des ZK als die wichtigsten gestellt hat, bleiben in vollem Maße 

aufrecht: Eroberung und Mobilisierung der Arbeiter in den Betrieben zum Kampf, Verstärkung und 

Verbesserung unserer Arbeit an der innergewerkschaftlichen Front, heran an die Bauernschaft, heran 

an die Mittelschichten! 

Wir müssen voll darauf vorbereitet sein, daß der Kapitalismus in seinen verzweifelten Versuchen, 

sich auch über diese Katastrophe hinaus eine neue Atempause zu verschaffen, das äußerste an Unter-

drückungsmaßnahmen gegen das werktätige Volk leisten wird. Wir müssen bereit sein, auch dann 

und gerade dann, unsere revolutionäre Pflicht bis zum äußersten zu erfüllen. 

Unsere Kam pagne  fü r  den  r o t en  Vo l ksen t s che i d  muß seine Hauptstoßkraft auf die Erobe-

rung, auf die Mobilisierung der Betriebe richten. Sie muß in die Gesamtheit der werktätigen Massen 

das Bewußtsein hineinhämmern daß es keinen kapitalistischen Ausweg aus der Lage gibt, daß der 

Weg des Kapitalismus der Weg der unbedingten Versklavung nach außen und des furchtbarsten Mas-

senelends im innern ist. Der einzige Ausweg, den es gibt, ist der, den das russische Proletariat gegan-

gen ist: Sturz der kapitalistischen Herrschaft und Aufbau des Sozialismus unter der proletarischen 

Diktatur. 

Die Bourgeoisie und ihre Lakaien versuchen, über die Schwere der jetzigen Katastrophe hinwegzu-

trösten mit dem Hinweis auf die Tatsache, daß der Produktionsapparat in Deutschland in der Krise 

unversehrt geblieben ist. Das ist richtig. Aber dieser unversehrte Produktionsapparat nutzt nichts, 

wenn er nicht in Gang gesetzt werden kann, wenn er nicht dient zur Befriedigung der Bedürfnisse der 

schaffenden Menschen, des werktätigen Volkes. Gerade da s  vermag der Kapitalismus nicht mehr zu 

leisten. Der Produktionsapparat ist da, Maschinen sind da, Rohstoffe sind vorhanden, Bedürfnisse 

mehr als genug. Aber 4 Millionen Arbeiter feiern, 7 oder 8 Millionen werden es in den kommenden 

Monaten werden. Die Maschinen liegen brach und verrosten. Der Kapitalismus ist unfähig, die Ar-

beiterhände an die Maschinen, die erzeugten Produkte zur Befriedigung der Bedürfnisse an die Mas-

sen heranzubringen. Erst die planmäßige organisierte Wirtschaft unter der Diktatur des Proletariats, 

der Sozialismus kann diese Aufgabe lösen. 

Die Versuche des Kapitalismus, die Fesseln des Versailler Systems zu lockern, sind restlos geschei-

tert, führten von Niederlage zu Nieder-[346]lage. Der Kapitalismus kann nichts anderes, als diese 

Fesseln noch fester schmieden, die Versklavung des deutschen Volkes bis zum äußersten zu führen. 

Das siegreiche deutsche Proletariat wird, gestützt auf die gewaltige Macht der Sowjetunion, gestützt 
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auf die Solidarität der Arbeiterschaft in den imperialistischen Ländern, die Sklavenketten des Versai-

ller Systems zerbrechen und jegliche Form der Ausbeutung des deutschen Volkes durch das auslän-

dische Finanzkapital auch durch die sogenannte private Verschuldung liquidieren. 

Das ungeheure rasche Anwachsen der Tendenzen der revolutionären Krise erfordert von uns das 

Höchstmaß der Aktivität, der Entfaltung der Einheitsfronttaktik in den Betrieben, der Arbeit zur Ge-

winnung der Mittelschichten. Es ist in die Hand des Proletariats gegeben, die Leidenszeit, die der 

Verfaulungsprozeß des Kapitalismus mit sich bringt, abzukürzen. Wir müssen alles tun, um auch 

subjektiv der Lage gewachsen zu sein. 

* 

Die SPD vom Parteitag bis zur Pressenotverordnung  
Von Rudolf R e n n e r  

Zwei Referate standen auf dem Leipziger Parteitag, die die Beachtung der arbeitenden Massen erhal-

ten müssen. Das ist weniger das Referat Sollmanns, das die Politik der Reichstagsfraktion rechtfer-

tigte, als vielmehr die Referate von Tarnow und Breitscheid. 

Tarnows Referat über die „Kapitalistische Wirtschaftsanarchie“ brachte die neue Terminologie für die 

Fortsetzung der Politik der Wirtschaftsdemokratie nach dem offensichtlichen Bankrott der Theorie 

des „organisierten Kapitalismus“, die bisher die Basis für die Wirtschaftsdemokratie abgab. Diese 

Theorie, und die daraus den Arbeitern empfohlene Praxis, war aufgebaut auf die angebliche krisen-

lose Aufwärtsentwicklung des Monopolkapitals, das, wenn seine Entwicklung noch eine Zeitlang wei-

tergehe, aus den Händen der Kapitalisten in den Besitz und die Verwaltung des Staates überführt 

werde. So wachse die Gesellschaft in den Sozialismus. Das war die These Hilferdings in Kiel, Tarnows 

in Hamburg. Die Arbeiter haben dabei zwei Aufgaben zu erfüllen, einfach und friedlich: 1. Am Ausbau 

und Aufbau des Kapitalismus mitzuhelfen. Jetzt Opfer auf sich zu nehmen, denn, je mehr man die 

Produktionsstätten im Kapitalismus konzentriert, um so näher kommt man dem Sozialismus. Erschüt-

terungen des. Kapitalismus muß man vermeiden. Deswegen keine Streiks, keine Lohnkämpfe, keine 

Demonstrationen. Das ist Politik, die zum Chaos führt, der „Entwicklung zum Sozialismus“ schadet. 

So begründete man alle Hilfestellung für die Kapitalisten als „Arbeit für den Sozialismus“. [347] 

2. Müssen die Arbeiter durch die richtige Abgabe des Stimmzettels‘ die „Positionen des Staatsappa-

rates“ „erobern“. Sozialdemokraten müssen Minister, Bürgermeister, Polizeipräsidenten werden. 

Dann besteht der Apparat, der den Sozialismus mit den übernommenen Betrieben des‘ Monopolka-

pitals aufbaut. 

Wahrhaftig, eine verlockende Sache, so einfach und billig in den Sozialismus hineinzuwachsen. 

Nur, daß er mit den Tatsachen nicht übereinstimmt. Daß es eine spekulative Ideologie ist, und einer 

materialistischen, dialektischen Prüfung nicht standhält. Mit Marxismus hat dieses „System“ der Nöl-

ting, Naphtali, Breitscheid, Hilferding und Genossen nichts zu tun. 

Wir brauchen hier theoretisch nicht weiter auf die Fragen einzugehen. Die Tatsachen, die Praxis, die 

Entwicklung hat den Bankrott dieser Theorie der SPD-Führer so gründlich aufgezeigt, wie es keine 

theoretische Begründung vermocht hätte. 

Die ,ununterbrochene Prosperität‘ Amerikas ist einer gewaltigen Krise gewichen, der Kapitalismus 

wird von einer Krise geschüttelt, die heute auch schon der fanatischste Anhänger Hilferdingscher 

Theorien als eine ,Krise des Systems‘ anerkennen muß. Die Hilferdingschen Redewendungen mußten 

umgestellt, den Arbeitern ein neuer Wortschatz gegeben werden. Wohl gemerkt, nur, ein neuer Wort-

schatz. Keine Aenderung der Taktik und Praxis gegenüber dem Kapitalismus. Der Leipziger Parteitag 

galt der Festigung des Bündnisses mit den Kapitalisten in der verschärften Situation des Klassen-

kampfes, dem stärkeren Kampf gegen den sieghaft vormarschierenden Kommunismus. 

In Kiel konnte man die Massen mit dem Hinweis auf Amerika mit Illusionen füttern. „Der organi-

sierte Kapitalismus führt zum Sozialismus“ hieß es dort. Aber in Leipzig konnte man solche 
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Illusionen nicht geben. Die Krise hat die Massen radikalisiert. Die Erkenntnis, daß der Sozialismus 

der einzige Ausweg sei, ist stärker geworden. Darum mußte man stärker noch wie bisher den Sozia-

lismus als das Ziel der Partei herausstellen. An die Stelle des „organisierten Kapitalismus“ trat „der 

Sozialismus als Wachstumsidee“. Aber schon darin zeigt sich die ganze Ideenarmut der führenden 

Theoretiker der SPD, daß sie nicht einmal mehr ein grundlegendes neues Schlagwort zu erfinden 

vermochten. Hieß es damals „Hineinwachsen in den Sozialismus“, so heißt es jetzt „Wachstumsidee“, 

nur daß durch die Betonung der Idee das Ziel weiter hinausgesteckt wird. 

Damals in Kiel verkündeten die Hilferdinge, das Ziel sei bald erreicht. Jetzt ist man wieder auf der 

untersten Stufe angelangt. Der „organisierte Kapitalismus“ ist zerschlagen und zerrüttet durch eine 

gewaltige Krise. Jetzt heißt es: Die Krise muß erst wieder überwunden werden. Man vertröstet auf 

eine neue Blütezeit des Kapitalismus, um wieder vom „organisierten Kapitalismus“ zu reden. Bis zur 

nächsten Krise usf. wenn es nach dem Willen der sozialdemokratischen Helfer des Kapitalismus 

ginge. Ein ewiger Kreislauf, bei dem die [348] arbeitenden Massen die Lasten tragen und ewig die 

Sklavenarmee der Ausbeuter bleiben. 

Schon damit zeigte Tarnow die feste, unlösliche Verbundenheit der Sozialdemokratischen Partei mit 

dem Kapitalismus. Die SPD-Führer kennen nur den Versuch der Ueberwindung der Krise des Kapi-

talismus auf dem Boden der kapitalistischen Gesellschaftsordnung und mit den Mitteln des Kapita-

lismus. 

Da die Kapitalisten aber selber keine Rezepte haben, aus der Krise herauszukommen, sondern jeder 

Schritt, den sie unternehmen, die Krise vergrößert, und selbst dann, wenn sie sich eine Atempause 

schaffen, die Krise auf breiterer Basis sich entfaltet, hatten ihre Helfer auch keine „Generalrezepte“. 

Empört wendet sich Tarnow gegen die sozialdemokratischen Arbeiter, die ihn gefragt hatten, wie 

denn die Krise überwunden, der Sozialismus verwirklicht werden solle: 

„Ich habe aus einigen Anfragen von Parteigenossen mi t e in i ge r Be f r e m dung entnommen, daß 

man erwartet, daß ich hier ein geheimnisvolles Generalrezept, den S t e i n de r Wei se n für die Ueber-

windung der ökonomischen Krise und für die Verwirklichung des Sozialismus dem Parteitag vorle-

gen könnte! Da s kan n i c h l e i de r n i ch t.“ 

Ueber die Forderung von Millionen Arbeitender und Erwerbsloser, über den Ruf nach Arbeit, Brot 

und Freiheit, gleitet Tarnow hinweg mit einer agitatorischen Floskel: 

„Es  g i b t  nu r  e i ne  Gene r a l l i n i e  f ü r  uns, und  d i e  he i ß t: Soz ia l i sm u s!“ Aber die prakti-

sche Arbeit heißt Rettung des Kapitalismus. Deshalb „Arz t und Er b e“. Arzt am Kapitalismus, der 

alle Taten der kapitalistischen Machthaber nicht nur rechtfertigt, sondern ausdenken hilft und durch-

führt. Der dem Proletariat Blut abzapft, ihm Hunger. und Elendskurven verschreibt, um den Kapita-

lismus zu retten, und der die Rolle des Erben spielt, um die Massen zu trösten, sie zu beruhigen, vom 

Kampf abzuhalten und irrezuführen. 

Nach diesen Aerzten muß man den schwachen Kapitalismus erst wieder erstarken helfen, um ihn 

dann, wenn er stark ist, „in den Sozialismus überzuführen“. 

„Es gibt ja Parteigenossen – so erklärte Tarnow – die der Meinung sind, jetzt, wo der Patient schon 

röchelt, muß man ihm noch einen kräftigen Stoß geben. Ja, Genossen, wenn das so einfach wäre! An 

dem Patienten liegt uns ja nicht so sehr, aber wenn der Patient röchelt, hungern die Massen.“ 

Deswegen muß man nach Tarnow alles tun, um den Kapitalismus aufzubauen, damit die Massen 

„nicht mehr hungern“. 

Der Kampf um den Sozialismus ist den sozialdemokratischen Führern unlöslich verbunden mit Hun-

ger, Not, Zusammenbruch, Chaos. Deswegen gilt eben nicht irgendeine schönklingende Idee oder der 

schönklingende Wunsch: Dies System muß sterben. (Heinig, Berlin.) 

[349] Und so warnt Tarnow ausdrücklich vor dem Zusammenbruch der kapitalistischen Gesellschaft. 

Was dann komme zeige Rußland. Das russische Volk gehe „seit 14 Jahren durch ein Höllental des 

Elends ... das schlimmer ist als das Elend irgendeiner kapitalistischen Wirtschaft“. 
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Das ist alles, was Tarnow auf dem Leipziger Parteitag den Arbeitern zu geben hatte. Keinen Ausweg 

aus der Krise. Eine schwache Hoffnung auf den Sozialismus. Eindringliche Warnungen davor, an die 

Erkämpfung des Sozialismus heranzugehen und eine plumpe Rußlandhetze. 

Und diese Rußlandhetze diente zur stärkeren Begründung jenes undefinierbaren Begriffs vom „Sozi-

alismus als Wachstumsidee“: 

„Allerdings, wenn man den Sozialismus mit einem Ruck einführen will, dann glaube ich auch, muß 

man so verfahren, wie es in Rußland gemacht worden ist.“ Aber dann kommt namenloses Elend; sagt 

Tarnow. (Siehe oben.) 

Obgleich diese Demagogie an Plumpheit nichts zu wünschen übrig läßt, muß man doch ein paar 

Worte dazu sagen. Wenn man den Sozialismus mit einem Ruck „e i n f üh r e n“ könnte, dann wäre das 

die beste und einfachste Art. Aber der Sozialismus ist weder ein Exportartikel noch ein Wunderkäst-

chen, das man nur zu öffnen braucht. 

Der Sozialismus wird notwendig, weil – wie Marx feststellt – der Rahmen der kapitalistischen Ge-

sellschaft gesprengt wird. Weil die Kapitalisten ihren Arbeitssklaven, selbst unter ihrem Sklavenda-

sein keine Existenz mehr zu geben vermögen. Aber zum Aufbau des Sozialismus gehört 1. die Er-

oberung der Macht und 2. die Eroberung der Produktionsmittel, der großen Fabriken, der Bergwerke, 

Banken und des Großgrundbesitzes. Eine Aufgabe, die nicht in zwei von einander getrennten Vor-

gängen, sondern in einem Kampf, der sozialen Revolution vor sich geht. Und Karl Marx und Friedrich 

Engels stellen fest, daß die Kapitalisten ihren Besitz mit allen Mitteln, mit dem Mittel der physischen 

Gewalt verteidigen. 

In seiner „Kritik der Hegelschen Rechtsphilosophie“ erklärt Marx schon: „Die physische Gewalt wird 

nur überwunden durch physische Gewalt.“ Marx zeigt, daß Klassenkampf, Klassenkr i eg  das einzige 

Mittel zur Ueberwindung des Kapitalismus ist. 

Der Sozialdemokratische Parteitag empfiehlt den Massen, Not, Hunger, Elend zu erdulden, die Bei-

behaltung des jetzigen Zustandes, die Rettung des Kapitalismus. Rudolf Breitscheid übernahm die 

Aufgabe, über: „Die Ueberwindung des Faschismus“ zu referieren. Wer aber nach einer klaren Fest-

stellung über den Begriff des Faschismus sucht, wer in dem Referat eine ernste Kampfmaßnahme zu 

finden glaubt, ja, wer annimmt, daß dieser zweite Referent wenigstens die Politik seiner Partei hieb- 

und stichfest verteidigen würde, der kann nur eine große Enttäuschung erleben. 

[350] Breitscheid beginnt seine Rede mit einer großzügigen Verteidigung der faschistischen Maß-

nahmen Brünings: 

„Aber man hat angefangen – führt Breitscheid aus – mit dem Wort (Faschismus. D. V.) etwas leicht-

fertig umzugehen und aus agitatorischen Gründen jede nach der bürgerlich-kapitalistischen Seite hin 

orientierte Abweichung von Geist und Wortlaut einer demokratischen Verfassung hiermit zu belegen. 

Das führt beispielsweise dazu, daß die Brüningsche Notverordnung, obwohl sie nur mit Zustimmung 

einer demokratisch gewählten Volksvertretung in Kraft bleiben kann, als Ausfluß faschistischen 

Geistes gebrandmarkt wird.“ 

Selbst auf dem Parteitag sei ausgesprochen worden, „daß es keinen Unterschied zwischen Brüning 

und Mussolini gäbe“. 

Sieh an, die Notverordnung kann nur mit Zustimmung der gewählten Volksvertreter aufrecht erhalten 

werden. Aber wenn die Volksvertretung nicht zustimmt, schickt Brüning sie nach Hause, wie Mus-

solini sein erstes Parlament. Aber die Volksvertretung stimmt zu – und die „äußere Form der Demo-

kratie ist gewahrt“. Brünings Taten sind deswegen nach der Erklärung Breitscheids nicht faschistisch. 

Drei Sätze weiter erklärt dann Breitscheid, der Faschismus sei eine Staatsform, oder die Bewegung 

zu einer Staatsform hin, die im Gegensatz zur Demokratie die oberste Gewalt eines einzelnen oder 

einer Minderheit wolle. 

„Dabei braucht auf die äußere Form der Demokratie nicht vollständig verzichtet zu werden. Wir se-

hen in der Praxis, wie, um den Schein zu wahren, zu p seud o-pa r l am en t a r i schen  Mi t t e l n  
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gegriffen wird, die, wie zum Beispiel das italienische Parlament, mindestens ein Mitbestimmungs-

recht sämtlicher Staatsbürger vortäuschen wollen.“ 

Ja, stellte Breitscheid fest, der Faschismus unterscheide sich von der Diktatur, er stelle sogar einen 

Fortschritt gegenüber der Despotie dar, „als er der Demokratie immerhin eine gewisse Reverenz er-

weist und sich mit dem Mäntelchen der Demokratie zu umhüllen versucht“. 

Eine treffliche Analyse der Brüningschen Politik – aber „Brünings Notverordnungspolitik ist nicht 

faschistisch“, verkündet in einem Atemzug Breitscheid. Dafür verkündet er dann mit der Kühnheit 

der Verleumder, zwischen Moskau und Rom bestehe kein Unterschied, denn: 

„Während das Sowjetsystem die Demokratie im  Nam en  de r  Ar be i t e r k l a s se  bekämpft, wendet 

sich der Faschismus gegen die Demokratie – ausgesprochen oder nicht – im Interesse der Erhaltung 

des Kapitalismus.“ 

Auf die Verwirrungsakrobatik, mit der Breitscheid hier seine faule These beweist, braucht an dieser 

Stelle nicht weiter eingegangen zu werden. 

Ueber den deutschen Faschismus, oder richtiger den [351] Faschismus in Deutschland, bekam man 

nach dieser die Richtung anzeigenden Einleitung wenig zu hören. Der Referent erging sich in stun-

denlangen Ausführungen über den italienischen. Faschismus. Aber auch dabei gab er einige, zu Ver-

gleichen sehr aufschlußreiche Stellen. Breitscheid erklärte: „Der (der Faschismus. D. V.) wird die 

Unterdrückung jeder Presse-, Rede-, Versammlungs- und Koalitionsfreiheit als Kennzeichen fortge-

schrittenster Staatsphilosophie hinstellen.“ 

Schon nach der März-Notverordnung war „diese Staatsphilosophie“ in Deutschland die theoretische 

Begründung für alle oben angeführten Maßnahmen sowohl von seiten der Bourgeoisie, wie auch von 

den Sozialfaschisten. Nach den neuen Notverordnungen, nach der Verschärfung der Notverordnung 

vom März durch die Länderregierungen (‘Sachsen) und der Pressenotverordnung, wird jeder sozial-

demokratische Arbeiter begreifen, daß in Deutschland faschistisch regiert wird. 

Der sozialdemokratische Parteitag und sein Beauftragter Breitscheid erklären, Faschismus, das sei 

nicht die bürgerliche Diktatur Brünings, sondern die Hitlerbewegung. Damit vollführte man den Ver-

such, von der bürgerlichen Diktatur abzulenken, einen Gegensatz zu konstruieren und die Brüning-

Diktatur als für die Arbeiter besser hinzustellen. 

Auf eine einfache Formel gebracht heißt das: die bürgerliche Diktatur mit Hilfe der Sozialfaschisten 

ist besser wie die bürgerliche Diktatur mit den Nationalsozialisten. So habe die Sozialdemokratie das 

Zusammengehen der bürgerlichen Parteien mit den Nationalsozialisten verhindert durch die Unter-

stützung, die die Sozialdemokratie einer bürgerlichen Regierung gewährte – und, so fügte Breitscheid 

vorsichtig hinzu – die diese sich gefallen ließ. So mußte Breitscheid bekennen, daß nicht die SPD 

Brüning, sondern Brüning die SPD noch tolerierte. Aber dadurch sei der Nationalsozialismus nicht 

Regierungspartei geworden. Deswegen könne man die bisherige Politik fortsetzen. 

Aber so wenig wie Tarnow den sozialdemokratischen Arbeitern die SPD-Politik als ein Mittel zur 

Ueberwindung der Krise und zur Erkämpfung des Sozialismus zu preisen vermochte, so wenig kann 

Breitscheid dies für die Ueberwindung des Nationalsozialismus. Mehrfach muß er sich das Einge-

ständnis abringen, daß der Nationalsozialismus von den Kapitalisten doch evtl. als Regierungspartei 

herangeholt, daß er also siegen werde. 

Breitscheid stellt fest: 

„Fürchten wir den unmittelbaren faschistischen Einfluß auf die Regierung und Verwaltung, s o  i s t  

d i e s e  Mög l i chke i t  gewachse n, zumal wenn wir feststellen, wie die alten bürgerlichen Parteien, 

mit Ausnahme des Zentrums, immer mehr von den Nationalsozialisten aufgefressen werden.“ 

[352] Das ist wahrlich keine sieghafte Unterstreichung der Politik der SPD und ihrer „,Kämpfer gegen 

den Faschismus“. 

Das Referat Breitscheids war die Begründung der Unterstützung der Brüning-Diktatur und das glatte 

Eingeständnis, daß die bisherige Politik den Nationalsozialismus, die ausgeprägteste Form des 
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Faschismus, nicht zu überwinden vermag, sondern daß die Möglichkeit des Einrückens des National-

sozialismus in die Machtpositionen des kapitalistischen Staates gewachsen ist. 

Aber Breitscheid erklärt, man müsse die bisherige Politik fortsetzen: „Es besteht also kein auf Lega-

lität oder Illegalität zurückzuführender Anlaß, die bisher angewandte Methode zu ändern.“ 

Also, die Methode führt zu einer Stärkung des Nationalsozialismus, aber es besteht kein Anlaß, sie 

zu ändern. Das ist das offene Bekenntnis zum Sozialfaschismus, zur Förderung der Politik des Fa-

schismus, a) durch die Unterstützung der Brüning-Diktatur, b) durch die Fortsetzung einer Politik, 

die nach dem eigenen Eingeständnis den Nationalsozialismus fördert. 

Den Arbeitern, die den Kampf gegen den Faschismus wollen, redet Breitscheid Trost zu: 

„Manch einem von uns mag manchmal eine Stunde der Mutlosigkeit ankommen.“ „Auf die Dauer 

kann ... der Faschismus in Deutschland nicht triumphieren ... Warum sollten wir den Faschismus in 

Deutschland nicht besiegen?“ 

Als Voraussetzung für diesen „Sieg“ fordert Breitscheid die Einigkeit der Partei, fordert er, daß sie 

geschlossen die Politik wie bisher fortsetzt. 

Das ist mehr wie Resignation, das läuft darauf hinaus, den Arbeitern zu erzählen, „man müsse den 

Faschismus an die Macht kommen lassen, damit er sich abwirtschafte.“ Das ist das Bekenntnis zur 

Durchführung der faschistischen Bourgeoisiediktatur, ja selbst bis zur Zusammenarbeit mit den Fa-

schisten. Das kündet Breitscheid auch an anderer Stelle seiner Rede an, wo er erklärt: „... d aß  wi r  

d i e  Ve r l e t zung  de r  dem okr a t i s chen  For m  nu r  du l de n, um  den  dem okr a t i s chen  I n -

ha l t  de r  Ve r f a s sung  z u  r e t t e n.“ 

* 

Bankrott die Theorie und Praxis der Wirtschaftsdemokratie. Bankrott die Politik des „Kampfes gegen 

den Faschismus“. Fortsetzung dieser Politik im Interesse des Kapitalismus. So steht die SPD nach 

dem Leipziger Parteitag vor den Arbeitern. Aufbauend auf die Grundlinie dieser beiden Referate hielt 

Sollmann sein Referat über die Praxis der Politik. Seine Rede war die Rechtfertigung alles bisher 

Geschehenen und die nochmalige Begründung der Fortsetzung dieser Politik. 

„Parteigenossen, es ist gewiß ein Wort von Karl Marx, daß die Arbeiterklasse nichts zu verlieren habe 

als ihre Ketten, ein Wort aus [353] einem gewaltigen sozialistischen Dokument. Als der junge Marx 

vor fast 85 Jahren dieses Wort niederschrieb, war es eine revolutionäre Großtat. Wenn man dieses 

Wort jetzt dem deutschen Proletariat zuruft, dann wird dieses revolutionäre Wort von einst zu einer 

stock. reaktionären Phrase.“ 

Jetzt haben die Arbeiter die Erfolge von opfervollen Kämpfen dreier Generationen zu verlieren. 

Heftig wendet sich Sollmann gegen den Disziplinbruch der Neun. Doch die heftige Sprache führt den 

Unterton eines vergnüglichen Spiels. Man fühlt heraus, ernst wird die Opposition nicht genommen. 

Die Kapitulation der Opponenten steht schon fest, bevor sie das Wort erhalten haben. Daß Sollmann 

die Notverordnungspolitik rechtfertigt, braucht hier nicht besonders erwähnt zu werden. Aber er kün-

det auch neue Notverordnungen und ihre weitere Unterstützung an. Er fordert den Parteitag auf, auf 

eine Stellungnahme zur neuen Notverordnung zu verzichten und der Reichstagsfraktion Handlungs-

freiheit zu geben. 

So wenig die schaffe Stellungnahme gegen die Opposition organisatorische Konsequenzen anzeigte, 

so kennzeichnete sie doch, wie sehr unter den zugespitzten Verhältnissen die Manöverierfähigkeit 

der SPD eingeschränkt ist. 

Auch Sollmanns Referat vermag den arbeitenden Massen nichts zu geben. Wie Breitscheid es ver-

mied, die Frage des außerparlamentarischen Kampfes zu berühren, wie Tarnow nicht von Streik und 

Lohnbewegungen sprach, wie keiner zu den Erwerbslosenfragen Stellung nahm, so hielt auch Soll-

mann sich eng an seinen parlamentarischen Rahmen. 
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Und auch da vermochte er nur Hilfslosigkeit und Ausweglosigkeit aufzuzeigen. Unterstützung der 

die Arbeitermassen immer schwerer belastenden Brüning-Diktatur. Sonst nichts: „Sozialpolitische 

Eroberungen sind in diesen Jahren in Deutschland nicht zu machen.“ 

Auch Sollmann wagt es nicht, zu behaupten, daß die Politik den Faschismus verhindert. Auch er gibt 

dem Gedanken Ausdruck, daß der Faschismus eventuell siegen werde und tröstet dann damit: „Wir 

... würden auch eine faschistische Herrschaft in irgendeiner Form erfolgreich bekämpfen.“ 

Das ist alles. „In irgendeiner Form“ würde man auch den Faschismus bekämpfen. Dabei setzt auch 

Sollmann den Faschismus gleich Nationalsozialisten. 

Zu beachten ist noch, was Sollmann zur internationalen Lage sagt. Man vermied es, im wesentlichen 

zur internationalen Lage Stellung zu nehmen. Aber wo, wie in Sollmanns Referat mit ein paar Worten 

Stellung genommen wird, tritt auch hier die Faschisierung deutlich in Erscheinung. 

„Auch den Youngplan halten wir trotz seiner angeblichen Endgültigkeit nur für einen Abschnitt der 

Entwicklung ...“ 

[354] Die Partei der Preisfechter des Dawes- und Youngpaktes erklärt: „Wir waren nicht dawesbe-

geistert und wir sind nicht youngbegeistert. Bei der wirtschaftlichen und politischen Lage unseres 

Volkes wird der Revisionswille auch gegen den Youngplan immer wieder durchdringen. Die sozial-

demokratische Reichstagsfraktion entzieht sich diesem Willen nicht, sie will ihn führen.“ 

Kläglichere Referate hat wohl noch kein Parteitag gesehen, wie die, die hier in Leipzig die fortschrei-

tende Faschisierung auch der Sozialdemokratischen Partei begründeten. 

Eine besonders klägliche Rolle spielte auf diesem Parteitag die Opposition. Von jener Opposition, die 

noch in Kiel und in Magdeburg auftrat, war nicht mehr viel übrig. Ein großer Teil der „Prominente-

ren“ war schon unter die Fittiche des Parteivorstandes gekrochen. Ein anderer Teil, Böchel und Kon-

sorten, bereiteten diesen Schritt auf dem Parteitag vor. Von der gesamten Opposition blieben bei der 

Abstimmung über Tarnows Resolution zu seinem Referat der Rettung des Kapitalismus nur zwei übrig. 

Die Zentristen um Seydewitz hatten auf dem Parteitag nur noch einen Weg, um vor die Massen zu 

treten und die Massen zu sammeln. Rücksichtslos mit der Politik der SPD abzurechnen, vor den Mas-

sen den revolutionären Ausweg aufzuzeigen und mit der SPD zu brechen. 

Den Weg, den sie hätten zeigen können, das war der Weg der KPD, der Weg der proletarischen 

Revolution. Sie haben diesen Schritt nicht getan. Sie konnten ihn ihrer ganzen inneren Einstellung 

nach nicht durchführen. Sie fürchten sich vor der proletarischen Revolution – sie hassen die Revolu-

tion nicht weniger wie die Rechten. 

Weil sie im Grunde ebenfalls in der kapitalistischen Gesellschah wurzeln, blieb Seydewitz’ Referat, 

auf das hunderttausende SPD-Arbeiter warteten, nichts wie leeres Gerede. 

Eine persönliche Entschuldigung, man habe aus Verantwortungsbewußtsein gehandelt, die Feststel-

lung, daß der Kapitalismus zur Aufrechterhaltung seiner Herrschaft Gewaltmethoden anwenden 

werde. Aber auf die Frage Sollmanns, welchen Weg die Seydewitz denn gehen wollen, antwortet 

Seydewitz mit der Gegenfrage: „Welchen Weg wollt ihr denn gehen, wenn die bürgerlichen Parteien 

uns in eine andere Taktik zwingen.“ 

Sie wollten mit ihrem scheinradikalen Auftreten die Massen an die Partei binden. Der Kern der ein-

halbstündigen Rede von Seydewitz war deswegen weniger das, was er über die Panserkreuzerfrage 

sagte, sondern seine Schlußsätze: 

„Nicht Verantwortungslosigkeit und Leichtfertigkeit hat unser Handeln bestimmt, sondern die Sorge 

... um die Einheit der Partei.“ 

Das war auch das Motiv Rosenfelds: „Will man das Vertrauen der Massen, dann muß man mit der 

Tolerierungspolitik Schluß machen.“ 

[355] Und noch deutlicher wurde Portune: 
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„Ich kenne die Absichten und Gefühle der Arbeiter. Wenn die KPD bei den nächsten Wahlen einen 

Aufstieg bekommt, dann seid ihr schuld. Dann, fürchte ich, wird das Gefüge der Gewerkschaften in 

Frage gestellt. Dann wird es Partei und Gewerkschaften erschwert, die Massen zu halten.“ 

Die Zentristen stellten sich die Aufgabe, die Massen zu halten. Eine klägliche Rolle. Vor dem Kriege 

kämpfte der Zentrismus um eine Aenderung der Politik und er leitete dazu auch organisatorische 

Schritte ein. Er setzte dem Weg der Revisionisten einen anderen Weg entgegen. Die Seydewitze aber 

vermögen diese Aufgabe nicht zu erfüllen. Sie haben keinen konkreten Vorschlag. Sie wollen nur die 

getreuen Diener des Parteivorstandes sein. 

Aber selbst diese Rolle muß der Parteivorstand ablehnen. Die Seydewitz sind keine Führer, sondern 

von den radikalisierten Massen Getriebene. Werden sie von den Massen weiter gedrängt, dann be-

deutet das den Rahmen der Partei zu sprengen. Darum werden sie von dem Parteivorstand zurückge-

pfiffen – und sie gehorchen dem Pfiff. 

So besiegelte der Parteitag von Leipzig das Ende der Oppositionsspielerei, und was dort nicht voll-

zogen wurde, vollführte der Parteiausschuß. Für die „Linken“ vom Schlage Seydewitz besteht kein 

Operationsfeld mehr in der SPD. Das Manövergelände ist enger geworden und nur noch ein Tum-

melplatz für Künstler und Konsorten. 

Für die Massen der Arbeiter wird die Lehre von Leipzig eine Beschleunigung ihrer eigenen Erkennt-

nis und ihre schnellere Abwanderung von der SPD bringen. 

Ein besonderes Referat galt noch der Jugend. Die SPD ist eine überaltete Partei. Der Parteitag sollte 

der Gewinnung der Jugend dienen. Breitscheid erklärte, man müsse der jungen Generation Verständ-

nis entgegenbringen. Man solle ihr Gelegenheit geben, die Stichhaltigkeit ihrer Argumente in prakti-

scher Arbeit zu erproben. 

Aber Ollenhauer erklärte in seinem Referat klar und deutlich, daß die Jugend sich um die Politik nicht 

zu kümmern habe. Das sei die Aufgabe der Partei. 

Das ist der Grundsatz. Vor dem Kriege führte man mit allen Mitteln den Kampf gegen die einschrän-

kenden Bestimmungen über die politische Betätigung der Jugend. Heute hat man die Methoden der 

monarchistischen Reaktion übernommen. Auch hier zeigt sich die SPD als die Partei der schwärzes-

ten Reaktion der Bourgeoisie. 

Die zusammengeschmolzene Jugendbewegung der SPD wird durch die Arbeit des KJVD nach die-

sem Parteitag weitere entscheidende Verluste erleiden. 

Zu den brennenden Fragen der gesamten arbeitenden Bevölkerung nahm der Parteitag nur negativ 

oder überhaupt keine Stellung. Kaum ein Wort wurde gesprochen über die Erwerbslosenfrage, die 

[356] Frauenfrage, nichts zur Bauern- und Mittelstandsfrage. Kein Wort über die Lohnangriffe der 

Kapitalisten und Streikbewegungen, nichts über Zoll- und Preiswucher. 

Der Parteitag zeigte das Gesicht einer guten kapitalistischen Partei. 

Entscheidend stand er unter dem gewaltigen Eindruck der Entwicklung in der Sowjetunion, den alle 

Redner zu verfälschen versuchten. 

Aber dieser Parteitag zeigte auch die Loslösung der Massen von der SPD. Er konnte nur durchgeführt 

werden in ständigen Konflikten mit den SPD-Arbeitern auf der Tribüne. 

Die Wochen nach dem Parteitag haben die faschistische Entwicklung der SPD-Führer, den kläglichen 

Bankrott der Seydewitz-Opposition, aber auch das immer stürmischere Abwandern der Arbeiter von 

der SPD aufgezeigt. 

Aufgabe der Partei ist es, in richtiger Anwendung der Einheitsfronttaktik von unten die Massen der 

SPD-Anhänger und Mitglieder für den Kommunismus zu gewinnen. 

* 
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Die Internationale des Sozialfaschismus in der Krise  
Zum Wiener Kongreß der II. Internationale  

Von J. L e n z  

Wenn am 25. Juli in Wien der 4. Kongreß der in Hamburg 1923 notdürftig zusammengeleimten „In-

ternationale“ der Sozialimperialisten zusammentritt, dann wird man unwillkürlich an die Situation 

erinnert, in der vor 17 Jahren ein Kongreß der Sozialistischen Internationale gleichfalls in Wien statt-

finden sollte. Am 29. Juli 1914 beschloß das Internationale Sozialistische Büro auf seiner Tagung in 

Brüssel, angesichts der infolge des ausgebrochenen österreichisch. serbischen Krieges aufs höchste 

gespannten Lage, den internationalen Kongreß, der zum 23. August nach Wien einberufen war, auf 

den 9. August vorzuverlegen. Wenige Tage später existierte diese „Internationale“ nicht mehr. Die 

„sozialistischen“ Führer traten in den Kriegsdienst bei ihren imperialistischen „Vaterländern“. Die 

Beschlüsse der Internationale gegen den Krieg wurden ins Archiv gelegt und Kau t sky  machte die 

erschütternde Entdeckung, daß die Internationale nur ein Instrument für Friedenszeiten, aber nicht für 

die Kriegszeit sei. 

Wenige Wochen vor dem Ausbruch des Weltkrieges hatte noch der alte V i k t o r  Ad l e r  erklärt, daß 

er an die Möglichkeit eines Krieges nicht glaube. Drei Tage vor Ausbruch des Krieges ahnten [357] 

die Führer dieser „Internationale“ nicht, daß ihre Organisation in wenigen Tagen ein Scherbenhaufen 

sein würde. An diese historische Tatsache muß man erinnern, um sich zum Bewußtsein zu bringen, 

daß der Opportunismus mit seiner im beschränktesten Praktizismus befangenen „Realpolitik“ unfähig 

ist, bewußt und klar zu den heranreifenden gewaltigen Ereignissen Stellung zu nehmen, daß diese 

„Realpolitiker“ noch nicht gemerkt haben, wie sehr diese Ereignisse das Fundament ihrer Existenz 

bedrohen. 

Vom Standpunkt der marxistisch-leninistischen Analyse ist es vollkommen klar, daß wir der zwe i -

t en  We l l e  de r  Kr i ege  und  Re vo l u t i onen  mit raschen Schritten entgegengehen. Und es ist 

ebenso Idar, daß die Internationale des Sozialimperialismus diese zweite Belastungsprobe noch viel 

weniger bestehen wird als die erste. Wären sich die Führer der „Internationale“ auch nur einigerma-

ßen über die Lage im klaren, dann mußten sie auf die Tagesordnung den Punkt setzen: Wie sollen in 

dieser anbrechenden Periode der schwersten Erschütterung des Kapitalismus die sozialdemokrati-

schen Parteien und ihre „Internationale“ ihre Existenz retten? Wie soll man verhindern, daß die durch 

den Zusammenbruch des Kapitalismus und die gigantischen Erfolge des sozialistischen Aufbaues in 

der Sowjetunion radikalisierten Massen in Scharen zur Kommunistischen Internationale übergehen? 

Wie kann man bei den inneren Gegensätzen, die diese Internationale zerreißen, die Aktionsfähigkeit 

für den Hauptzweck sichern, für den diese „Internationale“ da ist, für die Unterstützung des geplanten 

Interventionskrieges gegen die Sowjetunion? 

Stehen diese Fragen auch nicht offen auf der Tagesordnung, so werden sie doch allen Reden und 

Verhandlungen zugrunde liegen. Die internationale Sozialdemokratie, die sich nach dem unvergeßli-

chen Wort von Tarnow als „Arzt“ des Kapitalismus betätigt, hat sich den Beruf eines Spezialisten für 

unheilbare Krankheiten gewählt und darum ist es klar, daß auf alle diese Fragen eine befriedigende 

Lösung für die bankrotte Politik des Reformismus nicht gefunden werden kann. 

Die Gegensätze, die eine einheitliche Politik der SAI in den wichtigsten Fragen unmöglich machen, 

sind gerade durch die letzten Ereignisse aufs äußerste verschärft worden. Der Ausbruch der Finanz-

krise in Deutschland, welche die Sanierung des bankrotten deutschen Kapitalismus durch das inter-

nationale Kapital als eine zur Rettung des kapitalistischen Systems unumgängliche Maßnahmen auf 

die Tagesordnung gestellt hat, bewirkte zugleich die äuße r s t e  Ve r schä r f ung  de r  i m per i a l i s -

t i s chen  Gegensä t ze  zwischen den kapitalistischen Ländern, die sich in den Gegensätzen zwi-

schen den „sozialistischen“ Parteien in der Lakaienstube dieser sogenannten „Arbeiterinternationale“ 

widerspiegeln. Diese Gegensätze werden sich hauptsächlich in der Diskussion über die sogenannte 

„Abrüstung“ äußern. Eben hat die französische Regierung das Stattfinden der Londoner „Versöh-

nungskonferenz“ als Anlaß benutzt, [358] um aller Welt zu verkünden, daß die durch den Versailler 

Vertrag geschaffene Ungleichheit der Rüstungen eine unerschütterliche Voraussetzung für die 
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„Sicherheit“ Frankreichs bedeute. Während für die französische Kriegsrüstungspolitik der französi-

sche „Sozialist“ Paul Bocour  bei jeder Gelegenheit die Verantwortung übernommen hat, hat 

Br e i t s che i d  für die deutsche Sozialdemokratie gerade in der jetzigen Krise erklärt, der SPD liege 

es fern, auf die deutsche Regierung einen Druck in der Frage der Einstellung des Panzerkreuzerbaues 

auszuüben. 

Aber nicht nur diese Verschärfung der imperialistischen Gegensätze wird den inneren Zwiespalt in 

dieser „Internationale“ verschärfen. Dazu kommt auch die unvermeidliche Verschärfung des Gegen-

satzes zwischen der rechten und der „linken“ Schattierung des Reformismus, die sich auf allen Par-

teitagen der sozialdemokratischen Parteien in der letzten Zeit gezeigt hat. In Deutschland ist es so 

weit, daß trotz der Kapitulationspolitik der „linken“ Führer, trotz ihrer ständigen Bekenntnisse zur 

Parteieinheit und Parteidisziplin, trotz ihrer verlogenen Versuche, den Leipziger Parteitag als einen 

Triumph ihrer – mit Verlaub zu sagen – „Grundsätze“ zu feiern, die Möglichkeit größerer Absplitte-

rungen in greifbare Nähe rückt. Auf dem letzten Kongreß der Unabhängigen Arbeiterpartei Englands 

in Scarborough fand ein scharfer Kampf um die Frage des Austritts aus der Arbeiterpartei statt. Und 

die Mehrheit gegen diesen Antrag von 173 gegen 37 Stimmen bei 37 Enthaltungen zeigt, wie stark 

der Druck der Arbeiterschaft auf die unabhängigen Führer bereits geworden ist. 

Auch auf dem letzten Kongreß der belgischen Partei in Brüssel gelang es dem Meisterschieber 

Vande r ve l d e  nur mit Mühe, eine Mehrheit von 359.470 gegen 197.798 Stimmen bei 32.939 Ent-

haltungen für die Resolution der Parteileitung in der Abrüstungsfrage durch. zubringen. 

Auf dem letzten Kongreß der holländischen Partei bedrohten die Führer Oude ges t  und Co. die 

Opposition mit Ausschlußmaßnahmen und konnten auch hier nur mit einer Mehrheit von 838 gegen 

493 Stimmen bei 204 Enthaltungen organisatorische Vollmachten gegen die Opposition durchsetzen. 

Selbstverständlich handelt es sich bei den verschärften Auseinandersetzungen zwischen Rechten und 

„Linken“ innerhalb des reformistischen Lagers keineswegs um die Grundsätze – wenn man von so 

etwas sprechen darf – der reformistischen Politik. Die Entwicklung der österreichischen Sozialdemo-

kratie, die bisher immer als Wortführerin der „Linken“ auf den internationalen Kongressen gespielt 

hatte, zeigt am deutlichsten, daß  de r  W e g  de s  Soz i a l f a sch i smus  de r  e i nz i g  m ög l i che  

W e g  de s  Re f o r mi sm us  i n  de r  gegenwär t i gen  Ze i t  i s t. Aber es handelt sich um e rns t -

ha f t e  Ause i nande r se t zungen  i n  de r  F r age  de r  Met hoden  des  Massenbe t r ug s. Die 

„linke“ Methode, die besonders von der SPOe zur Meisterschaft ausgebildet [359] wurde, besteht 

darin, durch die äußerste Anpassung an die Stimmung der Massen, durch möglichst weitgehende 

Konzessionen in der Phraseologie, insbesondere in den Fragen, die nicht in unmittelbarer Verbindung 

mit der revolutionären Praxis stehen (z. B. unverbindliche Sympathieerklärungen für die Sowjet-

union, theoretische Feststellungen über den Zusammenbruch des Kapitalismus), die Abwanderung 

der Massen zum Kommunismus zu verhindern. Die Methoden der Rechten, die besonders die deut-

schen Parteifeldwebel, die Wels und Co., zu handhaben verstehen, bestehen in der rücksichtslosen, 

offenen, brutalen organisatorischen Unterdrückung aller oppositionellen Regungen, in dem Versuche 

durch eine offen bürgerliche, klassenversöhnende, staatsbejahende Ideologie das Erwachen des Klas-

senbewußtseins bei den Anhängern zu unterbinden und sich zur Festhaltung der Massen hauptsäch-

lich auf die Methoden der Korruption durch Staatsposten und Pöstchen zu verlassen. 

In allen Ländern sind für die praktische Politik der reformistischen Parteien nicht die „linken“ Phra-

seure, sondern die rechten Realpolitiker maßgebend. In England nicht Maxton, sondern Macdonald, 

in Frankreich trotz der Niederlage des rechten Flügels auf dem Parteitag nicht Bracke und Zyromski, 

sondern Paul Boncour und Renaudel, in Oesterreich weniger Otto Bauer als Karl Renner. Auf dem 

internationalen Kongreß allerdings haben die „linken“ Phraseure ein größeres Gewicht, weil sie es 

besser verstehen, sich untereinander auf dem Gebiet der „radikalen“ Phrasen zu einigen, als die „Re-

alpolitiker“, die mehr Uebung darin haben, den bürgerlichen Nationalisten ihres Landes nach dem 

Munde zu reden. 

Auf dem Leipziger Parteitag machte der berüchtigte Berliner Delegierte Küns t l e r, der sich durch 

besondere Gehässigkeit gegen die Seydewitz-Gruppe beim Parteivorstand lieb Kind machen will, die 
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„Enthüllung“, daß vor einiger Zeit eine internationale Konferenz der „Linken“ in Amersfoort stattge-

funden haben soll als eine Art Vorbesprechung zum Wiener Kongreß. Die deutschen „Linken“ haben 

mit Entrüstung den Verdacht der Beteiligung an einer solchen Konferenz zurückgewiesen. Wie im-

mer es damit stehen mag, die ungeheure Verschärfung des Gegensatzes zwischen den Massen der 

sozialdemokratischen Arbeiter und der mit dem sich faschisierenden bürgerlichen Staat untrennbar 

verbundenen sozialfaschistischen Bürokratie muß sich auch auf dem internationalen Kongreß in der 

verschärften Spannung zwischen den beiden flügeln des Reformismus äußern. 

Die wichtigste Frage, die eben deshalb auf dem Kongreß nicht besonders auf der Tagesordnung steht, 

weil sie den sozialfaschistischen Führern das größte Kopfzerbrechen macht, das ist das Verhältnis 

zur Sowj e t un i on  und zum drohenden Interventionskrieg. 

Es wäre lächerlich, zu glauben, daß die sozialimperialistische Internationale nach den Enthüllungen 

im Menschewistenprozeß, nach den feierlichen Erklärungen aller ihrer Instanzen gegen die Inter-

[360]vention, etwa eine wirkliche Schwenkung zu einer der Sowjetunion weniger feindlichen oder 

gar zu einer ernsthaft gegen die Intervention gerichteten Haltung durchführen könnte. 

Angesichts der unbestreitbaren, der ganzen bürgerlichen Welt imponierenden, die klassenbewußten 

Arbeiter aller Länder begeisternden Erfolge des sozialistischen Aufbaues in der Zeit des tiefsten Nie-

dergangs der kapitalistischen Wirtschaft ist es hier für den Sozialfaschismus am schwierigsten, seine 

antibolschewistische Politik mit den Sympathien der Massen für die Sowjetunion irgendwie in Ein-

klang zu bringen. Otto Baue r  versucht es mit dem alten Dreh, den er schon in den Revolutionsjahren 

1917/18 ausprobiert hat: Der Bolschewismus mag ganz gut sein für das rückständige Rußland, wir 

wünschen ihm alles Gute, aber für das gebildete Westeuropa ist er nicht zu gebrauchen. Etwas weiter 

ging die englische Unabhängige Partei, die auf ihrem Kongreß eine Sympathieresolution für die Sow-

jetunion annahm, und einige Anhänger der Seydewitz-Gruppe, wie A. Maur übe r  im „Klassen-

kampf“, die eine grundsätzliche Aenderung der Haltung zur Sowjetunion forderten. 

Es kann aber kein Zweifel sein, daß auf diesem Gebiete nicht einmal in der Phraseologie eine Ab-

schwächung der antibolschewistischen Haltung der offiziellen Instanzen der SAI zu erwarten ist. 

Friedrich Ad l e r, der immer noch den Sekretär der II. Internationale abgibt, hat den Moskauer Men-

schewistenprozeß zum Anlaß benutzt, da s  Bekenn t n i s  de r  SAI  zum  Kr i ege  gegen  d i e  

Sowj e t un i on  ziemlich unverhüllt zu erneuern. In seinem bekannten Artikel zum Moskauer Prozeß, 

der in einer vom Sekretariat der SAI herausgegebenen Broschüre neben den antibolschewistischen 

Exzessen der Abr am owi t s c h, Leon  B l um  und Vande rve l de  veröffentlicht wurde, sagt Fried-

rich Adler: 

„Aber die Unzufriedenheit der Bolschewiki mit der Sozialistischen Arbeiter-Internationale hat einen sehr rea-

len Grund. Und der Hinweis, daß sich seit dem Marseiller Kongreß etwas geändert habe, ist durchaus berech-

tigt, nur hat sich nicht die Stellung der Sozialistischen Arbeiter-Internationale in der Interventionsfrage geän-

dert, sondern in den letzten fünf Jahren ist ein neues Problem deutlich geworden, eine andere Gefahr neben 

der Interventionsgefahr kapitalistischer Mächte in Erscheinung getreten. 

Die Sozialistische Arbeiter-Internationale ist heute ebenso wie nur jemals bereit, sich mit ganzer Energie für 

die Verteidigung Sowjetrußlands einzusetzen. Aber sie ist sich vollkommen bewußt, daß sie auch v o r  d e r  

K r i e g s p o l i t i k  S o w j e t r u ß l a n d s  a u f  d e r  H u t  z u  s e i n  h a t. ( !) 

Die Kongresse von Marseille und Brüssel waren in bezug auf die Verteidigung Sowjetrußlands gegen Inter-

vention vollkommen auf der gleichen Linie wie der Kongreß von Hamburg. Aber die Kongresse von Marseille 

und Brüssel hatten gleichzeitig zu warnen vor der K r i e g s g e f a h r, d i e  a u s  S o w j e t r u ß l a n d  d r o h t.“ (!)*) 

Friedrich Adler, der keineswegs ein solcher Ignorant ist, um die Diskussion über die Frage von An-

griff und Verteidigung, die in der II. Internationale und in der deutschen Sozialdemokratie schon vor 

1914 geführt wurde, nicht zu kennen, weiß sehr gut, was es bedeutet, [361] wenn er die Arbeiter vor 

einem „Angriffskrieg“ der Sowjetunion warnt und an die Beschlüsse von Marseille und Brüssel 

 
*) Der Moskauer Prozeß und die SAJ Dietz-Verlag S. 16. 
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erinnert, die die Zusammenarbeit der SAI mit dem Völkerbund im Falle eines solchen „Angriffskrie-

ges“ proklamierten. 

„Wir haben kein Vertrauen – sagt Friedrich A d l e r  – zu den Machthabern in Moskau – genau so wenig Ver-

trauen wie zu den Diktatoren kapitalistischer Staaten – und wir müssen befürchten, daß sie, wenn sie einmal 

einen revolutionären Krieg für notwendig halten, die alten Tricks aller Kriegsstifter, sich zunächst als die An-

gegriffenen aufzuspielen, auch verwenden werden. Und so sehr die Sozialistische Arbeiter-Internationale be-

reit ist, sich für die Verteidigung Sowjetrußlands einzusetzen, so entschlossen ist sie, sich von den Moskauer 

Machthabern nicht in einen ‚revolutionären Krieg‘ hineinmanövrieren zu lassen.“*) 

Daß Friedrich Adler kein Vertrauen hat zu den proletarischen „Machthabern“ in der Sowjetunion, das 

glauben wir und das beruht auf Gegenseitigkeit. Aber wenn er behauptet, ebenso wenig Vertrauen zu 

haben zu den „Diktatoren kapitalistischer Staaten“, dann setzt er sich in Widerspruch zu den von 

seiner „Internationale“ in Marseille gefaßten Beschlüssen. In der Resolution über die Friedenspolitik 

heißt es: 

„Die Arbeiter fordern, daß jede Regierung, die, unter welchem Vorwand immer, das Schiedsgericht oder eine 

schiedsgerichtliche Entscheidung ablehnt und zum Kriege schreitet, als Angreifer und als Feind ihres Volkes 

und der Menschheit angesehen werde. 

Sie fordern, daß keine feindselige Handlung gestattet sei, außer im Falle des Widerstandes gegen einen Angriff 

oder in Uebereinstimmung mit einem Beschluß des Rates oder der Versammlung des Völkerbundes.“**) 

Die Diktatoren der kapitalistischen Staaten, die bekanntermaßen im Völkerbundsrat vertreten sind, 

Macdona ld  ebenso wie Musso l in i, haben nach der Auffassung der SAI darüber zu entscheiden, 

ob ein Angriff und eine berechtigte Verteidigung vorliegt. Man braucht nur daran zu erinnern, um 

jedem Arbeiter begreiflich zu machen, was die Phrase von einem drohenden „Angriff der Sowjet-

union“ zu bedeuten hat. Daß für den Marxisten lediglich der soziale Charakter des Krieges maßge-

bend ist, und nicht die Kinderstubenfrage, wer angefangen hat, diese elementare Erkenntnis, die 

Kau t sky  noch 1910 auf dem Essener Parteitag der SPD vertrat, ist heute bei den Sozialdemokraten 

vergessen und verboten. 

Wie die menschewistischen Fachleute der II. Internationale zur Frage des Fünfjahreplanes stehen, das 

zeigt der heftige Angriff von Abr am owi t s ch  gegen  Ot t o  Baue r s  Meinung über die erfolgrei-

che Durchführung des Fünfjahreplanes.***) Ab r am owi t s ch  stellt erneut fest: „Der Fünfjahreplan 

als ein harmonisches Ganzes genommen, hat Schiffbruch gelitten.“ Er beruft sich auf eine so hervor-

ragende Autorität wie Professor Franz Oppenheimer, um festzustellen, daß wir es gerade in der Sow-

jetunion „mit einer ausgesprochenen Fehlindustrialisierung und Fehlrationalisierung zu tun haben.“ 

Und er entwirft folgende Perspektive: 

[362] „Ungeheure soziale und politische Spannungen im Inneren, die von Krise zur Krise fuhren, gefährliche 

Verschärfung der Lage nach außen infolge der allgemeinen, auf den ‚unvermeidlichen‘ Krieg eingestellten 

Politik, sowie der Notwendigkeit, immer größere Mengen von Rohstoffen, später auch von Industrieerzeug-

nissen auf den Weltmarkt zu Schleuderpreisen zu bringen, so sehen wir die Zukunft Rußlands beim Fortbeste-

hen der bolschewistischen Diktatur und ihrer Generallinie.“†) 

Zu Friedrich Adlers Geschwätz vom sowjetrussischen Angriffskrieg kommt hier die sozusagen „öko-

nomische“ Begründung. 

Wird es in der Frage der Sowjetunion noch verhältnismäßig leicht sein, sich auf der Linie einer mit 

radikalen Phrasen verdeckten Interventionspolitik zu einigen, so werden, wie schon bemerkt, die im -

pe r i a l i s t i s chen  Gegensä t ze  be sonde r s  s cha r f  i n  de r  F r age  de r  Abr üs t un g, die als 

erster Punkt auf der Tagesordnung steht, aufeinanderplatzen. 

Auf dem Brüsseler Kongreß 1928 war die sogenannte Abrüstungsresolution eben angenommen wor-

den, als die Nachricht von der Zustimmung der SPD-Minister zum Panzerkreuzerbau eintraf. Das 

 
*) A. a. O. S. 18. 
**) J. Lenz, Die II. Internationale und ihr Erbe, S. 242 f. 
***) „Fünfjahreplan und Sozialdemokratie“, „Die Gesellschaft“, Juli 1931, S. 24. 
†) Abramowitsch, a. a. O. S. 34. 
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hinderte die Exekutive der SAI auf ihrer Berliner Tagung im Mai 1930 allerdings nicht, „den Kampf 

der deutschen Sozialdemokratie gegen den Bau des Panzerkreuzers B als eine wertvolle und notwen-

dige Unterstützung des Kampfes der Arbeiterparteien gegen die Verstärkung der Seerüstungen“ zu 

begrüßen. 

Solche Scherze sind jetzt weniger an der Zeit. Der deutsche Imperialismus hat bei dem Versuch des 

Neuaufbaues einer selbständigen Macht den jämmerlichsten Schiffbruch erlitten. Wie seine offiziel-

len Vertreter auf der Konferenz in Paris und London zu einer gedämpfteren, de- und wehmütigen 

Tonart gezwungen waren, so werden auch seine „sozialistischen“ Vertreter in Wien gegenüber den 

Parteien der mächtigeren Staaten die zweite Geige zu spielen haben. Am erfolgreichsten ist gegen-

wärtig vom Standpunkt des Kampfes um die Staatsposten die britische Arbeiterpartei. Macdona l d s  

„Abrüstungspolitik“ wird daher als Grundlage der Beschlüsse des internationalen Sozialimperialis-

mus dienen. Der britische Imperialismus, dem infolge seiner verhältnismäßig größeren finanziellen 

und wirtschaftlichen Schwierigkeiten beim Rüstungswettrennen mit den USA und Frankreich der 

Atem auszugehen droht, wird den sogenannten moralischen Einfluß der SAI für seine imperialisti-

schen Interessen gegen den französischen und amerikanischen Imperialismus aufzubieten versuchen. 

Es ist allerdings die Frage, wie weit es gelingen wird, die französischen Sozialimperialisten in diese 

„Einheitsfront“, in der in England die Arbeiterpartei gemeinsam mit den Liberalen und Konservativen 

steht, hineinzuzwingen. 

Es ist selbstverständlich, daß es niemand wagen wird, ein Wort der Verurteilung gegen die deutschen 

Panzerkreuzersozialisten auszusprechen. Wie können das auch die Parteien von Macdon a l d  und 

Pau l  Bonco u r? Andererseits hat in der gegenwärtigen [363] Situation der deutsche Sozialimperi-

alismus weniger Chancen, das Recht des deutschen Imperialismus auf gleiche Aufrüstung mit den 

Siegermächten erneut bestätigt zu bekommen. Natürlich wird man die Gelegenheit benutzen, die 

Hoover-Aktion und den erfolglosen Schacher um die Konkursmasse des bankrotten deutschen Kapi-

talismus auf der Londoner Konferenz als verdienstvolle Anstrengungen für die Völkerversöhnung zu 

feiern, wie das der Internationale Gewerkschaftsbund bereits in einem Aufruf getan hat. 

Nach den Offenbarungen des Leipziger Parteitages sind bei dem Tagesordnungspunkt „Wel t wi r t -

s cha f t sk r i s e  und  Arbe i t s l o s i gke i t“ besondere Ueberraschungen nicht zu erwarten. Trotz ein-

zelner radikaler Aeußerungen der Wiener „Arbeiter-Zeitung“ und der Organe der deutschen „Linken“ 

über den Zusammenbruch und die Endkrise des kapitalistischen Systems ist keineswegs zu erwarten, 

daß die SAI die Theorie des „organisierten Kapitalismus“ und der „Wirtschaftsdemokratie“ offen 

liquidieren wird. Gerade die letzte katastrophale Zuspitzung der Wirtschaftskrise drängt die Bour-

geoisie zu s t a a t skap i t a l i s t i s c hen  Maßnahmen. Das Bedürfnis, die gleichzeitige Verschmelzung 

des monopolistischen Kapitalismus mit dem Staat und das Verwachsen der reformistischen Organi-

sationen mit diesem Staat als einen Weg zum Sozialismus anzupreisen, dieses Bedürfnis, welches die 

Theorie des organisierten Kapitalismus und der Wirtschaftsdemokratie als Grundlage des Sozialfa-

schismus hervorgerufen hat, besteht nach wie vor fort. Es gibt keine andere Möglichkeit, die Politik 

des Sozialfaschismus in der gegenwärtigen Epoche des niedergehenden Kapitalismus den Massen 

schmackhaft zu machen und mit ihren sozialistischen Bestrebungen zu verbinden. 

Die Wiener „Arbeiter-Zeitung“ hat am 14. Juli ausgesprochen, daß die Sanierung bankrotter Groß-

banken der Weg zum Sozialismus ist: 

„Kapitalistisch geht es nicht mehr weiter! Nein, der Staatskapitalismus, der in der Form der Reichshaftung für 

alle Einlagen von der zweitgrößten deutschen Bank Besitz ergreifen mußte, ist nach dem beispiellosen Zusam-

menbruch nicht mehr zu vermeiden. Und der Staatskapitalismus drängt notwendigerweise zur sozialistischen 

Planwirtschaft.“ 

Gerade im Zusammenhang mit der Sanierung der finanzkapitalistischen Pleite durch den kapitalisti-

schen Staat hat die SPOe die Frage der Regierungsbeteiligung erneut gestellt. In einem Aufruf der 

sozialdemokratischen Abgeordneten vom 18. Juli heißt es: 

„Wir werden in eine Regierung erst dann gehen, wenn wir in ihr stark genug sein werden, die Interessen des 

arbeitenden Volkes und die Ideen des Sozialismus wirksam zu vertreten. Diese Zeit wird kommen. Der 
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mitteleuropäische Kapitalismus ist erschüttert. Die Wirtschaftskrise kann nur noch mit ganz neuen Mitteln be-

kämpft werden. Wenn die Großbanken In Deutschland wie in Oesterreich nur noch mit Staatsmitteln und Staats-

haftung geführt werden können, dann muß der Staat sie übernehmen und sich damit zum Herrn der Volkswirt-

schaft machen. Vom Privatkapitalismus geht der Weg über den Staatskapitalismus zum Sozialismus!“ 

Diese Linie, die Einsetzung der aus den werktätigen Massen [364] mit Hilfe des Staatsapparates aus-

gepreßten Summen zur Sanierung pleitegegangener kapitalistischer Unternehmungen als halbsozia-

listische Maßnahmen anzupreisen, liegt absolut in der Linie der wirtschaftsdemokratischen Theorie. 

Naph t a l i  hat bekanntlich für Deutschland als Rettung aus der Krise neben einer „Reform des Ak-

tienrechte“ die staatliche Kontrolle der Monopole unter Beteiligung der berufenen Gewerkschafts-

vertreter gefordert. Diese Forderung der SPD wird vom Internationalen Gewerkschaftsbund in seinem 

Aufruf vom 23. Juli aufgegriffen. Dort wird „die Kontrolle des Kreditsystems in allen Ländern durch 

den Staat unter Mitwirkung der Arbeiterklasse“ verlangt. 

Das zeigt die Richtung, in der die Internationale des Reformismus ihre Wirtschaftstheorie entwickelt. 

Otto Baue r  hat wohl schon auf dem Brüsseler Kongreß 1928 gegen solche, wie er sich ausdrückte, 

„neorevisionistische Theorien“ polemisiert.*) Aber hier werden „marxistische Floskeln“ nicht gedul-

det werden. Die wirtschaftsdemokratische Theorie ist eine Existenzgrundlage des Sozialfaschismus. 

Das gleiche gilt für die als zweiten Punkt auf die Tagesordnung gestellte Frage des Kampfes um die 

„Demokratie“. Hier zeigt die politische Entwicklung sowohl in Oesterreich wie auch in Deutschland, 

welchen Weg die Sozialfaschisten in allen Ländern gehen, sobald die Frage des Uebergangs zur fa-

schistischen Diktatur auf die Tagesordnung tritt. Da die Regierungsbeteiligung das Um und Auf der 

sozialdemokratischen Politik ist, da die Entwicklung zum Faschismus in den verschärften Widersprü-

chen unserer Epoche begründet ist, muß die internationale Sozialdemokratie den Uebergang zu stän-

diger Verschärfung der bürgerlichen Diktatur mit Hilfe der Sozialfaschisten als den richtigen Weg 

zur Verteidigung der Demokratie anerkennen. 

Der letzte Parteitag der SP Frankreichs hat allerdings „radikale“ Beschlüsse gefaßt, insbesondere in 

der Abrüstungsfrage, die einer Regierungsbeteiligung hinderlich wären, wenn solche Beschlüsse für 

die Praxis der Opportunisten Bedeutung hätten. Das österreichische Beispiel hat aber gezeigt, wie 

rasch „radikale“ Beschlüsse vergessen sind, wenn in kritischer Stunde die Aussicht auf Ministersessel 

lockt. Wenn die SPOe momentan in Beziehung auf die Koalitionspolitik noch die Rolle der unbe-

rührten Unschuld spielt, so ist es doch die Unschuld jener unglücklichen Mädchen, die selbst zu den 

billigsten Bedingungen keinen Liebhaber finden. Denn die Renne r  und Ba ue r  haben sich in jeder 

kritischen Situation zur Herstellung des berühmten „Gleichgewichts der Klassenkräfte“ in der Regie-

rung zur Verfügung gestellt. 

Bei dem „Kampf der Arbeiterklasse um die Demokratie“ wird gewiß demagogisches Geschwätz über 

die Beteiligung der KPD am [365] Volksentscheid eine große Rolle spielen. Dagegen wird man die 

„demokratischen Heldentaten“ Zör g i ebe l s  am 1. Mai 1929 ebenso vergessen, wie Macdona ld s  

Blutregime in Indien und Palästina, die Mitverantwortung der Sozialdemokratie in der Tschechoslo-

wakei für die blutigen Metzeleien gegen streikende Landarbeiter und jene ganze Kette faschistischer 

Untaten, die die Sozialdemokratie täglich zur Rettung des todkranken Kapitalismus begeht. 

Bei dem Bericht über die Lage der sozialistischen Bewegung und über die Tätigkeit der Exekutive 

und des Sekretariats wird die Stimmung der versammelten Minister und Ministeraspiranten ziemlich 

gedrückt sein. Es sind nicht gerade große Erfolge, auf die der Sozialfaschismus zurückblicken kann. 

Er hat im selbstaufopfernden Krankendienst für den Patienten Kapitalismus seine eigene Gesundheit 

ruiniert. Erst 8 Jahre sind vergangen, seit diese „Internationale“ ihre Wiedervereinigung in Hamburg 

feierte. Und bald kann es wieder so weit sein, daß die tägliche Verschärfung der äußeren und inneren 

Gegensätze des Kapitalismus das Scheingebilde äußerer Einheit zerreißt und diese Mißgeburt zer-

stört. 

 
*) Siehe Lenz: „Die II. Internationale und ihr Erbe“, Seite 258. 
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Ohne uns Illusionen darüber hinzugeben, daß die große organisatorische Macht dieser gefährlichsten 

Feinde der Arbeiterklasse von selbst zerfallen könnte, sehen wir in allen Ländern die objektiven Be-

dingungen dafür heranreifen, die bald international die Aufgabe möglich machen werden, die sich 

die KPD auf der Tagung des Zentralkomitees im Januar 1931 gestellt hat: Liquidierung des Massen-

einflusses des Sozialfaschismus. 

* 

Ein neuer Markstein im Aufbau des Sozialismus  
Bemerkungen zu Stalins Rede  

Von F r e d  O e l ß n e r  

Selten ist eine Rede so entstellt und umgelogen worden, wie die bekannte Rede des Genossen S t a l i n  

vor den Wirtschaftsfunktionären der Sowjetunion. Die bürgerlich-sozialdemokratische Presse über-

schlug sich förmlich in Schlagzeilen über „Stalins Bekehrung“, jäher „Abkehr vom Kommunismus“ 

usw. Ein wenig Nachdenken über die von Stalin aufgeworfenen Probleme zeigt, daß es sich bei den 

Neuerscheinungen in der Oekonomik der UdSSR nicht um eine „Abkehr vom Kommunismus“ han-

delt, sondern im Gegenteil um ein weiteres Vordringen planmäßiger sozialistischer Produktionsformen. 

Das kennzeichnendste Merkmal des Kapitalismus ist, daß die Gesetze, welche die gesellschaftliche 

Produktion und den Austausch regeln, von den Menschen nicht beherrscht werden, also auch nicht 

bewußt angewandt werden können, sondern sich hinter dem Rücken der Menschen gewaltsam wie Na-

turgesetze durchsetzen, „wie das Gesetz der Schwere, wenn einem das Haus über dem Kopf zusam-

menpurzelt“. Diese Anarchie der kapitalistischen Produktionsweise ist aber verbunden mit dem Elend 

und der Unterdrückung breiter werktätiger Massen. Im Sozialismus dagegen beherrschen die Menschen 

bewußt die Gesetze ihrer Oeko-[366]nomik, an die Stelle der anarchischen Spontanität setzen sie die 

bewußte Regelung, die planmäßige Organisiertheit. Die große Bedeutung der Rede Stalins liegt gerade 

darin, daß sie eine neue Etappe auf dem Wege zur vollendeten sozialistischen Planwirtschaft darstellt. 

Betrachten wir die vom Genossen Stalin behandelten Probleme unter diesem Gesichtspunkte. 

1. Die Versorgung der Betriebe mit Arbeitskraft 

Vom Standpunkte jeder auf gesellschaftlicher Arbeitsteilung beruhender Produktionsweise ist die Ver-

sorgung der einzelnen Produktionszweige und Betriebe mit Arbeitern für den Gang der Produktion 

von großer Bedeutung. Im Kapitalismus unterliegt diese Versorgung, ebenso wie die gesamte Produk-

tion, nicht der bewußten gesellschaftlichen Regelung, sondern geschieht sozusagen von selbst, auto-

matisch durch den Mechanismus der kapitalistischen Gesetzmäßigkeit. Die Versorgung der Betriebe 

mit Arbeitskraft wird in der kapitalistischen Produktionsweise dadurch sichergestellt, daß 1. der Ka-

pitalismus ständig – durch sogenannte Rationalisierung – Arbeiter aus der Produktion wirft (Marx 

nannte sie die industrielle Reservearmee), die sich bei Strafe des Verhungerns ständig den Kapitalis-

ten verdingen müssen; 2. das Eindringen des Kapitalismus in die Landwirtschaft die Masse des Land-

volkes von der Scholle vertreibt, proletarisiert und ebenfalls zwingt, ihre Arbeitskraft den Unterneh-

mern zu verkaufen. Die Hungerpeitsch. der Arbeitslosigkeit ist es also, die im Kapitalismus die auto-

matische Versorgung der Betriebe mit Arbeitskraft bewirkt. 

Das siegreiche Vordringen sozialistischer Produktionsformen in der Sowjetunion bewirkte eine stän-

dige Verbesserung der materiellen Lage der werktätigen Massen. Von entscheidender Bedeutung auf 

diesem Gebiete ist die restlose Beseitigung der Arbeitslosigkeit. Durch die mit Hilfe der sozialisti-

schen Industrie zum größten Teil schon durchgeführte Kollektivisierung der Landwirtschaft hat die 

Bauernschaft in der Sowjetunion auf der Scholle wieder eine Heimat gefunden. Der Bauer wird nicht 

mehr vom Hunger gezwungen, in die Stadt zu gehen. 

Durch diese großen, p r i nz i p i e l l en  sozialistischen Erfolge wurde aber der Automatismus außer 

Kraft gesetzt, der die Versorgung der Betriebe mit Arbeitskraft bewirkte. 

Da dieser auf dem Elend der Massen beruhende Mechanismus gestört ist, muß die Versorgung der 

Betriebe mit Arbeitskraft auf andere Art sichergestellt werden. Es ist einleuchtend, daß diese Versor-

gung nur durch das sozialistische Prinzip der Planmäßigkeit, der Organisierung garantiert werden 
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kann. Daher stellte Genosse S t a l i n  den Wirtschaftsfunktionären die Aufgabe der o rgan i s i e r t en  

Wer bung  de r  Ar be i t e r  f ü r  d i e  I ndus t r i e  du r ch  Ve r t r äge  mi t  den  Ko l l ek t i vwi r t -

s c ha f t en  und  i h r en  Mi t g l i ede r n. An Stelle des anarchischen Automatismus des Massenelends 

tritt die planmäßige Organisation freier Vereinbarungen sozialistischer Produzenten. Diese organi-

sierten Vereinbarungen werden aber zugleich kombiniert mit der arbeitssparenden Mechanisierung 

des Arbeitsprozesses. Damit wird die Möglichkeit geschaffen, die Versorgung der Betriebe mit Ar-

beitskraft der Mechanisierung und Rationalisierung anzupassen und ein Neuaufkommen der Arbeits-

losigkeit zu verhüten. 

Wir haben es hier also mit einer neuen Etappe in der sozialistischen Umgestaltung der Volkswirt-

schaft der Sowjetunion zu tun. 

2. Die Lohnfrage 

Am meisten schreit die bürgerliche Presse über die „Abkehr vom Kommunismus“ im Zusammenhang 

mit der Lohnfrage. Diese Abkehr besteht angeblich darin, daß Stehe in seiner Rede energisch die 

Durchführung differenzierter Löhne nach Leistung forderte. Diese Presselüge ließe sich schon mit 

dem Hinweis abtun, daß die differenzierte Entlohnung in der UdSSR bereits seit 1920/21 besteht, und 

daß selbst der Altmeister des Kommunismus, Karl Mar x, schon 1875 feststellte, daß in der e r s t en  

S t u f e  de r  kom m uni s t i s chen  Gese l l s cha f t, im  Soz i a l i sm u s, ke i ne  Lohng l e i chhe i t  

du r chge füh r t  we r den  könne. Von einer „Abkehr“ können also nur Böswillige reden. 

Das Neue in der Lohnpolitik der Sowjetregierung besteht aber darin, daß das schon bisher bestehende 

Differential-Lohnsystem energischer durchgeführt [367] werden soll, um d i e  Ar be i t e r  a n  d i e  

Be t r i ebe  z u  f e s se l n. Wenn man der bürgerlichen Presse Glauben schenken soll, so besteht in der 

UdSSR Z w angsa r be i t. Der Sinn der energischen Durchführung der Differentiallöhne wird dann 

aber völlig rätselhaft. Tatsächlich ist die Lage in der Sowjetunion aber so, daß der Arbeiter sich dem 

Betrieb gegenüber außerordentlich frei fühlt und auch seine Arbeitsstelle sehr häufig wechselt. Dem-

zufolge ist in der Sowjetunion eine große Fluktuation der Arbeiter vorhanden, die sich besonders in 

den neuen Betrieben mit komplizierten Produktionsapparaten nachteilig auf die Durchführung der 

Planaufgaben auswirkt. 

Auch diese Fluktuation ist eine Folge des gestörten Automatismus, der im Kapitalismus den Arbeiter 

zwingt, seine Arbeitsstätte zu hüten. Der kapitalistische Unternehmer braucht sich keine Sorgen dar-

über zu machen, daß die Arbeiter zu häufig die Arbeitsstelle wechseln. Das Hungergespenst der Ar-

beitslosigkeit schmiedet den Arbeiter fester an den Betrieb, „als den Prometheus die Keile des 

Hephistos an den Felsen“ (Marx). In  de r  Sowj e t wi r t s cha f t  i s t  – wie wir schon oben sahen – 

d i e s e s  Gespens t  endgü l t i g  ve r s che uch t  wor de n. Es bedarf nun also eines anderen Antrie-

bes für die Arbeiter, daß sie nicht von Betrieb zu Betrieb wandern, sondern auf der Arbeitsstelle 

„seßhaft“ werden und durch gründliche Erlernung des Produktionsprozesses und Verbesserung der 

Arbeitsfähigkeit die Leistung steigern. Dieser Antrieb kann nicht auf dem Weg. bürokratischen 

Zwanges gesucht werden, denn dadurch würde das Ziel, Leistungssteigerung, schwerlich erreicht 

werden! Ein solcher Antrieb ist nur zu schaffen durch planmäßige Organisation. Das jetzt in der 

UdSSR in den Vordergrund gerückte System der Differentiallöhne stellt einen weiteren Schritt In der 

Entfaltung der Planwirtschaft dar. Denn es bedeutet die planmäßige Anteilnahme der Arbeiter am 

gesellschaftlichen Gesamtprodukt gemäß ihrer Teilnahme an der Produktion. Je mehr der einzelne 

Arbeiter an der Erfüllung und Uebererfüllung der planmäßig vorgesehenen Produktion teilnimmt, um 

so größer wird auch sein Anteil am Produkt sein. Einfacher: je mehr er leistet, desto höher sein Lohn. 

Die Leistung des Arbeiters wird aber von der Dauer seiner Tätigkeit in ein und demselben Betrieb 

abhängen. Je länger er im gleichen Betriebe arbeitet, je besser er die Produktion kennt, die Technik 

beherrscht, desto größer wird seine Qualifikation, desto höher sein Lohn sein. Das Differentiallohn-

system gibt demnach gerade dem ungelernten Arbeiter die Möglichkeit, durch Sich-Gewöhnen an 

den Arbeitsprozeß im Betriebe in der Tarifskala aufzurücken und eine nachhaltige Verbesserung sei-

ner materiellen Lage zu erlangen. Es verbindet die Arbeiter mehr mit dem Betrieb, indem es ihnen 

unmittelbare materielle Vorteile für längeres Verbleiben in einem Betriebe gewährt. 
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In welcher Weise soll die planmäßige Differenzierung vor sich gehen? Im Kapitalismus bedeutet die 

Forderung nach Differenzierung der Löhne die Herabdrückung der Lebenshaltung der breitesten Mas-

sen der Arbeiter, das Herausheben einer kleinen Minderheit mit dem Ziel der Zersetzung der Arbei-

terschaft. In der Sowjetunion gibt es d i e s e Differenzierung nicht. Das Zieh ist vielmehr die Leis-

tungssteigerung a l l e r Arbeiter zugunsten des sozialistischen Aufbaues und damit auch die Ve r bes -

s e r ung  de r  Lebensha l t ung  de r  ga nzen  Kl a s s e. Genosse S t a l i n sagte bei der Behandlung 

der Lohnfrage mit allem Nachdruck, daß es „zu r  B i ndung  de r  Arbe i t e r  a n  d i e  Be t r i ebe  

noch  e i ne r  we i t e r en  Ve r besse r ung  i h r e r  Ve r so r gung  und  i h r e r  ,Wohnve rhä l t -

n i s s e‘ bedarf“. 

In allen kapitalistischen Ländern sind die Arbeiter ein Zubehör zur Maschine, sie haben nur ein Recht 

zu leben, weil und soweit sie Profit produzieren. Millionen Arbeitslose werden daher dem Hunger-

tode ausgeliefert. In der Sowjetwirtschaft ist der Arbeiter dagegen der Träger des gesamten Produk-

tionsprozesses. Die Industrie gehört den Werktätigen und entwickelt sich in ihrem Interesse. Es ist 

ein Ausdruck dieser veränderten Lage, wenn die Sowjetregierung sich die Befriedigung aller Bedürf-

nisse der Arbeiter zur Pflicht macht. Genosse Stein führte in seiner Rede aus: 

„Wohl hat er (der Sowjetarbeiter. D. Red.) bei uns nicht unter Erwerbslosigkeit zu leiden, er ist vom Joch des 

Kapitalismus befreit, ist kein Sklave mehr, sondern Herr seiner Sache. Aber das ist noch wenig. Er verlangt 

Be-[368]friedigung aller seiner materiellen und kulturellen Bedürfnisse, und wir habe. die Pflicht, diese seine 

Forderung zu erfüllen.“ 

Wohlweislich hat die bürgerliche Presse diesen Teil der Rede Stalins unterschlagen. Er paßte mich 

ganz und gar nicht zu ihrem Geschrei über die „Bekehrung der Bolschewiki“, sondern bringt deutlich 

zum Ausdruck, daß die Sowjet. macht die Befreiung des Proletariats von kapitalistischer Lohnskla-

verei bedeutet. 

3. Die Frage der Produktionsleitung 

Auch die Frage der Produktionsleitung steht in einem sozialistischen Wirtschaftssystem ganz anders 

als im kapitalistischen. Der grundlegende Widerspruch des Kapitalismus besteht darin, daß infolge 

des Privateigentums an Produktionsmitteln keine gesellschaftliche Regelung der Produktion möglich 

ist trotz des gesellschaftlichen Charakters der Produktion. Für den einzelnen Produktionsleiter, den 

kapitalistischen Unternehmer, gibt es daher kein anderes Prinzip für seine produktionstechnische Ver-

waltungstätigkeit, als den Profit. Im Interesse des Profits organisiert er den Arbeitsprozeß innerhalb 

der Fabrik nach den lernen wissenschaftlichen Methoden, im Interesse des Monopolprofits organi-

sieren die Monopolisten die Produktion im Rahmen ihrer Monopolorganisationen für Dutzende von 

Millionen Menschen (Lenin). Auch hier zeigt sich also, daß das Prinzip, das den Kapitalisten bei der 

Leitung der Produktion anspornt, die Profitproduktion, verbunden ist mit der Verelendung der breiten 

werktätigen Massen. 

Obwohl der Profit ein sehr wirksamer Stachel für den einzelnen Kapitalisten ist, die Arbeit in seinem 

Betriebe nach den besten Methoden zu organisieren, garantiert er doch keineswegs eine rationelle 

Leitung der Produktion. Im Gegenteil, gerade dieses Prinzip der Profitproduktion ist es, das den ein-

zelnen Kapitalisten antreibt, die Produktion in seiner Fabrik (oder im Trust) in einem Maße zu orga-

nisieren und zu steigern, das in keinem Verhältnis zu der durch das Massenelend beschränkten zah-

lungsfähigen Nachfrage steht. Die Folge dieser anarchischen Produktionsleitung oder „Organisation 

der Arbeit“ im Kapitalismus ist dann Ueberproduktion und Krise. Die Gesellschaft muß den Wahn-

sinn der kapitalistischen Anarchie mit Riesenarbeitslosigkeit und massenhafter Vernichtung von Pro-

duktivkräften bezahlen. 

In der Sowjetwirtschaft ist durch die Aufhebung des Privateigentums an Produktionsmitteln der oben 

auf gezeigte Grundwiderspruch beseitigt. Die Aneignungsweise ist der Produktionsweise angepaßt: 

beide sind gesellschaftlich. Damit ist auch das Prinzip beseitigt, das den einzelnen Kapitalisten bei 

der Organisation der Arbeit in der Fabrik leitet, die Profitproduktion. Mit dem Prinzip sind seine 

Folgen verschwunden: Verelendung der Massen und Krisen. An die Stelle der Anarchie ist die plan-

mäßige Organisation der Produktion in der ganzen Gesellschaft getreten. Die einzelnen Betriebe sind 
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damit in ihrer Produktion und Entwicklung aufeinander eingestellt, sie müssen sich in das Produkti-

onsprogramm der ganzen Gesellschaft einfügen. Jetzt kann und darf der einzelne Betrieb nicht mehr 

wie im Kapitalismus nach seinen eigenen Bedürfnissen oder nach der Profit. sucht seines Besitzers 

drauflos wursteln, sondern er muß sich dem allgemeinen Plan der gesamten gesellschaftlichen Pro-

duktion anpassen. Und je größer der einzelne Betrieb, je entwickelter die gesellschaftliche Produk-

tion, desto wichtiger und unerläßlicher wird diese Eingliederung in die gesellschaftliche Gesamtpro-

duktion. 

Es ist klar, daß diese ganz anders geartete Lage in der Sowjetunion eine viel höhere Organisation der 

Arbeit, eine viel sorgfältigere Leitung der Produktion erheischt, als die kapitalistische Anarchie. 

Diese höhere Form der Organisierung der Arbeit kann aber nur erreicht werden, wenn die Verwaltung 

geeigneten Personen übertragen wird, die vor der Gesellschaft die volle persönliche Verantwortung 

für die Leitung der Produktion übernehmen. Gerade die Entwicklung und Ausdehnung der Planwirt-

schaft erfordert die energische Durchführung dieses Systems der persönlichen Verantwortung, das In 

der Sowjetunion seit langem besteht, denn je umfangreicher und komplizierter die Organisation, desto 

besser, rascher und weniger bürokratisch muß der organisatorische Apparat arbeiten. 

Die Gegner der Sowjetunion versuchen, die energische Durchführung der [369] persönlichen Verant-

wortung als eine „Abkehr vom Kommunismus“ darzustellen.. Auch dabei demonstrieren sie nur ihre 

Unwissenheit, denn sie verwechseln den Kommunismus mit dem – Anarchismus. Enge l s  wies die 

banause Auffassung, als bedeute der Kommunismus die Beseitigung jeglicher Unterordnung und Au-

torität, schon vor 60 Jahren in seiner Polemik gegen die Bakunisten zurück, über die er bemerkte: 

„Wie die Leute nun Fabrik“ treiben, eine Eisenbahn befahren, ein Schiff leiten wollen ohne einen in 

letzter Instanz entscheidenden Willen, ohne einheitliche Leitung, das sagen sie uns freilich nicht.“ 

Das System der persönlichen Verantwortlichkeit, das jetzt in der Sowjetunion‘ energischer als bisher 

in Anwendung gebracht wird, beweist gerade den prinzipiellen Unterschied zwischen kapitalistischer 

und sowjetistischer Wirtschaft. 

Im Kapitalismus verfügt die Bourgeoisie über, die gesellschaftlichen Produktionsmittel und setzt sie 

nach ihrer eigenen Profitgier in Bewegung. Hat der Bourgeois dabei die Arbeit in seiner Fabrik in die 

Sackgasse „organisiert“, dann wälzt er die Verantwortung von sich auf die Arbeiter ab, die er auf die 

Straße wirft. 

In der Sowjetwirtschaft stehen die gesellschaftlichen Produktionsmittel zur Verfügung der Gesell-

schaft selbst, die sie nach ihren, d. h. den Bedürfnissen der Massen nach einem einheitlichen Plane in 

Bewegung setzt. Sie beauftragt einzelne Personen mit der Leitung der Fabriken usw., fordert aber 

von ihnen strengste persönliche Verantwortung dafür, daß sie die Arbeit so organisieren, wie es den 

gesellschaftlichen Bedürfnissen entspricht. 

4. Die Frage der technischen Kader 

Gehen wir zur Frage der technischen Intelligenz über. Auch die Heranbildung technischer Kader ge-

schieht im Kapitalismus rein anarchisch, durch den Mechanismus der Marktgesetze. Die Ausbildung 

der Techniker, Ingenieure, Architekten usw. ist im Kapitalismus nicht Sache der Gesellschaft, son-

dern des einzelnen. Hat er (oder sein Vater) genügend Geldmittel, um einige Jahre ohne Einkommen 

leben und noch für Studienzwecke Geld aufwenden zu können, so kann er eine technische Hochschule 

besuchen und sich ausbilden. Diese Bildungskosten gehen dann in den Wert seines Arbeitsvermögens 

ein, das er dem Kapitalisten verkauft, und werden im Lohne oder Gehalt bezahlt. Die technischen 

Kräfte bekommen daher (wie wir sehen auf der Grundlage des von Marx auf. gestellten Wertgesetzes) 

im Kapitalismus einen höheren Lohn als die Arbeiter. 

Diese planlose Heranbildung der technischen Kader im Kapitalismus hat zunächst eine für das Pro-

letariat sehr verhängnisvolle soziale Folge. Der Jugend der breiten Massen der Schaffenden, der 

Arbeiterjugend, ist der Weg zum technischen Studium völlig verschlossen. Die Arbeiterjungens und 

-mädels sind gezwungen, Zeit ihres Lebens Proleten zu bleiben. Andererseits bildet sich die den 
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Arbeitsprozeß leitende technische Intelligenz aus sozialen Schichten, die dem Proletariat völlig fremd 

gegenüber stehen. Dadurch wird der soziale Konflikt im Arbeitsprozeß selbst zum Ausdruck ge-

bracht. 

In der Sowjetwirtschaft ist die technische Intelligenz dem Los der Erwerbslosigkeit entrissen. Die 

rasch wachsende gesellschaftliche Produktion hat eine solche Nachfrage nach technischen Kaders 

geschaffen, daß der Mangel an technisch qualifizierten Arbeitskräften sich in der ganzen Industrie 

fühlbar macht. Die Wirtschaft der Sowjetunion braucht, wie Genosse S t a l i n  ausführte, fünfmal so-

viel Ingenieure, Techniker und leitende Kräfte der Industrie, als vorhanden sind. Die besten techni-

schen Kräfte der kapitalistischen Länder haben den sehnlichsten Wunsch, ihr Können im sozialisti-

schen Land anzuwenden. Tausenden geht dieser Wunsch in Erfüllung – und dennoch herrscht in der 

UdSSR Mangel an technischen Kräften. 

Die Heranbildung technischer Kader wird in der Sowjetunion natürlich ganz anders angepackt als in 

den kapitalistischen Ländern. Sie ist hier von vornherein eine Angelegenheit der ganzen Gesellschaft. 

Nicht anarchisch, wie der einzelne kann und will, und nicht aufs Geratewohl, ohne sichere Aussicht 

auf Beschäftigung, werden hier Ingenieure usw. ausgebildet. Die Schulung der technischen Intelli-

genz ist eine Frage des allgemeinen Planes der Entwicklung der Volkswirtschaft. Gemäß dieser Ent-

wicklung wird genau festgesetzt, wieviel und welche Kader gebraucht werden. Die Ausbildung ge-

schieht auf Kosten der Gesellschaft. [370] Die Kandidaten kommen aus der Arbeiterklasse. Daneben 

werden neue technisch qualifizierte Kräfte aus den im Betrieb stehenden Arbeitern ausgesondert, Die 

Brigadiere, die sozialistischen Wettkämpfer, bilden sich zu Technikern und Ingenieuren um, damit 

die Durchführung des im Plane vorgesehenen Tempos sichergestellt wird. 

Die Rede des Genossen S t a l i n  bezeichnet eine neue Etappe in der p l an m äß i gen  Heranbildung 

einer technischen Intelligenz, wie sie der sozialistische Aufbau erfordert. 

Aber auch innerhalb der alten technischen Intelligenz mehren sich die Anzeichen einer Wendung in 

ihrer Stellung zur Sowjetmacht. Die schonungslose Zerschlagung der aktiven Schädlinge unter ihnen 

durch die Sowjetmacht und die grandiosen Erfolge der sozialistischen Wirtschaft haben einen Teil 

der Schicht dieser Intelligenz, die früher der Sowjetregierung feindlich gesinnt war, von der Aus-

sichtslosigkeit des Kampfes gegen die Sowjetmacht überzeugt und sie zur loyalen Mitarbeit bereit-

williger gemacht. Dieser geänderten Lage trägt die Sowjetregierung nur Rechnung, indem sie diesem 

Teil der bürgerlichen Intelligenz gegenüber von der Politik der Zerschlagung zur Politik der Heran-

ziehung und der Sorge um sie übergeht. Die Sowjetregierung geht dabei von dem durchaus sozialis-

tischen Grundsatze aus, daß alle, die an der Produktion teilnehmen, auch ein Recht auf Anteil am 

Produkt und Fürsorge des Organes der schaffenden Gesellschaft, der Sowjetregierung, haben. Jenes 

Grundsatzes, der sich in den Worten ausdrückt: Wer nicht arbeitet, soll auch nicht essen. Deswegen 

der Sowjetregierung „Abkehr vom Kommunismus“ vorzuwerfen, heißt, das eigene Unverständnis 

der wirklichen Lage der Dinge demonstrieren. 

5. Rentabilität und Akkumulation 

Wir sahen aber schon früher, daß in der kapitalistischen Produktionsweise die gesellschaftlichen In-

teressen und Gesetze nur anarchisch, ohne Zutun der Menschen zum Durchbruch kommen. So ist es 

auch mit der Notwendigkeit der Rentabilität und der Akkumulation. Den Kapitalisten interessiert die 

Rentabilität des Betriebes nicht unmittelbar vom Standpunkte der Ersparnis gesellschaftlicher Ar-

beitszeit. Für ihn ist der Betrieb rentabel, wenn er ihm den Durchschnittsprofit abwirft. Mag der Be-

trieb noch so rückständig sein, so lange er dem Unternehmer den Profit sichert, ist er rentabel. Und 

umgekehrt, ein Betrieb kann aufs modernste eingerichtet sein und dennoch als unrentabel stillgelegt 

werden, weil die mißliche Marktlage den Absatz erschwert. 

Diese kapitalistische „Rentabilität“ zeigt auch zugleich, daß es für den Kapitalisten bei der Akkumu-

lation nicht auf die Entwicklung der gesellschaftlichen Produktivkräfte ankommt. Lediglich die Mög-

lichkeit, einen größeren Profit zu machen, treibt den Kapitalisten dazu. Obwohl die bürgerliche Ge-

sellschaft dank dem hohen Grade der Vergesellschaftung der Produktion in der Akkumulation alle 

früheren Gesellschaftsformationen übertrifft, stößt die Entwicklung der Produktivkräfte auf immer 
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höhere Schranken. Das privatkapitalistische Eigentum an Produktionsmitteln ist eine Fessel ihrer Ent-

wicklung. Und selbst diese beschränkte Entwicklung der gesellschaftlichen Produktivkräfte vollzieht 

sich im Kapitalismus auf Kosten der werktätigen Massen, die im selben Maße verelenden, in dem der 

Reichtum auf der Seite der Bourgeoisie wächst. Im letzten Stadium des Kapitalismus, im Imperialis-

mus, wirkt die Fessel des Privateigentums besonders drückend, da die Monopole häufig den Fort-

schritt direkt aufhalten sowie alte, unrentable Betriebe am Leben halten und dennoch für sie einen 

hohen Profit einstreichen. 

Mit der Abschaffung des bürgerlichen Eigentums wurde in der Sowjetwirtschaft der Mechanismus 

der Konkurrenz gestört, der den einzelnen Kapitalisten ständig zwang, seinen Betrieb rentabel zu 

gestalten und zu akkumulieren. Das gesellschaftliche Interesse an gesteigerter Rentabilität der Be-

triebe, d. h. an Einführung arbeitssparender Maschinen und Methoden, kann sich nun natürlich nicht 

mehr anarchisch, durch das Profitinteresse des Kapitalisten durchsetzen. Es muß ein anderes Prinzip 

an seine Stelle gesetzt werden. Dieses Prinzip kann kein anderes sein als die Einführung einer ge-

nauen Rechnungslegung und Kalkulation in [371] jedem einzelnen Betriebe. Nur auf diese Weise 

kann die Gesellschaft nachprüfen, ob die Produktion in den Betrieben tatsächlich entsprechend dem 

gesellschaftlichen Interesse durchgeführt wird. In einer Gesellschaft, in der sich die ganze Güterer-

zeugung nach einem einheitlichen großen Plane vollzieht, kann es gar nicht anders sein, als daß jeder 

Betrieb seine Produktion auf Grund eines speziellen Planes regelt, der dem allgemeinen Plane ange-

paßt ist. Wie wäre aber ein solcher Plan möglich ohne Rechnungslegung, Kontrolle und Kalkulation? 

Die Beseitigung der kapitalistischen Konkurrenz zerbricht auch den Stachel, der den einzelnen Kapi-

talisten zur ständigen Akkumulation zwang. Zugleich wurden aber auch der Akkumulation die Fes-

seln genommen, die sie im Kapitalismus hinderten. Sie wurde unmittelbar zur gesellschaftlichen An-

gelegenheit. Natürlich kann die organisierte Gesellschaft aus ganz anderen Quellen schöpfen, als der 

einzelne Kapitalist oder der kapitalistische Trust. Es gibt keinen Profit mehr, das gesamte Mehrpro-

dukt wird zur Akkumulation verwandt. Die Gesellschaft kann die Akkumulation so regulieren und 

leiten, daß sich besonders jene Industriezweige entwickeln, die von besonderer Wichtigkeit für die 

Gesellschaft sind. Sie kann dies auch unter solchen Umständen, wenn diese Industriezweige vorerst 

selbst nicht zu akkumulieren in der Lage sind. Daher die rapide Akkumulation in der Sowjet-Schwer-

industrie in den letzten Jahren, obwohl der Sowjetregierung keine ausländischen Anleihen zur Ver-

fügung standen. Diese Entwicklung war möglich, weil der Sowjetmacht ganze Produktionszweige als 

Akkumulationsquellen zur Verfügung standen, wie die Leichtindustrie und die Landwirtschaft, 

Aber die Entwicklung der Wirtschaft in der Sowjetunion, wie sie im Fünfjahreplan vorgesehen ist, 

weist ein so schnelles Tempo der Akkumulation auf, daß diese Quellen allein schon nicht mehr aus-

reichen. Die Schwerindustrie, vor allem der Maschinenbau, müssen jetzt selbst zur Akkumulation bei-

tragen. Das kann aber nur geschehen, wenn in allen Betrieben der Sowjetunion energisch das Prinzip 

der Rentabilität, der Wirtschaftlichkeit durchgeführt wird, wenn die Produktion in jedem einzelnen 

Betriebe so eingerichtet und organisiert wird, daß Mittel für die Akkumulation geschaffen werden. 

Wenn Genosse S t a l i n  in seiner Rede die Notwendigkeit der Schaffung einer neuen Akkumulations-

quelle in der Schwerindustrie durch konsequente Einführung des Prinzips der Wirtschaftlichkeit for-

dert, so deutet dies auf zwei wichtige Tatsachen hin: 

1. daß die Schwerindustrie der Sowjetunion sich bereits soweit entwickelt hat, daß sie zur Akkumu-

lation in der sozialistischen Industrie beizutragen vermag, und 

2. daß in der Sowjetwirtschaft jetzt jeder einzelne Betrieb durch das Prinzip der Wirtschaftlichkeit in 

den gesamten Akkumulationsplan der Gesellschaft eingegliedert wird. 

Darin liegt das Neue in der Frage der Akkumulation in der Sowjetunion, in der Erweiterung und 

Konkretisierung des gesellschaftlichen Planes. Das ist keine „Abkehr vom Kommunismus“, sondern 

eine weitere Stufe der Entwicklung des Sozialismus. 

Die Bedeutung dieser Rede Stalins liegt darin, daß sie e i ne  neue  E t appe  anzeigt i m  Auf bau  

de s  Soz i a l i sm u s, ein weiteres Vordringen und Erstarken der sozialistischen Planwirtschaft. 
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Weltdumping und Sowjetunion  
Von Richard O e h r i n g  

Das Dumpinggeschrei der Interessentenhaufen und der berufsmäßigen Hetzer aller Schattierungen 

gegen die Sowjetunion erstickt im Donnern und Dröhnen der Katastrophen, die die Weltwirtwirt-

schaftskrise begleiten. Die Absichten, mit denen die Dumpingkampagne gegen die Sowjetunion im 

Spätsommer 1930 in volle Szene [372] gesetzt wurde, haben ihr Ziel nicht erreicht. Die Motive der 

Drahtzieher der Dumpingkampagne sind entlarvt als im wesentlichen die gleichen Motive, die bei 

allen anderen Kampagnen gegen die UdSSR vorliegen: Schutz bestimmter Interessentengruppen, Ab-

lenkung von den eigenen Schwierigkeiten und ihren wahren Ursachen, Irreführung der vom Kapital 

ausgebeuteten und betrogenen Schichten, ideologische Vorbereitung der Intervention, dazu faktischer 

Wirtschaftskrieg. 

Zu dem gegensätzlichen Geschehen: Abstieg und Krise der kapitalistischen Welt – Aufstieg der 

UdSSR im Zeichen des Eintritts in die Periode des Sozialismus, gehört untrennbar die Häufung der 

Antisowjetkampagnen: Kutjepow-Affäre, Religionshetze, Kulturbolschewismus, Bauernfrage, Dum-

pingkampagne, Zwangsarbeitskampagne und so fort. 

Ist aber die Front der Dumpingkampagne ideologisch und faktisch zermürbt und zerbrochen, so bleibt 

das Wort vom Sowjetdumping noch als ständig angewandtes und ausgenutztes Schlagwort bestehen. 

Es bleibt notwendig, dagegen aufzutreten. Zugleich bietet die Untersuchung der Kampagne einen 

wichtigen Beitrag zum Verständnis der auf dem Weltmarkt angewandten Methoden des Imperialis-

mus. 

Die Initiatoren der Kampagne haben den Begriff „Dumping“ nicht geprüft. Nicht ohne guten Grund. 

Ei ne  Ana lyse  ze i g t, daß  da s  Dum pi ng  e ine  spez i f i s che  i n t e rna t i ona l e  Absa t zm e-

t hode  de r  i m pe r i a l i s t i s chen  Epoche  i s t  und  aus  dem  Wesen  de s  I mpe r i a l i smus  

und  Monopo l kap i t a l i sm us  he r aus  de f i n i e r t  we r den  m u ß. In der Sowjetwirtschaft dage-

gen fehlen die zwangsläufigen Voraussetzungen des Dumpings und damit der Dumpingbegriff selbst. 

L i t w i now  hat auf der Genfer Tagung des Europaausschusses im Mai dieses Jahres mit Recht ge-

sagt, daß der Versuch, der UdSSR eine Dumpingpolitik anzuhängen, dem Versuch gleichkommt, die 

Sache vom Kranken auf den Gesunden zu schieben. Litwinow hat den Willen der UdSSR, jede dum-

pingähnliche Erscheinung aus dem Bereich der Möglichkeit zu vertreiben, in den  Vor sch l ag  e i -

ne r  a l l s e i t i gen  Ve rp f l i ch t ung  zusammenge f aß t, daß  de r  Ve r kau f  von  War en  au f  

den  i nne ren  Mär k ten  n i ch t  zu  höhe r en  P r e i s en  a l s  au f  den  äuße r en  Mär k t en  e r -

f o l gen  s o l l. Die Vertreter der kapitalistischen Länder haben zu diesem in seiner Einfachheit dem 

Ei des Kolumbus gleichenden Vorschlag sich ausgeschwiegen. Saßen sie doch selbst auf den Bänken 

der Dumpingschuldigen. 

Die erste, von der Wurzel ausgehende Widerlegung des Dumpinggeschreis gegen die UdSSR ist also 

die Analyse des Dumpingbegriffs. W a s i s t Dum pi n g? Dumping ist der systematisch betriebene 

Verkauf von Waren im Ausland zu niedrigeren Preisen als im Inland. Diese an sich einfache von 

einem Teil der bürgerlichen Schriftsteller [373] anerkannte Formulierung des Dumpingbegriffes ver-

suchen andere Schriftsteller einzuengen, indem sie z. B. nur Verkäufe zu Verlustpreisen als Dumping 

bezeichnet wissen wollen (auch in die Scheidung von zulässigem oder aber unfairem Dumping ge-

kleidet). Da man aber ursprünglich jedes Dumping als unfair betrachtete, sehen wir hier den Versuch 

eines zweckbestimmten Kompromisses zwischen dem Erwünschten und der Welt der Tatsachen, den 

Versuch, sich durch eine spezielle Auslegung bestimmte Dumpingformen vorzubehalten und das 

Dumping der anderen zu brandmarken. Es kommt hinzu, daß praktisch die Frage, ob ein Verlustpreis 

vorliegt, gar nicht zu lösen ist, weil die privaten Betriebe nicht in ihre Kalkulation hineinblicken 

lassen, weil die Kalkulation von Betrieb zu Betrieb schwankt und weil außerdem die Betriebe hin-

sichtlich ihrer verschiedenen Produkte eine differenzierte Kalkulation vornehmen. Wo liegt z. B. ein 

Verlustpreis bei der Verwertung von Abfallprodukten, bei dem Verkauf von Thomasschlacke, die als 

unvermeidliches Nebenprodukt gewonnen wird? Oder aber: die durch den Dumpingabsatz erweiterte 

Ausnutzung der Werkkapazität senkt die durchschnittlichen Gestehungskosten durch Verteilung der 
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fixen Kosten auf eine größere Zahl von Produktionseinheiten. Bleiben nun die Verkaufspreise auf 

dem inneren Markte unverändert, so können die Auslandsverkäufe dadurch verbilligt werden, daß die 

nunmehr bereits auf die Inlandspreise verrechneten fixen Kosten in den Auslandspreisen nicht zu 

erscheinen brauchen. Es tritt in diesem Falle also für das Unternehmen kein Verlust ein, obwohl die 

Auslandspreise unter den du r chschn i t t l i chen  Selbstkosten liegen. Wir haben dieses Beispiel 

nicht als theoretisch wichtig hervorgehoben, sondern um, ganz abgesehen vom theoretischen Gehalt, 

die praktische Unverwendbarkeit einer solchen Scheidung darzutun. 

Der aus bestimmten Interessen zu erklärenden Einengung des Dumpingbegriffs steht eine fast noch 

willkürlichere Ausdehnung des Dumpingbegriffs gegenüber auf Erscheinungen, die zum mindesten 

nichts mit einer Preisdifferenzierung in der Richtung des niedrigeren Auslandspreises zu tun haben. 

So spricht man von einem Valutadumping im Sinne der Ausnutzung entwerteter Valuta zu Preisun-

terbietungen auf den Auslandsmärkten. Hier fällt das charakteristische Unterscheidungsmerkmal der 

höheren Inlandspreise fort, die im Gegenteil sogar unter dem Auslandspreis liegen können. Das glei-

che gilt für das sogenannte Sozialdumping oder Lohndumping. Man wendet sich hier angeblich gegen 

den Wettbewerb von Ländern mit niedrigeren Löhnen. Niedrigere Löhne brauchen jedoch durchaus 

keine niedrigeren Gestehungskosten zu bedingen, da die niedrigeren Löhne rückständiger Länder 

normalerweise mit geringerer Produktivität verknüpft sind, und außerdem gilt hier dasselbe wie im 

Falle des sogenannten Valutadumpings, daß diese Fälle gar nicht in einen irgendwie einheitlich zu 

umschreibenden Dumpingbegriff zusammenzufassen sind. 

Unsere obige Umschreibung des Dumpingbegriffes schwebt aber in [374] der Luft, wenn wir nicht 

die strukturellen Voraussetzungen und die Ziele der Dumpinganwendung erkennen. Es liegt in der 

Natur der bürgerlichen Schriftsteller, wenn sie – mehr oder weniger – den Dumpingbegriff nur um-

schreiben, Dumping als eine willkürliche Erscheinung behandeln, statt es als eine zwangsläufige Ge-

setzmäßigkeit, geboren aus dem Wesen der gegenwärtigen Epoche heraus zu behandeln. Wenn wir 

oben mehr empirisch die Versuche künstlicher Einengung des Dumpingbegriffes abgetan haben, so 

war dies nur ein momentaner Behelf. Die Reichweite des Dumpingbegriffes ergibt sich aus der Fest-

stellung der einheitlichen strukturellen zwangsläufigen Voraussetzungen. 

Die vom Dumping untrennbare Nichtübertragung der niedrigeren Auslandspreise auf den inneren 

Markt ist nur unter der Voraussetzung der Ausschaltung der freien Konkurrenz auf dem inneren 

Markte möglich, d. h. durch Monopo l b i l dungen  de r  expo r t i e r enden  I ndus t r i en  (Kartelle, 

Trusts, Konzerne), welche mit Erfolg die höheren Inlandspreise festsetzen können, sich dort die Mo-

nopolprofite beschaffen, welche das Dumping erleichtern. Das innere Monopol verlangt weiter (nicht 

immer) eine Ergänzung durch Schutzzölle (oder andere Formen staatlichen Schutzes), welche die 

Durchbrechung des inneren Monopols durch billigere Einfuhr seitens ausländischer Industrien unter-

binden. Dies sind die beiden Voraussetzungen, welche für die Ermöglichung des systematischen 

Dumpings bestehen müssen, ob es sich um Verlustpreise oder um bloß differenzierte Preise handelt. 

Wenn auch der bürgerliche Schriftsteller mehrfach auch bis zu diesem Punkte gelangt, so versagt er 

doch in seinen weiteren Bemühungen, wo es sich um die Erklärung nicht nur der Voraussetzungen, 

sondern der Ursachen und der Ziele des Dumpings handelt. Dumping ist ein echter Sproß des Mono-

polkapitalismus, keine gelegentliche Erscheinung, sondern immer mehr die e i ne  Seite des internati-

onalen Handelsverkehrs. Nicht mit Unrecht betitelt der Chikagoer Professor Jacob Viner sein 1927 

erschienenes Buch „Dumping, a problem im international trade“ (Das Dumping ein Problem des in-

ternationalen Handels), gibt ihm damit den Rang einer eingebürgerten Tatsache. Er muß feststellen: 

„Obwohl es schwierig ist, eine zusammenfassende Feststellung über die Verbreitung des Dumping zu machen, 

überzeugen mich die Uebersichten, die anläßlich der Handhabung der bestehenden Antidumpinggesetze her-

ausgegeben werden, die gelegentlich bekanntwerdenden Exportpreislisten, zerstreute Angaben in Handelszeit-

schriften, in Konsularberichten, in Berichten offizieller Untersuchungskomitees oder in anderen wichtigen In-

formationsquellen, daß in keiner früheren Periode Dumping im internationalen Handel so verbreitet gewesen 

ist wie gegenwärtig und daß ein sehr wesentlicher Teil der Halb- und Fertigerzeugnisse zu Dumpingpreisen 

verkauft wird.“ 
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Seitdem ist die Entwicklung noch bedeutend weiter gegangen. Das Profitstreben des Kapitals, die 

Tendenz zu schrankenloser Erweiterung der Produktion, der Konkurrenzkampf führen zur Konzent-

ration des Kapitals, und die Konzentration des Kapitals führt zum [375] Monopol. Die ständige un-

geheure Verschärfung des Konkurrenzkampfes um die Absatzmärkte und um die Rohstoffquellen 

führt ebenfalls zum Monopol, das gleichzeitig die Ausschaltung der freien Konkurrenz und des ver-

schärften Konkurrenzkampfes in neuen Formen um die sich immer mehr einengenden Absatzmärkte 

bei fortgesetztem Drang zur Erweiterung der Produktion in sich birgt. Die Schwierigkeit oder Unmög-

lichkeit des Absatzes einer die volle Kapazität der Betriebe nutzenden Produktion, das offene Her-

vortreten der Ueberproduktion in der Krise bedingen Anwendung imperialistischer, besonders aus-

gebildeter Weltmarktmethoden, die dem Wesen des Imperialismus mit seiner gewaltsamen Natur und 

dem rücksichtslosen Kampf um die Märkte unter Verdrängung und Vernichtung des Konkurrenten 

angepaßt sind. Die Hauptform dieser Absatzmethoden ist das Dumping als eine im Imperialismus 

völlig „normale“ Erscheinung. Der Grund der Dumpinganwendung ist also die in dieser oder jener 

Weise bestehende Unmöglichkeit, produzierte Vorräte auf dem inneren Markt abzusetzen, oder eine 

gegebene Produktionskapazität auf dem inneren Markte auszunutzen, sowie die Ermöglichung des 

Absatzes im Auslande nur unter der Bedingung eines niedrigeren Preises im Kampfe mit der Konkur-

renz. Als bewegende Kräfte des Dumpings haben sich die gleichen Kräfte offenbart, die für die ganze 

monopolistische Entwicklung des modernen Kapitalismus ausschlaggebend sind, d. h. die Grundge-

setze und Grundwidersprüche des Kapitalismus überhaupt: unbegrenztes Akkumulations- und Profit-

streben, Streben zu schrankenloser Erweiterung der Produktion, die bei der Ungleichmäßigkeit der 

Entwicklung, der Rückständigkeit der Landwirtschaft und der ständigen Konsumtionsbeschränkung 

der Massen immer wieder an die Grenzen der zahlungsfähigen Konsumtion stößt. Die wachsenden 

Absatzschwierigkeiten und die immer erbitterteren Kämpfe um den Markt bergen in sich sowohl die 

monopolistische Tendenz wie damit auch die Dumpingtendenz zur Eroberung fremder Märkte. 

Aus dem Bisherigen ergibt sich: Dumping ist der Auslandsverkauf zu niedrigeren Preisen als im In-

land, ermöglicht durch die Organisation von Monopolen sowie normalerweise durch Schutzzölle oder 

ähnliche staatliche Schutzmaßnahmen, bedingt durch die Notwendigkeit zum Absatz der sich erwei-

ternden Produktion auf den sich einengenden Absatzmärkten im Kampf mit der Konkurrenz, mit dem 

Ziel der Eroberung der Märkte unter Verdrängung oder Vernichtung der Konkurrenz. 

Eine besondere Erscheinung der letzten Periode ist, daß dieses aus. dem Wesen des Imperialismus 

herausgeborene Dumping eine zunehmende Anwendung (durch Intervenieren des Staates) auch ge-

rade auf dem agrarischen Gebiete findet, obwohl hier an sich die strukturellen Voraussetzungen des 

Dumpings im Sinne des Monopolkapitalismus unmittelbar im allgemeinen weniger oder nicht ausge-

bildet sind. Aber auch hier sind natürlich die Widersprüche des Kapitalismus und ins-[376]besondere 

seiner gegenwärtigen Periode grundlegend. Es handelt sich hier vielfach um ein unmittelbar politisch 

gewordenes Dumping der imperialistischen Staaten, welche die Monopolfunktion übernehmen. Im 

übrigen ist der Verlustverkauf des kleinen Bauern auf dem Innenmarkt und damit auch auf dem Au-

ßenmarkt kein Dumping, sondern ein einfacher Ausdruck seiner Ruinierung. 

Aus der Erfassung des Dumpings als einer imperialistischen Absatzmethode, herausgeboren aus den 

dem Kapitalismus innewohnenden Absatzschwierigkeiten, ergibt sich auch die Unanwendbarkeit des 

Dumpingbegriffes auf die Sowjetwirtschaftsorganisationen, ergibt sich, daß die Sowjetwirtschaft 

nicht die Notwendigkeiten des Dumpings aufweist. Die Sowjetwirtschaft kennt nicht die Absatznöte 

und die Ueberproduktion und die Ueberproduktionskrise des Kapitalismus. Ihr ist das imperialistische 

Streben fremd. Es fehlt der grundlegende Widerspruch zwischen gesellschaftlicher Produktion und 

privater Aneignung. Es fehlt das Zwangsgesetz der Konkurrenz, die Anarchie der Produktion, die 

tendenzielle Rückständigkeit der Landwirtschaft und die notwendige Armut und Konsumtionsbe-

schränkung der breiten Massen. 

In der Sowjetwirtschaft sind mit Ausnahme ganz verschwindender, in endgültiger Liquidierung begrif-

fener Reste die kapitalistischen Wirtschaftselemente ausgeschaltet. An die Stelle der kapitalistischen 

Wirtschaftsformen ist die weit fortgeschrittene Vergesellschaftung der Produktionsmittel und die 

Uebernahme der Produktion durch Staat und Genossenschaften getreten. Mit dieser Vergesellschaftung 
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und zugleich vereinheitlichenden Zentralisierung der Wirtschaft entstehen Voraussetzungen und Not-

wendigkeiten einer sich ständig vervollkommnenden Planwirtschaft im Gegensatz zur Planlosigkeit. 

Mit dem Fortfallen des Profitstrebens einerseits und mit der Planwirtschaft andererseits fällt die Kon-

sumtionsbeschränkung der Massen fort. Das was zum notgedrungenen Kampf um die Absatzmärkte 

treibt, die zwangsläufige Loslösung der Produktionsentwicklung von den kaufkräftigen Bedürfnissen 

des inneren Marktes und die damit verbundene Entstehung überschüssiger Produktion, fällt in der 

Sowjetwirtschaft fort. D i e  Sowj e t wi r t s cha f t  kenn t  ke i ne  Absa t z schwie r i gke i t e n, da 

die in einem noch nie dagewesenen Tempo wachsende Produktion auf der Grundlage der Vergesell-

schaftung der Produktionsmittel und der Planwirtschaft mit einer entsprechenden Steigerung der 

kaufkräftigen Konsumtion verbunden ist. Die allgemeinen Gesetze der sozialistischen Planwirtschaft 

bestimmen das Wesen des Sowjetaußenhandels und gelten auch im einzelnen für seine Gestaltung, 

soweit dies von den inneren Voraussetzungen des Sowjetlandes abhängt. Kapitalistischer Außenhan-

del geht nicht unmittelbar von den inneren Bedürfnissen der Wirtschaft aus, sondern von dem Ziel, 

einen möglichst großen Anteil am Weltmarkt für den einzelnen Kapitalisten oder die einzelne Kapi-

talistengruppe zu erobern, Produktionsüberschüsse eines sich erweiternden, teilweise unbeschäftig-

[377]ten Produktionsapparates abzusetzen. De r  Sowj e t hande l  i s t  n i ch t  d i e  Ab l e i t ung  von  

unabse t zba r en  P r oduk t e n, sonde r n  e i ne  unm i t t e lba r e  E r gänzung  de s  Auf baus  de r  

i nne r en  Wi r t s cha f t, i ndem  e r  Feh l en des  gegen  En t beh r l i che s  zu f üh r t, i ndem  de r  

Expor t  i n  unm i t t e l ba r e r  f unk t i one l l e r  Ve r b i ndung  m i t  dem  I m por t  s t eh t. 

Unsere Betrachtungen ergaben bereits, daß der Dumpingbegriff eine typische Kategorie der imperi-

alistischen Wirtschaft ist. Sie haben ebenso ergeben, daß der Begriff gegenüber Wesen und Struktur 

der Sowjetwirtschaft nicht anwendbar ist, weil dort die entscheidenden Triebkräfte des Kampfes um 

die Beherrschung der Absatzmärkte aus der Natur der kapitalistischen Produktionsentwicklung her-

aus fehlen. Eine konkrete Untersuchung der Dumpingfrage auf den einzelnen Märkten, die nicht im 

Rahmen dieser Betrachtung vorgenommen werden kann, zeigt, daß die UdSSR auf ihren Exportge-

bieten auftritt als ein Land, das in höchstem Maße die Voraussetzungen der Konkurrenzfähigkeit 

besitzt, d. h. bei der Produktion dieser Exportgüter niedrigste Gestehungskosten aufweist, dessen 

Ausfuhr in der Richtung einer internationalen Arbeitsteilung liegt, die unter dem Kapitalismus nicht 

vollendet werden kann. 

* 

Die Verschärfung der Krise in Oesterreich  
Von R. S c h ü l l e r, Wien 

Die Verschärfung der Weltwirtschaftskrise wirkt sich mit besonderer Wucht in Oesterreich aus, das 

ja zu den schwächsten Kettengliedern des Kapitalismus gehört. Diese Verschärfung fand ihren Aus-

druck in dem Krach der Creditanstalt, der wieder große Erschütterungen in den Nachbarländern her-

vorrief. Die außerordentliche Ve r schä r f ung  de r  Kr i se  i n  Deu t s ch l and  im Juni war zum gro-

ßen Teil mit die Folge der Erschütterungen, die in Mitteleuropa der Krach der Creditanstalt hervorrief. 

Auch sonst war der Zusammenhang ein sehr enger, da sich über all diese Fragen wie ein Schatten die 

Frage der Zollunion breitet. 

In diesem Zeichen der Verschärfung der Krise und der Klassenkämpfe fand Ende Juni in Oesterreich 

de r  11. Pa r t e i t ag  de r  Kom m uni s t i s chen  Pa r t e i  Oes t e r r e i chs  statt, der die Kampf auf 

gaben der Partei in dieser Lage bestimmte und durch dessen Verhandlungen und Beschlüsse wie ein 

roter Faden d i e eng e Ve r bundenhe i t  de r  Er e i gn i s s e  i n  Deu t s ch l and  und  Oes t e r r e i ch  

und  de s  Kam pf es  de r  KPD un d  KPOe  g i n g. 

Die Cr ed i t ans t a l t, das stärkste Bankinstitut nicht nur [378] Oesterreichs, sondern von ganz Süd -

os t eu r op a, das dreiviertel der österreichischen Industrie beherrscht, befand sich schon seit längerer 

Zeit in einer schleichenden Krise. Daß diese gerade unmittelbar vor der Genfer Völkerbundstagung, 

auf deren Tagesordnung die Zollunion stand, zum offenen Krach führte, ist weitgehend auf die Mi-

nierarbeit des französischen Finanzkapitals zurückzuführen, das auf diese Weise ein wirksames öko-

nomisches Druckmittel in die Hand bekommen wollte, um Oesterreich zur Aufgabe der Zo l l un i on  
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zu zwingen. Das gelang ihm auch in Genf, da ja die Unterbreitung der Frage an das Haager Gericht 

nur als ein Begräbnis L Klasse anzusehen ist. 

Die österreichische Regierung, die gerade im Zeitpunkte des Zusammenbruchs der Creditanstalt ein 

umfangreiches „Sparprogramm“ in Ausarbeitung hatte, das mit Hinweis auf das Def i z i t  im  

S t aa t shausha l t  den radikalen Abbau der Arbeitslosenversicherung, die Kürzung und Besteuerung 

der Gehälter der Beamten und Angestellten, die Erhöhung der Zölle und Monopoleinnahmen vorsah, 

beeilte sich, gewaltige Millionenbeträge aufzubringen, um die Rothschildbank zu stützen, als diese 

in Schwierigkeiten geriet. Durch ein Gesetz, das die Regierung in höchster Eile im Nationalrat durch-

peitschte, wobei sie die tätige Mithilfe der Sozialdemokratie genoß, wurden 150 Millionen Schilling 

aus Bundesm i t t e l n zur Sanierung der Creditanstalt bewilligt, ein Betrag, der gerade ebenso hoch 

ist wie das Defizit im Staatshaushalt, mit dem die Regierung den ungeheuerlichen Angriff auf Ar-

beitslose, Beamte und die breiten Massen begründete. Die Nationalbank wurde außerdem ermächtigt, 

mit 30 Millionen Schilling der Creditanstalt zu Hilfe zu kommen. Doch das alles reichte nicht aus. In 

der Creditanstalt befanden sich etwa 1½ Milliarden Schilling Einlagen und Kredite. Als der Krach 

der Creditanstalt bekannt wurde, setzte der Run auf die Bank ein, von allen Seiten wurden die Kredite 

gekündigt. Die Na t i ona l bank  kam zu Hilfe und übergab der Creditanstalt gegen Wechsel (die nur 

einen höchst fragwürdigen Wert haben) 530 Mi l l i onen  Sch i l l i n g. Um diese Riesensumme auf-

zubringen, entblößte sich die Nationalbank weitgehend von ihrem Devisenbesitz und setzte die Bank-

notenpresse in Bewegung, wodurch im Verlaufe von einem Monat d i e  Deckung  de r  ö s t e r r e i -

ch i s chen  Währ ung  von  83  P r ozen t  au f  knapp  50  P r ozen t  fiel. 

Um die großen ausländischen Kreditgeber der Creditanstalt, die sich in dem Londoner „Stillhalteko-

mitee“ vereinigt hatten, dazu zu veranlassen, ihre Kredite nicht zu kündigen, verpfändeten Regierung 

und Nationalrat für Rothschild faktisch ganz Oesterreich an das ausländische Finanzkapital. Denn in 

einem zweiten Gesetz, für das die Sozialdemokratische Partei im Nationalrat offen s t im m te  – über-

nahm auf Grund der erpresserischen Forderungen der englischen, amerikanischen und französischen 

Gläubiger der Rothschildbank de r  ö s t e r r e i ch i s che  S taa t  „a l s  Bür ge  und  Zah l e r  d i e  Ha f -

t un g“ f ü r  a l l e  b i she r i gen  und  zukün f t i gen  [ 379] Da r l ehen  a n  d i e  Cr ed i t ans t a l t  b i s  

zum  30. Jun i  1932. Handelte es sich ursprünglich gegenüber den ausländischen Gläubigern um 

eine Summe von 71 Mi l l i onen  Do l l a r  (500  Mi l l i onen  Sch i l l i n g) und suchte die Regierung 

zunächst noch den wahren Umfang der übernommenen Haftung zu verschleiern, so wurde später 

schon zugegeben, daß sich der Gesamtbetrag mit der für die übrigen verschiedenen Gläubiger und 

Einleger privater und öffentlicher Natur vom österreichischen Staate übernommenen Haftung auf 1½ 

Mi l l i a r den  Sch i l l i ng  beläuft, das ist mehr als die Hälfte des gesamten österreichischen Staats-

budgets. Um die ausländischen Gläubiger zu veranlassen, ihre Kredite vorläufig nicht zu kündigen, 

nahm die Nationalbank auf ihren Wunsch auch eine S t e i ge r ung  de s  D i skon t s  von  5 au f  7½ 

P r ozen t  vor, wodurch Oesterreich das Land mit dem höchsten Diskont in Europa wurde Nicht ge-

nug damit, erklärten sich Paris und London, das in dieser Angelegenheit auch das amerikanische 

Finanzkapital vertrat, zur Mithilfe an dem Stützungswerk nur unter der Bedingung der o f f ene n un d 

unm i t t e l ba r en  Kon t r o l l e  n i ch t  nu r  de r  Cr ed i t ans t a l t, s onde r n  auch  de r  Na t i ona l -

bank  und  de s  ö s t e r r e i ch i s chen  S t aa t shausha l t e s  du r ch  ih r e  Ve r t r auensm änne r  

bereit. Dem wurde auch von der Regierung und den Parteien willfahren und so leitet jetzt faktisch die 

Creditanstalt im Namen des englischen und französischen Finanzkapitals der Holländer van Hengel, 

die Nationalbank der Vertrauensmann Frankreichs Bruins, ebenfalls ein Holländer. Und für die Mit-

wirkung an der Stützung der Rothschildbank und der durch sie gefährdeten Nationalbank haben die 

Bürgerlichen und die Sozialdemokratische Partei Oesterreichs die schon durch ihre Unterzeichnung 

der Sklavenverträge St. Germain und Genf die Werktätigen Oesterreichs und die nationale Abhän-

gigkeit und Knechtschaft der imperialistischen Siegermächte gebracht haben, das Selbstbestim-

mungsrecht Oesterreichs endgültig verkauft und aufgegeben und die imperialistische Auslandsdikta-

tur und Kontrolle über das österreichische Volk auf die unerträglichste Weise gesteigert. 

Im Zuge dieser Verschärfung der Auslandskontrolle und Auslandsdiktatur über das Volk in Oesterreich 

zeigten sich deutlich auch die Gegensätze und der Konkurrenzkampf der einzelnen imperialistischen 



Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 12 – 284 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 05.04.2023 

Mächte. Die deutsche Bourgeoisie versuchte, ihre im Zeichen der Zo l l un i o n  erlangte Festigung 

des Einflusses in Oesterreich zu behalten, das imperialistische F r ank r e i c h drängte ganz offen nach 

der Oberherrschaft in Oesterreich, wobei es so weit ging, daß sogar bürgerliche Blätter in Wien von 

der Absicht des imperialistischen Frankreich sprachen. Oesterreich zu einem französischen Protekto-

rat zu machen. Am 16. Juni, dem  Tage  de r  Reg i e r ungsk r i s e  i n  Wi en  und  Be r l i n, stellte 

die französische Regierung ein förmliches U l t i m a t u m an Oesterreich, in dem sie den formellen 

endgültigen Verzicht auf die Zollunion und die [380] offene politische und wirtschaftliche Unterord-

nung Oesterreichs als Bedingung für die weitere Mitwirkung Frankreichs an der Stützungsaktion ver-

langte. Dies sah nun wieder das imperialistische Eng l and  ungern, das kein Interesse hat, das fü r  

d i e  Behe r r s chung  Mi t t e l- und  Südos t eu r opas  s t r a t eg i s ch  so  w i ch t i g e Oe s t e r r e i c h 

unter einer eindeutigen französischen Oberherrschaft zu sehen und das auch ebenso wie Amerika von 

dem zu brutalen Vorgehen Frankreichs gerade in diesem heiklen Moment der Verschärfung der Krise 

in Deutschland bei einem Zusammenbruch in Wien zu ungünstige Folgen für Deutschland erwartete. 

Deswegen durchkreuzte England Frankreichs Ultimatum durch einen raschen finanziellen Vorschuß 

an die Nationalbank am Tage der größten Krise, wodurch es momentan zwar sein eigenes Ueberge-

wicht in Oesterreich, das es vor dem Krach der Rothschildbank gehabt hatte, nicht ganz wieder herzu-

stellen vermochte, aber zu einer Art Geschä f t s t e i l ung  mit Frankreich gelangte, mit dem es nun 

gemeinsam die Werktätigen Oesterreichs ausplündert. Diese Intervention der britischen Regierung zur 

Re t t un g de r g r oße n Kap i t a l an l age  de r  Londone r  C i t y  und  de r  Wal l s t r e e t  i n  Oes -

t e r r e i ch  und zur Verhinderung der ungünstigen Auswirkungen auf die Kapitalanlagen dieser 

Mächte in Deu t s ch lan d, war eine Maßnahme zur Verstärkung des i m pe r i a l i s t i s che n Ge -

wi ch t s Englands in Oesterreich und in Mittel- und Südosteuropa und zur Sicherung und Festigung 

der Abhäng i gke i t des österreichischen werktätigen Volkes vom englischen und ausländischen Fi-

nanzkapital. Herr Otto Baue r aber hat sie als die „Befreiung Oesterreichs durch die englische Ar-

beiter-Regierung“ von nationaler Knechtschaft hingestellt! 

Regierung und ausländische Kontrolleure sind nun fieberhaft bemüht, die Riesensummen, die der 

Staat teils offen, teils durch die Nationalbank in die verkrachte Rothschildbank gesteckt hat, a u s de n  

M a s s e n  wi ede r  he rauszup r e s sen  und  d i e  Mi l l i a rdenha f t ung, die der österreichische 

Staat für die Schulden der Rothschildbank übernommen hat, a u f d i e Masse n abzu l ade n. Ein 

Hunge r ang r i f f  sondergleichen hat eingesetzt. Die Arbeitslosenversicherung wird eingeschränkt, 

es erfolgen Massenentzüge der Unterstützung der Arbeitslosen, die Gehälter der Beamten werden 

gekürzt und besteuert, die Preise für Tabak, Kaffee, Tee, Salz und Brot wurden bereits gesteigert, 

gewaltige Zollerhöhungen auf beinahe sämtliche Artikel sollen vorgenommen werden, neue Massen-

steuern sind in Vorbereitung. Dazu kommt eine großzügige Offensive zur Massenentlassung von Ar-

beitern und Stillegung von ganzen Betrieben und Industrien aus dem Industriekonzern der Creditan-

stalt. Kraß entlarvt sich die Lüge der sozialdemokratischen Führer, die erklärten, deswegen für die 

Sanierung der Creditanstalt stimmen zu m üsse n, da sonst die Arbeitslosigkeit vergrößert würde. 

Aber in Wirklichkeit wurden ja nur die Aktionäre und die Gläubiger der Creditan-[381]stalt vor dem 

Verluste ihrer Aktien und Bankguthaben gerettet. Und ge rade  im  Zuge  de r  San i e r ung  un d  

„Rekons t ruk t i on  de r  Cr ed i t ans t a l t  werden Massenentlassungen und Stillegungen vorge-

nommen. Die Kap i t a l an l agen  und  Bankgu t habe n der – zum größten Teil ausländischen – 

Kapitalisten, wurden wohl gerettet bzw. garantiert, aber das Schicksal der Creditanstalt ist noch kei-

neswegs gewiß. Offen spricht man bereits von der Notwendigkeit ihrer L iqu i d i e r un g. 

Auf jeden Fall ist es völlig aussichtslos, daß sogar eine „rekonstruierte“ Creditanstalt jemals in der 

Lage sein könnte, die ungeheuren Verpflichtungen gegenüber ihren Gläubigern und dem Staate zu 

erfüllen. Hier wird der Staat „als Bürge und Zahler“ einspringen müssen. So muß man zur Schlußfol-

gerung kommen, die sogar von solchen Blättern, wie der „Vossischen Zeitung“, dem „Berliner Ta-

geblatt“ und dem „Vorwärts“ ausgesprochen wurde, daß d i e  Cr ed i t ans t a l t  zwa r  n i ch t  ge re t -

t e t, woh l  abe r  d i e  Na t i ona l bank  ge f äh r de t  und ein Weg beschritten wurde, der schließlich 

zum S t aa t sbank r o t t  führen muß. Die Krise in Oesterreich ve r s chä r f t  s i ch  r ap ide  m ehr  un d  

m eh r. 
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In dieser kritischen Lage für den österreichischen Kapitalismus suchen die bürgerlichen Parteien und 

die österreichische Sozialdemokratie noch näher zusammenzurücken, um die kapitalistische Wirt-

schaft und Staatsordnung in Oesterreich vor dem Zusammenbruch zu retten. Es ist ein förmlicher 

Bur g f r i ed e, der in dieser Stunde der hohen Gefahr für den Kapitalismus in Oesterreich zwischen 

Sozialdemokratie und bürgerlichen Parteien vertreten und getätigt wird. Auch der Rück t r i t t  de r  

Ende r-Reg i e r un g, bei dem ausländischer Druck (vor allem Frankreichs!) mitwirkte, diente dem 

Zwecke, die Regierung und damit die Rothschildsanierung a u f e i n e b r e i t e r e Gr und l a g e zu stel-

len und sie damit auch insbesondere gegenüber den werktätigen Massen tragfähiger zu machen. Wenn 

es jetzt noch nicht zur Bildung einer offenen Konzen t r a t ion s r eg i e run g mit Einschluß der So-

zialdemokratie gekommen ist, so nur, weil die Sozialdemokratie noch eine gewisse Zeit zur Vorbe-

reitung der Massen für notwendig hält Die jetzt gebildete Regierung unter dem Vorsitz von Bu-

r e sc h, dessen freundschaftliche Beziehungen zur Sozialdemokratie das hervorstechendste Merkmal 

sind, ist nichts anderes als e i ne  Uebe r gangs r eg i e r un g, und offen spricht man von der Wahr-

scheinlichkeit der B i l dung  e i ne r  Konzen t r a t i ons r eg i e r ung  im  Her bs t. Bis dahin hofft die 

Sozialdemokratie die Massen genügend vorbereitet zu haben, sie rechnet damit, daß die größten Maß-

nahmen des Hungerangriffes auf die Massen im Zuge der Rothschildsanierung erfolgt sein werden, 

an der sie aktiv mitwirkt, wenn sie auch nach außen hin den Schein der Opposition aufrecht erhält. 

Je krasser überhaupt die österreichische Sozialdemokratie in der [382] Praxis ihre Rolle als Retter des 

bankrotten Kapitalismus betätigt, desto ausgiebiger umkleidet sie diese Rolle mit l i nke n Ph r ase n. 

Die Sozialdemokratische Partei ha t  d i e  San i e r ung  de r  Cr ed i t ans t a l t  m i t  S t aa t sm i t t e l n  

au f  Kos t en  de r  Massen  un t e r  s t ü t z t, sie hat sogar offen f ü r  d i e  Uebe r nahm e  de r  Haf -

t ung  de s  ö s t e r r e i ch i s chen  S t aa t e s  fü r  d i e  Schu l den  de r  Ro t hsch i l dbank  g e -

s t i mm t, sie wirkt tatsächlich a n  dem  Hunge r ang r i f f  de r  Ro t h sch i l d san i e run g m i t. Um 

das im Zuge der Millionenstützungsaktion für die Rothschildbank vollzogene noch engere Verwach-

sen des Finanzkapitals mit dem Staatsapparat zu verschleiern, pries die „Arbeiter-Zeitung“ dieses 

Verwachsen als „Schr i t t  au f  dem Wege  z u  e i ne r  neuen  Gese l l s cha f t so rdn ung“ und Er-

setzung des Privatkapitalismus durch einen „St aa t skap i t a l i sm u s“. Otto Bauer schlug im Parla-

ment sogar vor, auf dieser Grundlage nunmehr auch einen – „Fünfjahreplan“ zu entwerfen, der sich 

bei genauerer Betrachtung nur als Plan zur Stützung, Sanierung und Rettung der Rothschildbank und 

des verkrachten kapitalistischen Staatshaushalts, also als P l a n de r Hunge r san ie r un g heraus-

stellt. Und um ihren Eintritt in die Regierung zwecks besserer Durchführung der Rothschildsanierung 

und zur Stützung des zusammenbrechenden Kapitalismus vor den Massen zu rechtfertigen, wagen es 

die Otto Bauer und Konsorten, den Marxismus zu prostituieren, indem sie erklären, daß „nach  

M a r x“ einer „Aende rung  de r  w i r t s cha f t l i chen  Gr und l ag e, auch  e i ne  Aende r ung  de s  

po l i t i s chen  Uebe r bau s“ entspricht, daß infolge der Auflösung des Privatkapitalismus „d i e  

Epoche  de s  bü r ge r l i chen  Reg i e r ens  i n  Oes t e r r e i ch  vo r übe r“ sei und nunmehr als „Ue-

bergang zum Sozialismus“ die Epoche des „Mitregierens“ der Sozialdemokratie beginne! 

Als andere wichtigste Stütze des zusammenbrechenden Kapitalismus t r e t en  nunm ehr  i n  Oes -

t e r r e i ch  auch  d i e  Na t i ona l soz i a l i s t en  s t ä r ke r  i n  E r sche i nun g. Sie suchen durch eine 

hemmungslose Agitation mit „antikapitalistischen“ und „nationalen“ Phrasen, die durch den Hunger-

angriff der Rothschildsanierung, die Steigerung der Auslandskontrolle und die Verschärfung der 

Krise radikalisierten werktätigen Massen und die sich enttäuscht von der SP abwendenden Arbeiter, 

Angestellten und Kleinbürger in das Lager des Faschismus zu ziehen. 

Gegen diese ganze Front zur Rettung des zusammenbrechenden Kapitalismus, gegen diese Roth-

schildfront von den Nazis bis zur Sozialdemokratie steht die Kom m uni s t i s che  Pa r t e i. Der 11. 

Parteitag der KPOe, der Ende Juni stattfand, hat im Zeichen der Verschärfung der Krise gestanden. 

Er hat seine ganze Tätigkeit auf d i e  Vo l ks mob i l i s i e r ung  gegen  d i e  Ro t hsch i l d san ie -

r un g angestellt. Darüber hinaus aber hat er auf Grund der ganzen Zuspitzung der Lage auch in klarer 

und scharf umrissener Weise zur Frage des r evo l u t i onä r en  Ausweges  aus der Krise Stellung 

[383] genommen. Er hat ein soz i a l e s  und  na t i ona l e s  Be f r e i ungsp r og ram m  beschlossen, 

das als einzigen Ausweg den Sturz der kapitalistischen Diktatur und die Abschüttelung des Joches 
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des in- und ausländischen Finanzkapitals aufzeigt. In Verbindung damit wurde das neugewählte Zent-

ralkomitee beauftragt, ein konkretes Ar be i t sbe scha f f ungsp r og ram m  und Baue r nh i l f s -

p r og r amm  zu entwerfen, dessen Grundlagen der Parteitag besprach. (Fortsetzung folgt.) 

LITERATUR 

Bolschewik Nr. 11 

Der Leitartikel befaßt sich mit den Fragen des Jun i p l enum s  de s  ZK de r  W KP. Die wichtigsten 

Ergebnisse in den Fragen der Frühjahrsaussaat, des Eisenbahntransportes und der gesteigerten Kom-

munalwirtschaft sind bereits in der Tagespresse erörtert worden. Dabei werden im „Bolschewik“ noch 

die Ergebnisse der großen Frühjahrsaussaat mit ihrer Steigerung der technischen Kulturen um 25 

Prozent erwähnt, wobei die Zuckerrübenaussaat um 30 Prozent gesteigert werden konnte. Die Ernte 

wird noch günstiger sein als im Vorjahre, insbesondere die maschinelle Aberntung eine wesentliche 

Beschleunigung bringen wird. Eine ernste Frage bleibt dabei noch die Stellung der notwendigen Ar-

beiterkader bei dem bereits in der Industrie fühlbaren Arbeitermangel. Aber der notwendige Aus-

gleich wird rechtzeitig durch die planmäßige Organisation der Ueberleitung durchgeführt werden. 

Einen interessanten Artikel bringt Be l a  Kun  über die „Kom i n te r n  und  d i e  F ragen  de r  E r -

obe r ung  de r  Baue r nscha f t“, wobei er, von dem Referat Manu i l sk i s  ausgehend, die Erobe-

rung der Bauernschaft in den Vordergrund stellt. Mit dem Wachsen der Krise des Kapitalismus, mit 

dem Wachsen der revolutionären Bewegung sind die Fragen der Eroberung der Bauernschaft beson-

ders akut. Dabei sind die Agrarländer mit ihrer verschärften speziellen Krise von besonderer Bedeu-

tung. Der Balkan und die südeuropäischen Länder mit ihrer starken Antisowjetfront sind zu berück-

sichtigen. Die Fragen der Taktik und der Organisation der arbeitenden Bauern sind genau zu erwägen. 

Kun zeigt die. verschiedene Gestaltung der Fragen in den verschiedenen Ländern. In Jugoslawien, in 

Rumänien noch starke feudalistische Ueberreste, in anderen Ländern mit durchgeführter Agrarreform 

starke Steuerbelastung. Daraus ergeben sich verschiedene Fragenkomplexe. Unter anderen ist die 

Frage der Einheitsfront zwischen armen und mittleren Bauern genau nach der Lage der einzelnen 

Schichten, nach der Gesamtgestaltung der Agrarverhältnisse zu verfolgen. Kun zeigt die Schwächen 

unserer Bewegung und erkennt, daß bereits große Erfolge in den letzten Monaten in einzelnen Sekti-

onen in der Bewegung unter der Bauernschaft zu verzeichnen sind. 

G. Gwacharija behandelt die „Fr agen  de s  i ndus t r i e l l en  Auf baues  de r I ndus t r i e n“ und 

gibt eine Uebersicht der bisherigen Leistungen in der Sowjetunion, in der Steigerung der Kapitalin-

vestierungen, im Aufbau der Industriegiganten, um dann eingehend die Perspektiven des Planes für 

das folgende Jahr 1932 zu untersuchen. 

Ueber den „Sowj e t hande l  i n  de r  gegenwär t i gen  E tapp e“ schreibt Gatowski. Er bringt die 

Fragen der Bereitstellung der wichtigsten Versorgungsmittel im Zusammenhang mit dem sozialisti-

schen Aufbau. Der Sowjethandel ist ein Verteilungsorgan der Klasseninteressen des Proletariats. Die 

Steigerung des Handels ist bedingt durch die Steigerung der sozialistischen Industrie, der Sowjetwirt-

schaften und Kollektivwirtschaften, des Reallohns, der Staatsein-[384]nahmen und vor allem durch 

die Erfüllung des Finanzplanes Eine große Rolle im Sowjethandel spielen die Kooper a t i ve n. Wäh-

rend ihr Umsatz im Jahre 1924 nur 1 Milliarde betrug, wird er in diesem Jahre nicht weniger als 16 

Milliarden betragen. I m  Jah r e  1924  wur den  8 P r ozen t  de r  Bevö l ke r ung  du r ch  d i e  Ko-

ope r a t i ven  ve r so r g t, i n  d i e sem  Jah r e  we r den  e s  be r e i t s  60  P r ozen t  s e i n. Durch die 

große Kollektivisierung in allen Zweigen der Landwirtschaft wird auch die Versorgung der Arbeiter-

schaft intensiver gestaltet werden. 

A. Nikanorow bringt „Ei n i ge  F r agen  de r  Akkor da r be i t  i n  den  Ko l chosen“ zur Untersu-

chung. Dieses wichtige Thema ist jetzt besonders aktuell in der Sowjetunion. Die genossenschaftliche 

Form der Kollektivwirtschaften, ihre zum Teil großen Ueberschüsse haben die verschiedensten Fra-

gen aufgeworfen. Dabei zeigen sich in der kaufmännischen Gestaltung der Kollektivwirtschaften in 

den einzelnen Bezirken noch große Unterschiede. Im Zusammenhang mit der Verantwortlichkeit der 

Arbeit in den Kollektivwirtschaften für jedes einzelne Mitglied treten die Fragen der Arbeitsnorm, 
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der Verteilung, der abgestufte Arbeitslohn für die einzelnen Arbeiten, die Wirtschaftsbilanz der Kol-

lektivwirtschaft in den Vordergrund. Durch die Steigerung des Tempos im gesamten Wirtschaftsle-

ben wird die Frage des Akkordlohnes aufgeworfen, die an Stelle des gestuften Zeitlohnes treten soll. 

Unberücksichtigt bleibt bei diesen Plänen die Frage der Verteilung des Ueberschusses jeder einzelnen 

Kollektivwirtschaft. 

W. Knorin behandelt die „Auf gaben  de r  m a rx i s t i s c h-l en i n i s t i s chen  Wi s senscha f t  fü r  

e i ne  Gesch i ch t e  Wes t eu r opa s“. Die wissenschaftlichen Forschungsarbeiten in der Sowjet-

union gehen mit einer wissenschaftlichen Durchbildung der Arbeiterklasse parallel. Die Erfolge dabei 

sind außerordentlich günstig, wobei die Probleme verbunden mit der Praxis des sozialistischen Auf-

baues und im Kampfe für die Weltrevolution gewachsen sind. Dabei treten immer mehr Fragen der 

Geschichte des europäischen Westens auf, Fragen der revolutionären Bewegung, der proletarischen 

Revolution, ihrer Theorien, ihrer Taktik, Strategie. Einige Ansätze zu einer Geschichte des Westens 

wurden gemacht, aber sie gingen zum Teil unter falscher Flagge. Erwähnt wird die Februarnummer 

der „Internationale“, mit ihrer Feststellung der theoretischen Aufgaben der deutschen marxistisch-

leninistischen Forschung, wie auch die deutsche Partei nach dem Urteil Knorins bereits vorbildliche 

Arbeit in der theoretischen Bekämpfung des Sozialfaschismus, in der Aufdeckung der Rolle neuer 

sozialfaschistischer Theoretiker, der Bauer, Renner, Sinzheimer usw. geleistet hat. Knorin betont, daß 

in den kapitalistischen Ländern Kader geschaffen werden müssen für die theoretisch-revolutionäre 

Arbeit im Kampf gegen sozialfaschistische und bürgerliche Wissenschaft, insbesondere in der Ab-

wehr und im Kampf gegen alle antileninistischen Angriffe. Im Zentrum der westeuropäischen Ge-

schichtswissenschaft der Sowjetunion steht die Bearbeitung der Geschichte des 18. und 19. Jahrhun-

derts, der Kampf gegen die Geschichtsfälschungen, besonders in der Periode des Imperialismus bis 

zum Kriege. Prokowski will die internationalen Zusammenhänge an Hand der diplomatischen Akten 

untersuchen. Es fehlt noch eine Geschichte des Imperialismus nach der leninschen Theorie, eine Ge-

schichte des Kampfes gegen die Sowjetunion, eine geschichtliche Darstellung der allgemeinen Krise 

des Kapitalismus, die Krise des britischen Imperialismus, der Zusammenbruch seiner Hegemonie, 

eine Geschichte der Arbeiterbewegung und der Komintern, u. n. a. Knorin erwähnt weiter die Aus-

wertung der Diskussionen im Institut der roten Professur, die sicher auch in Westeuropa stärkstes 

Interesse finden würden. Wenn nicht anders, evtl. durch größere Auszüge aus den Diskussionen. 

[385] 
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Die Internationale  

14. Jahrgang ⁕ Berlin, September 1931 ⁕ Heft 9 

Verstärkt die Arbeit in den Betrieben 

– P. L. – Die Lage der deutschen Bourgeoisie gestaltet sich von Tag zu Tag schwieriger. Alle Hoff-

nungen auf internationale Verhandlungen, Vereinbarungen und Hilfe sind bereits gescheitert. 

Die mit der deutsch-österreichischen Zollunion eingeleitete aktive Außenpolitik hat nicht nur zu einer 

vollständigen Niederlage geführt, sie führte auch zu neuen Repressalien, vor allem des französischen 

Imperialismus, der die Beibehaltung des Versailler Schandsystems, die vollständige Kapitulation und 

Unterordnung der deutschen Bourgeoisie unter seine Hegemonie in Europa fordert. Der französische 

Imperialismus stürzte als Antwort auf die Zollunion die österreichische Regierung Ender und die 

ungarische Regierung Bethlen, die im Bunde mit der Brüning-Severing-Regierung die Zollunion vor-

bereiteten. Fast gleichzeitig mit dem Sturz der Bethlen-Regierung in Ungarn wurde die „Arbeiter-

Regierung“ in England durch den amerikanischen Imperialismus, der während der Londoner Konfe-

renz gemeinsame Sache mit Frankreich machte, gestürzt und damit die außenpolitische internationale 

Position für die Brüning-Regierung zu Fall gebracht, von der sie Hilfe und Unterstützung bei der 

Durchführung ihrer Außenpolitik und Unterstützung bei der Ueberwindung der Krise des deutschen 

Kapitalismus erwartete. 

Ja, nicht nur das: Die Krise zwingt die englische Bourgeoisie, den Konkurrenzkampf auf dem Welt-

markt mit gesteigerter Energie zu führen und dadurch auch die Aussichten der deutschen Bourgeoisie 

auf eine Milderung der Krise durch gesteigerte Ausfuhr zu vernichten. Die englische liberale Zeit-

schrift „New Statesman“ spricht das ganz offen aus: England habe sich durch die neue Regierungs-

politik auf eine verminderte Einfuhr und gesteigerte Ausfuhr festgelegt. 

„Eine solche Politik,“ schreibt das Blatt weiter, „die in einem Augenblick erfolgt, wo Deutschland 

der Notwendigkeit gegenübersteht, seinen eigenen Importhandel zu erhöhen, muß die Aussicht auf 

Erholung in Deutschland vermindern. Die englischen Ankäufe deutscher Güter werden vermindert 

werden, England wird ein stärkerer und gefährlicherer Konkurrent Deutschlands im Außenhandel 

sein.“ 

[386] In diesem Zusammenhange ist von besonderem Interesse die Feststellung des Rechtsanwalts 

Friedmann, des Führers der Opposition auf der Generalversammlung der Dresdner Bank, 

„daß die Bank von England trotz intensiver Bemühungen der britischen Botschafter in Berlin nicht bereit sei, 

deutsche Schatzwechsel zu diskontieren“. 

Die „Arbeiter-Regierung“ Macdonald, die von der Sozialdemokratie als der einzige zuverlässige 

Freund des deutschen Volkes gepriesen wurde, verwandelt sich in die Macdonald-Regierung der „na-

tionalen Koalition“ und im Handumdrehen in den „stärksten und gefährlichsten Konkurrenten 

Deutschlands“. 

Die deutsche Bourgeoisie steht außenpolitisch vor dem Nichts. Es bleibt das Raubsystem des Versai-

ller Vertrags. Es bleibt die Verpflichtung, die erneut von der Baseler Kommission des internationalen 

Finanzkapitals unterstrichen wurde, die Tributlasten, die Zinszahlungen für die Auslandsanleihen aus 

dem arbeitenden Volke herauszupressen, wobei das internationale Finanzkapital sich weder durch 

Versprechungen, noch durch andere Garantien gegenüber der deutschen Bourgeoisie festlegen lassen. 

Die von der Brüning-Regierung eingeschlagene Außenpolitik ist die Politik der Hugenberg-Hitler, 

ebenso wie die Politik der SPD. Die außenpolitische Niederlage der Brüning-Regierung ist deshalb 

die Niederlage aller Parteien von den Nationalsozialisten bis zur Sozialdemokratie. 

Alle außenpolitischen Aktionen, ganz gleich, von welcher Seite sie ausgingen, haben nicht vermocht, 

der deutschen Bourgeoisie auch nur eine geringe Atempause zu verschaffen und ihre Lage zu erleich-

tern. Dem Hooverplan folgten die Bedingungen des französischen Imperialismus, der massenhafte 

Entzug ausländischer Kredite und der Zusammenbruch der Danat-Bank und der Dresdner Bank. Das 
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jetzt in Basel von der „Stillhalte-Kommission“ gegebene Versprechen, die kurzfristigen Auslands-

kredite in Höhe von etwa 6 Milliarden Mark während der nächsten sechs Monate aus Deutschland 

nicht zurückzuziehen, ist angesichts der sich täglich verschärfenden Weltwirtschaftskrise und der da-

raus resultierenden Verschärfung der Gegensätze der imperialistischen Staaten untereinander, wie 

das der Sturz der Macdonald-Regierung zeigt, von keiner praktischen Bedeutung. Ebenso wie der 

Hooverplan durch den französischen Imperialismus abgeändert wurde, so daß Deutschland nicht nur 

einen erheblichen Teil der Reparationen weiter zahlen und andererseits eine Verschärfung der Krise 

durch die Abdrosselung der Sachlieferungen in Kauf nehmen muß, ebenso kann bei weiterer Zuspit-

zung der imperialistischen Gegensätze und vor allem bei weiterer Zuspitzung der Lage in Deutsch-

land der „Erfolg“ der Baseler „Stillhalte“-Verhandlungen im nächsten Augenblick bereits illusorisch 

gemacht werden. 

[387] Die Finanzkrise, die am 13. Juli zu dem Krach der Danat-Bank und der Dresdner Bank führte, 

spiegelt die Tiefe der Industriekrise wider. Die Danat-Bank steht in engster Verbindung mit allen 

Hauptzweigen der deutschen Industrie. Besonders eng ist die Verbindung mit der Montan-, Maschi-

nenbau-, Kali- und Textil-Industrie. Der Zusammenbruch des Nordwolle-Konzerns brachte die La-

wine ins Rollen. Es genügte dieser Zusammenbruch, um eine ganze Kette von Zusammenbrüchen, 

um den größten Bankkrach herbeizuführen. Die Lage der anderen großen Banken ist keineswegs bes-

ser, als die der Danat-Bank. Die ungeheuren Kredite, die die Banken an die Industrie gegeben haben, 

sind infolge der Industriekrise „eingefroren“, d. h. die Industrie ist außerstande, die Kredite zurück-

zugeben. Das allein führt schon zu einer weiteren Verschärfung der Finanzkrise. Jeder neue größere 

Zusammenbruch in der Industrie, jeder neue Abzug von kurzfristigen Auslandskrediten. kann die 

Stützungsaktion der Brüning-Regierung über den Haufen werfen und zu einem in seiner Auswirkung 

noch größeren Krach als am 13. Juli führen. Und es ist klar, daß es dann der Bourgeoisie nicht gelin-

gen dürfte, mit den Mitteln, die sie nach dem 13. Juli anwandte, Schließung der gesamten Banken 

und Sparkassen – Herr zu werden. Das Vertrauen des Kleinbürgertums in die Sicherheit ihrer bei den 

Sparkassen angelegten Gelder ist erschüttert. 

Nach einer Ende August veröffentlichten Statistik über die deutschen Sparkassen zeigen die Einzah-

lungen eine fallende Tendenz, während die Summe der Auszahlungen rasch ansteigt. Die Einzahlun-

gen betrugen im Mai 542, im Juni 530, im Juli dagegen noch 435 Millionen Reichsmark. Die Aus-

zahlungen dagegen im Mai 469, im Juni 682, im Juli 702 Millionen Reichsmark. In den Monaten Juni 

und Juli sind insgesamt 419 Millionen Reichsmark Spargelder mehr abgehoben worden, als einge-

zahlt wurden. Davon allein im Juli 268 Millionen Reichsmark. Und das trotz der Schaltersperre der 

Sparkassen. Diese Bewegung hat im August sich noch beschleunigt, so daß heute schon die Sparkas-

sen gezwungen sind, neue Kredite aufzunehmen, um die Anforderungen der Sparer zu befriedigen. 

Bei dem erhöhten Zinssatz, den die Sparkassen für die aufgenommenen Kredite zahlen müssen, be-

deutet das eine außerordentliche Belastung und Verschuldung der Sparkassen, so daß die Lage dieser 

Institute immer unsicherer wird. Es ist klar, daß sie in einen neuen Krach ohne Ausnahme mit hin-

eingezogen werden und daß ein solcher Krach ganz andere Formen annehmen wird, als der am 13. 

Juli, wobei es mehr als fraglich ist, ob es der Bourgeoisie noch einmal gelingt, mit den angewandten 

Mitteln eine größere Ausdehnung und Auswirkung des Krachs zu verhindern. 

[388] Nicht weniger katastrophal ist die Finanzlage des Reiches, der Länder und Gemeinden. Anfang 

des Jahres 1931 schätzte man das Defizit des Reichshaushaltes auf 1,2 bis 1,5 Milliarden Reichsmark. 

Offiziell wurde damals das Defizit mit 1 Milliarde Reichsmark angegeben. Die Brüning-Regierung 

baute am Anfang des Jahres ihr Sanierungsprogramm auf einem Fehlbetrag von 800 Millionen 

Reichsmark auf. Aber das Defizit hat sich infolge der Verschärfung der Krise außerordentlich rasch 

vergrößert. Die Steuererträge bleiben weit hinter dem Voranschlag zurück. So wurden im Juli 268 

Millionen Reichsmark Steuern weniger eingenommen, als im Vorjahr. Das Defizit des Reiches hat 

gegenwärtig mindestens 2 Milliarden Reichsmark erreicht. Fügt man hinzu, daß das Defizit der Län-

der und Gemeinden mindestens 1,6 bis 1,8 Milliarden Reichsmark beträgt, so ergibt sich ein Gesamt-

defizit der öffentlichen Verwaltungen von 3,8 bis 4 Milliarden Reichsmark. Bei der Schätzung dieses 

Defizits sind die „Ersparungen“ aus dem „Feierjahr“ bereits berücksichtigt. 
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Die Kreditpolitik der Reichsbank, die Erhöhung des Diskontsatzes auf 15 Prozent, mußte die Indust-

riekrise weiter verschärfen. Selbst die Senkung des Reichsbankdiskonts auf 8 Prozent macht es der 

Industrie unmöglich, Kredite zu solch enorm hohen Zinssätzen aufzunehmen. Die Folge davon ist 

eine Welle neuer Bankrotte, Stillegungen, Betriebseinschränkungen und Massenentlassungen und das 

rapide Anwachsen des Erwerbslosenheeres, das selbst nach Schätzungen kapitalistischer Kreise im 

kommenden Winter 3 Millionen stark sein wird. 

Welche Wege stehen der deutschen Bourgeoisie zur Verfügung, um der drohenden Katastrophe aus-

zuweichen? Der eine Weg ist die Aufnahme langfristiger Auslandskredite und die Verwandlung der 

kurzfristigen Schulden in langfristige Auslandsanleihen. Diese „Hilfe“ kann die deutsche Bourgeoisie 

gegenwärtig nur vom französischen Imperialismus erhalten. Aber nur unter der Voraussetzung, daß 

sie vor dem französischen Imperialismus bedingungslos kapituliert. Dieser Weg ist für die deutsche 

Bourgeoisie nicht ohne weiteres gangbar. Zweifellos würden sich dadurch die innerpolitischen 

Schwierigkeiten der Brüning-Regierung wesentlich erhöhen. Die Ablehnung der deutsch-österreichi-

schen Zollunion durch den Haager Gerichtshof erleichtert, obgleich die Entscheidung eine neue au-

ßenpolitische Schlappe der deutschen Bourgeoisie ist, der Brüning-Regierung ihre Kapitulation vor 

den französischen Imperialisten. Aber der Weg zu einer neuen Auslandsanleihe ist lang. Darum geht 

die deutsche Bourgeoisie den anderen, der außerdem wirksamer ist, als alle Auslandsanleihen, den 

Weg der „nationalen Selbsthilfe“, d. h. der ins maßlose gesteigerten Ausbeutung und Ausplünderung 

des arbeitenden Volkes. 

Unter der Phrase der „nationalen Selbsthilfe“ plant die Bour-[389]geoisie mit Unterstützung der So-

zialdemokratie zwei Hauptstöße gegen das arbeitende Volk. Der eine Stoß, der von der Sozialdemo-

kratie und der Gewerkschaftsbürokratie in Uebereinstimmung mit der Schwerindustrie und den Groß-

agrariern propagiert wird, ist der erhöhte Notendruck, d. h. praktisch die Inflation, mittels der die 

Löhne der Arbeiter entwertet, die Preise in die Höhe getrieben und die Massen der kleinen Sparer 

enteignet werden sollen. Hilferding, der ehemalige Finanzminister der Bourgeoisie, bezeichnet dies 

in der sozialdemokratischen Zeitschrift „Die Gesellschaft“ als „das einzige Mittel“. Es ist klar, daß 

die gesamte Entwicklung die Bourgeoisie zwingt, früher oder später dieses Mittel anzuwenden. 

Der andere Stoß, der gegen die arbeitenden Massen geführt wird, ist der weitere Abbau der Löhne 

und Gehälter der Arbeiter und der Angestellten und Beamten, die rücksichtslose Drosselung der so-

zialen Tätigkeit der Kommunen, die brutale Streichung der Erwerbslosenunterstützung und die voll-

ständige Liquidierung der Reste der Sozialpolitik, die die Brüning-Notverordnungen noch übrig ge-

lassen haben. 

ihre verzweifelte Lage gestattet der Bourgeoisie nicht mehr, nur die Arbeiterklasse anzugreifen und 

die anderen Schichten des arbeitenden Volkes, den werktätigen Mittelstand und die Bauern zu scho-

nen. Sie muß ihre Offensive gegen das gesamte arbeitende Volk führen, sie muß auch die Lebenshal-

tung der unteren und mittlern Beamten und Angestellten des kapitalistischen Macht- und Verwal-

tungsapparates, mit dem sie ihre Macht noch aufrecht erhält, angreifen. Damit gerät die Bourgeoisie 

in immer schärferen Widerspruch zu den Schichten, auf die sie sich bei der Ausbeutung und Unter-

drückung der Arbeiterklasse noch stützte. 

Das alles macht die gesamte Situation für die Bourgeoisie noch unsicherer, führt zu noch schnellerer 

Radikalisierung des gesamten arbeitenden Volkes, zu Streiks und Empörung der Arbeiter und Er-

werbslosen, zur furchtbaren Verelendung der arbeitenden Bauern, zu massenhaften Bankrotten mittel-

ständlerischer Existenzen, zur Einstellung der Steuerleistungen breiter Teile dieser Schichten, zur Ver-

größerung des Defizits in den öffentlichen Finanzen, zum Sinken des Masseneinflusses aller bürgerli-

chen Parteien, angefangen von den Nationalsozialisten bis zur Sozialdemokratie, und zum schnellen 

Wachsen des organisatorischen und politischen Einflusses der Kommunistischen Partei auf alle 

Schichten des arbeitenden Volkes, zum schnellen Wachsen des Einflusses der revolutionären Gewerk-

schaftsbewegung und der anderen revolutionären Arbeiterorganisationen auf die Arbeiterklasse. 

Die brutale Unterdrückung und Verfolgung der Kommunistischen Partei durch die Machtorgane des 

kapitalistischen Staates, die Durch-[390]führung von Strafexpeditionen des sozialdemokratischen 
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Polizeipräsidenten Grzesinski gegen Berliner Arbeiterviertel, die Verleumdung der Politik der KPD 

und die Mordhetze gegen ihre Führer und Funktionäre durch die kapitalistische und sozialdemokra-

tische Presse ist die Kehrseite des Wachsens des Masseneinflusses der Kommunistischen Partei, der 

Beweis dafür, daß die Kommunistische Partei immer größere Massen zum Kampfe gegen das bank-

rotte kapitalistische System mobilisiert. 

Die Wege, die die deutsche Bourgeoisie gehen will, um die rebellierenden Massen der Erwerbslosen 

niederzuhalten, um eine Volksrevolution, die das kapitalistische System hinwegfegt, zu verhindern, 

zeichnen sich immer klarer ab. Die Brüning-Regierung arbeitet gegenwärtig an einem „Sanierungs-

programm“, das Anfang Oktober auf dem Wege der Notverordnung „Gesetz“ werden soll. Dieses 

Sanierungsprogramm wird entsprechend den Forderungen der Unternehmer eine „gründliche Arbeit“ 

sein, das weitere Tempo des Lohnabbaues bestimmen, die Tarife im Prinzip außer Kraft setzen, mit 

der Arbeitslosenversicherung aufräumen. Die Arbeitslosenunterstützung soll nach den Ausführungen 

Stegerwalds auf dem ADGB-Kongreß in Frankfurt auf den Charakter der Almosenunterstützung fest-

gelegt werden. 

Die Bourgeoisie muß, um ihren Zusammenbruch zu verhindern, in steigendem Maße zu Methoden 

greifen, wie sie während des letzten imperialistischen Krieges von der deutschen Bourgeoisie ange-

wandt wurden: die Erklärung des Kriegsrechts, des Belagerungszustandes gegen die Arbeiterklasse, 

was die Verfolgung und Unterdrückung der Kommunistischen Partei und der revolutionären Arbei-

terorganisationen bedeutet, und die Organisierung des Hungers der Millionenarmee der Erwerbslosen 

und Arbeiter durch Arbeitsdienstpflicht, durch Naturalentlohnung und Ausgabe von Bezugsscheinen, 

in ähnlicher Form, wie die Bourgeoisie während des Krieges durch Rationierung der Lebensmittel, 

der Bekleidungsgegenstände usw. in genialer Weise den Hunger und das Elend des gesamten arbei-

tenden Volkes organisiert hat. 

Um dieses Bild abzurunden, sei hier der Vorschlag Silberbergs erwähnt, der die Uebernahme der 

Bankschulden der Gemeinden und Länder auf das Reich und ihre Deckung durch die Auflegung einer 

Reichsanleihe fordert. Die deutsche Bourgeoisie ist bemüht, in den Massen die Ideologie eines von 

Feinden eingeschlossenen und belagerten Volkes, eine Kriegsideologie zu erzeugen. Bei diesem Be-

streben findet die Bourgeoisie selbstverständlich die Unterstützung der Sozialdemokratie. So vertei-

digt der „Vorwärts“ die Pressenotverordnung zum Beispiel mit dem Hinweis auf die Existenz eines 

latenten Bürgerkrieges. 

[391] Es ist klar, daß alle diese Maßnahmen, wenn sie von der Bourgeoisie durchgeführt werden, eine 

Stärkung der staatskapitalistischen Elemente bedeuten (wie z. B. die Bankenaufsicht, die nach der 

Sanierung der Danat- und Dresdner Bank eingeleitet wurde). Aber dieser „Staatskapitalismus“ er-

weist sich nicht als ein Weg zum Sozialismus, wie die bankrotten Theoretiker der Sozialdemokratie 

noch auf dem Kieler Parteitag verkündeten, nicht als Weg zum. „organisierten Kapitalismus“, son-

dern als gewaltsamer Verteidigungsversuch eines sich in Todeskämpfen windenden Kapitalismus. 

Wie während des imperialistischen Krieges, so kann auch jetzt die Bourgeoisie, um einen Ausweg 

aus der Krise zu finden, alle ihre Pläne nur unter der Konzentration aller ihrer Kräfte gegen das ar-

beitende Volk, unter Zurückstellung der Gruppeninteressen der einzelnen bürgerlichen Fraktionen 

und der sozialdemokratischen Führer hinter dem Gesamtinteresse des Kapitalismus, durchführen. 

Deshalb gewinnt die Parole „Burgfriedenspolitik“, die Bildung eines Blocks von Hitler-Hugenberg-

Brüning-Wels, eine immer größere Bedeutung für die Bourgeoisie. Dabei ist nicht entscheidend der 

formale Abschluß eines solchen Blocks und seine Dokumentierung durch gemeinsame Resolutionen 

oder Aufrufe, oder die Bildung einer „Regierung der nationalen Selbsthilfe“ wie in England unter der 

Führung des Sozialdemokraten Macdonald, und wie es Teile der Bourgeoisie auch in Deutschland 

fordern. Entscheidend ist vielmehr, daß dieser Block in der Tat funktioniert. Das sagt nicht, daß der 

Interessenkampf der bürgerlichen Parteien untereinander an Heftigkeit nachläßt oder gar aufhört. Im 

Gegenteil, dieser Kampf wird an Heftigkeit zunehmen, je mehr die Schwierigkeiten der Bourgeoisie 

wachsen. Die Verschärfung der Krise verschärft zugleich auch die Interessengegensätze der kapita-

listischen Gruppen, den gegenseitigen Kampf um den entscheidenden Einfluß auf den Staatsapparat 

und damit auf die Verteilung der Subventionen, Zölle und Steuern. 



Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 12 – 292 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 05.04.2023 

Die heranreifende Volksrevolution zwingt jedoch die Fraktionen der Bourgeoisie und die Sozialde-

mokratie zu einer gewissen Einheitlichkeit ihres Handelns gegen das arbeitende Volk, zu einer „Not-

gemeinschaft“ zur Rettung des Kapitalismus. In diesem Sinne bilden schon heute alle bürgerlichen 

Parteien einschließlich der Sozialdemokratie einen Block. 

Die Ereignisse nach dem roten Volksentscheid gegen die reaktionäre Preußenregierung, die Verhand-

lungen Brünings mit Hugenberg und mit der Sozialdemokratie, die Vorschläge der Braun-Severing-

Regierung für Reichsreform, der Verlauf des ADGB-Kongresses in Frankfurt, wo Leipart erklärte, 

daß sie „gemeinsam mit der SPD die Verantwortung für die Unterstützung der Brüning-Regierung 

„übernehmen“, die Haltung der Deutschnationalen und der National-[392]sozialisten, alle diese Tat-

sachen bestätigen das Vorhandensein dieses Blocks, ohne daß eine formale Kundgebung der bürger-

lichen Parteien und der Sozialdemokratie vorliegt. Die Brüning-Regierung wird in der Tat nicht nur 

durch die Sozialdemokratie, sondern auch durch die Deutschnationalen und die Nationalsozialisten 

„toleriert“. 

Die Rolle der sozialdemokratischen Führer in diesem Block wird gekennzeichnet durch die Politik 

der Preußenregierung Braun-Severing, deren Aufgabe die Durchführung des faschistischen Brüning. 

Kurses, die Unterdrückung und Verfolgung der Kommunistischen Partei und ihrer Presse, die Durch-

führung der Strafexpeditionen gegen die Arbeiterviertel in Städten und gegen die Arbeiterorte auf 

dem Lande ist. Sie wird gekennzeichnet durch die Tätigkeit der sozialdemokratischen Presse, die 

durch eine Hetz- und Verleumdungskampagne gegen die kommunistische Partei und ihre Führer, die 

Atmosphäre zu einem Verbot der Partei zu schaffen versucht; durch die reformistische Gewerk-

schaftsbürokratie, die aktiv mithilft, den Lohnraub durchzuführen; durch die sozialdemokratischen 

Kommunalfunktionäre, die als Bürgermeister, Magistratsbeamte, Wohlfahrtsvorsteher usw. die Auf-

gabe haben, den Abbau aller sozialen kommunalen Einrichtungen vorzunehmen. 

Der Sozialdemokratie fällt die entscheidende Aufgabe zu, den weiteren Vormarsch der Kommunisti-

schen Partei zu verhindern und die Arbeitermassen für die Politik der „nationalen Selbsthilfe“ zu 

gewinnen. 

* 

Das Zentralkomitee der KPD stellte auf seiner Januartagung fest, daß die Tendenzen einer revolutio-

nären Krise in Deutschland heranreifen. Diese Feststellung ist durch die Entwicklung seit Januar auf 

das glänzendste bestätigt worden. Die Krise des Kapitalismus hat sich weiter verschärft, der Massen-

einfluß der Kommunistischen Partei ist gewachsen und die Aktivität der Massen größer geworden, 

besonders die Aktivität der Erwerbslosen. Aber zweifellos genügt das nicht. Es gibt keine für den 

Kapitalismus ausweglose Lage. Diese fundamentale Tatsache hat Lenin immer wieder betont, und 

das Zentralkomitee der Partei sagt in seinen Januar-Beschlüssen, daß wir dem Kapitalismus den Aus-

weg verlegen müssen durch die Organisierung des Widerstandes und der Offensive der Massen gegen 

die Hungerpolitik der Bourgeoisie. 

Die soziale Hauptstütze des Kapitalismus ist die Sozialdemokratie. Sie ist der Hauptfeind innerhalb 

der Arbeiterklasse, gegen den man den Hauptstoß richten muß, wenn man den Kapitalismus stürzen 

will. Durch die Uebernahme der Führung des Volksentscheids gegen die reaktionäre Preußenregie-

rung richtete die Partei den Hauptstoß des arbeitenden Volkes gegen die festeste Stütze der Brüning-

Politik, [393] gegen die Sozialdemokratie. Sie lenkte die Aufmerksamkeit des arbeitenden Volkes 

auf die fundamentale Tatsache, daß ohne die Liquidierung des Masseneinflusses der Sozialdemokra-

tie, ohne die Zerbrechung dieser Stütze der Brüning-Politik, das arbeitende Volk nicht erfolgreich um 

seine Befreiung kämpfen kann. Darin liegt die Bedeutung des Volksentscheids. 

Die Durchführung dieser Taktik zeigt das ideologische Wachstum und die Festigkeit der Kommunis-

tischen Partei. Zugleich enthüllte sie aber auch erhebliche Schwächen unserer Arbeit. Die taktische 

Linie der Partei kann nur mit Erfolg durchgeführt werden, wenn gleichzeitig mit dem verschärften 

Angriff auf die Politik der sozialdemokratischen Führer die Anstrengungen zur Gewinnung der sozi-

aldemokratischen Arbeiter und der Massen der in den freien Gewerkschaften organisierten Arbeiter 
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und Funktionäre für die revolutionäre Politik der Kommunistischen Partei und der revolutionären 

Gewerkschaftsbewegung auf der Grundlage der Einheitsfront von unten von den Parteimitgliedern 

und Anhängern der Kommunistischen Partei verdoppelt und verdreifacht werden. Hier waren wäh-

rend der Volksentscheidsbewegung ernsthafte Versäumnisse festzustellen. Die Arbeit in den refor-

mistischen Gewerkschaften wird schlecht durchgeführt. Auf die Welle der sozialdemokratischen Ver-

leumdungen und Angriffe gegen die Kommunistische Partei, auf den verstärkten Polizeiterror wurde 

nicht mit der notwendigen Entschiedenheit geantwortet. Anstatt die Massen dagegen zu mobilisieren, 

gab es sogar stellenweise einzelne kommunistische Funktionäre und Mitglieder, die vor den Angrif-

fen des Klassenfeindes zurückwichen. 

Es ist klar, daß eine der entscheidenden Fragen der weiteren Entwicklung und des Heranreifens der 

Voraussetzungen der revolutionären Krise die gesteigerte Aktivität der Kommunistischen Partei auf 

allen Gebieten des täglichen Kampfes ist. Dabei ist von ausschlaggebender Bedeutung, daß die Partei 

in allen ihren Teilen sofort und richtig auf die politischen Ereignisse reagiert. Die Passivität der Ber-

liner Parteiorganisation während des Bankkrachs in den Tagen vom 13. bis 15. Juli gestattete der 

Brüning-Regierung, ihre Notverordnung ohne ernsthafte Widerstände und Reibungen durchzuführen. 

D i e  gem ei nsame  Wur ze l  a l l e r  d i e se r  Schwächen  i s t  da s  Zu r ückb l e iben  unse re s  

E i n f l u s ses  i n  den  Be t r i eben  h i n t e r  dem  E i n f l u ß, den  d i e  Pa r t e i  i m  a l l gem e i nen  

au f  d i e  ande r en  Sch i ch t en  des  a r be i t enden  Vo l kes  hat. Unsere Schwäche in den Betrie-

ben führt dazu, daß die Bourgeoisie den Lohnraub ohne nennenswerten Widerstand durchführen kann. 

Es ist klar, daß ohne eine verstärkte Arbeit in den Betrieben die revolutionäre Krise nicht organisiert 

werden kann, denn [394] mit den Erwerbslosen allein kann die Revolution nicht gemacht werden. 

Ohne die erfolgreiche Organisierung der Kämpfe der Arbeiter gegen den Lohnraub durch die Revo-

lutionäre Gewerkschafts-Opposition und durch die Kommunistische Partei, ohne die Führung von 

Streiks der Arbeiter werden die sozialdemokratischen Arbeitermassen, die Arbeiter in den reformis-

tischen Gewerkschaften und die Teile des arbeitenden Volkes, die dem Faschismus noch nachlaufen, 

nicht gewonnen. Von der Organisierung der Kämpfe der Arbeiterklasse durch die Kommunistische 

Partei hängt die weitere Frage ab, ob es der Partei gelingt, die Hegemonie des Proletariats, seine 

Führung über die anderen Schichten des arbeitenden Volkes, die untern und mittleren Angestellten, 

Beamten, Kleinbauern und den werktätigen Mittelstand in die Tat umzusetzen. 

Darum steht im Mittelpunkt der Arbeit der Kommunistischen Partei die Verstärkung unseres organi-

satorischen und politischen Einflusses in den Betrieben, die Gewinnung von Betriebsarbeitern für die 

Partei, der Ausbau der Betriebe zu festen Positionen des revolutionären Klassenkampfes, die Schaf-

fung einer mächtigen, revolutionären Gewerkschaftsbewegung, mit deren Hilfe die Partei imstande 

ist, die Streikkämpfe des Proletariats nicht nur gegen den Lohnraub, sondern gegen die gesamte Of-

fensive der Bourgeoisie zu führen. 

Nur bei Durchführung dieser Hauptaufgaben wird es der Partei gelingen, die arbeitenden Massen zum 

Kampf gegen die Bourgeoisie und ihre sozialdemokratischen Lakaien und faschistischen Lands-

knechte zu organisieren und den Sturm der Volksrevolution zu entfalten, der das bankrotte, kapitalis-

tische System hinwegfegen wird! 

* 

Vom 14 Kongreß der „freien“ Gewerkschaften  
Von F r i t z  H e c k e r t  

Im hochfeudalen Palmengarten zu Frankfurt a. M. hatten sich in den Tagen vom 31. August bis zum 

4. September 1931 307 Gewerkschaftsbeamte nebst ihrem technischen Troß und einigen Gesinnungs-

freunden aus reformistischen Gewerkschaftszentralen anderer Länder zum 14. Bundeskongreß des 

ADGB versammelt. Hochbedeutsam war die Zeit, in der der Kongreß stattfand, wurde doch auf ihm 

selbst durch einen Minister versichert, daß die Krise, die über den Kapitalismus hereingebrochen ist, 

in der Geschichte nicht ihresgleichen habe; in Deutschland sei es nur nach dem napoleonischen Krieg 

ähnlich schlecht um die Wirtschaft bestellt gewesen. Der Minister, der diese Worte sprach, sprach sie 
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nicht als Kritiker der kapi-[395]talistischen Wirtschaftsordnung, sondern als einer ihrer jetzt amtie-

renden Verteidiger. Wären die sogenannten „freien“ Gewerkschaften Wahrer von Arbeiterinteressen, 

dann hätten sie auf ihrer Tagung als Hauptproblem die Frage stellen müssen: wie kann die Kraft der 

gewerkschaftlichen Organisation eingesetzt werden, um ein Wirtschaftssystem so schnell als möglich 

zu beseitigen, das die werktätigen Massen in die vorhandene übertraurige Lage gebracht hat und das 

unfähig ist, zu zeigen, wie in absehbarer Zeit ein Ausweg aus diesem Elend möglich ist, ja, im Ge-

genteil nur verspricht, das vorhandene Elend in den kommenden Monaten noch zu vervielfachen. Die 

beamteten Führer der „freien“ Gewerkschaften sehen sich außerstande, diese Frage auch nur zu stel-

len. Jene aber, die um lebens- oder sterbenswillen eine Antwort auf diese Frage haben müssen, die 

Arbeiter von Betrieb und Stempelstelle, waren von diesem Kongreß ausgeschlossen. Der ADGB-

Kongreß war ein Kongreß ohne Arbeiter, und darum konnte er sich gestatten, über die wichtigste 

Frage zu schweigen. 

Im Mai 1865 hielt Karl Marx vor dem Generalrat der I. Arbeiterinternationale seine inzwischen unter 

dem Titel „Lohn, Preis und Profit“ weit bekanntgewordene Rede In dieser setzte er sich auseinander 

mit dem Owenisten Weston, der die These von dem Unwert, ja der Schädlichkeit der Gewerkschaften 

aufstellte. Marx mußte in seinem Vortrag nachweisen, daß Weston Unrecht hatte. Trotzdem wurde 

der Vortrag eine revolutionäre Abrechnung mit dem Trade-Unionismus, jener reformistischen Politik, 

die vorgab, man könne die Arbeiterklasse auf eine immer höhere Stufe heben, ohne dem Kapitalismus 

selbst wehe zu tun. Der Vortrag schließt darum mit den denkwürdigen Sätzen: „Gewerkschaften sind 

wirksam als Zentren des Widerstandes gegen Uebergriffe des Kapitals. Sie erweisen sich in Einzel-

fällen als unwirksam infolge unbedachten Gebrauchs ihrer Macht. Sie verfehlen im Allgemeinen ih-

ren Zweck dadurch, daß sie sich auf einen Guerilla-Krieg gegen die Wirkungen des gegenwärtigen 

Systems beschränken, statt gleichzeitig auf seine Um wand l ung  hinzuarbeiten und ihre organisierte 

Kraft als einen Hebe l  für die endgültige Emanzipation der arbeitenden Klassen, d. h. die endgültige 

Abscha f fung  de s  Lohnsys t em s  zu gebrauchen.“ 

Seit 1865 sind nunmehr 66 Jahre vergangen, und sie haben mit der größten Deutlichkeit bewiesen, 

wie recht Karl Marx hatte. Heute unterstreicht jeder Tag mehr, daß die Zeit gekommen ist, wo die 

Gewerkschaften einen richtigen Gebrauch von ihrer Macht machen müssen, um die Arbeiter aus Not 

und Elend zu Arbeit, Brot und Freiheit zu führen. Die wohlbestallten Führer der freien Gewerkschaf-

ten denken aber an alles andere, nur nicht an eine marxistische Konsequenz der Gewerkschaftspolitik. 

Auf ihrem Programm steht nicht der Sturz des Lohnsystems, sondern die Heilung des Kapitalismus 

aus seiner tödlichen Krise. Sie wollen nicht Totengräber, sondern Aerzte dieses von der Entwicklung 

zum Untergang verurteilten Systems sein. Was macht es unter solchen Umständen aus, wenn der 

Reichskanzler Brüning ganz offen verkündet, daß im kommenden Winter mit sieben [396] Millionen 

Erwerbslosen gerechnet werden muß; und wenn dieser Prokurist des kapitalistischen Deutschlands 

ankündigt, zur Erhaltung der kapitalistischen Wirtschaft sei es notwendig, den Arbeitslohn zu senken 

und die sozialen Einrichtungen abzubauen. Wer Arzt des kranken Kapitalismus sein will, muß auch 

die Mittel anwenden, die die Kapitalisten zur Heilung ihrer Krankheit selbst vorschlagen. Was der 

Kongreß in Frankfurt den Arbeitern bringen würde, konnte darum schon vor seinem Stattfinden ge-

sagt werden. Dazu bedurfte es nicht erst des Anhörens der Weisheiten, die die Leipart, Brauer, Lede-

rer, Nörpel usw. unter den Palmen des Frankfurter Palmenhauses von sich gaben. 

Was das Proletariat von diesem Kongreß hielt, das demonstrierte es deutlich am Sonntag vor seiner 

Eröffnung. In der Festnummer der „Frankfurter Volksstimme“ teilte der ADGB-Sekretär Miesbach 

mit, daß der Bezirk Hessen-Frankfurt des ADGB 269.000 Mitglieder habe. Diese waren von den 

Führern aufgefordert worden, an der Gewerkschaftsdemonstration teilzunehmen, um so aller Welt 

die Macht des ADGB sichtbar zu machen. Wir entsinnen uns noch, wie nach dem Kapp-Putsch im 

März 1921 der damalige Vorsitzende des ADGB, Karl Legien, sagte: „Ohne die Gewerkschaften 

kann in Deutschland keine Regierung auch nur acht Tage regieren.“ Da die Regierung Brüning die 

Gewerkschaften nicht als eine unentbehrliche Macht betrachtet, galt es, auch dieser die Stärke der 

Leipart und Graßmann zu zeigen. In weiser Vorsicht, daß doppelt besser hält, hat auch die Sozialde-

mokratische Partei ihre Anhänger zur Teilnahme an dem „Riesenaufmarsch“ der Gewerkschaften 
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aufgerufen. Was aber sahen wir? Einen Zug traurig dahinschleichender älterer Arbeiter. An ihrer 

Spitze die Bonzen und einige Musikkorps. Alles in allem genau 4460 Mann. Und dabei haben die 

beiden Schwesterstädte Frankfurt-Offenbach allein fast 100.000 Gewerkschaftsmitglieder. Nein – 

dieser Kongreß fand bei den Arbeitern keinen Widerhall. Diesen Führern trauen die Massen nicht 

mehr zu, daß sie etwas zur Linderung ihrer Not tun werden. 

Interessant ist auch die folgende Geschichte. In einer Berliner Versammlung sprach allen Ernstes ein 

Arbeiter: der Hauptreferent auf dem Gewerkschaftskongreß sei der Minister Stegerwald gewesen. 

Der Arbeiter glaubte das wirklich, weil doch die Zeitungen fast nur die Stegerwald-Rede gebracht 

hätten und auf dem Kongreß alle die bekannten Gewerkschaftsführer sich mit Stegerwalds Ausfüh-

rungen beschäftigten, wobei sie nicht vergaßen, eine Referenz vor diesem Minister zu machen, war 

doch auch Stegerwalds Rede vom Kongreß mit großem Beifall aufgenommen worden und hatte Lei-

part dem Minister in warmen Worten gedankt, daß er eine „geschickt-mutige“ Rede gehalten habe. 

Wie sollte also ein einfacher Arbeiter auf die Idee kommen, daß der Hauptredner des Kongresses 

Theodor Leipart war und nicht Stegerwald? Wo war denn in Leiparts Rede ein prinzipieller Unter-

schied zu der Rede des kapitalistischen Ministers und seinen Vorschlägen? Adam Stegerwald hat 

doch unwidersprochen als [397] erste Sätze seiner Rede sagen können: „Als derzeitiger Arbeitermi-

nister habe ich im letzten Jahre den deutschen Arbeitern allerlei zumuten müssen. Und trotzdem trete 

ich mit gutem Gewissen vor diesen Kongreß. Ich bin der festen Ueberzeugung, daß, wenn einer der 

Ihrigen gegenwärtig an meiner Stelle stände, er im Hinblick auf Deutschlands Gesamtlage eine we-

sentlich andere Politik als die von mir verfolgte auch nicht hätte machen können.“ Da aber Leipart 

den Minister nicht angriff, sondern für seine „geschickt-mutige“ Rede im Namen des Kongresses 

dankte und den Dank mit dem Wunsch schloß, der Arbeitsminister solle „mutig vorwärts schreiten“, 

ist es mehr als verzeihlich, daß der genannte Arbeiter Stegerwald für den Hauptredner auf dem 14. 

ADGB-Kongreß hielt. 

Um es gleich vorweg zu sagen: wir sind mit diesem Arbeiter derselben Meinung. Der Kongreß war 

nicht ein Kampfkongreß der deutschen gewerkschaftlich organisierten Proletarier. Er war der Steger-

wald-Kongreß, der Kongreß, wo der Arbeitsminister des bankrotten deutschen Kapitalismus das Rezept 

vorschrieb, wie dem kranken System auf Kosten von Wohl und Wehe der deutschen Arbeiter geholfen 

werden kann. Die versammelten 307 beamteten deutschen Aerzte des ADGB sagten nur ihr „Ja“ und 

„Amen“ zu den Vorschlägen der großen Kapazität Stegerwald. Alles, was noch und zu Stegerwalds 

Ausführungen gemeckert wurde, sei es von Leipart, Tarnow, Lederer oder dem neuen Bundesvor-

standspfaffen Eggert, und in Nuancen von Stegerwalds Darlegungen abwich, ist belangloses Zeug 

ohne jedes wissenschaftliche oder auch nur machtpolitische Fundament. Nichts wird davon angewandt 

werden! Bleiben wird Steigerwalds Rezept und die Notverordnungs-Maßnahmen, die es durchsetzt – 

mit Tolerierung durch die begnadeten Führer der 4% Millionen Mitglieder der freien Gewerkschaften 

– wenn – ja, wenn die Arbeiter nicht einen dicken Strich durch Stegerwalds und Leiparts Rechnung 

machen werden. Etwas, was viel näher liegt und wahrscheinlicher ist als das, was mit wohlgebauten 

Reden die deutschen Gewerkschaftsführer auf diesem Kongreß ausgebrütet haben. 

Was erklärte nun in seiner langen „geschickt-mutigen“ Rede Adam Stegerwald? „Neben Staat und 

Wirtschaft steht gegenwärtig die deutsche Sozialpolitik vor der größten Krise seit ihrem Bestehen ... 

Durch den Krieg und seine Begleiterscheinungen sind uns (?) zwischen 100 und 150 Milliarden ver-

nichtet oder entzogen worden ... Es haben sich teilweise chaotische Zustände im Güterverteilungsap-

parat herausgebildet, es sollten anständige Löhne bezahlt und hohe Beiträge zur Sozialversicherung 

aufgebracht werden. Das alles zusammen konnte keine Wirtschaft leisten.“ 

Da haben wir es! Der Krieg und seine Begleiterscheinungen, au denen wahrscheinlich nach Steger-

wald die Arbeiter schuld sind. Und die hohen Löhne und die Sozialversicherung, welche Wirtschaft 

sollte das wohl aushalten? Da nun die armen Kapitalisten schon 100 bis 150 Milliarden Mark verloren 

haben und doch neues Kapital bilden müssen, um konkurrenzfähig zu bleiben, gibt es da einen ande-

ren [398] Ausweg als: Herunter mit den Löhnen und Abbau der Sozialversicherung, insbesondere wo 

doch auch noch zur Erhaltung der Macht der Großgrundbesitzer, also zum Zwecke der hohen Brot-

preise, allerhand Milliarden nötig sind. Den bolschewistischen Ausweg konnte doch Adam 
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Stegerwald nicht vorschlagen, und den wollen doch auch die Leipart und Co. nicht. Im Gegenteil, 

versichern sie doch täglich, daß es ihre historische Macht war, Europa vor dem Bolschewismus zu 

retten und daß sie auch in Zukunft der Damm gegen die bolschewistische Flut sein wollen wie 1918. 

Also, wer wollte es darum Stegerwald verübeln, daß er neuen Lohn- und Gehaltsabbau, Arbeitszeit-

verkürzung ohne Lohnausgleich dort, wo das den Unternehmern Gewinn bringt, radikale Senkung 

der Sozialversicherung („er will hoffen, daß der Kern erhalten bleibt“ – nachdem die Kapitalisten das 

Fleisch wie an einem Pfirsich von ihm abgenagt haben. D. V.), Abbau der Erwerbslosenunterstüt-

zung, der Wohlfahrtsfürsorge, der Renten der Kriegs- und Arbeitsopfer, als unumgängliche Maßnah-

men für notwendig hält. Die Arbeitslosen sollen in Zukunft in die Naturalverpflegung genommen 

werden, d. h. man will sie mit den Früchten der Aecker der Großgrundbesitzer ernähren, damit die 

Kohlrüben und Schweinekartoffeln einen lohnenden Absatz finden. „Auch soll geprüft werden, in-

wieweit eine noch stärkere Betreuung der jugendlichen Arbeiter möglich ist.“ Dazu kann man den 

Jugend. liehen gratulieren, nachdem ihnen schon unter Stegerwald die Unterstützung bis zum 21. 

Lebensjahr fast ganz beseitigt wurde. Diese letzte Phrase in der Stegerwald-Rede soll aber keine Ver-

höhnung der Jugendlichen darstellen, beileibe nicht. Der Mensch lebt doch nicht vom Brot allein. 

Was sollten angesichts solcher Ankündigungen die Leipart, Graßmann und Tarnow tun? Sollten sie 

dem Stegerwald sagen: jetzt ist es aber Schluß, unsere Geduld ist zu Ende, jetzt zurück zu Karl Marx 

und Kampf zur Beseitigung des Lohnsystems, das an all den Uebeln der Vergangenheit Schuld ist 

und Schuld sein wird an den Uebeln, die in Stegerwalds Rezept für die Zukunft verheißen werden. 

Konnten diese Führer der Regierung Brüning den Kampf ansagen? Nein! „Denn nach ihr kann nur 

noch etwas Schlechtes kommen. Hitler und Hugenberg – der Faschismus.“ Deshalb sprach der Kon-

greß aus: „Die Tolerierungspolitik war richtig und muß fortgesetzt werden.“ Dabei wurde als für die 

Arbeiter besonders gefährlich hinge. stellt, daß eine Regierung Hitler-Hugenberg das Tarifrecht be-

seitigen werde. Welch wundervoller Trick. Als ob nicht Brüning durch seine Notverordnung vom 5. 

Juni d. J. das schon besorgt hätte. Gerade in der Woche, die dem Kongreß vorausging, wurde auf 

Grund dieser Notverordnung der Gemeindearbeiter-Tarif, der bis zum 30. September lief, außer Kraft 

gesetzt und die Löhne und sonstigen Bezüge der Gemeindearbeiter und Angestellten im Einverständ-

nis mit den Gewerkschaftsführern gesenkt. Sogar einer der Referenten auf dem Kongreß, der Altonaer 

Oberbürgermeister Brauer, tat sich noch etwas darauf zugute, daß er auf dem Deutschen Städtetag 

zwecks [399] Sanierung der Gemeindekassen den Schritt gegen die Gemeindearbeiter mit ausgear-

beitet habe. Und haben die Gewerkschaftsführer nicht schon vor zwei Monaten, auch fußend auf 

dieser Notverordnung, ehe der Hüttenarbeiter-Tarif zu Ende lief, die „tariflich gesicherten“ Löhne 

abgebaut? 

Ueber diese Maßnahmen schwieg der Kongreß wohlweislich. Aber auch sonst hielten es die Gewerk-

schaftsführer für ratsam, wenig Aufhebens von dieser Methode, mittels Notverordnung die Löhne zu 

senken, zu machen. So fand z. B. in Mainz am 29. August eine Versammlung des Gesamtverbandes 

statt mit dem hochinteressanten Thema: „Gärten in alter und neuer Zeit!“ Ueber den frechen Raub 

der tariflichen Löhne wurde kein Wort gesprochen. Die Herren Gewerkschaftsbeamten verstehen es 

ausgezeichnet, mit den lächerlichsten Dingen den Mitgliedern der freien Gewerkschaften die Augen 

zu vernebeln. 

Ein besonderer Glanzpunkt des Kongresses waren die Ausführungen des Prof. Lederer bzw. des 

Herrn Tarnow, die zur Rettung des kapitalistischen Systems eine Planwirtschaft empfahlen. Für diese 

Leuchten der Wissenschaft spielt es gar keine Rolle, daß das kapitalistische System zur Grundlage 

seiner Existenz das freie Spiel der Kräfte hat und daß der Kapitalismus eine antagonistische Wirt-

schaftsordnung ist. „Kapitalistische Planwirtschaft“, dieser vollendete Unsinn fehlt uns gerade noch, 

nachdem von den Führern der Gewerkschaften auf dem vorhergehenden Kongreß die „kapitalistische 

Rationalisierung“, die „Wirtschaftsdemokratie“, die „Förderung der Trusts und Syndikate als organi-

sierter Kapitalismus, der die Krisen überflüssig mache“, der Gewerkschaftsbewegung und den Kapi-

talisten als Wege zur Kraft und Schönheit gepriesen worden waren. Es gibt keine Narretei, die nicht 

dem Kopf eines solchen Führergenies entspringen kann, um dann vor dem versammelten Chorus der 

Gewerkschaftsbeamten der staunenden Mitwelt als Heilmittel der Krise und Not empfohlen zu 
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werden. So wurde auch das Blech von der „kapitalistischen Planwirtschaft“ lebhaft applaudiert. Die 

berufsmäßigen Arbeiterbetrüger wissen, daß die Arbeiter immer öfter und ernstere Vergleiche ma-

chen zwischen dem Niedergang des kapitalistischen Systems in allen kapitalistischen Ländern und 

dem sozialistischen Aufbau in der Sowjetunion. Die Bewunderung der Arbeiter über die Erfüllung 

des Fünfjahreplans und ihr Haß über das wachsende kapitalistische Chaos sollen umgefälscht werden 

in die vage Hoffnung, in Deutschland sei es möglich, die kapitalistische Wirtschaft planmäßig zu 

gestalten. Die Bonzen begreifen, mit der Hetze gegen die USSR allein ist nichts mehr getan. Man 

muß in den Arbeitermassen neue Hoffnung erwecken, ohne Revolution, mit dem Bruder Kapitalist 

Hand in Hand, sei es möglich, wieder zu Arbeit und Wohlstand zu kommen. 

In diesem Zusammenhang sei noch auf zwei Dinge hingewiesen. Die Herren sozialdemokratischen 

Führer wissen ganz genau, im Kapitalismus gibt es keinen neuen Aufschwung ohne neues Kapital. 

Darum gab auch der Kongreß der 2. Internationale in Wien im Juli d. J. die Losung aus: Kapitalisten 

der anderen Länder, borgt den [400] Kapitalisten des armen Deutschlands Geld, damit sie in der Lage 

sind, die Wirtschaft wieder anzukurbeln und ihren Arbeitern Brot zu geben. Der Weg des Bolsche-

wismus, als Weg zur Fortsetzung und Wiederaufwärtsentwicklung der Wirtschaft, kann bekanntlich 

nach Otto Bauer, Hilferding, Naphtali, nicht gegangen werden. Diese Aerzte der Wirtschaft wußten 

kein anderes Rezept, als den Kapitalisten Englands, Frankreichs und Amerikas zu empfehlen: Borgt 

euren deutschen Genossen Geld! In Wien legten die Führer ein Bekenntnis zum konstruktiven Sozi-

alismus Macdonalds ab. Dieser und nicht der Bolschewismus sei der Weg, der für das „kulturelle 

Europa“ und seine „hochentwickelte“ Arbeiterbewegung nur in Frage kommen kann. Nun passierte 

aber vor Frankfurt das Malheur, daß die Regierung des konstruktiven Sozialismus in England stürzte, 

weil Macdonald die Konkurrenzfähigkeit des englischen Kapitalismus auf dem Weltmarkt nur an der 

Seite des konservativen Baldwin und durch Abbau der Löhne und Senkung der Arbeitslosenbezüge 

retten kann. Der konstruktive Sozialismus Macdonalds hat also volle Aehnlichkeit mit den Rezepten 

des Dr. h. c. Stegerwald. Die englischen Gewerkschaftsführer dagegen wollen nun aber Macdonalds 

Reise nicht mitmachen. Sie schlagen vor, die englischen Kapitalisten sollen das ins Ausland verborgte 

Kapital – also auch das nach dem armen Deutschland geliehene – zurückholen, um über die Krise 

wegzukommen. Man sieht, den „Klassenkämpfern“ um Leipart und Tarnow fällt es schwer, nach dem 

Wiener Kongreß an die Aufrichtigkeit ihrer englischen Kollegen, Henderson, Citrin etc., zu glauben. 

Da ist es schon besser mit Macdonald und Baldwin. Dieser Weg des konstruktiven Sozialismus er-

laubt ihnen auch fernerhin, als Mitglieder der revolutionären, völkerbefreienden Sozialdemokratie 

und Führer der freien – das sollte doch wohl heißen, von den kapitalistischen unabhängigen – Ge-

werkschaften, Brünings Politik zur Rettung des deutschen Kapitalismus zu unterstützen. 

Der Kongreß von Frankfurt ist vorüber. Brüning und seine kapitalistischen Auftraggeber wissen, was 

sie an ihren Leiparts haben. Der Ruf des Bundesvorstandes vom 10. August nach dem Verbot der 

radikalen Organisationen durch die Regierung, um die Durchführung der Regierungspolitik zu si-

chern, wurde auch auf dem Kongreß wiederholt. Außerdem aber versicherte Leipart: „Das Experi-

ment der‘ Moskauer Gewerkschafts-Internationale, in Deutschland eigene Organisationen aufzuzie-

hen und die kommunistischen Anhänger in der RGO zu sammeln, darf als völlig fehlgeschlagen be-

zeichnet werden.“ Es genügte Theodor Leipart nicht, diesen für die Bonzen erfreulichen. Umstand 

am Anfang des Kongresses festzustellen, er mußte die Beteuerung in seinem Schlußwort wiederho-

len. Worauf uns nur noch die Frage bliebe: Weshalb denn die Regierung noch verbieten soll, was 

doch sowieso völlig fehlgeschlagen ist. Die Gottähnlichkeit, in der sich die Bonzen sonnen, und ihre 

Angst vor der Arbeiterklasse macht sie völlig blind, so daß sie nicht einmal mehr sehen, was. sie 

sprechen. 

[401] Inzwischen haben die Unternehmer die Tarife für drei Millionen Arbeiter gekündigt und liegen 

die neuen Notverordnungen zur Veröffentlichung und Durchführung fertig im Tischkasten. Unter-

nehmer und Regierung wissen, der ADGB und seine Führer werden die 4½ Millionen Gewerkschafts-

mitglieder nicht als eine revolutionäre Kraft in die Waagschale werfen, im Gegenteil, sie werden sich 

bemühen, den Arbeitern, wenn diese selbst zur Abwehr der Unternehmerangriffe schreiten, in den 

Rücken fallen, den Streikbruch organisieren und andere Schandtaten ausüben. In Frankfurt verbot der 
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sozialdemokratische Polizeipräsident der RGO eine Demonstration aus Anlaß des ADGB-Kongres-

ses, und auf ihren Einladezetteln durfte die RGO nicht die Worte drucken, daß ihr Referent den Be-

weis antreten werde, daß der Gewerkschaftskongreß ein Kongreß der Lohnabbauer sei. In Mainz, wo 

Graßmann die Heldentaten des ADGB im Beisein der 307 Delegierten und ihres Anhanges feiern 

wollte, erstickte seine Rede in den Protestrufen der empörten Arbeitermassen. Erst die Schufo und 

die Polizei brachten Ruhe in die Versammlung, wodurch es Graßmann gelang, zehn Minuten lang 

über die Bedeutung des ADGB zu stammeln. Mit diesem Auftreten Graßmanns unter dem Schutze 

von Schufo und Polizei symbolisierte aber der ADGB auch, mit wem er zusammengeht und wozu. 

Frankfurt sah vor 32 Jahren schon einen Gewerkschaftskongreß in seinen Mauern. Damals trat Edu-

ard Bernstein mit seinen „Voraussetzungen des Sozialismus“ auf die Bildfläche. Die Gewerkschafts-

führer griffen nach Bernsteins revisionistischer Theorie mit beiden Händen und eröffneten den deut-

schen „freien“ Gewerkschaften den Weg zur Liquidierung des Klassenkampfes und des Zusammen-

gehens mit den Kapitalisten. 1914 wurde es vor aller Welt offenbar: Der Revisionismus hatte in der 

Gewerkschaftsbewegung über den Marxismus gesiegt. Nicht einmal der Kriegszusammenbruch än-

derte in Deutschland und vielen anderen Ländern etwas an dieser Tatsache. Die Zusammenarbeit der 

Gewerkschaftsführer mit den Kapitalisten, die Aufopferung der Interessen der Arbeiterklasse, dem 

Gedeihen des kapitalistischen Systems, wurde immer mehr das Grundprinzip der reformistischen Ge-

werkschaftsführer. Jetzt aber, in Frankfurt, erlebten wir den völligen Bankrott des Bernsteinianer-

tums. Die Aerzte des Kapitalismus entpuppten sich als die schändlichsten Lakaien der kapitalistischen 

Despoten. Aber der Bankrott dieser Bernsteinianer tritt ein und wird offenbar zu derselben Zeit, wo 

das ganze kapitalistische System zusammenbricht. Die Gewerkschaftsführer haben die deutschen 

freien Gewerkschaften mit dem kapitalistischen System verbunden auf Gedeih und Verderb. Jetzt 

sind die Tage gekommen, wo es nur noch ein Verderben für sie gibt. 

„Das Endziel ist mir nichts, die Bewegung alles,“ dieses freche Wort Eduard Bernsteins, mit dem er 

die Liquidierung der sozialistischen Bewegung im Jahre 1889 einleitete, wurde von den ADGB-Hel-

den solange in der Praxis angewendet, um die Bewegung der Gewerkschaften vom sozialistischen 

Inhalt abzubringen, bis der Kapi-[402]talismus über den Sozialismus zu triumphieren schien, – doch 

auch diesmal hatte Karl Marx wieder recht. Es kam trotzalledem der Tag, wo es für das Proletariat 

heißt: hic Rhodus – hic salta! Die Arbeiterverräter, die den Sozialismus in der Gewerkschaftsbewe-

gung liquidiert haben, sehen mit Schrecken, daß die Geschichte heute auf die Tagesordnung stellt die 

Wahl zwischen zwei Wegen, den Aufstieg im Sozialismus oder den Untergang mit dem Kapitalismus 

in die Barbarei. In allen kapitalistischen Ländern geht der Weg‘ der Wirtschaft immer tiefer in das 

Chaos und wächst die Not der‘ werktätigen Massen in das Riesenhafte. Nur in der Sowjetunion geht 

es mit der Wirtschaft aufwärts, haben die Arbeiter Brot, Arbeit und Freiheit. Die Geschichte hat schon 

ihr Urteil gesprochen. Der Sozialismus lebt – der Kapitalismus muß sterben. 

In Frankfurt hat der ADGB als die Bewegung der deutschen Arbeiter zur Verteidigung ihrer Lebense-

xistenz endgültig bankrott gemacht. Das, was die Arbeiter sich bei der Gründung ihrer Gewerkschaf-

ten als deren Aufgabe vorstellten: Verteidigung und Verbesserung der bestehenden Lohn- und Ar-

beitsbedingungen, das muß die RGO jetzt erfüllen. Die von dem ADGB geführte deutsche Gewerk-

schaftsbewegung ist von den Bernsteinschen Theorien zugrundegerichtet worden. Die RGO, die den 

Geist von Marx in der Gewerkschaftsbewegung wieder lebendig macht, wird die Massenbewegung 

der deutschen Arbeiter werden. Wenn wir jetzt mit Genugtuung den Bankrott des ADGB von Frank-

furt feststellen, so legt das uns aber die Verpflichtung auf, aus der RGO das zu machen, was die 

deutschen Arbeiter brauchen: d i e  Gewerkschaftsbewegung, die das Lohnsystem abschafft, die das 

vollendet, was Marx in seinem berühmten Vortrag der Gewerkschaften als Aufgabe stellte, um die 

Emanzipation der Arbeiterklasse herbeizuführen. Weil das das Gebot der Stunde ist, muß auch die 

Kommunistische Partei alle ihre Kräfte einsetzen, durch Arbeit in den Betrieben und auf den Stem-

pelstellen und durch die intensivste Arbeit unter den Mitgliedern der freien Gewerkschaften den Tag 

herbeizuführen, wo die RGO die einheitliche, revolutionäre Gewerkschaftsbewegung aller Arbeiten-

den geworden ist und wo die Arbeiter sagen können: der ADGB ist tot. Es lebt die RGO, die uns führt 

im Kampf zur Niederwerfung des kapitalistischen Systems und zum Sieg des Sozialismus! 
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Die Lohnabbaugewerkschaften  
Eine Analyse der freigewerkschaftlichen Jahrbücher  

Von P e t e r  J o t t k a s  

1. Mitgliederbewegung 

Die Mitgliederzahl der freien Gewerkschaften ist im Jahre 1930. nicht unbeträchtlich gesunken. Diese 

Senkung wird von den reformistischen Gewerkschaften auf die Krise zurückgeführt. Wir [403] kön-

nen dem nur zustimmen; allerdings auf Grund einer anderen Analyse. Die reformistischen Bonzen 

behaupten nämlich, daß alle Gewerkschaften während jeder Krise Mitglieder verlieren müssen, und 

daher auch während dieser Krise verloren haben. Darauf ist zu erwidern, daß nur die reformistischen 

Gewerkschaften während der Krise Mitglieder verlieren müssen. Und zwar deswegen, weil sich in 

der Krise der sozialfaschistische Charakter der Gewerkschaften klarer denn je enthüllt: sie kämpfen 

nicht, sie fühlen sich verpflichtet, dem Kapitalismus „als Arzt“ gegenüberzutreten, sie sind bereit, 

den Lohnabbau durchzuführen. Die revolutionären Gewerkschaften aber – sie verlieren nicht in der 

Krise, im Gegenteil, sie gewinnen an Mitgliederzahl und Bedeutung. Das Proletariat lernt erkennen, 

wo seine Führer sind, welches seine Führer sind. 

Richtig ist: d i e  r e f o rm i s t i s chen  Gewer kscha f t en  m üssen  währ end  de r  Kr i se  Mi t -

g l i ede r  ve r l i e r e n. Fa l s ch  i s t, was  d i e  r e fo r m i s t i s chen  Bonzen  behaup t e n, daß  a l l e  

Gewer kscha f t en  währ end  de r  Kr i s e  Mi tg l i ede r  ve r l i e r en  müsse n, denn: d i e  r evo -

l u t i onä r en  Gewer kscha f t en  gewi nnen  Mi t g l i ede r. 

Je reaktionärer die Gewerkschaften werden, desto stärker wird der Mitgliederverlust. Darum bedeu-

tete auch das Jahr 1930 erst einen Anfang. Im Jahre 1931 ist der Mitgliederverlust der reformistischen 

Gewerkschaften ein noch viel größerer als im Jahre 1930, während gleichzeitig die RGO, die einzige 

revolutionäre Gewerkschaftsorganisation, im Jahre 1931 einen noch sehr viel stärkeren Aufschwung 

genommen hat als im Jahre 1930. 

Nach den offiziellen Zahlen betrug die Anzahl der Mitglieder des ADGB Ende 1929 4.948.209 und 

Ende 1930 4.717.569; ein Rückgang von 230.640. Der Rückgang ist recht beträchtlich, aber war tat-

sächlich sicher höher. Das ist auch schon daran zu erkennen, daß man offenbar vergessen hat, sich 

vorher zu einigen, wie man frisieren soll. Denn einmal gibt das ADGB-Jahrbuch von 1929 eine andere 

Zahl für Ende 1929 wie die diesjährige offizielle Mitteilung (Gewerkschaftszeitung Nr. 33), nämlich 

4.948.267 statt 49.48.209. Und ferner errechnet der ADGB einen Rückgang von 233.063, während 

sich aus den gegebenen Zahlen ein Rückgang von 230.640 errechnet. Offenbar hat man so lange mit 

den Zahlen gespielt, bis man sich nicht mehr ganz zurecht fand. 

Nach den offiziellen Zahlen war der Rückgang am stärksten bei den Steinarbeitern, bei denen er 17 

Prozent betrug. Ueber 10 Prozent betragen die Verluste noch bei den Musikern (14 Proz.), bei den 

Friseuren (11 Proz.) und bei den Bekleidungsarbeitern (11 Prozent). Drei Verbände brachten es sogar 

fertig, einen Mitgliederzuwachs zu errechnen: die Buchdrucker, die Melker und Schornsteinfeger. 

Für 1931 sind noch keine genauen Zahlen bekannt. Der Baugewerksbund hat allerdings Anfang Au-

gust erklärt, daß er etwa [404] 50.000 Mitglieder seit Ende 1929 verloren hat. Von Ende 1929 bis 

Ende 1930 betrugen die Verluste dieses Verbandes etwa 25 000. Das beißt, in der ersten Hälfte 1931 

verlor dieser Verband etwa ebensoviele Mitglieder wie während des ganzen Jahres 1930. Nehmen 

wir selbst an, daß sich während des noch folgenden zweiten Halbjahres 1931 das Verlusttempo nicht 

mehr steigert, so würde sich danach ein Mitgliederverlust für 1931 ergeben, der doppelt so groß ist 

wie der von 1930. Tatsächlich wird aber der Verlust sehr viel mehr als das Doppelte von 1930 betra-

gen. Ein Millionenmitgliederverlust des ADGB ist für 1931 mit Bestimmtheit zu erwarten. 

2. Einnahmen und Vermögen 

Die Einnahmen gingen im Jahre 1930 gegenüber 1929 um etwa 20 Millionen Mark von 251,4 Milli-

onen Mark auf 231,7 Millionen Mark zurück. Dieser Einnahmerückgang ist fast ausschließlich auf 

sinkende Einnahmen aus den Verbandsbeiträgen zurückzuführen. Denn die Einnahmen aus Extrabei-

trägen, aus „Sonstigem“ und schließlich aus Zinsen (da sieht man doch, wozu die Aufhäufung eines 
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Verbandsvermögens gut ist, bringt es doch schöne Zinsen) sind ziemlich stabil geblieben oder gestie-

gen. 

Das Gesamtvermögen hat sich vermindert, denn die Ausgaben überstiegen die Einnahmen um etwa 

10 Millionen Mark. Jedoch haben eine ganze Reihe einzelner Verbände ihr Vermögen weiter gestei-

gert. Wir erwähnen nur den Steinarbeiterverband, jenen Verband, der den größten Mitgliederverlust 

hatte. Dieser Verband schwamm doch noch so in Geld, daß er es fertig brachte, sein Vermögen von 

2.587.685 Mark auf 2.717.841 Mark zu erhöhen. 

Im übrigen aber braucht sich die Bonzokratie betreffs ihrer Renten nicht zu sorgen, denn wenn auch 

das Verbandsvermögen um etwa 10 Millionen gesunken ist, so sind doch die Zinssätze in diesem 

Jahre so hoch, daß das verminderte Vermögen sicher noch ein höheres Zinseinkommen bringen wird 

als es das Jahr 1930 brachte. 

3. Die Ausgaben (allgemeiner Ueberblick) 

Die Ausgaben der Verbände sind im Jahre 1930 nicht unwesentlich gegenüber 1929 gestiegen, nämlich 

von 203 Millionen Mark auf 241 Millionen Mark. Im einzelnen verteilten sich die Ausgaben wie folgt: 

Ausgaben 1929 und 1930 (Millionen Mark) 

Posten 1929 1930   

Unterstützungen  86,8  123,5 Steigerung 36,7 

Verwaltung  58,8  60,8 Steigerung 2,1 

Agitation und Organisation  21,4  22,9 Steigerung 1,5 

Presse u. Bildungszwecke  13,3  14,0 Steigerung 0,7 

Sonstiges  9,4  10,0 Steigerung 0,7 

Arbeitskämpfe  13,3  9,9 Senkung 3,4 

[405] Alle Posten zeigen im Jahre 1929 eine Erhöhung der Ausgaben. Nur  e i n  Pos t en  ze i g t  e i ne  

Senkun g: Ar be i t skäm pf e. Und zwar ist dieser Posten in seiner zahlenmäßigen Bedeutung von 

1929 bis 1930 von dem vierten Platz auf den allerletzten Platz, auf den sechsten gerückt. Die Ausga-

bensenkung bei den Arbeitskämpfen glich die Ausgabensteigerung für Agitation, Organisation, 

Presse, Bildungszwecke und Sonstiges bei weitem aus. 

Diese Senkung der Ausgaben für Arbeitskämpfe ist überaus kennzeichnend für die Haltung der re-

formistischen Gewerkschaften. Je enger nämlich die Verbindung zwischen Gewerkschaften und ka-

pitalistischem Staat, je enger die Verbindung zwischen Sozialdemokratie und Faschismus, desto ge-

ringer die Reibungsflächen, desto größer die Bemühungen, jeden Kampf zu vermeiden, desto gerin-

ger die Bereitwilligkeit, ist ein Kampf einmal ausgebrochen, ihn zu unterstützen oder zu einem Erfolg 

zu führen – desto geringer darum auch die Ausgaben für Arbeitskämpfe. 

Gleichzeitig aber stieg das „Ansehen“ der Gewerkschaften, ihre „Respektabilität“, ihr „Repräsentati-

onsbedürfnis“, der Wunsch der Bonzokratie in gut eingerichteten Büros als Bezieher eines gesicher-

ten und hohen Einkommens zu herrschen. Dahe r s t i ege n d i e Kos ten  de r  Ver wa l t un g, ob -

g l e i ch  d i e  Löhne  de r  e i n f achen  Mi t g l i ede r  s anken , obg l e i ch  d i e  e i n f achen  Mi t -

g l i ede r  f u r ch t ba r s t e s  E l end  du r chm a c h t e n. Bei sinkender Mitgliederschaft, das heißt wäh-

rend weniger zu verwalten war, stiegen die Verwaltungsausgaben mehr als irgendein anderer Posten 

mit Ausnahme der Unterstützungen. Steigen der Verwaltungsausgaben aber bedeutet nichts anderes 

als S t e i ge rung  de r  Gehä l t e r  und  de r  Bürokos t e n. 

Nun zu den Unterstützungen. Man kann sie ganz allgemein in Defensiv- und Offensivunterstützungen 

einteilen. Defensivunterstützungen sind die Arbeitslosen-, die Kranken-, die Sterbefall-, die Invali-

den-, die Notfall-, die Reise-, die Umzugs und andere Unterstützungen. Ihr Zweck ist, „den Kapita-

lismus erträglicher zu machen“, ihm „die Giftzähne auszubrechen“, die Mitglieder zu geduldigen 

Lämmern zu machen, damit die Bonzen bei ihrer eifrigen Tätigkeit, den kranken Kapitalismus zu 

heilen, nicht von den hungernden Mitgliedern gestört werden. 

Die Offensivunterstützungen aber, die Streik- und Gemaßregeltenunterstützung und der Rechts-

schutz, sind Unterstützungen im Kampf gegen den Kapitalismus, im Kampf gegen das herrschende 
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Wirtschaftssystem für bessere Lebensbedingungen der Arbeiter. Sie werden heute nur noch gewährt, 

wenn die Mitglieder ohne Streik dem Verband den Rücken kehren würden; sie werden nicht mehr 

gewährt, um den Kampf gegen den Kapitalismus zu führen, sondern nur noch, um nicht Mitglieder 

zu verlieren. 

Die Unterstützungsausgaben verteilen sich wie folgt: [406] 

 1929 1930 

 Millionen Mark % Millionen Mark % 

Defensivunterstützungen  85,8  86  122,4  92 

Offensivunterstützungen  14,3  14  11,0  8 

Insgesamt  100,1  100  133,4  100 

Auf den ersten Blick erkennt man, daß die Bedeutung der Offensivunterstützungen, die bereits 1929 

eine recht geringe war, 1930 noch sehr stark weiter gesunken ist. D i e  Of f ens i vun t e r s t ü t zun -

gen  m achen  1930  übe r haup t  nu r  noch  8 P r ozen t  a l l e r  Un t e r s t ü t zungen  a u s. Auf die 

Gesamtverbandsausgaben berechnet, machen sie überhaupt nur 4½ Prozent aus. 4½ Prozent aller 

Verbandsausgaben dienen also dem Zweck, zu dem die Gewerkschaften ursprünglich gegründet wa-

ren: der Besserung der Lage der Arbeiter durch Kampf gegen den Kapitalismus! 

4. Die Ausgaben (Einzelverbände) 

Die allgemeinen Tendenzen finden wir selbstverständlich bei den Einzelverbänden wieder. 

Uebe r a l l  e i n  Ans t e i gen  de r  Aus . gaben  f ü r  Def ens i vun t e r s t ü t zunge n; f a s t  übe r a l l  

e i n  Ans t e i gen  de r  Ausgaben  f ü r  Bonzengehä l t e r; und  übe r a l l  e i n  Abs i nken  de r  

Ausgaben  f ü r  Of f ens i vun t e r s t ü t zunge n, da s  he i ß t  de r  Ausgaben  f ü r  den  Kam pf  

gegen  den  Kap i t a l i sm us. 

Von besonderem Interesse aber ist eine Einzeluntersuchung der Verwaltungsausgaben, insbesondere 

der Einnahmen, die sich die Bonzen aus der Verbandskasse beschaffen. Zu diesen Einnahmen gehö-

ren zunächst natürlich die Gehälter, für die zum Beispiel der Steinarbeiterverband im Krisenjahr 1930 

22 Prozent mehr zahlte als im Jahre 1929, für die die Eisenbahner über 25.000 Mk. mehr zahlen 

mußten, während der Hauptkasse der Textilarbeiter sogar über 30.000 Mark mehr entnommen wur-

den, ein Betrag, der auch für Mehrkosten der Gehälter im Fabrikarbeiterverband verbraucht wurde. 

Einen großartigen Posten für Nebeneinnahmen der Bonzen finden wir in den Mitarbeiterhonoraren 

der Verbandspresse. Denn wer anders arbeitet an der Verbandspresse mit als in der Hauptsache die 

Bonzen. Beim Eisenbahnerverband stiegen die Ausgaben für Mitarbeiterhonorare von 15.541 Mk. im 

Jahre 1929 auf 17.204 Mark im Jahre 1930; der Textilarbeiterverband zahlte 1930 11.471 Mark ge-

genüber 10.758 Mark im Jahre 1929. Weitere Rieseneinnahmen fließen den Bonzen als Diäten für 

Verhandlungen, Konferenzen, Beiratssitzungen usw. zu. Die Konferenzen der Bonzen kosteten den 

Fabrikarbeitern über 59.000 Mark; dabei sind die Kosten der Vorstands- und Ausschußsitzungen usw. 

noch gar nicht mitgerechnet. Der Einheitsverband der Eisenbahner zahlte an die Bonzen für Sitzungen 

und Verhandlungen 122.945 Mark, wozu noch 40.703 Mark für Bezirks-, Berufs- und Reichskonfe-

renzen kommen. Der kleine Verband der Schuhmacher zahlte allein für Beirats-[407]sitzungen 6859 

Mark; 1929 brauchten die Bonzen dafür „nur“ 5282 Mark. 

Geradezu pervers sind die Bonzen des Fabrikarbeiterverbandes. In der Bilanz dieses Verbandes findet 

sich ein Posten: Kr a f t wagen  und  Kr a f t wagenbeda r f. Für diese Bedürfnisse der Bonzen hatte 

der Verband im Jahre 1929 65.459 Mark zu zahlen. Im Krisenjahr 1930 hatten sich diese Bedürfnisse 

der Bonzen aber so gesteigert, daß ihre Befriedigung annähernd 20 Prozent mehr, nämlich 77.150 

Mark kostete. 

Riesige Summen wurden für die Einrichtung der Büros ausgegeben. Die Ausgaben für Büroeinrich-

tungen und Bürobedarf stiegen beim Fabrikarbeiterverband um mehr als 100 Prozent von 20.590 

Mark im Jahre 1929 auf 44.243 Mark im Jahre 1930; auch bei den Malern stiegen die sachlichen 

Verwaltungsausgaben um über 100 Prozent von 46.316 Mark auf 99.834 Mark. Noch größer war die 

Steigerung beim Eisenbahnerverband, der dreimal soviel im Krisenjahr 1930 für Inventar ausgab als 

1929, und zwar 42.594 Mark gegenüber 14.633 Mark. 
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Bei allen Verbänden das gleiche Bild: große Ausgaben zur Beruhigung der Mitglieder in Form von 

Unterstützungen, minimale Ausgaben für Kämpfe, steigende Ausgaben für die Gehälter der Bonzen 

und für ein angenehmes Leben für sie, das ihnen durch Befriedigung ihrer Kraftwagenbedürfnisse, 

durch prächtige und bequeme Einrichtung ihrer Büros, durch die Ermöglichung von Nebeneinnahmen 

durch Diäten und Honorare ermöglicht wird. 

Und das zu einer Zeit, in der die Löhne der einfachen Mitglieder durch die Mitschuld der Bonzen von 

Monat zu Monat sinken, in der das gesamte Proletariat immer furchtbarer verelendet. 

5. Vor dem finanziellen Zusammenbruch der Verbände 

Der Hauptteil der Ausgaben der Verbände geht auf Defensivunterstützungen zum Zwecke „der Mil-

derung der Schäden des Kapitalismus, bis es dem Kapitalismus wieder besser geht“. Die Gewerk-

schaftsbonzen sind nun in ihrer Erwartung, daß der kranke Kapitalismus sich bald wieder gesund 

erheben würde, von der Wirklichkeit grausam enttäuscht worden. Dem Kapitalismus geht es von Tag 

zu Tag schlechter, und die Ausgaben der Gewerkschaften zur „Milderung der Schäden des Kapitalis-

mus“ müssen dementsprechend von Tag zu Tag steigen. Das können aber selbst die stärksten Ge-

werkschaften nicht aushalten. 

Daher sind in der letzten Zeit eine ganze Reihe von Gewerkschaften dazu übergegangen, d i e  Un-

t e r s t ü t zunge n, die sie zahlen, s t a r k z u kür ze n: so der Fabrikarbeiterverband, so der Bauge-

werksbund, so der Einheitsverband der Eisenbahner, so der Verband der Buchdrucker. Die Gewerk-

schaften beginnen unter der Krise finanziell zusammenzubrechen. 

Der finanzielle Zusammenbruch kann aber auch leicht den Gesamtzusammenbruch bringen. Denn die 

meisten Mitglieder werden [408] beim Verband nur durch die Unterstützung, die sie bei ihm bekom-

men, gehalten. Wird diese Unterstützung stark verringert, oder fällt sie gar ganz fort, dann haben sie 

nicht mehr das geringste Interesse am Verband, dann werden sie austreten. Entsprechend wird dann 

die Bedeutung der Gewerkschaft sinken, was wiederum eine weitere Massenabwanderung einleitet. 

Kein Zweifel: die reformistischen Gewerkschaften sind am Ende ihrer Kraft. Kein Zweifel, die Mit-

gliederschaft verläßt in Massen die reformistischen und christlichen Gewerkschaften. Das heißt aber 

noch nicht, daß aus diesen Gewerkschaftlern revolutionäre Kämpfer für das Proletariat werden. Hier 

setzt die Aufgabe der KPD und insbesondere der RGO ein. Es gilt die Gewerkschaftler, die die refor-

mistischen Gewerkschaften verlassen, aufzufangen, und nicht nur das, sondern die Auflösung der 

Gewerkschaften, wenn möglich gleich durch Uebernahme von ganzen Zahlstellen, zu beschleunigen. 

Es  g i l t  d i e  M a s s e n  o r gan i s i e r t e r  Mi t g l i ede r, d i e  i h r e  I l l u s i onen  übe r  d i e  r e f o r -

m i s t i s chen  Gewer kscha f t en  ve r l o ren  habe n, z u  e i ne r  Arm ee  bewuß t e r  K l a s sen -

käm pf e r  i n  r evo l u t ionä r en  Gewer kscha f t en  zusam m enzusch l i eße n. 

* 

Der Wiener Kongreß der Sozialfaschisten 

P. D. Der Wiener sozialdemokratische Bürgermeister Seitz erinnerte in seiner Begrüßungsrede daran, 

daß schon 1914 – im September – ein Kongreß der II. Internationale in Wien stattfinden sollte. Beim 

Ausbruch des Krieges platzte diese Internationale wie eine Seifenblase, jede einzelne sozialdemokra-

tische Partei stellte sich auf die Seite der eigenen imperialistischen Bourgeoisie, zeigte ihre enge Ver-

bundenheit mit dem Imperialismus. Daß diese „Internationale“ heute noch weniger als 1914 eine 

wirkliche Internationale, mit einheitlichem Willen, einheitlichen Zielen, einheitlicher Aktivität ist, 

das bestätigt Seitz sehr anschaulich: 

„Die Zeit, in der dieser Kongreß zusammentritt, ist abermals eine sehr schwere und eine Zeitlang 

mußte man fast fürchten, daß Sie wieder nicht kommen können. Nur eine kleine Entspannung bietet 

eine Atempause, aber die furchtbare Krise der Weltwirtschaft steht und nicht das leiseste Zeichen 

deutet auf Besserung.“ 

In der Tat, wie hätte mitten im Frieden dieser Kongreß tagen können, ohne in völlig verfeindete 

Gruppen zu zerfallen, wenn die Bourgeoisie keine „Atempause“ gefunden, der Kampf um die 
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brennenden Probleme nicht für einige Monate vertagt hätte? Nicht erst der Krieg, schon die Probleme, 

die in der Vorbereitung neuer Kriege aufgeworfen werden, zeigen die „Internationale“ als eine lo-

ckere Verbindung nationaler bürgerlicher Parteien, bei denen allen nur eines gemeinsam ist: der Haß 

gegen das revolutionäre Proletariat, gegen die Komintern, gegen die Sowjetunion und gegen die pro-

letarische Revolution. 

[409] Trotz der Atempause beherrschten die Differenzen zwischen den einzelnen Parteien diesen 

Kongreß, und selbst die routinierte Regie war nicht imstande, diese Differenzen vor der Oeffentlich-

keit geheimzuhalten. Nur die Beschränkung des Rahmens der Verhandlungen auf „allgemeine Fra-

gen“, d. h. auf eine Behandlung der Probleme, die keiner nationalen Bourgeoisie wehe tat, ermög-

lichte die Durchführung dieses Kongresses. Aber die imperialistischen Gegensätze sind heute derartig 

zugespitzt, daß selbst um die Formulierung der zu nichts verpflichtenden Beschlüsse heftig gekämpft 

wurde. Resolutionen, die „Meisterwerke“ an verlogenen, leeren Phrasen, an Diplomatie sind, waren 

das Ergebnis dieser Kämpfe. 

Selbstverständlich gab es keine Rechenschaftsablegung der einzelnen Parteien, noch der gesamten 

„Internationale“ auf diesem Kongreß. Otto Baue r  erklärte in seinem Schlußwort, in Verteidigungs-

stellung gegen Angriffe aus seiner eigenen Partei: 

„Man behauptet, ich habe in meinem Referat die Politik der SPD gutgeheißen. Das ist nicht richtig. Es ist nicht 

die Aufgabe der Internationale, über die konkrete Politik der einzelnen, ihr angeschlossenen Parteien zu ent-

scheiden. Darüber bestimmen die Parteien völlig unabhängig und selbständig.“ 

Br e i t sche i d, der seine Partei gegen Angriffe verteidigte, sagte: 

„Wo sollen wir hinkommen, wenn wir hier über unsere Gründe reden wollen. Ich glaube, dann könnten wir 

Wochen und Wochen beieinander sitzen, und es ist noch die Frage, wer dabei den kürzeren ziehen wird.“ 

Die Herren Minister und Ministerkandidaten, die da in Wien tagten, kennen sich sehr intim, sie wissen 

mehr voneinander, als der Oeffentlichkeit bekanntgeworden ist. Jeder hütete sich, den Sack von Ver-

brechen an der Arbeiterschaft des eigenen Landes und am internationalen Proletariat anzuritzen. Denn 

keiner war auf dem Kongreß, der nicht wußte, daß – wenn erst dieser Sack einmal geöffnet wird – 

auch für ihn ein gehöriger Anteil abfällt. 

Im übrigen waren die Herren sehr unter sich. Natürlich gab es keine Arbeiter von der Werkbank, 

selbstverständlich keine Delegierten aus den unterdrückten Kolonial- und Halbkolonialvölkern. Sie 

hätten – mit etwas weniger Leuten – ihren Kongreß auch bei einer Tagung des Völkerbundes in Genf 

abhalten können. Das hätte den Vorteil gehabt, daß ihre Auftraggeber unmittelbar bei der Hand ge-

wesen wären. Aber der Kontakt mit der heimischen imperialistischen Bourgeoisie war auch so stark 

genug. 

Als erster Tagesordnungspunkt stand die Abrüstungsfrage. Ursprünglich war beabsichtigt, diese 

Frage, die die schönsten, zu nichts verpflichtenden Phrasen erlaubt, in den Mittelpunkt des Kongres-

ses zu stellen, Inzwischen war aber in der Welt einiges Unvorhergesehene eingetreten, das die Pläne 

der Regisseure in Verwirrung brachte. Die Risse in dem Bau des Kapitalismus waren zu breit gewor-

den, als daß man sie übersehen, das Krachen in seinem Gebälk zu laut, als daß man es überhören 

konnte. So wurde diese „Abrüstungs“frage zu einer Nebenfrage, was nicht verhindern wird, daß man 

sie in späterer Zeit wieder zur „Hauptfrage“ wird machen wollen. 

[410] Die Anstrengungen zu diesem Tagesordnungspunkt waren freilich sehr gering. Schon Vander-

velde hatte in seiner Eröffnungsrede die Grenzen der „Abrüstungsaktion“ der II. Internationale sehr 

scharf abgestutzt. Er sagte: 

„Ich verstehe es, wenn die französische – und die belgische – (er hätte auch hinzusetzen können „und die 

tschechische, polnische, rumänische, jugoslawische“) Regierung sich auf die Ueberlegenheit Deutschlands in 

bezug auf Bevölkerungszahl, ‚potentiel da guerre‘ (mögliche Stärke im Krieg), Offensivkraft einer Kaderar-

mee und vor allem auf die Möglichkeit, wenn nicht Wahrscheinlichkeit geheimer Rüstungen und auf die Ge-

fahr gewisser Bündnisse beruft, sobald ihr nahegelegt wird, die ‚moralische und juristische Verpflichtung‘ des 

Versailler Vertrages einzuhalten und ihren Rüstungsstand auf den Deutschlands herabzusetzen. Ich verstehe 
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es auch ganz allgemein, daß ... ernsthafte Gründe dafür vorhanden sein mögen, sich vor schlechten Nachbarn 

zu hüten, Vorsichts- und Abwehrmaßnahmen zu treffen.“ 

An dem notwendigen Verständnis für die imperialistische Aufrüstung ihrer Bourgeoisie hat es den 

Herren Sozialfaschisten all die Jahre nicht gefehlt, und man sieht an der Rede Vanderveldes, daß das 

ganze Abrüstungstheater in Wien von vornherein auf diesem Verständnis aufgebaut worden war. So 

sehen denn auch die Beschlüsse aus. Was hat man beschlossen? 

1. Eine „internationale Aktion“, einen „Petitionssturm“, damit die für den Februar 1932 geplante Ab-

rüstungskonferenz wirklich zustande kommt. 

2. Ein „Abrüstungsprogramm“, dessen Schönheit so groß ist, daß die bürgerliche Presse – soweit sie 

für notwendig hält, die sozialfaschistischen Schaumschlägereien überhaupt zu erwähnen – entzückt 

ist über die „maßvolle Art“, über die „Realpolitik“ usw. 

Was steht in diesem „Abrüstungsprogramm“? 

1. Die Abrüstung soll nach dem Prinzip der „Gleichheit der Rechte und Pflichten“ durchgeführt wer-

den. Das heißt aber, daß die „Abrüstung“ von dem guten Willen aller beteiligten imperialistischen 

Mächte, auch der Mächte, in denen sogar die II. Internationale nichts zu sagen hat, (dazu gehören die 

Vereinigten Staaten, Italien, Polen, Japan, usf.) abhängig sein soll. Diese Forderung allein ist schon 

das eingestandene Begräbnis der „Abrüstung“. 

2. Die „Gleichheit der Rechte und Pflichten“ bezieht sich nicht auf die besiegten Länder. Der franzö-

sische Imperialismus will, daß sie abgerüstet bleiben, daß die Ungleichheit bestehen bleibt und der 

gehorsame Wiener Kongreß beschließt so. Es heißt in der Resolution: 

„Man darf nicht daran denken, die Gleichheit durch die Wiederaufrüstung der auf Grund der Friedensverträge 

entwaffneten Länder herzustellen.“ 

3. Es folgen dann eine Reihe einzelner Vorschläge, „Verbot“ der chemischen und bakteriologischen 

Rüstungen .zum Beispiel. Gab es dieses Verbot nicht schon vor dem Kriege 1914-18? Wie hat man 

sich an dieses „Verbot“ gehalten? Und vor allem, wie will man diese Rüstungen „verbieten“? Solange 

der Kapitalismus existiert, wäre ein wirksames Verbot der Zerstörung der chemischen Industrie [411] 

gleichzusetzen. Ein anderes wirksames Verbot gibt es nicht. Daß eine solche Forderung unsinnig ist, 

das weiß jedes Kind. 

Die Luftflotten sollen unverzüglich beseitigt werden! Man könnte ,genau so gut fordern: die Anwen-

dung von Pulver und anderen Sprengstoffen im Kriege ist verboten! Denn selbst wenn „offiziell“ die 

Luftflotte „abgeschafft“ wäre, gäbe es tausend andere Wege für die Rüstung zur Luft. Man frage nur 

einmal ein bißchen in Deutschland herum! Der Krieg ist eine grausame Sache und solange es noch 

Kriege geben wird, werden auch die letzten Errungenschaften der Technik, der Wissenschaft einge-

setzt, trotz aller „Verbote“, trotz aller „internationalen Abmachungen“. Das wußten auch die Herren 

des Wiener Kongresses, die diese Resolution annahmen, ganz gut. Aber was tut man nicht, um die 

Arbeiter zu betrügen, einzuschläfern, vom Kampfe zurückzuhalten? 

4. Die Resolution verlangt endlich die „internationale Kontrolle“ der Abrüstung und die Schaffung 

eines „ständigen, internationalen Abrüstungsorganismus“, der berufen sein soll, die Abrüstung stu-

fenweise durchzuführen. 

Die „internationale Kontrolle“ soll von denselben imperialistischen Mächten geschaffen werden, die 

die Rüstungsausgaben im Verhältnis zur Vorkriegszeit vervierfacht haben, die einen Kriegsapparat 

ausbauten von solcher Zerstörungsgewalt, von solchem Schrecken, daß die Schrecken des Weltkrie-

ges fast wie Lappalien erscheinen. 

Das sind die Beschlüsse des Wiener Kongresses in der Abrüstungsfrage. Daß diese Beschlüsse nie-

manden der beschließenden Herren verpflichten, in der Zukunft gegen Panzerkreuzer, gegen Unter-

seeboote, Luftflotte, chemische Rüstung ihrer Bourgeoisie zu kämpfen, das versteht sich von selbst. 

Immer wird es „böse Nachbarn“, die „Schuld der andern“ geben, womit man vor den proletarischen 

Massen die imperialistische Aufrüstung „begründen“ wird, wie in der Vergangenheit. 
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* 

Die wichtigste Fraga, die auf dem Wiener Kongreß behandelt wurde, war die Stellungnahme zur 

Krise der kapitalistischen Wirtschaft. Es gab einen Tagesordnungspunkt, der sich allgemein mit der 

Wirtschaftskrise beschäftigen sollte. Nach einer beispiellos tiefstehenden Debatte über diese Frage 

wurde eine Resolution angenommen, die nur einen einzigen wichtigen Satz enthält, der allerdings in 

einem Schwall von Phrasen eingebettet ist. 

Zuerst heißt es in dieser Resolution, daß die jetzige Krise des Kapitalismus die tiefste und umfas-

sendste ist, die er je erlebt hat. Der Kapitalismus habe nicht verstanden, die Wirtschaft zu organisie-

ren, jedes Mittel zur Bekämpfung der Krise sei in den Händen des Kapitalismus zu einem Fluch für 

die Arbeiterschaft umgewandelt worden. Die Anarchie der kapitalistischen Herrschaft könne nur be-

seitigt werden durch die Beseitigung des kapitalistischen Systems. 

Diese Sätze der Resolution bleiben zwar ganz im Aeußerlichen [412] haften, aber man könnte im-

merhin die Auffassung haben, daß man aus ihnen den Schluß ziehen muß: Sturz der kapitalistischen 

Herrschaft als die wichtigste Aufgabe der II. Internationale. Aber weit gefehlt. Nach all den oben 

genannten Feststellungen heißt es in der Resolution: 

„Der Kampf der Arbeiterklasse für die Ueberwindung des kapitalistischen Wirtschaftssystems und den Aufbau 

einer sozialistischen Wirtschaft muß im Interesse des Proletariats der Gegenwart verbunden sein mit dem 

Kampf zur Linderung der Krise und der Not der Krisenopfer.“ 

Also Hilfe für den Kapitalismus, Rettung des Kap i t a l i sm us, nicht die Vernichtung, nicht der Sturz 

des kapitalistischen Systems! Das wurde noch klarer in der Rede Otto Bauer’s über „Die Lage in 

Deutschland und Mitteleuropa und die Rettung der Demokratie“ ausgesprochen. Ohne Berufung auf 

den „organisierten Kapitalismus“, auf „Wirtschaftsdemokratie“, auf den „Sozialismus unserer Tage“ 

mußte Otto Bauer die Parole ausgeben: „Rettet den Kapitalismus!“ Er sagte: 

„Riesige Kapitalien liegen in Amerika, Frankreich, den neutralen Ländern, brach. Der kapitalistische Mecha-

nismus, der in früheren Krisen brachgelegte Kapitalien der Produktion wieder zugeführt hat, funktioniert nicht 

mehr. Nur bewußte Aktion der Regierungen kann die brachliegenden Kapitalien mobilisieren. Ihre Mobilisie-

rung wäre ein wirksames Mittel zur Eindämmung der Arbeitslosigkeit.“ 

Die wichtigste „Aktion“, die der Wiener Kongreß beschlossen hat, ist der „Kampf“ für langfristige 

Kredite an Deutschland. Aber dieser „Akt internationaler Solidarität“ des imperialistischen Finanz-

kapitals, so bezeichnete Bauer die Kredite an Deutschland, soll nicht ohne Gegenleistung gefordert 

werden. „So sehr wir jede politische Bedingung für eine Hilfsaktion ablehnen“, sagt Otto Bauer, „so 

sehr müssen wir aussprechen, daß die Hilfsaktion auf deutscher Seite dadurch erleichtert werden muß, 

daß die deutsche Regierung aus eigenem Antrieb den Nationen, die Deutschland helfen wollen, das 

Maximum an möglichen Garantien gibt.“ 

Keine politischen Bedingungen, aber das Maximum an Garantien! Was sind das für „Garantien“? 

Nun, kein Kinderspielzeug, sondern ein anderes Wort für „freiwillige“ Zustimmung zu den politi-

schen Bedingungen, die von den Geldgebern gestellt werden. 

„Das Maximum an möglichen Garantien“, das ist nur eine Umschreibung für die unbedingte Unter-

ordnung des kapitalistischen Deutschlands unter den französischen Imperialismus. Das imperialisti-

sche Frankreich spielt heute in Europa die Rolle des Organisators der heiligen Allianz der Reaktion, 

der Unterdrückung des werktätigen Volkes, der Sammlung zum Kriege gegen die Sowjetunion. Ohne 

die Unterstützung durch das imperialistische Frankreich, dessen „alte Demokratie“ auf dem Wiener 

Kongreß nicht genug gepriesen werden konnte, könnte „die ideenloseste, die sadistischste, die 

schmutzigste Form des Faschismus“, wie Otto Bauer den Piłsudski-Faschismus genannt hat, keine 

zwei Wochen existieren. Ohne die Hilfe des französischen Imperialismus wäre die blutige Diktatur 

[413] Jugoslawiens und Rumäniens längst zusammengebrochen. Diesem erzreaktionären, sadisti-

schen (man sehe den infamen Kolonialsadismus der französischen Bourgeoisie), schmutzigen fran-

zösischen Imperialismus soll das kapitalistische Deutschland als Vasall untergeordnet werden. Diese 

endgültige Versklavung Deutschlands, die Verewigung der doppelten Ausbeutung des deutschen 
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Proletariats durch das eigene und durch das ausländische Finanzkapital, die Verwirklichung von Bri-

ands „Paneuropa“, d. h. die Herstellung der einheitlichen Front des kapitalistischen Europas gegen 

die Sowjetunion, das ist der Weg, den Otto Bauer und der Wiener Kongreß als den Weg zur „Befrie-

dung Europas, zur Ueberwindung der Krise und zur Rettung der Demokratie“ anpreisen. Aber dieser 

Weg ist der der finstersten Reaktion, der Verwirklichung der faschistischen Diktatur, des grauenhaf-

testen Elends der Massen und des imperialistischen Krieges. Der Wiener Kongreß hat die notwendi-

gen Konsequenzen gezogen. Die Internationale der Sozialfaschisten bekannte sich wie ein Mann zu 

dem Sozialfaschismus der deutschen Sozialdemokratie. Otto Bauer drückte diese Zustimmung zur 

Politik der SPD folgendermaßen aus: 

„Dieser Kongreß könnte nach meiner Meinung schlechthin keine größere Leichtfertigkeit begehen, als wenn 

er in dieser kritischen Stunde, in der es sich für die deutsche Arbeiterklasse in kurzer Zeit vielleicht um Freiheit 

oder Tod handeln kann, die Bewegungsfreiheit der deutschen Sozialdemokratie, die Elastizität und Anpas-

sungsfähigkeit ihrer Strategie durch unsere Beschlüsse auch nur im geringsten zu beschränken versuchen 

würde.“ 

Der  „Kampf  f ü r  d i e  Dem okr a t i e“ i s t  a l so  e i ne r s e i t s  de r  Kam pf  f ü r  d i e  Fe s t i gung  

de r  Hegem on i e  de s  r e ak t i onä r en  f r anzös i s chen  I m pe r i a l i sm u s, d i e  Ve r sk l avung  

Deu t s ch land s, d i e  Kr i egsvor be r e i t ung  gegen  d i e  Sowj e t un i o n, ande r se i t s  d i e  

Ve r wi r k l i chung  de r  f a s ch i s t i s chen  Dik t a t u r  au f  „f r i ed l i che m“ Weg e. Auch der 

Blinde sieht heute, daß die Brüningregierung keinen Wall gegen den Faschismus bildet, daß sie mit 

tausend Fäden mit dem Faschismus des Stahlhelms, Hugenbergs und Hitlers verbunden ist. 

Dieses Brüning-System, das schon die wichtigsten Merkmale der faschistischen Diktatur trägt, wird 

toleriert, um „die Demokratie zu retten“. Brüning, der schon fast wie Piłsudski das Parlament mit 

Fußtritten behandelt, dessen Verbindungen mit Hitler nie abgerissen sind, Hindenburg, Ehrenmitglied 

des Stahlhelms, Vertrauter des Januschauers und Hugenbergs, die durch und durch faschistische 

Reichswehr als „Retter der Demokratie“! 

Otto Bauer und der Kongreß der II. Internationale solidieren sich völlig mit der Politik der SPD, 

insbesondere auch mit der Politik der Braun-Severing-Regierung in Preußen. Als Otto Wels den Po-

lizeiterror, die Vernichtung der Presse-, der Versammlungsfreiheit im kapitalistischen Staat, die Ver-

nichtung der kommunalen Selbstverwaltung, den sozialfaschistischen Terror gegen die Kommunisti-

sche Partei, gegen die revolutionären Arbeiter verteidigte, da jubelte ihm die Versammlung der Mi-

nister und Ministerkandidaten [414] zu. Der Wiener Kongreß hat zur Rettung des Kapitalismus die 

aktive, teilweise führende Rolle der SPD bei der Verwirklichung der faschistischen Diktatur in 

Deutschland zur allgemein gültigen Politik der II. Internationale. De r  Wi ene r  Kongr eß  wa r  e i n  

voller S i eg  de s  Soz i a l f a sch i smu s. 

* 

Der Wiener Kongreß hat in den Mittelpunkt seiner Verhandlungen das Problem der „Rettung“ des 

Kapitalismus gestellt. Aber vielleicht will sich der Kapitalismus gar nicht „retten“ lassen, vielleicht 

verzichtet er auf die Mitarbeit der Sozialfaschisten, die man so weh- und demütig angeboten hat, bei 

der „Rettung“. Für diesen Fall droht der Kongreß mit der – tausendmal verfluchten wie die Pest ge-

haßten proletarischen Revolution. 

„... wir wollen nicht, daß der Sozialismus komme aus blutigem Bürgerkrieg, wir wollen nicht, daß er komme 

als Ergebnis eines vielleicht neuen Krieges zwischen den Völkern, daß er komme auf den Trümmern der Zi-

vilisation und aus einem Meer von Blut, wir wollen die Wege der Demokratie und die Mittel der Demokratie. 

Aber, um die Arbeiterklasse nicht zu täuschen über Unentrinnbarkeiten, die kommen können, und um den 

Kapitalisten zu sagen, was sie selbst herbeiführen, wenn sie nicht rechtzeitig tun, was notwendig ist, um die 

Demokratien Europas zu retten, wollen wir hier sagen: diese Welt, die heute wankt, hat n u r  n o c h  d i e s e  

e i n e  W a h l, wie sie unsere Resolution ausspricht. Entweder gelingt es, durch rechtzeitige Hilfe in Deutsch-

land und Europa, die Wirtschaft wieder herzustellen, die D e m o k r a t i e  in Europa und damit den Frieden der 

Welt zu retten, dann ist für die Arbeiterklasse der b e s t e, d e r  g ü n s t i g s t e  W e g  für ihre Ziele, dann ist der 

Weg der Demokratie erhalten. Oder aber, unser Einfluß ist nicht stark und wirksam genug, das durchzusetzen, 

oder aber diese kapitalistischen Gruppen, die vor dem, was kommen kann, zittern und trotzdem nicht imstande 
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sind, ihre inneren Gegensätze, ihre Egoismen, ihre Prestigefragen zu überwinden und rettende Maßregeln an-

zuwenden, führen die Katastrophe herbei – dann möge sich niemand darüber täuschen, dann wird es nur noch 

die eine Aufgabe geben: wenn schon das Entsetzliche mit all seiner Not über die Arbeiterklasse hereinbricht, 

es auszunützen mit aller Kraft für die Eroberung der politischen Macht durch die Arbeiterklasse, für den Sturz 

des Kapitalismus, für die Eroberung der sozialistischen Gesellschaft.“ 

So sagt Otto Bauer, nachdem er vorher erklärt hatte, daß „der Weg der Gewalt, der Diktatur, des 

Terrors“ der Bolschewiki nicht der Weg der Sozialdemokraten sei. Was steckt hinter diesem Gerede 

vom „andern Weg“? Ist das wirklich die Bereitschaft, im Falle des weiteren Verfalls des Kapitalis-

mus, der blutigen Unterdrückung des Proletariats durch die verfaulende Bourgeoisie den einzig mög-

lichen Weg des gewaltsamen Sturzes der Bourgeoisherrschaft zu beschreiten? 

War das Gerede vom „anderen Weg“ als Drohung an die Bourgeoisie gerichtet, diese Drohung hat 

kein Gewicht, die Bourgeoisie kennt ihre Lakaien viel zu gut. 

Doch der eigentliche Zweck dieser „Drohung“, dieses Geschwätzes vom blutigen Bürgerkrieg ent-

stammt der Praxis der „linken“ Sozialdemokraten, die bei jedem Verrat, bei jedem Verbrechen der 

Herren sozialdemokratischen Minister, Polizeipräsidenten an der Arbeiterschaft die Proletarier beru-

higten, mit dem „anderen Weg“ vertröste-[415]ten, um sie vom Kampfe zurückzuhalten, vom An-

schluß an das kämpfende, revolutionäre Proletariat, an die Kommunistische Partei. 

Aber hinter dem niederträchtigen Betrug vom „anderen Weg“ steckt noch etwas anderes. Otto Bauer 

sprach davon, daß die Sozialdemokraten beim Kampf der Arbeiter gegen den Faschismus sich „an 

die Spitze stellen“ und „im ersten Schützengraben kämpfen“ werden. Die Herren Sozialfaschisten 

wissen sehr gut, daß die Arbeiter, gedrängt durch das Elend, ihrer historischen Rolle bewußt, sich auf 

die entscheidende Schlacht vorbereiten. Getreu ihrer Rolle als Agenten des Kapitalismus wollen sie 

auch in den kommenden entscheidenden Auseinandersetzungen wieder – wie im Krieg, wie 1918 – 

sich an die Spitze der Bewegung setzen, um sie zu verraten, um sie der Bourgeoisie auszuliefern. Das 

steckt hinter dem „linken“ Manöver der Sozialfaschisten, die heute im Gleichschritt mit dem Faschis-

mus marschieren, aktive Kräfte des faschistischen Lagers geworden sind. 

* 

Dieses „linke“ Manöver ist leicht zu durchschauen. Aber es gab auf dem Wiener Kongreß eine 

Gruppe von Delegierten, insbesondere die Vertreter der englischen Unabhängigen Arbeiterpartei, die 

ein ganzes „linkes“ Programm vorlegten. 

Man muß sagen, daß in den Reden und Resolutionen dieser „Linken“ manches richtig gesehen, man-

ches, das geeignet erscheint, die Diplomatie und den Betrug der übergroßen Mehrheit des Wiener 

Kongresses aufzudecken. 

Was sagten diese „Linken“ zur Abrüstungsfrage und welche Forderungen stellten sie? 

In ihrer Resolution zur Abrüstungsfrage heißt es: 

„Die Internationalisierung des wirtschaftlichen Lebens, eine Wirkung des Weltkrieges, der rasenden Entwick-

lung der Technik und der Entstehung großer internationaler Konzerne, hat die wirtschaftlichen Gegensätze zwi-

schen den einzelnen kapitalistischen Gruppierungen, die eine Quelle ständiger Kriegsgefahren sind, nicht nur 

nicht beseitigt, sondern sogar verschärft. Die Friedensverträge haben an den verschiedenen Orten der Welt 

Brennpunkte geschaffen, die diese Kriegsgefahren systematisch nähren. Der Sieg des Faschismus in einigen 

Ländern, seine Fortschritte in anderen, die scharfen Gegensätze endlich seitens gewisser internationaler impe-

rialistischer Gruppen gegenüber der Sowjetunion haben die bestehenden Kriegsgefahren noch mehr gesteigert.“ 

Das ist im allgemeinen richtig, wenn auch die ganze ungeheuere Größe der Kriegsgefahr nicht gezeigt 

wird. Aber in der ganzen Resolution ist kein Wort, das die imperialistische Kriegspolitik der Paul 

Boncour, der Panzerkreuzersozialisten, der Macdonold-Regierung usf. mit dem richtigen Namen 

nennt und verurteilt. Kein Wort auch über die revolutionären Kräfte, die wirklich den Kampf gegen 

den imperialistischen Krieg führen, die Komintern und die Sowjetunion. Kein Appell an die Arbei-

terschaft zur Sammlung um die Fahne der Revolution, zum rücksichtslosen Klassenkampf bis zum 

Sturze des Kapitalismus. Im Gegenteil, sie appellieren an dieselbe Gesellschaft, die auf dem Wiener 
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Kongreß keine Abrüstungsresolution, sondern eine Resolution zur Unterstützung der imperialisti-

schen [416] Kriegsrüstungen vorgelegt haben. Es heißt in der Resolution der „Linken“: 

„In Erwägung, – daß der Krieg eines der größten Unglücke für das Proletariat und die ganze arbeitende 

Menschheit darstellt; daß bei den bestehenden internationalen Abkommen und diplomatischen Kombinationen 

– wie das übrigens die Erfahrung des Weltkrieges offenbarte – die Unterscheidung zwischen sogenannten 

‚Angriffs‘- und Verteidigungskriegen keine Berechtigung in der Wirklichkeit findet; 

daß j e d e r  Krieg im Rahmen der kapitalistischen Ordnung die Verteidigung der kapitalistischen Interessen 

und der bürgerlichen Klassenherrschaft bezweckt; daß somit nicht nur während des Friedens, sondern auch 

während der Kriegszeit die von den bürgerlichen Parteien propagierte nationale Einheit mit der heimischen 

Bourgeoisie – Fiktion und Lüge ist; fordert der Kongreß alle sozialistischen Parteien auf zum energischen und 

systematischen Kampf gegen die drohenden Kriegsgefahren und zur Ausübung des großmöglichsten revoluti-

onären Druckes auf ihre Regierungen, um den Ausbruch jeden drohenden Krieges zu verhindern.“ 

Es ist ein niederträchtiger Betrug der Arbeiter, dieser Appell an die sozialistischen Parteien. Dieser 

Appell bedeutet, den Arbeitern einen Irrweg weisen, der sie ins Verderben führen muß, bedeutet die 

Zersplitterung der proletarischen Kräfte, statt ihrer in der jetzigen Lage verdammt notwendigen 

Sammlung in den Reihen der wirklichen, einzigen Arbeiterinternationale, der Komintern. 

Wie in der Abrüstungsfrage so blieben die „Linken“ in ihrer Stellungnahme zur kapitalistischen Krise 

und der Politik der Parteien der II. Internationale unklar, verschwommen, auf dem halben Wege und 

in den Folgerungen wieder ganz auf dem Boden des Sozialfaschismus. 

Was sagen sie zur kapitalistischen Krise und zur Lage in Deutschland? Der Führer der englischen 

Unabhängigen, Maxton, sagte in seiner Rede in Wien noch viel schärfer: 

„Durch die Politik der deutschen Sozialdemokratie ist der Faschismus in Deutschland gewachsen.“ 

Man darf dieses Eingeständnis aus dem Munde eines Sozialdemokraten, daß die deutsche Sozialde-

mokratie eine Hilfskraft des Faschismus ist, nicht vergessen. 

Aber von dieser faschistischen Politik der deutschen Sozialdemokratie hängt das Leben, die Existenz 

von Millionen deutscher Proleten ab. An der Spitze der deutschen Sozialdemokratie stehen die Wels, 

Breitscheid, Severing, Braun, Heilmann, Scheidemann usf. usf. Die Sozialfaschisten fühlen sich 

längst eins mit der Bourgeoisie, ihr Leben geht auf im Kampf gegen das Proletariat, für die Interessen 

des Kapitalismus. Ihre aktive Rolle bei der Verwirklichung des Faschismus ist nicht „zufällig“ und 

wandelbar, sie gehört zum Wesen dieser Leute, sie kann sich nur ändern mit der Aenderung der Inte-

ressen der Bourgeoisie. 

Das sagt Maxton nicht, wie er sich über die imperialistische Rolle der Macdonald, Henderson, ihre 

Verbrechen am englischen Proletariat und an die Kolonialsklaven ausschweigt. Denn die ganze  

Wahr he i t  auszusprechen, das würde bedeuten: Kampf [417] bis aufs Messer mit dieser Gesellschaft 

von Sozialfaschisten. Maxton und alle „Linken“ können nur die halbe Wahrheit sagen, d. h. Schlim-

meres als eine ganze Lüge, weil sie ja in Wirklichkeit mit der faschistischen, imperialistischen Politik 

ihrer Parteien übereinstimmen, weil sie – die den wachsenden Abscheu der Arbeiter über die scham-

lose Politik erkennen – nur eine bessere Verschleierung dieser Politik mit Scheinopposition, leeren, 

inhaltlosen „revolutionären“ Phrasen wollen. Es ist schon der niederträchtigste Betrug der Arbeiter, 

wenn diese „Linken“ von der deutschen Sozialdemokratie folgendes fordern: 

„D i e  T o l e r i e r u n g  d e r  R e g i e r u n g  B r ü n i n g  s c h w ä c h t  d a h e r  i n d i r e k t  d i e  K a m p f k r a f t  d e r  

A r b e i t e r k l a s s e  u n d  v e r s c h l e c h t e r t  i h r e n  L e b e n s s t a n d a r d. Daher ist eine selbständige unabhän-

gige Politik der Sozialdemokratie mit dem Ziele der Machtergreifung auf Grund eines sozialistischen revolu-

tionären Programms notwendig, die zu beginnen hat mit der Beendigung der Tolerierungspolitik.“ 

Nur ein Verrückter oder ein Betrüger kann von dieser Sozialdemokratie eine radikale Aenderung der 

Politik, eine Politik des revolutionären Klassenkampfes fordern. Aber diese „Linken“ sind nicht Ver-

rückte, sie sind wirkliche Betrüger, die – wie Rosenfeld vor dem Leipziger Parteitag erklärte – sich 

die Aufgabe gestellt haben, durch ihre Scheinopposition das Abwandern der sozialdemokratischen 

Arbeiter zur einzigen Arbeiterpartei, zur KPD, zu verhindern. Sie versuchen eine letzte Wand 
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aufzurichten, um die revolutionäre Einheit des Proletariats zu verhindern. Diese Rolle haben die „Lin-

ken“ auch auf dem Wiener Kongreß gespielt. Die sozialdemokratischen Arbeiter werden dieses Spiel 

durchschauen und den Weg zur Kommunistischen Partei finden. 

Wir müssen noch erwähnen, daß d i e  deu t schen  „Li nken“ auf dem Wiener Kongreß sogar zu 

feige waren, um sich mit den englischen Unabhängigen zu solidarisieren. Sie schwiegen, gaben ihre 

Unterschrift zu den vorgelegten „linken“ Resolutionen nicht, sie wagten nicht einmal, bei den Reden 

der Engländer zu applaudieren. Das wird sie indessen nicht hindern, nachträglich in den Kreisen so-

zialdemokratischer Arbeiter mit den „linken“ Resolutionen des Wiener Kongresses zu operieren und 

damit ihr schändliches Werk als Zuhälter der sozialfaschistischen Politik ihrer Partei fortzusetzen. 

* 

„Ob man will oder nicht, werden so alle Arbeiten des Kongresses von der großen Frage: Sozialismus oder 

Bolschewismus? überschattet werden.“ 

Das schrieb der Menschewik Theodor Dan  in der Festnummer der „Wiener Arbeiter-Zeitung“, die 

zur Eröffnung des Kongresses erschien. Zwar war die Fragestellung nicht „Sozialismus oder Bol-

schewismus“, denn schon in dieser Formulierung liegt der tiefe Haß der Sozialfaschisten gegen das 

Land, das den Sozialismus verwirklicht und zum großen Teil schon verwirklicht hat. Die Fragestel-

lung auf dem Wiener Kongreß war vielmehr: „Rettung des Kapitalismus oder Sozialismus durch die 

proletarische Revolution?“ [418] Der Wiener Kongreß entschied sich eindeutig für die „Rettung“ des 

Kapitalismus, gegen den Sozialismus, gegen die proletarische Revolution. So war in der Tat der ganze 

Wiener Kongreß in allen seinen Tagesordnungspunkten aufs schärfste gegen den Bolschewismus, 

gegen die revolutionäre Arbeiterbewegung, gegen die Sowjetunion gerichtet, alles wurde durch die-

sen Grundgegensatz bestimmt. 

Die „Sozialistische Arbeiter-Internationale“, die angeblich die Interessen der Arbeiter vertritt, die 

angeblich den Sozialismus will, verzichtet, auf ihrem Kongreß zu den weltgeschichtlichen Vorgängen 

auf dem Gebiet der Sowjetunion, zur Sozialisierung der Landwirtschaft, zur Durchführung des Fünf-

jahreplans Stellung zu nehmen! Freilich hätte diese Stellungnahme das Eingeständnis des völligen 

Bankrotts aller „Theorien“ über den notwendigen Zusammenbruch des „barbarischen, bolschewisti-

schen Experiments“, über die Umwandlung der proletarischen Revolution in eine bäuerlich-kapita-

listische Revolution, über den Sieg der bäuerlichen Gegenrevolution unter Führung der Kulaken usf. 

enthalten müssen. Es wäre auch nicht zu vermeiden gewesen, daß die offenen Interventionisten, die 

Menschewiki, die deutschen, französischen Sozialdemokraten zu Wort gekommen wären. Und 

schließlich wäre der ganze Kongreß – wollte er sich nicht in einen lächerlichen Gegensatz bringen zu 

seiner Stellungnahme für die Vorherrschaft des französischen Imperialismus in Europa und für die 

„Rettung“ des Kapitalismus – gezwungen gewesen, offen für den imperialistischen Krieg gegen die 

Sowjetunion zu demonstrieren. Die sozialfaschistischen Führer wußten, daß das unmittelbar Millio-

nen von Arbeitern die Augen über die Rolle der II. Internationale geöffnet hätte. Deshalb existierte 

in den Beschlüssen des Wiener Kongresses die Sowjetunion nicht, deshalb schreibt man eine Reso-

lution über die wirtschaftliche Lage in der Welt, ohne die Sowjetunion zu erwähnen. Deshalb verbot 

man dem Delegierten der Menschewiki zu reden – Dan hatte sich zum letzten Tagesordnungspunkt 

zu Wort gemeldet und „verzichtete“ dann. – Wenn auch die Regie des Kongresses die strengsten 

Anweisungen gegeben hatte, die offene Demonstration gegen die Sowjetunion zu unterlassen, so 

brach der tiefe Haß gegen die proletarische Diktatur immer wieder durch. Das geschah nicht nur bei 

der Begrüßung des Menschewiken Abramowitsch. 

Wir könnten diese Ausbrüche des Hasses gegen die Sowjetunion durch eine Reihe von Zitaten bele-

gen. Aber das ist nicht von entscheidender Bedeutung. Entscheidend aber ist die Beurteilung des 

Gesamtergebnisses des Wiener Kongresses für die Beziehungen der II. Internationale zur Sowjet-

union. Wir stellen noch einmal fest: 

1. Der Wiener Kongreß entschied sich f ü r  d i e  i m per i a l i s t i s che  Kr i egs r üs tun g, gegen die 

einzig mögliche Sicherung des Friedens durch die proletarische Revolution. [419] 
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2. Der Wiener Kongreß entschied sich f ü r  d i e  Re t t ung  de s  Kap i t a l i sm us  au f  Kos t en  de s  

P r o l e t a r i a t s. 

3. Der Wiener Kongreß entschied sich für d i e  Fe s t i gung  und  Ve r ewi gung  de r  Vor he r r -

s cha f t  de s  f r anzös i schen  Im pe r i a l i sm us  in Europa als den einzigen „Ausweg“ des europä-

ischen Kapitalismus. 

In diesen drei entscheidenden Fragen stellte sich der Wiener Kongreß auf die Seite der imperialisti-

schen Bourgeoisie gegen die Sowjetunion. Ja, noch mehr. So sicher es ist, daß alle imperialistischen 

Kräfte die Vernichtung der Sowjetunion wollen, so sicher ist es auch, daß bis jetzt die imperialisti-

schen Gegensätze die Einheitsfront des Imperialismus gegen die Sowjetunion nicht zuließen daß bei 

einigen imperialistischen Mächten der Krieg gegen die Sowjetunion noch nicht im Vordergrunde des 

Interesses steht. Die imperialistische Macht, die heute an der Spitze der Interventionsvorbereitungen 

gegen die Sowjetunion marschiert, ist Frankreich. 

Der Wiener Kongreß stellte sich ohne Vorbehalt auf die Seite des französischen Imperialismus, bietet 

ihm die volle Unterstützung durch die II. Internationale an. Marschierten schon in den vergangenen 

Jahren die Kautsky, Dan, Breitscheid, Blum an der Spitze der Interventionisten gegen die Sowjet-

union, so wurde auf dem Wiener Kongreß der Außenpolitik, die Todfeindschaft dieser Leute gegen 

die Sowjetunion, zur allgemein gültigen Politik der II. Internationale erhoben. Die Vorbereitung des 

gewaltigen Verbrechens in der an ungeheueren Verbrechen reichen Geschichte der Menschheit, des 

imperialistischen Krieges gegen das Land der proletarischen Diktatur, des sozialistischen Aufbaus, 

wird durch die Beschlüsse des Wiener Kongresses im höchsten Maße gefördert. Mit dem Wiener 

Kongreß ist die II. Internationale offiziell zum Vorkämpfer der imperialistischen Intervention gegen 

die Sowjetunion geworden. 

* 

Die Krise in Deutschland 

– ek – Die dramatischen Formen der Krisenerscheinungen, wie sie in Deutschland im Sommer zutage 

traten, leiten eine neue Phase des Krisenablaufes ein. Die Krise greift ernsthaft auf den finanzkapita-

listischen Kern über, beginnt die Trusts und Großkonzerne zu erschüttern und ergreift die höchste 

Organisation der monopolistischen Finanzoligarchie, den Staatsapparat; zunächst in Gestalt der pro-

gressiven Krise der Staatsfinanzen. 

Gegen die gewaltige erste Großwelle der Kreditkrise vom Sommer 1931 konnte in Deutschland 

(Oesterreich, Ungarn) nur die Ausräumung der „öffentlichen“ Kassen eingesetzt werden. Der Staat 

„deckte“ die Defizite, übernahm Ausfallbürgschaften, d. h. die Bourgeoisie setzte offen die Staatsge-

walt zur Deckung ihrer Verluste ein. Sie nahm, gestützt auf ihre eigentlichen „Rechtsmittel“, nämlich 

die [420] bewaffnete Staatsmacht, die Löhne und Gehälter, die Unterstützungsbeträge der Arbeitslo-

sen, Kranken, Invaliden, die Einkommen der werktätigen Mittelschichten, der Bauern, Handwerker, 

Gewerbetreibenden und der kleinen und mittleren Kapitalisten selbst, zur Deckung ihrer Verluste in 

Anspruch. 

In Deutschland betrugen die offen ausgewiesenen Entnahmen aus den Staatskassen etwa 1700 Milli-

onen. 

Bisher wurden bekannt: 

1. Die Danatbank erhielt v o r  dem Krach von der Reichsbank unter Garantieleistungen der Reichsre-

gierung für 250 Millionen Mark Devisen 

250 

2. Das Reich übernahm die Garantie für alle Einlagen der Danatbank, was nichts anderes bedeutet, als 

daß die Steuerträger für diese Lasten haften. Die Summe ist schwer abschätzbar, durch Steuerzah-

lungen im Juli Danatschecks allein 23 Millionen. Schätzungssumme insgesamt 

100 

3. Das Reich übernahm die Garantie für alle anderen entscheidenden Schulden der Danatbank, ein-

schließlich der Wechselschulden. Die Summe ist sehr schwer abschätzbar, die ausstehenden Akzept-

kredite der Danatbank betrugen nach Londoner Meldungen 300 Millionen 

200 

4. Das Reich gab 43 Millionen zinslos auf 5 Jahre den großen Trusts und Konzernen, damit sie die 

Aktienmehrheit der Danat „kaufen“ konnten. Bei dem vorhandenen Zinsniveau sind das Millionen 

43 
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5. Das Reich gab der Dresdner Bank für Aktien Millionen 300 

6. Das Reich, seine „öffentlichen“ Institute und die preußische Staatsbank gaben den Großbanken 173 

Millionen zur Schaffung der Akzept- und Garantiebank 

173 

7. Das Reich übernahm durch die Reichskreditgesellschaft 23 Millionen Mark Aktien der Dresdener 

Bank, die diese zu Stützungszwecken angekauft hatte 

23 

8. Das Reich gab der Deutschen Orientbank (Dresdener) zu Stützungszwecken in Schatzanweisungen 15 

9. Reich und Preußen gaben der Rheinischen Landesbank einen Stützungskredit von Millionen 250 

10. Reich, Preußen und Hessen gaben Anfang August dem Siegerländer Erzbergbau (Stahltrust und Ei-

sengroßkonzerne des Westens) Jahressubventionen von Millionen 

0,9 

11. Das Reich gibt für „Erntefinanzierung“ zusätzlich zu den üblichen Wechselkrediten der Reichsagra-

rinstitute, also für Zurückhaltung der Ernteerträge der Großlandwirtschaft, Millionen Mark 

300 

12. Die Sächsische Staatsbank übernimmt in „Fusion“ die Allgemeine Deutsche Kreditanstalt, Leipzig  

[421] 

13. Reich und Preußen verlängern (Ende Juli) dem Erzbergbau des Lahn-Dillgebiets die Subvention von 

72.000! 

 

14. Mitte Juli erhielt Borsig 1,2 Millionen Mark Subventionen, die mit später einmal zu leistenden Lie-

ferungen zurück gezahlt werden sollen 1,2 
  1656 

Die Zusammenstellung ist keineswegs vollständig. 

In derselben Zeit gingen die Staatseinnahmen rapid zurück. Gegenüber dem Vorjahr brachten die 

Steuereinnahmen des Reiches im Juli einen Rückgang von 269 Millionen, im ganzen Etatjahr (April 

bis Juli) einen Minderertrag von 583 Millionen 

Die schwebende Schuld ist für Juni bereits mit 1,47 Milliarden ausgewiesen gewesen! Am 20. Juni 

waren die Reichskassen leer und die Nichtauszahlung eines Kassenkredits von 250 Millionen durch 

die Banken bedrohten das Reich mit akuten Zahlungsschwierigkeiten. 

Es scheint deshalb etwas rätselhaft, woher die Hunderte und aber Hunderte von Millionen genommen 

wurden, mit denen die „Stützungen“ durchgeführt wurden. In dem Hilfetelegramm an Hoover war 

die akute Kassennot als besonderer Grund für die Notwendigkeit der sofortigen Veröffentlichung des 

Hooverplans angegeben. 

Es sind mithin alle diese Zahlungen durch Vergrößerung der schwebenden Schuld geleistet worden. 

Die Mittel wurden durch Schatzwechsel beschafft. 

Die gesamte Last an „öffentlichen“ Steuern und Abgaben ist durch die Brüning-Diktatur mit den 

verschiedenen Notverordnungen seit Juni 1930 weiter ganz erheblich von den Mehrwerteinkommen 

auf die Arbeitseinkommen verschoben worden. Das gilt sowohl für die Reichssteuern, wie für die 

Länder- und Gemeindesteuern, für die Sozialabgaben wie vor allem für die Zölle. 

Die „Umlastung“ drückte die individuelle Konsumkraft der arbeitenden Massen allein schon um viele 

Milliarden herab, ohne den Markt der Produktionsmittel irgendwie nennenswert zu heben, weil die 

Weltmärkte unter dem progressiven Krisendruck keine Ausdehnung des Exports zuließen. Es wurde 

lediglich erreicht, daß im Wege des „sozialen Dumpings“ der Exportrückgang für die deutschen Ka-

pitalisten weniger scharf war, als der der Konkurrenzländer. (Bis zum 1. Quartal 1931 betrug der 

Rückgang der Ausfuhren gegen das 1. Quartal 1929: in den USA 50 Prozent, Großbritannien 43 Pro-

zent, Frankreich 30 Prozent, Deutschland 21 Prozent.) 

Im August 1930 schloß die erste Krachwelle mithin mit folgenden Ergebnissen ab: 

1. Die Kreditabzüge im Betrage von etwa 4 Milliarden wurden nicht ersetzt, bleiben auf absehbare 

Zeit unersetzbar. 

2. Die „öffentlichen“ Schulden stiegen gewaltig an. Ein offizieller Ausweis liegt nicht vor. [422] 

3. Die „öffentlichen“ Einnahmen gingen gewaltig zurück. 

4. Die verkürzte Kreditdecke erzwingt Massenentlassungen und Stillegungen in wachsendem Maße 

und erhöht das Niveau der Arbeitslosigkeit. 
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5. Zugleich bringt die Verkürzung der Kreditdecke keine Zinsersparnis, weil die Steigerung des Zins-

niveaus die Kreditverkürzung erheblich überkompensiert. 

6. Die Kreditabzüge sind für die Zukunft keineswegs wirklich durch die Stillhalteabkommen verrie-

gelt und zugleich ist die Beschaffung neuer Kurzkredite und sogar auch der Rembourskredite gewal-

tig erschwert. 

7. Die Kürzungen der Sozialleistungen und der Kulturausgaben, die Senkung der Löhne und Gehälter 

und die gewaltige Steigerung der Arbeitslosigkeit drosseln die Konsumkraft mehr, als die Produkti-

onsrückgänge ausmachen. 

8. Der Exportdrang ist durch die Kredit- wie auch durch die Devisenverluste gewaltig verschärft und 

führt zu wahren Orgien des Protektionismus und des Dumpings. Fremden Waren wird durch Prohi-

bitivzölle, Einfuhrverbote, Devisenzwangswirtschaft der deutschen Macht gesperrt, während die 

deutschen Waren in diese selben Konkurrenzländer durch starke Preisunterbietungen eindringen. Die 

Gegenwirkungen der Konkurrenz können nicht. ausbleiben. 

9. Die Verschärfung der deutschen Krise wirkt sich in der Verschärfung der Krisen der wichtigsten 

Länder aus (England, Holland, Schweiz, Nordstaaten, Südoststaaten) und von dort wiederum auf die 

deutsche Krise zurück. 

* 

Die Ursachen dieser Welle im Ablauf der Weltkrise bestehen darin, daß das monopolistische Finanz-

kapital von der Krise ernsthaft ergriffen wird. 

Die Kreditkrise ist keine „Vertrauenskrise“ in dem Sinne, daß der „gute Glaube“ an die Zukunft von 

irgendwem plötzlich, etwa infolge einer „falschen“ Pressemeldung verloren geht, sondern sie ist 

nichts als das Zutagetreten des wirklich erreichten Grades der kapitalistischen Kreditwürdigkeit. 

Sie signalisiert die zerstörte Verwertung des Kapitals auch der Finanzoligarchie, der großen Konzerne 

und Trusts. 

Der Umfang des Umsatzrückgangs und die Dauer der außerordentlichen Senkung des Absatzniveaus 

führt zur Zerstörung der Profitmöglichkeiten auch der Monopolkapitalisten. Sie sind gezwungen, un-

geheure Mittel zur Durchhaltung brachliegender Produktionsanlagen und unverkäuflicher Waren-

massen aufzubringen, alle erreichbaren finanziellen Reserven dazu einzusetzen. Ihr Kredit ist abhän-

gig weniger von der Höhe ihrer Schulden, als von der Bewertung der Möglichkeit, diese zu verzinsen 

und zurückzuzahlen, also [423] von der Bewertung der Profitmöglichkeiten der Gegenwart und der 

Zukunft. In sie hat die ausländische Konkurrenz einen gewissen Einblick, den sie quittiert, erst mit 

der Zurückhaltung, dann mit der Zurückforderung von Krediten an die Institute, die von dem deut-

schen Großkapital ebenso abhängen, wie sie es beherrschen, nämlich von den Großbanken. In der 

ersten Phase beginnt dann der Versuch der Isolierung der gefährdeten Institute, der normalerweise 

wegen der völligen Verflechtung scheitert. Es stellt sich heraus, daß das Zubruchgehenlassen einer 

solchen Großbank unmöglich ist, weil alle finanzkapitalistischen Institute, die Banken wie die Groß-

konzerne und Trusts, mit in den Strudel gerissen werden. Es ist damit eine finanzkapitalistische Not-

wendigkeit, die höchste Organisation, über die es verfügt, einzusetzen, nämlich den Staat. 

(Es ist eine sehr ulkige Idee der Sozialdemokraten, gerade in dieser Zeit zu verlangen, daß dieser 

Staat die Banken kontrolliere, das Instrument – den Inhaber des Instruments!) 

Die reale Ursache der Kreditkrise ist die kapitalistische Krise selbst und diese ist ihrem Wesen nach 

Zerstörung des Profits durch die Senkung der Marktpreise auf oder unter die Kostpreise. 

Der Monopolismus variiert diesen Prozeß in das Steigen der Kostpreise auf oder über die Marktpreise, 

weil er zwar im großen und ganzen mittels der monopolistischen Preisdiktatur den Monopolpreis 

halten, ihn vor einem den übrigen Preisen ähnlichen Absturz bewahren kann, aber eben gerade 

dadurch die Steigerung der Kostpreise infolge der Vergrößerung des Umfangs und der Dauer des 

brachgelegten Kapitals verschärft. (Denn die Monopolpreise verschärfen notwendig die Krise in dem 
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nichtmonopolistischen Sektor der Wirtschaft, deren Kostpreisniveau sie hochhalten.) Die Höhe des 

fixen Teils des konstanten Kapitals, die sich nach dem Unternehmerjargon in den „fixen Kosten“ 

bemerkbar macht, macht die Verwertung des Gesamtkapitals infolge der Geringfügigkeit der mögli-

chen Kapazitätsausnützung unmöglich, verhindert die Realisierung der im fiktiven Kapital „festge-

legten“ Rentenansprüche. 

Die Aufrechterhaltung des Monopolpreises selbst erfordert, daß die Angebotsmengen mit der vor-

handenen zahlungsfähigen Nachfrage in Uebereinstimmung gehalten werden. Dazu muß entweder 

die Produktion auf das erforderliche Maß gedrosselt, oder das erzeugte Produkt auf den Lagern zu-

rückgehalten werden; in den meisten Fällen beides. 

Alle monopolistisch beeinflußten Waren – mit unerheblichen (und vor allem nicht typischen) Aus-

nahmen, sind Erzeugnisse der Massenproduktion. Ihr Kostpreis sinkt degressiv mit der Zahl der Ein-

heiten, die im Rahmen der Produktionskapazität hergestellt werden und steigt progressiv im Maße, 

wie die Kapazitätsausnützung zurückgeht. Zugleich mit der durch den kolossalen Absatzrückgang 

auf den monopolistisch beherrschten Binnenmärkten bedingten Kostpreissteigerung nimmt der Ex-

portdrang zu. Das heißt, daß von dem verringerten (in vielen Fällen halbierten Gesamtabsatz) ein viel 

[424] größerer Teil auf den Außenmärkten abgesetzt werden muß, auf denen keine Monopolpreise, 

sondern durch die scharfe imperialistische Konkurrenz tief herabgedrückte Dumpingpreise realisiert 

werden. Trotzdem ist dieses Dumping selbst bei größeren wirklichen Verlustpreisen eine kapitalisti-

sche Notwendigkeit, weil der Ausfall dieser Produktionsmenge die Kapazitätsausnützung so tief her-

abdrücken würde, daß die Aufrechterhaltung der Gesamtproduktion überhaupt nicht mehr finanzier-

bar wäre oder mindestens lebensgefährliche Verluste verursachen würde. 

In der Eisen. und Stahlindustrie war bereits im Juli der Beschäftigungsgrad der Anlagen auf 47 Pro-

zent der Höchstbeschäftigung vor der Krise (Juni 1929) gesunken. Da damals die Kapazität auch 

nicht zu 100 Prozent ausgenützt wurde, und da ferner seither eine Steigerung der Kapazität von un-

bekannter Größe erreicht worden ist, muß der Ausnützungsgrad unter 40 Prozent gelegen haben. Aber 

von der Produktion wurde nur noch reichlich ein Drittel auf dem Binnenmarkt (zu Monopolpreisen) 

und knapp zwei Drittel auf den Welt. märkten (zu Dumpingpreisen) abgesetzt, während vor der Krise 

dies Verhältnis umgekehrt war. Aehnlich liegen die Dinge bei den meisten monopolistisch beherrsch-

ten Produktionszweigen. Es ist klar, daß alle diese Leute pleite sind und diese effektive Pleite nur 

dadurch vertuschen können, daß sie sich aus den „öffentlichen“ Kassen Riesenbeträge herausnehmen, 

mit denen sie das Durchalten finanzieren können. (Die „Organisation“ des Aushaltens und des Maul-

haltens ist mehr die Aufgabe der sozialdemokratischen Gewerkschafts- und Polizeifunktionäre.) 

Die allgemeine Krise des Kapitalismus hat ihre Wurzel im Prozeß der Kapitalakkumulation, der in 

sich einschließt den Prozeß der Konzentration und Zentralisation des Kapitals. 

Marx entwickelt sie in dem berühmten siebenten Abschnitt des 24. Kapitels des „Kapitals“ als die 

Tendenz der kapitalistischen Akkumulation: 

„Das Kapitalmonopol wird zur Fessel der Produktionsweise, die mit ihm und unter ihm aufgeblüht ist. Die 

Zentralisation der Produktionsmittel und die Vergesellschaftung der Arbeit erreichen einen Punkt, wo sie un-

verträglich werden mit ihrer kapitalistischen Hülle. Sie wird gesprengt. Die Stunde des kapitalistischen Privat-

eigentums schlägt. Die Expropriateurs werden expropriiert.“ 

Die allgemeine Krise des Kapitalismus ist somit eine bestimmte historische Phase des kapitalistischen 

Akkumulationsprozesses (oder der Kapitalbildung, wie die Sozialdemokraten mit den Bürgerlichen 

zu sagen pflegen). 

Diese Kapitalbildung, d. h. also diese Aneignung unbezahlter Arbeitskraft, in der Sachgestalt von 

Produktionsmitteln, erscheint zugleich als ungeheure Steigerung der Produktivität der Arbeit auf ihrer 

gesellschaftlich positiven Seite und als ungeheure Senkung der Konsumkraft der Gesellschaft auf 

ihrer negativen Seite. Ungeheure Mengen von Waren können mit dieser gigantischen Masse von Pro-

duktionsmitteln erzeugt werden und zugleich wird ihre kapitalistische Absatzmöglichkeit zerstört. 
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[425] Für die kapitalistische Profitwirtschaft hat die unter der Geißel der Konkurrenz notwendige 

Steigerung des konstanten Teils des Kapitals, die eine relative Senkung des allein Mehrwert erzeu-

genden variablen Teils des Kapitals in sich schließt, die Tendenz, die Profite zu senken. 

Gegen sie wehrt sich der Kapitalismus mit den Mitteln der monopolistischen Organisation, die den 

durch freie Konkurrenz aus Angebot und Nachfrage gebildeten Marktpreis treiben, indem sie das 

Angebot „organisieren“. Damit erzielen sie einen Monopolpreis, der über dem Produktionspreis (d. 

h. über c + v + Durchschnittsprofit) liegt und somit einen Ueberprofit enthält. Alle Waren, die zu 

Monopolpreisen abgesetzt werden, erlegen den Käufern einen Tribut auf, eine Sondersteuer, die den 

Profit kürzt, wenn die Käufer Kapitalisten sind und den Reallohn, wenn sie Proletarier sind. 

Von der Seite der Verwertung des Kapitals aus gesehen, ist der Monopolismus der Versuch der im 

Konzentrationsprozeß am weitesten fortgeschrittenen kapitalistischen Wirtschaftszweige, die begin-

nenden Erscheinungen der allgemeinen Krise von sich auf andere abzuwälzen, mit kapitalistischen 

Mitteln abzuwälzen. 

in der zyklischen Krise schlägt dieser Versuch wider die Monopolisten selbst zurück. Aber diese 

zyklische Krise ist eine normale Funktion des kapitalistischen Systems. Sie hat die Aufgabe, die durch 

dies kapitalistische System geschaffenen Mißverhältnisse zwischen den einzelnen Produktionszwei-

gen, zwischen der Produktion von Produktionsmitteln und der von Konsumtionsmitteln, zwischen 

der Produktionskraft der kapitalistischen Gesellschaft und ihrer Konsumtionskraft vorübergehend 

auszugleichen. 

Sie tut es, indem sie die Preise unter die Kostpreise zunächst der am teuersten, rückständigsten, ka-

pitalschwächsten oder schlechtesten arbeitenden Gebiete herabdrückt, ihren Profit zerstört und sie 

damit zur Produktionseinstellung zwingt. Genügt dies nicht, um das Mißverhältnis zwischen dem 

dann noch vorhandenen Preisniveau der angebotenen Warenmasse und der zahlungsfähigen Nach-

frage zu beseitigen, so setzt sich die Krise fort, drückt in fallenden Marktpreisen bis auf die zu durch-

schnittlichen Kosten arbeitenden Betriebe, dann weiter und weiter, so lange, bis das Mißverhältnis 

überwunden ist. So ist ihre Wirkung in allen einzelnen Produktionszweigen, wobei die Preisbestim-

mung von den mit mittleren Produktionskosten arbeitenden Betrieben auf die mit niedrigsten Kosten 

arbeitenden abgleitet. Die technisch und organisatorisch besten, d. h. im allgemeinen die kapitalkräf-

tigsten, Betriebe überstehen diesen Prozeß, konkurrieren die schwächeren nieder, bringen sie durch 

Konkurs außer Konkurrenz oder kaufen sie auf oder bringen das in ihnen investierte Kapital zur Ab-

wanderung. Hat die zyklische Krise ihre Wirkung getan, sind die angestauten Vorräte entwertet, ver-

nichtet, aufgezehrt, die überflüssigen, konkurrenzunfähigen Betriebe ausgeschaltet, dann „organi-

siert“ der Kapitalismus in einem Aufschwung von neuem die Notwendigkeit der zyklischen Krise. 

[426] Je mehr die allgemeine Krise des Kapitalismus sich entfaltet, desto unfähiger werden die zyk-

lischen (oder periodischen) Krisen, ihre Mission zu erfüllen, vor allem das Mißverhältnis zwischen 

Produktionskraft und Konsumkraft auszugleichen. Es bleiben dann selbst in der Hochkonjunktur von 

Zyklus zu Zyklus stets wachsende Teile des Produktionsapparates unausgenützt und vor allem auch 

stets wachsende Teile der Arbeiterklasse freigesetzt. 

Denn das Wachstum der organischen Zusammensetzung des Kapitals ist nicht unabhängig von der 

technischen Zusammensetzung. 

Nun tritt uns konkret der Kapitalismus in seiner Periode der allgemeinen Krise in der Form des Mo-

nopolismus gegenüber, genauer, in der Form des monopolistischen Finanzkapitals, dessen ökonomi-

sche Existenzbedingungen die kapitalistische Verteidigung der Profitrate gegenüber der Auslands-

konkurrenz imperialistisch machen, und gegenüber dem Proletariat faschistisch. 

Dieser Koloß ist es, den die Krise jetzt ins Herz zu treffen beginnt und der deshalb mit allen Gewalt-

mitteln versucht, sich ihr noch einmal zu entwinden (damit er eine noch grauenvollere Krise in einem 

neuen „Aufschwung“ vorbereiten kann). 

Hat der Kapitalismus noch solche Mittel? Ja. Er kann die Mehrwertrate noch steigern, die Ausbeutung 

verschärfen, und damit die Profitrate heben. Er kann das Proletariat und die Bauern niederschlagen 
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und fesseln, wenn es der proletarischen Partei nicht gelingt, die entscheidende Mehrheit des arbeiten-

den Volkes unter der Hegemonie des Industrieproletariats zum revolutionären Kampf zu organisieren. 

Alle Beschlüsse des Zentral-Komitees, alle Dokumente, die die Führer der Partei geschaffen haben, 

geben mit eindringlicher Deutlichkeit die Antwort: das revolutionäre Proletariat muß die Auswegs-

losigkeit „organisieren“. 

Diese, vom Genossen Thälmann auf dem Januarplenum des ZK mit großem Nachdruck betonte Auf-

gabe besteht darin, mit den Mitteln des Kampfes um Teilziele, dem Kapitalismus die volle Ablastung 

der Krise auf die arbeitenden Massen unmöglich zu machen. Objektive und subjektive Faktoren der 

proletarischen Revolution sind nicht voneinander unabhängig, stehen vielmehr in einer dialektischen 

Wechselwirkung. Es ist deshalb die strategische Aufgabe, die Ablastungsversuche der Finanzoligar-

chie, die sich gegen alle Arbeitenden richten, auch gegen die Bauern, mit allen Mitteln zurückzu-

schlagen. 

Die Kommunistische Partei muß Volksaktionen auf allen Fronten des Klassenkampfes, auf der Be-

triebsfront, der Bauernfront, der Erwerbslosenfront, der Kulturfront – überall und mit allen Kräften 

organisieren. in diesen Aktionen allein können die arbeitenden Massen zum Kampf gesammelt, zum 

Kampf geschult werden, bis sie zusammenklingen in die Volksrevolution, die allein imstande ist, die 

Krise ein für allemal zu beseitigen, allein imstande ist, das kapitalistische Chaos in die sozialistische 

Ordnung zu verwandeln. 

Diese historische Mission des Proletariats muß erfüllt werden. Die Entwicklung, ja die bloße Erhal-

tung der Existenzbedingungen [427] der arbeitenden Menschheit (nicht nur des Proletariats) ist nur 

durch die Erfüllung dieser Mission möglich – auf der anderen Seite droht der Untergang der Mensch-

heit in die Barbarei, dessen Tendenzen sich schon konkret abzuzeichnen beginnen. 

Wäre der heutige Kapitalismus, seine heutige Krise eine „Erkrankungserscheinung“, wie die Sozial-

demokraten den Arbeitern vorreden wollen, um den Kapitalismus vor der sozialistischen Revolution 

zu schützen, so wäre die Rolle, Arzt des Kapitalismus zu sein, die sie zu spielen vorgeben, wenigstens 

theoretisch möglich. Aber die Krisen, die zyklische wie die allgemeine Krise, sind normale und not-

wendige Erscheinungen des verfaulenden, parasitär gewordenen, die Entwicklung der Produktiv-

kräfte fesselnden und teilweise bereits zurückbildenden Kapitalismus. 

Man kann diesen Kapitalismus nicht „heilen“, nicht das Proletariat von den konkreten Erscheinungen 

und Wirkungen des Kapitalismus schützen, nicht die Kapitalbildung „in gesellschaftlichem“ Inte-

resse“ lenken. Denn Kapital ist ein Ausbeutungsverhältnis und sonst gar nichts. Ein Ausbeutungsver-

hältnis, gegründet auf der privaten Aneignung der Produktionsmittel, auch dann, wenn diese Aneig-

nung im Wege staatskapitalistischer Formen kollektiv von der Ausbeuterklasse erfolgt. Dieses Aus-

beutungsverhältnis erscheint als Eigentumsverhältnis, als Privateigentum an den Ausbeutungsmit-

teln, nämlich den Produktionsmitteln. 

Und dieses Privateigentum ist gegründet und gesichert allein durch Gewalt. Die Gewaltinstitutionen, 

mit denen es aufrechterhalten wird, das ist der Staat, die „besondere öffentliche Gewalt“, die nötig 

ist, weil eine selbsttätige bewaffnete Organisation der Bevölkerung unmöglich geworden ist seit der 

Spaltung der Gesellschaft „in Massen“. Ohne diese Institutionen (oder wie Engels sagt, „Verbände 

bewaffneter Menschen, welche Zuchthäuser und Zwangsanstalten aller Art zur Verfügung haben“) ist 

Kapital nicht möglich, weil es nur als gewaltsame Erpressung von Mehrwert mittels der durch den 

Staat geschützten Privataneignung von Produktionsmitteln zum Zwecke der Profitaneignung existiert. 

Unter der Wucht der Krise entfalten sich in der Bourgeoisie bereits die „Ideen“ der „Fortentwicklung“ 

des Kapitalismus. So schlägt ein Artikel in den führenden Blättern des deutschen Finanzkapitals, der 

„Deutschen Bergwerkszeitung“ und der „Berliner Börsen-Zeitung“ vom 29.7.31 z. B. vor, die „Ab-

schaffung des Proletariats“ durch die Einführung der Zwangsarbeit mit Naturalverpflegung statt 

Lohn. 

Vorläufig ist diese „Idee“ auf die Naturalverpflegung der Erwerbslosen reduziert, aber die Bourgeoi-

sie hat nicht mehr die Kraft, irgendeine Linie konsequent zu verfolgen. Die Interessenzerklüftung ist 
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viel zu groß und so ist diese „Naturalverpflegung“ sofort ein bloßes Manöver zur Subventionierung 

einzelner Schichten geworden. Die Großagrarier wollen auf Staatskosten ihre Kartoffeln loswerden, 

von denen sie 2 Millionen Tonnen zuviel haben, die Grubenbarone [428] wollen ihre Kohlenhalden 

loswerden, die bei dem hohen Zinsniveau verschärft auf die Profite drücken – und alles auf Kosten 

der arbeitenden Massen, die die Mittel dafür durch Steuern und Abgaben aufbringen müssen. 

Hier, auf dem Gebiet der Naturalvorräte, liegen die geringen materiellen Reserven, die die deutsche 

Bourgeoisie überhaupt noch einsetzen kann, wenn sie ein akuter Druck zu Manövern zwingt. 

Die nächsten Schwierigkeiten, die zu neuen katastrophalen, dramatischen Kriseneruptionen führen 

können, zeichnen sich sehr deutlich ab. 

Erstens ist es die Produktionslage selbst und ihre Perspektiven. Zwar ist durch die Ausräumung der 

öffentlichen Kassen, bisher durch die Vorwegnahme künftiger Erträge der Massensteuern und -Ab-

gaben im Wege der Verschuldung und durch die starke Verwandlung der Warenvorräte, Zahlungs-

ansprüche und teilweise selbst der Produktionsanlagen in Wechseldeckungen der Stoß der Kreditkrise 

ein wenig gemildert worden, aber weder die Verluste an der früheren Kreditmasse, noch gar die Aus-

fälle am laufenden und künftigen Kreditbedarf sind damit irgendwie ersetzbar. Diese Wechsel sind 

ja nichts anderes als Zahlungsversprechen für später. Es ist ein sehr niedriger, seifenblasiger Komplex 

von Manövern, dessen Basis die Staatsgewalt ist, mittels der die produzierten Fehlbeträge hereinge-

bracht werden sollen. 

Die „Stillhaltung“ der Auslandsgläubiger, die prinzipiell auf der Furcht der ausländischen Kapitalis-

ten vor dem Verlust der Forderungen durch zu schroffes Bestehen auf sofortige Zahlung beruht, und 

bei der katastrophalen Absatzplage auch in der Furcht vor der Zerstörung der Kaufkraft ihrer deut-

schen Abnehmer, ist gar keine Garantie gegen weitere Abziehungen. Sowohl indirekt, wie auch direkt 

werden sich diese Abzüge zunächst fortsetzen. Ebenso und noch mehr aber setzt sich die deutsche 

Kapitalflucht fort. 

Die Einschränkung der Kreditwürdigkeit blieb – es gibt auf absehbare Zeit keine nennenswerten 

Neukredite und die geringen Ausnahmen erfordern hohe Zinstribute. 

Also muß die Produktion schon deshalb gewaltig gedrosselt werden, und der Umfang der Massen-

entlassungen, Stillegungen und Konkurse zeigt bereits jetzt diese Drosselung an. Damit wachsen zu-

nächst die Produktionskosten, weil das Preisniveau bisher nicht entsprechend mit gesunken ist. 

Zu gleicher Zeit ist durch die Steigerung der Arbeitslosigkeit, die Verkürzung der Löhne und Gehäl-

ter, und der Einkommen auch der Mittelschichten die Konsumkraft weiter rapid gesunken und soll in 

einer neuen Lohnabbauwelle bis auf 20 Prozent des Julieinkommensniveaus gedrückt werden. 

Dafür unternimmt die deutsche Bourgeoisie eine Exportoffensive. Bis Juli hielt sie die Gesamtausfuhr 

auf dem Niveau von ungefähr 800 Millionen monatlich gegen ungefähr 1100 Millionen in 1929. Un-

ter Berücksichtigung des Preisrückgangs ist der Ausfuhrrückgang [429] mithin nicht groß im Unter-

schied zu allen Konkurrenzländern. Die Einfuhr aber würde von 1150 Mill. monatlich in 1929 auf 

624 Mill. in 1931 gedrückt. Die Einfuhrpreise sind erheblich mehr gesunken als die Ausfuhrpreise, 

so daß sich bilanzmäßig eine ziemlich starke Verbesserung der deutschen Situation ergibt. 

Was hier getrieben wird, ist ein „soziales Dumping“, nach dem Programm der Regierung Brüning, 

wie es bei der Notverordnung vom Dezember 1930 verkündet wurde. 

Die Exportperspektiven aber sind allgemein düster infolge des weiteren Schrumpfens des Welthan-

dels, der im zweiten Quartal, besonders durch die Ausdehnung des SU-Handels, zunahm, aber dessen 

erneutes Schrumpfen sich bereits deutlich in den scharf absinkenden Frachtraten widerspiegelt. Die 

Kreditkrise wird den Prozeß des Schrumpfens weiter verschärfen. 

Zugleich aber muß die Exportoffensive auf politische Widerstände der Konkurrenzländer stoßen. Für 

den Absatz ist nicht der Preis allein entscheidend, sondern in sehr starkem Maße der Kredit, den das 

exportierende Land gewähren kann. Für die deutschen Kapitalisten ist der Mangel an Geld wie das 

hohe Zinsniveau eine große Konkurrenzerschwerung. 
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Die ungeheure Schrumpfung der Produktion, die sich in einer Welle von Massenentlassungen und 

Stillegungen bereits anbahnt, drückt von neuem die Verwertung des Kapitals herab. 

In Produktion (Sinken der Konsumkraft), Kreditlage, Verschärfung des internationalen Konkurrenz-

kampfes, Zurückwirken der internationalen Krisenverschärfung auf die deutsche, Anschwellen der 

ungedeckten Staatsschulden, liegen die Herde der Eruptionen, die sich vorbereiten. 

An anderer Stelle sind die Aufgaben gestellt, die sich für das revolutionäre Proletariat daraus ergeben. 

* 

Die Verschärfung der Krise in Oesterreich  
Von R. S c h ü l l e r, Wien (Schluß) 

In dem vom Parteitag beschlossenen na t i ona l en  und  soz i a l e n  Be f re i ungsp r og r amm  wird 

klar und scharf den bürgerlichen Parteien und der Sozialdemokratischen Partei entgegengetreten, die 

unter den Massen systematisch die Auffassung verbreiten, d i e  na t iona l e  Be f r e i ung  für die 

Werktätigen Oesterreichs sei gleichbedeutend mit dem Anschluß an das kapitalistische Deutschland. 

Demgegenüber wird scharf festgehalten, daß die nationale Knechtschaft der österreichischen Werk-

tätigen, wenn sie auch in dem Raub des Selbstbestimmungsrechts und in dem Verbot des Anschlusses 

an Deutschland zum Ausdruck kommt, vor allem die Abhäng i gke i t  von  den  i m pe r i a l i s t i -

s chen  S i ege r m äch ten  bedeutet. [430] Der Ans c h l uß  an ein kapitalistisches Young-Deutsch-

land oder die Zo l l un ion  mit diesem würde keineswegs die Lösung der nationalen Frage und eine 

Erleichterung für die werktätigen Massen Oesterreichs bedeuten, sie dadurch nur dem ve r s t ä r k t en  

Dr uck  des  gee i n i g t en  deu t schen  und  ö s t e r r e i ch i s chen  F i nanzkap i t a l s  aussetzen. 

Die nationale Befreiung des werktätigen Volkes Oesterreichs kann nur die proletarische Revolution, 

kann nur die Errichtung eines Sowje t-Oes t e r r e i chs  bringen. Dieses wird im Bunde mit der re-

volutionären Arbeiterschaft Deutschlands, der Tschechoslowakei, der Balkanländer und aller anderen 

Länder nicht nur den Sturz der Diktatur des inländischen Finanzkapitals, sondern auch die Ab-

schü t t e l ung  de s  Joches  de s  aus l änd i schen  F i nanzkap i t a l s  verwirklichen, d i e  Sk l a -

ven f r i edensve r t r äge  ze r r e i ßen  und  den  Ansch l uß  a n  e in  Sowj e t-Deu t s ch land  

vo l l z i ehe n. 

Es ist von großer Bedeutung, daß der Parteitag auf der Grundlage dieser klaren prinzipiellen Gedan-

kengänge ge r ad e j e t z t das soziale und nationale Freiheitsprogramm der Kommunisten in Oester-

reich formuliert hat, da mit der Ve r schä r f ung  de r  Kr i s e  im Zusammenhang mit dem Krach der 

Creditanstalt und der in ihrem Zuge herbeigeführten Ve r schä r f ung  der Aus l andsd i k t a t u r  un-

ter den breiten Massen auch d i e  F rage  de s  Ausweges  aus  de r  Kr i s e  m ehr  und  m ehr  ge -

s t e l l t  w i rd. 

Mit der Zielrichtung, die im sozialen und nationalen Befreiungsprogramm gegeben wurde, hat der 

Parteitag sich in erster Linie mit der Frage der Mob i l i s i e r ung  de r  M a s s e n  zum  Kam pf e  ge -

gen  den  Hunge r angr i f f  de s  F inanzkap i t a l s  und  de r  Gewi nnung  de r  M a s s e n  i n  den  

Tageskämpf en  beschäftigt. Er hat vor der Partei klar die Aufgabe der Eroberung der Mehrheit der 

Arbeiterklasse im  Ver l au f e  d i e se r  Tageskäm p f e aufgezeigt und betont, daß die Hauptbedin-

gung dazu die Dur chbr echu ng  de r  soz i a l dem okr a t i s chen  F r on t  ist, da die Tatsache, daß 

die Sozialdemokratie in Oesterreich den Einfluß auf die Mehrheit der Arbeiterklasse hat, die stärkste 

Stütze für den Kapitalismus und das größte Hemmnis für die revolutionäre Entwicklung darstellt. 

Unter diesen Gesichtspunkten waren auch die zwei Fragen, mit denen sich der 11. Parteitag besonders 

beschäftigt hat, Entfaltung der r evo lu t i onä r en  Gewer kscha f t soppos i t i o n zur Massenbewe-

gung im Prozesse der selbständigen Führung der Wirtschaftskämpfe und die Verstärkung der Bemü-

hungen zur E r obe r un g de r we r k t ä t i ge n Jugen d. 

Die ganzen Beratungen des Parteitages waren von dem Gedanken getragen, da s Zu r ückb l e ibe n 

der Partei hinter dem Tempo der Entwicklung und Radikalisierung der Massen zu überwinden. Dieses 

Zu r ückb le i be n der Partei hinter dem Tempo der Ereignisse und der Radikalisierung der Massen, 

das aus sektiererischen und rechtsopportunistischen Quellen entsprang, ist in der vergangenen Zeit 



Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 12 – 318 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 05.04.2023 

d i e  he r vor s t echends t e  Schwäche  der österreichischen [431] Partei gewesen und auch noch 

in der durch den Krach der Creditanstalt ausgelösten Krise unleugbar in Erscheinung getreten. In 

diesem Zusammenhange hat der Parteitag auch mit großer Entschiedenheit die Frage einer gründli-

chen E r neue r un g und Auf f r i s chun g de r Kade r s von unten bis oben gestellt und beantwortet. 

Diese soll durch eine He r anz i ehung  vo r  a l l em  de r  neuen  de r  Pa r t e i  be i ge t r e t enen  Ar -

be i t e r e l em en t e, die mit großer Kampfbegeisterung zur Partei stoßen, erfolgen. 

Auf dem Parteitage selbst kam diese E r neue r un g und Au f f r i s chung  de r  Kade r s  bereits sehr 

stark zum Ausdruck. D i e  Mehrhe i t  de r  De l eg i e r t en  be s t and  aus  Ar be i t e r n, d i e  i m  

Jah r e  1930  und  1931  de r  Pa r t e i  be i ge t r e t en  s i n d. (Die Partei hat sich seit einem Jahre in 

ihrer Mitgliederzahl mehr als ve r doppe l t.) Die Beratungen des Parteitages atmeten den frischen 

Geist großer Kam pf f r eud i gke i t . Vor allem die Delegierten aus der Provinz bewiesen mit ihrem 

Auftreten die völlige Richtigkeit der Linie der Partei zur Erneuerung und Proletarisierung ihrer Ka-

ders. So ging aus dem Parteitag auch ein Zentralkomitee hervor, das – bedeutend g röße r und r e -

p r ä sen ta t i ve r  als das letzte Zentralkomitee – die besten und aktivsten Arbeitergenossen aus der 

Provinz und Wien umfaßt, z u  70 P r ozen t  aus  neuen  Mi t g l i ede r n besteht, eine Reihe von 

aktiven Arbeitergenossen enthält, die erst im Jahre 1930/31 der Partei beigetreten sind und die Richt-

linien der P r o l e t a r i s i e r un g entschieden zum Ausdruck bringt. Die Wahl des Zentralkomitees er-

folgte – zum erstenmal auf einem österreichischen Parteitage – e i n s t im m i g, wie auch sonst der 

Parteitag bei größter Lebendigkeit seiner Verhandlungen zugleich auch eine g r oße  po l i t i s che  

E i nhe i t l i chke i t  und  Gesch l os senhe i t de r Pa r t e i zum Ausdruck brachte. 

Nun gilt es, im Sinne des Parteitages alle Kräfte anzustrengen, um durch ein bolschewistisches 

Tempo, durch gesteigerte Aktivität in der Mobilisierung der Massen gegen den Hungerangriff der 

Rothschildsanierung, gegen die verräterische Sozialdemokratie und die Nazis in den täglichen Kämp-

fen das Zurückbleiben der Partei zu überwinden und die Einheitsfront der Massen unter der Führung 

der Kommunistischen Partei zu schmieden. 

LITERATUR 

Bolschewik Nr. 12 

Die vorliegende Nummer des „Bolschewik“ Nr. 12 zeigt eine aktuelle Behandlung aller wichtigen 

Probleme von internationaler Bedeutung. Der Leitartikel bringt unter der Ueberschrift „Die Weltwirt-

schaftskrise und die Zweite Internationale“ eine Zusammenfassung der Ergebnisse des Wiener Kon-

gresses, zeigt die oberflächliche Behandlung der wirtschaftlichen und politischen Probleme der jetzi-

gen Krise des Kapitalismus und beweist vor allen Dingen, wie notwendig [432] diese falsche und 

oberflächliche Analyse der heutigen Entwicklung im Interesse des Sozialfaschismus ist. Der Artikel 

geht auf die gegensätzliche Entwicklung der Sowjetunion und der kapitalistischen Welt ein, weist auf 

den Niedergang in den kapitalistischen Ländern hin, zeigt den Aufstieg in der Sowjetunion. Diese 

Tatsache wird von den Sozialfaschisten ignoriert, sie können weder historisch noch wirtschaftlich 

diese Entwicklung charakterisieren, weil sie ganz bewußt gegen die Sowjetunion stehen und damit 

alle Interventionsgelüste der imperialistischen Mächte unterstützen. Auf dem Br üs s e l e r  Kongr eß  

bezeichneten die Sozialfaschisten uns als „ökonomische Analphabeten“. Hilferdings organisierter 

Kapitalismus wurde sanktioniert. Heute hat diese „Organisation“ endgültig Schiffbruch erlitten, kann 

in der ursprünglichen Form nicht mehr aufrecht erhalten werden, während die Sowjetunion praktisch 

und theoretisch seit dem 6. Sowjetkongreß, der mit dem Brüsseler Kongreß der Sozialfaschisten zeit-

lich zusammenfiel, unendlich viel gewonnen hat. 

J. Liebman und A. Raisow nehmen zu den „Aktuellen Problemen der Arbeit in der gegenwärtigen 

Etappe“ Stellung. Sie gehen dabei von den aufgeworfenen Fragen der Stalinrede aus, zeigen die Fragen 

des Arbeitslohnes und der Arbeit in der Sowjetunion als sozialistische Probleme. Die Fragen müssen 

dialektisch untersucht werden, müssen in den Mittelpunkt der Entwicklung zum Sozialismus gestellt 

werden. Die Probleme sind nicht anders zu lösen als im Zusammenhang mit der Produktionssteige-

rung. Die Tariffragen sind vor allen von der Senkung der Selbstkosten, der Kaderstellung, der Steige-

rung der Mechanisierung des Produktionsprozesses abhängig. In dem Maße, wie die sozialistische 
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Wirtschaft fortschreitet, wird sie die Lage der arbeitenden Klassen verbessern und um so leichter alle 

Probleme der Arbeit lösen. 

Der Aufsatz von K. Sons über die „Kontraktierung – als Glied der Kämpfe für die Ernte“ zeigt die 

Bedeutung der laufenden Kontrakte der verschiedenen zentralen Stationen, wie der Maschinen-Trak-

toren-Stationen, besonders mit den Einzelwirtschaften. Diese Wirtschaften werden durch ihre gebun-

dene Marktproduktion zu Faktoren, mit denen der sozialistische Sektor der Land- und Volkswirt-

schaft unbedingt rechnen kann. 

A. Leontew bringt in einem Artikel „Nach dem Parteitag der deutschen Sozialfaschisten“ hauptsäch-

lich die ökonomischen Ergebnisse in eine kritische Untersuchung. Leontew zeigt den Niedergang des 

deutschen Kapitalismus, die steigende Arbeitslosigkeit und die höchstens 50prozentige Ausnützung 

der Produktionskapazität. Der Kampf gegen die Linken war ein Kampf gegen die kommunistischen 

verstärkten Einflüsse. Die Unterwerfung der Linken war die Sanktion des verschärften Kampfes ge-

gen die Kommunistische Partei. Aber dieser Sieg über die Linken ist nur eine Klarstellung der Rolle 

der Linken in ihrem Kampf gegen die Kommunisten. Aus diesem Grunde betont Leontew, daß die 

„jetzige Krise des deutschen Kapitalismus, die Krise des deutschen Sozialfaschismus ist“. Der Schluß 

des Artikels folgt im nächsten Heft des „Bolschewik“. 

„Die revolutionäre Bewegung in Indien“ untersucht ein Aufsatz von G. Safarow. Er zeigt die reale 

Bedeutung des Nationalkongresses und den linken Reformismus auch in der Arbeiterklasse. Oeko-

nomisch und politisch ausschlaggebend ist die Steigerung der Arbeitskämpfe, die im vergangenen 

Frühjahr allein in der Industrie 24.530 Streiks mit 421.486 Arbeitstagen umfaßte. Dabei haben die 

roten Gewerkschaften bedeutende Positionen gewinnen und die politische Mobilisation der Massen 

verbreitern können. Ausschlaggebend ist noch die Steigerung der Bauernbewegung in Indien. Ty-

pisch ist dabei der Kampf des Proletariats um die Hegemonie in der Revolution und gegen den Nati-

onalismus. 

Zum Schluß bringt das Marx-Engels-Institut die jetzt bekannten Briefe – siehe Kommunistische In-

ternationale – von Marx und Engels an W. Liebknecht, an die deutsche Partei, verschiedene Rund-

schreiben usw. W. 

[433] 
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Die Internationale  

14. Jahrgang ⁕ Berlin, Oktober 1931 ⁕ Heft 10 

Der revolutionäre Aufschwung und die Taktik der Einheitsfront  
Von W a l t e r  U l b r i c h t. 

Der Beschluß des Politbüros über „unsere brennendsten Aufgaben“ fordert die Konzentrierung der 

Parteiarbeit auf die Betriebe und die Organisierung des gemeinsamen Kampfes der Betriebsarbeiter 

und der Erwerbslosen. Bisher haben wir in den einzelnen Betrieben unsere Kampfforderungen pro-

pagiert und den Arbeitern gesagt, daß nur auf dem Wege des Streikkampfes der Lohnabbau verhindert 

und bessere Arbeitsbedingungen durchgesetzt werden können, aber wir haben noch nicht verstanden, 

d i e  Massen  de r  Ar be i t e r  i n  den  S t r e i k  h i ne i nzuf üh r e n. Vor den Streiks der Bergarbeiter 

im Ruhrgebiet und der Hafenarbeiter wurden nur in wenigen Betrieben Streikkämpfe geführt. 

Diese Tatsache beweist keineswegs, daß etwa die Arbeiter nicht streiken wollen, denn es zeigt sich, 

daß in allen Betrieben, wo wir die Arbeiter mit Hilfe der Einheitsfronttaktik auf der Grundlage unserer 

revolutionären Forderungen mobilisiert haben, die Arbeiter in unsere Versammlungen kommen und 

betriebliche Streiks gegen den Lohnabbau durchführen. Ueberall, wo die Betriebszellen oder Be-

triebsgruppen der RGO nur abstrakt unsere Kampflosungen propagierten, waren dagegen Mißerfolge 

zu verzeichnen. 

Wir konnten also in der Tat mir dort Erfolge erzielen, wo wir alle Kräfte einsetzten, den gemeinsamen 

Kampf aller Arbeiter zu organisieren, wo wir verstanden, die Gewerkschaftsmitglieder von der Not-

wendigkeit der Schaffung der roten Einheitsfront unter Führung der KPD und der RGO zu überzeu-

gen. Die Arbeiter wollen kämpfen, aber sie sind der Meinung, daß die Arbeiterschaft nur siegreich 

kämpfen kann, wenn sie ungeachtet der Organisationszugeihörigkeit gemeinsam kämpft. 

Diese Erfahrungen in den Betrieben wurden bestätigt durch die Kundgebungen in der „Neuen Welt“ 

und im „Sportpalast“ in Berlin. Der gewaltige Massenaufmarsch des Berliner Proletariats war der 

[434] Ausdruck des ernsten Kampfwillens in der roten Einheitsfront unter Führung der KPD Die 

Massen demonstrierten für den Kampf gegen den Lohn- und Unterstützungsabbau und gegen die 

Brüning-Braun-Diktatur. 

Die entscheidende Frage, diesen Willen zum Streikkampf zu steigern, ist vor allem die Frage unserer 

Gewerkschaftstaktik. Wir haben die selbständige Taktik und die selbständigen Forderungen der RGO 

im allgemeinen richtig herausgearbeitet. Aber das genügt nicht. Wi r  m üssen  d i e  Gewer k -

scha f t smi t g l i ede r  fü r  den  gem e i nsam en  Kam pf  gewi nne n, wir müssen sie in den Streik-

kampf hineinführen. Hier ist eine unserer Hauptschwächen. Bei dem größten Teil unserer Betriebs-

funktionäre der RGO herrscht die Auffassung, daß man die sozialdemokratischen Gewerkschafts-

funktionäre in den Betrieben nicht gewinnen kann. Unsere Agitation in den Betrieben beschränkt sich 

zumeist auf eine Kritik an der Aerztepolitik des ADGB und der SPD. Wir versuchen aber Dicht 

gleichzeitig d i e  gem einsam en  In t e r e s sen  m i t  den  soz i a l demokr a t i s chen  Ar be i t e r n  

und  Gewer k s cha f t sm i t g l i ede r n  w i e  auch  m i t  den  un t e r en  Gewer kscha f t s f unk t i -

onä r en  in den Vordergrund unserer Agitation zu stellen. Durch die Kritik an der sozialdemokrati-

schen Streikbruchpolitik allein bekommen wir die SPD-Arbeiter noch nicht zu uns, sondern höchs-

tens aus der SPD heraus. Wir gewinnen sie erst dann für uns, wenn wir in der Tat den  gem ei nsa -

m en  Kampf  de r  Arbe i t e r  o r gan i s i e r en  und in der Tat beweisen, daß wi r  d i e  e i nz i gen  

s i n d, d i e  d i e  E i nhe i t s f r on t  de r  Ar be i t e r  o r gan i s i e r en  können, weil die Einheitsfront nur 

auf der Basis des revolutionären Klassenkampfes möglich ist. 

Bei der Vorbereitung des Berliner Metallarbeiterkampfes versuchten wir, in allen Betrieben Ver-

sammlungen zu erreichen mit dem Thema: Wie einigen wir die Metallarbeiter zum Kampf gegen 

Lohnabbau und Notverordnungsdiktatur? Wo der DMV und die Sozialdemokratie im Betriebe Ein-

fluß haben, fordern wir die Gewerkschaftsfunktionäre auf, diese Versammlungen gemeinsam mit uns. 

durchzuführen, damit vor der Belegschaft die Frage der Kampfvorbereitung und Kampfführung dis-

kutiert und von den Arbeitern selbst beschlossen werden kann. Diese Anwendung der Einheitsfront 
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von unten bei gleichzeitigem Herantreten an die unteren Leitungen des DMV zwecks Aussprache vor 

den Arbeitern über die Aufgaben hat nur dann einen praktischen Nutzen für die Kampfvorbereitun-

gen, wenn gleichzeitig in diesen Versammlungen Kam pf ausschüs s e gewählt werden, denen Mit-

glieder des Einheitsverbandes der Metallarbeiter, des DMV und Unorganisierte angehören. 

[435] Während es verhältnismäßig leicht ist, die arbeiterfeindliche Politik der Aerzte des Kapitalis-

mus, der Le i pa r t, Ta rnow  und Co. vor den Massen zu entlarven, versuchen jetzt die Seydewitz, 

Rosenfeld und Co. mit linken Phrasen die Arbeiter für die Politik des ADGB einzufangen. Die Bera-

tungen der ersten Reichskonferenz der neuen USPD zeigen uns, daß e i ne  Haup t au f gabe  de r  

Seydewi t z  da r i n  bes t eh t, d i e  Ar be i t e r  a n  de r  Scha f f ung  e i ne r  r evo lu t i onä r en  Ge -

wer kscha f t sbewegung  a l s  Massenbewegung  z u  h i nde r n. Die Seydewitz und Co. sind in 

der Tat die gefährlichsten Gegner der RGO und der roten Gewerkschaften in der Arbeiterbewegung. 

Der Kampf gegen sie in allen Betrieben und Gewerkschaften ist eine Bedingung für die Schaffung 

der roten Einheitsfront. 

Die Seydewitz und Ziegler erklärten auf ihrer Konferenz: 

„die Gewerkschaftseinheit darf nicht angetastet werden.“ 

Welche Gewerkschaftseinheit? Die Einheit mit den reformistischen Gewerkschaftsführern, die auf 

dem Leipziger SPD-Parteitag darin zum Ausdruck kam, daß die Vertreter der Seydewitz-Opposition 

der Resolution zum Referat von Tarnow zugestimmt haben? Die Einheit mit den Herren vom Bun-

desvorstand des ADGB, der die Streiks abwürgt und die Erwerbslosenunterstützung abbaut? Gewerk-

schaftseinheit mit jenen, die die oppositionellen Arbeiter aus den Gewerkschaften ausschließen und 

gemeinsam mit der Polizei den Lohnabbau in den Betrieben durchsetzen? Die neue USPD hat ihre 

Einheit mit der ADGB-Politik auch darin zum Ausdruck gebracht, daß Ziegler und andere Redner 

ausdrücklich erklärten, daß sie gegen jede Fraktionsbildung in den reformistischen Gewerkschaften 

sind. Sie wollen also eine scheinradikale Merkeropposition durchführen und damit die Arbeiter vom 

Weg zur RGO abhalten. Offen erklärte Ziegler „Die Spitzen müssen durch die Mitglieder zur Aen-

derung der Gewerkschaftstaktik gezwungen werden“. Die neue USP bestreitet also das Verwachsen 

des Gewerkschaftsapparates mit dem Wirtschafts- und Staatsapparat. Sie denken noch an eine „Er-

oberung der Gewerkschaften“, in einer Situation, wo ihnen Wels eine Lektion über die „Eroberung 

der SPD“ erteilt, wo die Gewerkschaftsleitungen zu Streikbruchzentralen geworden sind und wo die 

Gewerkschaftsführer nichts anderes sind als die Agenten der jeweiligen Regierung innerhalb der Ge-

werkschaftsbewegung. 

Wenn auch die Seydewitz und Co. eine gewisse Kritik an der reformistischen Gewerkschaftspolitik 

in den Gewerkschaftsversammlungen betreiben werden, so ist damit der Arbeiterschaft nicht im ge-

ringsten geholfen. Heute nützt nicht mehr „kameradschaftliche Kritik“, heute kann man nicht mehr 

bei den einzelnen Bewegungen abwarten, wie [436] die reformistischen Gewerkschaftsführer den 

Verrat durchführen werden, sondern heu t e  muß  d i e  Revo l u t i onä r e  Gewerkscha f t s-Op-

pos i t i on  von  vo r nhe r e i n  se lb s t änd i g  den  Kam pf  gegen  den  Wi l l en  de r  Gewer k -

scha f t s f üh r e r  o r gan i s i e r e n. Deshalb genügt nicht die innergewerkschaftliche Fraktionsarbeit, 

sondern die revolutionäre Opposition in den Gewerkschaften muß gemeinsam mit den unorganisier-

ten Arbeitern den Kampf vorbereiten, muß in der Tat die ro t e  E i nhe i t s f r on t  a l l e r  Ar be i t e r, 

ungeachtet ihrer Organisationszugehörigkeit, unter Führung der RGO organisieren. Wer gegen die 

RGO auftritt, wendet sich damit gegen die selbständige Kampfvorbereitung und liefert die Arbeiter 

dem sozialfaschistischen Verrat aus. 

Die Seydewitz und Co. wenden sich gleichzeitig gegen die Teilstreiks. In ihrem tiefen Pessimismus, 

der sich nicht unterscheidet von der Einstellung der reformistischen Bürokratie, wollen sie die Arbei-

ter zur Kapitulation vor dem Lohnabbau in den einzelnen Betrieben veranlassen. Gerade bei der dif-

ferenzierten Durchführung des Lohnabbaues in Deutschland ist es notwendig, daß in jedem einzelnen 

Betrieb die Arbeiter den Lohnabbau mit dem Streikkampf beantworten. Dagegen wenden sich diese 

SPD-Leute. Ziegler erklärte auf der Gründungskonferenz „die Gewerkschaften sind außerstande, 

durch betriebliche und örtliche Kämpfe Lohnverbesserungen zu erzielen“. Ziegler will also nicht 
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wissen, daß in zahlreichen Betrieben die Arbeiter durch Streikbewegungen den Lohnabbau abgewehrt 

haben und daß ohne die Teilstreiks in vielen Betrieben der Lohnabbau in Deutschland noch viel 

schlimmer durchgeführt worden wäre. Alle Kampferfahrungen lehren, daß gerade aus der Welle der 

Teilstreiks die Massenstreikbewegungen, die Streiks für ganze Industrien und Gebiete herauswach-

sen. Durch Teilkämpfe zu Entscheidungskämpfen um die Macht, das ist der Weg zum Sieg. Ziegler 

und Co. erklären aber, daß die „Auslösung von Kämpfen nur bei großen Objekten“ möglich ist. Das 

ist die offene Streiksabotage unter „linker“ Phrase. 

Diese Politik der SPD bedeutet aber gleichzeitig eine Unterstützung des Faschismus. Denn durch den 

Verrat der reformistischen Gewerkschaften am Sozialismus, durch die Sabotage des Kampfes gegen 

Lohnabbau und Brüning-Diktatur wird den Nazis die Möglichkeit gegeben, den Verrat der SPD am 

Sozialismus für sich, für ihren Kampf gegen den Marxismus, auszunutzen. Manche Arbeiter, die em-

pört durch den sozialdemokratischen Verrat den Glauben an den revolutionären Klassenkampf ver-

lieren, können dadurch von den Nazis eingefangen werden. Die Politik der RGO, der Kampf um die 

revolutionäre Gewerkschaftsbewegung ist deshalb gleichzeitig eine [437] der wichtigsten Aufgaben 

des revolutionären Proletariats im Kampf gegen den Faschismus in den Betrieben. 

Es wird uns um so eher möglich sein zu verhindern, daß Arbeiter durch die linken Phrasen der Sey-

dewitze auf dem Wege zur revolutionären Klassenfront aufgehalten werden, je besser wir in den Be-

trieben, an den Stempelstellen und überall den Kampf der Arbeiter führen, den Arbeitern beweisen, 

daß nur die Kommunistische Partei und die RGO für die Arbeiterinteressen und für die Einigung der 

Arbeiterschaft auf dem Boden des revolutionären Klassenkampfes kämpft. Dazu ist aber die kame-

radschaftliche Ueberzeugung der oppositionell-sozialdemokratischen Arbeiter und Gewerkschafts-

mitglieder bei gleichzeitig schärfsten Kampf gegen die „linken“ Agenten des Parteivorstandes vom 

Schlage der Seydewitz, Rosenfeld, Ziegler notwendig. 

Gleichzeitig mit dieser Anwendung der Einheitsfront in den Betrieben und der Einheitsfront gegen-

über den Gewerkschaftsmitgliedern und unteren Gewerkschaftsorganisationen ist es notwendig, die 

Einheitsfrontbewegung in allen Zweigen der Arbeiterbewegung zusammenzufassen und auf eine hö-

here Stufe zu führen. Die Delegiertenkonferenzen in den einzelnen Industrien, die Delegiertenkonfe-

renzen der Erwerbslosen, der Mieter, der Freidenker usw. und die Arbeit der Kampfausschüsse auf 

den verschiedensten Gebieten gilt es zusammenzufassen und damit die revolutionäre Massenmobili-

sierung in allen Teilen der Bewegung vorwärts zu treiben. Deshalb ist es notwendig, auf der Grund-

lage der Einheitsfrontorgane in den Betrieben (Kampfausschüsse, Erwerbslosenausschüsse an den 

Stempelstellen usw.) allgemeine Delegiertenkonferenzen in den Stadtteilen und Bezirken durchzu-

führen, sowie in den einzelnen Stadtgebieten und Orten Einheitsfrontorgane (z. B.: Einheitsaus-

schüsse gegen Not und Reaktion u. dgl.) zu wählen, die selbstverständlich nur dann einen Zweck 

haben, wenn in ihnen kommunistische, sozialdemokratische, in den reformistischen Gewerkschaften 

organisierte und parteilose Arbeiter gewählt sind. So gilt es, mit Hilfe der Einheitsfronttaktik den 

breiten Strom des Massenkampfes gegen die Durchführung der faschistischen Diktatur zusammen-

zufassen und zu steigern. Vor allem muß es uns auf diese Weise gelingen, das brüderliche Kampf-

bündnis mit den sozialdemokratischen Arbeitern und Gewerkschaftsmitgliedern zu schaffen. [438] 

* 

Die Rolle der Betriebe und die Ueberwindung der Haupthindernisse in der Betriebsarbeit  
Von H a n s  S a w a d z k i. 

Vor bem erkun g: 

In der September-Nummer der „Internationale“ hat der Genosse P. L. unter der Losung: „Ver s t ä r k t  

d i e  Ar be i t  i n  den  Be t r i ebe n“ die gegenwärtige konkrete politische Situation aufgezeigt und mit 

der Untersuchung der Lage und der Durchführung der Aufgaben der KPD festgestellt, daß es nicht 

gelungen ist, der Hungeroffensive der Bourgeoisie eine umfassende, erfolgreiche Offensive der Mas-

sen gegen die Hungerpolitik unter Führung der Partei und RGO zu organisieren. Genosse P. L. kommt 

zu folgender Feststellung: 
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„Die gemeinsame Wurzel aller dieser Schwächen ist das Zurückbleiben unseres Einflusses in den Betrieben 

hinter dem Einfluß, den die Partei im allgemeinen auf die anderen Schichten des arbeitenden Volkes hat. Un-

sere Schwäche in den Betrieben führt dazu, daß die Bourgeoisie den Lohnraub ohne nennenswerten Wider-

stand durchführen kann. Es ist klar, daß ohne eine verstärkte Arbeit in den Betrieben die revolutionäre Krise 

nicht organisiert werden kann, denn mit den Erwerbslosen allein kann die Revolution nicht gemacht werden.“ 

Der nachfolgende Aufsatz ist eine Erläuterung der Arbeit des Genossen P. L. und soll vor allem Hin-

weise für die Zerlegung der Ursachen dieser Schwächen und für ihre Ueberwindung geben. 

Die Kommunistische Internationale hat, ausgehend von den Erfahrungen der internationalen Arbei-

terbewegung und besonders der russischen Revolution, der Arbeit in den Betrieben, insbesondere 

aber in den Großbetrieben immer eine besondere Bedeutung beigemessen und diese Tätigkeit zu ei-

nem organisatorischen Prinzip der Kommunistischen Internationale erhoben. 

Der gegenwärtige Stand der Millionen-Erwerbslosigkeit ändert nichts an dieser Tatsache. Befinden 

sich doch immer noch große Massen – und vor allem die entscheidenden Schichten der Arbeiterklasse 

– in den Betrieben. Ohne die Einbeziehung und aktive Anteilnahme dieser Massen in der revolutio-

nären Bewegung ist die Entwicklung des proletarischen Massenkampfes undenkbar. Ohne Verwur-

zelung der Kommunistischen Partei in den Betrieben, ohne ein Höchstmaß von Arbeit in diesen ist 

die Aufgabe der Eroberung der Mehrheit der Arbeiterklasse nicht möglich. Gerade unter den Bedin-

gungen des Heranwachsens der Voraussetzungen der revolutionären Krise in Deutschland wachsen 

die Aufgaben der KPD und der RGO in den Großbetrieben außerordentlich. Die KPD und mit ihr die 

revolutionäre Gewerkschaftsbewegung müssen sich in verstärktem Maße in den Betrieben verankern, 

um die entscheidenden Kämpfe organisieren zu können. Der Weg dieser Vorbereitung dieser Kämpfe 

ist klar. Das  l e t z t e  P l enum  des  ZK ha t  geze i g t, daß  in  de r  En twi ck l ung  de s  Kam pf e s  

gegen  d i e  Hunge r o f f ens i ve  de s  Un t e r nehm er t ums  und  gegen  d i e  gesam t e  Po l i t i k  

de r  Br ün in g-Reg i e rung, w i e  de r  Bour geo i s i e  übe rhaup t, d i e  we r k t ä t igen  Massen  

[439] un t e r  de r  Losung  „Volks r evo l u t i on  und  fü r  e i n  Sowj e t deu t sch l an d“ au f ge -

r ü t t e l t, mob i l i s i e r t  und  o r gan i s i e r t  i n  Käm pf e  ge f üh r t  wer den  m üsse n. Die Haupt-

aufgabe der Partei besteht darin, gerade jetzt in die vordersten Reihen dieser Kämpfe die massiven 

Kolonnen der Großbetriebe zu führen. D i e  Gr oßbe t r i ebe  m üsse n d i e  Haup t s t ü t ze  n i ch t  

nu r  be i  ökonom i schen  S t r e ik s, sonde rn  auch  be i  Dem ons t r a t i onen  de r  Ar be i t e r, 

de r  Ar be i t s l o sen  und  be i  po l i t i s chen  S t r e i k s  we rde n. Deswegen steht so scharf wie nie 

die Aufgabe, die Schwäche der Arbeit der Partei in den Betrieben zu überwinden und sie mit dem 

schnellen Wachstum des politischen Einflusses der Partei in Einklang zu bringen. Das ZK hat in 

Uebereinstimmung mit den Beschlüssen des Plenums des EKKI festgestellt, daß eine der entschei-

denden Ursachen des Zurückbleibens der Sektionen der KI die Schwäche der Partei in den Großbe-

trieben ist, und hat die Partei verpflichtet, einen entscheidenden Kurs auf die Großbetriebe und die 

Erweiterung der Basis der Partei, wie die Aktivisierung der Betriebszellen durchzuführen. Viele Par-

teimitglieder verstehen nicht, daß die Partei das Zurückbleiben in den Großbetrieben liquidieren kann 

und muß. Sie stellen immer wieder die Schwierigkeiten heraus: Terror der Unternehmer, die Verrats-

politik der reformistischen Gewerkschaftsbürokratie, und verbinden diese Argumente mit der schein-

baren Angst der Arbeiter, ihre Arbeitsstelle zu verlieren. In Wirklichkeit wird damit in den meisten 

Fällen nur beabsichtigt, die eigene Passivität zu verdecken. Typisch dafür ist folgendes Beispiel, das 

dem Bericht eines zentralen Instrukteurs entnommen ist: 

Im Zusammenhang mit dem Zusammenbruch des Lahusen-Konzerns wurde in allen Betrieben, die 

dem Nordwolle-Konzern angehören, eine Kampagne zur Auslösung des Streiks durchgeführt, die 

durch Delegiertenkonferenzen vorbereitet werden sollten. In einem Thüringer Betrieb des Nordwolle-

Konzerns, in dem mehr als 2000 Arbeiter beschäftigt sind, wurde eine Betriebsversammlung durch-

geführt, die konkrete Maßnahmen treffen und Delegierte zu einer Konferenz entsenden sollte. Diese 

Versammlung war von mehr als 500 Arbeitern und Arbeiterinnen besucht; die Kampfstimmung war 

ausgezeichnet. Der Referent, ein Vertreter der RGO, behandelte ausführlich die weltpolitische Lage, 

die Frage der zwei Systeme usw., ohne jedoch dem wirklichen Aufgabengebiet der Arbeiter dieses 

Betriebes näherzutreten. Auch der verantwortliche Parteifunktionär dieses Betriebes verstand es 
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nicht, die Versammlung auf die konkrete Aufgabe der Auslösung des Kampfes einzustellen. Dem 

Eingreifen des Genossen aus dem zentralen Apparat wurde entgegnet, daß kaum etwas zu machen 

sei, daß man Delegierte für die Konferenz nicht wählen könne, da die Arbeiter nicht gewillt seien, 

die Mittel dafür aufzubringen. Nunmehr ergriff dieser Genosse selbst das Wort, beschäftigte sich mit 

der Lage der Arbeiter dieses Betriebes, mit den Ursachen des Zusammenbruchs des Nordwolle-Kon-

zerns, mit der Be-[440]deutung der Kampfauslösung und mit der Beschickung der Delegiertenkon-

ferenz. Die Ausführungen dieses Redners fanden einmütigen Beifall; drei Delegierte für die Konfe-

renz wurden gewählt. Durch die sofort vorgenommene Geldsammlung wurden die Mittel für 5 Dele-

gierte aufgebracht. 

Dies Beispiel zeigt, daß es in vielen Fällen von der Entwicklung der eigenen Initiative der leitenden 

Organe in Partei und RGO abhängt, die Massen im Sinne der Aufnahme eines Kampfes zu mobili-

sieren. Die KPD ist, wenn sie die Frage der Verstärkung der Basis in den Betrieben stellt, selbstver-

ständlich auch an dem Aufbau und der Entwicklung der Betriebsgruppen der RGO interessiert. Aber 

die Gruppen der RGO, die Zellen des KJVD können sich nur dann richtig entwickeln und ihre Auf-

gaben in den Großbetrieben durchführen, wenn eine gute Parteiführung in den Großbetrieben vor-

handen ist. A l l e  Schwächen  und  Mänge l  de r  Pa r t e i a r be i t  i n  den  Gr oßbe t r i eben  s i nd  

z u  e r k l ä ren  en t wede r  du rch  d i e  sch l ech t e  An le i t un g, du rch  s ch l ech t e  po l i t i s che  

und  o r gan i s a t o r i sche  Ar be i t  im  Be t r i eb  ode r  abe r  du r ch  da s  Feh l en  von  Ze l l en  

übe r haup t. Die entscheidende Frage bei den bestehenden Betriebszellen ist die Hebung der Quali-

tät, Aktivität und die Politisierung ihrer Arbeit. Hier kommt es viel auf die Initiative der Zellen und 

ihrer führenden Kaders selbst an. Aber diese Frage muß auch im Mittelpunkt der Arbeit aller Partei-

leitungen und Organisationen der Partei stehen. Es ist notwendig, eine starke und dauernde Kampagne 

in allen Zellen und Leitungen, in allen Sitzungen, Versammlungen und Konferenzen der KPD unter 

der Losung der Aktivisierung der Arbeit der Partei unter besonderer Betonung der Betriebszellen 

durchzuführen. Dabei steht als entscheidende Frage mit, d i e Bese i t i gung  de r  Auf f a s sun g, a l s  

s e i  e s  m ög l i c h, mi t  dense l ben  Me t hoden  und  Mi t t e l n  w i e  i n  den  ve r gangenen  J ah -

r en  d i e  Be t r i ebsa rbe i t  du r chzu f üh r e n. Die Verfolgung der KPD, der massenweise Hinaus-

wurf revolutionärer Arbeiter und führender Kommunisten und damit das Zerschlagen unserer Zellen, 

kann nur durch entsprechende weitsichtige und gut durchorganisierte Gegenmaßnahmen beantwortet 

werden. Durch Reorganisation der Groß-Betriebszellen auf Werks- und Abteilungszellen muß die 

rein legalistische Einstellung zur Betriebsarbeit, die mit eine der Ursachen für den Massenhinauswurf 

unserer Genossen ist, überwunden werden. 

II. 

Die Hemmungen in der Betriebsarbeit haben aber nicht allgemein ihre Wurzeln nur in der Schwäche 

der Betriebsorgane der Partei, s onde r n  auch  in  de r  m ange l nden  Ar be i t  de r  Pa r t e i l e i t un -

gen  be i  de r  Dur ch f üh r ung  de r  Pa r t e i d i r ek t i ven  übe r  d i e  Arbe i t  i n  den  Be t r i ebe n. 

In sehr vielen Fällen bleibt die Zelle sich meistens selbst überlassen, ohne wirkliche Hilfe von den 

Leitungen zu bekommen. Die Aufgaben-[441]stellungen durch die Leitungen waren und sind meist 

noch heute für alle Organisationseinheiten in vielen Fällen gleich, wodurch die besondere Bedeutung 

und die besonders wichtige Rolle der Betriebszellen nicht genügend hervorgehoben wurde. Mit ge-

ringen Ausnahmen wird in der Bearbeitung der Großbetriebe noch der Weg des geringen Widerstan-

des gegangen. Die Entwicklung der Betriebszelle Siemens in Berlin beweist das. Die Unterbezirks-

leitung hatte, bevor die Reorganisation durchgeführt wurde, die Arbeit in ihrem Gebiet zunächst auf 

eine Reihe anderer kleinerer Betriebe als Siemens stärker konzentriert, der Widerstand war hier ge-

ringer. Die Unterbezirksleitung konnte keine genügend qualifizierten Instrukteure für die Siemens-

Werke finden und die Straßenzellen lehnten es ab, an diesen „schwierigen“ riesigen Betrieb heranzu-

gehen und wirklich positive Kleinarbeit zu leisten. Die Organisation des Betriebes ging nicht vor-

wärts, sondern rückwärts, bis es gelang, die Leitung des Betriebes auf anderer Basis zu schaffen. In 

einer Reihe von wichtigen Fällen konzentrierten sich Bezirksleitungen und Unterbezirksleitungen 

wesentlich auf die Arbeit im Wohngebiet und gaben keine spezialisierten und ausdrücklichen Anwei-

sungen für die Arbeit der Betriebszellen. Die Kampagne zum SPD-Parteitag, zum ADGB-Kongreß, 

zum Kampf gegen die Notverordnungen, die Demonstrationen und Proteste gegen Nazi- und 
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Stahlhelm-Aufmarsch und Terror, die Volksentscheidungskampagne haben die Betriebe zum wesent-

lichen Teil nur schwach berührt. Das ist nicht allgemein die Schuld der Betriebszellen, sondern auch 

die Schuld der Leitungen, die diese Kampagne trotz ausdrücklicher anderer Anweisungen des ZK die 

Hauptrichtung nach dem Wohngebiet gegeben haben. Fast ebenso stellten diese Leitungen mit weni-

gen Ausnahmen die Probleme der Vorbereitung der Demonstrationen und der Teilnahme der Beleg-

schaften. Beispiele dafür sind die Erwerbslosen-Demonstrationen. Auch die Verbindung von oben 

nach unten, von der Parteileitung zur Zelle, sichert nicht die genügende Hervorhebung der Betriebs-

zelle. Ebenso ungenügend ist noch die Kontrolle und die Hilfe für die Zellen durch die oberen Lei-

tungen. Um eine bessere Verbindung zu schaffen, wurde in verschiedenen Unterbezirken Berlins 

versucht, besondere Zusammenkünfte von Betriebsfunktionären der Partei durchzuführen. In diesen 

Versammlungen gelang es aber nicht, speziell die Fragen herauszuschälen, die mit den Aufgaben der 

Betriebszellen verbunden sind. Zum Teil wurde nicht verstanden, die richtige Methode zur Erziehung 

der Betriebsgenossen anzuwenden. Auf einer solchen Konferenz im Unterbezirk Ost von Berlin 

wurde in der Diskussion der Redner des einzigen Großbetriebes, der anwesend war, seitens eines 

leitenden Funktionärs scharf kritisiert, weil der Genosse aus dem Betrieb eine nicht konkret vorbe-

reitete Rede gehalten hatte. Es ist klar, daß eine solche Stellungnahme eines leitenden Funktionärs 

nicht diesen und anderen Betriebsgenossen zur Ueberwindung seiner Mängel anfeuerte. 

De r  I n s t ruk t eu r appa r a t, der zur Ueberwindung der mangelnden Verbindung und zur Beschleu-

nigung der Heranbringung [442] der Parteibeschlüsse an die unteren Einheiten aufgebaut war, ist 

noch nicht die Garantie einer wirklich lebendigen Verbindung. Anstatt die Instrukteure als aktive 

Mithelfer und Berater einzusetzen, bildet sich die Gefahr, daß diese Instrukteure die einzige Form der 

Verbindung zwischen Parteileitung und Zellen werden und sich als neue Instanz zwischen Unterbe-

zirksleitung und Zellen schieben. Auch die Qualität der Instrukteure selbst, die, um wirkliche Helfer 

zu sein, über große Erfahrungen verfügen müssen, ist keineswegs gesichert. 

Das System der Verbindung von den Leitungen (Bezirksleitung und Unterbezirksleitung) zur Zelle 

ist demnach sehr schwerfällig. Die Zellen sogar der größten Betriebe, welche die Stützen und Zentren 

der Parteitätigkeit sein müssen, sind in der Tat von den Parteileitungen sehr weit entfernt. Es gibt in 

Deutschland Parteibezirke, in denen kein einziger der Sekretäre Mitglied einer Betriebszelle ist, in 

einem wichtigen und großen Parteibezirk hatte man aus „Zweckmäßigkeitsgründen“ die Zuteilung 

der verantwortlichsten Funktionäre zu Betriebszellen abgelehnt. Ein solcher Zustand ist auch mit die 

Ursache für die verhältnismäßig schlechte Heranbringung der Parteidirektiven und oftmals auch für 

eine unrichtige Uebermittlung der Parteidirektiven, an die unteren Parteieinheiten, an die wichtigsten 

Zellen. Sehr oft vergehen noch von der Annahme eines Beschlusses der Parteileitung im Bezirk bis 

zur Stellungnahme in Zelle zwei, drei und mehr Wochen, abgesehen davon, daß die hauptverantwort-

lichsten Genossen, selbst der praktischen Betriebsarbeit entfremdet werden und Betriebspolitik vom 

„grünen Tisch“ aus betreiben. 

Bezeichnend ist das Ergebnis der Kontrolle einer Reihe wichtiger Zellen, wo trotz ausdrücklichem 

Hinweis der Bezirksleitungen auf die Tagesordnung dieser Zelle die Aufgaben der Partei gegen die 

Notverordnungen der Brüning-Regierung zu stellen, statt dessen diese Zellen (und im Reiche viele 

andere) nicht nur in einer, sondern in mehreren Sitzungen hintereinander mit inneren Organisations-

fragen der Zelle beschäftigen und die politischen Aufgaben ignorierten. Dabei ist von entscheidender 

Bedeutung, daß in allen diesen kontrollierten Zellenversammlungen die Instrukteure der Unterbe-

zirksleitung anwesend waren, ohne daß sie jedoch vermochten, die Arbeit der Zelle auf das politische 

Gleis zu bringen. 

In der letzten Zeit ist in einigen Bezirken eine bestimmte Besserung in dieser Richtung festzustellen. 

Manche Bezirke haben in dieser Richtung schon positive Beispiele der Arbeit gezeigt. Berlin-Bran-

denburg, Ruhrgebiet, Halle-Merseburg haben durch den Versuch der Reorganisation der großen Zel-

len, der Schaffung einer besseren Verbindung von unten nach oben und von oben nach unten durch 

bessere Koordinierung der Arbeit der Betriebszellen mit den örtlichen Parteiaufgaben Fortschritte 

erzielt (Siehe „Parteiarbeiter“, Heft 9). Die erzielten Fortschritte müssen als System für die Arbeit. in 

der Gesamtpartei aufgenommen werden. [443] 
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III. 

Unter solchen Umständen und unter der Beachtung, daß mit der Entwicklung des wachsenden revo-

lutionären Aufschwunges in Deutschland und dem unbestreitbaren politischen Wachstum der Partei 

durch eine schlecht organisierte Betriebsarbeit hinter den gestellten Forderungen zurückbleibt, ergibt 

sich, daß vielfach revolutionäre Betriebsarbeiter in den Betrieben den Kommunisten vorangehen. In 

einer ganzen Anzahl von Fällen wurde von unseren Parteigenossen die revolutionäre Aktivität der 

Arbeitermassen und die günstigen Bedingungen des revolutionären Aufschwunges für die Entwick-

lung der revolutionären Arbeit unterschätzt. Einige Beispiele aus dem Kampf gegen die Notverord-

nungen sollen diese Behauptung bekräftigen: In der AEG Trep t ow  wurde in einer von den Refor-

misten einberufenen Betriebsversammlung unsere Resolution zur Frage der Notverordnungen ange-

nommen und dem Referenten Brandler das Schlußwort entzogen. Trotzdem waren unsere Genossen 

darüber mißgestimmt, daß in den Flugblättern, die sie vom Unterbezirk bekommen hatten, die Frage 

des Streiks gestellt wurde. Sie haben nichts unternommen zur Organisierung des Streiks, auch dann 

nicht, als sich einige SPD-Arbeiter mit der Frage an sie wandten, ob man einen Proteststreik durch-

führen wird. Im Betrieb AEG-Br u nnens t r aß e haben die Kommunisten, trotzdem sie selbst auf 

das Vorhandensein einer großen Empörung unter den Arbeitern in den Betrieben gegen die Notver-

ordnungen hinwiesen, behauptet, daß es unmöglich ist, irgendwelche Kampfmaßnahmen durchzu-

führen. In den Betriebsversammlungen von S i emens  wurde die Bereitschaft der Arbeiter, dem Auf-

ruf zum Kampf gegen die Notverordnungen zu folgen, festgestellt, die Funktionärkonferenz des Ein-

heitsverbandes jedoch hatte einen Tag vorher die Möglichkeit einer Belebung der Bewegung in den 

Betrieben verneint. Bei einer Nachfrage unter den parteilosen Arbeitern wurde festgestellt, daß die 

Kommunisten kein einziges Mal mit den Arbeitern über die Durchführung irgendwelcher Protest-

maßnahmen gesprochen haben. Bei Bor s i g, wo bei den Betriebsrätewahlen die rote Liste zum ersten 

Male einen großen Sieg errang, hat es die Zelle nicht verstanden, ihren politischen Einfluß geltend zu 

machen. Trotz ihres guten Erfolges sind die Genossen sehr unerfahren und stützen sich auf die Be-

hauptung, daß „Bor s i g  e i n  be sonde r e r  Be t r i eb  i s t“. Andererseits sind dagegen Beispiele vor-

handen, wo sogar in den Betrieben, in denen keine Zellen bestehen, ja wo damals nicht einmal Sek-

tionen des roten Verbandes vorhanden waren (F loh r s t ed t) oder wo alle Arbeiter im reformistischen 

Verband organisiert sind (Ar nhe i m) gestreikt wurde. Zwar sind dies kleinere Betriebe, jedoch zei-

gen sie, daß bei der gegenwärtigen Stimmung der Arbeiterschaft die Initiative der einzelnen Genossen 

mit Unterstützung der Straßenzellen genügt hätte, um die Bewegung in solchen Betrieben zu organi-

sieren. Die Zellen haben aber nicht den notwendigen Glauben an ihre eigene Kraft. Es fehlt ihnen an 

Zähigkeit, an Entschlossenheit, an Einspannung und Tempo [444] in der Arbeit. Nach wie vor ent-

falten sie wenig Initiative und versäumen, die einzelnen Mitglieder zur Arbeit heranzuziehen. Sie 

reagieren langsam und oft zu schwach auf die Beschlüsse der Partei. So kommt es vor, daß trotz der 

wachsenden Autorität der Partei, die Zellen selbst keine Autorität genießen. Diese Erscheinung ist 

neben dem Einfluß opportunistischer Elemente und sozialdemokratischer Traditionen größtenteils 

auf das niedrige politische Niveau der Zellen, auf den Mangel an Erfahrungen, auf ungenügende 

Teilnahme am gesamten Leben der Partei und auf ungenügende Informierung der Zellen durch die 

Leitungen zurückzuführen. Aus einzelnen der oben genannten Beispiele ist ersichtlich, daß die Be-

schlüsse des Plenums des ZK und des EKKI zur politischen Lage und die Aufgaben nur im geringen 

Maße in den Zellen begriffen werden. Im Moment, wo die KPD als Ganzes die wichtigsten Schichten 

der Arbeiterschaft erobert, weil sie von ihr als Vorkämpferin der Arbeiterklasse anerkannt wird, ver-

stehen es die Betriebszellen in ihrer Arbeit in den Betrieben noch sehr wenig, den Arbeitern die Füh-

rerrolle der Betriebszellen im Betrieb in der Auslösung und Führung von Kämpfen zu beweisen. Es 

ist eine Tatsache, daß der Kampf gegen die Entlassungen, gegen Lohnabbau und die täglichen Unter-

drückungen von seiten der Kapitalisten auch von den besten Zellen schwach organisiert wurde. Die 

Parteizellen haben aber nicht nur selbst zu schwach reagiert, sondern konnten auch auf Grund ihrer 

eigenen Stellungnahme nicht die Arbeit der RGO-Gruppen, der Sektionen der roten Verbände in den 

Betrieben führend beeinflussen. Gegenwärtig wird in Berlin der Kampf der Metallarbeiter organisiert. 

Am 6. Oktober stand in allen Betriebszellen diese Frage auf der Tagesordnung. Die BL hatte zu die-

sem Tage alle Instrukteure, auch die des zentralen Apparates, eingespannt. In einer Zelle eines 
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größeren Metallbetriebes erklärte man einem Genossen: „Wir können doch heute, wo weder der 

RGO-Mann noch der Sektionsleiter des EVMB anwesend sind, auch nicht zum Metallkampf Stellung 

nehmen.“ Man nahm zwar doch Stellung, jedoch zeigt sich schon in solchen Worten, von verantwort-

lichen Genossen gesprochen, die große Gefahr des Verzichtes auf die führende Rolle der Zellen in 

der Organisierung und Führung ökonomischer Kämpfe. Eine Tatsache, die bereits vorher in den Ver-

handlungen des Politbüros vom 24.9. eine entscheidende Rolle gespielt hat. Nur die besten roten 

Betriebsräte haben in der Vergangenheit versucht, auf diese Maßnahmen der Unternehmer zu reagie-

ren, weil sie sich selbst über die Bedeutung ihrer verantwortlichen Funktion als rote Betriebsräte 

gegenüber der Arbeiterschaft völlig im klaren waren. Den Verantwortungswillen dieser Genossen in 

Rechnung gestellt, ergibt sich, daß darin eine außerordentlich große Gefahr liegt, die darin besteht, 

daß eine solche, manchmal selbstaufopfernde Arbeit zu einer individuellen, nicht in Verbindung mit 

der Arbeit der Betriebszellen im Betrieb stehenden Eigeninitiative sich entwickelt. Der letzte Kampf 

an der Ruhr hat wiederum zahlreiche Beweise eines falschen Heroismus gebracht. D i e  Auf gabe n  

[445] de r  Pa r t e i, i h r e r  Be t r i ebs r ä t e, de r  Ze l l e n, w i e  de r  r evo l u t i onä r en  Gewer k -

scha f t sbewegung  be s t ehen  n i ch t  nu r  da r i n, d i e sen  ode r  j eden  Mi ßs t and  abzus t e l -

l e n, d i e se  ode r  j ene  ze i t we i l i gen  Ve r güns t i gungen  he rabzuho l e n, s i e  be s t ehen  i n  

de r  Haup t s ache  da r i n, auch  im  Kam pf  um  d i e  a l l t äg l i chen  Fo r de r ungen  de r  Ar -

be i t e r s cha f t  d i e se  von  de r  Las t  de r  SPD-Tr ad i t i on  z u  be f r e i e n, s i e  zu m Kam pf  m i t 

de m Kl as sen f e i n d z u s chu l e n, i hne n d i e  Kr a f t  de r  o r gan i s i e r t en  K la s se  z u  ze i gen  

und i n  i h re r t äg l i c hen  Gesamt a r be i t  das Ve r t r auen  de r  Arbe i t e r  zu r  KPD und  de r  

von  i h r  ge l e i t e t en  r evo l u t i onä r en  Or gan i s a t i onen  z u  s t ä r ke n. 

Gegenwärtig ist die Anteilnahme unserer Groß-Betriebszellen an der allgemeinen politischen Tätig-

keit der Partei außerordentlich schwach. Die politischen Kampagnen in der letzten Zeit beweisen das. 

Die Kampagne gegen das Verbot der kommunistischen Pressen hat die Betriebe beinahe nicht be-

rührt. Die Kampagne zum SPD-Parteitag, der Kampf gegen den nationalfaschistischen Terror, die 

Volksentscheidungskampagne lag beinahe ausschließlich bei den Wohngebieten. Hier vermengte 

sich das Unvermögen der Leitungen, die Basis der Kampagne in die Betriebe zu verlegen, mit der 

ungenügend entwickelten Selbstinitiative unserer Zellen. Selbstverständlich sind einige gegenteilige 

Beispiele guter Arbeit vorhanden. Es sind jedoch nur Beispiele und damit Ausnahmen. 

IV. 

Ein außerordentlich großer Mangel der politischen Tätigkeit der Betriebszellen sowohl unserer Par-

teiorgane, besteht in der ganz ungenügenden Popularisierung des sozialistischen Aufbaues in der 

UdSSR besonders in zwei Richtungen: 

1. In der täglichen konkreten Gegenüberstellung des Sowjet-Systems in politischer und wirtschaftli-

cher Beziehung gegenüber dem Kapitalismus in Deutschland. 

2. In der Ueberzeugung der Arbeiter von der Möglichkeit und der Notwendigkeit, daß auch die deut-

sche Arbeiterklasse diesen Weg beschreiten muß. 

Allerdings muß hier betont werden, daß die Zellen auch in dieser Frage, ebenso wie in anderen, von 

den Leitungen nur allgemein und ungenügend Anregungen bekommen. Auch die Parteipresse hat durch 

die ungenügende Problemstellung in Behandlung dieser Frage die Zellen ungenügend unterstützt. 

Eine besonders negative Wirkung auf die Entwicklung der Zellen hat die schwache Arbeit zur Orga-

nisierung der Einheitsfront in den Betrieben. Das zeigte sich sowohl in der Organisierung des Kamp-

fes gegen die Lohnabbau-Offensive, die Massenentlassungen bei der Schaffung von betrieblichen 

Kampfkomitees, das zeigte sich auch bereits bei der Durchführung der Betriebsrätewahlen im Früh-

jahr d. J., wo es nicht gelang, wesentlich über den Rahmen der Parteimitglieder [446] und sympathi-

sierender Arbeiter hinaus, sozialdemokratische oder christliche Arbeiter in die Organe einzubeziehen. 

Dazu kommt als weiterer Mangel, daß die Zellen in ungenügender Kenntnis ihrer führenden Rolle im 

Betrieb es nicht verstehen, die einmal geschaffenen Einheitsfront-Organe mit lebendigem Inhalt zu 

gestalten. In  unm i t t e l ba r e r  Ve r b i ndung  s t eh t  d i e  Ve r nach lä s s i gung  de r  Ar be i t  i n  
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den  r e fo rm i s t i s chen  Gewer kscha f t e n. Ein treffendes Beispiel für diese Behauptung ist die 

Arbeit der Zelle AEG-Turbine. Obwohl 90% der Arbeiter dieses Betriebes in den reformistischen 

Gewerkschaften organisiert sind und obwohl viele dieser Arbeiter für die rote Liste bei den Betriebs-

rätewahlen stimmten, ist es bisher nicht gelungen, in diesem Betrieb eine RGO-Gruppe zu schaffen. 

Die Beschränkung der Basis der rev. Gewerkschaftsbewegung auf die Sektionen der roten Verbände 

wird in diesem und ähnlichen Betrieben, in denen der größte Teil der Arbeiter noch in den reformis-

tischen Verbänden organisiert ist, faktisch eine Hemmung für die Ueberführung dieser Arbeiter in 

die rev. Organisationen. Die Schaffung von RGO-Gruppen ist gerade in solchen Betrieben besonders 

wichtig, da sie die beste Voraussetzung für die Liquidierung des Masseneinflusses der SPD in den 

Betrieben sind. Eine Reihe von anderen Beispielen zeigt, daß dort, wo RGO-Gruppen bestanden, 

diese mit der Bildung des roten Verbandes liquidiert wurden, was eine wesentliche Verschmälerung 

der Basis für die Erfassung der Arbeiter bedeutet. Beispiele solcher Zellen wie Os r am  und S i e -

m ens  Werne r wer k  zeigen, daß dort, wo die Mitglieder zur Arbeit nicht herangezogen wurden, 

ihnen die Linie der Arbeit nicht populär genug kenntlich gemacht wird, eine gewisse Depression in 

der Zelle eintrat. Das ging so weit, daß z. B. bei Os r am  D die Zellenversammlung derart schlecht 

besucht war, eine solche Mißstimmung vorhanden war, daß nach der Entlassung des politischen Lei-

ters der Zelle aus dem Betrieb lange Zeit kein Ersatzmann gefunden werden konnte. In solch großem 

Maße wird die Entwicklung der Zellen und die der rev. Massenorganisationen in den Großbetrieben 

gehemmt durch die Schwäche der Arbeit in den einzelnen Betriebsabteilungen resp. Schächten. Sogar 

die elementarste Form dieser Arbeit, wie die Einberufung von Versammlungen in den Abteilungen, 

die Registrierung und Erfassung von Sympathisierenden und die Organisierung der roten Vertrauens-

leute wird in der Praxis in völlig ungenügender Weise durchgeführt und ausgenützt. W a s  d i e  

Scha f f ung  de r  Ab te i l ungsze l l en  ode r  de r  Pa r t e ig r uppen  in  den  Ab t e i l ungen  be -

t r i f f t, s o  i s t  s i e  nu r  i n  e i ne r  s eh r  k l e i nen  Anzah l  s o l che r  Ze l l en  dur chge f üh r t, d i e  

i h r e r  S t ä rke  und  S t ruk t u r  nach  f ü r  d i e  En t wi ck lung  d i e se r  Or gan i sa t i ons f o rm  i n  

F r age  kom m e n. Auch die RGO resp. die roten Verbände sind in dieser Beziehung nicht vorwärts 

gekommen, obwohl gerade diese Einstellung unserer Zellenleitungen in den Großbetrieben mit ein 

Hauptmoment des Er-[447]folges der Unternehmer im Kampf gegen die Zerschlagung unserer Zellen 

ist. E i ne  so l che  Auf f a s sung  m uß  na t ü r l i ch  z u  e i ne r  ungenügenden  Vor s i ch t  und  

Um s i ch t igke i t  i n  de r  Dur ch füh r ung  de r  Pa r t e i a rbe i t  i m  Be t r i eb  f üh r e n. Einen be-

sonders krassen Fall bietet hierfür die Zelle der Schach t an l age  P r äs i den t, die infolge unvor-

sichtiger Organisierung des Verkaufs der Betriebszeitung vollständig entlassen wurde oder die RGO-

Gr uppe  und  Ze l l e  de r  Bad i s chen  An i l i n- und  Soda f ab r i k, die mehrere Male durch Ent-

lassungen unserer Mitglieder zerschlagen wurden. An einer Reihe von anderen Beispielen kann je-

doch bewiesen werden, inwieweit bei wirklich planmäßiger Arbeit die Pläne der Unternehmer zu-

nichte gemacht werden können. Z. B. die Zelle Westerholt: Die Zelle von rund 90 Genossen war bis 

auf nur wenige Genossen nach dem Januar-Ruhrstreik aus dem Betrieb geworfen. Einige der zurück-

gebliebenen Genossen aber in Zusammenarbeit mit sympathisierenden Arbeitern und Unterstützung 

durch die örtliche Parteiorganisation, haben eine neue Zelle aufgebaut, d i e  i n  i h re r  S t ä r ke  d i e  

i m  Janua r  z e r sch l agene  übe r t r i f f t. Heu t e  s i nd  m ehr  a l s  100  Mi t g l i ede r  i n  de r  

Ze l l e  e r f aß t. Die objektive Schwierigkeit, die Folge des Terrors gegen die revolutionäre Bewe-

gung, können nur auf eine Weise bekämpft werden: du rch  ve r s t ä r k t e  En t s ch l o ssenhe i t  und  

ve r s t ä r k t e  Rücks i ch t s l o s i gke i t  i n  de r  E r obe r ung  de r  Gr oßbe t r i eb e. D i e  en t s che i -

denden  F ragen  s i nd  n i ch t  d i e  Schwi e r igke i t e n, sonde r n  wie  d i e  Schwi e r i gke i t en  

z u  bekämpf en  s i nd  und  t r o t z  d i e se r  d i e  Pos i t i onen  de r  Pa r t e i  z u  s t ä rke n. Die wich-

tigste Methode zur Ueberwindung der aufgezeigten Mängel und Schwächen ist eine ve r s t ä rk t e  

Anwendu ng  de r  Se lb s t k r i t i k, die sich nicht auf die Feststellung von Fehlern und Mängeln und 

auf Beschlüsse beschränkt, sondern die wirklich Anstoß gibt zur positiven Verbesserung der Arbeit. 

Dazu gehört auch, daß die Parteipresse, so weit ihr die Möglichkeit gegeben ist, die Durchführung 

des Kurses der Partei auf die Betriebe, unterstützt. Die Presse muß die Rolle der Großbetriebe zum 

Ausdruck bringen und muß den Zellen helfen, ihre Aufgaben in den Betrieben durchzuführen. D ie 

Dur ch f ühr un g de r Besch l ü s se de s  l e t z t en  ZK-P l enum s  und  de s  Po l-Bür os  vom  24. 
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9. be s t eh t  da r i n, daß  d i e  Pa r t e i, um das  Schwer gewi ch t  de r  Pa r t e i a rbe i t  au f  d i e  

en t s che i denden  F r on t abschn i t t e  z u  konzen t r i e r e n, ve r s t ehen  l e r nen  m u ß, daß  d i e  

Be t r i eb s- und  Gewe r kscha f t s a r be i t d i e Ar be i t un t e r de n E rwer bs l o se n d i e s t r a t e -

g i s c h en t sche i dende  Ausgangs s t e l l ung  f ü r  d i e  Auf r o l l ung  de r  gesam t en  Kampf -

f r on t  i n  S t ad t  und  Land  s e i n  m u ß, daß  nu r  von  h i e r  aus  d i e  Haup tau f gabe  de r  

Kom m uni s t i s chen  Pa r t e i  i n  de r  Gegenwar t, näm l i ch  d i e  Or gan i s i e r ung  vo n  

Käm pf en  i n  [ 448] den  Be t r i eben  m ög l i ch  i s t. Will die Partei als Ganzes ernstlich bemüht 

sein, den Kampf der Arbeiterklasse gegen die Offensive des Kapitals zu organisieren, den Massen-

einfluß der SPD zu liquidieren, dann kann und darf sie nicht anders handeln, als mit einer entschei-

denden Wendung die ganze Schwäche unserer Betriebsarbeit bloßzustellen und die praktische 

Schlußfolgerung für die Verstärkung und Verbesserung dieser Arbeit zu ziehen. Diese Schlußfolge-

rung kann nur heißen: D i e  Kr a f t  de r Pa r t e i  m uß  au f  d i e  Be t r i ebe  konzen t r i e r t  we r de n, 

um  d i e  Be t r i ebsa rbe i t e r, d i e  Be l egscha f t en  de r  Gr oßbe t r i ebe  a n  d i e  Sp i t z e  de r 

ökonom i schen  und  po l i t i s che n Massenkäm pf e zu f üh r e n. 

* 

Der 10 jährige Kampf der IAH und seine historische Begründung  
Von Willi M ü n z e n b e r g  

Ueber das Programm, über die Prinzipien, die politischen Aufgaben, über die Notwendigkeit, Nütz-

lichkeit und Zweckmäßigkeit der Internationalen Arbeiter-Hilfe bestehen bei allen Gegnern, aber‘ 

auch bei manchen Freunden die sonderbarsten und seltsamsten Meinungen und Auffassungen. 

Ein Teil der Gegner betrachtet die Internationale Arbeiter-Hilfe als eine Abteilung der Kommunisti-

schen Internationale, ein anderer Teil als eine Art Gewerkschaftsersatz, ein dritter Teil als Rote Heils-

armee, ein weiterer Teil wiederum glaubt, daß die Internationale Arbeiter-Hilfe ihre Existenz nur 

einem Zufall verdanke. „Zufällig“ habe im Jahre 1921 eine Hungersnot die Sowjetunion heimgesucht, 

„zufällig“ wurde dadurch eine Hilfsaktion für die Hungernden notwendig und „zufällig“ führte diese 

Hilfsaktion zur Schaffung der Internationalen Arbeiter-Hilfe. 

Diese Anschauung ist ebenso falsch wie unsinnig. Mit einer derartig oberflächlichen und vulgären 

Untersuchungsmethode ist es unmöglich, die Gründe und Ursachen einer so großen Bewegung wie 

die der Internationalen Arbeiter-Hilfe zu erkennen und zu analysieren. 

Eine Bewegung, wie die der Internationalen Arbeiter-Hilfe, die in ihrem knapp zehnjährigen Beste-

hen zahlreiche, die ganze Welt umspannende Aktionen auslösen konnte, an denen sich viele Millio-

nen Proletarier und zahlreiche Gruppen der Verbündeten des Proletariats beteiligten, muß wirtschaft-

lich bedingt und historisch notwendig sein. Es ist deshalb unerläßlich, einleitend, wenn auch nur in 

einem kurzen Abriß, die historische Notwendigkeit der Internationalen Arbeiter-Hilfe zu skizzieren. 

In der Geschichte des proletarischen Klassenkampfes kommt der internationalen proletarischen Soli-

darität eine gewaltige Bedeutung zu. Einer der wichtigsten Lehrsätze des Marxismus ist die Erkennt-

[449]nis von der Klassensolidarität der Ausgebeuteten aller Länder untereinander und ihrer gemein-

samen Interessen gegen die Interessen der Ausbeuter. Diese Entwicklung war für die geschichtliche 

Entwicklung von wirklich historischer Bedeutung. Erst mit dieser von Karl Marx und Friedrich En-

gels wissenschaftlich begründeten Erkenntnis wurde überhaupt die Grundlage einer eigenen, von der 

liberalen Bourgeoisie getrennten, selbständigen, klassenkämpferischen Arbeiterbewegung geschaf-

fen, der enge nationale Rahmen gesprengt und die Voraussetzungen für gemeinsame, internationale 

Bewegungen, Aktionen und Organisationen des Proletariats gegeben. 

Diese Tatsache, so einfach und bekannt sie auch erscheint, muß heute als besonders wichtig hervor-

gehoben und unterstrichen werden, da die faschistischen und nationalsozialistischen Bewegungen in 

Mitteleuropa bezeichnenderweise ihr konzentriertes Feuer richten gegen den Marxismus und gegen 

die marxistische Lehre von der internationalen Verbundenheit aller Arbeiter und Werktätigen. Der 

Faschismus weiß, daß er nur leben kann, wenn er den Marxismus verdrängt, und nur siegen kann, 

wenn er den Marxismus überwindet. 
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Der Kampf gegen die chauvinistische Hetze des Faschismus und der Nationalsozialisten ist aber um 

so notwendiger, als der Kampf der Nationalsozialisten gegen den Marxismus unterstützt und ergänzt 

wird durch die II. Internationale und ihre sozialfaschistischen Parteien, die bei Beginn des ersten 

Weltkrieges im August 1914 die erste und wichtigste Lehre des Marxismus von der internationalen 

Verbundenheit der ausgebeuteten Klasse preisgaben, ihren Frieden mit den kaiserlichen und kapita-

listischen Regierungen machten, offen zum Imperialismus übergingen und sich als Sozialpatrioten 

und Sozialfaschisten im Dienste des Imperialismus betätigen. Bekämpft von den Faschisten und Na-

tionalsozialisten, preisgegeben und verraten von den Sozialfaschisten müssen die ehrlichen, revolu-

tionären Sozialisten und Kommunisten sich mit Leidenschaft einsetzen für die wichtige marxistische 

Lehre von der internationalen Verbundenheit der Ausgebeuteten und Unterdrückten der ganzen Erde. 

Die Geschichte des proletarischen Klassenkampfes ist gleichzeitig die Geschichte einer ununterbro-

chenen Kette von starken Aktionen und mächtigen Kundgebungen der internationalen proletarischen 

Solidarität. Verstärkt und ergänzt wurden die großen politischen, internationalen revolutionären 

Kampfaktionen von Hilfsaktionen zur Unterstützung von Opfern des proletarischen Klassenkampfes, 

die ebenfalls in überzeugender Weise die nie erlahmende Kraft der proletarischen Solidarität de-

monstrieren. 

Kein Geringerer als der Begründer der marxistischen Klassenkampflehre, Karl Marx selbst, hat in 

seinen Schriften wiederholt auf die ungeheure Bedeutung der internationalen proletarischen Solida-

rität hingewiesen und die Frage der Entwicklung der proletarischen Solidarität als die erste und wich-

tigste Pflicht einer marxistischen Arbeiterpartei bezeichnet. Nach der Niederschlagung der ersten 

Vorpostengefechte einer bürgerlichen Revolution 1848 waren die [450] Flüchtlinge der bittersten Not 

ausgeliefert. Um ihre Not zu mildern, wurde am 24. September 1849 in London auf unmittelbare 

Veranlassung und Initiative von Karl Marx und Friedrich Engels „das sozialistische Flüchtlingsko-

mitee“ gebildet. Ein Aufruf dieses Komitees vom 18. April 1850 ist gezeichnet: Karl Marx, Präsident, 

H. Bauer, Friedrich Engels, August Willich und C. Pfänder. 

Am 16. Januar 1853 veröffentlichte das amerikanische Hilfskomitee für die politischen Flüchtlinge 

einen Aufruf des englischen Hilfskomitees, dem Freiligrath als Kassierer beigetreten war, in dem es 

heißt: 

„Es ist Pflicht der Arbeiterpartei, die Lage ihrer zu Köln verurteilten Vorkämpfer zu erleichtern und namentlich 

für die Hilfe zurückgebliebener Familien zu sorgen. Wir erwarten, daß auch die Arbeiter der Vereinigten Staa-

ten sich von dieser Parteischuld nicht ausschließen.“ 

Aber Karl Marx hat sich nicht nur für die deutschen Flüchtlinge eingesetzt und für sie gesorgt, son-

dern später, als andere Teile der internationalen Arbeiterklasse Hilfe benötigten, auch für diese mit 

gleicher Liebe und Aufopferung gesorgt. Von den vielen Beispielen dafür sei hier nur noch auf die 

Hilfsaktion für die belgischen Arbeiter hingewiesen. 

In Belgien war es im Jahre 1869 zu schweren, blutigen Kämpfen zwischen Streikenden, Gendar-

merieabteilungen und Militär gekommen und eine große Anzahl Arbeiter wurden als Tote von dem 

Pflaster getragen. Am 4. Mai 1869 erschien ein Aufruf des Generalrates der I. Arbeiterinternationale, 

von Karl Marx unterschrieben und als Flugblatt verteilt. Es heißt dort: 

„Der Generalrat der sozialistischen Arbeiterassoziation ruft die Arbeiter von Europa und den Vereinigten Staa-

ten auf, Geldsammlungen zu veranstalten, die Leiden der Witwen, Weiber und Kinder zu lindern, den Einge-

kerkerten ihre Verteidigung zu erleichtern und die beabsichtigte Untersuchung zu befördern.“ 

In gleicher Weise hat Wladimir Iljitsch Lenin die Bedeutung der proletarischen Solidarität erkannt 

und gewertet. I n  e i nem  Br i e f  von  Len i n, da t i e r t  vom  2. Augus t  1921, l euch t e t  und  

g l üh t  de r  ganze  f e s t e  G l aube  von  Len i n  a n  d i e  zaube r- und  wunde r t ä t i ge  Kra f t  

de r  i n t e r na t i ona l en  So l i da r i t ä t. Der Führ e r  s ch r e ib t: 

„Hilfe tut not! Die Sowjetrepublik der Arbeiter und Bauern erwartet diese Hilfe von den Werktätigen, den 

Industriearbeitern und kleinen Landwirten. Diese wie jene sind selbst überall vom Kapitalismus und Imperia-

lismus unterdrückt. Doch wir sind überzeugt, daß ungeachtet ihrer durch Arbeitslosigkeit und wachsende Teu-

erung schweren eigenen Lage sie auf unseren Ruf antworten werden. Jene, die ihr Leben lang auf ihrem 
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eigenen Leib den Druck des Kapitalismus verspürten, werden die Lage der Arbeiter und Bauern in Rußland 

verstehen. Sie werden verstehen, oder mit dem Instinkt des Werktätigen und Ausgebeuteten fühlen, daß es 

notwendig ist, der Sowjetrepublik zu helfen, der als erste die dankbare Aufgabe, doch schwierige Aufgabe, 

der Beseitigung des Kapitalismus zufiel. Dafür suchen sich die Kapitalisten aller Länder an der Sowjetrepublik 

zu rächen. Dafür bereiten sie gegen diese neue Interventionspläne und konterrevolutionäre Verschwörungen 

vor. Wir sind überzeugt, daß mit um so größerer Energie, mit um so größerer Selbstaufopferung die Arbeiter 

und die kleinen, von ihrer eigenen Arbeit lebenden Bauern uns zu hilft kommen werden.“ 

[451] Die Antwort auf den Appell und die Ergebnisse der Hilfsaktion 1921 beweisen, daß sich Lenin 

auch hier nicht täuschte. Auf den Hilferuf der jungen Sowjetunion eilten Millionen Arbeiter, Werk-

tätige und Intellektuelle der Arbeiter- und Bauernrepublik zu Hilfe. 40 Schiffe mit Lebens- und Hilfs-

mitteln wurden als Kriegsschiffe der internationalen proletarischen Solidarität gegen die Hungerfront 

an die Wolga geschickt. Bis zur Stunde dieser großen, in der Geschichte der Arbeiterbewegung bei-

spiellos gewaltigen proletarischen internationalen Hilfsaktion, die über ein Jahr große Massen der 

Arbeiter erfüllte und die werktätige Klasse fast ausschließlich beherrschte, waren die Aktionen der 

proletarischen Solidarität stets nur die Folgen spontaner Kundgebungen und Erhebungen. 

Der erste große Leitgedanke der Arbeit in der Internationalen Arbeiter-Hilfe war und ist, die in frühe-

ren Jahrzehnten nur in der Spontaneität der Massen aufflammende proletarische Solidarität zum ers-

tenmal in der Geschichte der Arbeiterbewegung organisatorisch zu erfassen, organisatorisch zu for-

men und bewußt organisatorisch zu erhalten und einzusetzen. 

Die Internationale Arbeiterhilfe als Hilfsorganisation für Notleidende 

Um die historische Bedingtheit der Internationalen Arbeiter-Hilfe klar zu erkennen, ist es notwendig, 

ihre Stellung innerhalb der Arbeiterbewegung und ihre besonderen Aufgaben in der gegenwärtigen 

Periode der kapitalistischen Wirtschaft zu umreißen. Im Gegensatz zu der Partei, Gewerkschaft und 

Genossenschaft ist die Internationale Arbeiter-Hilfe eine Hilfs- oder Ergänzungsorganisation für 

diese führenden und tragenden Organisationen der klassenkämpferischen Arbeiterbewegung. Die 

großen Säulen der Arbeiterbewegung sind Partei, Gewerkschaft und Genossenschaft. Diese Grund-

formen der proletarischen Arbeiterorganisationen sind historisch und durch die ökonomische und ge-

sellschaftliche Struktur der kapitalistischen Gesellschaft gegeben. 

Eine solche Organisation wie Partei, Gewerkschaft und Genossenschaft ist freilich die Internationale 

Arbeiter-Hilfe nicht. Ihr Bestehen ist nur in einer bestimmten Periode der kapitalistischen Gesell-

schaft möglich und ihre Funktion wird, wie die Funktion der Roten Hilfe und anderer Hilfsorganisa-

tionen, nach einer siegreichen Revolution überflüssig. Abe r  um  s o  d r i ngende r, w ich t i ge r  und  

unen t behr l i che r  i s t  d i e s e  Organ i s a t i on  und  s i nd  ande r e  H i l f so r gan i s a t i onen  f ü r  

d i e  gegenwär t i ge  Pe r i ode  de r  kap i t a l i s t i s chen  En t wi ck lu ng. Die dem Kapitalismus 

innewohnenden Widersprüche haben sich nach dem Weltkriege rapide verschärft. Zu den Wunden des 

Krieges im kapitalistischen Wirtschaftskörper sind neue, schwere, hinzugekommen. Die rasche Ent-

wicklung der kapitalistischen Produktionsweise auch in den ehemaligen kolonialen und halbkolonia-

len Gebieten verengen den Weltmarkt, verschärfen die Wirtschafts-[452]krise und führen zu sich im-

mer häufiger wiederholenden und immer größer werdenden Wirtschaftskatastrophen, wie sie im Früh-

jahr und Sommer 1931 die kapitalistische Wirtschaft Deutschlands an den Rand des Ruins brachten. 

Das kapitalistische Wirtschaftssystem hat sich überlebt, es ist unfähig, Produktion und Konsumtion zu 

regeln, es tritt in einen immer schärferen Gegensatz zu immer größeren Massen der Menschen. 

Hatten Marx und Engels den Antagonismus der kapitalistischen Gesellschaft in seinem ganzen Um-

fang aufgedeckt, wodurch es ihnen möglich wurde, das Gesetz des dauernden Wachsens der inneren 

Widersprüche dieser Gesellschaft aufzudecken, und damit das Gesetz der Sprengung dieser Ordnung 

und ihrer Umwälzung, so tritt heute zu diesen bis ins tiefste verschärften inneren Widersprüchen noch 

der klaffende Gegensatz hinzu, der das Bestehen einer sozialistischen Gesellschaft auf einem Sechstel 

der Erdoberfläche für das kapitalistische System hervorruft. 

Die Niedergangsperiode des kapitalistischen Systems wird begleitet einerseits von dem Versuch der 

kapitalistischen Herrscherklasse, politisch durch eine faschistische Diktatur den Auflösungstermin 
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hinauszuschieben, mit Polizei. und Militärgewalt den Tag ihres Rücktrittes und Abganges zu verzö-

gern. Andererseits wird die Niedergangsperiode des kapitalistischen Systems gekennzeichnet von 

riesigen Notkatastrophen und Massenstreiks, wie sie in der Zeit vor dem ersten Weltkriege unbekannt 

waren. Die Notkatastrophen können teils die Folgen großer Naturereignisse sein, teils die Folgen des 

zusammenbrechenden Wirtschaftssystems, oder mitunter fielen auch Notkatastrophen mit den Folgen 

des kapitalistischen Wirtschaftssystems zusammen, wie das im Jahre 1931 bei der großen Ueber-

schwemmungskatastrophe in China der Fall war. 

Jede Notlage in der letzten Zeit wurde und wird von der herrschenden Klasse ausgenutzt, mindestens 

aber der Versuch dazu gemacht, die Gesamtlage des Proletariats in der ganzen Welt zu verschlechtern 

und herabzudrücken. Wohl hat der Völkerbund vor einigen Jahren, nicht zuletzt aufgepeitscht durch 

die mächtigen Hilfsaktionen der Internationalen Arbeiterhilfe, ein besonderes internationales Komi-

tee zur Unterstützung und Organisierung von Hilfe bei großen Katastrophen gegründet, aber dieses 

Komitee hat außer kostspieligen Sitzungen und Komiteeberatungen nie eine praktische Hilfe geleistet 

und wird sie nie leisten, da das Komitee ein Teil des Völkerbundes ist, der lediglich ein Instrument 

der europäischen Politik Frankreichs ist, mit dem Ziel, die französische Vormachtstellung auf dem 

Kontingent zu bewahren und zu schützen. 

Die Internationale Arbeiter-Hilfe hat sich zur Aufgabe gestellt, bei solchen Notkatastrophen, die die 

Gefahr der Ausnutzung einer Massennot durch die Bourgeoisie zur Verschlechterung der Gesamtlage 

der Arbeiterklasse in sich bergen, die proletarische Solidarität aller Arbeiter zu organisieren und kon-

zentriert zur Unterstützung und Hilfe für die von der Not betroffenen Massen einzusetzen. Diese 

[453] Aufgabe hat die Internationale Arbeiter-Hilfe sowohl 1921 in Rußland und 1923 bei der Erd-

bebenkatastrophe in Japan mit dem besten Erfolg erfüllt. 

Diese Aufgabe steht heute unverändert vor der IAH und ist in den letzten Jahren noch größer und 

verantwortungsvoller geworden. Eine der furchtbarsten Folgen der zusammenbrechenden kapitalis-

tischen Wirtschaft ist das riesige Anwachsen der Armeen der Erwerbslosen in allen kapitalistischen 

Ländern. 

Natürlich ist es nicht Aufgabe der Internationalen Arbeiter-Hilfe und kann es nicht sein, für die 35 

Millionen materiell zu sorgen; aber die Internationale Arbeiter-Hilfe hat in Gemeinschaft mit der 

revolutionären Gewerkschaftsopposition, mit den roten Gewerkschaftsverbänden und mit den sozial-

politischen Arbeiterorganisationen begonnen, einen energischen Kampf zu führen und durch politi-

sche Aktionen, durch parlamentarische und außerparlamentarische Aktion gegen den bürgerlichen 

Staat für die Uebernahme seiner elementarsten Verpflichtungen gegen die erwerbslosen Arbeiter zu 

kämpfen. 

Die Internationale Arbeiter-Hilfe hat sich an allen internationalen Erwerbslosentagen und an allen 

Aktionen zur Verbesserung der Lage der Erwerbslosen mit der ganzen Kraft ihrer Organisation und 

Bewegung beteiligt. Die Internationale Arbeiter-Hilfe muß aber gerade diesen Teil ihrer Kampffront 

in Zukunft noch verstärken und ihre Tätigkeit an dieser Front verbreitern. 

Neben der Teilnahme an politischen und revolutionären Aktionen gegen den kapitalistischen Staat ist 

die IAH bereits in einer Reihe von Ländern, wie in den Vereinigten Staaten, in Oesterreich, in Eng-

land und anderen Ländern dazu übergegangen, auch materielle Unterstützungsaktionen für eine be-

stimmte Zeit und für eine bestimmte Gruppe erwerbsloser Arbeiter zu organisieren. 

Die Internationale Arbeiterhilfe und die Unterstützung  

von Massenstreiks und Wirtschaftskämpfen 

Eine weitere Kennzeichnung der Niedergangsperiode des kapitalistischen Systems in der gegenwär-

tigen Phase ist eine rasche Folge von großen Wirtschaftskämpfen und Massenstreiks in fast allen 

kapitalistischen Ländern. 

Während in der Blütezeit der kapitalistischen Gesellschaft, in der Ausreife des Kapitalismus zum 

Imperialismus, gegen Ende des letzten Jahrhunderts und besonders in der Blütezeit des Imperialismus 
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speziell in den imperialistischen Ländern mit großem Kolonialbesitz, wie in England, die Bourgeoisie 

durch die Extraprofite, die aus den Kolonialsklaven herausgewirtschaftet wurden, in der Lage war, 

ein geringes aus diesen Extraprofiten und von dem gesteigerten Mehrwert an die Arbeiterschaft ihres 

Landes abgeben zu können und dadurch größere revolutionäre Streiks und Bewegungen auf breiterer 

Grundlage vermeiden konnte, sind die kapitalistischen Staaten in der heutigen Niedergangsperiode 

der kapitalistischen Gesellschaft dazu nicht mehr in der Lage. 

[454] Der parasitäre Charakter des Kapitalismus verstärkt sich von Jahr zu Jahr; auf der einen Seite 

ist eine gewaltige Zunahme der kapitalistischen Rentner und durch Aktienpakete beteiligter unper-

sönlicher Nutznießer des kapitalistischen Mehrwertes und Profites zu verzeichnen, auf der anderen 

Seite wächst in einem noch rascheren Tempo eine riesige Masse erwerbsloser Arbeiter, Angestellter, 

Beamter, die verstärkt wird durch viele Millionen Kriegsopfer und Krüppel, Sozialrentner und Klein-

rentner, die alle aus dem Produktionsprozeß ausgeschaltet sind. In Deutschland lebten im Sommer 

1931 nicht weniger als 10 Millionen Menschen direkt oder indirekt von staatlichen, kommunalen 

oder privaten Unterstützungen und Zuwendungen. 

Gleichzeitig entwickelte sich, besonders begünstigt durch den ersten Weltkrieg 1914, eine kapitalis-

tische Produktion und Industrie in Indien, China und in anderen früher halbkolonialen Gebieten. Der 

Exportmarkt wie der Innenmarkt in allen kapitalistischen Ländern schrumpft zusammen. Die Bour-

geoisie hat heute keine Möglichkeit mehr, aus Extraprofiten und gesteigertem Mehrwert die Arbei-

terschaft eines ganzen Landes zu bevorzugen und mußte sich darauf beschränken, eine kleine Schicht 

von Beamten, Funktionären und sozialfaschistischen Agitatoren und Führern zu kaufen und zu kor-

rumpieren, um sie gegen die gewaltige und überwiegende große Masse der notleidenden und hun-

gernden Arbeiter und Erwerbslosen als Schutzgarde der Bourgeoisie verwenden zu können. 

Diese Entwicklung der kapitalistischen Gesellschaft in den letzten 10 Jahren mußte unweigerlich zu 

den größten Wirtschaftskämpfen und Massenstreiks führen. 

Schon die ersten Jahre nach Kriegsende 1919-20 waren in Mitteleuropa erfüllt von den größten 

Streikbewegungen in Ungarn, Oesterreich, Deutschland und anderen Ländern. 

Nie gab es eine Zeit in der Geschichte der Arbeiterbewegung, die so erfüllt war von so breiten und 

großen Massenstreiks wie die letzten 6 bis 8 Jahre. Und je mehr sich Klassenkämpfe zuspitzen, je 

näher die letzte Stunde der großen Auseinandersetzung zwischen Arbeit und Kapital kommt, je mehr 

häufen sich die großen Massenstreiks, aber der Inhalt dieser Streiks ist grundverschieden von den 

Streiks, die um die Wende des Jahrhunderts stattfanden. Die Streiks in jenen Jahren wurden meistens 

von kleinen Berufsgruppen oder von Fabrikbelegschaften geführt und gingen in der Hauptsache um 

Lohn- und wirtschaftliche Forderungen der betreffenden Gruppe. 

Bei der heutigen internationalen Verzweigung und Verknüpfung der kapitalistischen Gesellschaft, 

bei der Breite der heutigen Massenstreiks und der Masse ihrer Teilnehmer, geht es bei den heutigen 

Massenstreiks nicht nur um die Interessen für die am Streik beteiligten Gruppen, sondern der Aus-

gang dieser Streiks ist mitbestimmend für die Lage der gesamten Arbeiterschaft des betreffenden 

Landes, ja, darüber hinaus oft von entscheidendem Interesse für die gesamte internationale Arbeiter-

klasse. 

[455] Aber die Massenstreiks der gegenwärtigen Periode haben nicht nur eine wirtschaftliche Bedeu-

tung für die Gruppen der Streikenden und die Arbeiterklasse eines Landes, sondern darüber hinaus 

eine erhebliche po l i t i s che  Bedeutung. 

In der gegenwärtigen Phase des zusammenbrechenden kapitalistischen Systems führt jeder der grö-

ßeren Massenstreiks zu einer weiteren Zermürbung und Zerbröckelung des kapitalistischen Staates. 

Um die Massenstreiks mit ihren vielen hunderttausenden Teilnehmern aber wirksam unterstützen zu 

können, reicht nicht mehr, wie in früheren Jahren, die wirtschaftliche Kraft und die Streikkasse einer 

Gewerkschaftsgruppe aus, auch nicht mehr die Streikkasse und die Finanzen e i ne s  Gewerkschafts-

verbandes, auch nicht mehr die Mittel der gewerkschaftlich organisierten Arbeiter e i ne s  ganzen 
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Landes, sondern, um Streiks von solchem Ausmaß mit einer so großen Zahl Streikender wirksam 

unterstützen zu können, war es notwendig, eine Organisation zu schaffen, die die Möglichkeit bietet, 

weit über die Kreise der gewerkschaftlich Organisierten hinaus die Massen der unorgan i s i e r t en  

Arbeiter, die Landarbeiter, Kleinbauern, Intellektuelle, Angestellten, Beamten, Gruppen von Klein-

bürgern und Mittelständlern zu mobilisieren und für die Unterstützung solcher Massenstreiks heran-

zuziehen und zu gewinnen. 

Die Erfüllung dieser Aufgabe wurde zwingend durch die historische Entwicklung gestellt und hätte 

mit eiserner Notwendigkeit zur Schaffung der IAH geführt. 

Die Internationale Arbeiter-Hilfe hat, gedrängt durch die Verhältnisse in den letzten Jahren, ihre Tä-

tigkeit verbreitert und neue Arbeitsgebiete in Angriff genommen. Der IAH erwächst als eine wirklich 

große Massenorganisation eine große Aufgabe auf sozialpolitischem Gebiet, auf dem Gebiet der pro-

letarischen Kinderhilfe, und in den verschiedensten Teilen der Kulturfront. Im Verlaufe dieser Tätig-

keit gelang es der IAH, einen wesentlichen Erfolg durch den Aufbau starker organisatorischer Ver-

bindungen nicht nur zu den nichtorganisierten, neutralen Arbeiterschichten, sondern auch zu den 

wichtigen Zwischenschichten, Intellektuellen, Bauern und Mittelkreisen, deren Teilnahme und Sym-

pathie für die revolutionären Aktionen von großer Bedeutung sind, herzustellen. 

Heute kann man ohne Uebertreibung behaupten, daß in nahezu allen wichtigen Ländern breite Volks-

kreise durch den Einfluß der IAH zu erreichen sind. Diese Erfolge, sowie die alte Ueberlieferung 

haben die IAH zu einem der wirksamsten Vorkämpfer und Verteidiger der Sowjetunion qualifiziert. 

Unter allen wichtigen politischen Auswirkungen der IAH-Arbeit ist diese Front durch initiative und 

schnelle Aktionen anläßlich entscheidender Spannungen in dem Verhältnis der Sowjetunion zu den 

imperialistischen Staaten charakterisiert. 

* 

Der 8. Weltkongreß der IAH steht vor der Aufgabe der Schaffung und Gestaltung einer großen und 

aktiven Massenorganisation. Er [456] steht vor der Aufgabe, die IAH organisatorisch zu einer akti-

ven, kämpferischen und politischen Massenorganisation zu gestalten und im Zeitalter der verschärf-

ten Klassengegensätze, die sich unter dem Druck aller bestimmenden Kräfte zu raschen, großen Aus-

einandersetzungen entwickeln, die IAH zu einem bedeutungsvollen Machtfaktor in der siegreichen 

Entscheidung der letzten Kämpfe und Auseinandersetzungen zu machen. 

* 

Oktober!  
Von H e l l m u t. 

„In den ersten Monaten nach der Eroberung der politischen Macht durch das Proletariat in Rußland (7. November 1917) 

konnte es scheinen, als ob infolge des ungeheuren Unterschiedes zwischen dem rückständigen Rußland und den westeu-

ropäischen Ländern die Revolution des Proletariats in diesen Ländern der unseren wenig ähnlich sein werde. Jetzt haben 

wir schon einige ganz anständige internationale Erfahrungen hinter uns, die mit voller Bestimmtheit erkennen lassen, daß 

einige Grundzüge unserer Revolution nicht örtliche, nicht spezifisch nationale, ausschließlich russische sind, internatio-

nale Bedeutung haben. Und ich spreche hier von internationaler Bedeutung nicht im weiten Sinne des Wortes: im Sinne 

ihrer Einwirkung auf alle Länder sind nicht einige, sondern alle Grundzüge und viele untergeordnete Züge unserer Revo-

lution von internationaler Bedeutung.“ (Aus Lenin „Kinderkrankheiten“.) 

Am 14. Jahrestag der siegreichen Oktober-Revolution gilt es, das Proletariat in allen Ländern und 

insbesondere dort, wo die revolutionäre Krise immer rascher heranreift, auf die internationale Rolle 

des siegreichen Oktober hinzuweisen. 

Worin drückt sich die große Bedeutung des 14. Jahrestages der Oktober-Revolution aus? 

Erstens darin, daß dem 7. November in diesem Jahr die große Bedeutung zukommt, der Jahrestag zu 

sein, an dem sich das Proletariat der Sowjetunion bereits in der Epoche des Sozialismus befindet. 

Damit wird die größte weltgeschichtliche Tat durch die Ueberwindung der Klassen vollzogen. Das 

russische Proletariat hat auf einem Sechstel der Erde, das, was Engels voraussagte, bestätigt: „Der 

Kampf ums Einzeldasein hört auf. Damit erst scheidet der Mensch im gewissen Sinne endgültig aus 

dem Tierreich, tritt aus den tierischen Bedingungen in die wirklich menschliche.“ („Antidühring“.) 
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Zweitens, indem die sozialistische Planwirtschaft gegenüber der kapitalistischen planlosen Wirt-

schaftsordnung als Sieger hervorgegangen ist und somit die einzig mögliche Zukunft der Menschheit 

entschieden hat. „Als Land der proletarischen Diktatur und des sozialistischen Aufbaus, als Land 

gewaltigster Errungenschaften der Arbeiterklasse, als Land des Bündnisses des Proletariats mit der 

Bauernschaft, als Land einer neuen, unter dem Banner des Marxismus fortschreitenden Kultur wird 

die Sowjetunion notwendigerweise zur Basis der internationalen Bewegung aller unterdrückten Klas-

sen, zum Hauptherd der internationalen Revolution, zum bedeutsamen Faktor [457] der Weltge-

schichte“ (Programm der KJI), „damit wird die Sowjetunion zur Sturmbrigade der Weltrevolution.“ 

Und drittens darin, daß durch den Fünfjahreplan, jenen epochemachenden grandiosen Aufbau, die 

ganze bürgerliche Welt in Staunen und Panik versetzt und Millionen unterdrückter Proletarier zur 

tiefsten Erkenntnis gebracht wurden, daß der Sozialismus ihre einzige Rettung ist. 

Als vor 14 Jahren das russische Proletariat unter Führung der Bolschewiki die Macht übernahm, war 

Rußland das rückständigste Land Europas. Es konnte nur einen Weg zur Machtbehauptung geben: 

„die kapitalistische Wirtschaft einzuholen und zu überholen, sonst unwillkürliche Rückkehr zum Ka-

pitalismus“. Der Gegensatz zwischen der politischen Fortschrittlichkeit und der technisch ökonomi-

schen Rückständigkeit gegenüber der kapitalistischen Welt mußte liquidiert werden. Hätten die Bol-

schewiki nicht vermocht, mit einem nie gekannten Tempo diesen Gegensatz ziemlich zu beseitigen, 

dann allerdings hätte der Imperialismus schon längst die politische Fortschrittlichkeit, verwirklicht 

durch die Herrschaft des Proletariats, liquidiert und vernichtet. Am 14. Jahrestag des siegreichen Ok-

tober ist der Sieg entschieden. Das sozialistische Weltsystem geht aufwärts, das kapitalistische Welt-

system zerfällt und verfault. Was Engel vor mehr als 40 Jahren voraussah, hat sich bestätigt. „Die 

große Industrie, befreit von dem Druck des Privateigentums, wird sich in einer Ausdehnung entwi-

ckeln, gegen die ihre jetzige Ausbildung ebenso kleinlich erscheint, wie die Manufaktur gegen die 

große Industrie unserer Tage.“ 

Im unversöhnlichen Kampfe gegen die Ueberreste der kapitalistischen Klasse, durch die Vernichtung 

der konterrevolutionären Schädlingsorganisationen der II. Internationale und der Imperialisten ist die 

Durchführung des Fünfjahreplanes in vier Jahren sichergestellt. In den entscheidendsten Industrie-

zweigen wird der Fünfjahreplan bereits in drei Jahren erfüllt. Die Arbeiterschaft in der Naphtha- und 

in der elektrotechnischen Industrie vermochte ihren Fünfjahreplan sogar in 2½ Jahren zu vollenden. 

Die letzte Kontrolle zur Erfüllung des Fünfjahreplans in vier Jahren ergibt folgendes Ergebnis: 

 Gesamtindustrie 

Planziffern 

für 1932/33 

Planziffern 

für 1931 

in welcher Zeit 

wird der Fünfjahreplan 

erfüllt 

Bruttoproduktion der In-

dustrie des Obersten 

Volkswirtschaftsrates (in 

Millionen Rubel) 

27,205 25,384 ca. 3½ Jahren einzeln: 

Gruppe a) Schwerindust-

rie (in Millionen Rubel) 

15,231 17,175 in 3 Jahren 

Gruppe b) Leichtindust-

rie (in Millionen Rubel) 

11,847 8,205 in etwas über  

4 Jahren 

[458] In der Naphthaindustrie wurden im Jahre 1929/30 30,6 Millionen To. im Werte von 809 Milli-

onen Rubel produziert. Nach dem Fünfjahreplan soll die Naphthaindustrie erst im Jahre 1932/33 den 

Wert von 977 Millionen Rubel erzeugen. In den ersten Jahren haben alle Produktionszweige mit 

Ausnahme der Kohlen- und Roheisenproduktion ihren Plan nicht nur erfüllt, sondern überholt. Selbst 

in den schwierigsten Punkten der Volkswirtschaft, wie auf dem Gebiete des Transportwesens wurde 

Gigantisches geleistet. Es sei nur erinnert an den Bau der Turksib-Bahn. Das was die bürgerlichen 

Wissenschaftler schon im 18. Jahrhundert für die industrielle Entwicklung Rußlands für notwendig 

erkannten, den Bau des Wolga-Don-Kanals, kann erst jetzt unter der proletarischen Herrschaft ver-

wirklicht werden. 

Von großer Bedeutung ist die Schaffung sozialistischer Industriekombinate. Während der Kapitalis-

mus die Industrie nach dem alleinigen Grundsatz des Profits und somit völlig planlos aufbaute, 
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vollzieht sich der Aufbau der sozialistischen Industrie nach den Grundsätzen der wirtschaftlichen 

Zweckmäßigkeit, der bolschewistischen Nationalitätenpolitik und der militärischen Verteidigung der 

Sowjetunion. In den endlosen Steppen entstehen Großstädte, das einsame Sibirien wird bevölkert, 

dort entsteht ein neues schöpferisches Menschengeschlecht. 

Es ist jetzt genau ein Jahr her, als der „Economist“ bestätigen mußte: 

„Die Größe und Tiefe der Aenderungen, wie sie die Industrie, die Landwirtschaft und die sozialen 

und kulturellen Beziehungen infolge des Fünfjahreplans durchmachen, sind derart, daß die Oktober-

Revolution selbst im Vergleich damit nur eine dramatische Episode zu sein scheint.“ 

Genosse Stalin erteilte dem Weltkapital bereits auf dem 16. Parteitag der WKP die Antwort auf all 

ihre Prophezeiungen: 

„Wie Ihr seht, sind die kapitalistischen Elemente in der Großindustrie bereits zugrunde gegangen. Es 

ist klar, daß die Frage: ,Wer – wen?‘ die Frage darüber, ob der Sozialismus die kapitalistischen Ele-

mente in der Industrie besiegen wird oder ob sie den Sozialismus besiegen werden, im Grunde bereits 

zugunsten der sozialistischen Form der Industrie entschieden wurde. Endgültig und unwiderruflich 

entschieden.“ 

Somit ist der Fünfjahreplan zur zentralen Hauptfrage des weltpolitischen Machtproblems geworden, 

zur Frage: „Wer – wen?“ das sterbende kapitalistische System oder das sozialistische System? Der 

Sieg ist entschieden. Der Fünfjahreplan ist der Sieger. 

Gemeinsam mit dem Vormarsch der sozialistischen Industrie vollzieht sich die grundsätzliche Wand-

lung der ökonomischen und gesellschaftlichen Lage des Proletariats und damit die Geburt einer neuen 

sozialistischen Menschheitsideologie. 

Die Feinde der Sowjetunion, besonders die reformistischen Lohnabbaugewerkschaftsführer versu-

chen immer noch nachzuweisen, daß [459] die Lage eines deutschen Arbeiters gegenüber einem rus-

sischen Arbeiter besser sei. Ob darum Zehntausende von Arbeitern aus Deutschland, England und 

Amerika in den letzten zwei Jahren nach der Sowjetunion geflüchtet sind? Während die Arbeitslo-

sigkeit in Sowjetrußland völlig liquidiert wurde, ist sie in den kapitalistischen Ländern zum Toten-

gespenst des Kapitalismus geworden. Im Vergleich zu 1913/14 ist der Reallohn des russischen Ar-

beiters um 67 %, trotz Arbeitszeitverkürzung, durch die Einführung des Siebenstundentages, trotz 

Fünftagewoche, gestiegen. Die Regierung hat in den letzten drei Jahren 4 Milliarden Mark für den 

Bau von Arbeiterwohnungen ausgegeben. Dort, wo die großen Giganten errichtet, werden neue mo-

derne Großstädte aus der Erde gestampft. Die Sozialversicherung wurde von 2 Milliarden Mark im 

Jahre 1927 auf 4 Milliarden Mark im Jahre 1931 erhöht. In den letzten drei Jahren wurden die Erho-

lungsheime von 1.700.000 Personen besucht, davon waren 80 % Arbeiter. Für den Mutter- und Säug-

lingsschutz wurden in den letzten drei Jahren 1 Milliarde Mark ausgegeben; 650 Millionen Mark für 

Kindergärten und Schulplätze. Während in Deutschland die Zahl der Arbeiterklasse seit Kriegsende 

ziemlich stagniert, ist sie dagegen in der Sowjetunion vom Jahre 1926/27 mit 10.930.000 Arbeitern 

auf 14.269.000 Arbeiter im Jahre 1929/30 angewachsen. Jetzt sind diese Zahlen durch die gewaltige 

Erweiterung der Industrie, durch die Errichtung neuer Giganten bereits um vieles überholt. Indem die 

Sterblichkeit in den kapitalistischen Ländern erschreckend zunimmt, wird sie in der Sowjetunion ver-

ringert. Relativ werden in der Sowjetunion siebenmal so viel Menschen geboren, als in Deutschland. 

Nicht anders entwickelt sich der kulturelle Aufstieg. Kulturbolschewismus und Kulturreaktion eröff-

nen auch hier die Wege, welches System sich als das stärkere zeigt. Der gewaltige Kulturaufstieg in 

der Sowjetunion läßt die Religion aussterben. Das Analphabetentum, ein typischer Ueberrest des 

Kulturstandes unter dem zaristischen Regime wurde bis jetzt fast völlig liquidiert. 1917 gab es 40 % 

Analphabeten unter der gesamten Stadtbevölkerung und 72,2 % unter der Landbevölkerung. Nach 10 

Jahren Sowjetherrschaft waren bereits 81,4 % der Stadtbevölkerung und 56,25 % der Landbevölke-

rung Alphabeten. Noch glänzender zeigt die Tatsache, daß fast jeder zweite Sowjetbürger im Jahre 

1930 in einer staatlichen Bildungsstätte erfaßt wurde. Die sieghafte Kraft des Kulturbolschewismus 

gegenüber der Kulturreaktion. Während man in Deutschland alles daransetzt, der Jugend keine 
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Bildungsmöglichkeiten, keine berufliche Ausbildung zu geben, all ihre Kinderträume vernichtet, 

zeigt die Sowjetunion, daß dort alles unternommen wird, um die Jugend mit allen verfügbaren Kräften 

auszubilden und zu erziehen. Die Ausgaben des zaristischen Regimes für die Volksbildung betrug im 

Jahre 1913 276 Millionen Rubel. Dagegen gab die Regierung bereits in diesem Jahr 4.080.000.000 

Rubel für die Volksbildung aus. Bisher glaubte man immer, daß Deutschland das Land ist, wo die 

meisten Bücher gedruckt und gelesen werden. Welch ein Irrtum. In der Sowjetunion wurden 623,7 

Millionen [460] Bücher gedruckt, in Deutschland 311 Millionen und in Amerika (USA) 103 Millio-

nen. Hieraus zeigt sich in aller Klarheit, daß sich nur unter dem Sozialismus der kulturelle Aufstieg 

vollziehen kann und der Kapitalismus bereits an jenem Punkte angelangt ist, wo er seine kulturellen 

Fortschritte gezwungen ist, selbst zu vernichten. Hier ist es angebracht, das Wort Karl Marx aus der 

„18. Brumaire“ „Lasset die Toten ihre Toten begraben“. 

Der 14. Jahrestag des siegreichen Oktober fällt gleichzeitig zusammen mit der Wirtschaftskrise des 

Kapitalismus, die das Proletariat in immer größeres Elend führt. Mit einer nie gekannten Kapital. 

offensive gegen das Lebenshaltungsniveau aller werktätigen Schichten versucht die Bourgeoisie ih-

ren Krisenausweg zu ermöglichen. Die völlige Kapitulation des jüngsten Brüningkabinetts vor den 

Diktaten des französischen und amerikanischen Imperialismus reiht Deutschland in die Front der ak-

tivsten Kriegstreiber gegen die Sowjetunion ein. 

Damit wächst die Verantwortung des deutschen Proletariats im Verteidigungskampfe der Sowjet-

union. Die revolutionären Krisenerscheinungen zeigen sich bereits in Deutschland am stärksten. Hier 

reift die Situation immer rascher heran, wo die Entscheidung fallen muß: revolutionärer oder kapita-

listischer Krisenausweg. 

Im Kampfe für den revolutionären Ausweg der Krise vollzieht das Proletariat gleichzeitig seinen 

Verteidigungskampf für die SU. Jeder Kampf um Arbeit, Brot, Freiheit und Macht ist ein Kampf für 

den Aufbau des Sozialismus in der SU. 

In dem allgemeinen revolutionären Aufschwung zeigt sich, daß das revolutionäre Proletariat auf der 

Hauptfront, in den Betrieben, zurückbleibt. Nur weil die russische Bolschewiki es verstanden, durch 

Verbindung der Tageskämpfe mit den Endlosungen die entscheidende Mehrheit der Arbeiter im 

Kampf gegen die Menschewiki zu erobern, darum konnte der Oktober siegen. An das gilt es am 11. 

Jahrestag zu erinnern. Heute stehen große Teile der Industriearbeiterschaft in Deutschland bereits 

schon unter revolutionärer Führung. Doch ohne Anwendung der wichtigsten Kampfeswaffe für die 

jetzige Periode: der Durchführung von wirtschaftlichen und politischen Massenstreiks, kann die Kraft 

nicht ausreichen, mit schärferen Kampfeswaffen den Schritt zu dem großen Ziele der Befreiung der 

Werktätigen aus der kapitalistischen Knechtschaft zu vollziehen. Von der Durchführung von Streiks 

hängt es ab, mit welchem Tempo die Sozialdemokratie, die soziale Hauptstütze der Bourgeoisie, auf-

gerieben und ihr Masseneinfluß liquidiert wird. Schon hat die politische und organisatorische Krise 

der SPD begonnen. Neben der Durchführung von Streiks ist die Vertiefung der Krise in der SPD der 

zweite Hauptfaktor, den revolutionären Krisenausweg siegen zu lassen. 

Die Losung: verteidigt die Sowjetunion – wird erfüllt im Kampfe um Arbeit, Brot und Macht, im 

Kampfe um ein Sowjetdeutschland. Schon ist die Anwendung der revolutionären Einheitsfront zu 

einer [461] Angelegenheit von Millionen geworden. Nur auf dieser Grundlage kann die Mehrheit des 

Proletariats für den revolutionären Massenkampf gewonnen werden. 

Der 14. Jahrestag stellt den deutschen Kommunisten die Aufgabe: das Gesicht den Betrieben zu. Und 

unsere Antwort lautet mit den Worten des Genossen Stalin: „Für die Bolschewiki ist keine Festung 

des Kapitalismus stark genug, uns sie nicht erstürmen zu können.“ Im Kampfe gegen Faschismus und 

Sozialfaschismus, im Kampfe um Arbeit, Brot und Macht, gilt es enger denn je das Kampfbündnis 

mit den Arbeitern und Bauern der Sowjetunion zu schmieden, um so nach dem Muster des siegreichen 

Oktober auch in Deutschland den Oktober-Sieg zu organisieren. 

* 
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Über die Stellung Rosa Luxemburgs zur Organisierung des politischen Massenstreiks  
Von R u d o l f  G e r b e r  

Je mehr die Zuspitzung der ökonomischen und politischen Krise für das deutsche Proletariat die Frage 

des politischen Massenstreiks auf die Tagesordnung stellt, desto größere aktuelle Bedeutung gewin-

nen für uns die Auseinandersetzungen des linken Flügels der alten Sozialdemokratie über diese Fra-

gen – sowohl im positiven Sinne (weil die r i ch t ige  Stellung des politischen Massenstreiks in (Ion 

Jahren 1905-12 als Mittel der Weiterführung des Massenkampfes zu höheren Formen als denen der 

Demonstration zu den größten Verdiensten Rosa Luxemburgs um die deutsche Arbeiterbewegung 

gehört), als auch ins nega t i ven  wegen der schweren Irrtümer, die bei dieser richtigen Fragestellung 

von Rosa und ihrer Gruppe begangen wurden und die im Zusammenhange mit den allgemeinen Ab-

weichungen der deutschen Linken vom Bolschewismus standen. Im Januarheft des „Propagandist“ 

ist bereits in einem Artikel eine allgemeine – und in den großen Zügen umfassende – Zusammenstel-

lung der starken und schwachen Seiten von Rosa Luxemburgs Stellung gegeben worden. Indem wir 

diese Zusammenstellung als bekannt voraussetzen, halten wir es, gerade angesichts der aktuellen Be-

deutung der Massenstreikfrage und angesichts des naheliegenden Vergleichs der damaligen mit heu-

tigen Diskussionen, doch für nützlich, in den folgenden Zeilen die Frage der Fehler Rosa Luxemburgs 

gründlicher zu behandeln, als es in jenem Artikel geschehen ist – wobei wir es nicht für notwendig 

halten, alles dort und anderwärts gesagte Pos i t i ve  über R. L.’s Stellung nochmals zu wiederholen, 

da es doch wohl bereits zum Gemeingut der Partei geworden ist. 

Worin bestanden die schwachen Seiten von R. L.’s Stellung zum politischen Massenstreik und wie 

hingen sie mit ihren allgemeinen Fehlern zusammen? Wir wollen im folgenden eine kurze systema-

tische Zusammenstellung versuchen*). 

[462] Der g r und l egende  Fehler Rosas auch in der Stellung des Massenstreikproblems – der zu 

ihren Fehlern in der Theorie des Imperialismus im engsten Zusammenhange stand – war zweifellos 

die „Spontaneitätstheorie“, die Ablehnung  der zielbewußten Organisierung des politischen Mas-

senstreiks durch die Partei (was natürlich eine andere Frage ist, als die Auseinandersetzung übe r  

d i e  be s t en  Me t hoden  der Organisierung des Massenstreiks): 

„Der Massenstreik als politisches Kampfmittel ist eben ein g e s c h i c h t l i c h e s P r o d u k t des Klassenkamp-

fes, das genau so wie die Revolution weder auf Kommando ‚gemacht‘, noch auf Kommando ‚abgelehnt‘ wer-

den kann.“ (S. 391.) 

„Wenn aber die Leitung des Massenstreiks im Sinne des Kommandos über ihre Entstehung und im Sinne der 

Berechnung und Deckung ihrer Kosten S a c h e  d e r  r e v o l u t i o n ä r e n  P e r i o d e  s e l b s t  i s t  (von mir un-

terstrichen. R. G.), so kommt dafür die Leitung des Massenstreiks in einem ganz anderen Sinne der Sozialde-

mokratie und ihren Organen zu. Statt sich mit der technischen Seite, mit dem Mechanismus der Massenstreiks 

ihren Kopf zu zerbrechen, ist die Sozialdemokratie berufen, die p o l i t i s c h e Leitung auch mitten in der Re-

volutionsperiode zu übernehmen. Die Parole, die Richtung dem Kampfe zu geben, die T a k t i k des politischen 

Kampfes so einzurichten, daß in jeder Phase und jedem Moment des Kampfes die ganze Summe der vorhan-

denen und bereits ausgelösten, betätigten Macht des Proletariats realisiert wird und in der Kampfstellung der 

Partei zum Ausdruck kommt, daß die Taktik der Sozialdemokratie nach ihrer Entschlossenheit und Schärfe 

nie u n t e r dem Niveau des tatsächlichen Kräfteverhältnisses steht, sondern vielmehr diesem Verhältnis vo-

rauseilt, das ist die wichtigste Aufgabe der ‚Leitung‘ in der Periode der Massenstreiks. Und diese Leitung 

schlägt von selbst gewissermaßen in technische Leitung um“ (S. 445.) 

„Nicht wir, sondern die Massen sind berufen, zu entscheiden, wann die Zeit reif ist, und unsere Pflicht ist es, 

ihnen die geistigen Waffen zu geben, die klare Einsicht in die Tragweite des Kampfes, in die Größe der Auf-

gaben und in die damit verbundenen Opfer.“ (S. 614.) 

 
*) Für diese Zusammenstellung steht uns als Materialquelle nur die Ausgabe der Gesammelten Werke Rosa Luxemburgs 

durch Paul Fröhlich zur Verfügung, auf deren IV. Band wir uns bei allen Seitenzitierungen beziehen. Kaum nötig, beson-

ders festzustellen, daß der Brandlerianer Fröhlich auch schon zur Zeit seiner Tätigkeit in der KPD (sehr im Widerspruch 

zu Rosa Luxemburgs eigenen Auffassungen über die Notwendigkeit offener theoretischer Klärung, aber getreu der brand-

lerianischen Linie, aus Rosas Fehlern ein System zu machen) es unterlassen hat, auch nur mit einer Silbe seiner ausführ-

lichen Vorbemerkungen irgendwelche Fehler Rosas zu erwähnen. 
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Durch die ersten beiden Zitate klingen die konkreten Umstände, die konkreten Gegne r, denen ge-

genüber R. L. ihre Spontaneitätstheorie entwickelte und die diese Theorie b i s  z u  e i nem  gewi s sen  

Gr ade  erklären (wenn auch nicht rechtfertigen): reformistische Gewerkschaftsbonzen, die die Frage 

des politischen Massenstreiks (und des Streiks überhaupt) abhängig machen wollen von dem Pro-

zentsatz der gewerkschaftlich Organisierten und von dem Umfange der Kassen, die nötigenfalls zur 

Unterstützung der Gemaßregelten zur Verfügung. stehen, bevor sie – „bis diese Voraussetzungen 

erfüllt sind“ – den Massenstreik ablehnen. Aber statt d i e s e blödsinnige Art von „Organisierung“ des 

Massenstreiks (die natürlich nur eine Ausrede für seine Sabotage) abzulehnen und dafür die r i ch-

t i g e, revolutionäre Art der Kampforganisierung aufzuzeigen, lehnt R. L. j ed e Organisierung, j ede  

Behandlung des Streiks (wobei sie noch ausdrücklich die Parallele zur Revolution zieht) als „Kunst“ 

ab und beschränkt die Aufgabe der Führung auf die Ausgabe der richtigen, dem gegenwärtigen Kräf-

teverhältnis „vorauseilenden“, d. h. also den nächsten entscheidenden Schritt aufzeigenden Pa r o l en 

(wobei sie noch die Ungenauigkeit begeht, nicht klarzustellen, daß es nicht darauf ankommt, i r -

gendwi e, sondern stets nur um e i ne n, und zwar den für die Weiterentwicklung des Kampfes en t -

s che i dende n Schritt, „vorauszueilen“). Diese Auffassung der führenden Rolle der Partei (d. h. die 

Abl ehnun g jeder organisierenden Führung und die Begrenzung des Begriffs der Führung auf das 

rein ideologische Gebiet) ist nur das Spiegelbild von R. L’s Auffassung von der Partei: nicht als 

organisierte und o r gan i s i e r end e  Vorhut des Proletariats, sondern als allgemeine Zusammenfas-

sung möglichst breiter Arbeitermassen im Zeichen einer möglichst vorgeschrittenenen Ideologie. Wie 

bei R. L. überhaupt, wird der Begriff der Partei gemäß seiner menschewistischen Definition (Men-

schewismus hier streng historisch, d. h. im Sinne der Minderheit des 2. Londoner Parteitages der 

RSDAP 1903 genommen) gleichzeitig der Breite nach ausgedehnt und der Tiefe nach herabgedrückt. 

E i ne r s e i t s  ist die Partei [463] identisch mit der Masse der organisierten Arbeiter – ande r e r se i t s  

wird aus der von Rosa richtig (was eines ihrer großen geschichtlichen Verdienste ist und sie t u rm -

hoch  über ihre brandleristischen „Nachahmer“ erhebt) herausgearbeiteten Rolle der Unorganisierten 

– eben wegen des Nichtverständnisses der o r gan i s i e r ende n, d. h. we i t  übe r  den  e i genen  

Rahm en  h i naus  Massen  im  Kam pf e  zusam m enf a s senden  Rolle der Partei – die Konse-

quenz gezogen, daß die Partei die Kämpfe ihrer N i ch t mitglieder auch nicht organisieren könne. Ein 

Fehler, der z. B. 1923 in der These von Radek, daß man erst eine Million Mitglieder in der Partei 

erfassen müsse und dann  erst die Revolution durchführen könne, eine (zwar R. L. durchaus uner-

trägliche, aber in der unfreiwilligen Konsequenz ihrer Auffassungen liegende) Fortsetzung fand – wie 

denn überhaupt Organisationsfetischismus und Nichtverstehen der führenden Rolle der Partei nur 

s che i nba re  Gegensätze sind. Rosa lehnte, wie schon bemerkt, solche Konsequenzen sehr energisch 

ab – aber was bedeutet es, wenn sie (auf Seite 454/55) schreibt: 

„Ist auch die Sozialdemokratie, als organisierter Kern der Arbeiterklasse die führende Vordertruppe des ge-

samten arbeitenden Volkes und fließt auch die politische Klarheit, die Kraft, die Einheit der Arbeiterbewegung 

gerade aus dieser Organisation, so darf doch die Klassenbewegung des Proletariats niemals als Bewegung der 

organisierten Minderheit aufgefaßt werden (der „Kern“ Rosa.. ist also doch sehr breit, umfaßt die O r g a n i -

s i e r t e n. R. G.). Jeder wirkliebe große Klassenkampf muß auf der Unterstützung und Mitwirkung der breiten 

Masse beruhen ... 

Die Massenstreiks, die politischen Massenkämpfe, können a l s o  unmöglich in Deutschland von den Organi-

sierten allein getragen und auf eine regelrechte ‚Leitung‘ aus einer Parteizentrale berechnet werden.“ 

Hier wird einfach die Möglichkeit der organisatorischen Leitung der Unorganisierten durch die Partei 

bestritten (und eben damit die Herabdrückung des Leitungsbegriffs aufs rein ideologische begründet). 

Eben dies aber führt den Opportunisten zu der – uns nur allzu sehr bekannten – Konsequenz (wir 

betonen nochmals, daß sie R. L. persönlich durchaus fern lag), wonach die Kampfauslösung unmög-

lich sei, so lange unsere Organisationen nur eine Minderheit des Proletariats umfassen. 

Stellen wir zum Vergleich fest, wie Lenin (in seinem Artikel „Zwei Taktiken“. Ges. Werke, Dtsche. 

Ausgabe VII 159/160) die Frage der organisatorischen Auslösung des Massenstreiks gestellt hat: 

„Eine Volksrevolution kann nicht festgesetzt werden, das ist richtig ... Doch einen Aufstand festsetzen, falls 

wir ihn tatsächlich vorbereitet haben und falls ein Volksaufstand Kraft der e i n g e t r e t e n e n  Umwälzungen 
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in den gesellschaftlichen Verhältnissen möglich ist – das ist etwas durchaus realisierbares. Wir wollen versu-

chen, es den Anhängern der neuen ‚Iskra‘ an einem einfachen Beispiel zu erläutern. Kann man eine Arbeiter-

bewegung festsetzen? Nein, und zwar darum nicht, weil sie sich aus tausend einzelnen Akten zusammensetzt, 

die durch eine Umwälzung in den gesellschaftlichen Verhältnissen erzeugt werden. Kann man einen Streik 

fortsetzen? Jawohl, trotzdem – Genosse Martynow, stellen Sie sich vor! – t r o t z d e m  jeder Streik das Resultat 

einer Umwälzung in den gesellschaftlichen Verhältnissen bildet. Wann kann man einen Streik festsetzen? 

Dann, wenn die Organisation oder der Zirkel, die ihn festsetzen, auf die M a s s e  der betreffenden Arbeiter 

Einfluß haben und den Moment der wachsenden Unzufriedenheit und Erregung in der Arbeitermasse richtig 

einzuschätzen verstehen.“ 

Auch heute muß man das immer wieder jenen Leuten unter die Nase halten, die ihre Passivität und ihre 

mangelnde Fähigkeit zur Organisierung der Massen. kämpfe mit der angeblichen Passivität – d. h. der 

mangelnden Spontaneität – der Arbeitermassen entschuldigen oder aber (was nur ein anderer Aus-

druck für dieselbe Sache ist) von einem spontanen Ausbruch der Massenempörung das große Wun-

der, den Umschlag der ökonomischen in die revolutionäre, politische Krise erhoffen und die Aufgabe 

der Partei darauf beschränken wollen, sich für den Eintritt dieses Wunder. zu „rüsten“. 

[464] Bei Rosa Luxemburg führte die Spontaneitätstheorie zu einer anderen – historisch verhängnis-

vollen – Konsequenz, nämlich zur Leugnung der Führung i nne r ha l b  der Partei und damit nicht 

etwa nur (was taktisch zur – damals notwendigen – Durchbrechung der Parteidisziplin noch verständ-

lich gewesen wäre) zu einem Appell an die Parteimitglieder, über die Köpfe der Führer hinwegzu-

handeln, sondern gleichzeitig auch zu einer (gerade angesichts der innerparteilichen Lage um  so  

m ehr  zu verurteilenden) En t s ch u l d i gung  und Beschönigung des Verhaltens der zentristischen 

Führung: 

„Die Befreiung der Arbeiterklasse kann nur das Werk der Arbeiterklasse selbst sein, – dieser wegweisende 

Satz des Kommunistischen Manifests hat auch noch die Bedeutung im einzelnen, daß auch innerhalb der Klas-

senpartei des Proletariats jede große, entscheidende Bewegung nicht aus der Initiative der Handvoll Führer, 

sondern aus der Ueberzeugung und Entschlossenheit der Masse der Parteianhänger herrühren muß ... Und ist 

das geschehen, dann werdet auch unsere Führer sicher auf dem Posten sein, wie sie es bis jetzt stets gewesen 

sind.“ (S. 517/18.) 

So verbindet sich die Spontaneitätstheorie aufs engste mit Rosas politischem Hauptfehler, der Nicht-

durchführung eines politisch-organisatorischen Kampfes gegen den Opportunismus, die wieder in 

ihrem Nichtverständnis der sozialen Wurzeln des Opportunismus (das eine Folge ihrer falschen The-

orie des Imperialismus war) seine Ursache hat. Reduziert Rosa doch (S. 472) den Gegensatz zum 

Opportunismus, unbewußt damit sowohl das Wesen der Sozialdemokratie wie die Korruption einer 

breiten gewerkschaftlich organisierten Arbeiteraristokratie durch den Imperialismus beschönigend, 

auf „einen Gegensatz zwischen der Sozialdemokratie und der oberen Schicht der Gewerkschaftsbe-

amten“. Rosa Luxemburg konnte die schweren Konsequenzen dieser ihrer Einschätzung der Dinge, 

die zum Verhängnis der deutschen Revolution wurden, nicht sehen – aber wir müssen rückblickend, 

wenn wir R. L’s Fehler in der Frage des politischen Massenstreiks überblicken, ihren Zusammenhang 

mit den Fehlern des Gesamtsystems feststellen. 

Das sind wesentlich historische Fragen – die Geschichte der deutschen Partei ist, wenn auch unter 

schweren Opfern, worunter das Leben ihrer Gründerin eines der schwersten war, über diese Dinge 

hinweggeschritten. Aber n i ch t  so unbedingt erledigt sind einige Fehler in der Auffassung des poli-

tischen Massenstreiks, die sich bei R. L. im engsten Zusammenhange mit ihrer Spontaneitätstheorie, 

mit der Leugnung der Möglichkeit der Organisierung des politischen Massenstreiks, ergaben, aber 

noch heute da und dort – wenn auch von ihrer Quelle losgelöst – ein gewisses Dasein führen. Die 

Spontaneität der Arbeiterbewegung erzeugt – wie Lenin gezeigt hat – ökonomische (und zunächst 

nu r  ökonomische) Streikbewegungen, die in ihrem weiteren Verlaufe aber in einem Lande, das sich 

in einer schweren politischen Krise befindet, notwendig zu politischen Ereignissen ersten Ranges wer-

den müssen. Jede Ueberschätzung der Massenspontaneität, Verständnislosigkeit für die Notwendig-

keit der Organisierung (wobei Organisierung nicht einfach Aufbau von Organisationen, sondern kon -

k r e t e  Kam pf vo r be r e i t ung  bedeutet) der Streiks und erst recht der politischen Massenstreiks 
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muß, (wenn nur erst, wie es bei R. L. der Fall war, das Verständnis für die revolutionäre Bedeutung 

der politischen Massenstreiks vorhanden ist), dazu führen, daß man den Moment des Um s c h l ages  

des ökonomischen in den politischen Streik (d. h. jenen Punkt, wo vor allem die Kam pf o r gan i -

s i e r u ng  durch die Partei en t s che idend  ist) verwischt, daß man aus der – unbed i ng t  r i c h t i -

gen  – Feststellung von der gewaltigen politischen Bedeutung großer ökonomischer Streiks eine 

I den t i f i z i e r ung  dieser Streiks mit dem politischen Massenstreik macht. Bei Rosa ist der Fehler – 

der auch heute noch durchaus reale Bedeutung besitzt – geradezu klassisch entwickelt. Auf S. 420 

schreibt sie vom Petersburger Generalstreik 1896: 

„Der Streik war äußerlich ein bloßer ökonomischer Lohnkampf, allein die Stellung der Regierung sowie die 

Agitation der Sozialdemokratie haben ihn zu einem politischen Ereignis ersten Ranges gemacht.“ 

So weit sind die Formulierungen durchaus richtig – aber nun wiederholen sie sich der Reihe nach 

(wobei sogar das Wort „Generalstreik“ für große – [465] politisch bedeutsame – Lohnstreiks wieder-

holt benützt wird) für alle großen Streikbewegungen der Vorrevolutionszeit, bis zu solchen Sätzen 

wie (S. 421). 

„Die Lohndifferenzen der Wladikaukasischen Eisenbahnwerkstätten (1902) haben sich binnen wenigen Tagen 

zu einem politischen Generalstreik und einer revolutionären Straßenschlacht ausgewachsen.“ 

Nach R. L’s eigener Darstellung handelte es sich um einen von der Sozialdemokratie geführten und 

– über seinen Ursprungsort, die Eisenbahner – auf alle wichtigen Industriegruppen verbreiterten 

Streik, von dessen Parolen aber die nach dem Neunstundentag und allgemeiner Lohnerhöhung die 

weitestgehende war, der in seinem Verlauf zu Massenmeetings politischen Charakters und zur allge-

meinen Durchbrechung des Demonstrationsverbots führte, ohne  daß aber R. L. etwas von einer Auf-

stellung rein po l i t i s che r  Fo r de runge n  im späteren Verlaufe des Streiks oder gar von einem 

ak t i ve n Wi de r s t an d der Arbeiter gegen die Kosakenmetzeleien (was doch zu einer revolutionä-

ren Straßenschlacht – gehören würde) erwähnt (so weit kam es auch nicht). Wir haben vor uns gera-

dezu den Idealtyp eines Lohnstreiks revolutionären Charakters und weitestgehender politischer Aus-

wirkung – aber ke i nen  po l i t i s chen  Massens t r e i k im eigentlichen Sinne des Wortes. Niemand 

sage, daß das eine Wortklauberei ist – es ist ganz klar, daß etwa der Typus dieses Rostower Streiks 

dem unserer besten RGO-Streiks im letzten Jahre entspricht und daß die Bezeichnung dieses Streik-

typus als „politischer Massenstreik“ die Aufgabe verhüllt, die vo r  uns steht: nämlich die Organisie-

rung wirklicher politischer Massenstreiks, wie sie – um bei Rosas Beispiel zu bleiben – die russische 

Revolution in großem Maßstabe erst nach dem 22. Januar 1905 gezeitigt hat. Daß solche Formulie-

rungen nicht gleichgültig sind, zeigt sich bei Rosa einige Seiten später (S. 423), wo sie im Zusam-

menhange ähnlicher großer Streiks im folgenden Jahre (1903) formuliert: 

„Er (der südrussische Generalstreik) verwandelte den ganzen Süden des Zarenreiches für einige Wochen in 

eine bizarre, revolutionäre Arbeiterrepublik.“ 

Und dies ohne Aufstand – ja sogar ohne, daß die unmittelbaren Kampfforderungen den Boden des 

Oekonomischen verlassen hätten! Nun ist die Formulierung schlechter, als der Gedanke, den Rosa 

mit ihr verband – an die Möglichkeit einer proletarischen Diktatur ohne Aufstand hat sie nie geglaubt. 

Wohl aber zeigt die Formulierung, welch enger Zusammenhang zwischen der Verwischung der Gren-

zen von „ökonomischem“ und ausgesprochen politischem Streik – und andererseits der I den t i f i -

z i e r un g des politischen Streiks mit der Revolution, also die Verwischung der Grenzen zum Auf-

stande besteht. 

Von den Streiks der 90er Jahre – deren Einschätzung durch R. L. wir oben kennen lernten – sagt 

Len i n in „Was tun“ (Ges. Werke, Dtsch. Ausgabe IV/2 S. 159): 

„An und für sich waren diese Streiks ein trade-unionistischer und kein, noch kein sozialdemokratischer Kampf; 

sie kennzeichneten das Erwachen des Antagonismus zwischen Arbeitern und Unternehmern, aber den Arbei-

tern fehlte noch – und mußte noch fehlen – die Erkenntnis der unversöhnlichen Gegensätzlichkeit ihrer Inte-

ressen zu dem gesamten gegenwärtigen politischen und sozialen Regime ...“ 

Lenin stellt das – von der R. L.’schen Verherrlichung der Bewegung weit entfernt – fest, aber er denkt 

nicht, damit die Partei zu entschuldigen. S. 162 sagt er in einer Fußnote: 
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„Nicht nur am Ende, sondern auch um die Mitte der 90er Jahre waren alle Bedingungen für eine a n d e r e 

Tätigkeit als den Kampf um kleine Forderungen vorhanden, waren alle Bedingungen vorhanden, mit Aus-

nahme der ausreichenden Vorbereitung der Führer. Aber anstatt nun diesen Mangel an Vorbereitung bei uns, 

den Ideologen, den Führern, offen einzugestehen, suchen die ‚Oekonomisten‘ alles auf die ‚fehlenden Bedin-

gungen‘ abzuwälzen, auf den Einfluß der materiellen Verhältnisse, die den Weg bestimmen, von dem kein 

Ideologe die Bewegung ablenken könne. Was ist das anders als ein K r i e c h e n v o r d e r S p o n t a n e i t ä t, eine 

Verliebtheit der ‚Ideologen‘ in ihre Mängel?“ 

[466] Ist es etwa unnötig, heute von diesen Dingen zu sprechen, in einer Zeit, wo gelegentlich die 

„Unmöglichkeit“ des politischen Massenstreiks mit dem Ausbleiben neuer ökonomischer Streiks „be-

wiesen“ wird – und wo doch bei einigem Nachdenken klar sein muß, daß die Arbeiter (begründeter-

weise) das Vertrauen auf die Erfolgsaussichten „rein wirtschaftlicher“ Kämpfe verloren haben und 

auch um ökonom i sche  Forderungen nu r  dann  kämpfen werden, wenn wir es verstehen, ihren 

revolutionären, po l i t i s chen  Kampf zu organisieren?! 

Bei Rosa Luxemburg wurde aus der Verwischung der Unterschiede des ökonomischen und politi-

schen Streiks eine f a l sch e Theo r i e der Entwicklung, der Weiterentwicklung der revolutionären 

Bewegung überhaupt: 

„Wenn wir ... anstatt der untergeordneten Spielart des (befristeten R. G.) demonstrativen Streiks den Kampf-

streik ins Auge fassen, wie er im heutigen Rußland den eigentlichen Träger der proletarischen Aktion darstellt, 

so fällt weiter ins Auge, daß darin das ökonomische und das politische Moment unmöglich voneinander zu 

trennen sind.“ (S. 440.) 

Begründet wird das nur durch Tatsachen, die die wechselseitige Abhä n g i gke i t des politischen und 

ökonomischen Kampfes (die aber etwas ganz anderes ist, als ihre begriffliche Untrennbarkeit) be-

leuchten. S. 441 sagt Rosa dann weiter: 

„Mit einem Wort: Der ökonomische Kampf ist das fortleitende von einem politischen Knotenpunkt zum an-

deren, der politische Kampf ist die periodische Befruchtung des Bodens für den ökonomischen Kampf. Ursa-

che und Wirkung wechseln hier alle Augenblicke ihre Stellen, und so bilden das ökonomische und das politi-

sche Moment, weit entfernt, sich reinlich zu scheiden oder gar auszuschließen, wie es das pedantische Schema 

will, vielmehr nur zwei ineinandergeschlungene Seiten des proletarischen Klassenkampfes in Rußland. Und 

i h r e E i n h e i t ist eben der politische Massenstreik.“ 

Diese Gleichsetzung (und Gl e i chwer t un g) der – zweifellos aufs engste miteinander verbundenen 

– ökonomischen und politischen Aktion ist einerseits die Fo l ge der Spontaneitätstheorie, der Unter-

schätzung der po l i t i s c h organisierenden Rolle der Partei, kommt aber andererseits auf Verwischung 

der en t s che i denden  politischen Auf gabe  hinaus (was etwas ganz anderes ist, als die zulässige 

und mitunter notwendige Betonung des jeweils entscheidenden politischen Kettengliedes zum Unter-

schiede von folgenden höheren, aber augenblicklich noch nicht aktuellen). Die berühmte Definition 

des Massenstreiks (S. 438) als „d i e  Bewegungswe i se  de r  p r o l e t a r i s chen  Mass e, d i e  E r -

s che i nungs f o r m  des  p r o l e t a r i s chen  Kam pf es  i n de r Revo lu t i o n“ (von R. L. fett her-

ausgehoben) bedeutet nicht mehr und nicht weniger als die Identifizierung der höchsten Formen des 

Klassenkampfes mit jener Verbindung ökonomischer und politischer Streiks – d. h. also wiederum 

Leugnung der Aufgabe der Partei, d i e  höchs t e  Kam pf fo r m  z u  o rgan i s i e r en, deren Bedeu-

tung offensichtlich unterschätzt wird: 

„In den früheren bürgerlichen Revolutionen, wo einerseits die politische Schulung und Anführung der revolu-

tionären Massen von den bürgerlichen Parteien besorgt wurde und wo es sich in andererseits um den nackten 

Sturz der alten Regierung handelte, war die kurze Barrikadenschlacht die passende Form des revolutionären 

Kampfes. Heute, wo die Arbeiterklasse sich selbst im Laufe des revolutionären Kampfes aufklären, selbst 

sammeln und selbst anführen muß, und wo die Revolution ihrerseits ebenso gegen die alte Staatsgewalt wie 

gegen die kapitalistische Ausbeutung gerichtet ist, erscheint der Massenstreik als das natürlichste Mittel, die 

breitesten proletarischen Schichten in der Aktion selbst zu rekrutieren, zu revolutionieren und zu organisieren, 

ebenso wie es gleichzeitig ein Mittel ist, die alte Staatsgewalt zu unterminieren und zu stürzen und die kapita-

listische Ausbeutung einzudämmen ... je mehr die Industrie die vorherrschende Form der sozialen Wirtschaft, 

je hervorragender die Rolle des Proletariats in der Revolution und je entwickelter der Gegensatz zwischen 

Arbeit und Kapital, um so mächtiger und ausschlaggebender müssen die Massenstreiks werden. Die frühere 
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Hauptform der bürgerlichen Revolutionen, die Barrikadenschlacht, die offene Begegnung mit der bewaffneten 

Macht des Staates, ist [467] in der heutigen Revolution nur ein äußerster Punkt, nur ein Moment in dem ganzen 

Prozeß des proletarischen Massenkampfes.“ (S. 458/59.) 

Die – r i ch t i ge  – Betonung der ungeheuren Bedeutung des politischen (und auch des ökonomischen) 

Streiks als vo r be r e i t endes  Glied der entscheidenden Aktion, wird hier vermischt mit der f a l -

s chen  Auffassung, daß der politische Massenstreik die großen Entscheidungen bereits durchführen 

könnte („Stürzen“ der Staatsgewalt, Behandlung des bewaffneten Kampfes als ein bloßes – und nach 

der Gesamtauffassung Rosas natürlich spontan zu erklärendes – Moment im Massenstreik und nicht 

als höhe r e, ihn ablösende Kampfform). Der Vergleich mit den bürgerlichen Revolutionen (der üb-

rigens falsch ist, da auch hier der Barrikadenschlacht lange Ketten vorbereitender Kämpfe: Bauern-

aufstände, Lebensmittelunruhen und auch Streiks vorangingen, ohne die der Erfolg des Barrikaden-

kampfes unmöglich gewesen) kann ja ebenfalls keinen anderen Sinn haben, als den, daß Aufgaben, 

die in bürgerlichen Revolutionen dem Aufstande zufielen, in proletarischen (oder in bürgerlich-de-

mokratischen Revolutionen unter proletarischer Hegemonie, wie in Rußland), schon durch die Vor-

bereitungsphase, die des Massenstreiks erledigt werden. (Und auch die bei Rosa anschließenden Aus-

führungen über „Zivilisierung“ des revolutionären Kampfes sind in diesem Sinne gemeint.) Was hier 

vorliegt, ist nicht starke, sei es selbst zugespitzte Herausarbeitung der Rolle der zunächst wichtigsten 

Aktionsform des Massenstreiks (was 1906 vom Standpunkt einer deutschen Revolutionärin durchaus 

r i ch t i g  gewesen wäre und auch beispielsweise heute richtig ist), sondern Un t e r schä t zun g, Ver-

wischung der höchs t e n, an die organisierende Kraft der Partei die größten Anforderungen stellen-

den Form des proletarischen Klassenkampfes, Entwicklung einer unrichtigen Perspektive der weite-

ren Entwicklung. Und diesen Fehler haben R. Luxemburg und das ganze deutsche Proletariat 1918, 

1920 und 1923 bitter bezahlen müssen. Aus ihm und seinen Quellen zu lernen, ist für ernste Revolu-

tionäre die wür d i g s t e  Art, unsere große Vorkämpferin zu ehren. 

* 

Katholische Kirche und Faschismus  
Von K a r p. 

Neben den nationalen territorialen Herrschaftsorganisationen verfügt das internationale Finanzkapital 

über zwei Machtinstrumente von weitergehendem Anwendungsbereich, sozusagen internationalem 

Charakter. Das eine ist, als Abfallprodukt der aufstrebenden Arbeiterbewegung, die Zweite Interna-

tionale; das andere, die katholische Kirche, ist, wie viele andere wichtige Teile des bürgerlichen Herr-

schaftsapparates vom Feudalismus übernommen. Die Rolle der Zweiten Internationale und ihrer Sek-

tionen im allgemeinen Prozeß der Faschisierung war in unseren Reihen bereits Gegenstand ausge-

dehnter Erörterungen und einer umfangreichen Literatur. Das  Ve r hä l t n i s  de r  ka t ho l i s chen  

Ki r che  zum  Fasc h i sm us  bedarf noch einer gründlichen Klärung. Ein kurzer Ueberblick über die 

typisch faschistischen Länder und über diejenigen, in denen der Faschismus wenigstens vorüberge-

hend seine Diktatur errichtet hat, ergibt, daß offenbar der Katholizismus in ihnen vorherrscht. (Italien, 

Polen, Spanien, Ungarn, Oesterreich; nur in Frankreich und der Tschechoslowakei blieb der Faschis-

mus noch relativ unentwickelt.) Selbstverständlich kann keineswegs daraus gefolgert werden, daß 

etwa der Faschismus eine vom katholischen „Geist“ getragene Bewegung darstelle; aber jedenfalls 

scheint die Ausbreitung des Katholizismus durchaus nicht als einziger, aber doch als nennenswerter 

Faktor) eine günstige Brutstätte für seine Entwicklung zu bieten. Vorkämpfer des Faschismus liefert 

der katholische Klerus nicht nur in den eigentlich katholischen Ländern (wie Seipel in Oesterreich), 

sondern auch, wie die Brüning-Diktatur uns gelehrt hat. in Ländern, wie Deutschland. Eine Klärung 

der Lage ist gerade jetzt schon deshalb notwendig, weil wir sehen, daß gleichzeitig mit der Hilfsstel-

lung für den Faschismus das Paradoxon sich entwickelt, daß die Bourgeoisie in der Beibehaltung ihrer 

Zweiflügeltaktik die katholische Kirche, diesen Hort des Konservatismus [468] und der Reaktion, auch 

in das scheinbar „antifaschistische“, die „freiheitlichen“ Traditionen „verteidigende“ Lager einreiht. 

Eine solche Klärung ist schließlich auch die Voraussetzung einer erfolgreichen Arbeit in den christli-

chen Gewerkschaften, der Entwicklung konkreter Methoden für die Gewinnung der noch im Bann-

kreis der Kirche befindlichen Arbeiter- und Bauernmassen, wie sie uns jetzt zur Aufgabe gestellt ist. 
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Zunächst könnte man glauben, daß gerade der dem offenen Faschismus. eigene betonte Nationalis-

mus eine gewisse Spannung, eine innere Feindseligkeit zwischen ihm und der katholischen Kirche 

notwendig herbeiführt und ihre Zusammenarbeit verhindert. Anzeichen genug dafür bietet uns ja die 

Entwicklung der Beziehungen zwischen der nationalsozialistischen Bewegung und den offiziellen 

katholischen Stellen in Deutschland. Wir haben gehört, wie sich der Ruf: Los von Juda mitunter, 

wenn auch inoffiziell, mit dem Ruf: Los von Rom! vermengt hat. Andererseits haben Teile des ka-

tholischen Klerus dreimal in Breslau, in München und in Köln gegen die nationalsozialistischen Irr-

lehren Stellung genommen. Aber dieser „Kampf“ verliert nicht nur an Schärfe. Mit Recht stellen die 

Nationalsozialistischen Monatshefte in ihrem dem Zentrum gewidmeten Sonderheft fest, daß der Hir-

tenbrief der westdeutschen Bischöfe in Köln bereits viel milder und entgegenkommender gehalten 

ist, als die vorausgegangene Münchener Erklärung des süddeutschen Klerus und nicht mehr wie diese 

die nationalsozialistischen Führer mit Kirchenstrafen, Ausschluß von den Sakramenten usw. bedroht. 

Andererseits gewinnt diese Milderung der Tonart (die selbstverständlich je nach der Situation gele-

gentlich wieder schärferen Redewendungen Platz machen kann) an Bedeutung, wenn man die politi-

sche Vertretung der deutschen Katholiken und ihre Entwicklung betrachtet. Einmal haben Zentrum 

und Bayrische Volkspartei, welche den Kern dieser Vertretung darstellen und vom Klerus auch ge-

stützt werden, durchaus mit nicht unbeträchtlichen Reibungen im eigenen Lager zu rechnen. Diese 

Reibungen kommen weniger in solchen Erscheinungen wie der zu Beginn dieses Jahres vom Pfarrer 

König betriebenen Gründung einer Vereinigung aller wahren Katholiken zur „Zermalmung des Zent-

rums“ und zur Zusammenarbeit mit den nationalen Rechten unter dem Namen „Fides“ (die allem 

Anschein nach auf dem Papier blieb) zum Ausdruck, als in der ziemlich aggressiven Haltung so an-

gesehener Zeitschriften wie der von Professor Max Buchner herausgegebenen „Gelben Hefte“. Aber 

davon abgesehen kann man sagen, daß sich das Zentrum selbst in zunehmendem Grade als berufener 

Vertreter auch der imperialistischen Tendenzen der deutschen Bourgeoisie zu präsentieren sucht, so 

sehr es – im Auftrage eben dieser Bourgeoisie – die Rolle eines Fronvogtes der Siegermächte an den 

werktätigen Massen Deutschlands mit übernommen hat. Ein nicht unwichtiges Ereignis der letzten 

Wochen bildet eine interessante Illustration zu dieser These. Auf der Berliner Tagung der deutschen 

Kolonialgesellschaft wurde zum stellvertretenden Vorsitzenden dieser Gesellschaft ein namhafter 

Zentrumsvertreter, der Oberbürgermeister von Köln und Präsident des Preußischen Staatsrates Ade -

naue r  gewählt. Gleichzeitig wurde in den Generalausschuß dieser Gesellschaft neugewählt Bern-

hard O t t e, Vorsitzender des Gesamtverbandes der christlichen Gewerkschaften. 

Der internationale Charakter der katholischen Kirche und der Zweiten Internationale können analog 

betrachtet werden. Beide weisen so viel Bruchstellen auf, als Interessengegensätze der nationalen 

Bourgeoisien ihres Organisationsbereichs vorhanden sind. Die Waffen der in den imperialistischen 

Krieg ziehenden „Nation“ werden überall von den katholischen Priestern so gut wie von den Helden 

der Zweiten Internationale gesegnet. Aber gleichzeitig dient der Internationalismus beider zur Stär-

kung, zur Unterbauung des imperialistischen Nationalismus, wenn es sich um Interessen handelt, die 

den Imperialismen der verschiedenen „Nationen“ gemeinsam sind. Der Organisierung des gemeinsa-

men Interventionskrieges gegen die Sowjetunion durch die Führer der Zweiten Internationale ent-

spricht der „Gebetekreuzzug“ des Papstes, der selbstverständlich die Tendenz hat, sich in viel realere 

Kampfmethoden, als Gebete es sind, umzusetzen. Und wenn auch der Jagd nach Kolonien bzw. dem 

Streben nach Ausbreitung des eigenen Kolonialbesitzes die tiefgreifendsten imperialistischen Wider-

sprüche entspringen, so wird doch die zivilisatorische Rolle des Kapitalismus in den „unentwickel-

ten“ [469] Gebieten von allen imperialistischen Räubern und von der katholischen Kirche so gut wie 

von der Zweiten Internationale betont. Aber hier zeigen sich auch die Grenzen dieser Analogie: Unter 

den in den Generalausschuß der deutschen Kolonialgesellschaft neugewählten Mitgliedern ist auch 

die Sozialdemokratie vertreten. Aber nicht durch einen Exponenten der Massenbewegung (wie be-

sonders Bernhard Otte auf christlicher Seite es ist), sondern durch einen Mann wie M a x  Cohe n, 

Spezialisten im Reichswirtschaftsrat und Angehörigen des als Sondergruppe geltenden Kreises um 

die „Sozialistischen Monatshefte“; obwohl die aggressive Haltung gegenüber den Kolonialvölkern, 

die aggressive Haltung gegenüber der Sowjetunion durchaus der gesamten Politik der Sozialdemo-

kratie entspricht. so kann sie von dieser den Massen gegenüber doch nicht mit der gleichen Offenheit 
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und Geradlinigkeit, wie von der katholischen Kirche vertreten werden, weil sie zum Unterschied von 

dieser – ihren eigenen Traditionen, den Traditionen, in denen ihre Anhänger jahrzehntelang großge-

zogen wurden, – nicht entspricht, sondern ihnen ins Gesicht schlägt. Die Kirche hat ihre Anhänger 

nicht unter der Losung des Kampfes gegen die Unterdrücker gesammelt. Ihre „zivilisatorische“ Mis-

sion unter den „unentwickelten“ Völkern spielte von Anfang an eine ähnliche Rolle wie heute. Ihre 

Stellung als Todfeind des „religionszerstörenden Bolschewismus“ entspricht allen Grundelementen 

ihrer Ideologie. Es ist gar nicht notwendig, die politische Presse des Katholizismus, etwa die Tages-

presse des Zentrums nach sowjetfeindlichen Aeußerungen zu durchsuchen, um sich ein Bild von der 

Offenheit und Intensität dieser Gegnerschaft zu machen; Selbstverständlich strotzt diese Presse auch 

heute noch von auf niedrigstem Niveau stehenden Verleumdungsartikeln gegen die Sowjetunion, – 

sogar in dem Moment, in dem die deutsche Industrie gezwungen ist, nach Rußlandsaufträgen zu fahn-

den und die Regierungsparteien zu einer entsprechenden vorsichtigen Haltung gezwungen werden. 

Aber aufschlußreicher noch als diese Hetzartikel in der Tagespresse ist die Haltung der „geistig ori-

entierten“ Kreise des Katholizismus. In der Zeitschrift „Schildgenossen“ (das ist die von Romano 

Guardini herausgegebene Zeitschrift der „geistigen Elite“ der katholischen Jugend) findet sich eine 

Diskussion über die Stellung zu Sowjetrußland. Ausgangspunkt dieser Diskussion ist ein Artikel von 

Bertram Schmitt, worin dieser eine völlige Isolierung Sowjetrußlands, eine Verweigerung der Zu-

sammenarbeit mit ihm durch das christliche Europa verlangt und unter diesem Gesichtspunkt auch 

die Politik des Zentrums, die nicht unmittelbar auf Abbruch der Beziehungen gerichtet ist, scharf 

kritisiert. Ihm treten andere in dieser Diskussion entgegen; auf Grund welcher Motive, dafür ist kenn-

zeichnend z. B. der Diskussionsbeitrag von Hengstenberg. Danach sei eine solche Isolierung, ein 

solches „Hände weg von Sowjetrußland“ schon deshalb unmöglich, weil man die dort befindlichen 

Christen nicht sich selbst überlassen dürfe, statt ihre den Feind von innen bekämpfende Wirksamkeit 

zu unterstützen. Hengstenberg macht in diesem Zusammenhang den Vorschlag, bei Wirtschaftsver-

handlungen mit der Sowjetunion die Lieferung etwa von lebensnotwendigen Artikeln von einer „Ver-

besserung“ der Lage der in Sowjetrußland befindlichen Christen abhängig zu machen. 

Im Ganzen kann man sagen, daß die katholische Kirche für alle imperialistischen Interessen der Bour-

geoisie ein sicher nicht minder gefügiges Werkzeug als die Zweite Internationale darstellt. Es bleibt 

aber noch die Frage, ob nicht der mit der Zuspitzung der Krise gegebene Zwang, die alten Herr-

schaftsmethoden durch neue zu ersetzen oder neu zu transformieren, gerade diesen besonders alten 

Teil des bürgerlichen Herrschaftsapparats mit besonderer Schärfe trifft; ob also nicht in der Tat die 

Ausbreitung des Faschismus der Macht der Kirche immer engere Grenzen setzt und insofern in Ge-

gensatz zu ihr gerät. 

Die Tatsachen geben die Antwort auf diese Frage. Die Zersetzung aller alten bürgerlichen Parteien, 

die Hand in Hand geht mit der Gründung besonderer faschistischer Organisationen und der Ausbrei-

tung ihres Einflusses, die Hand in Hand ging auch mit einer beträchtlichen Schmälerung der sozial-

demokratischen Massenbasis, hat am spätesten und auch jetzt noch am wenigsten fühlbar die Anhä-

ngerschaft des Zentrums ergriffen. Die christlichen Gewerkschaften, die im Unterschied zu den freien 

Gewerkschaften und der Sozialdemokratie im vorigen Jahre [470] zum Teil auf Kosten dieser ihren 

Gesamtbesitz noch halten konnten, haben auch in diesem Jahr beträchtlich weniger als sie verloren 

und daher insgesamt ihr Gewicht relativ zu ihnen gesteigert. Allgemein sehen wir, daß der Prozeß der 

Faschisierung zu einer raschen Dezimierung aller Wahlparteien alten Stils führt, während diejenigen 

Organisationen, deren Einfluß im täglichen Leben der Massen verankert ist, in erster Linie selbst von 

diesem Prozeß ergriffen, selbst in den Dienst der Faschisierung gestellt werden; daß aber die christ-

lichen Organisationen diese Umstellung viel reibungsloser durchführen können als die reformisti-

schen, weil ihr Bekenntnis zum faschistischen Autoritätsprinzip keine Durchbrechung ihrer Kontinu-

ität erfordert, daher nicht in dem gleichen Tempo und mit den gleichen Methoden einen Einbruch in 

ihre Anhängerschaft möglich macht. 

Die katholische Kirche, deren Anpassungsfähigkeit an geänderte Verhältnisse in jahrhundertlanger 

Entwicklung sich zu einer besonderen Meisterschaft vervollkommnet hat, bestand auch diesmal die 

Probe. Um die Aenderung, die „Renovierung“ ihrer Methoden der Massenarbeit richtig zu würdigen, 
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vergleicht man am besten die vor vierzig Jahren erlassene Enzyklika „Rerum novarum“ „über die 

Arbeiterfrage“ mit der im Mai dieses Jahres aus Anlaß ihrer Jubiläumsfeier erlassenen Enzyklika des 

Papstes Pius XI. (Quad r ages im o  ann o“) „über die gesellschaftliche Ordnung, ihre Wiederher-

stellung und ihre Vollendung“. Schon die äußere Aufmachung ist sehr verschieden. Die Enzyklika 

aus dem Jahre 1891 beginnt mit einer Verurteilung des Geistes der Neuerung, der durch die Völker 

geht. Die Enzyklika aus diesem Jahre schließt mit einem Appell an alle, die guten Willens sind „von 

der Kirche geführt und belehrt, sich zusammenzuschließen zur Erneuerung der menschlichen Gesell-

schaft in christlichem Geiste“. Die Enzyklika aus dem Jahre 1891, erlassen über die Arbeiterfrage 

von dem sogenannten „Arbeiterpapst“, wendet sich direkt bezeichnenderweise nur an den Klerus; an 

keiner Stelle betont die Enzyklika, daß sie in erster Linie zur Arbeiterschaft spricht. Die Enzyklika 

Pius XI. hingegen wendet sich nicht nur schon eingangs an alle christ-gläubigen Katholiken des Erd-

kreises, sondern schließt mit einem Segen, der „in besonderer Liebe unseres Herzens ... den Arbeitern 

und allen übrigen durch ihrer Hände Arbeit werktätigen, die von der göttlichen Vorsehung uns ganz 

besonders anbefohlen sind“ gespendet wird. 

Der äußeren Aufmachung entspricht der Inhalt der beiden Enzykliken. Vorweg muß betont werden: 

Die Enzyklika Quadragesimo anno ist durchaus nicht „fortschrittlich“, sondern im Gegenteil dazu 

bestimmt, dem seinen reaktionären Charakter am offensten zur Schau tragenden, mit dem Finanzka-

pital am unmittelbarsten verbundenen Teil des Klerus den Rücken zu stärken. Indem sie grundsätzlich 

die Frage der gesellschaftlichen Ordnung aufrollt, bewegt sie sich auf der Linie der in den letzten 

Jahren in der katholischen Literatur mit großem Eifer geführten Diskussionen. Wie „radikale“ Stel-

lungnahmen dabei vorgekommen sind, zeigt etwa das in der theologischen Presse viel diskutierte 

Buch von A. Horvath, Eigentumsrecht nach dem Heiligen Thomas von Aquino. Horvarth, Professor 

am päpstlichen Collegium Angelicum in Rom, dessen Buch ungehindert durch drei kirchliche Zen-

suren ging, und, wie es hieß, durch den Kardinalsekretär Pacells im Auftrag des Papstes sogar mit 

dessen besonderer Anerkennung ausgezeichnet wurde, schreibt in seinem Buch wörtlich: 

„Das christliche Wirtschaftssystem kann nur auf den Trümmern des Kapitalismus errichtet werden.“ 

Dagegen rechtfertigt Pius XI. nunmehr in seiner Enzyklika abermals, wie schon Leo XIII. es vor 

vierzig Jahren getan hat, ausdrücklich die gegenwärtig Wirtschaftsweise, als „nicht in sich schlecht, 

und nur der „rechten Ordnung bedürftig“. (Indem er das Kapital als notwendigen Produktionsfaktor 

anerkennt, vermeidet er es allerdings, ähnlich wie die Nationalsozialisten, auch dem „Kapitalismus“ 

allzu eifrig das Wort zu reden.) (Schluß folgt.) [471] 

LITERATUR 

Revolutionäre Streikführung  
Eine Broschüre zur Strategie und Taktik des Streiks  

Von W a l t e r  U l b r i c h t  

Die brennendste Aufgabe, vor der die Partei gegenwärtig steht, ist die Organisierung und Führung 

des Kampfes der Arbeiterklasse gegen die Offensive des Kapitals. Die Grundfragen der Strategie und 

Taktik zur Durchführung dieser Aufgabe sind in den Beschlüssen des 5. RGI-Kongresses und in den 

Beschlüssen des ZK der KPD festgelegt. Die Erfahrungen der bisherigen Kämpfe zeigen aber viele 

Schwächen und Fehler bei der Durchführung dieser Beschlüsse, die, wie Genosse Ulbricht in seiner 

Broschüre richtig bemerkt, in der Hauptsache auf ungenügenden eigenen Erfahrungen und Unkennt-

nis der Lehren wichtiger Streikbewegungen beruhen. Die Schrift des Genossen Ulbricht hat deshalb 

den Zweck, an Hand der Lehren des Berliner Metallarbeiterkampfes vom Oktober 1930 zu zeigen, 

w i e  ein Streik organisiert und geführt werden muß. Die wesentlichsten und entscheidenden Probleme 

werden in ihr behandelt, so u. a. die Fragen der Vorbereitung des Kampfes durch Ausarbeitung der 

Kampfforderungen und Popularisierung derselben; die Stellung der RGO zu den Tarifen, die Ver-

knüpfung des wirtschaftlichen mit dem politischen Kampf, die Rolle und Aufgabe der Kampfaus-

schüsse und Streikleitungen sowie die unmittelbare Durchführung und die Beendigung des Streiks. 

Darüber hinaus behandelt die Broschüre die Rolle der einzelnen Arbeiterkategorien, wie Frauen, An-

gestellte, Lehrlinge usw., im Kampf, sie zeigt, wie eine breite Solidaritätsbewegung für den Streik 
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unter den Massen der Bevölkerung geschaffen werden muß, wie man die Manöver der Gegner durch-

kreuzen und im Kampf selbst die Kampfkraft der Arbeiter steigern muß. Alle diese Probleme werden 

dargelegt und die Methoden zu ihrer Lösung aufgezeigt an Hand eines reichhaltigen Tatsachenmate-

rials aus dem Kampf der Berliner Metallarbeiter. Genosse Ulbricht gibt ferner eine Reihe von Be-

richten Berliner Metallarbeiter über ihre praktischen Erfahrungen wieder. 

Die Broschüre ist eine w i ch t i ge  und unen t beh r l i che  Waf f e  für jeden Kommunisten. Beson-

ders in Anbetracht der Tatsache, daß jetzt in allen Betrieben und Industriezweigen die Organisierung 

des Streiks auf der Tagesordnung steht, müssen die in der Broschüre niedergelegten Erfahrungen 

ernsthaft studiert und praktisch verwertet werden. (H. K.) 

* 

„Hegel oder Marx?“  
Oder wie Rudolf Laus einen „toten Hund“ noch einmal totschlug  

Von K u r t  S a u e r l a n d  

Hegel oder Marx?, so hat Rudolf Haus ein undialektisches Büchlein über dialektische Fragen betitelt 

(Adalbert-Schultz-Verlag, Berlin 1931). Hegel oder Marx?, das will sagen: Idealismus oder Materi-

alismus? So löblich es nun ist, diese Grundfrage der Philosophie zu behandeln, so kommt man doch 

um beinahe ein Jahrhundert zu spät, wenn man die Frage unter diesem besonderen Gesichtswinkel 

stellt. Ganz andere Formen des Idealismus beherrschen heute das Feld bürgerlicher Philosophie, und 

sich mit ihnen auseinanderzusetzen, wäre sicher eine nützlichere Aufgabe gewesen. 

[472] Das Verhältnis Marxens au Hegel ist indessen in anderer Hinsicht heute sehr aktuell. Es muß 

die Frage behandelt werden, die Lenin erst wieder auf die Tagesordnung unserer theoretischen Arbeit 

setzte und die immer noch vernachlässigt ist: die Frage der Bedeutung der Hegelschen Dialektik für 

den Marxismus. 

Ganz im Widerspruch zu dem mißlungenen Titel sehen wir denn nun auch, daß Haus die Absicht 

hegte, dieses letztere Problem zu stellen. Denn der Untertitel lautet: „Der Marxismus als Erbe und 

Ueberwinder der Hegelschen Philosophie unter besonderer Berücksichtigung der materialistischen 

Dialektik“. Dieses „unter besonderer Berücksichtigung“ ist geradezu köstlich. Als ob die Frage viel-

leicht anders behandelt werden könnte! Immerhin wird das Problem gestellt oder vielmehr zunächst 

nur in Aussicht gestellt. Auch im Vorwort heißt es gleich im ersten Satz – und damit wird die „be-

sondere Berücksichtigung“ als akademische Schnurre gekennzeichnet –: „Der vorliegende Band ... 

behandelt ... die materialistische Dialektik.“ 

Nach dieser Erklärung gehen wir mit den allergrößten Erwartungen an die Lektüre des Buches, um 

es dann mit noch größerer Enttäuschung als das seichteste, das je über diese Frage geschrieben wor-

den ist, auf Seite zu legen. 

Haus hat sich Marxens Warnung zu Herzen genommen, Hegel nicht als „toten Hund“ zu behandeln, 

er ist mit dem Schlachtruf ausgezogen, ihn zum Leben zu erwecken, und siehe da, er erschlug ihn 

noch einmal. 

In trautem Verein mit allen Revisionisten haben die Masaryk & Co. die Ansicht verbreitet, daß die 

Hegelsche Dialektik (und damit auch die dialektische Methode Marxens) ein Hokuspokus sei. Haus 

beteuert, daß er der gegenteiligen Auffassung sei. Aber wer nie etwas Gutes über Hegel oder Hegel 

selbst las, muß nach der Lektüre dieses Buches zu der Ansicht Masaryks und Bernsteins kommen. 

Wenn das, was hier von Haus für Dialektik ausgegeben wird, richtig wäre, dann müßten wir Marxis-

ten uns schön bedanken, Dialektiker genannt zu werden. 

Wir wollen nur das Wesentliche herausschälen. Eine eingehende Kritik würde einen ganzen Band 

erfordern, eine so fehler- und schülerhafte Kompilation stellt das Buch dar. Wir lassen daher alles 

Nebensächliche fort; und der größte Teil des Buches besteht aus Nebensächlichem, aus Lebensbe-

schreibungen und historischen Darstellungen, die nicht unwichtig sind, hier aber offenbar dazu die-

nen, das Problem selbst nicht zu packen, sondern zu umgehen. 
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Zunächst präsentiert uns Haus eine „Darstellung“ der Hegelschen Philosophie oder richtiger eine üble 

Verballhornung Hegels. Wir erfahren in dieser ganzen Darstellung weder, was das Wesentliche der 

Hegelschen Dialektik ausmacht, noch, an welchen Punkten und Seiten Hegelscher Dialektik der Ma-

terialist anzusetzen hat. Der Darstellung liegt die auf ein mißverstandenes Marx-Wort zurückgehende 

Auffassung zugrunde, daß die materialistische „Umstülpung“ der idealistischen Dialektik Hegels me-

chanisch vorgenommen werden könne. Man braucht sie „nur“ auf die Füße zu stellen, man braucht 

„nur“ das Idealistische an ihr zu zerschlagen, dann bleibt materialistische Dialektik übrig. So einfach 

aber ist die Sache durchaus nicht, und wir sehen denn auch Schritt auf Tritt, daß das grobe Beil, mit 

dem haus ans Werk geht, mit dem Idealismus auch immerzu fröhlich die wichtigsten Wurzeln der 

Dialektik abhackt. So macht die ganze Darstellung den Eindruck eines schlechten Abklatsches der 

schlechtesten bürgerlichen „populären“ Darstellung in einem Schulbuch, von der es sich nur durch 

„kritische“ Zwischenbemerkungen unterscheidet, die jedoch nie das Wesentliche treffen, sondern nur 

irgendwelche mystischen Schrullen Hegels in seiner Ausdrucksform in kindlicher Weise verspotten. 

Die ganze Darstellung setzt sich nur aus lächerlichen Bemerkungen gegen Hegels Idealismus zusam-

men. Trotzdem verkündet Haus aber zum Schluß: „Wir glauben gezeigt zu haben, daß unser Philo-

soph (Hegel K. S.) sowohl ein Dialektiker wie ein philosophischer Idealist war. Die Hegelschen Ge-

dankenperioden mögen oft den Spott herausfordern, aber trotzdem enthalten sie ... doch sehr tiefe und 

richtige Gedanken und Bemerkungen.“ Haus aber gibt nur den Spott und n i ch t  e i nen  richtigen und 

tiefen Gedanken. „Die Hegelsche idealistische Philosophie entwickelte aber nicht nur den rationellen 

Gottesbegriff, sondern formulierte auch die Methode (Dialektik) in vollendetster Form.“ Sehen wir 

also, wie diese „vollendetste“ Form bei Haus aussieht. 

[473] Haus’ Kardinalfehler liegt darin, daß er gleich die erste Forderung der dialektischen Methode 

nicht begriffen hat. Die erste Forderung ist die der Objektivität: nicht Beispiele geben, sondern die 

konkrete Totalität, das Ding, die Sache selbst, keine Abschweifungen! Haus gibt indessen die Hegel-

sche Dialektik durch Beispiele wieder; er reißt einzelne Kategorien, einzelne Sätze Hegels heraus, 

ohne sie in ihrem notwendigen Zusammenhang und Fortgang zu entwickeln und darzustellen. Die 

herausgerissenen Sätze erhalten den Charakter der Zufälligkeit und Vereinzelung. Die Dialektik muß 

auf diese Weise zum Hokuspokus, zur „leeren Dialektik“ oder Sophistik werden. 

Auf Schritt und Tritt läßt sich unser Vorwurf beweisen. Nehmen wir den Hegelschen Uebergang von 

der Subjektivität zur Objektivität. Haus fällt nichts daran auf, als eine mystische Ausdrucksform in 

Hegels Worten, die er verspottet. Hegel sagt, daß der Begriff sich zur Objektivität „entschließt“. Un-

ser guter Haus dazu: „Der Begriff ist durchaus selbsttätig und entschließt sich, zur Objektivität fort-

zulaufen. Da kann man nur sagen: Wie nett vom Begriff.“ Wie nett von Haus! Er weiß nämlich sonst 

nichts darüber zu sagen! Weiter schreibt Haus dann, daß der objektive Begriff nun verschiedene „Lei-

densstationen“ durchlaufe, die Haus natürlich überspringen kann, weil er nicht bemerkt hat, wie viel 

Wichtiges gerade für den Marxismus in diesen „Leidensstationen“ liegt; aber Haus kann alles Wich-

tige und Schwierige überspringen; so springt er also zum „Allerheiligsten“, der „Idee“, über die er 

nun vier Sätze von Hegel zitiert, die nicht die wesentlichen für das gestellte Problem sind. Dazu reißt 

er einige dumme Witze. Dann ist auch die „Idee“ erledigt. Zum Schluß wird ein Satz von Hegel über 

die „absolute Idee“ zitiert, und dann aus ... 

So wird das ganze Kapitel Hegels über die „Idee“ auf einer Druckseite in dieser Weise wiedergege-

ben. Es ist klar, daß die Darstellung der Hegelschen Dialektik vollständig zerrissen und unzusam-

menhängend wird. 

Wir haben diese Ausführungen über die „subjektive Logik“ deshalb herausgegriffen, weil hier die 

wesentlichsten Probleme liegen, von denen Haus allerdings nichts akut. Da Haus sich aber als Mar-

xist-Leninist ausgibt, wollen wir einmal sehen, wie Len i n  über diese Fragen dachte, für die Haus 

nur billigen Spott übrig hat. Lenin schreibt u. a.: „I m  a l l gem e i nen  i s t  d i e  E i n füh r ung  zum  

3. Abschn i t t  („Di e  Ide e“) des  I I. Te i l s  de r  „Log i k“ ... b e i nahe  d i e  a l l e r be s t e  Da r -

s te l l ung  de r  D i a l ek t i k. H i e r  i s t  i n  bemer kenswer t  gen i a l e r  We i se  sozusagen  da s  

Zus a m m enf a l l en  de r  Log i k  und  Er kenn t n i s l eh r e  geze i g t.“ (Leninskij Sbornik, IX., 

221.) Und während sich Haus in einemfort über Hegels „Begriff“ lustig macht, schreibt Lenin über die 
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Lehre vom Begriff: „Hegel erriet in genialer Weise die Dialektik der Dinge (der Erscheinungen, der 

Welt, der Natur) in der Dialektik des Begriffs.“ (S. 229.) An anderer Stelle schreibt Lenin als Randbe-

merkung zu Ausführungen über die „Idee“: „Die Dialektik ist nicht im Verstand des Menschen, son-

dern in der „Idee“, d. h. in der objektiven Wirklichkeit“. (S. 235.) Und über Hegels Kapitel über die 

„absolute Idee“ schreibt Lenin, daß in diesem am stärksten idealistischen Abschnitt, so widerspruchs-

voll es klinge, dennoch am wenigsten Idealismus und am meisten Materialismus sei. (S. 301.) 

Haus aber bleibt in allem am Aeußerlichen, an der Oberfläche haften. Seine e i nz ige  kritische Be-

merkung zur Dialektik richtet sich denn auch auf eine äußerliche Form! Er meint, daß Hegel dort am 

schwächsten sei, wo er abstrakt das Wesen der Dialektik zeigen wolle. Und zum „Beweise“ führt er 

eine Stelle aus der „Enzyklopädie“ an. Da muß man wirklich zweifeln, zumal Haus immer nur aus 

der für den undialektischen Philisterverstand zugeschnittenen „Enzyklopädie“ und nicht aus der „gro-

ßen Logik“ Hegels zitiert, ob er überhaupt über die „kleine Logik“ und einige kleinere Schriften in 

seinem Studium hinausgekommen ist. Was aber die „abstrakte“ Hegelsche Darstellung des Wesens 

der Dialektik an. betrifft, so scheint Haus entgangen zu sein, daß Marx wie Engels und Lenin gerade 

das Wesen der Dialektik, wenn auch in idealistischer Form, bei Hegel vorfanden; daß hierin Hegels 

größtes Verdienst besteht, während er viele Einzelgesetze der Dialektik früheren Philosophen ent-

nahm und nur rum Teil weiterentwickelt. [474] Haus meint aber, daß Hagels hervorragendste Dar-

stellungen der Methode in der Behandlung bestimmter Probleme (z. B. Begriff des Werdens, Formel 

von der Negation der Negation, Formel vom Umschlag des Quantitativen ins Qualitative usw.) liegen. 

Das ist jedoch falsch. Hegel sagt: „Die Idee ist selbst die Dialektik“. Wenn man wie Haus gegen die 

„Idee“ zu Felde zieht, schüttet man das Kind mit dem Bade aus; es bleibt nichts von der Dialektik 

außer einigen äuße r l i che n  Formen. Lenin schrieb in seinem bemerkenswerten ,Plan der Dialektik 

(Logik) Hegels“: „Die Dialektik Hegels ist die Verallgemeinerung der Geschichte des Denkens.“ 

Da Haus aber nur die idealistische Hülle der Hegelschen Dialektik sieht und nicht den dialektischen 

Kern, kann er auch nicht die Ansa t zpunk t e  f ü r  e i ne  m a te r i a l i s t i s che  „Um stü l pun g“ de r  

Hege l s che n  Log i k  sehen. Je idealistischer etwas bei Hegel erscheint, desto spöttischer glaubt 

Haus gegen ihn zu Felde ziehen zu müssen. Nur schlägt ihm die Dialektik dabei ein Schnippchen; 

denn meist da, wo Hegel am meisten idealistisch erscheint, nähert er sich am meisten dem Materia-

lismus! 

Haus aber bleibt an Einzelheiten und äußerlichen Formen kleben. Er spricht von dem Gesetz des 

Umschlagens der Quantität in Qualität und nennt einzig dieses Gesetz als Ansatzpunkt der materia-

listischen Bearbeitung. „Wir erleben an diesem Beispiel, daß Hegel in seiner Methode oft direkt ma-

terialistisch ... vorgeht“, schreibt er. 

Haus sieht eben bei Hegel nur Idealismus, und damit basta! Dabei bemerkt er nicht einmal den be-

sonderen Idealismus Hagels, den er mit grundsätzlich anderen idealistischen Richtungen in einen 

Topf wirft. Wie ganz anders und gründlich hat Lenin dieses Problem angefaßt. Lenin bemerkte: „Es 

springt in die Augen, daß Hegel bisweilen vom Abstrakten zum Konkreten geht ... – bisweilen um-

gekehrt (subjektiver Begriff – Objekt – Wahrheit (absolute Idee]). Ist dies nicht eine Inkonsequenz 

des Idealisten? (das, was Marx Ideenmystik bei Hegel nannte?) Oder hat es tiefere Gründe?“ Lenin 

zeigt dann die Bewegung der wichtigsten Kategorien bei Hegel und schreibt weiter: „Alle diese Mo-

mente (Schritte, Stufen, Prozesse) des Erkennens wenden sich vom Subjekt zum Objekt“. Nachdem 

er diesen offensichtlichen Widerspruch herausgeschält hat, geht Lenin noch einen Schritt weiter, in-

dem er zeigt, daß Hegel, wenn er gegen den Materialismus spricht, sogar sich selbst widersprechen 

und zum subjektiven Idealismus Zuflucht nehmen muß. So schreibt er in seinem Konspekt über die 

Vorlesungen Hegels über die Geschichte der Philosophie: „Hegel ,glaubte‘, dachte ernsthaft, daß der 

Materialismus als Philosophie unmöglich sei, weil die Philosophie die Wissenschaft des Denkens des 

Allgemeinen ist, aber das Allgemeine der Gedanke ist. Hier wiederholte er den Irrtum desselben sub-

jektiven Idealismus, den er immer den ,schlechten‘ Idealismus nannte.“ (Leninskij Sbornik, XII, 225.) 

Und dann führt er weiter aus, daß der objektive und noch mehr der absolute Idealismus „im Zickzack 

und kopfüber“ zum Materialismus trieb und „zum Teil sogar in ihn umgewandelt worden“ ist. Ver-

gleicht man hiermit nur die Bemerkungen Lenins über die „absolute Idee“, so ist klar Lenins 
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Auffassung zu erkennen, daß die materialistische Konsequenz und „Umstülpung“ der Hegelschen 

Philosophie n i ch t  aus diesem oder jenem Gesetz, sondern gerade aus dem Ganzen  zu ziehen ist. 

Ebensogroße Fehler wie in der Darstellung dieser Probleme ließen sich Hans überall nachweisen. Wir 

wollen nur andeuten, daß seine Kritik des Hege l s che n  Wis sen s c h a f t sbeg r i f f s  fehlgeht und 

sein Spott über die „konk r e t e  Wahr he it“ bei Hegel durchaus nicht angebracht ist. Der Nachweis, 

daß alle Wahrheit konkret ist, ist unzertrennlich mit der Dialektik verbunden und eins der größten 

Verdienste Hagels. 

Nachdem wir diese üble Verballhornung Hegels als Rezensent pflichtgemäß ohne Lücken hinunter-

gewürgt haben, sind wir umso gespannter, was Haus in seinem Kapitel über die materialistische Di-

alektik auftischen wird. Es kann nicht wundernehmen, daß zunächst die Schwächen Feuerbachs ge-

lobt werden. Nachdem wir dann noch ungeduldig eine Darstellung der Lebensgeschichte von Marx 

und Engels und der äußeren Umstände ihrer theoretischen Entwicklung verdaut haben, kommt end-

lich die vielverkündende Ueberschrift: Die materialistische Dialektik. 

[475] Doch finden wir nichts als eine Häufung marxistischer Gemeinplätze, dann eine „Konfrontie-

rung“ des Marxschen „Kap i t a l“ und Hagels „Logik“, die geradezu unsinnig ist, und schließlich fast 

zwei Seiten lang die Wiedergabe der Marxschen Worte im Vorwort zum „Kapital“. Nun sind wir 

noch guter Hoffnung und warten der Dinge, die da kommen werden; doch Marxens Worte brechen 

ab und damit gehen unserem Autor auch die Gedanken aus. Stolz meint er: „Nach dieser Darlegung 

der dialektischen Methode durch Marx und nach unserer Gegenüberstellung von ,Wissenschaft der 

Logik‘ und ,Kapital‘ kann es keinen Zweifel mehr über den Charakter der Marxschen Methode ge-

ben.“ Nach der großartigen Gegenüberstellung natürlich nicht. Wer würde da noch zu zweifeln wa-

gen? Doch fürchten wir, daß es nicht einen Leser geben wird, der auf Grund dieser famosen Darle-

gung nun auch im entferntesten wüßte, was er sich unter materialistischer Dialektik vorstellen soll. 

Der Leser hört hier zwar aus Marxens Munde, daß er Hagels Dialektik vom Kopf auf die Füße gestellt 

habe, doch ist er damit genau so schlau wie vorher, da erstens das Wesen der Hegelschen Dialektik 

nicht klargelegt wurde und zweitens die Frage der materialistischen „Umstülpung“ im Dunklen ge-

lassen wird. Denn die bekannten Worte von der Umkehrung sind nicht so wörtlich einfach zu nehmen, 

wie sie auf den ersten Blick aussehen. Das Problem kann nicht behandelt werden, wenn nicht die 

Umkehrung selbst behandelt wird. Denn erst da beginnt das entscheidende Problem, wo Haus aufhört; 

alles andere wäre gewissermaßen Einleitung zu dem gewesen, was jetzt hätte folgen müssen über den 

Marxismus als Erben und Ueberwinder der Hegelschen Philosophie. 

Nachdem wir nun weder erfahren haben, was Hegelsche Dialektik sei – oder vielmehr von ihr nur ein 

Zerrbild bekommen haben –, noch, inwiefern der Marxismus Erbe der Hegelschen Dialektik ist, wol-

len wir noch einen Blick auf die Ausführungen über Lenin und den Len i n i sm us  werfen. 

Haus zitiert zwar einmal Band IX des Leninskij Sbornik. Band XII wird nicht genannt. Zweifellos 

hat Haus sich hier mit fremden Federn geschmückt, denn nirgends ist auch nur im geringsten etwas 

von einer Kenntnis der „Philosophischen Hefte“ Lenins zu spüren. So wird Lenin als Theoretiker und 

Philosoph von Haus nicht minder verballhornt als Hegel. Es werden einige leere Phrasen nachgeplap-

pert über Leninismus und über die Höherentwicklung des Marxismus im Leninismus, aber es bleibt 

völlig unzulänglich, was dann folgt, und bevor wir eigentlich erfahren haben, inwiefern Lenin den 

Marxismus weiterentwickelte und worin das Neue des Leninismus in bezug auf die Dialektik besteht, 

ist das Buch leider schon zu Ende! 

Wir hätten unsere Kritik also auch nennen können: Ein undialektisches Buch über dialektische Fra-

gen; und unserem Verfasser das Motto widmen können: 

„Mein teurer Freund, ich rat‘ Euch drum, 

Zuerst collegium logicum.“ 

Doch geben wir selbstkritisch gerne zu, daß unsere Besprechung etwas lang geworden ist in Anbe-

tracht der Unzulänglichkeit des besprochenen Objekts. Aber wir sind sicher, daß ein sehr großes Be-

dürfnis für eine Darstellung des Marxismus-Leninismus als Erben der Hegelschen Dialektik in breiten 
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Kreisen vorhanden ist, und daß dieses Buch, das sich als ein marxistisches ausgibt, daher leicht große 

Verwirrung anzurichten vermag. 

* 

Roter Imperialismus, „Eine Studie über die Verkehrsprobleme der Sowjetunion“  
Von Georg C l e i n o w, Berlin, 1931 

Es ist eine hervorstechende Tatsache des Bankrotts der bürgerlichen politischen Oekonomie, daß sie 

ihre reichen Detailkenntnisse immer weniger zu einem Ganzen zusammenfügen kann. Zu gleicher 

Zeit besteht ihre Aufgabe darin, der Reaktion die geistigen Waffen unter dem Mantel strenger wissen-

schaftlicher Objektivität zu liefern. Von beiden Tendenzen ist die „Studie“ Cleinows über den „roten 

Imperialismus“ beherrscht. Cleinow benutzt seine Kenntnisse der [476] russischen wirtschaftlichen 

und geographischen Struktur, um den roten Imperialismus zu beweisen. Er steht damit ganz in der 

Linie der letzten Antisowjetfront, die nach dem Zusammenbruch der Lügenkampagne über das Nicht-

gelingen des Fünfjahrplanes, jetzt eine „Gefahr des roten Handels“ (wie der amerikanische Journalist 

Knickerbocker sein neues Buch betitelt) erkennt. Darin liegt der „rote Imperialismus“. Dieser droht 

bei Cleinow für Westeuropa nicht unmittelbar, sondern über den fernen Osten. Oder wie Cleinow sagt: 

„Der rote Imperialismus, der sich vorläufig nicht auf Bajonette, sondern vorwiegend auf die Wirtschaft stützen 

will, muß über diejenigen Fertigwaren und Halbfertigwaren verfügen, mit denen er zunächst die asiatischen 

Nachbarländer in den Kreis seines Einflusses ziehen, und über solche Rohstoffmengen, mit denen er sowohl 

jene herstellen als auch Einfluß auf die Weltmärkte gewinnen könnte.“ (S. 10.) 

Das ist doch ein eigenartiger Imperialismus, der sich nicht auf Bajonette stützt, der erst die asiatischen 

Länder in seinen Einfluß ziehen will. Cleinow weiß mit diesem „Imperialismus“ auch nichts anzu-

fangen, denn nirgends in seinem Buche finden wir eine Möglichkeit, festzustellen, was Imperialismus 

eigentlich ist, noch eine Auseinandersetzung – was bei der Eigenart des behandelten Stoffes doch 

unbedingt notwendig wäre – mit den Anschauungen über den Imperialismus, wie sie in der Sowjet-

union herrschend sind. Dazu kommt noch, daß der Verfasser mit seinen Anschauungen historisch 

vollkommen in der Luft schwebt, seine Konstruktionen schafft, ohne sie zu analysieren oder zu be-

weisen. Seine geopolitischen Anschauungen verlieren jeden wissenschaftlichen – auch bürgerlich-

wissenschaftlichen – Wert, da sie der einfachsten Logik entbehren. Warum wird sich die Sowjetunion 

nach Asien orientieren? Weil die Schulweisheit des Herrn Cleinow nicht über den russisch-asiati-

schen Bolschewismus als Greuelgeschichte oder in den geschichtlichen Dummheiten über das alte 

Moskowiterreich hinausgekommen ist. Es sind die aufgewärmten Ideen vom Panslawismus, nur in 

neuester mundgerechter reaktionärer Art. Folgendermaßen interpretiert Cleinow seine Weisheiten: 

„Im Fortfall gekommen sind die Großrussen als Fortgeschrittene, das ist ‚ausbeutende‘ Nation, durch die Ver-

nichtung ihrer Oberschicht – geblieben ist eine ihrem Wesen nach russisch-asiatische Zentralgewalt, die be-

strebt ist, die von den Kulturvölkern Westeuropas angeblich ‚ausgebeuteten‘ Kolonialvölker Asiens zu be-

freien, um die Ausbeutung mit Hilfe anderer Organisationen um so ungehinderter selbst betreiben zu können. 

Die Sowjetregierung, bzw. die Bolschewisten sind somit Träger derselben Machtansprüche, wie es etwa die 

Zaren Peter I., Nikolaus I., Alexander III. und die großen Staatsmänner Rumjantzew und Graf Witte gewesen 

sind.“ (S. 5.) 

Aber wer nun glaubt, daß diese einzelnen Behauptungen einer grundlegenden Untersuchung unter-

zogen werden, ist enttäuscht. Soweit ist die „Wissenschaft“ noch nicht. Bereits von anderer Seite ist 

die Behauptung aufgestellt worden, daß sich in der Industrialisierung der Sowjetunion dieselbe Poli-

tik vorfindet, wie unter dem alten Regime. Aber der Unterschied – wird nun einmal die These ange-

nommen – der Aufbau des Sozialismus, das ungeheure Tempo im volkswirtschaftlichen Leben der 

Sowjetunion, die vollkommene Umgestaltung der Landwirtschaft und das Wachstum des sozialisti-

schen Sektors wird nicht berücksichtigt. Und dann ist die Tatsache der Vernichtung aller Autoritäten 

des alten Regimes und der Kampf gegen die letzten Ueberbleibsel ein Faktor, der alle Vergleiche 

über den Haufen wirft. Aus diesem Grunde sind auch nicht die Großrussen als Nation vernichtet 

worden und die Asiaten übrig geblieben. Vernichtet sind alle Elemente der alten Herrschaft, alle Ele-

mente des bürgerlich-kapitalistischen Nationalitätenprinzips durch die Diktatur des Proletariats in der 

Sowjet-Un io n. Weil Herr Cleinow keine Ahnung von der Nationalitätenpolitik der Kommunistischen 
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Internationale hat, weil er in den imperialistischen Vorstellungen des westeuropäischen Kapitalismus 

befangen ist, versucht er als dessen Vertreter, der Sowjetunion seine Motive unterzuschieben. 

Der einzige Anhaltspunkt, der Herrn Cleinow zu der „asiatischen Einstellung“ der Sowjetunion Anlaß 

gibt, ist der am Anfang des zweiten Fünfjahrplanes vorgesehene Ausbau des Ural-Kusnetzbeckens 

und die weitere Ausbeutung der an der asiatischen Grenze schlummernden Naturreichtümer. 

Schmerzlich [477] ist für ihn der Bau der Turkestan-Sibirischen-Eisenbahn. Da er gelungen ist, muß 

noch etwas erfunden werden, um diesen Erfolg herabzusetzen. Er findet auch etwas; einige Aeuße-

rungen aus der Sowjetunion, von Sun Jat Sen, kurzum Turksib ist eine strategische Eisenbahn. (XII. 

Kapitel S. 14.) 

Sehr breit spricht Cleinow über „die Elemente der Spekulation“. Als Beispiel führt er die Karische 

Expedition und Turksib an, aber ohne jede Angabe, warum spekulative Elemente vorhanden sind. 

Die zaristische Regierung hat des öfteren versucht, die Expedition über die Karasee durchzuführen, 

aber ohne jeden Erfolg. Der Sowjetunion ist es gelungen. Ergo, Spekulation!? Aber die Sowjetunion 

hat reale Werte für die Volkswirtschaft des hohen Nordens geschaffen. Davon weiß Herr Cleinow 

nichts? Aber was bedeutet der Aufbau im Ural und in Sibirien für die Sowjetunion? Jedermann weiß, 

daß dort die größten Reichtümer an Kohle, Erz und Kraftanlagen der Welt vorhanden sind. Ihre Aus-

beutung geschieht mit einer Notwendigkeit, aber eben nur mit einer Notwendigkeit für den sozialis-

tischen Aufbau der Sowjetunion. Angenommen, die vor dem Kriege vollzogene Industrialisierung 

Rußlands würde unter demselben Regime fortgesetzt werden, Rußland wäre heute noch unter der 

kapitalistischen Wirtschaft und die Industrialisierung „Eurasiens“ (Europa-Asien nach Herrn Clei-

now) würde versucht; sie wäre wieder zur Unmöglichkeit verurteilt wie alle Projekte des Zarismus. 

Rußland würde in den Zyklus der allgemeinen Krise des Weltkapitalismus einbezogen, wie schon in 

der zyklischen Krise von 1907, 08, und vor allem würde sich bei der verschwenderischen Kostenge-

staltung unter dem Zarismus kein Markt für die Produkte finden. Das russische Proletariat würde 

weiter verelendet sein und eventuell in kümmerlichster Kleinbauernwirtschaft sein Dasein fristen. 

Das ist die Grundtatsache, warum die Sowjetunion aufbauen kann, während die kapitalistischen Staa-

ten in der Krise des Kapitalismus keine wirtschaftliche und politische Zukunft haben. 

Richtig schätzt Cleinow die Zukunf t  de r  Sowj e t un i on  und besonders die wirtschaftliche Be-

deutung der neuen Projekte der Sowjetunion ein. Er sagt: 

„Nach Gelingen des Fünfjahrplanes in Eurasien bezüglich des Industrieaufbaues im Ural, im Altaigebiet und 

in Russisch-Turkestan – das würde die Ueberwindung auch der finanziellen Schwierigkeiten bedeuten –, 

würde ganz Asien mit seinen sieben- bis achthundert Millionen Menschen zwangsläufig in die gewaltige Ver-

schiebung der Handelszentren einbezogen werden.“ 

Aber dann kommt der „rote Imperialismus“: 

„und dem alsdann erstarkten größten Kapitalisten der Welt unter der Firma Union der Sozialistischen Sowjet-

republiken wirtschaftlich unterworfen werden.“ (S. 8.) 

In der Sowjetunion gibt es also keinen Sozialismus? Darüber hat Herr Cleinow noch einige Zweifel: 

„Damit soll nicht gesagt sein, daß der Fünfjahrplan wirklich dem Sozialismus dient oder dienen kann; es be-

stehen in dieser Beziehung sogar große Zweifel. Zur Beantwortung dieser Frage bedürfte es einer besonderen 

Untersuchung, die hier nicht angestellt werden soll. (Aber Herr Cleinow hat schon sein Urteil fertig! W. W.) 

Nur dies soll gesagt werden: Der Fünfjahrplan wurzelt in seinen Einzelheiten nicht in der bolschewistischen 

Epoche des russischen Lebens, ist auch durchaus nicht aus kommunistischen, sondern staatskapitalistischen 

Gedankengängen entstanden. Seine ältesten Wurzeln liegen in jenen Auffassungen der vorkapitalistischen 

Zeit, die den selbstherrlichen Zaren als den Großgrundbesitzer Allrußlands ansprachen, die jüngeren in den 

zum Hochkapitalismus arrangierten Unternehmungen und Plänen aus der Zeit des Grafen Witte.“ (S. 12.) 

Dabei übersieht Cleinow vollkommen die Revolution, die Sozialisierung, Kollektivisierung und den 

Massenwillen des Sowjetproletariats, Faktoren, die kein Zar und kein Witte einkalkulieren konnte, 

und die den grandiosen Aufbau erst möglich gemacht haben. Die Planwirtschaft ist nur möglich in 

einer sozialistischen Wirtschaft. Man hatte im alten Rußland sehr viele Pläne, aber eben nur Pläne. 

Die Perspektiven des Fünfjahrplanes und seine Realität zeigt Cleinow folgendermaßen: 
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[478] „Solange innerhalb der Kommunistischen Partei die brutale Richtung die Oberhand behält und sich vor 

der Wiederholung von Fehlern hütet, wie sie 1929 (? W. W.) in der Agrarreform begangen wurden, und durch 

die Außenpolitik der Sowjetregierung, dank der in der Welt herrschenden Uneinigkeit, glücklich operieren 

kann, ist eine der Möglichkeit der Durchführung des Planes in einem die Sicherheit der Sowjetmacht garan-

tierendem Ausmaß zu rechnen. Die Möglichkeit würde in Frage gestellt, sofern die Entwicklung des Trans-

portwesens. nicht Schritt halten könnte mit der fortschreitenden Kollektivisierung und Industrialisierung und 

der dadurch bedingten Konzentration der Frachtenräume.“ (S. 19/20) 

Damit unterstreicht Cleinow sogleich die Grundthese des Fünfjahrplanes, daß er nur durchgeführt 

werden kann unter der bolschewistischen Führung. 

Das Sachmaterial des Cleinowschen Buches ist zahlreich und zum größten Teil aus den Urquellen. 

Antisemitische Tendenzen dürfen natürlich in einem solchen Buche nicht fehlen (S. 196/197). Direkte 

Fehler sind in den Außenhandelsziffern 1927/28 (S. 21) enthalten, wo der Außenhandel nur über 

europäische Grenzen gezeigt wird, aber ein entsprechender Vermerk fehlt, ebenso in den daran an-

schließenden Planziffern 1928 bis 1933. Dieser Fehler ist um so hervorstechender, als eine Einbezie-

hung des „eurasiatischen Raumes“ für den Außenhandel doch. bedeutend sein soll. Der Außenhandel 

über die asiatischen Grenzen fehlt ganz. Warum? Die Frage ist bei einer solchen Stoffbearbeitung 

unbedingt notwendig. 

Im ganzen zeigt das Buch eine konsequente Durchführung der aufgezeigten Tendenzen, „imperialis-

tische“ Bestrebungen der Sowjetunion festzustellen. 

Der Versuch ist vollkommen fehlgeschlagen, weil er fehlschlagen mußte. Die Einzelheiten sind teil-

weise interessant, aber leiden unter der Gesamttendenz des Autors. W. 

* 

Bolschewik Nr. 13 

Im Mittelpunkt des Leitartikels des „Bolschewik“ steht die Erntekampagne. Gegenüber dem. Vor-

jahre. zeigt der diesjährige letzte Frühjahrssaatenbestand eine Steigerung von 9,9 Prozent Bei Weizen 

beträgt die Steigerung der Aussaatfläche 7,3 Prozent, dagegen in den technischen Kulturen, besonders 

bei Baumwolle (50,5 Prozent), Flachs (35 Prozent), Zuckerrüben (30,7 Prozent) bedeutend mehr. Der 

Gemüseanbau liegt gegenüber dem vergangenen Jahre sogar 76,7 Prozent höher. Dadurch ist auch 

die jetzt laufende Erntekampagne bedeutend größer. Dabei haben die Kollektivwirtschaften den größ-

ten Anteil. Besonders für die Bereitstellungskampagne sind die Kollektivwirtschaften von größter 

Bedeutung. 

Mit diesen speziellen Aufgaben befaßt sich ein Artikel von Sarkis über „Die Getreidebereitstellungs-

kampagne“. Die Entwicklung, Verteilung und Steigerung der aufzubringenden Getreidemengen vom 

privaten und sozialistischen Sektor zeigt folgende Aufstellung: 

Getreidebereitstellung in Millionen Zentner 

Jahr insge-

samt 

netto 

Sowjetwirtschaf-

ten 

Kollektivwirt-

schaften 

Einzelwirtschaften  Anteil d. 

Sozialist. 

Sektors 

arme und mittlere Kula-

ken 

   Anteil 

in % 

 Anteil 

in % 

 Anteil 

in % 

 Anteil 

in % 

in 

% 

1926/27 117,8  5,2 4,4  1,1  0,9  88,2  75 23,2  17,7  5,3 

1927/28 112,1  6,1 5,4  1,2  1,1  77,3  68,9 27,5  24,6  6,5 

1928/29 109,6  7,2 6,6  3,3  3,0  70,6  64,4 28,5  26,0  9,6 

1929/30 140,0  8,4 6,0  12,1  8,6  96,7  69,1 22,8  16,3  14,6 

1930/31* 202,5  12,6 6,2  67,9  33,5  104,8  51,8 17,2  8,5  39,7 
* 1930/31 Planziffer 

Die Kampagne soll am 10. bis 15. Januar 1932 für die südlichen und am 10. bis. 15. Februar für die 

nördlichen Bezirke der Sowjetunion durchgeführt sein. Die Aufstellung zeigt das immer stärker wer-

dende Uebergewicht des sozialistischen Sektors in der Landwirtschaft und zu gleicher Zeit die frühere 

große Bedeutung der Kulaken, die nicht, wie in der sozialfaschistischen Presse behauptet wurde, 
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einen ganz geringen Besitz umfassen, sondern, wie aus einer Anmerkung in [479] diesem Artikel zu 

ersehen ist, werden als Kulaken jene Bauernwirtschaften bezeichnet, die einen Hektarumfang von 

mehr als 1,6 ha besitzen. Die Erfolge der Getreidebereitsteilung werden bereits in der Sowjettages-

presse mitgeteilt. Verschiedene Bezirke und Rajone haben das Jahresprogramm erfüllt und zum Teil 

auch überschritten. Mit aller Sicherheit kann gesagt werden, daß der Bereitstellungsplan überschritten 

wird. Diese Zuversicht darf aber nicht dazu führen, die Kampagne irgendwie abzuschwächen. 

E. Rewsina nimmt zur „Richtigen Organisation des Arbeitswechsels“ Stellung. Rewsina zeigt die 

Verbindung der Industrie mit den Kollektivwirtschaften durch die gegenseitigen Verpflichtungen in 

der Verbesserung der Lebenshaltung der Industriearbeiter durch die Kollektivwirtschaften und ande-

rerseits die Belieferung der Kollektivwirtschaften mit industriellen Waren. Aber in der jetzigen Peri-

ode des akuten Arbeitsmangels haben die Kollektivwirtschaften entsprechend den gestellten Aufga-

ben nach der Stalinrede die Pflicht, die Saisonabschwächung. in der Landwirtschaft für eine Verstär-

kung der Arbeiterkader in der Industrie auszunützen. Bereits in diesem Jahr sind, zum größten Teil 

aus der Landwirtschaft, etwa eine Million neuer fester Arbeiter und über neun Millionen Saisonar-

beiter gestellt worden. Diese Bewegung muß verstärkt werden, muß planmäßig und sicher gestaltet 

werden. Dann wird auch das Heer der qualifizierten Arbeiter größer werden. 

S. Gaister bringt einen interessanten Aufsatz über „Ural-Kusbaß und die Probleme des Transportes“. 

Der Transport bringt das wichtigste Problem: die Kohle liegt im Kusbaß und im Ural liegt das Erz. 

So muß in beiden weit voneinander liegenden Gebieten eine Verarbeitungsbasis geschaffen werden, 

damit die Transporte vom Ural nach dem Kusbaß auf keiner Strecke leer laufen. Dazu kommt noch 

der Bau spezieller Industriebahnen, die in Verbindung mit dem südlicher gelegenen Kasaketan eine 

Vollständigkeit des Kombinate bringen werden. Nach den bisherigen Ergebnissen werden die neuen 

Linien von vornherein elektrifiziert werden. 

A. Chankowski zeigt die Bedeutung der Elektrifizierung in den Fundamenten der sozialistischen Oe-

konomik. Die schwache Basis der Elektrowirtschaft im alten Rußland hat einer neuen Aera der ver-

stärkten Elektrifizierung Platz gemacht. Diese Steigerung ist von größter Bedeutung für die weitere 

Entwicklung der Sowjetwirtschaft. Chankowski zeigt die damit verbundenen technischen und öko-

nomischen Fragen und gibt eine gute Perspektive der Entwicklung. 

Von internationaler Bedeutung ist ein Artikel von P. Mif über den „Bürgerkrieg und den Kampf der 

Sowjets in China“. Die Weltwirtschaftskrise hat China ganz besonders stark heimgesucht. Der Import 

ist im letzten Jahre bereits um 43 Prozent gesunken und der Export um 35 Prozent. Dadurch wird die 

außenpolitische Situation Chinas skizziert. China ist mehr und mehr abhängig von den imperialisti-

schen Mächten. Im Innern fällt dem chinesischen Bürgertum die Aufgabe zu, das emporstrebende 

durch die Krise mehr und mehr revolutionäre Proletariat niederzuwerfen und aktiv den Kampf gegen 

die Sowjetgebiete aufzunehmen. Mif zeigt die militärische Stärke der Kräfte, zeigt die zunehmende 

Macht und den vergrößerten Einfluß der Sowjetgebiete auf alle werktätigen Schichten. 

A. Leontew setzt seinen Artikel über den Parteitag der deutschen Sozialfaschisten fort. Zeigt weiter 

die Rolle der Linken und ihre sozialfaschistischen Grundlagen. Insgesamt hat der Parteitag gezeigt, 

daß de Sozialfaschisten ohne Jugend sind und daher auch ohne Zukunft. Wo die Jugend hervorgetre-

ten ist, hat sie anders Stellung genommen und ist zu einen nicht geringen Teil zur Kommunistischen 

Partei vorgestoßen. Der Parteitag zeigte klar die Krisis des. Sozialfaschismus, die gerade darin be-

steht, daß er sich immer mehr von den breiten Arbeitermassen entfernt. 

Im Schluß wird unter der „Kritik und Bibliographie“ die „neue“ Theorie L. Trotzkis einer Kritik 

unterzogen. Charakteristisch ist, daß Trotzki den Fortschritt in der Sowjetunion feststellen muß, aber 

nicht den Weg beschreitet, seine begangenen Fehler einzusehen. Wenn sich die Erfolge des wirt-

schaftlichen Aufbaues zeigen, warum soll das Tempo des Aufbaues gebremst werden? Da Trotzki 

[480] auf diese Frage keine Antwort erteilen kann, zeigt sich in der Fortsetzung seines Kampfes gegen 

die Sowjetunion der vollständige Bankrott seiner Theorien. W. W. 

* 
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10 Jahre AIZ 

Die Photographie hat in den letzten Jahren entsprechend der zunehmenden Verschärfung der Klassen-

lage erhöhte Bedeutung gewonnen. Sie ist eine wichtige Waffe im Klassenkampf geworden, die aus 

der revolutionären Arbeiterbewegung nicht mehr wegzudenken ist. Diese Waffe hat die AIZ in den 

zehn Jahren ihres Bestehens in vorzüglicher Weise gebraucht. Heute, wo sie auf ihr 10jähriges Jubi-

läum zurückblicken kann, wird man ihr mit Recht das Zeugnis ausstellen können, daß sie von Anfang 

ihres Erscheinens in klarer Erkenntnis ihrer Aufgabe, das „Auge des Proletariats“ geworden ist. 

Als sie im Jahre 1921 unter der anfeuernden Initiative von Willi Münzenberg gegründet wurde, war 

sie in erster Linie als Unterstützung der Hilfsaktion der Hungernden des Wolgagebietes gedacht. Mit 

dem Aufstieg des Sozialismus in der Sowjetunion verbreitete sich auch ihre Basis. Auch weiterhin 

veröffentlichte sie hervorragende Bildberichte aus dem Lande der Arbeiter. und Bauernherrschaft. 

Fast in jeder Nummer wurde mindestens eine Seite den sozialistischen Errungenschaften in der Sow-

jetunion gewidmet; die Leser erlebten förmlich die gigantischen Errungenschaften des Fünfjahrepla-

nes mit. Gleichzeitig aber wurde ihnen das Antlitz des drohenden Interventionskrieges vor Augen 

geführt. Jede Woche aufs neue hämmerte die AIZ das grandiose Beispiel des sozialistischen Aufbaus 

in die Köpfe ihrer Leser ein und vermittelte ihnen erhöhten Mut und neue Kraft für ihren täglichen 

Kampf in den Betrieben und Stempelstellen. Aber darüber hinaus zeigte sie in hervorragender bildli-

cher und technischer Form diesen Kampf selbst, zeigte die Unterdrückungsmethoden des Kapitalis-

mus, führte dem revolutionären Proletariat und allen, die noch sehen und lesen können, welche For-

men das Elend und die Profitwirtschaft in allen kapitalistischen Ländern angenommen hat. 

Der Befreiungskampf der unterdrückten Rassen und Völker fand in den Blättern der AIZ – zum Teil 

in Sondernummern – bildlichen Ausdruck. Auch hier wurde den „Führern“ der II. Internationale die 

heuchlerische Maske vom Gesicht gerissen und eindeutig ihr klassenverräterischer Charakter ge-

brandmarkt. 

Für die Wiedergabe ihrer Bilddokumente hat sich die AIZ eine „eigene“ Form geschaffen: Die Foto-

Montage als dialektischer Ausdruck des materialistischen Geschehens. Durch Anordnung verschie-

dener Bilder, die zu einem Thema in bezug stehen, wurde eine Wirkung erzielt, die zu gleicher Zeit 

die Wechselseitigkeit des Themas demonstrierte. 

So führte die AIZ das revolutionäre Proletariat auf seinen Kämpfen und hielt ihm die leuchtende 

Fahne der russischen Revolution auf Schritt und Tritt vor. Ueber 2½ Millionen Leser werden Woche 

für Woche von ihrem Sturmruf erfaßt. Doch gilt es, noch breitere Massen zu erreichen. Schon ist es 

der AIZ gelungen, eine große Bresche in die Reihen der bürgerlichen Illustrierten und Zeitungen zu 

schlagen, die mit ihrem Klassengift viele zu uns gehörige Gehirne vernebeln und vergiften. Es gilt 

aber, in weiteren Millionen der Bauernschaft, der Kleingewerbetreibenden, der Angestellten- und 

Beamtenschaft und der Intellektuellen das Klassenbewußtsein zu wecken, um die tatsächliche Mehr-

heit aller Werktätigen zu erobern. Hierzu ist die AIZ ein wichtiges Hilfsmittel. Es gilt, sie auf dieser 

Klassenline an allen Fronten einzusetzen. Wichtige Arbeit hat sie bisher getan. Wenn sie ihre bishe-

rigen Leistungen mit erneutem Elan fortsetzt, wird und muß sie d i e  Unterstützung aller Revolutio-

näre finden, die sie verdient. Dafür gibt die Arbeit der verflossenen zehn Jahre Garantie und Gewähr. 

Ludwig Kuttner. 

[481] 
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Die Internationale  

14. Jahrgang Berlin, November/Dezember 1931 Heft 11/12 

Einige Fehler in unserer theoretischen und praktischen Arbeit  

und der Weg zu ihrer Ueberwindung  
Von E r n s t  T h ä l m a n n. 

Um die Jahreswende 1930/31, als sich in den Maßnahmen der Brüningregierung auf politischem und 

wirtschaftlichem Gebiet eine außerordentliche Verschärfung der politischen Reaktion und des An-

griffs auf die Lebenshaltung der werktätigen Massen zeigte, brandmarkte die Kommunistische Partei 

Deutschlands den Charakter der Brüningregierung vor den Massen des deutschen Proletariats und 

aller Werktätigen als eine Regierung .der Durchführung der faschistischen Diktatur. 

Was war der Sinn unserer damaligen Politik? Die Soz i a l dem okr a t i e, die nach ihrem Herauswurf 

aus der Reichsregierung im Frühjahr 1930 bis zu den Reichstagswahlen vom 14. September vorigen 

Jahres eine „radikale“ Scheinopposition betrieben hatte, war nach der Reichstagswahl offen in die 

Brüningfront eingeschwenkt. Sie deckte, ermöglichte und führte selbst am aktivsten alle reaktionären 

und volksfeindlichen Maßnahmen durch, die seitens der regierenden Bourgeoisie eingeleitet wurden. 

Um den faschistischen Charakter, den klassenverräterischen Inhalt ihrer Tolerierungspolitik für 

Brüning vor den Massen zu verschleiern, erfand die Sozialdemokratie die Theorie des sogenannten 

„k l e i ne r en  Uebe l s“. Die Brüningregierung sollte – so versicherten die SPD-Führer den Massen 

– ein kleineres Uebel gegenüber einer Hitler-Hugenberg-Regierung, ein Schutzwall gegen den Fa-

schismus sein. Deshalb müsse man sie unterstützen. 

Gegenüber diesem Arbeiterbetrug der SPD galt es, den Massen mit aller Schärfe den wi r k l i chen  

Charakter der Brüningregierung und die t a t s äch l i chen  Formen, in denen sich die Faschisierung 

der Herrschaftsmethoden der deutschen Bourgeoisie vollzog, klarzumachen. Gegenüber dem schänd-

lichen Versuch der SPD, die Massen vom Kampf gegen den Klassenfeind, gegen die Diktatur der 

Bourgeoisie, durch Hinweis auf eine erst von einer Hitlerregierung drohende faschistische Diktatur, 

abzuhalten, mußte Klarheit über den K l a s sen i nha l t  de r  Br ün i ngd i k t a t u r, über das wirkliche 

Wesen des Faschismus, über die besondere Rolle der Nationalsozialisten und über die Be-[482]zie-

hungen zwischen Brüningherrschaft, SPD und Hitlerbewegung geschaffen werden. 

Nur  wenn es gelang, den Massen zum Bewußtsein zu bringen, daß zwischen der voll entfalteten, 

offenen faschistischen Diktatur (von welchen Parteien immer sie ausgeübt werden würde) und der 

Brüningregierung, die tatsächlich am Ruder war, irgendein klassenmäßiger Unterschied ke i ne s -

wegs  bestand, konnte das Betrugsmanöver der Sozialdemokratie zerschlagen werden. Nur dann  

konnte es gelingen, die antifaschistischen Energien der breitesten Massen für den Kampf gegen die 

Diktatur der Bourgeoisie und deren Träger, die Brüning-Severing-Herrschaft, nutzbar zu machen. 

Die KPD zerschlug das sozialdemokratische Lügengespinst von der Rolle der Brüningregierung als 

„letztem Bollwerk der Demokratie“, enthüllte vor den Massen, daß diese Brüningregierung und in 

vollem Einverständnis mit ihr die Braun-Severing-Regierung s e l be r  den Uebergang zu faschisti-

schen Herrschaftsformen bei der Ausübung der Diktatur der Bourgeoisie vollziehen, und brandmarkte 

damit zugleich die Tolerierungspolitik der SPD und des ADGB für Brüning als H i l f e  f ü r  den  

Fasch i smu s. 

Diese politische Stellungnahme, wobei einige fehlerhafte Formulierungen bei der Analyse rasch kor-

rigiert wurden, ermöglichte es der Partei, mit ziemlichem Erfolg die Offensive gegen das Brüning-

system und seine sozialdemokratischen Stützen zu eröffnen. Die Rolle der na t i ona l soz i a l i s t i -

s chen  Bewegung wurde in diesem Zusammenhang richtig als die einer weiteren außerparlamenta-

rischen Stütze der bürgerlichen Diktatur gekennzeichnet, deren sich die Bourgeoisie neben  de r  

Soz i a l dem okr a t i e  wechselseitig bedient. Unsere Beschlüsse in dieser Frage auf der Tagung des 

Plenums des Zentralkomitees der KPD im Januar sind durch die weitere Entwicklung ohne Zweifel 

bestätigt worden. 

Wenn wir heute jedoch die gesamte praktische Politik und die Kampagnen unserer Partei im Jahre 

1931 einer gründlichen Ueberprüfung unterziehen, müssen wir zu der Feststellung kommen, daß 
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unsere Beschlüsse nicht immer vollständig zur Durchführung gelangten. Gilt das schon von den Be-

schlüssen der Tagungen des Plenums unseres Zentralkomitees (Januar, Mai), so trifft es in noch stär-

kerem Maße auf die Besch l ü s se  de s  XI. P l enum s  de s  EKKI  zu, die wir zwar in unseren 

Reihen popularisiert, aber doch nicht überall und nicht zu jeder Zeit in unserer revolutionären Arbeit 

z u r Dur chf üh r un g geb r ach t  habe n. 

Bolschewistische Selbstkritik ist für uns das wichtigste Mittel, um der Partei und den Massen des 

Proletariats durch die Konkretisierung unserer Klassenlinie bei der Lösung der gewaltigen geschicht-

lichen Aufgaben zu helfen, die vor der deutschen Arbeiterklasse und ihrer revolutionären Führerin, 

der KPD, stehen. Eine solche bolschewistische Selbstkritik aber macht es zur Pflicht, eine Reihe von 

ideologischen Abweichungen und politischen Schwächen, ja sogar politischen Fehlern in unserer re-

volutionären Massenarbeit festzustellen, die im Widerspruch zu den Beschlüssen des XI. Plenums 

des EKKI und der Plenartagungen unseres Zentralkomitees stehen. 

Um welche wichtigsten Fehler handelt es sich im besonderen? 

Erstens: Schwächen im Kampf gegen die Soz ia l dem okra t i e  und bei der Anwendung der Ein-

heitsfrontpolitik. [483] 

Zweitens: Fehler in der Anwendung der Losung Vo l ks r evo l u t i o n. 

Drittens: Schwächen im Kampf gegen den Na t iona l soz i a l i sm us. 

Viertens: vereinzelte Abweichungen auch bei Kommunisten und vor allem an der Peripherie der Par-

tei in den Fragen der Pe r spek t i ve  und des i nd i v i due l l en  Te r r o r s. 

Bei allen diesen vier Hauptfragen handelt es sich selbstverständlich nicht um politische Fehler, die 

etwa von der Gesamtpa r t e i  durchgeführt und Ausdruck einer bestimmten festen und den Be-

schlüssen der Komintern entgegengesetzten politischen Ideologie entsprungen wären. So l c h e Ab-

weichungen von der Linie der Kommunistischen Internationale sind in der Kommunistischen Partei 

Deutschlands heute, auf Grund ihrer reichen revolutionären Erfahrungen, kaum mehr möglich: Wo-

rum es geht, das sind vielmehr Fehler, oder auch nur Schwächen und Unklarheiten bei einzelnen 

Te i l e n der Partei, Abweichungen, die vielfach unbewußt, nur auf Grund einer ungenügenden poli-

tischen Erziehung der einzelnen Genossen und Funktionäre durch die Gesamtpartei oder auf Grund 

eines ungenügenden Verständnisses für die gefaßten Beschlüsse internationaler und deutscher Partei-

tagungen entstehen. 

Aber auch für solche Erscheinungen trägt die Gesamtpartei und das Zentralkomitee in erster Linie 

die volle Ver an t wor tun g. Würde man sie vorübergehen lassen, ohne sie zu korrigieren, oder auch 

nur, ohne die notwendigen Schlußfolgerungen und Konsequenzen aus ihnen zu ziehen, so hieße das, 

auf die unentbehrliche, unablässige zähe Arbeit an der Bolschewisierung unserer Partei verzichten. 

Ohne Zweifel ist es unsere Pflicht, darauf hinzuarbeiten, der Partei mit den wachsenden revolutionä-

ren Aufgaben jederzeit eine höhere politische Reife zu verschaffen und damit den Abstand zwischen 

dem objektiven und subjektiven Faktor der revolutionären Entwicklung zu verringern, das Zu r ück -

b l e i be n der Partei hinter dem revolutionären Aufschwung zu l i qu i d i e r e n. 

Statt dessen würden wir uns bei jeder Vernachlässigung einer ernsten Selbstkritik jenem „Kopf-

schwindel vor den Erfolgen“ hingeben, wie ihn Genosse S t a l i n vor anderthalb Jahren bei einzelnen 

Teilen der Kommunistischen Partei der Sowjetunion kritisierte und bekämpfte. 

Von den genannten vier Hauptfragen, in denen sich solche Schwächen in unseren Reihen zeigten, 

werden wir die ersten drei Fragen zweckmäßigerweise nicht voneinander trennen, sondern gem ein -

s a m  untersuchen. Denn die Mißverständnisse, Mängel und Abweichungen in unserer Arbeit und 

Politik, die sich bei diesen drei Fragen des Kampfes gegen die Sozialdemokratie, gegen den Natio-

nalsozialismus und der Anwendung der Losung Volksrevolution ergaben, sind aufs engste miteinan-

der verknüpft. 

Der Hinweis auf die r i ch t i ge  Ana l yse  der Partei über die Rolle der Brüningregierung auf dem 

Januarplenum des ZK wurde deshalb an den Anfang dieses Artikels gesetzt, weil diese Analyse – wie 
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das XI. Plenum des EKKI hervorhob – an und für sich der Partei den Schlüssel für eine richtige 

Problemstellung, sowohl im verschärften [484] Kampfe gegen die Sozialdemokratie, wie gegen die 

Hitlerbewegung, als auch in der Behandlung der Fragen der Entwicklung des Faschismus gab. In 

seinem Schlußwort auf dem XI. Plenum führte Genosse Manu i l sk i  zu dieser Frage aus: 

„Der H a u p t f e i n d  der Arbeiterklasse war, ist und bleibt stets die B o u r g e o i s i e. Wir brauchen nicht neue 

Formeln zu erfinden. In den sich faschisierenden bürgerlichen Demokratien, in den faschistischen Staaten, 

überall, auf allen Etappen der Faschisierung der kapitalistischen Staaten ist der Hauptfeind der Arbeiterklasse 

die D i k t a t u r  d e s  K a p i t a l s, unabhängig von ihrer demokratischen o d e r  faschistischen Form. ... Das be-

deutet, daß in Deutschland der Hauptfeind heute die von der Sozialdemokratie unterstützte B r ü n i n g r e g i e -

r u n g  ist, die Regierung der Durchführung der faschistischen Diktatur, die heute den ganzen Druck der bür-

gerlichen Diktatur auf die Arbeiterklasse verkörpert. Je nachdem, auf w e l c h e n  Flügel die Bourgeoisie sich 

im Kampf gegen das Proletariat stützen wird, müssen wir auch feststellen, n a c h  w e l c h e r  S e i t e  d e r  

H a u p t s c h l a g  d e r  K o m m u n i s t e n  g e f ü h r t  w e r d e n  m u ß.“ 

Genosse Manuilski zeigt hier in unzweideutiger Klarheit die klassenmäßige Bedeutung der Brüning-

diktatur und ihrer Stützen, der SPD und der Nationalsozialisten. Er betont auch, von welchem Ge-

sichtspunkt die Kommunistische Partei Deutschlands sich leiten lassen muß, wenn sie die Frage prüft, 

gegen  wen  der Hauptschlag ihres Kampfes gerichtet sein muß. Die Antwort auf diese Frage muß 

vor allem von zwe i  Gesichtspunkten ausgehen: erstens von einer konkreten Untersuchung der j e -

we i l i gen  Po l i t i k  der Bourgeoisie im Rahmen einer allgemeinen Analyse der Klassenkräfte, zwei-

tens von der r evo l u t i onä r en  Aufgabens t e l l ung  der Kommunistischen Partei. 

Wie ist nun die Lage bezüglich des ersten Punktes in Deutschland? Das XI. Plenum bezeichnete die 

Sozialdemokratie als die soz i a l e Haup t s t ü t z e der Bourgeoisie und wies die Richtigkeit dieser 

Formulierung insbesondere auch für Deutschland nach. In der Tat hat auch die Entwicklung seit dem 

XI. Plenum in Deutschland, wie in allen übrigen Ländern, vollständig die Richtigkeit der Feststellun-

gen der Komintern bestätigt. 

In den letzten Wochen erfolgte die Um bi l dung de r Br ün i ng r eg i e r un g. Sie wurde seinerzeit 

durch einen Vorstoß vom rechten Flügel des Zen t r um s (v. Papen) und von der Vo l kspa r t e i  (Din-

geldey) in die Wege geleitet. Die Grundlage für diese politischen Vorstöße, in denen die Notwendig-

keit einer Rechtsentwicklung proklamiert wurde, bildete die Forderung der Industrieführer an 

Brüning, seinen politischen Kurs mit größter Entschiedenheit, entsprechend den Wünschen  de r 

Schwer i ndus t r i e, zu verschärfen. Die „Regierungskrise“, die somit unmittelbar vor der letzten 

Reichstagstagung ausgelöst wurde, endete damit, daß zwar nicht Vertreter der Schwerindustrie, die 

auf Grund ihrer schwierigen Lage Hauptträger der inflationistischen Tendenzen sind, wohl aber der 

Vertrauensmann der Chemieindustrie, der I G-Fa r be n-I ndus t r i e, des größten und zur Zeit führen-

den kapitalistischen Konzerns in Deutschland, Warmhold, als Reichswirtschaftsminister in die Re-

gierung eintrat. 

Die weitere Rechtsorientierung der Brüningregierung in ihrer neuen Form, kam in der Ausschiffung 

des Innenministers Wi r t h, in der Zusammenlegung des Reichsinnen- und Reichswehr-Ministeriums 

in Gr oene r s Hand und damit in der Verstärkung des relativen Gewichts des Reichswehrflügels 

(Groener-Hindenburg) im Reichskabinett zum Ausdruck. 

[485] Im Anschluß an diese Regierungsbildung fanden die bekannten Kulissenverhandlungen der 

Regierung bzw. Hindenburgs und des Generalleutnants Schleicher (Chef des Nachrichtenamtes im 

Reichswehrministerium) mit dem nationalsozialistischen Führer Adolf Hitler statt. Der Ausgang die-

ser Verhandlungen, die auch in einer Pressediskussion zwischen der „Germania“, der „Deutschen 

Allgemeinen Zeitung“ und dem „Völkischen Beobachter“ ihre Ergänzungen fanden, war im Reichs-

maßstabe vorerst eine neue  Absage  de s  Zen t r um s, als der führenden Regierungspartei der deut-

schen Bourgeoisie, an die Koalitionswünsche der Nazis. Die Tatsache, daß das Zentrum unmittelbar 

danach sich anschickt, in Hes sen  diesen Koalitionswünschen der Nazis aller Wahrscheinlichkeit 

nach nachzugebe n, und die Besprechungen der christlichen Gewerkschaftsführer mit Vertretern 

der Hitlerpartei zeigen, daß es sich bei der Stellungnahme des Zentrums um eine rein taktische und 

vorübergehende handelt. 
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Man muß jetzt die Frage aufwerfen, wa r um  das Zentrum überhaupt die Verhandlungen im Reichs-

maßstabe zuließ. Diese Frage läßt sich nur beantworten, wenn man die Rolle des Zentrums als füh-

rende Partei der deutschen Bourgeoisie in Betracht zieht, die die entscheidenden Schichten des Fi-

nanzkapitals repräsentiert. Als seinerzeit Hugenbe r g  die Deutschnationale Partei spaltete, um seine 

Politik als Einpeitscher des Rechtskurses und der Faschisierung im Gesamtlager der deutschen Bour-

geoisie betreiben zu können, suchte er sich zugleich in den Naz i s  eine Massenbasis für seine Politik 

zu schaffen. Er ging darauf aus, die Hitler-Partei – wie es die großbürgerliche Presse nennt – zu 

„kanalisieren“, das heißt in solche Bahnen zu lenken, die sie zu einem gee i gne t en  I n s t r um en t  

für die Großbourgeoisie bei der Ausübung der bürgerlichen Diktatur mit faschistischen Methoden 

machen. Diese Funktion einer fortgesetzten Dressur der H i t l e r-Pa r t e i  im Sinne des Großkapitals 

versuchte die Volkspartei mehrfach für sich zu übernehmen. 

Neuerdings ist es nun das Zen t r um  selber, das die führende Rolle, die es längst gegenüber der 

Sozialdemokratie ausübt, auch bezüglich der Nationalsozialisten zu übernehmen sucht. Das  ist of-

fensichtlich auch der Beweggrund bei den Verhandlungen der Bourgeoisie und ihrer Brüningregie-

rung mit den Nazis gewesen. 

Untersucht man nun, warum diese Verhandlungen s che i t e r t e n, so ist für die entscheidenden 

Schichten des Finanzkapitals, die durch das Zentrum hervorragend repräsentiert werden, zweifels-

ohne die Frage der Soz ia l dem okra t i e  ausschlaggebend gewesen. Nach wie vor sind die Natio-

nalsozialisten nicht in entscheidendem Maße in die Betriebsarbeiterschaft eingedrungen. Nach wie 

vor stellt die SPD, trotz ihrer Schwächung durch unseren Vormarsch, die soz i a l e  Haup t s t ü t ze  

der Bourgeoisie dar und gibt mit ihrem Millionenanhang im ADGB und anderen Arbeiterorganisati-

onen die wichtigste Massenbasis für die Sicherung der kapitalistischen Diktatur und ihre Durchfüh-

rung ab. Andererseits wächst mit dem allgemeinen Anschwellen der nationalsozialistischen Bewe-

gung auch in der Hitlerpartei eine immer stärkere Stütze für die Bourgeoisie heran. Dieser Prozeß 

wird in absehbarer Zeit, spätestens im Zusammenhang mit den Preußenwahlen, auch die Frage der 

o f f enen  Reg i e r ungs t e i l nahm e  de r  Naz i s  erneut auf die Tagesordnung stellen, wodurch die 

Rolle der SPD keineswegs abgeschwächt würde. 

[486] Das Zentrum, das selbst durch seine besondere soziale Struktur von allen großbürgerlichen 

Parteien allein über einen relativ festen Massenanhang verfügt, versucht für seine Politik eine breite 

Massenbasis durch solche Institutionen wie den Wi r t s cha f t sbe i r a t  und die Ar be i t sgem e in -

s c ha f t  zu schaffen, in denen sie ihr der faschistischen Ideologie verwandtes „st änd i s che s“ Pr in -

z i p  (Volksgemeinschaft) und eine Zusammenarbeit von der SPD bis zu den Nazis verwirklicht. 

Der klassenmäßige Inhalt der Brüningpolitik ist somit e i ne r s e i t s mit Hilfe der Nationalsozialisten 

die SPD, diese Hauptstütze des Kapitalismus in den Massen, zu schwächen, zu zermürben und 

dadurch um so uneingeschränkter auszunutzen (Preußen), ande r e r se i t s umgekehrt die Nationalso-

zialisten durch gewisse Manöver im Zaum zu halten und in stärkerem Maße in den Dienst der Diktatur 

des Finanzkapitals zu stellen (Hessen!). 

D i e  wechse l s e i t i ge  Ausnu t zung  de r  SPD und  de r  Na t i ona l soz i a l i s t en  f ü r  d i e  

D i k t a t u r  de r  Bour geo i s i e, die wachsende Anwendung f a sch i s t i s che r  Fo r m e n  bei der 

Ausübung dieser Diktatur durch die Brüning-Severing-Regierungen und die nach wie vor von der 

Bourgeoisie erkannte und ausgenutzte Rolle der Soz i a l dem okr a t i e  a l s  soz i a l e r  Haup t -

s t ü t z e der Bourgeoisie – d a s sind die wichtigsten Tatsachen, die sich bei der konkreten Untersu-

chung der Entwicklung in Deutschland seit dem XI. Plenum ergeben. Bes t ä t i ge n diese Tatsachen 

nicht restlos die Lehren und Beschlüsse des XI. P l enum s? Das trifft unbestreitbar zu. 

Genosse Manu i l s k i  untersuchte in seinem Schlußwort auf dem XI. Plenum u. a. die Frage, worin 

das Zurückbleiben der Kommunistischen Parteien in der Frage des Faschismus hinter dem revolutio-

nären Aufschwung sich äußert. Er führte dabei aus: 

„Zweitens äußert sich dieses Zurückbleiben in der Frage des Faschismus darin, daß wir der Sozialdemokratie 

erlauben, in der Frage der Formen der bürgerlichen Diktatur zu manövrieren. Und das ist jetzt ihr H a u p t m a -

n ö v e r  in einer ganzen historischen Periode. Die Sozialdemokratie ist bestrebt, die Massen von den 
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grundlegenden Fragen des Klassenkampfes a b z u l e n k e n  auf einen polemischen Streit über die F o r m  ihrer 

eigenen Unterdrückung – auf die Fragen, w e l c h e  F o r m  der bürgerlichen Diktatur besser sei: die parlamen-

tarische oder die außerparlamentarische. Die Theorie des sogenannten ‚k l e i n e r e n  U e b e l s‘, von der sowohl 

Gen. Thälmann als auch Gen. Pollit in ihren Reden gesprochen haben, ist augenblicklich der H a u p t k a n a l, 

in dem sich die parlamentarischen Illusionen der Massen bewegen. Die Sozialdemokratie wird nicht nur heute, 

sondern im Laufe einer ganzen Periode, im Laufe einer längeren Zeit mit ihrem S c h e i n k a m p f  g e g e n  d e n  

F a s c h i s m u s  manövrieren und mit allen nur denkbaren Mitteln jene grundlegende Tatsache vertuschen, daß 

F a s c h i s m u s  u n d  S o z i a l f a s c h i s m u s  l e d i g l i c h  z w e i  S c h a t t i e r u n g e n  e i n  u n d  d e r s e l b e n  

s o z i a l e n  S t ü t z e  d e r  b ü r g e r l i c h e n  D i k t a t u r  sind. Diese Illusionen der Massen zu zertrümmern, das 

gewährleistet die Untergrabung des Massenfundaments der Sozialdemokratie in der Arbeiterklasse.“ 

Und an einer anderen Stelle des Schlußwortes heißt es: 

„Und unsere Schwäche, die S c h w ä c h e  d e r  K o m i n t e r n  bestand darin, daß wir den K a m p f  g e g e n  d i e  

T h e o r i e  d e s  ‚k l e i n e r e n  U e b e l s‘ in seiner ganzen Mannigfaltigkeit nicht zu unserer z e n t r a l e n  A u f -

g a b e gemacht und das Plenum nicht benutzt haben, um diese [487] Fehler konkret richtigzustellen. Es wird 

notwendig sein, diese Scharte nach dem EKKI-Plenum auszuwetzen. In dieser höchst ernsten und verantwor-

tungsvollen Arbeit sind am wenigsten a l l g e m e i n e  S c h e m a t a s  und auswendig gelernte Formeln über den 

Faschismus am Platze, sondern es bedarf einer k o n k r e t e n  B e t r a c h t u n g  der Verhältnisse jedes einzelnen 

Landes ...“ 

Wir müssen die Frage aufwerfen, ob wir in unserer gesamten Politik in Deutschland diese außeror-

dentlich wichtigen Grundsätze in genügendem Maße berücksichtigt haben. Das ist n i ch t der Fall. Es 

würde nicht schwer fallen, dies an Hand unserer allgemeinen Agitation und Propaganda zu beweisen. 

Man brauchte nur eine beliebige kommunistische Zeitung in Deutschland vorzunehmen oder auch, 

aller Wahrscheinlichkeit nach, den größten Teil unserer Zeitschriften, Flugblätter Broschüren usw. – 

und es würde sich zeigen, daß mehr als einmal anstelle jener konkreten Untersuchung und Darstellung 

der Verhältnisse, der Klassenkräfte, wie sie das XI. Plenum verlangt, auswendig gelernte Schema ta  

übe r  den  Fasch i smus  treten. 

Solche Schwächen können wir keineswegs dulden. Zu den Severing, Wels und Breitscheid, die die 

„Tolerierung“ Brünings betreiben, hat sich neuerdings auch T r o t zk i gesellt, der in seiner jüngsten 

Broschüre ganz unverhohlen die Politik der deutschen Soz ia l f a sch i s t e n  popularisiert und die 

deutschen Arbeiter um Hilfe für Brüning und Braun anbettelt. Kein Wunder, daß sich der konterre-

volutionäre Soldschreiber der Bourgeoisie auf diese Art den begeisterten Be i f a l l  der bürgerlichen 

Journalisten des Mosse- und Ullsteinkonzerns erworben hat. 

Worauf kommt es für uns an? Die Massen in den Kampf gegen die sich Schritt für Schritt vollzie-

hende Offensive der Bourgeoisie auf allen Gebieten zu führen und in den Tageskämpfen den soz i -

a l i s t i s che n  Ausweg  aufzuzeigen: gegen  d i e  D i k t a tu r  de r  Bour geo i s i e  d i e  D i k t a t u r  

de s  P r o l e t a r i a t s! Statt diese äußerst wichtige historische Gegenüberstellung in den Mi t t e l punk t 

unserer gesamten Agitation und Propaganda zu stellen, haben wir oft P r oze n t r ech nunge n  über 

den „Grad des Faschismus in Deutschland“, „Stufen“-Theorien und ähnliches mehr produziert. 

Aber noch schlimmer ist die Tatsache, daß sich trotz der Beschlüsse des XI. Plenums, trotz der meis-

terhaften Klärung dieser Fragen, wie sie vor allem auch im Schlußwort des Genossen Manuilski ge-

geben wurde, Tendenzen einer l i be r a l en  Gegenübe r s t e l l ung  von  Fasch i smus  und  bür -

ge r l i che r  Dem okr a t i e, von  Hi t l e r-Pa r t e i  und  Soz i a l f a sch i smu s, in unseren Reihen ge-

zeigt haben. 

War es nicht der Ausfluß einer solchen unzulässigen Gegenüberstellung, wenn wir in der Frage des 

r o t en  Vo lksen t s che i d s  gegen die Preußenregierung bei einigen, wenn auch nur vereinzelten 

Funktionären der Partei Hemmungen hatten, die zwar nicht, wie es die Braun-Severing nur zu gern 

gesehen hätten, die Kraft unserer Mobilisierungsarbeit für den roten Volksentscheid schwächten. die 

aber nachher in den betreffenden Zellen der Partei erst einer Klärung bedurften? 

Und ist nicht die Tatsache, daß die Partei überhaupt erst aus Anlaß des Volksentscheides zu einer so 

scharfen F r on t s t e l l ung  gegen  d i e  P r eußen r eg ie r u ng  kam, ein Beweis dafür, daß wir bis 
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dahin den prinzipiellen Kampf gegen diese festeste Stütze der Brüningregierung, diesen S t u rm -

b l ock  de r  Bour geo i s i e  be i  de r  [ 488] Dur ch f üh r ung  de r  f a sch i s t i s chen  Di k t a t u r, 

vernachlässigten? Eine solche Vernachlässigung ist besonders schädlich vom Standpunkt der bevor-

stehenden Pr euße nwah l e n . Man muß darüber hinaus weitergehen bis zu der Feststellung, daß 

auch in den Reihen des revolutionären Proletariats nicht ohne unser Verschulden mindestens unter-

bewußte Stimmungen vorhanden waren, als ob die Br au n -Seve r i ng vielleicht doch ein „kleineres 

Uebel“ gegenüber einer Hi t l e r-Goebbe l s-Regierung in Preußen wären. Eine solche Beeinflussung 

revolutionärer Arbeiter durch die verlogene sozialdemokratische Ideologie, solche Ueberreste sozi-

aldemokratischen Denkens in unseren Reihen sind jedoch, wie wir in voller Uebereinstimmung mit 

den Beschlüssen des XI. Plenums aussprechen müssen, die s ch l im m st e Ge f ahr  fü r  d i e  Kom -

m un i s t i s che  Pa r t e i. 

Wie groß diese Gefahr ist, das ergibt sich u. mi. gegenwärtig aus dem neuesten Manöver des Sozial-

faschismus. Die SPD, die, im Zusammenhang mit den neuen Wahlerfolgen der Hitler-Partei und auf 

Grund ihrer Kenntnis von den ja nicht auf alle Ewigkeit abgebrochenen Koalitionsverhandlungen des 

Zentrums mit den Nazis für ihre preußischen Ministersitze fürchtet, möchte einerseits ihre rebellie-

renden Anhängermassen bei der Stange halten, andererseits der Bourgeoisie ihre Unentbehrlichkeit 

demonstrieren. Aus diesem Grund vollführt sie ein neues demagogisches Manöver. Sie „droht“ damit, 

„Ei n he i t s f r on t  m i t  de r  Komm uni s t i s chen  Pa r t e i“ zu machen. Die Rede Br e i t sc he i d s 

in Darmstadt anläßlich der Hessenwahlen und die Kommentare zu dieser Rede im „Vorwärts“ zeigen, 

daß die Sozialdemokratie mit diesem Manöver den Teufel des Hitler-Faschismus an die Wand malt, 

um die Massen vom wirklichen Kampf gegen die Diktatur des Finanzkapitals abzuhalten. Und diesen 

trügerischen Bissen, der ja nur eine Abwandlung der sonstigen Politik des „kleineren Uebels“ dar-

stellt, will sie nun mit der Soße einer angeblichen plötzlichen Kommunistenfreundlichkeit („Gegen 

das Verbot der KPD“) würzen und für die Massen schmackhafter machen. 

Wir müssen die Frage stellen: Hat die KPD alle Vor a us se t zu nge n  geschaffen, um einen solchen 

neuen Betrug, eine solche Irreführung der Massen leicht durchkreuzen zu können? 

Wir können diese Frage n i ch t  bedingungslos bejahen. Wir selbst haben allzu oft ein wenig fasziniert 

auf das Problem des Faschismus gestarrt, statt den Faschismus als eine der Formen der Diktatur der 

Bourgeoisie in den größeren Rahmen eben dieser bürgerlichen Diktatur einzuordnen. Wir haben der 

falschen Theorie von der „Unvermeidlichkeit“ der faschistischen Diktatur unter dem Monopolkapi-

talismus zumindest teilweise Rechnung getragen, oder jedenfalls nicht immer einen genügend schar-

fen Kampf gegen diese falsche und uns auf Abwege führende Theorie entfaltet. 

Wir haben die notwendige Ve r schä r f ung  des  p r i nz i p i e l l en  Kampf es  gegen  d i e  Soz ia l -

dem okr a t i e  nicht in vollem Umfang durchgeführt. Nur einige Beispiele: 

Nach dem Leipziger Parteitag der SPD gaben wir eine vo l l komm en  r i ch t i ge  Ana l yse  de r  

i nne r en  Lage  de r  Soz i a l demokr a t i s chen  Pa r t e i  und  s i gna l i s i e r t en  d i e  bevo r s t e -

hende  Abspa l t ung  de r  Zen t r i s t e n, sowie ihre neue Parteigründung als g r öß t e s  Ve r b r e -

chen  a n  de r  Ar be i t e r k l a s s e, wobei in unserer damaligen Resolution die ausdrück-[489]liche 

Wiederholung unserer richtigen Beschlüsse (Essen, Wedding) über den Zentrismus als gefährlichste 

Form des Reformismus unterblieb. Trotz unserer richtigen Perspektive in dieser Frage haben wir aber 

dann in den folgenden Monaten doch die notwendige Steigerung unseres Kampfes gegen diesen klas-

senverräterischen zentristischen Plan zweifelsohne vernachlässigt. 

Hätten wir das nicht getan, sondern auf der r i ch t i ge n  L i n i e  der damaligen Resolution en t sch ie -

den  und  r ech t ze i t i g  gegen den Plan der neuen Partei gekämpft, so würden die Seydew i t z e, 

d i e se  s chäd l i chs t e n  E l em en t e  vom Standpunkt der Revolution, mit ihrer SAPD, der Partei 

des zentristischen Sumpfes, heute eine viel geringere Rolle spielen. 

Die Tatsache, daß z. B. in unserer revolutionären Gewerkschaftsarbeit E i nhe i t s f r on t a n geb o te  

von  oben  an bezirkliche ADGB-Führungen oder sonstige Instanzen der reformistischen Bürokratie 

gemacht werden konnten (Ruhrgebiet), beweist gleichfalls, daß unser prinzipieller Kampf gegen die 
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Sozialdemokratie n i ch t e n t s ch i ede n  ge nug geführt wurde, um solche Fehler unmöglich zu ma-

chen. 

Ein ähnlicher Fall ist die unzulässige Bildung eines antifaschistischen Komitees durch Einheitsfront 

von oben mit „radikal-demokratischen Gruppen“ (die nur wenig Massenanhang besitzen) und ähnli-

chen schwankenden Gestalten, statt das Schwergewicht der Verstärkung der antifaschistischen 

Kampffront – wie es in Br a uns c hwe i g  richtig geschah – in die Be t r i ebe  und auf die Massen  

un t en  zu verlegen. 

Was ergibt sich aus alledem? Wenn Genosse Manuilski in den zitierten Sätzen seines Schlußwortes 

die Forderung aufstellte, nach dem XI. Plenum im Kampf gegen die Theorie des „kleineren Uebels“ 

alle vorhandenen Scha r t en  auszuwe t ze n, so kann die KPD, die von allen Parteien der Komin-

tern am meisten dazu berufen und verpflichtet war, bis heute noch  n i ch t  von sich sagen, daß sie 

diese Aufgabe tatsächlich als ihre „ze n t r a l e“ Auf g a be  betrachtet und gelöst habe. Und doch ist 

der Kampf in erster Linie gegen alle demokratischen Illusionen, besonders dagegen, daß die Sozial-

demokratie eine „Stütze im Kampfe gegen den Faschismus“ sei, eine unerläßliche Voraussetzung für 

die Mobilisierung der Massen zum Kampf gegen die faschistischen Maßnahmen der Brüning-Se-

vering-Diktatur und darüber hinaus für den Sturz des Kapitalismus. 

Die entscheidende Schlußfolgerung, die sich aus den Beschlüssen des XI. Plenums für die deutsche 

Partei ergeben mußte, war, wie wir gesehen haben: den Haup t s t oß  gegen  d i e  Soz i a l dem o-

k r a t i e  als die soziale Hauptstütze der Bourgeoisie zu richten! 

Nach dem Ham bur ge r  Wahl s i eg  der Partei hatten wir bei einigen Funktionären, darunter sogar 

Spitzenfunktionären der Partei, Stimmungen zu verzeichnen, die die Bedeutung dieses Wahlerfolgs 

auf Grund des Amiwachsens der nationalsozialistischen Stimmen verkleinern wollten. Es wird hier-

bei ebenfalls notwendig sein, später noch jene Erscheinungen zu berücksichtigen, in denen sich eine 

Un t e r s chä t zu ng  des Nationalsozialismus und eine Vernachlässigung seiner Bekämpfung seitens 

unserer Partei äußert. Wie aber steht es hinsichtlich der Beurteilung des Hamburg Wahlergebnisses? 

Trotz des Wahlerfolges gab es dort erhebliche M ä nge l  und Sc hwäche n , die festgestellt und kri-

tisiert wurden. Aber dort gelang [490] es uns immerhin, in die festeste Hochburg der deutschen So -

z i a l dem okr a t i e  eine Bresche zu schlagen, wenn auch ein stärkerer Einbruch noch nicht gelang. 

Dort gelang es uns, aus den Reihen der soz i a l dem okr a t i s chen  Ar be i t e r s cha f t  Zehntausende 

für den Kommunismus zu gewinnen. Für jeden Kommunisten, der den Grundsatz anerkannte, daß 

unser Hauptstoß gegen die Sozialdemokratie gerichtet sein muß, mußte deshalb unser Erfolg gegen-

über der SPD der en t sche i dende  Gr adm esse r für die gesamte Beurteilung des Wahlausgangs 

sein. Wenn es richtig war, daß der Kampf gegen den Faschismus in allererster Linie Kampf gegen 

die SPD ist und sein muß, dann bedeutete der Erfolg gegenüber der Hamburger Sozialdemokratie 

eben auch einen E r f o l g  gegenüber  dem  Fasch i sm u s. 

Und doch gab es solche Stimmungen, die vor den nationalsozialistischen Bäumen den sozialdemo-

kratischen Wald nicht sehen wollten. Weil die Nationalsozialisten auch in Hamburg einen beträcht-

lichen Wahlerfolg erzielen konnten, un t e r s chä t z t en  diese Genossen die Bedeutung unseres 

Kampfes gegen den Sozialfaschismus, die Bedeutung unseres Erfolges gegenüber der SPD. Darin 

drückten sich unzweifelhaft Merkmale eines Abwe i che ns  von der politischen Linie aus, die uns 

verpflichtet, den Hauptstoß gegen die SPD zu richten. 

Diesen falschen Einstellungen gegenüber müssen wir mit aller Schärfe feststellen: die Fa sch i s t e n  

können überhaupt nu r  geschlagen werden, wenn man die SPD, ihr Bündnis mit dem Faschismus, 

ihren Dienst für den Klassenfeind vor den Massen der Arbeiter enthüllt und diese von den SPD-

Führern loslöst. Die SPD p r i nz i p i e l l  s c h l age n, in den Betrieben und den Gewerkschaften des 

ADGB, wie unter den Millionen Erwerbslosen, ihre arbeiterfeindliche Politik entlarven – das kann 

man n i ch t  durch lautes Geschrei und Gesch i m p f e  (wie es manchmal in letzter Zeit bei uns Mode 

geworden war), sondern nur durch die Ta t s a c hen  unse r e r r evo l u t ionä r e n Po l i t i k. I ndem  

wi r  d i e  E inhe i t s f r on t p o l i t i k z u m Kampf e für ihre eigenen Klasseninteressen verwirklichen, 
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schaffen wir bei den sozialdemokratischen Arbeitern und der proletarischen Jugend  neues Vertrauen 

zu unserer Partei als der einzigen Führerin des Proletariats. 

Wir müssen e i nen  Sc hr i t t  we i t er gehen in den Methoden dieser Politik zur Herstellung der r o t e n 

E i n he i t s f r o n t der Arbeiter aus allen Lagern zum gemeinsamen Klassenkampf. Wir müssen die 

SPD-Arbeiter durch kam er adscha f t l i che  Auf k l ä r ung  und ihre eigenen Erfahrungen im ge-

meinsamen Kampf p r ak t i s c h von der verräterischen Rolle ihrer Führer und von der Tatsache über-

zeugen, daß nu r d i e KPD, daß nu r w i r für ihre eigenen Klasseninteressen durchs Feuer gehen. Wir 

müssen überall den sozialdemokratischen Arbeitern die w i ch t i g s t en  Kam pf f o rde r ungen  f ü r  

d i e  He r s t e l l ung  de r  r o t e n E inhe i t s f r o n t vorschlagen, die sich gegen das Brüning-Severing-

System, gegen die Diktatur der Bourgeoisie und ihre Stützen, gegen Hitlerpartei und sozialdemokra-

tische Führerschaft richten. 

Das beste Beispiel für die richtige Durchführung der Linie des Hauptkampfes um die SPD-Arbeiter 

und der Anwendung der E i nhe i t s f r o n t po l i t i k  a l s  Kam pf po l i t i k  ist B r aunschwe i g. Ueber 

den dortigen Ausgang des Volkentscheides wußte unsere Parteizeitung in Frankfurt am Main nur zu 

berichten: „Vol ks-[491]en t s che id  i n  Br aunschwe i g  abge l ehn t“, ein Zeichen des geradezu 

pa r l am en t a r i s ch  ve r knöche r t en  Denkens  des betreffenden Redakteurs. Die Partei und die 

revolutionäre Arbeiterschaft mißt unseren Vormarsch in Braunschweig mit einem anderen Maß. Für 

sie spielen außerparlamentarische Faktoren, wie politischer Massenstreik, revolutionäre Demonstra-

tionen, kämpfende rote Einheitsfront usw., die entscheidende Rolle. 

* 

In der Frage des Hauptstoßes gegen die SPD steckt das Ke r np r ob l em  der kommunistischen Politik 

in Deutschland. Wir haben bereits an Hand der politischen Analyse nachgewiesen, weshalb auf Grund 

der Politik der Bourgeoisie, der Brüning-Severing-Regierungen, unser Kampf gegen die SPD das 

zentrale Problem unserer revolutionären Massenarbeit darstellt. In nachfolgendem wollen wir an die 

gleiche Frage noch von einer anderen Seite herangehen, die mit der ersten Fragestellung eng verbun-

den ist, aber darüber hinaus die ganze grundsätzliche Bedeutung dieses Problems aufrollt. 

Ich meine das Problem des Kam pfes  um  d i e  e i gene  Kl a s s e. Für jeden Marxisten-Leninisten 

muß es selbstverständlich sein, daß das e r s t e  Erfordernis der kommunistischen Politik der Kampf 

um die Gewinnung der eigenen Klasse, de s P r o l e t a r i a t s, sein muß. Nur wenn wir die p r o l e t a -

r i s che  Mehr he i t  für den Kommunismus gewinnen, können, wir die weiteren Aufgaben der Her-

anziehung der Verbündeten des Proletariats aus den Mittelschichten an die antikapitalistische Kampf-

front verwirklichen und damit die Voraussetzungen für die Vo l ks r evo l u t i on  im  S i nne  von  

Mar x  und  Len i n  s c ha f f e n . Jede Verwischung dieser Grundsätze, jeder Ve r z i c h t  auf die Vo-

ranstellung des Kampfes um die eigene Klasse ist Bruch mit dem Marxismus, Bruch m i t  dem Le -

n i n i smu s! 

Wie stellt Le n i n  dieses Problem? In den Debatten bei der Ausarbeitung des P r og r am m s der sozi-

aldemokratischen Arbeiterpartei Rußlands im Jahre 1902 hat Genosse Lenin besonders gründlich und 

ausführlich zu dieser Frage Stellung genommen. Sowohl in seiner Kritik der beiden damals von 

P l e c h a n ow ausgearbeiteten Programmentwürfe, als auch in seinen Bemerkungen zu dem Program-

mentwurf Martows und der später beauftragten Kommission entwickelt Lenin mit aller Schärfe den 

marxistischen Standpunkt zur Frage des Ve r hä l tn i s s e s zwi sche n dem  Pr o l e t a r i a t  und  den  

Wer k tä t ige n. Er zieht hierbei die Schlußfolgerungen für die gesamte Politik der proletarischen 

sozialistischen Partei. So schreibt er u. a.: 

„Ich teile vollkommen die Ansicht von V. Sassulitsch, daß es bei uns möglich ist, eine viel größere Zahl von 

Kleinproduzenten und viel früher (als im Westen) für die Sozialdemokratie zu gewinnen – daß wir, um das zu 

erreichen, a l l e s, was in unseren Kräften steht, tun müssen, – daß man diesen ‚Wunsch‘ im Programm ‚gegen‘ 

die Martynow und Konsorten zum Ausdruck bringen muß ... 

Aber man darf den Bogen nicht überspannen, wie es V. Sassulitsch tut! Man darf den Wunsch nicht mit der 

W i r k l i c h k e i t verwechseln und noch dazu mit der immanent-notwendigen Wirklichkeit, der allein unsere 
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Prinzipienerklärung gewidmet ist. Es wäre wünschenswert, a l l e Kleinproduzenten zu gewinnen, – natürlich. 

Aber wir wissen, daß das eine besondere Klasse ist, eine zwar mit dem Proletariat durch tausend Fäden und 

Uebergangsstufen v e r k n ü p f t e  Klasse, aber doch eine b e s o n d e r e  Klasse. 

[492] Es ist unbedingt erforderlich, sich z u n ä c h s t  von allen a b z u g r e n z e n  und nur, e i n z i g  u n d  a l l e i n  

u n d  a u s s c h l i e ß l i c h  das Proletariat a b z u s o n d e r n, – und erst n a c h h e r  zu erklären, daß das Proletariat 

a l l e  b e f r e i e n  wird, daß es a l l e  r u f t, a l l e  a u f f o r d e r t. 

Ich bin einverstanden mit dem ‚nachher‘, aber ich verlange erst das ‚zunächst‘! 

Bei uns in Rußland haben die höllischen Qualen der ‚werktätigen und ausgebeuteten‘ Masse keine V o l k s be-

wegung hervorgerufen, solange die ‚H a n d v o l l‘ F a b r i k a r b e i t e r  nicht den Kampf, den Klassenkampf be-

gonnen hatte. Und n u r  diese „Handvoll“ verbürgt diesen Kampf, seine Fortsetzung, seine A u s b r e i t u n g. 

Gerade in Rußland, wo die Kritiker (Bulgakow) die Sozialdemokraten (heute würden wir sagen: Bolschewiki, 

E. Th.) der Bauernfeindlichkeit anklagen, wo die Sozialrevolutionäre von der Notwendigkeit schwätzen, den 

Begriff des K l a s s e n k a m p f e s durch den Begriff des ‚K a m p f e s  a l l e r  W e r k t ä t i g e n  u n d  A u s g e -

b e u t e t e n‘ zu ersetzen, – (Wjestnik Russkoi Revoluzii, Nr. 2) gerade in Rußland müssen wir uns z u n ä c h s t  

durch eine ganz scharfe Definition einzig und allein des Klassenkampfes, e i n z i g u n d a l l e i n  des Proletari-

ats, von diesem Gesindel a b g r e n z e n , – und erst dann erklären, daß wir a l l e  rufen, alles aufnehmen, alles 

tun, auf alles ausdehnen werden ... 

Die Kommission aber ‚dehnt aus‘ und vergißt abzugrenzen!! Und mich beschuldigt man der E n g h e r z i g -

k e i t, weil ich verlange, daß man der Ausdehnung diese „Abgrenzung“ v o r a u s s c h i c k e?! Aber das ist doch 

eine Verdrehung, Herrschaften!! 

Der uns morgen unvermeidlich bevorstehende Kampf gegen die vereinigten Kritiker und die etwas radikaleren 

Herren aus dem ‚Russkije Wjedomosti‘ und dem ‚Ruskoje Bogatstowo‘ und die Sozialrevolutionäre wird von 

uns unbedingt erfordern, daß wir eine Grenze ziehen zwischen dem K l a s s e n k a m p f  des Proletariats und 

dem ‚K a m p f‘ (Ist es ein Kampf?) ‚der werktätigen und ausgebeuteten Masse‘. Das Gerede über diese Masse 

ist der Haupttrumpf in den Händen aller unsicheren Kantonisten, die Kommission aber arbeitet ihnen in die 

Hände und nimmt uns die Waffe zum Kampf gegen die Halbheiten ...“ 

Diese Sätze Lenins, die zu den entscheidenden Grundsätzen des Marxismus-Leninismus gehören, 

ergeben, auf die praktischen Aufgaben der revolutionären Arbeit der KPD angewandt, trotz mancher 

Ungleichheit der Lage doch, daß auch für uns im Vordergrund und als z e n t r a l e  Auf gabe  der 

Kampf um die e i gene  Kl a s s e, der Kampf um die Gewinnung des P r o l e t a r i a t s, bzw. seiner 

Mehrheit, seiner entscheidenden Schichten, stehen muß. Welche Folgerung ergibt sich aber daraus? 

Die unbedingte Konsequenz, daß wir, schon um der Eroberung der proletarischen Mehrheit willen 

den Hauptstoß gegen diejenige Partei richten müssen, die heute noch die entscheidende M a s s en -

ba s i s im Proletariat für die Diktatur der Bourgeoisie besitzt. Das ist n i ch t die Hitlerpartei, sondern 

die Soz i a ldem okr a t i e. 

Ohn e im Kampf gegen die Sozialdemokratie zu siegen, können wir n i ch t  den Faschismus schlagen, 

das heißt gegen die mit faschistischen Methoden ausgeübte Diktatur der Bourgeoisie erfolgreich 

kämpfen. Ohne im Kampf mit der SPD entscheidend durchzubrechen, können wir auch unmöglich 

die Aufgaben meistern, in die Massenbasis des Zentrums entscheidend einzudringen und die a n de r e 

Stütze der Diktatur der Bourgeoisie neben der SPD, die H i t l e r pa r t e i, deren Massenbasis vor allem 

die Mittelschichten abgeben, erfolgreich zu berennen und zu schlagen. 

[493] Das sind die selbstverständlichen Folgerungen, die sich aus der gesamten S t r a t eg i e  de s  Le -

n i n i smus  ergeben. Genosse S t a l i n  hat in seinem „Vorwort“ zum Buche „Auf dem Wege zum 

Oktober“ über die „Oktobe r r evo lu t i on  und  d i e  Tak t ik  de r  r u s s i s c he n  Kom m un i s t en“ 

u. a. folgende Feststellungen getroffen: 

„Wie aber wurde von der Partei diese Führung gehandhabt, auf welcher Linie vollzog sie sich? Diese Führung 

vollzog sich auf der Linie der I s o l i e r u n g  d e r  K o m p r o m i ß l e r-P a r t e i e n, als der g e f ä h r l i c h s t e n  

Gruppierungen in der Entscheidungsperiode der Revolution, auf der Linie der Isolierung der S o z i a l r e v o l u t i -

o n ä r e  und der M e n s c h e w i s t e n  ... Der Kampf ging nicht mehr zwischen Zarismus und Volk, sondern zwi-

schen Bourgeoisie und Proletariat. In dieser Periode bildeten die kleinbürgerlich-demokratischen Parteien, die der 

Sozialrevolutionäre und Menschewisten, die g e f ä h r l i c h s t e  s o z i a l e  S t ü t z e  d e s  I m p e r i a l i s m u s. 
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Warum? Weil diese Parteien damals die paktierenden Parteien waren, die Parteien des P a k t i e r e n s zwischen 

dem Imperialismus und den werktätigen Massen. Es ist daher natürlich, daß die H a u p t s c h l ä g e d e r B o l -

s c h e w i k i  damals gegen diese Parteien gerichtet wurden, denn o h n e  diese Parteien isoliert zu haben, war es 

u n m ö g l i c h , auf einen Sieg der Sowjetrevolution zu rechnen. Viele begriffen damals nicht diese Eigentüm-

lichkeit der bolschewistischen Taktik und bezichtigten die Bolschewiki des ‚übertriebenen Hasses‘ gegenüber 

den Soziahrevolutionären und Menschewisten sowie der ‚Außerachtlassung des Hauptzieles‘. Doch zeugt die 

ganze Periode der Vorbereitung des Oktober in beredter Sprache, daß die Bolschewiki n u r d u r c h  e i n e  s o l -

c h e  T a k t i k  d e n  S i e g  d e r  O k t o b e r r e v o l u t i o n  s i c h e r n  k o n n t e n.“ 

Alles, was wir vorher über die Schwä che n  unse r e s  Kam pf es  gegen  d i e  Soz i a l demokr a -

t i e  hinsichtlich des prinzipiellen Kampfes sagten, wie auch alles das, was hinsichtlich einer ungenü-

genden Anwendung einer E i nhe i t s f r o n t po l i t i k  von unten gegenüber den sozialdemokratischen 

Arbeitern hinzuzufügen wäre (eine ausführlichere Aufzählung von Beispielen für das letztere Gebiet 

ist hier nicht nötig, da diese Frage innerhalb der Partei an anderer Stelle schon erörtert wurde), – all 

dies beweist, daß wir jene Grundregel der leninistischen Strategie und Taktik, wie sie Genosse Stalin 

schildert, noch  n i ch t  genügend in unserer Praxis berücksichtigen. 

Die ganze Frage der Schwächen unseres Kampfes gegen die Sozialdemokratie, als die soziale Haupt-

stütze der Bourgeoisie ist selbstverständlich von der Frage des Kam pf es  um  d i e  e igene  Kl a s s e, 

um die Eroberung der proletarischen Mehrheit nicht zu trennen. Denn ohne Zweifel ist die Soz ia l -

dem okr a t i e, sind die SPD-Arbeiter neben den Unor gan i s i e r t e n, wie wir schon auf dem Janu-

arplenum unseres Zentralkomitees betonten, ein Ha u p t r e se r vo i r  für uns bei der Gewinnung von 

Arbeitern. Diese Erkenntnis ist für die Arbeit der Partei wie besonders auch der RGO in den Betrie-

ben, den Gewerkschaften und unter den Erwerbslosen von größter Bedeutung. 

* 

Das Problem des Kampfes um die Mehrheit der Arbeiterklasse steht für uns in engster Verbindung 

zur Frage der Anwendung der Losung  de r Vo l ks r evo l u t i o n . Nicht immer wurde diese Losung 

völlig einwandfrei angewandt. Sogar in einem of f i z i e l l e  mi Dokument findet sich die unzulässige 

Formulierung vom „Dr e i b und des Proletariats, der Bauern und der städtischen Mittelständler“ 

ohn e  die notwendige Herausarbeitung der proletarischen Hegem o n i e (und in der redaktio-

[494]nellen Aufmachung dieser Resolution durch das Zentrahorgan sogar die Formulierung „Dre i -

bund  de r  Wer k t ä t ige n“). Demgegenüber haben wir bereits zuvor die grundsätzlichen Darlegun-

gen Lenins zur Frage des Proletariats und der kleinbürgerlichen Schichten, der Schichten der Klein-

produzenten, angeführt. Auf dem XI. Plenum führte Genosse M anu i l sk i  bezüglich der konkreten 

deutschen Verhältnisse hinsichtlich der Anwendung der Losung Volksrevolution folgendes aus: 

„Genosse Thälmann hatte recht, als er in seinem Referat darauf hinwies, daß man die Aufgabe der Eroberung 

der V e r b ü n d e t e n  für das Proletariat nicht der Aufgabe der Eroberung der Mehrheit der A r b e i t e r k l a s s e  

g e g e n ü b e r s t e l l e n  d ü r f e. Diese Aufgaben hängen aufs engste miteinander zusammen. Je näher die Kom-

munistische Partei der Eroberung der Mehrheit der Arbeiterklasse kommt, u m  s o  m e h r  wächst ihre Kraft 

und ihr Einfluß auf die anderen, nichtproletarischen Bevölkerungsschichten. Bedeutet das aber, Genossen, daß 

wir in Deutschland bereits die Losung, die Aufgabe der E r o b e r u n g  d e r  M e h r h e i t  d e r  A r b e i t e r -

k l a s s e, von der Tagesordnung absetzen? Durchaus n i c h t ! Das bleibt die g r u n d l e g e n d e  H a u p t a u f -

g a b e, die s t r a t e g i s c h e  A u f g a b e  für Deutschland.“ 

Das ist unbestreitbar richtig. Aber ebenso richtig ist es, daß die KPD n i c h t  i m me r  und überall diese 

richtige Erkenntnis ihrer Politik zugrunde gelegt hat. Mit anderen Worten: bei der Anwendung der 

Losung Volksrevolution haben wir nicht immer mit genügender Schärfe die Vo l ks revo l u t i on  i m  

S i nne  de r  Po l i t i k  de r  Ar be i t e rk l a s s e  als ein Synonym der proletarischen sozialistischen Re-

volution zur Anwendung gebracht. Fehler auf diesem Gebiete aber sind sowohl ein Ver s t oß  gegen  

d i e  s t r a t eg i s che  Auf gab e, die grundlegende Hauptaufgabe: die Eroberung der proletarischen 

Mehrheit, als auch gegen die Herausarbeitung jener grundsätzlichen K l a s s e n l i n i e  unse r e r  Po -

l i t i k, die das Wesen einer marxistisch-leninistischen Partei ausmacht; ein Verstoß also gege n  j ene  

P r i n z i p i en, wie sie Genosse Le n i n  in den vorher zitierten Bemerkungen zum Programm der rus-

sischen Sozialdemokratie (der späteren Bolschewiki. E. Th.) so entschieden und heftig verteidigte. 
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Gibt es solche Fehler bei uns? In besonderer Häufung ergeben sie sich in der Zeitschrift „Pr opa -

ga n d i s t“. In ihrer Dezember-Nummer 1930 behandelt der Leitartikel „Volksrevolution gegen Fa-

schismus“ die Frage, welche Kräfte „zum Kampf gegen den Faschismus und zur Verhinderung seines 

Sieges mobilisiert werden müssen“. Der Artikel stellt richtig fest, daß nu r das Proletariat, als einzige 

bis ans Ende revolutionäre Klasse, die kapitalistische Ordnung stürzen und an ihre Stelle die sozia-

listische setzen kann. Es heißt dann aber weiter: 

„Aber bedeutet es, daß das Proletariat allein, ohne Verbündete, seine sozialistische Revolution machen kann 

und machen muß? Zweifellos nicht in den Ländern, wo das Kleinbürgertum einen großen Teil der Bevölkerung 

bildet. Und das ist die Regel für alle Staaten des europäischen Festlandes. Hier kommt es für die Strategie und 

Taktik der proletarischen Revolution v o r  a l l e m  d a r a u f  a n, d i e  k l e i n b ü r g e r l i c h e n  S c h i c h t e n  f ü r  

d i e  p r o l e t a r i s c h e  R e v o l u t i o n  z u  g e w i n n e n, oder mindest zu neutralisieren.“ 

Man vergleiche diese Formulierungen mit der unerbittlichen Klarheit Len i n s. Dann ergibt sich, daß 

hier die revolutionäre Strategie auf den Kopf gestellt ist. Bei Lenin mit aller Klarheit das „Zunächst“: 

die Forderung, „einzig und allein das Proletariat abzugrenzen“ und „erst dann“: zu erklären, daß „wir 

alle rufen, alles aufnehmen, alles tun, auf [495] alles ausdehnen werden“. Im „Propagandist“ statt 

dessen: „Hier kommt es ... vo r  a l l em  darauf an, die kleinbürgerlichen Schichten für die proletari-

sche Revolution zu gewinnen, oder zumindest zu neutralisieren“. Das gewiß sehr wichtige und um 

keinen Preis zu unterschätzende Problem der Ausdeh nung  auf die Bundesgenossen wird zur 

z e n t r a l e n  F r a ge  der revolutionären Strategie und Taktik erhoben, auf die es „vor  a l l e m“ an-

komme. Das  aber heißt, die Losung Volksrevolution n i ch t  im Sinne von Marx und Lenin interpre-

tieren, n i ch t  im Sinne der Politik der Arbeiterklasse, sondern in einem „volksrevolutionären“ Sinne, 

der mit Marxismus und Leninismus n i ch t s  m ehr  gem ei n  hat. 

Daß es sich hier nicht nur um einen falschen Zungenschlag, sondern um eine, wenn auch „unabsicht-

liche“ und „unbewußte“ Abi r r ung  von  de r  l en i n i s t i s che n  S t r a t eg i e  handelt, ergibt sich aus 

weiteren Formulierungen des gleichen Artikels. Der Artikel beschäftigt sich mit dem Begriff der 

Volksrevolution im Rahmen der russischen Oktoberrevolution und fährt fort, daß dieser Begriff „in 

allen hochentwickelten kapitalistischen Ländern, namentlich in Deutschland, unentbehrlich“ sei. Es 

heißt dann: 

„Denn in diesem Begriff s t e c k t  u n m i t t e l b a r  der Begriff der Hegemonie des Proletariats, der Führung aller 

ausgebeuteten Schichten der Bevölkerung, in erster Reihe der werktätigen Bauernmassen durch das Proletariat 

im Kampfe gegen die kapitalistische Ausbeutung und Unterdrückung. W i l l  das Proletariat diese seine H e -

g e m o n i e, diese seine Rolle als Vorkämpfer aller Ausgebeuteten t a t s ä c h l i c h v e r w i r k l i c h e n, so m u ß  

e s  die ‚Volksrevolution‘ o r g a n i s i e r e n. Das ist besonders wichtig in der jetzigen Zeit, in der es gilt, die 

k l e i n b ü r g e r l i c h e M a s s e n b a s i s  d e s  F a s c h i s m u s  zu untergraben, die werktätigen Schichten in Stadt 

und Dorf von den Nationalsozialisten und von dem Faschismus überhaupt loszureißen und sie zu Verbündeten 

des Proletariats zu machen.“ 

Also: in dem Begriff Volksrevolution „steckt unmittelbar“ der Begriff der proletarischen Hegemonie. 

In der Tat, eine beq uem e Methode! Denn wenn die proletarische Hegemonie schon „unmittelbar“ 

im Begriff Volksrevolution enthalten ist, darin „steckt“, so ist das Proletariat und seine Partei ja aller 

Schwierigkeiten für die Herstellung dieser proletarischen Hegemonie enthoben. Und wirklich: der 

Artikelschreiber im „Propagandist“ belehrt uns, daß das Proletariat zur tatsächlichen Verwirklichung 

seiner Hegemonie nur ganz einfach „die ,Vo l ks r evo l u t io n ‘  o r g a n i s i e r e n“ muß. Der beschei-

dene Leser, der einfache Propagandist und Parteiarbeiter ist gewiß neugierig, w i e  man das macht. 

Aber der Leitartikler des „Propagandist“ behält seine Weisheit (falls er deren teilhaftig ist) für sich 

und verrät nichts als dieses nichtssagende Schema: das Proletariat muß „die Volksrevolution organi-

sieren“. Ja, um die Verwischung und Verwirrung zu voll enden, beschäftigt sich der nächste Satz 

schon in kühnem Sprung mit der „kleinbürgerlichen Massenbasis des Faschismus“. 

W i e das Proletariat zum Vorkämpfer aller Ausgebeuteten wird, w i e die Hegemonie des Proletariats 

tatsächlich verwirklicht wird, darüber wird n i ch t e i n e S i l be ausgeplaudert. Wir erwarten keine 

konkrete und praktische Antwort auf diese Frage, weil die ganze Behandlung des Problems allzu 

„gelehrt“ im schlechten Sinne, allzu sehr im luftleeren Raum rein abstrakter und schematischer 
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Behandlung von statten geht. Aber wenigstens einen t heor e t i s chen  Hi nwe i s [496] müßte der 

Leitartikler des „Propagandist“ geben, wenn nicht das Wort von der proletarischen Hegemonie in 

seinem Munde zu einer l e e r e n Ph ra se  werden soll. 

Das aber ist tatsächlich der Fall. Der Artikel ve r s chwe i g t, daß das Proletariat unter Führung der 

Kommunistischen Partei seine Hegemonie über alle Werktätigen nu r  verwirklicht, indem es s e ine  

Politik, die Politik der Ar be i t e r k l a s s e, ohne Kompromisse, ohne Abschwächungen, revolutionär 

bis zum Ende durchführt. 

Im Gegensatz zu dieser liberalen Verwässerung der Losung Volksrevolution findet sich in der Januar-

Nummer 1931 der gleichen Zeitschrift in einem Artikel des Genossen J. L. „Die faschistische Diktatur 

sind die Propaganda des antifaschistischen Kampfes“ eine r i ch t i ge und leninistische Behandlung 

des Problems der proletarischen Hegemonie über die Werktätigen. In diesem Artikel, der in einigen 

anderen Fragen (revolutionäre Situation usw.) bestimmte, inzwischen durch das Januar-Plenum des 

ZK. bereits korrigierte Fehler enthält, wird zum Problem der Hegemonie des Proletariats ausgeführt, 

daß diese Hegemonie nur verwirklicht werden kann, wenn der p r o l e t a r i s che  Massenk a mp f 

selbst – mit Streiks und Erwerbslosenaktionen – schärfere Formen annimmt, breitere Massen erfaßt 

und „dadurch den eingeschüchterten Massen der Bauern und Kleinbürger zeigt, daß es eine Kraft gibt, 

die mächtiger ist, als die der kapitalistischen Unterdrücker, die Kraft des revolutionären Proletariats“. 

Diese Stellungnahme ist richtig. Die Kleinproduzenten in Stadt und Land, werktätige Bauern und 

notleidender Mittelstand, sind ja keineswegs un te r a l l e n  Um s t ä nde n  Verbündete des revolutio-

nären Proletariats, sondern auf Grund ihrer Klassenlage ebenso gut und ebenso oft Verbündete der 

Re a k t i o n . Sie werden nach Lenin nur i n sowe i t zu Bundesgenossen, als sie sich vom Kapitalismus 

„lossagen“, als es gelingt, sie zum Proletariat „herüberzuziehen“. Diese Tatsache vergessen, heißt die 

Klassenrolle des Proletariats, als die e i n z i ge bis zu Ende revolutionäre Klasse, ve r t usche n , auch 

wenn man sie in Worten anerkennt. 

Ein ungenügendes Verständnis für diese Bedingungen, unter denen allein die Losung Vo l ks r e -

vo l u t i on  marxistisch-leninistisch angewandt werden kann, findet sich jedoch nicht nur in dem zu-

vor erwähnten Artikel, sondern auch in einer ganzen Reihe weiterer Hefte des „Propagandist“. In 

einem Artikel des Genossen A. E. über „Proletarische Revolution und Volksrevolution“ im Februar-

Heft 1931 wird z. B. die „Volksrevolution“ mit der „spontanen Erhebung der Massen“ gleichgesetzt, 

die erst „durch das organisierende und politisch führende Auftreten des Proletariats zur proletarischen 

Revolution umzuwandeln“ sei. Das soll zwar als Aufgabenstellung für den ersten Teil der bür ge r -

l i che n  Revo l u t i o n  seit der Mitte des 19. Jahrhunderts gelten, aber es beweist schlagend die vö l -

l i ge  Ver wor r enhe i t, mit der hier die Losung „Volksrevolution“ behandelt wird. Diese Verwor-

renheit wird auch dadurch n i ch t aus der Welt geschafft, daß in dem gleichen Artikel später einige 

richtige Formulierungen folgen. 

Es handelt sich nicht um zufällige und nur gelegentliche Abweichungen, sondern um wi r k l i ch e 

Feh l e r. Das beweist die Juli-Nummer 1931 des „Propagandist“ in ihrem leitenden Spitzenartikel. 

Dort lesen wir: 

„Die M a s s e – das V o l k, tritt in den Kampf gegen den bürgerlichen Staat, gegen die bürgerliche Klassenherr-

schaft – gegen das System der Bourgeoisie. 

[497] Die M a s s e  – das V o l k, will kämpfen. „Lieber ein Ende mit Schrecken – als ein Schrecken ohne Ende“, 

rufen bereits Tausende und aber Tausende jahrzehntelang organisierte s o z i a l d e m o k r a t i s c h e  Arbeiter.“ 

Welch ein babylonischer Sprachenwirrwarr, hinter dem sich die Verwirrung und Ve r m anschu ng  

a l l e r  Begr i f f e  verbirgt! Bald ist es „die Masse“, bald ist es „das Volk“, bald sind es „die sozial-

demokratischen Arbeiter“. Es ist unbestreitbar, daß dieser Phrasenschwall mit der Aufgabe marxis-

tisch-leninistischer Klarheit und Sauberkeit in der Definition und Analyse nicht mehr das Mindeste 

gemein hat. Das ist n i ch t  „Propaganda des Marxismus-Leninismus“, wie sie auf dem Umschlag 

dieser Zeitschrift angekündigt wird, sondern das k r a s s e  Gege n t e i l: d i e  Ve rwi r r ung  a l l e r  

m a r x i s t i s c h-l en i n i s t i s chen  Beg r i f f e! 
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Es ist nur eine Fortsetzung dieser groben theoretischen Fehler, wenn es im November-Heft des „Pro-

pagandist“ 1931 in dem Leitartikel von A. E. beißt: 

„Was ist die bürgerliche Revolution? Sie ist eine p o l i t i s c h e  Revolution und k e i n e  s o z i a l e.“ 

Und an einer anderen Steile des gleichen Artikels: 

„Hätte im November 1918 nur die bürgerliche Revolution auf der Tagesordnung gestanden; so wäre der Ve r -

r a t  de r  Soz i a l dem okr a t i e  n i ch t  so ungeheuerlich groß, so wär en  ‚i h r e‘ Novem be r-‚Er run -

genscha f t e n‘ eno r m.“ 

Das bedeutet eine vö l l i ge  oppo r tun i s t i s che  Ve r f ä l schu ng der marxistischen Theorie, wo-

nach j ede  Revolution (auch die bürgerliche) eine soz i a l e  ist. Das bedeutet darüber hinaus den 

g l a t t en  Bruch  m i t  de r  l e n i n i s t i s chen  F rages t e l l ung  über die Rolle des Proletariats in der 

bürgerlichen Revolution. A. E., der geradezu den Beweis dafür antritt, daß in einer bürgerlichen Re-

volution die SPD  – also der Reformismus – die geeignete Führung der Arbeiterklasse abgeben 

würde, l eug ne t damit alle Erfahrungen der Bolschewiki im Kampf mit dem Menschewismus in der 

russischen Revolution von 1905/6 und alle Feststellungen der Kornintern über die Rolle der II. Inter-

nationale und ihrer Parteien in den bürgerlich-demokratischen Revolutionen der letzten Zeit (China, 

Spanien usw.). Er entpuppt sich als ein „Theoretiker“, der die Eierschalen der Sozialdemokratie,  von 

denen er sich nicht zu befreien vermochte, als verfälschtem „Leninismus“ in unsere Reihen einzu-

schmuggeln versucht. 

Es ist selbstverständlich, daß die Partei gegen solche Abweichungen und Fehler entschieden Front 

machen, die falschen Auffassungen überwinden und so schnell wie möglich K l a rhe i t s c h a f f e n  

muß. 

* 

Wir haben gesehen, wie die Schwächen in der Durchführung der Linie des XI. Plenums – den Haupt-

stoß gegen die soziale Hauptstütze der Bourgeoisie, die SPD zu führen – aufs engste mit den Abwei-

chungen und Fehlern bei der Anwendung der Losung Volksrevolution verbunden sind. Auch das 

d r i t t e  P r ob l e m, dem wir hier nur kurz unsere Aufmerksamkeit zuwenden wollen, die großen 

Schwächen im Kampf gegen den Na t i ona l soz i a l ism u s, hängen eng mit den vorhergehenden Fra-

gen zusammen. Wir beschäftigtem uns bereits mit den Erscheinungen einer Uebe r s chä t zu ng des 

Nationalsozialismus, die [498] einzelnen Genossen den klarem Blick für eine klassenmäßige Analyse 

und einen klassenmäßigen Maßstab bei diesem Problem verdunkelte. Aber selbstverständlich ist dies 

nicht die e inz i ge  Art von Fehlern gegenüber dem Nationalsozialismus. 

Neben dieser opportunistischen Abweichung und den angeführten schweren opportunistischen Feh-

lern in der Frage Faschismus und Demokratie gibt es auch sehr ernste „linke“ Fehler einer Unt e r -

s chä t zu ng  sowohl der Bedeutung des Faschismus allgemein im Rahmen des Klassenkampfes, als 

auch der speziellen Rolle der nationalsozialistischen Massenbewegung. Sind solche Fehler in der 

deutschen Partei vorhanden? 

Wir können ums alle, die gesamte Partei und ihre Führung, n i c h t  davon freisprechen. Beginnen wir 

mit einigem theoretischen Unterlassungen. Wir haben (das trifft auch auf den Bericht der deutschen 

Partei auf dem XI. Plenum zu, den der Verfasser dieses Artikels erstattete. E. Th.) den Faschismus 

einschließlich des Wachstums der nationalsozialistischen Bewegung zu e i n se i t i g  und zu mecha-

nisch nu r  als die Antithese des revolutionären Aufschwungs, als die Abwehr  der Bourgeoisie gegen 

das Proletariat betrachtet. Diese Einschätzung war richtig, aber sie a l l e i n  reichte nicht aus und 

wurde so zu einem Schema, das dem d i a l ek t i s che n, wechselseitigen Prozeß der Klassenbeziehun-

gen nicht ganz gerecht wurde. Erst in letzter Zeit wurde dieser Mangel ernsthaft korrigiert. Auf dem 

XI. Plenum führte Genosse Manuilski im Schlußwort aus: 

„Der Faschismus widerspiegelt dem dialektischen Widerspruch der sozialen Entwicklung. Er birgt in sich b e i d e  

E l e m e n t e, sowohl das Element der O f f e n s i v e  der herrschenden Klasse, als auch das Element ihrer Z e r -

s e t z u n g. Mit anderen Worten – die faschistische Entwicklung kann sowohl zu einem S i e g e des Proletariats, 
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als auch zu einer N i e d e r l a g e führen. Die Frage entscheidet hier der s u b j e k t i v e  F a k t o r, d. h. der Klas-

senkampf des Proletariats.“ 

Und an einer anderen Stelle seines Schlußwortes setzte sich Genosse Manuilski unter berechtigtem 

Spott mit jener Theorie auseinander, als ob das Wachstum des Faschismus sozusagen den Sieg des 

Kommunismus vorbereite: 

„Die Aufgaben der Kommunisten würden bei einer solchen Stellung der Fragen überaus vereinfacht werden. 

Die Lösung dieser Aufgaben würde nahezu als ein u n u n t e r b r o c h e n e r  T r i u m p h m a r s c h  erscheinen. 

Ueberwindung des Faschismus – nichts leichter als das! Er verfault und z e r f ä l l t  g a n z  v o n  a l l e i n. Das 

Kleinbürgertum ist bereits selbst vom Faschismus enttäuscht und kehrt ihm den Rücken. Hat sich aber der 

Faschismus bei dem Versuch, in die B e t r i e b e  einzudringen, die Finger verbrannt, so könnten wir, ausgehend 

von dieser Einstellung, wieder leicht zu der irrigen Schlußfolgerung gelangen, daß er schon g e s c h l a g e n  

s e i. Wenn der alte Guesde, als er noch Marxist war, sagte, daß der Krieg die Mutter der Revolution ist, müssen 

wir trotzdem sagen, daß der F a s c h i s m u s  – n i c h t  d e r  V a t e r  d e r  R e v o l u t i o n  i s t.“ 

Ist diese Frage eine untergeordnete Frage? Keineswegs! Wie gefährlich für uns jede auch nur geringfü-

gige Abweichung in der Richtung der von Manuilski mit Recht so scharf kritisierten „Theorie“ ist, das 

ergibt sich gerade in jüngster Zeit aus einigen Erklärungen der deu t s che n Soz i a l dem okr a t i e. 

Die SPD ist sich darüber klar, daß die Bourgeoisie auf ihre Mithilfe bei der Ausübung der Diktatur 

der Bourgeoisie a uc h dann  ni ch t verzichten wird, wenn sie in einem späteren Zeitpunkt die [499] 

Nationalsozialisten bei der Durchführung der faschistischem Herrschaftsformen der kapitalistischen 

Klassenherrschaft i nne r h a l b  de r  Re i chs r eg i e r u ng  mitwirken läßt. So bereitet sie sich allmäh-

lich schon auf die Unterstützung auch einer Br ün i ng-Hi t l e r-Reg i e r ung  am Stelle der heutigen 

Br ün i n g-Gr oene r-Reg i e r ung  vor. 

Während die SPD auf der einen Seite „linke Manöver“ mit der „Drohung“ eines Zusammengehens 

mit der KPD vollführt, erfindet sie andererseits bereits eine neue Auflage der Theorie des „k l e ine -

r e n  Uebe l s“. Danach soll eine Brü n i ng-Hitler-Regierung immer noch ein „kleineres Uebel“ ge-

genüber einer b l o ße n  Hitler-Regierung sein. Nicht mehr und nicht weniger als diese famose Theorie 

hat Herr Bre i t s che i d  auf einer öffentlichem Kundgebung in Emden, wenige Wochen vor seinem 

neuen „Bekenntnis“ vom Darmstadt, entwickelt. Die Nazis im der Reichsregierung – das wäre nicht 

weiter tragisch, denn um so rascher werden sie sich ihre Dummheiten abgewöhnen. 

Mit dieser Theorie, die Nationalsozialisten in der Regierung „sich abwirtschaften“ zu lassen, will die 

SPD dem antifaschistischen Kampfwillen der Massen l ähm en  und von vo r nhe r e i n  auch einer 

möglicherweise bevorstehenden Br ün i ng-Hi t l e r-Reg i e rung  den  W e g  be r e i t e n, so wie sie es 

bisher mit der Brüning-Regierung getan hat. 

Aber diese E r z i ehung  de r  Massen  zu r  Pa s s i v i t ä t  spiegelt sich ja ebenso auch im jener me-

chanischen Theorie wider, als ob der Faschismus nu r ein Produkt der kapitalistischen Krise und der 

Zersetzung im Lager der Bourgeoisie sei, gegen die Genosse Manuilski polemisierte. Würden wir 

deshalb eine solche Theorie in unseren Reihen dulden – und das i s t , wenigstens teilweise, ge sche -

he n  –, so hieße das, dem neuen sozialdemokratischen Betrugsmanöver nachgeben Und damit kom-

men wir zu dem ernsten Fehlern einer Unterschätzung des Faschismus in unseren Reihen. 

In einem Artikel des Genossen Kr. im September-Heft 1931 des „Propagandist“ findet sich folgender 

Passus: 

„Eine sozialdemokratische Koalitionsregierung, der ein kampfunfähiges, zersplittertes, verwirrtes Proletariat 

gegenüberstände, wäre ein tausendmal größeres Uebel, als eine o f f e n  f a s c h i s t i s c h e  D i k t a t u r, der ein 

klassenbewußtes, kampfentschlossenes, im seiner Masse geeintes Proletariat gegenübertritt.“ 

Hier zeigt sich eine völlig falsche Einschätzung des Faschismus und dessen, was eine f a sch i s t i -

s che  D i k ta t u r  in der Praxis bedeutet. Es ist beinahe der ähnliche Ruf nach einer Hitler-Regierung, 

die sich schon leicht schlagen lassen werde, wie bei Breitscheid. Bei Breitscheid dient dies bewußt 

der E i nsch l ä f e r ung  de r  Massen. Beim „Propagandist“ ist es ein Ausdruck für einen gewissen 

sektiererischen Fa t a l i sm us gegenüber der faschistischem Entwicklung, das Gegenstück zur 
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opportunistischen Panikstimmung anderer Genossen. Hier ist ein Zwe i f r on t enka m pf  der Partei 

eine unbedingte Notwendigkeit. Schon früher stand einmal im „Propagandist“ (Dezember. Heft 1930, 

Leitartikel des Genossen S.) die Formulierung: „.... sogar bevo r der Faschismus zur Macht kommt, 

bevo r die faschistische Diktatur t r i um ph i e r t ...“ 

[500] Der „Triumph der faschistischen Diktatur“ wird also als „unabwendbar“ bereits in Kauf ge-

nommen. Das ist eine rein defaitistische Stellungnahme, mit der unsere Linie n i c h t s  gemein hat. 

Wir müssen statt dessen mit aller Schärfe feststellen, daß sowohl über die faschistische Entwicklung 

im allgemeinen, als auch über die Entwicklung der nationalsozialistischen Bewegung im besonderen, 

in ausschlaggebender Weise der r evo l u t i onä r e  K l a s senkam pf  de s  P r o l e t a r i a t s  en t -

s che i de t. 

Es muß uns gelingen, die defaitistischen Stimmungen in der Arbeiterklasse gegenüber dem Faschis-

mus, wie sie von den SPD-Führern gezüchtet werden, restlos in überwinden. Andernfalls kann die 

Gefahr entstehen, daß die Bourgeoisie auf kaltem Wege zur offenen faschistischen Diktatur überge-

hen könnte, ohne den entschlossenen revolutionären Widerstand des Proletariats bis zu den höchsten 

Kampfformen befürchten zu müssen. 

Die KPD kann unzweifelhaft im Kampf gegen die Hitlerpartei manche Erfolge verbuchen. Aber 

ebenso unzweifelhaft steht es fest, daß das neuerliche Anwachsen der nationalsozialistischen Welle 

bis zu einem gewissen Grade auf eine Schwäche unseres Abwehrkampfes zurückzuführen ist. Wir 

hätten bei dem rapiden Tempo des Zerfalls der alten bürgerlichen Parteien das schnelle Anwachsen 

der nationalsozialistischen Bewegung sicherlich n i c h t  vereiteln können. Aber die kommunistische 

Bewegung Deutschlands ist heute schon stark genug, um die Entwicklung wenigstens entscheidend 

ve r ände rn  und bee in f l u s sen  zu können. 

Dazu gehört allerdings eine bedeutende Verstärkung unseres i deo l og i schen  Massenkam pfes  

gegen  d i e  H i t l e r pa r t e i. Es genügt nicht, sich nur mit ihrem Mordterror auseinanderzusetzen. 

Notwendig ist vielmehr – und das ist eine der wichtigsten Lehren, die wir aus den verschiedensten 

Wahlen der letzten Zeit ziehen müssen – eine ernste Politik gegen die Nationalsozialistische Partei, 

um ihren arbeiterfeindlichen Charakter als Schutztruppe für die Diktatur der Bourgeoisie, Schutz-

truppe für das Unternehmertum zu enthüllen. Wir müssen durch unsere Politik als einzige Partei des 

Kampfes gegen Versailles und Young und für die Befreiung des werktätigen Deutschland durch die 

Aufrollung unseres F r e i he i t sp r og r a mm s auch die „nationale“ Demagogie der Hitlerpartei auf-

decken und zerschlagen. Wir müssen den Massen zeigen, daß die Nationalsozialisten auch in der 

Frage des nationalen Befreiungskampfes j en se i t s de r Ba r r i kad e s t ehe n und Todfeinde dieses 

Kampfes sind. Diese Frage ist ein entscheidender Teil unseres Massenkampfes gegen den National-

sozialismus und gehört mit zu den wichtigsten Fragen unserer gesamten Politik. 

Das gilt in noch viel stärkerem Malle für die jetzt mit äußerster Schärfe einsetzenden Versuche der 

Nationalsozialisten, sich Positionen mit Hilfe ihrer HI B-Ak t i o n („Hinein in die Betriebe“) unter 

dem Proletariat zu verschaffen. Neben der unbedingt notwendigen Verschärfung unseres prinzipiel-

len Kampfes gegen die Soz i a l dem okr a t i e, der auch vom Standpunkt des Kampfes gegen den 

Faschismus allgemein und gegen den Nationalsozialismus im besonderen das Kernproblem darstellt, 

ist der entschlossenste Kampf gegen jedes Eindringen der Faschisten in die Betriebe und für die Säu -

be r un g de r  Be t r i e be von den faschistischen Zellen eine unbedingte Notwendigkeit. Das gleiche 

gilt von der E r wer bs lo se nbewegung  und der Arbeit unter den Anges t e l l t e n. 

[501] Darüber hinaus steht vor der Partei in aller Schärfe der Kampf um die Heranziehung der werk-

tätigen Mittelschächten an das Proletariat, den wir unverzüglich und energisch verbessern und leben-

diger gestalten müssen. Wi e  wir dieses Problem der Gewinnung von Bundesgenossen für den pro-

letarischen Klassenkampf, das Problem der Vo lks r evo l u t i on  im marxistisch-leninistischen Sinne 

und n i ch t  im Sinne der liberalen Abweichungen des „Propagandist“ zu stellen haben (die mehrfach 

auch in der Parteipresse auftauchten), das ist im Vorhergehenden bereits gezeigt worden. 

* 
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Es bleibt uns nun die vierte und letzte Hauptfrage, die wir im Zusammenhang mit der mangelhaften 

Durchführung der Beschlüsse des XI. Plenums in der KPD zu untersuchen haben: Unklarheiten in 

der Frage den Pe r spek t i ve  und Tendenzen des i nd i v i due l l en  Te r ro r s. 

Wir brauchen im Rahmen dieser theoretischen Untersuchung nicht den albernen Schwindel der Bour-

geoispresse und der Sozialdemokratie zu widerlegen, als ob es in der KPD oder den ihr nahestehenden 

Organisationen „illegale Terrorformationen“ gäbe oder gegeben habe. Solche erbärmlichen Er f i n -

dunge n der Polizistenseelen und Tintenkulis in den Redaktionen des „Vorwärts“ und der bürgerli-

chen Boulevardpresse der Ullstein, Mosse und Hugenberg, mit der das nationalsozialistische 

Schmutzorgan des Herrn Goebbels an marktschreierischer Sensationsgier erfolgreich wetteifert, rich-

ten sich selber. 

Was uns jedoch interessiert, sind t a t s äch l i ch e E r sche i nunge n bei einzelnen Arbeitern, inner-

halb und außerhalb der revolutionären Bewegung, die sich durch die bewußten Provokationen des 

Naziterrors von der Linie des revolutionären Massenkampfes abd r änge n lassen und, mehr oder 

weniger bewußt, der sozialrevolutionären Ideologie des i nd iv i due l l e n Te r r o r s, der Schießereien, 

abenteuerlichen Unternehmungen und dergleichen mehr, anheim fallen. In solchen vereinzelten Er-

scheinungen drückt sich zweierlei aus: 

E r s t e n s: Arbeiter, die sich auf diesen Weg drängen lassen, haben n i ch t  die marxistische Ana l y s e 

der heutigen Lage und der En t wi ck l ungspe r spek t i v e verstanden und anerkannt, wie sie die 

Kommunistische Partei Deutschlands und die Kommunistische Internationale stellen. Schon auf dem 

XI. Plenum haben wir für Deutschland mit völliger Klarheit festgestellt, daß wir uns in jener Etappe 

des revolutionären Aufschwungs befinden, in der noch nicht der unmittelbare Machtkampf der Re-

volution selbst auf der Tagesordnung steht, sondern die Vor aus se t zunge n einer revolutionären 

Krise in Deutschland beschleunigt heranreifen. 

Wer diese Perspektive der KPD und der Komintern anerkennt, muß auch verstehen, daß heute vor 

jedem revolutionären Arbeiter und vor der Gesamtpartei die zentrale Aufgabe steht: zähes, unermüd-

liches Ringen um die Erobe r ung  de r  p r o l e t a r i s chen  Mehr he i t  und darüber hinaus die Ge-

winnung von Bundesgenossen für das Proletariat aus allen werktätigen Schichten zum gemeinsamen 

Kampf gegen den Kapitalismus unter proletarischer Hegemonie. Das bedeutet: die Kämpfe der Ar-

beiterklasse, die Streiks der Betriebsarbeiter, die Massenaktionen der Erwerbslosen, die Massen-

kämpfe aller werktätigen Schichten, Mieterstreiks, Steuerstreiks, Abwehr von Exmissionen und 

Zwangsversteigerun-[502]gen usw., mit anderen Worten: den Massenkampf gegen die Notverord-

nungen der Bourgeoisie bis zu politischen Massenstreiks und anderen höheren Kampfformen zu or-

ganisieren und zur Entfaltung zu bringen. Eine Reihe von po l i t i s chen  Massens t r e i k s  in der 

letzten Zeit (Braunschweig, Nowawes, Riesa) zeigen, daß diese Arbeit vorwärts geht. 

Wer an die Stelle dieser zähen, unablässigen, revolutionären Massenarbeit das Sp i e l  m i t  dem  Re -

vo l ve r  oder der Handgranate zu einem Zeitpunkt setzt, wo die Bedingungen für einen bewaffneten 

Kampf der Massen noch keineswegs gegeben sind, – der l eugne t  d i e Ana l ys e de r  S i t ua t ion  

und  d i e  Pe r spek t i ve  de r  En twi ck l ung, wie sie die KPD und die Komintern geben. Es ist klar, 

daß wir die Pflicht haben, wenn wir die Rolle unserer Partei als Führerin der Klasse erfüllen wollen, 

gegen jede solche putschistische und sektiererische Tendenz unser ideologisches Feuer zu richten. 

Das ist die e i n e Seite des Problems. 

Zwe i t e n s: Jene Arbeiter, die sich von den planmäßigen Naziprovokationen zur Abwehr mit glei-

chen Methoden des individuellen Terrors verleiten lassen, entfernen sich hinsichtlich der Methoden 

des proletarischen Freiheitskampfes von den Gr undsä t ze n de s Mar x i sm u s-Len i n i sm u s. 

Denn der i nd i v i due l l e  Te r r o r i sm u s hat im System des Leninismus ebensowen i g Platz wie 

das feige, jämmerliche liberale Geschwätz der Sozialpazifisten. Diese Todfeinde des Marxismus 

brüsten sich damit, daß sie auch den r evo l u t i onä r e n Te r ro r i sm u s als Methode der gewaltsamen 

Unterdrückung der feindlichen Klasse durch die proletarische Diktatur und damit die proletarische 

Revolution überhaupt „ablehnen“. Sie schaudern vor jeder Gewalt zurück, wenn es nicht die Gewalt 

des bürgerlichen Polizeisäbels oder der Reichswehrmaschinengewehre ist. 
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Ueberflüssig zu sagen, daß wi r  Kom m uni s t en  d i e  Gewa l t  be j ahe n, ohne die keine geschicht-

liche Umwälzung denkbar ist. Ueberflüssig zu betonen, daß für uns wie für Karl Marx „die Gewalt 

die Geburtshelferin jeder alten Gesellschaftsordnung ist, die mit einer neuen schwanger geht“. Selbst-

verständlich, daß wir den r evo l u t i onä r e n Te r r o r i sm u s des kämpfenden Proletariats im Rahmen 

des unmittelbaren Machtkampfes und zur Sicherung der eroberten Macht der Arbeiterklasse bejahen, 

wie ihn das siegreiche russische Proletariat nach dem Ok t obe r 1917 zur Vernichtung der Konter-

revolution anwendete. 

Aber all das hat n i ch t s  mit dem i nd i v i due l l en  Te r r o r  zu tun, zu dem die nationalsozialistische 

Mordwelle die revolutionären Arbeiter verlocken will. Wenn klassenbewußte Arbeiter sich von den 

Aufgaben der Massenarbeit auf dieses Gebiet ab l enke n lassen, vertauschen sie das Rüstzeug des 

Leninismus mit den durch die Geschichte der Arbeiterbewegung längst widerlegten Me t hode n de r 

Soz i a l r evo l u t i onä r e aus der Zeit des russischen Zarismus. 

Warum lehnen wir diese Taktik der Sozialrevolutionäre ab? Genosse Len i n hat in einem Aufsatz 

vom Jahre 1902 „Warum muß die Sozialdemokratie (die spätere Bolschewistische Partei, E. Th.) den 

Sozialrevolutionären einen entschiedenen Krieg ansagen?“ die Antwort auf diese Frage gegeben. 

Dort heißt es u. a.: 

„Weil die Sozialrevolutionäre, die den T e r r o r in ihr Programm aufnehmen und ihn als Mittel des politischen 

Kampfes in seiner gegenwärtigen Form propagieren, d a m i t  d e r  B e w e g u n g  e i n e n  s c h w e r e n  (d e n 

[503] s c h w e r s t e n) S c h a d e n  z u f ü g e n  und die untrennbare Verbindung der sozialistischen Arbeit mit der 

M a s s e der revolutionären Klasse zerstören. Auch die wortreichsten Beteuerungen und Beschwörungen kön-

nen die zweifellos bestehende Tatsache nicht widerlegen, daß der Terror, wie ihn die Sozialrevolutionäre heute 

anwenden und propagieren, i n g a r k e i n e r V e r b i n d u n g  m i t  d e r  A r b e i t  i n  d e n  M a s s e n, für die Mas-

sen und zusammen mit den Massen steht, daß die von der Partei ausgehende Organisierung terroristischer 

Anschläge unsere zahlenmäßig äußerst geringen organisatorischen Kräfte von ihrer schwierigen und bei wei-

tem noch nicht erfüllten Aufgabe der Organisierung einer revolutionären A r b e i t e r partei ablenken, daß der 

Terror der Sozialrevolutionäre i n d e r T a t nichts anderes ist als ein Z w e i k a m p f, den die Erfahrung der 

Geschichte v o l l k o m m e n v e r u r t e i l t hat. Sogar die ausländischen Sozialisten beginnt die geräuschvolle 

Terrorpropaganda, die unsere Sozialrevolutionäre jetzt entfalten, zu beunruhigen. In den russischen Arbeiter-

massen aber sät diese Propaganda geradezu die s c h ä d l i c h e n  I l l u s i o n e n, als ‚zwänge der Terror die Men-

schen, auch gegen ihren Willen politisch zu denken‘, als wäre er ‚sicherer als Monate mündlicher Propaganda 

imstande, die Meinung von Tausenden von Menschen über die Revolutionäre und den Sinn (!!) ihrer Tätigkeit 

zu ändern‘, als wäre er fähig, ‚den Schwankenden, Mutlosen, durch den traurigen Ausgang vieler Demonstra-

tionen Erschütterten neue Kräfte einzuflößen‘ usw. Diese s c h ä d l i c h e n  I l l u s i o n e n  können nur zu einer 

raschen Enttäuschung und zur S c h w ä c h u n g der Arbeit, die den Ansturm der Massen auf den Absolutismus 

vorbereitet, führen.“ 

Und in einem Aufsatz in der „I sk r a“ vom 1. August 1902 „Revolutionäres Abenteurertum“ beschäf-

tigt sich Len i n erneut und noch ausführlicher mit der Frage des Terrors: 

„Die Sozialrevolutionäre bemerken naiverweise nicht, daß ihre N e i g u n g z u m T e r r o r ursächlich aufs engste 

mit der Tatsache zusammenhängt, daß sie v o n  A n f a n g  a n  a b s e i t s  v o n  d e r  A r b e i t e r b e w e g u n g  

standen und auch weiter abseits von ihr stehen, ohne auch nur bestrebt zu sein, die Partei der revolutionären 

Klasse zu sein, die ihren Klassenkampf führt. Eifriges Schwören veranlaßt häufig aufzuhorchen und die innere 

Wahrheit dessen anzuzweifeln, was eine scharfe Beize erfordert. Und ich muß häufig an die Worte denken: 

‚Wie werden sie des Schwörens nicht müde?‘ – wenn ich die Beteuerungen der Sozialrevolutionäre lese: ,Wir 

drängen durch den Terror die A r b e i t  u n t e r  d e n  M a s s e n  nicht in den Hintergrund. Beteuern das doch 

dieselben Leute, die von der sozialdemokratischen Bewegung (den späteren Bolschewiki, E. Th.), die die Mas-

sen tatsächlich auf die Beine bringt, bereits a b g e r ü c k t sind und auch weiterhin von ihr abrücken, wobei sie 

sich an Bruchstücke bald der einen, bald der anderen Theorie klammern. 

Als ausgezeichnete Erläuterung des Gesagten kann das von der Partei der Sozialrevolutionäre herausgegebene 

Flugblatt vom 3. April 1902 dienen. ... Das Flugblatt vom 3. April ahmt mit sklavischer Treue die Schablone 

der „neuesten“ Beweisführung der Terroristen nach. ... Die Zeit, ‚da das Arbeitervolk aus der Finsternis her-

vortreten‘ und in ‚machtvoller Volksbewegung die eisernen Tore in Stücke schlagen wird‘ – ‚wird l e i d e r !‘ 

(buchstäblich heißt es so: leider!) n o c h n i c h t s o b a l d kommen, und furchtbar ist der Gedanke, wie viele 

Opfer es dabei geben wird!‘ Bringen denn nicht diese Worte: ‚Leider noch nicht sobald‘ den vollständigen 
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M a n g e l  a n V e r s t ä n d n i s f ü r  d i e  M a s s e n b e w e g u n g  u n d  d a s  F e h l e n  d e s  G l a u b e n s  a n s i e 

zum Ausdruck? Ist diese Behauptung nicht absichtlich zum Hohn auf die Tatsache ersonnen, daß das Arbei-

tervolk sich bereits z u e r h e b e n b e g i n n t? Und wenn schließlich sogar diese abgedroschene Behauptung 

ebenso begründet wäre, wie sie in Wirklichkeit unsinnig ist, – so würde sich aus ihr besonders handgreiflich 

die U n t a u g l i c h k e i t  d e s  T e r r o r s  ergeben, denn o h n e das Arbeitervolk sind alle Bomben m a c h t l o s, 

offenkundig machtlos ... 

[504] Wieviele Berge von Papier die Sozialrevolutionäre auch verschreiben mögen, um zu versichern, daß sie 

durch ihre Terrorpropaganda die A r b e i t  i n  d e n  M a s s e n  n i c h t  b e i s e i t e  s c h i e b e n, n i c h t  d e s o r g a -

n i s i e r e n , – es wird ihnen n i c h t gelingen, durch ihren Wortschwall die Tatsache zu widerlegen, daß die 

wirkliche Seelenverfassung des modernen Terroristen gerade durch das angeführte Flugblatt richtig wiederge-

geben wird. ... Daß die e i n z i g e  H o f f n u n g  d e r  R e v o l u t i o n  d i e  ‚V o l k s m e n g e‘ ist, daß gegen die 

Polizei einzig und allein eine r e v o l u t i o n ä r e  O r g a n i s a t i o n  kämpfen kann, die (in der Tat und nicht mit 

Worten) diese Menge f ü h r t, das ist eine B i n s e n w a h r h e i t. Es wäre eine Schande, das noch beweisen zu 

müssen. Und nur Leute, die alles vergessen und gar nichts hinzugelernt haben, konnten ‚umgekehrt‘ zu dem 

hanebüchenen, himmelschreienden Unsinn gelangen, zu behaupten, daß die S o l d a t e n  den Absolutismus vor 

der M e n g e, die P o l i z e i  ihn vor den revolutionären O r g a n i s a t i o n e n  ‚retten‘ können, vor e i n z e l n e n  

aber, die auf die Minister Jagd machen, k ö n n e  n i c h t s  r e t t e n!! 

‚Jeder Zweikampf eines Helden weckt in uns allen den Geist des Kampfes und des Mutes‘, sagt man uns. Wir 

aber wissen aus der Vergangenheit und sehen in der Gegenwart, daß n u r  neue Formen der M a s s e n b e w e -

g u n g  oder das Erwachen neuer Schichten der Massen zum s e l b s t ä n d i g e n  K a m p f wirklich in a l l e n  den 

Geist des Kampfes und den Mut erwecken. Die Zweikämpfer aber, gerade soweit sie Z w e i k ä m p f e  d e r  

B a l m a s c h o w s (sozialrevolutionärer Student, der 1902 den zaristischen Innenminister Sipjagin tötete und 

vom Kriegsgericht zum Tode verurteilt wurde. E. Th.) bleiben, rufen unmittelbar n u r  e i n e  r a s c h  v o r ü b e r -

g e h e n d e  S e n s a t i o n  hervor, f ü h r e n  a b e r  m i t t e l b a r  z u r  A p a t h i e, z u m  t a t e n l o s e n  A b w a r t e n  

d e s  n ä c h s t e n  Z w e i k a m p f e s  ... 

Das unmittelbar Handgreifliche und Aufsehenerregende der Ergebnisse verwechseln die Sozialrevolutionäre 

mit dem praktischen Zweck. Die Forderung, unbeugsam auf dem K l a s s e n s t a n d p u n k t  zu verharren und 

den M a s s e n c h a r a k t e r der Bewegung zu wahren, ist für sie ein ‚unklares Theoretisieren‘. Klarheit heißt für 

sie: j e d e n  S t i m m u n g s u m s c h w u n g  s k l a v i s c h f o l g e n  und ... infolgedessen bei jedem Umschwung 

hilflos dastehen. Es beginnen Demonstrationen – und von diesen Leuten kommt ein blutrünstiger W o r t -

s c h w a l l , ein Gerede über den Anfang vom Ende. Die Demonstrationen hören auf, sie lassen die Hände sin-

ken und, ehe man noch die Schuhsohlen abgelaufen hat, beginnt schon das Geschrei: ‚das Volk wird l e i d e r  

n o c h  n i c h t  s o b a l d  ...‘ 

Die Sozialdemokratie (Bolschewistische Partei, E. Th.) wird s t e t s  v o r  A b e n t e u e r t u m  w a r n e n  u n d  

u n e r b i t t l i c h  d i e  I l l u s i o n e n  e n t l a r v e n, die unvermeidlich zu vollständiger E n t t ä u s c h u n g  führen. 

Wir dürfen nicht vergessen, daß eine revolutionäre Partei nur dann ihren Namen verdient, w e n n  s i e  i n  d e r  

T a t  d i e  B e w e g u n g  d e r  r e v o l u t i o n ä r e n  K l a s s e  l e i t e t. Wir dürfen nicht vergessen, daß jede Volks-

bewegung außerordentlich mannigfaltige Formen annimmt, ständig n e u e F o r m e n  herausarbeitet, alte ab-

streift und Aenderungen oder neue Verbindungen alter und neuer Formen erzeugt. Und es ist unsere Pflicht, 

an diesem Prozeß der H e r a u s a r b e i t u n g  v o n  K a m p f m e t h o d e n  u n d  K a m p f m i t t e l n  a k t i v  t e i l -

z u n e h m e n  ... Wir verschließen unsere Augen nicht vor der Schwierigkeit dieser Aufgabe, aber wir werden 

tatkräftig und standhaft an ihr arbeiten, ohne uns durch die Einwände beirren zu lassen, daß das eine ‚u n b e -

s t i m m t  f e r n e  Z u k u n f t‘ sei. Ja, ihr Herren, wir sind auch für die z u k ü n f t i g e  im und nicht nur für die 

v e r g a n g e n e n  Formen der Bewegung. Wir ziehen eine l a n g w i e r i g e  und s c h w i e r i g e Arbeit an dem, 

was eine Zukunft hat, der ‚leichten‘ Wiederholung dessen, was bereits von der Vergangenheit verurteilt wor-

den ist, vor.“ 

Was Lenin hier über den individuellen Terror als Kampfmethode sagt, können wir mit vollem Recht 

als die klassische Formulierung des [505] marxistischen Standpunktes zu diesem Problem auch auf 

die Gegenwart anwenden. Gewiß kann es Situationen geben, wo der Terror auch im Sinne der Akti-

onen einzelner Gruppen eine r evo lu t i o nä r e  Rolle spielt. Lenin hat das in der Revolution von 1905 

bezüglich der Partisanengruppen sehr oft beschrieben (ähnlich spielten auch in China und im russi-

schen Bürgerkrieg nach dem Oktober 1917 die roten Garden, Partisanengruppen usw. eine große 

Rolle). Aber die Vor aus se t zu ng  hierfür war eine allgemeine Lage, in der der bewaffnete Kampf, 

der Auf s t and  de r  Masse n  bereits auf der Tagesordnung stand. Das Jahr 1902, in dem, um Lenins 
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Formulierungen zu gebrauchen, bereits eine Erhebung der Massen begann, Demonstrationen, sogar 

bewaffnete Demonstrationen stattfanden, war jedoch eine Zeit des r evo l u t i onä r e n Auf s c hwun-

ge s, de r  noch  n i ch t  zu r  r evo lu t i onä r en  Kr i s e, ge schwe i ge  zu r  r evo lu t i onä r en  S i -

t ua t i on  ge f üh r t  ha t t e. Das  g l e i che  t r i f f t  f ü r  d i e  gegenwär t ige  En t wi ck l ungsphase  

i n  Deu t s ch l and  z u. 

So ist der Be s c h l uß des Zentralkomitees der KPD vom 10. November 1931 gegen den individuellen 

Terror keineswegs, wie es die bürgerliche Presse den revolutionären Arbeitern einreden möchte, nur 

ein „taktisches Manöver“, das zur Sicherung der Partei vor einem Verbot dienen solle, in Wirklichkeit 

aber „nicht ernst gemeint“ wäre. Im Gegenteil: der Haup t g r un d für diesen außerordentlich ernsten 

und bedeutungsvollen Beschluß war gerade die Ueberzeugung des Zentralkomitees der KPD, daß 

jede Vernachlässigung eines bolschewistischen Kampfes gegen den individuellen Terror und jede 

versöhnliche Duldung diesem gegenüber nur den Nationalsozialisten und damit der Bourgeoisie über-

haupt ihr Spiel zur Ab l enkung  de r  Ar be i t e r k l a s se  von den entscheidenden revolutionären 

Aufgaben des Massenkampfes erleichtern würde. Der Hauptgrund für den Beschluß des Zentralko-

mitees war also unser Bestreben, die Pa r t e i  und  d i e  Ar be i t e r k l a s se  n i ch t  ab l enke  im zu  

l a s s en  von  dem  Geb i e t  de r  Or gan i s i e r ung  von  S t r e i k s, E r wer bs l o senak t i one n, 

Mi e t e r s t r e i k s, S t eue r s t r e i k s, po l i t i s chen  S t r e i k s usw., vom Kampf gegen die Hungerof-

fensive der Bourgeoisie nur Abwälzung der Lasten der Krise und der imperialistischen Tribute auf 

die arbeitenden Massen. 

Ein zweiter entscheidender Grund war der Gesichtspunkt, unse r e  im Kam pf  gegen  den  N a t i -

ona l soz i a l i sm us  erfolgreicher zu gestalten. Der Mordterror der SA-Banden ist ja nicht zuletzt 

auch ein Mittel für die Hitler-Partei, die Massen der nationalsozialistischen Anhänger durch eine 

möglichst erhitzte Atmosphäre blutiger Auseinandersetzungen gegen die kommunistische Aufklä-

rung unempf ä ng l i c h zu machen. Darüber hinaus versucht die Hitler-Partei, indem sie die Ausei-

nandersetzung mit dem revolutionären Proletariat auf das Gebiet der Schießereien und Messersteche-

reien zu dränge im sucht, ihre eigene großkapitalistische Politik vor ihren Anhängern zu ve r s ch l e i -

e r n  und dabei zugleich einen Druck auf die Regierung in der Richtung des Ve r bo t e s de r  KPD  

auszuüben. 

Auch aus allen diesen Gründen war der Beschluß unseres Zentralkomitees notwendig. Er hat also 

keineswegs eine Abschwächung, sondern im Gegenteil, die g r öß t m ögl i che  Ve r schä r f ung  un -

se r e s  i deo l og i s chen  Massenkam pf es  gegen  den  Fasch i sm us zum  Z i e l e. Es braucht 

in diesem Zusammenhang kaum erst darauf hingewiesen zu werden, daß der Beschluß des Zentral-

komitees [506] nicht dazu dienen soll, den Massenkampf des Proletariats und der Werktätigen zur 

Abwehr faschistischen Mordterrors auch nur im mindesten abzuschwächen. 

Im Gegenteil: das Be i sp i e l  Br aunschwe i gs  auf diesem Gebiet, auf das wir bereits hinwiesen, 

zeigt, wie die richtige Anwendung der proletarischen E i nhe i t s f r o n t po l i t i k  im antifaschistischen 

Massenkampf die größten Erfolge zeitigt. Der Beschluß des Zentralkomitees wird dazu beitragen, in 

Zukunft diese Linie noch entschlossener und noch erfolgreicher anzuwenden. 

Die Erscheinungen, in denen sich ein Abgleiten von der Linie des Leninismus zur Politik der Soz i -

a l r evo l u t ionä r e, zu Methoden des individuellen Terrors zeigt, widerspiegeln genau wie die 

Schwächen ideologisch-politischer Natur auf den drei anderen Hauptgebieten, mit denen wir uns zu-

vor beschäftigten, einen erheblichen Mangel in der Durchführung der Beschlüsse des XI. Plenums 

und unserer ZK-Tagungen. Uns zwar ist es in d i e sem  Fa l l  d i e  ungenügende  Konkr e t i s i e -

r ung  unse r e r  Ana l yse  und  unse r e r  Pe r spek t i ve  und ihre mangelhafte Popularisierung un-

ter den Massen, die die Grundlage für solche sektiererischen Fehler wie das Abgleiten auf den indi-

viduellen Terror abgibt. 

* 

Es ist n i ch t  Aufgabe d i e se s  Artikels, auf die g r oßen  und  pos i t i ven  E r f o l ge  hinzuweisen, 

die wir im letzten Jahre erreichten. Auch beschäftigen wir uns hier nicht mit verschiedenen wichtigen 
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Schwächen unserer revolutionären Praxis (Streikführung, Einheitsfrontpolitik, RGO, Betriebsarbeit, 

Arbeit unter der Jugend usw.). Auch diese Fragen hängen naturgemäß mit den hier behandelten Prob-

lemen zusammen. 

Was zeigt sich also? Es erweist sich, daß trotz der großen Erfolge unserer Partei ihr t heo r e t i s che s 

N i vea u, das ideologisch-politische Niveau unserer Parteiarbeit, ungenügend ist und einer wesentli-

chen Besserung unbedingt bedarf. Sind unsere Beschlüsse einwandfrei und richtig? Niemand kann es 

bestreiten. In diesem Artikel wurde der Versuch gemacht, an Hand des XI. Plenums des EKKI. den 

Nachweis zu führen, daß alle die angeführten Abweichungen, Schwächen und Fehler unm ög l i c h 

gewesen wären bei einem genügenden, gründlichen Studium der Ergebnisse des XI. Plenums. 

Oder sind es vielleicht Mängel in den Besch lü s sen  de r  deu t s che n  Pa r t e i, auf Grund deren 

sich die gezeigten ideologischen Schwächen und Fehler erklären lassen? Auch das trifft nicht zu. Man 

braucht dazu nur aus der Reso l u t ion  de s  Zen t r a l kom i t e e s  de r KPD i m  M a i über die Be-

schlüsse des XI. Plenums des EKKI. einige wichtige Sätze zu zitieren, die sich gerade mit jenen 

Fragen beschäftigen, in denen sich in unserer Arbeit Schwächen und Abweichungen von der Linie 

des XI. Plenums ergeben haben. Es heißt in der Resolution: 

„In der gegenwärtigen Periode geht die Bourgeoisie dazu über, immer stärker faschistische Herrschaftsmetho-

den anzuwenden. Doch ist es u n r i c h t i g, anzunehmen, daß die faschistische Diktatur unter allen Umständen 

und in allen Ländern zwangsläufig d i e  einzige Form der kapitalistischen Herrschaft werden müsse. Die f a -

s c h i s t i s c h e D i k t a t u r stellt k e i n e s w e g s  einen p r i n z i p i e l l e n  G e g e n s a t z  z u r  b ü r g e r l i c h e n  

D e m o k r a t i e  d a r, unter der a u c h  die Diktatur des Finanz-[507]kapitals durchgeführt wird. Im. Uebergang 

von den demokratischen zu faschistischen Herrschaftsmethoden drückt sich vielmehr lediglich ein W a n d e l  

i n  d e n  F o r m e n, ein o r g a n i s c h e r  U e b e r g a n g  von der verschleierten und versteckten zur offenen und 

unverhüllten Diktatur, n i c h t  eine Veränderung des Klasseninhalts aus. 

In Deutschland versucht die S P D, a l s  s o z i a l e  H a u p t s t ü t z e  der Bourgeoisie, die Regierung der Durch-

führung der faschistischen Diktatur, das Kabinett Brüning als das „kleinere Uebel“ gegenüber einer Nazire-

gierung hinzustellen, um dadurch den f a s c h i s t i s c h e n  Charakter der Herrschaftsmethoden der Brüningre-

gierung zu vertuschen. Hier würde jede Tendenz einer l i b e r a l e n  G e g e n ü b e r s t e l l u n g  v o n  F a s c h i s -

m u s  u n d  b ü r g e r l i c h e r D e m o k r a t i e als prinzipiell gegensätzlicher Systeme im besonderen Maße eine 

Unterstützung des s o z i a l d e m o k r a t i s c h e n  B e t r u g s  d e r  A r b e i t e r m a s s e n  und eine Abschwächung 

des Massenkampfes gegen die Durchführung der faschistischen Diktatur bedeuten. 

Eine b e s o n d e r s  r a f f i n i e r t e  R o l l e  im sozialdemokratischen Massenbetrug spielen gegenwärtig wieder 

die ‚linken‘ Sozialdemokraten. Um die gegen die klassenverräterische Politik der SPD empörten und sich von 

ihr loslösenden M a s s e n  bei dieser Partei z u h a l t e n , führen sie eine d e m a g o g i s c h e O p p o s i t i o n  ohne 

jede politische Konsequenz durch. 

In Deutschland vollzieht sich zur Zeit eine S t e i g e r u n g d e r V o r a u s s e t z u n g e n d e r  r e v o l u t i o n ä r e n  

K r i s e  ... Aufgabe der Partei ist es, durch die von ihr geführten K a m p f a k t i o n e n  d e r  M a s s e n  diesen 

Prozeß im Rahmen der objektiven Bedingungen zu fördern und sein Tempo zu beschleunigen. 

Die P r e u ß e n p o l i t i k  d e r  S P D  ist die Hauptstütze dieses Brüningkurses und hat das s c h w a r z-r o t-g o l -

d e n e P r e u ß e n  zu einem H o r t  d e r  f i n s t e r e n  R e a k t i o n  in Deutschland gemacht. Der K a m p f  g e g e n  

d i e  P r e u ß e n r e g i e r u n g  ist deshalb ein e n t s c h e i d e n  d e r T e i l  unseres allgemeinen Massenkampfes 

gegen die Kapitalsdiktatur und den Faschismus ...“ 

Diese wenigen Sätze aus der Resolution des Mai-Plenums des ZK. der KPD mögen als Beweis die-

nen, daß bei einer g r ü nd l i che n  Auswer t ung  unse re r  Be sch l ü sse  in der gesamten Parteiar-

beit die angeführten Fehler unterblieben wären. Man muß es aber aussprechen, daß in unserer Partei, 

t r o t z ihrer großen Erfahrungen, t ro t z  im ihrer bolschewistischen Entwicklung und ihres Reifungs-

prozesses zum Leninismus, noch k l e i nbür ge r l i che  Schwächen  einer Vernachlässigung der 

theoretisch-politischen Arbeit und des ernsten Studiums der Beschlüsse der Komintern und des Zent-

ralkomitees vorhanden sind. Wenn auch nur vereinzelt, so sind doch Stimmungen vorhanden, in de-

nen sich ungenügendes  Ve r s t ändn i s  f ü r  d i e  un t r ennba r e  Ve r bundenhe i t  von  r evo -

l u t i onä r e r  Theo r i e  und  r e vo lu t i onä r e r  P r ax i s  ausdrückt. Stimmungen, die bisweilen ge-

rade bei der Erörterung theoretischer Fragen im Zusammenhang mit Tagungen der Komintern und 
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des Zentralkomitees der Partei laut wurden. Es gibt Genossen, die bei der Erörterung solcher Prob-

leme glauben, man müsse nun „von  de r  hohen  War t e  de r  Theo r i e  w i ede r  au f  d i e  ebene  

E r de  de r  r auhen  P r ax i s  h i nabs t e i ge n.“ Solche Stimmungen und Tendenzen haben mit bol-

schewistischen Auffassungen n i ch t s  gem e i n . Jedes Nachgeben gegenüber solchen Stimmungen 

bedeutet Ver nach lä s s i gung  de r  i nne r en  po l i t i s chen  E r z i ehungsa r be i t  unse r e r  Pa r -

t e i  und  dam i t  Abschwächung  unse re r  p r ak t i s chen  Massena r be i t. Ohne die Verstär-

kung und wesentliche Vertiefung dieser Erziehungsarbeit kann der notwendige Zwe i f r on ten -

ka m pf  gegen [508] die Haup t ge fah r  de s  r ech t en  Oppor t un i sm us  und die „l i nke n“ Ab-

we i chu nge n  nicht erfolgreich geführt werden. Wir müssen die Besch l ü s se  der Tagungen der 

Kommunistischen unternationale und unseres Zentralkomitees leidenschaftlicher, ernster und aktiver 

in unseren Reihen s t ud i e r e n  und zur richtigen Dur chf üh r u ng  in den proletarischen Massen 

bringen. 

Wir müssen, gerade wenn wir in unse r e r  r evo l u t i onä r en  P r ax i s das Zurückbleiben der Partei 

hinter den objektiven Möglichkeiten des revolutionären Aufschwungs liquidieren wollen, eine ent-

schlossene Wendung zu r  Uebe rwi ndung  de r  Schwächen  au f  t heo r e t i s chem  Geb i e t  ma-

chen. Das ist keine Frage, die nur die Spitzenfunktionäre der Partei, die oberen und mittleren Leitun-

gen angeht, sondern eine Frage unserer ge sam t en  Pa r t e i a r be i t, vom Zentralkomitee bis zur 

Zelle. 

Diese Arbeit in Angriff nehmen, die Linie der Partei ausrichten, das Feuer auf alle Schwächen, Ab-

weichungen und Fehler konzentrieren und dabei das Niveau der gesamten Partei heben, die Einheit 

zwischen Theorie und Praxis im Sinne des Leninismus herstellen – das alles bedeutet: d i e  Vor aus -

s e t zungen  f ü r  noch  g r öße re  E r f o l ge  de r  r evo l u t i onä r en  Massena rbe i t, f ü r  e i nen  

noch  s t ä rke r en  Vorm ar sch  des  Kom m uni sm us  scha f f e n! 

Diese theoretische Arbeit und das Bestreben, alle Probleme schärfer und prinzipieller zu stellen, ist 

auch eine Voraussetzung dafür, daß die Partei an die große Aufgabe herangehen kann, die ihr vom 

VI. Weltkongreß der Komintern gestellt wurde: die Schaffung eines P r ogr amm s  de r  deu t s chen  

Pa r t e i  bis zum VII. Weltkongreß zu ermöglichen. 

Auf dem XI. Plenum des Ekki war es vor allem auch Genosse P i a t n i t zk i, der die Arbeit aller Sek-

tionen der Kommunistischen Internationale auf den verschiedensten Gebieten einer gründlichen 

Ueberprüfung und Kritik unterzog. Für die Aufgaben, die wir im Sinne der Liquidierung der in die-

sem Artikel geschilderten Schwächen stellen, gilt das gleiche, was Genosse P i a t n i t zk i am Schluß 

seiner Rede auf dem XI. Plenum sagte: 

„Man muß entschieden a l l e s  a u s  d e m  W e g e  r ä u m e n, was eine wirkliche Wendung in der Arbeit der 

Partei, des Kommunistischen Jugendverbandes, der Roten Gewerkschaften und der Gewerkschafts-Opposition 

hindert, damit die Komintern, die Profintern und alle ihre Sektionen erfolgreich das Proletariat organisieren, 

führen, und in den kommenden Kämpfen gegen die D i k t a t u r  der B o u r g e o i s i e, für die D i k t a t u r  d e s  

P r o l e t a r i a t s  zum Siege führen können.“ 

Wir müssen uns daran gewöhnen, jeden Schritt unserer täglichen P r ax i s des revolutionären Klas-

senkampfes mit dem höchsten Maßstab revolutionärer Theo r i e zu messen. Nur dann werden wir 

das Maß an Verantwortlichkeit verwirklichen, das eine revolutionäre Partei in allen ihren Teilen je-

derzeit bekunden muß. Es ist klar, daß die D i rek t i ve n  de s  Zen t r a l kom i t ee s  in allen politi-

schen Fragen bis herab zur kleinsten Zelle einen verhältnismäßig l a ngen  W e g zurücklegen. Dabei 

besteht die Gefahr, daß diese Direktiven, bis sie zu den Mitgliedern gelangen, oft we n i ge r qualifi-

ziert, wen ige r präzis formuliert, abgeschwächt oder unter Umständen sogar ein wenig „verbogen“ 

werden, manchmal sogar überhaupt „verloren“ gehen. Das ist zum Teil in den Schwierigkeiten und 

dem Tempo der revolutionären Massenarbeit [509] unserer Partei begründet. Ein bedeutender Schutz 

gegen solche Erscheinungen aber ist die verstärkte Arbeit für die allgemeine Hebung des theoreti-

schen Niveaus der Partei, die allgemeine politische Schulung und Festigung unserer Kaders. 

Mit der Zuspitzung der Klassensituation, der Verschärfung des Klassenkampfes und dem Wachstum 

der revolutionären Bewegung s t e igen  d i e  Auf gaben  und die Anforderungen an die Partei. Die 
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Entwicklung der Partei zeitigte einen inneren Umwandlungsprozeß unseres Funktionärkörpers, der 

an vielen Stellen ne u e, j ü nge r e E l em e n t e an die Stelle solcher Genossen brachte, die malt der 

revolutionären Entwicklung vorübergehend oder ständig nicht Schritt zu halten vermochten. Das hat 

dazu geführt, daß in den letzten ein bis zwei Jahren ungefähr die Hä l f t e  unse r e s  Funk t i onä r -

s t abe s  e r neue r t  wurde. Diese Entwicklung ist zweifelsohne zu begrüßen. Aber sie bringt mit sich 

die g r oße  P f l i ch t  f ü r  d i e  Pa r t e i, diesen jüngeren Genossen durch ständige unermüdliche po -

l i t i s c h-i deo l og i sche Erziehungsarbeit das geistige Rüstzeug zu verschaffen, dessen sie für ihre 

verantwortungsvolle Arbeit bedürfen. Nur dann werden sie als Vorbild für ihre Klassengenossen zu 

wirklichen Füh r e r n de r  Ar be i t e r k l a s se  werden, die mit dem Ar be i t e r l eben  zutiefst verbun-

den sind und bei der s chöp f e r i s che n  Entfaltung der I n i t i a t i v e de r M a s s e n  durch unsere re-

volutionäre Anhalt den höchsten Elan entwickeln. 

Die gefestigte E i nhe i t  de r  Pa r t e i, die sowohl ein Produkt ihres inneren Reifungsprozesses wie 

der allgemeinen Konsolidierung der revolutionären Klassenkräfte ist, sichert die Partei im wesentli-

chen vor der Entstehung parteifeindlicher Strömungen, Gruppierungen oder gar Fraktionen. Um so 

mehr ist die Partei gerade auf Grund ihrer Einheit verpflichtet, ihre Arbeit jederzeit mit offener und 

uneingeschränkter bolschewistischer Selbstkritik zu überprüfen und zu verbessern. Der Bo l s che -

wi sm u s, gewachsen im unversöhnlichen Kampf gegen den rechten Opportunismus und den Trotz-

kismus, muß uns allen als ein besonderes Beispiel und Vorbild dienen. 

Die E r z i ehung  de r  Pa r t e i  ist stets auch Arbeit für die S t e i ge r ung  ih r e r  Kampf k r a f t. Wenn 

wir mit allen Kräften daran gehen, das politische Niveau unserer Partei zu heben und zu verbessern, so 

ist das zugleich Ar be i t  a n  den  Massen  und für die Massen, um die Partei und mit ihr die Arbei-

terklasse a k t i o ns fäh ige r für die großen und schweren Aufgaben des revolutionären Freiheitskamp-

fes gegen die Diktatur der Bourgeoisie, für die D i k t a t u r de s P r o l e t a r i a t s  zu machen! [510] 

* 

Rote Offensive in den Arbeiter-, Angestellten-, Beamten- und Gutsrätewahlen 1932  
Von H a n s  S a w a d z k i. 

Im Januar 1929 beschloß das Zentralkomitee unserer Partei bezüglich der Wahlen zu den Betriebsrä-

ten jene taktische Wendung, nach der überall in den Betrieben eigene Wahlvorschläge einzubringen 

sind, in Konsequenz der bereits in den Streikkämpfen der Nordwest-Metallindustrie beschnittenen 

Linie der selbständigen Führung der Wirtschaftskämpfe und der Herausentwicklung einer selbstän-

digen Gewerkschaftsbewegung. Die selbständigen roten Einheitslisten sollten auf dem Wege der brei-

testen proletarischen Demokratie in Belegschaftsversammlungen zusammengestellt werden, unter 

Einbeziehung der Unorganisierten und anders organisierten Arbeiter auf der Grundlage von betrieb-

lichen Kampfforderungen. 

Die Betriebsrätewahlen erfordern in diesem Jahre das Höchstmaß der Partei und der RGO für die 

stärkste Mobilisierung und Aktivität der Belegschaften gegen Lohnraub und Abbau der Sozialpolitik, 

gegen die Massenentlassungen, gegen Notverordnungs- und Arbeitsgemeinschaftspolitik der Se-

vering-Brüning-Hitler. 

500 rote Listen ins Jahre 1929. 

Es war damals klar, daß die vom Zentralkomitee und der Reichsparteiarbeiterkonferenz angenomme-

nen Beschlüsse eine ziemlich plötzliche Wendung bedeuteten in Anbetracht der noch zur Verfügung 

stehenden Vorbereitungszeit. Die ungenügende politische Durcharbeitung der Parteimitgliedschaft, 

das Fehlen organisierter Gruppen der Revolutionären Gewerkschaftsopposition in den Betrieben, die 

tolle Hetze der sozialfaschistischen Partei- und Gewerkschaftsbürokratie gegen das Bündnis mit den 

unorganisierten Arbeitern, gegen die revolutionären Betriebsfunktionäre insbesondere, gestattete 

noch nicht, die neue Taktik der Partei auf breitester Basis durchzuführen. In nur rund 500 Betrieben 

gelang es damals rote Listen aufzustellen. Außerordentlich groß war die Anzahl der Verstöße gegen 

die Linie der Partei, Opportunismus und linkes Sektierertum vermochten in zahlreichen Fällen die 

Durchführung der Parteilinie zu verhindern. Versteckte Gegner der Parteilinie verbündeten sich 
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faktisch mit offenen Opportunisten, um die Durchführung der taktischen Wendung der Partei in bezug 

auf das Verhältnis zu den Unorganisierten, der Taktik bei den Betriebsrätewahlen, der Organisierung 

von Kämpfen durch die RGO unmöglich zu machen. 

Die Aufnahme der Beschlüsse des Zentralkomitees und der Reichsparteiarbeiterkonferenz spiegelte 

sich wider in den Berichten der Bezirksleitungen an das ZK. Im nachstehenden einige Auszüge da-

von: 

Berlin-Brandenburg: 

„... dagegen ist festzustellen, daß ein Teil Betriebszellen, wo unser Einfluß schwach ist, so argumentiert, daß 

die Beschlüsse wohl sehr richtig seien, aber auf den betreffenden Betrieb nicht angewendet werden können (z. 

B. Wernerwerk, Siemens; Osram, Warschauer Straße; Zwietusch; Borsig; Deutsche Industriewerke; bei der 

Berliner Verkehrs-AG. u.a.).“ 

Ruhrgebiet: 

„... im allgemeinen ist das Ergebnis der Diskussion zufriedenstellend. Es gibt Genossen, insbesondere einige 

5- und 6jährige faule Betriebsräte, die wir auch noch in der Partei haben, die einen gewissen Widerstand leis-

ten. [511] Einige werden dort hingeben, wo sie ihrer Politik und Einstellung nach hingehören – zu den Refor-

misten.“ 

Halle-Merseburg: 

„Die Genossen stimmen den Beschlüssen zu. Bei Umsetzung derselben in die Tat, werden sie schwankend und 

schrecken vor den Konsequenzen zurück; lehnen z. T. ab, auf eigenen Listen bei den bevorstehenden Betriebs-

rätewahlen zu kandidieren oder versuchen auf Umwegen, den Anforderungen der Partei Rechnung zu tragen. 

In den größeren Zellen waren angeregte Diskussionen, die dazu führten, daß sich erneute Sitzungen notwendig 

machten.“ 

Oberschlesien: 

„Einzelne führende Betriebsfunktionäre, die durch jahrelange. zähe Gewerkschaftsarbeit sich Einfluß ver-

schafft haben und wichtige Positionen, wie Vertrauensmann, Knappschaftsältester oder Betriebsrat besetzt 

haben, konnten sich mit dem Gedanken nicht befreunden und wandten sich gegen unsere Taktik.“ 

Die Feststellungen der Bezirksleitungen zeigen heute – nach mehr als drei Jahren –, welche großen 

Schwierigkeiten zu überwinden waren. Daß diese Feststellungen nicht übertrieben sind, ergibt sich 

auch aus einer großen Menge von Betriebsberichten, von denen nachstehende Beispiele aus Großbe-

triebszellen festgehalten seien: 

A G. P h ö n i x, D ü s s e l d o r f: 4000 Mann Belegschaft. Dort bestand eine sichere Aussicht für die Annahme 

der oppositionellen Vorschlagsliste in der freigewerkschaftlichen Versammlung. Der Betrieb ist zu Neunzehn-

tel unorganisiert. Trotzdem lehnen unsere Genossen ab, unorganisierte Kollegen mit auf die Liste zu nehmen, 

da nach Ansicht der Genossen kein oppositioneller Freigewerkschafter für eine Liste stimmen wird, auf der 

sich auch Unorganisierte befinden. Die Genossen erklärten ausdrücklich die Taktik der Partei im allgemeinen 

für richtig; nur für ihren Betrieb sei sie falsch.“ 

A G. W e s e r, B r e m e n: 8000 Mann Belegschaft. Die Zelle beschließt Aufstellung einer oppositionellen Liste. 

Der Beschluß wird jedoch nicht durchgeführt, da angeblich keine klassenbewußten Arbeiter im Betrieb vor-

handen sind, die als Kandidaten für eine Oppositionsliste in Frage kämen.“ 

V i l l e r o y  & B o c h, D r e s d e n: 1500 Mann Belegschaft. Die Zelle wendet sich gegen die neue Taktik der 

Partei. Bei Herausgabe eines Flugblattes durch die Ortsleitung an die Belegschaft zu einer Versammlung erschei-

nen 500 Arbeiter und stellen sich nahezu restlos hinter die inzwischen vorbereitete Oppositionsliste. Eine andere 

Liste wurde nicht mehr abgestimmt. Die Genossen teilen mit, daß sie über diesen Erfolg sehr erstaunt waren.“ 

Es war ohne weiteres klar, daß bei der Analyse des Resultats der Betriebsrätewahlen das Zentralkomi-

tee zu der Feststellung kommen mußte, daß nicht nur die unteren Parteieinheiten, also die Betriebszel-

len allein für die ungenügende und teilweise falsche Anwendung der Politik und Taktik der Partei 

verantwortlich waren, sondern daß auch die Parteileitungen teilweise hinauf bis zu den Bezirksleitun-

gen die große strategische Bedeutung der taktischen Wendung der Partei politisch nicht begriffen hat-

ten. Als eine der wichtigsten Hauptlehren wurde dann auch festgestellt, daß mit der Durcharbeitung 
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der Zellen zur Ueberwindung aller falschen politischen Auffassungen vor allem eine viel bessere 

Verbindung der Parteileitungen mit den Großbetrieben und die Verbreiterung der Basis der Partei in 

den Betrieben durch Schaffung neuer Betriebszellen erreicht werden müsse. 

1200 rote Listen im Jahre 1930. 

Die Erfahrungen und Lehren des Vorjahres galt es 1930 erstmalig auszuwerten und praktisch auf die 

bevorstehenden Wahlen anzuwenden. Gleichzeitig mußte sich erweisen, inwieweit die Partei in ein-

jähriger Arbeit die 1929 festgestellten Fehlerquellen beseitigt und ihren Masseneinfluß in den Betrie-

ben verstärkt hatte. 

[512] Standen die Betriebsrätewahlen 1929 unter dem frischen Eindruck der Beschlüsse des VI. Well-

kongresses und IV. RGI-Kongresses, des großen Kampfes der Hüttenarbeiter an der Ruhr und der 

Hafenarbeiter an der Wasserkante, so wurden die Betriebsrätewahlen 1930 unter den Losungen des 

Kampfes gegen den Youngplan, das Unternehmerprogramm, die Hilferdingsche Finanzreform, das 

Republikschutzgesetz – für den Siebenstundentag und höhere Lähne – durchgeführt. 

Inzwischen hatte das Erweiterte Präsidium des EKKI die zukünftige Linie der revolutionären Ge-

werkschaftsarbeit festgelegt, das Aufgabengebiet der RGO umrissen und schon damals festgestellt, 

daß durch die RGO eine verstärkte Fraktionsarbeit innerhalb der reformistischen Gewerkschaftsver-

bände, die Sammlung der Massen der Unorganisierten innerhalb der Betriebe und auf den  Stempel-

steilen um die RGO durchgeführt werden muß, um so zur selbständigen Organisierung und Durch-

führung von Kämpfen durch die RGO unter der Leitung der Partei au kommen. 

Die Veränderung der politischen Situation, die verschärften Angriffe der Unternehmer, aber auch die 

wachsende Radikalisierung der werktätigen Massen schufen die besten Voraussetzungen zur Führung 

einer groß angelegten Offensive um die Eroberung der Betriebe. 

Zwar stieg die Zahl der roten Listen von 500 im Vorjahre auf über 1200, zwar war die Anzahl der 

opportunistischen und sektiererischen Verstöße gegen die Politik der Partei geringer als im Vorjahre, 

jedoch zeigte sich als Hauptmerkmal eine außerordentlich differenzierte Entwicklung in den einzel-

nen Parteibezirken (mit Ausnahme des Ruhrgebiets) und wiederum eine Differenzierung innerhalb 

der einzelnen Industriegruppen fast jedes Bezirkes. Das am meisten ins Gewicht fallende Merkmal 

war jedoch die Entwicklung in den großen und Riesenbetrieben. Konnten wir in diesem Jahre in den 

Betrieben unter 5000 Mann Belegschaft erneute Einflußgewinnung der revolutionären Opposition 

feststellen, so zeigte sich in den Riesenbetrieben von mehr als 5000 bis 40.000 Arbeitern im güns-

tigsten Falle eine Stagnation. In einer Reihe solcher Betriebe, es seien nur einige genannt, waren sogar 

nicht unbeträchtliche Rückschläge zu verzeichnen (Krupp-Betriebe, Siemens-Betriebe, AEG-Be-

triebe, Berliner Verkehrs-A.-G. Leunawerke, Opelwerke usw.). 

Der unzweifelhafte Vormarsch der Revolutionären Gewerkschaftsopposition wurde durch die Ergeb-

nisse in den Großbetrieben nicht unwesentlich beeinträchtigt und zwang die Partei, aus diesen Ergeb-

nissen im Zusammenhang mit dem Unvermögen der Organisierung von Streiks, selbstkritisch die 

Wurzel dieser Tatsachen bloßzulegen. In erster Linie wurde festgestellt, daß die vereinzelten Rück-

schläge ke ine swegs  m i t  ob jek t i ven  Ursachen zu begründen sind, sondern daß im Gegenteil die 

subjektiven Faktoren bei der Beurteilung der Führung der Kampagne ausschlaggebend waren. Aus 

den Berichten der Bezirksleitungen wie auch der Großbetriebszellen geht hervor, daß trotz der Erfah-

rungen des Vorjahres wiederum opportunistische Auffassungen und „linkes“ Sektierertum hier und 

da in der Lage waren, die Partei in der Entwicklung ihrer Politik zu behindern und dadurch die Ar-

beiter in den Betrieben abzustoßen, anstatt anzuziehen. Entscheidend jedoch war die Tatsache – die 

weitere Entwicklung hat das bestätigt –, daß die Parteileitungen selbst der Arbeit in den Betrieben, 

vor allem den Großbetrieben, jenes Maß von Aufmerksamkeit, jene Ausdauer und Beweglichkeit 

[513] in der Durchführung taktischer Maßnahmen nicht zuwandten, die den Betrieben als der Mas-

senbasis unserer Politik zukommt. 

Die wichtigsten Zellen waren zu schwach mit den Bezirksleitungen bzw. Unterbezirksleitungen ver-

bunden. Die politische Instruktion und Information, wie die politische Schulung der Zellen und der 
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roten Betriebsräte war ungenügend. Es bestand kein Instrukteurapparat. Auch die Wohngebietzellen 

der Partei kümmerten sich nicht in genügendem Maße um die Betriebszellen, die ihrerseits wiederum 

den Wert einer rechtzeitigen und gründlichen Mobilisierung der Belegschaft durch die Schaffung 

roter Wahlausschüsse, die Ausarbeitung eines betrieblichen Kampfprogramms, die periodische Re-

chenschaftslegung der roten Betriebsräte nicht zur Genüge politisch erkannten und demzufolge auch 

nicht oder nur unvollkommen anwandten. 

Betriebe mit Arbeiterinnen wurden in dieser Wahlkampagne nur in einem außerordentlich geringen 

Maße in Angriff genommen. Banken und Versicherungsbetriebe mit Tausenden von Beschäftigten 

fielen gänzlich aus. Auf den großen Gütern und Forstwirtschaften gelang es uns nicht, eine Bewegung 

für die roten Gutsräte auszulösen. 

Die Parteileitung verpflichtete alle Einheiten zur Stellungnahme. Wiederum ergab sich als Hauptlehre 

die Verbesserung der organisatorischen Verankerung und Verbindung der Partei mit den Betrieben, 

wie auch die Politisierung unserer Zellen, die Schulung der roten Betriebsräte. 1200 rote Listen bei 

1800 Betriebszellen zeigten aber auch, daß die Partei bisher noch nicht den von ihr ausgeübten Ein-

fluß politisch und organisatorisch anzuwenden verstand, zum mindesten dort, wo sie Positionen hatte. 

Die Anzahl der Betriebe, in denen Zellen nicht bestanden und rote Listen aufgestellt wurden, war 

außerordentlich gering. Noch zeigten sich hier und da Reste opportunistischer und sektiererischer 

Tendenzen, deren restlose Ueberwindung erneut als Aufgabe gestellt wurde. Gleichzeitig damit 

lenkte die Parteileitung die Aufmerksamkeit auf die Bedeutung der Schaffung revolutionärer Be-

triebsvertrauensleute, die Internationale forderte den Aufbau und Ausbau der revolutionären Gewerk-

schaftsbewegung in den Betrieben, die Schaffung von Betriebsgruppen der RGO und die Förderung 

der Arbeit in den reformistischen und anderen Gewerkschaften. 

2400 rote Listen Im Jahre 1931. 

Die politische Lage hatte sich weiter zusehends verschärft. Die Unternehmer steigerten ihre Offensive 

des Lohnabbaus, die Erwerbslosigkeit stieg auf über 4 Millionen, Unterstützungen wurden abgebaut, 

Betriebe stillgelegt. Die Voraussetzungen der revolutionären Krise reifen heran. Unter Anwendung 

immer brutalerer faschistischer Herrschaftsmethoden (Notverordnungen, Ausschaltung des Parla-

ments, verstärkte Verfolgungen und faschistischer Terror) steigerte die Bourgeoisie unter aktiver Mit-

hilfe der sozialdemokratischen Partei- und Gewerkschaftsbürokratie den Angriff gegen die werktäti-

gen Massen. Es galt dagegen den Wahlkampf in breitester Einheitsfront, unter Anwendung einer 

wirklich proletarischen Demokratie und unter Weckung der Masseninitiative von unten durchzufüh-

ren. Der September-Wahlerfolg hatte den Einfluß und die Kräfte der Partei und der RGO gestärkt, 

den Schwung der Arbeit beschleunigt. Die Aussichten für das weitere Vortragen der roten Listen in 

einer großen Anzahl von Betrieben, die bisher unter reformistischer und christlicher Leitung standen, 

waren günstig. Die sozialdemokratischen, christlichen und Nazi-Führer kündigten ihrerseits der re-

volutionären Gewerkschaftsopposition den schärfsten Kampf an. Die [514] bürgerliche Presse, vor 

allem die Unternehmerpresse, nahm ausführlicher als sonst zu den Betriebsrätewahlen Stellung; die 

Gefahr, die ihnen ein Sieg der roten Listen bringt, wird aufgezeigt und vom Staat verlangt, den Un-

ternehmern, den verbündeten Sozialfaschisten und Faschisten in ihrem Abwehrkampf behilflich zu 

sein. Die Partei und die RGO stellten sich in Anbe t r ach t  de r  ob j ek t i v  güns t i gen  S i t ua t i on  

die Aufgabe, die Zahl der roten Listen von 1200 im Vorjahre auf 3500 zu steigern. 

Es ist nur gelungen, die Anzahl der roten Listen zu verdoppeln. In rund 2400 Betrieben gelang es uns, 

die Wahl roter Betriebsräte durchzusetzen. Gegenüber dem Vorjahre zweifellos ein großer Erfolg, 

gemessen aber an den gegebenen Möglichkeiten, konnte die Partei und die RGO von diesem Resultat 

nicht befriedigt sein. Aus der Resolution des ZK zu den Lehren dieser Wahlen interessieren heute, 

wo Partei und RGO zum vierten Male seit der taktischen Wendung in der Kampagne zur Wahl roter 

Arbeiter-, Angestellten-, Guts- und Beamtenräte steht, insbesondere d i e j en i gen  Aufgaben, die der 

Partei zu r  Uebe r wi ndung  de r  Schwächen  und  Mänge l  der letzten Wahl gestellt waren. 

Ebenso wie in den vergangenen Jahren wurde auch diesmal festgestellt, daß nur dort Erfolge erzielt 

wurden und die erzielten Erfolge dort am größten waren, wo die Linie der Partei mit Entschlossenheit, 

ohne Schwankungen und opportunistische Abweichungen durchgeführt worden war. 
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Dort, wo es gelang, Streiks zu organisieren, betriebliche Bewegungen auszulösen, zeigte sich als un-

mittelbare Folge eine starke Zunahme des Einflusses der RGO Die Wahlerfolge waren dort am bes-

ten, wo die Parteileitungen und die Betriebszellen selbst die praktische Nutzanwendung der Lehren 

vergangener Wahlen gezogen hatten. Sie waren dort am erfolgreichsten, wo Partei und RGO recht-

zeitig die gesamte Parteimitgliedschaft und alle revolutionären Kräfte in Betrieb, Massenorganisati-

onen und Stempelstellen mobilisierte und unter Einsatz ihrer ganzen Kraft und unter Anwendung 

neuartiger Agitationsmethoden mit bolschewistischem Ernst an die Durchführung dieser politisch so 

bedeutungsvollen Arbeit herangingen. 

Der politische Einfluß der Partei in den gesamten werktätigen Massen spiegelte sich nur zu einem 

Teil in den Ergebnissen der Betriebsrätewahlen wieder. Die Betriebe waren noch nicht jene Massen-

basis geworden, zu der sie die Partei unter allen Umständen machen muß. Das Zentralkomitee for-

derte von der ganzen Partei die endliche Durchführung einer wirklichen Konzentration auf die Be-

triebe, vor allem die Großbetriebe. 

Die Erfahrung lehrt aber auch, daß die Partei in der Zukunft auch den Betrieben mit weiblicher Be-

legschaft, den Angestelltenbetrieben, den Gütern ebenfalls ihre verstärkte Aufmerksamkeit widmen 

muß. 

Die ADGB-Führer versuchen alles, um ihre verlorengegangenen Positionen zurück zu erobern, wäh-

rend die Nazis unter der Losung „Hinein in die Betriebe“ bemüht sind, ihre parlamentarischen Wahl-

erfolge mit einer Betriebsbasis zu untermauern. Auch der Gegner erkennt in immer mehr zunehmen-

dem Maße die Bedeutung des Einflusses in den Betrieben. 

Die Schwächen der Vorjahre traten 1931 lange nicht mehr in dem gleichen Maße auf. Es gelang auch 

trotz verminderter Belegschaften, trotz Massenhinauswurf von Kommunisten und revolutionären Ar-

beitern vorzustoßen und auch in den Riesenbetrieben die Schlappe des Vorjahres annähernd auszu-

gleichen. An der Spitze der Ergebnisse der roten Betriebsrätewahlen 1931 steht die Bergbau- und 

Chemische Industrie, dann [515] folgt die Metallindustrie, dann die Eisenbahn, in weiteren Abstän-

den die anderen Industriegruppen. Anfangserfolge zeigten sich in den Angestelltenbetrieben und auf 

dem Lande in der Wahl von Gutsbetriebsräten. Nehmen wir aus der Resolution des ZK. zur letzten 

Betriebsrätewahl die der Partei gestellten Auf gaben  heraus, und heute müssen wir es tun, um über-

prüfen zu können, ob unsere Arbeit in den verflossenen Monaten den gestellten Anforderungen ent-

sprach, so ergeben sich vor allem zunächst ohne Berücksichtigung der den Bezirken spez i e l l  ge-

stellten Aufgaben die folgenden: 

1. Noch stärkere Konzentration der Kräfte der Partei auf die Großbetriebe im Bezirk, die von ausschlaggeben-

der Bedeutung sind. 

2. Noch größere Verstärkung unserer Arbeit in den Industriegruppen, in denen heute noch tausende mittlerer 

Betriebe vorhanden sind, in denen weder die Partei noch die RGO Fuß fassen konnten. So vor allem in den 

Industriegruppen Metall, Chemie, Textil, in den kommunalen Verkehrsbetrieben, bei der Reichsbahn, der Post, 

den Beamten und Angestellten und auch unter den Landarbeitern. 

3. Im Rahmen der Konzentration unserer Arbeit auf die vorgenannten Industriegruppen als die wichtigsten, 

die Bearbeitung der Betriebe mit weiblicher und jugendlicher Belegschaft. 

4. Ausbau der Positionen im Bergbau und Aufholen unserer Arbeit im Lausitzer Braunkohlengebiet, in Schle-

sien, Niederrhein und Mitteldeutschland. 

5. Ueberziehung aller dieser Betriebe in den vorgenannten Industriegruppen und Gebieten mit einem Netz von 

revolutionären V e r t r a u e n s l e u t e n  und B e t r i e b s g r u p p e n  der RGO resp. Betriebszellen der KPD und 

des KJVD. 

6. Herstellung einer wirklich einheitlichen Kampffront zwischen Betriebsarbeitern und Erwerbslosen unter 

Führung der KPD und RGO zu gemeinsamen Kampfaktionen. 

7. Verbesserung und bessere Unterstützung der L e i t u n g e n  der Partei- und RGO-Organe in den Betrieben 

und unteren Leitungen. 

8. Systematische, enge p e r s ö n l i c h e  Verbindung der verantwortlichen Leitung im Bezirk resp. Unterbezirk 

mit den wichtigsten Betriebszellenleitungen. 
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9. Umfassender Ausbau des Instrukteursystems, insbesondere für die Betriebe, in denen heute Betriebsgruppen 

der RGO und Zellen der Partei und des KJVD nicht bestehen. 

10. Mobilisierung der örtlichen Parteiorganisationen und Straßenzellen zur ständigen Bearbeitung der Betriebe 

ohne Zellen und zur Unterstützung der übrigen Betriebe mit Zellen. In den Großbetrieben Erfassung s ä m t l i -

c h e r  A b t e i l u n g e n  durch Bildung von Abteilungszellen und Werbung von Parteimitgliedern speziell in 

solchen Abteilungen, wo bisher Mitglieder nicht vorhanden sind. Herausnahme solcher Riesenbetriebe wie 

Siemens, Leuna u. a. aus ihrer bisherigen Stellung und Uebertragung der Pflichten und Rechte von UBL. auf 

die Leitungen der Gesamtzelle dieser Betriebe. 

11. Möglichst Einsetzung von besoldeten Funktionären für die Leitungen der Riesenbetriebe von Partei, RGO 

resp. rotem Verband. 

12. Verstärkte Schulung aller unserer Parteimitglieder, der roten Betriebsräte und der Kandidaten der roten 

Listen sowie der RGO-Mitglieder und der Funktionäre. 

13. Steigerung der Herausgabe von Betriebszeitungen, Steigerung der Werbearbeit auch für unsere Presse, des 

Umsatzes unserer Literatur. 

14. Organisierung der selbstkritischen Stellungnahme der Betriebszellen zur eigenen Tätigkeit und der Tätig-

keit des roten Betriebsrates im Betrieb. Erhöhung der Versammlungstätigkeit, Berichterstattung durch rote 

Betriebs-[516]räte, Organisierung von Betriebsrätevollversammlungen, Ausbau des Betriebsdelegiertensys-

tems, Schaffung vorbereitender Kampfleiturigen und über den Rahmen der Organisierung von Streiks breiteste 

Propaganda für den politischen Massenstreik als wirksamste Waffe des proletarischen Klassenkampfes in der 

gegenwärtigen Periode. 

Die Erfolge in den bevorstehenden Betriebsrätewahlen hängen – darüber muß sich jeder Parteige-

nosse klar sein – im wesentlichen von der Durchführung jener Aufgaben ab, die zur Ueberwindung 

der vorhandenen Schwächen und Mängel auf Grund der Erfahrungen des letzten Wahlkampfes her-

ausgearbeitet und festgelegt wurden. 

Es wird sich zeigen, inwieweit die Partei verstanden hat, nicht nur selbstkritische Lehren zu ziehen 

und sich Aufgaben zu stellen, sondern inwieweit sie in der Tat willens und fähig war, den gezogenen 

Lehren auch Taten folgen zu lassen. 

Unsere Offensive zu den Betriebsrätewahlen 1932. 

Das hervorstechendste Merkmal des diesmaligen Kampfes um die Betriebsräte ist die sich immer stär-

ker entwickelnde E i nhe i t s f r on t  von  un t en  im Kampf gegen die Unternehmeroffensive, den Fa-

schismus und den Hauptfeind im Lager der Arbeiterklasse, die Sozialdemokratie und ihren verlängerten 

Arm: die SAP. Die richtige Politik der Partei führt die Massen parteiloser und sozialdemokratischer 

Arbeiter im wachsenden Maße an die revolutionäre Gewerkschaftsopposition und die KPD heran. So-

zialdemokratische, christliche und politisch anders orientierte Arbeiter, wie auch die irregeführten 

Nazianhänger, erkennen immer mehr die wirklichen Ursachen ihrer Not und sehen immer deutlicher 

wo die Feinde des Proletariats und der gesamten werktätigen Bevölkerung zu finden sind. Die insbe-

sondere seit den Leipziger Parteitagsbeschlüssen und den Beschlüssen des Frankfurter ADGB-Kon-

gresses fortschreitende Krise in der SPD verschärft sich in dem Maße, in dem sich kommunistische 

und sozialdemokratische Arbeiter im Betrieb nähern und in gemeinsamer Kampffront mit den anderen 

Arbeitern ohne Unterschied Ihrer bisherigen Einstellung unter Führung der RGO die Waffe des 

Streiks anwenden. Hervorragende Beispiele des gemeinsamen Kampfes um ökonomische Forderungen 

(Ruhrgebiet, Danzig, Hamburg), Durchführung politischer Streiks (Braunschweig) zur Abwehr der 

Unternehmeroffensive wie zum Kampf gegen den Naziterror bestätigen diese Feststellung. 

Die Betriebsrätewahlen 1932 stehen im Zeichen der Massenmobilisierung aller Betriebsarbeiter und 

Erwerbslosen gegen alle Formen des Lohnraubes, der Verschlechterung der Arbeitsbedingungen und 

die Massenentlassungen, gegen die steigende Not der Erwerbslosen, die Unterdrückung und Knebe-

lung der ganzen werktätigen Bevölkerung durch die herrschende Klasse. 

Die diesjährigen roten Betriebsrätewahlen müssen zum Ausdruck bringen, daß die wertvollsten und 

entscheidenden Schichten des Proletariats, die Betriebsarbeiter, in der Kommunistischen Partei, in 

der RGO ihre Führung im Kampf um Arbeit, Brot und Freiheit erkennen. 
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Rote Einheit gegen Not und Reaktion, Unternehmeroffensive, Faschismus? 

Wo ist der Ausweg aus der Krise? Die Partei, die RGO, die roten Betriebsräte und Gewerkschafts-

funktionäre müssen auf diese Frage allen Betriebsarbeitern, wie überhaupt den werktätigen Massen 

die richtige Antwort zu geben verstehen. Nur wir Kommunisten sind es, die als einzige auf Grund der 

Erfahrungen des sozialistischen Aufbaues in der SU [517] den Massen den sozialistischen Ausweg 

zu zeigen imstande sind. Der Niedergang der kapitalistischen Wirtschaft, der Aufschwung der Wirt-

schaft in der SU, die Verelendung der Arbeiterklasse in den kapitalistischen Ländern, die Hebung des 

sozialen und kulturellen Niveaus der Arbeiter in der Sowjetunion, die Steigerung der Löhne der Ar-

beiter in der SU müssen bei den kommenden Betriebsrätewahlen eine wichtige Rolle spielen. Wir 

müssen uns von vornherein darüber klar sein, daß nur in Verbindung mit der Organisierung von 

Streikkämpfen unter Führung der RGO gleichzeitig auch das Fundament für eine günstige Ausgangs-

stellung zur Betriebsrätewahl geschaffen werden kann. Die Auslösung und Führung von Kämpfen in 

den Betrieben ist entscheidend für die Beurteilung der Tätigkeit der revolutionären Gewerkschafts-

opposition und der Partei. Die Arbeiter in den Betrieben, in denen gekämpft wurde, entscheiden sich, 

wie es nicht anders sein kann, für uns. Gute Ergebnisse in der Betriebsrätewahl sind eine Bestätigung 

für die von der Zelle richtig angewandte Politik der Partei. 

Daraus ergibt sich, daß unsere Betriebszellen, die revolutionären Gewerkschaftler, die Parteileitungen 

den Streik zur Durchführung der Arbeiterinteressen anwenden lernen müssen und damit als die 

Hauptwaffe die Mehrheit der Belegschaft ihres Betriebes für die revolutionäre Klassenfront und ihre 

Partei gewinnen müssen. Nur diese Erkenntnis schützt vor dem Opportunismus in der Durchführung 

der Betriebsrätewahlen und sichert die revolutionäre führende Rolle der Zelle im Betrieb. Nur diese 

Konsequenz in der Verwirklichung der Parteibeschlüsse ermöglicht erst die Anwendung derjenigen 

taktischen Methoden, die die revolutionäre Bewegung im Betrieb vorwärts zu treiben imstande ist. 

Die Herausarbeitung der führenden Rolle der Ze l l e  als verantwortliches politisches Zentrum des 

Betriebes stand noch nie so ernst wie jetzt. 

Die Grundlage der Arbeit der Revolutionären Gewerkschaftsopposition im Betrieb ist für die Be-

triebsrätewahlen das be t r i e b l i che  Kam pf p r og r am m. Es muß neben den zentralen Forderungen 

der Revolutionären Gewerkschaftsopposition s o l che  Forderungen enthalten, deren Durchsetzung 

die Mobilisierung der Betriebsbelegschaften sowohl zum Kampf als auch für die Aufstellung der 

Kandidaten für die tote Liste bewirkt. 

Aus der Unterschätzung der Wahl und der Arbeit der roten Wah l aus schüs se  in den vergangenen 

Jahren müssen wir lernen, um in diesem Jahre zu wirklich breiten, in a l l e n  Abteilungen eines Be-

triebes fundierten Wahlausschüssen zu kommen. Das Beschränken auf Kommunisten und einige 

Sympathisierende ist Sek t i e r e r t um, ist gegen die Linie der Anwendung der Einheitsfront von un-

ten. Die Erfahrungen zeigen weiter, daß dort, wo zwischen den roten Betriebsräten und der Beleg-

schaft eine ständige Verbindung bestand, das Vertrauen zu diesen weiter gewachsen ist. Die ständige 

Verbindung der roten Betriebsräte zur Belegschaft muß ausgebaut werden durch pe r iod i s che  Re -

chenscha f t s ab l egung  und  B e r i ch t e r s t a t t ung  de r  r o t en  Be t r i ebs rä t e  vo r  den  Ar -

be i t e r n  des  Be t r i ebe s. 

Rote Ve r t r auens l eu t e in allen Betriebsabteilungen sind die Voraussetzung zu einer, erfolgreichen 

Gewinnung der Arbeiter in den einzelnen Abteilungen eines großen Betriebes. 

In engster Zusammenarbeit der Betriebszellen mit den RGO-Betriebsgruppen und den Oppositions-

fraktionen der reformistischen Verbände muß die Pa r t e i ze l l e als führendes Organ im Betrieb ver-

stehen, unter Heranziehung aller revolutionären Arbeiter als Hilfskräfte, das [518] Bündnis mit den 

Anges t e l l t en  im  Be t r i eb  und den E r wer bs l o sen  auße r ha l b  des  Be t r i ebes  herzustellen. 

Es gilt auch insbesondere entsprechend der Zusammensetzung der Belegschaft bei der Wah l  vo n  

r o t en  Wah l aus schüs sen  und der Aufstellung des betrieblichen Kampfprogrammes, die Forde-

rungen der Ar be i t e r innen  und der Junga rbe i t e r  zu berücksichtigen und sie in die Wahlaus-

schüsse zu aktiver Mitarbeit einzureihen. Die Bearbeitung der Betriebe mit weiblicher Belegschaft ist 

nicht Angelegenheit der Frauen allein, sondern der Partei und ihrer Leitungen. Die Betriebsrätewahlen 
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stehen auch im Zeichen des verstärkten Angriffs auf die Jugendlöhne, der Entlassungen von Tausen-

den von Lehrlingen vor Beendigung der Lehrzeit, der Durchführung der Arbeitsdienstpflicht und der 

völligen Entrechtung der proletarischen Jugend. Deshalb müssen selbstverständlich die Betriebsräte-

wahlen auch im Zeichen der revolutionären Einheitsfront mit den Jungarbeitern stehen und das Jung-

proletariat zu den roten Wahlausschüssen ausreichend herangezogen werden. 

In der gesamten Partei muß in Erkenntnis der Lehren aller früheren Wahlen Klarheit darüber beste-

hen, daß die roten Betriebsrätewahlen eine außerordentlich wichtige Aktion der Partei zur Eroberung 

der deutschen Arbeiterklasse für den Kommunismus sind. Be i  de n  Pa r t e i l e i t ungen  m uß  d i e  

Füh r ung  und  I n i t i a t i ve  l i egen. Es gilt zu beweisen, daß die deutsche Partei nicht nur aus den 

Erfahrungen der Betriebsrätewahlen, sondern auch aus den Beschlüssen des letzten EKKI-Plenums, 

der Tagungen unseres Zentralkomitees und des Briefes der RGI an die RGO die entsprechenden Fol-

gerungen gezogen hat. 

Die Partei in all ihren Teilen auf volle Kriegsstärke gebracht, die Reserven in den Massenorganisati-

onen und reformistischen Gewerkschaften mobilisiert, alle Kraft auf die Eroberung der Betriebe, auf 

die Wahl roter Betriebsräte, auf die Schaffung roter Hochburgen gerichtet! 

Deshalb: in a l l e n  Betrieben rote Listen! 

* 

Wir machen unsere Leser auf das außerordentlich wichtige Buch von Hermann Remmele, das der 

Verlag für Literatur und Politik auf der zweiten Umschlagseite dieser Nummer ankündigt, besonders 

eindringlich aufmerksam. Die Red. [519] 

* 

Die Voraussetzungen für ökonomische und politische Streiks in der Krise*)  
Von Paul L a n g n e r  

Eines der häufigsten und gebräuchlichsten Argumente aller Reformisten und Opportunisten gegen 

die Streiks der Arbeiter in der gegenwärtigen Krise ist, daß die Arbeiter in der Krise (und in der 

gegenwärtigen Krise bei dem Vorhandensein von etwa 5 Millionen Erwerbslosen besonders) nicht 

streiken können, weil doch die Unmöglichkeit auf der Hand liege, durch die Streiks Erfolge zu errei-

chen. Naphtali, der „Theoretiker“ des ADGB, hat in seinem Buch „Krise und Erwerbslosigkeit“ u. a. 

sich bemüht nachzuweisen, daß noch zu allen Zeiten, wo kapitalistische Krisen stattfanden, der Lohn 

abgebaut und die Lebenslage der Arbeiter verschlechtert wurde. Was liegt also näher als die Zweck-

losigkeit, sich durch Streiks gegen den Lohnraub ,zur Wehr zu setzen. Die sozialdemokratischen Ar-

beiterverräter Naphtali, Tarnow. Leipart usw. handeln durchaus folgerichtig als „Arzt des kranken 

Kapitalismus“, wenn sie gegen Streiks der Arbeiter agitieren. Die Sozialdemokratie und die refor-

mistische Gewerkschaftsbürokratie benutzen das Argument von der Zwecklosigkeit der Streiks in der 

gegenwärtigen Krise, um ihren Verrat an der Arbeiterklasse zu vertuschen, um die „Notwendigkeit“ 

ihrer Zusammenarbeit mit der Bourgeoisie, den Lohnraub durch das Schlichtungssystem und dieses 

selbst zu verteidigen, um ihre Hilfe für die Kapitalisten bei dem Versuch, die Krise auf Kosten des 

arbeitenden Volkes zu überwinden, zu rechtfertigen. In der Tat, wer dem Kapitalismus helfen will, 

daß er wieder gesund wird, der muß gegen die Streiks, gegen die Abwehr des Lohnraubs auftreten. 

Die Opportunisten aller Schattierungen sind nicht weniger wie die Sozialdemokratie und die refor-

mistische Gewerkschaftsbürokratie von der „Unmöglichkeit“ überzeugt, daß gerade in der gegenwär-

tigen Situation der Streik die wirkungsvollste Waffe des Proletariats ist. Nicht selten versteckt sich 

der Opportunismus hinter radikalen Phrasen, daß es zwecklos sei, ökonomische Streiks, d. h. Streiks 

gegen den Lohnraub, gegen die Unternehmeroffensive, zu führen. Anstatt den Kampf der Arbeiter in 

den Betrieben, den Kampf der Erwerbslosen gegen den Raub der Unterstützung zu organisieren, 

 
*) Dieser Artikel ist eine Darstellung von Teilen der im Internationalen Arbeiter-Verlag, Berlin, erscheinenden Schrift des 

Genossen P. Langner über den „Massenstreik im Kampfe des Proletariats“ (130 Seiten, Preis 2,00 Mark). 
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müsse man sofort zum Generalstreik usw. übergehen. Diese „Alles-oder-nichts“-Theorie bedeutet 

nichts weiter als ein Ausweichen vor dem Klassenkampf. Sie ist der Versuch, das eigene Unvermö-

gen, die Bedeutung der Streiks in der gegenwärtigen Situation zu begreifen, hinter radikalen Phrasen 

zu verstecken, die eigene Passivität mit revolutionär klingenden Tiraden zu beschönigen. Sie hilft der 

Sozialdemokratie und der reformistischen Gewerkschaftsbürokratie auch in Zukunft die Politik des 

Arbeiterverrats fortzusetzen, den Widerstand und die Gegenoffensive des Proletariats gegen die Of-

fensive der Bourgeoisie zu desorganisieren. 

Die Bourgeoisie führt gerade in der Krise eine unerhörte Offensive gegen die Arbeiterklasse durch, 

weil sie glaubt, daß der Abbau der Löhne, die Beseitigung der sozialen Einrichtungen und Unterstüt-

zungen, die gesteigerte Ausbeutung der Arbeiterklasse, die erhöhte Aus-[520]plünderung der anderen 

Schichten des arbeitenden Volkes durch Zölle, Steuern usw. der einzige Weg zur Ueberwindung der 

Krise ist. Die Kapitalisten wollen die Krise dadurch überwinden, daß sie ihre Absatzfähigkeiten auf 

dem Weltmarkte steigern, indem sie die Konkurrenz der anderen Kapitalisten unterbieten. Das kön-

nen sie aber nur, indem sie billiger als die anderen produzieren. Die Produktion wird verbilligt durch 

den Abbau der Löhne, durch den Fortfall aller sozialen Ausgaben, durch die Hochhaltung der Mono-

polpreise auf dem Inlandsmarkt, wodurch die Kapitalisten in die Lage versetzt werden, ein Export-

dumping auf dem. Weltmarkt durchzuführen. Die Hochhaltung der Preise und der brutale rücksichts-

lose Lohnraub, die Streichung aller sozialen Ausgaben sind das kapitalistische Universalmittel. Die 

fortschreitende Verschärfung und Vertiefung der Krise zwingt die Kapitalisten, diese Mittel immer 

rücksichtsloser anzuwenden. Das führt aber zu einer Häufung der Not und des Elends der Massen 

weit über das gewöhnliche Maß hinaus. 

Den Arbeitern empfehlen, sich gegen die gesteigerte Ausbeutung nicht zur Wehr zu setzen, weil es 

zwecklos und unmöglich sei, in der Krise durch Streiks ihre Lage zu verbessern, wie es die sozialde-

mokratischen Führer der reformistischen Gewerkschaften und die Sozialdemokratische Partei tun, 

oder den Arbeitern sagen, daß sie sofort mit dem Generalstreik beginnen müssen und daß es zwecklos 

sei, kleine Streiks zu führen, wie es die Zentristen, die Rosenfeld und Seydewitz und andere Oppor-

tunisten tun, das heißt darauf verzichten, den Kampf der Arbeiter gegen die Offensive der Bourgeoisie 

zu organisieren, das heißt die Arbeiter und das gesamte arbeitende Volk der verschärften Ausplünde-

rung und Unterdrückung widerstandslos auszusehen. 

Die Arbeiterklasse erwirbt sich ihre Fähigkeit, sich gegen die gesteigerte Ausbeutung zur Wehr zu 

setzen, nicht durch einen einmaligen heroischen Akt, durch den Generalstreik. Das Klassenbewußt-

sein der Arbeiter ist durchaus nicht einheitlich. Es ist klar, daß das Klassenbewußtsein der Arbeiter 

in den Industriezentren ein anderes ist, als jener Arbeiter in den Gebieten, wo die Konzentration der 

Industrie nicht in dem Maße vorhanden ist. Das Klassenbewußtsein der Landarbeiter ist ein anderes 

als das der Industriearbeiter im Ruhrgebiet, Berlin oder Oberschlesien. 

Die Erfahrungen des Klassenkampfes der Arbeiter in vergangenen Krisen bestätigen, daß niemals der 

Generalstreik, das heißt die einheitliche geschlossene Aktion der Arbeiterklasse gegen die Bourgeoi-

sie am Anfang der Kämpfe des Proletariats stand, sondern daß den großen Massenstreiks vorangingen 

eine Kette ökonomischer und politischer Streiks. Würde sich die Arbeiterklasse gegen die gesteigerte 

Ausbeutung nicht zur Wehr setzen, würde sie es nicht lernen, diese Fähigkeiten in den täglichen 

Kämpfen gegen jeden Pfennig Lohnraub, gegen jeden Willkürakt der Unternehmer in den Betrieben 

und gegen die verstärkte Unterdrückung des arbeitenden Volkes durch die Bourgeoisie zu erwerben, 

dann würde sie unfähig sein, die großen Kämpfe um ihre Befreiung zu führen. Das ist eine Tatsache, 

die durch die Erfahrung des Klassenkampfes nicht nur in Deutschland, sondern in der ganzen Welt 

erhärtet worden ist. 

Im Kapitalismus der „freien Konkurrenz“ war die Festsetzung des Arbeitslohnes, der Arbeitsbedin-

gungen, Arbeitszeit usw. eine Angelegenheit, die zwischen den Unternehmern und den Arbeitern 

geregelt oder, wenn keine Einigung zustande kam, durch den Streik der Arbeiter entschieden wurde. 

Der Staat kam den Unternehmern bei den Streiks zu Hilfe, indem er gegen die streikenden Arbeiter 

die Polizei [521] und die Justiz mobil machte. In dem Maße, wie sich der Monopolkapitalismus ent-

wickelt und die allgemeine Krise des Kapitalismus sich verschärft, wie die Arbeiter organisierter und 
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klassenbewußter in ihren Kämpfen auftreten, wie andererseits die Leitung des Staates mit den kapi-

talistischen Monopolen und Trusts verwächst, kommen den Unternehmern bei Konflikten mit den 

Arbeitern nicht nur die Gendarmen zu Hilfe, sondern der kapitalistische Staat in seiner Gesamtheit. 

In den Zeiten der Krise machten nicht nur die Arbeiter, sondern auch die Kapitalisten die Erfahrung, 

daß die Streiks der Arbeiter gegen die verschärfte Ausbeutung nicht nur an Umfang zunehmen, son-

dern auch an Heftigkeit, daß mit der Steigerung ihrer Kämpfe, ihrer Ausdehnung usw. das politische 

Bewußtsein der Arbeiter wächst, die Streiks einen politischen Charakter annehmen, in politische 

Massenstreiks umschlagen oder politische Massenstreiks vorbereiten und so bei gegebenen objekti-

ven Bedingungen eine revolutionäre Krise herbeiführen. 

Das Ziel der Bourgeoisie ist daher, die Streiks der Arbeiter überhaupt unmöglich zu machen. Als die 

deutsche Bourgeoisie mit Hilfe der Sozialdemokratie und der reformistischen Gewerkschaftsbüro-

kratie und vor allem mit Hilfe des amerikanischen Kapitalismus die Krise von 1923 überwunden 

hatte, schränkte sie das Streikrecht der Arbeiter in weitgehendem Maße ein. Der Achtstundentag 

wurde durch Notverordnungen beseitigt und auf demselben Wege der Neun-, Zehn- und Zwölfstun-

dentag diktiert. 

Sozialdemokratie und reformistische Gewerkschaftsbürokratie bemühten sich als Herolde der kapi-

talistischen Stabilisierung, die auf dem Boden der allgemeinen Krise des Kapitalismus nur eine vo-

rübergehende und nur eine schwankende sein konnte, eine neue Blütezeit des Kapitalismus, die des 

„organisierten Kapitalismus“, der in „den Sozialismus hineinwächst“, zu verkünden. In dieser Periode 

müssen, so sagten Sozialdemokraten und reformistische Gewerkschaftsbürokratie, die Streikkämpfe 

der Arbeiter durch die Wirtschaftsdemokratie, durch die Zusammenarbeit der Arbeiter mit den Kapi-

talisten ersetzt werden. 

„So wie die Arbeiter in den Staat eingedrungen sind, so müssen sie auch in die Wirtschaft eindrin-

gen“, das war die Rattenfängermelodie der Wirtschaftsdemokratie, wie sie Tarnow auf dem Holzar-

beiterverbandstag in Stuttgart 1925 sang und mit der alle reformistischen Gewerkschaftsführer und 

die SPD hausieren gingen. In Wahrheit war es nichts weiter als der Versuch, die demokratischen 

Illusionen in der Arbeiterklasse von neuem zu erwecken und zu festigen und die Streiks der Arbeiter 

überhaupt unmöglich zu machen. Aber die „Theorie“ allein genügt nicht. Darum wurde das System 

der Tarifverträge durch das Schlichtungssystem, das System der Zwangsschiedssprüche und der Ar-

beitsgerichte ergänzt. Die reformistischen Gewerkschaftsführer gehörten zu den eifrigsten Befürwor-

tern dieser Maßnahmen, die faktisch das Streikrecht der Arbeiter beseitigen und jeden Streik, den die 

Arbeiter trotzdem führen, zu einem „ungesetzlichen“, „wilden“ Streik stempeln. Durch das Schlich-

tungssystem verwandeln sich die reformistischen Gewerkschaften in einen Teil des Staatsapparates, 

sie verwachsen mit ihm. Der Charakter der Gewerkschaften und ihre Aufgaben werden von Grund 

auf andere. Sie entstanden, um die ökonomischen Kämpfe der Arbeiter zu organisieren. Unter der 

Führung der reformistischen Gewerkschaftsbürokratie entwickelten sie sich zu Organen der Arbeits-

gemeinschaft mit den Unternehmern. Jetzt werden die reformistischen Gewerkschaftsführer zu Or-

ganisatoren des Streikbruchs. 

[522] Bei jedem Konflikt und Streik stoßen die Arbeiter jetzt sofort in allen Fällen, wo der kapitalis-

tische Staat unmittelbar durch seinen „Schlichter“ eingreift, auf die Front: Unternehmer, Staat und 

reformistische Gewerkschaftsbürokratie. Die gesellschaftlichen, politischen Bedingungen, unter de-

nen die Arbeiter jetzt einen Streik durchführen, haben eine gründliche Aenderung erfahren. Ihr Streik 

hat in all den Fällen, wo er sich gegen einen vom staatlichen Schlichter für verbindlich erklärten 

Schiedsspruch richtet, einen politischen Charakter. Jeder dieser Streiks wird zu einer Kraftprobe im 

kleinen Maßstabe zwischen der Arbeiterklasse, den Unternehmern, ihren reformistischen Lakaien 

und dem kapitalistischen Staat. 

Aber dies führt wiederum dazu, daß die Arbeiter unmittelbar im Kampfe die Unzulänglichkeit des 

ökonomischen Kampfes erkennen und die Erfahrung machen, daß sie, selbst bei Abwehr eines Lohn-

abbaues, zu höheren Formen des Kampfes, zur Anwendung der Waffe des politischen Massenstreiks 

übergehen müssen. 
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Der Ruhrbergarbeiterkampf war dafür ein typisches Beispiel. Er war seinem politischen Inhalt nach 

ein direkter Streik gegen die Brüningregierung, die den Ruhrindustriellen einen zehnprozentigen 

Lohnrabatt versprochen hatte. Der sofortige Einsatz der gesamten Polizei- und Behördenapparate ge-

gen die Streikenden, das Eingreifen der Brüningregierung mit einer diktatorischen Notverordnung 

zur zwangsweisen Festlegung eines sechsprozentigen Lohnahbaues enthüllte breiten Massen den po-

litischen Charakter des Kampfes und die Rollen, die die Regierung, der staatliche Gewaltapparat und 

das Schlichtungswesen als Instrumente der kapitalistischen Ausbeuter spielen. 

Je größer die Zahl der am Streik beteiligten Arbeiter und je größer ihr spezifisches Gewicht im Pro-

duktionsprozeß, um so heftiger werden in der Krise die Zusammenstöße zwischen Kapital und Arbeit. 

Sie haben selbst als ökonomische Streiks eine politische Bedeutung. Sie bereiten den Boden für die 

politischen Massenstreiks vor. 

Die Bestrebungen der Unternehmer, des Staates, als der staatlich organisierten Macht der besitzenden 

Klasse, der reformistischen Gewerkschaftsbürokratie und der Sozialdemokratie und der faschisti-

schen Organisationen unter der Führung des Stahlhelms und der Nationalsozialisten laufen darauf 

hinaus, den Klassenkampf der Arbeiter zu Liquidieren, Streiks unmöglich zu machen. Die von Hitler 

geführten Nationalsozialisten erklären offen, daß es ihre Aufgabe ist, den „Kampf gegen den Klas-

senkampf“ (Goebbels „ABC des Nationalsozialismus“) zu führen. Wenn sie sich trotzdem bei ein-

zelnen Streikbewegungen der Arbeiter für den Streik aussprechen (Berliner Metallarbeiterstreik 

1930), so nur deshalb, weil sie von der Kraft der Bewegung beiseite geschoben werden, weil sie auf 

diese Weise hoffen, Einfluß in der Arbeiterklasse zu gewinnen. Im Grunde genommen verfolgen sie 

keine andere Taktik als die Sozialdemokratie und die reformistische Gewerkschaftsbürokratie, die 

zwar nicht offiziell dem Klassenkampf der Arbeiter den Kampf ansagen, die „theoretisch“ den Klas-

senkampf „anerkennen“, aber in der Tat, in der Praxis den schärfsten Kampf gegen die Arbeiterklasse 

führen, die alles tun, um den Klassenkampf der Arbeiterklasse zu liquidieren. 

Es ist klar, daß unter diesen veränderten Bedingungen spontane Streiks seltener ausbrechen als in der 

Vergangenheit, daß in allen diesen Kämpfen die selbständige politische und organisatorisch führende 

Rolle der Kommunistischen Partei von vornherein von prinzipiell viel größerer [523] Bedeutung ist. 

Das heißt nicht, daß die Spontaneität der Arbeitermassen bei den kommenden Kämpfen keine Rolle 

spielen wird. Aber zeigten schon die Streiks der Vergangenheit, daß es nicht genügt, daß die Kom-

munistische Partei nur die politische Leitung der Massen hat, so ist heute klar, daß die Streiks der 

Arbeiter sich nicht entfalten können, wenn die Kommunistische Partei nicht von vornherein mi t  de r  

po l i t i s che n Leitung auch  die t echn i s che  Leitung schon in der Vorbereitung der Bewegung hat. 

Deshalb ist die organisatorische Frage der Schaffung eines Kampfapparates von großer politischer 

Bedeutung. Das organisatorische Moment schlägt in das politische um. Die Vernachlässigung und 

die Nichtbeachtung der Organisationsfragen führt, das zeigen die Streiks der Vergangenheit, selbst 

bei einer richtigen politischen Einstellung, bei einer richtigen politischen Linie der Partei, dazu, daß 

sich die Agenten der Bourgeoisie der Streikbewegung in kritischen Momenten bemächtigen, um die 

Führung, die in allen Fällen eine Führung der Niederlagenstrategie ist, zu übernehmen. 

Unter den gegenwärtigen Bedingungen, wo die Sozialdemokratie und die reformistische Gewerk-

schaftsbürokratie die Gewerkschaften, diese wichtige Waffe des Klassenkampfes des Proletariats, in 

ein Werkzeug für die Durchführung der Politik der Bourgeoisie und zur Rettung des Kapitalismus 

umgewandelt haben, ist die Schaffung einer revolutionären Gewerkschaftsbewegung, die Organisie-

rung der Arbeiter in der Revolutionären Gewerkschaftsopposition, die Bildung revolutionärer Ge-

werkschaftsverbände überall dort, wo die Bedingungen dazu reif sind, und die Arbeit der Kommu-

nisten in den reformistischen Gewerkschaften und in den Betrieben zur Liquidierung des Massenein-

flusses der Sozialdemokratie und der reformistischen Gewerkschaftsbürokratie eine unbedingte Not-

wendigkeit. Unter der Führung der Kommunistischen Partei erwächst der revolutionären Gewerk-

schaftsbewegung die Aufgabe, den ökonomischen Kampf der Arbeiter zu organisieren und zu führen, 

die Aufgabe, die Karl Marx in der Resolution auf dem I. Kongreß der Internationalen Arbeiterasso-

ziation den Gewerkschaften gestellt hat: 
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„Abgesehen von ihren ursprünglichen Zwecken müssen die Gewerkschaften nunmehr lernen, bewußterweise 

als Brennpunkte der Organisation der Arbeiterklasse zu handeln, im großen Interesse ihrer vollständigen 

Emanzipation. Sie müssen jede soziale und politische Bewegung unterstützen, die auf dieses Ziel lossteuert, 

indem sie sich selbst als die Vorkämpfer und Vertreter der ganzen Klasse betrachten und danach handeln, muß 

es ihnen gelingen, die außerhalb der Gewerkschaft Stehenden an sich zu ziehen. Sie müssen sich sorgsam der 

Interessen der schlechtbezahltesten Arbeiterschichten annehmen, z. B. der Landarbeiter, denen besonders un-

günstige Umstände ihre Widerstandskraft genommen haben. Sie müssen die ganze Welt zur Ueberzeugung 

bringen, daß ihre Bestrebungen weit entfernt, engherzig und selbstsüchtig zu sein, vielmehr die Emanzipation 

der niedergetretenen Massen zum Ziele haben.“ (Zitiert nach H. Duncker, Anhang zu „Lohn, Preis und Profit“, 

Internationaler Arbeiter-Verlag, S. 75.) 

Als „Brennpunkte der Organisation der Arbeiterklasse“, im Interesse des Befreiungskampfes des Pro-

letariats zu handeln, das ist die Aufgabe die heute der revolutionären Gewerkschaftsbewegung zufällt. 

Es ist klar, daß sich die revolutionäre Gewerkschaftsbewegung nicht nur darauf beschränken kann, 

die Arbeiter nur für ihre ökonomischen Forderungen des Betriebes oder der Branche zu mobilisieren 

und zu organisieren, sondern daß sie unter Führung der Kommunistischen Partei und zusammen mit 

dieser bei der weiteren Verschärfung des Kampfes die Arbeiter auch für den politischen Massenstreik 

mobilisieren und orga-[524]nisieren, daß sie gemeinsam mit der Kommunistischen Partei den Ueber-

gang vom ökonomischen zum politischen Streik mit vorbereiten muß. 

Der Kampf der Ruhrbergarbeiter konnte nicht allein dadurch ausgelöst werden, daß die Kommunis-

tische Partei den Arbeitern ihre Lage zum Bewußtsein brachte, die Verräterrolle der Sozialdemokratie 

und der reformistischen Gewerkschaftsbürokratie aufzeigte und die Massen zum Kampf aufforderte. 

Das allein genügte nicht, um die streikbrecherische Tätigkeit der Reformisten lange vor Beginn des 

Streiks zu paralysieren. Notwendig war außerdem die Schaffung eines festen Kampfapparates. Die 

Voraussetzung, daß tausende Agitatoren für den Streik vorhanden und in der Revolutionären Ge-

werkschaftsopposition organisiert waren, machte die Auslösung der Streiks möglich. 

Mit der Vorhut der Arbeiterklasse, mit den Kommunisten und den Anhängern der RGO allein können 

Streiks der Arbeiterschaft jedoch nicht durchgeführt werden. Ein Streik, an dem sich nur die Vorhut 

der Arbeiterklasse beteiligt, während die parteilosen, sozialdemokratischen und christlichen Arbeiter 

weiter arbeiten, ist wirkungslos. Er trifft die Bourgeoisie nicht. Er gibt vielmehr den Kapitalisten die 

Möglichkeit, die Betriebe von revolutionären Arbeitern zu säubern, er führt von vornherein zur Nie-

derlage. Damit nicht nur die Anhänger der RGO, sondern auch die Massen der in den reformistischen 

und christlichen Gewerkschaften organisierten Arbeiter in den Streik geführt werden, ist die Bildung 

von Kampfausschüssen und Streikleitungen, die ihrem Charakter nach Organe der Einheitsfront der 

Arbeiterklasse auf der Grundlage des Kampfes gegen den Lohnraub sind und die alle Schichten der 

Arbeiter, die sozialdemokratischen, christlichen, unorganisierten, Anhänger der RGO und Kommu-

nisten erfassen, notwendig. Damit die Erwerbslosen den Streikenden nicht in den Rücken fallen und 

als Streikbrecher in die Betriebe gehen, sondern den Streik unterstützen, muß eine enge Verbindung 

zwischen den Arbeitern im Betrieb und den Erwerbslosen bestehen. Es genügt nicht, diese Verbin-

dung erst unmittelbar vor dem Streik herzustellen. Diese Verbindung muß vielmehr eine dauernde 

sein. Die Arbeiter im Betrieb müssen die Forderungen und Aktionen der Erwerbslosen unterstützen, 

in den Erwerbslosenausschüssen eine ständige Vertretung haben, wie umgekehrt die Erwerbslosen 

zu den Betriebsversammlungen der Arbeiter hinzugezogen werden, zu den Forderungen und Aktio-

nen der Betriebsarbeiter Stellung nehmen, an der Vorbereitung, Auslösung und Führung ihrer 

Kämpfe teilnehmen sollen. 

Die Herstellung der Einheitsfront des Proletariats zum Kampf um die Tagesinteressen der Arbeiter 

wird angesichts der Streikbrecherrolle der reformistischen Gewerkschaftsführer und der Führer der 

Sozialdemokratie zu einer wesentlichen Voraussetzung, um wirkungsvolle Streiks durchführen zu 

können. Ohne die Einheitsfront aller Arbeiter, deren organisatorische Form die Einheitskomitees, die 

Kampfausschüsse und Streikleitungen sein müssen, keinen erfolgreichen Kampf gegen den Lohn-

raub, gegen die Verschlechterung der Lebenshaltung der Arbeiterklasse. Nur dadurch, daß die Kom-

munistische Partei einen unermüdlichen zähen Kampf zur Herstellung dieser Einheitsfront, zur 
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Gewinnung der sozialdemokratischen, christlichen, parteilosen Arbeiter für den Klassenkampf führt, 

dieser Einheitsfront eine politische und organisatorische Grundlage gibt, ist es möglich, Streiks zu 

führen, an denen nicht nur die Vorhut der Arbeiterklasse, sondern alle Arbeiter eines Betriebes, eines 

Industriezweiges oder eines Gebietes aktiv teilnehmen. 

[525] Aber damit ist die Aufgabe der Kommunistischen Partei noch nicht erschöpft. Die Solidaritäts-

streiks der Bergarbeiter in Oberschlesien, der Duisburger und Düsseldorfer Hafenarbeiter während 

des Ruhrarbeiterstreiks zeigen die objektive Möglichkeit der Hineinziehung weiterer Arbeitermassen 

in die Streikbewegung. In der Situation der unerhörten Unternehmeroffensive, des Einsetzens des 

gesamten Staatsapparates gegen die Arbeiterklasse, des systematischen Abbaus aller sozialen Ein-

richtungen und der Durchführung der faschistischen Diktatur als der politischen Herrschaftsform des 

Finanzkapitals, muß die Kommunistische Partei alle Vorbereitungen treffen, um in jedem Augenblick 

des Angriffs der Bourgeoisie die Arbeitermassen zum Gegenangriff führen zu können. 

Die Kommunistische Partei kann die Arbeitermassen nur in dem Maße an die höheren Aufgaben 

heranführen, wie sie es versteht, durch den Kampf selbst den Arbeitern die Erfahrung zu übermitteln, 

daß sie in der Anwendung der Kampfformen, Methoden und Mittel weitergehen müssen. Nur durch 

die eigene Erfahrung werden die Arbeiter lernen, den Kapitalismus und seine faschistischen und so-

zialfaschistischen Helfer zu schlagen. Nur durch die eigene Erfahrung lernen die Arbeiter, daß sie 

sich nicht auf ökonomische Streiks beschränken können, um die Angriffe der Bourgeoisie, des kapi-

talistischen Staates, der faschistischen Mordbanden usw. abzuwehren. 

Die Aufgabe der Kommunistischen Partei besteht darin, die Arbeiter diesen Weg zu führen: daß sie 

den Kampf der Arbeiterklasse gegen die Offensive des Kapitals organisiert, daß sie den Kampf der 

Arbeiter in jedem Betrieb, gegen jeden Gewaltakt der Unternehmer organisiert, daß sie die Kampf-

stimmung jeder Gruppe des Proletariats mobilisiert und organisiert, von der Propaganda der selbstän-

digen Führung des Kampfes zu ihrer Umsetzung in die Praxis, in die Tat, übergeht. 

Die Auslösung und Führung ökonomischer Kämpfe ist eine wichtige Voraussetzung, um zu der hö-

heren Kampfform, dem politischen Massenstreik fortzuschreiten. Das bedeutet nicht, daß der politi-

sche Massenstreik nu r  aus den ökonomischen Kämpfen der Arbeiter herauswächst. Politische Pro-

teststreiks können aus den verschiedenen Ursachen auch bei dem Fehlen größerer ökonomischer 

Streiks entstehen, wie z. B. der politische Proteststreik gegen die Maimorde im Jahre 1929, die poli-

tischen Proteststreiks einzelner Betriebe gegen die Notverordnungen der Brüningregierung am 1. Juli 

1931 in Berlin, wie der politische Proteststreik der Arbeiter gegen einen faschistischen Ueberfall auf 

Arbeiterversammlungen in Radeberg im Februar d. J., wie der politische Proteststreik der Braun-

schweiger Arbeiter gegen die Ermordung von drei Arbeitern durch die Nazis anläßlich ihres Aufmar-

sches in Braunschweig am 18. Oktober. Aber in allen Fällen der letzten Zeit, wo die Arbeiter den 

politischen Massenstreik durchführten, waren das politische P r o t e s t streiks. Den Charakter politi-

scher Kampf streiks werden die politischen Streiks in der Regel erst erhalten durch die Verbindung 

zwischen ökonomischen und politischen Streiks. „Ohne enge Verbindung dieser zwei Streikarten 

(ökonomischer und politischer Streik) ist eine wirkliche breite Massenbewegung, eine Bewegung von 

gesamtnationaler Bedeutung unmöglich.“ Diese Feststellung Lenins hat im vollen Maße Gültigkeit 

auch für die revolutionären Kämpfe in Deutschland. Damit die breite Masse der Ausgebeuteten am 

Kampfe teilnimmt, ist es notwendig, die täglichen Kämpfe dieser Masse zu organisieren und zu führen. 

„Die breite Masse der Ausgebeuteten würde man nie in eine revolutionäre Bewegung hineinreißen können, 

wenn diese Masse nicht täglich vor sich Bei-[526]spiele zu sehen bekäme, wo die Lohnarbeiter verschiedener 

Branchen unmittelbare, sofortige V e r b e s s e r u n g e n  ihrer Lage von den Kapitalisten erzwingen.“ 

Der Kampf um die Verbesserung ihrer Lage, die Erfolge, die die Arbeiter erzwingen, erzieht die 

Masse zum Kampfe. 

„Erst der Kampf erzieht die ausgebeutete Klasse, erst der Kampf gibt ihr das Maß ihrer Kräfte, erweitert ihren 

Horizont, steigert ihre Fähigkeit, klärt ihren Verstand auf, stählert ihren Willen.“ (Lenin: „Gesammelte 

Werke“, Band 19, Seite 440 usf.) 
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Die Entwicklung der Kämpfe in den Krisen der Vergangenheit bestätigen die Richtigkeit der Fest-

stellungen Lenins. Nicht nur die russischen Arbeiter erkämpften sich 1905 durch Massenstreiks eine 

ökonomische Besserung ihrer Lage und politische Freiheiten, das taten auch die Arbeiter in Deutsch-

land in den Kämpfen 1918 bis 1920. Durch die Streiks und vor allem durch die politischen Massen-

streiks erkämpfte die Arbeiterklasse in Deutschland den Achtstundentag und die Bergarbeiter des 

Ruhrgebiets auf einer ganzen Anzahl Schachtanlagen sogar die Sechsstundenschicht, und generell für 

alle Bergarbeiter die Siebenstundenschicht. Diese unmittelbaren Erfolge gaben auch in Deutschland 

der Bewegung ihre große Kraft. In diesen Kämpfen wandte das Proletariat die verschiedensten For-

men des politischen Massenstreiks an, vom politischen Demonstrationsstreik der Arbeiter eines Be-

triebes gegen die Maßregelung und Verhaftung revolutionärer Funktionäre bis zum politischen Ge-

neralstreik der Arbeiterklasse ganz Deutschlands, zum Sturz der Kapp-Regierung 1920 und der Cuno-

Regierung 1923. In den Jahren 1918 bis 1923 gab es in Deutschland keine Arbeiterkategorie, die 

nicht durch die Streiks, sowohl durch den ökonomischen als auch den politischen Massenstreik, mo-

bilisiert und zum Kampf organisiert worden wäre. Die bisher rückständigsten Schichten, wie die 

Landarbeiter und Eisenbahner, erkämpften sich durch den Streik bessere Existenzbedingungen. Die 

Landarbeiter räumten durch gewaltige Streiks mit der schmachvollen Gesindeordnung, einem Ueber-

bleibsel der Leibeigenschaft, auf und erkämpften sich an Stelle des 12- und 14stündigen Arbeitstages 

den Acht- und Zehnstundenarbeitstag. Die Eisenbahner, denen unter dem monarchistischen Regime 

das Koalitionsrecht zum Streikrecht vorenthalten wurde, erzwangen sich durch den Streik das Koali-

tions- und Streikrecht, den Achtstundentag und eine sofortige ökonomische Verbesserung ihrer Lage. 

* 

Die Mobilisierung und Organisierung der Arbeitermassen zum Kampfe ist die Aufgabe der Kommu-

nistischen Partei. Es gibt für die Bourgeoisie nicht eine an sich ausweglose Situation. Die Frage, ob 

die Bourgeoisie imstande ist, einen Ausweg aus der Krise zu finden, wird nur durch den Kampf des 

Proletariats entschieden. Der politische Massenstreik ist eines der wichtigsten Kampfmittel zur Mo-

bilisierung der Massen zu diesem Kampfe. 

Die Kommunistische Partei hat aus den Erfahrungen der Kämpfe der deutschen Arbeiterklasse, sowie 

aus ihren eigenen Fehlern der Vergangenheit gelernt. Das zeigen die Beschlüsse des Plenums des 

Zentral-Komitees der KPD vom 17. Januar 1931. In diesen Beschlüssen wird mit Nachdruck die 

Notwendigkeit der Anwendung des politischen Massenstreiks betont. 

„Mit der weiteren Verschärfung der ökonomischen und politischen Krise in Deutschland entstehen 

bereits Tendenzen einer revolutionären Krise im Lande. Wie weit diese Tendenzen wachsen und sich 

entfalten, [527] hängt in erster Linie vom Gang des Klassenkampfes, von der Kraftentfaltung und 

Massenaktivität des Proletariats unter Führung der Kommunistischen Partei ab. 

Mit der Verschärfung der Situation, der Entstehung von Tendenzen einer revolutionären Krise wird 

der politische Massenstreik zum wichtigsten Kampfmittel in dieser Situation.“ 

Die Arbeiterklasse hat in der Vergangenheit durch die Tat gezeigt, daß es die Waffe des politischen 

Massenstreiks anzuwenden versteht. In den bevorstehenden Kämpfen wird diese Waffe eine große 

Rolle spielen. Sie wird ein wichtiges Werkzeug sein, mit dessen Hilfe das Proletariat unter der Füh-

rung der Kommunistischen Partei seinen Kampf tun die Befreiung vom Joche des Kapitalismus, um 

die Errichtung der sozialistischen Gesellschaft führen wird. 

* 

Zur Marxschen Geldtheorie 

Wir bringen den nachstehenden Diskussionsartikel des Genossen Ch. W., da er geeignet ist, eine 

gründliche Behandlung dieses Themas anzubahnen, das durch die inflationistischen Vorstöße von 

Teilen der Schwerindustrie und Großagrarier besondere Bedeutung erhält.  Die Red. 

Ch. W. Die Entwicklung der internationalen Kreditkrise führte zu einer gewaltigen Störung des in-

ternationalen Kreditsystems und im Zusammenhang damit zu einer äußersten Verschärfung des 

Kampfes um das Gold. Das Gold ist das Fundament des vielgestaltigen Kreditgebäudes, was um so 
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deutlicher hervortritt, je schärfer die Krise sich zuspitzt. Die gegenwärtige Phase der Krise bringt das 

Wort Marxens wieder in Erinnerung: „Nur Geld ist Ware, nur Gold ist Geld“. 

Im Zusammenhang mit der Kreditkrise wurden eine Reihe von Ländern gezwungen, den Goldstan-

dard aufzugeben. Dieser Prozeß begann in England, griff auf die skandinavischen Länder über, um 

von hier aus weiter um sich zu greifen. Plötzlich gewann in diesem Zusammenhang das Wort Inflation 

wieder seinen, den Arbeitern wohlbekannten Klang. Die beginnende Inflation in England wurde als 

der Ausweg aus der Krise bezeichnet. In Deutschland selbst mehrten sich die Stimmen, die für eine 

neue Inflation Propaganda machten. Allen voran die Schwerindustrie und das Agrarkapital. Andere, 

die nicht so offen sich hervorwagten, predigten, daß das ganze Elend Deutschlands an dem quantitativ 

ungenügendem Zirkulationsmittelumlauf liege. Man müsse zusätzliche Geldmengen in die Zirkula-

tion pumpen, um Kreditkrise und Deflation zu überwinden. Die Nazis, die ja unter dem Mittelstand 

viele ihrer Anhänger haben, empfahlen das Feder-Geld, dessen Einführung den Sparern sehr schnell 

gezeigt hätte, daß Feder-Geld und Inflation identische Begriffe sind. 

Diese Pläne der Bourgeoisie zur Rettung aus der Krise auf Kosten der breiten Massen entfachten in 

der ganzen bürgerlichen Presse breite Kampagnen, i n  denen  s i ch  d i e  Unf äh i gke i t  de r  Bour -

geo i s i e, d i e  Gese t ze  i h r e r  e igenen  Wi r t s cha f t  auch  nu r  im  en t f e r n t e s t en  z u  be -

g r e i f e n, e r s ch r eckend  o f f enba r t e. Der Bankrott aller bürgerlichen Geldtheorien trat bei den 

Debatten über die Wege, welche zur Inflation führen, deutlich hervor, einerlei ob die Vertreter der 

Quantitätstheorie, die Nominalisten oder andere zu Worte kamen. Es zeigt sich auch hier, daß über 

das Geldproblem nur  m i t  H i l f e  de r  t heor e t i s chen  E r kenn t n i s  von  Mar x  Klarheit zu 

schaffen ist. Da die Frage auch für unsere Agitation [528] großer Bedeutung ist, sei das Wesen der 

Marxschen Geldtheorie im Zusammenhang knapp entwickelt. 

Die Marxsche Geldtheorie. 

Bei der Erörterung der Marxschen Geldtheorie müssen wir von einigen Grundfragen ausgehen, die 

sicherlich vielen Genossen bereits geläufig sind. In der Warenproduktion werden bekanntlich die 

erzeugten Waren nicht vom der Erzeuger auch selbst konsumiert. Sie werden vielmehr für den Markt, 

d. h. zum Verkauf produziert. Damit entsteht auch das Bedürfnis nach einer Ware (Geld), in der die 

Preise a l l e r  auf dem Markt befindlichen Waren ausgedrückt werden können. „Nur  d i e  ge se l l -

s cha f t l i che  Ta t  kann  e i ne  be s t im mt e  W a r e  zum  a l l geme i nen  Aequ i va l en t  m a -

che n.“ Diese Rolle eines Wertmessers spielten der Entwicklung der Warenproduktion verschiedene 

Waren. Sie blieb schließlich am Golde haften. 

„Gold ist Ware wie jede andere Ware an der Quelle seiner Produktion. Sein relativer Wert und der des Eisens 

oder jeder anderen Ware stellt sich hier dar in den Quantitäten, worin sie sich wechselseitig austauschen. Aber 

im Zirkulationsprozeß ist diese Operation bereits vorausgesetzt, in den Warenpreisen ist sein eigener Wert 

bereits gegeben.“ 

(Marx: Zur Kritik der politischen Oekonomie, S. 7/8.) 

Gerade das Gold eignete sich von Natur „zur gesellschaftlichen Funktion eines allgemeinen Aequi-

valents“. Es war teilbar, leicht transportierbar und verlor weder durch zeitliche noch durch örtliche 

Veränderung an Wert. Mit seiner Funktion als Wertmesser wurde der Gebrauchswert der besonderen 

Geldware ein zwiefacher. Ueber seinen spezifischen Gebrauchswert als Rohmaterial erhält die Geld-

ware „einen formalen Gebrauchswert, der aus ihrer spezifischen gesellschaftlichen Funktion ent-

springt“ (Marx: Das Kapital I, S. 52). Das Gold wird auf diese Weise für die ganze Gesellschaft ein 

be sonde re r  Gebrauchsgegenstand. E s  w i r d  M a ß  de r  Wer t e. Doch es kann nur als Wertmesser 

fungieren, weil in allen Waren einschließlich des Goldes etwas gemeinsames enthalten ist. Sie sind 

Produkte menschlicher Arbeit und als solche Werte. 

„Geld als Wertmaß ist notwendige Erscheinungsform des immanenten Wertmaßes der Waren, der Arbeitszeit.“ 

(S. 56.) 

Doch eine Eigenschaft besitzt das Metallgeld (Gold) nicht, es hat keinen Preis. Dem Metallgeld einen 

Preis anzuhängen, wäre eine Tautologie, denn der Preis ist das, was eine Ware kostet. Natürlich wäre 

es lächerlich zu sagen, zehn Goldmark kosten zehn Mark in Gold. 
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Das in Münzen verwandelte Geldmaterial (Gold) dient als Wertmesser der Waren und damit ist es 

auch in der Warenzirkulation Zirkulationsmittel. Den Prozeß der Warenzirkulation bezeichnet Marx 

bekanntlich mit der Formel W–G–W. In diesem Prozeß übernimmt das Geld eine Vermittlerrolle, so 

daß sich über das Geld, Ware gegen Ware austauschen kann. Während die Ware nach ihrem Verkauf 

bzw. Kauf aus der Zirkulation verschwindet, bleibt das Geld ständig im Umlauf. 

Das Geld ist als gesellschaftliches Produktionsverhältnis aufzufassen. Bei dem Austauschen zwi-

schen Geld und Ware bleibt seine stoffliche Seite außer Betracht. Es ist kein Austausch zweier Ge-

brauchswerte. Vielmehr ist der Austausch nach seinem gesellschaftlichen Gehalt zu betrachten als 

Metamorphose der Ware. 

„Ware und Geld als solche sind nur gegensätzliche Formen der Ware selbst, also verschiedene Existenzweisen 

derselben Ware.“  (Marx: Zur Kritik der pol. Oek., S. 119.) 

Durch die Metamorphose der Ware erhält die Arbeit des Produzenten, d. h. je Privatarbeit die Form 

der gesellschaftlichen Arbeit. Demen t sp r echend  [ 5 29] i s t  auch  de r  Ge l dum l auf  nu r  de r  

Wi de r sche i n  de r  Me t am or phose  de r  War e  i n  i h ren  ve r s ch i edenen  Mom en te n. Da-

rum ist auch die Größe und die Umlaufgeschwindigkeit des Geldes von dem Formwechsel der Ware 

abhängig. 

„Der Geldumlauf ist bloß die Erscheinung der Metamorphose der Waren oder des Formwechsels, worin sich 

der gesellschaftliche Stoffwechsel vollzieht.“  (a. a. O., S. 135.) 

Hier entsteht nun die erste Frage: Wie groß muß die Geldmenge sein, die für die jeweilige Zirkulation 

notwendig ist. Darüber schreibt Marx: 

„Für einen gegebenen Zeitabschnitt des Zirkulationsprozesses ist die Masse des als Zirkulationsmittel funkti-

onierenden Geldes gleich der Preissumme der Waren, dividiert durch die Umlaufsanzahl gleichnamiger Geld-

stücke ... 

Wächst daher die Anzahl der Umläufe der Geldstücke, so nimmt ihre zirkulierende Masse ab. Nimmt die 

Anzahl ihrer Umläufe ab, so wächst ihre Masse.“ 

„Bei gleichbleibenden Warenpreisen kann die Masse der Zirkulationsmittel wachsen, weil die Masse der zir-

kulierenden Waren zunimmt, oder die Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes abnimmt, oder beides zusammen-

wirkt. Die Masse der Zirkulationsmittel kann umgekehrt abnehmen mit abnehmender Warenmasse oder zu-

nehmender Zirkulationsgeschwindigkeit. 

Bei allgemein steigenden Warenpreisen kann die Masse der Zirkulationsmittel gleichbleiben, wenn die Masse 

der zirkulierenden Waren in demselben Verhältnis abnimmt, worin ihr Preis zunimmt, oder die Umlaufsge-

schwindigkeit des Geldes ebenso rasch zunimmt wie die Preiserhöhung, während die zirkulierende Waren-

masse konstant bleibt. Die Masse der Zirkulationsmittel kann fallen, weil die Warenmasse rascher ab- oder die 

Umlaufsgeschwindigkeit rascher zunimmt als die Preise. 

Bei allgemein fallenden Warenpreisen kann die Masse der Zirkulationsmittel gleichbleiben, wenn die Waren-

masse in demselben Verhältnis wächst, worin ihr Preis fällt, oder die Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes in 

demselben Verhältnis abnimmt wie die Preise. Sie kann wachsen, wenn die Warenmasse rascher wächst oder 

die Zirkulationsgeschwindigkeit rascher abnimmt, als die Warenpreise fallen. 

Die Variationen der verschiedenen Faktoren können sich wechselseitig aufheben, so daß ihrer beständigen 

Unstetigkeit zum Trotz die zu realisierende Gesamtsumme der Warenpreise konstant bleibt, also auch die zir-

kulierende Geldmasse. Man findet daher, namentlich bei Betrachtung etwas längerer Perioden, ein viel kon-

stanteres Durchschnittsniveau der in jedem Lande zirkulierenden Geldmasse und, mit Ausnahme starker Stö-

rungen, die periodisch aus den Produktions- und Handelskrisen, seltener aus einem Wechsel im Geldwert 

selbst entspringen, viel geringere Abweichungen von diesem Durchschnittsniveau, als man nach dem Augen-

schein erwarten sollte.“ (K. Marx: Das Kapital, I, 78, 79, 80, 81.) 

Fällt nun das Quantum der erforderlichen Zirkulationsmittel unter das für die Zirkulation notwendige 

Minimum, so werden eine Reihe von Maßregeln zur Vergrößerung des Geldquantums hervorgerufen. 

Steigt jedoch die Menge der Umlaufsmittel über das für die Zirkulation notwendige Quantum hinaus, 

so wird sich ein Abströmen des Metalls ins Ausland bemerkbar machen. 
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Durch die Tatsache nun, daß „der Geldumlauf selbst den Realgehalt vom Nominalgehalt der Münze  

scheidet“, besteht die Möglichkeit, das Metall (Gold) durch Symbole, wie durch Papier usw. zu er-

setzen. Dieses Symbol oder Geldzeichen, das anstelle des Goldes tritt, muß jedoch gesellschaftliche 

Gültigkeit erlangen. Dies geschieht durch den Zwangskurs. 

Hier taucht nun die entscheidende mit der Inflation zusammenhängende Frage auf. Wieviel Papier-

geld kann anstelle des Goldes in Umlauf gebracht werden, ohne daß das Papiergeld entwertet wird. 

Die erschöpfende Antwort finden wir in dem von Marx aufgestellten Gesetz: 

[530] „Das Papiergeld ist Goldzeichen oder Geldzeichen. Sein Verhältnis zu den Warenwerten besteht nur 

darin, daß sie ideell in denselben Goldmengen ausgedrückt sind, welche vom Papier symbolisch sinnlich dar-

gestellt werden. Nur sofern das Papiergeld Goldquanta repräsentiert, die wie alle anderen Warenquanta, auch 

Wertquanta, ist es Wertzeichen.“ (Das Kapital, I, S. 86.) 

Daraus geht eindeutig hervor, daß, wenn das Papiergeld die Quantität von Goldmünze gleicher Be-

nennung, welche zirkulieren könnte, überschreitet, eine Entwertung des Papiergeldes eintritt. Wäre 

für die Zirkulation eine Million Geld in Gold notwendig und würden aber in der Zirkulation zwei 

Millionen in Papiergeld hineingepumpt werden, so würde trotzdem das Papiergeld nur der Geldname 

für eine Million sein. „Die Wirkung ist dieselbe, als wäre das Gold in seiner Funktion als Maßstab 

der Preise verändert worden. Dieselben Werte, die sich daher vorher im Preise von ein Pfund Sterling, 

drücken sich jetzt im Preise von zwei Pfund Sterling aus.“ (a. a. O., S. 86.) 

Wie Hilferding Marx „verbesserte“ 

Hilferding hat sich bekanntlich im „Finanzkapital“ die Aufgabe gestellt, Marx zu ergänzen. Was aus 

solchen „Ergänzungen“ oder „Vertiefungen“ herauskommt, wissen wir zur Genüge. So schreibt Hil-

ferding im „Finanzkapital“: 

„Man hat übrigens bei manchen Aeußerungen von Marx über die Geldprobleme die Empfindung, daß in sei-

nem Bewußtsein gewisse Folgerungen, die sich aus seiner Geldtheorie ergeben, einen Kampf führen gegen die 

Anschauungen, die aus dem empirischen Material seiner Zeit gewonnen und auf bloß logischem Wege nicht 

vollständig zu überwinden sind.“ 

Und weiter schreibt er dann: 

„Bei Papierwährung und gesperrter Währung überhaupt kann ... ein Ab- und Zufluß aus der Zirkulation nicht 

stattfinden, da ja das nichtzirkulierende Papierzeichen minderwertig wäre. Hier muß man also auf den Zirku-

lationswert als das Bestimmende zurückgehen und man kann sich nicht begnügen, die Geldzeichen als bloße 

Geldzeichen zu betrachten wie Marx in der ,Kritik der politischen Oekonomie. 

„Am richtigsten scheint mir Marx die Gesetze der Papier- (oder gesperrten) Währung zu formulieren, wenn er 

sagt: ,Die wertlosen Marken sind Wertzeichen, nur soweit sie das Gold innerhalb des Zirkulationsprozesses 

vertreten, und sie vertreten es nur, soweit es selbst als Münze in den Zirkulationsprozeß eingehen würde, eine 

Quantität, bestimmt durch seinen eigenen Wert, wenn die Tauschwerte der Waren und die Geschwindigkeit 

ihrer Metamorphosen gegeben sind.“ (Zur Kritik der politischen Oekonomie, S. 113.) Nur erscheint der Um-

weg überflüssig, den Marx einschlägt, indem er zuerst den Wert der Münzmasse bestimmt und durch ihn erst 

den des Papiergeldes. Der rein gesellschaftliche Charakter dieser Bestimmung kommt viel deutlicher zum 

Ausdruck, wenn man den Wert des Papiergeldes direkt vom gesellschaftlichen Zirkulationswert ableitet. Daß 

historisch die Papiergeldwährungen aus Metallwährungen entstanden, ist kein Grund, sie auch theoretisch so 

zu betrachten. Der Wert des Papiergeldes muß abgeleitet werden können, ohne auf das Metallgeld zu rekur-

rieren.“ (Hilferding, Das Finanzkapital, Wien 1920, S. 48.) 

Was Hilferding will, ist also klar. Hilferding behauptet, daß der Wert des Papiergeldes vom Wert des 

Goldes unabhängig sei. Nach ihm ist der Gesamtwert, den es jeweils repräsentiert, unmittelbar durch 

die der Geldmenge gegenüberstehende Warenmenge bestimmt – gleichbleibende Umlaufsgeschwin-

digkeit vorausgesetzt. 

Welche Auffassung vertritt nun Marx? Auch er sagt, daß der Wert des Papiergeldes durch den Wert 

der ihm gegenüberstehenden Warenmenge bestimmt werde. Aber, und hier kommt der entscheidende 

Unterschied gegenüber Hilferding. – N i ch t  unm i t t e l ba r  w i r d  de r  Wer t  de s  Pap i e r ge lde s  



Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 12 – 394 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 05.04.2023 

be s t im m t, sonde r n  ve r mi t t e l s  de s  Go l des, das in seiner leib-[531]lichen Gestalt bei der Pa-

pierwährung nicht fungiert. Es fungiert jedoch nach wie vor als Wertmesser. 

Hilferding aber dagegen behauptet, daß der Wert des Papiergeldes abgeleitet werden kann, ohne  zu 

dem Metallgeld Zuflucht zu nehmen. Doch das brachte er nur fertig dadurch, daß er stillschweigend 

Wert und Preis einander gleichsetzte. Bei ihm ist die Bezeichnung Mark, Dollar usw. keine Preis-, 

sondern eine Wertbestimmung, oder beide sind bei ihm identisch. Hätte sich Hilferding die Frage 

gestellt, wie die Waren einen Preis bekommen, ehe der Geldwert festgestellt ist, so hätte ihm seine 

ganze unsinnige Auffassung zum Bewußtsein kommen müssen. So entpuppt sich Hilferding, nach-

dem er ein wichtiges Stück aus der Marxschen Werttheorie herausgebrochen hat, also das Fundament 

der Marxschen Gesetze über die Warenproduktion zerstörte, vor unseren Augen als Quantitätstheo-

retiker, die wie schon Marx sagte, meinen 

„daß Waren ohne Preis und Geld ohne Wert in den Zirkulationsprozeß eingehen“. 

Ueber jene Theorie bemerkte einmal vor dem Krieg der „Simplizissimus“ sehr gut: 

„Durch die kolossale Goldproduktion ist soviel Geld in Umlauf gekommen, daß die Preise so gestiegen sind, 

daß nicht genug Geld vorhanden ist, die Waren zu bezahlen.“ 

Doch kommen wir zurück auf Hilferding und betrachten wir seine Auffassung noch an einem Bei-

spiel: Wir nehmen einen Staat ohne Recht für freie Münzprägung. Angenommen, der Preis der sich 

im Umlauf befindlichen Waren beträgt 40 Milliarden Mark. Ihr entspräche eine Zirkulationssumme 

von vier Milliarden Mark Gold oder Papier. Weiter angenommen, daß infolge Belebung des Ge-

schäfts die im Umlauf befindliche Ware sich auf 60 Milliarden Mark erhöhe: Wie groß muß nun das 

für die Zirkulation notwendige zusätzliche Geldquantum sein; gleichgebliebene Umlaufsgeschwin-

digkeit des Geldes usw. vorausgesetzt. 

Nach dem Marxschen Gesetz ist die Antwort eindeutig. Sie kann nur lauten: 

Die Menge muß der Menge Goldgeld gleich sein, die der zusätzlichen Zirkulation entspricht. 

Anders Hilferding: Nach ihm muß die Menge dem gesellschaftlichen Zirkulationswert entsprechen. 

Das von Hilferding aufgestellte „Gesetz“ des gesellschaftlichen Zirkulationswertes lautet: 

Der gesellschaftliche Zirkulationswert ist gegeben, wenn wir von den Zahlungen absehen durch die 

Formel: 

Wertsumme der Waren 
= Wert der Geldsumme 

Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes 

Diese Formel sieht der Marxschen Formel: 

Preissumme der Waren 
= Masse des als Zirkulationsmittel 

 fungierenden Geldes. Umlaufzahl gleichnamiger Geldstücke 

äußerlich scheinbar gleich. In Wirklichkeit sind beide jedoch prinzipiell unterschieden. 

Der Ausgangspunkt bei Marx ist die Preissumme der Waren. Das ist der Wert in einer bestimmten 

Geldeinheit ausgedrückt (Mark, Frank, Dollar). Von hier aus läßt sich die benötigte Zirkulationsmit-

telmenge leicht feststellen. So befinden sich nach unserem schon angewandten Beispiel Waren im 

Preise von 40 Milliarden Mark im Umlauf. Diese Summe, geteilt durch die Umlaufsanzahl gleichna-

miger Geldstücke in einem Tag, in unserem Beispiel – 10, so ergibt sich eine Zirkulationssumme von 

vier Milliarden Mark. Der Wert des Geldes ist hier immer festbestimmt (Mark). 

[532] Wie sieht aber diese Bestimmung mit Hilfe der Hilferdingschen Formel aus? Bei ihr zeigt es 

sich, daß die Wertsumme der Waren in die Summe der Preise verwandelt werden muß, ohne daß 

vorher eine Bestimmung des Geldwertes erfolgt sei. Auf diese Weise wird der Wert des Geldes, der 

gegeben sein muß, ehe  die Warenzirkulation beginnt, zum Resu l t a t  des Warenaustausches ge-

macht. 
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Doch verfolgen wir das Beispiel weiter: Wir nahmen an, daß sich die im Umlauf befindliche Waren-

masse auf 60 Milliarden, also um 20 Milliarden Mark erhöhte. Nach Hilferding ergäbe sich die zu-

sätzliche Geldmenge für den Umlauf aus der obenstehenden Hilferdingschen Formel, also aus dem 

zusätzlichen gesellschaftlichen Zirkulationswert. Da sitzen wir auch schon fest. Wir können eben zu 

keiner Bestimmung der für die Zirkulation benötigten zusätzlichen Summe kommen, ohne das Gold 

als Maß der Werte zuhilfe zu nehmen. Ohne den Marxschen „Umweg“ über das Gold kommen wir 

zu keinem Resultat. Denn „das Wertzeichen ist unm i t t e l ba r  nur Preiszeichen, also Goldzeichen, 

und nur auf einem Umweg  Zeichen der Wertes der Ware“ (Marx: Zur Kritik, S. 110). 

Die Hilferdingsche Geldtheorie d. h. auf den Zirkulationswert als das Bestimmende zurückzugehen, 

hat mit der Marxschen Geldtheorie nichts gemein. Also kommen wir ohne das Gold zu keiner Lösung. 

Vielmehr erweist es sich als richtig, die Gesetze der Papiergeldzirkulation, s o  w i e  e s  be i  Mar x  

ge sch i e h t, von  de r  M e t a l l ge ldz i r ku l a t ion  abzu l e i t e n. Es ist eben das Wesentliche bei 

Marx im Unterschiede zu Hilferding, daß er bei der Erklärung der Gesetze der Zirkulation nicht einen 

Augenblick die Produktionsbedingungen aus dem Auge verliert. Wollen wir also eine Entwertung 

von Papiergeld begreifen (Inflation), so können wir nur von de n Gese t ze n de r Me t a l l z i r ku l a -

t i on  ausgehen, d. h. wir müssen die Gesetze des realen Warenaustausches zugrunde legen. 

Das Wesen der Inflation 

Ueberschreitet die Menge des zirkulierenden Papiergeldes nicht die für die Zirkulation notwendige 

Menge an Goldmünzen, kann das Papiergeld jederzeit in Gold eingetauscht werden, so tritt auch keine 

Entwertung des Papiergeldes ein. So haben wir in der Vorkriegszeit für ein Zehnmarkstück in Gold 

nicht mehr Waren erhalten als für einen Zehnmarkschein. Doch so sicher war das Papiergeld nicht 

immer. Das weiß jeder aus der Periode von 1919 bis 1923 in Deutschland. Unter welchen Umständen 

kann nun das Papiergeld entwertet werden? Sehen wir das an einer Reihe von Beispielen: 

1. Be i sp i e l: 

Wir gehen davon aus, daß beispielsweise der sich in Zirkulation befindliche Warenwert, als da sind 

Produktions-, Konsumtions- und Transportmittel, wie auch Grund und Boden, 100 Milliarden Mark 

beträgt. Die Anzahl der Umlaufe der verschiedensten Waren wird verschieden sein. Teile der Waren-

masse werden im Laufe eines Jahres mehrmals umlaufen, während andere nur im Verlaufe einer 

Reihe von Jahren einmal in die Zirkulation kommen. 

Nehmen wir weiter an, daß für die Zirkulation dieser Waren unter Berücksichtigung von bargeldlo-

sem Verkehr für fünf Milliarden Zirkulationsmittel benötigt werden. Von diesen fünf Milliarden sind 

die Hälfte Goldstücke und die andere Hälfte Papiergeld von gleichem Wert wie das Goldgeld. 

Unter welchen Umständen kann sich nun der Kurs des Papiergeldes verändern? Dies ist unter drei 

Umständen denkbar: 

a) durch Veränderung in der Quantität der zirkulierenden Warenmasse, 

b) durch Veränderung der im Umlauf befindlichen Papiergeldmenge, 

c) durch Veränderung der Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes. 

[533] Sehen wir uns nunmehr die wichtigsten der theoretisch möglichen Fälle der Veränderung des 

Papiergeldkurses an. Wir hatten eine im Umlauf befindliche Warenmasse von 100 Milliarden Mark. 

Für deren Umlauf werden fünf Milliarden Mark benötigt. 

Nun verändert sich die Größe der im Umlauf befindlichen Warenmasse (W.) als Folge einer Krise. 

Sie beträgt nur noch 75 Milliarden, während sich an der im Umlauf befindlichen Geldmenge, wie an 

der Anzahl seiner Umläufe nichts geändert hat. Was wird die Folge davon bei G. sein? Da die sich 

im Umlauf befindliche Warenmenge um 25 Prozent verringerte, müßte um einen entsprechen. den 

Satz auch die im Umlauf befindliche Geldmenge, gleichbleibende Umlaufsgeschwindigkeit ange-

nommen, abnehmen, also um 1,25 Milliarden Mark. Die Menge blieb jedoch nach unserem Beispiel 

die gleiche. Das im Umlauf befindliche Gold (2,5 Milliarden) kann sich nicht entwerten, also erfolgt 
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eine entsprechende Entwertung des Papiergeldes. Die im Umlauf befindliche Papiergeldmenge von 

2,5 Milliarden nominell entspricht in diesem Falle nur noch einem Wert von 1,25 Milliarden. 

Wie wird dies in der Wirklichkeit vor sich gehen? Die Goldmünzen werden gehamstert oder der Staat 

stellt den Umtausch von Papier in Gold ein. Beides ist auch zugleich möglich. So laufen in kurzer 

Zeit nur noch fünf Milliarden in Papier. Davon sind entsprechend der verringerten Zirkulation aber 

25 Prozent überflüssig. Der Kurs des Papiergeldes fällt, wie gesagt, um 25 Prozent. Die Mark ist nur 

noch 75 Pfennig wert. Eine Entwertung des Papiergeldes, in diesem Fall um 25 Prozent, könnte nur 

aufgehalten werden, wenn die Besitzer des Papiergeldes denken, daß in der Zirkulation nur eine zeit-

weilige Störung vorhanden sei, und das Papiergeld aus der Zirkulation nehmen. (Aehnlich wie bei 

uns gegenwärtig.) Dann würde eben der Umlauf des Geldes verlangsamt sein. 

2. Be i sp i e l: 

Angenommen, durch eine Hochkonjunktur vergrößert sich die im Umlauf befindliche Warenmenge. 

Im Bargeld- sowohl wie im bargeldlosen Verkehr wie auch in der Umlaufsgeschwindigkeit haben sich 

keine Veränderungen vollzogen. Die Warenmenge beträgt nun 125 Milliarden, also 25 Prozent mehr, 

die Geldmenge nach wie vor fünf Milliarden. Die Zirkulation bedürfe aber nun einer zusätzlichen Geld-

menge von 1,25 Milliarden. Die im Umlauf sich befindliche Geldmenge müßte sich eigentlich auf 6,25 

Milliarden erhöhen. Nun gebe aber der Staat bzw. die Notenbank keine neuen zusätzlichen Noten und 

auch kein zusätzliches Gold in Umlauf. Was für eine Situation würde nun hier eintreten? Eine Wirkung 

der gestiegenen Produktion wäre zweifelsohne eine Zunahme des Außenhandels. So könnte über den 

Außenhandel die benötigte zusätzliche Geldmenge in das Land hineinströmen. Auch würde zusätzli-

ches Geld in Zirkulation fließen, das vorher aufgeschatzt war. Anderseits würden Wertpapiere, Wechsel 

usw. in steigendem Maße in ihrer Funktion als Zahlungsmittel in Aktion treten. Würde aber auch 

dadurch noch kein Ausgleich geschaffen, so würde das im Umlauf befindliche Geld über pari (Nomi-

nalkurs) steigen. Nach unserem Beispiel ergäbe sich folgendes Bild: Angenommen, durch erhöhte 

Wechselausgabe und Zufluß von aufgeschatztem Geld können 750 Millionen in die Geldzirkulation 

gepumpt werden. Dann würden noch 500 Millionen fehlen. Würden sie nicht durch den Außenhandel 

zufließen, dann würde der Kurs sowohl für Metall- als auch für Papiergeld zeitweilig um ungefähr zehn 

Prozent steigen. Beispiele dieser Art ließen sich aus der Währungsgeschichte anführen. 

3. Be i sp i e l: 

Bei diesem wollen wir von der Annahme ausgehen, daß die im Umlauf befindliche Warenmenge die 

gleiche geblieben sei, während sich die umlaufende [534] Geldmenge um 25 Prozent verringert habe. 

Dieser Vorgang wäre praktisch bei einer Deflation denkbar. Die Regierung bzw. Notenbank müßte 

also einen entsprechenden Teil der Noten aus der Zirkulation genommen haben. Die Folge wäre die 

gleiche, wie unter dem 2. Beispiel. Der Kurs des Geldes würde steigen. 

4. Be i sp i e l: 

Hier sei die umlaufende Warenmenge unverändert. Die Papiergeldmenge, die sich im Umlauf be-

finde, sei um 25 Prozent gestiegen. Statt fünf Milliarden befänden sich 6,25 Milliarden im Umlauf. 

In diesem Falle befände sich also mehr Papiergeld im Umlauf, als für die zirkulierende Warenmenge 

notwendig wäre. Die Folge wäre eine Entwertung des Papiergeldes. 

5. Be i sp i e l: 

Nun nehmen wir an, daß sich sowohl W wie G verändere, jedoch gleichmäßig. Die Umlaufsgeschwin-

digkeit des Goldes bliebe jedoch die gleiche. Steigt die Warenmenge um 25 Prozent – 125 Millionen 

Mark und die Geldmenge von 5 auf 6,25 Milliarden, so kann die zusätzliche Geldmenge (1,25 Milli-

arden) ruhig Papiergeld sein, der Kurs wird sich nicht verändern. 

6. Be i sp i e l: 

In diesem Fall vergrößern sich sowohl W wie G, jedoch nicht gleichmäßig, sondern G proportionell 

mehr. Die Warenmenge steige auf 125 Milliarden und die Geldmenge auf 7,5 Milliarden Mark. Die 

Folge kann nur entsprechende Entwertung des Papiergeldes sein. 
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7. Be i sp i e l: 

Nunmehr sollen wieder sowohl W als auch G zunehmen, W jedoch schneller als G. Das im Umlauf 

befindliche Geld reicht für die Zirkulation nicht mehr aus. Kann das Fehlende nicht durch Wechsel 

usw. ersetzt werden, so wird sein Kurs steigen. 

8. Be i sp i e l: 

Als letzte Variante nehmen wir ein Beispiel, das der Geldbewegung in Deutschland 1919 bis 1923 

(Inflation) entspricht. Die im Umlauf befindliche Warenmenge geht zurück. Gleichzeitig nimmt aber 

die umlaufende Geldmenge wie die Geschwindigkeit des Umlaufs als Folge zu. Dann muß der Kurs 

des Geldes fallen. Betrachten wir dies an der Entwicklung der Valuta in Deutschland 1919 bis 1923: 

Zeit umlaufende Notenmenge 

(in Millionen) 

Kurs der Mark in 

Gold-Dollar 

Parität 4,20 

Ende 1918  22.187,8  8,00 21. Dezember 

" 1919  35.698,4  48,90 d. Jahres 

" 1920  68.805,0  72,90  

" 1921  113.639,4  173,00  

" 1922  1.280.094,8  6750,00  

31.5.1923  8.564.000,0  74.750,00  

Betrachten wir dieses Beispiel etwas näher. Die Produktion sank. Dein. entsprechend mußte auch die 

in der Zirkulation befindliche Warenmenge zurückgehen. Die ständige Neuausgabe, d. h. zusätzliche 

Ausgabe von Noten konnte durch den Stand der Warenzirkulation nicht gerechtfertigt werden. Im 

Gegen. teil, eine dem zurückgegangenen Warenumlauf entsprechende Notenmenge hätte eingezogen 

werden müssen. Die zusätzliche Notenausgabe entsprach keinem Bedürfnis der Zirkulation, sondern 

einem solchen des Staates. Welches war den ökonomische Sinn dieser Maßnahme? Das Papiergeld 

repräsentiert selbst doch [535] keinen Warenwert. Es war für den Staat also nur ein Mittel, mit dem 

er den Arbeitern, Angestellten und Sparern wirkliche Werte aus der Produktionssphäre wegnahm. So 

wirkte die Inflation als eine umfassende Sondersteuer, die von der Bourgeoisie den breiten Massen 

aufgeholzt wurde. 

Die Inflation kann vom Staat bis an die Nullgrenze getrieben werden, d. h. bis auf den in dem Papier-

geld enthaltenen Papierwert. Dann ist für die Bourgeoisie nur noch eine scharfe Wendung möglich. 

In Deutschland wurde diese scharfe Wendung gemacht, als der Staat und das Industrie- und Agrarka-

pital sich seiner Schulden entledigt hatte, die Sparer enteignet waren, der Reallohn der Arbeiter seinen 

Tiefstand erreichte, und das Proletariat in entscheidende revolutionäre Kämpfe hineinkam. Das war 

die Periode von Mai 1923 an, bis zur erfolgten Stabilisierung der Mark. 

Im Interesse der Aufrechterhaltung ihrer Klassenherrschaft mußte die Bourgeoisie zur Stabilisierung 

der Währung übergehen. 

Wie liegen nun aber die Dinge in der Gegenwart in Deutschland? Sehen wir uns in diesem Zusam-

menhang zunächst einmal den Status der Reichsbank an: 

Zeit umlaufende 

Geldmenge 

Bestände an 

Wechsel u. Schecks 

(in Millionen) 

Bestand an Gold und  

deckungsfähigen Devisen 

31.10.1929 6443 2450 2588 

31.10.1930 6283 2311 2378,5 

31.10.1931 6513 4010 1275,7 

Wir sehen, daß die umlaufende Geldmenge heute noch etwas größer ist als im Oktober 1929. Um 

diese Zeit setzte aber erst die Krise richtig ein. Seit dieser Zeit ist aber die umlaufende Warenmenge 

um, wenig gerechnet, mindestens 30 Prozent zurückgegangen. Woran liegt es nun, daß trotz des 

gleichgebliebenen Notenumlaufes noch nicht eine entsprechende Entwertung der Papiermark einge-

treten ist. Dies hängt zweifelsohne mit der in der Krise eintretenden Verlangsamung der Umlaufsge-

schwindigkeit des Geldes zusammen. Ge l d  w i rd  zu r  e i nz i gen  War e. Es wird aufgespeichert. 
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Hinzu kommen die Notverordnungsmaßnahmen, die es dem kleinen Sparer unmöglich machen, sein 

Geld auf der Sparkasse abzuheben. Da aber die Gelder der Sparkasse, wie auch der Banken festge-

froren sind, so wäre ohne die Einschränkung der Auszahlungsverpflichtung der Sparkassen, der No-

tenumlauf weiter gestiegen und damit wäre die Gefahr, daß die mit größten Schwierigkeiten aufrecht 

erhaltene Währung zusammengebrochen, daß die latent vorhandene Inflation sehr rasch zu einer 

wirklichen geworden wäre. Doch wie liegen nun die Dinge im Augenblick. 

Ehe wir darauf antworten, seien noch einige theoretische Bemerkungen zum Thema gemacht. Zu-

nächst, welche Aufgaben fahlen den Gold- und Devisenvorräten zu? Die Vorräte stehlen dar: 

1. Einen Reservefonds von Weltgeld. Er muß vorhanden sein, um Verpflichtungen gegenüber ande-

ren Ländern jederzeit nachkommen zu können. 

2. Es müssen in einem Lande Metallvorräte sein, in dem sich Gold in Umlauf befindet, um sie in 

Perioden sich ausweitenden Umlaufs sofort für die Zirkulation zur Verfügung zu haben. 

3. Es braucht schließlich die Staatsbank noch Vorräte, die aus ihren Bankfunktionen entspringen, und 

die mit den Funktionen des Geldes als bloßes Geld nichts zu tun haben. Das sind bestimmte Vorräte 

oder Reserven für die Depositenzahlungen und für den Umtausch von Banknoten in Gold. 

Ein für allemal ist jedoch festzustellen, daß im Gegensatz zu den Behauptungen der bürgerlichen 

Oekonomie der vorhandene Goldfonds für die Zwecke unter Punkt 3 niemals die selbständige Bewe-

gung der Metallreserve bestimmt. Weiter sei hinzugefügt, daß die Funktion unter 2 für Deutschland 

wegfällt, da [536] in dem inländischen Umlauf Gold durch Wertzeichen (Papier, Silber usw.) ersetzt 

ist. Letzterer Teil, der diese Funktionen bei der Umtauschbarkeit der Noten in Gold hätte, kann also 

ohne weiteres ins Ausland abfließen. Doch muß ein Teil von Gold immer vorhanden sein, um beson-

ders in Zeiten der Krisen Paniken zu verhindern. 

Weiter. D ie  j ewe i l s  um l auf ende  No t enmenge  i s t  von  den  Bedür f n i s s en  de r  Z i r ku -

l a t i on  abhäng i g  und  n i ch t, wie wiederum gerade von bürgerlicher und sozialdemokratischer 

Seite behauptet wird, von  de r  Höhe  de r  Go l dvo r r ä t e  p l u s  deckungs f äh i ge r  Dev i s e n. 

Jede Note, die überflüssig ist, wandert sofort an ihre Ausgabe. stelle zurück. Dazu schreibt Marx: 

„E b e n s o  u n a b h ä n g i g  w i e  v o m  W i l l e n  d e r  B a n k  v o n  E n g l a n d  i s t  d i e  N o t e n z i r k u l a t i o n  

v o m  S t a n d  d e s  G o l d s c h a t z e s  i n  d e n  K e l l e r n  d e r  B a n k, der die Konvertibilität (Auswechslung) 

dieser Noten sichert.“ (Das Kapital III,2 S. 64, Sperrung von uns.) 

Wodurch werden nun die ständig zu beobachtenden Schwankungen im Umlauf der Zirkulationsmittel 

hervorgerufen? Hier sind verschiedene Ursachen maßgebend. 

1. Werden an bestimmten Terminen die Mengen der Umlaufsmittel schwanken, da die Zinsen für 

staatliche etc. Schuldscheine gezahlt werden müssen. Auf diese Weise werden erst Noten aus der 

Zirkulation gezogen, die aber sehr bald wieder von ihren Eigentümern in die Zirkulation zurückkom-

men. 

2. Werden zusätzliche Geldmengen an bestimmten Terminen für Zahlungen etc. benötigt, so am Ende 

des Monats, des Quartals oder Jahres. Diese zusätzlichen Zirkulationsmittel fließen jedoch sofort 

nach Erledigung ihrer Aufgaben in die Reichsbank zurück und die Umlaufsmenge erreicht wieder 

ihren alten Stand. 

3. Von weit größerer Nachhaltigkeit sind die Schwankungen in der umlaufenden Zirkulationsmenge, 

die den verschiedenen Phasen des industriellen Zyklus entsprechen. Diese Schwankungen verliefen 

in der Periode des aufsteigenden Kapitalismus so, daß in der Depression mengenmäßig am wenigsten 

Umlaufmittel in der Zirkulation waren. Mit der nach der Depression einsetzenden Belebung, also mit 

zunehmender Nachfrage stieg auch wiederum die Menge der Umlaufsmittel, wie auch die Geschwin-

digkeit der Umläufe zunahm. Ihren Hohepunkt erreicht die Menge der Umlaufsmittel in der Periode 

der Spannung und Ueberspekulation. In sie schlägt nun die Krise hinein und mit einem Schlage ist 

das gestern noch reichlich im Umlauf befindliche Geld verschwunden und mit ihm „die Diskontierer 

von Wechseln, die Vorschußleister auf Wertpapiere, die Käufer von Waren“. 
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„Sowie die Krise hereinbricht, handelt es sich nur noch um Zahlungsmittel. Da aber jeder vom andern abhängig 

ist für den Eingang dieser Zahlungsmittel und keiner weiß, ob der andere imstande sein wird, am Verfalltage 

zu zahlen, tritt ein vollständiges Kirchturmrennen ein um die im Markt befindlichen Zahlungsmittel, d. h. für 

Banknoten. Jeder schatzt davon auf, so viel er erhalten kann und so verschwinden die Noten aus der Zirkulation 

am selben Tage, wo man sie am nötigsten braucht.“ (A. a. O. III,2, S. 66.) 

Wir sehen aber nun in der Tat, daß diese Schwankungen im Geldumlauf in der Periode der allgemei-

nen Krise des Kapitalismus modifiziert werden. Die gegenwärtig in Deutschland umlaufende Geld-

menge ist noch über dem Stande von 1929, obwohl damals eine ganz andere Geschäftstätigkeit vor-

handen war. Warum ging die umlaufende Geldmenge nicht entsprechend der sich im Umlauf befind-

lichen Warenmenge zurück? Wir haben doch früher festgestellt, daß jede im Umlauf überflüssige 

Note an ihren Ausgangspunkt, also zur Reichsbank, zurückkehrt. Daß dies richtig ist, sehen wir daran, 

daß z. B. die Scheidemünzen, die die Regierung – wegen des Profits, den sie bei ihrer Ausgabe macht 

– im [537] zunehmenden Maße in die Zirkulation pumpte, in die Schatzkammern der Reichsbank 

zurückkehren, was zu einem Steigen der Vorräte an Scheidemünzen in der Reichsbank führte. Wenn 

nun der Notenumlauf in der Krise nicht wesentlich zurückging, so zeigt dies nur den unterschiedli-

chen Charakter so wie auch Tiefe und Schärfe der gegenwärtigen Krise. Es ist ganz klar, daß sich die 

von den deutschen Notenbanken gegenwärtig ausgegebenen Noten nicht wirklich im Umlauf befin-

den. Wäre dies der Fall, dann hätten wir längst eine Inflation. Ein großer Teil der ausgegebenen Noten 

ist verwahrt, aufgeschatzt, um ihn jederzeit zur Verfügung zu haben. 

Würde man nun den Aeußerungen von Vertretern der Brüningregierung glauben, so könnte man an-

nehmen, daß es der Mittelstand und die Arbeiter seien, die diese Zirkulationsmittel zurückhalten. 

Auch der „Vorwärts“ z. B. nimmt in einer Form zu diesen Fragen Stellung, als ob er seinen Lesern 

glaubhaft machen wolle, daß sich diese Zirkulationsmittel, die aufgeschatzt sind, wirklich in den 

Händen von Arbeitern befinden. Nun, die Arbeiter werden selbst wissen, daß sie kein Geld „sparen“ 

können oder zu Hause aufheben, da der Lohn kaum noch zum Lebensunterhalt ausreicht. Oder sollen 

es etwa die Arbeitslosen mit einer wöchentlichen Unterstützung von 8 Mark oder etwas mehr tun? 

Dasselbe, was wir hinsichtlich der Arbeiter sagen, trifft auch im großen und ganzen auf den Mittel-

stand zu. Wer hat also die Noten aufgeschatzt? Es sind die Kapitalisten selbst, also die Leute, deren 

Vertreter z. B. der Finanzminister Dietrich ist, und der im Bunde mit der ganzen bürgerlichen Presse 

ständig dazu auffordert, daß man das Geld in die Zirkulation werfen soll. Warum tun es aber die 

Kapitalisten nicht? Warum schatzen sie im Gegenteil immer noch mehr Zirkulationsmittel auf? Die-

ses ihr Handeln en t sp r i ng t  no twend i g  aus  den  Gese t zen  de r  kap i t a l i s t i s chen  P r o -

duk t i onswe i s e. Sie wissen zunächst alle sehr gut, daß es in der Krise nur eine wirkliche Ware gibt, 

für die der Kapitalist Interesse hat, das Gold (Geld). Außerdem aber wollen sie auch Geld zur Verfü-

gung haben, das sie immer sofort verwenden können, wenn sie es brauchen. Soweit es also ihr eigenes 

ist, schatzen sie es auf, verzichten sogar auf Zinsen, nur um es im notwendigen Falle zur Verfügung 

zu haben. Hier bestätigt sich also noch einmal die Richtigkeit des Marxschen Satzes, daß dann gerade 

die Noten aus der Zirkulation verschwinden, wenn sie am nötigsten gebraucht werden. Im Uebrigen 

sind diese Aufschatzungen auch Lehren, welche die Kapitalisten aus den Julivorgängen gezogen ha-

ben. Dies soweit ihr eigenes Geld in Frage kommt. Wie aber verschaffen sie sich zusätzliches Geld, 

und gerade in der Periode der Krise? Diejenigen, die in normalen Zeiten Wechsel diskontieren und 

Vorschüsse auf Wertpapiere geben, sind doch in der Krise verschwunden. Also wendet man sich an 

den bürgerlichen Staat, bzw. seinen Vertreter, die Reichsbank. Die Reichsbank diskontiert den Kapi-

talisten Wechsel. Hier sei zugleich das Wesen der Wechseldiskontierung festgehalten: D i skon t i e -

r ung  von  Wechse l n  i s t  War enkau f. Wer das nicht versteht, begreift von dem Wesen der ge-

samten Diskontierungsvorgänge nichts. Also den Summen, die die Reichsbank für Wechsel gibt, ste-

hen Waren gegenüber. Doch in den Zeiten der Krise „nimmt die Quantität der Wechsel zu und die 

Qualität verschlechtert sich.“ (Marx.) Da die Reichsbank nach ihrem Status nur Wechsel von guter 

Bonität annimmt, andererseits aber die Warenproduktion infolge der Krise ganz gewaltig zurückging, 

müßte also ihr Wechsel-Portefeuille abnehmen. Wir sehen aber das Gegenteil. Demgemäß muß also 

die Reichsbank auch schlechteres Material annehmen, wobei en passant darauf hingewiesen sei, daß 

sich auch die Bonität der sogenannten guten Wechsel (Warenwechsel) in der Krise wesentlich 
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verschlechtert. Die Reichsbank, und das ist das Entscheidende, nimmt eben heute auch Wechsel an, 

denen keine Waren gegenüberstehen. Um dies zu ermöglichen, wurde nach dem Julikrach das Ak-

zeptinstitut [538] gegründet, dessen Wechsel von der Reichsbank angenommen werden, die aber wei-

ter nichts hinter sich haben, als die Unterschriften einiger Großbanken. Es sind also typische Finanz-

wechsel. Auf diese Weise versucht die Bourgeoisie die Folgen ihres Bankrottes mit Hilfe des bürger-

lichen Staates auf die breiten Massen der Steuerzahler abzuwälzen. So  ze i g t  uns  a l so  de r  ho h e  

Ge l dum l au f, s owi e  de r  gewa l t i ge  Wechse l be s t and  be i  de r  Re i chsban k, w i e  unge -

heue r  s cha r f  und  t i e f  d i e  Kr i se  i s t, i n  de r  s i ch  de r  deu t s che  Kap i t a l i sm us  be f i nde t. 

Ein weiteres Moment, das den unverhältnismäßig hohen Geldumlauf in der gegenwärtigen Periode 

bestimmt, ist die Ausfuhr. Ob das Land Kredit bei seiner Ausfuhr gibt, oder nicht, in jedem Fall macht 

sich die Ausfuhr in einer wachsenden Anforderung an den Geldmarkt bemerkbar. Der Unterschied 

ist nur quantitativ. Wichtig ist jedoch, worauf schon Marx hinweist, daß sich diese wachsende An-

forderung an den Geldmarkt erst in der Klemme bemerkbar macht. 

Doch kommen wir nun darauf zurück, was die Lage der Reichsbank in Deutschland weiter verschärft 

und ihre Schwierigkeiten erhöht. Trotz des gewaltigen Unterstützungsraubes, des Abbaus der Sozi-

allasten, der notverordneten neuen Steuern, ist ein Ausgleich zwischen Einnahmen und Ausgaben im 

Staatshaushalt nicht erzielt. Im Gegenteil, das Defizit des Staatshaushaltes dürfte am Ende des 

Budgetjahres die zweite Milliarde weit übersteigen. Wird nun dieses Defizit nicht durch einen neu-

erlichen Raub an den geringen Unterstützungen beseitigt oder durch neue Massensteuern der Haus-

halt „saniert“, dann tritt der Griff zur Notenpresse als letzter Rettungsanker, erfolge er direkt oder 

indirekt, in greifbare Nähe. Doch noch ein weiteres kommt hinzu. Durch ständige Kapitalflucht und 

Verpflichtungen gegenüber dem Ausland wird die in der Reichsbank vorhandene Menge an We l t -

ge l d  (Gold und Devisen) immer geringer. Nach dem Stillhalteabkommen kann das Ausland über 

folgende Positionen verfügen: 

1. über ausländische Markguthaben, 

2. Summen aus der Abwicklung schwebender Termingeschäfte, 

3. über seine restlichen Markbestände. 

Außerdem drücken auf den Vorrat von Weltgeld bestimmte kurzfristige Verpflichtungen von Län-

dern und Gemeinden, sowie die planmäßigen Zahlungen, die aus der Verschuldung Deutschlands, 

trotz Hooverjahr, gezahlt werden müssen. Schätzt man das auf diese Weise bis zum Ablauf des Ab-

kommens abgehende Weltgeld auf rund zwei Milliarden und einen Zufluß aus dem Außenhandel von 

hoch einer Milliarde, so geht es beim Ablauf des Stillhalteabkommens auch mit dem Vorrat der 

Reichsbank an Weltgeld zu Ende. Kann dann auf den ausländischen Plätzen der Kurs der Mark nicht 

mehr gehalten werden, so wird dadurch und schließlich noch durch die angedeuteten Maßnahmen des 

Staates, sein Defizit zu decken, eine Unruhe und Panik auch im Inland hervorgerufen. Spiegelt sich 

ein Griff zur Notenpresse zwecks Entziehung von Werten aus den Taschen des Mittelstandes oder 

der Arbeiterschaft, oder die Tatsache, daß an den ausländischen Plätzen der Kurs der Mark nicht 

gehalten werden kann auch nur im geringsten Maße im Warenpreis wider, also Preissteigerung, dann 

wird das aus der Zirkulation gezogene und aufgestapelte Papiergeld im schnellen Tempo in die Zir-

kulation eindringen, wie umgekehrt eine Panik dazu beiträgt, sofort alles Papiergeld abzustoßen, was 

auch zu einer Veränderung des Warenpreisniveaus beitragen muß. Durch beide Ursachen wird die 

von der Reichsbank ausgegebene Zirkulationsmenge mit der wirklich sich im Umlauf befindlichen 

rasch in Uebereinstimmung kommen. Bei gleichzeitiger wesentlicher Erhöhung der Umlaufsge-

schwindigkeit des Geldes, ist dann die umlaufende Geldmenge im Vergleich zu der in der Zirkulation 

vorhandenen Warenmenge zu groß. Die Entwertung des Papiergeldes tritt ein. Die Inflation ist da. 

[539] Die Schwerindustrie und das Agrarkapital, wie die Thyssen, Hugenberg und Kalkreuth geben 

offen zu, daß sie die Inflation wollen. Sie nennen sie nur Binnenwährung. Die Nazis verfolgen die 

gleiche Linie und nennen sie Federgeld. Woytinski vom ADGB will das gleiche und nennt es Erhöhung 

des Preisniveaus. Und für diejenigen, die sie „nicht wollen“ bleibt die Frage offen, ob sie sich ihr ent-

ziehen können, da sie fast unausweichlich ist. Die objektive Entwicklung bis zum gegenwärtigen 
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Moment spricht jedenfalls dagegen. Dagegen sprechen auch die Perspektiven. Doch für die Arbeiter-

klasse bedeutet eine neue Inflation noch schärfere Herabdrückung ihrer Lebenshaltung, für die Mit-

telschichten nochmalige Enteignung und für die Bourgeoisie Abbürdung ihrer Schulden. So oder so 

ist die Inflation ein weiteres Mittel, die Lasten der Krise auf die breiten Massen des Mittelstandes und 

der Werktätigen abzuwälzen. 

LITERATUR 

Carl Steuermann: Weltkrise – Weltwende  

S. Fischer-Verlag 1931 (255 S.) 

(K. Bl.) Das Buch von Steuermann: „Weltkrise – Weltwende – Kurs auf Staatskapitalismus“ ver-

spricht „mit haarscharfer Dialektik und unter lückenloser Verwertung des statistischen und soziolo-

gischen Materials“ den „welthistorischen Vorgang“ der kapitalistischen Krise und den Ausweg aus 

der Katastrophe darzustellen. Tatsächlich enthält dieses Werk keine Spur von Dialektik und auch ein 

Ausweg aus der allgemeinen Krise des Kapitalismus wird nicht aufgezeigt (denn die Absicht Steuer-

manns, für eine ;,Bedarfswirtschaft“ zu plädieren, ist kein Ausweg). Was wirklich in diesem Buche 

zum Ausdruck kommt, ist der Standpunkt einer gewissen Schicht der kleinbürgerlichen Intelligenz. 

In diesem Sinne ist dieses Werk ein interessantes Dokument unserer Zeit. Das Wesen des Kleinbür-

gertums wird durch seine Stellung zwischen den Hauptklassen der kapitalistischen Gesellschaft be-

stimmt. Es ist unfähig, in den entscheidenden sozialen Fragen einen festen Standpunkt zu vertreten, 

es schwankt haltlos zwischen Bourgeoisie und Proletariat. In Krisenzeiten, die die materielle Lage 

der kleinbürgerlichen Schichten plötzlich und in großem Umfange verschlechtern, gehen aus den 

Reihen des Kleinbürgertums wütende Ankläger des kapitalistischen Systems hervor, die durch phan-

tastische „Befreiungspläne“ ihre völlige Unfähigkeit zu einer führenden Rolle im Klassenkampf und 

ihren Unglauben an die Kraft des Proletariats demonstrieren. Das ist der „wildgewordene Spießer“; 

Steuermann ist seine intellektuelle Personifizierung. 

Die heutige Weltwirtschaftslage wird von Steuermann durchaus nicht dialektisch, sondern mit den 

Augen eines kleinbürgerlichen Radikalen betrachtet. Steuermann nimmt sein geistiges Rüstzeug aus 

dem Arsenal des Marxismus, was er durch zahlreiche Marx-Zitate und durch Gebrauch der Marx-

schen Begriffe „konstantes“ und „variables Kapital“, „Mehrwert“, „industrielle Reservearmee“ usw.) 

noch besonders unterstreicht. Sein „Marxismus“ hört aber dort auf, wo revolutionäre Schlußfolge-

rungen gezogen werden müssen. Er ist ein „legaler Marxist“ (um eine Begriffsbestimmung aus der 

russischen Parteigeschichte zu gebrauchen); aber es ist ein auf den Kopf gestellter „legaler Marxis-

mus“, denn die russischen „legalen Marxisten“ bewiesen „marxistisch“ die Entwicklungsfähigkeit 

und Fortschrittlichkeit des Kapitalismus, wobei sie die revolutionären Konsequenzen dieser Entwick-

lung „vergaßen“, während Steuermann „marxistisch“ beweist, daß der Kapitalismus an seinem Ende 

angelangt ist, wobei er „übersieht“, daß dieses Ende des Kapitalismus nur als Sieg der proletarischen 

Revolution Wirklichkeit werden kann. – Soweit sich Steuermann in seiner Analyse an Marx an-

schließt, kommt er zu Erkenntnissen, die weit über den [540] Horizont anderer bürgerlicher Oekono-

men hinausgehen. Vergleicht man diese Teile seines Werkes z. B. mit dem Buche des sozialdemo-

kratischen Wirtschaftstheoretikers Bienstock („Deutschland und die Weltwirtschaft“, Verlag Dietz, 

1931), der eine gigantische Entwicklung des Kapitalismus, eine neue kapitalistische Aufschwungs-

periode für die nächsten Jahrzehnte prophezeit, so erscheint Steuermann als ein Geistesriese. Denn er 

bezeichnet klar und deutlich die ganze Nachkriegsentwicklung des Kapitalismus als eine Periode der 

„allgemeinen Krise des Kapitalismus“ (S. 57), die gegenwärtige Krise als eine „Strukturkrise“ (S. 79) 

und ein Zeichen für das „Ende eines Systems“ (S. 10). Die Darstellung der Niedergangs- und Fäulni-

serscheinungen des Kapitalismus verdichten sich an einzelnen Stellen zu einer mitreißenden Ankla-

gerede gegen das heutige System. Was über Arbeitslosigkeit und Lohnabbau, über Monopolprofite 

und Subventionspolitik gesagt wird – das Beste der ganzen Arbeit – steht weit über dem Niveau, auf 

dem sonst die bürgerlichen Oekonomen, besonders SPD-Theoretiker, diese Probleme behandeln. 

Ein ganzes Kapitel behandelt die wirtschaftliche Struktur der Sowjetunion. Steuermann hat genügend 

Kenntnisse und auch Charakter, um die gewaltigen Erfolge des ökonomischen Aufbaues in der 
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Sowjetunion festzustellen. Der Fünfjahrplan wird als größte „wirtschaftsrevolutionäre Leistung“ der 

Weltgeschichte bezeichnet und die Tatsache seiner Verwirklichung und Ueberschreitung als über-

wältigende und imponierende Tat anerkannt (S. 208). Aber zugleich meldet sich der Konterrevoluti-

onär: nachdem der Fünfjahrplan als „einzige Oase der Hoffnung in den Strudeln einer versinkenden 

Welt“ gefeiert wird, heißt es: „Mit Sozialismus hat die Planwirtschaft des Sowjetaufbaues ... nichts 

zu tun“ (S. 211). Die Sowjetwirtschaft ist nach seiner Meinung ein „brutal durchgeführter Staatska-

pitalismus“ (S. 211). Wozu noch ausdrücklich versichert wird, daß dieses System für Deutschland 

nicht in Frage kommt (S. 231). 

In diesen Worten kommt nur das völlige Negieren der historischen Rolle des Proletariats zum Aus-

druck. Steuermann zeigt das geradezu demonstrativ. So bezeichnet er den Kampf um Lohnforderun-

gen während einer Wirtschaftskrise als völlig aussichtslos und „lächerlich“ (S. 56). (Das hindert ihn 

aber nicht, einige Seiten später zur Frage der Monopolprofite zu erklären, daß die Macht der Mono-

pole bei der Preisfestsetzung „in der Furcht vor einer sozialen Revolution eine Schranke findet“ (S. 

104). Daß „die Arbeiterschaft völlig ohnmächtig“ ist, durch „Meinungskämpfe zerrissen“ und von 

„gewissenlosen Führern mißbraucht“ wird (S. 241) und ähnliches gegenrevolutionäres Geschwätz 

sind für ihn unumstößliche Tatsachen. Seine Schlußfolgerung lautet: „Die Arbeiterschaft rührt sich 

nicht. Von einer Revolution ist nichts zu spüren. Und der Bolschewismus ist fern“ (S. 248). Während 

er das Proletariat als wehrlose Masse zeichnet, verherrlicht er das Klassenbewußtsein und die Kraft 

der (erst nach seinen eigenen Worten „bankrotten“) Bourgeoisie: „Nur das Monopolkapital ist nach 

Form und Wesen modern, unmittelbare Gegenwart, sicher in seiner Zeit stehend (?!) und seiner Rolle 

bewußt. Daraus erwächst ihm seine Ueberlegenheit“ (S. 241). 

Die entscheidende Frage ist nun: wie stellt sich Steuermann den Ausweg aus der heutige“ Krise des 

Kapitalismus vor? Er empfiehlt nach einigen bombastischen Redensarten einfach das, was als „Ul-

traimperialismus“ und „Wirtschaftsdemokratie“ im sozialdemokratischen Programm seit langen ent-

halten und als bankrotte Ideologie hinreichend bekannt ist. Daß er dieselbe Sache mit anderen Namen 

versieht, ändert im großen und ganzen nichts an der Tatsache selbst. Zur Begründung der „Planwirt-

schaft“ oder des „Staatskapitalismus“, die nach seiner Ansicht aus der Katastrophe herausführen, läßt 

Steuermann zunächst einmal diejenigen Autoren Revue passieren, die sich vor ihm zum Kapitel 

„Planwirtschaft“ geäußert haben. Da werden aufgezählt: die Wiedertäufer des 16. Jahrhunderts, Fou-

rier, Owen, Plenge, Lensch, Renner, Rathenau, Neurath, Wissell, Nazi-Feder, Leopold Schwarzschild 

u. a. Zweifellos eine „interessante“ Zusammenstellung. Nun erst enthüllt er seinen Plan, der das, was 

andere vergeblich zu lösen suchten, endlich lösen wird. Er macht nur die Einschränkung: „Soweit 

heute s cha r f s i nn i ge  Beobach tu ng  und gen i a l e  Kom bi na t i on  überhaupt imstande sind, ein 

in groben Leitlinien und ganz [541] rohen Konturen gehaltenes Bild von der nächsten Wirtschafts-

form zu entwerfen“ (S. 179). Da er seiner Meinung nach über diese Voraussetzungen verfügt, kann 

er feststellen, daß „die nächste Etappe dieser Menschheitsveränderung eine Art Staatskapitalismus“ 

sein wird (S. 11). „Der Privatkapitalismus wird vom Staatskapitalismus abgelöst“ (S. 182) und zwar 

nicht auf revolutionärem oder auch nur schwierigem Wege. Es ist nur nötig, den gegenwärtigen 

Schlamassel von Krise, Wirtschaftszusammenbrüchen und Staatshilfe ruhig fortschreiten zu lassen, 

dann werden „Staat und Wirtschaft sich verschränken und verzahnen ... desto mehr wird der Rest an 

individualistischer Selbstherrlichkeit beschnitten ... bilden sich die Anfänge kollektivistischer Ord-

nung heraus ... wandeln den Charakter der freien Kapitalwirtschaft im Prinzip ... und setzen ... die 

Planwirtschaft ins Dasein“ (S. 182). Das Stützen zusammengekrachter Unternehmen durch den Staat, 

also die stärkste Aeußerung des Bankrotts des heutigen Systems als Weg in die nächste höhere 

„Etappe der Menschheitswanderung“ auszugeben, ist zweifellos eine originelle Idee. Nun kommt 

aber erst die eigentliche Ueberraschung: „der Kapitalismus hat auch in dieser Form des Staatskapita-

lismus keine aussichtsreichen Chancen, sein Dasein für lange Zeit fortzusetzen“ (S. 244). Und zwar 

aus folgendem Grunde: „Die Produktion ist planvoll organisiert. Anarchie und Konkurrenz sind be-

seitigt. Die Produktivität um ein Vielfaches gesteigert – aber am Ende steht die Krise ... die Krise will 

nicht verschwinden“ (S. 250). Die ganze Perspektive Steuermanns ist unsinnig, aber der letzte Satz 

ist höherer Blödsinn. Woher soll unter den Bedingungen einer durchgeführten Planwirtschaft die 
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Krise kommen? Wenn Steuermann dabei an das Absatzproblem (S. 250) denkt, so muß einfach darauf 

hingewiesen werden, daß in der Lösung des „Absatzproblems“ ja gerade der Sinn der planmäßigen 

Wirtschaft liegt. Also ist sein „Staatskapitalismus“ entweder keine Planwirtschaft oder er ist eine 

„Planwirtschaft“ und dann ist die Krise unerklärlich. Doch verfolgen wir seinen Gedankengang wei-

ter. Er stellt als Ursache der während der „staatskapitalistischen Planwirtschaft“ auftretenden Krise 

das Privateigentum an Produktionsmitteln fest. Und wie löst er das Problem der Aufhebung des Pri-

vateigentums an Produktionsmitteln, ein Problem, um das seit Jahrhunderten mit geistigen und ma-

teriellen Waffen gekämpft wird? Sehr einfach: durch die E in s i ch t  der Menschen. „Das begreifen 

die Proletarier, denn sie spüren es an ihrem Leibe. Das begreifen auch die Kapitalisten, denn sie 

spüren es an ihrem Geldbeutel. Sie erkennen, daß der Staatskapitalismus nur eine Notlösung ist. Le-

diglich eine Lebensverlängerung, keine Lebensrettung“ (S. 253). Nachdem also alle Beteiligten „be-

griffen“ haben, was nottut, macht Steuermann wieder einen seiner überraschenden Schachzüge. Er 

schließt resigniert: „Wie die Menschen das Problem lösen werden – wir wissen es nicht. Vielleicht 

machen die einen um seinetwillen eine Revolution. Vielleicht machen die andern um seinetwillen 

einen neuen Weltkrieg. Vielleicht bedarf es dazu noch vieler Revolutionen und vieler Kriege“ (S. 

254). Das Ganze nennt sich bescheiden „scharfsinnige Beobachtung und geniale Kombination“. 

Uebrigens wimmelt das Buch auch im einzelnen von theoretischen Schnitzern und Fehlern. Nur ei-

nige Beispiele: Steuermann ist Anhänger der Akkumulationstheorie Rosa Luxemburgs, wobei er die 

Fehler dieser Theorie ins Groteske übertreibt (S. 67). Oder seine Feststellung (S. 39), daß in der Blü-

tezeit des Kapitalismus die handwerklichen und landwirtschaftlichen Arbeitskräfte für die kapitalis-

tische Produktion nicht zu gebrauchen waren, obwohl jedes Schulkind weiß, daß das flache Land das 

Rekrutierungsgebiet der Lohnarbeiterarmee war und das Handwerk (zum Teil bis heute) die qualifi-

zierten Arbeiter für den kapitalistischen Industriebetrieb ausbildete. Kurios ist auch die Behauptung 

(S. 120), daß in den Vereinigten Staaten infolge hoher Löhne selbst bei hochgesteigerter Produktion 

die Nachfrage immer ungefähr dem Angebot entspricht. S. 223 weist er nach, daß in Deutschland 96 

Prozent der Bevölkerung „so gut wie vermögenslos“ sind. Dieses Ergebnis erreicht er, indem er bei 

der Verwendung der Steuerstatistik alle Ehegatten, Söhne, Töchter und sonstigen ausgehaltenen Ver-

wandten bei den besitzenden Klassen als – „so gut wie vermögenslos“, als Proleten rechnet. Die Reihe 

dieser Schnitzer könnte noch ein ganzes Stück fortgeführt werden. [542] 

* 

„Bolschewik“ Nr. 14–16. 

Nummer 14 des „Bolschewik“ enthält einen Artikel über die „augenblickliche Situation in Deutsch-

land und die Aufgaben der KPD“. Die Weltwirtschaftskrise hat durch die finanziellen Schwierigkei-

ten, durch die Kreditkrise einen neuen Stoß erhalten. Von den 51,4 Milliarden Mark Goldvorräten 

besitzen die Vereinigten Staaten 20,6 Milliarden und Frankreich 9,3 Milliarden. Dazu kommt der 

dauernde Zustrom von Gold, der durch den Devisenabfluß aus England, Deutschland usw. noch ver-

stärkt wird. Die französischen Banken besitzen allein 6,5 Milliarden Mark Devisen. Dieser Zwiespalt 

in der kapitalistischen Welt bedeutet die weitere Senkung der industriellen Produktion und damit die 

zunehmende Verstärkung der akuten Krisenwirkungen. Man versucht die Lasten der Krise auf die 

Arbeiterschaft abzuwälzen, und eine Belebung der Wirtschaft auf Kosten der Arbeiter durchzuführen. 

Da die Faktoren der Krise im ganzen System des Kapitalismus vorhanden sind, diese Krise eine Krise 

des Systems ist, gibt es keinen Ausweg für den Kapitalismus: die politische Krise ist da. Trotz der 

Verstärkung der Arbeitslosenarmee bleibt aber der Schwerpunkt im Betrieb. „Ohne die Bewegung 

des Fabrikarbeiterproletariats in Deutschland wird die proletarische Revolution nicht durchgeführt 

werden können.“ Der Kampf muß geführt werden gegen die Krise für den Sozialismus, da ein Aus-

weg aus dieser Krise innerhalb des kapitalistischen Systems unmöglich ist. 

Jaroslawski bringt einen Aufsatz über den „Kampf mit dem Opportunismus in der augenblicklichen 

Etappe“. Er zeigt, wie die bürgerliche Presse mit der zunehmenden Erfüllung des Fünfjahrplans zit-

tert, wie sie alle Argumente zusammentragen muß, um irgendwie die Möglichkeit eines Nichtgelin-

gens des Fünfjahrplans feststellen zu können. Aber die Realität des Fünfjahrplans ist bereits zu groß. 
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Der Kampf muß daher geführt werden, nicht nur gegen die bürgerlichen Pressestimmen, sondern vor 

allem gegen alle Strömungen, die ein Nachlassen des bolschewistischen Tempos im Fünfjahrplan 

fordern. Dabei ist charakteristisch, daß alle diese Strömungen, so wie der Trotzkismus, bereits in 

derselben Linie marschieren wie Kautsky. 

In einer Spezialuntersuchung über „die sozialistische Viehwirtschaft“ bringt F. Zylk den Nachweis, 

daß die Steigerung nicht nur eingehalten werden kann, sondern auch durchgeführt werden muß, will 

die Sowjetunion auf dem schnellsten Wege die Fundamente des Sozialismus errichten. Am 1. Juli 

waren in speziellen Viehwirtschaften 7580 Kollektivwirtschaften mit 745.000 Stück Vieh tätig, in 

speziellen Schweinewirtschaften waren über 10.000 Kollektivwirtschaften mit 245.000 Stück Vieh 

vorhanden, dazu kommen besondere Geflügelfarmen, so daß der sozialistische Sektor innerhalb der 

Viehwirtschaft außerordentlich gewachsen ist. In der Verstärkung dieses Sektors liegt die Aufgabe 

der Partei. 

Einen interessanten Beitrag liefert L. Pertschik zu der Frage der „Städte und der Kommunalwirtschaft 

in der neuen Etappe“. Die letzten Beschlüsse der Partei sehen eine verstärkte Kommunalwirtschaft, 

einen Ausbau der Städte vor. Pertschik untersucht diese Fragen eingehend auf Grund der von Marx 

und Engels gegebenen Anschauungen über die Konzentration der Industrie und der Arbeiterschaft in 

den Großstädten, wie die Wohnungsfragen von Engels in seiner speziellen Analyse behandelt werden. 

Daran anschließend zeigt Pertschik die Aufgaben einer sozialistischen Kommunalpolitik in der Sow-

jetunion. Neben dem Ausbau der Städte kommt die Beseitigung des Gegensatzes von Stadt und Land 

durch die Verstärkung des sozialistischen Sektors immer mehr in Bedeutung. 

Aus dem Aufsatz von A. Domanski über die „Aufgaben der Naphthaindustrie ist besonders interes-

sant, daß die Naphthaindustrie der Sowjetunion bereits am Anfang des Jahres die Produktion von 

Venezuela überschritten hat. In Millionen Barrel betrug die Naphthaförderung der Vereinigten Staa-

ten, Venezuela und der Sowjetunion folgendermaßen: 

 Januar Februar März 

USA  66,0  60,6  69,0 

USSR   12,0  11,1  12,6 

Venezuela  10,6  9,8  10,7 

Weltproduktion  108,7  96,8  112,0 

[543] Vom Jahre 1930 bis zum Jahre 1931 stieg der Anteil der Sowjetunion an der Weltproduktion 

von 9,3 Prozent auf 11,4 Prozent, während der Anteil der Vereinigten Staaten von 63,% Prozent auf 

61,5 Prozent sank. Zeigt sich in der Naphthaindustrie der Sowjetunion die planmäßige sozialistische 

Ueberlegenheit, so ist damit der Aufgabenkreis der Wirtschaft in der Naphthaindustrie keineswegs 

beschränkt. Die weitere Steigerung der Naphthaindustrie, der Ausbau des Verteilungsnetzes stehen 

im Mittelpunkt des Produktionsprogrammes. 

Die Nummer 15 des „Bolschewik“ wird durch einen Aufsatz über „die entscheidenden Aufgaben des 

Wirtschaftsaufbaues“ eingeleitet. Die Produktion befindet sich in einem dauernden Aufstieg. Der so-

zialistische Sektor in der Landwirtschaft wird ständig verbreitert. Daraus folgt, daß die wirtschaftliche 

Tätigkeit aller Organe verstärkt und intensiver gestaltet werden muß, um die Fundamente des Sozia-

lismus zu bauen. 

Ein typisches Beispiel für die verstärkte Intensität des Wirtschaftsaufbaues gibt der Aufsatz von A. 

Serebrowski über die „Perspektiven der Entwicklung der farbigen Metallindustrie“, wo die großen 

Kupferlager eine sehr gute Verarbeitungsbasis schaffen. Bis jetzt sind diese Lager noch schwach aus-

gebeutet, aber in ganz kurzer Zeit wird in der Sowjetunion eine große Kupferindustrie vorhanden 

sein, die mit der Produktion in den imperialistischen Mächten jeden Vergleich aushalten. Mit dem 

Ausbau des Ural-Kusnetzk-Kombinats werden auch die vielen noch unerschlossenen Kupferlager 

planmäßig ausgebeutet werden können. Dabei liegt eine der Hauptaufgaben in der Schaffung quali-

fizierter Kader für diesen neuen Produktionszweig. Bis zum Jahre 1933 werden in der Kupferindustrie 

4000 Ingenieure und 8000 Techniker notwendig sein. Schon diese kurze Skizzierung zeigt die 

Schwierigkeiten, die aber durch die bolschewistische Energie überwunden werden. 
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Für die gesamte Sowjetindustrie behandelt T. Mandatjan in einem Aufsatz über die „Hauptaufgaben 

des Industrieaufbaues“ diese Fragen. Dabei steht nicht allein der produktionsmäßige Aufbau im Vor-

dergrund, sondern infolge des sozialistischen Charakters der Sowjetunion, alle sozialen Bauten und 

Einrichtungen, vor allem aber der Wohnungsbau. Nirgends war das Wohnungselend so groß wie im 

alten Rußland. Dazu kommt noch die Zerstörung durch den Bürgerkrieg und die elementaren Aufga-

ben während der ersten Zeit des Aufbaues. So kann von den zurückliegenden Jahren gesagt werden, 

daß die Sowjetunion auf dem Gebiete des Bauwesens Hervorragendes geleistet hat. Dabei muß noch 

betont werden, daß der Wohnungsbau in diesem Jahr einen großen Erfolg zeigt. 

Am industriellen Aufbau zeigt der Aufsatz von A. Sawenjagin über das „Dneprowskij Kombinat“. 

Das Kombinat besteht bis jetzt aus dem Wasserkraftwerk, einer Elektrostation, einer Kokschemni-

schen Fabrik, einer Metallurgischen Fabrik, Ferroschmelzwerk, einem Aluminiumkombinat, einer 

Schamottfabrik, einer Schlacken-Zement-Fabrik und einer großen Reparaturwerkstatt. Ueber die Be-

dienung der Anschlußbetriebe hinaus wird durch die Wasserkraftanlage eine Energiemenge von 34 

000 Kilowatt im Frühjahr 1933 an die entfernteren Betriebe geliefert werden. A. Sawenjagin unter-

zieht die Anlagen der einzelnen Werke und ihrer Gesamtkombination einer eingehenden Analyse und 

kommt zu dem Resultat, daß das Kombinat in allen Teilen einen großen Erfolg des sozialistischen 

Aufbaues bringen wird. 

Die 16. Nummer des „Bolschewik“ beschäftigt sich im Leitartikel mit den „Aufgaben der Kollektiv-

wirtschaften in der Winteraussaat“. Planmäßig ist eine Gesamtaussaatfläche von 43 280 000 Hektar 

vorgesehen, während im vergangenen Jahr nur 40 Millionen Hektar erreicht wurden. Bis jetzt ist der 

vorjährige Stand schon überschritten. Von den geplanten 43 Millionen Hektar sollen die Sowjetwirt-

schaften 2.860.000 Hektar (im vergangenem Jahr 1,7 Millionen Hektar) und in den Kollektivwirtschaf-

ten nicht weniger als 26 Millionen Hektar gegen zehn Millionen Hektar im vergangenen Jahr aussäen. 

In der Verstärkung und Festigung der Kollektivwirtschaften liegt die Hauptaufgabe der Partei. 

Tuschkow beschäftigt sich mit den „Aufgaben der Eisenbahnen und der Wintertransporte“. Durch 

den Winter werden die großen Schiffahrtswege in der Sowjetunion als Transportwege eingeschränkt 

und zum Teil unmöglich ge-[544]macht. Dadurch muß der Eisenbahntransport eine notwendige sai-

sonmäßige Verstärkung erfahren. Daraus resultiert, daß die Eisenbahnbauten beschleunigt werden 

müssen, alle Vorsorge getroffen werden muß, den kommenden Anforderungen am Eisenbahntrans-

port gerecht zu werden. Bis jetzt ist eine dauernde Steigerung der Waggonverladungen festzustellen, 

aber die Transporte müssen so gesteigert werden, daß sie die ausfallenden Schiffstransporte voll auf-

nehmen können, um keine Unterbrechung der Bau- und Wirtschaftspläne möglich zu machen. 

Insgesamt zeigt die vielseitige Behandlung der Wirtschaftsfragen in den Nummern des „Bolschewik“ 

die großen Aufgaben der WKP im Aufbau des Sozialismus. W. 

Bist du noch nicht Abonnent der  

„Internationale“ 

? 
Versäume nicht, bis spätestens zum 24. Dezember bei deinem Postamt 

diese Zeitschrift zu deiner weiteren theoretischen Schulung zu bestel-

len. 

Das Abonnement kostet für drei Monate 1,16 Mark einschließlich Zustellgebühr. 

[1] 
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Die Internationale  

15. Jahrgang ⁕ Berlin, Januar 1932 ⁕ Heft 1 

Nach der vierten Notverordnung 

16. Dezember 1931. 

Eine ungeheuerliche Ver schä r f ung  i n  de r  Dur ch f üh r ung  de r f a sch i s t i s che n Di k t a tu r 

in Deutschland hat begonnen. Das Diktaturdekret der Regierung Brüning-Groener, das den 15pro-

zentigen Lohn- und Gehaltsabbau diktiert, bringt die faktische Aufhebung des Streikrechts, das ge-

nerelle Verbot aller Versammlungen, die Aufhebung des Tarifrechts und die Uebergabe von Voll-

machten an die Regierung, die Betriebsrätewahlen auf Jahre zu verbieten. Der Burgfriedensausnah-

mezustand ist verhängt worden. 

Unsere Partei hat im letzten Jahr, insbesondere in den Beschlüssen des ZK-Plenums vom Januar 1931, 

die s t r a t eg i s che n Grundlinien unseres Kampfes in der gegenwärtigen Epoche gezogen und die 

Kräfte auf der Front des Kampfes gegen die Brüningdiktatur konzentriert. Das Kabinett des Zent-

rumskanzlers hat heute die Monopolstellung bei der Entfaltung des Faschismus besetzt. Der 

s chä r f s t e r evo l u t i onä r e Kampf  gegen  den  gegenwär t i gen  Angr i f f  de r  Bour geo i -

s i e  ist die Vor aus se t zung  des Kampfes auch gegen ihre noch weiter gehenden Pläne. Die aus-

schlaggebenden Gruppen des deutschen Finanzkapitals spielen mit dem Plan der Hinausschiebung 

der kommenden parlamentarischen Wahlen, um mit dem Belagerungszustand die Versuche der 

Ueberwindung der wachsenden inneren Widersprüche des kapitalistischen Systems zu decken. Ob 

nun der Burgfrieden am 3. Januar formell wieder aufgehoben wird, oder als permanenter Ausnahme-

zustand bis zum offenen militärischen Belagerungszustand fortgesetzt werden soll, – alle weiteren 

Maßnahmen der kapitalistischen Diktaturregierung liegen in der Richtung der Aufhebung aller Reste 

der bürgerlichen „Demokratie“. Es kommt darum darauf an, durch die richtige Frontstellung j e t z t  

den  s chä r f s t en  Kam pf  gegen  den  begonnenen  f a sch i s t i s chen  Gene r a l angr i f f  de r  

kap i t a l i s t i s chen  Dik t a t u r  au f  de r  ganzen  L i n i e  z u  o r gan i s i e r e n. 

Bei Verkündung der neuen Notverordnung gab es etwa 5,1 Mi l l i onen  E r wer bs lo s e, also 1,3 

Millionen mehr als im selben Monat des Vorjahres. Der Gang der Krise in der I ndus t r i e  erreicht 

katastrophalste Formen. So hatte beispielsweise die deutsche Roheisenproduktion im November 1931 

einen Rückgang von weiteren 12 Prozent gegenüber dem Oktober 1931 aufzuweisen, was eine Sen-

kung der Produktion von 32,1 Prozent gegenüber dem November 1930 bedeutete. Die durchschnitt-

liche arbeitstägliche Produktion im November 1931 entsprach 36,6 Prozent der durchschnittlichen 

arbeitstäglichen Leistung vom Juli 1929, [2] während noch im dritten Vierteljahr 1931 ein Durch-

schnitt der Eisen- und Stahlproduktion von 40 Prozent des Durchschnitts von 1929 zu verzeichnen 

war. Die Schwerindustrie des Ruhrgebiets kündigt Mitte Dezember neue  riesige Entlassungen an. 

Die durch die Inflation verbilligte englische Kohle beginnt die Ruhrkohle auf zahlreichen umstritte-

nen Märkten zu verdrängen. 

Die ganze außenpolitische „Erfüllungspolitik“ der deutschen Bourgeoisie war jahrelang auf der Grund-

lage einer möglichst großen Ausfuhrsteigerung aufgebaut. In zahlreichen kapitalistischen Memoranden 

wurde die Steigerung des de u t s chen  Expor t s  zur Voraussetzung der ganzen Youngpolitik erklärt. 

Unter der Einwirkung des Valutasturzes in England und in verschiedenen nordischen Ländern, sowie 

der beginnenden Absatzerschwerung durch die verschärfte Schutzzollpolitik, ist im Monat November 

die d eu t s che  Aus f uh r  gegenüber dem Oktober um 128 Millionen Mark oder fast um 15 Prozent 

z u r ückgegange n. Sie betrug im November 738 Millionen gegenüber 866 Millionen im Oktober. 

Abgesehen davon, daß die deutsche Ausfuhr im Jahre 1931 durchschnittlich um mehr als 200 Millionen 

Mark im Monat niedriger war, als im Jahre 1930, sind zwei Drittel der Ausfuhrabnahme im November 

1931 nicht saisonmäßig zu erklären, sondern die d i r ek t e  Folge der übermächtigen Inflationskonkur-

renz. Da im November die Ausfuhr nach England selbst im Hinblick auf die inzwischen durchgeführten 

Schutzzollmaßnahmen noch nicht zurückgegangen war, sondern noch zugenommen hatte, droht für die 

weiteren Monate eine noch rapidere Abnahme der deutschen Ausfuhr. 
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Das Fortschreiten der Wirtschaftskrise in Deutschland verschärft die kap i t a l i s t i s che  F i nanz -

k r i s e, die Krise des im vergangenen Sommer bereits zusammengebrochenen und durch das Stillhal-

teabkommen wieder „aufgebauten“ Kreditsystems und des Staatshaushalts. Auf der Tagung des Aus-

schusses zur Untersuchung der Zahlungsfähigkeit Deutschlands (BIZ-Ausschuß) in Basel teilte der 

deutsche Vertreter, Großbankier Dr. Melchior, das Herabsinken der Go l d- und  Dev i s en de -

ckung  der Reichsbank auf 11‚7 Pr ozen t  mit. Die finanzielle „Stabilität“ der deutschen Bourgeoi-

sie reicht nur für die Zeit, in der das Stillhalteabkommen über 6 Milliarden Mark kurzfristiger Aus-

landsschulden andauert – bis zum 29. Februar 1932. Es ist klar, daß sich die deutsche Bourgeoisie 

daher in der schwierigsten Lage und sklavischen Abhängigkeit vom Diktat des ausländischen Finanz-

kapitals befindet und bei den Base l e r  Ve r ha nd l ungen  die Rolle eines demütigen Bettlers spielt, 

der auch die po l i t i s c he n  Forderungen der ausländischen Imperialisten erfüllen muß. Die Vertreter 

der deutschen Bourgeoisie verhandeln in Basel auch um die Verlängerung des Hoover-Moratoriums, 

ohne daß sie die geringste Aussicht haben, die Aufhebung des Youngsystems als solchem zu errei-

chen. Als kurz nach dem Erlaß der vierten Notverordnung der Reichsfinanzminister D i e t r i c h  im 

Haushaltsausschuß des Reichstags die Abstriche und Einsparungen an den sozialpolitischen Ausga-

ben im letzten Jahre aufzählte, gestand er, daß faktisch nur die erlassenen 700 Millionen Mark an 

Youngzahlungen auf Grund des Hoover-Moratoriums den völligen Zusammenbruch der deutschen 

Reichsfinanzen im letzten halben Jahre verhindert haben. 

[3] Alle diese Tatsachen zeigen, daß die neue Verschärfung in der Durchführung der faschistischen 

Diktatur in Deutschland in einer Periode der Ve r t i e f ung  de r  Wi r t scha f t sk r i se  und des weite-

ren ökonomischen Zerfalls in Deutschland erfolgt. Das deutsche Finanzkapital führt den Gene ra l -

ang r i f f  au f  den  Lohn  mit bisher noch nicht dagewesenen gesteigerten f a s c h i s t i s chen  Me-

thoden, um die würgende Umklammerung der Krise zu lockern. Der verschärfte Ausbeuterangriff mit 

Diktaturgesetzen gegen die Arbeiterklasse und alle Werktätigen im Innern ist die Ergänzung zu den 

internationalen Bittgängen der deutschen Bourgeoisie. Hat der Lohnabbau f e l dzug  in den letzten 

anderthalb Jahren nach den Berechnungen der „Finanzpolitischen Korrespondenz“ den Haushalt des 

deutschen Proletariats um rund 15 Milliarden beraubt, so wird die weitere Herabsetzung des Einkom-

mens der proletarischen Massen. die Einschränkung ihrer Kaufkraft auf 22 Milliarden mit sich brin-

gen. Die Kr i s e  de s  i nne r en  Mark t e s  wird damit verschärft. Die Zinsherabsetzung bedeutet zwar 

eine Erleichterung für die Großindustriellen und Großagrarier (auch eine Teilenteignung des Sparka-

pitals), aber diese neuen riesigen Geschenke werden die Großindustriellen und Großagrarier nicht be-

fähigen, im weiteren Fortschreiten der Industrie- und Agrarkrise und bei der besonderen Lage Deutsch-

lands als eines Objekts des Kampfes zwischen den Imperialisten sich konkurrenzfähig zu machen. 

Das S t r e i kve r bo t  bis zum 1. Mai bzw. 1. Oktober 1932 soll der deutschen Kapitalistenklasse hel-

fen, ihre ökonomischen Schwierigkeiten zu überwinden und den Angriff auf den Lohn mit äußerster 

Brutalität durchzuführen. So widerspiegelt die vierte Notverordnung sowohl die Schwäche der deut-

schen Bourgeoisie in der verschärften Krise ihres ganzen Wirtschaftssystems, als auch ihr Bemühen, 

auf Kosten der breiten Massen die Schwierigkeiten zu mindern. 

B r ü n i ng  ist darum gegenwärtig der gegebene Kanzler der kapitalistischen Diktatur, weil seine Po-

litik – mit geschickten taktischen Maßnahmen, mit wohlüberlegter Rücksicht auf die spezielle Struk-

tur Deutschlands – z i e lbewuß t  die grundsätzlichen Forderungen des Monopolkapitals zu verwirk-

lichen sucht. Brüning weiß, daß die wirkliche Regierungskunst der Kapitalistenklasse noch immer 

die Zersplitterung in den Reihen der Ausgebeuteten war. Brüning weiß, daß die proletarische Ein-

heitsfront im Kampfe gegen die kapitalistische Diktatur, gegen den Faschismus die größte Gefahr für 

die Bourgeoisie ist. Man kann in einem Lande mit vielen Millionen Industriearbeitern, die eine jahr-

zehntelange klassenkämpferische Tradition besitzen, nicht in allen Industrien den Lohnabbau durch-

führen, wenn man nicht eine zuverlässige Stütze in der Gestalt der Sozialdemokratie und der Gewerk-

schaftsführer besitzt. Die deutsche Bourgeoisie konnte keine Notverordnungen erlassen, nicht die 

faschistische Diktatur durchführen, ohne die aktive Unterstützung der Sozialdemokratie. Die deut-

sche Kapitalistenklasse denkt nicht daran, auf die SPD, als ihre soziale Hauptstütze, zu verzichten, 

auch wenn sie diese mit Fußtritten traktiert, immer mehr aus den Regierungssesseln und 



Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 12 – 408 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 05.04.2023 

Staatsfunktionen verdrängt, ihr immer bescheidenere Pfründe für die Oberschicht der Arbeiteraristo-

kratie zur Verfügung stellt. Die deutsche Bourgeoisie weiß, daß die Nazis als Organisatoren des 

Streikbruchs unzu-[4]reichend sind, daß der Versuch zur Durchführung eines Streikverbotes über-

haupt nur mit Hilfe der sozialdemokratischen Gewerkschaftsführer gewagt werden konnte. Auch im 

Falle einer Heranziehung der Nazis zur Regierung würde ke i n  Ve r z i ch t  der Bourgeoisie auf die 

Mi t w i r kung  der Sozialdemokratie bei der Durchführung der faschistischen Diktatur in Frage kom-

men, wenn auch dabei die Formen unter Umständen wechseln könnten und bestimmte Umgruppie-

rungen, ja selbst neue Spaltungen innerhalb der Sozialdemokratie denkbar wären. 

Die Sozialdemokratie faschisiert sich bei der Durchführung ihrer Politik des „kleineren Uebels“ im-

mer mehr. Sie hat sich eine Stufentheorie des „kleineren“, „größeren“ und „größten Uebels“ geschaf-

fen, um die Tolerierung einer Brüning-Hitler-Regierung zu „begründen“. Sie erfand zur weiteren 

Stützung der Brüningdiktatur die Losung, man müsse für einige Zeit auch Entbehrungen tragen, wenn 

der Kampf gegen den Faschismus (irreführend werden allein die Nazis als de r  Faschismus bezeich-

net) bis zum entscheidenden Sieg geführt werden solle. Durch den Verzicht auf den Kampf gegen 

den Lohnabbau, durch die Unterstützung des Streikverbotes soll Brüning als „letztes Bollwerk gegen 

den Faschismus“ erhalten bleiben. Die „Theorie“ zur Stützung der neuen Notverordnung und des 

Streikverbotes hat Herr Rudolf H i l f e r d i ng  erfunden, der noch stets zur Hand war wenn die sozial-

demokratische Führerschaft einen Dreh brauchte, um kapitalistische Diktaturmaßnahmen als „eine 

Bestätigung der sozialistischen Ideologie“ anzupreisen. Bei den Hilferdingen ist die Auseinanderrei-

ßung von Politik und Oekonomie längst nicht mehr mangelndes Verständnis für ihre dialektische 

Einheit, wie sie der Marxismus zeigt, sondern ein bewußtes Betrügerspiel im Dienste der Bourgeoisie, 

der bewußte Verrat am Marxismus. Falls Brünings Auftraggeber eines Tages sich eine nationale Kon-

zentrationsregierung von den Nazis bis zur Sozialdemokratie oder bis zu Teilen der SPD schaffen 

sollten, würde Herr Hilferding sicherlich auch eine Theorie erfinden, wahrscheinlich: daß damit alle 

politischen Kräfte der Gesellschaft – mit Ausnahme ihrer bolschewistischen Todfeinde natürlich! –

sich zu einer „wahrhaft sozialistischen“ Regierung zusammengefunden hätten, oder so ähnlich. 

Die ganze Entwicklung der jüngsten Zeit bestätigt die Richtigkeit der Analyse und der Aufgabenstel-

lung unserer Parteiführung im letzten Jahre, die Konzentration des Kampfes gegen die Br ün i ng-

Gr oe ne r-Seve r i ng‚ gegen die Regierung der Durchführung der faschistischen Diktatur und ihren 

preußischen Regierungshort. Unsere Partei muß es aber verstehen, lebendiger, kühner und v i e l  o f -

f ens i ve r diese politische Linie gegen den Klassenfeind und seine Stützen durchzuführen. 

Der Haupt feind, der K la s s e n f e i nd des Proletariats, ist die Bourgeoisie, die kapitalistische Dikta-

tur. D i e soz i a l e Haup t s t ü t z e der kapitalistischen Diktatur ist die Sozialdemokratie. Sie ist unser 

Hauptfeind im Lager der Arbeiterklasse. Man kann die Naz i s nur dann politisch schlagen, wenn man 

den s c h ä r f s t e n Kampf  gegen  d i e  kap i t a l i s t i s che  D i k t a t u r  durch die Waffe des Streiks 

und aller zweckmäßigen außerparlamentarischen Kampfmittel organisiert. Die Waffe des po l i t i -

s chen  Massens t r e ik s  bekommt in der gegen-[5]wärtigen Situation die stärkste Bedeutung. Wir 

müssen i n  de r  deu t s c h e n  Ar be i t e r k l a s se  d i e  I deo l og i e  f ü r  d i e  No t wend i gke i t  de s  

po l i t i s chen  Massens t r e i k s  gegen die Brüningdiktatur und ihre verräterische Stützung durch die 

sozialdemokratischen und ADGB-Führer schaffen. Wir müssen den soz i a l dem okra t i s chen  Ar -

be i t e r n  die Bedeutung und die Notwendigkeit des politischen Massenstreiks verständlich machen. 

Unsere Partei hat die Aufgabe, an der Spitze der Organisierung des Streiks gegen den Lohnabbau, 

der Organisierung von gemeinsamen Massenaktionen der Betriebsarbeiter, Angestellten und Er-

werbslosen, der Organisierung der Massenaktion der werktätigen Bauern, der antifaschistischen Ver-

teidigung der politischen Rechte des Proletariats und der Werktätigen, aller Einheitsfrontaktionen zu 

stehen. Wir müssen eine g r oße  r o t e  E i nhe i t s f r on t bewegung  i m  ganzen  Re i che  schaffen. 

Die Linie dafür zeigten der rote Einheitsappell des Zentralkomitees der KPD und der Begleitartikel 

des Genossen Ernst Thälmann, die die Methoden des brüderlichen kameradschaftlichen Herantretens 

an die sozialdemokratischen Arbeiter bei der selbständigen Organisierung des Kampfes gegen den 

Lohnabbau und im Kampfe gegen den Faschismus zum Ausdruck brachten. 
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Unsere Partei muß bei der Durchführung dieser Aufgaben unter Beseitigung jeglicher opportunisti-

schen Abweichungen in unseren Reihen eine Ver schä r f ung  unse r es  p r i nz i p i e l l en  Kam p-

f e s  gegen  d i e  Soz i a ldem okr a t i e, e i ne  s t a r ke  Of fens i v e a n  de r i nne r gewer ksc ha f t -

l i c h e n F ron t und in  den  Be t r i eben  gegen  d i e  soz i a l dem okr a t i s chen  Gewer k -

scha f t s f üh r e r, den  schä r f s t en  S t oß  gegen  d i e  P r eußen r eg ie ru ng a l s  Bo l l we r k de r  

Br ü n i ngd i k t a t u r durchführen. 

In der Zeit der Unterstützung des faktischen Streikverbots durch die Führer der Sozialdemokratie und 

der Gewerkschaften werden der politische Massenstreik und der Streikwiderstand gegen den Lohn-

abbau in der roten Einheitsfront, unter Führung der Kommunistischen Partei, zum Sprengpulver ge-

gen die faschisierte SPD. Sie werden zu einem Mittel gegen die Verwirklichung der Pläne auf einen 

kapitalistischen „Ausweg“ aus der Krise und zum Faktor für die beschleunigte He r be i f ühr un g  

de r  Vor aus se t zungen  e i ne r  r evo l u t i onä r en  Kr i s e  i n  Deu t s ch l an d. [6] 

* 

Das Zentrum, die führende Partei der deutschen Bourgeoisie  
Von Ernst Thälmann 

Die letzten politischen Ereignisse – Erlaß der No tv e r o r dn ung  und Br ün i ng r ede  – haben erneut 

die Richtigkeit der kommunistischen Ana l yse  der Klassenkämpfe in Deutschland und unserer 

S t r a t eg i e  erhärtet. Die Brüningregierung im Reich und ihre Braun-Severing-Filiale in Preußen als 

Träger der Diktatur der Bourgeoisie treten mit der neuen Notverordnung klarer und unverhüllter als 

je zuvor in Erscheinung. Unwiderleglich erweist es sich, wie recht die Kommunistische Partei hat, in 

den Brüning-Braun-Severing-Regierungen die e n t s che i dende n  Träger der faschistischen Politik 

der deutschen Bourgeoisie zu bekämpfen, die i h r e r s e i t s  die Faschisierung, das heißt den Ueber-

gang zu den faschistischen Formen und Methoden bei der Ausübung der Diktatur, i n  de r  P r ax i s  

betreiben. Im Rahmen dieser allgemeinen Bestätigung unserer Analyse und Strategie durch die jüngs-

ten politischen Tatsachen zeichnet sich auch die Rolle des Ze n t r um s‚ als der führenden Partei der 

deutschen Bourgeoisie, mit besonderer Deutlichkeit ab. 

Worauf kommt es an, um die erfolgreiche Durchführung der Politik unserer Partei zu sichern? Not-

wendig ist die Selbstverständigung der Massen über die wirkliche Lage, über die Rolle der Bourgeoi-

sie, der Sozialdemokratie und Nationalsozialisten und über deren Wechselbeziehungen, sowie über 

die Notwendigkeit – im Rahmen des Kampfes gegen den Haup t f e i n d, gegen die Diktatur der Bour-

geoisie – den Haup t s to ß  gegen  d i e  Soz ia l dem okr a t i e  als die soziale Haup t s t ü t ze  der 

Bourgeoisie zum richten. Es ist klar, daß hierbei volle Klarheit in unseren eigenen Reihen über alle 

mit diesen Fragen zusammenhängenden s p e z i e l l e n  Probleme unbedingt erforderlich ist. Ein volles 

Verständnis vor allem auch für die besondere Rolle des Zen t r um s, das in den letzten Jahren in 

immer stärkerem Maße die e n t sc he i den de n  Schichten des deutschen Finanzkapitals und ihre Po-

litik repräsentiert. 

Dein Zentrum, seiner Politik, seiner Struktur und seiner Vergangenheit ist deshalb der nachfolgende 

Artikel gewidmet. Die Partei hat sich mit der Bedeutung des Zentrums auf Grund der politischen 

Entwicklung der letzten Jahre schon mehrfach auseinandergesetzt. Auf verschiedenen Tagungen des 

Zen t r a l kom i t e e s  wurde die Rolle des Zentrums als der füh r ende n  Pa r t e i  der deutschen Bour-

geoisie in stärkerem oder schwächerem Ausmaß behandelt. Aber es bleibt doch eine Tatsache, daß 

für unsere praktische Arbeit die notwendigen Konseque nz e n  aus diesen Feststellungen bis heute 

noch ungenügend gezogen wurden. Erst in den letzten Wochen stellte deshalb das Po l bü r o  des 

Zentralkomitees der Partei die Frage des Zentrums und seiner Bekämpfung im Zusammenhang mit 

der letzten Zen t r ums t agun g  auf seine Tagesordnung und faßte eine Reihe von Beschlüssen, die 

dabei helfen sollen, die Schwächen unserer revolutionären Massenarbeit im Kampf um die Gewin-

nung der christlichen Arbeiterschaft zum überwinden. 

[7] Dieser Artikel soll also zwei Aufgaben dienen: Einerseits soll er durch die Klärung der Ro l l e  de s  

Ze n t r ums  dazu beitragen, das theoretische Verständnis für die ge sam t e  Politik der Partei, für ihre 
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Beurteilung der Lag e, der Gr upp ie r ung  de r  Kr ä f t e  des  K l a s senf e i ndes  und der bevorste-

henden En t wi ck l un g, sowie für ihre S t r a t eg i e  im Kampf gegen den Klassenfeind zu vertiefen; 

zum anderen bestimmte ideologische Grundlagen für die Ve r bes se r ung  unse r e s  Kam pf es  ge -

gen  da s  Zen t r um, vor allem in den katholischen Gebieten Deutschlands, zum schaffen. 

Die w i ch t ig s t e  Auf gabe  unserer Untersuchung ist es, zum prüfen, auf Grund we l c h e r  Haup t -

f ak t o ren  sich die heutige Rolle des Zentrums als führender Partei der deutschen Bourgeoisie ergibt. 

Die Beantwortung dieser Frage ergibt a c h t  Haup t punk t e, in die sich diese Faktoren gliedern las-

sen. Bevor wir auf einige dieser Punkte, entsprechend ihrer besonderen Bedeutung vom Standpunkt 

des revolutionären Klassenkampfes, ausführlich eingehen, ist es notwendig, diese Hauptfaktoren zu-

nächst zu umreißen. Um welche Punkte handelt es sich? 

Erstens: Das Zentrum repräsentiert als Partei das K l a s senbündn i s  zwi schen  I ndus t r i ekap i -

t a l i s t en  und  Gr oßag r a r i e r n  zur gemeinsamen Ausplünderung der werktätigen Massen. Seine 

Führung liegt völlig in den Händen von Schwerindustriellen und Großagrariern, wobei der ausschlag-

gebende Einfluß des rheinisch-westfälischen und schlesischen Feuda l ade l s, der neben großagrari-

schen starke schwerindustrielle Interessen vertritt, eine wichtige Rolle spielt. Das Zentrum wird damit 

zu de r j en ige n politischen Kraft, die einen Aus g l e i c h zwischen dem Streben der Schwerindustrie 

nach Industriezöllen und dem der Großagrarier nach Agrarzöllen herbeiführt, was selbstverständlich 

nu r  auf Kosten der breiten Massen und unter teilweiser Zurückdrängung der Interessen der Fertig-

warenindustrie möglich ist. 

Zweitens: Das Zentrum ist die e i nz i ge  g r oßbü r ge r l i che  Pa r t e i  m i t  e i ne r  be s t im mten  

Massenbas i s, die bis heute relativ stabil geblieben ist. Wir werden noch ausführlicher auf die für 

unsere Politik besonders wichtige Tatsache der Tr ansmi s s i ons r i em e n, die das Zentrum mit den 

Massen der christlichen Arbeiter und der Jugend verbinden, eingehen. Gerade durch diese seine Mas-

senbasis wird das Zentrum trotz seiner Bindung an bestimmte Teile der Großbourgeoisie, an Schwer-

industrie, und Großagrarier, doch zu einer Partei, deren Politik stärker das Gesam t in t e r e s s e der 

kapitalistischen Klasse verkörpert, als bestimmte Spez i a l i n t e r e s se n. Dadurch unterscheidet sich 

das Zentrum z. B. in einem gewissen Grade von den De u t schna t i ona l e n, die vorwiegend eine 

Interessenvertretung der Junker und von Teilen der Montanindustrie darstellen, wenngleich Hugen-

berg verschiedentlich Versuche machte, sich als Vertreter der Gesamtinteressen der Bourgeoisie auf-

zuspielen. Andererseits beruht das Uebergewicht des Zentrums gegenüber der De u t s che n  Vo l ks -

pa r t e i zweifelsohne auch auf der Tatsache seiner stabilen Massenbasis. Wichtig für die Rolle des 

Zentrums ist dabei die Ar t  seiner Demagogie. Diese ve r me ide t  auch in der Agitation jede grund-

sätzlich [8] „gegne r i sch e“ Ste l lung  gegen das kapitalistische Sys t e m, wie sie etwa die SPD 

oder die Nationalsozialisten gelegentlich verwenden. 

Drittens: Indem das Zentrum mit seiner Politik die Interessenvertretung der Gesamtklasse der Kapi-

talisten betreibt, ist es n i ch t  an die besonderen i n f l a t i o n i s t i s che n Tendenzen der Großagrarier 

und der Montanindustrie gebunden. Gerade dadurch wird es besonders fähig zur Durchführung der 

auf Kapitulation gegenüber dem französischen und amerikanischen Imperialismus abzielenden Au-

ßenpo l i t i k, wie sie von den entscheidenden Schichten des deutschen Finanzkapitals betrieben wird. 

Die hinter den Deutschnationalen und Nationalsozialisten stehenden Montanindustriellen und Groß-

agrarier streben die I n f l a t i on  in immer stärkerem Maße an, um schu l den f re i  zu werden und 

zum Dum pi ngexpor t  zu gelangen. Demgegenüber wendet sich z. B. die Chem i e i ndus t r i e  und 

ihr ausschlaggebender Konzern, die IG-Farben, der zugleich der größte deutsche Konzern überhaupt 

ist, gegen  Inflationstendenzen. Dieser Konzern ist einerseits weniger verschuldet, als z. B. der Stahl-

trust, der ja vom Zusammenbruch bedroht ist; andererseits liegt der Absatz der IG-Farben zu 70 Pro-

zent auf dem Inlandsmarkt und ist auch, soweit es sich um Exportabsatz handelt, durch internationale 

Verträge geregelt und verhältnismäßig gesichert. 

Diese Teile des Finanzkapitals, die gegenwärtig die entscheidende Rolle spielen, benötigen somit 

eine Inflation keineswegs so dringend, wie die hinter Hitler-Hugenberg stehenden Schwerindustriel-

len und Großagrarier. Den Ausschlag für die ablehnende Stellung dieser Schichten des Finanzkapitals 
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gibt der Umstand, daß sie vor den Ge f ah ren  zurückschrecken, die die Inflation durch weitere Zu-

spitzung der Klassengegensätze und Revo l u t ion i e r ung  de r  Massen  für die kapitalistische 

Klassenherrschaft bringt. 

Indem das Zentrum die Politik d i e se r  Schichten betreibt, wird es zum Haup t t r äge r  j ene r  Au-

ßenpo l i t i k  de r  deu t s chen  Bour geo i s i e, die auf Vereinbarungen mit dem ausländischen Fi-

nanzkapital hinausläuft und entsprechende Zugeständnisse an den französischen und amerikanischen 

Imperialismus zu machen bereit ist. Es ist klar, daß das Zentrum diese Außenpolitik, die E r f ü l l ungs -

po l i t i k, reibungsloser durchzuführen vermag, als z. B. Deutschnationale und Nationalsozialisten. 

Viertens: Das Zentrum ist durch seine starken Positionen in Süddeutschland und durch seine Verbin-

dung mit der Bayerischen Volkspartei, die am stärksten die partikularistischen Tendenzen repräsen-

tiert, diejenige Partei der deutschen Bourgeoisie, die einen Ausg l e i c h  zwi schen  den  pa r t i ku -

l a r i s t i s chen  Länder t endenzen  und  den  I n t e r e s sen  de r  Re i chsgewa l t  verkörpert. 

Diese Position des Zentrums unterscheidet sich z. B. deutlich von der gegenwärtigen Rolle der Sozi-

aldemokratie und ihrer Politik. Im Mittelpunkt der gesamten sozialdemokratischen Politik, auch in 

den Ländern und im Reichsmaßstabe, steht heute die Erhaltung ihrer Positionen in der Preußenregie-

rung. Ihre Re i chspo l i t i k  stellt – nicht in ihrer Gesamtlinie, die ja durch das Interesse der Bour-

geoisie bestimmt ist – [9] wohl aber in ihren einzelnen Maßnahmen und taktischen Schritten teilweise 

nur Anhängsel ihrer P reußenpo l i t i k  dar. 

Fünftens: Auch in P r euße n  verfügt das Zentrum über die en t s che i dende  Sch l üs se l s t e l l ung  

und ist dadurch diejenige Partei, die vom Standpunkt der Gesamtbourgeoisie am besten die Aus -

nu t zung  de r  Soz i a ldem okr a t i e  als der sozialen Hauptstütze der Bourgeoisie für die Diktatur 

der Bourgeoisie sichert und ermöglicht. 

Sechstens: Umgekehrt befindet sich das Zentrum durch seine engen Verbindungen zu den rechtsra-

dikalen Wehrorganisationen und durch seine ideo l og i sche  Ve r wand t scha f t  m i t  de r  f a -

s ch i s t i s c he n I deo log i e, auf die wir noch ausführlicher eingehen werden, auch gegenüber den 

übrigen bürgerlichen Parteien, vor allen den Hitler-Hugenberg-Gruppen, in einer gewissen Sch l üs -

s e l s t e l l un g. Das Zentrum verschafft sich somit in immer stärkerem Maße die Funktion, die Hu-

genberg sich, bzw. den Deutschnationalen zugedacht hatte: nämlich die Funktion, die Hitler-Partei als 

die neue faschistische Massenpartei im Sinne der Diktatur der Bourgeoisie zu „kanalisieren“, d. h. zu 

erziehen und in die richtige Bahn zu lenken. 

Siebentens: Das  Zen t rum  ve r f üg t  übe r  d i e  s t ä r k s t en  o r gan i s a to r i s chen  Fundam en t e  

i nne r ha l b  de r  J ugend. Während die SAJ  nach offiziellen Angaben über 54.000 Mitglieder ver-

fügt, was zweifelsohne erheblich zu hoch angegeben ist, während die H i t l e r j ugen d ihre Stärke 

offiziell mit etwa 20 000 beziffert – auf einer Groß-Berliner Funktionärkonferenz wurde jedoch nur 

eine Zahl von 6000 im Reichsmaßstabe genannt –‚ verfügt das Zentrum über Jugendorganisationen 

für männliche und weibliche Jugend mit etwa 1¼ M i l l i o ne n Mi t g l i ede r n. Diese Millionenorga-

nisation der Zentrumsjugend ist nun keine direkte Kampforganisation, wie die vorgenannten anderen 

faschistischen oder sozial faschistischen Jugendorganisationen, aber sie hat sich nichtsdestoweniger 

als eine be sonde r s  f e s t e  S t ü t ze  de s  Br ün ingsys t ems  erwiesen. 

Ihre große, von unserem Standpunkt außerordentlich schwerwiegende Bedeutung liegt vor allem da-

rin, daß sie eine führende Rolle bei der f a s ch i s t i s chen  E r z i ehung  de r  Jugend  spielt. Im Vor-

dergrund ihrer Arbeit stehen weltanschauliche, kirchliche Fragen. Der größte Wert wird auf die Ak-

tivierung gegen die revolutionäre Arbeiterschaft, gegen  den  Bo l schewi sm us  gelegt. Ihrer sozi-

alen Zusammensetzung nach umfaßt die katholische Jugendbewegung Arbeiterjugend, Bauernju-

gend, städtischen Mittelstand, Studenten und Teile der Jugend der Bourgeoisie. Eine besondere Füh-

rerorganisation, die sich vorwiegend aus Priestern zusammensetzt, leitet diese Jugendbewegung. 

Es ist klar, daß dieser feste Einfluß auf breiteste Schichten der Jugend die Ro l l e  de s  Zen t rum s  

bei der Durchführung der Diktatur der Bourgeoisie und bei der Faschisierung in den Formen dieser 

Diktatur außerordentlich ve r s t ä r k t. 
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Achtens: D ie  kon t e r r evo l u t i onä r e  Ro l l e  de s  Zen t rum s  i n  Deu t s ch lan d, w i e  de r  ka -

t ho l i s chen  Ki r che  und  de s  Va t i kans  im  i n t e r na t i ona l en  Maßs t ab e, wirkt sich gleich-

falls in der Richtung aus, daß die Bedeutung des Zentrums als [10] führender Partei der deutschen 

Bourgeoisie ge s t e i ge r t wird. Die Tatsache, daß das Zentrum in besonderem Maße für den „Kampf 

gegen den Bolschewismus“ befähigt ist, das heißt für die faschistische Unterdrückung der revolutio-

nären Arbeiterschaft im Innern und gegen  d i e  Sowj e t un i on  in der Außenpolitik –, diese Tatsa-

che zählt unzweifelhaft zu den wichtigsten Faktoren, aus denen sich die beherrschende Stellung des 

Zentrums und die Ro l l e de r Br ün ing r eg i e r un g ergibt. 

Die vorstehenden Faktoren bilden die Hauptgrundlage für die heu t i ge  Ro l l e  de s  Zen t r um s, die 

in der Brüningdiktatur ihren Ausdruck findet. Aus dieser Rolle ergibt sich der Charakter der Brüning-

politik, wie er sich sowohl auf der letzten Zentrumstagung, wie auch besonders in der neuen Notver-

ordnung, dem faktischen Belagerungszustand und der Brüningrede aus Anlaß der Notverordnung of-

fenharte. 

* 

Die zwe i t e  Auf gab e, die wir uns in unserer Untersuchung stellen müssen, ist die Beantwortung 

der Frage, i nwi e f e r n das Zentrum zu den aufgezeigten Funktionen in der gegenwärtigen Politik der 

deutschen Bourgeoisie und damit seiner heutigen Rolle als führende Partei der deutschen Bourgeoisie 

gekommen ist. Zur Beantwortung dieser Frage müssen wir uns in die Vorgeschichte, in die ge -

s ch i ch t l i che  En t wi ck l ung  d i e se r  Pa r t e i  vertiefen. 

Wie und wann ist das Zentrum entstanden? Die eigentliche Zentrumspartei wurde 1870 gegründet. 

Sie war ursprünglich eine preußische Schöpfung und stellte eine Abwehr der katholischen Kreise 

gegen den in Preußen vorherrschenden Protestantismus und gegen den Liberalismus dar. Durch die 

Reichsgründung im Jahre 1871 im Anschluß an den deutsch-französischen Krieg entwickelte sich das 

Zentrum zu einer Re i chspa r t e i, die sowohl klassenmäßig, wie ihren politischen Tendenzen nach, 

zunächst bunt zusammengewürfelt war. Ihre führenden Elemente waren konse r va t i v und zu einem 

erheblichen Teil a n t i p reu ß i s c h , anti-bismärckisch eingestellt. Insbesondere von Süddeutschland 

her kamen in der Zentrumspartei sehr starke Tendenzen zum Pa r t i ku l a r i sm us, d. h. zur Unabhän-

gigkeit von der zentralen Reichsgewalt zum Durchbruch. Andererseits ergaben sich gerade hier auch 

unter den katholischen Elementen Süddeutschlands und der Kleinstaaten bestimmte Gruppierungen, 

getragen von Handwerkern, Kleingewerbetreibenden, Bauern und Arbeitern, die gege n da s J un -

ke r-P r eußen  a l s  Hor t  de r  Reak t i on  eingestellt waren. 

Die Führung und Finanzierung der Partei lag schon zu jener Zeit ausschließlich in den Händen des 

s ch l e s i s chen  und  wes t f ä l i s c he n Fe uda l ade l s, der neben seinen riesigen Gütern starke 

schwerindustrielle Interessen (Kohle, Eisen, Hütten) hatte. Von diesen Kreisen wurde auch die „Ger-

mania“ im Jahre 1871 gegründet, die heute noch das Zentralorgan der Zentrumspartei ist. 

In der Zeit nach 1871, bis etwa zum Jahre 1878, kam es zum „Kul t u r kam p  f“ Bi sm ar cks  gegen 

das Zentrum. In diesem Kulturkampf wurde die bis dahin uneinheitliche Zentrumspartei infolge ihrer 

Bedrückung und Verfolgung verhältnismäßig stark zusam me n-[11]geschwe i ß t. Bismarck 

stützte sich beim Kulturkampf vornehmlich auf den L i be r a l i sm u s, d. h. auf die junge kapitalisti-

sche Bourgeoisie Deutschlands. Infolgedessen arbeitete das Zentrum bei seiner Abwehr mit einer 

gewissen an t i kap i t a l i s t i s chen  und  soz i a l e n Dem agog i e. Gerade dadurch vermochten sich 

der katholische Klerus und die Zentrumspartei feste Positionen unter der katholischen Arbeiterschaft, 

vor allem in Westdeutschland, zu sichern. 

Len i n schreibt über den „Kulturkampf“ Bismarcks gegen das Zentrum: 

„Durch diesen Kampf festigte Bismarck nur den streitbaren Klerikalismus der Katholiken, schädigte er nur die 

Sache der wirklichen Kultur, denn er rückte statt der politischen Trennungen die religiösen in den Vordergrund 

und lenkte so die Aufmerksamkeit gewisser Schichten der Arbeiterklasse von den dringenden Aufgaben des 

Klassen- und Revolutionskampfes in der Richtung eines ganz oberflächlichen und bürgerlich verlogenen An-

tiklerikalismus ab.“ 
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Die weitere Entwicklung der Zentrumspartei, die sie aus einer Oppos i t i onspa r t e i  gegen das Bis-

marcksche Preußen-Deutschland zu einer festen S t ü t ze  de s  s i ch  en t f a l t enden  deu t schen  

I m pe r i a l i sm us  machte, hatte verschiedene Wurzeln. Bismarcks Kulturkampf endete mit einer 

Schlappe. Nachdem er ungefähr 1875 seinen Höhepunkt erreicht hatte, wurde der Kulturkampf im 

Rahmen der Bismarckschen Politik 1878 mit dem Erlaß des Soz i a l i s t engese t ze s durch den 

Kampf gegen die Sozialdemokratie abgelöst. Der erstarkenden kapitalistischen Bourgeoisie trat eine 

erstarkende Arbeiterbewegung, vor allem auf Grund der Vereinigung der beiden Richtungen der 

Las sa l l e ane r  und E i s enache r  auf dem Gothaer Vereinigungsparteitag, entgegen. Diese Ent-

wicklung trieb die liberale Bourgeoisie, wie sich das im Rahmen der 48er Revolution schon einmal, 

wenn auch in anderen Formen, abgespielt hatte, immer stärker in die Arme des feudalen und konser-

vativen Adels. 

Im Kampf gegen das P ro l e t a r i a t mußten sich die verschiedenen inneren Reibungsflächen zwischen 

den Teilen der Bourgeoisie abschleifen. Wie für die Kapitalistenklassen und den Feudaladel, so traf 

das auch auf die D i f f e r enze n kon f e s s i one l l e r Na t u r  zu und bewirkte eine Annäherung der 

katholischen kapitalistischen Partei an die übrige Bourgeoisie und an den absolutistischen Machtap-

parat. 

Andererseits fand sich das Zentrum auf Grund der Interessen des katholischen Feudaladels mit den 

Konservativen in der gemeinsamen Front des Kam pf es  um  d i e  Hochschu t zzö l l e. Während 

noch der Kulturkampf am heftigsten tobte, näherte sich das Zentrum in der Frage der Zollpolitik 

bereits den Konservativen und Nationalliberalen. So entstanden die ersten Ansätze für den späteren 

Zo l l b l oc k der drei kapitalistischen Parteien. 

In der weiteren Entwicklung wurden die Na t i ona l l i be r a l e n durch die Abspaltung ihres liberal-

kleinbürgerlichen Flügels endgültig zur großkapitalistischen Partei. Sodann beherrschte dieses Drei-

gespann der Konse r va t i ve n, Na t i ona l l i be r a l en  und des Zen t r um s bis rum Weltkrieg die 

Politik des kaiserlichen Deutschlands in dessen ganzer Entwicklung zum Imperialismus. Von 1893 

an deckte das [12] Zentrum endgültig und auf der ganzen Linie die W e h r- und Rüs t ungspo l i t i k  

des wilhelminischen Deutschlands. Das gleiche galt von der Ko l on i a l po l i t i k  und, wie bereits 

ausgeführt, von der Zo l l po l i t i k. 

In dieser Entwicklung des Zentrums sind die Voraussetzungen für seine jetzige Rolle als führender 

Partei bei der Ausübung der Diktatur der Bourgeoisie in Deutschland erwachsen. 

* 

Die d r i t t e  F r ag e, der wir unsere Aufmerksamkeit zuwenden wollen, ist das P r ob l em  des  M a s -

senanhang s de r  Zen t r u m spar t e i. Die Füh r un g des Zentrums und der von ihm abhängigen 

Massenorganisationen liegt völlig in den Händen der Gr o ßbour geo i s i e. Bezeichnend ist, daß 

noch immer ein ausschlaggebender Einfluß des rheinisch-westfälischen und schlesischen Feuda -

l ade l s mit seinen sowohl großagrarischen wie schwerindustriellen Interessen in der Zentrumspartei 

besteht. Dieser Einfluß drückt sich besonders drastisch in den Besitzverhältnissen der Aktien der „Ge r -

m an i a“ aus, die sich seit der Gründung dieser Zeitung – also seit mehr als 60 Jahren – nur wenig 

verändert haben. Die Mehrheit dieser Aktien wird bekanntlich von jenem Herrn v. Pape n vertreten, 

der seit Jahren am aktivsten für den Rechtskurs des Zentrums tätig ist. Nach dem Aktionärverzeichnis 

von 1927 gehörten noch folgende Vertreter des Feudaladels unter Führung v. Papens zu den Aktionären 

der „Germania“: Graf Ballestrem, Fürsten Löwenstein, von Savigny, Freiherr von Frankenstein, Graf 

Henckel-Donnersmarck, Graf Praschma, Graf Rechberg, Frhr. v. Haxthausen, Frhr. v. Ketteler, Frhr. v. 

Twickel, Graf Gahlen, Frhr. v. Heeremann, Fürst Waldburg-Wolfegg, Frhr. v. Wendt. 

Als entscheidende Vertreter der Schwerindustrie selbst in der Leitung des Zentrums sind zu nennen: 

K l öckne r, Generaldirektor t e n Hom pe l, Rechtsanwalt Lam m er s, als Vertreter der Großbanken 

Lou i s Hage n aus Köln (früher Levy). 

Wi e  ist es zu erklären, daß eine so ausgesprochen g r o ßbü r ge r l i che Pa r t e i wie das Zentrum 

unter einer solchen Führung trotzdem – im Gegensatz zur Volkspartei, teilweise auch zu den 
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Deutschnationalen – doch über eine ve r hä l t n i sm äß i g  s t ab i l e  Massenbas i s verfügt? Eine ent-

scheidende Rolle dabei spielt zweifelsohne die religiöse und k i r ch l i ch e B i ndung der katholischen 

Massen an den katholischen Klerus und damit zugleich an das Zentrum. Darüber hinaus stützt sich 

das Zentrum jedoch auf eine Reihe von Masseno r gan i s a t i one n, die der Partei und dem mit ihr 

verbundenen katholischen Klerus ihre Massenbasis verschaffen. 

Hierbei handelt es sich sowohl um k i r ch l i ch e, wie um be r u f s s t änd i s ch e Organisationen. Diese 

besonderen Transmissionsriemen bewirken das eigenartige Verhältnis zwischen dem Zentrum und 

den Massen. Es ist klar, daß gerade für die Kommunistische Partei und ihren Kampf gegen das Zent-

rum d ie s e Fragen von besonderer Bedeutung sind. 

Entsprechend der soz i a l e n S t r uk tu r des Zentrums, das als großbürgerliehe Partei seine Anhänger-

massen aus dem Proletariat und [13] allen werktätigen Schichten rekrutiert und sie mit Hilfe des 

Katholizismus an die großbürgerliche Politik bindet, ist sowohl die I deo log i e  wie die Or gan i sa -

t i on der Zentrumspartei darauf eingestellt, den Kl a s sencha r ak te r  de r  kap i t a l i s t i s chen  Ge -

se l l s cha f t  z u  ve r t u sche n. Diesem Ziel dient in ideologischer Hinsicht unter heißt. die konf e s -

s i one l l e  B i ndun g. Aus demselben Grunde ist anderem ihr Charakter als sogenannte „weltan-

schauliche“ Partei, das es für das Zentrum notwendig, im Aufbau seiner Organisationen zusammen-

gehörige Klassen zu ze r r e i ße n und mit ihnen klassenmäßig feindlichen Schichten zusammenzu-

koppeln. Diesem Prinzip dient der Aufbau der Zentrumsorganisationen nach be r u f s s t änd i sche n 

Grundsätzen. Hierin drückt sich bereits die Annäherung an die faschistischen Phrasen vom Stände-

staat aus. 

Welches sind die wichtigsten Massenorganisationen des Zentrums, die wichtigsten Transmissions-

riemen der Zentrumspartei zu den verschiedenen Schichten der Arbeiterklasse und der Werktätigen? 

1. Die Arbeiter-, Angestellten- und Beamtengewerkschaften. 

2. Der Volksverein für das katholische Deutschland. 

3. Die katholischen Arbeiter- und Gesellenvereine. 

4. Die Frauen-, Jungfrauen-, Jungmännervereine, Jugend- und Kinderorganisationen. 

5. Die Schulorganisationen (Lehrer-, Eltern-, Schüler- und Studentenorganisationen). 

6. Die berufsständischen Interessenvereinigungen, wie Katholische kaufmännische Vereinigung, Be-

amtenvereine (die nichts mit christlichen Gewerkschaften zu tun haben), Forschungs- und Vereini-

gungen zur Erfassung der Intellektuellen, Wissenschaftler und Künstler, Handwerker- und Gewerbe-

treibendenvereine, Bauern- und Winzervereinigungen. 

7. Die katholischen Wohlfahrts- und Fürsorgevereinigungen und Organisationen. 

8. Die vielen Sport-, Wehrsport-, Wander-, Kultur-, Geselligkeits-, Buch-, Lichtspiel- und Theater-

vereinigungen, -organisationen und -verbände. 

9. Die religiösen Orden, Klöster, Missionsgesellschaften, Erziehungsanstalten, riesigen Verlagsorga-

nisationen für Zeitungen, Bücher, Broschüren, Traktate usw. – die eine großzügige kapitalistische 

Massenausbeutung betreiben. 

10. Die Kirche selber mit 70.000 bis 80.000 staatlich und aus Massensteuern besoldeten Priestern, 

die mit riesigen religiösen und gesetzlichen Machtvollkommenheiten gegenüber den Gläubigen aus-

gestattet sind. 

Das berufsständische Prinzip in den Zentrumsorganisationen ist lediglich in den ch r i s t l i chen  Ge -

wer kscha f t en  durchbrochen, weil gegenüber den Proletariat auf Grund der kapitalistischen Ent-

wicklung andere Methoden der Massenerfassung als die durch eine ch r i s t l i che  Kl a s senor ga -

n i s a t i on  versagen müssen. Der Verzieht auf das berufsständische Prinzip und die Anwendung des 

[14] klassenmäßigen Prinzips bei den christlichen Gewerkschaften war jedoch selbstverständlich nur 

eine e r zwungene  Konzes s i on  an die gegebenen Tatsachen. Die Entstehung der christlichen 
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Gewerkschaften in Deutschland fällt etwa ein Vierteljahrhundert später als die Gründung der Zent-

rumspartei. Sie erfolgte um die Mitte der neunziger Jahre des vergangenen Jahrhunderts. Sowohl in 

ihrem Aufbau wie in ihrer Propaganda stellten die christlichen Organisationen eine ausgesprochene 

Konkur r enzg r ündung  gegen  d i e  F r e i en  Gewer kscha f t en  de r  Soz i a l dem okr a t i e  

dar, die damals noch in stärkerem Maße als nach der Jahrhundertwende K l a s senkam pf o r gan i -

s a t i onen  waren. 

Aus diesen Gründen des We t t bewer be s mit den sozialdemokratischen Gewerkschaften ergab sich 

die Notwendigkeit sowohl des klassenmäßigen Prinzips im Aufbau, wie der formellen Bejahung des 

„Kam pf p r i nz i p s“ und des „St r e i k s“. Naturgemäß erfolgte diese nur in Phrasen und bedeutete in 

den Taten keinerlei Hemmung für die übelste L i ebed i ene r e i vor dem Unternehmertum und den 

schrankenlosen Ve r r a t der christlichen Arbeiterinteressen an die Kapitalisten. 

In welchem Ausmaß die Preisgabe des berufsständischen Prinzips im Fall der christlichen Gewerk-

schaften nur eine, durch die Tatsachen erzwungene, dem agog i sc he Konzes s i o n des Zentrums 

darstellte, durch die man proletarische Massen um so stärker an die großbürgerliche Politik fesseln 

wollte – das ergibt sich aus der gesamten Behandlung der Organisationsfrage im Lager des Katholi-

zismus. In einem Sammelbuch über „Die soziale Frage und der Katholizismus“ schreibt der christli-

che Gewerkschafter Rudo l f Gr e ß unter anderem in einer Untersuchung der Geschichte der christ-

lichen Gewerkschaften: 

„Aus dieser Tatsache (Greß meint die Gefahr, daß schon die bloße k l a s s e n m ä ß i g e  O r g a n i s a t i o n  das 

K l a s s e n b e w u ß t s e i n oder doch den K l a s s e n i n s t i n k t der organisierten Arbeiter zu erwecken droht. E. 

Th.) erklärt sich die dauernde t i e f e A b n e i g u n g d e s  c h r i s t l i c h e n  E t h o s  gegen jegliche auf dem K l a s -

s e n g e d a n k e n aufbauende Organisation und die e n g e  i n n e r e  B e r ü h r u n g  d i e s e s  E t h o s  m i t  d e m  

b e r u f s s t ä n d i s c h e n  O r g a n i s a t i o n s p r i n z i p.“ 

Wie weit diese „Abneigung“ geht, das zeigt die Tatsache, daß als Konkurrenz zu den christlichen 

Gewerkschaften von den führenden katholischen Schichten selbst der „Ver band  ka t ho l i s che r  

Ar be i t e r ve r e i n e“ aufgezogen wurde, der auch f o rm e l l  jedes „Kampfprinzip“ gegenüber dem 

Unternehmertum a b l e hn t e  und offen gegen  jede Verteidigung auch nur der geringsten ökonomi-

schen Interessen und statt dessen für den „i nne ren  Ausgleich“ eintrat. 

Alle übrigen Massenorganisationen des Zentrums, wenn man von den christlichen Gewerkschaften 

absieht, sind deshalb auch völlig auf dem berufsständischen Prinzip aufgebaut. 

Die christlichen Gewerkschaften, deren offizieller Name bekanntlich Christlich-nationale Gewerk-

schaften ist, sind im DGB. (Deutschen Gewerkschafts-Bund) zusammengeschlossen. Die Mitglieder-

[15]zahl der christlichen Organisationen Ende 1930 betrug 1.370.793; das sind 6,4 Prozent der Ge-

samtzahl der Arbeiter und Angestellten. Diese 1,37 M i l l i onen  Mitglieder verteilen sich auf die im 

DGB. vereinigten Arbeiter-, Angestellten- und Beamtengewerkschaften in der Weise, daß zu den 

Ar be i t e r gewer kscha f t en  778.863 Mi t g l i ede r  gehören. Hier ist jedoch der christliche Ge-

samtverband der Verkehrs- und Staatsbediensteten eingerechnet, dem auch Zehn t ausende  von  

Bea m t e n angehören. 

Der christlich-nationale „Gesamtverband Deutscher Angestellten-Gewerkschaften“ (Geda g) umfaßt 

13 Berufsverbände, zu denen der Deu t s chna t i ona l e  Hand l ungsgeh i l f enve r band  mit 

380.000 Mitgliedern und der Verband der weiblichen Handels- und Büroangestellten mit etwa 90.000 

Mitgliedern gehört. Wir werden später noch auf die Bedeutung zurückkommen, die der Zugehörigkeit 

solcher, unter deutschnationaler, teilweise nationalsozialistischer Führung stehender Verbände, wie 

z. B. des Deutschnationalen Handlungsgehilfenverbandes, zu den christlichen Organisationen für die 

a l l gem e i ne  i deo l og i s che  En twi ck l ung  de s  Zen t ru m s  und seiner Massenorganisationen 

zukommt. 

In diesem Zusammenhang wollen wir nur auf die auch z a h le n m äß i g große Bedeutung der christ-

lichen Gewerkschaften hinweisen. Unter den Anges t e l l t en , den Landa r be i t e r n  (usw. spielen 

die christlichen Organisationen zum Teil eine gleichwertige und größere Rolle als die freien 
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Gewerkschaften der Reformisten. Aber auch unter anderen Schichten des Proletariats, unter der In -

dus t r i e a rbe i t e r s cha f t  der katholischen Gebiete haben sie bedeutende, in e i nze l ne n Betrieben 

den reformistischen Organisationen zahlenmäßig nahekommende oder sogar stellenweise überlegene 

Positionen. Wenn auch nicht im Reichsmaßstabe, so doch gerade in wichtigen Zentren der Schwer-

industrie ergeben sich aus dieser Tatsache besonders für die Ar be i t de r RGO außerordentlich wich-

tige Konsequenzen. 

Zusammenfassend können wir feststellen, daß die dargestellten verschiedenartigen Transmissions-

riemen zwischen dem Zentrum und Massen der Arbeiterklasse und der Werktätigen in Stadt und Land 

ohne jeden Zweifel eine der entscheidenden Ursachen sowohl für die heu t i g e Ro l l e dieser Partei, 

als auch für ihre verhältnismäßige S tab i l i t ä t trotz Krise des Kapitalismus und trotz revolutionären 

Aufschwungs bilden. Aus dieser Feststellung ergibt sich naturgemäß auch, daß unse r Ka m pf ge -

ge n da s Zen t r um diesen komplizierten Verhältnissen und dieser besonderen organisatorischen 

Struktur des sogenannten Zentrums„turmes“ Rechnung tragen muß. 

* 

Die v i e r t e F r ag e, die wir in unserer Untersuchung beantworten wollen, ist die nach der besonderen 

Rolle des Zentrums für die En t wi ck l ung  de s  Fa sch i smus  i n  Deu t s ch l an d. Es ist dabei klar, 

daß das Zentrum als führende Partei bei der Ausübung der Diktatur der Bourgeoisie zwangsläufig 

auch eine entscheidende Rolle beim Uebergang zu f a sch i s t i s che n For m e n dieser Diktatur spie-

len muß. Im Nachfolgenden wollen wir jedoch die besonderen Ursachen etwas aus-[16]führlicher 

beleuchten, auf Grund deren das Zentrum gerade auc h  f ü r  d i e sen  Wechse l  in den Herrschafts-

formen, den Herrschaftsmethoden, hervorragend geeignet ist. 

Wir haben bereits das berufsständische Prinzip in der organisatorischen Struktur des Zentrums be-

trachtet. das eine enge Verwandtschaft mit der f a s ch i s t i s chen  Ph r aseo l og ie  vom  S t ände -

s t aa t  aufweist. Diese faschistische Note findet sich überhaupt in der gesamten Ideologie des Zent-

rums als einer sogenannten we l t anschau l i che n Pa r t e i, die die Klassengegensätze der kapitalis-

tischen Gesellschaft ve r t u s c he n und feindliche Klassen miteinander ve r söhne n, zu einer ‚Har-

monie“ vereinigen will. Wir brauchen nicht erst darauf hinzuweisen. daß es sich hier um die betrüge-

rische Demagogie handelt, mit der die Massen an den Kapitalismus und die bourgeoise Klassenherr-

schaft ge f e s se l t werden sollen, indem man ihnen das Wesen des Kapitalismus und der bürgerlichen 

Klassenherrschaft zu ve r he i m l i che n sucht. 

Auch die Tatsache, daß in der Politik der Brüningregierung der äuße r s t e Kur s  de r  Soz i a l r eak -

t i on  und  de r  po l i t i s c he n Knech t ung  de r  Massen  immer wieder mit den Phrasen von 

„Vo l ksgem e i nscha f t“ und dergleichen mehr verschleiert wird, entspricht durchaus der faschisti-

schen Ideologie. ‚Das alles sind bekannte Tatsachen. Das Problem jedoch, dem wir in diesem Zusam-

menhang unsere Aufmerksamkeit etwas stärker zuwenden wollen, sind die be sonde r e n Ve r b i n -

dunge n des Zentrums zu den verschiedenen anderen Parteien und Organisationen der Bourgeoisie 

aus dem e x t r em e n Lage r  de s  Fasch i sm u s. 

Durch den Feudaladel und die großagrarischen Interessen ist die enge Verbindung zwischen dem 

Zentrum und dem Landbun d – und damit zwischen dem Zentrum und den Deu t s ch  na t i ona len  

–gegeben. Durch die Abspaltung des gemäßigten Flügels der Deutschnationalen (Lam bac h, Wes t -

a r p, T r ev i r anu s), der dem Zentrum besonders nahe stand, von der Hugenbergpartei, ist hierin keine 

Abschwächung eingetreten. Im Gegenteil: diese abgespaltene Gruppe mit ihrer engen Verbindung 

zur Zentrumspartei diente gewissermaßen als Brücke  f ü r  d i e  we i t e r e  Fa sch i s i e r ung  des  

Zen t r um s. 

Aehnlich steht es mit den ch r i s t l i chen  Gewer kscha f t e n. Diese Verbände, die wir als die wich-

tigsten Transmissionsriemen der Zentrumspartei zu den Massen gekennzeichnet haben, wirken sich 

zugleich als ein Hebe l  fü r  d i e  Fa sch i s i e r ung  de s  Zen t r um s  aus. Wir sahen, daß in der Frage 

der Zentrumsgewerkschaften unter dem Druck der Verhältnisse das berufsständische Prinzip zuguns-

ten des Prinzips der Klassenorganisation verlassen wurde. Was aber in der o r gan i sa t o r i s chen  
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S t r uk t u r  gewissermaßen „gesündigt“ worden war, wurde in der I deo log i e dieser Organisationen 

um so stärker wieder wettgemacht. 

Auch in den christlichen Gewerkschaften ist die enge Verbindung zu den De u t s c hna t i on a l e n und 

neuerdings auch teilweise zu den Na t i ona l soz i a l i s t en  gegeben. Wir sahen bereits, daß unter den 

Angestelltenverbänden, die dem christlich-nationalen Deutschen Gewerkschafts-Bund angehören, 

die führende Organisation der Deu t s c h-[17]na t i ona l e  Ha nd l ung s geh i l f enve r ban d dar-

stellt. Ebenso ist beim Gesam t ve r band  de r  Deu t s chen  Beamtengewer kscha f t e n die 

deutschnationale Einstellung vorhanden. Auch unter den christlich-nationalen Arbeitergewerkschaf-

ten findet sich der Zen t r a l ve r band  de r  ch r i s t l i chen  Landa r be i t e r, der eine ausgesprochene 

Landbundor gan i s a t i o n ist. Die sämtlichen, in der christlich-nationalen Spitzenorganisation zu-

sammengefaßten Gewerkschaften sind also durchaus n i ch t  nu r r e i ne Zen t r u msve r bänd e, zu 

ihnen gehören vielmehr teilweise direkte deu t schna t i ona l e (oder auch stellenweise na t i ona l -

soz i a l i s t i s ch e), teilweise gem i sch t e  und in t e r kon fes s i one l l e Organisationen. 

Diese Verbindungen mit den Deutschnationalen und zum Teil mit den Nationalsozialisten sind jedoch 

nur e i ne r der Faktoren, auf Grund deren die christliche Gewerkschaftsbewegung zu einem Hebel 

und einer Stütze für die faschistische Politik des Brüning-Zentrums wird. Ein weiterer entscheidender 

Faktor ist die eng e Ve r b i ndun g de r ch r i s t l i chen  Gewer kscha f t en  mi t  den  Wehr ve r -

bände n‚ wie sie insbesondere durch St ege r wa l d seit langem betrieben wird. Hier bestehen Bezie-

hungen zum Jungdo- zum Werwolf, zum Bund Oberhand und teilweise auch zum Stahlhelm. Gegen-

über dem S t a h l he l m sind diese Beziehungen naturgemäß weniger entwickelt, weil auf Seiten des 

Stahlhelms selbst wegen seiner Verbundenheit mit den gelben Verbänden Hemmungen bestehen. Wie 

weitgehend die B i ndunge n S t ege r wa l ds  an  d i e se  f a s ch i s t i s chen  Wehro r gan i s a t i o -

ne n sind, das ergibt sich z. B. aus der seinerzeit vom „Vorwärts“ festgestellten Tatsache, daß bei dem 

berüchtigten Fe m e m ör de r Schu l z, dem heutigen Naziführer, eine Pho t og r aph i e  S t ege r -

wa l d s mit sehr freundlicher Widmung gefunden wurde. 

Stegerwald, der heutige Reichsarbeitsminister und langjährige Führer der christlich-nationalen Ge-

werkschaften, hat seine f a sch i s t i s ch e E i ns t e l l ung bei verschiedenen ideologischen Auseinan-

dersetzungen im Zentrum und in christlichen Gewerkschaften wiederholt bekundet. Bekanntlich fand 

im Jahre 1928 eine Auseinandersetzung zwischen Wirth und Stegerwald statt. Stegerwald hielt auf 

einer Bez i rk s t agun g  de r  ch r i s t l i chen  Gewer kscha f t en  i n  Du i sbu r g  am 4. März 1928 

ein Referat, in dem er streng nach den Lehren des Faschismus den „St ändes t aa t “ im Gegensatz 

zur Klassenorientierung. sowie die „Ent p r o l e t a r i s i e r ung  de r  Ar be i t e r s cha f t“ proklamierte. 

Die deutsche Staatsführung müsse, so erklärte Stegerwald damals bereits, „ähn l i c h w i e Musso -

l i n i in Italien das Wirtschaftsbewußtsein mit dem Volksbewußtsein verbinden“. Er wandte sich da-

mals schon gegen  d i e  „Dem okr a t i e“ und polemisierte z. B. gegen Wirth, weil dieser „stark unter 

dem Einfluß der französischen demokratischen Gedankenwelt stände“. 

Ein Jahr später, kurz nach der Bildung der ersten Brüningregierung, sprach S t ege r wa l d wiederum 

in Duisburg. Dort sagte er, daß eine Arbeitsgemeinschaft unbedingt notwendig sei, nicht für Lohn-

kämpfe, sondern um „den Hebel an der Gestaltung der Wirtschaftspolitik und der Umgestaltung der 

Wirtschaft“ anzusetzen. Er erklärte dann: 

[18] „Heute wird man dem Gedanken näher treten müssen, daß die verschiedenen gewerkschaftlichen Ver-

bände einen w i r t s c h a f t l i c h e n  G e n e r a l s t a b  bilden, der auch weitgehend die Lohnbewegungen im gan-

zen zu regulieren hätte. ... Daneben müßte der Vorstand des Reichswirtschaftsrates zum allgemeinen w i r t -

s c h a f t l i c h e n  G e n e r a l s t a b  D e u t s c h l a n d s  ausgebaut werden.“ 

Alle diese Formulierungen entsprechen. vollkommen der faschistischen Ideologie und finden sich 

genau so in den Auslassungen der Na t i ona l soz i a l i s t e n. Diese ideologischen, wie die geschilder-

ten organisatorischen Querverbindungen des Zentrums nach rechts sind somit charakteristische 

Symptome dafür, daß das Zentrum durch seine Struktur, wie durch seine Ideologie von vornherein 

dazu berufen war, die füh r ende  Ro l l e  be i  de r  Dur chf üh r ung  de r  f a sch i s t i s c hen  Di k -

t a t u r  i n  Deu t s ch l and  zu übernehmen. 
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Ein kleines Beispiel hierfür mag der Hinweis auf die Rolle der verschiedenen Zen t r um sm i n i s t e r 

im Rahmen der Gesamtpolitik der Bourgeoisie in den letzten Jahren sein. In Preußen ist der Zentrums-

mann Hi r t s i e f e r seit Jahren Wohlfahrtsminister. Seine exponierte Rolle im Kampf gegen den Mie-

terschutz und beim Abbau der Sozialpolitik ist hinreichend bekannt. Hirtsiefer ist uns der christlichen 

Gewerkschaftsbewegung hervorgegangen, stammt aus der dortigen Metallarbeiterorganisation. Im 

Reich war es der Zentrumsminister Br aun s, der als Reichsarbeitsminister die ersten schweren An-

schläge der Bourgeoisie auf die Erwerbslosenunterstützung und die übrigen sozialpolitischen Rechte, 

die dem deutschen Proletariat vom November 1918 verblieben waren, durchführte. Brauns war Sekretär 

des Katholischen Volksvereins. B r ün i n g wie S t ege r wa l d stammen aus der christlichen Gewerk-

schaftsbewegung, deren direkter Führer bekanntlich Stegerwald war. Ueber ihre Politik bei der Durch-

führung der faschistischen Diktatur in Deutschland brauchen wir hier nicht ausführlicher zu sprechen. 

Diese Zentrumspolitik der letzten Jahre ist nur die Fortsetzung und Krönung ihrer Rolle seit dem 

November 1918. Als es sich im Jahre 1918 für die Bourgeoisie darum handelte, die kapitalistische 

Klassenherrschaft gegenüber dem ersten Ansturm der proletarischen Revolution zu sichern und zu 

verteidigen, bediente sich das Zent um in ausschlaggebendem Maße der Soz i a l demokr a t i e. Mit 

der Festigung der politischen Macht der Bourgeoisie setzte es die Heranziehung der Deu t sc he n 

Vo l kspa r t e i  und schließlich sogar der Deu t s chna t i ona l e n durch, wobei die SPD bis zu einem 

gewissen Grade zurückgedrängt wurde. Heute ist das Zentrum Träger der Po l i t i k e i ne r wechse l -

s e i t i gen  Ausnu t z ung  de r  Soz i a l dem okr a t i e  und  de r  Na t i ona l soz i a l i s t e n f ü r  d i e  

D i k t a t u r  de r  Bour geo i s i e . 

Einstweilen liegt dabei das Schwergewicht selbstverständlich bei der Sozialdemokratie. Und das wird 

sicherlich, k l a s senm äß i g betrachtet, auch in Zukunft für Deutschland bis zur proletarischen Re-

volution der Fall sein. Aber diese Tatsache steht durchaus nicht in Widerspruch zu einer m ög l i che n  

Entwicklung, durch die die Sozialdemokratie hinsichtlich der f o r me l l en  Ausscha l t ung  vo n  

de r  Aus-[19]übung  de r  Reg i e rungsgewa l t, noch einen weiteren Fußtritt seitens der Bour-

geoisie, den Ve r l u s t  auch  i h r e r  p r euß i schen  Reg i e r ungspos i t i one n, erleiden würde, 

während die Na t i ona l soz i a l i s t en  i n  d i e  Re i chs r eg i e r ung  einrücken können. Denn die 

Rolle der Sozialdemokratie als sozialer Hauptstütze der Bourgeoisie, beruht ja vor allem auf der 

k l a s senmäß i gen  S t r uk t u r  i h re r Anhänge r scha f t, auf der Tatsache, daß sie die wichtigste 

Kraft im Dienste der Bourgeoisie darstellt, die die proletarischen Massen an das System der bürger-

lichen Diktatur kettet. Ob dies in der Form einer Reg i e r ungsbe t e i l i gun g, sei es im Reichs- oder 

Ländermaßstabe, oder auch nur unter dem Deckmantel einer Sche i noppos i t i o n geschieht, ist 

nicht von entscheidender, sondern nur von taktischer Bedeutung. 

Es wäre deshalb ein verhängnisvoller Fehler, wenn man aus der heutigen Absage der Brüningregie-

rung an die Nationalsozialisten in der Frage ihrer Teilnahme an der Reichsregierung irgendwelche 

Schlüsse hinsichtlich der we i t e r e n Pe r spek t iv e ziehen wollte. Ob die Bourgeoisie die National-

sozialisten im Reichsmaßstabe in die Regierung beruft, hängt einstweilen von einer Reihe vor allem 

außenpolitischer, aber auch innenpolitischer Fragen ab, die noc h n i c h t gek l ä r t sind. Das Eine aber 

steht, insbesondere auf Grund des Beispiels von Hessen, fest: p r i nz i p i e l l  i s t  da s  Zen t r um  z u  

e i n  er so l chen  Be r u fun g de r  Na t i ona l soz i a l i s t en  und  gem ei nsamen  Reg i e r ungs -

b i l dung  du r chaus  be r e i t  und  du r chaus  be f äh i g t. 

Nicht zuletzt sind es gerade die christlichen Gewerkschaften, die, wie wir sahen, eine solche Ent-

wicklung besonders erleichtern können. Es ist kein Zufall, daß z. B. das Organ der christlichen Ge-

werkschaftsbewegung „De r Deu t s ch e“ schon vor Monaten in der Behandlung eines Leitartikels 

des nationalsozialistischen Führers Gregor Straßer, der unter dem Titel „Br ün i n g und Hi t l e r“ im 

„Völ k i s chen  Beobach t e r“ erschienen war, erklärte: 

„Die Nationalsozialisten werden allerdings durch ihre ganze zukünftige Haltung beweisen müssen, daß sie 

auch e r n s t l i c h g e w i l l t sind, die Voraussetzungen zu schaffen, die eine Zusammenarbeit auch mit den 

christlichen Gewerkschaften ermöglichen. G e g e n w ä r t i g sind die Verhältnisse im Lager der NSDAP n o c h 

(! E. Th.) recht u n k l a r.“ 
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Auf diesen Ton ist die Zentrumspresse, einschließlich der Presse der christlichen Gewerkschaften, 

seither durchweg gestimmt. Die momentane Wendung der Brüningregierung ist also eine r e i n t ak -

t i s c he S t e l l ungnahm e  des Zentrums, wie es sich ja auch aus den he s s i s c he n Reg i e r ungs -

ve r hand lungen  zwischen Zentrum und Nazis ergibt. 

Auf der anderen Seite ist es die besondere Aufgabe des Zentrums, durch seinen mächtigen Einfluß 

auf die Soz i a l dem okr a t i e‚ diese samt den reformistischen Gewerkschaften für immer offenere 

Formen der Koalition, auch mit den Nationalsozialisten, reif zu machen. Das geschieht Sowohl durch 

den Einfluß des Zentrums in P r euße n‚ als auch durch die Zusammenarbeit mit der SPD im 

Re i chs banne r, und vor allem [20] durch den Einfluß der christlichen Gewerkschaften auf den 

ADG B  Im Reichsbanner, wo die sozialdemokratischen Arbeiter in besonders schrankenloser Form 

mit der f a sch i s t i s chen  I deo l og i e  de r  Vo l ksge mei nscha f t gefüttert und vergiftet werden, 

wird der Boden für die „ganz große Koalition“ von Severing bis Hitler vorbereitet. 

Ebenso entspricht es der Doppelrolle der christlichen Gewerkschaften, daß sie einerseits engste Ver-

bindungen zu den Naz i s aufrecht erhalten, andererseits den stärksten ideologischen Einfluß auf die 

r e f o rm i s t i s che n Gewerkschaften ausüben, um diese auf ihre Rolle als Bollwerk auch für eine 

eventuelle Brüning-Hitler-Regierung vorzubereiten. Dieser beherrschende Einfluß des Zentrums und 

der christlichen Gewerkschaftsbewegung auf den ADGB drückte sich nicht nur in dem Auftreten 

Stegerwalds auf dem Frank f u r t e r  ADG B-Ko ngr eß  aus, sondern vor allem auch in den E in i -

gungsve rhand l unge n, die in letzter Zeit zwischen den reformistischen, christlichen und Hirsch-

Dunckerschen Gewerkschaften stattgefunden haben. Das Ziel dieser Verhandlungen war die ver-

schärfte und endgültige Fasch i s i e r un g der reformistischen Gewerkschaften im Zusammenhang 

mit ihrer Ve r schme lzung  mit den Christen und Hirsch-Dunckerschen Gewerkschaften. Auch 

wenn diese organisatorische Verschmelzung noch nicht zustande gekommen ist, so zeigte sich doch 

bei der gesamten Pressediskussion, die anläßlich dieser Verhandlungen stattfand, vor allem in dem 

berüchtigten Ar t i ke l  Le i pa r t s, des ADGB-Vorsitzenden, daß dieser Prozeß ideologisch bereits 

die höchsten Stufen erreicht hat. Auch hierin drückt sich die Bedeutung des Zentrums für die Faschi-

sierung der Herrschaftsmethoden der deutschen Bourgeoisie aus. 

Die f ün f t e F r ag e ist die besondere Bedeutung des Zentrums vom Standpunkt des kon t e r r evo-

l u t i onä r en  Te r r o r s  gegen des deutsche Proletariat und der imperialistischen Kr i egshe t z e ge -

ge n d i e Sowj e t un i o n. Wir wollen nur einige besonders charakteristische Tatsachen anführen. 

Es ist kein Zufall, daß derselbe Jesuitenpater Mucke r man n‚ der bei der antibolschewistischen 

Kriegshetze eine besonders berüchtigte Rolle spielt, heute als Vertrauensmann des Zentrums und der 

christlichen Gewerkschaften Geheimverhandlungen mit den Nationalsozialisten betreibt, wie es in 

Essen vor wenigen Wochen festgestellt wurde. In der gleichen Linie liegt aber die gesamte Politik 

der Nationalsozialisten. Wenn Muckermann in einem Artikel in der Zentrums-„Tremonia“ nach dem 

„Schwert gegen die Ordnungsstörer“ ruft, so ist das Zentrum nicht bei Wor t e n stehen geblieben. Im 

Herbst 1931 ist das Zentrum vielmehr dazu übergegangen, für den „wehr ha f t en  Kam pf  gegen  

den  Kom m uni smu s“ zur Bildung einer geheimen Ter r o r o r gan i s a t i o n überzugehen. Diese 

Organisation, die mit dem Stahlhelm in militärischen Fragen Fühlung genommen hat, wurde in Trier 

auf einer Geheimkonferenz des Zentrums unter dem Namen „Li g a z u r Ve r t e i d i gun g de s G l au -

ben s“ gegründet. Ausdrücklich wurde dabei betont, daß man nach der katholischen Moral „bei der 

Verteidigung des Eigentums bis zur Tötung gehen“ dürfe. Aehnliche Nachrichten wie aus Trier liegen 

inzwischen noch aus anderen Teilen Deutschlands vor. 

[21] Diese Schaffung von Terrororganisationen mit dem Ziel, im Namen des Christentums die „Tö-

tung von Kommunisten“ zu betreiben, liegt in der gleichen Linie, wie die gesamte Pog r om he tze  

de s  Zen t ru m s und der katholischen Organisationen. In der „Germania“ erschien am 12. November 

1931 ein Artikel über die Ergebnisse der Kampagne  de s  „Vol ksve r e i n s  f ü r  da s  ka t ho l i -

s che  Deu t s ch l an d“ gegen  den  Bo l schewi sm u s. Danach wurden in der Zeit vom Januar 1930 

bis Juni 1931 über 1750 Konferenzen, Schulungsabende und Versammlungen gegen den Kommunis-

mus abgehalten. In der ersten Oktoberhälfte 1931 wurde für die Steigerung dieser konterrevolutionären 
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Kampagne im jetzigen Winter a n 22.000  ka t ho l i s che  Ge i s t l i che  Redem at e r i a l  versandt. 

In der letzten Oktoberhälfte wurde ein Flugblatt gegen den Bolschewismus in 680.000 Exemplaren 

verschickt und am Christkönigstag in Stadt und Land „eine einheitliche Bewegung gegen den Bol-

schewismus durchgeführt“. In dem Artikel wird weiter mitgeteilt, daß eine besondere Fo r schung s -

s t e l l e  übe r  Bo l s chewi sm us  und  F r e i denke r t u m  gegründet worden ist, sowie eine I n f o r -

m a t i ons s t e l l e in Berlin „mit einem eigenen russischen Dolmetscher“. Auch Schritte „zur Schaf-

fung einer internationalen Arbeitsgemeinschaft über Bolschewismus“ seien eingeleitet. 

Es ist bekannt, mit welchen skrupellosen Fä l s chunge n, schmutzigen Ve r l e u m dunge n und Lü-

ge n im Rahmen dieser katholischen Aktion der Kriegshetze und der konterrevolutionären Hetze ge-

gen das revolutionäre Proletariat gearbeitet wird. Von der „Sozialisierung der Frau“ in Sowjetrußland 

und ähnlichen Erfindungen bis zur Fälschung von Leninzitaten gibt es kein Mittel, das den Herren 

für ihre schmutzigen Zwecke zu schmutzig wäre. Neben der I I . I n t e r na t i ona l e als einer Agentur 

für die Vorbereitung des Krieges gegen die Sowjetunion kann man heute längst auch von einer ka -

t h o l i s c hen I n t e r na t i ona l e  sprechen, die sich die gleiche Aufgabe gestellt hat. 

Unser Kampf gegen das Zentrum gewinnt also eine besondere Bedeutung auch aus Gründen interna-

tionaler Natur. Der Frieden zwischen dem Va t ikan  und  M u s s o l i n i in Italien, die Rolle des ka-

tholischen Klerus in Span i e n und in Mex i k o als starke Bollwerke der Konterrevolution, die Rolle 

Se i pe l s und der Christlichsozialen in Oesterreich sollen hier nur als Beispiel erwähnt werden. Vor 

allem aber ist ja die He t zkam pagne  de r  ka tho l i s chen  Ki r che  und  de s  Va t i kans  zum  

Kr i ege  gegen  d i e  Sowj e t un io n, die in Deutschland vom Zentrum weitgehend aufgegriffen 

wurde, der beste Beweis dafür, daß wir es hier mit einem Todf e i n d de r p r o l e t a r i s chen  Kl a s se, 

n i ch t  nu r  i m  deu t s che n, sonde r n  im  i n t e r na t i ona l en  Maßs tabe  zu tun haben. 

Fa sch i s t i s che r  Te r r o r  im Innern zur Niederhaltung des Proletariats, Kr i egshe tze  nach außen 

für den I n t e r ven t i onsk r i e g der Imperialisten, für ihren Kreuzzug gegen die Sowjetunion – d a s 

ist ein politisches Programm, das dem Zentrum die volle Möglichkeit gibt, aufs engste sowohl mit 

der konterrevolutionären soz i a l dem okr a t i s chen  Füh r e r s cha f t, als auch mit den [22] Na t i -

ona l soz i a l i s t e n, der Partei der Arbeitermorde, der faschistischen Galgen und Schafotte, zusam-

menzuarbeiten. 

Zusammenfassend ergibt sich also: E s i s t anzune hm e n, daß  d i e  Ausübung  de r  D i k t a t u r  

de r  Bour geo i s i e  – g l e i chv ie l  m i t  we lchen  Me t hoden  und  be sonde r s , wen n e s  s i ch  

um  f asch i s t i s che  Me t hoden  hande l t  – vo r e r s t  und  au f  l änge r e  S i ch t  i n  s t a r kem  

Maße  i n  den  Händen  de s  Zen t r um s  l i egen  wi r d. Eine solche Feststellung schließt selbst-

verständlich n i ch t aus, daß sich das Zentrum einmal vorübergehend an einer Regierung formell 

n i ch t beteiligen könnte. 

Welche Schlußfolgerungen können wir aus unserer vorstehenden Untersuchung über die Rolle des 

Zentrums ziehen? Diese Schlußfolgerungen sind, wie ich eingangs feststellte, zweifacher Natur. 

Erstens: Unse r e  ge sam t en  Fes t s t e l l ungen  übe r  das  Zen t r um  e r hä r t en  d i e  Ana l yse  

de r  Pa r t e i  hinsichtlich der Klassenkräfte der Bourgeoisie, die zugleich die Grundlage für unsere 

r evo l u t i onä r e  S t r a t eg i e  abgibt. Sie erhärten unsere Po l i t i k, die die Massen zum Kampf gegen 

die Diktatur der Bourgeoisie, für die Diktatur des Proletariats sammelt. Unsere Politik, die die Massen 

in e r s t e r Linie gegen die heu t i g e Fo r m  der bürgerlichen Diktatur, gegen  d i e  Br ün i n g-Br au n-

Seve r i n g-Di k t a t u r, zu mobilisieren und in den Kampf zu führen versucht, weil dies zugleich die 

Haup t f o rm  e i ne s  wi r k l i c hen  Kam pf es  gegen  e i ne  d r ohende  Br ün i n g-Hi t l e r- ode r  

H i t l e r-D ik t a t u r  darstellt. Unsere Politik, die deshalb den Haup t s t oß  gegen  d i e  Soz i a lde -

m okr a t i e, als die soziale Hauptstütze der bürgerlichen Diktatur, und gegen ihren Massenbetrug, die 

sogenannte Theo r i e de s „k l e i ne r en  Uebe l s“ führt. 

Zweitens: Unsere Feststellungen beweisen zugleich, daß die Partei ihre b i she r i ge  Ve r nach lä s -

s i gung  des  Kam pf es  gegen  da s  Zen t r um  un t e r  a l l en  Um st änden  übe rwi nden  mu ß. 

Es ist klar, daß es sich bei dieser Schwäche um ein schädliches Erbe der gesamten sozialistischen 
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Arbeiterbewegung handelt. In dieser Frage haben wir bedauerlicherweise gerade gewisse s c h l ech t e 

Traditionen aus der Vorkriegssozialdemokratie in unseren Reihen konserviert. 

Eine wichtige praktische Frage für die Verstärkung unseres Kampfes gegen das Zentrum und gegen die 

christliche Gewerkschaftsbürokratie besteht darin, daß wir diesen Kampf n i ch t unter be sonde re r 

Hervorkehrung der r e l i g i ö se n F rag e, die die christlichen Arbeiter von uns t r enn t, sondern auf 

der Linie der Anknüpf ung  a n  d i e  K l a s sen f r ag e zur Gewinnung der christlichen Arbeiter für 

den gemeinsamen Klassenkampf gegen den Kapitalismus führen müssen. Das gilt auch für die übrigen 

katholischen Werktätigen in Stadt und Land, unter denen wir unsere Arbeit für den Kampf unter prole-

tarischer Hegemonie entfalten müssen, um sie, je nach den gegebenen Möglichkeiten, entweder als 

Verbündete zum Proletariat he r übe r zuz iehe n oder doch wenigstens zu neu t r a l i s i e r e n. 

Selbstverständlich bedeutet diese Stellungnahme n i ch t d i e l e i s e s t e  Konzes s ion  a n  d i e  The -

o r i en  de s  „r e l i g i ö sen  [ 23] Soz i a l i sm u s“, nicht die leiseste Preisgabe unserer Auffassung des 

d i a l ek t i s chen  Ma t e r i a l i sm u s. Aber wir sind im Sinne Lenins verpflichtet, die noch vorhande-

nen religiösen Bindungen christlicher Arbeitermassen unter keinen Umständen als eine trennende 

Mauer zu betrachten, die uns hindern könnte, mit diesen Klassengenossen ge m e i nsam , Schulter an 

Schulter, für die proletarischen Klasseninteressen und Klassenforderungen zu kä m pf e n. 

Diese Linie muß auch in der Arbeit der revolutionären F r e idenke r eingehalten werden, die sich in 

der Vergangenheit oft – wenn auch nur an einzelnen Stellen – plumper Methoden bedienten und das 

r e l i g i ö s e Ge f üh l  von christlichen Arbeitern, Arbeiterinnen und anderen Werktätigen ve r l e t z -

t e n, wodurch vom Standpunkt des revolutionären Klassenkampfes eine schädliche Wirkung eintrat. 

Die Freidenkerbewegung, die in der ideologischen Erziehung des Proletariats eine bedeutsame Stel-

lung einnimmt, steht vor der Aufgabe, s o l che  Feh l e r zu  übe r wi nde n, ihre Arbeit nach den 

konk r e t en  Ve r hä l tn i s s en  der verschiedenen Bez i r ke  und Ar be i t e r s ch ich t e n  zu spez i -

a l i s i e r en  und neue  Me t hoden  herauszuarbeiten. Es ist klar, daß die Me t hode n der revolutio-

nären Freidenkerarbeit sogar unter sozialdemokratischen oder schon mit der KPD sympathisierenden 

Arbeitern in Be r l i n oder Ham bur g  einen anderen Charakter tragen müssen als unter christlichen 

Zentrumsarbeitern in Rhe i n l a n d-Wes t f a l e n oder katholischen Landarbeitern in Sc h l e s i e n. 

Sollen die revolutionären Freidenker nun etwa nu r unter den vom Bann der Kirche schon losgelösten 

Arbeitern wirken und auf die Arbeit unter den ch r i s t l i che n Proletariern verzichten, um diese „nicht 

vor den Kopf zu stoßen“? Das wäre eine völlig f a l s c h e und unzu l ä s s i g e Auffassung. Es handelt 

sich vielmehr darum, daß auch die Freidenkerorganisationen bei ihrer Arbeit unter den christlichen 

Arbeitern die Rücks i ch t auf deren gefühlsmäßige, noch vorhandene religiöse Gebundenheit mit ei-

ner richtigen Anknüpf un g a n d i e K l a s sen f rage n verbinden müssen. Dann wird es ihnen leichter 

gelingen, auch diesen Arbeitern das Verständnis für die Ro l l e de r K i r ch e – sei es der katholischen 

oder evangelischen – und auch für die geschichtlich bedingte Rolle der Re l i g i o n zu verschaffen. 

Unsere Richtschnur bei dieser Frage muß die Stellung sein, wie sie mit absoluter Klarheit von Fried-

rich Enge l s und von L en i n dargelegt wurde. Engels setzt sich im „Anti-Dühring“ mit dem schein-

revolutionären Vorschlag Dührings auseinander, die Religion in der sozialistischen Gesellschaft z u 

ve r b i e t e n. Demgegenüber fordert Engels von der proletarischen Partei „die Fähigkeit, geduldig an 

der Organisierung und Aufklärung des Proletariats zu arbeiten, einer Sache, die zum Abs t e rben  

de r  Re l i g i on  führt, und sich n i ch t  in das Aben t eue r  e i ne s  po l i t i s chen  Kr i eges  gegen  

d i e  Re l i g ion  zu stürzen“. 

Den gleichen Standpunkt vertritt Lenin. In einem Artikel, der im Jahre 1909 anläßlich einer Rede des 

sozialistischen Abgeordneten Surkow in der Duma geschrieben wurde, führt Lenin u. a. aus: 

„Daraus folgt, daß die .a t h e i s t i s c h e  P r o p a g a n d a  der Sozialdemokratie (Bolschewiki. E. Th.) ihrer 

G r u n d a u f g a b e [24] u n t e r g e o r d n e t  sein muß, nämlich der Entfaltung des K l a s s e n k a m p f e s  der aus-

gebeuteten Massen gegen die Ausbeuter.“ 

Lenin wählt sodann das Beispiel eines S t r e i ks  in einem beliebigen Gebiet oder Industriezweig, in 

dem neben einer fortgeschrittenen Schicht klassenbewußter sozialistischer Arbeiter ziemlich rück-

ständige, religiös und kirchlich gebundene Arbeiter vorhanden sind, und schreibt dazu: 
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„Der Marxist muß unbedingt den E r f o l g  d e r  S t r e i k b e w e g u n g  in den V o r d e r g r u n d rücken, muß ent-

schlossen in diesem Kampfe einer T r e n n u n g der Arbeiter in Atheisten und Christen e n t g e g e n a r b e i t e n, 

muß energisch eine solche Trennung b e k ä m p f e n. Atheistische Propaganda kann unter solchen Umständen 

nicht nur überflüssig, sondern s c h ä d l i c h sein. Der Prediger des Atheismus würde in einem solchen Moment 

und unter solchen Umständen nur d e n  P f a f f e n  V o r s c h u b  l e i s t e n, die nichts sehnlicher herbeiwünschen, 

als, die Einteilung der Arbeiter nach ihrer Beteiligung am Streik durch eine solche nach ihrem Glauben an Gott 

zu ersetzen. ... Wir müssen a l l e  A r b e i t e r‚ die den Glauben an Gott noch bewahrt haben, zu der Sozialde-

mokratischen Partei (Bolschewistische Partei. E. Th.) nicht nur zulassen, sondern sie m i t  v e r d o p p e l t e r  

E n e r g i e  h e r a n z i e h e n; wir sind unbedingt g e g e n  d i e  g e r i n g s t e  V e r l e t z u n g  i h r e r  r e l i g i ö s e n  

U e b e r z e u g u n g, aber wir wollen sie heranziehen, um sie im Geiste unseres Programms zu erziehen, n i c h t  

aber, damit sie aktiv gegen uns kämpfen.“ 

Lenin untersucht und beantwortet auch die Frage, wie diese Erziehung „Im Geiste unseres Pro-

gramms“ durchgeführt werden muß: 

„Der Marxist muß Materialist sein, das heißt, ein Feind der Religion, aber ein d i a l e k t i s c h e r  M a t e r i a l i s t, 

d. h. ein solcher, der den Kampf gegen die Religion n i c h t  a b s t r a k t‚ nicht auf dem Boden einer abstrakten, 

rein theoretischen, sich stets gleichbleibenden Propaganda stellt, sondern k o n k r e t, auf dem Boden des K l a s -

s e n k a m p f e s, der t a t s ä c h l i c h  vor sich geht und der die Massen am meisten und am besten erzieht.“ 

In einem anderen Artikel Len i n s  aus dem Jahre 1905 über „Sozialismus und Religion“ heißt es 

gleichfalls: 

„Es wäre u n s i n n i g, zu glauben, daß man in einer Gesellschaft, die auf schrankenloser Unterdrückung und 

Verrohung der Arbeitermassen aufgebaut ist, r e i n p r o p a g a n d i s t i s c h die religiösen Vorurteile zerstreuen 

könne. Es wäre bürgerliche Beschränktheit, zu vergessen, daß der auf der Menschheit lastende D r u c k d e r 

R e l i g i o n nur das Produkt und die Widerspiegelung des ökonomischen Druckes innerhalb der Gesellschaft 

ist. Durch keine Broschüren, durch keine Propaganda kann man das Proletariat aufklären, wenn es nicht d u r c h 

s e i n e n  e i g e n e n  K a m p f  g e g e n  d i e  f i n s t e r e n  G e w a l t e n  d e s  K a p i t a l i s m u s  aufgeklärt wird. Die 

E i n h e i t l i c h k e i t  dieses wirklichen revolutionären Kampfes der unterdrückten Klasse für die Schaffung ei-

nes P a r a d i e s e s a uf E r d e n ist uns wichtiger als die Einheitlichkeit der Meinungen der Proletarier über das 

P a r a d i e s i m  H i m m e l . Das ist der [25] Grund, warum wir den Proletariern, die noch diese oder jene Ueber-

bleibsel der alten Vorurteile bewahrt haben, die Annäherung an unsere Partei nicht verbieten und n i c h t  v e r -

b i e t e n  d ü r f e n. Die wissenschaftliche Weltanschauung werden wir i m m e r p r o p a g i e r e n, die Inkonse-

quenz irgendwelcher Christen zu bekämpfen ist für uns u n e r l ä ß l i c h; aber das bedeutet k e i n e s w e g s, daß 

man die religiöse Frage an die e r s t e S t e l l e, die ihr durchaus n i c h t zukommt, rücken muß ...“ 

Besteht etwa ein Wi de r sp r uch  zwischen diesen Auffassungen Lenins und der ande r en  Forde-

rung, wie sie Lenin nach der Machtergreifung beispielsweise im Jahre 1922 in einer Einführung des 

wissenschaftlichen Organs „Unter dem Banner des Marxismus“ aufstellte? Dort schrieb er: 

„Die a t h e i s t i s c h e  P r o p a g a n d a  muß in der mannigfaltigsten Form i n d i e M a s s e n getragen werden. Sie 

müssen mit Tatsachen aus den verschiedensten Lebensgebieten bekannt gemacht werden, man muß an sie bald 

auf die eine, bald auf die andere Art herantreten, um ihr Interesse wachzurufen, s i e a u s d e m  r e l i g i ö s e n  

S c h l a f  z u  e r w e c k e n, sie von den verschiedensten Seiten her und mit den verschiedensten Methoden auf-

zurütteln und dergleichen mehr.“ 

Diese Forderung nach atheistischer Massenpropaganda stellt nicht nur ke i ne sweg s einen Wider-

spruch zu der vorher angerührten Stellung Lenins dar, sondern im Gegenteil: Beide Aufgabenstellun-

gen sind unlöslich miteinander verbunden. Sie entsprechen unter verschiedenartigen konkreten Be-

dingungen und auf verschiedenen Stufen der geschichtlichen Entwicklung den Anforderungen des 

revolutionären Klassenkampfes. Das ist hierbei genau ebenso der Fall, wie etwa beim Kampf  

Len i ns  gegen  da s  „Got t suche r t um “, gegen die Gruppe um Bogdano w im Jahre 1913 (siehe 

Lenin „Materialismus und Empiriokritizismus“, Sämtliche Werke, Bd. XIII). Auch für uns ist die 

atheistische Massenpropaganda in Verbindung mit dem Kampf gegen die Kulturreaktion ein wichti-

ger Faktor des Klassenkampfes. Der Beschluß der IPF über die Schaffung eines theoretischen Organs 

für diese Arbeit ist deshalb sehr zu begrüßen. 

Eine solche d i a l ek t i s che  F r ages t e l l ung  be i  de r  Behand l ung  des  Re l i g i onsp r ob l em s, 

wie wir sie mit den vorstehenden Zitaten von Engels und Lenin unterstreichen, ist für unseren Kampf 
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gegen den Masseneinfluß des Zentrums und für die Gewinnun g de r  ch r i s t l i chen  Ar be i t e r  

eine unbedingte Voraussetzung. Wurden wir diese Grundsätze des Marxismus-Leninismus verletzen, 

so würden wir uns selbst unseren Kampf erschweren, wenn nicht gar zum Mißerfolg verurteilen. 

Daß dieser Kampf große Mög l i chke i t e n für uns bietet, daß sich auch im Lager der christlichen 

Arbeiterschaft eine wachsende Rad ika l i s i e r un g bemerkbar macht, daran kann kein Zweifel sein. 

Diese Oppositionsströmungen auch in den eigenen Reihen des Zentrums Spiegelten sich u. a. in der 

Stellungnahme einzelner Zentrumsblätter zu [26] der damals noch bevorstehenden Notverordnung 

Brünings wider. In einer ähnlichen Art, wie die „linke“ SPD-Presse bisweilen eine Sche i noppo-

s i t i on  gegen die Politik ihrer Partei vortäuscht, weil der Druck und die Gärung unter der Mitglied-

schaft ein solches Manöver notwendig machen, schrieb das offizielle Kölner Zentrumsblatt, der 

„Kö l ne r Loka l anze ige r“, am 3. Dezember 1931 mit ziemlich scharfen Worten gegen die Politik 

des Lohnraubs und die trügerischen Versprechungen auf Preissenkung seitens der Regierung 

Brüning. Es heißt dort: 

„Sollte es wirklich so kommen, wie die vorläufig noch bestrittenen Angaben sagen, dann wird die große und 

breite Masse der Lohn- und Gehaltsempfänger a l l e i n als O p f e r t r ä g e r übrig bleiben. Die P r e i s s e n k u n g 

wird auch deshalb n i c h t kommen, weil über kurz oder lang die in ihren Bezügen geschmälerten Gehalts- und 

Lohnempfänger wieder mit dem viel m i ß b r a u c h t e n Satz abgespeist werden: ‚die Wirtschaft hat ihre eige-

nen Gesetze, da läßt sich nichts erzwingen‘.“ 

Dieses „Abrücken“ von der Brüningpolitik ist ohne Zweifel nur ein s chäb i ge s Manöve r‚ um die 

christlichen Arbeiter bei der Stange zu halten. Aber die Tatsache, daß solche Manöver no t we nd i g 

sind, zeigt, daß un t e n in den Massen der christlichen Arbeiter eine Bewegung vorhanden ist, der wir 

vom Standpunkt unserer Klassenpolitik die notwendige Richtung geben müssen. 

Nicht anders steht es mit denjenigen katholischen Arbeitern und Werktätigen, die heute von der so-

genannten Ar be i t e r- und Baue r npa r t e i  V i t u s  He l l e r s  erfaßt sind. In der Führung dieser Or-

ganisation zeigen sich Tendenzen einer Annäherung an die faschistische Gruppe um S t r a s s e r und 

Kapitän Ehr ha r d t. Unter der Anhängerschaft wächst der Wille zum revolutionären Kampf gegen 

das kapitalistische System unter der Führung der KPD und der RGO. 

Unsere Aufgabe ist es, den christlichen Arbeitern den W e g z u r r o t e n E i nhe i t s f r o n t  des kämp-

fenden klassenbewußten Proletariats unter Führung der Kommunistischen Partei zu zeigen. Unsere 

Aufgabe ist es, in den Be t r i eben  und auf den S t em pe l s t e l l en  mit den christlichen Klassenge-

nossen, wie mit den sozialdemokratischen und den anderen Arbeitern diese Front zu schließen. Un-

sere Aufgabe ist es, unter den Massen der katholischen Werk t ä t i ge n  in Stadt und Land vorzusto-

ßen, die Dor f a rm u t  und die K l e i nbaue r n  als Verbündete zum Proletariat für den gemeinsamen 

Kampf unter Führung der Arbeiterklasse herüberzuziehen, die katholischen M i t t e l baue r n  zu neut-

ralisieren, Unsere Aufgabe ist es, unter den katholischen Ha ndwer ke r n und Kl e i ngewer be -

t r e i bende n unsere Agitation zu entfalten. 

Die bestehenden Schwächen müssen l i qu i d i e r t  werden, unser Kampf gegen das Zentrum muß im 

Rahmen unserer gesamten revolutionären Massenarbeit und Massenpolitik verbessert werden. Die 

Dur ch f ühr ung  de r  Besch l ü ss e, die das Zentralkomitee in dieser Richtung gefaßt hat, ist des-

halb e i n e wichtige Voraussetzung neben a nde re n , um den Weg für neue wachsende Erfolge des 

Kommunismus in Deutschland freizumachen! [27] 

* 

Faschismus und Hitlerpartei  
Von W e r n e r  H i r s c h  

Eines der wichtigsten Ergebnisse des 11. Plenums des EKKI bestand darin, daß eine Reihe von the-

oretischen und praktischen Fehlern in der Frage des Faschismus aufgedeckt wurden. Eine Zeitlang 

hatte auch in den Köpfen verschiedener Kommunisten die verkehrte Theorie gespukt, der Faschismus 

sei d i e  spezifische Form der bürgerlichen Klassenherrschaft im Zeitalter des M ono po l kap i t a -

l i sm us. Aus dieser Theorie entsprangen verschiedene gleichfalls falsche Schlußfolgerungen. Der 
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Faschismus sollte zwa ngs l äu f i g in allen kapitalistischen Ländern als „letztes Stadium der bürger-

lichen Klassenherrschaft“ heranreifen und nu r durch die proletarische Revolution abgelöst werden 

können. Es wurde die weitere Vorstellung verfochten, daß es eine Wandlung in den Herrschaftsme-

thoden der Bourgeoisie von der f a s ch i s t i s chen  Diktatur zur Diktatur mit der dem okr a t i s che n  

Fassade unter keinen Umständen geben könne. Alle diese Theorien, auch wenn sie äußerlich „revo-

lutionär“ erscheinen, entspringen im Grunde einem unbewußten Nachgeben gegenüber dem sozial-

demokratischen Be t r ugsm a n öve r‚ das einen klassenmäßigen Gegensatz zwischen dem Faschis-

mus und der Demokratie zu konstruieren versucht. Heute, wo die Sozialdemokratie nahezu in allen 

kapitalistischen Ländern mit diesem Schwindel und der daraus abgeleiteten Theorie des „kleineren 

Uebels“ ihre sozialfaschistische Politik vor den Massen verschleiert, ist es für die Kommunistische 

Partei von doppelter Bedeutung, jede noch so geringfügige Schwankung in der Richtung einer solchen 

l i be r a l e n  Gege nübe r s t e l l ung von Faschismus und Demokratie schonungslos auszumerzen. 

Der Faschismus hat in unserem Sprachgebrauch eine zweifache Bedeutung. Er ist einmal eine beson-

dere und außergewöhnliche Herrschafts f o r m‚ eine Herrschaftsm e t hode  der Bourgeoisie bei der 

Ausübung ihrer Diktatur. Er ist zum anderen eine Massenbewegung bzw. eine militärisch-terroristi-

sche Kam pf o r g a n i s a t i o n, die die Bourgeoisie in den Dienst der besonderen faschistischen For-

men bei der Ausübung ihrer Diktatur stellt. Diese beiden Erscheinungen stehen in enger Beziehung 

zueinander. Die Bourgeoisie schafft eine besondere militärisch-terroristische Kampforganisation, sie 

wendet die Methode der gewaltsamen Konterrevolution als Massenbewegung nu r dann  a n, wenn 

sie auf Grund der Krise, auf Grund der Zuspitzung der Klassengegensätze, auf Grund einer teilweisen 

Erschütterung ihrer Herrschaft zu a uße r ge wöhn l i che n  Methoden in der Ausübung ihrer Diktatur 

greifen m uß. Umgekehrt kann nur in einer solchen Situation die Mobilisierung breiter, sonst „stum-

mer“ Massen, insbesondere aus den kleinbürgerlichen Schichten, für Gewaltaktionen im Dienste der 

Bourgeoisie gelingen. Die Steigerung der politischen Reaktion als einer vom System der Diktatur der 

Bourgeoisie unzertrennlichen Erscheinung zu den höchsten Formen der Errichtung eines f a s ch i s -

t i s chen  Reg i m es  und die Schaffung besonderer f a s ch i s t i s che r  Kam pf o r gan i s a t i one n  

der Bourgeoisie sind also an die gleichen Bedingungen geknüpft. Beides kann miteinander verbunden 

in Erscheinung treten, wie wir es in besonders plastischer Weise in I t a l i en  erlebten. Aber es Ware 

falsch, aus dieser Verbindung zwischen faschistischer Massenbewegung und faschistischer Herr-

schaftsform, wie sie das italienische Beispiel zeigt, ein Schema zu konstruieren, das auch für die übrigen 

Lander Geltung haben müßte. In Deu t s c h land  erleben wir seit [28] Jahren in den Herrschaftsformen 

der Bourgeoisie einen Prozeß des Hinüberwachsens von der bürgerlichen Demokratie zum Faschismus, 

ohne  daß die eigentliche faschistische Massenpartei, die Na t i o na l soz i a l i s t i s che  Deu t s che  

Ar be i t e r pa r t e i  zur o f f enen  Teilnahme an der Ausübung der Macht (von unbedeutenden Länder-

regierungen abgesehen) herangezogen wurde. Hier ist, wie die Resolution des 11. Plenums des EKKI 

mit vollem Recht feststellt, die Soz i a l dem okra t i e, während sie sich als Schutzschild der ‚Demo-

kratie“ ausgibt, zugleich der Schrittmacher, ja sogar, mit Preußenregierung und ADGB der „a k t i v s t e  

Fak t o r“ der Faschisierung des kapitalistischen Staates. Was ergibt sich daraus? 

Das deutsche Beispiel zeigt besonders deutlich, daß es beim Uebergang der Bourgeoisie von der bür-

gerlichen Demokratie zur faschistischen Diktatur ke i ne  – auch nicht die geringfügigste – Aende -

r ung  de s  K l a s s e n i nha l t e s  gibt, wie es die Sozialdemokratie und die Hitlerpartei gleichermaßen 

den Massen einzureden versuchen. 

Deutschland zeigt ferner, daß der Uebergang von der Demokratie zum Faschismus ein o r ga n i s che r  

P r ozeß  ist, der sich nicht in besonderen überraschenden und explosiven Ereignissen abzuspielen oder 

auch nur darin zum gipfeln braucht, sondern sich allmählich und „auf kaltem Wege“ vollziehen kann. 

Die Entwicklung in Deutschland zeigt drittens, daß die Faschisierung der bürgerlichen Diktatur kei-

neswegs nur das Werk der besonderen, faschistischen Kampforganisationen der Bourgeoisie selbst 

zu sein braucht, sondern ebensogu t  von der S o z i a l d e m o k r a t i e  betrieben werden kann. 

Schon der V. We l t kong r eß  de r  Kom i n t e r n  sagte deshalb in seiner Resolution über den Fa-

schismus: 
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„Bei fortschreitendem Zerfall der bürgerlichen Gesellschaft nehmen a l l e  bürgerlichen Parteien, insbe-

sondere die Sozialdemokratie, einen mehr oder weniger f a s ch i s t i s chen  Cha r ak te r  an, bedienen 

sich seiner Kampfesweise gegen das Proletariat ... Der Faschismus und die Sozialdemokratie sind die 

be i den  Se i t en  e i n  und  de s se lben  Wer kzeuges  de r  g r oßkap i t a l i s t i s chen  Di k t a t u r.“ 

* 

Worin sind die eigentlichen, geschichtlichen Bedingungen für den Uebergang der Bourgeoisie zu 

faschistischen Herrschaftsmethoden gegeben? Ohne die Beantwortung dieser Frage können wir keine 

zuverlässige Stellung auch gegenüber den übrigen Problemen des Faschismus beziehen. 

Die bürgerliche Demokratie ist die D i k t a t u r  der Bourgeoisie in ihrer ve r s ch le i e r t en , als „Herr-

schaft des Volkes“, der „Allgemeinheil“ maskierten Form. Der Faschismus ist die of f e ne‚ unver-

hüllte Diktatur, die auf dem Wege der Zertrümmerung der Klassenorganisationen des Proletariats als 

faschistisches Regime errichtet wird und sich vor allem der brutalen Gewaltanwendung zur Unter-

drückung des Proletariats und der Werktätigen bedient. Auch diese Wesenszüge lassen selbstver-

ständlich wiederum ke ine  m echan i s che  Abgr enzung  zwischen Demokratie und Faschismus 

zu. Vielmehr wendet sowohl die bürgerliche Demokratie als Form der Diktatur der Bourgeoisie ge-

gebenenfalls alle Gewaltmethoden zur Unterdrückung des Proletariats an, ja, diese sind von dem gan-

zen System der bürgerlichen Diktatur nicht wegzudenken, wie umgekehrt auch die voll entfaltete 

faschistische Diktatur ihre Phrasen von „Volksgemeinschaft“ zur Benebelung der Massen benutzt, 

die eine enge Verwandtschaft mit dem Massenbetrug der „Gleich-[29]berechtigung“ unter der bür-

gerlichen Demokratie aufweisen. Der Wechse l  in den Methoden äußert sich also vorwiegend da -

r i n  ‚ daß jeweils die eine oder andere als vo r he r r s che nde  Methode zur Anwendung gelangt. Was 

sagt nun Ma r x  über die Anwendung der „außerökonomischen, unmittelbaren“ Gewalt im Rahmen 

der kapitalistischen Klassenherrschaft? Im ersten Band des „Kap i t a l“ heißt es: 

„Im Fortgang der kapitalistischen Produktion entwickelt sich eine Arbeiterklasse, die aus Erziehung, Tradition, 

Gewohnheit die Anforderungen jener Produktionsweise als selbstverständliche Naturgesetze anerkennt. Die 

O r g a n i s a t i o n  des ausgebildeten, kapitalistischen Produktionsprozesses b r i c h t  j e d e n  W i d e r s t a n d, die 

beständige Erzeugung einer relativen Ueberbevölkerung hält das Gesetz der Zufuhr und Nachfrage nach Arbeit 

und daher den Arbeitslohn, in einem den Verwertungsbedürfnissen des Kapitals entsprechendem Geleise. D e r  

s t u m m e  Z w a n g  d e r  ö k o n o m i s c h e n  V e r h ä l t n i s s e besiegelt die Herrschaft des Kapitalisten über den 

Arbeiter. A u ß e r ö k o n o m i s c h e, u n m i t t e l b a r e  G e w a l t  wird zwar immer noch angewandt, aber nur 

a u s n a h m s w e i s e. Für den g e w ö h n l i c h e n  Gang der Dinge kann der Arbeiter den ‚Naturgesetzen der 

Produktion‘ überlassen bleiben, das heißt, seiner aus den Produktionsbedingungen selbst entspringenden, 

durch sie garantierten und verewigten Abhängigkeit vom Kapital. A n d e r s während der historischen E n t -

s t e h u n g der kapitalistischen Produktion. Die aufkommende Bourgeoisie braucht und verwendet die S t a a t s -

g e w a l t , um den Arbeitslohn zu regulieren, das heißt, innerhalb der Plusmacherei zusagender Schranken zu 

zwängen, um den Arbeitstag zu verlängern und den Arbeiter selbst in normalem Abhängigkeitsgrad zu erhal-

ten. Es ist dies ein w e s e n t l i c h e s M o m e n t  der sogenannten ursprünglichen Akkumulation.“ 

Was zeigt uns Marx in diesen Sätzen? Der Wandel von den Bedingungen der „historischen Entste-

hung der kapitalistischen Produktion“ bis zur Periode des entfalteten Kapitalismus, des „ausgebilde-

ten, kapitalistischen Produktionsprozesses“ brachte es mit sich, daß die „außerökonomische, unmit-

telbare Gewalt“ in der Regel durch den „stummen Zwang der ökonomischen Verhältnisse“ ersetzt 

wurde. 

Das galt für die Zeit der kapitalistischen Blüte. Wie steht es heute, im Zeitalter des „absterbenden 

Kapitalismus“, des Monopolkapitalismus? Heute, wo auf einem Sechstel der Erde die Di k t a t u r  de s  

P r o l e t a r i a t s errichtet ist, und der Sozialismus aufgebaut wird, wo auf den übrigen fünf Sechsteln 

die inneren Wi de r sp r üc h e des kapitalistischen Systems auf höchster Stufe reproduziert werden, 

reicht der „stumme Zwang der ökonomischen Verhältnisse“ n i ch t  m ehr au s‚ um die Herrschaft des 

Kapitalisten über den Arbeiter zu besiegeln. Heute greift die Bourgeoisie wiederum wi e  i n  i h re r  

b l u t i gen  F r ühze i t  in immer stärkerem Maße und nicht nur ausnahmsweise zur „unmittelbaren 

Gewalt“ gegen die Arbeiterklasse. Die politische Reaktion in den Herrschaftsmethoden der Bour-

geoisie wächst. Die unmittelbare, außerökonomische Gewalt wird zur Re ge l . Die bloße Anwendung 
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des Zwangs der ökonomischen Verhältnisse, um die kapitalistische Klassenherrschaft aufrechtzuer-

halten, wird zur Ausnahme. Das ist der a l l geme i ne Rahm e n  für die Entfaltung des Faschismus. 

Die Gewaltanwendung der Bourgeoisie unter den Bedingungen des absterbenden Kapitalismus un-

te r s c he i de t  sich jedoch sehr wesentlich Von jener Gewaltanwendung in der Zeit der ursprüngli-

chen Akkumulation. Dam a l s ein Hebel, der der aufsteigenden bürgerlichen Klasse das Tor öffnete, 

ist die heu t i g e Gewaltanwendung der Bourgeoisie der Versuch, eine dem Untergang geweihte Ge-

sellschaftsordnung aufrechtzuerhalten, ihre Existenz künstlich zu verlängern. Die historischen Vo-

raussetzungen [30] haben sich entscheidend gewandelt. Aber bedeutet das, daß wir in der Gewaltan-

wendung der Bourgeoisie zur Aufrechterhaltung ihrer Klassenherrschaft und damit auch im Faschis-

mus nu r  e ine  Abweh r  der herrschenden Klasse gegenüber dem revolutionären Aufschwung zu 

erblicken haben? Eine solche Schlußfolgerung wäre undialektisch. Schon auf der vorletzten Tagung 

der Komintern, auf dem Erweiterten P l e num  des  P räs i d i ums  de s  EKKI  im Februar 1930 

wandte sich Genosse Ma nu i l s k i in seinem Referat gegen die Tendenz, auf Grund des revolutionä-

ren Aufstiegs jede Offensive der Bourgeoisie zu leugnen. Er sagte: 

„In Wirklichkeit schließt der r e v o l u t i o n ä r e  A u f s t i e g  den A n g r i f f  d e r  B o u r g e o i s i e  durchaus 

n i c h t  aus, aber er setzt die Kampffähigkeit des Proletariats im W i d e r s t a n d gegen diesen Angriff voraus. 

Diesen A n g r i f f der Bourgeoisie auf die Arbeiterklasse im Zusammenhang mit der heranreifenden Weltkrise 

gegenwärtig zu leugnen, heißt T a t s a c h e n  l e u g n e n . Die Leugnung der Tatsachen erzeugt I l l u s i o n e n  

und gehört durchaus nicht zu den besten Eigenschaften der Revolutionäre und kämpferischer, proletarischem 

Politiker.“ 

Diese Feststellung galt für die Zeit um den Februar 1930, die Zeit der heranreifenden Weltwirtschafts-

krise und des revolutionären Aufstiegs. Aber die angeführten Sätze treffen auch für die Gegenwart 

und ganz besonders auf das Problem des Faschismus zu. Die Gewaltanwendung zur Aufrechterhal-

tung der bürgerlichen Klassenherrschaft wird auf Grund der allgemeinen Verschärfung des Klassen-

kampfes, wie wir sahen, immer mehr zur allgemeinen Regel. Die Unterschiede in den Formen und 

Methoden der Diktatur der Bourgeoisie werden immer geringfügiger. In den demokratischen Formen 

sind die Keime faschistischer Methoden vorhanden (England, Frankreich), in den faschistischen die 

Ueberreste der „Demokratie“ (Deutschland). Zweifelsohne ist all dies, in der großen geschichtlichen 

Perspektive gesehen, ein Produkt des niedergehenden Kapitalismus. Das bedeutet jedoch noch lange 

nicht, daß die Gewaltherrschaft der Bourgeoisie mit faschistischen Methoden unfehlbar zu einer Nie-

derlage der Bourgeoisie und zu einem S i e g  de s  P r o l e t a r i a t s  führen müssen. Eine solche Theorie 

wäre äußerst gefährlich. Genosse Ma nu i l s k i polemisierte dagegen auf dem XI. Plenum des EKKI 

(März-April 1931): 

„Daraus würde folgen, daß das Kommen des F a s c h i s m u s geradezu wü n s c h e n s w e r t  sei, gewissermaßen 

nach dem Grundsatz ‚Je schlimmer, desto besser‘. Das Wachstum des Faschismus bereitet den Sieg des Kom-

munismus vor. Eine derartige Fragestellung in der Frage des Faschismus würde zur P a s s i v i t ä t  i m  

K a m p f e  g e g e n  d e n  F a s c h i s m u s  führen, und eine solche Einstellung haben die Kommunisten natürlich 

nicht und können sie auch nicht haben. Die faschistische Bewegung ist in Wirklichkeit e i n e d e r  F o r m e n  

d e r  O f f e n s i v e  d e s  K a p i t a l s  u n t e r  d e n  V e r h ä l t n i s s e n  d e r  a l l g e m e i n e n  K r i s e  d e s  K a p i -

t a l i s m u s  u n d  d e s  b e g i n n e n d e n  Z e r f a l l s  d e r  h e r r s c h e n d e n  K l a s s e. Das aber macht aus dem 

Faschismus eine besondere, ungewöhnliche Form der Offensive des Kapitals.“ 

* 

Wie äußert sich die faschistische Offensive in Deutschland? Wir haben bereits als ein besonderes 

Merkmal gesehen, wie die Br ü n i ng regierung im Reich und ihre Filiale in Preußen, die Br ün ing-

Seve r i ng regierung, i h r e r s e i t s in steigendem Maße die faschistische Diktatur durchführen, wäh-

rend die Hitlerpartei, deren offenes Programm der Faschismus ist, vorwiegend nur zur aktiven Un-

terstützung auße r ha l b der Regierung, ja sogar unter dem Deckmantel der Op-[31]pos i t i on , her-

angezogen wird. Diese tatsächliche Lage in Deutschland ist ein schlagender und unwiderlegbarer 

p r a k t i s che r  Bewe i s  gegen jede liberale Gegenüberstellung von Faschismus und Demokratie, von 

Sozialfaschismus und Hitler-Faschismus. 
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Aufgabe der Kommunisten ist es also ke i n e sweg s, mit der blauen Brille einer Pseudo-Theorie nach 

irgendwelchen Unterschieden zwischen Demokratie und Faschismus zu suche n, irgendwelche chi-

nesischen Mauern zu erfinden, durch die einzelne „Stufen“ der Faschisierung voneinander getrennt 

seien. So wenig wir umgekehrt die heu t i ge n Methoden der bürgerlichen Diktatur mit denen der 

offenen faschistischen Diktatur einfach mechanisch g l e i chse t z e n, so wenig wir Hitler-Faschismus 

und Sozialfaschismus in der Art, wie es Genosse Mer ke r  tat, schematisch i den t i f i z i e r e n, – so 

sehr müssen wir bei diesen Problemen unser Hauptfeuer gegen jenen Hau p t f eh l e r opportunisti-

scher Art konzentrieren, Hitlerregierung und Brüningregierung, Nazipartei und SPD einander – als 

dem Klasseninhalt ihrer Politik nach unterschiedlich – gegenüberzustellen. 

Genosse S t a l in hat bereits im Jahre 1924 in seiner Broschüre „Zur internationalen Lage“ eine er-

schöpfende, marxistisch-leninistische Kennzeichnung für das Verhältnis zwischen Sozialdemokratie 

und Faschismus gegeben. Es heißt dort: 

„Der Faschismus ist die K a m p f o r g a n i s a t i o n  d e r  B o u r g e o i s i e, die sich auf die aktive Unterstützung 

der Sozialdemokratie stützt. Die S o z i a l d e m o k r a t i e  ist objektiv der g e m ä ß i g t e  F l ü g e l  d e s  F a s c h i s -

m u s. Es besteht kein Grund zu der Annahme, daß die Kampforganisation der Bourgeoisie o h n e aktive Un-

terstützung der S o z i a l d e m o k r a t i e ausschlaggebende Erfolge in den Kämpfen oder in der Regierung des 

Landes zu erzielen vermag ... Ebensowenig Grund besteht zu der Annahme, daß die Sozialdemokratie aus-

schlaggebende Erfolge in den Kämpfen oder in der Regierung des Landes zu erzielen vermag ohne die aktive 

Unterstützung der Kampforganisationen der Bourgeoisie. Diese Organisationen schließen sich gegenseitig 

nicht aus, sondern e r g ä n z e n  e i n a n d e r. Es sind das nicht Antipoden (Widersacher), sondern Z w i l l i n g e.“ 

Die heutige wechselseitige Ausnutzung der Sozialdemokratie und der Nationalsozialisten (wobei das 

Schwergewicht bei der SPD als der sozialen Hauptstütze der Bourgeoisie liegt) für die Diktatur der 

Bourgeoisie in Deutschland ist eine vollkommene Bestätigung dieser Sätze Stalins. Die gege n se i -

t i g e E r gänz ung  der beiden „Zwillinge“, Sozialdemokratie und Hitlerpartei, ergibt sich auf Schritt 

und Tritt. Indem die Sozialdemokratie durch ihre arbeiterfeindliche Politik, durch ihren restlosen 

Bruch mit dem Marxismus und Verrat an allen proletarischen Interessen breite Massen enttäuschte, 

lieferte sie zugleich der Hitlerpartei und anderen Parteien der Bourgeoisie das Schlagwort vom 

„ba nk r o t t e n M a r x i sm u s“, dessen sich die Nationalsozialisten mit Vorliebe bedienen. Umgekehrt 

bewährt sich die Hitlerpartei als Hemmschuh der revolutionären Entwicklung unter anderem dadurch, 

daß s i e  der Sozialdemokratie die Möglichkeit verschafft, durch ihren Schwindel mit dem „kleineren 

Uebel“ bestimmte Massen vom Kampf gegen die Diktatur der Bourgeoisie abzuhalten und gegenüber 

dem Faschismus einzuschläfern. Bei den verschiedensten Gelegenheiten kann man sehr einfach nach-

weisen, wie sich Sozialdemokratie und Nationalsozialismus gegenseitig die Bä l l e z uwer f e n . Das 

gilt auch hinsichtlich der Konstruierung eines prinzipiellen Gege ns a t z e s z wi sche n Fasch i s -

m u s und  Dem okr a t i e. Die Sozialdemokratie braucht diese verlogene Gegenüberstellung, um mit 

ihrer Theorie des „kleineren Uebels“ die Anhängermassen für die To l e r i e r u ngs-[32]po l i t i k  ein-

zufangen. Umgekehrt konstruiert auch der Nationalsozialismus einen prinzipiellen Gegensatz zwi-

schen dem heutigen System und seinem „Dritten Reich“, um dieses als unbelastet von den Sünden 

der kapitalistischen Mißwirtschaft erscheinen zu lassen. 

Das Zwillingsverhältnis zwischen SPD und Hitlerpartei drückt sich darüber hinaus in der immer 

schrankenloseren Fasch i s i e r un g d e r Po l i t i k der Sozialdemokratie und des ADGB aus. Ob es 

sich um die Frage des Parlamentarismus handelt, um die Gewerkschaften, die Streikfrage, das Klas-

senproblem, das Rüstungsproblem, die Reparationsfrage und besonders die Kr i egs  he t z e  ge ge n 

d i e  Sowj e t un i o n bei allen Problemen übernimmt die Sozialdemokratie die f a sch i s t i s che  Ide -

o l og i e  und betreibt ihrerseits eine Erziehung ihrer Anhänger im Sinne des Faschismus. Dadurch, 

wie durch ihre L i ebesd i e ns t e für den faschistischen Blutterror, stärkt die SPD unm i t t e l ba r zu-

gleich den Einfluß des Nationalsozialismus. 

* 

Richtiges Verständnis für das Ve rhä l t n i s zwischen Nationalsozialismus und Sozialdemokratie, für 

ihre wechselseitige Ausnutzung durch die Bourgeoisie, ist somit eine unerläßliche Voraussetzung für 
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eine r i ch t ig e Po l i t i k und für Erfolge der Partei. Worin besteht der größte und ge f äh r l i chs t e  

Feh l e r in der Beurteilung des Faschismus? Unzweifelhaft darin, wenn sich Kommunisten unter dem 

Druck der sozialdemokratischen Agitation auf das liberale Glatteis einer Gege nübe r s t e l l ung von 

Faschismus und Demokratie drängen oder verlocken lassen. Gibt es solche Fehler in unseren Reihen? 

Genosse Thä l m a n n hat in seinem Artikel „Einige Fehler in unserer theoretischen und praktischen 

Arbeit“ in Nummer 11/12 der Internationale von 1931 den Beweis dafür geführt und der Partei die 

Ge f ah r s ig na l i s i e r t‚ die sich bei einer Fortsetzung solcher Fehler ergeben müßte. Eine belebende 

Welle bo l sc h ewi s t i s c he r Se l b s t k r i t i k  ergießt sich durch den gesamten Organismus der Partei 

von oben bis unten. Ist damit die Gefahr solcher Fehler und Abweichungen gebannt? Keineswegs. Der 

Artikel des Genossen Thälmann muß vielmehr zum Ausgangspunkt einer daue r nden  und  sys t e -

m a t i s chen  Ve r bes se r ung  und  wa c hs am e n  Kon t r o l l e unserer theoretischen und prakti-

schen Arbeit durch die gesamte Partei werden. Es darf nicht mehr geduldet werden, daß die bloße 

Ane r ke nnung und Zus t i mm u ng zu unseren Beschlüssen und unserer Linie an die Stelle ihrer 

Durchführung und Anwendun g in der Praxis tritt. Dies gilt auch für das Problem des Faschismus. 

Gerade in den letzten Wochen tauchte unter Teilen der Arbeiterschaft, vor allem Sozialdemokraten, 

aber auch unter Parteigenossen, eine i r r e f üh rende  F r ages t e l l ung  auf, die ungefähr lautete: 

„Wenn es durch eine Hi t l e r r eg i e r ung  zur o f f enen  f a sch i s t i s chen  Di k t a t u r  in Deutsch-

land käme, was  so l l  dann  ge schehe n  ?“ Eine solche Fragestellung, die bei Betriebs- und Stem-

pelstellen-Diskussionen mehrfach zu beachten war, ist grundfalsch und verleitet zu oppo r t un i s t i -

s chen  Sch l uß f o l ge runge n. 

Erstens ist es unmöglich, Hitlerregierung und offene faschistische Diktatur einfach g l e i chzuse t -

z e n. Denn das wurde bedeuten, daß wir die Rolle der Brüning und Severing für die Durchführung 

der faschistischen Diktatur unterschätzen und ihnen gleichsam bescheinigen wurden, daß s i e zur of-

fenen faschistischen Diktatur n i ch t  fähig und willens wären. 

[33] Zweitens würde eine solche Gleichstellung von Hitlerregierung und offener faschistischer Dik-

tatur bedeuten, daß wir das Wesen des Prozesses der Faschisierung als eines organischen Uebergan-

ges leugnen und an seiner Stelle einen mechanischen Wechsel auf Grund der personellen oder partei-

mäßig-parlamentarischen Veränderung der Regierung konstruieren wurden. Das erste wie das zweite 

stellt ein Abgleiten in der Richtung einer „Gegenüberstellung“ von Demokratie und Faschismus dar. 

Drittens ist die angeführte Fragestellung in stärkstem Maß geeignet das Problem des w i r k l i chen  

Massenkam pf es  gegen  d i e  D i k t a t u r  de r  Bou r geo i s i e  (und damit auch gegen den Faschis-

mus) z u ve r s c h l e i e r n‚ die Massen irrezuführen, wie es die SPD bewußt macht indem sie Hitler 

als ein willkommenes Schreckmittel benutzt, um die Massen vom Kampf gegen Brüning und Se-

vering, gegen Borsig und Leipart abzuha l t e n. 

Gegen die weitere Entfaltung zur faschistischen Diktatur – gleichviel, ob unter Brüning-Severing, 

Brüning-Hitler, Hitler-Groener oder Hitler ganz allein – kann das Proletariat nu r da nn  kämpfen, 

wenn es n i ch t auf irgendeinen beliebigen Tag lauert, an dem „der Entscheidungskampf“ nahmt, 

sondern heu t e‚ morgen und übermorgen, täglich und stündlich seinen Kam pf  gegen  d i e  D i k -

t a t u r  de r Bour geo i s i e‚ alle ihre Formen und alle ihre Stützen führt. Herr Trotzki. der die „wis-

senschaftliche Theorie“ für die sozialdemokratische Ablenkung der Massen vom Kampf gegen 

Brüning in seiner neuen Broschüre liefert, betätigt sich damit ebenso wie die SAP-Führer in Deutsch-

land als Agent nicht nur Brünings und der SPD, sondern auch des Hitlerfaschismus. 

Denn nu r‚ wenn die Arbeiterklasse schon heute gegen jede e i nz e l ne Maßnahme der Verschärfung 

der faschistischen Reaktion und erst recht jeden e i nz i ge n  Schritt der Durchführung der faschisti-

schen Diktatur mit den Mitteln des wirtschaftlichen und politischen Massenkampfes in steigendem 

Maße Wi de r s t a nd  l e i s t e t, kann die Errichtung der offenen, faschistischen Diktatur w i r k l i ch  – 

nicht mit Phrasen, sondern mit der Ta t  – vereitelt werden. Um die Arbeiterklasse in diesem Kampf 

führen zu können, muß die Kommunistische Partei ihren Haup t s t oß  gegen  d i e  Soz i a l demo-

k r a t i e, als die soziale Hauptstütze der Bourgeoisie, richten. Denn nur so kann die e i ge ne K l as s e, 

das Proletariat, zur vollen Entfaltung seiner antifaschistischen Kampfkraft gebracht werden. 
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Philosophische Betrachtungen darüber, ob man auf eine Hitlerregierung oder eine offene, faschisti-

sche Diktatur durch den Ge ne r a l s t r e i k oder durch die proletarische Revolution „a n t wor t e n“ 

kann, sind unmarxistisch, irreführend und in ihrer praktischen Auswirkung konterrevolutionär. Hier 

steht es ähnlich wie in der Frage des i m p e r i a l i s t i s che n Kr i ege s. So wenig man auf diesen ein-

fach durch den Generalstreik oder die proletarische Revolution „antworten“ kann (Lenin), so ver -

r ä t e r i s c h es ist, eine solche zentristische Parole aufzustellen, so sehr gilt das, mit einigen E in -

s ch r ä nkunge n‚ auch gegenüber dem Faschismus. Diese Einschränkungen laufen im wesentlichen 

darauf hinaus, daß der Krieg mit den Grundlagen der kapitalistischen Gesellschaft untrennbar ver-

bunden, also ha Kapitalismus unve r m e i d l i c h ist, während dies von der faschistischen Form der 

Diktatur der Bourgeoisie, wie wir gezeigt haben, durchaus nicht gilt. An der bedingten Parallele, die 

wir in diesem Zusammenhang zwischen Faschismus und Krieg ziehen, wird durch diese Einschrän-

kung nichts geändert. 

[34] Bedeutet das einen Ve r z i ch t auf die Anwendung der Waffe des politischen Massenstreiks oder 

Ge n e r a l s t r e i k s oder anderer höhe r e r Fo rm e n des Kampfes gegenüber einer offenen faschisti-

schen Diktatur? Ke i ne sweg s. Wenn sich der Leninismus gegen den zentristischen Schwindel von 

der „Beantwortung“ des imperialistischen Krieges mit dem Generalstreik oder der Revolution wen-

det, so schließt das ja keineswegs die Anwendung  de r  S t r e i kwaf fe  oder auch höherer revolu-

tionärer Kampfformen selbst unmittelbar bei Kriegsbeginn unter allen Umständen aus. Im Gegenteil: 

die revolutionäre Partei wird im Falle eines imperialistischen Krieges je nach den konkreten Verhält-

nissen das Höchs t m a ß an revolutionärer Aktivität in ihren Losungen und Kampfmethoden unter 

den Massen entfalten, wozu auch die Massenstreikparole gehört. 

Eine ähnliche Problemstellung ergibt sich für unseren Kampf gegen die offene faschistische Diktatur. 

Es ist völlig unmöglich, sich auf bestimmte Kampfmethoden festzulegen, weil dies eine Abs t r ak -

t i o n , ein Auße r ach t l a s s e n  der konkreten Umstände und vor allem ein Uebe r sehen  de s  o r -

gan i s chen  P r ozes se s  de r  ganzen  Fasch i s i e r u ng wä r e. In jeder Phase dieses Prozesses 

steht für das Proletariat und seine Partei nur e i ne  Aufgabe: seine ganze Kraft gegen  d i e  Durch -

f üh r ung  de r  f a sch i s t i s chen  Di k t a t u r in die Waagschale zu werfen! 

In manchen Ländern und unter manchen konkreten Umständen wird der revolutionäre Massenkampf 

gegen die Durchführung der faschistischen Diktatur den zwiefachen Charakter des Angriffs und der 

gleichzeitigen Verteidigung tragen können und müssen. Jedes Schem a, das die Frage der Formen 

des Kampfes gegen die faschistische Diktatur von den konkreten Verhältnissen losgelöst betrachten 

sollte, wäre somit in der Praxis nur eine Ablenkung der Arbeiterklasse von ihren wahren Aufgaben 

und Kämpfen. 

* 

Aehnliche Fehler rechtsopportunistischer Natur, die in mehr oder weniger abgeschwächter Form auf 

eine Gegenüberstellung von Faschismus und Sozialfaschismus hinauslaufen, finden sich in verschie-

denen Formen und an verschiedenen Stellen unserer Parteiarbeit. Auf der anderen Seite sind auch die 

Tendenzen einer Un t e r s chä t zu ng de s Fa sch i sm u s, e i nsch l i eß l i ch  de s  Na t iona l soz i a -

l i sm u s, von nicht untergeordneter Bedeutung. Worin äußert sich eine solche Unterschätzung? Vor 

allem in der sozialdemokratischen These, die Nationalsozialisten sich „i n  de r  Reg i e r ung  ab -

wi r t s cha f t e n“ zu lassen. Weiter in der leichtsinnigen und trügerischen Hoffnung, daß die natio-

nalsozialistische Bewegung auf Grund der Gärung und Zersetzung der Mittelschichten, ihrer antika-

pitalistischen Radikalisierung und ihrer widerspruchsvollen sozialen Zusammensetzung frühzeitig 

von  s e l bs t  auseinanderfallen müsse. Schließlich in der Vernachlässigung des ernsten politischen 

bzw. ideologischen Massenkampfes gegen die Hitlerpartei. Eine solche Vernachlässigung drückte 

sich in der f a l s che n  Losung  aus: „Sch l ag t  d i e  Fa sch i s t e n, wo  ih r  s i e  t r e f f t.“ 

Für die Ueberwindung der Abweichungen und Fehler auf diesem Gebiet ist es vor allem notwendig, 

das Verhältnis zwischen Soz i a l f a sch i sm us  und  Hi t l e r f a sch i smus  sowohl prinzipiell, wie 

hinsichtlich der gegenwärtigen, konkreten Lage in Deutschland, in unseren eigenen Reihen und dar-

über hinaus in den Massen zu klären. Mit anderen Worten: Wir müssen jene marxistisch-leninistische 
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Beant-[35]wortung der Frage nach dem Verhältnis zwischen Sozialdemokratie und Faschismus, wie 

sie Genosse S t a l i n  über die „Zwillingsbrüder“ gegeben hat, für die deutschen Verhältnisse anwen-

den und konk r e t i s i e r e n. 

Dazu gehört auch die richtige Einordnung der nationalsozialistischen Bewegung als eines Teils der 

faschistischen Front. Einerseits kommt es auf die Feststellung an, daß Nationalsozialismus und Fa-

schismus n i ch t  ein und dasselbe ist. Die Soz i a ldem okr a t i e ist in Deutschland zweifelsohne der 

aktivste Faktor der Faschisierung. Dessen ungeachtet bleibt doch die Nationalsozialistische Partei mit 

ihrem sprunghaften Anschwellen als faschistische Massenpartei und als ihrem Anhang nach zahlen-

mäßig stärkste Partei überhaupt ein ernster Gegner für uns. 

Heute gliedert sich die Gruppierung der Klassenkräfte in Deutschland schroff in zwei Lager, die sich 

– K l a s se  gegen  Kl a s se  – unversöhnlich gegenüberstehen. Auf der einen Seite die Front des Pro-

letariats, geführt durch die Kommunistische Partei, die sich der Lösung ihrer zentralen Aufgabe der 

Eroberung der Mehr heil der Arbeiterklasse nähert. Auf der anderen Seite die Front der Bourgeoisie: 

hier zeigt sich als die führende Partei der Bourgeoisie das Zen t r u m als die soziale Hauptstütze der 

Bourgeoisie die Soz i a lde m okr a t i e, und als drittes die faschistische Massenorganisation, die H i t -

l e r pa r t e i. Je mehr wir es lernen, den Massen diese Gruppierung der Klassenkräfte unzweideutig 

zum Bewußtsein zu ~bringen, desto besser werden sie unsere S t r a t eg i e verstehen, desto erfolgrei-

cher werden wir unsere Klassenlinie in den Massen durchsetzen. 

* 

Einige Tatsachen zur Gesch i ch t e de r NSDAP. Während des Krieges wurde in München von dem 

Werkzeugschlosser Drechsler eine Ar be i t e r ve r e i n i gu ng gegründet, die sich nach dem Zusam-

menbruch der Monarchie November 1918 als Deutsche Arbeiterpartei konstituierte. Hi t l e r trat nach 

seiner eigenen Darstellung als siebentes Mitglied dieser Partei bei, zu deren Führer er wurde. An Stelle 

des ursprünglich geplanten Namens „Sozialrevolutionäre Partei“ entschloß man sich 1919 zu der Be-

zeichnung „Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei“, bei der es geblieben ist. Während sich die 

Partei ursprünglich lediglich auf Ba ye r n  beschränkte, wo sie sich mit verschiedenen antisemitischen 

und völkischen Vereinigungen verband, kam es später zum Zusammenschluß mit der „D eu t schvö l -

k i s c he n Pa r t e i“, die in Norddeutschland von den Abgeordneten Gr äf e, W u l l e und He n n i n g 

nach ihrem Austritt aus der Deutschnationalen Partei im Jahre 1922 gegründet worden war. 

Ihren ersten stärkeren Auftrieb erhielt die Hitlerpartei 1923 während des Ruhrkriegs und der I n f l a -

t i o n. Der bekannte H i t l e r-Ludendor f f-Pu t sc h im Münchener Hofbräuhaus war der Höhepunkt 

und mit seinem possenhaften Ausgang zugleich Wendepunkt dieser ersten nationalsozialistischen 

Welle. Bei den Reichstagswahlen vom Mai 1924 erhielten die Nationalsozialisten noch den beträcht-

lichen Erfolg von 1.918.329, Stimmen, die im wesentlichen aus zehn Wahlkreisen herrührten. Im 

Dezember 1924 sanken sie auf 907.214 Stimmen. Dieser Abstieg setzte sich in den weiteren Jahren 

fort. Die Hitlerpartei hatte ihren Tiefpunkt bereits überwunden,  als sie im M a i 1928 bei den dama-

ligen Reichstagswahlen ein Resultat erzielte, das zwar mit 809.071 Stimmen un t e r dem Ergebnis 

vom Dezember 1924 lag, aber doch gegenüber der Zwischenzeit bereits die ersten Merkmale einer 

neu ansteigenden Welle des Nationalsozialismus zeigte. Das Jahr 1929 brachte einen [36] fortschrei-

tenden, g r oße n  Auf s t i e g, der bei der Reichstagswahl im September 1930 der Hitlerpartei 0,4 

M i l l i one n  Stimmen brachte und sich mit kurzen Unterbrechungen bis heute fortsetzte. 

Hatte die Hitlerpartei als eine Organisation deklassierter Elemente, Abenteurer und politischer Ein-

zelgänger begonnen, so ist sie heute zu einer g r oßbü r ge r l i chen  Pa r t e i  geworden. Ihrer Füh -

r ung  gehören Gr oßkap i t a l i s t e n, Schwer i ndus t r i e l l e, Bank i e r s, Junke r, monarchistische 

Gene r a l e, Hohenzo l l e r np r i nze n und die direkten Beauftragten dieser Elemente an. Bestimmte 

Teile des Finanzkapitals „gehen“ – teils selbst, teils durch ihre Beauftragten – in die NSDAP., um sie 

als geeignetes Klasseninstrument der Großbourgeoisie zu ‚.kanalisieren“, das heißt sie zu lenken. Mit 

Hilfe der Hitlerpartei werden die breitesten Massen des K l e i nbü r ge r tu m s für die Verteidigung 

der großkapitalistischen Interessen mobilisiert und eingesetzt. Zum Verständnis dieser Rolle der Hit-

lerbewegung müssen wir einen Blick auf die soziale Gliederung Deutschlands werfen, Nach einer 
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Untersuchung des Professors Theodor Ge i ge r im Organ des ADGB „Di e Ar b e i t“ vom Oktober 

1930 haben wir mit etwa folgenden Zahlen zu rechnen: 

Baue r n: 2.090.000 Erwerbstätige oder 4.900.000 Berufszugehörige; 

Ha n dwer k: 1.227.000 Erwerbstätige oder 3.070.000 Berufszugehörige; 

K l e i nha nde l: 1.000.000 Erwerbstätige, 2.300.000 Berufszugehörige; 

K l e i n r e n tn e r (ohne proletarische Sozialrentner): 2.200.000 oder 3.300.000 mit ihren Angehörigen; 

F r e i e Be ru f e: 242.000 Erwerbstätige oder 532.000 Berufsangehörige. 

Hinzuzählen müssen wir auch die halbproletarischen Schichten der Angestellten und Beamten, die 

sowohl ihrer sozialen He r ku n f t nach in der Vergangenheit (in letzter Zeit hat sich das bei den An-

ges t e l l t e n‚ vor allem bei den we i b l i che n , sehr verändert, insofern der jüngere Nachwuchs in 

steigendem Maße aus der Ar be i t e rk l a s s e stammt), als auch auf Grund ihrer I deo l og i e mit dem 

Kleinbürgertum verbunden sind. Rechnet man bei den Bea m t e n  ungefähr 280.000 in höheren Stel-

len befindliche ab, so bleiben etwa 2.400.000, die als Berufszugehörige dem Kleinbürgertum zuge-

rechnet werden müssen (1.200.000 Erwerbstätige). Bei den Anges t e l l t e n  ergibt sich mindestens 

eine Zahl von 7.000.000 Berufszugehörigen (3.500.000 Erwerbstätige). 

Insgesamt zeigt sich nach dieser Berechnung im Jahre 1930, daß das Kleinbürgertum in Deutschland 

mit etwa 23,5 Millionen über ein Drittel der Gesamtbevölkerung ausmacht. Bei der Septemberwahl 

1930, bei der rund 35 Millionen Stimmen, 82 Prozent der Wahlberechtigten, abgegeben wurden, wur-

den von den kleinbürgerlichen Schichten etwa 11,5 Millionen Stimmen abgegeben. 

* 

Wie ist nun die Lage dieser Schichten? Wir müssen uns im Rahmen dieses Artikels damit begnügen, 

nur stichwortartig die Lage der einzelnen Schichten aus der Masse der Kleinproduzenten und Halb-

proletarier zu kennzeichnen. 

Auf den Kl e i n- und Mi t t e l baue rn  lastet der Hunger nach Land, die Verschuldung, der Zins- und 

Steuerwucher. 59 Prozent der gesamten Landfläche in Deutschland sind, das Pachtland eingeschlos-

sen, [37] Eigentum der landwirtschaftlichen Großgrundbesitzer (Großagrarier und Kulaken). Die Ag-

rarwirtschaft ist in Deutschland völlig rückschrittlich. Es ist klar, daß diese Faktoren zu einer Radi-

kalisierung der Bauernschaft führen. Aber aus der Klassenlage der Bauern ergibt sich n i ch t von 

selbst und nicht zwangsläufig der Uebe r gang  zum  Pr o l e t a r i a t , sondern auf Grund ihrer zwie-

spältigen Stellung – halb Eigentümer und halb Ausgebeuteter – kann auch ihre Stellungnahme den 

größten Schwankungen unterliegen. Da sie nach Land hungern, erscheint ihnen die nationalsozialis-

tische Phrase vom „Volk ohne Rau m“ als Erklärung ihres Elends. Die Ausbeutung drückt sich für 

sie nur im Zwischenhändler, im Handelskapital, in den wucherischen Banken aus. Für den Bauer sind 

diese Schichten schlechthin „Jude n“. So verfällt er leicht der nationalsozialistischen Rassendema-

gogie und ihrem Gaunertrick von der „Zi nsknech t s cha f t“, als einer vom übrigen Kapitalismus 

gesonderten Erscheinung. Auch unter den Landa r be i t e rn  haben die Nationalsozialisten stärkere 

Stützpunkte. 

Handwerker, Kleinkapitalisten, Kleinhändler wurden von der monopolkapitalistischen Entwicklung 

und der Krise mit ihrer Kaufkraftminderung immer stärker e rd r ück t . Sie stehen in einem bestimm-

ten Gegensatz zu den Konsum genos s enscha f t e n der Arbeiter. Soweit sie als Kleinkapitalisten 

in ihren „Quetschen“ Arbeiter, Gesellen, Lehrlinge beschäftigen, begegnen sie auf Grund der er-

schwerten Konkurrenzbedingungen dem proletarischen Klassenkampf besonders fanatisch. Sie erbli-

cken in der industriellen Konzen t r a t i on  oder den War enhäuse r n  – und nicht im kapitalisti-

schen System allgemein – ihren Feind und Ausbeuter. So sind sie auch geneigt, den nationalsozialis-

tischen Utopien einer Rückw ä r t s e n t w i ck lung zu Verhältnissen, wo das „Handwerk goldenen 

Boden“ hatte, ihr Ohr zu schenken. 

Unter den Angehörigen der f r e i e n  Be r u f e ist in Deutschland auf Grund einer ganzen Reihe von 

Faktoren jenes „pr o l e t a r i s i e r t e In t e l l ek t ue l l e n t u m“ entstanden, das eine wichtige Quelle für 
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die Hitlerpartei abgibt. Auf der einen Seite steigt die Zahl der Studierenden an den Hochschulen und 

damit die Uebe r f ü l l ung de r sogenann t en  akademi schen  Be ru f e. Da es sich beiden Stu-

denten hauptsächlich um Angehörige des Kleinbürgertums handelt, ist dies zum Teil auf die schwin-

dende kleinkapitalistische Existenzgrundlage zurückzuführen, die zur Wahl akademischer Berufe 

drängt. Andererseits entsteht auch ein gewisser Zustrom aus den Schichten der Ar be i t e r a r i s to -

k r a t i e  und damit eine Konkur r enz  für die sogenannten Akademiker. Die Inflation hat ihnen die 

Rentengrundlage entzogen. Das alles trägt dazu bei, diese Schichten für die nationalsozialistische 

Propaganda bis zu einem gewissen Grade empfänglich zu machen. Das gleiche gilt auch für die Be-

am t e n, bei denen ebenfalls eine gewisse Ueberfüllung und verstärkte Ko nkur r e nz herrscht. Hier 

gibt vor allem auch die Rolle der NSDAP als „neue r Pa r t e i“, die gegen die „Parteibuchbeamten“ 

der SPD polemisiert und damit zugleich ihren Anhängern im Falle der Machtergreifung Pos t e n  und 

Auf s t i e g verspricht, den Ausschlag. 

Die Anges t e l l t en scha f t, diese breiteste Schicht der Halb-Proletarier, umfaßt Elemente aus allen 

Klassen. In der Angestelltenschaft sind Handwerker und Kaufleute vereinigt, die ihre selbständige 

Existenz verloren haben, Sprößlinge aus dem früheren Beamtentum, Akademiker, entlassene Offi-

ziere, ins Angestelltenverhältnis aufrückende Arbeit er, Söhne und Töchter von Arbeitern, die die 

Angestelltenlaufhahn einschlagen. Trotz ihres „pr o l e t a r i s che n“ Dase i n s  hängen die in [38] die-

sem Sammelbecken aufgefangenen, gescheiterten Existenzen aus den Schichten der Kleinproduzen-

ten vielfach an ihrer selbständigen Vergangenheit und erzeugen so die Ideologie des sogenannten 

„St ehk r agenp r o l e t a r i e r s“, der sich vom Arbeiter isoliert hat und auf ihn herabsieht. 

Eine besondere Rolle als Massenreservoir, aus dem der Nationalsozialismus seine Anhänger gewinnt, 

spielt die k l e i nbü r ge r l i che  J uge n d. Im Zeichen der kapitalistischen Krise und unter den beson-

deren Bedingungen Deutschlands in der Nachkriegszeit heranwachsend, fehlt ihnen jeder Ausblick 

auf die Zukunft, jede Mög l i chke i t de s Auf s t i eg s. Ohne jede Kenntnis der Bedingungen und 

Ursachen, aus denen ihre ausweglose Situation entstanden ist, aufwachsend in einer Atmosphäre 

s chwär m er i s che r  Er i nne r ungen  an die Verhältnisse der Vorkriegszeit, in der es noch eine 

beschränkte Existenzgrundlage für die kleinbürgerlichen Schichten gab, wird diese kleinbürgerliche 

(und bürgerliche) Jugend in besonderem Maße zum Träger der nationalsozialistischen Ideologie. Die 

phantastischen T r äum e von „schimmernder Wehr“ und imperialistischem Aufstieg Deutschlands 

spuken in diesen hoffnungsarmen Köpfen ebenso wie die Spekulationen auf das „Dritte Reich“, in 

dem es Posten, Entfaltungsmöglichkeiten, „Aussichten“ für sie geben werde. 

* 

Alle diese kleinbürgerlichen Schichten bilden vor allem die soziale Basis der Hitlerbewegung. M a rx, 

Enge l s und Len i n  haben diesen Niedergang des Kleinbürgertums geschildert und aufgezeigt, wie 

sich daraus die Vorbedingungen für die Entstehung und Erneuerung aller möglichen kleinbürgerli-

chen Anschauungen und Lehren ergeben. Bereits im „Kom m uni s t i s ch  e n  Man i f e s t“ heißt es 

über den „kleinbürgerlichen Sozialismus“: 

„Seinem politischen Gehalte nach will jedoch dieser Sozialismus entweder die a l t e n  Produktions- und Ver-

kehrsmittel w i e d e r h e r s t e l l e n  und mit ihnen die a l t e n  E i g e n t u m s v e r h ä l t n i s s e und die alte Gesell-

schaft oder er will die modernen Produktions- und Verkehrsmittel in den Rahmen der alten Eigentumsverhält-

nisse, die von ihnen gesprengt wurden, gesprengt werden mußten, gewaltsam w i e d e r e i n s p e r r e n. In beiden 

Fällen ist er reaktionär und utopisch zugleich.“ 

Nun wäre es falsch, eine Pa r a l l e l e zwischen jenem kleinbürgerlichen Sozialismus, wie ihn Marx 

und Engels schildern, und dem Na t i o na l soz i a l i s m us zu ziehen. Das würde den Charakter der 

Hitlerpartei als einer g roßbü r ge r l i che n  Pa r t e i  und Interessenvertretung der Gr oßbo u r geo i -

s i e verwischen. Die Sätze des Kommunistischen Manifestes“ sind jedoch eine lebendige Illustrierung 

der Tatsache, daß das Kleinbürgertum besonders empfänglich für eine solche Ideologie ist, wie sie 

heute die Hitlerbewegung ausarbeitet. Le n i n schilderte z. B. in seinen Bemerkungen zum 2. Pro-

grammentwurf Plechanows im Februar/März 1902 diese Empfänglichkeit des Kleinbürgers für die 

Schlagworte der herrschenden Klasse: 
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„Der führende Vertreter des Kleinproduzenten von heute, der ‚seinen eigenen Standpunkt‘ noch nicht verlassen 

hat, ist sehr oft der A n t i s e m it  und der A g r a r i e r, der N a t i o n a l i s t  und der V o l k s t ü m l e r, der Sozialre-

former und der ‚Kritiker des Marxismus.‘“ 

Und in einem Aufsatz gegen die Sozialrevolutionäre in der „Iskra“, Nr. 38, vom 15. April 1903, führte 

Le n i n  aus: 

„In allen europäischen Ländern, auch in Rußland, schreiten die „Bedrängung“ und der N i e d e r g a n g  d e s  

K l e i n b ü r g e r t u m s  unaufhaltsam vorwärts ... Gleichzeitig mit dieser ‚Bedrängung des Kleinbürgertums 

[39] in Landwirtschaft‘ und Industrie entsteht und entwickelt sich ein ‚n e u e r  M i t t e l s t a n d, wie die Deut-

schen sagen, eine neue kleinbürgerliche Schicht, die Intelligenz, deren Daseinsbedingungen in der kapitalisti-

schen Gesellschaft auch immer schwieriger werden, und die in ihrer Masse diese Gesellschaft vom Standpunkt 

des Kleinproduzenten aus betrachtet. Es ist ganz natürlich, daß das unbedingt die w e i t e s t g e h e n d e  V e r -

b r e i t u n g  u n d  d i e  s t ä n d i g e  N e u e n t s t e h u n g  k l e i n b ü r g e r l i c h e r; A n s c h a u u n g e n  u n d  L e h -

r e n  i n  d e n  m a n n i g f a l t i g s t e n  F o r m e n  zur Folge hat.“ 

Die Erfolge der Hitlerpartei, ihr sprunghaftes Wachstum sind nicht verständlich ohne Berücksichti-

gung dieser besonderen Eigenarten des K l e i nbü r ge r s, der durch seine Schwärmerei und Leicht-

gläubigkeit zum Opfer der faschistischen Propaganda wird. Ueber den wildgewordenen Kleinbürger 

sagt Len i n: 

„Der durch die Schrecken des Kapitalismus ‚w i l d g e w o r d e n e‘ Kleinbürger ist eine soziale Erscheinung, 

die ebenso wie der Anarchismus allen kapitalistischen Ländern eigen ist. Die U n b e s t ä n d i g k e i t  dieses Ra-

dikalismus, seine Fruchtlosigkeit, seine Eigenschaft, schnell in E r g e b e n h e i t. Apathie, Phantasterei umzu-

schlagen oder sich bis zur ‚T o l l h e i t von dieser oder jener b ü r g e r l i c h e n  M o d e s t r ö m u n g  fortreißen zu 

lassen, – all das ist allgemein bekannt.“ 

Diese Darstellung Lenins trifft in stärkstem Maße auf die heutigen kleinbürgerlichen Anhänger der 

nationalsozialistischen Bewegung in Deutschland zu. Aus ihnen rekrutiert sich die übergroße Mehr -

he i t der Mitglieder, Mitläufer und Wähler der Hitlerpartei. Die Organisation selbst erhält einen be-

sonderen Stempel durch die l um penp r o l e t a r i s che n  E lem e n te, ehemalige Kleinbürger, brotlos 

gewordene und deklassierte Offiziere usw., die eine besonders aktive Rolle in den S tu r m a b t e i lu -

ge n, den militärischen Formationen der Hitlerpartei, spielen. 

* 

Und damit kommen wir zu dem weiteren Problem: dem Verhältnis der Hitlerpartei zur Arbeiterschaft. 

Der Wunsch des Finanzkapitals, mit Hilfe der Nationalsozialistischen Partei breitere Ar be i t e r -

s c h i ch t e n zu erfassen, um sie auf diesem Wege für die Faschisierung der Herrschaftsmethoden der 

Bourgeoisie einzuspannen und als ak t i v e Ga r de n zu r  N i ede r sch lagu ng  ihrer eigenen Klasse 

und deren bewußter Avantgarde, des revolutionären Proletariats, zu benutzen, ist bisher im wesentli-

chen fehlgeschlagen. Ueber die Stärke des Anhangs der Hitlerpartei in der Betriebsarbeiterschaft kann 

man einen gewissen Aufschluß aus den Ergebnissen der Be t r i ebs r ä t ewah l e n  des Jahres 1931 

gewinnen. 

Die „Gewer kscha f t s ze i t u ng“, das Organ des ADGB, brachte am 28. November 1931 eine 

Uebersicht über die Betriebsrätewahlen von rund 33.000 Betrieben mit etwa 4,6 Millionen Beschäf-

tigten. Der Anteil der Hitlerpartei beträgt dabei insgesamt nur ein ha lbe s P r ozen t. Eine andere 

Statistik aus dem „De ut sche n“, dem Organ der christlichen Gewerkschaften, die die Ziffern aus 

1921 Betrieben, darunter 325 Großbetrieben, anführt, gibt den Anteil der Hitlerpartei mit 1,3 P ro -

z e n t  an, in den Großbetrieben mit 1,5 P r oze n t . Aus einer dritten Aufstellung über Betriebsräte in 

der Zeitschrift der Vereinigung der deutschen Arbeitgeberverbände, dem „Ar be i t gebe r“, ergibt 

sich, daß die S t ä r ks t en  E r f o l ge  de r  Naz i s  in der chem i schen  I ndu s t r i e zu verzeichnen 

sind. Die Arbeitgeberzeitung schreibt dazu: 

„Angesichts der großen Propaganda und der betonten Siegeszuversicht, mit der die Nationalsozialisten im 

Wahlkampf auftraten, mag das e r z i e l t e [40] E r g e b n i s  e t w a s  g e r i n g f ü g i g  erscheinen. Es ist aber zu 

bedenken, daß der Boden in der Industriearbeiterschaft für die nationalsozialistischen Ideen nicht sehr günstig 

ist und daß die systematische Arbeit der Nationalsozialisten in den Betrieben, die sogenannte H i b-A k t i o n , 

erst in diesem Jahre aufgenommen ist.“ 
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Der Einfluß der Hitlerpartei unter den E r wer bs l o se n  ist zwar stärker als unter der Betriebsarbei-

terschaft, aber gleichfalls n i ch t  von überragender Bedeutung. Es ergibt sich vielmehr ein Zustand, 

wo innerhalb des a k t i vs t e n Te i l s  der Hitlerbewegung, der SA, das proletarische Element neben 

proletarisierten Angestellten verhältnismäßig s t a rk  vertreten ist, die p r o l e t a r i s che  Pe r i phe r i e  

der Hitlerpartei jedoch noch immer sehr s chw ac h bleibt. Das wird im wesentlichen auch bei einer 

gründlichen Analyse der parlamentarischen Wahlergebnisse der letzten Zeit bestätigt. 

Um welche proletarischen Elemente in den Reihen oder im Gefolge der nationalsozialistischen Partei 

bzw. ihrer Sturmabteilungen handelt es sich überhaupt? Hier sind vor allem solche ve r zwe i f e l t e n  

Erwerbslosen anzuführen, teilweise schon deklassierte Proletarier, die sich aus ihrer elenden Lage 

auf Kosten der eigenen Klassengenossen i nd i v idue l l  befreien möchten. Es gibt Proletarier, z. B. 

auch bisweilen die ganz verelendeten He i m ar be i t e r, die auf Grund ihrer zermürbenden Verelen-

dung n i ch t in gleichem Maße wie das eigentliche Industrieproletariat dazu befähigt sind, Repräsen-

tanten der proletarischen Klassenaufgabe zu werden. So schrieb Enge l s in einem Brief an Bernstein 

über die deutschen Reichstagswahlen von 1881  von den damaligen sächsischen Handwebern: 

„Ihr Elend macht sie u n t e r  U m s t ä n d e n  – wie 1865 bis 1870 – rascher e m p f ä n g l i c h für sozialistische 

Anschauungen als die Großstädter, aber dasselbe Elend macht sie auch u n s i c h e r e r. W e r  a m  E r t r i n k e n  

i s t, g r e i f t  n a c h  j e d e m  S t r o h h a l m  u n d  k a n n  n i c h t  w a r t e n, bis das Boot vom Ufer abstößt, das 

Rettung bringen will. Das Boot ist die sozialistische R e v o l u t i o n, der S t r o h h a l m  ist der Schutzzoll und 

S t a a t s s o z i a l i s m u s.“ 

Solche besonders verelendeten proletarischen Elemente gelangen heute durch Ze rm ür bu ng und 

Ve r zwe i f l ung  dahin, Seite an Seite mit schon vollends deklassierten Lum pe npr o l e t a r i e r n  die 

Bür ge r k r i egsga r den  des Hitlerfaschismus zu bilden. 

Neben ihnen findet sich noch eine ande r e  Sch i c h t, aus der der Nationalsozialismus zwar heute 

noch keinen entscheidenden Zustrom erhalten ha t, ihn aber zweifelsohne unter bestimmten Voraus-

setzungen erhalten kan n: das ist die Ar be i t e r a r i s t ok r a t i e. Die Arbeiteraristokratie in Deutsch-

land sucht heute ihre Vertretung vorwiegend in der Soz i a ldem okr a t i e. Aber in dem Maße, wie 

die Unterschiede zwischen Hitlerfaschismus und Sozialfaschismus in Praxis und Ideologie sich ve r -

r i nge r n‚ wird es bequemer, von der einen zur anderen Partei hinüberzuwechseln. So ist es kein 

Wunder, daß diejenigen Elemente, die in der Hitlerbewegung den arbeiteraristokratischen Einschlag 

verkörpern, wie ihr übelster Repräsentant Augus t Wi nn i g, vom rechten Flügel der alten Sozialde-

mokratie kommen. Es handelt sich hier nicht um einen abgeschlossenen Prozeß. Wir müssen uns 

vielmehr des Le n i nsche n Wortes erinnern, wonach die Arbeiteraristokratie „nach dem Siege des 

Proletariats den bü r ge r l i chen  we i ßen  Ga r den  nicht wenige Rek r u t e n l i e f e rn  wird“. 

Dieser Zusammenfaul von a r be i t e r a r i s t ok ra t i s chen  Elementen und ihrer k l e i nbü r ge r l i -

chen  Sp i eße r i deo l og i e  mit dek l a s s i e r t en  p r o l e t a r i s chen  und l um penpro l e t a-[41]r i -

s che n  Schichten im Gefolge des Nationalsozialismus drückt der Arbeiterpropaganda der Hitlerpar-

tei den Stempel auf. Winnig schreibt z. B. in der Monatszeitschrift der NSDAP für Betriebsarbeit 

„Ar be i t e r t u m“ vom November 1931: 

„Arbeitertum ist das veredelte Proletariat. ... P r o l e t a r i s c h e  Politik ist b l o ß e s  B e g e h r e n  und ist insofern 

überhaupt keine Politik. Denn Politik heißt Staatskunst. Bloßes Begehren aber ist keine Kunst, sondern r o h e  

W i l l e n s ä u ß e r u n g. ... Die arbeitertümliche Politik muß den deutschen Menschen zum O p f e r  für die Ge-

samtheit erziehen. Sie ist n i c h t  d a z u  d a, jeden L o h n- oder V e r s o r g u n g s a n s p r u c h  als b e r e c h t i g t  

zu erklären und für ihn einzutreten. ... Aber die Aufgabe der arbeitertümlichen Politik ist ... darin zu suchen, 

daß sie der ganzen Nation ein V o r b i l d  a n  H i n g a b e  u n d  O p f e r m u t  gibt.“ 

Es ist klar, daß derartig primitive Propagandamethoden, die mit aller Offenheit vom Arbeiter die 

demütige und hündische Un t e r we r f u ng unter jedes Unternehmerdiktat fordern, gegenüber den 

entwickelten Industriearbeitern versagen müssen. Hier vereinigt sich die Ideologie des arbeiteraristo-

kratischen Werkmeisters – des Un te r o f f i z i e r t yp s im Betrieb, der im Proleten die Kr ea t u r sieht, 

die es zu kujonieren gilt, – mit der Sk l avenpsycho l og i e  des deklassierten Proletariers, der schon 

zu m a t t ist, um seine Ausbeuter noch hassen zu können. (Engels.) 
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Es ist also eine Tatsache, daß der Versuch der Nationalsozialisten, ins Proletariat einzudringen, b i s -

he r  ke i nen  en t s che idenden  Er f o l g  gehabt hat. Bedeutet das aber eine Abschwächung  die-

ser Gefahr? So wenig wir auf diesem Gebiet Anlaß zu Pa n iks t i mm u nge n haben, so völlig un -

z u l ä s s i g wäre es, sich in Sicherheit zu wiegen, die Bedeutung der Hib-Aktion der Hitlerpartei und 

ihres Einflusses auf Angestellte, Beamte, Mittelschichten zu un t e r s c hä t z e n  und den Kampf gegen 

sie zu ve r nach l ä s s i ge n. 

* 

Welches sind die wichtigsten Fa k to r e n‚ aus denen sich auf der geschilderten sozialen Basis der 

rapide Aufstieg der NSDAP erklären läßt? Hier sind vor allem zwe i Ur sa che n  ausschlaggebend: 

Erstens: Die Lage Deutschlands als be s i eg t e s La n d unter dem Versailler und Youngsystem, die 

Kne c h t ung und Ausp l ünde r ung  des deutschen Volkes durch die imperialistischen Sieger-

mächte des vergangenen Weltkrieges geben der nationalistischen Hetzpropaganda in der Richtung 

eines Rev an chek r i ege s, wie sie seitens der Hitlerpartei mit schrankenloser Demagogie betrieben 

wird, besondere Wirkungskraft. Der Aufstieg der NSDAP ist zum großen Teil dadurch zu erklären, 

daß sie es verstanden hat, sich vor den Massen betrügerisch als Pa r t e i  de r  „na t i ona len  Be f r e i -

ung“ aufzuspielen. 

Zweitens: Die nationalsozialistische Partei ist die „ne u e Pa r t e i“ der deutschen Bourgeoisie. Die 

kleinbürgerlichen Massen haben in den Jahren seit dem Kriege die Parteien häufig gewechselt Zu-

nächst wandten sie sich vor allem der Sozialdemokratie zu, kehrten sich dann wieder von ihr ab, bis 

in der Zeit vor den Maiwahlen 1928 ein neuer Zustrom zur SPD einsetzte. Andererseits verdanken 

auch verschiedene neue Parteien, wie die Wi r t s cha f t s pa r t e i, die Chr i s t l i ch soz i a l e n, die 

Auf wer t l e r pa r t e i e n, die Landvo l k- und La ndbundpa r t e i e n, diesen Bewegungen der klein-

bürgerlichen Massen ihre zeitweilige Aufblähung. Von all diesen neuen, aber besonders von den alten 

traditionellen Parteien wurden die kleinbürgerlichen Massen g r ausam  en t t äusch t. 

[42] Im Gegensatz zur Soz i a l de mokr a t i e  mit  ihrer 60jährigen Tradition, die vor den Augen der 

Massen seit dem 4. August 1914 immer von neuem schimpflich ve r r a t e n  und mit Füßen getreten 

wurde, ist die H i t l e r pa r t e i  relativ weniger be l a s t e t. Sie hat übe r haup t  ke i n  festumrissenes 

Programm, das sie deutlich und für die breitesten kleinbürgerlichen Massen verständlich im Stich 

gelassen hätte. Sie trägt in den Augen dieser Massen auch keine direkte und sichtbare Verantwortung 

für das Elend, da sie noch nie im Reichsmaßstabe oder in den größeren Ländern offene Regierungs-

verantwortung getragen hat, und kleinere Koalitionsexperimente, wie Thüringen und Braunschweig, 

im Bewußtsein der breiten Massen nicht so stark ins Gewicht fallen, wie etwa die Regierungs- und 

Tolerierungspolitik der Soz i a l dem okr a t i e  im Reich und in Preußen. Gerade im Gefolge der 

Krise, die den Prozeß der Parteienzerstörung und Parteienbildung außerordentlich be sc h l e u n ig t, 

war deshalb die Voraussetzung für das so sensationelle Wachstum der „neuen Partei“ gegeben. 

Diese beiden Hebel, die nationale Unterdrückung des deutschen Volkes und die Rolle der NSDAP. 

als „neue“ Partei, bewirken in erster Linie im Zusammenhang mit der Entwurzelung und Radikali-

sierung der kleinbürgerlichen Massen auf Grund der kapitalistischen Entwicklung den Aufstieg der 

Hitlerbewegung. 

* 

Worin besteht die I deo l og i e  des Nationalsozialismus? Ihre hervorstechende Eigenart, die den Be-

dürfnissen der kleinbürgerlichen Massen weitgehend Rechnung trägt, um sie für die großkapitalisti-

schen Interessen einzuspannen, ist die m ys t i s che  Ve r schwom m enhe i t. Ihr Programm kreist 

um den einzigen realen Inhalt: „Schu t z  de s  P r i v a t e i ge n t um s“ und verkleidet diesen Klassen-

inhalt einer rein großbürgerlichen und kapitalistischen Politik mit allen möglichen Ph r a s e n  über 

„Volksgemeinschaft“, „Gemeinnutz, der vor Eigennutz geht“, „Nationalen Wirtschaftsprozeß“, 

„Wohl der Volksgesundheit“, „Beiderseitiges Eingliedern der Arbeiter und Unternehmer“ und der-

gleichen mehr. Da s  ist es, was wir den Massen zu zeigen haben. Deshalb dürfen wir in unseren 

Reihen nicht das Geschwätz van einem „Ver ra t“ Hitlers dulden, hinter dem sich die Illusion 
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versteckt, die Hitlerpartei habe j ema l s  ein ande r e s  Ziel gehabt als ihr heu t i ges  konterrevoluti-

onäres faschistisches Ziel. 

In dem Sammelsurium von nationaler, sozialer und Rassendemagogie, das sich als nationalsozialis-

tische „Weltanschauung“ präsentiert, finden sich die sonderbarsten und widerspruchvollsten Ele-

mente. Das gilt für die „Rasse n l eh r e“, die als deutschvölkische Ideologie von dem Fr a nzos en 

Gobineau, dem Jude n  Disraeli und dem Eng l ä nde r Chamberlain ausgearbeitet wurde. Das gilt 

nicht minder für den „Soz i a l i sm u s“ der Hitlerpartei. 

Im „Kommunistischen Manifest“ rechnen Marx  und Eng e l s  mit den verschiedensten Strömungen 

des reaktionären und Bourgeois-Sozialismus ab. Dort heißt es über die Vertreter des f euda len  So -

z i a l i sm u s: 

„Den proletarischen Bettelsack schwenkten sie als Fahne in der Hand, um das Volk hinter sich her zu versam-

meln. So oft es ihnen aber folgte, erblickte es auf ihrem Hintern die a l t e n  f e u d a l e n  Wappen und verlief 

sich mit lautem und unehrerbietigem Gelächter.“ 

Wer denkt da nicht an den dicken Hintern des Prinzen „Auwi“ und [43] anderer Hohenzollernspröß-

linge, die in den Reihen der Hitlerpartei ihre monarchistischen Gelüste befriedigen möchten. 

Auf die Charakterisierung des k l e i nbü r ge r l i chen  Soz i a l i s m u s‚ der die alten Eigentumsver-

hältnisse wiederherstellen will, durch Marx und Engels haben wir schon hingewiesen. Ueber den in 

Deutschland vor 1848 besonders verbreiteten „deutschen“ oder „wa hr e n  Soz i a l i sm u s“ (Karl 

Grün) sagt das „Kommunistische Manifest“: 

„Seinerseits erkannte der deutsche Sozialismus immer mehr seinen Beruf, der hochtrabende Vertreter dieser 

P f a h l b ü r g e r s c h a f t  zu sein. Er proklamierte die deutsche Nation als die n o r m a l e  N a t i o n  und den 

d e u t s c h e n  S p i e ß b ü r g e r  als den n o r m a l e n  M e n s c h e n. ... Er zog die letzte Konsequenz, indem er 

direkt g e g e n  d i e  ‚r o h d e s t r u k t i v e‘ R i c h t u n g  d e s  K o m m u n i s m u s  auftrat und seine unparteiische 

E r h a b e n h e i t  ü b e r  a l l e  K l a s s e n k ä m p f e  v e r k ü n d e t e.“ 

Und schließlich heißt es über den Bourgeois-Sozialismus: 

„Die Bourgeoisie stellt sich die Welt, in der sie herrscht, natürlich als die beste Welt vor. Der Bourgeois-

Sozialismus arbeitet diese tröstliche Vorstellung zu einem halben oder ganzen System aus. Wenn er das Pro-

letariat auffordert, sein System zu verwirklichen, und in das n e u e  J e r u s a l e m  einzugehen, so verlangt er im 

Grunde nur, daß es in der j e t z i g e n  G e s e l l s c h a f t  stehen bleibe, aber seine gehässigen Vorstellungen von 

derselben abstreife. ... Der S o z i a l i s m u s  d e r  B o u r g e o i s i e  besteht eben in der Behauptung, daß die Bour-

geois Bourgeois sind – im Interesse der arbeitenden Klasse.“ 

Von allen diesen Ideologien findet sich dieser oder jener Plunder in der „Weltanschauung“ der Nati-

onalsozialisten wieder. Ueber die ganze, ebenso schmutzige wie aufgedonnerte Maskerade, hinter der 

sich ihre kapitalistische Politik zu verkleiden sucht, kann man nichts Besseres sagen als das, was 

Marx und Engels über den „deutschen Sozialismus“ geschrieben haben: 

„Das Gewand, gewirkt aus s p e k u l a t i v e m  S p i n n w e b, überstrickt mit s c h ö n g e i s t i g e n  R e d e b l u -

m e n, durchtränkt von liebesschwülem G e m ü t s t a u, dies überschwengliche Gewand, worin die deutschen 

Sozialisten ihre paar knöchernen, ‚ewigen Wahrheiten‘ einhüllten, vermehrte nur den Absatz ihrer Ware beim 

Publikum.“ 

Was bleibt, wenn man ihre zusammengestohlene Maskerade herunterreißt, als reale Politik der Nazis 

bestehen? Es bleibt die nationalistische Kr i egshe t z e‚ die Hand in Hand geht mit einer den Interes-

sen des nationalen Freiheitskampfes der deutschen Arbeiter und Werktätigen strikt en t gegenge -

se t z t en  Politik der Kap i t u l a t i on  vor der Youngsk l ave r e i  und Anb i ede r ung  an die impe-

rialistischen Siegermächte von Versailles, so wie sie die gesamte deutsche Bourgeoisie betreibt. Es 

bleibt der Ka m pf  gege n  d i e  KPD, als einzige Partei des sozialen und nationalen Freiheitskamp-

fes, es bleibt die Politik des S t r e i kb r eche r t um s‚ des Mor d t e r r o r s gegen revolutionäre Arbei-

ter, um ihren Widerstand gegen die kapitalistische Offensive zu l ä hm en, um sie von den zentralen 

Aufgaben des Klassenkampfes a bzu l e nke n. 

* 
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Es ist n i ch t  Aufgabe dieses Artikels, die M e t hode n  unseres Kampfes gegen den Nationalsozialis-

mus eingehend zu erörtern. Wir wollen nur kurz auf die politischen Aufgaben hinweisen, die schon 

der V. Weltkongreß der Komintern in seiner Resolution über den Faschismus formuliert hat und die 

auch für die deutschen Kommunisten in ihrem Kampf gegen den Hitler-Faschismus heute noch als 

Grundlinie volle Geltung haben. Es heißt dort über diese Aufgaben: [44] 

„1. Eine wirklich r evo lu t i onä r e  S t r a t eg i e  und Politik der Kommunistischen Partei, die die Mas-

sen des Proletariats und der bürgerlichen Mittelschichten und Kleinbauern mit Ve r t r aue n  zur kom-

munistischen Bewegung erfüllt, und den Glauben an die Lösu ng der wirtschaftlichen, sozialen, po-

litischen und kulturellen Probleme durch die D ik t a t u r de s P r o l e t a r i a t s  fördert und befestigt. 

2. Systematische Auf k lä r ung  de r  Ar be i t e r k l a s se  über den konterrevolutionären und arbeiter-

feindlichen Charakter des Faschismus. 

3. Systematische Aufklärung der durch die Krise des Kapitalismus proletarisierten und bedrängten 

M a s s e n  de s  K l e i nbü r ge r t ums  und  de r  Baue r nscha f t  über ihre Lage und die rein großka-

pitalistischen Funktionen des Faschismus. 

4. Ak t i ve  Außenpo l i t i k. Kampf gegen die imperialistischen Friedensverträge, Rep a r a t i o ns -

p r ob l em e‚ Völkerbundsschwindel usw., breiteste Aufklärung über das Wesen und die verhängnis-

vollen Folgen der imperialistischen Außenpolitik für die arbeitenden Massen. 

5. Kampf für den revolutionären Zusammenschluß mit der Un i o n de r Sowj e t r epub l i ke n. Ak-

t i ve  l en i n i s t i s che  Po l i t i k  i n  de r  na t i ona l e n F r age. Kampf für das Selbstbestimmungs- 

und Lostrennungsrecht aller un t e r d r ück t en  Na t i one n. 

6. Anstrebung der E i nhe i t s f r on t  a l l e r  a r be i t enden  Sch i ch t en  im Kam pf  gegen  den  

Fasch i smu s. Kampf für die internationale Einheitsfront des Weltproletariats un t e r Füh r u ng de r 

Kom i n t e rn  ... usw.“ 

Außerdem eine Reihe von Aufgaben organisatorisch-militärischer Art, deren Widergabe aus nahelie-

genden Gründen unterbleibt. 

In Deutschland steht bei unserem Kampf gegen den Nationalsozialismus, als einen Teil der faschis-

tischen Front, vor allem die Aufgabe, die Rolle unserer Partei, als der e i nz i gen  Füh r e r i n  de s  

na t i on a l en  wi e  de s  soz i a l en  Be f r e i ungsk a m pf es  vor den breitesten Massen klar heraus-

zuarbeiten. Wir haben unser revolutionäres F r e ihe i t sp r ogr a mm. Wir haben den Beschluß, dieses 

Programm zur Achse unserer gesamten Agitation und Propaganda zu machen. Aber es gibt, wie Ge-

nosse Thä lm ann  auf dem 11. Plenum des EKKI ausführte, in unseren Reihen bestimmte, wenn 

auch nicht offene und bewußte Traditionen des Luxem bur g i s m us  und Zen t r i sm u s, die eine 

Hem m ung  f ü r  e i ne  ak t i v e, l en in i s t i s che  Po l i t i k  i n  de r  na t i ona l e n  F rage  darstellen. 

Nur so lassen sich gewisse Schwächen erklären, die wir trotz richtiger Beschlüsse zeitweilig auch im 

Kampf gegen den You ngp l a n  hatten. 

Ein weiteres wichtiges Gebiet ist die Frage des Kampfes gegen den faschistischen Mor d t e r r o r der 

Hitlerschen SA. Hier steht, in enger Verbindung mit unserer eindeutigen Ablehnung und rücksichts-

losen Bekäm pf ung  j ede s  i nd i v idue l l en  Te r r o r s, die Notwendigkeit, den p r o l e t a r i s chen  

M a s s e n-Se l b s t schu t z  mit größter Energie und ohne jede Zeitvergeudung unter Anwendung der 

proletarischen Einheitsfrontpolitik von unten auf der Grundlage der Betriebe, Stempelstellen, Häu-

serblocks, Güter und Dörfer zu organisieren. 

Das wichtigste Problem aber für unseren Kampf gegen den Nationalsozialismus, von dem der Erfolg 

unseres Kampfes auch an dieser Front abhängt, ist das Problem einer richtigen, r evo l u t i o nä r e n  

S t r a t eg i e‚ die entsprechend den Beschlüssen des 11. Plenums den Ha up t s t oß  gegen  d i e  So -

z i a l dem okr a t i e, diesen „gemäßigten Flügel des Faschismus“ (Stalin) richtet, den Kampf vor allem 

um  d i e e ige ne K l a s s e führt und dadurch die Voraussetzungen für den S i eg  auch  übe r  den  

Hi t l e r-Fasch i sm us  schafft. [45] Hier gilt es, jedem Kommunisten, jedem revolutionären Arbeiter, 

den breitesten Massen des Proletariats, j e ne  Leh r e  einzuprägen, wie sie Genosse Thä l m a nn  for-

muliert hat: 
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„Ohne im Kampf gegen die Sozialdemokratie zu siegen, können wir n i c h t  den Faschismus schlagen, das 

heißt gegen die mit faschistischen Methoden ausgeübte Diktatur der Bourgeoisie erfolgreich kämpfen. O h n e  

im Kampf mit der SPD entscheidend durchzubrechen, können wir auch unmöglich die Aufgaben meistern, in 

die Massenbasis des Zentrums entscheidend einzudringen und die a n d e r e  Stütze der Diktatur der Bourgeoisie 

neben der SPD, die Hitlerpartei, deren Massenbasis vor allem die Mittelschichten abgeben, erfolgreich zu 

berennen und zu schlagen.“ 

LITERATUR 

Der Sieg des Sozialismus  
Hermann Remmele „Die Sowjetunion“.*) 

Kurze Besprechung des ersten Bandes: 

„Der Sturz des Zarismus in Rußland, von unserer Arbeiterklasse heldenhaft begonnen, wird ein Wen-

depunkt sein in der Geschichte aller Länder, eine Erleichterung für die Sache der Arbeiter aller Nati-

onen, in allen Staaten, an allen Ecken und Enden des Erdballs.“ Mit diesen Worten signalisierte Lenin 

im Jahre 1905, wenige Tage nach dem blutigen Sonntag in Petersburg, den Beginn einer neuen Etappe 

der Weltgeschichte, aus deren ersten Stürmen auf dem Territorium des ehemaligen Zarenreiches im 

Jahre 1917 die Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken hervorging. In hartnäckigen opfervollen 

Kämpfen gegen eine mächtige Konterrevolution im Innern des Landes und gegen die vereinigte Kraft 

fast sämtlicher imperialistischer Räuberstaaten hat sich der erste Arbeiterstaat geformt und behauptet. 

Unzählige Male totgesagt, überwand die siegreiche Arbeiterklasse im Kampfbündnis mit den werk-

tätigen Bauern die Schäden des Bürgerkrieges und ging im Jahre 1921 zum Wiederaufbau der unter-

brochenen und zerstörten Produktion über in dem Maße, wie unter Anspannung aller Kräfte des werk-

tätigen Volkes die Wirtschaft wieder aufgebaut und ihr Vorkriegsstand überholt wurde, wuchs die 

Enttäuschung der internationalen Bourgeoisie, die immer wieder mit dem baldigen Zusammenbruch 

der Diktatur des Proletariats gerechnet hatte. Immer wieder wurde diese Hoffnung zunichte. Wie die 

bürgerliche Welt unfähig ist, die Bedingungen ihrer eigenen Existenz, den zyklischen Ablauf ihres 

Wirtschaftssystems, die Unvermeidlichkeit ihres Untergangs zu begreifen, so ist sie vollends außer-

stande, auch nur einen Funken Verständnis für das andere System, für den sozialistischen Aufbau, 

aufzubringen. In ihren Hochschulen und „Standard“werken bemüht sie sich, Afterwissenschaft zu 

produzieren und offenbart damit nichts als ihre geistige Impotenz; in ihrer Presse tritt das Unver-

ständnis sowohl für ihr eigenes System wie für den Sozialismus ebenso deutlich hervor. Noch bei 

Beginn der Durchführung des Fünfjahrplans war die Presse der Weltbourgeoisie eine einzige Stimme 

des Zweifels, der vollkommenen Begriffstutzigkeit gegenüber der Welt, die dort im Werden ist und 

dementsprechender Prophezeiungen. Aber im ersten, Zweiten und dritten Jahr des Fünfjahrplans, der 

die gesteckten Ziele teilweise weit übertraf, war eine Reihe von bürgerlichen Journalisten gezwungen, 

einfach zu registrieren, daß dies große Werk des sozialistischen Aufbaus gelingt. Die Zahl der Bücher 

und sonstigen Aeußerungen von dieser Seite ist Legion. Von [46] marxistischer Seite dagegen lag 

außer Teilberichten nur das Werk von Grinko über den Fünfjahrplan vor; eine zusammenfassende 

Betrachtung, die die Bilanz der ersten Jahre des Fünfjahrplans zieht, fehlte bis heute. 

Die Aufgabe, das erste umfassende Werk über die Sowjetunion vom marxistisch-leninistischen 

Standpunkt zu schreiben, hat der Genosse Hermann Re m m el e  unternommen. Der erste Band seines 

Werkes ist soeben erschienen. Er behandelt in fünf Kapiteln den grundsätzlichen Gegensatz zwischen 

dem sterbenden Kapitalismus und dem siegreichen Sozialismus, die Grundlagen der sozialistischen 

Entwicklung, die Entwicklung der sozialistischen Industrie und des Transports, und in besonders aus-

führlicher Weise die Lage der Arbeiterklasse unter der Diktatur des Proletariats. Die Darstellung ist 

keineswegs eine Reisebeschreibung, wie deren eine ganze Anzahl vorliegt, sondern ein allgemein-

verständlich geschriebenes, wissenschaftliches Werk über die Sowjetunion, das unter Anknüpfung 

an den wissenschaftlichen Sozialismus von Marx und Engels, als ein Stück Anwendung und Weiter-

entwicklung des Marxismus-Leninismus unserer Tage das Fundament des sozialistischen Aufbaus 

und diesen Aufbau selbst, im ganzen und in seinen Faktoren, vor dem Leser erstehen läßt. 

 
*) Hermann Remmele: Die Sowjetunion, 2 Bände, Verlag Carl Hoym Nachf. Berlin-Hamburg. Je 300 Seiten. Preis geb. 

je 2,85 Mark. 
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Im ersten Kapitel wird der Todeskampf des kapitalistischen Systems unter Zuhilfenahme höchst lehr-

reicher Zahlen der bürgerlichen Statistik dem sozialistischen Aufbau allgemein, teilweise in scharfen 

Antithesen, gegenübergestellt. 

Im zweiten Kapitel stehen die gewaltigen natürlichen Grundlagen, Territorium, stets wachsende Rie-

senbevölkerung, unermeßliche Naturschätze, an der Spitze; dann folgt die Darstellung dessen, was 

das „Geheimnis“ des Aufbauwerks inmitten der Brandung der kapitalistischen Weltwirtschaftskrise 

ist: die proletarische Staatsform die Diktatur des Proletariats, und ihr hervorragendstes Organ, die 

Partei der proletarischen Revolution. Hier, wie im ganzen Werk, wird an geeigneten Stellen immer 

wieder auf die großen Führer des Proletariats Marx, Engels, Lenin und Stalin, Bezug genommen. 

Umgekehrt wird auf die Renegaten und Verräter am Sozialismus, mit Kautsky und Otto Bauer an der 

Spitze, in beißendem Hohn der Sturzregen der Antworten niedergegossen, die die Geschichte selbst 

auf die verschiedensten Bemerkungen dieser Renegaten gegeben hat. Der Leser erhält eine grund-

sätzliche, zusammenhängende Darstellung der verschiedenen Organe der Diktatur des Proletariats in 

der Sowjetunion und eine allgemeine Entwicklung der sozialistischen Planwirtschaft. 

Im dritten Kapitel folgt die konkrete Darstellung der Umwandlung des Riesenlandes in ein führendes 

Industrieland, mit all dem Reichtum und der Mannigfaltigkeit der wirklichen Entwicklung. Der Fünf-

jahrplan und seine Uebererfüllung in den verflossenen Jahren wird in einer Fülle umfassender, teil-

weise zum erstenmal veröffentlichter Zahlen lebendig. Diese Zahlen geben die exakte Grundlage für 

das theoretische Begreifen. ab; doch erschweren sie dem Arbeiterleser das Studium keineswegs, da 

der Text selbst die entsprechende fortlaufende Entwicklung gibt. Als besonders bedeutend hat sich, 

der Leninschen Voraussage entsprechend, die Elektrifizierung des Landes erwiesen, die nach Lenin 

in ihrer Einheit mit der Sowjetmacht alle Voraussetzungen für die Entwicklung des Kommunismus 

schafft. Man erkennt, wie der Elektrifizierungsplan, der von Lenin als das zweite Parteiprogramm 

bezeichnet wurde, in seinen wichtigsten Teilen vollendet ist oder seiner Vollendung unmittelbar ent-

gegengeht; der Fünfjahrplan hat bereits neue, umfassendere Aufgaben gestellt, und der neue Fünf-

jahrplan wird mit der Entwicklung der energetischen Grundlagen des Landes die Sowjetunion für 

immer unbesiegbar machen. Den übrigen Faktoren der Energie des Landes, der Brennstoffindustrie, 

der Metallindustrie und der chemischen Industrie, sind weitere Abschnitte gewidmet. ihnen folgen 

Abschnitte über die Holz- und Baumaterialienindustrie, sowie über die Konsumtionsmittelindustrien. 

Den Schluß des Kapitels bildet eine zusammenfassende Be-[47]trachtung der großen Züge des Auf-

bauwerkes, Rayonierung der Industriezentren und der sozialistischen Industriekombinate. 

Das vierte Kapitel beschäftigt sich, ausgehend von, der grundsätzlichen Ueberlegenheit des sozialis-

tischen Wirtschaftssystems hinsichtlich des Transports, mit der Entwicklung des Eisenbahnwesens, 

deren bisherigen Erfolge gegenüber dem Eisenbahnwesen des Zarenreichs bereits beträchtlich sind, 

die aber bei den großen Anforderungen der entwickelten Wirtschaft des Landes gerade für die nächste 

Zukunft die größten Anstrengungen und Erfolge erheischt, und entsprechend mit der Entwicklung 

der Fluß- und Seeschiffahrt, dem Wegebau und der Automobilisierung, dem Luftverkehr und dem 

Nachrichtenwesen. 

Das fünfte Kapitel des ersten Bandes nimmt mit Recht den größten Raum, fast die Hälfte des Bandes, 

ein, da in der Lage der Arbeiterklasse verständlicherweise bereits heute der größte Umschwung zu 

verzeichnen ist. Nach einer allgemeinen Darstellung der sozialistischen Lebensformen und Charak-

terzüge, die sich wiederum eng an das Werk der großen proletarischen Führer anschließt, erhält der 

Leser ein erschütterndes Bild vom Leben der Arbeiter unter der zaristischen Knute. Es ist interessant, 

wenn Genosse Remmele nachweist, wie Karl Kautsky, heute einer der Todfeinde der Sowjetunion, 

im Jahre 1905, nach Ausbruch der ersten russischen Revolution, treffende und höchst anerkennende 

Worte für den Kampf der russischen Arbeiterklasse gegen die zaristische Barbarei fand und wie er 

dem russischen Proletariat eine Führerrolle in der proletarischen Weltrevolution zuerkannte. Erst 

durch die Gegenüberstellung mit der Lage vor 1917 erhalten die ausführlichen Darlegungen über die 

Lage der Arbeiter unter der proletarischen Diktatur ihren Wert und ihr Gewicht. Schneller noch als 

die Bevölkerung überhaupt, wächst in der Sowjetunion die Arbeiterklasse, wird mit der zunehmenden 

Produktivität der Arbeit der Arbeitstag verkürzt, war die Einführung einer so gewaltigen Umwälzung 
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wie die Fünftagewoche möglich. Gerade an dieser Stelle hat Genosse Remmele den vollen Unter-

schied zwischen den Ansprüchen und dem elenden Versagen der bürgerlichen Revolution einerseits 

und den schwierigen, aber unaufhaltsamen Vormärschen der proletarischen Revolution andererseits 

überzeugend herausgearbeitet. Angesichts der immer noch nicht restlos verstummten Verleumdungen 

über die Abschaffung der Erwerbslosenunterstützung in der Sowjetunion war es notwendig, endgültig 

und unwiderleglich zu zeigen, daß die Erwerbslosigkeit ein in der Sowjetunion unbekanntes, für alle 

Zeiten verschwundenes Uebel ist. Ist schon das ganze vorliegende Werk von besonderer Bedeutung 

deshalb, weil es zum erstenmal die Gesamtbilanz zwischen dem Kapitalismus und dem Sozialismus 

zieht, so gilt dies im einzelnen vor allem von der ausführlichen Erörterung des Arbeitslohnes, die mit 

grundsätzlichen Betrachtungen über das Lohnsystem beginnt, um hierauf die Dynamik des Lohnes in 

der Sowjetunion der rückläufigen Bewegung des Lohnes in den kapitalistischen Ländern Punkt für 

Punkt gegenüberzustellen. Aufreizend wirkt – nicht etwa der Kommentar des Verfassers, sondern – 

die Sprache der Zahlen, aus denen für Deutschland eine Einkommen-Pyramide zusammengestellt ist, 

mit ihrem klaffenden Gegensatz zwischen mehr als 5000 Mark Tagesverdienst und dem „Tagesver-

dienst“ der ärmsten Schichten im Betrage von weniger als 1,21 Mark. Da der Lohn eine Kategorie 

der kapitalistischen Klassengesellschaft ist, die mit dem Uebergang zum Kommunismus abstirbt, 

liegt das Schwergewicht der Betrachtung des Lohnes in der Sowjetunion auf den Elementen, in denen 

sich bereits heute die neuen Formen des Anteils der Produzenten am gesellschaftlichen Gesamtpro-

dukt entwickeln. Das ist, abgesehen von der ganz anderen Kaufkraft der Arbeiterlöhne, jener Teil des 

Lohnes, der in dem Abschnitt über den Soziallohn eingehend behandelt wird. Wo und insoweit es 

eine Sozialversicherung in den kapitalistischen Ländern gibt, ist sie ein erbärmliches Zugeständnis 

an die Furcht vor der revolutionären Kraft [48] der Arbeiterklasse, und wird sie in der gegenwärtigen 

Periode der allgemeinen Krise des Kapitalismus und der Weltwirtschaftskrise Stück für Stück abge-

baut, während die Sowjetunion gerade das soziale Versicherungswesen und die damit im Zusammen-

hang stehenden Erleichterungen des Arbeiterlebens in einem Umfang und bis zu einem Grade entwi-

ckelt, die den Arbeiter der Sowjetunion von der Sorge um seine Existenz befreien und die in ihm jene 

gewaltigen Kräfte für die Arbeit an der Gesellschaft freimachen, durch die allein dieser beispiellose 

Aufstieg eines Landes in wenigen Jahren möglich ist. Besondere Abschnitte sind dem Arbeitsurlaub, 

der Fürsorge für Mutter und Kind, der Versicherung gegen die wirtschaftlichen Nachteile der Invali-

dität und des Alters, den Renten für Helden der Arbeit, den Pensionen, der Hinterbliebenenrente, dem 

Sterbegeld und dem Arbeiterschutz gewidmet. Von hohem Interesse für den Leser in kapitalistischen 

Ländern sind auch die vergleichenden Betrachtungen des Wohnungswesens in den beiden Systemen 

und die Fragen der Schulung der Arbeiterkader, der mannigfaltigen sozialistischen Arbeitsformen, 

der Sowjetgewerkschaften, der Arbeiterinnen, des leninistischen Komsomolz, der Konsumgenossen-

schaften, der Klubs und Kulturpaläste und schließlich der Physkultur- und Sportbewegung. 

Zwei Systeme! Entsprechend den Beschlüssen des XI. EKKI-Plenums im Frühjahr dieses Jahres muß 

unsere Propaganda in vielfach verstärktem Maße in der Herausarbeitung dieses Gegensatzes beste-

hen. Hierzu bietet das Werk des Genossen Remmele die hervorragendste Handhabe. Wie es mit der 

allgemeinen Gegenüberstellung der beiden Systeme beginnt und im Verlauf des ganzen Werkes (im 

zweiten Band folgen u. a. die großen Darstellungen über die Landwirtschaft und über den Kulturbol-

schewismus) für jedes Teilgebiet die konkreten Nachweise erbringt, so wird es mit der Schlußbe-

trachtung, in der die Fülle der einzelnen Betrachtungen sich zusammenfaßt, den Kreis schließen und 

vor der deutschen Arbeiterklasse, vor den verelendeten Mittelschichten, aber auch vor dem Klassen-

feind jenen Weg vorzeichnen, den die Weltgeschichte beschritten hat und den sie zu Ende gehen 

wird: dem Weltoktober entgegen. 

[49] 
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Die Internationale  

15. Jahrgang ⁕ Berlin, Februar 1932 ⁕ Heft 2 

Zur Lage und zu unseren Aufgaben 

I. 

Kriegsbrand im Fernen Osten 

Be r l i n, Anfang Februar. 

Die E r e i gn i s s e  i n  de r  Mandschu r e i  und  i n  Mi t t e l ch i na  sind ein Beispiel dafür, wie 

schnell aus der von den schärfsten Widersprüchen und Gegensätzen geladenen weltpolitischen At-

mosphäre zündende Blitze den Kriegsbrand entfesseln können. Der japanische Imperialismus setzt 

im Fernen Osten systematisch seine Provokationen fort, die ihre Spitze in erster Linie nicht gegen 

seine imperialistischen Widersacher, sondern gegen die Sozialistische Sowjetunion und gegen die 

chinesischen Sowjetgebiete richtet. Der freche Ueberfall des japanischen Imperialismus auf Schang-

hai, die Provokationen gegenüber den Sowjetbeamten der Ostchinesischen Bahn bestätigen alle kom-

munistischen Feststellungen über die Kriegstreibereien der Kapitalisten. 

Der vom japanischen Imperialismus eingeleitete Krieg gegen China signalisiert den drohenden Ernst 

der Kriegsgefahr im Weltmaßstabe. Nachdem der raublustige japanische Imperialismus die wichtigs-

ten Teile der Mandschurei annektierte, ging er zu provokatorischen Kriegshandlungen bei Schanghai, 

Kanton und Swatau, den entscheidenden Schlüsselpunkten zur Beherrschung Chinas, über. Anfang 

Februar zeigte sich in dem Vormarsch der japanischen Truppen auf Hankau und Charbin deutlich der 

systematisch ausgebaute Plan zur Einkreisung und Abschnürung der chinesischen Sowjetgebiete. Der 

Vormarsch auf Charbin ist zugleich eine bewußte unmittelbare Bedrohung der Sowjetunion, die auf 

ihrer 1 7. Parteikonferenz ihre äußerste Aufmerksamkeit gegenüber den imperialistischen Kriegstrei-

bereien und ihre äußerste Abwehrbereitschaft bekundete. 

Das Verhalten der übrigen imperialistischen Mächte und des Genfer „Völkerbunds“ zeigt die Solida-

rität aller Räubermächte mit dem Vorgehen des japanischen Imperialismus. 

Ueber die Auf gab e n, die der revolutionären Arbeiterschaft und insbesondere den Kommunisten aus 

imperialistischen Kriegsmaßnahmen erwachsen, sagen die Thesen des 6. Weltkongresses (1928) fol-

gendes: 

„Das Proletariat bekämpft die Kriege der imperialistischen Staate, untereinander mit dem Programm der Nie-

derlage der eigenen Regierung ... Dieselbe prinzipielle Stellung nimmt das Proletariat der [50] imperialisti-

schen Länder ein Im Falle eines Unterdrückungskrieges der Imperialisten gegen nationalrevolutionäre Bewe-

gungen, vor allem gegen die Kolonialvölker, und im Falle des offenen konterrevolutionären Krieges des Im-

perialismus gegen die proletarische Diktatur. Gleichzeitig aber unterstützt und führt das Proletariat die natio-

nalrevolutionären Kriege und die Kriege des Sozialismus gegen den Imperialismus und organisiert die Vertei-

digung der nationalen Revolution und der Staaten der proletarischen Diktatur.“ 

„Was den gegenwärtigen Kampf gegen die Intervention In China betrifft, so unterscheidet er sich faktisch von 

dem Kampf gegen die Intervention zu jener Zeit, da noch ein Teil der chinesischen Bourgeoisie und die 

Kuomintang eine revolutionäre Rolle spielten. Die gegenwärtigen inneren Kriege zwischen den verschiedenen 

imperialistischen Mächten, zwischen den verschiedenen einheimischen Militärmachthabern sind ein Ausdruck 

der Konflikte bei der Aufteilung Chinas. Alle streitenden Parteien, die die verschiedenen Fraktionen der Bour-

geoisie und der Gutsbesitzer vertreten, sind konterrevolutionär. Heute muß das internationale Proletariat seinen 

aktiven Kampf für die chinesischen Arbeiter sind Bauern mit einer Entlarvung der konterrevolutionären Rolle 

aller bürgerlichen chinesischen Regierungen und Militärmachthaber als Werkzeuge der Imperialisten verbinden. 

Die Unterstützung gegen den Imperialismus gilt nur der Revolution der chinesischen Arbeiter und Bauern ... 

Trotz dieser Aenderung der Taktik darf der Kampf gegen die Intervention selbst keinesfalls schwächer sein 

als früher. Die Konsequenz der Abschwächung des Kampfes ist ein schwerer Fehler.“ 

Seitdem die Kriegsthesen des 6. Weltkongresses diese Direktive festgelegt haben, hat die chinesische 

Revolution einen neuen Aufschwung genommen – hat aber auch anderseits der blutige Kurs der 
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Henkerpartei Kuomintang die Arbeiter- und Bauernmassen des chinesischen Reiches der schmutzigs-

ten Ausbeutung und Ausplünderung durch einheimische und ausländische Räuber überantwortet. Die 

Existenz weiter Sowjetgebiete, deren Konsolidierung Fortschritte macht, zeigt die unerschöpfliche 

Elementarkraft der chinesischen Revolution. 

Auf dem XI. Plenum des EKKI konnte festgestellt werden, daß der revolutionäre Aufschwung in 

China bereits eine höhere Form angenommen habe, durch den „Sieg des die Form eines Bürgerkriegs 

annehmenden bewaffneten Aufstandes der Massen auf einem bedeutenden Teil des chinesischen Ter-

ritoriums“. „In China kämpft bewaffnete Revolution gegen bewaffnete Konterrevolution, kennzeich-

nete Genosse Stalin eine der „Besonderheiten und Vorzüge“ der chinesischen Revolution, gegen die 

jetzt der japanische Imperialismus seine Truppen schickt. Ohne Zweifel wird der imperialistische 

Ueberfall die erschütterte Kuomintangherrschaft weiter schwächen und zur Steigerung des revoluti-

onären Aufschwungs beitragen. 

Der japanische Kriegsplan ist darauf gerichtet, die chinesische Revolution niederzuschlagen, der un-

gehemmten Ausbeutung des chinesischen Volkes freie Bahn zu machen, zugleich aber darauf, güns-

tigere strategische und taktische Bedingungen im Kampf gegen die Union Sozialistischer Sowjetre-

publiken au schaffen. 

[51] Soweit der japanische Feldzug dazu dient, die „Ruhe und Ordnung“ für kapitalistische Ausbeu-

tung zu sichern, und soweit Japan im Gesamtinteresse a l l e r  Imperialisten die Sowjetunion provo-

ziert, soweit sind sich die Räuber einig. Das Blatt der christlichen Gewerkschaften „Der Deutsche“ 

(das Blatt des Reichsarbeitsministers Stegerwald) schrieb am 3. Februar: 

„Der Angriff Japans auf Charbin ist ein Angriff auf Rußland. Hier kann ein neuer russisch-japanischer Krieg 

entstehen. 

Dieser Krieg wird vielleicht Rußland aufgezwungen werden, obwohl es keine große Lust hat, ihn zu führen. 

Auf der anderen Seite würde ein russisch-japanischer Krieg den Engländern und Amerikanern nicht uner-

wünscht kommen. Rußland könnte in diesem Kampfe auf keine europäische Unterstützung, Japan aber auf die 

Sympathie Europas rechnen.“ 

So liegt die kapitalistische Hyäne auf der Lauer. So hofft der deutsche Imperialismus auf seinen An-

teil an der „russischen Beute“! Diese Tatsachen zeigen den blutigen Ernst der gegenwärtigen Situa-

tion und die volle Wahrheit der Feststellungen des VI. Weltkongresses: 

„Stärker als die Gegensätze zwischen den imperialistischen Mächten wächst der Hauptgegensatz, der die ganze 

Welt in zwei Lager teilt: einerseits die gesamte kapitalistische Welt, andererseits die Sowjetunion, um die sich 

das internationale Proletariat und die unterdrückten Völker der Kolonien scharen. Der Kampf um die Vernich-

tung der Sowjetmacht und der chinesischen Revolution, um die unbeschränkte Beherrschung von China und 

die ‚Erschließung‘ Rußlands als gewaltigste Rohstoffreservoirs und Absatzmärkte ist eine Frage von Tod und 

Leben für das internationale Kapital und die Basis der gegenwärtig unmittelbar drohenden Gefahr eines neuen 

imperialistischen Krieges.“ 

Der gegenwärtige Kampf im Fernen Osten, möge er nun so oder so „erledigt“ werden, muß sowohl 

zur weiteren Zuspitzung der Gegensätze der Imperialisten untereinander, wie zur Zuspitzung ihres 

gemeinsamen Gegensatzes zur Sowjetunion beitragen. Insbesondere wächst der Gegensatz zwischen 

Japan und den Vereinigten Staaten, was wieder zur Verschärfung des imperialistischen Hauptgegen-

satzes – zwischen England und Amerika – führen muß. Der deutsche Imperialismus benutzt diese wie 

andere Gelegenheiten, nun in der Maske des „Abgerüsteten“ an der großen Politik möglichst „unab-

hängig“ teilzunehmen, ohne dabei verhindern zu können, daß er in immer größere Abhängigkeit vom 

französischen und amerikanischen Finanzkapital gerät. 

Vor einigen Monaten bereits schrieben schwedische Zeitungen, die einzige Hoffnung auf Konjunk-

turbelebung sei die Hoffnung auf den Ausbruch von Kriegen, durch die die überfüllten Märkte geleert 

und die Produktion angeregt würde. Die ersten Tage des verschärften Kriegszustandes im Fernen 

Osten haben Bör sene r sche i nungen  zur Folge gehabt, die deutlich zeigen, daß die Kapitalisten 

im Krieg das beste Geschäft sehen. Ueber die förmliche Hausse, die aus Anlaß des japanisch-
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chinesischen Krieges an vielen Börsen ausgebrochen ist, schrieb am 4. Februar die „Deutsche Berg-

werkszeitung“: 

„Die Weltbörsen begegnen den Ereignissen im Fernen Osten mit einer nicht nur erstaunlichen Ruhe, sondern 

sogar in einigen Fällen [52] mit einer Art von Hoffnungsfreudigkeit, die mit der Zunahme der Komplikationen 

um Schanghai nur zu wachsen scheint. Anstatt über die durchgreifende Baisse des Yens, der japanischen und 

chinesischen Anleihen, die ja an verschiedensten Plätzen des Westens und in Wall Street notiert sind, ver-

stimmt zu sein, hält die Spekulationswelt, die sich a u s  e i n e m  K r i e g e  e r g e b e n d e n  n e u e n  B e d ü r f -

n i s s e, sowie die mit ihnen zusammenhängenden wirtschaftlichen Verschiebungen zu einem großen Teile 

schon k o n j u n k t u r b e l e b e n d. Wir sehen mit jeder neuen Ausdehnung dieses ostasiatischen Konfliktes neue 

Aktien- und Rohstoffgruppen an den Börsen in Bewegung kommen. Natürlich profitiert in solchen Fällen 

zuerst die R ü s t u n g s i n d u s t r i e. Da wäre vor allem auf die in Paris sprunghaft vor sich. gehende Hausse der 

H o t c h k i s s-Aktien zu verweisen, die innerhalb weniger Tage von etwa 1100 auf 1268 stiegen. Die Firma hat 

eine japanische Ordre für ihre neuen Maschinengewehre im Betrage von etwa 200 Mill. frs. bereits zur Hälfte 

ausgeführt und liefert ebenfalls für etwa 500 Mill. frs. Maschinengewehre nach Brasilien. Die Aktien der be-

sonders in Flugzeugmotoren spezialisierten Werke Gnome & Rhone, sowie die bekannten Lorrainewerke stie-

gen infolge dieser Kriegsspekulation in Paris ebenfalls. Erstere kamen von 300 auf 360 und letztere von 90 auf 

118. Natürlich bleiben in diesem Falle auch die Anleihe der Schneider-Werke im Creuzot nach 1300 bei 1350 

G. recht fest. An den amerikanischen Börsen meldet man eine starke Aufwärtsbewegung der Waffenwerke, 

der Savage Arm Corporation und der Atlas-Powder Co. (Sprengstoffwerke), die bereits im letzten Weltkriege 

eine bedeutende Rolle spielte.“ 

Nachdem dann weiter darauf hingewiesen wird, daß die Erdöl- und Schiffahrtsaktien stark gestiegen 

und eine Konjunkturbelebung für bestimmte Lebensmittel (Weizen, Sojabohnen usw.) eingetreten 

ist, heißt es in derselben Zeitung weiter: 

„Nach Informationen aus Paris glaubt die dortige Effektenspekulation jedenfalls an günstige Auswirkungen 

des Ostasienkonflikts auf die Weltkrise.“ 

In lieft 42 (1931) der ‚Kommunistischen Internationale“ wurde ein leider viel zu wenig beachtetes 

Dokument veröffentlicht, aus dem der ganze Zynismus der imperialistischen Kriegstreiber hervor-

geht. Es handelt sich um das „Memorandum über positive Politik in der Mandschurei, dem Kaiser 

von Japan vorgelegt, von dem Premierminister Tanaka vom 25. Juli 1927“. In diesem Memorandum 

heißt es, um nur zwei Stellen herauszugreifen: 

„Wenn wir Japans Zukunft betrachten, so müssen wir die Unvermeidlichkeit eines Krieges mit Rußland in der 

Nordmandschurei zugeben ... 

Die Mandschurei und die Mongolei sind jene Ostländer, die überhaupt noch unentwickelt sind. Früher oder 

später werden wir hier gegen Sowjetrußland Krieg zu führen haben.“ 

Das Memorandum Tanakas muß von jedem klassenbewußten Arbeiter studiert werden als ein Doku-

ment, das beweist, wie greifbar nahe in jedem Moment die Kriegsgefahr seit Jahren ist und wie gerade 

in diesem Moment, wo der japanische Militarismus im Fernen Osten Orgien feiert. die äußerste Auf-

merksamkeit geboten ist. Denn der japanische Im-[53]perialismus ist nicht schlimmer als ein belie-

biger anderer. Und nicht nur im Fernen Osten gibt es Spannungen, die überraschend zu kriegerischen 

Aktionen der Imperialisten führen können. 

Wir haben die Aufgabe ‚ gegenüber der kapitalistischen Kriegspolitik, gegenüber dem wachsenden 

Massenelend viel stärker unse r e  F r i e denspo l i t i k, die in unserm Kampf für den Sozialismus und 

in der festen gegen alle imperialistischen Provokationen gerichteten Linie der Sozialistischen Sow-

jetunion zum Ausdruck kommt, herauszuarbeiten und den Massen zum Bewußtsein zu bringen. Wäh-

rend die kapitalistische Welt sich in der Krise windet und Kriegsabenteuer den Herren dieser unter-

gehenden Welt immer mehr als der einzige noch mögliche Weg erscheinen müssen, um sich Luft zu 

verschaffen, geht der Staat der proletarischen Demokratie, der Sowjetstaat, an dessen Verwaltung 

Millionen und aber Millionen ehemals Ausgebeutete unter Einsatz ihrer ganzen Kräfte mitarbeiten, 

zur Festlegung des zwe i t en  Fünf j ah r p l ans  de s  soz i a l i s t i s chen  Auf bau s, der die restlose 

Liquidierung der Klassenunterschiede und Verwirklichung der klassenlosen sozialistischen Gesell-

schaft bedeutet, über. Zwei Systeme – zwei Welten, Gegensätze von unerhörtem Ausmaß und von 
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geschichtlich unerhörter Schärfe! Es kann nicht anders sein, als daß Tag für Tag neue Tausende und 

aber Tausende der Kapitalssklaven im Hindenburg-Deutschland zum Bewußtsein dieses Gegensatzes 

kommen, wenn wir nur in unserer täglichen Agitation und Propaganda die gewaltige Hilfe, die die 

Existenz der Sowjetunion und jede einzelne Tatsache ihres Aufbaus und ihres neuen gesellschaftli-

chen Lebens zeigt, zu nutzen verstehen. 

II. 

Verschärfung der Lage In Deutschland. 

Nichts kann hinwegtäuschen über den hohen Grad, den die sozialen und politischen Spannungen in 

Deutschland bereits erreicht haben. Die Kraft des Proletariats und seiner revolutionären Organisatio-

nen hat zwar noch nicht ausgereicht, nun nach dem Erlaß der Dezember-Notverordnung das unge-

heuerliche Lohnabbaudiktat und die übrigen faschistischen Maßnahmen abzuwehren. Aber die Teil-

kämpfe und Streiks, die entbrannten, die höheren Methoden der Vorbereitung und Durchführung die-

ser Kämpfe zeigen trotz ihres relativ noch geringen Ausmaßes die wachsende Kampfkraft der Massen 

und ihr wachsendes Vertrauen zur Kommunistischen Partei Deutschlands und zur revolutionären Ge-

werkschaftsopposition. 

Eine neue Welle faschistischen Mordterrors – das sichere Anzeichen der größeren Schwierigkeiten 

in der NSDAP – geht über Deutschland Zugleich aber zeigen sich höhere Formen der proletarischen 

Einheitsfrontbewegung im Kampfe gegen die Mordgarden der NSDAP und gegen die sozialfaschis-

tischen SPD- und Reichsbannerführer. Der weitere Vormarsch der proletarischen Einheitsfront ist 

abhängig von unserer Kraft und Fähigkeit, die Massen gegen alle Erscheinungsformen des faschisti-

schen Terrors zu mobilisieren und alle Methoden proletarischen Widerstandes gegen den Faschismus 

zu organisieren. Nur wenn wir all das berücksichtigen, was Genosse Thälmann in seinem Artikel über 

die Schwächen, Mängel und Fehler unserer Parteiarbeit festgestellt hat, [54] und alle schwachen Stel-

len in der praktischen Arbeit ausmerzen, können wir eine richtige Einheitsfrontpolitik betreiben. Die 

Richtung des Hauptstoßes unserer Politik gegen die Sozialdemokratie, als die soziale Hauptstütze der 

Bourgeoisie, muß mit größter Festigkeit gegen alle Schwankungen durchgesetzt werden. Die Bildung 

der sogenannten „Eisernen Front“ durch die SPD-, Gewerkschafts- und Reichsbannerführer ist der 

Versuch einer stärkeren faschistischen Aktivität zur Erhaltung der gefährdeten Posten der Sozialfa-

schisten, die von ihrer Nazikonkurrenz bedroht werden. Die Bildung der „Hammerschaften“ der So-

zialdemokratie in den Betrieben ist der sichtbarste Ausdruck dafür, daß die Sozialdemokraten gegen-

über der „Hib“-Aktion der Nazis beweisen wollen, daß die SPD-Politik besser geeignet sei zur Si-

cherung des Lohnabbaus und der Unternehmerdiktatur. Da die „Hammerschaften“ scheinbar einen 

Kampf gegen die Nazis führen, müssen wir die größten Anstrengungen darauf konzentrieren, die 

Beschlüsse der Komintern, unseres Zentralkomitees und den Inhalt des Artikels des Genossen Thäl-

mann in die Massen zu tragen. Der Kampf um die Betriebe, als das entscheidende Kettenglied im 

Kampf um die Gewinnung der Mehrheit der Arbeiterklasse, rückt immer mehr in den Mittelpunkt. 

Auf der Ebene der Betriebsarbeit muß die Gesamtpartei beweisen, daß sie die Linie der Partei wirk-

lich durchzuführen versteht. 

III. 

Die Verlängerung des Stillhalteabkommens. 

Nach langwierigen, durch die dazwischen stattfindenden Auseinandersetzungen über die Lausanner 

Reparationskonferenz unmittelbar beeinflußten Verhandlungen wurde das Stillhalteabkommen um 

ein Jahr verlängert. Vom 11. Dezember bis Ende Januar dauerten die Verhandlungen. Das wichtigste 

dieser Verhandlungen ist nicht die Tatsache der weiteren Stillhaltung selber, sondern die politischen 

Bedingungen, die an das weitere Stillhalten geknüpft wurden. Zunächst muß nochmals fest gestellt 

werden, daß das Stillhalteabkommen sich nach wie vor nur auf einen Teil, und zwar ungefähr die 

Hälfte der deutschen kurzfristigen Auslandsverschuldungen erstreckt. Und zwar auf genau 5.360 Mil-

lionen Mark. Die kurzfristige Verschuldung Deutschlands betrug nach den damaligen Feststellungen 

am 28. Juli rund 12 Milliarden Mark, von denen bis zum 7. Dezember nach Angaben der Reichsbank 

1,2 Milliarden zurückgezahlt wurden. Von der Stillhaltung erfaßt sind aber, wie oben erwähnt, nur 
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5,360 Milliarden. Es bleiben also rund 4,4 Milliarden Mark kurzfristige Kredite, die nicht durch das 

Stillhalteabkommen direkt geschützt sind. Ueber die Rückzahlung der kurzfristigen Kredite wurde 

keine weitere Vereinbarung getroffen, sondern nur noch einmal das Recht der Gläubiger betont, zehn 

Prozent ihrer Kreditsumme jederzeit zu kundigen. Der Zinsbetrag für die kurzfristigen Kredite beträgt 

nach den amtlichen Ziffern 709 bis 805 Millionen Mark jährlich. Die politischen Bestimmungen, die 

in das Stillhalteabkommen, das nunmehr bis zum 28. Februar 1933 läuft, aufgenommen wurden, sind 

folgende: 

Das Abkommen wird ungültig: 

1. Wenn Deutschland ein Auslandsmoratorium (Einstellung aller Zahlungen an das Ausland) erläßt; 

2. wenn der Kredit, den die Reichsbank [55] durch die internationalen Notenbanken erhalten hat (630 

Millionen), nicht erneuert wird; 3. wenn „besondere finanzwirtschaftliche Ereignisse auf internatio-

nalem Gebiet“ (Reparationsfrage) eintreten. 

Die Verlängerung des Stillhalteabkommens in dieser Form zeigt die wachsende Abhängigkeit des 

deutschen Kapitalismus von dem Diktat der imperialistischen Großmächte. Der Verlauf der Unter-

handlungen über die Durchführung einer Reparationskonferenz in Lausanne bietet im Zusammen-

hang mit den Stillhalteabmachungen ein drastisches Bild der gegenwärtigen internationalen Lage des 

deutschen Kapitalismus. 

IV. 

Neue Niederlage Brünings in den Reparationsverhandlungen. 

Die Vertagung der geplanten Reparationskonferenz bedeutet eine große außenpolitische Niederlage 

der Brüning-Regierung. Die Vertagung auf unbestimmte Zeit ist ein Erfolg des französischen Impe-

rialismus, der, im stärksten Gegensatz vor allem zu Italien und auch zu England, die Konferenz zum 

Scheitern brachte durch die einfache Weigerung, an ihr teilzunehmen. Wiederholte Erklärungen von 

deutscher Seite, daß die Privatschulden den Vorrang hätten vor Reparationsverpflichtungen, führten 

schließlich am 6. Januar zu der offiziellen Erklärung Brünings an den französischen Botschafter, daß 

Deutschland unter keinen Umständen fähig sei, weiter zu zahlen. 

Am 8. Januar erfolgte dieselbe Eröffnung gegenüber dem englischen Botschafter. Die Brüning-Re-

gierung mußte sich darüber klar sein, daß diese Erklärungen auf den schärfsten Widerstand Frank-

reichs stoßen müßten, das in allererster Linie an den Reparationsforderungen und am wenigsten an 

den Privatforderungen interessiert ist. Es war vor allem die so oft fehlgeschlagene Spekulation der 

deutschen Diplomatie auf eine Unterstützung durch England und Amerika, die der Brüning-Regie-

rung zu ihrem offenen Schritt in der Reparationsfrage Veranlassung gab. Die Spekulation auf Eng-

land, Italien und auf Amerika schlug fehl. Der französische Imperialismus setzte seinen Standpunkt 

durch. In der Kammerdebatte proklamierte der französische Ministerpräsident Laval erneut „Frank-

reichs heiliges Recht auf Tribute“ und mehr oder weniger deutlich und mit mehr oder weniger Beru-

fung auf Waffengewalt und Sanktionen sprachen die französischen Imperialisten Drohungen aus. Die 

französischen Repressivmailnahmen, die gegenüber Deutschland angedroht wurden, waren: 

1. Ablehnung, den französischen Anteil an dem 100-Millionen-Kredit der Reichsbank zu erneuern, 

wenn Deutschland hartnäckig bliebe. 

2. Wiedereinführung des 26prozentigen Aufschlags auf Waren deutscher Einfuhr nach Frankreich. 

3. Kündigung des deutsch-französischen Handelsvertrags von 1927. 

Neben diesen Drohungen waren deutliche Anspielungen auf militärische Aktionen gegen Deutsch-

land, wie neue Besetzung der Rheinlande oder des Ruhrgebiets usw. zu vernehmen. 

Vor den Drohungen des französischen Imperialismus, der bei seinen Handlungen mindestens der pas-

siven Beihilfe der Vereinigten Staaten sicher sein konnte, wichen England und Italien zurück. Die 

Konferenz, [56] auf der Deutschlands Bourgeoisie eine Erleichterung ihrer Schuldenverpflichtungen 

durchzusetzen hoffte, kam nicht zustande. 
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Diese außenpolitische Schwäche des von der kapitalistischen Krise hin und her geschüttelten Deutsch-

lands läßt schon jetzt sichere Schlüsse zu auf den Verlauf der Abrüstungskonferenz, die in Genf statt-

findet. Der deutsche Wehr- und Innenminister Groener hat „Rüstungsgleichheit“ zwischen Deutsch-

land und den anderen Staaten gefordert, er hat damit nur einen neuen Beweis für die Unfähigkeit der 

deutschen Diplomatie, internationale Machtverhältnisse richtig einzuschätzen, geliefert. Denn in sei-

ner Forderung kann man ebenfalls nicht nur den Wunsch sehen, den Nationalsozialisten zu gefallen. 

Die Abrüstungskonferenz, diese Groteske auf das Wettrüsten, das heute in den kapitalistischen Staaten 

gegeneinander und gegen die Sowjetunion betrieben wird, wird Deutschland in einer ohnmächtigen 

Position sehen, als Spielball der großen imperialistischen Mächte, als Prügelknaben der großen impe-

rialistischen Mächtegruppen, die auf dem Rücken Deutschlands ihre Gegensätze austragen. 

Was die internationale Gesamtlage Deutschlands anbetrifft, so ist der eben erfolgte Sturz Schobers 

und die Bildung des neuen Kabinetts in Oesterreich gewissermaßen der Schlußstrich unter die Linie 

der deutschen Außenpolitik, die in dem Vorstoß in der Frage der Zollunion mit Oesterreich ihren 

stärksten Ausdruck fand. Der Sturz Schobers, der ein Repräsentant dieser Anschlußpolitik war, be-

deutet, daß die franzosenfreundliche Linie, deren taktisches Ziel die Bildung einer Donauföderation 

zur Schwächung des deutschen Imperialismus ist, das Uebergewicht erhalten hat. 

So sehen wir zur Zeit der Genfer „Abrüstungs“komödie eine akute Verschärfung aller Widersprüche 

des kapitalistischen Systems, des Youngplans und des Versailler Diktats. 

V. 

Rote Einheitsfront gegen Hindenburgfront! 

In diesem Zusammenhang müssen wir auch die im März stattfindenden Reichspräsidentschaftswah-

len betrachten. Die Kand i da t u r  de s  Genos sen  Thä l mann  als Repräsentant der revolutionären 

Arbeiterschaft wurde von unserem Zentralkomitee proklamiert in einem Moment, als der Kuhhandel 

um Hindenburg im Lager der bürgerlichen Parteien, von den Nazis bis zur SPD, im vollsten Gange 

war. Unsere Kandidatur hat die Verwirrung im Lager des Gegners gesteigert und das Kraftbewußtsein 

der Arbeiterklasse gestärkt. Unnötig, zu betonen, daß die Präsidentschaftswahlkampagne von uns nur 

angesehen werden kann als eine außerordentliche Möglichkeit, alle Fragen unseres politischen Kamp-

fes, alle Fragen des Arbeiterlehens durch den Gegensatz unseres Kandidaten des Führers der einzigen 

Partei des Proletariats, zu dem Kandidaten der Ausbeuter den Massen zum Bewußtsein zu bringen. 

Das Hin und Her im Lager der bürgerlichen Parteien über die F r age  de r  E i nhe i t skand i da t u r  

H i ndenbur gs  und  de r  Ve r m e idung  e i nes  zwe i t en  W a h l ganges  ist nur zu verstehen im 

Zusammenhang mit der gesamten innen- und außenpolitischen Lage der deutschen [57] Bourgeoisie. 

Die Frage Hindenburg als Alleinkandidatur ist für die deutsche Bourgeoisie nach innen und außen 

eine Prestigefrage allerersten Ranges. Der Widerstand gegen die Alleinkandidatur Hindenburgs 

kommt nicht von der SPD, sondern von den Nazis aus dem einfachen Grunde, weil die SPD sich, mit 

Rücksicht auf Preußen und die parlamentarische Aussichtslosigkeit eines eigenen Kandidaten, in ei-

ner Zwangslage befindet, und sich bedingungslos fügen muß, während die Nazis, wenn sie schon auf 

einen eigenen Kandidaten verzichten, doch alles versuchen, aus dem politischen Geschäft rund um 

Hindenburg möglichst viel herauszuholen. D i e  F r on t s t e l l un g: Thä lmann  ode r  H i ndenbur g  

a l s  F r on t s t e l l ung  Kl a s se  gegen  Kl a s se  bietet uns die allergrößten Möglichkeiten in Verbin-

dung mit allen anderen politischen Aufgaben, unserer Hauptaufgabe der Eroberung der Mehrheit der 

Arbeiterklasse und der Verwirklichung der Hegemonie des Proletariats im Kampf für die Befreiung 

aller Werktätigen näherzukommen. 

Dabei muß die Partei von vornherein allen parlamentarischen Illusionen über den „Stimmensieg“ 

des roten Kandidaten mit aller Schärfe entgegentreten. Indem wir die Kandidatur des Genossen 

Thälmann als eine Kandidatur Klasse gegen Klasse bezeichnen, unterstreichen wir damit die Fest-

stellungen des Genossen Thälmann über die Rolle des Proletariats in der Volksrevolution. Der rote 

Arbeiterkandidat des Proletariats ist der Repräsentant aller notleidenden werktätigen Massen. Er 

kann es nur deshalb sein, weil er der erste Vertrauensmann der Arbeiterklasse ist, der einzigen 

Klasse, die die Kräfte zur Befreiung der werktätigen Volksmassen von der kapitalistischen 
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Ausbeutung und Räuberei, von der Youngsklaverei, aus den Fesseln des Versauter Raubdiktats ent-

wickeln und organisieren kann. 

Wir führen bei den Präsidentschaftswahlen genau wie bei den bevorstehenden Preußenwahlen im 

Rahmen unseres Kampfes gegen das kapitalistische System den Haup t s t oß  gegen  d i e  Soz i a l -

dem okr a t i e, als den gemäßigten Flügel des Faschismus. Der faschistischen Ideologie der „Einheit 

des Volkes“ von Wels-Severing bis Hindenburg-Goebbels, setzen wir die Klassenideologie des Pro-

letariats, des revolutionären Sozialismus entgegen. Gegenüber der faschistischen Ideologie vom „all-

mächtigen, souveränen Staat“, der das „Volksganze“ vertritt, propagieren wir unter den Massen die 

Not wend i gke i t  de r  Scha f f ung  e i ne s  S t aa t e s, de r  e i n  I ns t r um en t  i n  den  Händen  

de r  Un t e rd r ück t en  gegen  d i e  Ausbeu t e r  und  Un t e r d r ücke r, e i n  I ns t r umen t  zu r  

Ve r n i ch tung  de s  kap i t a l i s t i s chen  Wide r s t andes  und  zu r  S i che r ung  de s  f r i ed l i -

chen  soz i a l i s t i s chen  Auf baus  ist. 

Die Hindenburg-Front der faschistischen Reaktion ist ein Symbol der niedergehenden. in Todes-

krämpfen sich windenden Kapitalistenklasse. Unsere Front, unter der Führung des Genossen Thäl-

mann, ist ein Symbol der siegreichen Arbeiterfront, unter deren Führung bereits ein Sechstel der Ende 

den Kapitalisten entrissen und in eine Werkstätte des Sozialismus verwandelt wurde. 

Die Hindenburgfront ist die Front der Reichen, die Front der Ausbeuter, die zur Verteidigung ihres 

Reichtums und ihres Besitzmonopols [58] kein Mittel scheuen, vom feinsten Betrug bis zur scheuß-

lichsten Gewalttat. Unsere rote Einheitsfront ist die Front des zukünftigen Sieges der einzigen wirk-

lichen Demokratie, der Sowjetdemokratie des Sozialismus. 

Unter dem Kommando unserer Feinde stehen heute Hunderttausende von Arbeitern, aus denen wir 

mit unsere stärksten Bataillone des Klassenkampfes zusammenstellen werden. Die Präsidentschafts-

wahlkampagne kann uns entscheidend helfen im Kampf um die rote Einheitsfront. Durch tapferes 

gemeinsames Eintreten für alle Tagesforderungen des Proletariats, im Kampf gegen die kapitalisti-

sche Diktatur muß es uns gelingen, neue und immer neue Kämpfer in unsere Front einzureihen zur 

Schaffung des freien sozialistischen Rätedeutschland! 

Die Präsidentschaftswahlkampagne muß in engster Verbindung mit der Vorbereitung der Preußen-

wahlen und der Kampagne zum Internationalen Frauentag durchgeführt und au einer breiten Massen-

front, gestützt auf die Rote Einheitsausschuß- und Wahlhelferbewegung, werden, zu einer Offensive 

unserer Partei im Kampf um die rote Einheitsfront und die Eroberung der Mehrheit der Arbeiterklasse 

und die Verwirklichung der Hegemonie des Proletariats in der Volksrevolution für den Kommunis-

mus! 

* 

„Antideflation“ und Inflation 

My. Ab Mitte Januar zeigt sich immer deutlicher eine Verschärfung der inneren und äußeren Gesamt-

lage. Es tauchen neue Gerüchte über Zahlungsschwierigkeiten der Reichskassen auf. Der Stand der 

Reichsfinanzen und besonders der Finanzen der Länder und Kommunen wird immer katastrophaler. 

Es ist eine nicht mehr zu bestreitende Tatsache, daß hunderte und tausende deutscher Gemeinden in 

allen Teilen des Reiches vor dem vollständigen finanziellen Bankrott stehen. Die kommunalen Spar-

kassen sind leergepumpt. Städte mit Auslandsanleihen sind nicht mehr in der Lage, die fälligen Wech-

sel zu begleichen. Eine große norddeutsche Stadt z. B. konnte Anfang Januar ihre fälligen amerika-

nischen Wechsel nicht bezahlen und konnte nur mit Ach und Krach drei Monate Ziel erhalten. Es ist 

aber selbstverständlich, daß in dieser Frist keine Besserung der Zahlungsfähigkeit eintreten kann. 

Bezeichnend für die Gesamtlage der Reichs- und Länderfinanzen ist es, daß der Vertreter der Reichs-

regierung bei den Januar-Beratungen des Reichsrats davon sprach, daß auch ohne Zahlung von Re-

parationen das Reich in diesem Jahre vor „geradezu phan t as t i s chen  Schwi e r igke i t en  stehen 

werde“. Bei der allgemeinen Steigerung der Erwerbslosigkeit und der Krise des Kreditsystems ist es 

ganz unzweifelhaft, daß zum März, April eine akute Verschärfung der Finanzkalamitäten des Reiches 

eintreten muß. 
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Es kann deshalb nicht wundernehmen, daß die sogenannten „Theoretiker“ der Bourgeoisie die wag-

halsigsten Ueberlegungen über einen „Ausweg“ aus den gegenwärtigen Schwierigkeiten anstellen. 

Der immer wieder auftauchende Grundgedanke, der allen Erörterungen über die Finanz- und Wäh-

rungsfragen zugrunde liegt, ist die Flüssigmachung der eingefrorenen Kredite und die „Neuschöpfung 

von Geld“ für die tägliche [59] Zirkulation. Alle Erwägungen über währungspolitische Maßnahmen 

laufen deshalb hinaus auf mehr oder minder offene Inflationspropaganda. Vor Monaten machte das 

„Berliner Tageblatt“ den Vorschlag, einfach eine „Devalvation“ (Wertherabsetzung) der Mark durch-

zuführen und zwar in der Form, daß ein Hundertmarkschein nur noch den Wert von 90 Mark, ein 

Zehnmarkschein den von 9 Mark usw. haben sollte. Von anderer Seite wurde dasselbe in anderer 

Form vorgeschlagen, nämlich eine „Denomination“, das heißt eine niedrigere Benennung der Wert-

zeichen, und zwar die Ueberstempelung, sagen wir eines Hundertmarkscheines mit Neunzig, eines 

Zehnmarkscheines mit Neun usw. In der Konsequenz waren diese Vorschläge schon Vorbereitungen 

auf eine Inflationspolitik, die die jetzige Deflationspolitik ablösen sollte. 

Die in letzter Zeit bekannt gewordenen Pläne nun gehen schon direkt auf das Ziel los. Am 19. Januar 

1932 schrieb der „Berliner Börsen Courier“: 

„Die festgefrorenen und schlecht gewordenen Debitoren beunruhigen die Banken. Für die Konsolidierung der 

kurzfristigen öffentlichen Schulden sieht man keinen Hoffnungsstrahl Dabei spitzt sich die Etat-Lage der 

Kommunen, aber auch des Reiches und der Länder im Jahre 1932, wie man ohne Prophetengabe voraussagen 

kann, andauernd zu, w e n n  m a n  n i c h t  a u s  d e r  d e f l a t i o n i s t i s c h e n  E p o c h e  i r g e n d w i e  h e r a u s -

k o m m t.“ 

Aus der Deflationsperiode herauskommen muß aber bedeuten, in dieser oder jener Form zur Inflation 

überzugehen. Die deutsche Bourgeoisie sieht sich immer mehr vor die Wahl gestellt, den weiteren 

Zusammenbruch großer Konzerne, neue Erschütterungen der Großbanken, neue Sparkassenkrachs 

und den völligen Zusammenbruch der öffentlichen Finanzwirtschaft abzuwarten oder mit der trüge-

rischen Hoffnung auf Erleichterungen oder sogar „Umschwung durch Inflation“ so fo r t  zu neuem 

Generalangriff auf den schon jetzt beispiellos tiefen Lebensstandard der werktätigen Bevölkerung 

überzugehen. 

Der D i r ek to r  de r  Com m er z- und  P r i va tban k, Re inha r d t, hat einen Plan ausgearbeitet, der 

in der deutlichsten Weise das Interesse des deutschen Finanzkapitals an einer Inflationspolitik doku-

mentiert. Reinhardt verlangt Aufhebung der Deckungsbestimmungen für die Reichsbank (die Gold-

vorräte sollen für die Deckung der Ausfuhrbedürfnisse reserviert werden). Er verlangt ferner, daß die 

Banken bei der Reichsbank gegen Wechsel Kredit in beliebiger Höhe verlangen können, wodurch die 

Möglichkeit gegeben werden soll, soviel zusätzliches Geld in den Verkehr zu bringen, wie die Wirt-

schaftslage es jeweils verlangt. Das Reich soll dafür von den Banken eine Milliarde zur Verfügung 

gestellt erhalten. 

Es bedarf nur kurzer Ueberlegung, um zu zeigen, daß der Reinhardtsche Plan für das Finanzkapital 

verlockende Aussichten bieten würde. Die Folge seiner Durchführung wäre eine weitere Senkung der 

Reallöhne, des Renteneinkommens und des Vermögens der kleinen Sparer. 

Weitaus deutlicher als bei dem Plan Reinhardts zeigte sich die Verschärfung der Inflationstendenzen 

in der Veröffentlichung des Währungsplanes, den Wageman n, de r  P r ä s i den t  de s  S t a t i s t i -

s che n [60] Re i chsamt e s‚ im Einvernehmen mit sehr maßgeblichen Wirtschaftsleuten der Bour-

geoisie ausgearbeitet hat. Während Reinhardts Plan mehr unmittelbar die Interessen der Großbanken 

berücksichtigt, hat Wagem ann  als Reichsbeamter seinen Plan in unmittelbarer Fühlung mit dem 

IG-Farben-Konzern und dem Reichswirtschaftsminister Warmbold, dem Vertrauensmann der IG-

Farben in der Brüning-Regierung, veröffentlicht. Bei Wagemann steht durchaus im Vordergrund die 

Frage, wie die katastrophale Lage der Reichsfinanzen sozusagen „mit einem Schlage“ verbessert wer-

den kann, um die Aufrechterhaltung der „Ruhe und Ordnung“ in Deutschland zu sichern. 

Wagemann schlägt vor, für den Konsumverkehr besondere Zirkulationsmittel (im Werte bis zu 50 

Mark) zu schaffen. Für die Erwerbswirtschaft will Wagemann besondere Zahlungsmittel (über 50 

Mark) „schöpfen“. Für die Zirkulationsmittel der Konsumsphäre soll nach Wagemann keine 
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Golddeckung bestehen. Die Zirkulationsmittel für den Konsum sollen auf folgende Weise „gedeckt“ 

werden: „Bis zum Betrag von 3 Milliarden (eventuell auch 3½ bis 4 Milliarden) durch eine verzins-

liche öffentliche Schuld“. (Wagemann.) Darüber hinaus durch festverzinsliche Schuldverschreibun-

gen und durch Lombarddarlehn (2 Milliarden Mark höchstens). „Die vom Reich, den Ländern und 

Kommunen aufgenommenen, jetzt eingefrorenen Kredite sollen durch öffentliche Anleihen „aufge-

taut“ werden, das heißt in eine „ewige“ Verschuldung verwandelt werden. Ein besonderes Treuhän-

derinstitut soll den Umtausch der Deckung bei der Reichsbank besorgen. 

Der ganze Plan besteht also darin, daß 5 bis 6 Milliarden Mark für den Konsumverkehr gewisserma-

ßen aus der Luft geschaffen werden. 

Die Durchführung des Wagemannschen Planes würde eine neue ungeheuerliche Belastung der Mas-

sen bedeuten, von denen der Staat 3½ bis 4 Milliarden erpressen würde, dadurch, daß die Reichsbank 

die feste öffentliche Anleihe übernimmt. Ferner würde die Durchführung des Planes die endgültige 

Beseitigung der Goldbasis des Papiergeldes bedeuten. An sich würde die auch formelle Degradierung 

des Papiergeldes zu wertlosen Titeln die Umlaufzeit der Scheine abkürzen. Wenn eine Entwertung 

vermieden werden sollte, müßte die Quantität der umlaufenden Noten verringert werden, wodurch 

aber der ganze Zweck des Wagemannschen Planes, nämlich die „Neuschöpfung“ von Geld zur „Sa-

nierung“ des Reichshaushalts, vernichtet würde. Das heißt aber mit anderen Worten, daß, wenn die 

Reichsbank nach den Voraussetzungen des Wagemannschen Planes handelt, die Inflation unvermeid-

lich ist, der Wagemannsche Plan also von vornherein auf die Einführung der Inflation hinausläuft. 

Dabei ist es klar, daß die hohen „besseren“ Geldsorten (die für die Erwerbswirtschaft bestimmten) 

von der Inflation nicht auszunehmen wären. Sogar ihr gesetzlicher Schutz könnte nur zur Beschleu-

nigung des Tempos der Inflation bei den kleinen Noten führen. 

Daß Wagemann bei seinem ganzen Plan von Voraussetzungen ausgeht, die auf einem völligen Ver-

kennen der Grundgesetze der kapitalistischen Produktionsweise beruhen, versteht sich von selbst. 

Nach Wagemann beruht die Krise „auf Organisationsfehlern“. Der überschlaue Statistiker will durch 

„Organisationsmaßnahmen“ Kapital dorthin Leiten, [61]wo es während der Krise im Ueberfluß vor-

handen ist, in die Produktion. 

In Wirklichkeit kann er mit seinen „Organisationsmaßnahmen“ nicht die Produktion anregen. Was er 

anregt. ist durch Ueberschwemmung der Zirkulation mit neuen Zahlungsmitteln einzig und allein die 

Inflation. Karl Marx hat im „Kapital“ (III. Band) die ökonomische Quacksalberei der Bourgeoisie, 

die von dem Wesen der Krise in den Kreditbeziehungen nichts versteht, wie folgt gekennzeichnet: 

„Solange der Reproduktionsprozeß flüssig und damit der Rückfluß gesichert bleibt, dauert dieser Kredit und 

dehnt sich aus und seine Ausdehnung ist basiert auf der Ausdehnung des Reproduktionsprozesses selbst. So-

bald eine Stockung eintritt infolge verzögerter Rückflüsse überführter Märkte, gefallener Preise, ist der Ueber-

fluß von industriellem Kapital vorhanden, aber in einer Form, worin es seine Funktionen nicht vollziehen kann. 

Masse von Warenkapital, aber unverkäuflich. Masse von fixem Kapital, aber durch Stockung der Reproduk-

tion, großenteils unbeschäftigt. Der Kredit kontrahiert sich: 1. weil dies Kapital unbeschäftigt ist; das heißt in 

einer seiner Reproduktionsphasen stockt, weil es seine Metamorphose nicht vollziehen kann; 2. weil das Ver-

trauen in die Flüssigkeit des Reproduktionsprozesses gebrochen ist; 3. weil die Nachfrage nach diesem kom-

merziellen Kapital abnimmt ... 

Daß es in der Periode der Krise an Zahlungsmitteln fehlt, ist einleuchtend ... Unwissende und verkehrte Bank-

gesetzgebung wie die von 1844/45 kann die Geldkrise erschweren, aber keine Art Bankgesetzgebung kann die 

Krise beseitigen ... 

Es ergibt sich, daß das Warenkapital seine Eigenschaft, potenzielles Geldkapital darzustellen, in der Krise und 

überhaupt in Geschäftsstockungen im großen Maße verliert. (Marx, „Kapital“, III. Bd.) 

Und in seinem Buch „Zur Kritik der politischen Oekonomie“ sagt Marx über das vom kapitalistischen 

Staat herausgegebene Papiergeld: 

„Die Einmischung des Staats, der das Papiergeld mit Zwangskurs ausgibt ...‚ scheint durch die Magie seines 

Stempels Papier in Gold zu verwandeln. Da die Papierzettel Zwangskurs haben, kann niemand ihn hindern, 

beliebig große Anzahl derselben in Zirkulation zu bringen und beliebige Münznamen ihnen aufzuprägen. Die 

einmal in Zirkulation befindlichen Zettel ist es unmöglich, herauszuwerfen, da sowohl die Grenzpfähle des 
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Landes ihren Lauf hemmen, als sie allen Wert, Gebrauchswert wie Tauschwert, außerhalb der Zirkulation 

verlieren. Von ihrem funktionellen Dasein getrennt, verwandeln sie sich in nichtswürdige Papierlappen. Indes 

ist diese Macht des Staates bloßer Schein. Er mag beliebige Quantität Papierzettel mit beliebigen Münznamen 

in die Zirkulation hineinschludern, aber m i t  d i e s e m  m e c h a n i s c h e m  A k t  h ö r t  s e i n e  K o n t r o l l e  a u f. 

V o n  d e r  Z i r k u l a t i o n  e r g r i f f e n, f ä l l t  d a s  W e r t z e i c h e n  o d e r  P a p i e r g e l d  i h r e n  i m m a n e n -

t e n  G e s e t z e n  a n h e i m.“ („Zur Kritik der politischen Oekonomie“, 6. Aufl., S. 115.) 

Wie offen der inflationistische Charakter der Wagemannschen Pläne ist, zeigt, um nur ein einziges 

Beispiel herauszugreifen, die Aeußerung, die am 27. Januar Anderson, der Sekretär des Gläubiger-

ausschusses, der zu den Stillhalteverhandlungen in Berlin war, gegenüber einem bürgerliehen Jour-

nalisten machte: 

„Was den Inhalt der Vorschläge anbelangt, die der Präsident des Statistischen Reichsamtes veröffentlicht hat, 

so würde ihre praktische [62] Anwendung von den Amerikanern als Signal einer Papierinflation gedeutet wer-

den. D e r  W a g e m a n n s c h e  V o r s c h l a g  f o r d e r e  d a s  P u b l i k u m  g e r a d e z u  h e r a u s, s i c h  n a c h  

d e m  S i n n  d e r  Z w e i t e i l u n g  (K o n s u m g e l d  u n d  E r w e r b s g e l d) z u  f r a g e n  u n d  d a s  w e n i g e r  

g u t  g e d e c k t e  G e l d  a b z u s c h ü t t e l n.“ 

In dieser Aeußerung des Vertreters der ausländischen Gläubiger Deutschlands zeigt sich zugleich die 

Befürchtung des internationalen Finanzkapitals über die Gefahren einer Inflationspolitik in Deutsch-

land. Denn auch im Ausland weiß man sehr wohl, daß Herr Wagemann nicht als Privatmann oder als 

Beamter schlechthin seinen Plan entwickelt, sondern daß er es tut als Vertrauensmann des in der 

Regierung durch Warmbold vertretenen IG-Farben-Kapitals. Die Börse hat bereits reagiert durch eine 

Hausse in den letzten Januartagen, die nichts anderes als die Angst vor der Entwertung der deutschen 

Zahlungsmittel zum Ausdruck brachte. 

Und die Haltung der Sozialdemokratie? Wagemann selbst hat in seiner Denkschrift unter den Befür-

wortern seines Planes den Direktor der Arbeiterbank, den Sozialdemokraten Bachem‚ genannt. In-

zwischen liegen so viele Aeußerungen sozialdemokratischer Zeitungen und Versammlungsredner 

vor, daß nicht der geringste Zweifel mehr bestehen kann darüber, daß die Sozialdemokratie bewußt 

die Inflationstendenzen fördert. Immer deutlicher schwenkt die SPD-Bürokratie zur Inflationspolitik 

über, wobei die wachsende Angst der SPD-Führer vor den Folgen der andauernden und sich verschär-

fenden Arbeitslosigkeit eine entscheidende Rolle spielt. 

„Der sozialdemokratische Reichstagspräsident Löbe  hat auf einer Versammlung in Breslau erklärt 

(19. Januar), daß, um Arbeitslose zu beschäftigen (?!)‚ der Weg der „Kreditausweitung im Inland“ 

beschritten werden müßte, der zwar recht bedenklich erscheine, aber vielleicht nach dem englischen 

Vorbild einen vorläufigen Ausweg (!) bedeute“. Nach dem Bericht der „Vossischen Zeitung“ sagte 

er weiter: 

„Wir werden zu Maßnahmen zu kommen haben, die wir bisher nicht für möglich gehalten haben und w a h r -

s c h e i n l i c h  d e n  W e g  w i e  d a m a l s, b e i  d e r  S c h a f f u n g  d e r  R e n t e n m a r k  n o c h  e i n m a l  b e -

s c h r e i t e n  m ü s s e n.“ 

Der „Vorwärts“ schrieb zu Wagemanns Plan befürwortend folgendes: 

„Er ist keine wertlose Patentlösung ... und ist vor allen Dingen kein (!) inflationistischer Plan.“ 

Ganz deutlich wird die Tatsache, daß die SPD eine auf Inflation hinzielende Politik betreibt, aus der 

Rundfunkrede, die der Vorsitzende des ADGB, Leipart, am 27. Januar gehalten hat. Unter dem fa-

schistischen Thema „Deutsche Not – deutsche Hoffnung“ forderte er: 

„d a ß  u n t e r  d i e  s e i t h e r i g e  P o l i t i k  d e r  D e f l a t i o n  e i n  S c h l u ß s t r i c h  g e z o g e n  w e r d e n  
m ü s s e.“ 

Es kann also gar nicht mehr daran gezweifelt werden, daß die deutsche Bourgeoisie, die nach dem 

Riesenkrach des 13. Juli 1931 allen Ernstes auf eine Erlösung durch amerikanische oder gar englische 

Hilfe gerechnet hatte, zu neuen finanzpolitischen Salto mortales übergehen wird. 

[63] „Ankurbelung der Wirtschaft“ durch Inflation, durch einen neuen unerhörten Raubzug auf die 

Lebenshaltung der werktätigen Massen, das ist eines der Rezepte des „Auswegs“, auf die die 
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Bourgeoisie noch verfallen kann. Daß eine Inflationspolitik im Toben dieser Weltwirtschaftskrise, 

angesichts der immer höher werdenden Hochschutzzollmauern aller kapitalistischen Länder, die äu-

ßeren Schwierigkeiten der Bourgeoisie gewaltig verschärfen muß, versteht sich von selbst. Und im 

Innern? Die Leh r en  des  13. J u l i  bestehen für das Proletariat darin, daß eine abwartende Passivität 

unter allen Umständen ein schwerer Fehler ist, der es der Bourgeoisie erleichtern kann, vorüberge-

hende Erleichterungen sich zu verschaffen und äußerste Zuspitzungen zu vermeiden. Wir müssen den 

Massen anschaulich darlegen, daß eine Inflation im Jahre 1932 eine noch furchtbarere Bedrohung der 

werktätigen Massen darstellt, als die Inflation von 1923/24, deren Schrecken sich die Massen noch 

sehr wohl erinnern. Ein bürgerliches Blatt schrieb bezeichnenderweise, das Gefährliche bei allen 

neuen Währungsprojekten sei, daß die Massen der Bevölkerung jede neuartige Maßnahme als Infla-

tion ansähen. Die Verwendung aller möglichen fremdartigen Ausdrücke und die beharrliche Vermei-

dung des Wortes Inflation für die beabsichtigte Neuorientierung der deutschen Finanzpolitik (Herr 

Wagemann nennt seinen Plan verschämt „Anti-Deflation!“) zeigt die Furcht der Bourgeoisie vor der 

Aktivität der Massen und vor dem Widerstand, den die Massen von vornherein entwickeln würden, 

wenn die Bourgeoisie ihre Pläne offener aussprechen würde. 

Die Umstellung der Bourgeoisie auf Inflationspolitik (eine Tendenz, die übrigens nicht auf Deutsch-

land allein beschränkt bleibt und die sich ergibt aus der Tatsache, daß, mit Ausnahme von Frankreich 

und zum Teil Amerika, die Krise des Kreditsystems immer schärfere Formen annimmt, muß die re-

volutionäre Arbeiterschaft zur äußersten Wachsamkeit und zur Bereitschaft, ihre Interessen mit noch 

viel mehr Nachdruck und Entschiedenheit unter Führung der Kommunistischen Partei zu vertreten, 

anspornen. 

* 

Band II 

Hermann Remmele „Die Sowjetunion“ 

(Verlag Carl Hoym Nachf. Hamburg – Berlin) bringt im VII. Kapitel eine Darstellung der Finanzpo-

litik des Sozialismus. 

Band I hat in den Massen stürmische Nachfrage hervorgerufen; inzwischen ist bereits das 30. Tausend 

erreicht. 

Band II erscheint in Kürze. 

Jeder Band kostet, in Ganzleinen gebunden, 2,85 M., und ist bei den Litobleuten auch gegen Teilzah-

lung erhältlich. [64] 

* 

Die bevorstehenden Preußenwahlen im Rahmen  

unseres Kampfes gegen das sozialfaschistische Betrugsmanöver „des kleineren Uebels“  
Von W i l h e l m  F l o r i n. 

„Ein Betrug der Unterdrücker an den unterdrückten Klassen Ist immer vorhanden, aber die 

Bedeutung dieses Betrugs Ist In den verschiedenen geschichtlichen Augenblicken verschieden. 

Die Taktik kann nicht nur auf die Tatsache begründet sein, daß die Unterdrücker das Volk 

betrügen, sie muß bestimmt werden durch eine a l l g e m e i n e  Analyse der Wechselbeziehun-

gen der Klassen und der Entwicklung sowohl des außerparlamentarischen wie des parlamen-

tarischen Kampfes.“ (Lenin XXI, S. 2904 

I. 

Mit dem Volksentscheid vom 9. August hat die Partei zuerst in voller Klarheit den Charakter der 

Preußen-Regierung als Sturmbock der Bourgeoisie bei der Durchführung der faschistischen Diktatur 

klargestellt und eine breite Massenmobilisierung in dieser Linie durchgeführt. Bis dahin war, wie der 

Genosse Thälmann in seinem Artikel feststellen mußte, der Kampf gegen die von Sozialdemokraten 

geführte Preußen-Regierung als festeste Stütze der Brüning-Regierung stark vernachlässigt worden. 

Der Erfolg der Partei im Kampf gegen die sozialfaschistischen Betrugsmanöver „des kleineren 
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Uebels“ ist im entscheidenden Maße davon abhängig, daß wir mit aller Kraft in der Vorbereitung und 

Durchführung der Wahlkampagne zu den Preußenwahlen am 8. Mai die Massen im Sinne unserer 

schärfsten prinzipiellen Kampfstellung gegen das Preußen-Bollwerk der faschistischen Reaktion mo-

bilisieren. 

Die Sozialdemokratie ist die soziale Hauptstütze der Bourgeoisie. Die gesamte Praxis der Preußen-

Regierung, an deren Spitze die sogenannten „fähigsten“ und „populärsten“ Führer der Sozialdemo-

kratie stehen, liefert das krasseste Beweismaterial zur Erhärtung der Feststellungen in bezug auf die 

Sozialdemokratie, die der Genosse Thälmann in seinem Artikel über die Schwächen und Fehler un-

serer Parteiarbeit gemacht hat. Die Bedeutung jeder anderen Länder-Regierung tritt weit zurück hin-

ter der Bedeutung der Preußen-Regierung, die seit November 1918 als Hauptposition der SPD der 

sichtbarste Ausdruck dafür ist, daß die Bourgeoisie sich der Notwendigkeit sozialdemokratischer 

Hilfe bei der Durchführung ihrer Diktatur voll bewußt ist. 

Die sozialdemokratischen Positionen in Preußen, die Tatsache, daß die Bourgeoisie, trotz der heftigs-

ten Bemühungen der Nazis für Ministersessel in Preußen, es für ratsam hielt, der SPD in Preußen 

Posten in einem Maße zu lassen, wie es im Reiche und in den meisten anderen Ländern schon längst 

beseitigt wurde, ist nicht etwa nur einer besonderen parlamentarischen Konstellation origineller 

Mehrheitsverhältnisse geschuldet. Eine solche Denkweise wäre plattester Kretinismus. Eine [65] par-

lamentarisch-„preußische“ Betrachtung der bevorstehenden Wahlen würde uns den Blick auf das 

Wesentliche völlig versperren. Uns muß alles darauf ankommen, die Erkenntnis in die Massen zu 

tragen, daß die Posten, die die Bourgeoisie in Form von Riesengehältern, in Form von tausenderlei 

offeneren oder versteckteren Subventionen und Unterstützungen an die SPD-Bürokratie gehen läßt, 

um der SPD den Schwindel eines angeblich „demokratischen“ Preußens zu ermöglichen, keine „Po-

sitionen der Arbeiterschaft“ sind, wie die SPD-Führer schwindeln, sondern Stützpunkte der Bour-

geoisie für die Durchführung ihrer faschistischen Politik. 

Nur im Gesamtzusammenhang aller politischen Fragen können wir die Stellung, die Preußen und 

seine Regierung gegenwärtig im Reiche und in gewissem Sinn auch international einnehmen, richtig 

würdigen und daraus für unsere politischen Aufgaben die richtigen Schlußfolgerungen ziehen. 

Eine oberflächliche Betrachtung würde in den Auseinandersetzungen, die seit dem stärkeren An-

wachsen der Nationalsozialisten in der Frage der preußischen Regierungsbeteiligung in mehr oder 

weniger auffälliger Form immer wieder stattgefunden haben, nur einen Ausdruck der gegenwärtigen 

parlamentarischen Kräfteverhältnisse sehen. I n  Wi r k l i chke i t  sp i ege l t  s i ch  i n  den  Aus e i -

nande r se t zungen  übe r  d i e  p reuß i s che  Koa l i t i on  und  d i e  p r euß i s che  Po l i t i k  übe r -

haup t  d i e  Kom pl i z i e r t he i t  de r  gesamten  po l i t i s chen  Ve rhä l t n i s s e  i n  Deu t sch -

l and  w i de r. Die Tatsache, daß im größten und entscheidenden deutschen Land die Sozialdemokra-

tie seit November 1918 eine solche Rolle spielen darf, entspricht einfach der Tatsache, daß eben die 

Sozialdemokratie die soziale Hauptstütze der Bourgeoisie darstellt. Diese Hauptstütze ist. sie trotz 

aller inneren Erschütterungen und Zersetzungserscheinungen bis heute. Sie hat der Bourgeoisie ge-

rade deshalb so gewaltige Dienste leisten können und leistet sie heute noch, we i l  s i e  s i ch  a l s  

f äh i g  e r wi e sen  ha t, b r e i t e  Massen  z u  bee i n f l u s sen  trotz ihrer skrupellosen Helferdienste 

für die Bourgeoisie und ihrer aktiven Rolle bei der Durchführung der faschistischen Diktatur. Der 

Einfluß der Sozialdemokratie in Preußen, das sogenannte Regime Braun-Severing (deren engstirnig 

partikularistische preußische Gesinnung und deren Arbeit an der Aufrechterhaltung der kapitalisti-

schen Ruhe und Ordnung von beflissenen Lobrednern in hohe Staatskunst umgefälscht wird) ist der 

stärkste, sichtbarste Ausdruck für die Gesamtfunktion der SPD. Die Bourgeoisie hat es bisher nie 

riskieren können, Preußen (im Gegensatz zu anderen Ländern, wie Thüringen‚ Braunschweig) zum 

Experimentierfeld nationalsozialistischer Regierungskunst zu machen. Sie hat andererseits unter Be-

rufung auf die Aufrechterhaltung der Preußenkoalition im Reich und den kleineren Ländern der SPD 

Fußtritt auf Fußtritt versetzen zu können, um die faschistischen Organisationen heranzuziehen. 

Die Zentrumspartei, die gegenwärtig dem Finanzkapital am geeignetsten erscheint zur Leitung der fa-

schistischen Diktaturpolitik in Deutschland, hat auch in Preußen eine konsequente, der Durchführung 
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der faschistischen Diktatur dienende Koalitionspolitik betrieben. Die kluge Taktik [66] des Zentrums, 

das die Schlüsselstellung im Reich wie in Preußen innehält, hat die SPD fest an Preußen gebunden. 

Sie ist ihr behilflich gewesen, sogar durch parlamentarische Ausschaltung der Volkspartei z: B., vor 

den Massen die Fiktion der „demokratischen Bastion“ aufrecht zu erhalten. Das Zentrum hat durch 

diese Politik sich die bedingungslose Unterstützung der Brüning-Regierung gesichert, da der Hinweis 

auf Preußen für die SPD-Führer ein immer unentbehrlicheres Mittel geworden ist, um die Empörung 

der sich radikalisierenden SPD-Mitgliedermassen zu dämpfen. 

Die Geschichte der Preußenpolitik von 1918/32 ist die Geschichte der politischen Formwandlung der 

bürgerlichen Diktatur, von der sogenannten „Demokratie“ (die sich einführte mit Maschinengeweh-

ren und Handgranaten gegen Spartakus) bis zur ausreifenden, aber noch nicht ausgereiften faschisti-

schen Diktatur. Es würde interessant sein, die Selbstzeugnisse der sozialdemokratischen Führer bei-

zubringen, aus denen hervorgeht, daß die Braun-Severing wie als SPD-Führer, so vom ersten Moment 

ihrer Ministertätigkeit an kein anderes Ziel gekannt haben, als rücksichtslose Politik zur Aufrechter-

haltung des kapitalistischen Ausbeutungssystems und zur Niederhaltung der Kommunistischen Partei 

und der revolutionären Arbeiterbewegung. 

An dieser Stelle nur zwei solcher Zeugnisse. Der Vorsitzende der sozialdemokratischen Landtags-

fraktion Heilmann sagte im Hauptausschuß des Preußischen Landtags: 

„Preußen ist seit zehn Jahren die festeste Stütze und der treueste Diener jeder Reichsregierung ... der Brüning-

Regierung im besonderen.“ 

Und der preußische Ministerpräsident Braun schrieb in dem amtlichen Buch „Preußen 1928“ (zu 

einer Zeit, wo die Herren an ewige Prosperität glaubten) über den angeblichen Wirtschaftsaufstieg 

Preußens und der sozialdemokratischen Verdienste daran: 

„Dieser Wirtschaftsaufstieg war nur möglich, weil die Konsolidierung der preußischen staatlichen Verhältnisse 

als Folge der energischen und konsequenten Regierungspolitik Ruhe und Ordnung brachte und weil die Staats-

regierung größere innerpolitische Erschütterungen durch polizeiliche Sicherung rechtzeitig im Keim er-

stickte.“ 

Jetzt, über drei Jahre später, berufen sich die Braun und Severing noch energischer auf die Wirksam-

keit der „härteren Waffen“, mit denen nun mühsam der Fortbestand des kapitalistischen Staates gesi-

chert werden muß. 

Die Preußenwahlkampagne hat für uns deshalb eine so gewaltige Bedeutung, weil sie uns die umfas-

sendsten Möglichkeiten gibt, um in Verbindung mit allen anderen wirtschaftlichen und politischen 

Fragen durch unermüdliche und praktische Arbeit und Aufklärung Hunde r t t ausende  und  Mi l -

l i onen  soz i a l dem okr a t i s ch  bee i n f l uß t e r  Ar be i t e r  und  Ar be i t e r innen  z u  e i ne r  

r i ch t i gen  E i nschä tzung  de r  Soz i a l demokr a t i e  und  a l l  i h r e r  be t r üge r i s chen  M e -

t hoden  z u  f üh r e n. 

Genosse Knor i n sagte in seiner Rede auf dem XI. Plenum des EKKI: 

„Das Problem der Eroberung der Mehrheit der Arbeiterklasse [67] hängt aufs engste zusammen mit dem 

Kampf gegen Sozialdemokratie und Faschismus. Daher haben praktische Fragen dieses Kampfes gegenwärtig 

allergrößte Bedeutung. Unser Hauptfeind ist die Bourgeoisie, der Kapitalismus. Kann man diese Formulierung 

durch eine andere ersetzen? K a n n  m a n  s a g e n, d a ß  e i n  T e i l  d e r  B o u r g e o i s i e  i n  h ö h e r e m  M a ß e  

u n s e r  F e i n d  i s t  a l s  d e r  a n d e r e? D a s  k a n n  m a n  n i c h t  s a g e n, d e n n  d a s  w ü r d e  b e d e u t e n, d a s  

m a n  e i n e n  T e i l  d e r  B o u r g e o i s i e  d e m  a n d e r e n  v o r z i e h t. W e n n  j e m a n d  v e r s u c h e n  w ü r d e, 

e s  a u f  G r u n d  d e r  i d e o l o g i s c h e n  U n t e r s c h i e d e  z w i s c h e n  d e n  b ü r g e r l i c h e n  P a r t e i e n  z u  

t u n, s o  w ü r d e  e r  e i n e n  g r o b e n  F e h l e r  b e g e h e n  u n d  h ä t t e  d i e  H a u p t s a c h e, d a s  K l a s s e n -

p r i n z i p  a u s  d e n  A u g e n  g e l a s s e n. Der Faschismus ist dadurch besonders gefährlich, daß er mit Hilfe 

des Terrors und roher Gewalt die Arbeiterklasse niederschlägt. D o c h  d e r  F a s c h i s m u s  i s t  b r e i t e r  a l s  

d i e  f a s c h i s t i s c h e n  M a s s e n o r g a n i s a t i o n e n. D i e s e  z e r s e t z e n, h e i ß t  (n o c h) n i c h t, ü b e r  d e n  

F a s c h i s m u s  d e n  e n t s c h e i d e n d e n  S i e g  d a v o n t r a g e n. D i e s e r  S i e g  k a n n  n i c h t  a n d e r s  e r -

f o c h t e n  w e r d e n  a l s  i m  e r f o l g r e i c h e n  K a m p f  g e g e n  d i e  g a n z e  B o u r g e o i s i e  u n t e r  Z e r -

s e t z u n g  d e r  S o z i a l d e m o k r a t i e ... 
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Die faschistischen Massenorganisationen gehen viel leichter und rascher in Zersetzung über als die sozialde-

mokratischen, denn die Faschisten kommen erst jetzt zur Arbeiterklasse und sie kommen als offene Kampfor-

ganisationen der Bourgeoisie. D i e S o z i a l d e m o k r a t i e a b e r  h a t  i h r e  v o r k r i e g s z e i t l i c h e  V e r g a n -

g e n h e i t, w o  s i e  i m m e r h i n  e i n e  K l a s s e n k a m p f o r g a n i s a t i o n  g e w e s e n  w a r. 

U m  d i e  S o z i a l d e m o k r a t i e  z u  z e r s c h l a g e n  –u n d  d a s  i s t  d i e  n ä c h s t e  A u f g a b e  –‚ m u ß  i h r  

B l o c k  m i t  d e m  F a s c h i s m u s  a u f g e d e c k t  w e r d e n.“ 

(Lage in Deutschland und die Aufgaben der KPD. S. 80/81.) 

Wenn wir, wie es unsere Aufgabe ist, den Hauptstoß gegen die Sozialdemokratie richten wollen, dann 

bedeutet das in der Praxis e r n s t e s t en  Kam pf  um  d i e  Gewi nnung  de r  soz i a l dem okr a t i -

s chen  Arbe i t e r  und  i h r e  Los l ö sung  von  dem  soz i a l demokr a t i s chen  Zwi l l i ngs -

b r ude r  des  Fa sch i sm u s. Das zentrale Problem unseres Kampfes gegen die Theorie dies „Klei-

neren Uebels“ besteht darin, daß wir im täglichen Kampf und an den Beispielen, die das tägliche 

Leben jeden Tag und jede Stunde in Ueberfülle bietet, den sozialdemokratischen Arbeitern den aktu-

ellen Inhalt unserer Thesen und Resolutionen auseinandersetzen und dadurch wirklich klarmachen, 

wieso die Sozialdemokratie als siamesischer Zwilling mit dem Faschismus verwachsen ist. Das be-

deutet, daß wir die verwirrende Ideologie der SPD zerstören, wonach unser Kampf gegen die SPD 

eine Hilfeleistung für Hitler sein soll. Wir müssen umgekehrt, an tausend Beispielen die Wahrheit 

dessen feststellen, was der Genosse S t a l i n  bereits im Jahre 1924 in seinem Artikel „Ueber die in-

ternationale Lage“ gesagt hat: 

„Der Faschismus ist eine Kampforganisation der Bourgeoisie. Die Sozialdemokratie ist objektiv der gemäßigte 

Flügel des Faschismus. Es [68] ist kein Grund zur Annahme vorhanden, daß die Kampforganisation der Bour-

geoisie in der Regierung des Landes oder in Kämpfen entscheidende Erfolge zu erringen vermag, wenn sie 

nicht von der Sozialdemokratie aktiv unterstützt wird. Ebensowenig Grund ist zur Annahme vorhanden, die 

Sozialdemokratie könnte ohne aktive Unterstützung der Bourgeoisie in ihren Kämpfen oder beim Regieren 

eidscheidende Erfolge erzielen. D i e s e  O r g a n i s a t i o n e n  s c h l i e ß e n  s i c h  g e g e n s e i t i g  n i c h t  a u s, 

s o n d e r n  e r g ä n z e n  e i n a n d e r. E s  s i n d  n i c h t  A n t i p o d e n, s o n d e r n  Z w i l l i n g e. D e r  F a s c h i s -

m u s  i s t  e i n  f o r m l o s e r  B l o c k  d i e s e r  b e i d e n  O r g a n i s a t i o n e n, e n t s t a n d e n  u n t e r  d e n  V e r -

h ä l t n i s s e n  d e r  n a c h k r i e g s z e i t l i c h e n  K r i s e  d e s  I m p e r i a l i s m u s  u n d  e i n g e s t e l l t  a u f  d e n  

K a m p f  g e g e n  d i e  p r o l e t a r i s c h e  R e v o l u t i o n. D i e  B o u r g e o i s i e  k a n n  s i c h  o h n e  d i e s e n  

B l o c k  n i c h t  a m  R u d e r  h a l t e n.“ 

Wenn wir gegenwärtig in Deutschland eine gewisse „Festigung der Mitte“, eine größere Aktivität der 

Sozialdemokratie (und vor allem auch eine gewisse Aggressivität des Zentrums gegenüber den über-

triebenen Ansprüchen der Nazis), bemerken können, so wäre es absolut falsch, diese Aktivität mit, 

sagen wir dem Selbsterhaltungstrieb bankrotter Organisationen, zu „erklären“. Sondern wir müssen 

in der Bildung der sogenannten „Eisernen Front“ den Kern erkennen, der darin besteht, daß die Bour-

geoisie in Deutschland gar nicht daran denken kann, etwa auf die Sozialdemokratie zu „verzichten“ 

und sich ausschließlich auf die Nazis zu stützen. Dabei muß immer hervorgehoben werden, was der 

Genosse Thälmann in seinen Artikeln betonte, daß als Ausnutzung nicht etwa nur die parlamentari-

sche Verwendung verstanden werden darf. 

Für unseren praktischen Kampf bedeutet das, daß wir die „Eiserne Front“ durchaus nicht nur von der 

lächerlichen Seite nehmen dürfen. Jede Unterschätzung neuer Manöver des Gegners muß sich bitter 

rächen. Nur  wenn  wi r  m i t  unse re r  Gegenag i t a t i on  in  g r öß t e r  p r i nz i p i e l l e r  Schä r f e  

von  vo r nhe r e i n  e i n se t zen  und  d i e  Be t r i ebsak t i on  de r  „Eise rnen  F r on t“ (Hamm er -

scha f t e n) zum  An l aß  e i ne r  For c i e r ung  unse r e r  bo l s chewi s t i s chen  Be t r i ebsa rbe i t  

nehm e n, können  wi r  da s  soz i a l f a sch i s t i s che  Manöve r  du r chk r euze n. 

Die „Eiserne Front“ soll vor allem im Preußenwahlkampf eingesetzt werden. Für den Erfolg unserer 

Preußenwahlkampagne ist es also mit entscheidend, daß wir verstehen, den Kampf gegen die Bildung 

und gegen die Maßnahmen der „Eisernen Front“ in bolschewistischer Art, auf breitester Grundlage 

zu führen. 

Die Politik der „Eisernen Front“ besteht praktisch in der Streikbruchpolitik in den Betrieben, in der 

Abwürgung aller Tellkämpfe, in der Aktion gegen alle Massenkämpfe überhaupt. Die Hammerschaften 
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bedeuten den Versuch zur Bildung sozialfaschistischer Stoßtruppen (besonders aus den sozialfaschis-

tischen Funktionären) in den Betrieben. Die Sozialfaschisten versuchen, nach der im ganzen nicht 

erfolgreichen „Hib“-Aktion der Nazis der Bourgeoisie zu beweisen, daß sie in der Tat [69] die besten 

Stützen der Bourgeoisie zur Sicherung des Lohnraubs usw. iii den Betrieben sind. 

Mit größter Deutlichkeit zeigte sich diese bewußte Absicht der Sozialfaschisten in ihrer Stellung-

nahme gegenüber den E r e i gn i s sen  i n  Br aunschwe i g‚ wo nach der Ermordung eines jungen 

Reichsbannermanns unsere Partei wieder ein glänzendes, das bisher beste Beispiel revolutionärer 

Einheitsfrontpolitik schuf. Es gelang die Herstellung einer wirklichen Massenstreikfront gegen den 

faschistischen Mordterror. Die Betriebe in Braunschweig wurden von der Einheitsfront der Kommu-

nisten, klassenbewußte“ SPD- und Reichsbannerarbeiter stillgelegt, gegen den schärfsten Widerstand 

der SPD- und ADGB-Führer, trotz aller Drohungen der von dem nationalsozialistischen Minister 

Klagges befehligten Polizei. Am Vorabend des Braunschweiger Massenstreiks aber schrieb der sozi-

aldemokratische „Vorwärts“: 

„Die Kommunisten suchen die erbitterte Stimmung, die bei der braunschweigischen Arbeiterschaft gegen 

Klagges herrscht, für sich (!) auszunutzen und zu einem Streik aufzuputschen. E s  d ü r f t e  d e n  G e w e r k -

s c h a f t e n  j e d o c h  g e l i n g e n, d i e s e s  u n s i n n i g e  T u n  a b z u b i e g e n.“ 

Nichts könnte deutlicher zeigen, daß die Sozialdemokratie zur Sicherung der Herrschaft der Bour-

geoisie selbst dort mit dem faschistischen Zwillingsbruder sichtbar Hand in Hand arbeiten muß, wo 

die offensten faschistischen Provokationen die gesamte Arbeiterschaft in größte Erregung versetzen. 

Und gerade bei solchen Anlässen muß sich die Rolle der sozialfaschistischen Führer am deutlichsten 

zeigen. Denn jede wirkliche Massenbewegung des Proletariats, die nur unter kommunistischer Füh-

rung stehen kann, bedeutet eine ernste Bedrohung der Bourgeoisie. 

Wenn die SPD-Führer zur Stützung ihrer Theorie vom „kleineren Uebel“ auf die immer noch – und in 

jedem Stadium der Faschisierung noch denkbaren Reste demokratisch-parlamentarischer Einrichtun-

gen hinweisen, so zu dem Zweck, um den Arbeitern durch die Vorschiebung dieser unwesentlichen 

Ueberreste den Blick auf das Ganze zu versperren. Die Nazis wiederum benützen die Existenz dieser 

Ueberreste und hohlen Formen parlamentarischer Institutionen, um den Massen in nicht weniger de-

magogischer Weise von der Beseitigung dieser Ueberreste und Institutionen (die sie als das Ganze 

des „Systems“ hinstellen) Wunder des „Dritten Reiches“ zu versprechen. Wir aber zeigen den Massen 

das Ganze  der politischen Entwicklung, das darin besteht, daß die Bourgeoisie zur Verteidigung 

ihrer Existenz immer mehr zu faschistischen Formen übergehen muß und wir zeigen ihnen, daß an 

dieser Faschisierung, als der Klassenpolitik der Bourgeoisie, a l l e  bürgerlichen Parteien teilnehmen. 

Alle politischen Methoden der Parteien der Bourgeoisie, von der SPD bis zur NSDAP, dienen der 

Aufrechterhaltung der kapitalistischen Diktatur. Unser Kampf gegen jede Partei der Bourgeoisie ist 

ein Teil Unseres Gesamtkampfes gegen das kapitalistische Ausbeutungssystem überhaupt. Zur Zeit 

bedient sich das Finanzkapital zur Durchführung seiner Diktatur vornehmlich des Zentrums und der 

SPD. Dabei wird die Politik der SPD und des Zentrums in zunehmenden Maße vom Hugen-[70]berg-

flügel der Reaktion beeinflußt. Der Hugenbergflügel ist es auch, der eine konsequente Linie durch-

führt zur Heranziehung der Nazis an die offizielle Regierungsfront. Im Rahmen unseres Gesamt-

kampfes gegen den Hauptfeind Bourgeoisie richten wir den Hauptstoß gegen seine soziale Haupt-

stütze, die Sozialdemokratie. 

Der sozialdemokratische Betrug des „kleineren Uebels“ will die Massen zur Passivität, zum Dulden 

(Tolerieren), zum Abwarten und zu sklavischem Verzieht „erziehen“. Sie will die Klassenkampfkraft 

des Proletariats vernichten, sie will den Massenkampf gegen Kapitalismus und bürgerliche Diktatur 

in allen ihren Formen vereiteln. Wir dürfen dabei als Träger dieser sozialfaschistischen Politik nicht 

nur die Sozialdemokratie als Partei sehen, sondern gleichzeitig die SAP als die „linke“ Filiale des 

Sozialfaschismus und den Trotzkismus als den konterrevolutionären Vortrupp der Bourgeoisie. Den 

„links“ drapierten konterrevolutionären Feinden der roten Einheitsfront gehört als der gefährlichsten 

Fraktion des Sozialfaschismus unser entschiedenster hartnäckigster Kampf. 

Die J anua r-S t r e i kbewegung  gegen  da s  f a s c h i s t i s che  Lohnabbaud i k t a t  hat gezeigt, 

daß innerhalb der Arbeiterschaft noch kein volles Verständnis für die Möglichkeiten und Bedeutung 
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der Teilkämpfe und Streiks in der Krise besteht. Unsere Aufgabe besteht darin, Teilkämpfe so vor-

zubereiten und zu organisieren und so durchzuführen, daß durch sie die Kampfkraft des Proletariats 

gestärkt und die faschistische Rolle der SPD, der SAP und der Gewerkschaftsbürokratie von den 

Massen erkannt wird. In der richtigen Vorbereitung und Durchführung der Streikkämpfe liegt eine 

der wichtigsten Voraussetzungen für die Ueberwindung der betrügerischen Theorie des „kleineren 

Uebels“. Wenn wir eine auf die Aktionen der Betriebe und Stempelstellen sich stützende Einheits-

frontpolitik durchführen, wenn wir im schärfsten Kampf Klasse gegen Klasse verstehen. gleichzeitig 

die notleidenden werktätigen Mittelschichten in Stadt und Land an unsere Front heranzuziehen, denn 

bedeutet das zugleich die Zerstörung der Ideologie des „kleineren Uebels“, ihre praktische Ueber-

windung; denn die SPD kann ihr Manöver mit dem „kleineren Uebel“ nur solange durchführen, als 

wir die Massen nicht durch Tatsachen und unermüdliche proletarische Aufklärungsarbeit überzeugt 

und damit die Wirksamkeit dieses Betrugs zerstört haben. 

* 

Es ist unschwer festzustellen, welches die Hauptpunkte sein werden, mit denen die SPD versuchen 

wird, in der Linie ihres Manövers vom kleineren Uebel die Massen zu verwirren und die Durchfüh-

rung unserer Klassenpolitik in den Massen zu erschweren. Diese Punkte sind etwa folgende: 

1. „Die Sozialdemokratie muß gestärkt werden, weil sonst der Faschismus siegt.“ (Faschismus ist nach der 

betrügerischen Definition der SPD lediglich die NSDAP und die mit ihr eng verbundenen offen faschistischen 

Gruppen.) „Schwächung der Sozialdemokratie würde den Sieg des Faschismus in Preußen und damit auch in 

Deutsch-[71]land bedeuten, weil sich dann nicht mehr verhindern ließe, daß die Nazis sowohl in Preußen als 

auch im Reiche in die Regierung kommen.“ 

2. „Die Braun-Severing-Regierung in Preußen ist das stärkste Bollwerk der Demokratie in Deutschland. Die 

Verteidigung dieses Bollwerks ist die Verteidigung der durch die Zersplitterung der Arbeiterklasse bedrohten 

letzten Errungenschaften der Arbeiterschaft.“ 

3. „Die KPD betreibt Klassenverrat, weil sie den Kampf in der Klasse will.“ (In dieser Form verfälscht die 

SPD-Presse die revolutionäre Aufgabenstellung des Genossen Thälmann in der Frage des K a m p f e s  u m  d i e  

e i g e n e  K l a s s e.) 

4. „Der Hauptkampf muß gegen die KPD gerichtet werden, weil Stimmabgabe für die KPD Schwächung der 

Demokratie bedeutet, denn die KPD-Stimmen und Mandate sind verloren, wenn es sich darum handelt, die 

Regierungsansprüche der Nazis zurückzuweisen.“ 

Mit solchen und ähnlichen Argumenten wird die SPD versuchen, ihren tollen Verleumdungs- und 

Haßfeldzug gegen unsere Partei zu führen. Unsere ganze Agitation und Propaganda muß in der Vor-

bereitung und Durchführung der Wahlkampagne darauf gerichtet sein, in den Betrieben, auf den 

Stempelstellen, in den Wohnvierteln, in Stadt und Land, in der offensivsten, konkretesten, verständ-

lichsten Weise die sozialdemokratischen Betrugsmanöver zu entlarven. Wir müssen durch Einbezie-

hung des Wahlkampfes in unsere gesamte vom Zentralkomitee festgelegte Strategie und Taktik, 

durch Organisierung einer Wahlkampagne, die mit allen Fragen des täglichen Kampfes gegen Hun-

ger, Massenelend und faschistischen Terror verbunden ist, die Massen von der Richtigkeit unserer 

Frontstellung gegen die SPD überzeugen. 

Aus der Rolle der Sozialdemokratie als der sozialen Hauptstütze der kapitalistischen Diktatur ergibt 

sich bei den Preußenwahlen die Aufgabe, den Hauptstoß gegen die Sozialdemokratie zu richten. Ein 

entscheidender Erfolg der Partei im Kampf gegen die Sozialdemokratie in Preußen ist ein entschei-

dender Erfolg im Kampf gegen den Faschismus überhaupt. Bei der Durchführung der Wahlkampagne 

in Preußen muß es sich zeigen, daß der Partei die Darlegungen des Genossen Thälmann über die 

bolschewistische Politik des Kampfes um die eigene Klasse in Fleisch und Blut übergegangen sind. 

Jedes Zögern und Schwanken in der Durchführung der Parteilinie in diesem Sinne würde auf eine 

Hilfeleistung für den Faschismus hinauslaufen, der in der Preußen-Politik seine stärkste Stütze hat. 

Das Schwergewicht unserer ganzen Wahlkampagne muß in den Betrieben liegen, das ist ein Grund-

satz, der bei jeder Wahl von der Partei ausgesprochen wurde. Es kommt aber darauf an, daß auch 

tatsächlich dieser Grundsatz in der gesamten Parteiarbeit praktisch durchgeführt wird, denn nur, wenn 
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wir in den Betrieben die Fragen stellen, wenn wir die Frage der Stimmabgabe am 8. Mai in Verbin-

dung bringen mit allen täglichen Fragen der Betriebsarbeiter, nur dann werden wir mit den Preußen-

wahlen einen bedeutenden Schritt weiterkommen können in Unserem Kampf um die eigene Klasse, 

im Kampf um die Eroberung der Mehrheit des Proletariats. 

[72] Im Kampf um die Demaskierung der Sozialdemokratie als des gemäßigten Flügels des Faschis-

mus müssen wir folgendes Hauptproblem sehen, dem wir unsere ganze Aufmerksamkeit zuwenden 

müssen und das im Mittelpunkt unserer gesamten Agitation und Propaganda stehen muß: 

V e r n i c h t u n g  d e r  S t i m m u n g e n, „a l s  o b  d i e  B r a u n-S e v e r i n g  v i e l l e i c h t  d o c h  ‚e i n  k l e i n e -

r e s  U e b e l‘ g e g e n ü b e r  e i n e r  H i t l e r-B r ü n i n g-R e g i e r u n g  w ä r e n.“ 

Solche Stimmungen sind Ueberreste sozialdemokratischen Denkens in unseren Reihen und wider-

spiegeln den sozialdemokratischen Einfluß innerhalb der Arbeiterschaft. Wir müssen alle Anstren-

gungen darauf konzentrieren, daß wir diese Ideologie des „kleineren Uebels“ vernichten. Diese be-

trügerische Ideologie hat zur Zeit noch einen gewissen Boden, selbst in Schichten, die tausend An-

klagen gegen die Sozialdemokratie richten. aber noch nicht davon überzeugt sind, daß unsere prinzi-

piell gegen die SPD gerichtete Politik richtig ist. 

Nun Ist die Entlarvung der Theorie des „kleineren Uebels“ nicht so einfach, wie manche Genossen 

es sich machen. Vor allem in der Agitation werden die Fragen häufig so „vereinfacht“, daß man sich 

damit begnügt, zu sagen, Hitler und Goebbels sind „das se lbe“ wie Braun und Severing und umge-

kehrt. Eine solche einfache Gleichstellung aber ist vollkommen undialektisch und deshalb falsch. 

Worauf es ankommt und was auch in der Agitation zu zeigen das Wichtigste ist, ist, daß die SPD nur 

der e i ne  F l üge l  des Faschismus (Sozialfaschismus) ist, während die NSDAP zusammen mit der 

Hugenbergpartei zum andern Flügel des Faschismus gehört. Die Zentrumspartei hält gegenwärtig auf 

Grund ihrer Struktur und der Gesamtstruktur der sozialen Verhältnisse in Deutschland die Schlüssel-

stellung inne bei der Wandlung der Formen und Methoden der bürgerlichen Diktatur, die wir als 

Faschisierung bezeichnen. 

Unse r e  Ar gum ent a t i on  muß lauten: 

Man muß die Fragen Brüning, Hitler, Braun, Severing klassenmäßig und dialektisch betrachten, d. h. 

Hitler, Brüning und Braun-Severing nicht für sich und nach dem, was sie selber sagen, sondern im 

Zusammenhang mit der gesamten Klassenpolitik der Bourgeoisie. Die soziale Hauptstütze der Bour-

geoisie ist die SPD, ihre andere wichtige Stütze ist die Zentrumspartei, und in zunehmendem Maße 

wurde die Nazi-Partei zur Stütze der Kapitalsdiktatur, und zwar in dem Maße, in dem die Nazis Mas-

seneinfluß gewannen, wo früher vor allem die SPD und andere bürgerliche Parteien das Feld be-

herrschten. Es ist ganz klar, daß die Nazis das Ziel verfolgen müssen, nicht nur die KPD (was ihnen 

allerdings auch durch ihre Hib-Aktion nicht gelingt), sondern auch die SPD zu schwächen, denn in 

dem Maße, in dem es der NSDAP gelingt, Arbeiterschichten, untere Volksschichten überhaupt, zu 

beeinflussen, in dem Maße steigern sich ihre Aussichten auf Ministersessel und andere Posten. Der 

Kampf um die Betriebe ist so in jeder Beziehung das Kernstück des gesamten politischen Kampfes. 

Die Anwendung faschistischer Methoden zur Verteidigung der Klassenherrschaft der Bour-[73]geoi-

sie ist nicht abhängig von der Regierungsbeteiligung dieser oder jener Partei. Die  Tatsachen lehren 

jeden Arbeiter deutlich genug, daß sozialdemokratische Minister, Polizeipräsidenten usw. sich der-

selben und den Umständen nach sogar der jeweils schärfsten Methoden bedienen im Kampf gegen 

die revolutionäre Arbeiterschaft, gegen Streikende usw. Dieser Zusammenhang der faschistischen 

Herrschaftsmethoden der Bourgeoisie mit der durch den Vormarsch der revolutionären Bewegung 

und durch die Auswirkungen der Krise sich steigernden Gefährdung der Kapitalsdiktatur überhaupt 

und zugleich die Tatsache, daß der Faschismus eine offensive Form der kapitalistischen Diktatur ist, 

muß immer wieder aufgezeigt werden. Wir müssen zeigen: Wer Brüning stützt und auf dem Boden 

seiner Politik steht, stützt die bürgerliche Diktatur, die gegenwärtig immer mehr faschistische Formen 

annimmt. Die Brüning-Regierung entspricht dem jetzigen Reifegrad der faschistischen Entwicklung, 

d. h. die Bourgeoisie hält gegenwärtig die Herren Brüning-Groener für die geeignetsten Geschäfts-

träger ihrer Politik, die sie sofort ersetzen würde, wenn die Interessen der Bourgeoisie andere 
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Methoden erheischen würde, für die die Finanzmagnaten andere Leute für geeigneter halten. Wer 

Brüning stützt, fördert den Faschisierungsprozeß und stärkt die Kräfte der Reaktion, hilft der Bour-

geoisie bei der Verteidigung des fluchwürdigen kapitalistischen Ausbeutungssystems mit Hilfe fa-

schistischer Diktaturmethoden. Die Unterstützung Brünings durch die SPD unter der Flagge des 

„kleineren Uebels“ und anderer Betrugsmanöver ist nichts als eine aggressive Politik zur Verewigung 

der kapitalistischen Herrschaft, zur Verhinderung der proletarischen Revolution und des Sozialismus. 

Indem wir den Massenkampf gegen Lohnabbau, Unterstützungsschmälerung, Massenverelendung 

und Faschismus organisieren, kämpfen wir sowohl gegen den jetzigen schlimmen Zustand als auch 

gegen jede schlimmere, noch offenere Diktaturmethode der Bourgeoisie. Nur durch den schärfsten 

Kampf gegen das gegebene Stadium der Durchführung der faschistischen Diktatur, durch die Entlar-

vung und Bekämpfung der aktiven Vorkämpferrolle der SPD-Führer dabei, können wir die subjekti-

ven Voraussetzungen für die Verhinderung der weiteren Ausreifung des Faschismus schaffen. Denn 

es ist nicht so: Hier die Bourgeoisie und dort „ihr politisches Ziel“ Faschismus (eine Konstruktion, 

wie sie gelegentlich aus Formulierungen durchblickte), sondern der Faschisierungsprozeß. d. h. die 

Ausreifung der faschistischen Diktatur, steht in Abhängigkeit von den Grundfragen des Klassen-

kampfes. Der Ausreifungsprozeß des Faschismus kann unterbrochen werden wie jeder Reifeprozeß, 

dadurch, daß die „grüne Frucht“ Faschismus vom Baume der Geschichte abgeschlagen wird, und 

zwar durch den Massenkampf des Proletariats. durch den härtesten Kampf Klasse gegen Klasse, 

durch die Volksrevolution unter der Hegemonie des Proletariats, durch die Errichtung der proletari-

schen Diktatur. 

* 

Wenn wir an die Vorbereitung der Preußenwahlen herangehen unter diesen Gesichtspunkten, wenn 

wir es verstehen, den Kampf gegen das SPD-Betrugsmanöver des angeblich „kleineren Uebels“ kon-

kret zu führen, dann werden die Preußenwahlen zusammen mit der Präsidentschafts-[74]wahlkam-

pagne uns ein gut Stück weiter bringen im Kampf um die Vernichtung des Masseneinflusses der 

Sozialdemokratie und die Eroberung des Mehrheit der Arbeiterklasse. 

Die rote Wahlhelferbewegung muß in der breitesten Form organisiert werden und sich in erster Linie 

auf die Betriebe stützen. 

* 

Der KJVD im Kampf um die Gewinnung der Mehrheit der Arbeiterjugend  
Von A l f r e d  H i l l e r. 

„Die Zunahme der Kriegsvorbereitungen gegen die Sowjetunion, die Unmittelbarkeit der Kriegsgefahr 

v e r s c h ä r f e n  a u ß e r o r d e n t l i c h  d i e  V e r s u c h e  d e r  B o u r g e o i s i e, d i e  w e r k t ä t i g e  J u -

g e n d  z u r  F e s t i g u n g  i h r e r  H e r r s c h a f t  a u s z u n u t z e n.“ (11. Plenum des EKKI) 

Wenn wir die letzten politischen Ereignisse, die Vierte Notverordnung, die Maßnahmen zu ihrer 

Durchführung seitens der Brüningregierung, die Reden führender Minister, wie Brüning, Groener, 

betrachten, so zeigt sich, daß von Seiten der Bourgeoisie und der SPD eine Reihe Versuche unter-

nommen werden, die we r k t ä t i ge  Jugend  im  I n t e r e s se  de r  Fes t i gung  de r  He r r s cha f t  

de r  Bour geo i s i e  und  de r  Durch f üh r ung  i h r e r  f a sch i s t i s chen  Po l i t i k  auszunu tze n. 

Immer wieder wird darauf hingewiesen, wie notwendig, es ist, die Jugend von der Tagespolitik, das 

heißt vom Klassenkampf fernzuhalten und sie der faschistischen Politik unterzuordnen. Brüning er-

klärte in seiner Regierungsrede am 13. Oktober 1931: 

„Das Volk, und vor allem die Jugend, müssen vor den Einflüssen der Zersetzung geschützt und vom Geiste 

der Vaterlandsliebe und Opferwilligkeit erfüllt werden.“ 

Das, was Brüning in seiner Rede zum Ausdruck brachte, wurde von Groener, dem Wehr- und Innen-

minister, stark unterstrichen und dabei die Absichten auf stärkere Militarisierung und Wehrhaftma-

chung der Jugend hervorgehoben, indem er sagte: 

„Es wird meine vornehmste Aufgabe als Reichsinnenminister sein, alle Bemühungen und Versuche, die ge-

macht werden, um die Jugend von der Straße wegzubringen, s i e  z u  Z u c h t  u n d  O r d n u n g  z u  e r z i e h e n, 
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s i e  k ö r p e r l i c h  z u  e r t ü c h t i g e n  u n d  i n  i h r e r  g e i s t i g e n  H a l t u n g  w e h r h a f t  z u  m a c h e n, so 

weit wie möglich zu unterstützen.“ 

„Allen Verbänden und Gruppen, die Jugendliche in ihren Reihen haben, erwächst die Aufgabe, in dieser Frage 

positive Mitarbeit zu leisten.“ 

Die freiwillige Arbeitsdienstpflicht, die stärkere Unterstützung solcher Jugendorganisationen, die 

sich offen für die Politik der Brüning-Regierung erklären, zeigen deutlich die Bestrebungen zur Fa-

schisierung und Militarisierung der Jugend. 

[75] Eine einheitliche Front aller Jugendverbände von den sozialdemokratischen bis zu den national-

sozialistischen Jugendverbänden soll zur Lösung dieser Maßnahmen der Bourgeoisie herbeigeführt 

werden. Der Reichsausschuß Deutscher Jugendverbände tritt wieder in Erscheinung, der in seinen 

engeren Vorstand eine Reihe von Leuten aufgenommen hat, die als aktive Vertreter des Brüningkur-

ses bekannt sind, wie: Generalpräses Wolker vom Katholischen Jungmänner-Verband und General 

a. D. Vogt, vom Jung-Deutschland-Bund. An diesen Reichsausschuß Deutscher Jugendverbände hat 

sich jetzt die Hitlerjugend als „legale Organisation“ um Aufnahme gewandt. I n  enge r  Gem e in -

scha f t  m i t  de r  SAJ, den  Jugendor gan i sa t i onen  de r  soz i a ldem okr a t i s chen  Mas -

seno r gan i s a t i one n, den  ka t ho l i s chen  und  evange l i schen  Jugendver bände n, de n  

Jugendorgan i s a t i onen  de r  bü r ge r l i chen  Pa r t e i en  so l l  h i e r  a n  d i e  Dur ch f ühr ung  

de r  Fa sch i s i e r ungsm aßnah me n  gegenübe r  de r  Jugend  he r angegangen  we rde n. 

Gleichfalls werden die Jugendwohlfahrt und andere staatliche Jugendorgane zur Durchführung der 

Maßnahmen der Brüning-Regierung herangezogen. Zur Durchführung der Frage der freiwilligen Ar-

beitsdienstpflicht will man eine „plan- und sinnvolle“ Zusammenarbeit dieser staatlichen Jugendor-

gane mit den Jugendverbänden erreichen. Einer Reihe von Jugendorganisationen der Bourgeoisie 

fallen dabei besondere Aufgaben zu. In einem Aufruf des Jugendreichsausschusses der Zentrumspar-

tei zu den Maßnahmen des Reichskanzlers Brüning heißt es u. a.: 

„In diesem Geiste bekennen wir uns zu dem weitgesteckten Ziel des Reichskanzlers Dr. Brüning und seiner 

Regierung. Wir stellen uns bewußt und voller Ueberzeugung zu diesem wahrhaften Führer, dessen lautere 

Gesinnung, wohltuendes Verhalten und wohlüberlegte Maßnahmen und kraftvolles Handeln wir bewundern, 

wir folgen ihm mit Zuversicht.“ 

Die katholischen Jugendverbände  bekommen damit eine aktivere Rolle bei der Durchführung der 

Brüning-Politik zugewiesen. Obwohl im Vordergrund ihrer Arbeit nach wie vor weltanschauliche, 

kirchliche Fragen stehen, zeigt sich eine stärkere Aktivierung zum Kampf gegen „Kulturbolschewis-

mus“ für die Durchführung der Arbeitsdienstpflicht. 

Die sozialdemokratischen Jugendorganisationen beteiligen sich gleichfalls an der Erfüllung der von 

Brüning und Groener gestellten Aufgaben Jungbanner, Gewerkschaftsjugend und SAJ führen die 

freiwillige Arbeitsdienstpflicht durch. Ist es doch die SPD, die in ihrem Pressedienst das Verbot der 

politischen Betätigung Jugendlicher verlangte. Es heißt dort u. a.: 

„Deshalb liegt nicht zuletzt auch im Interesse dieser Jugend, die verhetzt und verführt, gar nicht überblickt, 

was sie treibt und was ihrer Zukunft schadet, d a ß  s i e  d u r c h  Z w a n g  u n d  d u r c h  G e s e t z  w e n i g s t e n s  

v o r ü b e r g e h e n d  v o n  p o l i t i s c h e n  D e m o n s t r a t i o n e n  u n d  A n s a m m l u n g e n  f e r n g e h a l t e n  

w i r d.“ 

Unter bewußter Vertuschung und Verschleierung der faschistischen Politik, w i e  s i e  Br ün i ng  ge -

m e i nsam  m i t  Br aun  und  Seve r i n g be t r e i b t, werden die sozialdemokratischen Jugend-

[76]organisationen, wie SAJ, Freie Gewerkschaftsjugend, Arbeitersportlerjugend und Jungbanner zu 

einer „eisernen Front“ der Jugend zusammengeschlossen, um gegen den „kommenden“ Faschismus 

zu kämpfen. Eine besondere Bedeutung wird der Jugend bei der Bildung der Hammerschuften gege-

ben. Der Aufruf der SAJ zur Bildung der „eisernen Front“ ist dabei vor allen Dingen mit einer Hetz-

kampagne gegen die Kommunisten verbunden. Das unterstreicht die Rolle der Sozialdemokratie als 

der sozialen Hauptstütze der Bourgeoisie bei der Durchführung der faschistischen Politik gegenüber 

der Jugend. 
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Da unter der Jugend ein starkes Interesse für die Politik, ein starker Wille für Anteilnahme an den 

Tageskämpfen vorhanden ist, versucht man, die Jugendlichen, von den sozialdemokratischen bis zu 

den nationalsozialistischen Jugendorganisationen, vor allem von der Tagespolitik, von den Tages-

kämpfen, abzuhalten. Die Teilnahme an den Tageskämpfen, das wissen die „Jugendführer“ der Bour-

geoisie und der Sozialdemokratie sehr gut, steigert die vorhandene Radikalisierung und bringt die 

jugendlichen Mitglieder ihrer Organisation in Widerspruch zu der Faschisierungspolitik, für die sie 

ausgenutzt werden sollen. Bei der sozialdemokratischen Jugend heißt es: 

„Man darf in die SAJ keine tagespolitischen Fragen hineinwerfen, die Erziehung der SAJ muß auf sozialis-

tisch-ethischer Basis erfolgen.“  (Künstler, Sitzung der Jugendbeiräte der SPD) 

während man der Hitlerjugend sagt:  

„Kameraden, ihr seid weder dazu da, um Tagespolitik zu machen, noch ist unser Arbeitsgebiet die Massenver-

sammlung der Partei.“ (Aufruf an die nationalsozialistische Jugend.) 

„Die Hitlerjugend ist Vorläufer der SA, durch sie soll die heutige Million durch eine neue, eiserne Million 

ergänzt werden.“ (Hitlers Rede an die Hitlerjugend.) 

Daß Minister Groener mit einer derartigen Erziehung der Jugend durch die Nationalsozialisten ein-

verstanden ist, ist kein Zufall. Hier zeigt sich, wie einheitlich die Faschisierung der Jugend im Sinne 

der Bourgeoisie durch diese Organisationen betrieben wird. Dabei macht man sich die Stimmung 

unter der Jugend zunutze, daß: 

„die Jugend berufen sei, die Karre aus dem Dreck, in den sie von den Alten gefahren, herauszureißen.“ 

Geschickt und demagogisch wird dabei Jung gegen Alt gestellt, um so die Einbeziehung der sich 

radikalisierenden arbeitenden Jugend in den Kampf der Arbeiterklasse zu verhindern. Demgegenüber 

muß immer wieder betont werden, n i ch t  d i e  Ab l ösung  de r  A l t en  du r ch  d i e  Jungen  kann  

den  Ausw eg  aus  de r  Kr i s e, aus der Verelendung und Knebelung bringen, sondern nur der 

Kampf Klasse gegen Klasse, die Beseitigung des kapitalistischen Systems. 

Die Bourgeoisie versucht mit den Maßnahmen gegen die Jugend gleichzeitig auch die jüngste Gene-

ration, die Arbeiterkinder zu beeinflussen. Von diesem Gesichtspunkt muß vor allem die in letzter 

Zeit einsetzende Kampagne gegen den „Kulturbolschewismus“, gegen die politische Betätigung der 

Schüler gesehen werden, die u. a. den Kampf gegen die kommunistische Beeinflussung der Arbeiter-

kinder, das Verbot der poli-[77]tischen Betätigung von Berufsschülern und Volksschülern verlangt, 

das Verbot der Roten Jungpioniere, und ein energisches Vorgehen gegen die Jungkommunisten und 

die Jungpioniere in den Berufs- und Volksschulen fordert. 

Der Kommunistische Jugendverband ist die einzige Jugendorganisation, die gegen diese Faschisie-

rungspolitik der Bourgeoisie gegenüber der Jugend kämpft, und der die Mobilisierung der Jugend um 

ihre politischen und wirtschaftlichen Teilforderungen, ihre aktive Einbeziehung in den Kampf der 

Arbeiterklasse, in den Kampf gegen die kapitalistische Offensive, gegen die faschistische Politik vor-

nimmt. 

Dem KJVD. mit seinen 55.000 Mitgliedern und den 149.000 Jugendlichen, die in den revolutionären 

Massenorganisationen erfaßt sind, stehen die Jugendorganisationen der Sozialdemokratie und der 

Bourgeoisie mit einer weitaus stärkeren Zahl von Jugendlichen gegenüber: 

 Mitglieder 

Jugendorganisationen der Sozialdemokratie (SPD, ADGB usw.) 602.500 

Katholische Jugendverbände 1.742.000 

Evangelische Jugendverbände 466.000 

Jugendgruppen der Verbände für Leibesübungen 1.191.000 

Wehr und Kampfverbände (von Jungbanner bis Jungstahlhelm) 665.000 

Jugend der berufsständischen Verbände 433.000 

Jugendorganisationen der Nationalsozialisten 45.000 

(Diese Zahlen sind Angaben des Reichsausschusses Deutscher Jugendverbände. Viele der Zahlen 

sind doppelt gezählt, das hebt jedoch die Tatsache der Organisierung von Millionen Jugendlicher in 
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den gegnerischen Organisationen nicht auf, im Gegenteil, das zeigt, daß diese Organisationen große 

Teile der Jugend, insbesondere der Arbeiterjugend beeinflussen.) 

Die Tätigkeit des KJVD. zeigt eine Reihe von Erfolgen in der Mobilisierung der Jugend für den 

Kampf um ihre Klasseninteressen, ihrer Einbeziehung in den Kampf der Arbeiterklasse gegen die 

Faschisierungsmaßnahmen der Bourgeoisie. Die 142 Streiks der jugendlichen Arbeiter und Arbeite-

rinnen und Lehrlinge seit dem Oktober 1930, die Teilnahme an den politischen Kämpfen gegen Not-

verordnungen und Naziterror, insbesondere Nowawes, die Erringung von Erfolgen in der Schaffung 

und Festigung der Betriebszellen, die Gewinnung von 2000 SAJlern im Kampfe gegen die SAJ, die 

gesteigerte Aktivität des Jugendverbandes im Kampfe gegen nationalsozialistischen Terror und Pro-

vokationen. zeigen das. 

De r  E i n f luß  de s  KJVD  un t e r  den  Massen  de r  a rbe i t enden  Jugend  ha t  s i ch  ve r -

s t ä r k t. D i e  Au t o r i t ä t  de s  KJVD  un t e r  den  Massen  de r  Jugend  i s t  im  S t e i gen  be -

g r i f f e n. Das heißt aber noch nicht, daß der KJVD jene Aufgaben, jene Anforderungen erfüllt, die 

das 11. Plenum des EKKI und die Kommunistische Partei an den Jugendverband stellten. Es zeigt 

sich ein Zurückbleiben des KJVD. hinter der wachsenden Aktivität und der Kampfbereitschaft der. 

Massen der Arbeiterjugend. Der KJVD steht hinter dem Wachstum der Partei und der revolutionären 

Massenorganisationen zurück. Dem Jugendverband ist es noch nicht gelungen, die Massen der .Ju-

gend der Betriebe gegen die faschistische Notverordnung zu mobilisieren und die Masse der Arbei-

terjugend zum Kampf [78] gegen die Offensive des Kapitals zu führen. Der Betrieb ist noch nicht das 

politische Zentrum der Arbeit des KJVD, die bestehenden Betriebszellen sind noch nicht zur führen-

den politischen Kraft der Arbeiterjugend in den Betrieben und damit zur führenden politischen Ein-

heit im KJVD geworden. 

Aufgabe dieses Artikels soll deshalb sein, selbstkritisch die wesentlichsten Schwächen und Mängel 

und ideologischen Abweichungen in der Arbeit des Jugendverbandes aufzuzeigen, um sie gemeinsam 

mit der Partei zu liquidieren. Nur so kann der KJVD den Anforderungen, die die Partei an den Ju-

gendverband in der Richtung der Gewinnung der Mehrheit der Arbeiterjugend stellt, unter lebendiger 

Anknüpfung an die großen politischen Fragen seine „Jugendpolitik“ zur Gewinnung der Jugend der 

Betriebe, der Liquidierung des sozialdemokratischen Masseneinflusses unter der Jugend und der Los-

lösung der jugendlichen Arbeiter und Arbeiterinnen aus den Reihen der gegnerischen Jugendorgani-

sationen, durchführen. 

Der Jugendverband hat in letzter Zeit nur ungenügend verstanden, die gestellten Aufgaben mit den 

besonderen Jugendfragen in Verbindung zu bringen. Es fehlte die Konkretisierung der Generallinie 

der Partei in bezug auf die besonderen Jugendfragen. Was im Programm der KJI niedergelegt ist, 

nämlich daß: 

„zwischen der Beteiligung der Kommunistischen Jugendverbände am Parteileben und den besonderen Jugend-

aufgaben kein Gegensatz besteht ... in lebendiger Anknüpfung an die großen allgemeinpolitischen Fragen, die 

die ganze Arbeitermasse und die Werktätigen überhaupt berühren, entwickelt so der KJV eine ‚Jugendpolitik‘ 

und einen besonderen Kampf in den Jugendfragen.“ 

wurde nicht genügend verwirklicht. Das führte dazu, daß der Jugendverband vollkommen ungenü-

gend gegen die einzelnen gegnerischen Jugendorganisationen kämpfte. Dadurch beschränkte sich die 

Loslösung Jugendlicher aus gegnerischen Organisationen, die Gewinnung dieser Jugendlichen für 

den KJVD nur auf bestimmte Organisationen, wie SAJ und teilweise SJV und HJ Solche wichtigen 

Organisationen, wie die Massenorganisationen der SPD (Gewerkschaften, Sportorganisationen), ka-

tholische und evangelische Jugendorganisationen, Jungstahlhelm und andere blieben von der Offen-

sive des Jugendverbandes fast unberührt. 

Die Schwächen, die der Genosse Thälmann in der theoretischen und praktischen Arbeit der Partei 

aufzeigte, widerspiegeln sich im Jugendverband äußerst kraß. So  ze i gen  s i ch  g r oße  Schwä-

chen  i m  Kam pf  gegen  den  soz i a l demokr a t i s chen  E i n f l uß  un t e r  de r  Jugend  und  

dam i t  i n  de r  Anwendung  unse r e r  E i nhe i t s f r on t po l i t i k. 
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Sie entstanden insbesondere durch die Unklarheit über den Begriff des Hauptfeindes der Arbeiter-

klasse, der immer nur die Bourgeoisie war, ist und bleibt, und der Einschätzung der Rolle der Sozi-

aldemokratie bei der Durchführung der faschistischen Diktaturmaßnahmen in Deutschland. In zahl-

reichen Einheiten des Verbandes besteht in diesen Fragen Verwirrung. Genosse Thälmann betont in 

seinem Artikel: 

„Nach wie vor stellt die Sozialdemokratie trotz ihrer Schwächung durch unseren Vormarsch die soziale Haupt-

stütze der Bourgeoisie dar [79] und gibt mit ihrem Millionenanhang in der SPD und anderen Arbeiterorganisa-

tionen die wichtigste Massenbasis für die Sicherung der kapitalistischen Diktatur und ihre Durchführung ab.“ 

Bei  de r  E r f ü l l ung  de r  z en t r a l en  Auf gabe  de s  Jugendve r bandes  au f  Er obe r ung  de r  

Mehr he i t  de r  Ar be i t e r j ugen d, de r  Gewi nnung  de r  Jugend  de r  e i genen  Kl as s e  

wurde diese Rolle der SPD nicht immer richtig gesehen und damit unser Kampf gegen die Sozialde-

mokratie, d. h., der Kampf auf Liquidierung des sozialdemokratischen Masseneinflusses unter der 

Jugend, vollkommen ungenügend geführt. Solche Tatsachen, daß das Zentrum und die NSDAP gleich-

falls unter der Jugend großen Massenanhang besitzen, führte in einigen Bezirken zeitweilig zur Ab-

schwächung des Kampfes gegen die Sozialdemokratie und hinderte die Gewinnung der Jugendlichen 

aus den sozialdemokratischen Massenorganisationen. Auch ist die Erscheinung vorhanden, daß man 

den Einfluß der Sozialdemokratie unter der Arbeiterjugend mit dem Einfluß der SAJ als Organisation 

gleichstellt, deshalb den Kampf auf Liquidierung der SAJ als Massenorganisation, begrenzt und sche-

matisch nur auf die SAJ anwendet und damit nicht zur Liquidierung des Masseneinflusses der Sozial-

demokratie unter der Jugend überging. So gelang dem Jugendverband nur, einen Einbruch in die 

Reihen der sozialdemokratischen Arbeiterjugend zu tun, über 2000 Mitglieder der SAJ für den Jugend-

verband zu gewinnen, eine Reihe von Gruppen der SAJ, insbesondere im Rhein- und Ruhrgebiet, wie 

auch in anderen Teilen des Reiches zu liquidieren. Erst in letzter Zeit besserte sich der Kampf gegen 

die SAP und den SJV, wobei es stellenweise gelang, starke organisatorische Erfolge zu erzielen. 

D i e  Soz i a l dem okr a t i e  m i t  i h ren  Jugendor gan i s a t i onen  i s t  f ü r  den  KJVD  de r  un -

m i t t e l ba r s t e  und  wi ch t i g s t e  Gegne r  i n  de r  Ar be i t e r j ugen d. Die sozialdemokratischen 

Jugendorganisationen sind wie die Sozialdemokratische Partei ein Hindernis auf dem Wege der Be-

freiung der Arbeiterjugend, das weggeräumt werden muß. Der Betrug mit dem angeblich „kleineren 

Uebel“ wurde nicht genügend entlarvt und bekämpft, was im Jugendverband auf eine unrichtige Ein-

schätzung des Faschismus und damit der Rolle der SPD zurückzuführen ist. Das zeigte sich einerseits 

anläßlich des roten Volksentscheids in Preußen, und andererseits bei der Durchführung des roten 

Volksbegehrens in Sachsen. Statt hier in Frage der Führung des Hauptstoßes gegen die Sozialdemo-

kratie, der sozialen Hauptstütze der Bourgeoisie zu stellen, traten solche Auffassungen zutage, daß 

man dadurch die Gewinnung der Mitglieder der SAJ erschwere, die Schaffung der „Einheit“ mit ihnen 

unmöglich mache u. dergl. In der Leipziger Organisation brachte man stellenweise sogar zum Aus-

druck, daß wir „mit dem roten Volksbegehren doch eigentlich Hitler unterstützen“. Alles das führte 

zur Abschwächung unseres ideologischen und politischen Kampfes gegen die Sozialdemokratie und 

ihre Jugendorganisationen und erschwerte die Entlarvung der Rolle der SAJ bei der Durchführung 

der sozialfaschistischen Politik der Sozialdemokratie. 

Wi r  können  d i e  Mehr he i t  de r  Ar be i t e r jugend  nu r  dann  gewi nne n, wenn  wi r  den  

E i n f l uß  de r  Soz i a l-[80]dem okr a t i e  un t e r  de r  Ar be i t e r j ugend  b r eche n, d i e  r e fo r -

m i s t i s chen  Jugendor gan i s a t i onen  po l i t i s ch  s ch l age n, d i e  M a s s e n  de r  Jugend  i n  

den  Gewer kscha f t s-, Spo r t- und  Ku l t u ro r gan i s a t i onen  du rch  En t f a l tung  unse re r  

Ar be i t  i n  d i e sen  Organ i s a t i onen  gewinnen  und  s o  d i e  SAJ  a l s  Masseno r gan i s a -

t i on  l i q u id i e r e n. Das erfordert gleichzeitig die Loslösung der Mitglieder der SAJ und des SJV, 

sowie der jugendlichen Mitglieder der reformistischen Massenorganisationen von ihren Führern, 

i h r e  Gewi nnung  au f  de r  Gr und l age  gem e i nsam er  Fo r de r ungen  im  Kam pf e  gegen  

d i e  No t ve r o r dnungsd i k t a t u r, gegen  d i e  Fa sch i s i e r ung  de r  Jugend  und  du r ch  d i e  

Or gan i s i e r ung  de s  Kam pf es  um  d i e  For de r ungen  un t e r  Füh r ung  des  KJVD. Nur  

dadu r ch  we r den  d i e  j ugend l i chen  Ar be i t e r  von  de r  R i ch t i gke i t  de r  Po l i t i k  de s  

KJVD  üb e r zeug t. Diese klare Einstellung ist im Jugendverband noch nicht überall vorhanden. 
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Das sehen wir in der Un t e r s chä t zung  des  Kam pf es  gegen  den  SJV  u nd  de r SA P. Im 

Jugendverband waren solche Auffassungen vorhanden, als ob diese Organisationen als Brücke zum 

Kommunismus zu betrachten sind. S i e  wur den  n i ch t  a l s  un t r ennba r e r  Bes t and te i l  de r  

Soz i a l dem okr a t i e, a l s  „li nke“ Fi l i a l e  de s  Soz i a l f a sch i sm us  en t l a r v t  und  be -

käm pf t. Die Gefahr solcher Auffassung ist um so ernster, weil die SAP und SJV gerade unter der 

sozialdemokratischen Jugend ziemlich großen Einfluß besitzen und mit ihren “linken“ Manövern eine 

Barriere gegen die sich radikalisierenden Mitglieder in der SAJ und der Jugendlichen in den sozial-

demokratischen Massenorganisationen und ihren Uebertritt zum KJVD bilden. Aus dieser Einstel-

lung heraus ist auch die Haltung unserer Genossen, insbesondere in Sachsen und in Berlin, zu erklä-

ren, die eine versöhnlerische Stellung gegenüber dem SJV einnahmen, die Rolle des SJV und der 

SAP nicht entlarvten und so auf eine Reihe von Manövern der „Linken“, bei der Anwendung der 

Einheitsfrontpolitik hereinfielen. 

Ernste opportunistische Abweichungen zeigten sich z. B. in der Broschüre der sächsischen Jugend-

Bl.: „SAJ-Genosse, wir reichen dir die Bruderhand.“ Hier fehlt die Kennzeichnung der Rolle der SAP 

und des SJV, als untrennbarer Bestandteil der Sozialdemokratie, Tendenzen der Gleichstellung der 

Führer mit den Mitgliedern waren vorhanden und was das entscheidenste ist, es zeigte sich eine völ-

lige Verkennung der Rolle der Partei und des KJVD bei der Schaffung der roten Einheitsfront. Es 

heißt in dieser Broschüre auf Seite 13: 

„Heute darf nicht die Frage der Spaltung stehen, heute muß vor euch, vor allen Jungwerktätigen die Frage 

stehen, wie können wir eine allumfassende, revolutionäre proletarische Partei in Deutschland schaffen, wie 

können wir eine revolutionäre Jugendbewegung schaffen.“ 

Mit dieser Feststellung wird die Tatsache verneint, daß wir: 

„i n d e m  w i r  d i e  E i n h e i t s f r o n t p o l i t i k  z u m  K a m p f e  f ü r  d i e  e i g e n e n  K l a s s e n i n t e r e s s e n  

ve r w i r k l i c h e n,“ „w i r  b e i  d e n  s o z i a l d e m o k r a t i s c h e n  A r b e i t e r n  [81] u n d  d e r  p r o l e t a r i -

s c h e n  J u g e n d  n e u e s  V e r t r a u e n  z u  u n s e r e r  P a r t e i, a l s  d e r  e i n z i g e n  F ü h r e r i n  d e s  P r o l e -

t a r i a t s  s c h a f f e n.“ (Thälmann.) 

Im Jugendverband gibt es eine Reihe von Beispielen, wo Infolge Verkennung der Rolle der KPD und 

des KJVD, als einzige Klassenorganisation des Proletariats und seiner Jugend, die opportunistische 

Auffassung auftrat, als seien SPD und besonders SAP mit ihren Jugendorganisationen nur Organisa-

tionen der Arbeiter, die weiter rechts stehen, mit denen man aber den gemeinsamen Kampf erreichen 

kann. So kam es in einigen Orten zur Anwendung der Einheitsfrontpolitik von oben, von Spitze zu 

Spitze. Es wurden Einheitskomitees von oben, sogar mit Brandleristen gebildet, gemeinsame Bear-

beitung der Betriebe mit SJV gestellt, und gemeinsame Aufrufe mit dem SJV herausgegeben „über 

die Köpfe der Führer hinweg“. Di e  En t l a r vung  de r  Ro l l e  de r  SAJ  und  de s  SJV  und  ih r e  

Bekäm pfung  a l s  un t r ennba re r  Bes t and t e i l  de r  Soz i a l dem okr a t i e, de r  soz i a l en  

Haup t s t ü t ze  de r  Brün i n g-Reg i e r ung  un t e r b l i eb  dam i t. 

Hier zeigt sich, was insbesondere auf dem 11. Plenum bezüglich des Zurückbleibens der Kommunis-

tischen Partei in der Frage des Faschismus geäußert wurde, und wozu Genossen Manuilski ausführte: 

„Zweitens äußert sich dieses Zurückbleiben in der Frage des Faschismus darin, daß wir der Sozialdemokratie 

erlaubten, in der Frage der Form der bürgerlichen Diktatur zu manöverieren und das ist jetzt ihr Hauptmanöver 

in der ganzen historischen Periode.“ 

Vom Jugendverband wurde gerade in dieser Frage eine ungenügende Entlarvung der Manöver der 

Sozialdemokratie vorgenommen. 

De r  Kam pf  gegen  d i e  Theo r i e  de s  „k l e i ne r en  Uebe l s“, d i e  En t l a r vung  d i e se s  Ma-

növe r s  de r  Soz i a l dem okr a t i e  i s t  e i ne  de r  w i ch t i g s t en  Auf gaben  des  KJVD. 

Im Jugendverband zeigen sich ferner Schwächen in der Diskussion mit den SAJlern über die Fehler 

und Irrtümer Rosa Luxemburgs in der Organisationsfrage, des Massenstreiks und der Spaltung usw., 

wo unsere Genossen sich stellenweise duldsam gegenüber den Fehlern verhalten und nicht die Be-

deutung des Kampfes der Bolschewiki gegen diese Fehler aufzeigen. Hier sei nur an die liberale 
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Einstellung des Genossen Oschi, Mitglied des ZK. des KJVD, erinnert, der aus einer Direktive des 

EK der KJI zur Lenin-Luxemburg-Liebknecht-Kampagne alle jene Stellen herausstrich, die in Ver-

bindung mit dem bedeutsamen Brief des Genossen Stalin an die „Proletarskaja Revoluzzia“ den 

Kampf der Bolschewiki unter Führung Lenins gegen die „Zentristen“ und der Linken der Vorkriegs-

sozialdemokratie, insbesondere im Kampfe gegen die Fehler Rosa Luxemburgs, aufzeigen. Hier kam 

nicht nur eine Unterschätzung des Kampfes gegen die SAP und den SJV als die „linke“ Filiale des 

Sozialfaschismus zum Ausdruck, sondern wird den trotzkistischen Elementen Hilfe geleistet, die un-

ter dem Deckmantel des Luxemburgismus auftreten, antibolschewistische Entstehungen [82] der Ge-

schichte der Partei und des Jugendverbandes im Jugendverband einschmuggeln wollen. Mit den auf-

gezeigten Schwächen, den vorhandenen Abweichungen im Kampfe gegen die Sozialdemokratie ha-

ben wir vor allem die Erscheinung im Jugendverband, daß Faschismus und bürgerliche Demokratie, 

und damit Sozialfaschismus und Hitlerpartei faktisch gegenübe r ges t e l l t  werden. Die grundle-

gende Tatsache, die Genosse Manuilski in seinem Schlußwort auf dem 11. Plenum hervorhob: 

„daß Faschismus und Sozialfaschismus lediglich zwei Schattierungen ein und derselben sozialen Stütze der 

bürgerlichen Diktatur sind,“ 

wird im Jugendverband nicht genügend erkannt. Damit fehlt es auch an der Klarheit über das wirkli-

che Wesen des Faschismus. Die Klarheit über den Klasseninhalt der Brüningdiktatur, der besonderen  

Rolle der Nationalsozialisten, der Beziehungen zwischen Brüningherrschaft, SPD und Nazis in der 

Durchführung der faschistischen Politik ist noch nicht vorhanden. So sieht man im Jugendverband 

a l s  Fa sch i sm us  o f t  im m er  noch  nu r  d i e  Naz i bewegun g, die SA mit ihren Terrormaßnah-

men gegen die Arbeiterklasse und fällt damit natürlich auf die Manöver der Sozialdemokratie, vom 

„kleineren Uebel“, dem „kommenden“ Faschismus usw. hinein. Die Erkenntnis, daß zwischen der 

vollentfalteten, offenen faschistischen Diktatur und der Brüning-Regierung keineswegs irgendein 

klassenmäßiger Unterschied besteht, hat sich noch nicht im Gesamtverband durchgesetzt. Es zeigte 

sich im Jugendverband eine Unterschätzung der Erfolge im Kampfe gegen die nationalsozialistischen 

Jugendorganisationen. So wurde der Jugendverband durch die Beschlüsse seiner Plenarzentrale vom 

Mai 1931 dahingehend orientiert, daß der Höhepunkt der nationalsozialistischen Bewegung erreicht 

sei und sich bereits rückschrittliche Tendenzen zeigen. Diese unrichtige Einschätzung führte zu Hem-

mungen bei der Entlarvung der Politik, Taktik und Demagogie der Nationalsozialisten gegenüber der 

Jugend. Ungenügend war die Aufmerksamkeit auf das größere Eindringen der Nationalsozialisten in 

diejenigen Schichten der Jugend, die von uns gewonnen werden müssen, wie Teile der erwerbslosen 

Jugend und der Berufsschüler, Landarbeiterjugend, Angestelltenjugend. Vom Jugendverband wurde 

die vorhandene antifaschistische Einstellung unter der Masse der arbeitenden Jugend, der Wille zum 

Kampf gegen den Faschismus ungenügend ausgenutzt und nicht in die richtigen Bahnen gelenkt. 

Letzten Endes zeugt davon auch die ungenügende Bildung von Betriebs- und Häuserblockstaffeln 

der Jugendlichen gegen den faschistischen Terror auf der Basis unserer Einheitsfrontpolitik, die völlig 

ungenügende Einbeziehung der Masse der kampfgewillten Jugend in den Kampfbund gegen den Fa-

schismus. Sehen wir in den hier angeführten Tatsachen schon treffend eine Widerspiegelung der vom 

Genossen Thälmann kritisierten Schwächen und Fehler im Jugendverband, so noch stärker in der 

Frage de r f a l s che n Anwendung  de r  Losung  Vo l ks r evo l u t io n, in der Frage de r  Pe r -

spek t i ve  und  de s  i nd i v i due l l en  Te r r o r s. Besonders bei der Anwendung der Losung Volks-

revolution sind ernste opportunistische Abweichungen vorhanden gewesen, die vor allem in der „Jun-

gen Garde“ ihren Ausdruck fanden. Die Losung wurde so ausgelegt, daß die Rolle des Proletariats in 

der Volksrevolution, seine Hegemonie [83] über die werktätigen Schichten, als der einzig konsequent 

revolutionären Klasse, verwischt wurde und keine genügende Abgrenzung von der faschistischen 

Ideologie der Ueberbrückung der Klassengegensätze durch die „Einheit des Volkes“ erfolgte. So 

schrieb man in der „Jungen Garde“, Nummer 6, vom 23. September 1931: 

„Es geht um Brot, Arbeit, Freiheit und nur durch die Einheit kommt das Volk und seine Jugend zur Macht.“ (!) 

oder 

„Nicht Brüning-Severingscher Hungerwinter, sondern Kampf um die Einheit des Volkes.“ (!) 
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Und in der „Jungen Garde“, Nummer 8, vom 30. September 1931: 

„Die Einheit des hungernden Volkes“ (!) „muß zustande kommen.“ 

Eine solche Fragestellung und Auslegung führte gleichzeitig dazu, daß der Jugendverband in der Er-

füllung seiner Aufgaben falsch orientiert und eine Unterschätzung der Rolle der Klasse, der Rolle der 

Partei und des KJVD zugelassen wurde. 

Die vorhandenen Unklarheiten in der Frage der Perspektive, das beißt, der nicht richtigen Einschät-

zung der Situation, in der wir uns befinden, z e igen  i m  KJV Du l dsam ke i t  gegenübe r  Ten -

denzen  des  i nd i v i due l l en  Te r r o r s. Die Widerstände gegen den  Beschluß des ZK in bezug 

auf den individuellen Terror waren deshalb im Jugendverband auch am stärksten und sind noch nicht 

restlos liquidiert. Jene Klarheit, daß wir uns in einer Etappe des revolutionären Aufschwungs befin-

den, in der im schnellen Tempo erst die Voraussetzungen der revolutionären Krise heranreifen, ist 

noch nicht Allgemeingut des Verbandes und der Mitgliedschaft. 

An der Stelle der zähen unermüdlichen revolutionären Massenarbeit, der Arbeit im Betrieb und der 

Arbeit unter der Jugend in den Massenorganisationen, die Aufgabe, die heute steht, wird nur zu gerne 

der physische Kampf gesetzt. Damit unterbleibt natürlich die Erfüllung der Aufgaben, die die Einbe-

ziehung der Arbeiterjugend in den Massenkampf gegen Notverordnungen der Bourgeoisie, die Mo-

bilisierung der Massen der Jugend in die einheitliche Kampffront mit der Arbeiterschaft gegen Na-

ziprovokationen und Naziterror herbeiführt. Mit aller Schärfe muß nochmals ausgesprochen werden, 

daß für Tendenzen des individuellen Terrors und Duldsamkeit gegenüber solchen Tendenzen kein 

Raum ist. 

Die aufgezeigten Fehler und Schwächen in der Tätigkeit des Jugendverbandes zeigen, daß  e i n  

g r ünd l i che s  S t u d i um  und  dam i t  d i e  no t wend i ge  K l a r he i t  übe r  d i e  Besch l ü s se  de s  

11. P l enum s, w i e  de r  Besch lü s se  de s  ZK de r  Pa r t e i  f eh l t. Das theoretische politische 

Niveau im Jugendverband ist sehr schwach und bedarf einer außerordentlichen Vertiefung und Stei-

gerung. Angesichts der Tatsache, daß sich die Mitgliedschaft seit dem Verbandskongreß mehr als 

verdoppelt hat und die Entwicklung des Kaders mit dem allgemeinen Wachstum im Verband nicht 

Schritt hielt, i s t  d i e  ve r s t ä r k t e  po l i t i s che  Schu l ungsa r be i t  und  vo r  a l l em  d i e  Fe s t i -

gung  de r  Kade r  de s  Jugendve r bandes  e i ne  en t s che i dende  Fr age  f ü r  d i e  E r f ü l l ung  

de r  ge s t e l l t en  Auf gabe n. 

[84] Der Hebung des theoretischen politischen Niveaus im Jugendverband muß die leninistische The-

orie zugrunde liegen: 

„die dem Praktiker die Kraft der Orientierung, die Klarheit der Perspektive, die Sicherheit in der Arbeit und 

den Glauben an den Sieg unserer Sache verleiht.“ (Stalin.) 

Dabei muß auch die Tätigkeit des ZK des KJVD eine qualitative Verbesserung erfahren. Muß doch 

bei der Feststellung der Fehler und Schwächen wie der Abweichungen im Jugendverband ausgespro-

chen werden, daß das ZK des Jugendverbandes im Kampf gegen SAJ und SJV, im Kampf gegen 

Nationalsozialismus ideologische Schwächen und Fehler zuließ, zwar einige der Fehler und Schwä-

chen sah, wie in der Frage der Volksrevolution sie aber nicht vor dem Gesamtverband aufdeckte, um 

so unter Alarmierung der Mitgliedschaft an die schnelle Liquidierung vorhandener Schwächen und 

Abweichungen heranzugehen. Vom ZK muß die wirkliche Hilfeleistung und die Anleitung des Ka-

ders und der Mitgliedschaft ausgehen. Die breiteste Entfaltung der bolschewistischen Selbstkritik und 

die Steigerung der Verantwortlichkeit eines jeden Jungkommunisten und Funktionäre ist dafür Vo-

raussetzung. 

Der Jugendverband wird die Erfüllung der ihm gestellten Aufgaben nur dann vornehmen können, 

wenn  e r  im  en t sch iedenen  Zwe i f r on tenkam pf  gegen den rechten Opportunismus, die 

Hauptgefahr, und den „linken“ Abweichungen versteht, die revolutionäre Praxis mit einem tieferen 

Studium der marxistisch-leninistischen Theorie zu verbinden und s e i ne  Ar be i t  m i t  und  un t e r  

de r  Füh r ung  de r  Kom m uni s t i s chen  Pa r t e i  noch  enge r  ge s t a l t e t  w i r d. 
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Das  EK de r  KJ I  ha t  i n  s e i ne r  Be r a t ung  im  Dezember  übe r  d i e  Lage  und  Auf gaben  

de s  Kom m uni s t i s chen  Jugendve r ba ndes  dem  KJVD  du r ch  e r n s t e  bo l s chewi s t i -

s che  Kr i t i k  a n  de r  Tä t i gke i t  de s  Ve r bandes  den  W e g  gewi e se n, de r  den  KJV D  z u  

e i nem  s t ä r ke r en  po l i t i s chen  Fak t o r  de r  M a s s e n  de r  a r b e i t enden  Jugend  m ach t  

und  i hn  be f äh i g t, s e i ne  Auf gabe  au f  E robe r ung  de r  Mehr he i t  de r  Ar be i t e r j ugend  

i m  Kam pfe  gegen  d i e  Of f ens ive  de s  Kap i t a l s  z u  e r f ü l l e n. 

Vor dem KJV steht die zentrale Aufgabe der Eroberung der Mehrheit der Arbeiterjugend, die Mobi-

lisierung der Arbeiterjugend zum Kampf für den revolutionären Ausweg aus der Krise. Damit schaf-

fen wir die Voraussetzung für die Beeinflussung und Führung der gesamten werktätigen Jugend. 

Die Mobilisierung der Massen der arbeitenden Jugend zum Kampf gegen Notverordnungsdiktatur, 

gegen die Faschisierung und Militarisierung der Jugend, die Organisierung und Führung der Streiks 

der jugendlichen Arbeiter und Lehrlinge gegen dem Lohnraub und die Notverordnungsdiktatur, des 

Kampfes der Jungerwerbslosen gemeinsam mit den jugendlichen Betriebsarbeitern für ihre Forde-

rungen, die breiteste Entfaltung des Massenkampfes gegen Naziprovokation und Terror unter Einbe-

ziehung der Jugendlichen in antifaschistische Jugendstaffeln, die [85] in den Betrieben, auf den Stem-

pelstellen, in den Straßen und Häuserblocks zu bilden sind, steht damit vor dem Jugendverband. 

De r  Be t r i eb  m uß  dabe i  das  po l i t i s che  Zen t r um  d i e se r  Tä t i gke i t  des  Jugendve r -

bandes  se i n. Die Verbreiterung und Festigung unserer Positionen im Betrieb; der Entwicklung der 

Zelle zu dem entscheidenden Faktor des Jugendverbandes, die Verwandlung der Jugend-RGO in eine 

Massenorganisation der Jugend, die ihre Basis in den Betrieben hat, Durchführung ernster innerge-

werkschaftlicher Arbeit, ist dafür Voraussetzung. Bei der Konzentration des Jugendverbandes auf die 

Betriebe, der Werbung der Jugendlichen der Großbetriebe, der entscheidenden Schichten der arbei-

tenden Jugend, muß vor allem die Unterstützung der Partei einsetzen. H i e r  g i l t  e s, d i e  Be -

sch l ü s se  de s  11. P l enum s  f ü r  d i e  Kom m uni s t i s chen  Pa r t e i en  z u  ve r wi r k l i chen  

und  den  B esch l uß  de r  Scha f fung  von  B e t r i ebsze l l en  de s  Jugendve r bandes  be i  e i -

ne r  j eden  Be t r i ebsze l l e  de r  Pa r t e i  du r chzu f üh r e n. 

Von diesem Gesichtspunkte aus gilt es, da s Wachs t u m de s KJVD  z u  be sch leun i ge n, den  

KJVD  z u  e i ne r  z ah len m äß i g  b r e i t e r en  Or gan i s a t i on  a l s  d i e  Pa r t e i  zu  en t wi cke l n. 

Die Gewinnung der Jugendlichen der sozialdemokratischen Organisationen kann nur unter verstärk-

tem Kampf auf Liquidierung der SAJ als Massenorganisation erfolgen. Der Führung dieses Kampfes 

muß der Kampf auf Liquidierung des Einflusses der Sozialdemokratie auf die Jugend, die Gewinnung 

der Jugendlichen aus den reformistischen Gewerkschaften, den reformistischen Sport- und Kinderor-

ganisationen, dem Jungbanner, unter Entlarvung der Sozialdemokratie, als die soziale Hauptstütze 

der Bourgeoisie, zugrunde liegen. 

An die von den Nationalsozialisten beeinflußten Jugendlichen, an die Jugendlichen der faschistischen 

Jugendorganisationen gilt es durch den Kampf für das soziale und nationale Befreiungsprogramm der 

Partei, der entschiedenen Entlarvung der klassenfeindlichen antiproletarischen Rolle des Nationalis-

mus heranzukommen, sie von den faschistischen Organisationen loszulösen und so für den KJVD zu 

gewinnen. 

Dabei muß der Jugendverband sich besonders auf die Schichten der Jugend konzentrieren, die von 

uns gewonnen werden müssen, wie Landarbeiterjugend, Jungbauern und Angestelltenjugend. 

Durch schnelles Reagieren auf alle Ereignisse, der Führung des Kampfes der Jugend um ihre Forde-

rungen im Betrieb. der Stempelstelle, In den Massenorganisationen, durch Steigerung der Verant-

wortlichkeit, der Elastizität und Beweglichkeit muß der KJVD seine politische Kampffähigkeit erhö-

hen und so seine zentrale Aufgabe der Eroberung der Mehrheit der arbeitenden Jugend erfüllen. [86] 

* 
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Einige Bemerkungen zur Arbeit des Jugendverbandes.  
Von E r n s t  T h ä l m a n n  

Im Weltmaßstabe, wie besonders in Deutschland ist die gegenwärtige Lage gekennzeichnet durch die 

Verschärfung des Kampfes zwischen dem Proletariat und der Bourgeoisie um den kapitalistischen 

oder proletarisch-revolutionären Ausweg aus der Krise. Die besonderen Bedingungen, die sich aus 

diesem verschärften Stadium des Klassenkampfes für die revolutionäre Massenarbeit der Partei erge-

ben, müssen auch für den Kommunistischen Jugendverband, entsprechend seiner Sonderaufgabe, ihre 

Anwendung finden. Hieraus ergeben sich die wichtigsten Schlußfolgerungen, sowohl für die Aufga-

benstellung, als auch für die Losungen und die Methoden der Arbeit des KJVD. Als zentrale strate-

gische Aufgabe steht vor dem deutschen Jugendverband das Ziel, die Mehrheit der Arbeiterjugend 

für den Kommunismus zu gewinnen, d. h., die proletarische Jugend und unter ihrer Führung die werk-

tätige Jugend überhaupt, zu Kämpfen für die Verteidigung ihrer Lebensinteressen, Seite an Seite mit 

dem erwachsenen Proletariat, zu mobilisieren und diese Kämpfe in Verbindung mit dem allgemeinen 

revolutionären Klassenkampf des Proletariats und als einen Teil dieses Klassenkampfes in den Kampf 

um den proletarischen Ausweg aus der Krise überzuleiten. Die gesamte Politik des Jugendverbandes 

muß sich also in erster Linie zwei Aufgaben zuwenden: der Vorbereitung, Auslösung und Führung 

von Streiks der Lehrlinge und Jungarbeiter und in engster Verbindung damit der Organisierung und 

Mobilisierung der Jungerwerbslosen für Massenaktionen zur Verteidigung ihrer nackten Existenz und 

zur Erkämpfung ihrer Forderungen. Die Lage, wie sie durch die Notverordnungen der Bourgeoisie 

für die jugendlichen Erwerbslosen männlichen und weiblichen Geschlechts geschaffen wurde, macht 

gerade diesen letzten Teil der Arbeit zu einem Gebiet, auf dem sich die allergrößten Möglichkeiten 

und eine außerordentliche Verantwortung und revolutionäre Pflicht für den KJVD ergeben. 

Die große Bedeutung unserer revolutionären Arbeit unter den Massen des Jungproletariats und der 

jugendlichen Werktätigen in Stadt und Land wird durch alle Erfahrungen des Klassenkampfes unter-

strichen. Sie ergibt sich auch aus der Politik des Klassenfeindes, der Politik der Bourgeoisie und ihrer 

Hilfstruppen. Die Methode, wie die Bourgeoisie Presse, Schule, Kirche, Universität in den Dienst der 

ideologischen Knebelung der Jugend und ihrer Einspannung für die bürgerliche Diktatur in die herr-

schende Ordnung des kapitalistischen Systems stellt, wie sie vor dem Kriege in Deutschland den 

preußischen Militarismus, im Kriege die „vaterländische“ Verseuchung der Jugend, nach dem Kriege 

in den revolutionären Auseinandersetzungen alle nationalistischen, faschistischen und pazifistischen 

Formen der Gehirnverkleisterung zur Fesselung der werktätigen Jugend anwandte, ist für uns der beste 

Beweis, daß unser Gegner sich bewußt ist, wieviel für die Erhaltung seines Systems von der Gewin-

nung der Jugend abhängt. Auf der anderen Seite zeigen die revolutionären Traditionen der proletari-

schen Jugendbewegung die großen [87] Möglichkeiten, – und vor allem Lenin hat uns für die Arbeit 

unter der Jugend diese Lehren gegeben –‚ welche für die revolutionäre Partei des Proletariats und für 

die unter ihrer Führung marschierenden revolutionären Jugendorganisationen aus einer bolschewisti-

schen Arbeit unter der Jugend erwachsen. Man braucht in diesem Zusammenhang nur an die Rolle der 

revolutionären sozialistischen Jugendbewegung während des Krieges und der Revolution zu erinnern, 

die sich nach anfänglichen großen ideologischen Schwankungen unter dient Einfluß Lenins und der 

Bolschewiki zu einer aktiven Stütze des linken Zimmerwalder Flügels entwickelte und an der Grün-

dung der Kommunistischen Internationale und ihrer Sektionen in einer Reihe von Ländern teilnahm. 

Heute ist die Bedeutung der revolutionären Arbeit unter der Jugend noch gewachsen. Auf Grund der 

kapitalistischen Rationalisierung nimmt die Jugendarbeit (und zum Teil sogar Kinderarbeit) im Zeit-

alter des sterbenden, verfaulenden Kapitalismus erneut eine immer größere Rolle ein. Für die Arbeit 

unter der proletarischen und übrigen werktätigen Jugend Deutschlands ergeben sich besondere Bedin-

gungen aus der Tatsache, daß der Fäulnisprozeß des Monopolkapitalismus in Deutschland durch die 

doppelten Erscheinungen der Krise und der Fesseln des Versailler Systems bereits in ein verschärftes 

Stadium getreten ist. Hier vermag die Bourgeoisie der Jugend – vor allem auch der kleinbürgerlichen 

Jugend – keine Zukunftsmöglichkeiten, keine Aussichten eines Aufstiegs, einer Entfaltung ihrer Fä-

higkeiten mehr zu bieten. Ihre einzigen Möglichkeiten, um die Jugend einzufangen, sind militärische 

Romantik, nationalsozialistische Schwärmerei und Revanchehetze, um an die Stelle der trostlosen und 
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aussichtslosen Klassenwirklichkeit das Truggebilde. eines kommenden „Dritten Reiches“ oder ähnli-

che Illusionen zu setzen. Das Proletariat und seine Avantgarde, die Kommunistische Partei und der 

mit ihr verbundene, von ihr geführte Kommunistische Jugendverband, sind allein imstande, den Mas-

sen des Jungproletariats und der jugendlichen Werktätigen einen wirklichen Ausweg aus dem heutigen 

maßlosen Elend, den Weg zu einer besseren Zukunft zu weisen. Das Proletariat als die einzige Klasse 

der Zukunft ist dazu berufen, die ganze Masse der ausgebeuteten und notleidenden Werktätigen unter 

seiner Führung gegen den Kapitalismus zusammenzuschweißen und in den Kampf zu führen. Die 

Aufgabe der Kommunisten ist es, als bewußter Vortrupp des Proletariats, die Arbeiterklasse auf die 

Höhe ihrer geschichtlichen Aufgabe zu heben. Der Kommunistische Jugendverband muß durch seine 

Arbeit die proletarische Jugend zur Führung der Massen der jugendlichen Werktätigen befähigen. Er 

muß es verstehen, diesen breiten Massen die Klarheit darüber zu verschaffen, daß nur der Sozialismus 

die Zukunft, den Aufstieg bedeutet, während jede Verlängerung des kapitalistischen Systems ein dau-

erndes Massenelend für Millionen, den physischen Untergang für immer neue Hunderttausende und 

vor allem für die proletarische und werktätige Jugend, die Abschneidung aller Zukunftsaussichten be-

deutet. Heute, wo das ganze Weltgeschehen durch den Gegensatz der beiden Systeme, des Sozialismus 

und der proletarischen Diktatur in der Sowjetunion und des niedergehenden Kapitalismus in der übri-

gen Welt, beherrscht wird, wo die bolschewistische Partei an der Spitze der Sowjet-[88]macht mit dem 

zweiten Fünfjahrplan zum Aufbau der klassenlosen sozialistischen Gesellschaft übergeht, nachdem 

der erste Fünfjahrplan die Fundamente der sozialistischen Wirtschaft zu Ende führte – heute bieten 

dem Kommunistischen Jugendverband die leuchtenden Beispiele und Tatsachen des sozialistischen 

Aufbaues im Sowjetlande, Argumente, deren er sich nur zu bedienen braucht, um unter den jugendli-

chen Massen eine wirklich breite und umfassende sozialistische Massenpropaganda zu entfalten. 

Während bei allen politischen Richtungen der Bourgeoisie, einschließlich der Sozialdemokratie, Na-

tionalsozialisten usw. der Gegensatz zwischen den Generationen zum Teil faktisch vorhanden ist, 

zum Teil bewußt ausgespielt wird, um dadurch die Massen der Erwachsenen und der Jugendlichen 

über den Klassengegensatz der kapitalistischen Gesellschaft hinwegzutäuschen oder von ihm abzu-

lenken, gehört es zu den Faktoren, die die Stärke und Ueberlegenheit der kommunistischen Bewe-

gung ausmachen, daß in ihr die drei Generationen – Partei, Jugend, Kinderbewegung – eine vollkom-

mene Einheit in der Richtung, Zielsetzung und Verbindung ihrer Arbeit darstellen. Diese grundsätz-

liche Uebereinstimmung und unlösliche Verbundenheit hat nicht das mindeste zu tun mit solchen 

Fehlern, wie sie häufig hinsichtlich der Angleichung der Arbeitsmethoden erfolgen. In der Ueberwin-

dung solcher Fehler einer schematischen Uebernahme der Methoden der Partei liegt eine der Haupt-

aufgaben des Jugendverbandes. Nur in dem Maße, wie es dem Jugendverband gelingt, seine beson-

deren Methoden der Arbeit, entsprechend den Verhältnissen der Arbeit unter der Jugend zu entfalten, 

und sich von jeder Nachahmung der äußeren Formen der Parteiagitation und Propaganda loszulösen, 

wird er imstande sein, tatsächlich die Direktiven der Partei fruchtbar und nutzbringend in seiner Mas-

senarbeit auszuwerten und zu erfüllen. 

Die Führung des Jugendverbandes durch die Partei ist nicht bloß eine politische Frage, nicht bloß 

eine Frage der Ueberwachung und Kontrolle, keineswegs eine Frage des Kommandierens und der 

Anweisungen der Partei an den .Jugendverband. Das gilt sowohl im zentralen, wie im Maßstab aller 

Bezirke, Unterbezirke, Ortsgruppen und Zellen. Diese Fühlung kann nur verwirklicht werden durch 

ein Höchstmaß kameradschaftlicher Erziehung und aktiver Hilfe. Die Pflicht der Betriebszellen der 

Partei, Jugendzellen von sich aus zu schaffen, wo der Jugendverband selbst noch nicht dazu imstande 

war, ist ein wichtiger Teil dieser Unterstützung. Aber darüber hinaus gilt es für alle Organe der Partei, 

von der Zelle bis zum Zentralkomitee, in der täglichen Arbeit die Bedürfnisse des Jugendverbandes 

zu berücksichtigen, den Jugendverband in den Kampagnen entsprechend seinen Aufgaben und sei-

nem Wirkungsbereich mit einzuschalten und umgekehrt den Kampagnen des Jugendverbandes in der 

Arbeit der Partei den notwendigen Anteil zu verschaffen. Diese Einstellung der Partei zum Jugend-

verband muß wiederum in der Arbeit des KJVD ihre entsprechende Widerspiegelung finden. 

Das gilt in besonderem Maße von der grollen zentralen Kampagne, die der KJVD in den kommenden 

Wochen und Monaten in Stadt und [89] Land führen muß, der Vorbereitung des Reichsjugendtages. 
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Es ist selbstverständlich, daß diese Kampagne für den Reichsjugendtag mit den allgemeinen politi-

schen Kampagnen der Partei – Präsidentschaftswahlen, Preußenwahlen usw. und ihrer Bedeutung für 

die außerparlamentarische Massenmobilisierung zu Streiks und Massenaktionen aufs engste verbun-

den werden muß. 

In den Fragen der Organisation und ihres inneren Lebens steht vor dem Jugendverband noch drin-

gender als vor der Partei die Notwendigkeit der Ueberwindung der Fluktuation. So wie für die Partei 

als ein Hauptgebiet ihrer innerorganisatorischen Aufgaben die Politisierung und Belebung der Be-

triebszellen gegeben ist, gilt es ebenfalls für den KJVD, das innere Leben der Organisation entspre-

chend den Bedürfnissen der Jugend interessanter, anziehender und lebendiger zu gestalten. Eine 

Hauptaufgabe des KJVD liegt auf dem Gebiet der Presse. Die Ausgestaltung der „Jungen Garde“ zu 

einem wirklichen Massenorgan, das das Leben der Arbeiterjugend und der jugendlichen Werktätigen 

in Stadt und band widerspiegelt und den jugendlichen Massen zu einem wirklichen Führer in allen 

Kämpfen und bei ihrer Entwicklung zu werden vermag und die Massenwerbung für die „Junge 

Garde“ müssen mit größter Entschlossenheit in Angriff genommen werden. 

Die Beschlüsse, die das Exekutivkomitee der Kommunistischen Jugendinternationale hinsichtlich der 

Arbeit des KJVD gefaßt hat, finden die vollkommene Unterstützung des Zentralkomitees der KPD. 

Aufgabe der Partei ist es, diesen Beschlüssen nicht nur zuzustimmen, sondern praktisch mitzuarbeiten 

daran, daß die Beschlüsse durchgeführt, daß die Kritik der Jugendinternationale an der Arbeit des 

Jugendverbandes zur Verbesserung der Arbeit, zur Ausmerzung der Schwächen und Fehler ausge-

nutzt und als ein Hebel für den Aufstieg des Verbandes angewandt wird. 

Lenin hat in seiner großen Rede auf dem Kongreß des Russischen Kommunistischen Jugendverban-

des im März 1920 der Jugend des Sowjetlandes auseinandergesetzt, daß Kommunismus keine Bü-

cherweisheit ist und nicht aus Büchern gelernt werden kann. Lenin hat damals gesagt: 

„Wie müssen wir die junge heranwachsende Generation den Kommunismus lehren? Sie kann den Kommunis-

mus nur lernen, indem sie jeden Schritt ihrer Erziehung und Bildung mit dem nimmer stillstehenden Kampfe 

des Proletariats und der arbeitenden Massen gegen die alte ausbeuterische Gesellschaft verbindet. Wenn man 

uns von Sittlichkeit spricht, sagen wir: die ganze Sittlichkeit der Kommunisten liegt in dieser solidarisch be-

wußten Disziplin, im bewußten Massenkampf gegen die Ausbeuter. Wir glauben an keine ewige Sittlichkeit 

und wir decken den Betrug der alten Märchen auf. Die Sittlichkeit dient dazu, daß sich die Menschheit erhebe 

und sich befreie von der Ausbeutung der Arbeit. Um das zu verwirklichen, bedarf es einer .Jugendgeneration, 

welche in der Umgebung des unentwegten disziplinierten Kampfes gegen die Bourgeoisie zu bewußten Men-

schen heranwächst. In diesem Kampf wird sie wirkliche Kommunisten erziehen und jeden Schritt in ihrer 

Bildung und Erziehung muß sie mit diesem Kampfe verbinden, ihm unterordnen.“ 

[90] In diesem Sinne leistet unsere Partei eine gewaltige Erziehungsarbeit an der jungen proletari-

schen Generation. Unsere Partei erwartet vom Kommunistischen Jugendverband, daß er in der Zu-

kunft in viel stärkerem Maße als bisher ein w i r k l i che s  Kr ä f t e r e se r vo i r  f ü r  d i e  ge sam t e  

Pa r t e i  in allen ihren Funktionen von unten bis oben werde. 

Das kann der Jugendverband nur, wenn er unerbittlich und rücksichtslos in der Praxis die Direktiven 

des Exekutivkomitees der Kommunistischen Jugendinternationale ve rwi r k l i ch t. Frei von Büro-

kratismus und persönlicher Empfindsamkeit müssen die Kader des KJVD. mit ganzer Kraft und bol-

schewistischem Ernst an die Durchführung der ihnen gestellten Aufgaben herangehen. 

Es muß offen gesagt werden, daß die Umstellung auf die Betriebs- und Massenarbeit im Sinne der 

ZK-Beschlüsse noch nicht voll befriedigen kann. Das Tempo dieser Umstellung muß unbedingt be -

s c h l eun i g t  werden, damit bis in die letzte Betriebszelle, in die letzte Ortsgruppe und Dorfzelle und 

in alle revolutionären Massenorganisationen der Jugend hinein ein wirklicher Umschwung in der 

praktischen Arbeit erfolgt. 

Diese Verbesserung der Massenarbeit hat die Ueberwindung aller rechtsopportunistischen Tendenzen 

und Abweichungen, sektiererischer Einstellung und die allgemeine Hebung des ideologischen politi-

schen Niveaus des KJVD zur Voraussetzung. 
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Die Leitung des Kommunistischen Jugendverbandes – die in dem vorstehenden Artikel den Willen 

zur Selbstkritik und Beseitigung aller Fehler, Mängel und Schwächen der Arbeit des Jugendverban-

des zeigt – muß sich darüber klar sein, daß es größter Kraftanstrengung und einer Umstellung der 

gesamten Methoden bedarf, um wirklich die gesamte Mitgliedschaft des Jugendverbandes auf die 

bolschewistische Erfüllung der gestellten Aufgaben einzustellen. Hier hat der Jugendverband eine 

gewa l t i ge  i deo l og i sche  Ar be i t  zu leisten, die nur in engster Zusammenarbeit und unter Lei-

tung der Partei durchgeführt werden kann. Hier soll nur auf eine der dringenden Aufgaben hingewie-

sen werden, nämlich darauf, daß die Kommunistische Jugendinternationale von dem KJVD mit Recht 

eine aktive Teilnahme an der Ueberprüfung der zur Geschichte der KJI bisher erschienenen Materia-

lien, die eine ganze Reihe politischer Fehler und unbolschewistischer Darstellungen enthalten, ver-

langen kann. Die „Junge Garde“ muß die ideologische Kampagne zur Aufklärung über die Fehler 

Rosa Luxemburgs und Karl Liebknechts mit viel größerer Energie fortführen, wobei die Bedeutung 

dieser revolutionären Führer gegen alle Fälschungsversuche der SPD und ihrer Seydewitz- und 

Brandlerfilialen rückhaltlos verteidigt werden muß. Sie muß es lernen, in viel verständlicherer, ju-

gendgemäßerer Weise diese Frage darzustellen und in Verbindung mit den täglichen Kämpfen die 

überragende Rolle Lenins und des Leninsehen Kommunistischen Jugendverbandes der Sowjetunion 

in Jugendverband und unter den Jungarbeitermassen zum Bewußtsein bringen. 

Der Verlauf der Januarbewegung und der Streikbewegungen im vergangenen Jahre hat eine verhält-

nismäßig große Aktivität der Jungarbeiter-[91]massen gezeigt. Es gilt die dabei aufgetretenen politi-

schen und organisatorischen Mängel und Schwächen schnellstens zu überwinden. 

Bei der Kampagne zum Internationalen Frauentag, die durchgeführt wird in engster Verbindung mit 

der Präsidentschaftswahl und der Vorbereitung der Preußenwahlen, muß sich zeigen, daß der Jugend-

verband es versteht, in größerem Maße als bisher die Mängel auf dem Gebiet unserer Arbeit unter 

den jugendlichen Arbeiterinnen zu beseitigen. 

Die gegenwärtige akute Zuspitzung im Fernen Osten verpflichtet den Jugendverband, die größte Auf-

merksamkeit auf das Studium der Kriegsfragen und auf die Mobilisierung der Arbeiterjugend gegen 

den imperialistischen Krieg, für die Verteidigung der Sowjetunion und der Sowjetgebiete ~u lenken. 

Die Präsidentschaftswahlkampagne, die Preußenwahlkampagne, Internationaler Frauentag, der 1. 

Mai, und vor allem die Durchführung des Internationalen Jugendtages bieten dem Kommunistischen 

Jugendverband die umfassendsten Möglichkeiten zur Entfaltung seiner Jugendpolitik und, zum vol-

len Uebergang zu Methoden wirklich bolschewistischer Massenarbeit. Die Kommunistische Partei 

Deutschlands wird alles tun, um im Sinne der Beschlüsse des XI. Plenums der Komintern und der 

Beschlüsse des EK der Kommunistischen Jugendinternationale den KJVD in seiner bolschewisti-

schen Arbeit zu leiten und zu unterstützen. 

* 

Unsere theoretische Offensive  und ihre Waffe, die dialektische Methode  
V o n  H e i n r i c h  M e y e r  u n d  E r n s t  N o f f k e. 

Erster Abschnitt 

Einleitung 

1. Allgemeine Erklärung der Dialektik und ihrer Bedeutung für das revolutionäre Proletariat 

Seit Veröffentlichung des Briefes des Genossen Stalin an die Redaktion der Zeitschrift „Proletarische 

Revolution“ und der Anwendung seiner besonderen Lehren auf die Verhältnisse des revolutionären 

Klassenkampfes in Deutschland durch den Aufsatz des Genossen Thälmann in der „Internationale“ 

(1931, 11/12) wird die Frage „Was ist denn überhaupt Dialektik?“ allerorts von den klassenbewußten 

Arbeitern erneut gestellt. Der vorliegende Versuch, die Dialektik in einfachster, allgemeinverständ-

licher Form zu erklären, kann nicht beanspruchen, auch nur eine halbwegs erschöpfende Darstellung 

zu liefern; am wenigsten gilt dies von dem einleitenden Abschnitt, der zunächst die Frage selbst er-

klären und ihren Umfang abschreiten soll. 
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Die allgemeinste Erklärung der bewußten Dialektik hat Lenin gegeben, indem er von ihr als der um-

fassendsten, inhaltsreichsten und tiefsten En t wick l ungs l eh r e  sprach. Der deutsche bürgerliche 

Philosoph Hege l  (1770–1831) war es, der ihr vor dem Auftreten des wissenschaftlichen Sozialismus 

den bis dahin vollendetsten Ausdruck verlieh; [92] in ihm, dem Denker- und gelehrten Wortführer 

der damals (mit Einschränkungen, wie sie dieser Klasse eigen sind) revolutionären Bourgeoisie, er-

hob sich das menschliche Wissen von mehreren Jahrtausenden auf jene Höhe, die durch die eigen-

nützigen Zwecke der Bourgeoisie begrenzt war, die aber für die Entwicklung dieser Entwicklungs-

lehre zu ihrer wirklichen, den Ansprüchen des Wissens und des praktischen Handelns entsprechenden 

Gestalt durch den wissenschaftlichen Sozialismus Voraussetzung war. 

Die Herausarbeitung und Weiterentwicklung der Dialektik. ihre „Umstülpung“ (wovon im vierten 

Abschnitt näher gesprochen wird) und ihre meisterhafte praktische Anwendung ist das Werk der 

größten Führer des Weltproletariats, das Werk von M a r x‚ Enge l s  und Len i n. Während die revo-

lutionäre Arbeiterklasse damit das beste Erbe der bisherigen Menschheitsgeschichte übernahm, warf 

die Bourgeoisie in dem Maße, wie ihr reaktionäres Bestreben zutage trat, die (immer etwas mißtrau-

isch betrachtete) revolutionäre Waffe beiseite und ergab sich – ökonomisch – nunmehr ausschließlich 

dem Geschäft der Plusmacherei (Erzielung des Profits durch Ausbeutung der Arbeiter) und –theore-

tisch – einer Afterwissenschaft, die nur noch die Aufgabe hatte, „das Bestehende zu verklären“ und 

die unmenschliche Ausbeutung des Menschen durch den Menschen zu rechtfertigen. Die Dialektik 

wurde der herrschenden Klasse ein „Aergernis und ein Greuel“ (Marx). 

Zu den Lehren des wissenschaftlichen Sozialismus gehört die Erkenntnis, daß die herrschenden Ideen 

(Gedanken) immer die Ideen der herrschenden Klasse sind. Die Arbeiterklasse als Klasse unterliegt 

ihren Einflüssen solange, bis sie sich ihre eigene Klassentheorie (Theorie = Lehre, Wissenschaft), 

eben den wissenschaftlichen Sozialismus schafft; aber auch danach ist nur die Vorhut, der beste, 

klassenbewußteste Teil des Proletariats, von der fortschrittlichen revolutionären Theorie durchdrun-

gen, während die Mehrheit der Arbeiterklasse bis zur Machteroberung unvermeidlich von bürgerli-

chen Anschauungen beeinflußt bleibt; mehr als das, auch die Vorhut selbst spiegelt in gelegentlichen 

Schwankungen, Irrtümern, Fehlern, Unterlassungen den unausgesetzten Einfluß der „herrschenden 

Ideen“ wider. Schon das Auftreten revolutionärer Gedanken, vollends aber die Entwicklung revolu-

tionärer Gedanken zu einer umfassenden, erprobten Wissenschaft ist ein Anzeichen dafür, daß die 

Stunde der herrschenden Klasse geschlagen hat. 

Ueber die Entwicklung des proletarischen Klassenbewußtseins schrieb Lenin in „Was tun?“ (1901): 

„Die Geschichte aller Länder zeigt, daß die Arbeiterklasse aus ihren eigenen Kräften einzig und allein ein 

trade-unionistisches (zünftlerisch-gewerkschaftliches) Bewußtsein herauszuarbeiten vermag, d. h. die Ueber-

zeugung von der Notwendigkeit, sich zu Verbänden zusammenzuschließen, einen Kampf gegen die Unterneh-

mer zu führen, von der Regierung diese oder jene für die Arbeiter notwendigen Gesetze zu fordern. Die Lehre 

des Sozialismus ist jedoch aus jenen philosophischen, historischen und ökonomischen Theorien herausge-

wachsen, [93] die von den gebildete!) Vertretern der besitzenden Klassen, der Intelligenz, geschaffen wurden. 

Auch die Begründer des modernen wissenschaftlichen Sozialismus, Marx und Engels, gehörten ihrer sozialen 

Lage nach der bürgerlichen Intelligenz an.“ (IV, 2, 159.) 

Und über die Einflüsse bürgerlicher Ideen auf die revolutionäre Bewegung schrieb Lenin beispiels-

weise fünfzehn Jahre später: 

„Die sozialistische Revolution in Europa k a n n  n i c h t s  a n d e r e s  s e i n  als ein Ausbruch des Massenkampfes 

aller und jeglicher Unterdrückten und Unzufriedenen. Teile des Kleinbürgertums und der rückständigen Ar-

beiter werden unweigerlich an ihr teilnehmen –ohne eine solche Teilnahme ist ein M a s s e n k a m p f  n i c h t  

möglich, ist ü b e r h a u p t  k e i n e  Revolution möglich, – und ebenso unweigerlich werden sie in die Bewegung 

ihre Vorurteile, ihre reaktionären Phantasien, ihre Fehler und Schwächen hineintragen.“ (XIX, 338.) 

Auf den unerbittlichen Kampf des Marxismus-Leninismus gegen rechte und „linke“ Abweichungen 

wollen wir in diesem Zusammenhang wicht eingehen; dieser Zweifrontenkampf schmiedet die kom-

munistischen Parteien zur stählernen Einheit; die Abweichungen aber, gegen die er sich richtet, sind 

nichts als der Ausdruck dafür, daß die herrschenden bürgerlichen Ideen unausgesetzt auf die Reihen 

der Arbeiterklasse Einfluß üben. 
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2. Was Dialektik nicht ist 

Nicht der unwesentlichste Beweis für den Einfluß bürgerlicher Ideen auf die Arbeiterklasse ist die 

Verkennung und dementsprechend die unsichere, mangelhafte Anwendung der Methode der Dialek-

tik. Hier liegt die Ursache dafür, daß die Dialektik, „das Dialektische“, sogar vielen Arbeitern als 

schmückendes Beiwort erscheint, das, schwungvoll ausgesprochen und unproletarisch ehrfürchtig 

angehört, einer Rede, einem Kursus oder Zeitungsartikel das Siegel „wirklicher“ Vollendung aufdrü-

cken soll. In unserer Bewegung kommen gar nicht selten Leute vor, die mit dem Wort Dialektik und 

anderen Kunstausdrücken nur so um sich werfen. Hier gilt in vollstem Maße der alte Vers: 

„Denn eben wo Begriffe fehlen, 

da stellt zur rechten Zeit ein Wort sich ein.“ 

Solche Worte dienen dazu, die Gedankenlosigkeit zu verdecken. „Ja, das ist eben die Dialektik“, hat 

schon mancher Redner oder Lehrer gesagt, als er sich gar nicht mehr anders zu helfen wußte. Solchen 

„dialektischen“ Springflöhen muß man das Handwerk legen. 

Sehen wir zu, wie Lenin sich gegenüber solcher „Anwendung“ der Dialektik verhalten hat. 

Er warnt davor, 

„es jenen literarischen Kunstreitern gleichzutun, die sogar nach vielen [94] Jahren aus einem geschlossenen 

Werke einzelne Phrasen herausgreifen und ihren Sinn entstellen.“ (VII, 265/266.) 

Er geißelt den Gebrauch wuchtiger und klangvoller Phrasen, wie „den Pfahl in den zitternden Leib 

der Bourgeoisie jagen“ und ähnlicher Stilverzierungen. (XIX, 273.) 

Einem Schriftsteller weist er nach, daß er das Wort „logisch“ ohne Ueberlegung benutzt und deshalb 

nicht bemerkt, 

„daß ihm dieses Wort in diesem Falle dazu dient, gerade die Frage (dem Auge und dem Geist des Lesers wie 

auch des Autors) zu verhüllen, die er darzustellen versprach.“ (XIX, 251.) 

Derselbe Schriftsteller 

„geht den theoretischen Schwierigkeiten mittels einer äußerst billigen und oberflächlichen Methode aus dem 

Wege, die man auf deutsch ‚burschikose‘ Ausdrücke nennt, d. h. studentisch grobe Ausdrücke; wie sie bei 

Saufereien unter den Studenten gebräuchlich (und natürlich) sind.“ (XIX, 250.) 

Lenin wettert auch gegen die geringste Anwendung eines 

„inhaltslosen Gemeinplatzes (alles auf der Welt ist nur unter gewissen Bedingungen möglich!).“ (III, 217.) 

Den Gebrauch des Wortes „dialektisch“ bei einem „Kritiker“ seiner „Entwicklung des Kapitalismus 

in Rußland“ nennt Lenin „ein Beispiel von Skworzows Witz!“ Er fügt hinzu: 

„Skworzow gefällt diese Bemerkung so sehr, daß er sie mehrmals wiederholt, ohne einzusehen oder einsehen 

zu wollen, daß sie auf einem groben Irrtum beruht.“ (III, 571.) 

Lenin mußte auch gegenüber Plechanow, dessen Werke er den jungen Kommunisten der Sowjetunion 

als unentbehrliche Grundlage zum Studium des dialektischen Materialismus empfohlen hat, während 

des imperialistischen Krieges, als Plechanow schamlos offen für den Sozialpatriotismus eintrat und 

die Lehren des Marxismus in jeder Hinsicht „vergessen“ hatte, die Sauberkeit und die strengen An-

sprüche der materialistischen Dialektik vertreten, indem er schrieb: 

„Selbst eine so abgedroschene Plattheit weiß Plechanow mit der bei diesem Schriftsteller nicht zu umgehenden 

jesuitischen Berufung auf ‚die Dialektik‘ aufzuputzen.“ (XVIII, 324.) 

Gleichsam einen Schlußstrich unter solche Zerrbilder der Dialektik zieht Lenin, wenn er schreibt: 

„Die wahre Dialektik rechtfertigt nicht persönliche Fehler, sondern sie studiert die unvermeidlichen Wendun-

gen, weist ihre Unvermeidlichkeit auf Grund eingehender Erforschung der Entwicklung in ihrer ganzen Kon-

kretheit nach. Der Grundsatz der Dialektik lautet: eine abstrakte Wahrheit gibt es nicht, die Wahrheit ist stets 

konkret.“ (VI, 434.) 
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Lenin ist der unübertroffene Meister in der Anwendung der dialektischen Methode; eben darum wen-

det er sich mit voller Schärfe gegen [95] eine Anwendung der Dialektik, die keine ist.*) Eine solche 

„Anwendung“ der Dialektik bringt nichts zuwege, als die wirkliche Dialektik vor den Hörern und 

Lesern verächtlich zu machen; ihre Erkenntnis wird dadurch nicht gefördert sondern gehemmt und 

verschüttet. Aufgabe jedes klassenbewußten Arbeiters ist es, im Zuge seiner eigenen theoretischen 

Vertiefung und Propaganda mitzuhelfen, diese Verwirrung zu beseitigen und der ganzen Arbeiter-

klasse die große Bedeutung der Dialektik für ihren Befreiungskampf klarzumachen. 

Das Gegenstück zu den Springflöhen, Kunstreitern und Phrasendreschern bilden die Köche breiter 

Bettelsuppen, die im Bestreben, gemeinverständlich zu sein, alles zu stark vereinfachen, so daß sich 

gerade das Eigenartige, Wesentliche, Unentbehrliche und Wertvolle verflüchtigt. Ein Schelm gibt 

mehr als er hat, und ein Scharlatan macht die Sache einfacher als sie zu machen ist. Durch Versim-

pelung der materialistischen Dialektik wird die Gefahr heraufbeschworen, daß unsere gesamte The-

orie in der plattesten Weise mißverstanden wird. Entschieden zu verurteilen ist es, wenn einmal ein 

Lehrer auf unserer Reichsparteischule die Dialektik damit erklären zu dürfen glaubte, daß er sie mit 

„Entwicklung“ und dem entsprechenden fremden Begriff, der „Evolution“, einfach gleichsetzte, unter 

wörtlicher Verwendung des Zwischenstücks „ganz dasselbe wie“. Die Sache wird dadurch nicht bes-

ser, daß er hinzufügt, die Dialektik umfasse das Verhältnis Evolution–Revolution (unter Bezugnahme 

auf Radeks Ergänzung zu Engels Schrift „Die Entwicklung des Sozialismus von der Utopie zur Wis-

senschaft“). Gar noch schlimmer wird die Sache durch die folgende Erläuterung: 

„Marx und Engels haben nur ‚das Wort (!) Dialektik‘ vorgezogen, weil es den revolutionären Charakter der 

Entwicklung deutlicher zum Ausdruck bringt.“ 

Und: 

„Es genügt vollständig, wenn ihr euch beim Wort ‚Dialektik‘ immer nur vorstellt die Erfassung der revolutio-

nären Entwicklung.“ 

Den guten Willen eines Genossen, der sich bemüht, die Dialektik zu erklären, in Ehren – aber, ver-

ehrtester Genosse, eine solche Vorstellung „genügt“ keineswegs und schon gar nicht vollständig! 

Was fängt 

ein Arbeiter, der mit heißem Kopf beim Studium des Artikels des Genossen Thälmann sitzt, mit einer 

solchen „Vorstellung“ an? 

Genosse Thälmann schrieb: 

„Diese Einschätzung war richtig, aber sie a l l e i n  reichte n i c h t  aus und wurde so zu einem S c h e m a, das 

dem d i a l e k t i s c h e n, wechselseitigen Prozeß der Klassenbeziehungen nicht ganz gerecht wurde.“ 

[96] Und er zitiert u. a. den Satz des Genossen Manuilski: 

„Der Faschismus widerspiegelt den dialektischen Widerspruch der sozialen Entwicklung ...“ 

Nach der oben angeführten Erklärung soll sich der Arbeiter den dialektischen Prozeß als revolutio-

nären Entwicklungsprozeß und den dialektischen Widerspruch als Widerspruch der revolutionären 

Entwicklung „vorstellen“. Oder braucht er es sich nicht „so genau“ vorzustellen? Wollen wir darauf 

verzichten, die Darlegungen des Genossen Thälmann in ernster Weise und in der erforderlichen Tiefe 

vor der Arbeiterklasse klarzumachen? Wer sich auf das beschränkt, was über diesen Punkt noch vor 

kurzem auf unserer Parteischule gesagt werden konnte, klingelt mit Worten ‚(statt Begriffe zu klären 

und die Wirklichkeit zu begreifen. (Jeber solche vulgären Erklärungen (vulgär = platt, gewöhnlich, 

oberflächlich, schludrig, ungenau und deshalb falsch) hat schon Hegel abgeurteilt, indem er sagte: 

„Das Sprechen nach diesem ... Gesetz der Wahrheit (ein Planet ist – ein Planet. der Magnetismus ist – der 

Magnetismus, der Geist ist – ein Geist) gilt mit vollem Recht für albern.“ 

 
*) Als Kuriosum sei die gedankenlose Verwendung des Wortes „dialektisch“ durch den berüchtigten Kapitän E h r h a r d t  

in dem Artikel „Die KPD geht aufs Dorf“ („Deutsche Tageszeitung“, 3. Februar 1932) angeführt: 

„Die völlige materielle w i e  d i a l e k t i s c h e  Abhängigkeit von der Partei, in der sich B. von Salomon und Uhse befan-

den, hat dazu geführt, daß ihnen bereits heute die tatsächliche Leitung der Komiteebewegung restlos aus der Hand ge-

nommen ist.“ 
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Nach diesen Abgrenzungen von dem, was Dialektik n i ch t  ist, wenden wir uns dem Ursprung des 

Wortes und des Begriffes Dialektik zu. 

3. Was bedeutet Dialektik ursprünglich? 

Das Wort und die erste Form des Begriffes Dialektik stammen aus dem Altertum. Die erste Silbe des 

Wortes („Dia“) bedeutet untereinander, die zweite Silbe stammt von dem griechischen Zeitwort „le-

gomai“, d. h. sprechen, reden. „Dialegoniai“ heißt sich unterhalten. Dialektik, in dieser rohen Form 

genommen, ist die Kunst der Rede und Gegenrede. So ungenügend diese Form auch ist, – es steckt 

ein richtiger Kern darin, den wir in den folgenden Abschnitten entwickeln werden. 

In Griechenland war es auch, wo die bewußte Dialektik ihre bis zur neueren Philosophie höchste 

Ausbildung gefunden hat. 

Es gibt drei Arten des dialektischen Denkens in der griechischen Philosophie: 

1. Die ursprüngliche Beobachtung und Feststellung der dialektischen Erscheinungen in der Natur, im 

alltäglichen Leben, in der Politik usw. 

2. Die subjektive Dialektik, d. h. die Verlegung der Widersprüche in den Menschen. Die subjektive 

Dialektik wird zur inhaltlosen „Sophistik“ dadurch, daß das Reale, Objektive, Wirkliche in den Wi-

dersprüchen des Denkens verschwindet. (Sophisten nannte man in Griechenland ursprünglich alle 

Lehrer der Weisheit, d. h. der Wissenschaft. Sie arbeiteten beruflich als Verteidiger vor den Gerich-

ten, als Redner usw. Der Beruf der Sophisten wurde später dadurch diskreditiert, daß ihre Wissenschaft 

zur Wortklauberei ausartete und daß sie die wirkliche Dialektik verlor. Als Philosoph, d. h. als Freund 

der Weisheit oder der Wissenschaft, wurde später derjenige bezeichnet, der als Mitglied einer reichen 

Familie darauf [97] verzichten konnte, für seine Wissenschaft unmittelbar Bezahlung zu nehmen.) 

3. Die Erkenntnis, daß die Dialektik ein allgemeines Gesetz aller Dinge und Verhältnisse ist (objek-

tive Dialektik). Heraklit ist der griechische Philosoph, der das dialektische Bewußtsein zuerst entwi-

ckelte. Von Heraklit stammt das berühmte Wort: 

„Alles fließt ... alles ist in Bewegung und nichts bleibt stehen, der Krieg ist der Vater aller Dinge.“ 

Von seinen Schriften sind nur wenige Bruchstücke überliefert. Aber wie allgemein ihn das Problem 

der Dialektik beschäftigte, zeigt folgender Satz, der ihm zugeschrieben wird: 

„Denn die meisten Menschen denken nicht nach über solche Dinge, auf die sie alltäglich stoßen, noch verste-

hen sie, was sie erfahren haben; ihnen selber freilich kommt es so vor.“ 

An den Stellen, wo Hegel sich mit den Anfängen der Philosophie in Griechenland beschäftigt, macht 

er tiefe Bemerkungen über die Voraussetzungen der Philosophie. Hegel hat, als der große Dialektiker, 

der er war – wenn er auch immer in den Beschränktheiten der idealistischen Dialektik befangen blieb 

– deutlich erkannt, daß die griechische Philosophie sich erst entwickeln konnte, als die auf der Skla-

venarbeit beruhende griechische Welt schon in voller Zersetzung und dem Untergange nahe war. 

Hegel sagt in seiner „Geschichte der Philosophie“: 

„Man kann sagen, wo ein Volk aus seinem konkreten Leben überhaupt heraus ist, Trennung und Unterschied 

der Stände entstanden ist, und das Volk sich seinem Untergange nähert, wo ein Bruch eingetreten ist zwischen 

dem inneren Streben und der äußeren Wirklichkeit, die bisherige Gestalt der Religion usw. nicht mehr genügt, 

der Geist Gleichgültigkeit an seiner lebendigen Existenz kundgibt oder unbefriedigt in derselben weilt, ein 

sittliches Leben sich auflöst, – erst dann wird philosophiert. Der Geist flüchtet in die Räume des Gedankens, 

und gegen die wirkliche Welt bildet er sich ein Reich des Gedankens ... 

Die Philosophie fängt an mit dem Untergange einer reellen Welt; wenn sie auftritt mit ihren Abstraktionen, 

grau in grau malend, so ist die Frische der Jugend, der Lebendigkeit schon fort; und es ist ihre Versöhnung 

eine Versöhnung nicht in der Wirklichkeit, sondern in der ideellen Welt. Die Philosophen in Griechenland 

haben sich von den Staatsgeschäften. zurückgezogen; sie sind Müßiggänger gewesen, wie das Volk sie nannte, 

und haben sich in die Gedankenwelt zurückgezogen.“ (XVII, Jubiläumsausgabe, 82/83.) 
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Auch über die materiellen Voraussetzungen der wissenschaftlichen Betätigung ist Hegel sich im ge-

wissen Sinne klar, wenn er unter der Ueberschrift „Aeußere geschichtliche Bedingung zum Philoso-

phieren“ schreibt: 

„Zuerst ist zu bemerken, daß eine gewisse Stufe der geistigen Bildung eines Volkes dazu erforderlich ist, daß 

überhaupt philosophiert werde. ‚Erst nachdem für die Not des Lebens gesorgt ist, hat man zu philosophieren 

angefangen‘, sagt Aristoteles; denn da die Philosophie ein freies, nicht selbstsüchtiges Tun ist, so muß vorerst 

die Angst der Begierden verschwunden, Erstarkung, Erhebung, Befestigung des Geites in sich eingetreten sein, 

Leidenschaften müssen abgerieben, das Be-[98]wußtsein so weit fortgerückt sein, um an allgemeine Gegen-

stände zu denken. Die Philosophie kann man daher eine Art von Luxus nennen, eben insofern Luxus diejenigen 

Genüsse und Beschäftigungen bezeichnet, die nicht der äußeren Notwendigkeit als solcher angehören. Insofern 

ist die Philosophie allerdings entbehrlich. Es kommt aber darauf an, was man notwendig nennt. Von seiten des 

Geistes kann man die Philosophie gerade als das Notwendigste setzen.“ (S. 81.) 

Besonderen Aufsätzen muß es vorbehalten bleiben, im einzelnen zu zeigen, welche Bedeutung die 

griechische Philosophie (vor allem Zeno, Heraklit, Sokrates, Plato und vor allem der größte Denker 

des Altertums, Aristoteles) für die Entwicklung des philosophischen Denkens hatte und welches die 

Voraussetzungen ihrer Erkenntnis waren. 

4. Wie muß die Dialektik studiert werden? 

Der Leser wird gut tun, hier wie überall, sich vor dem eindringlichen Studium eine Uebersicht über 

das Ganze zu verschaffen, danach den Artikel zusammenhängend und genau zu lesen und ihn nicht 

nur einmal, sondern wiederholt zu lesen und zu studieren. Wir bemühen uns, diese Einführung in die 

Dialektik gemeinverständlich und in durchgehender Verbindung mit den Fragen der Politik und der 

Arbeiterbewegung zu geben; aber dies ;bedeutet nicht, daß der Leser der Mühe des Gegenstandes und 

der „Anstrengung des Begriffs“ (Hegel) enthoben wäre; und gerade die Dialektik, die alles in seinem 

Zusammenhang und seiner Bewegung betrachtet, verträgt weder „säuberliche“, dem „gesunden Men-

schenverstand“ einleuchtende und bequeme Trennung ihrer verschiedenen Seiten, noch eine „verein-

fachende“ Darstellung, die flach ist, wo es um tieferes Erfassen geht, und weniger einfach als einfältig. 

In diesem Sinne sagte Lenin: 

„Popularisierung ist eine nützliche Sache, zweifellos. Wenn wir aber in das Denken der Arbeiter-

klasse Klarheit hineinbringen wollen, wenn wir systematischer, beharrlicher Propaganda Bedeutung 

beimessen, so müssen wir die Prinzipien (Grundsätze), die popularisiert werden sollen, genau und 

erschöpfend festlegen“. (XVIII, 394.) 

Jeder revolutionäre Arbeiter, der auch nur etwas von den Lehren des dialektischen Materialismus 

kennt, weiß aus Erfahrung, daß Marx, und ebenso Engels, und im höchsten Grade Lenin und Stalin, 

auf eine Weise zu schreiben pflegen, die klar, soweit nur irgend möglich anschaulich, und immer mit 

dem Leben der Arbeiterklasse in Alltag und „hoher“ Politik verbunden ist. Denn sie waren und sind 

die Führer der Arbeiterklasse, und sie waren und sind Materialisten, d. h. sie gehen von den Erschei-

nungen des Lebens aus, wie es in Wirklichkeit, unabhängig von unserem Bewußtsein, ist. Anders 

Hegel. Er war nu r  Gelehrter, und er war Idealist, d. h. die Dinge stehen bei ihm auf dem Kopf. Seine 

Werke wurden von der Bourgeoisie nicht bloß deshalb „vergessen“, weil sie mit der Waffe der Dia-

lektik nichts anzufangen wußte; alles, was Hegel geschrieben hat, stellt unstreitig an den denkenden 

Kopf die härtesten Anforderungen. Hegel wußte dies selbst. In der Einleitung zu seiner „Encyclopä-

die“ (das Wort bedeutet etwa „allumfassendes Handbuch“} schrieb er: 

[99] „Eine Seite dessen, was man die Unverständlichkeit der Philosophie nennt, bezieht sich hierauf (auf ihre 

Unanschaulichkeit). Die Schwierigkeit liegt einesteils in einer Unfähigkeit, die an sich eine U n g e w o h n t -

h e i t  ist, abstrakt zu denken, d. h. reine Gedanken festzuhalten und in ihnen sich zu bewegen ... Der andere 

Teil der Unverständlichkeit ist die Ungeduld ... Es kommt der Ausdruck vor, man wisse nicht, was man sich 

bei einem Begriffe, der gefaßt worden, d e n k e n  solle; bei einem Begriffe ist weiter nichts zu denken als der 

Begriff selbst.“ 

Und er fügt nicht ohne Bosheit, aber vollkommen richtig, hinzu: 
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„Am verständlichsten werden daher Schriftsteller, Prediger, Redner usf. gefunden, die ihren Lesern oder Zu-

hörern Dinge versagen. welche diese bereits auswendig wissen, die ihnen geläufig sind und die sich v o n  

s e l b s t  v e r s t e h e n.“ 

Der vollkommene, engste Anschluß an die Wirklichkeit und die immer neuen Seiten, die das wirkli-

che Leben zum Vorschein bringt, deren bunte Mannigfaltigkeit und praktische Bedeutung den den-

kenden und handelnden Menschen packen, bewahren die materialistische Dialektik vor öden und 

lähmenden Abstraktionen. (Unter Abstraktion versteht man die Art und Weise des Denkens, die wir 

auf Schritt und Tritt anwenden, die aber nur jeweils eine, die wichtigste Seite des Gegenstandes her-

vorhebt; Abstraktionen sind unvermeidliche Hilfsmittel, die durch Berücksichtigung a l l e r  Seiten 

des Gegenstandes – und dies fordert eben das dialektische Denken – „aufgehoben“ werden; so er-

scheint der Gegenstand wieder konkret.) Die Dialektik muß bei jeder Einzelheit des ganzen Zusam-

menhangs eingedenk bleiben; nichts darf bloß losgelöst, getrennt und für sich betrachtet werden; so 

setzen auch die einzelnen Abschnitte des vorliegenden Aufsatzes einander voraus: was eingangs ge-

sagt wird, erfährt oftmals erst später seine Erläuterung und notwendige Ergänzung; eins «reift ins 

andere über und schlingt sich zurück, alles ist Voraussetzung und Resultat (Ergebnis) zugleich. Nur 

die Notwendigkeit, mit einem Punkt den Anfang zu machen und die Unmöglichkeit, das Ganze auf 

einmal zu gehen, rechtfertigen die Einteilung und Anordnung, die wir diesem Aufsatz zugrunde ge-

legt haben. Wir schicken dies voraus, einmal, um Mißverständnisse von „gelehrter“ Seite auszuschlie-

ßen (auch in der Partei gibt es Gelehrte, die Hegels Sätze nicht verstanden haben: 

„Gelehrsamkeit ist noch nicht Wissenschaft ... – und das Wahre ist konkret“) und andererseits, um 

den Arbeiterleser anzuspornen, sich durch das Dickicht hindurchzufinden, als das die Schwierigkei-

ten der dialektischen Methode zuerst erscheinen. Ein Arbeiter ist jedem bürgerlichen Studierten hun-

dertfach überlegen, aber er muß sich seine Klassentheorie wirklich zu eigen machen, und für die 

Schwierigkeiten gilt das, was Karl Marx in den Vorreden zu seinem „Kapital“ gesagt hat: 

„Aller Anfang ist schwer, gilt in jeder Wissenschaft ... Ich unterstelle natürlich Leser, die etwas Neues lernen, 

also auch selbst denken wollen ... Es gibt keine breite Heerstraße zur Wissenschaft und nur jene dürfen erwar-

ten, ihre lichtvollen Gipfel erreichen zu können, die nicht vor der Mühe zurückschrecken, ihre steilen Pfade 

zu erklimmen.“ 

[100] Ueber die Frage, wie der Arbeiter die Dialektik am zweckmäßigsten studiert, geben auch die 

nächsten Nummern unseres Schulungsorgans, „Der Propagandist“, Auskunft; dort werden die vor-

handenen Schriften zusammengestellt und Leseanleitungen gegeben. Hier können wir darum auf die 

zusammenfassende Angabe der Literatur verzichten. Wir haben bereits oben erklärt, daß es falsch 

sein würde, das Studium der Dialektik etwa mit den Werken Hegels zu beginnen. Dies bedeutet nicht, 

daß die Arbeiterklasse auf die Erarbeitung der Geistesschätze des großen, wenn auch idealistischen 

Dialektikers Hegel verzichten soll; Lenin hat vielmehr von den Kommunisten ausdrücklich gefordert, 

ein systematisches, von materialistischen Gesichtspunkten geleitetes Studium der Dialektik Hegels 

zu organisieren. 

Durch Verweise auf Hegels Philosophie und gelegentliche wörtliche Anführungen darf sich also kein 

klassenbewußter Arbeiter abschrecken lassen; wer tiefer eindringen will – und nur dies kann unsere 

theoretische Offensive vorantreiben, – muß ein paar Fremdwörter, ja sogar zunächst ganz unverständ-

lich klingende deutsche Ausdrücke in Kauf nehmen. Konkrete (deutliche, bestimmte) Beispiele folgen 

zuweilen erst später; und die verwendeten Fremdwörter und Fachausdrücke werden am Schluß dieses 

ganzen Artikels noch einmal erklärt und zusammengestellt. Wer die Mühe nicht scheut, wird bald 

sehen, daß es gar nicht so schwer, dafür aber für die Führung des Klassenkampfes von unerläßlichem 

Wert ist, den Begriffsinhalt jedes Ausdrucks, auch des alltäglichsten, mit größter Klarheit und Genau-

igkeit zu erfassen und festzuhalten. Er wird gleichfalls bald sehen, daß alle Erfahrungen des Lebens, 

insbesondere des Klassenkampfes, dem Arbeiter Dialektik beibringen. Seine Stellung in der von im-

mer schärferen Widersprüchen beherrschten kapitalistischen Gesellschaft zwingt ihm die Dialektik 

tagtäglich auf; und für unsere Zeit, wo dem verfaulenden Kapitalismus der fortschreitende, sozialisti-

sche Aufbau auf einem Sechstel des Erdballs gegenübersteht, gilt dies im vervielfachten Maße. Ins-

tinktiv (gefühlsmäßig) versteht jeder klassenbewußte Arbeiter die Dialektik des Klassengegensatzes 
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zwischen Bourgeoisie und Proletariat, des Verhältnisses zwischen Theorie und Praxis der Politik und 

der Organisation, zwischen Reform und Revolution, Tagesforderungen und Endziel, Diktatur und 

Demokratie usw. Die Zwangsläufigkeit und Anschaulichkeit der Lehren, die ihm die Praxis des Pro-

duktionsprozesses und des Klassenkampfes einpauken, sichern dem Arbeiter eben die Ueberlegenheit 

über jedes hölzerne „gelehrte“ Bücherwissen; aber die Ueberlegenheit „an sich“ reicht nicht aus: man 

muß sich die Dialektik bewußt aneignen, man muß sie „für sich“ haben. 

Lenin hat in seiner großen Rede auf dem 3. Allrussischen Kongreß des Kommunistischen Jugendver-

bandes im Oktober 1920 sehr hohe geistige Ansprüche an jeden Kommunisten gestellt und sich mit 

aller Schärfe gegen ein bloßes Nachplappern angelernter Redewendungen ausgesprochen. Lenin 

sagte: 

„Ein Kommunist, dem es einfiele, sich mit dem Kommunismus zu brüsten auf Grund der ihm übermittelten 

fertigen Schlußfolgerungen, ohne selbst eine sehr ernste, schwierige und große Arbeit zu leisten, ohne sich in 

den Dingen zurechtzufinden, denen gegenüber er sich [101] kritisch verhalten muß, ein solcher Kommunist 

wäre eine sehr traurige Gestalt.“ 

In derselben Rede betonte Lenin,  daß die gewaltige Leistung von Marx nur möglich war, weil Marx 

das „exakteste, gründlichste und tiefste Stadium“ der kapitalistischen Gesellschaft betrieb, weil er 

alles verarbeitete, was vor ihm geschaffen worden war. Wenn man fragt: 

„Wie war es möglich, daß die Lehre Marxens die Herzen von Millionen und Abermillionen der revolutionären 

Klasse ergreifen konnte? so kann man darauf nur eine Antwort erteilen: das war möglich, weil Marx sich auf 

das feste Fundament des menschlichen Wissens stützte, das unter dem Kapitalismus errungen worden war, 

weil er die Entwicklungsgesetze der menschlichen Gesellschaft studierte und die Unvermeidlichkeit der Ent-

wicklung des Kapitalismus zum Kommunismus erkannte, vor allem aber, weil er auf Grund des exaktesten, 

gründlichsten und tiefsten Studiums dieser kapitalistischen Gesellschaft, der vollständigen Beherrschung der 

gesamten Ergebnisse der damaligen Wissenschaft diesen Beweis lieferte. 

Alles, was die menschliche Gesellschaft geschaffen hatte, wurde von Marx kritisch verarbeitet, er ließ keinen 

Punkt unberücksichtigt. Alles, was der menschliche Gedanke geschaffen hatte, wurde von ihm verarbeitet, der 

Kritik unterworfen, an der Arbeiterbewegung erprobt, und dann zog er jene Schlußfolgerungen, die Menschen, 

deren Gesichtskreis nicht über die bürgerliche Gesellschaft hinausgeht oder die an die bürgerlichen Vorurteile 

gebunden sind, nicht zu ziehen vermochten.“ 

Was Marx für die Epoche der Begründung des wissenschaftlichen Sozialismus war, ist Lenin für die 

Epoche des Imperialismus und der proletarischen Revolution. Das tiefe Eindringen in den inneren 

Kern der neuen Fragen, die durch die Entwicklung des Kapitalismus auf die Tagesordnung gesetzt 

wurden, ermöglichte es Lenin, dem Proletariat den bolschewistischen Weg des Kampfes und des 

Sieges unter den Verhältnissen der Epoche des Imperialismus und der proletarischen Revolution zu 

zeigen. 

Es ist klar, daß das Proletariat der Sowjetunion in der großen Armee des internationalen Proletariats 

das führende ist; dem deutschen Proletariat ist die große, geschichtliche Aufgabe gestellt, im ganzen 

Befreiungskampf, wie auch in den besonderen theoretischen Fragen, seinem fortgeschrittenen Bruder 

nachzueifern. Wir dürfen gewiß sein, daß der große theoretische Sinn, den Engels dem deutschen 

Proletariat nachrühmte nicht verloren gegangen ist. 1874 nagte Engels in einem Nachwort zu seiner 

Schrift: „Der deutsche Bauernkrieg“: 

„Die deutschen Arbeiter haben vor denen des übrigen Europas zwei wesentliche Vorteile voraus. Erstens, daß 

sie dem theoretischsten Volk Europas angehören und daß sie sich den theoretischen Sinn bewahrt haben, der 

den sogenannten ‚Gebildeten‘ Deutschlands so gänzlich abhanden gekommen ist. Ohne Vorausgang  der deut-

schen Philosophie, namentlich Hegels, wäre der deutsche wissenschaftliche Sozialismus – der einzige wissen-

schaftliche Sozialismus, der je existiert hat – nie zustande gekommen. ohne theoretischen Sinn unter den Ar-

beitern wäre [102] dieser wissenschaftliche Sozialismus nie so sehr in ihr Fleisch und Blut übergegangen, wie 

dies der Fall ist.“ 

Als zweiten Vorteil bezeichnet Engels die Tatsache, daß das deutsche Proletariat sich die „teuer er-

kauften Erfahrungen“ „der englischen und französischen Bewegung ... einfach zunutze machen“ kann 
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(englische Gewerkschaften, französische politische Arbeiterkämpfe, vor allem der „riesenhafte An-

stoß“ der Pariser Kommune). Engels fährt fort: 

„Man muß den deutschen Arbeitern nachsagen, daß sie die Vorteile ihrer Lage mit seltenem Verständnis aus-

gebeutet haben. Zum ersten Mal, seit eine Arbeiterbewegung besteht, wird der Kampf nach seinen drei Seiten 

hin – nach der theoretischen, der politischen und der praktisch-ökonomischen (Widerstand gegen die Kapita-

listen) – im Einklang und Zusammenhang, und planmäßig geführt. In diesem sozusagen konzentrischen An-

griff liegt gerade die Stärke und Unbesiegbarkeit der deutschen Bewegung.“ 

Wir wollen hier nicht untersuchen, wie und warum es das russische Proletariat war, das unter Führung 

der Leninschen bolschewistischen Partei die Erfahrungen der englischen, französischen und deut-

schen Arbeiterbewegung zusammenfaßte und als erstes in die Tat umsetzte (die Ungleichmäßigkeit 

der Entwicklung, dies absolute Gesetz des Kapitalismus, ist auch hierfür die Grundlage: Lenins über-

ragende Führerschaft und die frühzeitige Schaffung einer unversöhnlichen bolschewistischen Partei 

haben das russische Proletariat zur Sturmarmee des Weltproletariats gemacht); wir wollen nur diese 

Seite des dialektischen Verhältnisses zwischen den Arbeiterbewegungen der verschiedenen Länder 

hervorheben: das deutsche Proletariat wird sich unter Führung seiner Kommunistischen Partei wieder 

einen wichtigen Platz erobern. Dafür ist ernstestes theoretisches Studium in Verbindung mit der all-

täglichen praktischen revolutionären Arbeit notwendig – das ist der weiteste und letzte Sinn unserer 

theoretischen Offensive. 

Jedes Werk des wirklichen Marxismus-Leninismus ist eine Anwendung der Dialektik. Um sie ken-

nenzulernen, dürfte man also kein solches Werk übergehen; umgekehrt bildet jedes einzelne auch für 

sich eine Probe der ganzen Anwendung der Dialektik. 

Lenin beschäftigt sich in seiner Schrift „Was sind die ‚Volksfreunde und wie kämpfen sie gegen die 

Sozialdemokraten?“ (geschrieben 1894) mit einem gewissen Michailowski, der in seiner bürgerlichen 

Beschränktheit die Darlegung der materialistischen Geschichtsauffassung bei Marx vergeblich ge-

sucht hatte. Aehnlich wie Michailowski mit dem historischen Materialismus geht es vielen mit der 

materialistischen Dialektik überhaupt. Es wird gefragt, wo haben denn Marx, Engels und Lenin die 

materialistische Methode der Dialektik selbst „klar und deutlich“ zu Papier gebracht? Hierfür gilt das, 

was Lenin eben über jenen Michailowski sagte: 

„Nun sitzt er da und brütet über das tiefsinnige Problem: ‚In welchem Werk hat Marx seine materialistische 

Geschichtsauffassung niedergelegt?‘ Jeder, der mit Marx vertraut ist, würde ihm darauf mit der Gegenfrage 

antworten: ‚In welchem Werk hat Marx seine materialistische Geschichtsauffassung n i c h t  dargelegt?“ 

(Lenin, lieber historischen Materialismus, S. 20.) 

[103] Dasselbe gilt für die Dialektik überhaupt, denn die materialistische Geschichtsauffassung ist ja 

nichts anderes als die Anwendung der materialistisch-dialektischen Methode auf die Geschichte, d. 

h. den Entwicklungsgang der menschlichen Gesellschaft von den Anfängen bis zur Gegenwart. Wohl 

hatten sich sowohl Marx als auch Lenin vorgenommen, eine planmäßige Zusammenfassung der wich-

tigsten Grundsätze der materialistischen Dialektik zu schreiben, aber beide sind immer wieder durch 

andere Aufgeben daran gehindert worden. 

5. Alles kann als Beispiel des Dialektischen gelten 

Von den Zerrbildern der Dialektik, wie sie in den Köpfen derer umgehen die unmittelbar oder mittel-

bar unter dem Einfluß der herrschenden bürgerlichen Ideen stehen, haben wir Proben gegeben. Ein 

ebenso verbreiteter Irrtum sieht in der Dialektik etwas Geheimnisvolles, eine Art „Stein der Weisen“, 

mit dem der Kundige das Unwahrscheinlichste zuwege bringt, eine Zauberformel, die auf ein belie-

biges Ding oder Verhältnis nur angewandt zu werden braucht, um seine verborgenen Tiefen aufzu-

schließen. Dies alles ist unzutreffend. Ebensowenig ist die Dialektik aber eine „höhere“ Wissenschaft, 

die den „Philosophen“ vorbehalten wäre. Nein, die einfachsten Dinge und Verhältnisse können als 

Beispiel des Dialektischen gelten. In ihnen l i eg t  Dialektik; sie wird also keineswegs von dem den-

kenden Menschen erst hineingetragen. Man muß die Dialektik in den Dingen und Verhältnissen auf-

spüren; und die Schwierigkeit liegt darin, daß jedes Ding und jedes Verhältnis seine eigene Dialektik 

hat. Mit allgemeinen Formeln, die sich auf jedes beliebige Ding und Verhältnis schematisch (einfach, 
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starr, unverändert) anwenden lassen, wie der berühmte Dreisatz: These – Antithese – Synthese, Ist 

überhaupt nichts auszurichten. 

Darin stimmten Marx, Engels und Lenin mit Hegel überein, daß die Dialektik 

„die Wissenschaft von den allgemeinen Gesetzen der Bewegung, sowohl der äußeren Welt wie des menschli-

chen Denkens“ 

ist. Dies Wort von Marx (das Lenin in seiner Marx-Biographie anführt, vergl. XVIII, 18) setzt voraus, 

daß eben in allen Dingen und Verhältnissen der äußeren Welt und des menschlichen Denkens Dia-

lektik steckt. Es blieb den Denkern einer Zeit, in der die gewaltige Entwicklung der Produktivkräfte 

eine ebenso gewaltige Entwicklung des menschlichen Bewußtseins ermöglichte und verwirklichte, 

den Schöpfern der materialistischen Dialektik des 19. und 20. Jahrhunderts, vorbehalten, mit vollem 

Bewußtsein und unter Verwertung der Ergebnisse aller Wissenschaften, nicht zuletzt auch der Natur-

wissenschaften, die grundlegende Wahrheit auszusprechen, daß „die Dialektik überhaupt der gesam-

ten menschlichen Erkenntnis eigen ist“ (Lenin). 

Dementsprechend schrieb Engels: 

„Die Menschen haben dialektisch gedacht, ehe sie wußten, was Dialektik war.“ 

Aber auch Hegel stellte bereits fest (Jubiläumsausgabe, Bd. XVIII, S. 190): 

„Die Dialektik wird vom Verstand hartnäckig verworfen. Aber [104] sie ist kein ausschließliches Charakteris-

tikum der Philosophie. Sie ist im Gegenteil schon in der allgemeinen und alltäglichen Erkenntnis erhalten. 

Alles, was uns umgibt, kann als Beispiel für die Dialektik dienen. Wir wissen, daß sich alles Endliche ändert 

und vernichtet; diese Veränderung und Vernichtung des Endlichen ist nichts anderes als seine Dialektik; es 

enthält in sich sein Anderes, überschreitet deshalb die Grenze seiner unmittelbaren Existenz und geht in sein 

Gegenteil über.“ 

In dem Hauptwerk Hegels über Dialektik, in der „Wissenschaft der Logik“ heißt es ganz ähnlich: 

„Wie sehr nun auch der Verstand sich gegen die Dialektik zu sträuben pflegt, so ist dieselbe doch gleichwohl 

keineswegs als bloß für das philosophische Bewußtsein vorhanden zu betrachten, sondern es findet sich viel-

mehr dasjenige, um was es sich hierbei handelt, auch schon in allem sonstigen Bewußtsein und in der allge-

meinen Erfahrung. Alles, was uns umgibt, kann als Beispiel des Dialektischen betrachtet werden. Wir wissen, 

daß alles Endliche anstatt ein Festes und Letztes zu sein, vielmehr veränderlich und vergänglich ist und dies 

ist nichts anderes als die Dialektik des Endlichen, wodurch dasselbe als an sich das Andere seiner selbst, auch 

über das, was es unmittelbar ist, hinausgetrieben wird und in sein Entgegengesetztes umschlägt.“ 

Diese von Hegel betonte (allerdings idealistisch aufgefaßte) allgemeine Geltung des Dialektischen ist 

– mit dem vollen Gegensatz, den der dialektische Materialismus gegenüber dem Idealismus bildet – 

auch der Standpunkt des Marxismus-Leninismus. Hegel als idealistischer Philosoph konnte zu keiner 

allseitig richtigen Auffassung der Dialektik gelangen. Erst die m a te r i a l i s t i s che  Dialektik bietet 

die Möglichkeit, alle Formen der Veränderung der Dinge, das ganze ewige Entstehen und Vergehen 

wirklich zu erfassen. lieber das Dialektische im Alltäglichen macht Hegel an derselben Stelle noch 

folgende Ausführungen: 

„Die Dialektik macht sich in allen besonderen Gebieten und Gestaltungen der natürlichen und geistigen Welt 

geltend. So z. B. in der Bewegung der Himmelskörper. Ein Planet steht jetzt an diesem Ort, ist aber an sich 

dies, auch an einem anderen Ort zu sein und bringt dies sein Anderssein zur Existenz dadurch, daß er sich 

bewegt. Ebenso erweisen sich die physikalischen Elemente als dialektisch und der meteorologische Prozeß ist 

die Erscheinung ihrer Dialektik ... Was das Vorkommen der Dialektik in der geistigen Welt und näher auf dem 

Gebiet des Rechtlichen und Sittlichen anbetrifft, so braucht hier nur daran erinnert zu werden, wie, allgemeiner 

Erfahrung zufolge, das Aeußerste eines Zustandes oder eines Tuns in sein Entgegengesetztes umzuschlagen 

pflegt, welche Dialektik denn auch vielfältig in Sprichwörtern ihre Anerkennung findet. So heißt es z. B. 

‚summum jus summa injuria‘ (das höchste Recht ist das höchste Unrecht), womit ausgesprochen ist, daß das 

abstrakte Recht auf seine Spitze getrieben in Unrecht umschlägt ... Das Bewußtsein der Dialektik im Gebiet 

des Sittlichen in seiner individuellen Gestalt finden wir in jenen allbekannten Sprichwörtern: ‚Hochmut kommt 

vor dem Fall‘ – ‚Allzu scharf macht schartig‘ usw. Auch die Empfindung, die leibliche sowohl als die geistige, 

hat ihre Dialektik. Es ist bekannt, wie die Extreme des [105] Schmerzes und der Freude in einander übergehen; 
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das von Freude erfüllte Herz erleichtert sich in Tränen und die innigste Wehmut pflegt unter Umständen sich 

durch Lächeln anzukündigen.“ 

Unzählige Stellen in den Werken Hegels und der materialistischen Dialektiker gibt es, die die allge-

meine Verbreitung der Dialektik in allen Erscheinungen der Natur und der Gesellschaft dartun; man-

che von ihnen werden wir im Verlauf unserer Darstellung noch anführen. Um dem Leser anschauliche 

Vorstellungen zu geben, wird es notwendig sein, Beispiele aus der politischen Praxis anzuführen, wie 

dies gleich anschließend geschieht. Dabei soll niemals vergessen werden, daß jedes Beispiel etwas 

Zufälliges an sich hat, daß es – gegen die strengen Forderungen der Dialektik – herausgerissen und 

losgelöst ist und daß der umfassende Zusammenhang, in dem sich eins aus dem anderen zwingend 

ergibt, um den Preis gemeinverständlicher Erklärung verlassen wird. Aus diesen Erwägungen heraus 

legte Lenin an die Altmeister der materialistischen Dialektik selbst den strengsten Maßstab an, als er 

in seinem hinterlassenen Entwurf „Zur Frage der Dialektik“ schrieb: 

„... die Identität (Einheit, Einerleiheit) der Gegensätze wird als Summe von Beispielen genommen (‚z. B. 

Same‘, ‚z. B. Urkommunismus‘, – wie das auch Engels tut, doch nur aus Gründen der Popularisierung), nicht 

aber als Gesetz des E r k e n n e n s  (u n d  Gesetz der objektiven Welt).“ 

Diese Strenge, die Marx und Engels selbst gefordert und geübt haben, mit der Notwendigkeit in Ein-

klang zu bringen, alles einfach und für jeden Arbeiter verständlich zu sagen, ist eine schwierige Auf-

gabe. Marx, Engels und Lenin haben beide Seiten dieser Aufgabe ständig vor Augen gehabt. Dagegen 

hat Plechanow wichtige Züge der Dialektik übersehen und vernachlässigt; Lenins Kritik ist darum 

mit voller Schärfe gegen ihn gerichtet. 

Zweiter Abschnitt 

Das dialektische Verhältnis 

1. Dialektik als Einheit der Gegensätze 

Unsere Ueberschrift gibt den Grundzug, das hervorstechendste Merkmal der Dialektik an. Das Ein-

heitliche spaltet sich in seine Bestandteile, die einander entgegengesetzt sind, einander widerspre-

chen.~ Umgekehrt läßt sich zu jedem Einzelnen ein Anderes, ein Zweites finden, mit dem es eine 

Einheit bildet. Zwei sind im gewissen Sinne „einerlei“. Diese allgemeine, abstrakte, unanschauliche, 

nicht ohne weiteres verständliche Feststellung wer den wir sogleich durch ein Beispiel belegen. Doch 

sei vorher der einleitende Satz aus dem schon erwähnten, von Lenin hinterlassenen Entwurf „Zur 

Frage der Dialektik“ angeführt, der für das materialistische Studium der Dialektik von außerordentli-

cher Bedeutung ist: 

„Spaltung des Einheitlichen und Erkenntnis seiner widerspruchsvollen Bestandteile ... ist das Wesen (eine der 

‚Wesenheiten‘, eines der grundlegenden, wenn nicht das grundlegende Merkmal oder der Hauptzug) der Dia-

lektik. So stellt auch Hegel die Frage ...“ 

[106] Zwei Arbeiter stehen an der Werkbank zusammen. In der Frühstückspause unterhalten sie sich, 

sie stellen sich „einander gegenüber“ Sagt der eine (ein unaufgeklärter christlicher Arbeiter): „Seien 

wir zufrieden. Jeder Mensch hat sein Päckchen zu tragen. Die Erde ist kein Paradies. Alle, Arme und 

Reiche, Arbeiter und Unternehmer, haben ihre Sorgen. Uns aber gibt der Unternehmer Arbeit und 

Brot“. Antwortet der andere: „Das ist nicht wahr. Wir sind es, die dem Kapitalisten unsere Arbeit 

geben. Er nimmt uns die Früchte unserer Arbeit, selbst das tägliche Brot. Er wirft uns – wie Millionen 

Arbeitsbrüder – auf die Straße. Also seien wir unzufrieden“. Die beiden Arbeiter, die als Arbeiter 

eine Einheit bilden, haben sich „entzweit“, einander „entgegengesetzt“, der eine hat dem anderen 

(und der andere dem einen) „widersprochen“. Aber in diesem Entzweien, diesem Gegensatz, diesem 

Widerspruch liegt der Ausgangspunkt des Weges zu einer höheren, wirklichen Einheit, zur Einheit 

auf revolutionärer Grundlage, zur roten Einheitsfront. 

Es ist klar, daß der erste Arbeiter den Schein, den Sprachgebrauch, die Verwirrung durch die „herr-

schenden Ideen“ und die Praxis noch nicht gewonnener Millionenmassen für sich hat; es ist ebenso 

klar, daß der andere das „Wesen“, die Wahrheit, auf seiner Seite, daß er – recht hat. 
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Es ist nicht minder klar, daß der eine sich, solange er bei seinem Irrtum bleibt, niemals aus der Ar-

beitssklaverei befreien kann; aber es ist auch klar, daß die Wahrheit des anderen solange nichts ver-

mag, wie sie auf einige wenige fortgeschrittene Arbeiter beschränkt bleibt. Der Irrtum des einen be-

deutet Verewigung der Ausbeutung und Unterdrückung, die einzelne Wahrheit des anderen ist aus 

dem Zustand der unfruchtbaren Abgeschlossenheit weniger „Aufgeklärter“ noch nicht herausgekom-

men. Erst die Einheit der beiden Arbeiter, das heißt klassenmäßig der entscheidenden Schichten der 

Arbeiterklasse unter der Führung ihrer Vorhut, bringt den Fortschritt zur höheren Stufe, zur Beseiti-

gung der Ausbeutung und schließlich zur Aufhebung der Klassen (dieses beherrschenden Gegensat-

zes und Widerspruchs in der Gesellschaft). 

In der ganzen Natur und Gesellschaft gibt es nichts Einheitliches, das sich nicht in seine widerspre-

chenden Bestandteile spaltete. Die konkrete (deutliche, genaue) Aufdeckung dieser Gegensätze ist 

eine Aufgabe, die den größten Scharfsinn und die vielseitigste Bemühung des denkenden Revolutio-

närs – und ein Revolutionär, der nicht denkt, ist im Grunde undenkbar – erfordert, eine Aufgabe, 

deren Lösung das fortschrittliche menschliche Denken mit immer größerer Annäherung entgegen-

geht. 

Annähernd dasselbe wie „Einheit“ der Gegensätze bedeutet ihre „Identität“. Identisch heißt ein und 

dasselbe; der Ausdruck ist jedem Zeitungsleser wohl bekannt. Lenin schrieb über beides: 

„Identität der Gegensätze (vielleicht richtiger: deren ‚Einheit‘, obwohl der Unterschied der Ausdrücke ‚Iden-

tität‘ und ‚Einheit‘ nicht besonders wesentlich ist; in gewissem Sinne sind beide richtig) bedeutet Anerkennung 

(Aufdeckung) der widerspruchsvollen, einander ausschließenden, entgegengesetzten Tendenzen (Bestrebun-

gen) für alle Erscheinungen und Vorgänge der Natur (Geist und Gesellschaft inbegriffen).“ 

[107] Demgegenüber sah Hegel – obwohl auch er beide Ausdrücke verwendet – den Ausdruck „Ein-

heit“ als weniger geeignet an. Er erkannte die Gefahr, die darin liegt, daß die „Einheit“ als bloße 

Summe ihrer Teile aufgefaßt wird oder daß sie als Unteilbares, einfaches Einzelnes (kleinste deutsche 

Münzeinheit = Pfennig; chemische (Grundstoffe oder Elemente) genommen wird. In der „Wissen-

schaft der Logik“ heißt es: 

„Es ist hierbei noch das sozusagen unglückliche Wort: E i n h e i t  besonders zu erwähnen; die E i n h e i t  be-

zeichnet noch mehr als die Identität eine subjektive (der Wirklichkeit nicht entsprechende) Reflexion (Ueberle-

gung) ... Für Einheit würde daher insofern besser nur U n g e t r e n n t h e i t  oder U n t r e n n b a r k e i t  gesagt ...“ 

Und an einer anderen Stelle: 

„Diese Bestimmung des wahrhaft Unendlichen kann nicht in die schon gerügte F o r m e l  einer E i n h e i t des 

Endlichen und Unendlichen gesetzt werden; die E i n h e i t ist abstrakte, bewegungslose Sichselbstgleichheit, 

und die Momente (Glieder) sind ebenso als unbewegte Seiende.“ 

Beide Begriffe, Identität und Einheit, die sich auch durch „Einerleiheit“ bezeichnen lassen, geben das 

an, worin zwei Dinge von ihrer Natur und innersten Verbindung aus übereinstimmen und gleich sind, 

den tieferen allgemeinen Sinn beider. Ein ausgezeichnetes Beispiel hier. für sind „Demokratie“ und 

„Faschismus“. Ihre Einerleiheit besteht darin, kapitalistische Diktatur zu sein, und den vollkommen 

gleichen Klasseninhalt zu haben; verschieden sind nur gewisse Methoden und Formen, aber die eine 

geht in den anderen (Deutschland) und der andere in die eine (wie in gewissem Sinn in Spanien) über, 

sie durchdringen sich und sind durch zahlreiche mannigfaltige Uebergänge miteinander verbunden. 

Auf die Einheit der Gegensätze als den Hauptzug der Dialektik kommen wir im Verlauf der Darstel-

lung an den verschiedensten Punkten zurück. Vorweggenommen sei aber das Urteil Lenins („Zur 

Frage der Dialektik“): 

„Die Einheit (Zusammenfallen, Identität, Wirkungsgleichheit) der Gegensätze ist bedingt, temporär, verge-

hend, relativ. Der Kampf der sich gegenseitig ausschließenden Gegensätze ist absolut, wie die Entwicklung, 

die Bewegung absolut ist.“ 

Beide Seiten eines beliebigen Gegensatzes – und alles auf der Welt trägt seinen Gegensatz in sich – 

bilden also eine Einheit, sie sind identisch, in bestimmter Hinsicht einerlei. Oder die Seiten des Ge-

gensatzes – wie wir eben gesagt haben – durchdringen sich. 
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Aufgabe des dialektischen Denkens ist es nun, herauszufinden, welches die bestimmte, wesentliche 

Hinsicht ist, in der sich die Seiten durchdringen, in der sie einerlei sind und welche andern Hinsichten 

– es gibt deren in jedem Fall unzählige – davor zurücktreten, ja das Gegenteil der Einheit, eben den 

Gegensatz, zum Hauptzug haben. Wir werden sogleich sehen, daß diese Unterscheidung für die Er-

kenntnis des dialektischen Verhältnisses die erste und wichtigste ist. 

Nehmen wir Bourgeoisie und Proletariat. Sie sind einander todfeind-[108]liche Klassen – sie bilden 

(wie wir oben gesagt haben) den beherrschenden Gegensatz und Widerspruch in der Gesellschaft. 

Wer auf den Gedanken käme, diese Gegensätze nur als „Einheit“ zu begreifen (natürlich haben die 

Klassen auch eine Einheit: die Gesellschaft, deren Grundzug bis zur Verwirklichung des Kommunis-

mus eben die Klassenteilung ist) und dahinter den unüberbrückbaren Klassengegensatz auch nur im 

geringsten zurücktreten zu lassen, wäre kein Dialektiker, sondern ein erbärmlicher Liberaler. Libera-

lismus ist ein politischer Begriff, der in der bürgerlichen Gesellschaft eine große Rolle gespielt hat, 

und zwar eine je nach den Umständen verschiedene Rolle. Von besonderer Bedeutung war er in Ruß-

land vor und in der Revolution von 1905, die eine bürgerliche Revolution war. In unserer Betrachtung 

haben wir es mit einer bestimmten Seite des Liberalismus zu tun, die sich in der folgenden Weise 

erklären läßt: Liberalismus bedeutet Leugnung der Klassen und des Klassengegensatzes als bestim-

menden Grundzug der gesellschaftlichen Verhältnisse. Das Dasein verschiedener Parteien kann nun 

freilich auch der dümmste Liberale nicht ableugnen. Er sieht also auch Gegensätze, aber vor lauter 

einzelnen Gegensätzen nicht den entscheidenden. Die Verschiedenheiten der Parteien begreift er un-

ter dem inhaltsarmen, fast leeren Verhältnis von „rechts“ und „links“. Er sieht Rechtsparteien und 

Linksparteien und hält darum – soweit er kein offener Schwindler und Volksbetrüger ist – eine „Ein-

heit“, sagen wir der Linksparteien gegen die Rechtsparteien für möglich, ohne zu begreifen, daß zwi-

schen der Partei des Proletariats, der Kommunistischen Partei, und jeder Partei der Bourgeoisie, also 

auch (und gerade) der Sozialdemokratischen Partei, eine solche „Kleinigkeit“ wie ein unversöhnli-

cher Klassengegensatz klafft. Dieser Liberalismus kam in den Zeitungen des Mosse- und Ullstein-

konzerns zum Ausdruck, als sie im Anschluß an Breitscheids demagogische Rede in Darmstadt an 

die Kommunisten die unsinnige (und offenbar nicht ernst gemeinte) Ermahnung richteten, „kleine“ 

Meinungsverschiedenheiten zurückzustellen und mit der Partei des Sozialfaschismus, der sozialen 

Hauptstütze der Bourgeoisie, die den Brüningfaschismus toleriert, wie sie bereit ist, den Hitlerfa-

schismus zu tolerieren (zu dulden und zu unterstützen), eine „Einheitsfront“ zu schließen. Müßte eine 

solche Einheitsfront nicht konsequenterweise auf die offenen Parteien des Finanzkapitals ausgedehnt 

werden, und kann der Inhalt einer solchen Politik etwas anderes sein als die Durchführung dessen, 

was das Finanzkapital diktiert? Der Liberalismus ist also außerstande, unter den vorhandenen Ge-

gensätzen den alles beherrschenden Gegensatz herauszufinden; er ist außerstande, zu begreifen, daß 

die Gegensätze unter den bürgerlichen Parteien Gegensätze verschiedener Fraktionen, Flügel ein und 

derselben Klasse sind, während dieser Klasse das Proletariat als ihr Todfeind gegenübersteht. Mit 

überzeugender Klarheit tritt dieser Gegensatz hervor, wenn die Fragen des Kampfes Klasse gegen 

Klasse gestellt sind wie im gegenwärtigen Reichspräsidentschaftswahlkampf, den die Arbeiterklasse 

für den Kandidaten der Roten Einheitsfront Ernst Thälmann gegen den oder die Kandidaten der Ka-

pitalistenklasse führt. Sobald die Klassengegensätze einen bestimmten hohen Grad erreichen, versu-

chen die einzelnen Fraktionen (Par-[109]teien) der Bourgeoisie, ihre „untergeordneten“, „häuslichen“ 

Gegensätze vor der „Gefahr des Bolschewismus“ zurücktreten zu lassen (Noske 1918 bis 1920, Hin-

denburgfront 1932). Gelingt dies (und diese Frage ist mit der Frage der Aktivität der Arbeiterklasse 

eng verbunden), so kommt es zur vorübergehenden Festigung der kapitalistischen Diktatur (Faschis-

mus in Italien 1922); sieht sich die Bourgeoisie beim gegebenen Verhältnis der Klassenkräfte hierzu 

außerstande, erreicht die Zerklüftung unter ihren einzelnen Fraktionen einen bestimmten Grad, so ist 

eine der wichtigsten Voraussetzungen für eine revolutionäre Situation gegeben (die Oktoberrevolu-

tion, die deutsche Revolution von 1918 und die Pariser Kommune von 1871 sind auch für diese be-

sondere Seite die bekanntesten Beispiele). 

Hier haben wir wohl den gegenwärtig wichtigsten Fall, wo das dialektische Denken für die Praxis 

des revolutionären Klassenkampfes einfach unentbehrlich ist. Nur durch dieses Denken ist die 
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Arbeiterklasse in der Lage, die Einerleiheit von „Demokratie“ und Faschismus zu begreifen und ein-

zusehen, daß der Hauptstoß unseres Angriffes gegen den Sozialfaschismus gerichtet werden muß, 

daß Massenstreiks und rote Einheitsfront gegen, die heutige Regierung zugleich der wirksamste 

Kampf gegen Hitler sind. 

Der Klassengegensatz überragt alle anderen gesellschaftlichen Gegensätze bei weitem. Die Darstel-

lung und Leitung des Kampfes dieses Gegensatzes sind das A und O des revolutionären Marxismus. 

An seine Stelle die „Einheit“ der feindlichen Klassen, die „Volksgemeinschaft“ setzen, können nur 

ausgemachte Betrüger oder zahnlose Jammerweiber, von denen sich ein revolutionärer Arbeiter mit 

Verachtung abwendet. 

Nun wäre es aber ebenso falsch, überhaupt keinerlei „Einheit“ auch zwischen noch so scharf einander 

entgegengesetzten Klassen anerkennen zu wollend Die Einheit der Klassen ist die Gesellschaft, die 

die gesamte Bevölkerung umfaßt. Aber diese „Einheit“ besteht nur durch den Gegenmetz, sie ist eine 

Abstraktion, wenn man die Klassen wegläßt. Sieht man aber die Klassen, so zeigt sich sofort, daß die 

sozialökonomische Formation der Einheit Gesellschaft durch das Bestehen der Klassen innerlich ge-

spalten ist. Wer von Bevölkerung und Gesellschaft schlechthin redet, ohne die Klassen zu sehen, wer 

nicht untersucht, wie die Bevölkerung zusammengesetzt ist, in welche Klassen sie zerfällt, welche 

Stellung die einzelnen Klassen einnehmen, der hat keinen richtigen Begriff von der „Einheit“ Gesell-

schaft. 

Der Einfluß der SPD beruht, theoretisch gesehen, darauf, daß es den SPD-Führern immer noch ge-

lingt, den Massen die Fiktion (.d. h. den Anschein) eines wirklichen Gegensatzes zwischen ihrer Po-

litik und der kapitalistischen Raubpolitik vorzugaukeln. Das unentwickelte Klassenbewußtsein der 

SPD-Arbeiter kann diese Fiktion noch nicht durchschauen, das unentwickelte Klassenbewußtsein 

vertauscht vorerst noch Wesen und Erscheinung. Der Gegensatz zwischen Proletariat und Bourgeoi-

sie wird von ihm vorerst nur äußerlich erfaßt. Denn den Gegensatz wirklich erfassen, bedeutet erken-

nen, daß dieser Gegensatz unversöhnlich ist, daß er nicht durch beiderseitige Zugeständnisse ausge-

glichen werden kann, daß [110] er aufgehoben werden muß durch Aufhebung der Klassen überhaupt, 

durch die Diktatur des Proletariats, die zum Kommunismus führt. 

Die SPD-Führer stehen zum kapitalistischen System nur in einem scheinbaren Gegensatz. Zum Be-

trug der Massen, die ihnen folgen, weil sie noch daran glauben, daß zwischen den SPD-Führern und 

den Kapitalisten ein prinzipieller Gegensatz besteht, müssen sie Theorien erfinden, um den An-

sche i n  eines Gegensatzes aufrechtzuerhalten. Die Theorie des „kleineren Uebels“ z. B., das Haupt-

manöver der SPD, beruht auf dem scheinbaren Gegensatz zwischen Faschismus und bürgerlicher 

„Demokratie“ Indem die SPD diesen Gegensatz konstruiert schmuggelt sie – in einer scheinbaren 

Kampfstellung gegen den Faschismus – die faschistische Ideologie der „Einheit des Volkes“ (vom 

Erwerbslosen bis zum „vernünftigen“ Großkapitalisten) ein. 

Wer die Wirklichkeit (die Politik, die Klassenverhältnisse) nicht dialektisch zu durchschauen vermag, 

der wird vor lauter Gegensätzlichkeiten (Versammlungspöbeleien, Flugblattphrasen, Polemiken in 

Parlamenten, Zeitungen usw.) nicht das Wesentliche, die Uebereinstimmung aller uns feindlichen 

Parteien auf dem einen Gegenpol (Bourgeoisie) erkennen. 

Im Kampf erkennen die Arbeiter den wahren Gegensatz: Proletariat – Bourgeoisie. Durch die Ver-

bindung des Kampfes mit der Theorie kommt ihnen dieser Gegensatz in all seinen Momenten zum 

Bewußtsein. Erst der Proletarier, der sich seiner Klassenlage bewußt ist, i s t  in jeder Beziehung Pro-

letarier und geht damit schon über die Schranken des Proletariats hinaus, denn er wird dadurch be-

wußter Kämpfer für eine klassenlose kommunistische Gesellschaft, deren Entwicklungsbedingungen 

er erkannt hat. 

Die SPD will das Proletariat an der Erfüllung seiner historischen Aufgabe hindern, indem sie das 

Proletariat im Gegensatz festhalten, d. h. die kapitalistische Ausbeutung verewigen will, durch Ver-

wischung dieses Gegensatzes für das Bewußtsein, durch Verdeckung der wirklichen, objektiven, his-

torischen Widersprüche, also durch die Korrumpierung des Klassenbewußtseins. 
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Wir bringen im täglichen Kampf, in Teilkämpfen und durch Entfesselung aller Formen proletarischer 

Initiative und des Widerstandes gegen die Maßnahmen der Kapitalisten den Massen den Gegensatz 

in der heutigen Gesellschaft zum Bewußtsein und schaffen damit die Voraussetzungen für den Sozi-

alismus nach dem Worte von Karl Marx: 

„Die Arbeiterklasse ist revolutionär oder sie ist nichts.“ 

Während die SPD ihre demagogischen Betrügereien immer mehr selbst aufdecken muß, je weiter der 

Prozeß ihrer Faschisierung fortschreitet, ist die führende Partei der deutschen Bourgeoisie die Zent-

rumspartei, durch ihre traditionelle religiöse Ideologie (trotz des Gegensatzes zwischen Katholizis-

mus und Protestantismus) sehr geeignet als Partei, die die faschistische „Einheit des Volkes“ reprä-

sentiert. Die „Einheit des Volkes“ in der Religion, die Zufriedenheit mit dem irdischen Jammertal 

durch die Hoffnung auf das himmlische Paradies, die christliche (katholische) Aktion gegen den in 

Gestalt des Bolschewismus neu erstandenen Antichrist, das sind Momente, die das Zentrum für die 

ideologische [111] Beherrschung der Massen hervorragend befähigen. Die dialektische Betrachtung 

lehrt also, wie der Faschismus mit seiner Ideologie der Volksgemeinschaft, der Einheit aller (mit 

Ausschluß einiger „asozialer Hetzer“), eine „Einheit“ betont, die eine von einem unheilbaren inneren 

Widerspruch befallene „Einheit“ ist, eine Einheit, deren Grundgesetze Karl Marx aufgedeckt hat. 

Eine besonders gefährliche Form des undialektischen, objektiv klassenfeindlichen Denkens ist der 

faule Liberalismus in unseren Reihen, gegen den sich die vom Genossen Thälmann geführte theore-

tische Offensive richtet. Hierauf werden wir im fünften Abschnitt näher eingehen. 

Unsere letzten Ausführungen haben nur eine, freilich unvergleichlich wichtige Anwendung des dia-

lektischen Denkens nach der Seite der zahlreichen vorhandenen Gegensätze und ihres Verhältnisses 

untereinander gegeben. Wer sich ernsthaft bemüht, die Dialektik aufzuspüren, die uns allenthalben 

umgibt, wird die Beispiele bald ins Unendliche vermehren können. 

Die Anwendung der Dialektik auf solche Verhältnisse hat Lenin in seiner „Entwicklung des Kapita-

lismus in Rußland“ (1899), also in einer scheinbar trockenen, rein ökonomischen Abhandlung, meis-

terhaft dargestellt: 

„Nichts ist ja bequemer und vorteilhafter, als sich bei der Analyse der ökonomischen Gegensätze ins 

einzelne zu verlieren, so die Tiefe der Gegensätze zu verhüllen und zur selben Zeit den Sozialisten 

„grobe“ Verallgemeinerungen vorzuwerfen, wenn sie diese Gegensätze i n  i h r e r  Gesam t h e i t  er-

fassen wollen.“ (III, 466.) 

* 

Von der Durchdringung der Gegensätze ist die Entwicklung der staatlichen und „privaten“ Wirtschaft 

zum Staatskapitalismus ein anderes Beispiel. Wir verweisen noch auf die Verflechtung, Verwachsung 

und Durchdringung des Industrie- und Bankkapitals zum Finanzkapital und auf die Verschmelzung 

der sozialfaschistischen Bürokratie mit der Unternehmerschaft und dem kapitalistischen Staatsapparat. 

Zur Vertiefung dieser einführenden Betrachtung wählen wir weiter ein Beispiel, das die persönlichen 

und moralischen Eigenschaften der Menschen betrifft, gerade um zu zeigen, daß die Behauptung von 

der Allgegenwart dialektischer Verhältnisse keine leere Behauptung ist. 

Hegel würde etwa sagen: 

Alles, was ist, ist auch zugleich nicht. Alles vergeht. Das Dasein ist eine Einheit von Sein und Nicht-

sein. Eben dies ist das Wesen des Lebens – es begreift Geburt und Tod notwendig in sich. 

Diese Sätze werden wir in der dialektischen Entwicklung umfassender beweisen. Hier dienen sie uns 

als Mittel, das dialektische Verhältnis zweier Eigenschaften herauszustellen, die einander auszu-

schließen scheinen: Mut und Feigheit. 

Das starre (formallogische), metaphysische (undialektische) Denken sagt: 

Entweder ist jemand mutig, dann ist er nicht feige, oder er ist feige, dann ist er nicht mutig. Ein drittes 

ist undenkbar. 
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[112] Diese Denkweise ist in der (undialektischen) Logik als Satz des Widerspruchs oder des ausge-

schlossene Dritten bekannt. Widersprüche werden von der undialektischen Logik geleugnet, weil sie 

für diese Art Denken „undenkbar“ sind, können sie auch nicht in der Wirklichkeit existieren. Wider-

sprüche werden von der undialektischen Logik in den Kopf des Menschen verlegt, der, wenn er Wi-

dersprüche sieht, eben nicht „richtig“ denkt, der überhaupt nicht imstande ist, die Wirklichkeit zu 

erkennen. Das kann nur der liebe Gott – man sieht hier, wie der Verzicht auf die materialistische 

Dialektik geradeswegs ins Pfaffentum führt. Das wirklich richtige Denken ist aber gerade umgekehrt 

dasjenige Denken, das sich in Widersprüchen bewegt, in dialektischen Widersprüchen, die nur eine 

Widerspiegelung der Widersprüche der objektiven Wirklichkeit sind. 

Schon aus der einfachen Erfahrung ist klar, daß derselbe Mensch einmal mutig und einmal feige sein 

kann, je nach den äußeren und inneren Umständen, die auf ihn wirken. Welche Erfahrungen vermit-

teln nicht ungewöhnliche Ereignisse, die den Alltagstrott unterbrechen und „die Spießer aus den Bä-

renhöhlen treiben“ (Lenin), besonders die Revolution, aber auch der Krieg überhaupt, für die Er-

kenntnis des Zusammenhangs zwischen Mut und Feigheit eines Menschen! Zu welchem Heroismus 

sind Leute fähig, die sich zu gewöhnlichen Zeiten vor einem kalten Luftzug fürchte! Der Mensch ist 

von der Gesamtheit der gesellschaftlichen Umstände abhängig. 

„Er ist kein ausgeklügelt Buch, 

er ist ein Mensch mit seinem Widerspruch.“ 

Auch der Mensch trägt, wie alles in der Weit, seinen Widerspruch in sich. Der Volksmund hat so 

manches Stück Dialektik naiv begriffen und in Sprichwörtern ausgesprochen; dasselbe gilt von den 

Dichtern. Auch nach dieser Seite läßt sich durch unausgesetztes Beobachten und Nachdenken das 

dialektische Denken schärfen. 

Mut und Feigheit fallen also zuweilen nicht bloß begrifflich (begrifflich nach der ersten Abstraktion), 

sondern auch zeitlich und räumlich aus einander. In tieferer Weise hat dies ein Geschichtsschreiber, 

der zugleich Dichter war, Friedrich Schiller, von dem Führer des niederländischen Aufstandes gegen 

die spanische Fremdherrschaft im 16. Jahrhundert, von Wilhelm von Oranien, mit den Worten gesagt: 

„So sehr sein Gemüt über Schrecken und Freude erhaben war, so unterworfen war es der Furcht; aber die 

Furcht eilte der Gefahr voraus; er war ruhig im Tumult, weil er in der Ruhe gezittert hatte.“ 

Hier ist der Gegensatz bereits als untrennbare Einheit begriffen. Betrachten wir ihn nunmehr streng 

dialektisch. 

Wenn das Dasein das Nichtsein einschließt, so schließt auch der Mut sein besonderes Nichtsein, den 

Nichtmut, die Feigheit, ein, ebenso wie die Feigheit ihr Nicht- oder Anderssein, die Nicht-Feigheit, 

den Mut, einschließt. 

Mut ist nur, insofern Feigheit ist, nämlich insofern Feigheit n i c h t  ist (beides ist identisch). Mut setzt 

seinen Gegensatz, die Feigheit, ständig voraus; es ist nur, insofern er nicht Feigheit ist, insofern er 

die Feigheit bekämpft, unterdrückt und bändigt. Wer keine Feigheit kennt, ist auch [113] nicht mutig, 

er ist ahnungslos. Dem gehörnten Siegfried haben die Burgunder mit Recht Mut abgesprochen; er 

hatte, da er unverwundbar war, gar keine Gelegenheit, feige zu sein, folglich konnte er auch keinen 

Mut haben. 

Dasselbe gilt für das umgekehrte Verhältnis Feigheit–Mut. 

Der idealistische Dialektiker Hegel hat sich mit Vorliebe in gegensätzlichen m or a l i s chen  Begrif-

fen unigetrieben, da die m a t e r i e l l e  Wirklichkeit für ihn nur dies war, keine Wahrheit zu haben, 

also nicht wirklich zu sein. Bei ihm kann man entsprechende Betrachtungen über Tugend und Laster 

lesen. Die Tugend, die nicht zugleich Laster ist (nämlich Laster n i ch t  ist). ist gar keine Tugend, 

sondern – Unschuld. 

Wichtiger für uns ist die Identität, die Einerleiheit, die Einheit des Gegensatzes Wahrheit und Irrtum. 

Es gibt keine Wahrheit, die vollständige Wahrheit ist, die nicht einen noch so geringen Irrtum ein-

schließt, die also mit der fortschreitenden Theorie und Praxis nicht noch besser begriffen werden 
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könnte. Der vollständigen Wahrheit nähern wir uns immer mehr an, ohne sie jemals ganz (absolut) 

zu erreichen. Mit der Unerkennbarkeit der Welt hat dies nichts zu tun; es ist ihr direktes Gegenteil, 

da das Verhältnis zwischen relativer (verhältnismäßiger, annähernder) und absoluter (vollständiger) 

Wahrheit selbst relativ (verhältnismäßig, bedingt) ist. Die Wahrheit, die wir begreifen, ist objektive 

Wahrheit, aber durch das Verhältnis des erkennenden Subjekts (Menschen) und des erkannten Ob-

jekts (Gegenstandes) dialektisch bedingte objektive Wahrheit. 

Ebenso ist kein Irrtum, der ohne jede Wahrheit wäre. Ein Irrtum verzerrt, entstellt, vereinseitigt und 

verkennt den zu erkennenden Gegenstand, aber er schließt stets einen Keim, einen Kern der Wahrheit 

ein. Kein Irrtum ist so grob, daß wir ihn nicht – es sei denn, daß er für die Massen vollkommen bedeu-

tungslos wäre – widerlegen und bekämpfen und zu diesem Zweck beachten und studieren müßten. 

Lenin sagte: 

„Einfach die Augen zu schließen, nicht nur vor der bürgerlichen Wissenschaft, sondern sogar vor den unsin-

nigsten Lehren; den äußersten Obskurantismus (Dunkelmännertum, Unsinn) einbegriffen, ist selbstverständ-

lich unbedingt falsch.“ (III, 594, Fußnote.) 

Allgemein urteilt Lenin über die Unwissenschaftlichkeit, den Idealismus, das Pfaffentum wiederum 

in seinem Entwurf „Zur Frage der Dialektik“: 

„Der philosophische Idealismus ist nur vom Standpunkt, des groben, einfachen, metaphysischen (undialekti-

schen) Materialismus Unsinn. Umgekehrt ist vom Standpunkt des dialektischen Materialismus der philosophi-

sche Idealismus eine einseitige, übertriebene, überschwengliche (Dietzgen) Entwicklung (Aufblähung, Auf-

schwellung) eines der Züge, einer der Seiten, einer der Grenzen der Erkenntnis zum von der Materie,  von der 

Natur l o s g e l ö s t e n  vergötterten Absoluten. Idealismus bedeutet Pfaffentum. Stimmt! Doch ist der philoso-

phische Idealismus (‚r i c h t i g e r  g e s a g t‘ und ‚a u ß e r d e m‘) ein Weg zum Pfaffentum ü b e r  e i n e  d e r  

S c h a t t i e r u n g e n  der unendlich verwickelten E r k e n n t n i s  des (dialektischen) Menschen. 

[114] Die Erkenntnis des Menschen ist nicht (bzw. beschreibt nicht) eine gerade Linie, sondern eine Kurve, die 

sich dem System der Kreise, einer Spirale, unendlich nähert. Jedes Bruchstück, jeder Splitter, jedes Stückchen 

dieser Kurve kann verwandelt werden in eine selbständige, ganze, gerade (Linie), die, wenn man vor lauter 

Bäumen den Wald nicht sieht, dann in den Sumpf, zum Pfaffentum führt (wo sie das Klasseninteresse der herr-

schenden Klasse verankert). Gradlinigkeit und Einseitigkeit, Hölzernheit und Verknöcherung, Subjektivismus 

und subjektive Blindheit, voilà (da haben wir) die erkenntnistheoretischen Wurzeln des Idealismus. Das Pfaf-

fentum (= philosophischer Idealismus) aber besitzt natürlich erkenntnistheoretische Wurzeln, ist nicht ohne Bo-

den. Er ist unstreitig eine taube Blüte, aber eine taube Blüte, die am lebendigen Baum der lebendigen, fruchtba-

ren, wahren, machtvollen, allmächtigen, objektiven, absoluten menschlichen Erkenntnis blüht.“ (XIII, 397.) 

* 

Die Untrennharkeit der Gegensätze oder – da Untrennbarkeit so aufgefaßt werden könnte, als hingen 

die Untrennbaren nur gleichsam an einer Fläche zusammen wie aufeinander geleimte Holzbretter – 

ihre Identität, ihre Einerleiheit, Dieselbigkeit (hier gibt es manche Wortungetüme) hat Hegel in tiefe-

rer Weise durch den Satz ausgesprochen: 

„Jedes Moment des Begriffs ist selbst der ganze Begriff.“ 

Bei Hegel ist es immer der Begriff, dem die dialektischen Eigenschaften wahrhaft zukommen. Die 

Dinge und Verhältnisse der Wirklichkeit sind für den Idealismus Verunreinigungen, endliche Aus-

drücke des unendlichen Begriffs. Dies ist der idealistische Charakter der Hegelschen Dialektik. Um-

gekehrt wird ein Schuh daraus. Der dialektische Materialismus von Marx, Engels, Lenin und Stalin 

stülpt die idealistische Dialektik um und schält ihren materialistischen Kern heraus. Der Begriff ist 

nur ein endliches, annäherndes Abbild der Wirklichkeit, wobei – wie gezeigt – der Unterschied zwi-

schen endlich und unendlich selbst endlich ist und vergeht. 

Unter Momenten sind die Glieder, die Seiten, die Zusammenhänge eines Gegenstandes zu verstehen. 

Inwiefern ist nun jedes Glied selbst der ganze Körper? 

Fangen wir mit dem nahe liegenden buchstäblichen Zusammenhang an. 
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Jedes Glied des menschlichen Körpers steht mit dem ganzen Körper in unlöslichem Zusammenhang. 

Verliert der Mensch ein Glied – so bleibt eben ein verstümmelter Körper. Verliert er mehrere Glieder, 

so tritt ein Punkt ein, wo der Körper überhaupt aufhört zu sein. Der Mensch stirbt. Ein besonderes 

Beispiel hierfür ist der Verlust eines größeren Teiles der Hautfläche. 

Aber nicht nur das. Dies allein wäre auch noch unter dem mechanischen (undialektischen) Verhältnis 

des Ganzen und seiner Teile zu begreifen. Aber erst durch die dialektische Betrachtungsweise wird 

die volle Bedeutung solcher Zusammenhänge erschlossen. 

[115] Hier sei auf die Bedeutung des Gesichts, besonders der Augen, auch der Hände, der Haltung, 

des Gangs, der Handschrift eines Menschen für die Beurteilung des ganzen Menschen verwiesen. 

Dunkelmänner, die sich auf einen dieser Züge, auf eines dieser Glieder beschränken und blind und 

fanatisch an ihrer Beschränktheit festhalten, können freilich kein allseitiges Urteil – und nur ein all-

seitiges Urteil ist richtig – über den Menschen oder Gegenstand oder über ein Verhältnis fällen. Denn 

wenn es wahr ist, daß die Handschrift (in gewissem Sinn) den ganzen Menschen widerspiegelt, so. 

ist es ebenso wahr, daß dies jeder andere Zug, jede andere Seite, jedes andere Glied auch tut. Erst aus 

der richtigen Beurteilung aller Seiten und ihrer verschiedenen Zusammenhänge erwächst ein wirklich 

richtiges Urteil. 

Zur Beurteilung eines Menschen gehört auch die Kenntnis seiner Tätigkeit, seines Umganges, seiner 

Freunde. „Sage mir, mit wem du umgehst, und ich will dir sagen, wer du bist.“ Dieses Sprichwort 

bringt (in naiver Weise) einen dialektischen Zug zum Ausdruck. Das Sprichwort ist wahr, aber seine 

Wahrheit hat an der Beschränktheit seines Inhalts ihre Grenze. Dieser Inhalt muß durch den Inhalt 

aller übrigen Verhältnisse des betreffenden Menschen ergänzt werden. 

Vorschnelle Urteile sind Vorurteile. Hat ein Referent schlecht gesprochen, so muß man untersuchen, 

ob dies Zufall ist, auf besondere Umstände, eine vorübergehende Verstimmung zurückgeht, oder ob 

es Notwendigkeit ist, ob es die Fähigkeit (Unfähigkeit) des Referenten richtig widerspiegelt. Das 

Gleiche gilt von einer guten Rede. Zufall und Notwendigkeit sind kein getrennter, sondern ebenfalls 

ein dialektischer Gegensatz. Jeder Zufall schließt auch Notwendigkeit ein und jede Notwendigkeit 

Zufall. Eine, wirkliche Seite des Menschen – des Redners, oder als was er sonst auftreten mag – 

kommt in jedem Zufall zum Vorschein. 

Wo ein Mensch feige war, nachlässig, weniger leistungsfähig, muß zur Ergänzung, zum richtigen 

Urteil die Kenntnis dessen hinzutreten, wann derselbe Mensch mutig, sorgfältig, auf der Höhe seiner 

Leistung war. Gesunde und kranke, friedliche und stürmische Tage bringen jeder besondere Züge 

zum Vorschein, die mit allen anderen Zügen einen durchgehenden Zusammenhang bilden. Diesen 

Zusammenhang müssen wir entdecken, müssen wir denken. 

Wenn jedes Glied selbst der ganze Begriff ist, so trifft der Satz zu: 

Wer in Geringsten treu ist, der ist auch im Großen treu; und wer im Geringsten unrecht ist, der ist 

auch im Großen unrecht“. Aber gleichzeitig ist dieser biblische Satz unzutreffend, da er eine starre, 

gleichmäßige Beziehung enthält. Wer keine silbernen Löffel stiehlt oder sich nicht auf „rechtswid-

rige“ Weise Brot aneignet, um seinen ärgsten Hunger zu stillen, kann sehr wohl ein gr oße r  Gauner 

sein, wie die verschiedenen Fälle „höchst ehrenwerter“ Kapitalisten, Generaldirektoren und Auf-

sichtsratsmitglieder gezeigt haben. Auch der umgekehrte Fall, daß einer im großen treu ist, aber im 

geringsten unrecht, ist nicht selten. Die Justiz hat für diesen Fall auch ihre „Dialektik“: „Die Kleinen 

hängt man, die Großen läßt man laufen“. 

Fügen wir noch ein sehr wichtiges politisches Beispiel hinzu. 

[116] Die Konkurrenz schließt das Monopol ein, das Monopol die Konkurrenz. Lenin schrieb im 

„Imperialismus als höchstem Stadium des Kapitalismus: 

„Und zugleich sehen wir, daß die Monopole die freie Konkurrenz. aus der sie erwachsen, nicht beseitigen, 

sondern über und neben ihr fortbestehen und somit eine Reihe besonders krasser und schroffer Widersprüche, 

Reibungen und Konflikte erzeugen.“ (XIX, 167.) 
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Die Konkurrenz hat im Monopol, wie die dialektische Logik sich ausdrückt, ihr Anderes, also i s t  sie 

Monopol. Das Monopol hat in der Konkurrenz sein Anderes, also i s t  es Konkurrenz. Konkurrenz 

und Monopol sind verschiedene Formen und Ausdrücke ein und desselben Daseins, der riesenhaft 

entwickelten Produktion auf der Grundlage des Privateigentums an den Produktionsmitteln, also der 

privaten Aneignung. Konkurrenz und Monopol sind Gegensätze, die einander ausschließen und doch 

dasselbe sind und über- und nebeneinander auftreten. Dieser übereinstimmende Gehalt ist die Ver-

mittlung zwischen den Extremen (äußeren Gliedern) Konkurrenz und Monopol, und nur Leute, die 

den Marxismus derart verleugnen wie Kautsky, seit er die Internationale als Friedensinstrument be-

zeichnete und den Ultraimperialismus für wenigstens „denkbar“ erklärte und diese „Denkbarkeit“ an 

Stelle proletarischen Internationalismus setzte, können das Fortbestehen der Konkurrenz unter und 

neben den Monopolen übersehen. 

Das Verhältnis „Demokratie“–Faschismus haben wir bereits mehrfach erörtert. Die bürgerliche „De-

mokratie“ i s t  s e l b s t  die ganze kapitalistische Diktatur und unterscheidet sich ihrem Klasseninhalt 

nach nicht im geringsten vom Faschismus. Sie schließt selbst alle Seiten und Methoden des Faschis-

mus ein, sie wächst in ihn hinüber, durch eine Reihe von Uebergängen, deren eigentümlichen Gehalt 

in jedem gegebenen Zeitpunkt au finden die höchste Aufgabe der marxistisch-leninistischen Theorie 

ist. Die Partei kann diese Aufgabe nicht lösen, ohne daß alle Parteigenossen, alle klassenbewußten 

Betriebsarbeiter an der Lösung dieser Aufgabe teilnehmen. 

* 

Fassen wir zusammen: 

Die Dialektik ist ein Grundgesetz alles Seins und Geschehens. In der Politik spielt sie eine hervorra-

gende Rolle, weil sie der Klasse, die sie materialistisch (also wirklich) erkennt und sich ihrer bewußt 

bedient – und dies kann nur das revolutionäre Proletariat – eine unschätzbare und unentbehrliche 

Waffe liefert. 

Die wichtigste Seite des dialektischen Verhältnisses besteht in der Einheit der Gegensätze (den Ge-

gensätzen des Einheitlichen). Unter den übrigen Punkten des zweiten Abschnittes werden wir andere 

Seiten des dialektischen Verhältnisses untersuchen. 

 Der dritte Abschnitt wird die dialektische Entwicklung, der vierte die objektive Dialektik (die Frage 

des dialektischen Ma te r i a l i sm u s) und die dialektische Methode, der fünfte die Rolle der Dialektik 

in der Geschichte der Kommunistischen Internationale behandeln. 

[117] 
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Die Internationale  

15. Jahrgang ⁕ Berlin, März 1932 ⁕ Heft 3 

Nach dem Februarplenum des ZK. der KPD. 

Berlin, Anfang März 1932. 

Äußerste Zuspitzung der Weltkriegsgefahr! 

My. Das P l enum  des  Zen t r a l kom i tee s  de r  Kom m u n i s t i s chen  Pa r t e i  Deu t s ch l and s, 

das vom 20. bis 23. Februar in Berlin tagte und sich mit allen Fragen unserer r evo lu t i onä r e n  

M a s s e n a rbe i t  beschäftigte, stand von der ersten bis zur letzten Minute im Zeichen des Ernstes der 

Kriegsereignisse im Fernen Osten und der unmittelbaren Bedrohung der Sowjetunion durch das Vor-

gehen des japanischen Imperialismus und der Haltung der gesamten gegen die Sowjetunion mobili-

sierenden imperialistischen Mächte. 

Die Anwesenheit zahlreicher Vertreter anderer Sektionen der Kommunistischen Internationale unter-

strich die außerordentliche i n t e r na t i ona l e  Bedeu t ung  dieser Tagung, in der die Fragen des re-

volutionären Kampfes gegen den imperialistischen Krieg als Aufgaben der täglichen revolutionären 

Kleinarbeit und der Massenmobilisierung für den revolutionären Ausweg aus der Krise im Mittel-

punkt standen. 

Das Referat und das Schlußwort des Genossen Thälmann, unter dem Titel „Der  r evo l u t i onä r e  

Ausweg  und  d i e  KPD“ bereits als Broschüre erschienen, bilden zusammen mit den Thesen und 

Resolutionen des Plenums den Leitfaden unserer gesamten politischen Arbeit. 

Die Dek l a ra t i on  zu r  Repa r a t i ons f r ag e, die auf dem Plenum beschlossen wurde, bedeutet eine 

wichtige Waffe in unserem Kampf gegen die Youngsklaverei und gegen die nationale Demagogie 

der National- und Sozialfaschisten gerade angesichts der gegenwärtigen chauvinistischen Hetzwelle 

gegen die Sowjetunion und unsere Partei. 

In den wenigen Tagen, die seit dem Stattfinden des Plenums verflossen sind, hat sich die außen- und 

innenpolitische Lage weiter verschärft. Bei den Ereignissen im Fernen Osten zeigt sich immer deut-

licher die Rolle des japanischen Imperialismus als Vortrupp des Weltimperialismus gegen die sozia-

listische Sowjetunion und die gesamte weltrevolutionäre Bewegung. Es bestätigt sich in jedem 

Punkte das, was Lenin auf II. Weltkongreß der Kommunistischen Internationale 1920 in seinem Be-

richt über die Arbeiten der Kommission für die nationale und koloniale Frage sagte, daß 

[118] „in der heutigen Weltlage, nach dem Imperialistischen Krieg, die gegenseitigen Beziehungen der Völker, 

das ganze Weltsystem der Staaten bestimmt wird durch den Kampf einer kleinen Gruppe imperialistischer 

Nationen gegen die Sowjetbewegung und die Sowjetstaaten, an deren Spitze Sowjetrußland steht. Wenn wir 

das außer acht lassen, so werden wir nicht imstande sein, auch nur eine einzige nationale oder koloniale Frage 

richtig zu stellen, selbst wenn es sich um einen ganz abgelegenen Winkel der Welt handelt. Nur wenn sich die 

kommunistischen Parteien auf diesen Standpunkt stellen, können sie jede politische Frage der zivilisierten oder 

rückständigen Länder richtig stellen und eine Antwort darauf erteilen.“ (Sämtl. Werke, Bd. XXV, S. 434.) 

Hinter dem Nebel der Völkerbundsinstitutionen und Verträge vollzieht sich der Kriegsaufmarsch der 

imperialistischen Mächte gegen die Sowjetunion. Ganz offen arbeiten die japanischen Militaristen 

mit den weißgardistischen Generalen zusammen. In Charbin konzentrieren sich weißgardistische 

Truppen, die gegen die Sowjetunion eingesetzt werden sollen. Die „Berliner Börsenzeitung“ brachte 

am 28. Februar Mitteilungen über die Tätigkeit der weißgardistischen Emigranten, die stärkste Be-

achtung verdienen. Es heißt in dem Artikel der „Börsenzeitung“, daß der fernöstliche Konflikt „in 

gewissen Kreisen der russischen Emigration neue Hoffnungen“ geweckt habe. Ueber den Stand der 

Mobilisierung der Emigration wird gesagt: 

„In denjenigen Pariser Emigrantenkreisen, die eine solche Aktion (Kriegsüberfall auf die UdSSR, Verf.) nicht 

nur erhoffen, sondern auch herbeizuführen versuchen, verweist man auch darauf, daß auf dem Balkan noch 

starke Reste der ehemaligen Wrangelarmee vorhanden sind, die ‚im Notfalle‘ sehr leicht nach dem Fernen 

Osten befördert werden könnten. Auch diese Wrangel-Leute haben, vor allem in Jugoslawien, den 
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militärischen Charakter ihrer Formationen streng aufrechterhalten und sich sogar militärisch und militärtech-

nisch weiter ausgebildet. In mehreren jugoslawischen Städten, darunter auch in Belgrad, bestehen noch immer 

russische Kadettenkorps. 

Nachdem die Japaner die Mandschurei an sich gebracht haben, wird In russischen Emigrantenkreisen in Paris 

lebhaft der Gedanke eines ‚P u f f e r s t a a t e s‘ u m  C h a r b i n herum erörtert, eines Staates, in dem die ‚weißen 

Russen‘ eine ausschlaggebende Rolle spielen würden. So phantastisch dieser Plan auch auf den ersten Blick 

anmutet, die von Japan proklamierte ‚unabhängige‘ Mandschurei scheint in gewissem Umfange diesen Ge-

dankengängen der russischen Emigranten zu entsprechen. Wie man hört, ist man in Charbin und Mukden be-

reits dabei, bei der Bildung der Regierungsbehörden des neuen Staates die einzelnen Nationalitäten des Landes 

entsprechend zu berücksichtigen, wobei die russischen Emigranten keineswegs schlecht abschneiden sollen. 

Auch die Bewaffnung und der militärische Zusammenschluß der Mandschureirussen soll bereits sehr weit 

gediehen sein.“ 

Diese und zahllose andere Meldungen und Tatsachen zeigen, daß wir uns in der Tat in der ernstesten 

Situation seit Ausbruch des ersten Imperialistischen Weltkrieges befinden. Denn nicht nur im Fernen 

Osten, sondern in allen Ländern, die an die Sowjetunion grenzen, sehen wir unm i t t e l ba re  Vorbe-

reitungen zum Interventionskrieg. Während der Kriegsaufmarsch im Fernen Osten vollzogen und eine 

immer schärfere [119] Zuspitzung gegen die Sowjetunion deutlich wird, erhöht sich die Ak t i v i t ä t  

de s  f r a nzö s i s c hen  I m pe r i a l i sm us  i m  Ausb a u  s e i ne s  Vasa l l ensys t em s  i n  Mi t t e l-, 

Südos t- und  Os t eu r op a. Am 2. März verlangte Tardieu, der französische Ministerpräsident, die 

sofortige Bewilligung einer 600-Millionen-Anleihe an die Tschechoslowakei, um dieses strategisch 

wichtige Land noch stärker unter die Botmäßigkeit des französischen Imperialismus zu bringen. Auch 

die Verhandlungen zur Herbeiführung einer W i r t s cha f t s e n t en t e zwi schen  Oes t e r r e i ch  

und  de r  sogenann ten  Kl e i nen  En t en te‚ die Anfang März von Frankreich eingeleitet würden, 

dienen der Befestigung der französischen Hegemonie auf dem Kontinent. Nach dem Sturze Schobers 

setzt Frankreich konsequent seine Politik der stärkeren Fesselung Oesterreichs fort, wobei sich die 

französische Politik sowohl gegen die Sozialistische Sowjetunion als auch gegen Deutschland richtet. 

Die Bündnispolitik des französischen Imperialismus soll Deutschland den Weg der Zollunion und 

der Vereinigung mit Oesterreich endgültig versperren. Auf Kosten Deutschlands soll mit Hilfe Oes-

terreichs das Versailler System gestützt und ausgebaut werden. 

In diesem Zusammenhang zeigt sich für uns mit größter Deutlichkeit die enge Verbindung der Fragen 

der sozialen und nationalen Befreiung. Der französische Imperialismus als Hüter und Nutznießer des 

Versailler Systems ist der erbittertste Feind der Sowjetunion und einer der Hauptorganisatoren des 

Krieges gegen das Land des Sozialismus. Die Sowjetunion auf der anderen Seite ist als Arbeiterstaat 

der stärkste Aktivposten der deutschen revolutionären Bewegung, der einzige Staat, mit dem ein 

freies sozialistisches Deutschland ein Schutz- und Trutzbündnis schließen kann. So wie der französi-

sche Imperialismus die stärkste Bed r o h ung  einer künftigen deutschen Revolution darstellt, so ist 

die Sowjetunion ihr stärkster internationaler Rückha l t. 

Das Plenum des Zentralkomitees hat in ernster Weise die internationalen Bedingungen einer Revo-

lution in Deutschland untersucht und dabei die Tatsache unterstrichen, daß das Versailler System im 

dialektischen Zusammenhang sowohl größere Schwierigkeiten vor das deutsche revolutionäre Prole-

tariat stellt, als auch die „Ursache einer immer mehr anschwellenden tiefen revolutionären Gärung“ 

(Lenin) bildet. Die schnelle drohende Zuspitzung der internationalen Lage macht diese Feststellungen 

unseres Zentralkomitees besonders wichtig. 

Brüningpolitik Verstärkung der Inflationstendenzen – Neue Anschläge gegen die Arbeitslosen-

versicherung 

Das Brüningkabinett steht angesichts der immer drückenderen finanziellen und wirtschaftlichen 

Schwierigkeiten vor komplizierten Aufgaben, wobei sich noch nicht absehen läßt, wie es über diese 

Klippen hinweg kommen will. Die vielen „beruhigenden“ Erklärungen Brünings, Dietrichs usw. „ge-

gen Inflation“ sprechen nicht gegen unsere Feststellung über die Verstärkung der Inflationstendenzen, 

namentlich wenn man bedenkt, daß die Brüningregierung nach ihren eigenen Worten bereits [120] mit 

der Notverordnung vom 8. Dezember einen „Schlußstrich unter die Deflationspolitik“ ziehen wollte. 
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Wenn auch durch die Hindenburg-Kandidatur zur Reichspräsidentschaftswahl die Stellung der 

Brüningregierung sehr gestärkt erscheint, so ist doch der Hinweis nötig, daß das „Ergebnis“ der Not-

verordnung vom 8. Dezember 1931 nicht dazu angetan ist, die Position Brünings zu starken. Die 

Notverordnung vom Dezember sollte eine „Gesamtlösung“ sein. Man lobte ihre „konstruktiven Maß-

nahmen“. Kurz zusammengefaßt war der Inhalt dieser Notverordnung: 

1. das Preisniveau sollte auf den Weltstandard ermäßigt werden; 

2. die Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands auf dem Weltmarkt sollte gehoben werden; 

3. der Haushalt des Reiches, der Länder und der Kommunen sollte ausgeglichen werden; 

4. die öffentlichen Ausgaben sollten herabgesetzt werden; 

Tatsächlich aber sehen wir einen fortschreitenden Zerfall der deutschen Wirtschaft, eine katastrophale 

Zuspitzung der Lage der öffentlichen Finanzen, eine Verminderung der Wettbewerbsfähigkeit 

Deutschlands durch die bestehenden, in der ganzen kapitalistischen Welt immer höher getürmten 

Hochschutzzölle, durch die Devisensperre usw. Wir sehen einen drohenden Währungszerfall und ne-

ben der weiteren Abschnürung Deutschlands vom Weltmarkt eine nie dagewesene diplomatische Iso-

lierung Deutschlands. Die eingetretene Senkung einiger Preise Ist ohne jede marktfördernde Wirkung 

geblieben, da die Lohn- und Gehaltsreduzierung in Höhe von 3 bis 4 Milliarden Mark die innere 

Konsumkraft katastrophal hat zusammenschmelzen lassen. 

Die Lage der öffentlichen Finanzen spitzt sich weiter zu. Die Inflationstendenzen verstärken sich 

immer mehr und die Projekte zur weiteren Herabsetzung des Lebensstandards der werktätigen Mas-

sen nehmen immer ungeheuerlichere Ausmaße an. Wenn bis zur Stunde dennoch keine finanztechni-

schen Maßnahmen zur „Ueberwindung“ der Finanzschwierigkeiten unternommen wurden, so vor al-

lem, weil die Bourgeoisie eine wachsende Angst vor der „psychologischen“ Auswirkung von Infla-

tionsmaßnahmen empfindet. Inzwischen erfolgen weitere Bankkrachs (Anfang März Berliner Han-

delsbank AG, durch deren Pleite zahlreiche Mittelstandsexistenzen ruiniert wurden). 

Die Bankenfusion, die Ende Februar erfolgte, soll nur der Verschleierung der Bankerotts von Finan-

zinstituten dienen, die zu den festesten Säulen (her finanzkapitalistischen Herrschaft in Deutschland 

zählten. Innerhalb der Bourgeoisie sind die Ansichten über die Zweckmäßigkeit der Fusion sehr ge-

teilt. Es wird bezeichnenderweise darauf hingewiesen, daß angesichts der Labilität der internationalen 

Lage es wahrscheinlich noch „viel zu früh“ sei für die Aufstellung der Verlustbilanz. Den werktätigen 

Steuerzahlern kostet die „Bereinigung“ rund 1 Milliarde, die aus öffentlichen Mitteln zur Verfügung 

gestellt wurden, um das Tempo der Bankerottisierung aufzuhalten. Die genaue Geschichte der Vor-

gänge seit dem 13. Juli, dem Tage des Danat-Schalterschlusses, zu schreiben, wäre eine verlockende 

Aufgabe! 

[121] Die Gewerkschaftsbürokratie und die SPD-Führer verstärken ihre Ag i t a t i on  f ü r  den  Ue -

be r gang  zu  i n f l a t i on i s t i s c h en  M a ßnahm e n. Der Reichstagspräsident Löbe hat am 3. März 

in einem Interview mit dem Berliner Vertreter der Osloer Zeitung „Tidens Tegn“ erklärt, Deutschland 

müsse vom Go l d s t anda r d  abgehe n, das sei die einzige Rettung. 

Unverhohlen fordert die Scharfmacherpresse weitere Herabsetzungen der sozialen Ausgaben für die 

Erwerbslosen und Wohlfahrtsempfänger. Die „Berliner Börsenzeitung“ z. B. verlangt, 

„daß für die Auszahlung und Bemessung der Unterstützungen eindeutige und objektive Maßstäbe aufzustellen 

sind, die jeden Mißbrauch nach Möglichkeit ausschließen und damit auch die deutsche Arbeitslosenstatistik 

bereinigen und Ihre stimmungsmäßige Auswirkung abmildern ... (!!) 

Durch die Arbeitslosenfürsorge dürfen nur arbeitslose Personen betreut werden, die arbeitsfähig und arbeits-

willig (!) sind und die vor Eintritt der Arbeitslosigkeit eine bestimmte, im Gesetz näher festzulegend Zeitdauer 

In einem Beschäftigungsverhältnis gestanden haben.“  („Berliner Börsenzeitung“, 3. März.) 

Praktisch bedeuten diese Pläne eine neue unmittelbare Bedrohung der Millionen Erwerbslosen und 

der ganzen Arbeiterklasse. Hunderttausenden Erwerbslosen soll die Unterstützung völlig entzogen 

werden. Insbesondere aber lassen diese Pläne erkennen, daß die proletarische Jugend vollständig 
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unter faschistischen Arbeitsdienstzwang gestellt werden soll, wobei der Streit innerhalb der Bour-

geoisie nur noch darum geht, wie man in der zweckmäßigsten Weise das Kommando über die fa-

schistischen Arbeitsdienstpflichtheere auf Sozial- und Nationalfaschisten verteilen soll. Die immer 

deutlicher erkennbaren beabsichtigten Anschläge der Bourgeoisie auf die Erwerbslosen unterstrei-

chen in der ernstesten Weise die Bedeutung der Ausführungen des Genossen Thälmann über die drin-

gende Notwendigkeit der Verbesserung unserer Erwerbslosenarbeit. 

Daß die Bourgeoisie bei der Erwägung ihrer neuen Maßnahmen gegen die werktätigen Massen sehr 

wohl die Gefahren erkennt, die aus den verschärften sozialen und politischen Spannungen erwachsen, 

dafür mag folgender Satz aus der „Deutschen Bergwerkweitung“ vom 28. Februar als Beweis dienen: 

„Es ist nicht möglich, den deutschen Kulturmenschen auf die Stufe eines chinesischen Kulis herunterzudrü-

cken, der von einer Handvoll Reis leben muß. Da macht das Volk nicht mit. Da schafft sich die Verzweiflung 

g e w a l t s a m  Luft.“ 

Für den mit den verstärkten Schwierigkeiten der Bourgeoisie fortschreitenden Faschisierungsprozeß 

in Deutschland ist die Stellungnahme der staatsparteilichen „Frankfurter Zeitung“ bezeichnend, die 

am 2. März In einem Artikel über den „Sinn der Präsidentschaft“ über „unseren Weimarer Staat, der 

in einer Umbildung begriffen ist“, unter anderem folgendes schrieb: 

„Je weniger die parteipolitische Struktur den wirtschaftlich, politisch und sozial gefährdeten Staat zu stützen 

vermochte, je unrealer die parlamentarische Regierung wurde, desto fühlbarer wurden andere Mächte, die den 

Staat zusammenhalten: vor allem seine m i l i t ä r i s c h e n  G r u n d e l e m e n t e, d i e  R e i c h s w e h r  a l s  a k t i -

v e r  K e r n  u n d  d i e  K r i e g e r- u n d  [122] W e h r v e r b ä n d e  als die Sonnennebel, die ihn umgehen. Der 

Reichspräsident war nicht bloß der deutsche Feldherr im Weltkrieg, er ist auch der oberste Befehlshaber der 

Armee der Republik. Die anderen Mächte des Staates, wie etwa die Gewerkschaften, die dem parlamentari-

schen System aufs engste angeschlossen sind, mußten mit dciii Reichstag selbst fürs erste in den Schatten 

s o l c h e r  a n  s i c h  a l s  ‚u n p o l i t i s c h‘ b e z e i c h n e t e n, e r s t  i n  K r i s e n z e i t e n  i n  i h r e r  v o l l e n  B e -

d e u t u n g  e r k e n n b a r e n  F a k t o r e n g e r a t e n. Die Politik des Reichskanzlers hat dies alles berücksichtigt. 

Zahllose Konflikte haben diesen Ursprung. Der Kanzler Hindenburgs seit April 1930 flüchtete denn auch mehr 

und mehr aus dem politischen Brand in die Idee der nationalen Treuhänderschaft. Das ist ein Durchgangssta-

dium. Es liegt an uns allen, diese Epoche abzukürzen. Sie wird nicht vorübergehen, b e v o r  d e r  N a t i o n a l -

s o z i a l i s m u s  e n d g ü l t i g  v o n  e i n e r  p h a n t a s t i s c h e n  S e l b s t ü b e r h e b u n g  a u f  d e n  l e g a l e n  

A n s p r u c h  z u r ü c k g e d r ä n g t i s t, d e n  d i e  P a r t e i  H i t l e r s  w i e  j e d e  a n d e r e  P a r t e i  n a c h  d e m  

W i l l e n d e r  Wä h l e r  u n d  i m  R a h m e n  d e s  d e m o k r a t i s c h e n  S t a a t e s  (!) h a t. Wer Hitler zum Prä-

sidenten wählt, verzögert die Entscheidung – oder er provoziert die rücksichtslose Abwehr eines rücksichtslo-

sen Angriffs. Die Treuhänder aber sind verpflichtet, uns den bestehenden Staat zu erhalten und uns das Zu-

sammenwirken im Staate bis zu dem Z e i t p u n k t  z u  e r m ö g l i c h e n, w o  w i r  o h n e  d a s  R i s i k o  g ä n z -

l i c h e n  Z e r f a l l e s  n a c h p r ü f e n  k ö n n e n , w e l c h e L e h r e w i r f ü r d i e F o r t g e s t a l t u n g d e r V e r -

f a s s u n g  u n d u n s e r e r  p o l i t i s c h e n  L e b e n s f o r m  a u s  d e n  E r f a h r u n g e n  d e r  J a h r e  s e i t  We i -

m a r  z u  z i e h e n  h a b e n.“ 

Hier wird also mit größter Selbstverständlichkeit zugegeben, daß Reichswehr und Polizei und fa-

schistische Wehrverbände, die „militärischen Grundelemente“, es sind, die den Staat zusammenhal-

ten. Es kann keine deutlichere Bestätigung für die Einschätzung der Brüningpolitik und die Rolle der 

Militärclique Groener-Schleicher, so wie sie das Zentralkomitee in seinen letzten Beschlüssen gege-

ben hat, geben. 

Die Reichspräsidentschaftswahl und die Rolle des Hugenbergflügels der Bourgeoisie 

Genosse Thälmann hat in seinem Referat sich ausführlich mit der Rolle der Deutschnationalen im 

Faschisierungsprozeß beschäftigt. Er hat nochmals unterstrichen, daß Hugenberg mit seiner Politik, 

die zwar organisatorisch zu einer Schwächung der Deutschnationalen Volkspartei führte, sich gerade 

dadurch erst die Möglichkeit schuf, gestützt auf die Massenbasis der Nationalsozialisten, zum eigent-

lichen Einpeitscher und Antreiber der gesamten faschistischen Politik, des kapitalistischen Deutsch-

lands zu werden. Und in seinem Schlußwort auf der Sitzung des Zentralkomitees wies Genosse Thäl-

mann darauf hin, daß die Aufstellung der Sonderkandidaturen der Deutschnationalen und der Natio-

nalsozialisten zur Reichspräsidentenwahl durchaus nicht im Widerspruch zu diesen Feststellungen 
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stehen. Die Ereignisse, die sich um die Februartagung des Reichstages herum in der Volkspartei ab-

spielten, bestätigen die Richtigkeit dieser Feststellungen über die Rolle des Hugenbergflügels der 

Bourgeoisie. [123] 

Die Gruppe in der Volkspartei, die sofortigen Anschluß an Hugenberg sucht, wird immer stärker. 

„Diese Gruppe, die in erster Linie die Industriellen Syndici und andere Interessenten umfaßt, bestreitet sozu-

sagen die Existenzberechtigung und Existenzmöglichkeit der Volkspartei und betreibt offen oder versteckt den 

Uebergang zu den Deutschnationalen“ 

schrieb die „Germania“ am 28. Februar. 

Nachdem vor einiger Zeit bereits der Abgeordnete von Gilsa zu den Deutschnationalen übergetreten 

ist, haben Ende Februar Verhandlungen im Wahlkreis Westfalen-Süd zur Ueberführung der dortigen 

volksparteiliehen Organisation in die DNVP. stattgefunden. Die „Deutsche Allgemeine Zeitung“ 

schreibt über diese Vorgänge, es handle sich 

„nicht um eine unvorhergesehene Rebellion, sondern um größere politische Gedanken und um die Absicht, die 

beklagenswerte Zersplitterung der Kräfte der Rechten zunächst in einem besonders wichtigen Wahlkreis (!) 

zu überwinden“. 

Es würde absolut verfehlt sein, die Kandidatur Duesterberg lediglich vom Standpunkt ihrer parla-

mentarischen Aussichtslosigkeit aus zu beurteilen, sondern es gilt zu erkennen, daß die Hugenberg-

sche Taktik in der Präsidentschaftsfrage durchaus folgerichtig und im Sinne der faschistischen Kon-

zentration durchgeführt wurde. Hugenberg ist es gewesen, der die bedingungslose Einigung von der 

SPD bis zu den Nazis auf Hindenburg bekämpft hat. Er hat die Bedingungen präsentiert, unter denen 

die äußerste Rechte für die Wiederwahl Hindenburgs im ersten Wahlgang – oder ohne allgemeine 

Wahl durch parlamentarische Abmachungen – einzutreten bereit sei, entsprechend der Harzburger 

Formel vom Oktober 1931: 

„Wir beschwören den durch uns gewählten Reichspräsidenten von Hindenburg, daß er dem stürmischen Drän-

gen von Millionen vaterländischer Männer und Frauen, Frontsoldaten und Jugend entspricht und in letzter 

Stunde durch Berufung einer wirklich nationalen Regierung den wirklichen Kurswechsel herbeiführt.“ 

Hugenberg hat in diesem Punkt die Nationalsozialisten seiner Taktik unterworfen. Mit der Kandidatur 

Hitlers haben die Nazis, die sich nach dem Scheitern der „Volkswahl“ Hindenburgs In einer Zwangs-

lage befanden, ihre stärkste Karte ausgespielt, während Hugenberg in vorsichtiger Formulierung in 

dem Aufruf für Duesterberg es bedauert, daß es den Deutschnationalen nicht möglich gemacht wor-

den sei, im „ersten Wahlgang“ für den Generalfeldmarschall zu stimmen. Es bleibt also die Feststel-

lung zu machen, daß die Hugenbergsche Politik die konsequenteste Politik zur Forcierung des fa-

schistischen Kurses des Finanzkapitals ist. 

Die Erklärung des Stahlhelms zur Präsidentenwahl besagt ausdrücklich, das Ergebnis der mehrtägi-

gen Verhandlungen Hitlers mit Hugenberg sei, 

„daß die nationale Opposition in zwei Kolonnen aufmarschiert, um dem heutigen System soviel wie möglich 

Abbruch zu tun“, 

und das Ziel müsse bleiben, im zweiten .Wahlgang geschlossen vorzugehen, „um den Kampf gegen 

das heutige System siegreich durchzuführen“. 

[124] Hugenberg hat in einer Wahlkundgebung In Essen am 1. März eine bemerkenswerte Darstel-

lung seiner strategischen Richtlinien im Kampf gegen Brüning und die Sozialdemokratie für die For-

derung der faschistischen Diktaturpolitik gegeben. Diese Darstellung der Hugenbergschen Politik 

durch Hugenberg selbst, wobei es selbstverständlich ohne Geschichtsfälschungen und nachträgliche 

Konstruktionen nicht abgeht, scheint uns wichtig genug, um sie an dieser Stelle wiederzugeben. Hu-

genberg sagte, nach dem Bericht des „Berliner Lokalanzeigers“ vom 2. März, folgendes: 

„Es ist verwunderlich, wie schwach heute Gedächtnis und Phantasie mancher Politiker ist, wie wenig sie von 

der Grundlinie der Vorgänge sehen, in deren Mitte sie selbst stehen. Im Mai 1932 wird vielleicht für Millionen 

eine Entwicklung verständlich sein, die sie selbst miterlebt haben, ohne ihre Bedeutung zu erkennen. 
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Was wäre beim diesjährigen verfassungsmäßigen Ablauf des am 20. Mal 1928 gewählten Reichstages gewor-

den, wenn ich die Sozialdemokratie und ihre Bundesgenossen nicht an der bitteren Verantwortung für den 

Youngplan festgehalten, wenn ich es nicht zu diesem Zwecke auf die Reichstagsauflösung vom Juli 1930 und 

damit auf die Wahl vom 14. September 1930 bitte ankommen lassen? 

Dann hätten wir im Frühjahr 1932 bei der Reichstagswahl eine marxistisch-sozialistische Reichstagsmehrheit 

bekommen. Das ist beinahe mathematisch erweislich, Im Reichstage von 1928 fehlten den Marxisten an der 

Mehrheit nur 40 Sitze. Es galt für sie nur, diese 40 Sitze und den entsprechenden Anteil an dem Wählerzu-

wachs, also an der Wählerjugend, zu gewinnen. Das war bei entsprechendem Verlauf der Dinge nicht schwer. 

Warum ist es ihnen nicht gelungen? 

Weil ich systematisch ihren Plan durchkreuzt habe, der dahin ging, 1. sich nach der Annahme des Youngplans 

aus der Verantwortung zu drücken, 2. diese Verantwortung wieder einer sogenannten bürgerlichen Regierung 

zu überlassen und 3. selbst aus der Oppositionsstellung heraus die Ergebnisse ihrer eigenen Politik in rück-

sichtsloser Agitation zu Lasten einer bürgerlichen Regierung auszuwerten. 

Es kam die Not. Das wußten die Sozialdemokraten – die diese Not verschuldeten – so gut wie ich, der ich mich 

bemühte, ihre Quellen, den Young. plan und die sozialistische Politik, zu verstopfen. Diese Not sollte nach 

dem Willen der Sozialdemokratie zugunsten der Väter derselben Not, zugunsten der marxistischen Parteien 

agitatorisch ausgebeutet werden. 

Demgegenüber war unser Standpunkt: Es hätte keine sogenannte ‚bürgerliche Regierung‘ geben dürfen, ohne 

daß gleichzeitig 1. die Verantwortung der Sozialdemokratie vor allem Volke festgenagelt und zu dem Zwecke 

2. der Reichstag gegen die Sozialdemokratie aufgelöst – sowie 3. die einigende Parole deutschen Freiheits-

kampfes allem vorangestellt wurde ... 

Durch die Wahl vom 14. September wurde die Sozialdemokratie zur Verantwortung gezwungen. Sie hat jede 

Notverordnung genehmigt. Sie hat sich damit in ihrer ganzen abschreckenden Nacktheit, Unwahrhaftigkeit 

und Schuldbeladenheit vor das deutsche Volk gestellt. Durch den Auszug der Opposition aus dem Reichstag 

ist nachher der ganze so entstandene Tatbestand bengalisch beleuchtet worden. Die Wahl Hindenburg. durch 

die Sozialdemokratie vollendet das Bild. 

Hätte Ich im Sommer 1930 die Politik Brünings unterstützt, dann wäre in den Augen der Jugend, der Frauen 

und aller nach der Idee suchenden und damit den Lauf der Geschichte beeinflussenden Menschen alles, was 

mit Bürger-[125]tum‚ Besitz, Wirtschaft zusammenhängt, verächtlich geworden. Ein marxistischer Reichsprä-

sident wäre so gut wie sicher. Ebenso eine marxistische Mehrheit in den Parlamenten. Gegen das Zentrum 

haben wir mit unserer Haltung auch die katholische Kirche vor der Herrschaft der Gottlosen bewahrt.“ 

Bei aller Berücksichtigung des Großsprecherischen in diesen Ausführungen Hugenbergs bleibt doch 

die Tatsache äußerst beachtenswert, daß der Führer der Deutschnationalen in so offener Weise über 

seine Taktik der Schwächung des sozialdemokratischen Masseneinflusses zugunsten der Politik des 

o f f enen  Faschismus spricht, wobei er sich darauf beruft, daß ihm die Durchführung seiner Pläne in 

weitgehendem Maße gelungen ist. Hindenburg, gewissermaßen als „linker“ Flügelmann einer fa-

schistischen Front, an derem äußersten rechten Flügel Hugenberg Aufstellung genommen hat, das ist 

in der Tat eine Konstellation, die dem Finanzkapital, das mit allen Mitteln eine weitere Verschärfung 

der faschistischen Diktaturmaßnahmen erstreben muß, sehr genehm sein muß. 

Duesterberg ist der Kandidat, der die offen reaktionären Forderungen Hugenbergs und der hinter ihm 

stehenden Kreise vertritt. Duesterberg repräsentiert in diesem Sinne das konsequenteste faschistische 

Programm, wenngleich er bewußt als bloßer Zählkandidat eingesetzt wurde. 

Das die Gesamtpolitik der deutschen Bourgeoisie f üh r ende  Finanzkapital hat also der Hugenberg-

gruppe die Aufgabe zugeteilt, die Faschisierung scharf zu forcieren und anzupeitschen. Hugenberg 

gibt unmittelbar In stärkster Weise die politische Linie der Hitlerpartei, die somit als reine Massen-

basis anzusehen ist, an. Dieser Zusammenhang wird durch di. Präsidentschaftswahl nur noch deutli-

cher sichtbar. 

Genosse Thälmann bemerkte ebenfalls in seinem Schlußwort auf der Tagung des Zentralkomitees, 

daß die Sonderkandidaturen der Deutsch. nationalen und der Nationalsozialisten de n  SPD-F üh-

r e r n  da s  o f f ene  E i n t r e t en  f ü r  H i ndenbur g  e r l e i ch t e r n. Der „Vorwärts“ schrieb am 28. 

Februar: 
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„Wir sind es Friedrich Ebert schuldig, zu verhindern, das ein Adolf Hitler auf seinem Stuhl Platz nimmt. Und 

wenn wir das nur verhindern können, indem wir Hindenburg wählen, dann wählen wir eben Hindenburg! ... 

Also geht hin und werbt für Hindenburg!“ 

Diese geradezu klassische Formulierung des Betrugs mit dem „kleinsten Uebel“ zeigt, wie die Ma-

növer Hugenbergs den Sozialfaschisten Ihr betrügerisches Handwerk erleichtern. Es ist unsere erns-

teste Aufgabe, den sozialdemokratischen Klassengenossen die Disposition der Kräfte im Lager der 

Bourgeoisie, so wie sie Genosse Thälmann im Referat und Schlußwort und das Zentralkomitee in 

seinen Thesen skizziert hat, deutlich zu machen, die Schamlosigkeit der sozialfaschistischen Hinden-

burgpolitik aufzudecken und der Hindenburgfront eine immer stärkere rote Einheitsfront unter Füh-

rung der Kommunistischen Partei entgegenzustellen. 

* 

Die SPD-Führer möchten unsere Partei auf eine Linie der Massenagitation zwingen, die es ihnen 

erleichtert, ihre Betrugsmanöver mit dem „kleineren Uebel“ (eine Politik, die in Wirklichkeit, wie 

Genosse Thälmann sagte, die Politik des größten Uebels für die Arbeiterklasse ist) durchzuführen. 

Die SPD-Presse unterstellt uns, wir sagten, „Hitler und [126] Hindenburg sind ein und dasselbe“. Der 

„Vorwärts“ brachte eines Tages sogar als Schlagzeile: „Die KPD nicht gegen Hitler“. Wir unserer-

seits dürfen uns durch das Geschrei der SPD, nicht von unserer Klassenpolitik abdrängen lassen. Das 

ZK-Plenum hat mit größter Schärfe als unsere Zentralaufgabe die Gewinnung der Mehrheit des Pro-

letariats für den Kampf um die politische Macht bezeichnet. Der Kampf um die eigene Klasse steht 

in der gegenwärtigen Situation im Vordergrund. Wir müssen deshalb den Hauptstoß gegen die SPD 

führen. Das bedeutet, während der Präsidentschaftswahlkampagne mit äußerster Kraft die Hinden-

burgfront zu berennen, ohne auch nur einen Moment unseren Kampf gegen den Hitlerfaschismus 

abzuschwächen. Genosse Thälmann hat in seinem Referat vor jeder opportunistischen Ueberschät-

zung der Hitlerpartei (wie sie z. B. bei der Beurteilung des Hamburger Wahlergebnisses, das in der 

Resolution des ZK-Plenums erneut eindeutig als W a h l s i eg  bezeichnet wird, bei einigen Funktio-

nären zum Ausdruck kam), aber auch vor der Unterschätzung des Hitlerfaschismus gewarnt. Die 

Konstellation während der Reichspräsidentenwahlen verpflichtet uns, die „untrennbare Verbunden-

heit des Kampfes gegen die Nazis mit unserer Strategie, die den Hauptstoß gegen die Sozialdemo-

kratie fährt“ (Genosse Thälmann), den Massen verständlich zu machen. 

Wir müssen im Sinne der Beschlüsse des ZK. den schärfsten Kampf gegen die Durchführung der 

faschistischen Diktatur organisieren und die Manöver der Klassenfeinde, die das Proletariat mit dem 

Popanz Hitler bangemachen und vom Kampf gegen die faschistischen Diktaturmaßnahmen der 

Brüning-Groener-Regierung abhalten wollen, durchkreuzen. Die liberale Konstruktion, als sei der 

gegenwärtige Zustand, in dem noch gewisse parlamentarische Ueberreste existieren, ein „besserer“ 

gegenüber einem späteren Zustand der entfalteten offenen faschistischen Diktatur, und daß man des-

halb für den gegenwärtigen Zustand sein müsse, soll dem Faschismus den weiteren Vormarsch er-

leichtern. Einflüsse dieser Ideologie auf unsere Reihen müssen wir als gefährlichsten Opportunismus 

unermüdlich auf das schärfste bekämpfen. Wir müssen immer wieder vor den Massen aufzeigen, wie 

die Weimarer Republik hinübergewachsen ist in den Staat, der mit faschistischen Diktaturmethoden, 

mit Hilfe faschistischer Mordorganisationen die Existenz der kapitalistischen Ausbeuterherrschaft 

verteidigt. Die Reichspräsidentschaftswahlkampagne ist für uns die ausgezeichnetste Gelegenheit, 

diesen Zusammenhang zwischen bürgerlicher Demokratie und Faschismus den Massen zu zeigen und 

sie dadurch im Kampf gegen Notverordnungspolitik und ihre Auswirkungen, gegen Lohn- und Un-

terstützungsabbau, gegen die Zeitungs- und Versammlungsverbote usw. zu aktivieren, so wie es Ge-

nosse Thälmann in seinem Referat auf dem ZK-Plenum formuliert hat: 

„Aufs schärfste müssen wir unter den Massen der Arbeiterschaft gegen eine solche Fragestellung auftreten, 

als ob man an Stelle des heutigen Kampfes gegen die jetzige Form der Diktatur der Bourgeoisie, gegen das 

Brüning-Severing-System einen etwa bevorstehenden sogenannten Entscheidungskampf gegen eine Hitlerre-

gierung abwarten müsse. Nur wenn man heute den schärfsten Kampf gegen die Brüning-Severing-Politik, das 

heißt, gegen die Politik der Diktatur der Bourgeoisie führt, kann man damit zugleich in Wirklichkeit einen 

ernsthaften Massenkampf auch gegen Hitler und Hugenberg durchführen.“ [127] 
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Um den revolutionären Ausweg aus der Krise! 

Wenn wir alle Momente der gegenwärtigen Lage berücksichtigen und vor allem den engen Zusam-

menhang zwischen wirtschaffliehen und politischen Ereignissen in Deutschland mit den internatio-

nalen Fragen berücksichtigen, dann erkennen wir, daß unser Zentralkomitee mit vollem Recht für 

Deutschland die Perspektive der weiteren Verschärfung des Klassenkampfes stellen konnte. 

Das bedeutet, daß die Frage des Kampfes um den revolutionären Ausweg aus der Krise immer mehr 

in den Vordergrund tritt. Die Februartagung unseres Zentralkomitees hat gezeigt, daß die Gesamtpar-

tei in immer höherem Grade lernt, diese Frage bolschewistisch zu stellen, so wie Lenin sie stellte: 

„Absolut aussichtslose Lagen gibt es nicht. Die Bourgeoisie benimmt sich wie ein frechgewordener Räuber, 

der den Kopf verloren hat, macht eine Dummheit nach der anderen, verschärft die Lage und beschleunigt den 

eigenen Untergang. Das ist alles richtig. Aber man kann nicht ‚beweisen‘, daß es für die Bourgeoisie absolut 

keine Möglichkeit gebe, irgendeine Minderheit der Ausgebeuteten durch irgendwelche kleinen Zugeständnisse 

einzuschläfern, irgendeine Bewegung oder einen Aufstand irgendeines Teils der Unterdrückten und Ausge-

beuteten niederzuschlagen. Wollte man von vornherein versuchen, die ‚absolute‘ Ausweglosigkeit zu ‚bewei-

sen‘, so wäre das leere Pedanterie oder ein Spiel mit Begriffen und Worten. Einen wirklichen ‚Beweis‘ dafür 

oder für ähnliche Fälle kann nur die Praxis liefern. Die bürgerliche Ordnung in der ganzen Welt macht eine 

ungeheure revolutionäre Krise durch. Wir müssen jetzt durch die Praxis der revolutionären Parteien ‚bewei-

sen‘, daß sie genügend Zielklarheit, Organisation, Verbindung mit den ausgebeuteten Massen, Entschlossen-

heit und Fähigkeit besitzen, diese Krise für den Erfolg, für den Sieg der Revolution auszunutzen.“ (Lenin, 

Sämtliche Werke, Bd. XXV, S. 420,) 

Von der Tagung des Zentralkomitees unserer Partei muß und wird ein mächtigem Impuls in die Arbeit 

der Partei und in die Arbeitermassen gehen zur Verschärfung unseres Kampfes gegen die Durchfüh-

rung der faschistischen Diktatur, gegen den imperialistischen Völkermord, für die Verteidigung der 

Sozialistischen Sowjetunion, gegen National- und Sozialfaschismus, für Arbeit, Brot und Freiheit. 

Das ZK-Plenum, das der Genosse Thälmann mit Recht das P l enum  de r  r evo l u t i onä r en  P r ax i s  

zu r  Dur ch f üh r ung  de r  s t r a t eg i s chen  Besc h l ü s s e  de r  Pa r t e i  nennen konnte, hat alle Fra-

gen unserer Theorie und Praxis berührt. Jetzt kommt es darauf an, die Beschlüsse wirklich du r ch -

z u f üh r e n, praktische Arbeit zu leisten, die uns schnell vorwärts bringt auf dem Wege zur Eroberung 

der Mehrheit des Proletariats zum Kampf um die politische Macht. Das Zentralkomitee hat in seinen 

Beschlüssen auf alle Fragen unserer Parteiarbeit, des Kampfes um die eigene Klasse, die Fragen der 

Volksrevolution, die Fragen unserer Arbeit unter den Angestellten, den Bauern, dem Mittelstand, 

Antwort gegeben. 

Mit Stolz können wir feststellen, daß allen Schwierigkeiten zum Trotz unsere Partei auf bolschewis-

tischem Wege vorwärtsmarschiert und daß sie in ihrem Kampf um die Eroberung der Mehrheit des 

Proletariats, in ihrem Kampf um die Erzwingung des revolutionären Auswegs aus der Krise eine 

neue  E t appe  i h r e r  Bo l s chew i s i e r ung  e r re i ch t  hat. [128] 

* 

Der Krieg im Fernen Osten und das „Geheimnis“ des Krieges  
Von P a u l  B r a u n  

„... Ein Sozialdemokrat (d. h. heute: ein Kommunist) kann den Krieg nicht unabhängig von seiner 

historischen Bedeutung betrachten. Er muß die Bedeutung des Krieges vom Standpunkt der Interes-

sen seiner Klasse, des Proletariats, der Interessen seiner Entwicklung und Befreiung aus betrachten 

und einschätzen.“  Lenin, „Friede und Reaktion“, 1. September 1905. 

„... Die Interessen des Klassenkampfes des Proletariats oder besser gesagt, die Interessen der inter-

nationalen proletarischen Bewegung, bilden den einzig möglichen Standpunkt, von dem aus wir die 

Stellung der Sozialdemokraten (d. h. Kommunisten) zu dieser oder jener Erscheinung in den inter-

nationalen Beziehungen betrachten und entscheiden können.“ 

Lenin, „Der streitbare Antimilitarismus und die antimilitaristi-

sche Taktik der Sozialdemokraten“. 23. Juli 1908. 

Der Krieg im Fernen Osten verschärft sich von Tag zu Tag. Der räuberische Einfall des japanischen 

Imperialismus in die Mandschurei ist bereits an Bedeutung zurückgetreten hinter den Ereignissen, die 
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sich seit drei Wochen in Schangha i‚ dem Herzen Chinas, abspielen und die ganze Welt in atemloser 

Spannung halten. In der Mandschurei konnten die japanischen Eroberer die wichtigsten und reichsten 

Provinzen besetzen, ohne auf nennenswerten Widerstand zu stoßen. Der chinesische General Ma, der 

an der Nonnibrücke und bei Tsitsikar seine Truppen gegen die japanischen Divisionen einsetzte, 

wurde inzwischen als bezahlter Agent des japanischen Generalstabes entlarvt. Sein „Widerstand“ war 

bestellte Arbeit, war ein grausames Provokateurspiel, dem Hunderts und Tausende chinesischer Sol-

daten zum Opfer fielen. General Ma lieferte auf diese Weise dem japanischen Generalstab den er-

wünschten Vorwand, um die Ostchinabahn zu überschreiten und in die nördliche Mandschurei vorzu-

dringen. Es ist charakteristisch für die beispiellose Brutalität der imperialistischen Kriegführung, daß 

derselbe japanische Generalstab, der den „Widerstand“ des Generals Ma bestellte, auch die Waffen 

zur Verfügung stellte, die Hunderte und Tausende japanischer Soldaten in den Sand streckten. 

So vollzog sich die Eroberung der Mandschurei. In Schanghai dagegen entfesselten der Einmarsch 

japanischer Truppen und das Bombardement Tschapeis eine elementare antiimperialistische Volks-

bewegung, die den lähmenden Bann des Kuomintangterrors durchbrach und den japanischen Piraten 

mit einem Heroismus ohnegleichen bewaffneten Widerstand leistete. Seit drei Wochen tobt in und 

um Schanghai ein von beiden Seiten mit größter Hartnäckigkeit und Erbitterung geführter ungleicher 

und wechselvoller Kampf, dessen Ausgang noch nicht abzusehen ist. Die Japaner verfügen in über-

reichem Maße über die modernsten technischen Vernichtungsmittel: Tanks, Bombenflugzeuge, weit-

tragende Schiffsgeschütze und Giftgas. Die Schanghaier Volksmassen dagegen und [129] die Helden 

der 19. Division, die unbekümmert um die Anordnungen Tschangkaischeks und der geflüchteten 

Kuomintangregierung den Kampf gegen die japanischen. Räuber aufgenommen haben, sind hinsicht-

lich der technischen Ausrüstung dem Feinde weit unterlegen. Ihr Bestand an Waffen und Munition 

ist völlig unzureichend und entspricht in keiner Weise den Anforderungen des modernen Krieges. 

Dafür aber haben sie eine Waffe, die den japanischen Eroberern völlig abgeht, die Waffe der feurigen 

Begeisterung für ihre Sache, für die Sache der Verteidigung Chinas vor der Aufteilung durch die 

imperialistischen Banditen, für die Sache der Befreiung des chinesischen Volkes vom imperialisti-

schen Joch und von der blutbesudelten Kuomintangherrschaft. Und diese Begeisterung ist es, die den 

Volksmassen Schanghais die besondere Taktik und Strategie der Kriegführung eingibt, mit deren 

Hilfe es ihnen bisher gelungen ist, die japanischen Angriffe abzuschlagen und die Besetzung Tscha-

peis zu verhindern. 

Der bekannte englische Journalist Woodhead  schreibt über den Kampf um Schanghai: 

„Trotz der Zerstörung Tschapeis durch Artilleriefeuer und Luftbombardement, und trotzdem die Zivilbevöl-

kerung gewaltige Schäden davontrug, erleiden die Japaner Mißerfolge, da jetzt die gesamte Bevölkerung 

Schanghais die chinesischen Soldaten unterstützt, die den Japanern Widerstand leisten, der i n  d e r  G e -

s c h i c h t e  C h i n a s  n i c h t  s e i n e s g l e i c h e n  h a t.“ 

Wenn die letzten Nachrichten der englischen Presse zutreffen, so hat der heldenhafte Widerstand der 

Schanghaier Volksmassen den japanischen Truppen empfindliche Niederlagen beigebracht und dem 

legendären Ruhm der „unbesiegbaren“ japanischen Armee einen schweren Stoß versetzt. 

Mit dem Kampf um Schanghai ist der Krieg im Fernen Osten in eine neue Phase eingetreten. Nicht 

nur darum, weil hier zum erstenmal die einzige antiimperialistische Kraft, die den Kampf gegen den 

imperialistischen Raubkrieg zu führen imstande ist die bewaffneten Volksmassen – in Aktion getreten 

ist, sondern darum, weil in engstem Zusammenhang mit dem nationalrevolutionären Volkskrieg die 

Konturen des neuen Weltkriegsbrandes, dessen blutige Ouvertüre sich in der Mandschurei abspielte, 

deutlicher sichtbar werden. 

Der erfolgreiche Widerstand der Schanghaier Volksmassen gegen die japanische Invasion hat den 

imperialistischen Großmächten demonstriert, daß die geplante Aufteilung Chinas in koloniale „Ein-

flußsphären“ nicht so „einfach“ durchzuführen ist, wie die militärische Besetzung der Mandschurei, 

daß die chinesische Revolution und die Sowjetbewegung Faktoren sind, die nicht aus der Rechnung 

gestrichen werden können. Daher konzentrieren alle imperialistischen Großmächte gegenwärtig ihre 

Kriegsschiffe in den chinesischen Häfen. Eine Division nach der anderen wird von Europa und 
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Amerika nach dem fernöstlichen Kriegsschauplatz entsandt. Täglich verlassen Schiffe mit Waffen 

und Munition die europäischen und amerikanischen Häfen und nehmen Kurs nach China. 

Der Sinn dieses gewaltigen internationalen Kriegsaufmarsches im Osten tritt immer klarer zutage. 

Die imperialistische Weltpresse [130] warnt den japanischen Imperialismus davor, die Interessen sei-

ner Rivalen zu verletzen, gleichzeitig aber jubelt sie über den Ausbruch des Krieges und preist die 

japanischen Piraten als „Hüter der Zivilisation vor dem bolschewistischen Chaos“ und als Gendarmen 

der „Ordnung“ im Fernen Osten. Aus dem Höllenkonzert der Kriegshetze, das die Begleitmusik zu 

dem Kanonendonner in Schanghai und auf den Schlachtfeldern der Mandschurei liefert, dröhnt im-

mer lauter ein Trompetensignal, das den tieferen geschichtlichen Sinn des neuen Völkermordens, das 

in China seinen Anfang nahm, verkündet. Die Schlammfluten des Hasses gegen die Sowjetunion sind 

nie höher gestiegen als in diesen Wochen, wo die japanische Presse offen mit der Besetzung Wladi-

wostoks und der ganzen fernöstlichen Küstengebiete der Sowjetunion droht. 

Wer nicht mit Absicht die Augen verschließt, muß begreifen, daß in den letzten Wochen die Kriegs-

spannungen nicht nur im Fernen Osten, sondern in der ganzen Welt reif und überreif geworden sind. 

Die gegenwärtige Weltlage läßt sich vergleichen mit der Lage vor dem Ausbruch des vergangenen 

Weltkrieges, wo irgendein freches Wort, irgendein „Panthersprung“, irgendein geringfügiger Anlaß 

genügen konnte, um den Funken in das Pulverfaß zu schleudern. Es gibt keine Worte, die eindringlich 

genug sind, um den werktätigen Massen der ganzen Welt den furchtbaren Ernst der Lage voll zum 

Bewußtsein zu bringen. 

Der revolutionäre Kampf gegen den imperialistischen Krieg ist heute nicht mehr eine Frage von Re-

solutionen und Kundgebungen. Der imperialistische Krieg ist bereits da, und wenn die kommunisti-

schen Parteien der kapitalistischen Länder es nicht verstehen, sofort die gewaltigen revolutionären 

Kräfte der Massen zu wecken und zu mobilisieren, so werden unweigerlich von neuem die trüben 

Fluten des Chauvinismus über sie hereinbrechen, wie wir es im vergangenen Weltkrieg erlebt haben. 

Um den Kampf gegen den imperialistischen Krieg richtig und mit dem erforderlichen größten Nach-

druck führen zu können, muß sich das Proletariat über den Klassencharakter des neuen Krieges und 

über seine geschichtliche Bedeutung im klaren sein. Der Charakter des Krieges wird dadurch be-

stimmt, wer den gegebenen Krieg führt und welche Ziele er verwirklichen soll. Der japanische Einfall 

in die Mandschurei ist ein ausgesprochener imperialistischer Raubkrieg, der von langer Hand vorbe-

reitet wurde. Schon im Jahre 1927 hat der damalige japanische Ministerpräsident Tanaka in seiner 

berüchtigten Denkschrift an den Mikado die Ziele dieses Krieges mit zynischer Offenheit formuliert 

und die Grundzüge des heutigen Feldzugplans entworfen. Dieses Dokument widerlegt unbarmherzig 

die verlogenen Ausflüchte, mit denen die japanische Regierung den Einfall in die Mandschurei zu 

„rechtfertigen“ versuchte. 

Der koloniale Raubzug des japanischen Imperialismus in China war für alle anderen imperialistischen 

Großmächte ein Signal. Einmal, um ihre eigenen Interessen im Fernen Osten zu verteidigen, vor al-

lem aber, um ihren Anteil an der chinesischen Beute zu erobern, marschierten sie auf dem fernöstli-

chen Kriegsschauplatz auf. Damit tritt der alte Plan einer bewaffneten Aufteilung Chinas, der in den 

ersten Nachkriegsjahren an dem Aufschwung der nationalrevolutionären Welle und an den inneren 

[131] Gegensätzen im Lager des Imperialismus gescheitert war, von neuem konkret auf die Tages-

ordnung. Aber die Interessengegensätze zwischen den imperialistischen Großmächten sind heute 

nicht nur nicht schwächer als im Jahre 1922, sondern vielmehr aufs äußerste zugespitzt, und auch die 

revolutionäre antiimperialistische Massenbewegung in China ist heute, angesichts des stürmischen 

Aufstiegs der Sowjetbewegung, ungleich breiter, tiefer, wuchtiger und unter der Führung der chine-

sischen Kommunisten entschlossener und zielklarer als damals. Darum ist die Verwirklichung des 

imperialistischen Aufteilungspläne heute nicht leichter als 1922, sondern bedeutend schwieriger und 

ohne kriegerische Auseinandersetzungen zwischen den imperialistischen Großmächten um ihren An-

teil an der Beute und ohne einen blutigen Interventionskrieg gegen Sowjetchina kaum denkbar. 

Vor allem aber steht dem Weltimperialismus bei der Durchführung seiner räuberischen Pläne nicht nur 

im Fernen Osten, sondern in der ganzen Welt ein mächtiges Hindernis im Wege: d i e  Sowj e t u n i o n, 
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das stärkste Bollwerk der proletarischen Revolution und der antiimperialistischen Massenbewegung 

sowohl In den Kolonien und unterjochten Ländern. wie in den kapitalistischen „Mutterländern“. Die 

Zertrümmerung der Sowjetmacht, die gleichzeitig den gewaltigen russischen Markt dem internatio-

nalen Finanzkapital wieder zugänglich machen soll, wind daher immer mehr zum entscheidenden 

Problem für den Weltimperialismus auf der Suche nach einem kapitalistischen Ausweg aus der dros-

selnden Umklammerung der Krise. 

Der Krieg im Fernen Osten ist die erste Etappe der herannahenden weltgeschichtlichen Entschei-

dungsschlacht zwischen dem Weltimperialismus und der Sowjetunion. Daher der begeisterte Freu-

dentaumel in der internationalen Börsenpresse, als die ersten Kanonenschüsse aus der Mandschurei 

herüberdonnerten, daher die Kriegshausse an allen Weltbörsen, als die japanischen Bombenflugzeuge 

Tschapei in Schutt und Asche legten. 

Diese Perspektive enthüllt in einem tieferen geschichtlichen Sinn den Klassencharakter des japani-

schen Feldzugs in China. Im russisch-japanischen Krieg von 1904/05 hat das europäische und ame-

rikanische Finanzkapital, wie Lenin feststellt, „dem japanischen Imperialismus nicht gestattet, den 

zaristischen Absolutismus niederzuschlagen, da dessen schneller Zusammenbruch Europa mit dem 

Brand der Revolution, mit Aufständen des Proletariats gegen die Bourgeoisie bedrohte“. Heute ist 

die Lage eine ganz andere. Das europäische und amerikanische Finanzkapital, diesmal noch stärker 

„mit dem Brande der Revolution, mit Aufständen des Proletariats gegen die Bourgeoisie bedroht“, 

drängt den japanischen Imperialismus auf den Weg des Krieges gegen die Sowjetunion, um einen 

imperialistischen Weltkrieg gegen das Land des Sozialismus zu entfesseln und die verhaßte Sowjet-

macht niederzuringen. Das ist das große gemeinsame Klassenziel aller imperialistischen Großmächte, 

von dessen Verwirklichung es abhängt, ob dem kapitalistischen System in seiner Agonie noch eine 

längere Lebensfrist beschieden sein wird. 

Bei der Betrachtung der Kriegsereignisse im Fernen Osten und der Ereignisse an der Ostgrenze der 

UdSSR dürfen sich [132] die werktätigen Massen Europas und Amerikas aber nicht von dem ablen-

ken lassen, was an der eu r opä i s chen  I n t e r ven t i ons f ron t  vor sich geht. Wenn auch der Inter-

ventionskrieg des Weltimperialismus gegen die Sowjetunion im Fernen Osten seinen Anfang nehmen 

kann, so ist doch der europäische Frontabschnitt von ebenso großer, wenn nicht noch größerer Be-

deutung. Der von der GPU in Moskau aufgedeckte, mit dem Namen des tschechoslowakischen Le-

gationssekretärs Vanjek verknüpfte Provokationsplan hat ein Stück des Schleiers aufgedeckt, der die 

Kriegsverschwörung, deren Fäden im französischen Generalstab zusammenlaufen, vor den Augen 

der Oeffentlichkeit verbirgt. Ferner ist es eine nicht zu unterschätzende Tatsache, daß die polnischen 

und rumänischen Armeen, dank der energischen Hilfe des französischen Imperialismus, kriegsbereit 

dastehen. Der Gewaltstreich Litauens in Memel ist ein weiteres Glied in der Kette der Interventions-

vorbereitungen an der osteuropäischen Front. 

Die imperialistischen Mächte und ihre Vasallenstaaten sind militärisch für die Intervention gerüstet, 

die Gelegenheit erscheint ihnen günstig, da die werktätigen Massen der Sowjetunion gegenwärtig alle 

ihre Kräfte auf die Vollendung des Fünfjahrplans konzentrieren, der Feldzug Japans schafft einen 

Vorwand und Deckmantel für den allgemeinen Aufmarsch der Interventionsarmeen. 

Dieser Aufmarsch vollzieht sich bereits in der Tat in größtem Umfange: Japan konzentriert seine 

Truppen an den Sowjetgrenzen, weißgardistische Regimenter, von Japan ausgerüstet, stehen zum 

Einfall in Sowjetgebiet bereit, das Gros der amerikanischen Kriegsflotte wurde nach dem Stillen 

Ozean kommandiert, die europäischen Rüstungszentren arbeiten in fieberhaftem Tempo, alle Kräfte 

der faschistischen Konterrevolution sind durch den Krieg im Fernen Osten in Bewegung geraten, in 

Osteuropa gewinnen die aggressiven, kriegslüsternen Kreise immer mehr die Oberhand, die ganze 

kapitalistische Welt ist von einer stickigen Kriegsatmosphäre erfüllt: ein Funke kann genügen, um 

das Pulverfaß zur Explosion zu bringen. 

Diese Situation stellt das Proletariat aller Landes vor Aufgaben von weltgeschichtlicher Größe und 

Verantwortlichkeit. Von seiner Aktivität und Wachsamkeit hängt es in erster Linie ab, ob es den 

imperialistischen Großmächten gelingt, die bewaffnete Aufteilung Chinas durchzuführen und den 

Interventionskrieg gegen die Sowjetunion zu eröffnen. 
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Das Proletariat kann aber den revolutionären Kampf gegen den imperialistischen Krieg nur dann mit 

der notwendigen größten Energie und Entschlossenheit führen, wenn es die drohende Weltkriegsge-

fahr In ihrer ganzen Größe begreift und die Nebelschleier, hinter denen sich der Aufmarsch der In-

terventionsarmeen vollzieht, zerreißt. 

In seinen genialen Thesen  übe r  d i e  Auf gaben  de r  sowj e t r u s s i s chen  De l ega t i on  zum  

Haage r  Kongr eß  de r  Am s te r dam er  Gewer kscha f t s i n t e r na t iona l e  im Dezember 1922 

macht Lenin die bekannte tiefe Bemerkung über das große „Gehe i m ni s, i n  da s  d i e  Gebur t  e i -

ne s  Kr i ege s  gehü l l t  i s t“. Auch die Geburt des herannahenden neuen Weltkrieges ist mit diesem 

großen „Geheimnis“ umgeben. Während vom mandschurischen [133] Kriegsschauplatz der Kano-

nendonner herüberdröhnt und in Schanghai die japanischen Fliegerbomben ganze Stadtteile vernich-

ten, tagen in Genf der Völkerbundsrat und die Abrüstungskonferenz. Der Völkerbundsrat, der in 

Wirklichkeit das Zentrum der Kriegsverschwörung gegen die Sowjetunion ist, stellt sich angeblich 

die Aufgabe, den „japanisch-chinesischen Konflikt“ zu liquidieren. Nie trat der wahre Charakter des 

Völkerbundes als Organisationszentrum der internationalen Konterrevolution und des Interventions-

krieges drastischer zutage. Und dennoch genießt er noch bei breiten Massen in Europa das Ansehen 

einer „neutralen Schlichtungsinstanz“, die imstande ist, den Krieg zu verhindern. Noch krasser offen-

bart die Abrüstungskonferenz die heuchlerischen Betrugsmanöver, mit deren Hilfe die Imperialisten 

ihre Kriegsvorbereitungen vor den werktätigen Massen der ganzen Welt zu verschleiern versuchen. 

Die tatkräftigste Hilfe leistet den imperialistischen Kriegstreibern bei diesem Versuch, die Kriegsge-

fahr in den Augen der Massen zu verkleinern und den Aufmarsch der Interventionsheere zu verheim-

lichen, die II. Internationale. Der englische Sozialdemokrat Hende r son  führt die Regie bei der Ab-

rüstungsfarce. Der französische Ex-Sozialdemokrat Boncou r  dirigiert die Manöver des Völkerbun-

des. Der belgische Sozialdemokrat Vande r ve l de, als Vorsitzender der II. Internationale, unterstützt 

den Abrüstungsbetrug der Imperialisten durch eine heuchlerische Komödie auf der Abrüstungskon-

ferenz. Die ganze sozialdemokratische Presse, vom „Vor wär t s“ bis zum „Dai l y  Her a l d“, bemüht 

sich mit dem größten Eifer, die Massen von jeder Aktion abzulenken durch den Hinweis auf den 

Völkerbund, der ja dazu da sei, alle internationalen Konflikte friedlich zu lösen. 

Eine der gefährlichsten Methoden, mit deren Hilfe die internationale Konterrevolution heute die Mas-

sen in den Krieg zu verstricken versucht, ist die Illusion, daß der Kr i eg  e i n  Ausweg  aus  de r  

Kr i s e  sei. Diese Illusion wird genährt durch die vorübergehende Kriegshausse an den Weltbörsen 

und durch eine teilweise Belebung der Kriegsindustrien in einigen Ländern. Nichts ist gefährlicher 

und zugleich dümmer als diese Illusion. Der Krieg, selbst ein Ergebnis der aufs äußerste zugespitzten 

Krise, kann die Krise nur vertiefen und in beschleunigtem Tempo verschärfen. Len i n  sagt in seiner 

Broschüre „Sozialismus und Krieg“ im Jahre 1915 vom letzten Weltkriege: „Der Krieg hat zweifellos 

die schwerste Krise erzeugt und die Leiden der Volksmassen unglaublich verschärft“. Er spricht von 

einer „objektiv revolutionären Situation“, die durch den Krieg geschaffen wird. In seinem Artikel 

„Der Zusammenbruch der II. Internationale“ widerlegt Lenin ausführlich die verlogene Behauptung 

Kautskys, daß „eine Regierung nie so stark“ sei, „wie beim Ausbruch eines Krieges“. Lenin erklärt 

dagegen: „Keine einzige der Regierungen ist des morgigen Tages sicher; keine einzige ist frei von 

der Gefahr des finanziellen Bankrotts, eines Verlusts an Territorium, einer Verjagung aus dem Lande 

... Alle Regierungen leben auf einem Vulkan ... das politische Regime Europas ist vollkommen er-

schüttert, und Sicherlich wird niemand leugnen wollen, daß wir in eine Epoche der größten politi-

schen Erschütterungen eingetreten sind ... Die Leiden der Massen sind fürchterlich, und die Bemü-

hungen der Regierungen, der [134] Bourgeoisie und der Opportunisten, diese Leiden zu verschwei-

gen, erleiden immer häufiger Schiffbruch ... Die Kriegsprofite bestimmter Kapitalistengruppen sind 

von unerhörter, skandalöser Höhe. Die Verschärfung der Gegensätze ist ungeheuer“ ... usw. 

Neben der Durchkreuzung der pazifistischen Betrugsmanöver der Regierungen und der Sozialdemo-

kratie ist die Zerstörung der Legende vom Krieg als Ausweg aus der Krise eine der entscheidenden 

Voraussetzungen für die Mobilisierung der Massen zum revolutionären Kampf gegen den imperia-

listischen Krieg. 
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Der Stalinbrief und unser Kampf gegen den Krieg 

Zu den Aufgaben unserer ideologischen Offensive 

Es muß gesagt werden, daß die i deo l og i s che  Of f ens i ve  de r  Pa r t e i  in ihren Anfängen stecken 

bleiben muß, wenn nicht alle Parteieinheiten mit größtem Ernst das beherzigen, was Genosse Thälmann 

über diese wichtige Seite unserer Parteiarbeit in seiner Rede vor dem Plenum des ZK ausgeführt hat. 

Der Inhalt des Br i e f e s  de s  Genos sen  S t a l i n  a n  d i e  Redak t i on  de r  Ze i t s c h r i f t  „Pr o le -

t a r i s che  Revo l u t i o n“ ist durchaus noch nicht zum Allgemeingut der Partei geworden. Seine Be-

deutung für unsere praktische Arbeit wird immer noch nicht voll erkannt. Die Plenartagung des ZK 

hat klar und deutlich die Bedeutung des Briefes des Genossen Stalin für unseren Kampf gegen die 

Ueberreste des Luxemburgismus, für unseren bolschewistischen Zweifrontenkampf gegen die rechte 

opportunistische Hauptgefahr und gegen das linksopportunistische Sektierertum aufgezeigt. Der 

Brief des Genossen Stalin gibt uns die Leitlinie für den Kampf um die Reinhaltung unserer leninisti-

schen Politik von allen feindlichen Einflüssen. Genosse Stalin hat in diesem Brief die i n t e r na t io -

na l e  Ro l l e  de s  Bo l schew i sm us mit größter Klarheit herausgearbeitet. Die Herausarbeitung der 

Rolle des Bolschewismus in der internationalen Arbeiterbewegung ist aber keine Sache, die mir die 

Geschichtsschreiber interessiert, sondern die Sache unserer unmittelbaren Praxis, eine Sache unseres 

täglichen Kampfes gegen Kapitalismus und Faschismus, gegen den imperialistischen Krieg, für die 

Verteidigung der sozialistischen Sowjetunion, für den engen Zusammenschluß unserer revolutionä-

ren Bewegung mit der revolutionären Freiheitsbewegung in den kolonialen Ländern usw. Der Brief 

des Genossen Stalin lehrt uns die bolschewistischen Waffen gebrauchen im Kampf gegen den Sozi-

alfaschismus, gegen die SPD und ihre „linke“ Filiale, gegen SAP und Trotzkismus, gegen Opportu-

nismus überhaupt. 

Die Einstellung auf alle Fragen der revolutionären Praxis, die das Hauptkennzeichen des Febru-

arplenums unseres Zentralkomitees war, kann nur dann voll zur Durchsetzung kommen, wenn wir 

unsere ideologische Offensive weiter vorantragen, wenn wir auf allen Gebieten unserer Parteiarbeit 

Theorie und Praxis aufs engste verbinden, wenn wir im [135] Sinne des Marxismus-Leninismus die 

Theorie betrachten als Anleitung zu richtigem revolutionären Handeln. Die Partei ist deshalb ver-

pflichtet, an alle l i t e r a r i s chen  Ar be i t en  von Parteigenossen einen hohen Maßstab der Kritik 

anzulegen, so wie es der Genosse Thälmann bei seinem Referat und im Schlußwort getan hat. Nur 

durch Anwendung strengster Selbstkritik kann die Partei zur Erfüllung aller ihrer Aufgaben fähig 

gemacht werden. Genosse Thälmann hat in seinem Referat die überaus ernsten Worte zitiert, die Ge-

nosse Stalin auf dem 15. Parteitag der KPSU über das Wesen der bolschewistischen Selbstkritik ge-

mocht hat. Gerade weil unsere Partei unter Führung ihres Zentralkomitees mit dem Genossen Ernst 

Thälmann an der Spitze immer einheitlicher und geschlossener geworden und im Kampfe gewachsen 

ist, gerade deshalb muß die bolschewistische Selbstkritik, die rückhaltlos scharfe Kritik an allen 

Schwächen, Mängeln und Fehlern der Gesamtpartei und einzelner Genossen durchgeführt werden. 

Darin besteht ja gerade die außerordentliche Bedeutung des selbstkritischen Artikels des Genossen 

Thälmann in Nummer 11/12 des vorigen Jahrganges der „Internationale“. Jede Abschwächung der 

bolschewistischen Selbstkritik, jeder Vorbehalt ihr gegenüber müßte sich schädlich auswirken und 

muß deshalb scharf zurückgewiesen werden. Aus den Fehlern einzelner, die die Schwächen der Ge-

samtpartei widerspiegeln, lernt die ganze Partei und jeder eins seine, der in ihr arbeitet, für die künf-

tige Arbeit. 

Die Notwendigkeit der Verstärkung und Vertiefung unseres ideologischen Kampfes gilt im besonde-

ren auch für den Kom m un i s t i s chen  Jugendve r ban d, dessen Aufgaben auf diesem Gebiet der 

Genosse Thälmann in seinen „Bemerkungen zur Arbeit des Kommunistischen Jugendverbandes“ In 

der Februarnummer der „Internationale“ aufgezeigt hat. Das Zentralkomitee des Kommunistischen 

Jugendverbandes, das ebenfalls im Februar in Berlin tagte, hat nach dieser Richtung hin die Initiative 

bereits verstärkt. 

Es ist noch nicht in genügendem Maße der ganzen Partei zum Bewußtsein gekommen, daß, wie oben 

schon erwähnt, in jeder einzelnen Frage unserer Parteiarbeit und täglichen Praxis der Stalinbrief 
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ak t ue l l s t e  Bedeutung hat. Die jetzt brennendste Frage, der Kampf gegen den imperialistischen 

Krieg, gegen die drohende Gefahr eines Weltbrandes, für die Verteidigung der Sowjetunion z. B. 

steht in engster Verbindung mit den Fragen des Stalinbriefes. Wir können den Kampf gegen die Welt-

kriegsgefahr und für die Verteidigung der Sowjetunion nur dann richtig führen, wenn wir unter den 

Massen so arbeiten, wie es die Theorie und Praxis des Bolschewismus von uns verlangt. Die Klärung 

aller Fragen, die im Zusammenhang mit Kriegsgefahr und Kriegsereignissen in den Arbeitermassen 

gestellt werden, ist nur möglich, wenn wir auf Schritt und Tritt die gewaltigen Lehren beachten, die 

dar Imperialistische Weltkrieg 1914/18 und die Politik des Bolschewiki Während dieses Krieges ge-

geben haben. 

In seinen „Bemerkungen zu den Aufgaben unserer Delegation im Haag“ fordert Lenin: 

„Man muß den Menschen immer und immer wieder ganz konkret erklären, wie die Dinge im letzten Kriege 

lagen und warum es nicht anders sein [136] konnte. ... Es wäre wünschenswert, an Beispielen ... besonders 

konkret aufzuzeigen, daß ein theoretisches Bekenntnis dazu, der Krieg sei verbrecherisch, für einen Sozialisten 

unzulässig und ähnliches mehr, sich als leeres Gerede erweist, da eine derartige Fragestellung jedes konkreten 

Inhaltes bar ist ... 

Die herrschende Presse mit ihren Riesenauflagen verwischt tagtäglich diese Frage (die Frage nämlich, wie ein 

Krieg entstehen kann und entstehen wird) und verbreitet darüber einen Schwindel, daß die schwache sozialis-

tische Presse dagegen vollkommen machtlos ist ...“ 

Auf Inhalt und Bedeutung der Thesen Lenins zur Haager Konferenz soll hier nicht weiter eingegan-

gen werden. Nur auf einen Punkt mag noch hingewiesen, werden, nämlich darauf, daß Lenin in sehr 

scharren Worten die Haltung der kommunistischen Presse zu den Kriegsfragen kritisierte und voraus-

sagte, daß es der kommunistischen Presse im Kriegsfalle sehr schwer fallen würde, die richtige Hal-

tung zu den Kriegsfragen einzunehmen. Er sagte: 

„Sicherlich wird sich die kommunistische Presse in den meisten Ländern ebenfalls blamieren.“ 

Als „vielleicht wichtigsten Grund“ für unsere „Hilflosigkeit dem Krieg gegenüber“ gibt Lenin an: 

„Vielleicht sind das Hauptmittel der Gewinnung der Massen für den Krieg gerade jene Sophismen, mit denen 

die bürgerliche Presse operiert und vielleicht liegt der wichtigste Grund unserer Hilflosigkeit dem Krieg ge-

genüber gerade darin, daß wir diese Sophismen nicht vorher zerpflücken oder, was noch häufiger der Fall ist, 

sie mit billigen renommistischen und vollkommen leeren Phrasen abtun ...“ 

Das ungenügende Reagieren der Partei und der Massenorganisationen und Ihrer Presse auf des Aus-

bruch des Krieges im Fernen Osten und die unmittelbare Bedrohung der Sowjetunion hat uns den 

Ernst der von Lenin zum Haager Kongreß 1922 niedergelegten Mahnungen nach zehn Jahren in der 

eindringlichsten und bisher ernstesten Weise zum Bewußtsein gebracht. 

Die vorhandenen guten Beispiele der breitesten Mobilisierung der Arbeitermassen und der Arbeiter-

korrespondenten für die Aufdeckung von Munitionstransporten aus deutschen Fabriken und Häfen 

und die Enthüllungen über Herstellung von Kriegsmaterialien in sogenannten „Friedensbetrieben“ 

müssen von der Gesamtpartei in der eingehendsten Weise studiert und ausgenutzt werden. In der 

Anwendung solcher Methoden besteht die Hauptwaffe unseres Kampfes gegen die Kriegspolitik der 

Bourgeoisie, für die Verwirklichung der internationalen Solidarität, der, Verteidigung der Sowjet-

union und der Popularisierung der Friedenspolitik des Proletariats. 

Der Kampf Lenins und der Bolschewiki gegen die falschen Auffassungen, die vor und während des 

Krieges die „Linken“ der Sozialdemokratie zu den Fragen des Krieges, seinen Ursachen, seiner Be-

kämpfung usw. gehabt haben, ist eines der wichtigsten Momente der gesamten bolschewistischen Po-

litik. Die Fehler Rosa Luxemburgs in ihrer Einschätzung des Imperialismus und des Zusammen-

bruchs des Kapitalismus. in den Fragen der Nation, der Rolle der Partei usw. und die Ueberreste dieser 

falschen Auffassungen müssen von uns klar und ein-[137]deutig aufgezeigt und mit größter Schärfe 

bekämpft werden. Die gegenwärtige äußerste Zuspitzung der Kriegsgefahr gegen die Sowjetunion darf 

nicht zu einer Unterbrechung unserer ideologischen Offensive führen; sondern umgekehrt wir können 

den Kampf gegen imperialistische Kriegsgefahr für die Verteidigung der chinesischen Revolution und 
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der Sowjetunion nur dann richtig führen, wenn wir alle vor uns stehenden Aufgaben auf das engste 

miteinander verbinden und uns in unserem Kampfe immer wieder orientieren an den geschichtlichen 

Erfahrungen des Bolschewismus im Kampf gegen opportunistische Abweichungen, auf die der Ge-

nosse Stalin in seinem Brief hingewiesen hat. 

* 

Bürgerliche „Demokratie“ und proletarische Diktatur  
Zum Jahrestag der Pariser Kommune – 18. März 1871.  

Von E r n s t  S c h n e l l e r. 

Im Wahlkampf zur Präsidentenwahl wie zu den verschiedenen Parlamentswahlen spielt die Frage der 

Rolle des Staates in der Aufklärung der Massen des Proletariats und der übrigen werktätigen Schich-

ten eine immer stärker entscheidende Rolle. 

Die SPD stellt sich auf den Standpunkt der Bourgeoisie und leugnet den Klassencharakter des Staates. 

Auf dem Kieler Parteitag der SPD erklärte Hilferding (siehe Protokoll Seite 171): „Der  S t aa t  ist 

nichts anderes als d i e  Reg i e r un g, die Ve rwa l t ungsm asch i ne r i e  und d i e  S t aa t sbü r ge r, 

d i e  den  S taa t  zusamm ense t ze n.“ Ausgehend von dieser Auffassung sucht die Sozialdemokratie 

ihre Politik der Koalition mit den bürgerlichen Parteien, der Tolerierung Brünings und der Unterstüt-

zung der Hindenburgkandidatur im Präsidentschaftswahlkampf zu verteidigen und zu beschönigen. 

Nach dieser sozialdemokratischen „Theorie“ gewinnt der Staat Klassencharakter für oder gegen das 

Proletariat je nach der Beteiligung oder Nichtbeteiligung der Sozialdemokratie an der Regierungsge-

walt. Im Heidelberger Programm vom Jahre 1925 wird die „demokratische Republik“ als die Staats-

form bezeichnet, „deren Erhaltung und Ausbau für den Befreiungskampf des Proletariats eine uner-

läßliche Notwendigkeit ist.“ Innerhalb der demokratischen Republik soll die Verwirklichung des So-

zialismus durchgeführt werden. Die Sozialdemokratie fühlt sich denn auch bemüßigt, jeden Eingriff 

des Staates in die kapitalistische Wirtschaft als einen Schritt zum Sozialismus zu bezeichnen, und das 

gerade dann, wenn der „Eingriff“ darin besteht, daß der Staat unter ungeheurer Steigerung der Lasten 

für das arbeitende Volk Banken und Konzerne durch Unterstützung mit Hunderten von Millionen 

Mark von ihren drückendsten Schulden befreit. 

Der „Schutz der Republik“ und ihr „Ausbau“ ins Sinne der engeren Verkoppelung des Staates mit der 

Wirtschaft ist bei der Sozialdemokratie zum Angelpunkt ihrer ganzen Politik geworden. Um der Ret-

tung des Staates willen muß sie jeden Versuch zur Rettung der bankrotten kapita-[138]listischen Wirt-

schaft unterstützen, muß sie sich insbesondere mit dem Staat in den Fragen der Außenpolitik, Versai-

ller Vertrag, Youngplan, Abrüstungskonferenz, deutsch-französische Kredit- und Militärverhandlun-

gen vollständig solidarisieren: bis zur „Vaterlandsverteidigung“, etwa gegen die Sowjetunion. 

Die Faschisierung der Sozialdemokratie vollzieht sich auf der Grundlage dieser Staatstheorie. Daß 

die „Linken“ dabei der gefährlichste Flügel der Sozialdemokratie sind, zeigt ihre Haltung in der Ko-

alitionspolitik. Nach dem Beispiel von Otto Bauer erklären sie die es Problem für eine Zweckmäßig-

keitsfrage. Es komme darauf an, wer in einer Koalition das Uebergewicht habe, die Kapitalisten oder 

das Proletariat. Sie zeigen es ebenso in der Frage des Kampfes gegen den Faschismus. Sie leugnen 

den Faschisierungsprozeß des demokratischen Staates. Sie stellen Demokratie und Faschismus als 

verschiedene Systeme einander gegenüber und preisen dem Proletariat für den Fall, daß der Faschis-

mus zur Macht kommt, und für diesen Tag den Generalstreik, der wohl auf Abruf durchgeführt wer-

den soll, als Abwehrmittel an. 

Die Renegaten aus dem Lager des Kommunismus wiederum decken den Standpunkt der „Linken“. 

Mit Triumph kann das Zentralorgan der SPD, der „Vorwärts“, die Stellungnahme von Trotzki regist-

rieren, der im Kampf gegen die Kommunistische Partei zwar mit Worten noch anerkennt, daß das 

Proletariat nur auf revolutionärem Wege zur Macht gelangen kann, aber gerade dafür benötige es die 

„Stützpunkte der Arbeiterdemokratie innerhalb des bürgerlichen Staates: Gewerkschaften, Parteien, 

Bildungsklubs, Sportorganisationen, Genossenschaften usw.“ Indem Trotzki den Schutz dieser „Ar-

beiterdemokratie“ durch die Preußenregierung und durch die Brüningregierung anerkennt, stellt er 
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sich in Wirklichkeit vollständig auf den Boden der Politik des „kleineren Uebels“ und der Anerken-

nung der Staatstheorie der Sozialdemokratie. 

Indem die Sozialdemokratie den Klassencharakter des Staates leugnet, leistet sie nicht bloß jeder 

Unterdrückung des Proletariats von vornherein volle Unterstützung, sondern darüber hinaus auch der 

wüsten Demagogie des Hitlerfaschismus den stärksten Vorschub. Indem die Sozialdemokratie die 

Illusion wahrt, die Verwirklichung des Sozialismus Innerhalb der bürgerlichen Republik sei möglich, 

begeht sie das doppelte Verbrechen, die Arbeiter und die werktätigen Massen über den Klassencha-

rakter des Staates zu täuschen und sie von Stufe zu Stufe durch die praktische Politik der SPD- und 

ADGB-Führer im Dienste der Ausplünderung und Unterdrückung des Proletariats zu verraten. Karl 

Marx hat schon 1850 in den „Klassenkämpfen in Frankreich“ dem Proletariat gesagt, daß die Nieder-

lage der Arbeiterklasse sie von der Wahrheit überzeugte, „daß die geringste Verbesserung ihrer Lage 

eine Utopie bleibt innerhalb der bürgerliehen Republik, eine Utopie, d i e  zum  Ver br echen  wi r d, 

soba l d  s i e  s i ch  ve rwi r k l i chen  wi l l.“ Karl Marx zog aus dieser Wahrheit die kühne Konse-

quenz der revolutionären Kampfparole: „Sturz der Bourgeoisie, Diktatur der Arbeiterklasse.“ Die 

Sozialdemokratie dagegen sucht das Proletariat bei der Utopie zu halten, durch Versprechungen und 

Illusionen zu übertölpeln, von einem Verrat In den anderen zu „führen“, und treibt damit die klein-

bürgerlichen Schichten, [139] die nur auf Grund des Vormarsches des Proletariats, der Erweiterung 

der Machtpositionen der Arbeiterklasse an das Proletariat herangezogen werden können, ins Lager 

des Faschismus, versucht selbst im Proletariat dem Faschismus den Boden zu bereiten und muß auf 

Grund der Verschärfung der Klassengegensätze selbst faschistisches Werkzeug der Bourgeoisie sein. 

Die Sozialdemokratie beruft sich auf die Errungenschaft des gleichen und allgemeinen Wahlrechts 

und leugnet mit aller Entschiedenheit, daß dieses allgemeine Stimmrecht längst zur Farce geworden 

ist. Wiederum hat Karl Marx schon 1850 festgestellt, welchen Sinn das allgemeine Stimmrecht in der 

bürgerlichen Republik hat, nämlich den, gerade die Bourgeoisherrschaft „als ausgesprochenen Akt 

des souveränen Volkswillens“ hinzustellen, keineswegs aber dem Proletariat den Weg zur politischen 

Macht zu ebnen. Karl Marx fährt fort: 

„Aber von dem Augenblick an, wo der Inhalt dieses Stimmrechts, dieses souveränen Willens nicht mehr die 

Bourgeoisherrschaft ist, hat die Konstitution noch einen Sinn? Ist es nicht die Pflicht der Bourgeoisie, das 

Stimmrecht so zu regeln, daß es das Vernünftige will, ihre Herrschaft? Das allgemeine Wahlrecht, indem es 

die vorhandene Staatsmacht beständig wieder aufhebt und von neuem aus sich erschafft, hebt es nicht alle 

Stabilität auf, stellt es nicht jeden Augenblick alle bestehenden Gewalten in Frage, vernichtet es nicht die 

Autorität, droht es nicht die Anarchie selbst zur Autorität zu erheben? Die Bourgeoisie, indem sie das allge-

meine Wahlrecht, mit dem sie sich bisher drapiert hatte, aus dem sie ihre Allmacht saugte, verwirft, gesteht 

unverhohlen: ‚Unsere Diktatur hat bisher bestanden durch den Volke willen, sie muß Jetzt befestigt werden 

wider den Volkswillen‘.“ („Klassenkämpfe“, S. 129.) 

Die Erfahrungen der Kämpfe von 1848/49, die Erfahrungen des heldenhaften Kampfes des Pariser 

Proletariats während der Kommune vom 18. März bis zum Mai 1871, die Erfahrungen der großen 

Kämpfe um den Sieg der Revolution in Rußland, die Erfahrungen der Kämpfe des Proletariats in 

Deutschland wie in den übrigen kapitalistischen Ländern haben immer schärfer die kommunistische 

Theorie bestätigt, daß „die Geschichte aller bisherigen Gesellschaft die Geschichte von Klassenkämp-

fen“ (Kommunistisches Manifest) ist, insbesondere, daß das Proletariat sich immer mehr um den 

revolutionären Sozialismus, um den Kommunismus gruppieren muß, um die Klassengesellschaft zu 

überwinden. 

„Dieser Sozialismus ist die Permanenzerklärung der Revolution, die Klassendiktatur der Revolution, die Klas-

sendiktatur des Proletariats als notwendiger Durchgangspunkt zur Abschaffung der Klassenunterschiede über-

haupt, zur Abschaffung sämtlicher Produktionsverhältnisse, worauf sie beruhen, zur Abschaffung sämtlicher 

gesellschaftlicher Beziehungen, die diesen Produktionsverhältnissen entsprechen, zur Umwälzung sämtlicher 

Ideen, die aus diesen gesellschaftlichen Beziehungen hervorgehen.“ (Marx: „Klassenkämpfe in Frankreich“, 

S. 175.) 

Diese Feststellung von Karl Marx aus den Klassenkämpfen in Frankreich kann die alleinige Grund-

lage der Politik des revolutionären Proletariats sein. Der erste Versuch der Verwirklichung der 
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Diktatur des Proletariats war die Pariser Kommune. Karl Marx sagt von der Pariser [140] Kommune 

im Rückblick auf die Kämpfe des Pariser Proletariats von 1848/49: 

„Der Ruf nach der sozialen Republik drückte nur das unbestimmte Verlangen aus nach einer Republik, die 

nicht nur die monarchische Form der Klassenherrschaft beseitigen sollte, sondern die Klassenherrschaft selbst. 

Die Kommune war die bestimmte Form dieser Republik.“ („Bürgerkrieg in Frankreich“, S. 68.) 

Die Kommune hatte also nicht bloß die Aufgabe, die Klassenherrschaft der Bourgeoisie durch die 

Klassenherrschaft des Proletariats abzulösen, sondern der Klassenherrschaft überhaupt den Garaus 

zu machen. 

Die gewaltige Bedeutung der Kommune für die Entwicklung der weltrevolutionären Bewegung trat 

für das deutsche Proletariat erst in Erscheinung durch die Weiterführung und Verwirklichung des 

revolutionären Marxismus durch die russische Revolution, durch die Bildung der Sowjetmacht und 

den Aufbau des Sozialismus. 

Die Sozialdemokratie gaukelt der Arbeiterklasse die Verwirklichung des Sozialismus auf dem Wege 

der parlamentarischen Abstimmung vor und häuft ein Verbrechen gegen das Proletariat aufs andere. 

Der revolutionäre Sozialismus verwirklicht die Lehren der gewaltigen Kämpfe des Proletariats gegen 

die Bourgeoisie, indem er die Unversöhnlichkeit der Klassengegensätze nachweist, die bürgerliche 

Republik als Unterdrückungsorgan im Dienste des Kapitalismus unaufhörlich entlarvt und den revo-

lutionären Kampf gegen sie organisiert für die proletarische Diktatur. Der revolutionäre Sozialismus 

folgt vollständig Karl Marx, Friedrich Engels und Lenin, indem er dem Proletariat klarmacht, daß 

„zwischen der kapitalistischen und der kommunistischen Gesellschaft die Periode der revolutionären 

Umwandlung der einen in die andere liegt; dieser Periode entspricht auch eine politische Uebergangs-

periode, deren Staat nichts anderes sein kann als die revolutionäre Diktatur des Proletariats“. Das, 

was Friedrich Engels in der Einleitung zu Karl Marx „Bürgerkrieg in Frankreich“ über die Pariser 

Kommune sagt, das gilt heute Wort für Wort. 

„Der deutsche Philister ist neuerdings wieder in heilsamen Schrecken geraten bei dem Wort: Diktatur des 

Proletariats. Nun gut, ihr Herren, wollt ihr wissen, wie diese Diktatur aussieht? Seht euch die Pariser Kommune 

an. Das war die Diktatur des Proletariats.“ (K. Marx: „Bürgerkrieg in Frankreich“) 

Wir können heute hinzusetzen, seht euch die Sowjetunion an, das ist die Diktatur des Proletariats, der 

stolzeste Bau der siegreichen Revolution. Die Diktatur des Proletariats macht wahr, was Karl Marx 

und Friedrich Engels vorausgesagt haben, sie setzt unter Führung der Partei Lenins mit dem zweiten 

Fünfjahrplan – den Aufbau der klassenlosen Gesellschaft durch. 

Auch die proletarische Diktatur ist selbstverständlich eine „Maschine zur Unterdrückung“ – nämlich 

der dem Proletariat feindlichen Klassen. „bis ein, in neuen freien Gesellschaftszuständen herange-

wachsenes Geschlecht imstande sein wird, den ganzen Staatsplunder von sich abzutun.“ (Fr. Engels 

im Vorwort zu K. Marx „Bürgerkrieg In Frankreich“.) Der sozialistische Aufbau in der Sowjetunion 

öffnet bereits die Perspektive auf eine solche Entwicklung in naher Zukunft. 

[141] Die Sozialdemokratie muß wegen ihrer Verknüpfung, ja Verwachsung mit der Bourgeoisie und 

dem bürgerlichen Staat die soziale Hauptstütze der Bourgeoisie und ihr sozialfaschistisches Werk-

zeug sein; sie muß den Parlamentarismus, der mehr und mehr verkümmert, die Beseitigung der ele-

mentarsten Rechte des Proletariats als Sicherung der Demokratie beschönigen; sie muß jeden Schlag 

gegen das Proletariat als Politik des „kleineren Uebels“ verherrlichen und sie muß sich als unerbitt-

lichster Gegner der proletarischen Diktatur und der Sowjetmacht auf die Seite der Bourgeoisie für die 

Vernichtung der Sowjetmacht stellen. Für sie gibt es keinen Schritt über den bürgerlichen Staat hin-

aus. Im bürgerlichen Staat erscheinen die Interessen der sozialdemokratischen Führer als einer kor-

rumpierten Oberschicht am besten gesichert. 

Die parlamentarische Verseuchung der Sozialdemokratie, die zur vollständigen Leugnung des Klas-

sencharakters des bürgerlichen Staates geführt hat, ist in der deutschen Sozialdemokratie eine so alte 

Erscheinung, daß es für sozialdemokratische Führer überhaupt undenkbar erscheint, den Parlamenta-

rismus als Kampfmittel der Agitation und der Mobilisation gegen den bürgerlichen Staat zu benutzen. 
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Schon Karl Marx und Friedrich Engels haben sich in den siebziger Jahren des vorigen Jahrhunderts 

gegen die Bestrebungen der prinzipienlosen „positiven“ Mitarbeit der sozial demokratischen Abge-

ordneten im Parlament mit aller Schärfe gewandt. Friedrich Engels hatte im November 1879 auf einen 

Brief Bebels, in dem es hieß: „Wir werden, solange wir parlamentarisch mittun, uns nicht in der 

reinen Negation halten können“, ganz klar geantwortet: 

„Die Fragen, in denen sozialdemokratische Abgeordnete aus der reinen Negation heraustreten können, s i n d  

s e h r  e n g  b e g r e n z t. Es sind alles Fragen, in denen das V e r h a l t e n  d e r  A r b e i t e r  z u m  K a p i t a l i s t e n 

d i r e k t i n s  S p i e l  kommt: Fabrikgesetzgebung, Normalarbeitstag, Haftpflicht, Lohnzahlung in Waren usw. 

Dann allenfalls noch Verbesserungen im rein bürgerlichen Sinne, die einen positiven Fortschritt bilden. Münz- 

und Gewichtseinheit, Freizügigkeit, Erweiterung der persönlichen Freiheit usw. Damit wird man sie wohl vor-

läufig nicht belästigen. In allen anderen ökonomischen Fragen, wie Schutzzölle, Verstaatlichung der Eisen-

bahnen, der Assekuranzen usw. werden sozialdemokratische Abgeordnete immer den entscheidenden Ge-

sichtspunkt behaupten müssen, nichts zu bewilligen, was die Macht der Regierung gegenüber dem Volke ver-

stärkt.“ (Programm-Kritiken, S. 92/93.) 

Schon früher hatte Engels an Bebel geschrieben: 

„Es gibt Umstände, wo man den Mut haben muß, den Augenblickserfolg wichtigeren Dingen zu opfern, na-

mentlich bei einer Partei wie bei der unsrigen, deren schließlicher Erfolg so absolut gewiß ist und die zu unse-

ren Lebzeiten und unter unseren Augen sich so kolossal entwickelt hat, braucht man den augenblicklichen 

Erfolg keineswegs immer unbedingt.“ (Programm-Kritiken, S. 95.) 

Es kam Engels und Marx darauf an, den Parlamentarismus und das freie Wahlrecht als Waffe zum 

Kampf gegen die Bourgeoisie zu verwenden. Das hat die Sozialdemokratie in der Vorkriegszeit wirk-

lich in diesem Sinne nie betrieben. Die Arbeit von Karl Liebknecht während des Krieges in der uner-

bittlichen Aufdeckung der Kriegszusammenhänge und dat unmittelbaren Auswirkungen des Krieges 

bewies der Arbeiter-[142]bewegung, in welcher Weise das Parlament ausgenutzt werden kann. Mit 

der fortschreitenden Revolutionierung des Proletariats und dem Anwachsen der kommunistischen 

Bewegung muß die Arbeit im Parlament mehr und mehr zum Hilfswerkzeug für die außerparlamen-

tarische Massenarbeit werden. Die Massenarbeit ist nicht der Parlamentsarbeit untergeordnet, son-

dern umgekehrt, das Parlament wird von der revolutionären Arbeiterbewegung als Tribüne für die 

Vertretung der weitergehenden Forderungen der Arbeiterklasse ausgenutzt, d. h. der revolutionäre 

Parlamentarismus muß rückhaltlos in den Dienst des Kampfes um die Aufhebung des Parlamentaris-

mus selbst durch das System der Kommune, das System der Sowjets gestellt werden, und diese Auf-

hebung kann nicht anders geschehen als durch die Zertrümmerung des bürgerlichen Staates. 

Die Sozialdemokratie versucht die Kritik am Parlamentarismus mit dem reaktionären faschistischen 

Kampf gegen den Parlamentarismus In Parallele zu stellen, so wie sie auch faschistische Diktatur und 

proletarische Diktatur vor den Massen gleichzusetzen versucht: Diktatur ist Diktatur. Sie sucht damit 

zu verleugnen, daß sie selbst, um der revolutionären Kritik des Parlamentarismus zu entgehen, Immer 

stärker faschistische Methoden anwendet und die primitivsten politischen und sozialen Rechte des 

arbeitenden Volkes einschränkt. Zum anderen aber sucht sie die gewaltigen Fortschritte und die un-

geheure Ueberlegenheit der proletarischen Diktatur als Klassenherrschaft des Proletariats gegenüber 

der Klassenherrschaft der Bourgeoisie zu verneinen. Der Parlamentarismus wird durch Faschismus 

und Sozialfaschismus in der Weise „überwunden“, daß die Vertreterkörperschaften mehr und mehr 

beseitigt werden, daß ihre sehr geringen Rechte zurückgeschraubt werden. Aber der revolutionäre 

Ausweg aus dem Parlamentarismus bringt nicht die Beseitigung der gewählten revolutionären Ver-

treterkörperschaften, flieht die Aufhebung ihrer Wählbarkeit, sondern er arbeitet gerade in der Rich-

tung, die Karl Marx gewiesen hat: „Die Kommune sollte nicht eine parlamentarische, sondern eine 

arbeitende Körperschaft sein, vollziehend und gesetzgebend zu gleicher Zeit.“ („Bürgerkrieg in 

Frankreich“, S. 63.) 

Das, was die Kommune sein sollte, das ist die Sowjetmacht tatsächlich geworden. Die Sowjets sind 

nicht „Schwatzbuden“ nach dem Muster der bürgerlichen Parlamente, sondern sie sind arbeitende 

Körperschaften. Die Durchführung des Fünfjahrplans und der Uebergang von der Klassengesellschaft 

zur klassenlosen Gesellschaft, der im zweiten Fünfjahrplan vorgesehen ist, ist undenkbar ohne das 
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System der arbeitenden Räte, die, vollziehend und gesetzgebend zu gleicher Zeit, das gesamte Prole-

tariat und die arbeitende Bauernschaft zur verantwortlichen Leitung des Staates und der Wirtschaft 

heranziehen. Der Weg vom Parlamentarismus zur offenen faschistischen Diktatur ist der Versuch zur 

Rettung der kapitalistischen Klassenherrschaft durch brutale Verschärfung der Lohnknechtschaft, 

grausamste Unterdrückung der revolutionären Bewegung und durch Korrumpierung gewisser 

Schichten der Werktätigen. Gekrönt wird dieses Werk durch Krieg gegen die Sowjetunion und durch 

die gewaltige Verschärfung aller imperialistischen Konflikte. Diesen Weg gehen Sozialdemokratie 

und Hitlerfaschismus, die einen mehr gestützt [143] auf Arbeiteraristokratie, die anderen mehr ge-

stützt auf kleinbürgerliche Schichten und lumpenproletarische Elemente. Der Weg der revolutionären 

Ueberwindung des Parlamentarismus, der Weg der proletarischen Diktatur – das ist der Weg der 

Zertrümmerung der bürgerlichen Staatsmaschinerie und ihrer Ersetzung durch wirklich arbeitende 

Körperschaften, der Weg der Weckung der größten Masseninitiative, der Organisierung des sozialis-

tischen Wettbewerbs, des zähesten unermüdlichen Kampfes für den Aufbau des Sozialismus, für die 

klassenlose Gesellschaft und damit für das Absterben des Staates. 

Die Sozialdemokraten haben versucht – wie Lenin sagt – auch das System der Sowjets, der Räte zu 

versauen, indem sie „Räte“ schufen, die sie „eingliederten“ in das System des Parlamentarismus und 

sie zu Unterstützungsorganen des Kapitalismus als Betriebs- und Wirtschaftsräte machten. Sie ver-

suchten, die Kämpfe um Durchsetzung der Räte als Organe der proletarischen Demokratie durch Par-

lamentarisierung der Räte zu erschlagen. 

In der roten Einheitsfront, in der Heranziehung von Arbeitern und Werktätigen zur verantwortlichen 

Vorbereitung, Durchführung und Auswertung von Massenaktionen werden immer stärker die Ele-

mente der revolutionären Ueberwindung des bürgerlichen Staates und des Faschismus geschaffen. 

Die Führerrolle der Kommunistischen Partei muß darin zum Ausdruck kommen, daß sie es versteht, 

unter Ausnutzung aller Möglichkeiten der Agitation und Mobilisation die revolutionären Kräfte in 

Proletariat und in den übrigen werktätigen Massen zu wecken, die auch in Deutschland das Werk der 

Kommune vom 18. März 1871 aufnehmen und fortführen nach dem Beispiel der Sowjetmacht unter 

Führung der leninistischen Partei der Bolschewiki. 

* 

Die XVII. Parteikonferenz der KPSU  
Ch. W. 

Die XVII. Parteikonferenz unserer Bruderpartei der Sowjetunion fand in einer Situation statt, in der 

die Weltbourgeoisie neue Anstrengungen im stärksten Ausmaße macht, das Land des aufbauenden 

Sozialismus durch eine Intervention zu treffen. Die Imperialisten aller Länder suchen einen Ausweg 

aus der immer breiter und tiefer werdenden Krise mittels eines neuen Weltkrieges, mittels einer Neu-

aufteilung der schon verteilten Welt, suchen nach einem Ausweg auf Kosten der arbeitenden Klassen, 

auf Kosten der unterdrückten Kolonien und Halbkolonien und nicht zuletzt auf Kosten der Sowjet-

union. 

Doch gegen den siegreichen Aufbau des Sozialismus, der im Mittelpunkte der Verhandlungen der 

XVII. Parteikonferenz der KPSU stand, kämpft nicht nur der Weltimperialismus, die gesamte Welt-

bourgeoisie und ihre Verbündeten, die II. Internationale, sondern auch das in der Sowjetunion zer-

streute, noch nicht vollständig liquidierte Kulakentum bringt nach wie vor dem sozialistischen Auf-

bau erbitterten Widerstand entgegen. 

Da r um  i s t  auch  de r  s t r a t eg i s che  Kno t enpunk t  de r  Po l i t i k  de r  KPSU  i n  de r  gegen-

wär t i gen  E t appe  d i e  L i qu i d i e r ung  de r  Ku l a ken  a l s  K l a s s e, sowi e  d i e  E r r i ngung  

de r  vo l l s t ä nd i ge n  wi r t s cha f t l i chen  Unab häng igke i t  von  de r  [144] ka p i t a l i s t i -

s chen  Umge bung, um dadurch die Drohungen und Blockaden der Imperialisten wirkungslos zu 

machen. Damit wird zugleich auch die Verteidigungskraft der Sowjetunion gegenüber der immer 

drohender werdenden Intervention in bedeutendem Maße gestärkt. Doch diese Tatsache entbindet das 

revolutionäre Proletariat der kapitalistischen Länder keinen Augenblick von seiner Pflicht der 
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energischsten Verteidigung der Sowjetunion als eine der Hauptaufgaben im gegenwärtigen Moment, 

und dies heißt In erster Linie Verteidigung seiner eigenen Interessen. 

Die gegenwärtige Etappe in der Sowjetunion, charakterisiert durch die großen Siege an der Front des 

sozialistischen Aufbaus, durch die Vollendung des Baues der sozialistischen Wirtschaft, wurde je-

doch nur erreicht im s chä r f s t e n, e r b i t t e r t s t en  Kam pf  gegen  den  ve r zwe i f e l t en  Wide r -

s t and  de s  K l a s s en f e i nde s, d. h. im Kampfe gegen die Kulaken, gegen den Nepmann, gegen die 

Schädlinge, gegen die Versuche zur Organisierung einer Intervention. Sie konnten nur erreicht wer-

den dank der Tatsache, daß die Leninsche Kommunistische Partei der Sowjetunion, welche un te r  

Füh r ung  ih r e s  ZK die Durchführung der gestellten Aufgaben aktiv leitet, de n s chä r f s t en  und  

unve r söhn l i chs t en  Kam pf  mi t  dem  Oppor t un i sm us  a l l e r  Scha t t i e rungen  f ühr t e, 

und nicht zuletzt dank der Tatsache, daß d i e  neue  Or dnung , d i e  Or dnung  de s  Soz i a l i s mus  

von  den  Mi l l i onenm assen  de r  Ar be i t e r  und  Baue r n  s e l bs t  ge scha f f en  wi r d. 

So  i s t  de r  S i eg  de s  Soz i a l i smus  i n  de r  Sowj e t un i on  unzwe i f e l ha f t. 

* 

Worin liegt nun die internationale Bedeutung des Siegeszuges des Sozialismus in der Sowjetunion, 

der im gegenwärtigen Abschnitt durch die Erfüllung des Fünfjahrsplans in vier Jahren umrissen wird? 

Das internationale Proletariat, die Unterdrückten aller Länder können sich davon überzeugen, daß die 

„verrückte Utopie“, wie ursprünglich der Fünfjahrsplan von der ganzen bürgerlichen und sozialde-

mokratischen Presse bezeichnet wurde, eine sehr reale Angelegenheit ist. Eine Angelegenheit, die 

von dem Proletariat und der Bauernschaft der Sowjetunion nicht erst in fünf, sondern bereits in vier 

Jahren durchgeführt wird. Ein Vergleich der Sowjetunion mit den kapitalistischen Ländern ist in der 

gegenwärtigen Zeit, der sich auf Basis der allgemeinen Krise des Kapitalismus immer mehr verschär-

fenden zyklischen Krise für jeden Arbeitet besonders eindrucksvoll. 

Es war gewissermaßen eine Prüfung zwischen kapitalistischer und sozialistischer Wirtschaft, was die 

vergangenen Jahre kennzeichnet. Zum  e r s t e n  Ma l e  i n  de r  Gesch i ch t e  de r  Menschhe i t  

s t anden  s i ch  da s  soz i a l i s t i s che  Sys t em  und  das  kap i t a l i s t i s che  gegenübe r. Und 

jeder Arbeiter kann nunmehr durch Vergleiche mit dem, was In der Sowjetunion ja wenigen Jahren 

geschaffen wurde – gegenüber den Verfaulungserscheinungen der ganzen kapitalistischen Wirtschaft 

– die gewa l t i ge  Uebe r l egenhe i t  de r  soz i a l i s t i s chen  P r oduk t i on swe i se  ermessen. Die 

Arbeiter In den kapitalistischen Ländern können sich nun selbst die Antwort auf die Frage geben, 

welcher Produktionsweise, welcher gesellschaftlichen Ordnung die Zukunft gehört. Sie kann nur lau-

ten: dem  Soz i a l i s m us. 

Heute ist es bereits unmöglich geworden, durch Lügenberichte und Schwindelmeldungen die Arbei-

terklasse über das, was in der Sowjetunion an Neuem geschaffen wird, zu täuschen. Die Schwinde-

leien über die Sowjetunion, diktiert von einem unüberbrückbaren Haß gegen den ersten Arbeiterstaat, 

wie sie besonders für die Presse der II. Internationale charakteristisch sind, schlagen [145] immer 

weniger bei den Arbeitern ein. Daraus erklärt sich auch großen Teils die „Schwenkung“ in der Taktik 

gegenüber der Sowjetunion, die bei den „Linken“ der II. Internationale, den Otto Bauer und Konsor-

ten, vollzogen wurde. So schreibt Otto Bauer im Dezemberheft des Wiener „Kampf“: 

„Die Entwicklung der letzten drei Jahre läßt es also mindestens als möglich erscheinen, daß das schließliche 

Resultat der russischen Revolution ein ganz anderes sein wird, als das, das die menschewistischen, das auch 

unsere Prognosen in der Zeit des Bürgerkrieges und in der Zeit der Nep vorausgesagt haben ... 

Wir müssen heute anerkennen, daß die russische Revolution nicht nur die Reste des Feudalismus ausgerottet 

hat, sondern wesentliche Elemente einer sozialistischen Gesellschaftsordnung aufbaut.“*) 

Wir wollen in diesem Zusammenhang nicht darauf eingehen, daß die sozialistische Revolution, die 

proletarische Diktatur in ihrer 14jährigen Existenz nicht nur die feudalen Ueberreste ausgerottet hat, 

im wesentlichen die kapitalistischen Elemente liquidierte und das Fundament der sozialistischen 

 
*) „Der Kampf“, Dezember 1931, S. 515 md 518. 
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Wirtschaft fertigstellte, sondern auf den politischen Sinn dieser „Schwenkung“ der Otto Bauer und 

Konsorten. Warum lassen diese Führer der II. Internationale ihr jahrzehntealtes Argument, daß die 

Entwicklung in der Sowjetunion zum Kapitalismus, zum Thermidor gehe, jetzt plötzlich fallen? Die 

Sympathien, die Millionenmassen, Ausgebeuteter und Unterdrückter dem sozialistischen Aufbau in 

der Sowjetunion entgegenbringen, sind so groß, das Mißverhältnis zwischen dem grandiosen Auf-

stieg der Sowjetunion und dem Niedergang des Kapitalismus so ungeheuerlich, als daß nicht jeder 

Arbeiter begreifen würde, daß in der Sowj e t un i on  e i ne  p r i nz i p i e l l  ande r e  Wi r t scha f t s -

o r dnung  als die kapitalistische e r r i ch t e t  w i rd. Die unter den Arbeitern immer stärker vor sich 

gehende Orientierung zum Sozialismus, die wachsenden Sympathien mit der Sowjetunion, die mehr 

und mehr sich durchsetzende Erkenntnis, daß nur der russische Weg aus allem Elend und aller Not 

herausführt, soll durch diese „Schwenkung“ aufgehalten und umgebogen werden. Das ist der Haupt-

sinn dieser „Umorientierung“. 

Es ist ganz klar, daß sich heute jeder Arbeiter die Frage vorlegt, wieso dieser gewaltige Erfolg im 

sozialistischen Aufbau der Sowjetunion möglich war. Der Arbeiter vergleicht zwischen bolschewis-

tischer, d. h. marxistisch-leninistischer Strategie und Taktik und den sozialdemokratischen Verräter-

methoden. Aus eigener Erfahrung hat er erkannt, daß die Methode der Hilferdinge, die „Wirtschafts-

demokratie“, das langsame und friedliche Hineinwachsen des Sozialismus in den Kapitalismus nichts 

anderes als die schäbigsten Täuschungsmanöver waren, um die Arbeiter, entgegen ihrem Klassenin-

teresse, vor den kapitalistischen Wagen zu spannen. Jeder Arbeiter spürt an sich selbst, daß dies der 

Weg zur brutalsten Ausbeutung, zur wirtschaftlichen und politischen Knechtung der Arbeiterklasse 

wurde, und sieht tagtäglich im politischen Kampf, daß bei der Faschisierung Deutschlands die Sozi-

aldemokratie den tätigsten und aktivsten Anteil nahm und nimmt. Mehr und mehr wird es ihm von 

hier aus klar, daß der wirkliche Weg zum Sozialismus, d. h. der Weg zu seiner Befreiung, ein anderer 

Weg ist, ein Weg, der nicht über Arbeitsgemeinschaft, Klassenfrieden, Wirtschaftsdemokratie, 

Staatskapitalismus und „kleineres Uebel“ geht, sondern über den s chä r f s t en  Kam pf  K l a s se  ge -

gen  Kl a s se  um  d i e  E r r i ch t ung  de r  p r o l e t a r i s chen  D i k t a t u r. Die proletarische Diktatur, 

die Zertrümmerung des bürgerlichen Staatsapparates, das waren die Voraussetzungen des sozialisti-

schen Aufbaues in der Sowjetunion, die von den Arbeitern und Bauern in der sozialistischen Revo-

lution im Oktober 1917 geschaffen wurden. Ge r ade  d i e  E r f ah r unge n  de r  p r o l e t a r i s chen  

Revo l u t i on  i n  de r  Sowj e t un ion  l eh ren  j eden  Ar be i t e r, daß  de r  Auf bau  de s  Soz ia -

l i sm us  d i e  p r o l e t a r i s che  D i k t a t u r  zu r  Vor aus se t zung  ha t. 

[146] Doch damit das Proletariat in der Sowjetunion in seiner Revolution siegte und das Werk des 

sozialistischen Aufbaues durchführen konnte, bedu r f t e  e s  e i ne r  bo l s chewi s t i s chen  Pa r t e i, 

einer Partei, die das  Banne r  des  Mar x i s mus-Len i n i sm us  hochhä l t  und im Kampfe mit 

allen antileninistischen Strömungen befähigt wurde, das Proletariat zum Siege zu führen. 

Und gerade dies ist der Punkt, an dem die sogenannten „Linken“ der II. Internationale anknüpfen und 

den Arbeitern vorzutäuschen versuchen, daß dieser bolschewistische Weg um die Erkämpfung des 

Sozialismus für Westeuropa nicht gangbar sei, daß die Anwendung der „russischen Methode“, d. h. 

der politische Kampf um die proletarische Diktatur, sich auf den Osten beschränken müsse. Für das 

westeuropäische Proletariat sei nur der „friedliche“ demokratische Weg, der über die Eroberung der 

Mehrheit des Volkes im Parlament gehe, anwendbar. Nun, die deutsche Arbeiterklasse hat gesehen 

und durch die eigene Erfahrung gelernt, wohin dieser Weg in Wirklichkeit führte. Es war dies der 

Weg zum Faschismus, in dem sich zugleich die Sozialdemokratie in einen entscheidenden Bestandteil 

dieses faschistischen Systems verwandelte. Um so schändlicher, gemeingefährlicher und schädlicher 

für den Klassenkampf des Proletariats in den kapitalistischen Ländern ist somit diese taktische 

„Schwenkung“ der Bauer und Konsorten, die unter der Maske eines „Freundes“ der Sowjetunion 

erfolgte. So erweisen sich auch hier die „Linken“ der II. Internationale als die gefährlichsten Feinde, 

die sich im Lager der Arbeiterklasse breitmachen, denen wir durch schärfste Entlarvung und Bekämp-

fung das Handwerk zu legen haben. 

Es  g i b t  nu r  e i nen  We g, de r  zu r  Be f r e i ung  de s  P r o l e t a r i a t s, zum  Soz i a l i sm us  f ühr t, 

und  d i e se r  W e g  g i l t  f ü r  das  P r o l e t a r i a t  a l l e r  kap i t a l i s t i s chen  Lände r  und  s e i n  
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s t r a t eg i s ches  Z i e l  i s t  d i e  D i k t a t u r  de s  P r o l e t a r i a t s. Dies sind die Schlußfolgerungen, die 

das internationale Proletariat aus der Erfüllung des Fünfjahrplans in vier Jahren in erster Linie ziehen 

muß. Das Ist für uns die Hauptlehre aus den Tagungsergebnissen der XVII. Parteikonferenz der 

KPSU. 

In der Sowjetunion befindet sich zum ersten Male in der Weltgeschichte die politische Macht in den 

Händen der Arbeiterklasse. Die politische Macht in Händen haltend, verstand es die Arbeiterklasse 

der Sowjetunion, im Aufbau des Sozialismus die werktätigen Massen des Dorfes mit sich zu führen. 

Nur auf diese Weise wurden aus den werktätigen Massen des Dorfes Bauleute des Sozialismus. 

Zum ersten Male In der Geschichte können die Unterdrückten aller Länder den Erfolg sozialistischer 

Planarbeit erkennen. Dabei ist jedoch der Erfolg der planmäßigen Wirtschaft nicht einmal so sehr ein 

unmittelbarer Erfolg der Planorgane, darauf wies auch Genosse Molotow in seiner Rede auf der XVII. 

Parteikonferenz hin. Er führte dort im Zusammenhang mit dieser Frage aus: 

„Unsere Planung und unsere Berechnungen beschränken sich nicht auf diesen verhältnismäßig engen Rahmen. 

Eine richtige Wirtschaftsarbeit, die Organisierung der volkswirtschaftlichen Berechnungen und die Ausarbei-

tung des Planes können nur mit aktiver Mitwirkung der Arbeitermassen – die manchmal im Verlaufe der Durch-

arbeitend an Ort und Stelle die ursprünglichen Voranschläge ganz gehörig Andern – durchgeführt werden und 

werden in der Tat auch so durchgeführt. Auf diese Aktivität der Arbeiterklasse und der Werktätigen beim sozi-

alistischen Aufbau gestützt, werden unter der Leitung der Partei unsere Wirtschaftspläne ausgearbeitet.“*) 

Was sind nun die tragenden Erfolge, die bei der Durchführung des ersten Fünfjahrplans erzielt wur-

den? 1. Der Sieg der Generallinie der Partei tritt an den Erfolgen der Industrialisierungspolitik deut-

lich zutage. Mit der Aufrichtung [147] einer Schwerindustrie (Industrie der Produktion von Produk-

tionsmitteln) hat nunmehr die Sowjetunion eine eigene Grundlage für die Vollendung des technischen 

Neuaufbaus der gesamten Volkswirtschaft. 2. Der sozialistische Aufbau der Landwirtschaft in Form 

von Sowjetgütern und Kollektivwirtschaften ist in einem solchen Ausmaße gelungen, daß die sozia-

listischen Formen heute bereits die Hauptstellung in der Landwirtschaft der Sowjetunion einnehmen. 

Dam i t  wur de  d i e  s chwi e r i g s t e  und  wi ch t i g s t e  Auf gabe  de r  p r o l e t a r i s chen  Revo-

l u t i on  i n  de r  Sowj e t un i o n, d i e  Len i nsche  F r age  „W e r  W e n?“ zuguns t en  de s  Soz i -

a l i sm us  en t s ch i eden. Doch dieser für den Sozialismus in der Sowjetunion ausschlaggebende Er-

folg ist zugleich auch eine Bestätigung der Richtigkeit der Leninschen Strategie und Taktik in bezug 

auf die Reserven und Verbündeten in der proletarischen Revolution. Schon 1906 stellte Lenin mit der 

ihm eigenen Schärfe die Frage von der Notwendigkeit der Entfaltung des Klassenkampfes im Dorfe 

und der Heranziehung der werktätigen Bauern als Verbündete im Befreiungskampf des Proletariats. 

Nach dem Siege der proletarischen Revolution stellte Lenin auf dem 8. Parteitag der KPSU folgende 

Losung und Direktive in bezug auf das flache Land auf: 

„Stark stützen nur auf die Dorfarmut im Bündnis mit den Mittelbauern, gegen das Kulakentum und die Ueber-

bleibsel des Kapitalismus.“**) 

I n  de r  Ve r wi r k l i chung  d i e se r  Len i nschen  Di r ek t i ve  und  de r  we i t e r en  Ausa r be i -

t ung  und  En t wi ck lung  de r  Haup t f r agen  de r  p r o l e t a r i s chen  Revo l u t i on  i n  de r  

Sowj e t un i o n, i n  de r  ene r g i schs t en  Ver t e i d i gung  de r  S t r a t eg i e  des  Len i n i sm us  

gegenüber  a l l en  Oppor t un i s t en  i s t  da s  w i ch t i g s t e  ge sch i ch t l i che  Ve r d i ens t  de s  

Genos sen  S t a l i n  beg r ünde t. Die von ihm aufgestellte Losung der „Liquidierung der Kulaken 

als Klasse“, die ein entscheidender Wendepunkt in der gesamten Politik der KPSU war, wurzelt 

durchaus in der ganzen Leninschen Einschätzung des Charakters der Revolution in Rußland als einer 

sozialistischen Revolution. So war der Erfolg des Sozialismus auf dem Lande zugleich ein Resultat 

der richtigen Anwendung der Strategie und Taktik des Marxismus-Leninismus, Wir erinnern in die-

sem Zusammenhang nur an folgende Bemerkung Lenins: 

„Zehn bis zwanzig Jahre richtigen Verhältnisses zur Bauernschaft. und der Sieg Im Internationalen Maßstab 

ist gesichert (auch wem die proletarischen Revolutionen Im Heranreifen auf sich warten lassen)“. 

 
*) Aus der Rede des Genossen Molotow auf der XVII. Parteikonferenz der KPSU (Inprekorr Nr. 11, 1932.) 
**) Aus dem Bericht des Genossen Lenin auf dem 8. Parteitag der KPSU. (russisch) 
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Dieses richtige Verhältnis zur Bauernschaft, das in der Generallinie der Partei zum Ausdruck kam, 

konnte jedoch nur in schärfstem Kampfe gegen die rechten und „linken“ Abweichungen durchgeführt 

werden. Wir können in diesem Zusammenhang nicht näher auf die Opposition in der KPSU, die im 

Kampfe um die Generallinie der Partei entstand, aber entscheidend geschlagen wurde, eingehen. Nur 

einige Bemerkungen. Was verlangten die Rechten, die die Hauptgefahr in der KPSU darstellen? Ihre 

Forderungen kommen in den Briefen des Genossen Frumkin vom Juni und November 1928 am 

schärfsten zum Ausdruck. Gegenüber dem Dorfe forderte Frumkin folgende Politik: Verzicht auf die 

Steigerung des Angriffes gegen die Kulaken; keine Erweiterung der Sowjetwirtschaften im Tempo 

der Attacke und der gesteigerten Attacke; keine Störung der Produktion der Kulakenwirtschaft. 

Was hier verlangt wurde, war die Politik des „Hineinwachsen. des Kulaken in den Sozialismus“. 

Es ist nicht uninteressant, daran zu erinnern, daß Trotzki bereits im Jahre 1925 die gleiche Politik 

vertrat, als er die Verbreiterung des Rahmens der warenkapitalistischen Verhältnisse im Dorfe for-

dert.*) 

[148] Also Förderung der Entwicklung der Kulakenwirtschaft, um dem proletarischen Staat die Mittel 

für die Industrialisierung des Landes zu verschaffen. 

Das waren die Forderungen Trotzkis und der „Linken“ im Jahre 1925. Das hinderte sie natürlich 

nicht, später in den von ihnen aufgestellten Gegenthesen zum Fünfjahrplan zu behaupten, daß „die 

Abhängigkeit der Staatswirtschaft von den kulakisch-kapitalistischen Elementen“ wachse. 

Es ist nicht notwendig, diese Argumente heute noch zu widerlegen, denn die Tatsachen sprechen eine 

zu beredte Sprache. Die Liquidierung der Kulaken als Klasse, die sich in immer weiterem Rahmen 

vollzieht, zeigt zur Genüge das Fiasko der politischen Plattformen beider Oppositionen. Während in 

der Sowjetunion die Vernichtung der kapitalistischen Elemente unaufhaltsam vorwärtsschreitet, ist 

der Trotzkismus zu einer „Vorhut der bürgerlichen Gegenrevolution“ geworden, und der Rechtsop-

portunismus „als offenster Ausdruck des bürgerlichen Einflusses auf das Proletariat“ entwickelte sich 

zu einem der „Hauptlieferanten ‚ideologischer‘ Güter für die Klassenfeinde“ der proletarischen Dik-

tatur in der Sowjetunion. Im schärfsten und unversöhnlichsten Kampfe mit diesen antileninistischen 

Strömungen „ist die Partei gestählt worden, ist sie gewachsen und ist noch eine Stufe höher gestiegen. 

Dies ist eine der entscheidenden Voraussetzungen für unsere weiteren Siege.“**) 

* 

Es gibt keine Festung, die die Bolschewiki nicht in der Lage wären, einzunehmen. Das zeigen nicht 

nur die gewaltigen Fortschritte im siegreichen Aufbau des Sozialismus in der Sowjetunion, sondern 

das zeigt auch das Werk, das in seinen Grundzügen bereits vor uns steht, der zwe i t e  Fün f j ah r -

p l a n. Wir wollen hier nicht auf die Details dieses zweiten Plans eingehen. Dies kann zur gegebenen 

Zeit erfolgen. Hier interessiert uns nur seine politische Seite, die auch im Mittelpunkt der Verhand-

lungen der XVII. Parieikonferenz stand: die Errichtung der klassenlosen Gesellschaft. Darüber heißt 

es in den vom Politbüro der Parteikonferenz vorgelegten Thesen: 

„Die Konferenz ist der Ansicht, daß die grundlegende politische Aufgabe besteht in der endgültigen 

Liquidierung der kapitalistischen Elemente und überhaupt der Klassen, in der völligen Vernichtung 

der Ursachen, die Klassenunterschiede und Ausbeutung erzeugen, und der Ueberwindung der Ueber-

reste des Kapitalismus in der Oekonomie und im Bewußtsein der Menschen, in der Umwandlung der 

gesamten werktätigen Bevölkerung des Landes an bewußte und aktive Erbauer der klassenlosen, so-

zialistischen Gesellschaft.“***) 

Was hier in Thesenform als politische Hauptaufgabe des zweiten Fünfjahrplans gestellt wird, ist in 

Wirklichkeit die gewa l t i g s t e  Ta t  de r  Menschhe i t sge s c h i ch t e. 

Karl Marx leitete das Kommunistische Manifest mit den Worten ein: 

 
*) Trotzki: Ueber unsere neuen Aufgaben (russisch 1926) S. 1 u. 6. 
**) Rede des Genossen Molotow auf der XVII. Parteikonferenz der KPSU, a. a O. 
***) Aus den Thesen des Politbüros des ZK der KPSU, vorgelegt der XVII. Parteikonferenz. 



Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 12 – 512 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 05.04.2023 

„Die Geschichte aller bisherigen Gesellschaft ist die Geschichte von Klassenkämpfen.“ 

Und als die Aufgabe des Proletariats in seiner Revolution bezeichnet Marx an derselben Stelle die 

Aufhebung der Klassen. 

„Wenn das Proletariat im Kampfe gegen die Bourgeoisie notwendig sich zur Klasse vereint, durch seine Re-

volution sich zur herrschenden Klasse macht und als herrschende Klasse gewaltsam die alten Produktionsver-

hältnisse aufhebt, so hebt es mit diesen Verhältnissen die Existenzbedingungen des Klassengegensatzes, die 

Klassen überhaupt und damit seine eigene Herrschaft als Klasse auf. 

An die Stelle der alten bürgerlichen Gesellschaft mit ihren Klassen und Klassengegensätzen tritt eine Assozi-

ation, worin die freie Entwicklung eines jeden die Bedingung für die freie Entwicklung aller ist.“*) 

An anderer Stelle fügt er diesem Gedankengang hinzu: 

„Mit dieser Gesellschaftsformation (bürgerliche Produktionsverhältnisse. Ch. W.) schließt daher die Vorge-

schichte der menschlichen Gesellschaft ab.“**) 

[149] Und Friedrich Engels setzt gewissermaßen im positiven Sinne hinzu: 

„Es ist der Sprung der Menschheit aus dem Reich der Notwendigkeit in das Reich dar Freiheit.“***) 

Mi t  de r  Auf hebung  de r  K l a s se n  beg i nn t  som i t  e in  neue r  Abschn i t t  de r  M e ns ch -

he i t sge sch i ch t e. 

Es kann darüber kein Zweifel bestehen, daß die Liquidierung der kapitalistischen Elemente, wie der 

Klassen überhaupt, mit großen Schwierigkeiten verbunden ist. Die Kulaken werden wie in der Ver-

gangenheit weiter verzweifelte Versuche unternehmen, sich dem Aufbau des Sozialismus entgegen-

zustellen. Doch sie werden unter den Rädern des Klassenkampfes zermalmt werden. Denn der Klas-

senkampf kann und wird in dieser Periode nicht aufhören. Er wird und muß sich sogar auf einzelnen 

Gebieten und in einzelnen Abschnitten verschärfen. Darum kann die politische Hauptaufgabe des 

zweiten Fünfjahrplans, die Beseitigung der Klassen, auch nur im schärfsten Angriff gegen die kapi-

talistischen Elemente gelöst werden. Das bedeutet die breiteste und festeste Zusammenschweißung 

der Werktätigen des Dorfes um die Arbeiterklasse im Kampfe gegen die Kulaken und alle noch vor-

handenen kapitalistischen Elemente. Die Unvermeidlichkeit der Verschärfung des Klassenkampfes 

wird auch ganz besondere in den Thesen betont. Heißt es doch an einer Stelle, daß 

„die Verschärfung des Klassenkampfes in einzelnen Momenten und insbesondere Im einzelnen Gebieten und 

in einzelnen Abschnitten des sozialistischen Aufbaus auch in Zukunft noch unvermeidlich ist.“†) 

Wir haben bereits darauf hingewiesen, daß der Klassenkampf nicht nur gegen die Kulaken geht, son-

dern sich gegen alle Ueberreste warenkapitalistischer Tendenzen richtet. Insofern werden auch alle 

Werktätigen außerhalb des Proletariats In ihn einbezogen, wenn auch ihnen gegenüber die Formen 

des Kampfes andere und vor allem differenziert sind. Die Kampfformen, die gegenüber den Bauern, 

die noch Individualwirtschaft betreiben, angewandt werden, sind andere, wie jene, die Innerhalb der 

Kollektivwirtschaften zum Ausdruck kommen, wie auch bei letzteren je nach dem Typus der Kollek-

tivwirtschaft wiederum die Formen des Klassenkampfes differenziert sind. Im diesem Zusammen-

hang sind die zwei grundlegenden Aufgaben des Klassenkampfes, die Lenin für die Periode der pro-

letarischen Diktatur formulierte, besonders wichtig: 

„1. Niederschlagung der Ausbeuter und jedes Versuches der Wiederherstellung des Kapitalismus und kapita-

listischer Traditionen. 

2. Systematische führende Einwirkung auf alle Werktätigen außerhalb des Proletariats. Dies ist ebenfalls ein 

Kampf, aber von besonderer Natur, die Ueberwindung der bekannten vollkommen anderen Natur des Wider-

standes.“††) 

 
*) Karl Marx, Das Kommunistische Manifest. 
**) Karl Marx, Zur Kritik der politischen Oekonomie, S. LVI. 
***) Friedrich Engels, Die Entwicklung des Sozialismus von der Utopie zur Wissenschaft, S. 53. 
†) Aus den Thesen des Politbüros zur XVII. Parteikonferenz dar KPSU. 
††) Lenin, Sammelband III, S. 494 (russisch). 



Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 12 – 513 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 05.04.2023 

Diesen Formen des Widerstandes, von denen Lenin in bezug auf alle Werktätigen außerhalb des Pro-

letariats spricht, begegnen wir überall beim Aufbau des Sozialismus in der Landwirtschaft. Wo diese 

Tatsache von einzelnen Parteiorganisationen der KPSU vernachlässigt wurde, hatte dies eine Ver-

stärkung des Kampfes der Kulaken gegen die Kollektivwirtschaften zur Folge. Kein Zweifel, daß die 

Parteiführung gegen diese Vernachlässigungen bzw. Abweichungen vom der Generallinie den 

schärfsten Kampf führte. 

* 

Es sei nunmehr die Frage aufgeworfen, ob nicht mit der vollständigen Liquidierung der Klassen auch 

zugleich die proletarische Diktatur, der proletarische Staat in der Sowjetunion verschwindet. Wenn 

man die Tatsache Zugrunde legt, daß sich in der Periode des zweiten Fünfjahrplans der Klassenkampf 

auf einzelnen Gebieten und in einzelnen Abschnitten verschärfen Wird, dann kann es hinsichtlich des 

weiteren Schicksals des proletarischen [150] Staates nur eine Antwort geben: weitere Kräftigung und 

Festigung der proletarischen Diktatur. 

Die proletarische Diktatur wird auch in der von uns übersehbaren Periode bestehen bleiben. Obwohl 

ja die proletarische Diktatur kein Staat mehr im eigentlichen Sinne ist (Lenin nannte den proletari-

schen Staat einen Halbstaat), der auch wieder anders sein wird am Ende des zweiten Fünfjahrplans 

als heute, kann die Frage seines Absterbens noch nicht gestellt werden. Er verändert sich immer mehr 

in dem Sinne, daß er neue Funktionen erhält, immer mehr vergesellschaftete Produktion leitet und 

die neue sozialistische Gesellschaft baut. Aber er bleibt in dem von uns angedeuteten Sinne Staat. 

Jedoch in dem Maße, in dem er die sozialistische Ordnung aufbaut und sie immer mehr vervollkomm-

net, schafft er damit auch die Basis für sein Absterben. Die Vervollkommnung der proletarischen 

Demokratie bereitet gewissermaßen sein Absterben vor, bis er sich schließlich selbst aufhebt. 

Die ökonomische Grundlage für diese Selbstaufhebung wird erst in der Phase des Kommunismus 

geschaffen, in jener Phase, in der der Gegensatz zwischen körperlicher und geistiger Arbeit überwun-

den wird, womit zugleich auch eine der wichtigsten Quellen der gesellschaftlichen Ungleichheit ver-

schwindet. 

Der Weg dieses Absterbens des proletarischen Staates wurde mit voller Klarheit bereits auf dem XVI. 

Parteitag der KPSU von dem Genossen Stalin beschrieben: 

„Wir sind für das Absterben des Staates. Wir sind gleichzeitig für die Verstärkung der Diktatur des Proletariats, 

die die stärkste und mächtigste Staatsgewalt ist, die bisher bestanden hat. Höchste Entwicklung der Staats-

macht zur Vorbereitung der Bedingung für das Absterben der Staatsmacht, so lautet die marxistische Formel.“*) 

Die proletarische Diktatur und ihre Organe festigen sich und werden gestärkt in dem Maße, wie sie 

alle bürgerlichen Elemente liquidiert, und in der Schaffung der neuen sozialistischen Disziplin berei-

tet der proletarische Staat sein Absterben vor. So  geh t  de r  W e g  de s  Abs t e r ben  de s  p r o l e t a -

r i s chen  S t aa t e s  übe r  d i e  Fe s t i gung  de r  p r o l e t a r i s chen  D ik t a t u r. Doch die Festigung 

der proletarischen Diktatur ist nicht nur zur Liquidierung aller klassenfeindlichen Elemente in der 

Sowjetunion notwendig, vorläufig existiert auch noch eine kapitalistische Umgebung, und sie ist 

heute In verstärktem Maße bestrebt, den sozialistischen Aufbau In der Sowjetunion durch einen neuen 

Krieg zu verhindern. Erst der Sieg der proletarischen Revolution als Weltrevolution wird diese Gefahr 

endgültig beseitigen. 

So ist einerseits die Ueberwindung alter kleinbürgerlichen Vorurteile und Traditionen, die in der 

Phase des Sozialismus noch existieren und mit der die allmähliche Schaffung einer sozialistischen 

Disziplin Hand in Hand geht, die Vernichtung aller bürgerlichen Elemente im schärfsten Klassen-

kampf, wie andererseits die Liquidierung der kapitalistischen Umgebung durch die Weltrevolution, 

die Voraussetzung, daß der in diesem Kampfe gestärkte proletarische Staat in dem Maße. wie er seine 

Aufgaben vollendet, überflüssig wird und abstirbt. 

 
*) J. Stalin, Politischer Bericht auf dem XVI. Parteitag dar KPSU. Verlag Heym, S. 124. 
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In dem Maße, in dem die sozialistische Produktion in der Sowjetunion erweitert und gestärkt wird, 

hebt sich auch der Wohlstand der Massen. Im Zusammenhang damit heißt es in den Thesen des Po-

litbüros: 

„Es muß auf der Grundlage der Liquidierung der parasitären Klassenelemente und der allgemeinen Zunahme 

des Volkseinkommens, die voll und ganz den Werktätigen zugute kommt, ein bedeutend rascherer Auf-

schwung des Wohlstandes der Arbeiter- und Bauernmassen und dazu noch die entschiedene Verbesserung der 

gesamten Kommunal- und Wohnwirtschaft in der Sowjetunion erreicht werden.“*) 

So geht im Unterschied zur kapitalistischen Wirtschaft im Sozialismus die Produktion den Gang einer 

ununterbrochenen Entwicklung und macht eine [151] konsequente und systematische Vorwärts- und 

Aufwärtsentwicklung durch. Die unter prinzipiell anderen Bedingungen vor sich gehende wirtschaft-

liche Entwicklung im Sozialismus hört auf, Mittel der Profiterwerbung zu sein und dient einzig und 

allein der Be f r i ed i gung  de r  ge se l l s c ha f t l i c h e n  Be dü r f n i s s e. 

Während in der kapitalistischen Wirtschaft die Zerfallstendenzen immer mehr zunehmen, die Ar-

beitslosigkeit unerhörte Ausmaße erreicht, der Lebensstandard der Arbeiter immer weiter zurückgeht, 

die ganze Barbarei im Kapitalismus immer deutlicher wird, gibt uns die Sowjetunion ein Bild von 

der bedeutenden Verbesserung des Wohlstandes der Arbeitermassen im Lande das dem Sozialismus 

aufbaut. Deutlich stehen jedem Arbeiter die prinzipiellen Unterschiede zweier Welten – zweier Sys-

teme vor Augen. 

Und während die kapitalistische Welt Konferenzen zur Vorbereitung eines neuen Weltkrieges veran-

staltet, der ihren Untergang nur beschleunigen kann. tagte die XVII. Parieikonferenz der KPSU i m  

Ze i chen  de s  s i eg r e i c hen  Aufbaus  de s  Soz i a l i smu s, im  Ze ichen  de s  Auf baus  e i ne r  

ne u e n W el t‚ aber auch zugleich in dem unbeugsamen Willen und der Entschlossenheit, den immer 

drohender werdenden Angriff auf das Territorium der Sowjetunion mit bolschewistischer Kraft und 

Siegesgewißheit abzuwehren. 

* 

Worin aber liegt das Geheimnis des gewaltigen sozialistischen Sieges des Proletariats in der Sowjet-

union? Es  l i eg t  i n  de r  p r ak t i s chen  Anwe ndung  und  Dur ch f üh r ung  de r  g r und l egen -

den  P r i nz i p i en  des  Kom m uni sm u s, de r  Sowj e t m ach t  und  de r  D i k t a tu r  de s  P r o l e -

t a r i a t s. „Nur die Geschichte des Bolschewismus, die die ganze Periode seines Bestehens umfaßt, 

kann genügend erklären, warum er unter den schwierigsten Umständen die eiserne Disziplin, die zum 

Siege des Proletariats unerläßlich war, herstellen und aufrechterhalten konnte.“**) 

D i e  Auf r ech t e r ha l tung  de r  aus  Gr an i t  gem e i ße l t en  t heo r e t i s chen  Bas i s  de s  Bo l -

s chewi smus  i m  schä r f s t en  und  une r b i t t l i chen  Kam pf  gegen  a l l e  an t i l en i n i s t i -

s chen  S t röm unge n, d i e  S i che r ung  de r  Gene r a l l i n i e  de r  Pa r t e i  du r ch  da s  Len i n -

s che  ZK w ar  und  i s t  d i e  e i nz i ge  Ga r an t i e  de s  endgü l t i gen  S ieges  de s  Soz i a l i sm us  

i n  de r  Sowj e t un i o n. Nur  un t e r  d i e sem  Banne r  des  r e vo l u t ion ä r e n Mar x i sm u s-Le -

n i n i smus  kann  auch  da s  deu t sche  P r o l e t a r i a t  d i e  po l i t i s che  Mach t  e r o be r n. [152] 

* 

Zur Bauernfrage und zur Arbeit unserer Partei auf dem Dorfe 

Unsere Partei widmet entsprechend ihrer Politik der Schaffung der Voraussetzungen für die revolu-

tionäre Machtergreifung, der Erringung der Diktatur des Proletariats, der Frage der Verbündeten und 

hier besonders der Ba ue r n f r age  ihre Aufmerksamkeit. Insbesondere seit Proklamierung des Bau-

ernhilfsprogramms der KPD durch Genossen Thä l m ann  wurde in verstärktem Maße die Bündnis-

taktik in der Praxis angewandt. Angesichts der Tatsache, daß 200.000 Arbeiter im Laufe des letzten 

Jahres unserer Partei beitraten, neue 10.000 Mitglieder allmonatlich von ihr erfaßt werden, besteht in 

erhöhtem Maße die Notwendigkeit, die grundsätzliche Stellungnahme unserer Partei zur Bauernfrage 

zu behandeln. Der vorliegende Artikel soll dazu ein Beitrag sein. 

 
*) Thesen zur XVII. Parteikonferenz der KPSU. 
**) Lenin: Der Radikalismus und die Kinderkrankheiten des Kommunismus. 
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I. Die Grundlagen sozialistischer Bauernpolitik 

„Wer sich auf die Uebernahme der Macht vorbereitet, muß sich für die Frage interessieren, auf wen 

er als wirklichen Verbündeten zählen kann. 

I n  d i e s e m  S i n n e  i s t  d i e  B a u e r n f r a g e  e i n  T e i l  d e r  a l l g e m e i n e n  F r a g e  d e r  D i k -

t a t u r  d e s  P r o l e t a r i a t s  u n d  a l s  s o l c h e  e i n e  d e r  l e b e n s v o l l s t e n  F r a g e n  d e s  L e -

n i n i s m u s.“ (S t a l i n, Probleme des Leninismus, S. 107.) 

In diesen markanten Sätzen hat Genosse S t a l i n  zunächst die enorme Bedeutung der Bauernfrage als 

Frage des Verbündeten des Proletariats für uns Kommunisten aufgezeigt, die wir uns „auf die Ueber-

nahme der Macht vorbereiten“. Gleichzeitig umreißt Genosse St a l i n  in dem von uns gesperrten Satz 

den Ausgangspunkt, die Grundlage unserer Stellungnahme zur Bauernfrage, den Rahmen, innerhalb 

dem wir diese Frage zu betrachten haben, den grundsätzlichen Inhalt der proletarischen Klassenpoli-

tik im Verhältnis zur Bauernschaft. 

Ausgangspunkt, Grundlage unserer Stellungnahme zur Bauernschaft ist die Frage der Diktatur des 

Proletariats. Nur in Verbindung mit ihr, als ein von Ihr abgeleiteter Teil, als Frage des Verbündeten 

des Proletariats in der proletarischen Revolution vor und nach der Machteroberung steht vor uns die 

Bauernfrage. Unabhängig von dieser Grundlage gibt es keine sozialistische, revolutionäre Bauernpo-

litik. Eine Arbeiterpartei, die in ihrer Bauernpolitik nicht von dieser Grundlage ausgeht, entartet, sinkt 

auf das Niveau kleinbürgerlicher „Bauernretterei“, verrät den Klassenstandpunkt, das Klasseninte-

resse des Proletariats und betrügt auch gleichzeitig die werktätige Bauernschaft selbst. „Lenin wäre 

nicht der größte proletarische Ideologe, der er wirklich ist, er wäre ein einfacher ‚Bauernphilosoph‘ . 

...‚ wenn er die Herausarbeitung der Bauernfrage nicht auf der Grundlage der Theorie und Taktik der 

Diktatur des Proletariats, sondern unabhängig von dieser Grundlage, außerhalb dieser Grundlage un-

ternommen hätte“ (St a l i n, Probleme des Leninismus, S. 13). 

Widerspricht dem Gedanken der Alleinherrschaft, der ungeteilten, einzig und allein von der proleta-

rischen Klasse unter Führung der Kommunistischen Partei ausgeübten proletarischen Klassenherr-

schaft, der Diktatur des Proletariats, nicht der Gedanke des Bündnisses? Genosse S t a l i n  schreibt 

dazu In „Probleme des Leninismus“, S. 19: „Das bedeutet jedoch nicht, daß die Macht der einen 

Klasse, der Klasse der Proletarier, die diese Macht mit anderen Klassen nicht teilt und nicht teilen 

kann, zur Verwirklichung ihrer Ziele auf die Hilfe des Bündnisses mit den werktätigen und ausge-

beuteten Massen der anderen Klassen nicht angewiesen sei. Im Gegenteil, diese Macht, die Macht 

der einen Klasse, kann befestigt und bis zu Ende verwirklicht werden nur durch eine besondere Form 

des Bündnisses zwischen der Klasse der Proletarier und den werktätigen Massen der kleinbürgerli-

chen Klassen, vor allem der werktätigen Masse der Bauernschaft.  

[153] Was ist das für eine besondere Form des Bündnisses und worin besteht sie? Widerspricht nicht 

das Bündnis mit den werktätigen Massen der anderen, nichtproletarischen Klassen überhaupt der Idee 

der Diktatur des Proletariats? Diese besondere Form des Bündnisses besteht darin, daß die führende 

Kraft dieses Bündnisses das Proletariat ist. Diese besondere Form des Bündnisses besteht darin, daß 

der Führer des Staates, der Führer im System der Diktatur des Proletariats eine e i nz ige  Partei ist, 

die Partei des Proletariats; die Partei der Kommunisten, die die Führung mit anderen Parteien n i ch t  

t e i l t  und  n i ch t  t e i l en  kan n.“ 

Rosa Luxemburg zur Bauernfrage 

Eine jener Fragen, in der Rosa Luxemburg nicht auf der Höhe der Leninschen Erkenntnis stand, war 

die Stellungnahme zur Bauernfrage. Zunächst hat Rosa und mit ihr die ganze Linke der Vorkriegs-

Sozialdemokratie, später die Spartakusgruppe, die große Bedeutung der Bauernfrage für die gesell-

schaftliche Umgestaltung, für die proletarische Revolution unterschätzt, fast nicht beachtet. Rosa ne-

gierte, bis kurz vor ihrer Ermordung durch die Noske-Söldlinge, in weitgehendem Maße in ihrer po-

litischen Arbeit die Frage der Heranziehung von Verbündeten aus den kleinbürgerlichen Schichten, 

so als habe sich die kapitalistische Produktion bereits „auf ihre letzte Konsequenz entwickelt“ (En-

gels) und die Zwischenschichten zwischen Proletariat und Bourgeoisie fast belanglos wären. In der 

Praxis unserer Arbeit hat sich dies z. B. darin ausgewirkt, daß wir während des imperialistischen 
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Krieges in keiner Weise die so wichtige spezielle Arbeit unter den werktätigen Bauern der kaiserli-

chen Armee leisteten, daß wir ferner im November 1918 – abgesehen von schwachen Ansätzen – 

weder die Linie, die Losungen, die Aufgaben zur Entfaltung revolutionärer Aktivität der Kleinbauern 

aufzeigen konnten, noch uns bemühten, sie unter revolutionären Forderungen in den Räten zu erfas-

sen. Man kann dies nicht nur, ja nicht einmal in der Hauptsache, auf Unterschätzung der Frage zu-

rückführen, sondern auf ein, f a l s che  S t e l l ungnahm e  zu r  Baue r n f r ag e. 

In einer nach der Oktoberrevolution – allerdings zu der Gefängnisabgeschlossenheit – verfaßten Bro-

schüre kritisiert Rosa die Agrarpolitik der Bolschewiki. Nachdem Rosa in dieser Broschüre – die Paul 

Levy im Nachlaß Rosas herausgab und für seine Renegatenpolitik zu mißbrauchen versuchte, so wie 

es heute Brandler & Co. tun – ein flammendes Bekenntnis zur Oktoberrevolution abgelegt, ihre große 

Bedeutung unterstrichen hat, Lenins Partei als „e i nz i ge  Pa r t e i, d i e  wi r k l i c h  soz i a l i s t i s che  

Po l i t i k  t r i e b“, anerkannte, nimmt sie zur Lösung der Bodenfrage mit viel „aber“ Stellung: 

„Gewiß war die Losung der unmittelbaren und sofortigen Ergreifung und Aufteilung des Grund und Bodens 

durch die Bauern die kürzeste, einfachste und lapidarste Formel, um zweierlei zu erreichen: den Großgrund-

besitz zu zertrümmern und die Bauern sofort an die revolutionäre Regierung zu fesseln. Als politische Maß-

nahme zur Befestigung der proletarisch-sozialistischen Regierung war dies eine vorzügliche Taktik. Sie hatte 

a b e r  leider sehr ihre zwei Seiten und die Kehrseite bestand darin, daß die unmittelbare Landergreifung durch 

die Bauern mit sozialistischer Wirtschaft meist gar nichts gemein hat ... 

Natürlich braucht man dem Kleinbauern seine Parzelle nicht wegzunehmen. Man kann es ihm ruhig anheim-

stellen, sich durch die Vorteile des gesellschaftlichen Betriebs zuerst für den genossenschaftlichen Zusammen-

schluß und dann für die Einordnung in den sozialen Gesamtbetrieb freiwillig zu entscheiden ... A b e r  jede 

sozialistische Wirtschaftsreform auf dem Lande muß selbstverständlich mit dem Groß- und Mittelgrundbesitz 

anfangen ... 

Eine sozialistische Regierung, die zur Macht gelangt ist, muß a b e r auf jeden Fall eins tun: Maßnahmen er-

greifen, die in der Richtung auf jene grundlegenden Voraussetzungen einer späteren sozialistischen Reform 

der Agrarverhältnisse liegen, sie muß zumindestens alle vermeiden, was ihr den Weg zu jenen Maßnahmen 

verrammelt.“ 

Rosa meinte, die Bolschewiki hätten durch die erfolgte Lösung der Bodenfrage zwar die Unterstüt-

zung der Bauern für die Machtergreifung erhalten, aber nicht die „grundlegendem Voraussetzungen“ 

für die sozialistische Umgestaltung [154] der Landwirtschaft zu schaffen vermocht, Je ihre Agrarpo-

litik müsse „ge r ade z u  nach  de r  en t gegengese t z t en  R i ch t ung  wi r ke n.“ Als mächtiger 

Feind stehe nunmehr der Sozialisierung der Landwirtschaft die ganze große Masse des Bauerntums 

gegenüber, es sei „eine Gegensatz- und Kampffrage zwischen dem städtischen Proletariat und der 

Bauernmasse geworden“, der Bauer überlasse „die Revolution ihren Feinden, den Staat dem Zerfall, 

die städtische Bevölkerung dem Hunger“, er verteidige nicht „Rußland und die Revolution“. Es ist 

bekannt, daß das Gegenteil sich zeigte: Der Bauer verteidigte Sowjetrußland, das Bündnis der Arbei-

ter und Bauern befestigte sich immer mehr, der Weg zur sozialistischen Umgestaltung der Landwirt-

schaft ist nicht verrammelt, diese Umgestaltung geht mit Siebenmeilenstiefeln vorwärts. Die Ge-

schichte hat – hier wie in allen Punkten ihres Gegensatzes zu Lenin – Rosa geschlagen, und sicherlich 

wäre sie die erste, wenn sie noch unter uns sein könnte, die selbstkritisch ihre Fehler festgestellt und 

korrigiert hätte. 

Rosa machte den Bolschewiki nicht etwa einen Vorwurf wegen der erfolgten Lösung der Bodenfrage 

in Rußland, sondern erklärte diese Lösung aus den „schwierigen Verhältnissen“. Sie schreibt: 

„Sie (die Bolschewiki. H. R.) haben durch ihre entschlossene revolutionäre Haltung, ihre vorbildliche Tatkraft 

und ihre unverbrüchliche Treue dem internationalen Sozialismus wahrhaft geleistet, was unter so verteufelt 

schwierigen Verhältnissen zu leisten war“. Aber: „D a s  G e f ä h r l i c h e  b e g i n n t  d o r t, w o  s i e  a u s  d e r  

N o t  d i e  T u g e n d  m a c h e n, i h r e  v o n  d i e s e n  f a t a l e n  B e d i n g u n g e n  a u f g e z w u n g e n e  T a k t i k  

n u n m e h r  t h e o r e t i s c h  i n  a l l e n  S t ü c k e n  f i x i e r e n  u n d  d e m  i n t e r n a t i o n a l e n  P r o l e t a r i a t  a l s  

d a s  M u s t e r  d e r  s o z i a l i s t i s c h e n  T a k t i k  z u r  N a c h a h m u n g  e m p f e h l e n  w o l l e n.“ 

Gut wäre, wir bitten „das Muster“ früher begriffen und nachzuahmen versucht, d. h. das Wesen  

dieser Stellungnahme und dieser Taktik. Niemals ist es den Bolschewiki eingefallen, schematisch all 
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die einzelnen durchgeführten Maßnahmen als Muster für das Proletariat der anderen Länder zu prei-

sen, oder gar überall völlige Landaufteilung zu fordern. In den Agrarthesen des 2. Weltkongresses 

formulierte Lenin vielmehr: 

„In Rußland mußte man infolge der wirtschaftlichen Rückständigkeit des Landes meist zur Aufteilung der 

Ländereien unter die Bauern und zu ihrer Ausnutzung durch die Bauern schreiten. Nur in verhältnismäßig 

seltenen Ausnahmefällen gelang es, die Ländereien zur Einrichtung einer sogenannten S o w j e t-W i r t s c h a f t  

zu verwenden, d i e  v o m  p r o l e t a r i s c h e n  S t a a t  auf eigene Rechnung geführt wird; die früheren Lohnar-

beiter werden gleichzeitig in Staatsarbeiter und Mitglieder der Sowjets die den Staat verwalten, verwandelt. 

Die E r h a l t u n g  d e r  l ä n d l i c h e n  G r o ß b e t r i e b e  wahrt am besten die Interessen der revolutionären 

Schicht der Landbevölkerung, der besitzlosen Landarbeiter und der halbproletarischen Parzellenbesitzer, die 

ihren Unterhalt in der Hauptsache durch Lohnarbeit in den Großbetrieben verdienen. Außerdem macht die 

Nationalisierung der Großbetriebe die städtische Bevölkerung wenigstens teilweise in der Versorgungsfrage 

unabhängig von der Bauernschaft. 

Andererseits kann es dort wo noch Ueberreste der mittelalterlichen Verfassung, des Fronsystems, zu besonde-

ren Formen der Ausbeutung führen, wo noch Servitute oder das System der Halbpacht bestehen oder ähnliches, 

unter Umständen notwendig sein, den Bauern einen Teil des Bodens der großen Güter zu überweisen. 

In Ländern und Gebietsteilen, wo der landwirtschaftliche Großbetrieb ein, relativ geringere Rolle spielt, dage-

gen eine große Anzahl kleinbäuerlicher Besitzer bestehen, die danach trachten, Land zu erhalten, k a n n  d i e  

V e r t e i l u n g  d e s  L a n d e s  d e r  G r o ß g r u n d b e s i t z e r  s i c h  a l s  d a s  s i c h e r s t e  M i t t e l  e r w e i s e n, 

d i e  B a u e r n s c h a f t  f ü r  d i e  R e v o l u t i o n  z u  g e w i n n e n, während die Erhaltung des Großbetriebs nicht 

von besonderer Bedeutung für die Versorgung der Städte ist.“ 

Im Anschluß daran erklärt dann Lenin, daß „die Sicherung seines dauerhaften Sieges“ für das Prole-

tariat die „e r s t e  und  wi ch t i g s t e  Auf gab e“ ist und wenn der „Erfolg der Revolution“ es erfor-

dert, das Proletariat auch „vo r  e i nem  ze i t we i l i gen  Rückgang  de r  P r oduk t ion  n i ch t  zu -

r ücksch recken  da r f.“ 

Die Staatsgewalt und die wirtschaftlichen Kommandohöhen in der Hand des Proletariats sind Vo-

raussetzungen, die die spätere Eingliederung der Bauernwirtschaften in die sozialistische Großpro-

duktion ermöglichen, im Interesse der [155] letzteren liegt deshalb auch die – in ihrem Ausmaß in 

den einzelnen Lindern nicht gleichermaßen notwendige – Landaufteilung, die der Unterstützung des 

Proletariats durch die landarme Bauernschaft bei Durchführung und Sicherung der proletarischen 

Revolution dient. Das ist das Wesen, ist die für das Proletariat a l l e r  Lä nde r  geltende Richtlinie der 

bolschewistischen Stellungnahme zur Landaufteilung. Dieses W e s e n t l i c h e  beachtete Rosa nicht 

oder zweifelte an der Richtigkeit und Möglichkeit dieses Weges zum Sozialismus. Es kennzeichnet 

aber unsere Rosa – und das darf nicht übersehen werden – daß sie ihre Zweifel und Kritik nicht 

vorbrachte, um den Bolschewiki „am Zeug zu flicken“, sondern benutzte, um das deutsche Proletariat 

zum Kampf um die Macht anzuspornen, es verbunden hat mit dem Ruf an die Proletarier aller Länder, 

durch ihren Kampf der Sowjetunion bei der Ueberwindung der Schwierigkeiten zu helfen. 

Nach den ersten Erfahrungen der revolutionären Kämpfe im November-Dezember 1918 hat Rose 

auch bereits die große Bedeutung der Bauernfrage f ü r  d i e  p r o l e t a r i s che  Revo l u t i on  i n  

Deu t s ch land  weitgehend erkannt und hervorgehoben. Im Leitartikel der „Roten Fahne“ vom 18. 

November 1918 ruft sie zur „unverzüglichen Organisierung ... der ländlichen Proletarier und Klein-

bauern“ auf und in ihrer Programmrede auf dem Gründungsparteitag der KPD, Ende Dezember 1918 

erklärte Rosa: 

„Wenn wir Ernst machen wollen mit einer sozialistischen Umgestaltung, müssen Sie Ihr Augenmerk ebenso 

auf das flache Land richten wie auf die Industriezentren, und hier sind wir l e i d e r  n o c h  n i c h t  e i n m a l  

b e i m  A n f a n g  d e s  A n f a n g s. Es muß jetzt Ernst gemacht werden nicht bloß aus dem Gesichtspunkt heraus, 

weil wir ohne Landwirtschaft nicht sozialisieren können, sondern auch, weil, wenn wir jetzt die l e t z t e n  R e -

s e r v e n  d e r  G e g e n r e v o l u t i o n  gegen uns und unsere Bestrebungen aufgezählt haben, wir eine wichtige 

Reserve noch nicht aufgezählt haben, d a s  B a u e r n t u m. Gerade weil es bis jetzt unberührt geblieben tat, ist 

es noch eine Reserve für die konterrevolutionäre Bourgeoisie. Und das erste, was sie tun wird, wenn die 

Flamme des sozialistischen Streiks ihr auf den Fersen brennt, ist die Mobilisierung des Bauerntums, des 



Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 12 – 518 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 05.04.2023 

fanatischsten Anhängers des Privateigentums. G e g e n  d i e s e  d r o h e n d e  k o n t e r r e v o l u t i o n ä r e  M a c h t  

g i b t  e s  k e i n  a n d e r e s  M i t t e l, a l s  d e n  K l a s s e n k a m p f  a u f s  D o r f  h i n a u s  z u  t r a g e n, gegen das 

Bauerntum das landlose Proletariat und des Kleinbauerntum mobil zu machen ... 

Wir müssen nicht bloß das Arbeiter- und Soldatenrätesystem ausbauen, sondern auch die Landarbeiter und 

Kleinbauern in dieses System der Räte einführen.“ (Unterstreichungen von mir. H. R.) 

Rosa bejaht damit das Vorhandensein revolutionärer Fähigkeiten der Kleinbauernschaft und unter-

streicht deren Bedeutung für die proletarische Revolution. In dem von ihr vorgelegten und von Par-

teitag beschlossenen Programm lautet Abschnitt 8, Punkt 8: 

„Enteignung des Grund und Bodens aller landwirtschaftlichen Groß- und Mittelbetriebe; Bildung sozialisti-

scher Genossenschaften unter einheitlicher zentraler Leitung im ganzen Reiche; bäuerliche Kleinbetriebe blei-

ben im Besitze ihrer Inhaber bis zu deren freiwilligem Anschluß an die sozialistischen Genossenschaften.“ 

Wenn wir in der Stellung Rosas zur politischen Bedeutung der Kleinbauernschaft für die proletarische 

Revolution in Deutschland beachtliche Fortschritte feststellen, die dann innerhalb des Spartakusbun-

des, besonders von Clara Zetkin, weiterentwickelt wurden – so müssen andererseits eine Reihe Fehler 

in ihrer Stellungnahme zur Agrarfrage auf dem Parteitag vermerkt werden: 

Die Uebergabe von Land aus dem Großgrundbesitz an landarme Bauern wird in keiner Weise von ihr 

ins Auge gefaßt, was zeigt, daß Rosa ihre ablehnende Stellung gegenüber der bolschewistischen Stel-

lungnahme zur Frage der Landaufteilung noch nicht überwunden hatte. 

Wie schon in der Rede, wird auch im Programm ungenügend zwischen den verschiedenen Schichten 

des Bauerntums differenziert, die Mittel- und Großbauernschaft samt Junkern werden in der Rede 

kurzerhand unter „Bauerntum“ zusammengefaßt, sofern nicht – was ebenfalls falsch wäre – Rosa 

unter das Kleinbauerntum die Mittelbauern mit einreiht. Die Frage der Neutralisierung der mittlerem 

Bauernschaft wird von Rosa nirgends gestellt. 

[156] Zwischen Klein- und Zwergbauern wird ebenfalls nicht unterschieden. 

Rosa und der Spartakusbund differenzierten auch nicht genügend zwischen den Landproletariern als 

Teil der proletarischen Klasse und den bäuerlichen Kleinproduzenten. Daraus erklärt sich z. B., daß 

noch im Sommer 1919 vom Spartakusbund der Versuch gemacht wurde, die Landarbeiter und Klein-

bauern ge me i nsam  in einem „Verband kommunistischer Landarbeiter- und Kleinbauern Deutsch-

lands“ zusammenzufassen. 

Als unmittelbare Aufgabe der sozialistischen Revolution wird von Rosa auch die Enteignung der 

landwirtschaftlichen Mittelbetriebe gestellt, was – selbst wenn wir annehmen, daß damit im Sinne 

bürgerlicher Statistik die Großbauernwirtschaften geweint sind – ebenfalls nicht der Leninschen Auf-

fassung und der Praxis der Oktoberrevolution entspricht. Lenin erklärt vielmehr in den Agrarthesen 

des II. Weltkongresses, nachdem er die Großbauern als Klassenfeinde gekennzeichnet hat: 

„Die Enteignung der Großbauern selbst darf jedoch nicht die unmittelbare Aufgabe des siegreichen Proletariats 

sein, denn für die Vergesellschaftung solcher Wirtschaften sind die materiellen, insbesondere die technischen, 

ferner auch die sozialen Bedingungen noch nicht vorhanden.“ 

Auch Engels erklärt in dieser Frage: 

„Von einer gewaltsamen Expropriation werden wir auch hier wahrscheinlich absehen.“ 

Als weitere Differenz gegenüber der sowjetrussischen Wirklichkeit, der bolschewistischen Agrarpo-

litik, ist aus dem kurzen Programmpunkt Rosas hervorzuheben, daß die Schaffung sozialistischer 

Staatsgüter übergangen und lediglich die Produktionsgenossenschaft propagiert wird. 

Wenn wir heute die Fehler unserer großen revolutionären Führerin – die Fehler der ganzen Sparta-

kusgruppe waren – hervorheben, so, um desto klarer das Wesen und die Bedeutung des Leninismus 

zu erkennen und für unsere tägliche revolutionäre Arbeit gewappneter zu sein. 
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II. Die soziale Schichtung der Bauernschaft 

Mit den einleitend zitierten Ausführungen hat Genosse S t a l i n  bereits auch unterstrichen, daß sich 

das Proletariat nicht die Gewinnung der gesamten Bauernschaft, des „gesamten Dorfes“*) zur Unter-

stützung der proletarischen Diktatur als Aufgabe stellen kann. Die Bauernschaft ist keine einheitliche 

Klasse, sie zerfällt sozial in verschiedene Schichten, ist stark differenziert. Wir müssen deshalb zu-

nächst einen Blick auf diese Differenzierung werfen, um zu erkennen, welche bäuerliche Schicht als 

Verbündete des Proletariats ihrer sozialen Lage nach in Betracht zu ziehen ist. 

Dem industriellen und ländlichen Proletariat am nächsten stehend ist die breite Schicht der Ha l b -

p r o l e t a r i e r  oder Parzellenbauern, Zwergbauern. In den von Len i n  formulierten Thesen des II. 

Weltkongresses der Komintern werden sie charakterisiert als „diejenigen, die ihren Lebensunterhalt 

teils durch Lohnarbeit in landwirtschaftlichen, industriellen und kapitalistischen Unternehmungen, 

teils dadurch finden, daß sie sich auf ihrem eigenen oder einem gepachteten Fleckchen Land abmü-

hen, das nur einen Teil der für ihre Familien notwendigen Lebensmittel abgibt“. 

Die Statistik zählt in Deutschland etwa drei Millionen zwergbäuerliche Betriebe (von insgesamt rund 

fünf Millionen landwirtschaftlichen Betrieben). Bei der Hauptmasse dieser – keineswegs einheitli-

chen – Schicht ist in Deutschland die Lohnarbeit überwiegend (d. h. heute steht ein großer Teil im 

Erwerbslosenheer). Der bäuerliche Betrieb ist für sie nur Grundlage eines [157] notwendigen Neben-

erwerbes. Man darf diese Gruppe n i ch t  mit der Masse der Kleinbauernschaft im allgemeinen ver-

wechseln. Die Gruppe der Halbproletarier, die bereits in weitgehendem Maße in die proletarische 

Klasse übergeht, kann die Kommunistische Partei „bei richtiger Organisation der Arbeit“ als „sichere 

Anhängerin der Partei“ (II. Weltkongreß) gewinnen. 

Bei den eigentlichen bäuerlichen Schichten haben wir zunächst die K le i nbaue r n. Als gewissen 

Anhaltspunkt zur Feststellung der Zahl der Kleinbauern in Deutschland nehmen wir die Betriebe von 

zwei bis fünf Hektar, von denen in Deutschland rund 900.000 vorhanden sind. Die Betriebsgröße ist 

jedoch kein fester Maßstab zur sozialen Definierung. Der II. Weltkongreß bezeichnet Kleinbauern 

als „Landwirte, die als Eigentümer oder Pächter kleiner Grundstücke die Bedürfnisse ihrer Familien 

und ihrer Wirtschaft gerade decken, ohne  f r em d e  Ar be i t sk ra f t  zu  m i e t e n“. Der Besitz von 

Produktionsmitteln ist für den Kleinbauern nicht die Basis zur Ausbeutung fremder Arbeitskraft. Der 

Kleinbauer ist also „ein Arbeiter, der sich vom modernen Proletariat dadurch unterscheidet, daß er 

noch im Besitz seiner Arbeitsmittel ist“. (Enge l s, Die Bauernfrage**)). Enge l s  unterscheidet diesen 

Unterschied sehr scharf, indem er gleichzeitig darauf hinweist, daß der Kleinbauer ein Ueberbleibsel 

einer vergangenen Produktionsweise ist. Es würde zu einer völlig falschen Einstellung und falschen 

Politik führen, wenn wir diesen Unterschied zwischen Proletarier und Kleinbauer unbeachtet ließen. 

Unrichtig ist es auch, diese Kleinbauern, die wir auf Grund ihrer sozialen Lage a l s  Ve r bünde t e  

de s  P r o l e t a r i a t s  gewinnen können, bei denen aber auch während der Diktatur des Proletariats 

„wenigstens zum Teil Schwankungen ... unvermeidlich sind“ (II. Weltkongreß), gleichstellen mit den 

Halbproletariern, mit jener Gruppe, die als „sichere Anhängerin der Partei“ gewonnen werden kann. 

Diese Gleichstellung bezeichnet der II. Weltkongreß als „Methode der bürgerlichen Irreführung der 

Arbeiter durch die Vertreter der Bourgeoisie und der II. Internationale“. Dieser Fehler der Gleichstel-

lung ist leider auch im Lehrbuch für „Proletarische Politik“, Seite 82, enthalten. 

Die nächste bäuerliche Schicht ist die der Mi t t e lbaue r s  (etwa 800.000 Betriebe). „Unter mittlerer 

Bauernschaft im wirtschaftlichen Sinne sind die kleinen Landwirte zu verstehen, d. h. die Eigentümer 

oder Pächter kleiner Grundstücke, die unter dem Kapitalismus i n  de r  Rege l  n i ch t  nu r  de r  Fa -

m i l i e  und  de r  Wi r t scha f t  Un te r ha l t  gewähr e n, sonde r n  a uch  noch  e i nen  k l e inen  

Uebe r schuß  abwer fe n, der wenigstens in den günstigsten Jahren imstande ist, sich in Kapital zu 

verwandeln; auch sind d i e se  Landwi r t e  häu f i g  i n  de r  Lage , f r em de  Ar be i t s k r a f t  z u  

m i e t e n. Als Beispiel der mittleren Bauernschaft in einem fortgeschrittenen kapitalistischen Lande 

 
*) Solche falschen Formulierungen sind z. B. in dem Referenten-Materia zum Reichs-Bauernkongreß enthalten. 
**) Internationaler Arbeiter-Verlag, E n g e l s: Kl. ökon. Aufsätze. 
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kann in Deutschland laut Zählung des Jahres 1907 eine Gruppe mit Wirtschaften von fünf bis zehn 

Hektar dienen, in denen die Zahl der beschäftigten landwirtschaftlichen Lohnarbeiter etwa ein Drittel 

der Anzahl der Wirtschaften dieser Gruppe beträgt.“ (Thesen, II. Weltkongreß.) 

Im Lehrbuch für „Proletarische Politik“ fabriziert Genosse Le n z  eine eigenartige Sorte von Mittel-

bauern. Zunächst sind es dort solche, „deren Besitz (warum nur Besitz? H. R.) gerade zur Fristung 

ihrer Existenz ausreicht“. Neben des – auch vom Genossen Lenz hervorgehobenen – teilweisen Be-

schäftigung Arbeitskraft weist Len in  als ein Merkmal des Mittelbauern darauf hin, daß es Eigentü-

mer oder Pächter kleiner Grundstücke ..., die noch einen kleinen Ueberschuß abgeben“, sind. 

[158] Ohne das letztere zu beachten, kann man nicht den Innerhalb der Mittelbauernschaft vor sich 

gehenden Differenzierungsprozeß, den Uebergang eines Teils vom Mittelbauern- zum Großbauern-

tum verstehen, der gleichzeitig mit dem Prozeß des Uebergangs der verarmenden mittelbäuerlichen 

Schichten ins Kleinbauerntum zu verzeichnen ist. Genosse Lenz gibt aber frischfromm seinem Mit-

telbauer, dessen „Besitz gerade zur Fristung seiner Existenz ausreicht“, eine Bodenfläche bis zu 50 

Hektar! (Prolet. Politik S. 81 f.). Auch das gesamte Kulakentum kann danach gerade noch seine Exis-

tenz fristen und beschäftigt nur teilweise fremde Arbeitskraft, lebt „hauptsächlich von der eigenen 

Arbeit“. 

Bei Len i n  hört der Mittelbauer in Deutschland im allgemeinen bei zehn Hektar auf, was nicht be-

deutet, daß in der Größenklasse von 10 bis 20 Hektar sich nicht auch ein Teil wirklicher Mittelhauern 

befindet, aber auch schon ein Teil Kulaken, und fast hundertprozentig sind es Kulaken in den Be-

triebsgrößen von 20 bis 50 Hektar. 

Ueber (hie Stellungnahme zur Mittelbauernschaft erklärt der II. Weltkongreß: „Das revolutionäre 

Proletariat kann es sich, wenigstens für die nächste Zukunft und für den Beginn der Periode der Dik-

tatur des Proletariats, nicht zur Aufgabe machen, diese Schicht auf seine Seite zu ziehen. Es muß sich 

vielmehr auf die Aufgabe beschränken, s i e  z u  neu t r a l i s i e r e n‚ d. h. zu verhindern, daß sie im 

Kampf zwischen Proletariat und Bourgeoisie der letzteren aktive Hilfe leisten.“ 

Die nächste Schicht sind die Gr oßbaue r n. Es sind „kapitalistische Unternehmer in der Landwirt-

schaft“, die „in der Regel mit einigen Lohnarbeitern wirtschaften“ und mit der Bauernschaft „nur 

durch ihre Kulturstufe, ihre Lebensart und durch persönliche, körperliche Mitarbeit in ihrer Wirt-

schaft verbunden sind“. Die Großbauern sind „unmittelbare und entschiedene Fe i nde  des revoluti-

onären Proletariats“ (II. Weltkongreß). 

III. Der werktätige Bauer im Kapitalismus 

Der werktätige Bauer wird vom Kapitalismus ebenfalls (wenn auch in anderer Form als der Proletarier) 

ausgebeutet. Mar x  sagt in „Klassenkämpfe in Frankreich“: „Unter dem Kapitalismus unterscheidet 

sich die Exploitation der Bauern von der Exploitation des Industrieproletariats nur durch die Form. 

Der Exploiteur ist derselbe: das Kapital. Die einzelnen Kapitalisten exploitieren die einzelnen Bauern 

durch Hypotheken und den Wucher, die Kapitalistenklasse exploitiert die Bauernklasse durch die 

Staatssteuern.“ Und im „18. Brumaire“ ergänzt dies Marx mit folgenden Worten: „Die Parzelle des 

Bauern ist nur noch der Vorwand, der dem Kapitalisten erlaubt, Profit, Zins und Rente von dem Acker 

zu ziehen und den Ackerbauer selbst zusehen zu lassen, wie er seinen Arbeitslohn herausschlägt.“ 

Für den Zwergbauern kommen beide Ausbeutungsformen, sowohl die Ausbeutung als Lohnarbeiter 

wie die als Bauer in Betracht. Die oben skizzierte Form der Ausbeutung des Bauern trifft vollinhalt-

lich auf die Kleinbauernschaft und – wenn auch in geringerem Ausmaße – auf die Mittelbauern zu. 

Gerade jetzt unter der akuten Wirtschaftskrise, besonders der tiefen Agrarkrise, treten der werktätigen 

Bauernschaft diese Tatsachen der Ausbeutung durch den Kapitalismus scharf ins Bewußtsein und 

sind der Hintergrund der wachsenden antikapitalistischen Stimmung, der wachsenden Unzufrieden-

heit, der zunehmenden Kämpfe der werktätigen Bauern gegen Steuer, Pachtabgaben und Zinsen. 

Die Klein- und teils auch die Mittelhauern beg i nnen  unter der Auswirkung der Krise mehr und 

mehr die Wahrheit der marxistischen Feststellungen der ökonomischen Entwicklung zu fühlen, „daß  
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d i e kap i t a l i s t i s ch e Gr oßp r oduk t i on  übe r  i h ren  m ach t l ose n, ve r a l t e t en  K l e i n-

[159]be t r i eb  h i nweggeh e n  wi r d  w i e  e in  E i s enbahnzug  übe r  e i ne  Schubka r r e“ (En-

gels, Die Bauernfrage). 

Die Revisionisten um Dr. Dav i d  haben bereits um die Jahrhundertwende in der Sozialdemokratie 

gegen diese marxistische Erkenntnis Front gemacht und erklärt, daß in der Landwirtschaft andere 

Entwicklungsgesetze gelten als in der Industrie, der bäuerliche Kleinbetrieb sich gegenüber dem 

Großbetrieb durchsetze. Im Laufe des letzten Jahrzehnts ist durch die Anwendung von Traktor und 

Mähdrescher die Ueberlegenheit des Großbetriebes im Ackerbau so klar und unbestreitbar hervorge-

treten, daß man für die Theorie des Dr. Da v i d  höchstens noch ein Lächeln übrig haben kann. Die 

Jünger des Dr. Dav i d  suchen nunmehr die angebliche Ueberlegenheit des bäuerlichen Betriebes auf 

die Viehwirtschaft zu beschränken, um dadurch ihre Theorie zu retten. In den letzten Jahren hat die 

Großlandwirtschaft in starkem Maße eine Umstellung auf Veredelungsproduktion in der Viehwirt-

schaft vorgenommen. Unter den gegenwärtigen Bedingungen des verschärften Konkurrenzkampfes, 

auf dem durch Lohnabbau und Massenerwerbslosigkeit usw. besonders stark verengten Markt für 

Vieh und Viehprodukte, wird den Bauern die Ueberlegenheit der Großbetriebe auch auf diesem Ge-

biete wie mit Keulenschlägen eingehämmert. Der Prozeß der „Verdrängung des Kleinbetriebes durch 

den Großbetrieb auf dem Gebiet der Landwirtschaft“, den Len i n  bei den Programmauseinanderset-

zungen im Jahre 1902 in seinen verschiedenen Formen scharf skizzierte und der bei dem damaligen 

niederen Stand der produktionstechnischen und kapitalistischen Entwicklung der Landwirtschaft 

„schwer nachzuweisen“ war, er tritt heute klar und eindeutig in Erscheinung. Die kapitalistischen 

Entwicklungsgesetze setzen sich in der Landwirtschaft wie in der Industrie, wenn auch mit gewissen 

Besonderheiten, die sich hauptsächlich aus dem Bodenmonopol, der Grundrente ergehen, durch. Das 

Te m po  dieser Entwicklung der Verdrängung der Kleinbetriebe, wie wir es gegenwärtig unter der 

Krise erleben, und das auch nicht aufgehalten wurde durch alle jene Rettungsmittelchen, wie Zoll-

schutz usw., an deren rettende, wundertätige Kraft der Bauer bisher glaubte, z e r s t ö r t  m ehr  und  

m ehr  d i e  Hof f nung  au f  Re t t ung  i nne r ha l b  de s  kap i t a l i s t i s c hen  Sys t em s, schafft die 

Vor aus se t zungen  bei den werktätigen Bauern für die Erkenntnis der „absoluten Rettungslosig-

keit ihrer Lage, solange der Kapitalismus herrscht“ (Enge l s‚ Die Bauernfrage), 

Der Kapitalismus bedeutet also für den werktätigen Bauern grenzenlose Ausbeutung und s e i nen  

unve r m e id l i chen  Un t e r gan g. „Unser Kleinbauer ist wie jeder Rest einer vergangenen Produk-

tionsweise unrettbar dem Untergang verfallen. Er ist ein zukünftiger Proletarier.“ (Engels.) 

IV. Die proletarische Revolution und der werktätige Bauer 

Im Anschluß an vorstehende Ausführungen sagt Enge l s  über den untergehenden Kleinbauern, den 

zukünftigen Proletarier: „Als solcher sollte er der sozialistischen Propaganda offene Ohren leihen. 

Daran verhindert ihn aber einstweilen noch sein eingefleischter Eigentumssinn. Je schwerer ihm der 

Kampf wird um sein gefährdetes Fetzchen Land, mit desto gewaltsamerer Verzweiflung klammert er 

sich daran fest, um so mehr sieht er im Sozialdemokraten (Kommunisten H. R.), der von der Ueber-

weisung des Grundeigentums an die Gesamtheit spricht, einen ebenso gefährlichen Feind wie im 

Wucherer und Advokaten.“ 

Die Masse unserer Klein. und Mittelbauern ist im Anschluß an die französische Revolution aus der 

bürgerlichen „Bauernbefreiung“ als „freier Eigentümer“ hervorgegangen. Ihr Kampf – soweit er nicht 

im Bündnis mit dem Proletariat im Sinne der Diktatur des Proletariats geführt wird – gegen ihre [160] 

Verdrängung von der Scholle, gegen die kapitalistische Entwicklung, gegen die Bourgeoisie, ist, wie 

Mar x  im Kommunistischen Manifest sagt, „ein Versuch, ihre Existenz als Mittelstand vor dem Un-

tergang zu sichern; sie sind also nicht revolutionär, sondern konservativ. Noch mehr, sie sind reakti-

onär, sie suchen das Rad der Geschichte zurückzudrehen.“ 

Die Nationalsozialisten und andere faschistische Bauernbetrüger suchen systematisch der werktäti-

gen Bauernschaft einzureden, daß es möglich sei, innerhalb des Kapitalismus die bäuerliche Wirt-

schaft vor dem Untergang zu retten, die ökonomische Entwicklung zum Großbetrieb aufzuhalten, das 

Rad der Geschichte zurückzudrehen. Darauf basiert in starkem Maße ihr Einfluß auf die werktätige 
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Bauernschaft. Ein klassisches Dokument dieses faschistischen Bauernbetruges ist das vom Groß-

grundbesitzer Kapitän Ehrhardt in der großagrarischen „Deutschen Tageszeitung“ am 3. Februar 

1932 veröffentlichte Flugblatt: „Bolschewistische Lockvögel im Dorf“, in dem unter anderem zum 

Kampf um die „konservative Ordnung“, um den „verantwortungsbewußten Staat des bodenständigen 

Volkes“, für die „Erhaltung des deutschen Bauernstandes als Quelle des deutschen Lebens“, gegen 

die „unsittliche und lebensfeindliche Enteignung des Großgrundbesitzes“ und gegen die „Traktoren“ 

aufgerufen wird. Ehrhardt ruft aus: „Di ese  T r ak t o r en  s i nd  d i e  Revo l u t i o n, s ind  de r  Ver -

n i ch t ungskam pf  gegen  d i e  bodens t änd i ge  Baue r nscha f t  de r  W el t.“ 

Richtig, der Traktor, die Großproduktion vernichtet den bäuerlichen Kleinbetrieb. Unmöglich, uto-

pisch und unsinnig wäre der Versuch, sich dem Traktor entgegenzustellen. Die Herren Ehrhardt und 

alte Agrarkapitalisten, die demagogisch die Enteignung des Großgrundbesitzes als „unsittlich“ erklä-

ren, sie setzen sich im kapitalistischen Deutschland auf die Traktoren und fahren im Namen der ka-

pitalistischen Sittlichkeit über den Bauer hinweg „wie über eine Schubkarre“. Der kleine und mittlere 

Bauer kommt im Kapitalismus un te r  den Traktor, die Entwicklung zur Großproduktion kann nicht 

aufgehalten werden, der Traktor und Mähdrescher hält seinen Siegeszug, aber der Bauer kann sich 

im Kapitalismus nicht des Traktors und Mähdreschers bemächtigen. Die in betrügerischer Weise als 

„Rettung der Bauernschaft“ proklamierte „sittliche konservative Ordnung“ der Ehrhardts ist die ka-

pitalistische Vernichtung „der bodenständigen Bauernschaft“, ihre Entwurzelung, ihre Proletarisie-

rung. Sie vollzieht sich im Zeichen der Durchführung der faschistischen Diktatur der Finanz- und 

Agrarkapitalisten, deren „sittliches Recht“ es ist, den werktätigen Bauern auszuplündern, zu ruinie-

ren, zu vernichten, ihn an den Bettelstab zu bringen. Deshalb, eben deshalb gibt es für den werktätigen 

Bauer keine soziale Rettung, keinen Ausweg durch „Kampf gegen den Traktor“, sondern nur im 

Kampf um  den Traktor. Das bedeutet den Kampf zum Sturz der „konservativen Ordnung“, der kapi-

talistischen Klassenherrschaft, für die Sowjetmacht, die allein die Voraussetzung dafür Ist, daß der 

werktätige Bauer sich des Traktors bemächtigen, d. h. zur Großproduktion auf der Grundlage der 

kollektiven Wirtschaft übergehen kann. 

Den Klein, und Mittelbauern immer und Immer wieder, angesichts der hundertfältigen Tatsachen, 

ihrer e i genen  t äg l i chen  E r f ah rungen  „die absolute Rettungslosigkeit ihrer Lage, solange der 

Kapitalismus herrscht, die absolute Unmöglichkeit, ihnen ihr Parzelleneigentum als solches zu erhal-

ten“, klarzumachen, das ist eine ständige und wichtige Aufgabe unserer Partei, ist Voraussetzung 

dafür, daß der werktätige Bauer „der sozialistischen Propaganda offene Ohren“ leiht. Unt e r  dem  

Tr ak t o r  im  Kap i t a l i s m us  ode r  au f  dem  Tr ak t o r  i m  Soz ia l i sm us  – das ist die große 

historische Alternative, vor die die werktätige Bauernschaft durch die ökonomische Entwicklung ge-

stellt ist. 

[161] Der werktätige Bauer, der den unvermeidlichen Untergang im Kapitalismus und die Unmög-

lichkeit der Rettung des bäuerlichen Kleinbetriebes innerhalb der kapitalistischen Wirtschaftsord-

nung auf Grund der eigenen täglichen Erfahrungen mit Unterstützung durch unsere Propaganda als 

Lehre aus seinem Tageskampf gegen Steuern, Pachten und Zinsen erkennt, ist aber noch keineswegs 

bereit, dem Uebergang vom Bauern-Einzel- zum kollektiven Betrieb zuzustimmen und unter diesem 

Gesichtspunkt gegen den Kapitalismus zu kämpfen. Sein kleinbürgerlicher fanatischer Eigentums-

sinn sträubt sich dagegen. Wir haben unter den werktätigen Bauern treue Anhänger unserer Partei, 

die aber zur Frage der Kollektivierung sagen: „Ja, für die Bauern Sowjetrußlands ist das großartig; 

auch in vielen Teilen Deutschlands wird das unter der Sowjetmacht der richtige Weg sein, für meinen 

Nachbar wäre es auch das beste, aber für meinen Betrieb ist es besser, wenn er als Einzelwirtschaft 

weitergeführt wird.“ 

Die Masse der werktätigen Bauern wird dem Uebergang zur Kollektivwirtschaft erst au f  Gr und  

e i gene r  E r f ah r ung  zustimmen; erst wenn die bäuerlichen Massen Gelegenheit haben, die Nütz-

lichkeit, Unerläßlichkeit und Richtigkeit dieses Schrittes zu erproben, erst dann werden sie der Kol-

lektivierung zustimmen und diesen Weg beschreiten. Es werden uns in allen Bauernversammlungen 

Dutzende Fragen über die Kollektivierung in der Sowjetunion gestellt. In jedem Dorfe wird heute 

darüber gesprochen. Aus diesem Interesse aber abzuleiten und anzunehmen, daß die Masse der 
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werktätigen Bauern Deutschlands für die sozialistische Kollektivierung ist, wäre grundfalsch. Es sei 

hier ganz von der Masse jener Bauern abgesehen, die heute noch im konterrevolutionären Lager steht, 

noch gegen die proletarische Revolution eingestellt ist und die immer noch die Mehrheit der mittleren 

und kleinen Bauern umfaßt. Wir wollen hier nur die Mehrheit jener kleinen Bauern, die die proleta-

rische Revolution bereits unterstützen und jener Mittelbauern, die mit dem Sieg der proletarischen 

Revolution rechnen und sich nicht gegnerisch, sondern abwartend dazu stellen, in Betracht ziehen. 

Auch sie stellen die Frage der Kollektivierung nicht in der Weise, daß sie sich heute schon dafür 

entscheiden, sondern größtenteils sogar noch mit Befürchtungen vor einer eventuellen zwangsweisen 

Kollektivierung unter der proletarischen Diktatur, ganz besonders trifft das auf die mittlere Bauern-

schaft zu. Die Massen der kleinen und besonders der mittleren Bauern werden sich nicht im voraus 

für die Kollektive festlegen, dazu werden sie sich erst entschließen, wenn sie unter der proletarischen 

Diktatur durch ein vielfältiges System der kameradschaftlichen sozialistischen Erziehungsarbeit und 

der praktischen Hilfe volles Vertrauen zum Proletariat gewonnen haben und damit endgültig auf die 

Seite der proletarischen Diktatur treten, d i e p rak t i s chen  Vor t e i l e  de r  Ko l l ek t i v e a n  Be i -

sp i e l en  e r l eben  und  s e l b s t  ausp r ob i e r en  könne n, klar und eindeutig, entsprechend den 

Lehren von Marx, Engels und Lenin, entsprechend den Erfahrungen des sozialistischen Aufbaues in 

der Sowjetunion, sagen wir der Klein- und Mittelbauernschaft, daß wir nie und nimmer daran denken, 

der werktätigen Bauernschaft die Kollektivierung gewa l t s am  au f zuzwi nge n. In seiner Rede auf 

dem 8. Parteitag der KPdSU über „das Verhältnis der Kommunisten zum mittleren Bauerntum“ er-

klärte Len in: 

„H i e r  G e w a l t  a n w e n d e n  z u  w o l l e n, h i e ß e  d i e  S a c h e  v o n  G r u n d a u s v e r d e r b e n. Es bedarf 

hier einer andauernden Erziehungsarbeit. Wir müssen dem Bauern, der bei uns, wie überall ein Realist und 

Praktiker ist, konkrete Beispiele dafür bringen, daß es tatsächlich nichts besseres als die ‚Kommuna‘ gibt. 

Natürlich kann nichts Gescheites dabei herauskommen, wenn in irgendeinem Dorfe plötzlich einige Hitzköpfe 

hereingeschneit kommen, im Handumdrehen ein paar gelehrte und ungelehrte Phrasen dreschen und dann auf 

alles pfeifen und so schnell wie sie gekommen, wieder von der Bildfläche verschwinden. So ist es in der Tat 

vorgekommen. Wenn sie dann statt Respekt Spott ernten, so geschieht ihnen ganz rocht. 

Es ist klar, daß wir in dieser Frage sagen müssen, daß wir die Kommunen fördern, aber diese muß derart 

beschaffen sein, daß sie das V e r t r a u e n  d e s  B a u e r n [162] g e w i n n t. Ehe wir dies fertig bringen, dürfen 

wir nicht als Lehrer auftreten, sondern müssen selbst noch viel bei ihm lernen. Es gibt tatsächlich nichts Lä-

cherlicheres, als wenn Menschen, die von der Landwirtschaft und ihren Eigentümlichkeiten nicht die leiseste 

Ahnung haben, sich aufs Land stürzen, weil sie etwas vom Nutzen der Kollektivwirtschaft gehört haben, oder 

weil sie des Stadtlebens müde, überdrüssig sind und im Dorfe arbeiten wollen, – wenn solche Leute die Bauern 

über alles belehren zu können meinen. E s  g i b t  n i c h t s  E i n f ä l t i g e r e s  a l s  d e r  b l a s s e  G e d a n k e  a n  

G e w a l t a n w e n d u n g  a u f  d e m  G e b i e t e  d e r  W i r t s c h a f t s b e z i e h u n g e n  d e r  M i t t e l b a u e r n. 

Unsere Ausgabe darf nicht auf die Expropriation des Mittelbauern, sondern muß einzig und allein darauf ge-

richtet sein, die besonderen Lebensbedingungen der Bauern zu studieren, bei ihm die Mittel und Wege zu 

lernen, wie der Uebergang zu einer besseren Gesellschaftsordnung leichter bewerkstelligt werden kann, o h n e 

u n s z u u n t e r s t e h e n, i h m  z u  k o m m a n d i e r e n.“ (Beifall des ganzen Parteitages.) 

Wir erinnern uns an die Direktive des Genossen S t a l i n  bzw. des ZK der KPdSU bei Beginn der 

Durchführung des Fünfjahrplans und damit der Massenkollektivierung, in der gegen die Gewaltan-

wendung bei der Kollektivierung entschieden Stellung genommen wurde, und einzelne Abweichun-

gen in dieser Frage auf das Schärfste bekämpft worden sind. 

Zunächst stellen die Klein- und Mittelbauern die Frage der Befreiung von den sie bedrückenden Las-

ten (Zins, Pacht, Steuer usw.) und der Erlangung von mehr Boden für die landarmen Bauern und 

Bauernsöhne, d. h. die Frage ihrer we i t e r en  Ex i s t enz  au f  Gr und l age  de r  bäue r l i che n  

W i r t s cha f t. Wir erwidern auf diese Frage, daß auch die weitere Existenz, die Verlängerung der 

Existenz als Einzelbauer nur durch den Sturz der kapitalistischen Wirtschafts- und Gesellschaftsord-

nung, nur unter der proletarischen Diktatur möglich ist, wobei wir verpflichtet sind, gleichzeitig im-

mer wieder darauf hinzuweisen, daß die Hebung der sozialen Lage des Bauern nur im Uebergang zur 

großbetrieblichen Wirtschaftsform liegt. Enge l s  schreibt in dem wiederholt zitierten Artikel zur 

Bauernfrage im Jahre 1894: „und wir stehen ja entschieden auf seiten des kleinen Bauern; wir werden 
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alles nur irgend Zulässige tun, um sein Los erträglich zu machen, um Ihm den Uebergang zur Genos-

senschaft zu erleichtern, falls er sich dazu entschließt, ja sogar um ihm, f a l l s  e r  d i e sen  En t -

s ch l uß  noch  n i ch t  f a s s en  kann, e i ne  ve r l än ge r t e  Bedenkze i t  au f  s e ine r  Pa r ze l l e  

z u  e rm ög l i che n. Wir tun dies nicht nur, weil wir den selbstarbeitenden Kleinbauer als virtuell zu 

uns gehörend betrachten, sondern auch aus direktem Parteiinteresse. J e  g r öße r  d i e  Anzah l  de r  

Baue r n  i s t, denen  wi r  den  wi r k l i chen  Abs t u r z i n s  P r o l e t a r i a t  er spa r e n, d i e w i r 

s cho n a l s Baue r n f ü r  uns  gewi nnen  könne n, de s t o  r a s che r  und  l e i ch t e r  vo l l z i eh t  

s i ch  d i e  ge se l l s cha f t l i che  Um ges ta l t un g. Es kann uns nicht dienen, wenn wir mit dieser 

Umgestaltung warten müßten, bis die kapitalistische Produktion sich überall auf ihre letzte Konse-

quenz entwickelt hat, bis auch der letzte Kleinhandwerker und der letzte Kleinbauer dem kapitalisti-

schen Großbetrieb zum Opfer gefallen sind.“ 

Der kleinbürgerliche Revisionist Dr. Dav i d findet diese Stellungnahme von Eng e l s „heiter“, da 

Enge l s einerseits vom „unvermeidlichen Untergang des Kleinbetriebes“ spricht und andererseits 

dem Bauer den „Absturz ins Proletariat ersparen“, ihm sogar die Möglichkeit der Weiterexistenz, 

einer „verlängerten Bedenkzeit“ auf der Parzelle gewähren will. „Heiter“ ist hier höchstens, daß sich 

Dav i d Marxist nannte. Wir dürfen nur auf die Sowjetunion verweisen, um die volle Bedeutung und 

Richtigkeit dieser Darlegungen von Enge l s‚ die auf diesem Wege erreichte, erleichterte und be-

schleunigte „gesellschaftliche Umgestaltung“ festzustellen. Ueber den scheinbaren Umweg selbst der 

Vermehrung der Kleinbetriebe durch die Oktoberrevolution sehen wir die rasche Entwicklung der 

Ueberleitung des Kleinbetriebes in den genossenschaftlichen Großbetrieb, in dem die Bauern „nicht 

mehr für kapitalistische, sondern für ihre eigene gemeinsame Rechnung“ (Engels) wirtschaften, ein 

Uebergang, der [163] „nicht mit Gewalt, sondern durch Beispiel und Darbietung gesellschaftlicher 

Hilfe“ (Enge l s) erreicht wurde. 

Unter diesen Gesichtspunkten hat auch der II. Weltkongreß der Komintern die von Len i n  ausgear-

beiteten grundlegenden Agrarthesen beschlossen. Die Thesen zeigen unter anderem auf, welchen so-

fortigen Gewinn durch den Sieg der proletarischen Revolution die Klein- und Mittelbauernschaft hat, 

der eben bestellt in der Beseitigung der drückendet Lasten, in der unentgeltlichen Uebergabe von 

Boden an die landarmen Bauern, also in solchen Maßnahmen, wie sie das Bauernhilfsprogramm der 

KPD ebenfalls aufzeigt. Als den entscheidenden Gesichtspunkt für die Durchführung aller dieser 

Maßnahmen hat Len i n  in den Agrarthesen des II. Weltkongresses betont: „Di e  S i che r ung  s e i -

ne s  daue rha f t e n  S ieges  un te r  a l l en  Um s t änden  i s t  d i e  e r s t e  und  wich t i g s t e  Auf -

gabe  de s  P r o l e t a r i a t s. W egen  de s  Er fo l ge s  de r  Revo l u t i on  da r f  das  P r o l e t a r i a t  

s e l b s t  vo r  e i nem  ze i t we i l i gen  Rückgang  de r  P roduk t i on  n i c h t  zu rücksch r ecke n. 

De r  daue rnde  Bes t and  de r  p r o l e t a r i s chen  Gewa l t  kann  nu r  e r r e i ch t  we r de n, wenn  

e s  ge l i ng t, d i e  mi t t l e r e  Baue r nscha f t  neu t r a l  z u  ha l t en  und  d i e  Un t e r s t ü t zung  de s  

g r öß t en  Te i l e s, wenn  n i ch t  de r  ge samt en  Kl e i nbaue r nscha f t  z u  e r r e i che n.“ 

In seinem Artikel „Bauern und Arbeiter“ schreibt Len i n*): „Für sich wollen die Bauern die Klein-

wirtschaften beibehalten, wollen sie ausgleichend normieren und periodisch von neuem ausgleichen 

... Gut. Deshalb wird kein einziger vernünftiger Sozialist mit der armen Bauernschaft in Konflikt 

geraten. Ist der Grund und Boden konfisziert, d. h. die Herrschaft der Banken untergraben, ist das 

Inventar konfisziert, d. h. die Herrschaft des Kapitals untergraben, dann wird sich bei der Herrschaft 

des Proletariats im Zentrum, beim Uebergang der politischen Macht an das Proletariat alles andere 

von selbst ergeben als Resultat der ‚Macht des Beispiels‘, diktiert, durch die Praxis selbst.“ 

Die Eroberung und die Erhaltung der Diktatur des Proletariats, das ist das Grundlegende und Ent-

scheidende, dem alles andere untergeordnet ist. Die politische Macht und die ökonomischen Kom-

mandohöhen in den Händen des Proletariats, das ist die Grundlage für den Aufbau des Sozialismus; 

das gibt dem Proletariat mit der Kommunistischen Partei an der Spitze alle Möglichkeiten, um auch 

die werktätige Bauernschaft auf den Weg des Sozialismus zu lenken. 

 
*) Lenin, Agitation und Propaganda, Marx. Bibl., B. 8/150 f. 



Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 12 – 525 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 05.04.2023 

Kapitalistische Diktatur – gleichgültig, ob sie in demokratischer oder faschistischer Form auftritt – 

bedeutet für die werktätige Bauernschaft den unvermeidlichen wirtschaftlichen Untergang in Elend 

und Not. Diktatur des Proletariats bedeutet für den werktätigen Bauer zunächst die Beseitigung der 

drückenden Lasten, Rückgewinnung des von den Großagrariern geraubtes Bodens und die Möglich-

keit der Weiterexistenz im bäuerlichen Betrieb, Bewahrung vor dem „sozialen Absturz ins Proleta-

riat“, dann aber Ermöglichung des Uebergangs auf eine höhere soziale Stufe, der Nutzbarmachung 

der Technik zur Hebung der sozialen und kulturellen Lage der Bauernschaft unter freiwilligem Ue-

bergang zum Kollektivbetrieb. 

Diktatur des Proletariats heißt deshalb nicht etwa eine engherzige, zünftige Wahrung der Arbeiterin-

teressen, sondern der Interessen der gesamten werktätigen Massen und damit eine wahre Regierung 

der Arbeiter und Bauern, basierend auf dem Bündnis der Arbeiter und Bauern. Unter diesem Ge-

sichtspunkt gesehen zeigt sich, daß jeder revolutionäre Massenkampf des Proletariats, gleichgültig 

welcher unmittelbare äußere Anlaß und welche Tagesforderung ihm [164] zugrunde liegt, aber ganz 

besonders der politische Massenstreik, der auf dem Weg zur Eroberung der proletarischen Diktatur 

liegt, die Interessen aller Werktätigen wahrnimmt. Len i n  hat im Zusammenhang mit der Frage des 

politischen Streiks die Bedeutung des proletarischen Klassenkampfes für die gesamten werktätigen 

Massen und die führende Rolle des Proletariats für das Gesamtinteresse der Arbeiter und aller werk-

tätigen Schichten besonders scharf unterstrichen: „Di e  Ar be i t e r k l a s se  t r i t t  be i m  po l i t i -

s chen  S t r e i k  a l s  f üh r ende  Kla s se  de s  ge samt en  Vo l kes  a u f. Das Proletariat spielt in 

diesen Fällen nicht einfach die Rolle einer der Klassen der bürgerlichen Gesellschaft, sondern des 

Hegemons, d. h. des Führers, Leiters, der Avantgarde. Die politischen Ideen, die in der Bewegung 

zum Ausdruck kommen, tragen einen gesamtnationalen Charakter, d. h. sie berühren die grundlegen-

den, entscheidendsten Bedingungen des politischen Lebens des gesamten Landes, Dieser Charakter 

des politischen Streiks weckte, wie das von allen wissenschaftlichen Erforschern der Epoche 1905 

bis 1907 festgestellt wird, das Interesse aller Klassen, Insbesondere natürlich der breitesten, zahlrei-

chen und demokratischen Schichten der Bevölkerung, des Bauerntums usw. an der Bewegung.“ (Oe-

konomischer und politischer Streik.) (Schluß folgt.)) 

LITERATUR 

„Sowjethandel und Dumpingfrage“  
Von Oehring, E. Rowohlt Verlag, Berlin 1931 

Die Schrift des Genossen Oehring widerlegt an Hand ausführlichen Materials die „Argumente“ der 

antisowjetistischen Dumping-Hetze und ist darüber hinaus ein wertvoller Beitrag über die Außenhan-

dels- und Preispolitik des Imperialismus. 

Mit Recht stellt Genosse Oehring fest, daß Dumping eine normale Konkurrenzmethode der kapitalis-

tischen Monopole auf dem Weltmarkt ist. Beim Dumping ist entscheidend die grade in der jetzigen 

Weltwirtschaftskrise aufs schärfste hervortretende Differenzierung zwischen Inlands- und Auslands-

preisen, obwohl der Fortschritt der Transporttechnik und der internationalen Arbeitsteilung an sich 

eine Angleichung von Inlands- und Auslandspreisen bewirken müßte. Das Dumping dient der Nie-

derkonkurrierung von Auslandskonkurrenten und der Unterbringung von Produktionsüberschüssen 

auf dem Weltmarkt, außerhalb des Herrschaftsfeldes der Monopole. Der Versuch des Verkaufs der 

Produktionsüberschüsse auf dem Inlandsmarkt würde angesichts des eingeschränkten gesellschaftli-

chen Bedarfes eine Senkung der Preise und damit auch eine Entwertung der auf dem Inlandsmarkt 

angebotenen Waren nach sich ziehen. Um das zu vermeiden, ziehen es die Monopole vor, einen Teil 

der Produktion der Vernichtung preiszugeben oder auf dem Weltmarkt zu verschleudern, durch 

Schleuderverkauf dort, wo das Herrschaftsfeld der Monopole aufhört, wenigstens einen Teil der 

durch Warenvernichtung drohenden Verluste zu vermeiden. Dieser Schleuderverkauf dient aber auch 

dem bewußten Niederkonkurrieren von Auslandskonkurrenz, der Erweiterung des eigenen monopo-

listischen Herrschaftsfeldes. Den Schleuderpreisen folgen dann die Preisdiktate der Monopole, die 

sich für die Verluste im Schleuderverkauf oder Dumping durch um so höhere Monopolpreise ent-

schädigen. 
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In welchem Verhältnis steht das Dumping zur Außenhandelspolitik der Sowjetunion? „Es ergibt sich 

zweifellos, daß der Dumpingbegriff eine typische Kategorie der kapitalistischen Wirtschaft, eine Me-

thode des internationalen kapitalistischen Absatzes ist und daß er gegenüber der Struktur der Sowjet-

wirtschaft nicht anwendbar ist.“ Denn die Sowjetausfuhr dient weder der Niederkonkurrierung von 

Auslandskonkurrenz, noch der Verschleuderung überflüssiger Produkte, die im Inlande mangels ge-

sellschaftlicher Nachfrage nicht benötigt werden, sondern der Finanzierung der Einfuhr von Maschi-

nen usw. G. R. 

[165] 
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Die Internationale  

15. Jahrgang ⁕ Berlin, April 1932 ⁕ Heft 4 

Einige Lehren des 13. März 

Ende März 1931. 

My. Die außerordentliche Zuspitzung der akuten Kriegsgefahr gegen die Sozialistische Sowjetunion, 

die neuen drohenden Angriffe der Bourgeoisie auf die Lebenshaltung des Proletariats und aller werk-

tätigen Massen in Deutschland, der zweite Wahlgang der Reichspräsidentenwahl und die bevorste-

henden Parlamentswahlen im größten Teil Deutschlands (in Preußen, Bayern, Württemberg, Anhalt 

und Hamburg) zwingen die Partei zur äußersten Konzentration aller Kräfte in ihrem Kampf um die 

Mobilisierung der Massen gegen die kapitalistische Diktatur. Das  E r gebn i s  de s  e r s t en  Wahl -

ganges  de r  Re i c hsp r ä s i den t enwah l  ha t  a l l e  d i e  Fe s t s t e l l ungen  de s  Feb r u -

a r p l enu ms  de s  ZK de r  KPD übe r  den  S t and  de r  ge sam t en  Pa r t e i a r be i t  be s t ä t i g t. 

Es wäre absolut falsch, angesichts der Fünf-Millionen-Zahl der Stimmen, die für ein freies sozialis-

tisches Rätedeutschland abgegeben wurden, gegenüber 32 Millionen, die sich auf die erklärten Klas-

senfeinde des Proletariats vereinigten, die inhaltlose „Feststellung“ zu machen, das Ergebnis der 

Wahl sei „weder ein Erfolg, noch eine Niederlage“. Wir brauchen zur Verbesserung unserer gesamten 

Arbeit und zur Durchführung einer wirklich bolschewistischen Selbstkritik eine ernsthafte Analyse 

des Wahlergebnisses, ein genaues Studium der durch die Wahl aufgedeckten Verschiedenartigkeiten 

unseres Einflusses und ihrer Ursachen. 

Trotz der völlig unbefriedigenden Ergebnisse in einigen Gebieten, wie vor allem in Hamburg und 

Berlin, wo unsere Stimmenzahl gegenüber den Reichstagswahlen 1930 um 12.000 bzw. 54.000 zu-

rückging, können wir mit vollem Recht von einem Erfolg der Partei sprechen, wenn wir die Ve r -

s ch i edena r t i gke i t  de r  Bed i ngungen  e i ne r  Re i chsp r ä s i den t s cha f t swah l  und  a l l -

gem e i ne r  Pa r l am e n t s wah l e n  in Rechnung stellen. Wahl gleich Wahl zu setzen wäre absolut 

falsch, denn es liegt auf der Hand, daß bei einer Reichspräsidentschaftswahl an die politische Ueber-

legungskraft des kommunistischen Wählers viel höhere Anforderungen gestellt werden, da parlamen-

tarisch betrachtet die kommunistische Kandidatur von vornherein „aussichtslos“ erscheint, während 

bei allgemeinen Parlamentswahlen der Wähler damit rechnen kann, daß durch seine Stimme die sicht-

bare kommunistische Vertretung unmittelbar gestärkt wird. Das Zentralorgan der Kommunistischen 

Partei der Sowjetunion, die „Prawda“, schreibt deshalb am 17. März mit vollem Recht: 

„E s  w ä r e  f a l s c h, d i e  Z i f f e r n  d e r  g e g e n w ä r t i g e n  P r ä s i d e n t s c h a f t s w a h l e n  m i t  d e n  E r -

g e b n i s s e n  d e r [166] R e i c h s t a g s w a h l e n  v o n  1 9 3 0  z u  v e r g l e i c h e n. Der Sinn und die politische 

Bedeutung der gegenwärtigen Abstimmung und der damaligen Reichstagswahlen sind sehr verschieden. Bei 

den Reichstagswahlen handelt es sich um übliche Parlamentswahlen, um die Wahl zwischen den Programmen 

der politischen Parteien, die um die Macht kämpfen. Vom Wähler wurde damals nichts anderes verlangt, als 

Sympathie für das Programm der Kommunistischen Partei. Jetzt aber handelte es sich nicht nur darum, seine 

Stimme für die Kommunistische Partei abzugeben, sondern auch damit anzuerkennen, daß die Hauptstütze der 

Bourgeoisie und der Haupthelfer des faschistischen Terrors die Sozialdemokratie ist, daß Faschismus und So-

zialfaschismus Zwillinge sind. In diesen Wahlen wurde vom kommunistischen Wähler ein viel größeres Klas-

senbewußtsein verlangt als bei den Reichstagswahlen. 

U e b e r b l i c k t  m a n  d e n  g e s a m t e n  Z e i t a b s c h n i t t  s e i t  d e n  P r ä s i d e n t s c h a f t s w a h l e n  1 9 2 5, s o  

v e r m a g  m a n  d i e  g e g e n w ä r t i g e n  W a h l e n  n u r  m i t  d e m  V o l k s e n t s c h e i d  i n  P r e u ß e n  a m  9. 

A u g u s t  1 9 3 1  z u  v e r g l e i c h e n, w o  e s  s i c h  e b e n f a l l s  u m  d e n  K a m p f  g e g e n  d i e  S o z i a l d e -

m o k r a t i e  a l s  d e r  s o z i a l e n  H a u p t s t ü t z e  d e r  D i k t a t u r  d e r  B o u r g e o i s i e  h a n d e l t e. Von die-

sem Standpunkt aus betrachtet hat die KPD einen großen Erfolg erzielt, indem sie 5 Millionen um sich scharte, 

die unter jeglichen Verhältnissen bereit sind, gegen die bürgerliche Front in ihrer Gesamtheit vorzugehen, und 

die sich dessen wohl bewußt sind, daß die Sozialdemokratie die soziale Hauptstütze der bürgerlichen Ordnung 

ist, und daß ohne ihre Zertrümmerung der Erfolg der proletarischen Revolution unmöglich ist.“ 

Selbstverständlich haben wir nicht die geringste Ursache, den Erfolg unserer Partei, der trotz aller 

Mängel und Schwächen und Fehler der Parteiarbeit in dem Wahlergebnis vom 13. März zum 
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Ausdruck kommt, irgendwie zu übe r t r e i be n. Die Verschiedenheit der Ergebnisse zeigt uns deut-

lich wie noch nie die Sche r e  zwi schen  den  a bs o l u t  r i ch t i gen  Besch l ü s sen  de r  Pa r t e i  

und  i h r e r  Dur ch f ühr un g. 

32 Millionen für die Front der Klassenfeinde gegen 5 Millionen für die rote Einheitsfront, die Kampf-

kandidatur der Kommunistischen Partei, bedeutet eine ernste Warnung an die Partei. Umso mehr als 

die Kandidaten, auf die sich die 32 Millionen Stimmen vereinigen, (Hindenburg, Duesterberg, Hitler), 

alle drei die äuße r s t e  Reak t i on  ve r t r e t e n. Das Ergebnis des 13. März zeigt uns, daß die parla-

mentarischen Illusionen doch tiefer in den Massen wurzeln, als wir geglaubt haben. Es ist eine der 

ernstesten Tatsachen, daß sich am 13. März gezeigt hat, daß noch viele Millionen Arbeiter auf dem 

Boden dieses kapitalistischen Systems Hoffnungen auf die Zukunft zu haben glauben. Wir haben die 

Aufgabe, um so energischer und rücksichtsloser für die Durchführung der Linie unserer Klassenpo-

litik zu kämpfen. Wir müssen erkennen, daß in dem Wahlergebnis zurückliegende Ursachen sich 

auswirken, und müssen zugeben, daß bei der Durchführung der richtigen politischen Generallinie der 

Partei eine Reihe Mängel und Schwächen und sogar Fehler sich gezeigt haben, und zwar etwa nicht 

nur in der Wahlkampagne selbst, sondern in der gesamten hinter uns liegenden Partei-[167]arbeit. In 

dem Artikel der „Prawda“, aus dem oben zitiert wird, wird mit Recht die große prinzipielle Bedeutung 

des Volksentscheids vom 9. August hervorgehoben. Das war ein Sprung, ein Stoß nach vorwärts, 

aber man muß auch erkennen, daß die damalige Entscheidung viel zu spät erfolgte und daß dadurch 

unsere prinzipielle Kampfstellung gegen die SPD nicht früh genug zur Durchsetzung kam. 

Ferner müssen wir feststellen, daß wir nicht rechtzeitig genug die Rolle des Faschismus einschließlich 

seines gemäßigten Flügels, der Sozialdemokratie, klargestellt haben. 

Ferner haben wir keine genügende und konkrete Entlarvung und Bekämpfung der Betrugsmanöver 

der Sozialdemokratie durchgeführt. 

Wir haben die Wirksamkeit des Betrugsmanövers des „kleineren Uebels“, das nach den Feststellun-

gen des XI. EKKI-Plenums das Hauptmanöver der Sozialdemokratie für eine ganze Periode ist, 

durchaus unterschätzt und die Frage des Klassenbewußtseins eines großen Teiles der sozialdemokra-

tischen Arbeiter abstrakt gestellt („Zumutung“, den Generalfeldmarschall zu wählen, usw.). 

Unse r e  Kam pagne  de s  r o t en  Vo l ksen t s che i d s  i n  P r eußen  im  Augus t  vo r i gen  Jah -

r e s  wa r  de r  e r s t e  bedeu t ende  Dur chb ruch  gegenübe r  dem  soz i a l dem okr a t i s chen  

Be t r ug  des  sogenann t en  „k l e ine r en  Uebe l s“. Wir haben nicht in genügendem Maße diese 

prinzipielle, scharfe Politik gegen die soziale Hauptstütze der Bourgeoisie, den Hauptfeind im Lager 

der Arbeiterklasse, fortgesetzt, Der Rückgang unserer Stimmen in Hamburg und Berlin ist ein spre-

chender und ernster Beweis dafür. 

Unsere Front steht unter einem doppelten Druck, unter dem Druck der Sozialdemokratie mit ihrer 

noch millionenstarken Massenbasis und unter dem Druck des Hitlerfaschismus, dessen SA-Terror 

revolutionäre Ungeduld und Tendenzen des individuellen Terrors hervorruft und dadurch die Gefahr 

einer Schwächung der Massenarbeit unserer Front mit sich bringt. Wir müssen erkennen, daß nur 

durch die Organisierung ökonomischer und politischer Streiks, durch die Aktivierung der Millionen 

der Erwerbslosen, durch eine wirklich die Massen der freigewerkschaftlichen Arbeiter erfassende 

RGO-Politik ein entscheidender Vormarsch unserer Front gesichert werden kann. 

Wenn wir die hinter uns liegende Wahlkampagne überblicken, so müssen wir erkennen, daß wir nicht 

aktiv genug den Kampf geführt haben gegen parlamentarische Illusionen und gegen gewisse Stim-

mungen, als ob durch die Wahl von Hitler eine schnelle Beschleunigung der revolutionären Zuspit-

zung in Deutschland herbeigeführt werden könne. Die Hindenburgfront und die Hitlerfront haben mit 

den mannigfaltigsten Verwirrungsmanövern, bei denen sie sich gegenseitig die Bälle zuwarfen, die 

proletarische Klassenlinie zu verwischen und zu stören gesucht. Sie haben unsere Reihen zum Teil 

sogar in die Defensive gebracht, indem es ihnen gelang, die Frage der parlamentarischen „Aussichts-

losigkeit“ unserer Kampfkandidatur in den Vordergrund zu rücken. Die Herausarbeitung unserer Klas-

senlinie gegenüber den Betrugs. und Verwirrungs-[168]manövern der Gegner war nicht genügend. 
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Entscheidend für einen größeren Erfolg gegenüber dem Klassenfeind wäre die Organisierung eines 

viel stärkeren Kampfes gegen den faschistischen Terror, gegen die Notverordnungspolitik der Bour-

geoisie und ihre Auswirkungen auf dem Boden unserer revolutionären Einheitsfrontpolitik. Wir muß-

ten mehr die verzweifelte Lage breitester Schichten der Erwerbslosen sehen und daraus die entspre-

chenden Schlußfolgerungen ziehen. In Wirklichkeit zeigte sich aber eine ungenügende, teilweise so-

gar abgeschwächte Aktivität in unseren Reihen, vor allem durch eine ungenügende Entfaltung einer 

kühnen Einheitsfrontpolitik. 

Es konnte deshalb nicht ausbleiben, daß die rote Wahlhelferbewegung diesmal viel geringeren Um-

fang annahm, als bei früheren Wahlen. 

Andererseits gaben wir uns auch (vor allem kam das im größten Teil unserer Presse zum Ausdruck) 

gewissen Täuschungen über den Widerhall unserer Kandidatur hin. Einzelne vorhandene Tatsachen 

des Eintretens sozialdemokratischer Arbeiter und freigewerkschaftlich Organisierter für unsere Kan-

didatur verleiteten uns zu Uebertreibungen und infolgedessen zu einer falschen Einschätzung der Ge-

samtlage und damit zu einer ungenügenden Herausarbeitung der Methoden zur Ueberzeugung der 

sozialdemokratischen Arbeiter von der Richtigkeit und Notwendigkeit unserer Kampfkandidatur. 

Ungenügende Offensivlinie gegen den Klassenfeind zeigte sich zum Beispiel auch in unserem Ver-

halten gegenüber den „linken“ Filialen des Sozialfaschismus, der SAP, der Trotzkisten und Brandle-

risten. Diese Gruppen sind ein i n t eg r i e r ende r  Bes t and t e i l  des  Soz i a l f a sch i sm us. Wir ha-

ben nicht genügend das Heuchlerische ihrer Stellung aufgedeckt, sie nicht genügend entlarvt als ge-

fährlichste Spielart des Sozialfaschismus. In der Stellung der SAP. und ihrer Losung „für Thälmann“ 

zeigt sich durchaus nicht nur der Druck der Massen. Wir mußten deutlicher herausarbeiten, daß sie 

einen schäbigen Betrug vor den Arbeitermassen durchführten, weil sie in der Tat nicht f ü r Thälmann, 

sondern in der gehässigsten Weise gegen die Klassenpolitik der KPD und insbesondere gegen die 

revolutionäre Gewerkschaftspolitik der RGO auf. traten. Die Ergebnisse in den SAP-Hochburgen in 

Sachsen zeigen, daß auch rein ziffernmäßig die Parole der SAP uns nicht genützt, sondern geschädigt 

hat, denn gerade dort haben wir in Sachsen Verluste. Die SAP tritt nur zum Schein für unsere Kampf-

kandidatur ein, in der Tat erwies sie sich als ein Bestandteil der Hindenburgfront, des Sozialfaschis-

mus. Der Verlauf des SAP-Parteitages konnte diese Feststellungen nur unterstreichen. 

Bei der Gesamtbeurteilung dürfen wir nicht die ve r ä nde r t e Zusam mense t zung  unse r e r  Pa r -

t e i  vergessen. Wir haben eine außerordentliche Erneuerung unseres Funktionärkörpers, die bis zu 75 

Prozent geht. Wir müssen berücksichtigen, daß die Mitgliedschaft unserer Partei sich seit dem Sep-

tember 1930 verdreifacht hat. Solche Tatsachen bedeuten unvermeidlich das Auftreten und die Ver-

stärkung bestimmter Unklarheiten. Mit umso größerem Ernst müssen wir die begonnene ideologische 

Offensive fortsetzen und verstärken. 

[169] Wenn wir die Haup t m änge l  und  -s chwächen  unserer Partei, die während der letzten 

Kampagnen sich zeigten, untersuchen, kommen wir zu folgenden Feststellungen: 

1. Auf  den  e i nze l nen  Geb i e t en  unse re r  Pa r t e i a r be i t  z e ig t e  s i c h, daß  wi r  d i e  

Kam pf au fgabe  gegen  den  Kr i eg  n i ch t  i n  den  Mi t t e l punk t  unse r e r  ganzen  Ar be i t  

ge s t e l l t  habe n. Wir können ein sehr ernstes Mißverhältnis konstatieren zwischen den Enthüllun-

gen über Kriegsproduktion und Kriegstransporte und den Aktionen, die gegen die Kriegsmaßnahmen 

der Bourgeoisie durchgeführt werden. Es besteht eine allgemeine Unterschätzung der Kriegsgefahr. 

Die Ereignisse im Fernen Osten werden nicht ernst genug genommen. Der Waffenstillstand von 

Schanghai hat die Kriegsgefahr noch verschärft, anstatt sie zu vermindern. Unsere Aufgabe besteht 

darin, vor allen Dingen in den Rüstungsbetrieben durch die Einleitung und Organisierung von Lohn-

kämpfen größere Massenaktionen gegen die Produktion und gegen den Transport von Kriegsmateri-

alien einzuleiten. 

2. D i e  Ro l l e  de r  Pa r t e i  wur de  n i ch t  genügend  he rausgea r be i t e t, d i e  K l a s sen l in i e  

de r  Pa r t e i  wur de  n i ch t  genügend  o f f ens i v  ve r t r e t e n. Die Bedeutung unserer Kampfkan-

didatur und der Sinn der Stimmabgabe für sie wurde nicht genügend in den Massen popularisiert. 



Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 12 – 530 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 05.04.2023 

Ungenügend war auch die Herausarbeitung des Gegensatzes zwischen der sozialistischen Sowjet-

union und den Ländern der Herrschaft des Kapitalismus. Die gewaltigen Erfolge des sozialistischen 

Aufbaus wurden nur schematisch und nicht genügend unter Anknüpfung an die konkreten Verhält-

nisse in Betrieb und Stempelstelle aufgezeigt. 

3. D i e  auße r pa r l am e n t a r i s che  Mob i l i s i e r ung  de r  Massen  wa r  abso l u t  ungenü -

gen d. Es ist uns nicht gelungen, während dieser Kampagne größere Kämpfe in den Betrieben, auf 

den Stempelstellen auszulösen. Ohne Zweifel hätte die Auslösung solcher außerparlamentarischen 

Massenkämpfe den stärksten Einfluß zu unseren Gunsten gehabt auf die Stimmabgabe. Wir hätten 

hunderttausenden Arbeitern das Verständnis unserer prinzipiellen Haltung dadurch erleichtert. Für 

die jetzt bevorstehenden Wahlkampagnen hat dieser Punkt die allergrößte Bedeutung. Außerparla-

mentarische Massenmobilisierung ist die entscheidende Bedingung weiterer und größerer Erfolge der 

Partei. 

4. D i e  Kon zen t r a t i on  unse r e r  Ar be i t  au f  d i e  Be t r i eb e‚ au f  d i e  i nne r ge wer kscha f t -

l i che  Massena r b e i t  und  d i e  Ar be i t  un t e r  den  Mi l l i onen  E rwer bs l o se n  wa r  vö l l i g  

ungenügen d. Speziell auf dem Gebiet der Erwerbslosenarbeit ist der Tempoverlust der Partei am 

stärksten und man muß sehen, daß die Nazis die größten Anstrengungen machen, um aus diesem 

Tempoverlust Nutzen zu ziehen. Hier gilt es entscheidend aufzuholen und die Beschlüsse des Febru-

arplenums des ZK, wo eine Wendung von 180 Grad auf die Betriebsarbeit gefordert wurde, wirklich 

durchzuführen. [170] 

5. A l l e r g rö ß t e  M ä nge l  z e i g t en  s i ch  in  de r  r evo l u t i onä ren  E i nhe i t s f r on t po l i t i k  

de r  Pa r t e i. Selbst dort, wo bedeutende Ansätze guter Einheitsfrontpolitik vorhanden waren, wurden 

keine Fortschritte gemacht. Es gelang nicht, solche Methoden der revolutionären Einheitsfrontpolitik 

von unten anzuwenden, durch die wir wirklich an größere Massen der sozialdemokratischen Arbeiter 

herangekommen wären. Hier zeigte sich am deutlichsten Unsere mangelnde Fähigkeit, einen konkre-

ten Kampf gegen die Betrugsmanöver der Sozialdemokratie zu führen. Wir haben uns damit begnügt, 

festzustellen, daß das offene Eintreten der SPD-Führer für Hindenburg uns die Massen der sozialde-

mokratischen Arbeiter gewissermaßen „von selbst“ zuführen würde. In der Tat jedoch gelang den 

sozialdemokratischen Führern ihr Betrugsmanöver mit dem „kleineren Uebel“ in außerordentlich ho-

hem Grade. Es gelang ihnen, zum allergrößten Prozentsatz die sozialdemokratischen Wähler für Hin-

denburg an die Wahlurne zu bringen. Lesen wir nur, was z. B. der „Deutsche Volkswirt“ in seiner 

Nummer vom 18. März über die Politik der sozialdemokratischen Führer schreibt: 

„Die große Sorge und die größte Ueberraschung des 13. März war das Verhalten des sozialdemokratischen 

Anhangs. Er ist der Parole seiner Führerschaft in erstaunlichem Umfange gefolgt, wie er der kommunistischen 

Parole sich versagt hat. Die Massen des Proletariats haben damit einen unendlich viel stärkeren Staatssinn 

bewiesen als die Massen des Klein- und Großbürgertums, die gegen Hindenburg, für Hitler sich entschieden. 

Denn das wirtschaftliche Elend, die Not der Arbeitslosen hatte den Kommunisten mindestens soviel Anhang 

aus dem Proletariat aufreiben müssen, wie ihn Hitler in den Dörfern gewann. Die politische Schulungsarbeit, 

die die Sozialdemokratische Partei und die Gewerkschaften der Arbeiterschaft seit Jahrzehnten angedeihen 

ließen, hat jetzt ihre Früchte getragen, wie sich sträfliche Vernachlässigung politischer Bildungsarbeit im 

Kleinbürgertum gerächt hat.“ 

Wir selbst haben nur in ganz ungenügendem Maße unter den SPD-Wählern selbst der sozialdemo-

kratischen Parole für Hindenburg entgegenwirken können. Die Voraussetzung für die erfolgreiche 

Durchführung der revolutionären Einheitsfronttaktik ist eben die Or gan i s i e r ung  de r  p r o l e t a -

r i s chen  Käm pf e  in den Betrieben, an den Stempelstellen, in Stadt und Land. Das Plenum unseres 

Zentralkomitees hat im Februar zu den Aufgaben unserer revolutionären Einheitsfrontpolitik ganz 

ausführlich Stellung genommen. Im Referat wurde die revolutionäre Einheitsfrontpolitik von unten 

als das en t s che i dende  Ke t t e ng l i ed  de r  p r o l e t a r i s chen  Po l i t i k  i n  Deu t s ch land  be-

zeichnet: 

„Das entscheidende Kettenglied der proletarischen Politik in Deutschland ist die richtige Anwendung der re-

volutionären Einheitsfrontpolitik von unten. Sie ist eine Voraussetzung für die selbständige Auslösung von 

Massenaktionen und Kämpfen in den Tagesfragen usw. durch Partei und RGO, eine Voraussetzung für die 
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Liquidierurig des Masseneinflusses der Sozialdemokratie, für die Abwehr des Eindringens des Hitlerfaschis-

mus in die Betriebe, für die Herstellung der Kampfeinheit gegen den Faschismus, für die Vereinigung breiter 

Massen der unorganisierten und freigewerkschaftlichen Arbeiter mit den Arbeitern [171] der roten Verbände 

zum gemeinsamen Kampf gegen die Bourgeoisie.“ (Ernst Thälmann, Der revolutionäre Ausweg und die 

KPD“, Seite 80.) 

Unsere Partei muß jede Erfahrung dazu ausnutzen, um endlich auf der ganzen Linie zu einer wirkli-

chen Anwendung der revolutionären Einheitsfronttaktik übergehen zu können. Wir brauchen die 

Durchführung einer bolschewistischen Einheitsfrontpolitik als Methode der Mobilisierung zur Aus-

lösung von Kämpfen, über die Genosse Stalin auf dem 16. Parteitag der Kommunistischen Partei der 

Sowjetunion folgendes gesagt hat: 

„Die Millionenmassen der Arbeiterklasse erobert man für den Kommunismus nicht nur, wenn die Politik der 

Partei richtig ist. Die richtige Politik der Partei ist eine große Sache, aber sie ist bei weitem noch nicht alles. 

D a m i t  d i e  M i l l i o n e n m a s s e n  z u m  K o m m u n i s m u s  ü b e r g e h e n, i s t  e s  n o t w e n d i g, d a ß  d i e  

M a s s e n  s e l b s t  s i c h  d u r c h  e i g e n e  E r f a h r u n g  v o n  d e r  R i c h t i g k e i t  d e r  P o l i t i k  d e s  K o m -

m u n i s m u s  ü b e r z e u g e n. D a m i t  d i e  M a s s e n  s i c h  d a v o n  ü b e r z e u g e n, i s t  Z e i t  n o t w e n d i g, 

i s t  e i n e  k u n s t f e r t i g e  u n d  g e s c h i c k t e  A r b e i t  d e r  P a r t e i  z u r  H e r a n b r i n g u n g  d e r  M a s s e n  

a n  i h r e  e i g e n e n  P o s i t i o n e n, i s t  e i n e  g e s c h i c k t e  u n d  k u n s t f e r t i g e  A r b e i t  d e r  P a r t e i  z u r  

U e b e r z e u g u n g  d e r  M i l l i o n e n m a s s e n  v o n  d e r  R i c h t i g k e i t  d e r  P o l i t i k  n o t w e n d i g. Wir wa-

ren bereits im April 1917 im Recht, denn wir wußten, daß es zum Stutze der Bourgeoisie und zur Errichtung 

der Sowjetmacht kommen werde. Aber damals forderten wir nicht die breiten Massen der Arbeiterklasse zum 

Aufstand auf. Warum? Weil die Massen noch nicht die Möglichkeit gehabt hatten, sich von der Richtigkeit 

unserer wirklich richtigen Politik zu überzeugen. Erst als die kleinbürgerlichen Parteien der Sozialrevolutio-

näre und der Menschewiki in den Hauptfragen der Revolution bankrott machten, als die Massen anfingen, sich 

von der Richtigkeit unserer Politik zu überzeugen, führten wir sie zum Aufstand. Und gerade weil wir die 

Massen im richtigen Moment zum Aufstand führten, gerade deshalb trugen wir damals den Sieg davon. Hierin 

liegen die Wurzeln der Idee der Einheitsfront. D i e  T a k t i k  d e r  E i n h e i t s f r o n t  w u r d e  v o n  L e n i n  g e -

r a d e  d e s w e g e n  a u f g e s t e l l t, u m  d e n  M i l l i o n e n m a s s e n  d e r  A r b e i t e r k l a s s e  d e r  k a p i t a l i s -

t i s c h e n  L ä n d e r, d i e  v o n  d e n  V e r u r t e i l e n  d e s  s o z i a l d e m o k r a t i s c h e n  O p p o r t u n i s m u s  i n -

f i z i e r t  i s t, d e n  U e b e r g a n g  z u m  K o m m u n i s m u s  z u  e r l e i c h t e r n.“ 

Wir können am Ergebnis des 13. März feststellen, daß dort, wo eine wirkliche Einheitsfrontpolitik, 

und sei es selbst in kleinem Rahmen, Aktionen und Kämpfe durchgeführt wurden im Kampf gegen 

Lohnabbau und Unternehmerterror, gegen die Mordbanden der SA, daß dort auch überraschende 

Stimmenerfolge als Ausdruck der außerparlamentarischen Massenmobilisierung zu verzeichnen wa-

ren. Es gilt, mit ganzer Kraft die Verbesserung unserer Einheitsfrontpolitik zu sichern. 

6. D i e  r evo l u t i onä re  M ob i l i s i e r ung  de r  Masseno r ga n i s a t i o ne n  wa r  m ange l ha f t. 

Relativ am besten wurden die roten Sportorganisationen eingesetzt, während fast alle übrigen [172] 

Massenorganisationen in ihrer Mobilisierung weit hinter dem möglichen und früher erreichten Maß 

zurückblieben. 

Mit diesen Punkten haben wir nur die Hauptpunkte der Fehler und Schwächen der Kampagne zum 

13. März festgestellt. 

Festgestellt werden muß weiter unbedingt, daß unsere Ag i t a t i on  und  P r opaganda  a l l e r -

g r öß t e  Mänge l  und  Schwächen  au f wie s. Auf diesem Gebiet muß mit besonderer Beschleu-

nigung das durchgeführt werden, was bereits auf dem Februarplenum des ZK gefordert wurde. 

Im Referat auf dem Plenum des ZK wurde gefordert, daß unse r e  P r opa r be i t  ein wirklicher Teil 

der gesamten revolutionären Arbeit sind Politik der Partei werden müsse. Es wurde gefordert, daß sie 

die Kampagnen der Partei „vom Politischen her theoretisch und ideologisch fundieren“ müsse. Weiter 

wurde gefordert, daß unsere Proparbeit Massencharakter annehmen und durch die Heranschulung 

von zehntausenden Arbeiter-Propagandisten in die Breite wachsen müsse. Aber auch in die Tiefe, so 

wurde auf dem Plenum gefordert, müsse die Proparbeit wachsen, um zu einer „wirklichen Trägerin 

der Propaganda des Marxismus-Leninismus in den Reihen der Partei und des Proletariats“ zu werden. 

Ueber die gegenwärtigen besonderen Aufgaben der Proparbeit hieß es in dem Referat: 
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„Unsere Proparbeit muß von den Bedürfnissen der gegenwärtigen Situation beherrscht werden, das heißt, sich 

auf das verschärfte Stadium des täglichen Kampfes um den revolutionären Ausweg aus der Krise einzustellen. 

Sie muß also die Partei und das Proletariat instand setzen, mit der bankrotten Ideologie der Bourgeoisie, Sozi-

aldemokratie und des Hitlerfaschismus Abrechnung zu halten und die Betrugsmanöver der SPD zu zerschla-

gen. Sie muß den Kadern der Partei die ideologische Festigkeit für die Zerschlagung aller Manöver des Klas-

senfeindes und für die siegreiche Offensive, für den verschärften prinzipiellen Kampf gegen Bourgeoisie, So-

zialdemokratie und Nazis vermitteln.“ 

Ueber die Auf gaben  au f  dem  Geb i e t  de r  Ag i t a t i ons a r be i t wurde auf dem Plenum des ZK. 

festgestellt, daß ein gewisser Schematismus eingerissen sei, den es zu überwinden gelte. Es wurde 

festgestellt, daß unsere Agitation „vielfach einen phrasenhaften und unkonkreten Charakter trage und 

nicht vom Streik und den übrigen Massenaktionen ausgehe“. Es zeige sich in der Praxis vielfach die 

Linie düs geringeren Widerstandes. In der Entwicklung neuer Methoden der Agitproparbeit ist ein 

Stillstand eingetreten. Die Agitationsmethoden des Gegners würden nur ganz ungenügend studiert. 

Als Konsequenzen aus diesen Feststellungen wurde gefordert, d a ß unse r e gesam t e Ag i t a t i on  

i n  den  Diens t  de r  s t r a t eg i schen  Ha up t au f gab e, de r  Gewi nnung  de r  Mehr he i t  de s  

P r o l e t a r i a t s  f ü r  den  Kam pf  um  d i e  p ro l e t a r i s che  M a c h t, gestellt werden muß. Die zent-

rale Achse, um die sich die Agitation drehen müsse, müsse lauten: gegen  d i e  D i k t a t u r  de r  

Bour geo i s i e, f ü r  d i e  D i k t a t u r  d e s P r o l e t a r i a t s. Es wurde gefordert, daß unsere Agitation 

mit stärkstem Nachdruck verstehen müsse, die immer geringer werdende [173] Möglichkeit der Mas-

senagitation durch die Tagespresse „mit einer möglichst breiten und umfassenden sonstigen Massen-

agitation zu ergänzen“. Es wurde gefordert, daß der Schwerpunkt unserer Agitation in den Betrieben 

liegen müsse, um vor allem das Hauptmanöver der SPD, den Schwindel mit dem „kleineren Uebel“, 

entlarven und bekämpfen zu können. Es wurde weiter gefordert, daß unsere Agitation konkret und 

praktisch werden müsse, um alle ihre Aufgaben erfüllen zu können. 

Mit besonderem Ernst hat das Plenum des ZK festgestellt, daß unsere Presse durchaus noch keine 

bolschewistische Massenpresse sei. In der jüngsten Vergangenheit haben sich diese Mängel unserer 

Pressearbeit in ganz besonders hohem Maße gezeigt, vor allem auch in der Durchführung der Kam-

pagne gegen den imperialistischen Krieg im Fernen Osten und die drohende Weltkriegsgefahr. 

Bisher hat der Kampf gegen den imperialistischen Krieg, gegen die imperialistischen Kriegsmaßnah-

men im Fernen Osten und die drohende Weltkriegsgefahr nicht im Mittelpunkt unserer gesamten 

Arbeit gestanden. Wir sind im allgemeinen über die Enthüllungskampagne nicht hinausgekommen. 

Wir haben sehr gute Beispiele der Aufdeckung von Munitions- und Waffentransporten und Kriegs-

produktion, aber wir haben nur ganz geringe Beispiele und Tatsachen von Aktionen in den Betrieben 

und an den Stätten des Transports, Eisenbahn und Häfen. Hier gilt es, in ganz anderem Maße die 

Fragen des Kampfes gegen den imperialistischen Krieg mit allen Fragen des täglichen Klassenkamp-

fes zu verbinden. Nur dadurch werden wir die Möglichkeit schaffen, von  e i ne r  En t hü l l ungs -

kam pagne  z u  e i ne r  w i r k l i chen  Ak t i onskam pagne  übe r z ugehe n. Wir müssen Metho-

den ausarbeiten, um den Arbeitern in den Betrieben, in den Häfen und bei der Eisenbahn behilflich 

zu sein bei der Auslösung von Aktionen. Wir müssen verstehen, Lohnforderungen, insbesondere in 

Kriegsbetrieben, zu popularisieren, um eine allgemeine Mobilisierung der Belegschaften zu errei-

chen. Wir müssen das gemeine Argument „Krieg bringt Arbeit“ durch eine unermüdliche, treffsichere 

Gegenagitation zerstören. Wir müssen die Kriegsrolle der deutschen Bourgeoisie aufdecken, indem 

wir unaufhörlich die deutschen Kapitalisten als Nutznießer des imperialistischen Gemetzels denun-

zieren und angreifen. 

Wir müssen handeln im Sinne der internationalen Konferenz zum Kampf gegen den imperialistischen 

Krieg, in deren Beschluß es am Schluß heißt: 

Vor wär t s  zum Massenau fmar sc h, zum  Massenkam pf  a l l e r  Wer k t ä t i gen  gegen  

den  i m per i a l i s t i s chen  Kr i e g! 

Bereitet den 1. Mai, den Weltkampftag des internationalen Proletariats, im Zeichen des entschlosse-

nen Kampfes gegen die imperialistischen Kriegstreiber, gegen die eigene Bourgeoisie und ihre sozi-

alfaschistischen Agenten vor! 
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Rüttelt die Gleichgültigen auf! Mobilisiert die breitesten Massen, die heute noch abseits im Kampf 

gegen den Krieg stehen! Entfesselt einen Sturm der Empörung gegen die Kriegsverbrecher! Tragt 

den Geist der [174] Rebellion gegen den Krieg in die Betriebe, Stempelstellen und Gewerkschaften, 

in die Massen des Kleinbürgertums und der werktätigen Bauern! 

Es lebe die revolutionäre internationale proletarische Solidarität! 

Es lebe der revolutionäre Massenkampf gegen den imperialistischen Krieg! 

Schafft Kampforgane der revolutionären Einheitsfront in den Betrieben, unter den Erwerbslosen, un-

ter allen Werktätigen in Stadt und Land! 

Schafft Ueberwachungsausschüsse in den Rüstungs- und Verkehrsbetrieben! 

Verhindert jeden Waffen- und Munitionstransport an Japan! 

Organisiert Streiks in den Rüstungsbetrieben! 

Verteidigt China vor der Aufteilung durch den internationalen Imperialismus! Schützt Sowjetchina! 

Bildet mit euren Leibern einen lebendigen unerschütterlichen Schutzwall um die Sowjetunion, das 

Land des siegreichen Sozialismus! 

Verteidigt euch selbst gegen den Massenmord! 

Schreitet nur Tat gegen den imperialistischen Krieg! 

Die vor der Partei stehenden Aufgaben der Massenmobilisierung sind außerordentlich groß und um-

fassend. Das Höchstmaß der Aktivität der Mitgliedermassen der Partei und der sympathisierenden 

Organisationen ist erforderlich, um alle der Durchsetzung unserer Klassenpolitik schädlichen Stim-

mungen zu beseitigen. Wir brauchen die höchste Aktivität gegen die faschistischen Einschläferungs-

methoden, wie z. B. des „Osterburgfriedens“ usw. Wir brauchen die stärkste Konzentration auf die 

außerparlamentarische Massenmobilisierung zum 10. April, dem zweiten Wahlgang der Präsident-

schaftswahlen, und brauchen eine fortdauernde Steigerung der Methoden der Massenmobilisierung, 

um den 24. April zu einem Tag der gewaltigen Heerschau der Kräfte dem Kommunismus in Deutsch-

land zu machen, nicht um des parlamentarischen Erfolges willen, sondern als Ausd r uck  de r  M a s -

s enm ob i l i s i e r u ng  und  zu r  S t e i ge r ung  de s  Kr a f t- und  S i egesbewuß t se i n s  de r  Mas -

s e n‚ des Kampfes gegen den imperialistischen Krieg, für die Verteidigung der sozialistischen Sow-

jetunion, das in Riesenaufmärschen am 1. Mai einen noch höheren Ausdruck finden wird. 

Mit der Verlegung der Parlamentswahlen auf einen so unerwartet frühen Termin verfolgen die SPD-

Führer und die Bourgeoisie das Ziel, den patriotischen Schwung der Hindenburgwahl für ihre Faschi-

sierungspolitik und zur Schwächung der Position des Kommunismus auszunutzen. An der Partei liegt 

es jetzt, zu zeigen, daß wir durch eine wirkliche Massenmobilisierung für das Befreiungsprogramm 

des Kommunismus, für die Durchsetzung der Arbeitsbeschaffungsforderungen unserer Partei, im 

Kampf gegen den drohenden neuen Lohnabbau und den weiteren Abbau der Arbeitslosen- und Wohl-

fahrtsunterstützung. Im Kampf gegen die Betrugsmanöver der Sozialdemokratie und den Arbeitsbe-

schaffungsschwindel des ADGB ve r s t ehe n, d i e  M a s s e n  au f  de r  Gene r a l l i n i e  de r  Pa r t e i, 

de s  Kam pf es  gegen  d i e  D i k t a tu r  de r  Bour geo i s i e, f ü r  d i e  D i k t a t u r  des  P r o l e t a r i -

a t s  z u  s am m el n. [175] 

* 

Der Krieg und die Aufgaben der Kommunisten. 

I. 

H. K. Die Osterwoche des Jahres 1932, triefend von der üblichen christlichen Verlogenheit und An-

preisung der Vorzüge kapitalistischer Unkultur, wird in der Entwicklung des Krieges, der inneren 

Widersprüche des Imperialismus und des historischen Zusam m enpr a l l s  zwi schen  Kap i t a -

l i sm us  und  Soz i a l i sm us  als einer der wichtigsten und entscheidenden Abschnitte festgehalten 

werden müssen. Fassen wir die sichtbarsten Tatsachen zusammen: 
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1. Stillstand der militärischen Operationen vor Schanghai und allgemeiner Kuhhandel zwischen den 

kapitalistischen Räuberstaaten über die n ü tz l i c h s t e  Auswer t ung  de r  du rch  den  j apan i -

s chen  Uebe r f a l l  au f  da s  ch i ne s i s che  Vo l k  ge s cha f f en e n  Lag e. 

2. Endgültige Besetzung und Eingliederung des mandschurischen Territoriums in den Machtbereich 

des japanischen Imperialismus. 

3. Strategischer Aufmarsch der Japanischen Armee und weißgardistischer Truppenkontingente an der 

Os t g r enze  de r  Sowj e t un i o n, gleichzeitig mit verstärkten Mobilmachungsmaßnahmen in den 

unter französischer Führung stehenden Randstaaten längs der e u r opä i schen  Gr en z e  de s  Sow -

j e t g e b i e t e s  (die Frühjahrsmanöver der polnischen und rumänischen Armeen finden gleichzeitig 

unter der gemeinsamen Leitung französischer Generalstabsoffiziere statt). 

4. Der Völkerbund hat sein etwas ramponiertes Ansehen als „Machtfaktor“ wieder hergestellt durch 

die prinzipielle Anerkennung des durch das Vorgehen des japanischen Militarismus in Nordchina 

geschaffenen Status mit der Ankündigung, die weiteren Maßnahmen und Entschlüsse von nun ab 

zwischen den führenden Mitgliederstaaten des Vö l ke r bunde s, e i n sc h l i eß l i c h de r  

Kuom i n t a ng-Re g i e run g, „in gegenseitigem vollen Einverständnis“ zu treffen. 

5. Das Rüs t ung s- und  Kr i egs l i e f e r ungsges c hä f t  [176] entwickelt sich in allen kapitalisti-

schen Ländern in immer rascherem Tempo und erweist sich als einer der stärksten Faktoren, durch 

das gemeinsame Profitinteresse die Klassensolidarität der Imperialisten zu einem wichtigen Hebel 

der Ueberwindung der Widersprüche im eigenen Lager und der gemeinsamen Feindschaft gegen d i e  

Sowj e t u n i o n  und  da s  i n t e r na t i ona l e  r evo l u t i onä r e  P r o l e t a r i a t  zu machen. 

6. Akute Differenzen der Kapitalisten untereinander werden zurückgestellt, was u. a. demonstriert 

wird durch den französischen Plan der Schaffung einer sogenannten Don au f öde r a t io n, verbunden 

mit einer Annäherung Frankreichs an Italien unter englischer Initiative, der nach den jüngsten Mel-

dungen überhaupt die Anregung zu dieser Föderation zukommt. 

7. In Anbetracht dieser Tendenzen eines gewissen Ausgleichs der kapitalistischen Spannungen und 

der stärkeren Hervorkehrung der gem e i nsamen  Kl a s senso l i da r i t ä t  gegen  d i e  Sowj e t -

un i o n  und das revolutionäre Proletariat entwickeln sich auch die funktionellen Fähigkeiten der II. 

Internationale in höherem Ausmaße durch die offene und unverhüllte Wiedererweckung des „Geistes 

von 1914“ in ihren verschiedenen Länderparteien. 

Das alles zusammengenommen mit der Tatsache, daß der Krieg mit seinem Surren der Propeller der 

Luftkriegsflotten, seinen Nebelschwaden des Giftgases, seinem Dröhnen der motorisierten Artillerie, 

kurzum allen Geräuschen einer modernen Kriegsmaschinerie heute schon zum täglichen Lärm der 

bürgerlichen Zeitungsreportagen geworden ist, hat eine Lage geschaffen, die die Gefahr heraufbe-

schwört, daß sich de r Kr i e g im Gefühl der breiten Massen zu einem gewissen Gewoh nhe i t szu -

s t a n d entwickelt. Die Flut von Militärfilmen und -schwänken, die Ueberschwemmung des Bücher-

marktes mit einer unerhört verlogenen Kriegsliteratur, manchmal unter pazifistischer Flagge, milita-

ristische Schauspiele aller Art, nach dem Muster der durch Groener neu aufgezogenen Potsdamer 

Wachtparade, beschleunigen diese Entwicklung. 

Diese Kennzeichnung der Dinge zeigt gleichzeitig die ungeheuren Anforderungen, die an die Kom-

munisten aller Länder und das klassenbewußte Proletariat von Tag zu Tag in höherem Umfange ge-

stellt werden. Sie zeigen das Ausmaß der Kräfte, die mobilisiert werden müssen, um gegen diesen 

Strom zu schwimmen, um einen wirklich aktiven Kampf zur Verhinderung des Krieges zu entfalten. 

Eine der ersten Aufgaben dabei ist es, diese Nebelschwaden einer allmählichen Gewöhnung der Mas-

sen an die Kriegsentwicklung zu durch. leuchten und zu vertreiben, die „Schleier“ zu zerreißen, mit 

denen die Bourgeoisie die faktische Einleitung und Steigerung ihrer Kriegsmaßnahmen verhüllt, die 

Massen zu einer i h r e r  e i genen  Lage  und  Zu kunf t  bewuß t en  Ak t i v i t ä t  zu führen mit dem 

Hauptfeuer gegen die Kriegspolitik ihrer eigenen Bourgeoisie und sozialchauvinistischen Lakaien. 

Die Hauptschwierigkeit besteht darin, die tatsächlichen Zusam menhänge  dieser Entwicklung 
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m i t  dem  kap i t a l i s t i-[177]s c hen  Al l t ag  de r  m a t e r i e l l en  Ausbeu t ung  und  po l i t i -

s chen  Un te r d r ückung  des Proletariats klarzumachen, Krieg und Krise als zwei Seiten ein und 

derselben Medaille des Kapitalismus zu erkennen. Jeder Arbeiter und jede Arbeiterfrau muß praktisch 

erkennen, daß eine Verhinderung und Abschaffung dieser neuen Gefahr eines riesigen Völkergemet-

zels nur möglich ist durch die „Abschaffung“ des kapitalistischen Systems selber. 

Wie im Gesamtleben des revolutionären Klassenkampfes Theo r i e und P r ax i s nicht zu trennen 

sind, so gilt das erst recht für alle diese Fragen des revolutionären Kampfes gegen den Krieg, zu 

dessen Führung ein Höchstmaß von politischer Klugheit und theoretischer Einsicht Voraussetzung 

ist. Eine wirkliche Befähigung zu einer solchen Klarheit liefert allein die m a r x i s t i s che  Leh re  

vom  Wesen  de s  Kr i ege s und die richtige Analyse und Einschätzung der krisenhaften Entwick-

lung des Weltkapitalismus. Der Brief des Genossen S t a l i n, der Artikel des Genossen E r ns t Thä l -

m a nn  über „Einige Fehler in unserer theoretischen und praktischen Arbeit und der Weg zu ihrer 

Ueberwindung“, die Beschlüsse des letzten Pl enum s de s Ze n t r a l kom i tee s de r  KPD sind in 

diesem Zusammenhang von ungeheu r e r Wichtigkeit. Sie beweisen heute auch denjenigen Genos-

sen mit schlagender Notwendigkeit die h i s t o r i s che  Bedeu t ung  d i e se r „Off ens i v e a n  de r 

t heo r e t i s che n  F r o n t“ für unsere revolutionäre Praxis, die seinerzeit noch gewissen Stimmungen 

und Schwankungen unterlagen mit der Befürchtung, diese „theoretische Offensive“ lenke in ihrer 

Wirkung ab von der Durchführung der den revolutionären Arbeitern gestellten praktischen Aufgaben. 

II. 

Die Geschichte kennt bis jetzt nur drei große Theoretiker des Krieges, die über die simple und bloß 

beschreibende Methode der Kriegsgeschichte die historische Methode – hinausgestoßen sind, um das 

Wesen und den eigentlichen Inhalt des Krieges zu untersuchen und zu erklären: das sind C l ause -

wi t z, Enge l s und Len i n . 

Clausewitz großes Verdienst ist es gewesen, den Kr i e g als einen Bes t and te i l  de r  ge se l l -

s cha f t l i chen  En t wick l ung  des Menschengeschlechts erkannt und festgestellt zu haben. Er fußte 

auf Hegel, dessen dialektische Methode durch ihn zu einem genialen System der Untersuchung „Vom 

Kriege“ angewandt wurde. Um diese Leistung zu verstehen, muß man eine Vorstellung von der bor-

nierten, abergläubischen, brutalen und religiös verkleisterten Auffassung haben, die vor Clausewitz 

und zu seiner Zeit über den Krieg in den Kreisen der Intelligenz und „Fachleute“ die allgemein übli-

che war. 

Enge l s hat in seinen Untersuchungen über den Krieg die wichtigsten Elemente der Clausewitzschen 

Lehre praktisch angewendet. Sein Verhältnis zu der Lehre dieses großen bürgerlichen Theoretikers 

war dabei dasselbe, wie das der marxistischen Dialektik zu Hegel überhaupt, dessen gedankliches 

System von M a r x erst einmal ‚vom Kopf auf die Füße“ gestellt werden mußte. Mich Engels konnte 

mit der idealistischen [178] Auffassung eines Clausewitz nichts anfangen. Sein Hauptverdienst war, 

nicht nur den gesellschaftlichen Charakter des Krieges schlechthin, sondern dessen ma t e r i e l l e  und  

öko nom i sc h e  Ve r bundenhe i t  m i t  de r  „j e de s m a l ige n  P r o duk t i o ns s tu f e“ aufgedeckt 

zu haben, durch die Entschleierung des Krieges von allen heroischen und „idealisierenden“ Elemen-

ten reaktionärer Kriegsverherrlichung. Mit unerbittlicher Schärfe zerstörte er den Nimbus der „freien 

Schöpfungen des Verstandes genialer Feldherren“. „Nichts ist abhängiger von ökonomischen Bedin-

gungen als gerade Armee und Flotte“. 

Gestützt auf diese wahrhaft geniale Anwendung der marxistischen Methode in Kriegsfragen hat 

Le n i n  es meisterhaft verstanden, den Charakter der Kriege der imperialistischen Epoche zu analy-

sieren, ihre Unve r m e id l i c hke i t  au s  de r  Na t u r  de r  Wi de r sp r üche  und  Kr i s e n  des  Ka -

p i t a l i sm us  z u  en t wi cke l n, und hat dadurch dem proletarischen Klassenkampf die entscheiden-

den Waffen für seinen unversöhnlichen revolutionären Krieg gegen die Kriegspolitik der Bourgeoisie 

geliefert. Le n i n s Artikel und Abhandlungen über den Krieg, besonders aber Len i ns  und  de r  

Bo l s chewi k i  une r sch r ockene r  Kam p f gegen den Weltkrieg 1914/18, liefern dem Proletariat 

für seine bevorstehenden ungeheuren Aufgaben zur endgültigen Liquidierung der imperialistischen 

Kriegspolitik das Rüstzeug, das für die Theorie und Praxis der gegenwärtigen Epoche in allen Phasen 
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Richtschnur und Hilfsmittel ist. Meisterhaft sind seine Artikel gegen die Juniusbroschüre und seine 

„Bemerkungen zu den Aufgaben unserer Delegation im Haag“, geschrieben im Dezember 1922. 

Heute sind diese Leh ren  von  Enge l s  und  Len i n  Gem ei ngu t  de r  Kom m uni s t i s chen  In -

t e r na t i ona l e  und des Weltproletariats geworden. Auf ihnen fußen die Kr i egs t hese n  de s  VI. 

We l t ko ngr e s s e s, die ein übersichtliches System der Auffassung der Kommunisten vom Krieg und 

vom revolutionären Kampf gegen die Kriegsgefahr geschaffen haben. Ungeheuer groß wären die 

Schwierigkeiten der Arbeiterklasse ohne dieses Rüstzeug, das ihr der unverfälschte Marxismus durch 

den Kommunismus übermittelt, um sich in der komplizierten Entwicklung des Heranwachsens des 

neuen Weltkrieges und der akuten Gefahr des gemeinsamen Angriffs aller Imperialisten auf das Land 

der proletarischen Revolution zurechtzufinden. 

Heute begreifen die Massen praktisch, daß der Krieg nichts anderes ist, als die „Fortsetzung der Po-

litik bestimmter Klassen mit anderen Mitteln“ (Kriegsthesen). Und dadurch, daß dieses Kernstück 

aller Theorie vom Kriege die Massen wirklich erfaßt hat, wird diese Lehre „zur Gewalt“. Die ent-

scheidende Aufgabe der Kommunistischen Parteien ist es, diese Gewalt zu organisieren. 

Alle Anzeichen deuten darauf hin, daß die Kommunisten dieser historischen Verpflichtung tatsäch-

lich gerecht werden können, wenn sie entsprechend der heutigen Lage ihre Anstrengungen in der 

Kleinarbeit sowohl wie in der „großen Politik“ entschlossen auf diesen Punkt konzentrieren. Das ist 

die historisch bedeutsame, ganz andere Lage als im August 1914, wo die Arbeiterklasse dem Verrat 

der II. Internationale in [179] den ersten Wochen und Monaten des Krieges, außer den Bolschewiki 

in Rußland, praktisch ohnmächtig gegenüberstand. 

Im schärfsten und unversöhnlichen Widerspruch zu der Politik des Krieges der Bourgeoisie steht der 

Kam pf  de r  Kom m uni s t e n  um  den  F r i ede n. L i t w i nows  Rede  auf der Genfer Abrüstungs-

konferenz am 11. Februar 1932 hat weder etwas mit pazifistischem Gesäusel noch irgendwelchen 

Manövern der „Sowjetdiplomatie“ zu tun. Sie ist ein Programm für die Führung des Kampfes der 

gesamten Arbeiterklasse um den Frieden. Die Sowjetunion, der entscheidende und stärkste Stütz-

punkt des Weltproletariats, ist das Zentrum dieses revolutionären Kampfes K l a s s e gege n  Kl a s se. 

Der aktive Schutz der Sowjetunion ist deshalb die zentrale Aufgabe aller antikapitalistischen und 

antiimperialistischen Kräfte. Das Wesen des Kampfes um den Frieden entspricht unmittelbar dem 

Wesen des Kampfes um den Sozialismus. 

Wenn wir den ursächlichen Zusammenhang zwischen Krise und Krieg als zwei Seiten ein und der-

selben Sache begreifen und verstehen, den Massen begreiflich zu machen, wenn wir den Charakter 

der Krise mit ihrem unmittelbaren Verwurzeln in der Anarchie der kapitalistischen Wirtschaftsweise 

erkennen, die zwangsläufig die massenhafte Vernichtung der „überproduzierten“ Güter und die ge-

waltsame Einschrumpfung der Produktivkräfte verlangt, dann wird uns die „positive“ Funktion des 

Krieges als „Zerstörer“ und seine immanente Notwendigkeit im Kapitalismus praktisch klar. Man 

muß den Massen über die allgemeine Einsicht vom Kriege hinaus zeigen, wie die Kapitalisten zur 

Lösung ihrer Widersprüche auf das Mittel der Zerstörung mit Gewalt, den Krieg, und im innerpoliti-

schen Leben den Faschismus, nicht verzichten können. Jeden Paktieren mit diesem verbrecherischen 

Kapitalismus ist deshalb selber ein historisches Verbrechen. 

Man muß in diesem Zusammenhang die Rolle der II. Internationale eindeutig nachweisen, die immer 

wieder versucht, die Massen von dieser Kernfrage abzulenken. Man muß verdeutlichen, daß Krieg 

und Krise Kernstücke der kapitalistischen Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung sind. Man muß da-

von ausgehend weiterhin beweisen, daß aus seiner unversöhnlichen Feindschaft zum Kapitalismus 

der Kom mun i s m us  zum  Ange lpunk t  s e ine s  Wesens  den  F r i eden  ha t, und daß dadurch 

der revolutionäre Ka mpf  um  de n  F r i eden  d i e  Ach s e  de r  ganzen  r evo l u t ionä r en  S t r a -

t eg i e  und  Tak t i k  f ü r  d i e  ge genwär t i ge  Pe r i ode  i s t. 

Imperialistischer Krieg heißt Vernichtung der „überschüssigen“ Produktivkräfte und -güter. Frieden 

heißt die Entwicklung und Nutzbarmachung eben dieser Kräfte und Güter zum Wohle der gesamten 

Menschheit. Krieg und Friede sind die Achsen der beiden sich in Todfeindschaft gegenüberstehenden 

Systeme Kapitalismus und Kommunismus. 
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Ausgehend von dieser theoretischen Einsicht ist es sowohl Voraussetzung wie auch Konsequenz aller 

revolutionären Arbeit, daß der Kampf gegen den Krieg zu einem wirklich lebendigen Bestandteil des 

gesamten Klassenkampfes wird und in den Alltag des Arbeiterlebens übergeht. Wenn alle Sektionen 

der Kommunistischen Internationale, wenn vor [180] allen Dingen die deutschen Kommunisten bis 

zum letzten Sympathisierenden diese Zusammenhänge richtig verstehen, ist die immer wieder in den 

Beschlüssen und Resolutionen und Verlautbarungen der Führung der Kommunistischen Internatio-

nale geforderte Organisierung des Kampfes gegen Krieg und Faschismus auf der Basis der täglichen 

Kleinarbeit im Betrieb, an der Stempelstelle und unter den breitesten Schichten des werktätigen Vol-

kes eine relativ „einfache“ Aufgabe und Selbstverständlichkeit jedes kommunistischen Funktionärs. 

Dann ist es auch unmöglich, daß der Kampf gegen den Krieg immer noch zu sehr als eine „besondere 

Kampagne“ und zusätzliche Belastung zu den „laufenden Parteiaufgaben“ empfunden wird. 

Die Bekämpfung dieses Fehlers, der den Kampf gegen den Krieg als eine neue „Belastung“ empfin-

det, bedeutet aber nicht, daß wir damit die Notwendigkeit der Mobilmachung aller revolutionären 

Kräfte zu einer be sonde r en  Aktivität gegen die Kriegsgefahr ablehnen. Es ist im Gegenteil not-

wendig, die Organisierung aller Mittel, die geeignet sind, um die Kriegspolitik der Bourgeoisie zu 

durchkreuzen und zu verhindern, auf einem besonderen Gefechtsabschnitt unserer revolutionären 

Strategie und Taktik zu konzentrieren und dadurch e i n  Max i m um  a n  r evo l u t i onä r e r  Ak t i -

v i t ä t  und  En t s ch l o ssenhe i t  zu  en t wi cke l n. 

Es war bekanntlich eines der konterrevolutionären Manöver Trotzkis, dem Kampf gegen den Krieg 

seine besondere Bedeutung abzusprechen und ihn zu einem allgemeinen Bestandteil des allgemeinen 

Klassenkampfes zu erklären. Hinter dieser trotzkistischen Theorie des praktischen Opportunismus 

verbergen sich heute – wenn auch unbewußt – manche verantwortlichen Funktionäre in ihrer sträfli-

chen Vernachlässigung der Organisierung der Antikriegsarbeit ihres Betriebes, Wohngebietes oder 

gar Bezirks. 

III. 

Die geschichtliche Leistung des VI. W e l t kong r e s se s  bestand in der richtigen Einschätzung der 

relativen, vorübergehenden Stabilisierung des Nachkriegskapitalismus. Durch diese richtige Analyse 

und Voraussage des Fäulnisprozesses des Weltimperialismus war es möglich, auch in der Beurteilung 

der vorhandenen und neuen Kriegsgefahren zutreffende Voraussagen und Feststellungen zu machen. 

Heute geben selbst die klügsten Vertreter kapitalistischer Wirtschaft und Wissenschaft zu, daß d i e  

Kom m uni s t en  d i e  e i nz i gen  waren, die die ungeheure Weltwirtschaftskrise richtig vorausgese-

hen haben. Es ist eine der Schwächen unserer eigenen Genossen, dieses Be wuß t se in  e i ne r  r i ch -

t i gen  Theo r i e  und  m ar x i s t i s chen  M e th ode  in der Beurteilung und Voraussicht der politi-

schen Triebkräfte und Zusammenhänge der kapitalistischen Widersprüche und Entwicklung der Klas-

sengegensätze bei der Diskussion mit den sozialdemokratischen Arbeitern, aber auch mit den natio-

nalsozialistisch beeinflußten Schichten, nicht mutig und genügend zum Ausdruck zu bringen. Anders 

ist es in diesem gleichen Zusammenhang nicht zu erklären, daß auch die Kriegsthesen des VI. Welt-

kongresses, die Kriegsresolution des 11. Plenums [181] und die treffenden Beschlüsse der entschei-

denden Tagungen der führenden Körperschaften der kommunistischen Parteien in der Praxis immer 

noch eine so schwache und zögernde Nutzbarmachung unserer Genossen und Anhänger finden. 

Objektiv kommt dieser mangelnde Mut der Bourgeoisie zugute und erleichtert das verbrecherische 

Spiel der sozialdemokratischen Demagogen zur Vertuschung und Bagatellisierung der Gefahren des 

herannahenden Krieges. 

Bei dem großen Einfluß, den die II. Internationale unter breiten Arbeiterschichten immer noch hat, 

bedarf es der allergrößten Anstrengungen, diese eigene Schwäche rasch und entschlossen zu überwin-

den. Die Präsidentschaftswahlen in Deutschland mit dem offenen Eintreten der SPD für den kaiserli-

chen Generalfeldmarschall unter unverhüllten Losungen der W i ede r e rwe c kung  de s  „Gei s t e s  

von  1914“ zeigen, wie im Kampf um die ideologische und praktische Aufrüstung und Militarisie-

rungsbestrebungen durch die reaktionären Regierungen die ganze Wucht des Haup t s t oßes  de r  
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Kom m uni s t en  auch  i n  de r  Kr i egs f r age  gegen  d i e  soz i a l dem okr a t i s che  Füh r e rc l i -

que  ge r i ch t e t  werden muß. 

Die internationale Sozialdemokratie beweist täglich, daß sie dasselbe Spiel wie bei der Einleitung des 

großen Wettkrieges weiterführen will. Nehmen wir solche gravierenden Tatsachen: Die japanische 

Sozialdemokratie erklärt offiziell durch ihren Generalsekretär: 

„Die Intervention in der Mandschurei ist nicht imperialistisch, denn auch das sozialistische Japan wird einen 

Kampf um die Rohstoffe, die für seine Industrie notwendig sind, führen müssen.“ 

Das ist die offene Sprache der bedingungslosem Unterstützung des japanischen Militarismus als Stoß-

trupp des internationalen Imperialismus, dessen Ziel die interventionistische Besetzung des Sowjet-

territoriums bis zum Baikalsee ist. 

Zu gleicher Zeit schreibt der „Vorwärts“ vom 17. März 1932: 

„Rußland unterwirft sich Japan. – Indirekte Anerkennung des Mandschureischwindels“ usw. 

Dieses Spiel mit verteilten Rollen zweier Parteien ein und derselben „Internationale“ ist eine offene 

Provokation. Einmal soll die konseq uen t e  F r i edenspo l i t i k  de r  Sowj e t s  in den Augen der 

Arbeiter infamiert werden, zum anderen den japanischen Reaktionären und Kriegstreibern durch eine 

„Aufputschung“ der Roten Armee in die Hände gespielt werden. 

Es ist klar, daß auch die „Linken“ im sozialfaschistischen Lager dieses Spiel nach Kräften unterstüt-

zen, wie die „Chemnitzer Volksstimme“ mit folgenden zynischen Frechheiten zeigt: 

‚Japan braucht bloß mit dem Ueberfall auf das China der Kuomintang zu beginnen – Stalin zögert keinen 

Augenblick, der Sowjetdirektion der russisch-chinesischen Bahn die Anweisung zu geben, die japanischen 

Truppen zur Besetzung Charbins zu transportieren.“ (18. März 1932.) 

[182] In dieser Linie des Versuchs, einen neuen August 1914 vorzubereiten und die Arbeiter von dem 

einzig möglichen und wirksamen Kampf gegen die Kriegspolitik der eigenen Bourgeoisie abzuhalten, 

liegen solche frechen Aeußerungen, wie sie laut „Vorwärts“ vom 18. März 1932 der berüchtigte Hin-

denburg-Heilmann in seiner Etatrede im Preußischen Landtag formulierte: 

„In den Mittelpunkt der Kampfes will die KPD entsprechend den Direktiven der Komintern künftig die Ver-

teidigung Chinas und der Sowjetunion stellen. Es ist mir doch zweifelhaft, ob diese neu geschusterte Parole 

den akuten Nöten der Arbeiterschaft vollkommen gerecht wird ...“ (Höhnisches Gelächter bei den sozialde-

mokratischen Bonzen.) 

Die schon erwähnte „Chemnitzer Volksstimme“ verspritzt dieses gleiche Gift mit folgenden Worten: 

„Wenn Sowjetrußland in der Mandschurei außenpolitische Interesse zu vertreten hat, dann sollen sich in 

Deutschland die Menschen die Köpfe blutig schlagen, dann sollen Bürgerkrieg, ein namenloses Chaos entste-

hen, damit Europa die Hände gebunden sind.“ (3. März 1932.) 

In derselben Linie dieser kriegsverbrecherischen Politik des Sozialfaschismus liegt ihre große Be-

geisterung für den konterrevolutionären strategischen Plan des französischen Imperialismus, wie ihn 

Tardieu auf der Abrüstungskonferenz mit seinem Vorschlag einer Völkerbundsarmee propagierte. 

„Die Ausstattung des Völkerbundes mit einer Armee ist und bleibt ein großer Gedanke.“ („Vorwärts“ vom 8. 

Februar 1932.) 

Eine andere Seite dieses Spieles ist das Auftreten und die Rede Vanderveldes als offizieller Vertreter 

der II. Internationale auf der Genfer Abrüstungskonferenz, wo er mit überradikal klingenden Phrasen 

die alte berüchtigte Methode der Schaumschlägerei zur Ablenkung des klassenbewußten Willens op-

positioneller Arbeiterelemente praktizierte; 

„Wir haben die feste Absicht, wenn das (nämlich der Krieg) wieder anfängt, entweder die Waffen fortzuwerfen 

oder sie zumindestens nicht gegeneinander zu gebrauchen.“ 

Das kolportiert dieser gerissene Agent und Advokat in demselben Augenblick, wo seine „Bruderpartei“ 

in Deutschland die halbfaschistische Brüning-Regierung unentwegt toleriert, Hindenburg zum Heros 

ihres sozialdemokratischen „Marxismus“ macht und dem Kriegs-Innenminister Groener ostentativ das 
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parlamentarische Vertrauen demonstriert, der dafür den nationalsozialistischen Terroristen die Tore 

der Reichswehr weit öffnet und selber in nationalsozialistischer Phraseologie die brutale Gewalt des 

Faschismus gegen alle Kriegsgegnerschaft und revolutionäre Aktionen zur Verhinderung des Krieges 

proklamiert: 

„Dem Kriegsdienstverweigerer gebührt ebenso wie dem Landesverräter die Feindschaft und Verachtung jedes 

Deutschen.“ [183] 

IV. 

Immer klarer wird es, daß de r  Kom m uni smus  d i e  e i nz ig e  Kr a f t  de s  w i r k l i ch  r evo l u t i -

onä r en  Kr i eges  gegen  de n  Fasch i sm us  und  da s  neue  Vö l ke r gem et ze l  mit seinen Vor-

boten des Wettrüstens und der chauvinistischen Massenverhetzung ist. Die 5 Millionen, die sich bei 

der Präsidentschaftswahl zum r evo lu t i onä r en  P r og r a mm  des Kampfes um den Sozialismus und 

Frieden bekannten, sind eine Macht, deren Gewicht für die entscheidenden Kämpfe um Krieg oder 

Frieden zum Verhängnis jedes Kriegsabenteurers der Imperialisten werden muß, wenn wir es verste-

hen, diese Macht zu wirklichen Aktionen zu mobilisieren. 

Gestützt auf die Kraft des s i eg r e i chen  Soz ia l i sm us  au f  e i nem  Sechs t e l  de r  E r de, im 

Lande des Fünfjahrplans, ist diese Macht unüberwindlich, und die etwaige offene Intervention gegen 

das Land der proletarischen Diktatur unerbittlich die Einleitung der Todesstunde des Kapitalismus in 

einer ganzen Reihe kapitalistischer Länder – wenn die revolutionären Arbeiter den Sinn dieser ge-

schichtlichen Stunde erkennen, In welchem Umfange das geschieht, ist einzig und allein von unserer 

revolutionären Initiative und Unerschrockenheit abhängig. 

Zurückbleiben  oder  Schwankungen  im Kampfe  gegen die  Intervent ionsgefahr  und  

Mobilmachungsvorbere i tungen  der  kapi ta l i s t i schen  Regierungen  wäre  die  größte  

Gefahr  für  d ie  Zukunf t  des  Sozia l i smus. Das Jahr 1931 war das entscheidende Jahr des ersten 

Fün f j ah r p l a n s, der in der Sowjetunion d i e Funda m e n te de r soz i a l i s t i s che n W i r t s cha f t  

ausgebaut hat. Im Jahre 1932 stehen wir an der Schwelle des zwe i t en  Fün f j ah r p l an s, dessen 

Inhalt neben dem weiteren Ausbau der wirtschaftlichen Kräfte des Sozialismus nach den Worten 

Mol o t ows  der Beginn der L i qu i d i e r ung  de r  K l a s s e n  auf einem Sechste! der Erde bedeutet. 

Es ist kein Zufall, daß angesichts dieser Perspektiven die Bourgeoisie alles auf eine Karte setzen will, 

um noch einmal ihre Kräfte zusammenzureißen, um das Verhängnis ihres Untergangs aufzuhalten, 

und daß das sozialfaschistische Lakaientum mit beinahe hysterischer Geschäftigkeit dem Imperialis-

mus dazu Hilfsstellung leistet. 

„Der imperialistische Interventionskrieg gegen die Sowjetunion unter amerikanisch-französischer Hegemonie 

mit Japan als Sturmbock wird zu einer akuten Gefahr von drohendem Ausmaß. Niemals seit den Tagen des 

russisch-polnischen Krieges war diese Gefahr größer als jetzt. Die Kriegsüberfälle drohen der Sowjetunion 

nicht nur von der Ostgrenze, sondern auch von seiten der westlichen Randstaaten, des Baltikums und Skandi-

naviens, die zum Versailler Vasallensystem des französischen und britische Imperialismus gehören.“ (Reso-

lution des ZK. der KPD, Februar 1932.) 

Verschließen wir nicht unsere Augen vor den Schwierigkeiten dieses Kampfes sowohl im Alltag der 

revolutionären Kleinarbeit von heute, wie [184] der ungeheuren Aufgaben bei steigender Verfolgung 

und drohender Illegalität unserer Partei bei der Realisierung unserer entscheidenden Losungen von 

der Ueberleitung des imperialistischen Krieges in den Krieg zum Sturz der eigenen Regierung. 

Eine der Hauptschwierigkeiten des großen „Geheimnisses“ vom gegenwärtigen Krieg ist sein Beginn 

weitab vom europäischen Zentrum, an der fernöstlichen Grenze des Sowjetterritoriums. Dadurch ist 

den Massen die handgreifliche Nähe der Explosivkraft dieses Krieges verschleiert. Wie weit es uns 

gelingt, diese Schwierigkeit zu überwinden, müssen wir dadurch beweisen, wie wir imstande sind, 

unseren Kampf gegen die Kr i egs l i e f e r ungen  und  P r oduk t i onss t e i ge r ung  de r  deu t -

s chen  Rüs t ungs i ndus t r i e  konkret zu führen durch Auslösung einer lebendigen Agitation und 

praktischen Aktion zur Verweigerung und Verhinderung der Herstellung und Verschickung von Mu-

nition und Kriegsmaterialien. 
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Die bevorstehenden Massenmobilmachungen im zweiten Wahlgang zur Reichspräsidentenwahl und 

zur Erneuerung des Preußenparlaments und der übrigen Landesparlamente, verbunden mit der Durch-

führung des Antikriegstages am 6. April müssen zeigen, wie weit unsere Kräfte und unsere Entschlos-

senheit reichen, gegen die chauvinistische Offensive der Bourgeoisie und der SPD die revolutionäre 

Ideologie der Massen zu aktivieren. Die Abstimmung des ersten Wahlganges der Präsidentenwahl 

hat vor allen Dingen gezeigt, in welchem großen Umfange die Bourgeoisie es fertig brachte, unter 

den Frauen, auf dem Lande und unter den Jungwählern ihren Einfluß aufrechtzuerhalten. 

Neben der entscheidenden Schwäche, die sich noch immer in der unzureichenden Mob i l i s i e r ung  

de r  Be t r i eb e, der ungenügenden Fes t i gung  und  Ak t i v i t ä t  unse r e r  Be t r i ebsze l l e n, der 

Passivität an der gewer kscha f t l i c h e n F r on t  im Kampf gegen den Lohnabbau und die Youngs-

klaverei offenbart, ist die Verbreiterung des revolutionären Einflusses unter diesen Schichten der 

F r aue n, Jungwäh l e r  und we r k t ä t i gen  Baue r nm assen  die notwendigste Voraussetzung ei-

nes siegreichen Kampfes zur Verhinderung von Krieg und Faschismus. 

„Wir tragen eine große Verantwortung. Mehr als einmal seit 1918 wurde der drohende Ueberfall des Weltim-

perialismus auf die Sowjetunion durch die Massenaktionen der Komintern in allen Ländern verhindert. Mehr 

als jemals zuvor hängt von unserer Kampfentschlossenheit und Aktionsfähigkeit die weitere Entwicklung ab.“ 

(Ernst Thälmann.) 

Ver t e i d i g t  Ch i na  vo r  de r  Auf t e i l ung  du r ch  d i e  I m per i a l i s t e n! Es  l ebe  Sowje t -

ch i n a! 

A l l e  Kr ä f t e  f ü r  d i e  Un t e r s t ü t zung  de s  Ve r t e i d igungsk r i eges  de s  ch i ne s i schen  

Vo l kes  gegen  d i e  im pe r i a l i s t i s chen  Räube r, f ü r  ak t i ve  So l i da r i t ä t  m i t  Sowj e t -

ch i n a! [185] 

* 

Die Krise der Gewerkschaften und der „Krisenkongreß“ des ADGB  
Von E r i c h  Auer 

Der Krisenkongreß des ADGB, der am 23. März in Berlin stattfinden sollte, ist von dem Bundesaus-

schuß des ADGB auf unbestimmte Zeit vertagt worden. Die Einberufung dieses außerordentlichen 

ADGB-Kongresses unter der Bezeichnung „Krisenkongreß“ ist eine nicht alltägliche Erscheinung in 

der Gewerkschaftsbewegung. Es ist üblich, die ADGB-Kongresse alle zwei Jahre abzuhalten. In der 

Zeit des Weltkrieges, des Burgfriedens, war diese Einrichtung von den Leipart und Legien völlig 

abgeschafft worden. Nur einmal in der Geschichte der „freien“ Gewerkschaften wurde ein Sonder-

kongreß abgehalten und zwar im Jahre 1910 aus Anlaß der seinerzeit geplanten und dann durchge-

führten Verschlechterungen der sozialen Versicherungen in Deutschland. Der letzte Kongreß des 

ADGB in Frankfurt am Main hat vor kaum sechs Monaten stattgefunden. Daraus ergibt sich bereits 

das Außergewöhnliche dieses „Krisenkongresses“. Um diese Maßnahme zu verstehen, muß die Lage 

der ADGB-Verbände betrachtet werden. 

Die Ursachen der Krise der ADGB-Verbände. 

Selbst die engstirnigen, bornierten Gewerkschaftsführer müssen jetzt zugeben, daß sich die ADGB-

Gewerkschaften in einer tiefen Krise befinden. Das „Gewerkschaftsarchiv“, das dem ADGB sehr 

nahe steht, schrieb: 

„Wer will bestreiten, daß sich die Gewerkschaften inmitten der schwersten Krise befinden.“ 

(„Gewerkschaftsarchiv“ Nr. 2, Februar 1932.) 

Die Ursachen dieser schwersten Krise der ADGB-Verbände werden vom „Gewerkschaftsarchiv“ fol-

gendermaßen gekennzeichnet: 

„Sie (die Gewerkschaften) haben, wie die Sozialdemokratie, die Ausschaltung des Parlaments de facto, das 

Regieren mit dem Artikel 48 toleriert, die Tolerierung der Brüningschen Wirtschaftspolitik, insbesondere die 

Tolerierung des staatlichen Lohnabbaues und damit die Auflockerung des Tarifvertragswesens unmißverständ-

lich anerkannt.“  („Gewerkschaftsarchiv“ Nr. 2, Februar 1932.) 
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Diese Feststellung des „Gewerkschaftsarchivs“ zeigt, wie groß die Empörung und die Unzufriedenheit 

der ADGB-Mitglieder über die Lohnahbaupolitik der Gewerkschaftsführer ist. Das „Gewerkschafts-

archiv“ macht linke Manöver, um diese Oppositionsstimmung aufzufangen. Die Gewerkschaftsführer 

sind längst über die Tolerierungspolitik hinausgegangen zur aktiven Mitwirkung und Unterstützung 

der Maßnahmen der faschistischen Brüningpolitik, wie Lohn- und Unterstützungsraub, Massenentlas-

sungen, Betriebsstillegungen usw. Ohne aktive Mitwirkung der Gewerkschaftsführer wäre die Bour-

geoisie nicht umstände, so reibungslos, wie es bisher geschehen ist, diese Maßnahmen durchzuführen. 

Auch der P r e i s senkungs schwinde l, mit dem der Arbeiterklasse der ungeheuerliche Lohnraub 

durch die letzte Notverordnung [186] schmackhaft gemacht wurde, konnte nur verwirklicht werden 

unter aktivster Mitwirkung der Gewerkschaftsführer. Auch hier macht das „Gewerkschaftsarchiv“ 

unter dem Druck der Mitgliedermassen ein linkes Manöver, wenn dort festgestellt wird: 

„Wenn Brüning von der schicksalhaften Verbundenheit von Löhnen und Preisen spricht – wir fragen da nicht, 

ob er sich seiner national-ökonomischen Schnitzer bewußt ist – so hat das einen Sinn, und zwar den, d e n  

L o h n a b b a u  s c h m a c k h a f t  z u  m a c h e n, und insoweit mit dem Preisabbau Ernst gemacht wird, auch auf 

diesem Gebiet die allgemeinen Interessen der Kapitalisten zu wahren ... 

Wenn aber die ‚freien‘ Gewerkschaften diese Art der ‚Preiskontrolle‘ als ihre ‚vornehmste Pflicht‘ ansehen, 

so degradieren sie sich – nach 70jährigem Kampf selbst beinahe zu Hausfrauenvereinen, deren zweifellos 

‚vornehmste Pflicht‘ es ist, ihre Mitglieder in einen Kleinkrieg gegen die Krämer zu führen.“ 

Die „Kontrolle der Preise“ war bekanntlich monatelang die Attraktion aller Gewerkschaftsbeamten 

in den Mitgliederversammlungen der Gewerkschaften und in den Belegschaftsversammlungen der 

Betriebe, um die Arbeiter von der Organisierung und Durchführung des Kampfes gegen den Lohn-

abbau abzuhalten. Dieser Betrug der Gewerkschaftsbeamten ist jetzt durch die Tatsachen so offen-

sichtlich geworden, daß ihn die Massen der Gewerkschaftsmitglieder mehr und mehr erkennen. 

Die ADGB-Gewerkschaften werden durch die Politik der Gewerkschaftsführer bei jeder Aktion, die 

die Bourgeoisie gegen die Arbeiterklasse durchführt, zu Instrumenten zur Durchführung der Politik 

der Bourgeoisie gemacht. Die politische Kraft der organisierten Gewerkschaftsmassen wird nicht 

eingesetzt für die Klasseninteressen des Proletariats, sondern durch die Politik der Gewerkschafts-

führer für die Durchsetzung der Interessen der Bourgeoisie und der kapitalistischen Wirtschaft. Auch 

in dieser Frage macht das „Gewerkschaftsarchiv“ ein linkes Manöver, wenn es feststellt: 

„Soll die parlamentarische Tolerierung der Brüningpolitik durch die Sozialdemokratie die Verhinderung des 

Sturzes dieser Regierung und damit, – wie erklärt wird, – die Verhinderung ihrer Ablösung von einer offen 

faschistischen Hugenberg-Hitler-Regierung bedeuten, so gehen die Gewerkschaften weiter: Sie tolerieren die 

Wirtschaftspolitik der Brüningregierung, damit – das ist doch offensichtlich – die Verhinderung des Lohnah-

baues usw. nicht die Brüningregierung über den Machtwillen ihrer kapitalistischen Stützen, der Herren 

Schmitz und Vögler, stolpern lassen soll. Insofern wird d i e  p o l i t i s c h e  K r a f t  d e r  G e w e r k s c h a f t e n  

h e u t e  v o n  d e r  B r ü n i n g r e g i e r u n g  a u s g e n u t z t.“  („Gewerkschaftsarchiv“ Nr. 2, Februar 1932.) 

Hier wird der Versuch gemacht, die ungeheuerliche Tatsache des Milliardenraubes am Lohneinkom-

men der deutschen Arbeiterklasse, der nur unter Mitwirkung der Gewerkschaften, infolge der Politik 

ihrer Führung, möglich war – daß die Gewerkschaften eine politische Kraft der Brüningregierung 

sind – zu erklären mit der Politik des „kleineren Uebels“, damit der Faschismus an der Regierungs-

übernahme verhindert werde. Unter der Wucht der Tatsachen muß zugegeben werden, daß die 

ADGB-Gewerkschaften, die durch große Opfer von Arbeitergenerationen aufgebaut wurden zur Er-

kämpfung von Lohn und Brot, von den Gewerkschaftsführern ausgenutzt werden, um [187] Lohn 

und Brot der Arbeiterklasse im Interesse der Bourgeoisie und der kapitalistischen Wirtschaft zu ver-

kleinern und zu rauben. 

Zum Zwecke eines linken Manövers, um zu verhindern, daß die rebellierenden ADGB-Mitglieder 

aus Ihrer Erkenntnis die Konsequenzen ziehen, gibt das „Gewerkschaftsarchiv“ zu, daß die ADGB-

Verbände die soziale Massenbasis und Hauptstütze der Brüningregierung sind. 

„Stegerwald hat sehr viel darüber angedeutet, wenn er am Tage des Erlasses der Dezember-Notverordnung in 

Münster erklärte, daß Brüning weitgehender und gründlicher ist als Mussolini. In der Tat hat Mussolini zuerst 
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die Gewerkschaften zerschlagen und erst später neue syndikalistisch-faschistische Verbände geschaffen, da 

man auch im Faschismus ohne diese organisierte Massenbasis nicht auskommen kann. Brüning zerschlägt 

nicht die Gewerkschaften durch faschistische Dekrete, er tötet ‚nur‘ ihren Lebensnerv, zielbewußt läßt er ihre 

organisatorische Form, n ü t z t  s i e  a l s  w e r t v o l l e  p o l i t i s c h e  M a s s e n b a s i s  s c h o n  h e u t e  a u s  und 

glaubt, mit Hilfe der mit seiner Politik verwachsenen christlichen Gewerkschaften aus den deutschen Gewerk-

schaften unbemerkt Korporativ-Gewerkschaften machen zu können.“ 

(„Gewerkschaftsarchiv“ Nr. 2, Februar 1932.) 

Millionen deutsche Gewerkschaftsmitglieder haben in den vergangenen Wochen und Monaten durch 

eigene Erfahrung erlebt, wie ihnen die Löhne gekürzt wurden, wie ihnen die Unterstützung genom-

men wurde. Um 21 Milliarden Mark ist in den beiden letzten Jahren das Einkommen der deutschen 

Arbeiterklasse verringert worden unter aktiver Mitwirkung der Gewerkschaftsführer. Es kann keinen 

Zweifel mehr darüber geben, daß die ADGB-Verbände sich durch die Politik der ADGB-Führer im-

mer mehr faschisieren. 

Die bankrotten Losungen des Frankfurter ADGB-Kongresses. 

Mit Recht werden Millionen Gewerkschaftsmitglieder die Frage stellen, warum nach kaum sechs 

Monaten ein neuer ADGB-Kongreß mit denselben Bonzendelegierten, die sich selbst zu Delegierten 

ernannten, die bereits auf dem Frankfurter Kongreß die Arbeiterklasse und die eigenen Mitglieder 

betrogen haben, stattfinden soll. Die Losungen und Beschlüsse des Frankfurter ADGB-Kongresses 

waren nicht imstande, die politische, organisatorische und finanzielle Krise der ADGB-Verbände 

aufzuhalten. Es ist richtig, was das „Gewerkschaftsarchiv“ wiederum zum Zwecke eines linken Ma-

növers feststellt: 

„Daß all das, was der Frankfurter Kongreß für die Gewerkschaftspolitik und Praxis geschaffen hatte, und daß 

alle Appelle, die er an Stegerwald und die Reichsregierung richtete, keinen Nutzen hinterlassen haben und 

hinterlassen konnten.“ 

Die Hauptlosung des Frankfurter ADGB-Kongresses war die Losung der 40-Stunden-Woche ohne 

Lohnausgleich. Diese Hauptlosung der Aerzte des Kapitalismus war bereits nach wenigen Monaten 

bankrott. Nach kaum zwei Monaten mußten die reformistischen Gewerkschaftsstrategen selbst den 

Bankrott ihrer Hauptlosung eingestehen. Unter der Ueberschrift „40-Stunden-Woche abgewürgt“ 

brachte der „Vorwärts“ am 1. Dezember 1931 eine Mitteilung, in der es u. a. heißt: 

„Das Unternehmertum hat es fertiggebracht, die Arbeitszeitverkürzung zu hintertreiben. Die Ausschaltung 

eines gerechten Lohnausgleiches, die Ablehnung zwangsläufiger Einstellungen von Erwerbslosen in den Pro-

duk-[188]tionsprozeß und vor allem der immer stärkere, fortgesetzte Lohnabbau machen heute eine Arbeits-

streckung in einer Form, wie sie noch vor Jahresfrist möglich gewesen wäre, undurchführbar. Man kann na-

türlich nicht die Löhne skrupellos abbauen und dann noch die Arbeitszeit ohne Lohnausgleich verkürzen. 

Ein trauriges Kapitel, weder ein Ruhmesblatt für das deutsche Unternehmertum noch für die Reichsregierung. 

Im Mai wollte Herr Stegerwald die 40-Stunden-Woche verordnen, im November begräbt er sie. Er hat soviel 

Energie an den Lohnabbau verschwendet, daß ihm für die 40-Stunden-Woche nichts mehr übrigblieb.“ 

Die 40-Stunden-Woche-Parole der reformistischen Bonzen, die auf dem Frankfurter ADGB-Kongreß 

die Hauptattraktion war, ist nicht von den Unternehmern abgewürgt worden, die Kapitalisten haben 

sie weidlich ausgenutzt zur Begründung ihrer Lohnsenkungen, sondern unter dem Druck der ehernen 

Tatsachen und Ereignisse mußten die reaktionären Gewerkschaftsführer den Bankrott ihrer Hauptlo-

sung vom Frankfurter ADGB-Kongreß ansagen. 

Diese kurze Charakterisierung einiger Hauptparolen und wichtiger Beschlüsse der ADGB-Führung 

zeigt, worin die Ursachen der tiefen Krise der ADGB-Verbände begründet sind. Es ist die gesamte 

Politik der ADGB-Führung. Es ist kein Naturgesetz, daß die Gewerkschaften in der Krise zugrunde 

gehen müssen. Es kommt auf die Politik, auf die Vertretung der Interessen der Mitglieder, der Arbei-

terklasse an. Nur mit dem Kapitalismus auf Gedeih und Verderb verbundene Gewerkschaften müssen 

in der kapitalistischen Krise einen Niedergang erleiden. Gewerkschaften, die eine revolutionäre Mas-

senpolitik zur Vertretung der Interessen des Proletariats betreiben, sind gerade in der Krise notwendig 

und lebensfähig. 
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Die Krisenerscheinungen zu den ADGB-Verbänden. 

Die Mitgliederzahl des ADGB beträgt heute höchstens noch vier Millionen, das entspricht dem nied-

rigsten Stand seit 1918. Dazu kommt, daß von den rund vier Millionen Mitgliedern im Januar 44,3 

Prozent arbeitslos und weitere 22,2 Prozent nur als Kurzarbeiter beschäftigt waren. Also nur ein Drit-

tel der Gewerkschaftsmitglieder ist voll beschäftigt. Da sich die Tätigkeit der Gewerkschaften fast 

ausschließlich auf die Betriebe konzentriert und hier die Kommandohöhen der Gewerkschaften sind, 

ist die ADGB-Bürokratie in ihren politischen Maßnahmen und auch in ihrer Finanzgebarung außer-

ordentlich geschwächt und beschränkt, weil sie sich gegenwärtig nur auf 1½ Millionen vollbeschäf-

tigte Mitglieder in den Betrieben stützen kann. Besonders schwer ist die Krise in den Baugewerks-

verbänden. Der BGB hat allein von 1931 bis 1932 annähernd 100.000 Mitglieder verloren. Die Aus-

gaben der Verbände übersteigen bei weitem ihre Einnahmen. Die aufgespeicherten Reserven sind 

sehr stark angegriffen und zum Teil bereits aufgezehrt. Ohne Zweifel drohen einigen Verbänden di-

rekte finanzielle Zusammenbrüche. Dazu kommt, daß die noch im Betrieb stehenden Mitglieder ge-

nau so wie alle anderen Arbeiter vom Lohnabbau betroffen wurden und deshalb finanziell nur unter 

den größten Verlusten weiter belastet werden können. Die finanzielle Notlage der Verbände hat die 

Verbandsbürokratie zu Maßnahmen gezwungen, die eine Verminderung der Rechte der Mitglieder 

bedeuten. [189] Die Unterstützungssätze für die Erwerbslosen und Invaliden wunden in einer ganzen 

Reihe von Verbänden bis zu 50 Prozent herabgesetzt. Die Anwartschaftsdauer für Berechtigung des 

Bezuges von Unterstützungen wurde verlängert. Zu gleicher Zeit wurden in einigen Verbänden die 

Verbandsbeiträge noch erhöht. 

Die Verschärfung der kapitalistischen Krise und die Aerztepolitik der ADGB-Führer gegenüber der 

kapitalistischen Wirtschaft wird die Krise der Verbände weiter steigern und verschärfen. Die ADGB-

Führer haben das Schicksal der ADGB-Verbände verbunden mit dem Schicksal des kapitalistischen 

Systems und der kapitalistischen Wirtschaft. Die Maßnahmen und die Politik der Gewerkschaftsbü-

rokratie haben dazu geführt, daß die Mitgliedermassen immer mehr unzufrieden sind und sich immer 

mehr radikalisieren. Allerdings ist es bisher nicht gelungen, diese Erscheinungen zu einem aktiven 

Kampf der Mitgliedermassen unter Führung der Opposition gegen die Verbandsführungen umzuwan-

deln. Die Unzufriedenheit äußert sich in steigendem Maße in Massenaustritten der Mitglieder aus den 

Verbänden. 

Welche Formen die Austrittsbewegung in den Verbänden annimmt und welche Ursachen dieser Er-

scheinung zugrunde liegen, zeigt ein Auszug aus einem vervielfältigten Schreiben des Verbandes der 

Buchbinder und Papierverarbeiter Berlins: 

„Betr. Ihren Austritt aus der Organisation. 

Werte Kollegin. 

Wie uns mitgeteilt wurde, haben Sie die Absicht, Ihre Organisationszugehörigkeit zu unserem Verband auf-

zugeben. Wir nehmen an, daß es mit der uns aufgezwungenen Notverordnung zusammenhängt ... 

E s  i s t  n i c h t  g u t, w e n n  S i e  a u s  m o m e n t a n e r  V e r ä r g e r u n g  ü b e r  d i e  N o t v e r o r d n u n g  I h r e  

M i t g l i e d s c h a f t  a u f g e b e n. Wenn Sie die Dinge rein versicherungstechnisch ansehen und berechnen, 

müssen Sie sich selbst sagen, daß, nachdem unser Verband in solch ungeheurem Ausmaße in allen Unterstüt-

zungsarten in Anspruch genommen wird, wir auch dafür sorgen müssen, daß wir weiterhin unsere Pflicht er-

füllen können.“ 

Der Zweck des Krisenkongresses. 

Es ist kein Zufall, wenn in den Mittelpunkt des Krisenkongresses das Problem der Arbeitsbeschaffung 

gestellt ist. Der Arbeitsbeschaffungsplan des ADGB ist weniger diktiert von der Sorge um das Schick-

sal der erwerbslosen Proletarier, als vielmehr um das eigene Schicksal der Verbände, die durch die 

Erwerbslosigkeit auf das schwerste bedroht sind. Nicht um die Wahrnehmung der Interessen der Ar-

beiter und besonders der Erwerbslosen geht es auf dem außerordentlichen Kongreß des ADGB, son-

dern um die Vorbereitung neuer Angriffe der Bourgeoisie – neuer Lohnabbau, Beseitigung der Reste 

der Arbeitslosenversicherung – und um die Verteidigung der Positionen der verräterischen Bürokratie 
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gegenüber den unzufriedenen Mitgliedern. Durch den Arbeitsbeschaffungsschwindel will der ADGB 

die Wahlplattform der Reformisten für den zweiten Wahlgang der Präsidentenwahl und für die Wah-

len in den Ländern liefern. In der letzten Zeit hat der ADGB hemmungslose Agitation für seine [190] 

demagogischen Arbeitsbeschaffungsforderungen und für die „Wirtschaftsankurbelung“ betrieben. 

Jetzt ist bereits vor dem Krisenkongreß der ganze Schwindel der Arbeitsbeschaffung des ADGB ge-

platzt. Nüchtern und brutal wurde in der Denkschrift des Wirtschaftsbeirates mit Zustimmung der 

ADGB-Führer festgestellt, daß kein Geld zur Arbeitsbeschaffung vorhanden ist. Milliardenprojekte 

haben die ADGB-Führer zur verlogenen Agitation zum Betrug der Massen ausposaunt. Im Reichs-

wirtschaftsrat geben diese ADGB-Führer zu, daß dieser Staat kein Geld für derartige Zwecke hat. 

Niemals haben die ADGB-Führer auch nur einen Augenblick daran gedacht, einen Kampf für die 

Arbeitsbeschaffung zu führen, um die Arbeitsbeschaffungsforderungen auf Kosten der Profite der 

Unternehmer durchzusetzen. Nur die RGO führt und kann den rücksichtslosen Kampf für die einzig 

möglichen Arbeitsbeschaffungsforderungen und Finanzierungsvorschläge der KPD führen. Nur  

du r ch  Kam pf  kann  e i n  Te i l  de r  E r wer bs l o sen  Arbe i t  und  Br o t  bekom m e n. 

Die betrügerischen Losungen des Frankfurter ADGB-Kongresses haben zum größten Teil bereits ihre 

Wirksamkeit eingebüßt. Der Krisenkongreß soll neue Betrugsmanöver in Szene setzen, um der Bour-

geoisie weitere Angriffe auf die Arbeiterschaft zu ermöglichen. In welch zynischer Weise die ADGB-

Bürokratie ihren neuen Betrug an der Arbeiterschaft vorbereitet, zeigt folgende Auslassung des „Auf-

wärts“, Organ des Berliner ADGB-Ausschusses, vom 11. März: 

„Sobald der Bann des Nationalsozialismus gebrochen sein wird, sind die Möglichkeiten zu einer außenpoliti-

schen Verständigung gegeben. Die Innenpolitik bietet dann wieder eine Plattform zu vernünftigen Wirtschafts-

maßnahmen, wie sie der Außerordentliche Gewerkschaftskongreß in wenigen Wochen dem deutschen Volke 

unterbreiten wird. 

D e r  W i e d e r a u f b a u  b e g i n n t. 

D i e  M i l l i o n e n  A r b e i t s l o s e n  w e r d e n  w i e d e r  l a n g s a m  i n  A r b e i t  g e b r a c h t, d i e  L ö h n e  e m -

p o r g e s c h r a u b t  u n d  d i e  N o t v e r o r d n u n g s l a s t e n  a b g e b a u t  w e r d e n  k ö n n e n.“ 

Durch solche Betrugsmanöver und radikale Phrasen soll die Radikalisierung der Mitgliedermassen 

abgestoppt und eingedämmt werden. 

Damit die Gewerkschaftsbonzen in ihren sauberen Plänen nicht gestört werden, wollen sie unter sich 

bleiben und den Mitgliedern keine Möglichkeit geben, ihre eigenen Delegierten zu wählen, die ihre 

Forderungen und Interessen vertreten. Es sollen auch keine Anträge der Mitglieder zugelassen werden. 

Die Aufgaben der revolutionären Opposition Innerhalb der ADGB-Verbände. 

Durch die Politik der Gewerkschaftsführer wird die organisierte Kraft der Arbeitermassen in den 

ADGB-Verbänden nicht im Interesse der Arbeiterklasse eingesetzt, sondern zur Durchführung der 

Maßnahmen der Bourgeoisie. Das hat dazu geführt, daß Hunderttausende von Arbeitern die Gewerk-

schaften verlassen. Die Opposition hat es bisher nicht vermocht, durch eine organisierte Arbeit die 

Unzufriedenheit der Mitgliedschaft auszunutzen zu einem aktiven Kampf der Mitgliedermasse gegen 

die [191] verräterische Politik der ADGB-Führer. So ist zu verzeichnen, daß die stärksten deutschen 

Gewerkschaften, die durch Opfer, durch unermüdliche Arbeit von Arbeitergenerationen aufgebaut 

wurden, dem Untergang entgegengehen. Die Revolutionäre Gewerkschaftsopposition muß alles da-

ran setzen, daß die organisierte Kraft der Arbeiterklasse erhalten bleibt und aus einem Faktor der 

verräterischen Politik der ADGB-Führer umgewandelt wird zu einem Faktor des revolutionären Klas-

senkampfes. Das geschieht, indem eine organisierte Massenoppositionsbewegung in den ADGB-Ver-

bänden geschaffen wird, indem die hunderttausende rebellierender ADGB-Gewerkschafter eingereiht 

werden in die RGO. 

Verschiedene Tendenzen in unseren eigenen Reihen der Uebertreibung der Krise der ADGB-Ver-

bände, der Auffassung, als ob die ADGB-Verbände bereits am Ende sind, als ob die Schwindelma-

növer des ADGB durch die Ereignisse vorm selbst widerlegt werden, müssen schärfstens zurückge-

wiesen werden. Anläßlich der Vertagung des „Krisenkongresses“ brachte z. B. die „Neue Montags-
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Zeitung“ einen Artikel mit der Ueberschrift: „Die Gewerkschaften am Ende“. „Berlin am Morgen“ 

schrieb: „Der  Zusamm enbr uc h  des Arbeitsbeschaffungsschwindels“. Die ADGB-Gewerkschaf-

ten sind noch lange nicht am Ende. Die ADGB-Gewerkschaften spielen im Leben der deutschen Ar-

beiterklasse und insbesondere bei der Organisierung und Führung des Klassenkampfes noch eine be-

deutende Rolle. Es ist auch falsch, negative Stimmungen der Schadenfreude über den Niedergang der 

ADGB-Verbände zum Ausdruck zu bringen. Die Krise der ADGB-Verbände muß vielmehr durch 

die stärkste Mobilisierung der revolutionären Arbeiter für die Schaffung einer organisierten Mas-

senoppositionsbewegung, zur Gewinnung hunderttausender unzufriedener ADGB-Mitglieder für die 

RGO ausgenutzt werden. Erst dann wird die Krise der ADGB-Verbände zum Ausgangspunkt für die 

Schwächung des Gegners und für die Stärkung der revolutionären Gewerkschaftsfront. 

Die Revolutionäre Gewerkschaftsopposition hat sich zum Krisenkongreß eine Reihe von Aufgaben 

gestellt, die allen oppositionellen Mitgliedern innerhalb der ADGB-Verbände in den Betrieben und 

auf den Stempelstellen klargemacht werden müssen und von ihnen durch konkrete Aktionen durch-

zuführen sind. 

Sofortige Stellungnahme der Mitglieder aller ADGB-Verbände in Mitgliederversammlungen zum Kri-

senkongreß ist notwendig. Sabotiert die Bürokratie die sofortige Einberufung der Mitgliederversamm-

lungen, so müssen diese selbst einberufen werden. In jedem Betrieb, in jeder Betriebsabteilung muß 

die Forderung an die gewerkschaftlichen Vertrauensleute gestellt werden, sofort Betriebsversammlun-

gen bzw. Abteilungsversammlungen der organisierten Mitglieder der ADGB-Verbände einzuberufen. 

Sofern sich diese Vertrauensleute weigern, diese Forderungen der Mitglieder zu erfüllen, muß eine 

Kampagne geführt werden mit Unterschriftensammlung usw., um die Forderung der Mitglieder durch-

zusetzen, und letzten Endes müssen diese Versammlungen durch die Opposition selbst einberufen 

werden. In Verbindung damit muß ein Kampf geführt werden um die Kommandohöhen der ADGB-

Verbände in den [192] Betrieben, um die gewerkschaftlichen Vertrauensleuteposten, sie müssen be-

setzt werden mit revolutionären Arbeitern, die die Interessen der Mitglieder der Verbände vertreten. 

Wahlen eigener Delegierter der Mitglieder zum Krisenkongreß sind vorzunehmen. In den Mitglieder-

versammlungen der Verbände, in den Zahlstellen, Branchen und Betriebsabteilungen sowie Stempel-

stellen sind Anträge zu stellen und Beschlüsse zu fassen gegen die Politik der Aerzte des Kapitalismus; 

gegen die Mitwirkung der Gewerkschaften beim Lohnabbau und den Massenentlassungen; für den 

Kampf um die Erhöhung der Löhne; gegen die Streikbruchpolitik der Gewerkschaftsführer; gegen die 

Kriegspolitik der Amsterdamer Internationale; für die Sicherung und Erhöhung der Unterstützungen 

aller Sozialversicherten; für den Kampf für die Arbeitsbeschaffungsforderungen und Finanzierungs-

vorschläge der KPD und RGO; für die Durchführung von Massenstreiks gegen die faschistische Not-

verordnungspolitik und den Naziterror; für die Neuwahl aller Leitungen der Verbände, insbesondere 

in den örtlichen Verwaltungen und Betrieben, die die Interessen der Mitglieder und der Arbeiterschaft 

mit Füßen treten, Und Ersetzung dieser Funktionäre durch revolutionäre, klassenbewußte Kollegen. 

Der Krisenkongreß der ADGB-Führer ist verschoben. Die Not und der Hunger der erwerbslosen Mas-

sen und der ADGB-Mitglieder ist geblieben. Durch Steigerung der Oppositionsarbeit in den reaktio-

nären Gewerkschaften muß nicht nur das Betrugsmanöver des Krisenkongresses, sondern jeder neue 

Täuschungsversuch der ADGB-Bürokratie vor den Massen entlarvt und die ADGB-Mitgliedermassen 

für die revolutionäre Politik der RGO gewonnen werden. Der nächste und wichtigste Schritt zur Lö-

sung dieser Aufgaben ist: In jeder Zahlstelle, in jeder Branche, in jedem Betrieb, auf jedem Fachar-

beitsnachweis eine fest organisierte Gruppe oppositioneller Mitglieder unter Führung der RGO. 

* 

Zur Bauernfrage und zur Arbeit unserer Partei auf dem Dorfe  
Von H e i n r i c h  R a u. 

V. Bündnis der Arbeiter und Bauern 
(F o r t s e t z u n g.) 

Angesichts der unter der Krise immer offenkundigeren Verflechtung der Interessen der werktätigen 

Bauern mit denen der Arbeiterschaft, haben auch die Faschisten in demagogischer Weise begonnen, 
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vom „Bündnis der Arbeiter und Bauern“ zu sprechen. Auch Kapitän Ehr ha r d t, der Großgrundbe-

sitzer, spricht davon und empfehlt sich dabei als Führer. Die Herrschaften verstehen darunter, daß 

sich die Arbeiter und Bauern gemeinsam geduldig von den Kapitalisten das Fell über die Ohren zie-

hen lassen sollen. Demgegenüber kann das Bündnis der Arbeiter und Bauern einzig und allein den 

Sinn haben, die kapitalistische Herrschaft zu stürzen, die Macht des Finanzkapitals und der mit ihm 

verbundenen Großbauern und Junker zu brechen, die Sowjetmacht, die Arbeiter- und Bauernregie-

rung zu erkämpfen und zu erhalten. 

[193] Zur Herstellung des Bündnisses der Arbeiter und Bauern muß das Proletariat, insbesondere 

seine führende Vorhut, die Kommunistische Partei, beachten, daß der Hauptfaktor zur Loslösung der 

werktätigen Bauern aus einer Reserve des Proletariats d i e  En t f a l t ung  de r  e i genen  p r o l e t a -

r i s chen  Kä m pf e  i s t. Die kleinbäuerlichen und noch mehr die mittelbäuerlichen Massen schwan-

ken zwischen den beiden Hauptklassen Bourgeoisie und Proletariat und spielen keine selbständige 

Rolle. „Je näher die Kommunistische Partei der Eroberung der Mehrheit der Arbeiterklasse kommt, 

umsomehr wächst ihre Kraft und ihr Einfluß auf die anderen, nichtproletarischen Bevölkerungs-

schichten.“ (Manu i l s k i, 11. EKKI-Plenum.) Die Kraft. und Machtentfaltung des Proletariats ist der 

hauptsächlichste Anziehungsfaktor auf die schwankenden kleinbürgerlichen Schichten. Unse r e  

Ar be i t  i n  den  I ndus t r i ebe t r i ebe n, au f  den  Gü t e r n  und  i n  den  Fo r s t be t r i ebe n, d i e  

Mob i l i s i e r ung  de s  I ndus t r i e- und  Landpr o l e t a r i a t s  zum  Kam p f, d i e  E r obe r ung  

de r  Mehrhe i t  de r  Ar be i t e r k l a s s e, i s t  desha l b  zug l e i ch  de r  en t s che i dende  Fak to r  

zu r  He r s t e l l ung  des  Bündn i s s e s  m i t  de r  K l e i nbaue r nsc ha f t  und  zu r  Neu t r a l i s i e -

r ung  de r  Mi t t e l baue r nscha f t. Wenn wir die Frage der Gewinnung der werktätigen Bauern stel-

len, steht deshalb auch von dieser Seite unserer Arbeit an der Spitze als Haup t au fgabe  d i e  E r -

obe r ung  de r  Mehr he i t  de r  Ar be i t e r k l a s s e, die Organisierung des Proletariats und der pro-

letarischen Kämpfe, die Arbeit in den Betrieben und Stempelstellen. Für die Arbeit im Dorfe selbst 

unterstreicht das, abgesehen von vielen anderen Momenten, die Notwendigkeit, den Kurs, das 

Schwergewicht auf die Gewinnung und Mobilisierung des Landpr o l e t a r i a t s  zu richten. Gen. 

Thä l m a nn  hat auf der 11. Plenumtagung des EKKI betont, daß die Eroberung der Mehrheit der 

Arbeiterklasse keineswegs der Eroberung des Verbündeten gege nüber gestellt werden kann, daß 

beides miteinander in Verbindung steht. I n  engs t em  Zusam m enhang  m i t  de r  L i qu i d i e rung  

de s  Massene i n f l u s se s  de r  Soz i a l dem okr a t i e  un t e r  dem  Pr o l e t a r i a t  s t eh t  auch  d i e  

L i qu i d i e rung  de s  Massene i n f l u s se s  de r  Na t i ona l soz i a l i s t en  au f  d i e  k l e i nbür ge r -

l i che n  Sch i ch t e n. Nur die revolutionäre Kraftentfaltung des Proletariats wird der werktätigen 

Bauernschaft, wie allen anderen kleinbürgerlichen Schichten, den Glauben an die Möglichkeit der 

Niederwerfung des Kapitalismus. des Sieges der proletarischen Revolution, an den revolutionären 

Ausweg aus der Krise, des Sieges der proletarischen Diktatur geben. 

Die zweite Seite der Eroberung des Verbündeten, d. h. hier der werktätigen. Bauernschaft, ist die, daß 

wir im täglichen Kampf gegen die kapitalistische Bedrückung und Ausbeutung der werktätigen Bau-

ern führend vorangehen und uns als Kamerad, Helfer, Führer der werktätigen Bauern e r we i s e n, und 

damit ihr Vertrauen gewinnen, daß wir selbst diesen Kampf organisieren oder auf dieser Linie lie-

gende bäuerliche Aktionen unterstützen. Gen. S t a l i n gibt in „Probleme des Leninismus“, 5. 108, 

folgende beachtenswerte Richtlinien: „Der Leninismus beantwortet die Frage positiv, d. h. in dem 

Sinn, daß er de r Mehrhe i t  un t e r  den  Baue r n*) r evo l u t i onä r e  Fäh i gke i t en  z u  sp r i ch t, 

und es für möglich hält, sie im Interesse der proletarischen Diktatur nutzbar zu machen. Die Ge-

schichte dreier Revolutionen In Rußland bestätigt vollkommen die diesbezüglichen Schlußfolgerun-

gen des Leninismus. 

[194] Daraus ergibt sich die praktische Folgerung, daß das Proletariat die werktätigen bäuerlichen 

Massen in ihrem Kampfe gegen die Knechtschaft und Ausbeutung, gegen die Unterdrückung und 

 
*) Für Deutschland kommen dabei – wenn man absieht von den Halbproletariern – bei dem heutigen Stand der Entwick-

lung die K l e i n b a u e r n  und teils auch die unterste, im Uebergang zum Kleinbauerntum sich befindende Schicht der 

Mittelbauern in Frage, während für das Gros der Mittelbauern die Frage der Neutralisierung steht. H. B. 
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Verelendung unterstützen, unbedingt unterstützen muß. Das bedeutet natürlich nicht, daß das Prole-

tariat j ede  Bewegung der Bauernschaft unterstützen soll. Wir sprechen hier von der Un t e r s t ü t -

zung  e i ne r  so l chen  Bewegung  und  e i ne s  so l chen  Kam pf e s, de r  d i r ek t  ode r  i nd i -

r ek t  d i e  Be f r e i ung  de s  P r o l e t a r i a t s  er l e i ch t e r t, de r  i n  i r gende i ne r  Fo r m  de r  p r o -

l e t a r i s chen  Revo l u t i on  nu t zba r  gem ach t  we r den  kann  und  d e r  dazu  h i l f t, d i e  Bau -

e r nscha f t  zum  Verbünde t en  und  zu r  Rese r ve  de r  Ar be i t e r k l a s se  z u  m ache n.“ 

(Sperrsatz von mir. HR.) 

Verweilen wir hier einen Moment: Unter dem Druck der gegenwärtigen Krise, der immer fühlbarer 

und sichtbarer werdenden Verdrängung der werktätigen Bauern (rasche Verelendung auf der Scholle, 

Verschuldung, Massenzwangsversteigerungen usw.) auf der einen Seite, dem Wachsen des revoluti-

onären Aufschwungs des Proletariats (Massenzustrom zur KPD, Hunderte von Teilstreiks unter der 

Führung der Kommunisten usw.) und der gesteigerten Aktivität der Partei Im Dorfe selbst auf der 

anderen Seite, haben sich Hunderttausende von Zwer gbaue r n  der revolutionären Front ange-

schlossen. Das bringen auch alle Wahlen zum Ausdruck. Besonders stark trat das in dem stark zwerg-

bäuerlichen Ländchen Lippe in Erscheinung. Einen Ausdruck finden obige Tatsachen aber auch in 

der vorwiegend von Klein- und Mittelbauern getragenen Reichs-Bauern-Kongreßbewegung. Diese 

Bewegung wurde eingeleitet von Leuten, die alles andere als Kommunisten sind. Die Notwendigkeit 

des Kongresses begründete auf der Sitzung in Fulda Ende Mai 1931 der Bayerische Bauernbunds-

Reichstagsabgeordnete Ede r, ihm sekundierte der Landbundabgeordnete Gauge r, daneben Al t -

enbu r ge r von der südbayerischen „Neuen Bauernbewegung“ und die schleswig-holsteinischen 

Landvolkleute von  Sa lom o n  und Uhs e u. a. Die eingeladenen Kommunisten konnten in dieser 

Sitzung ihr Bauernhilfsprogramm erläutern und wurden dann ersucht, die Gesellschaft zu verlassen, 

da man die Beschlüsse „unter sich“ fassen wolle. Das letztere zeugt bereits davon, daß die Herren 

Eder, Gauger, Altenburger in Fulda nicht zusammenkamen, um einen revolutionären Kampf der 

werktätigen Bauern zu organisieren, sondern unter dem Druck einer Massenstimmung sich zusam-

menfanden, aber zu dem Zweck, durch eine scheinradikale Oppositionsgeste die Massen zu beruhi-

gen, die kleine Bauernschaft vom Abwandern ins Lager der Revolution, des Bündnisses mit der Ar-

beiterschaft abzuhalten. Einen ehrlichen revolutionären Kampfwillen bewiesen lediglich Salomon, 

Uhse und einige anwesende örtliche Bauernfunktionäre. 

Was war aber für uns bemerkenswert? 

1. Daß auf dieser Sitzung betont wurde die Notwendigkeit der Zusammenfassung der Klein- und 

Mittelbauern gegen die Politik der „Grünen Front“ und 

2. die Parole der Schaffung von Dorfkomitees der Klein- und Mittelbauern zum Kampf gegen Steuer-, 

Pacht- und Zinslasten, gegen Zwangsversteigerungen. 

3. Die Tatsache, daß der Wunsch bestand, über das Bauernhilfsprogramm der KPD informiert zu 

werden. 

Was besagt dies alles? Die kommunistischen Gäste wurden zwar auf der Sitzung in Fulda unhöflich 

behandelt, aber wenn unter den klein- und mittelbäuerlichen Anhängern dieser Führer eine den vor-

stehenden drei Punkten entsprechende Tendenz sich zeigt, konnte zumindest die Bewegung als eine 

den Kampf Innerhalb der gegnerischen Front entfachende, die gegnerische Front [195] zersetzende 

Bewegung entwickelt werden. Das ist wenig! Aber vom Standpunkt des proletarischen Klassenkamp-

fes aus bereits wertvoll. Bedeutender war die Tatsache, daß das signalisierte Bestreben einer klassen-

mäßigen Scheidung der Klein- und Mittelbauern von dem Großgrundbesitzer und für Schaffung bäu-

erlicher Kampforgane sozial und politisch die Möglichkeit der Entwicklung des Klassenkampfes im 

Dorf, unser Eindringen in die Reihen der klein- und mittelbäuerlichen Anhänger dieser Führer in sich 

trug. Der Wunsch nach Auskunft über das kommunistische Bauernhilfsprogramm war offensichtlich 

ein Ausdruck des Widerhalls, den das kurz zuvor veröffentlichte Programm in den von ökonomischer 

Unsicherheit und von dem dunklen Gefühl der Ausweglosigkeit im Kapitalismus bedrückten Massen 

der Klein- und Mittelbauern fand, was besonders die Möglichkeit der Gewinnung der werktätigen 

Bauern für das Bündnis mit der Arbeiterschaft unterstrich. 
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Diese Erwägungen verpflichteten unsere Partei, die Bewegung zu unterstützen, sie unter verstärkter 

Heranziehung der Zwerg- und kleinbäuerlichen Elemente und Zurückdrängung der Mittel- und be-

sonders der Großbauern aus der Führung voranzutreiben, die in der Bewegung liegenden Möglich-

keiten der revolutionären Kraftentfaltung der werktätigen Bauern voll auszuschöpfen, das Bündnis 

der Arbeiter und Kleinbauern wie die Neutralisierung der Mittelbauern zu fördern und damit der pro-

letarischen Revolution, der Sache des Sozialismus nutzbar zu machen. In Hunderten von Tagesakti-

onen der Klein- und verarmenden Mittelbauern standen die kommunistischen Arbeiter an der Seite 

der werktätigen Bauern, stellten ihnen ihre politische Weitsicht und Kampferfahrung zur Verfügung, 

organisierten und führten viele bäuerliche Aktionen, halfen die Komitees schaffen und ihre Arbeit zu 

beleben. Das Auftreten der Arbeiter war bei den meisten beabsichtigten Zwangsve r s t e i ge r un -

gen  entscheidend dafür, daß sie nicht durchgeführt werden konnten, ergebnislos verliefen, ihre 

Kampfunterstützung war entscheidend bei der Herabsetzung von Berufsgenossenschaftsbeiträgen 

und Pachtzinsen, revolutionäre Arbeiter standen in Lutzhorn mit den Bauern hinter Barrikaden gegen 

Zwangsversteigerung und Exmittierung werktätiger Bauern usw. Die werktätigen Bauern fühlten und 

erlebten, daß die Kommunisten mit ihrem Bauernhilfsprogramm nicht nur Papier beschrieben, son-

dern eine Wendung in der Stellung der Arbeitermassen zur werktätigen Bauernschaft herbeigeführt 

haben. Das Bündnis bekam Gestalt, man konnte es greifen. In Landbu nd-Mitgliederversammlun-

gen (Oldenburg) traten Bauern auf und erklärten: die Kommunisten keifen. Nationalsozialistische 

Kleinbauern riefen bei angesetzter Zwangsversteigerung nach Hilfe der Kommunisten (Brandenburg, 

Wasserkante; Hessen, Oldenburg). Andererseits konnte dann auch festgestellt werden, daß bei einer 

Reihe von Arbeiterstreik. werktätige Bauern den Streikenden Lebensmittel usw. gesandt haben 

(Oldenburg, Wasserkante, Ostpreußen, Danzig, Schlesien, Bayern usw.). 

Konnten die Herren Gauger und Eder in Fulda die kommunistischen Gäste hinauskomplimentieren, 

so konnten sie es nicht draußen im Dorf, im Kampf, und deshalb blieben die Gauger und Eder diesem 

Kampf, der sich entwickelnden bäuerlichen Komiteebewegung und „ihrem“ Reichsbauernkongreß 

(als er am 23./24. Januar 1932 in Berlin stattfand) fern, während die Bauerndelegierten voll Freude 

berichteten, wie Ihnen die Kommunisten im  Kam pf  f ühr end  vo r ange he n. 

Die Kommunistische Partei lebt mit ihrer Politik bereits unter den kämpfenden werktätigen Bauern, 

das zeigte dieser Kongreß. Die bürgerliche Presse heulte auf: „Kommunistische Mache“, „Kommu-

nistische Bauernfänger“, „Kommunistische Bewegung“. Weder – noch! 

Wir dürfen uns nicht selbst täuschen. Es ist eine bäuerliche Bewegung mit [196] vielen kleinbäuerli-

chen Halbheiten, aber es ist e i ne  d i e  f a sch i s t i s c he  F r on t  s chwächend e, bäue r l i che  

Sch i ch t en  aus  de r  Rese r vea rm ee  de r  Bour geo i s i e  l o s l ö send e, den  r evo l u t i o nä r e n  

Kam pf  des  P r o l e t a r i a t s  un t e r s t ü t zende  und  f ö r de r nde  Bewegun g; sie ist gegen die 

kapitalistische Klassenherrschaft, gegen den Faschismus gerichtet. Es ist eine Bewegung, die sich 

a u f  Gr und  de r  e i genen  gu t en  E r f ah r ungen  bewuß t  au f  den  Boden  de s  Bündn i s s e s  

de r  Ar be i t e r  und  Baue r n  s t e l l t, Ve r t r auen  zu r  r evo l u t i onä r en  Ar be i t e r s cha f t  ha t  

und  m i t  i h r  um  d ) e Ar be i t e r- und  Bau e r n r eg i e r ung  käm pf t  i n  dem  be r ech t i g t en  

Bewuß t se i n, daß  da s  P r o l e t a r i a t  un te r  Füh r ung  de r  Kom m uni s t i s chen  Pa r t e i  

ke i ne  Maßnahm en  gegen  d i e  I n t e r e s sen  und  nu r  i m  I n t e r e s se  und  m i t  Un t e r s tü t -

z ung  de r  we r k t ä t i gen  Baue rnscha f t  du r ch f üh r t. Zum erstenmal ist in Deutschland eine 

Massenbewegung der kleinen Bauern unter Mitgeben auch eines Teiles der Mittelbauern von diesem 

Charakter festzustellen. Eine bedeutsame Tatsache und der Beweis, daß die Herstellung dieses Bünd-

nisses mit der Kleinbauernschaft und die Neutralisierung der Mittelbauernschaft durchaus möglich 

ist. Daß man von der Reichs-Bauernbewegung bereits von einer Massenbewegung sprechen kann, 

müssen selbst die Gegner eingestehen. Ehrhardt meint zu der Bewegung, daß „die Erfolge ihrer Tä-

tigkeit überraschten“. Gewiß, dreitausend gewählte Bauerndelegierte, Hunderte von Bauernkomitees, 

– das repräsentiert schon eine bedeutsame Bewegung. 

Zum erstenmal in der deutschen Geschichte sehen wir eine bäuerliche Massenbewegung, deren Füh-

rung von den Großbauern tosgelost worden und auf die Kleinbauern übergegangen ist. Ebenso ist 

bemerkenswert, daß im Verlauf dieser Bewegung nicht die Kleinbauern dem mittelbäuerlichen 
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Einfluß erlagen, sondern in umgekehrter Weise Teile der Mitteibauern auf die kleinbäuerliche 

Kampfplattform gezogen wurden. Das Europäische Bauern-Komitee macht dazu in seinem Informa-

tionsdienst, Sondernummer 4, folgende beachtenswerte Bemerkungen: 

„Diese Zusammensetzungen wie auch das Verhalten der Delegierten, die aus den Reihen der Mittelbauern ge-

wählt wurden, beweisen, daß die klassenmäßige Aufstellung kleinbäuerlichen Forderungen die breite, unter der 

Agrarkrise leidende Schicht der Mittelbauern nicht abstößt, sondern im Gegenteil anzieht. Ja, wir können sogar 

behaupten, daß breite mittelbäuerliche Schichten nicht durch die Abschwächung, sondern durch die scharfe und 

klare Stellung der Losungen mit einbezogen werden konnten. Andererseits beweist das durchaus revolutionäre 

Verhalten der mittelbäuerlichen Delegierten, daß die Bauern, die diese Delegierten gewählt haben, nicht Ver-

treter der mittelbäuerlichen Klasse, sondern ihre fortgeschrittensten Elemente auszuwählen verstanden haben. 

Mit anderen Worten, im Laufe der Vorbereitungskampagne sind nicht die kleinbäuerlichen Schichten unter 

mittelbäuerlichen Einfluß geraten, sondern es gelang ihnen, letztere unter ihren Einfluß zu bringen.“ 

Dies war nur dadurch möglich, daß dem Kleinbauerntum die organisierende, motorische, führende 

Kraft der Arbeiterklasse zur Seite stand und damit die Bewegung in umgekehrter Richtung als bislang 

alle bäuerlichen Massenbewegungen verlief: nicht für, sondern gegen den Kapitalismus. Hier liegt 

auch der fundamentale Unterschied zur sogenannten „linken“ Landvolkbewegung, auf die wir weiter 

unten zu sprechen kommen. 

Die Tatsache, daß die Kommunisten sich im Kampf als Helfer und Führer der werktätigen Bauern 

erwiesen, das gibt uns vor der Oeffentlichkeit der Klein- und Mittelbauern und besonders der Komi-

teebewegung auch das Recht der Kritik an dieser Bewegung und das Gehör für diese Kritik. Im Inte-

resse des proletarischen Klassenkampfes, in Kenntnis des ständigen Schwankens der kleinbürgerli-

chen Schichten, nicht zuletzt auch im Interesse der nach einem Ausweg tastenden werktätigen Bau-

ernschaft selbst darf die Kommunistische Partei keinen [197] Moment auf die Kritik an allen Unklar-

heiten und Halbheiten, an allen kleinbürgerlich reaktionären Erscheinungen innerhalb der Kongreß-

bewegung verzichten. Dieser Notwendigkeit sind wir im Verlauf der Entwicklung dieser Bewegung 

nicht immer und nicht genügend nachgekommen, was als ein ernster Fehler festgestellt werden muß. 

Der Verlauf des Reichsbauernkongresses zeigte, daß unsere Partei im allgemeinen in richtiger Weise 

in diese Bewegung eingegriffen und die Bauernfrage gestellt hat. Nehmen wir ein anderes und etwas 

komplizierteres Beispiel: unser. Taktik gegenüber dem sogenannten „linken Flügel“ des Landvolkbe-

wegung in Ostpreußen. Diesem Landvolkflügel ist die Reichs-Bauernkongreßbewegung viel „zu 

links“. Es handelt sich um eine bäuerliche Bewegung (Klein-, Mittel- und Großbauern), die sich vom 

großagrarischen Flügel der Landvolkbewegung abgespalten hat, sich in gewissem Gegensatz zu ihm 

stellt, ihn bekämpft, mit dem Mittel der Steuerverweigerung, der Verhinderung von Zwangsversteige-

rungen usw. kämpft. Sie kämpft aber in dem von Marx oben aufgezeigten Sinne: r e ak t i onä r. Dies 

um so mehr, als ihre Führung überwiegend großbäuerlich ist. Es ist deshalb nicht verwunderlich, daß 

sich ihre Führung für die vom Landwirtschaftsverband (Landbund) aufgestellte Forderung auf Ein-

stellung der Steuer- und Zinszahlung und  Einstellung der Barentlohnung der Landarbeiter, sowie der 

Bezahlung der Versicherungsbeiträge ausgesprochen hat. Der Unterschied ist nur der, daß die „linke“ 

Landvolkführung auch die Steuer- und Zinsverweigerung ernst nimmt, während diese Losung für die 

großagrarische Landbundführung lediglich ein „radikales“ Manöver bedeutet, um sich bei Durchfüh-

rung des Lohnraubes die Unterstützung der bäuerlichen Massen zu sichern. In der Lohnfrage hat sich 

die Landvolkführung nur insofern vom Landbund abgegrenzt, als sie erklärt, daß die Lohnreduzierung 

erst dann zulässig ist, wenn zuvor die Zahlung der Kreditzinsen und Steuern eingestellt wurde. 

Es ist klar, daß wir gegen den Versuch der Erhaltung der Groß- und Mittelbauerexistenz auf Kosten 

der Knechte und Mägde entschieden Front machen, entschlossen die Interessen der letzteren vertre-

ten. Gewiß können wir – wie Engels sagt – „in gewissen Fragen mit ihnen (den Mittelbauern) zusam-

mengehen, für bestimmte Zwecke eine Zeitlang an ihrer Seite kämpfen“, z. B. sie in ihrem Steuer- 

und Zinskampf, bei Verhinderungen von Zwangsversteigerungen unterstützen. Wir tun es, um die 

Schwierigkeiten im Lager der Bourgeoisie zu verschärfen, wir tun es, um die kleinbäuerlichen Anhä-

nger der Bewegung zu Verbündeten des Proletariats zu gewinnen, die Mittelbauern zu neutralisieren. 

Wir dürfen aber gerade deshalb keinen Moment vergessen, daß die Bewegung selbst, ihre Führung, 
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der auf Reformen und „Verbesserungen“ des Kapitalismus im Sinne jener Rückwärtsentwicklung 

eingestellte und darauf beharrende Teil auch der Mittel- und Kleinbauern die nächste Stunde auf der 

Seite der Bourgeoisie, gegen die proletarische Revolution, gegen die Diktatur des Proletariats stehen 

wird und müssen um so klarer und schärfer den Gegensatz der Kleinbauern und der Mittelbauern 

gegenüber den Großbauern unterstreichen. 

Es gibt im Zusammenhang mit der Entwicklung der Landvolkbewegung in Ostpreußen bereits einige 

lehrreiche Tatsachen. Revolutionäre Arbeiter verhinderten mit werktätigen Landvolkbauern gemein-

sam einige Zwangsversteigerungen. In Auswirkung dieser Aktionen entwickelte sich aber unter der 

Klein- und teils der Mittelbauernschaft der Bewegung eine Stimmung gegen die Lohnabbauparole, 

des engeren Zusammengehens mit der von der Kommunistischen Partei geführten Arbeiterschaft, 

also Ansätze des Uebergangs auf die Verteidigung „ihrer zukünftigen Interessen“, auf den Standpunkt 

des Proletariats. Gewiß ist das noch kein festes Bewußtsein, ist ein als Resultat gemeinsamer Aktio-

nen mit der Arbeiterschaft sich ergebender erster Schritt zur Orientierung auf das Bünd-[198]nis mit 

der Arbeiterschaft. Diese Erscheinung war jedoch stark genug, um die Landvolkführung erkennen zu 

lassen, daß wir die im Grunde reaktionäre Landvolkbewegung „unterstützen“ wie der Strick den Ge-

hängten. Diese Erkenntnis spricht aus der Aeußerung eines der führenden Elemente der ostpreußi-

schen Landvolkbewegung, daß die Gegensätze der Landvolkbewegung zur KPD wachsen, „je mehr 

unten in den Dörfern sich gemeinsame Aktionen entwickeln“, d. h. je mehr wir die werktätigen Bau-

ern von der reaktionären Landvolkideologie befreien und sie als Verbündete des Proletariats unter 

Führung unserer Partei für den Kampf um die Arbeiter- und Bauernregierung erobern. 

Aehnliche Erscheinungen wie in Ostpreußen zeigten sich in der Entwicklung der Landvolkbewegung 

in Schlesien. Sie sind in örtlichem und teils gebietlichem Maßstabs ist einer Reihe von Landbund-, 

Bauernvereins- und Bauernbundsgruppen ebenso zu verzeichnen. All das läßt uns die Worte Stalins 

unterstreichen, daß in der „Mehrheit unter den Bauern revolutionäre Fähigkeiten“ sind und es möglich 

ist, „sie im Interesse der proletarischen Diktatur nutzbar zu machen“. Es soll uns dabei nicht schre-

cken, daß diese Bauern nicht „für den Sozialismus“ auf ihre Fahne schreiben. Stalin schreibt dazu in 

„Probleme des Leninismus“, Kapitel „Der Kampf um den Sieg des sozialistischen Aufbaus“ u. a. auf 

Seite 57: 

„Man sagt, daß die Bauernschaft bei uns ihrer Laga nach nicht sozialistisch, und daß sie infolgedessen einer 

sozialistischen Entwicklung unfähig sei. Es ist natürlich wahr, daß die Bauernschaft ihrer Lage nach nicht sozia-

listisch ist, aber das ist kein Beweis gegen die Entwicklung der Bauernschaft in der Richtung des Sozialismus, 

sobald es erwiesen ist, daß das Dorf der Stadt folgt, denn in der Stadt herrscht die sozialistische Industrie. Wäh-

rend der Oktoberrevolution war die Bauernschaft ihrer Lage nach auch nicht sozialistisch, und sie wollte keines-

wegs den Sozialismus einführen. Sie wollte hauptsächlich die Liquidierung der Macht der Gutsbesitzer und die 

Beendigung des Krieges, sie wollte den Frieden. Nichtsdestoweniger folgte sie damals dem sozialistischen Pro-

letariat. Warum? Weil der Sturz der Bourgeoisie und die Machtergreifung durch das sozialistischen Proletariat 

damals der einzige Ausweg aus dem imperialistischen Kriege, das einzige Mittel zum Friedensschluß war, weil 

es damals keinen anderen Ausweg gab noch geben konnte. Weil es unserer Partei damals gelungen war, jenen 

Grad des Kontakts und der Unterordnung herauszufühlen und herauszufinden, der zwischen den spezifischen 

Interessen der Bauernschaft (Sturz der Gutsbesitzer und Frieden) und den allgemeinen Interessen des Landes 

(Diktatur des Proletariats) besteht und der sich für die Bauernschaft als annehmbar und vorteilhaft erwies. Die 

Bauernschaft ist damals trotz dieser nichtsozialistischen Stellung dem sozialistischen Proletariat gefolgt.“ 

Unsere Partei lernt mehr und mehr die Bauernfrage wirklich bolschewistisch als eine lebensvolle 

Frage des Leninismus, als Teil der allgemeinen Frage der Diktatur des Proletariats zu behandeln und 

in ihre Gesamtaufgaben einzuordnen, den Kontakt zu schaffen zwischen den „spezifischen Interessen 

dem Bauernschaft“ und den durch die proletarische Revolution, unter Führung des sozialistischen 

Proletariats und seiner Partei zu lösenden Gesamtinteressen. 

* 

Wie müssen in der Agitation und Propaganda das größtmöglichste an Intensität und revolutionärer 

Leidenschaft entfesseln für die stärkste internationale Solidarität und das engste Bündnis der deut-

schen revolutionären Arbeiterschaft mit den Millionen der russischen Arbeiter und Bauern, die 
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unbeirrbar kämpfen und ringen für die Politik des Friedens und die Unantastbarkeit ihres wirklichen 

sozialistischen Vaterlandes. 

(Aus der Rede dem Gen. Thälmann auf der Plenartagung des ZK am 19. Februar 1932.) [199] 

* 

Faschistische Ideologie unter der falschen Flagge des Marxismus  
Sozialfaschismus und „Neurevisionismus“  

Von P a u l  B r a u n. 

Unter dem lähmenden Druck der ökonomischen und sozialen Krise ist die Kr i s e  de r  bü r ge r l i -

chen  Wissenscha f t  und  Ph i lo s oph i e, die bereits mit dem Anbruch der Epoche des Imperia-

lismus und der proletarischen Revolution eingesetzt und nach dem Siege der proletarischen Revolu-

tion in Rußland akute Formen angenommen hat, in eine Phase des allgemeinen Zerfalls der alten 

Denkformen und -methoden eingetreten. Schon in den Jahren vor dem vergangenen Weltkriege spra-

chen und schrieben die prominentesten theoretischen Wortführer der deutschen Bourgeoisie, wie Max 

Webe r  und Tr ö l t s c h, über die Krise der Wissenschaft, insbesondere der Geschichtswissenschaft, 

in der sich das Verhältnis der bürgerlichen Wissenschaft zu den Entwicklungstendenzen und Aufga-

ben ihrer Zeit am deutlichsten widerspiegelt. In der Naturwissenschaft hat die methodologische Krise, 

auf die schon Enge l s  mit aller Schärfe hingewiesen hat, zu einem erbitterten Streit um die Bedin-

gungen und Prinzipien der Naturerkenntnis geführt. 

Heute ist der Bankrott der bürgerlichen Wissenschaft und Philosophie so offenkundig, daß auf allen 

Gebieten eine völlige Verwirrung und ein verzweifeltes Suchen nach einem Ausweg aus dem Chaos 

zu beobachten ist. Auf diesem Boden vollzieht sich in engster Wechselwirkung mit dem Prozeß des 

Hinüberwachsens des alten bürgerlichen Liberalismus und Konstitutionalismus in den Faschismus, 

ein Prozeß der Fa s c h i s i e r ung  de r  bü r ge r l i chen  W is sens c ha f t  und  Ph i lo soph i e. Wir 

verweisen hier nur auf den Ne uhe ge l i a n i s m us, der ausgesprochen faschistische Züge verrät. 

Auf der anderen Seite liefert jeder Tag neue Tatsachen und Dokumente, die den S iegeszug  de s  

Mar x i sm u s, des dialektischen Materialismus offenbaren. Die weltgeschichtlichen Fortschritte des 

sozialistischen Aufbaus in der Sowjetunion, die selbst in der kapitalistischen Weit Staunen und Be-

wunderung erregen, die Geburt der klassenlosen Gesellschaft, jeder einzelne Erfolg der sozialisti-

schen Planwirtschaft – alles das sind lebendige Beweise für die historische Richtigkeit und schöpfe-

rische Kraft des Marxismus, für die Fruchtbarkeit der Methode der materialistischen Dialektik. 

Die Verschärfung der Krise des kapitalistischen Systems und der beispiellose Siegeszug des Sozia-

lismus in der Sowjetunion haben von allen Fraktionen und Richtungen im bürgerlichen Lager die 

Soz i a l dem okr a t i e  insbesondere in eine innere Krise getrieben, die sich fortschreitend verlieft. 

Während sich auf der einen Seite unter den Bedingungen der Krise die sozialökonomische Basis des 

Sozialfaschismus immer mehr verengt, führt zugleich das wachsende Elend der Massen in den kapi-

talistischen Ländern, das den schärfsten Kontrast zu dem sozialen und kulturellen Aufstieg der Mas-

sen in der Sowjetunion, dem einzigen Lande [200] ohne Krise und Massenarbeitslosigkeit, bildet, zu 

einer immer schärfere Formen (vom dumpfen Grollen der Unzufriedenheit bis zur offenen Rebellion) 

annehmenden Zersetzung im Lager der Sozialdemokratie. 

Die sozialfaschistischen Führer versuchen, gestützt auf ihre politische und organisatorische Kraft, die 

in ihrer Lakaienrolle im Dienste der Bourgeoisie wurzelt, diesen Stimmungen der Arbeitermassen 

offen entgegenzutreten. Aber diese Methode konnte den Prozeß der Abwendung der Massen von der 

Sozialdemokratie nicht aufhalten. Darum beginnt die Sozialdemokratie seit einiger Zeit den Versuch 

zu unternehmen, bei gleichzeitiger Verschärfung des sozialfaschistischen Drucks, ihr Ziel auf dem 

Umweg über eine raffinierte „i deo log i s che  Of f ens i v e“ zu erreichen, die an allen theoretischen 

Frontabschnitten bereits eingesetzt hat und in einem raffinierten „System“ scheinlinker Manöver und 

betrügerischer Losungen („Kleineres Uebel“, Neuauflage des Sozialisierungsschwindels von 1918/19 

durch den ADGB, Anpreisung der Notverordnungen Brünings als „sozialistische Maßnahmen“ usw.) 

ihren praktisch-politischen Ausdruck findet. 
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Nach dem kläglichen Bankrott der sozialdemokratischen Stabilisierungstheorien vom „organisierten 

Kapitalismus“ und vom „friedlichen Hineinwachsen“ der bürgerlichen Demokratie in den Sozialis-

mus, die den offenen Bruch auch mit der marxistischen Phraseologie bedeuteten und von der herein-

brechenden Krise zertrümmert wurden, versucht die Sozialdemokratie jetzt, anknüpfend an die wach-

senden Sympathien der Massen für den Marxismus, dessen lebendige Verkörperung sie in der Sow-

jetunion erblicken, ihre neuen betrügerischen Theorien un t e r  de r  f a l schen  F l agge  e i nes  an -

geb l i chen  Mar x i smus  in die Köpfe der Arbeiter einzuschmuggeln. Diese neuen Theorien unter-

scheiden sich in ihrem Inhalte nach von den alten Theorien, wie sie z. B. H i l f e r d i n g auf dem Kieler 

Parteitag der SPD vertrat, dadurch, daß sie den Prozeß der Fa sch i s i e r un g des sozialdemokrati-

schen Parteiapparates und der sozialdemokratischen Politik in ausgeprägter Form widerspiegeln. Sie 

haben den Zweck, die sozialfaschistische Politik der Durchführung der Notverordnungsdiktatur und 

der aktiven Unter. Stützung des faschistischen Kurses der Bourgeoisie zu rechtfertigen und den Mas-

sen als eine angeblich marxistische Politik mundgerecht zu machen. Die Arbeitermassen vom Ueber-

gang in das Lager des Kommunismus und vom revolutionären Kampf abzuhalten, das ist der politi-

sche Sinn aller „l i nke n“ Manöve r‚ die in der gegenwärtigen Etappe der Krise und des verschärften 

Klassenkampfes die sozialdemokratische Politik kennzeichnen. 

In diesen Zusammenhang gehören z. B. die Theorien vom „Staatskapitalismus“ als Stufe des friedli-

chen Uebergangs zum Sozialismus und von einem „allmählichen Uebergang zur planwirtschaftlichen 

Organisation“, die betrügerische Losung der „Bankenkontrolle“, die Ausspielung des angeblich er-

strebten „sozialistischen Endziels“ gegen die revolutionären Tageskämpfe des Proletariats, die pseu-

doradikalen Prophezeiungen über den automatischen Zusammenbruch des Kapitalismus, der jede re-

volutionäre Aktion überflüssig macht, die aus dem Arsenal des Trotzkismus entnommene Theorie 

von der Unmöglichkeit des Sozialismus in einem [201] Lande, die bei Mussolini entlehnte Formel 

von der „Priorität der Außenpolitik“, der entscheidenden Rolle der internationalen Beziehungen, die 

als „objektive Umstände“ jede Aktion von vornherein angeblich zur Wirkungslosigkeit verurteilen, 

und schließlich die heuchlerische Geste „Gebt uns die Mehrheit! Gebt uns die Macht!“, die das Pro-

letariat vom revolutionären Kampf um die Eroberung der Macht ablenken und ihm die parlamentari-

schen Kulissenschiebungen, hinter denen sich der „organische“ Prozeß der Faschisierung des bürger-

lichen Staates mit aktiver Unterstützung des Sozialfaschismus vollzieht, als einen „Kampf um die 

Macht“ vorzugaukeln. 

Der doppelte Prozeß der Faschisierung der Sozialdemokratie und des beschleunigten Uebergangs der 

Massen in das Lager des revolutionären Marxismus findet seine Widerspiegelung in dem spezifischen 

widerspruchsvollen Charakter der theoretischen Auffassungen des „neuen  Rev i s i on i sm u s“, die 

ihrem I nha l t  nach alle wesentlichen Merkmale der f a s ch i s t i s chen  Ideo l og i e  aufweisen, der 

Fo r m  nach aber im pseudom ar x i s t i s chen  Gewande auftreten. 

Wir wollen uns im folgenden nicht mit den einzelnen Erscheinungen dieses „neuen Revisionismus“, 

von denen wir oben einige der wesentlichen aufgezählt haben, beschäftigen, auch nicht mit der neu-

revisionistischen Ideologie in ihrer Gesamtheit, sondern lediglich mit einigen Grundzügen der welt-

anschaulichen und geschichtsphilosophischen Konzeption dieses „neuen Revisionismus“. Den Anlaß 

dazu gibt uns eine in dem bürgerlichen Verlag Alfred Kröner, Leipzig, erschienene Sammlung der 

theoretischen Frühschriften von Marx, die von den sozialdemokratischen Theoretikern S. Landshu t  

und I. P. Maye r  mit Unterstützung des Parteivorstandes der SPD herausgegeben wurde*). Die 

Sammlung enthält außer den bereits in den Mehringschen Nachlaßbänden und in der großen Marx-

Engels-Ausgabe des Marx-Engels-Instituts veröffentlichten Frühschriften von Marx fast die ganze 

„Deutsche Ideologie“ und eine inzwischen auch im Rahmen der Moskauer Gesamtausgabe erschie-

nene bisher unbekannte Arbeit von Marx aus dem Jahre 1844, die zu den Vorarbeiten für die „Heilige 

Familie“ und die „Deutsche Ideologie“ gehört und von den Herausgebern unter dem Titel „Nat i o -

na l ökonom i e  und  Ph i l o soph i e“ aus dem Manuskript veröffentlicht wird. 

 
*) Karl Marx, Der historische Materialismus. Die Frühschriften. Herausgegeben von S. Landshut und I. P. Mayer. 2 Bände. 

Verlag Alfred Kröner, Leipzig. 
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Es kann hier nicht unsere Aufgabe sein, die Prinzipien der Auswahl unter die Lupe zu nehmen und 

die skandalöse Bearbeitung der aus dem Manuskript veröffentlichten Abhandlung, die den Sinn und 

Inhalt des Marxschen Gedankengangs völlig verstümmelt und verfälscht, im einzelnen anzuprangern. 

Wir befassen uns nur mit der „Ei n le i t un g“, in der die Herausgeber ihren Standpunkt darstellen, der 

zugleich die „Rechtfertigung“ ihrer Marxausgabe enthält. 

Im Vorwort zu seinem Büchlein über die „Gr undpr ob l eme  de s  Marx i sm u s“ vom Jahre 1908 

prophezeite Plechanow, der damals, wenn auch nicht immer konsequent und nicht mit der notwendi-

gen Unversöhnlichkeit, gegen die Versuche, Marx mit Kant, mit Mach, mit [202] Avenarius, mit Ost-

wald usw. zu verkoppeln, kämpfte, daß bald Leute auftreten würden mit dem Versuch, Marx mit 

Tho m a s  von  Aqu i n, den dialektische Materialismus mit der s c h o l a s t i s ch e n  Philosophie zu 

„versöhnen“. Plechanow hat bekanntlich recht behalten, aber er konnte nicht voraussehen, daß einmal 

sozialdemokratische Theoretiker den Versuch unternehmen würden, Mar x  mit Gen t i l e, den Ma-

nismus mit dem Fasc h i s m u s, zu „versöhnen“. Diesen Versuch machen zum erstenmal in umfas-

sender Form (an derartigen Versuchen im Zusammenhang mit einzelnen Teilfragen hat es bisher nicht 

gemangelt) I. P. Mayer und Landshut in ihrer Einleitung zu den Frühschriften von Marx, die für die 

Herausgeber nur eine Illustration zu ihren eigenen theoretischen Auffassungen liefern sollen. Wir be-

schränken uns im folgenden auf einige der wichtigsten Züge dieser neurevisionistischen Philosophie. 

Die Herausgeber stellten sich die Aufgabe, das „ge i s t e sge sch i ch t l i che  Ve r s t ändn i s  von  

M a r x“ zu erschließen, alle „Vorurteile“ aus dem Wege zu räumen und den „geistesgeschichtlichen, 

universalen Horizont, in dem Marx selbst sich gestellt sah“, zu eröffnen. Um Marx selbst für ihre 

faschistische Ideologie als Kronzeugen anführen zu können, sehen sich die Herausgeber genötigt, von 

vornherein mit einer eklatanten Geschichtsfälschung zu beginnen. 

Es ist eine jedem Anfänger bekannte Tatsache, daß Marx sich bis um das Jahr 1845/46 auf dem Wege 

der kritischen Auseinandersetzung mit der Hegelschen Philosophie und dem Feuerbachschen Mate-

rialismus und des gründlichen Studiums des französischen Sozialismus und der politischen Oekono-

mie zum dialektischen Materialisten e n t wi cke l t hat, seine Frühschriften stehen im Zeichen des 

inneren Ringens um die Gewinnung seines neuen Standpunktes, der zu Anfang des Jahres 1845 im 

großen und ganzen ausgereift erscheint Nach Enge l s*) hatte Marx im Frühjahr 1845 schon „seine 

materialistische Geschichtstheorie in den Hauptzügen fertig herausentwickelt“. Um dieselbe Zeit 

vollzog sich der Uebergang Marxens von der bürgerlichen Demokratie zum Proletariat und begann 

seine unmittelbare Teilnahme an der Arbeiterbewegung, die den Ausreifungsprozeß des dialektischen 

Materialismus im Marxschen Denken beschleunigte. Schon in seinen frühesten Schriften traten viele 

Wesenselemente des dialektischen Materialismus mehr oder weniger deutlich hervor, obwohl sie 

vielfach noch im Gewande einer philosophisch-spekulativen Terminologie erscheinen. In seinem 

Konspekt zur „Heiligen Familie“ bemerkt Len in**) treffend, Marx habe sich in dieser Arbeit von der 

„Hegelschen Philosophie zum Sozialismus“ gewandt. Er schreibt ferner „Der Uebergang ist deutlich 

erkennbar, man sieht, wie weit Marx schon fortgeschritten ist und wie er sich dem neuen Gedanken-

kreis zuwendet.“ 

Das Studium der Frühschriften von Marx zeigt konkret, wie Marx schrittweise zu dem Ergebnis 

kommt, daß die Dialektik der Begriffe [203] nichts anderes ist als die Widerspiegelung der Dialektik 

der objektiven materiellen Wirklichkeit, wie Marx die Hegelsehe Dialektik vom Kopf auf die Füße 

stellt und den Standpunkt des dialektischen Materialismus gewinnt. Für die Herausgeber der Marx-

schen Frühschriften besteht diese Tatsache nicht. Für sie enthält schon der Brief von Marx an seinen 

Vater aus dem Jahre 1837, der die Sammlung eröffnet, „da s  Ganz e  de r  Mar xschen  Pos i t i o n, 

die Grundvoraussetzung, die sich nur noch in ihre Konsequenzen zu entfalten brauchte, die sich aber 

im wesentlichen nie mehr geändert hat.“ Die Abhandlung von Marx, die von den Verfassern unter 

dem Titel „Nationalökonomie und Philosophie“ veröffentlicht wird, erscheint ihnen als „die zent-

ralste Arbeit von Marx“, die Marx „auf der vollendeten Höhe seiner Position“ zeige. Dabei wird die 

 
*) Engels im Vorwort zu Marx, Enthüllungen über den Kommunistenprozeß zu Köln. 
**) Leninskij Sbornik, Band XII (russ.), Moskau 1930, Seite 30. 
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von Hegel und Feuerbach übernommene Term i no l og i e, die bei Marx in dieser Abhandlung, vor 

allem aber in der „Heiligen Familie“, ihren ursprünglichen metaphysischen Sinn bereits sichtbar ab-

gestreift hat und den materialistischen Inhalt der heranreifenden neuen Gedankenwelt keineswegs 

verschleiert, von den neorevisionistischen Marxdeutern unter der Hand in ein spekulativ-philosophi-

sches Sys t e m  Hegelscher Observanz umgefälscht. 

Mit Hilfe dieses Tricks verwandeln die Herausgeber Marx In einen waschechten Idealisten aus der 

Schule Hegels. Die Hegelsche Philosophie bildet nach ihrer Meinung ein „konstitutives Element des 

ganzen Marx“. Auf der Grundlage ihrer idealistischen „Interpretation“ der philosophischen Früh-

schriften von Marx entwickeln sie eine in jeder Hinsicht i de a l i s t i s che  We l t anschauung  und  

Gesch i ch t sp h i l osoph i e‚ die sich in allen wesentlichen Zügen mit den philosophischen Auffas-

sungen der f a s c h i s t i s che n  Ideologie deckt. 

In den Mittelpunkt ihrer Geschichtsauffassung rücken sie die „allem zugrundeliegende Auffassung 

vom Menschen und der Möglichkeit seines ‚Selbstentfremdung‘“. Der Ausgangspunkt ist für sie die 

Gewinnung der „wahr en  I dee  des  Menschen  und seines Gemeinwesens“. Die Erkenntnis der 

Wirklichkeit vollzieht sich nach ihnen als „Kritik“ am Maßstab der Idee. Und die Lösung des „Aus-

einanderbrechens der Welt in eine in sich totale und mit sich selbst einige Philosophie und eine ihr 

widersprechende widerspruchslose Wirklichkeit“ erscheint ihnen nur möglich auf dem Wege der 

„Ver söhnung  von  I dee  und  Wi r k l i c hke i t“. Die Aufgabe der Philosophie und der Geschichte 

ist die „Versöhnung von Vernunft und Wirklichkeit“. 

Die Lösung dieser Aufgabe ist das Werk der „geschehenden Geschichte“, die bereits die Vorausset-

zungen zur „Aufhebung der Selbstentfremdung des Menschen“, zu seiner „Selbstverwirklichung“ in 

sich birgt. Der Kern der „sogenannten“ (!) „materialistischen Geschichtsauffassung besteht nach den 

Herausgebern in der Verwirklichung der „I de e  de s M e nschen s“, die sich auf dem Wege der Auf-

hebung der „Selbstentfremdung“, der „Herstellung des wahren und vernünftigen Zustandes“, d. h. 

der „Selbstverwirklichung“ oder „Emanzipation“ des Menschen vollzieht. Die Misere der Gegenwart 

erscheint den Propheten des neuen Evangeliums nur als ein „Mangel der wahren Bestimmung des 

Menschen“ und jede Kritik der bestehenden Wirklichkeit gilt ihnen nur dann als zu [204] Recht be-

stehend, wenn sie vom „Begriff des wahren Seins des Menschen“ ausgeht. 

Auf die bürgerliche Gesellschaft angewandt nimmt sich diese idealistische Geschichtskonstruktion 

folgendermaßen aus: 

„Das Kap i t a l  ist das Sub j ek t  de r  Bewegun g, wie bei Hegel der Geist, und eine geistreiche 

Bemerkung, die das Kapital als die Wi ede r ho l ung  de r  Hege l s chen  Phänom eno l og ie  des 

Geistes bezeichnet, d. h. die Darstellung, wie der Geist selbst in Erscheinung tritt, jetzt in der Form des 

Ge i s t e s  de r  bü r ge r l i chen  Gese l l s cha f t, trifft durchaus zu. Daß aber das Kapital das wahre 

Subjekt des Geschehens ist, daß der Geist der bürgerlichen Gesellschaft in seiner Wahrheit im Kapital 

als seinem Subjekt in Erscheinung tritt, darin kommt nichts anderes zum Vorschein als jenes Verhältnis 

des Menschen zu seiner Welt, das Marx sonst unter dem Stichwort der Selbstentfremdung begreift.“ 

Der Inhalt der Menschheitsgeschichte ist nach I. P. Mayer und Landshut nichts anderes als: „die Be-

wegun g d e r I de e‚ die sich als geschehende Geschichte entfaltet ... aus ihrer Selbstentäußerung zu 

sich selbst, zu ihrer eigenen Verwirklichung kommt“. Sie ist nichts anderes als der „Vollzug der Be-

wegung der Idee, der Vollzug der Verwirklichung der Philosophie“. 

Dieses geschichtsphilosophische Kauderwelsch, das in der Terminologie als eine sonderbare Mi-

schung aus Hegelschen und Feuerbachschen Kategorien erscheint (wohl verstanden nur in der Ter-

minologie!) trägt unverkennbar den Stempel der f a s ch i s t i s chen  S t aa t sph i l o soph i e‚ wie sie 

z. B. der Hausphilosoph Mussolinis, Professor Gen t i l e, vertritt. Die Geschichte als „geschehende 

Geschichte“, als Prozeß der „Selbstentfremdung und Selbstverwirklichung der Idee“, wie sie uns von 

I. P. Mayer und Landshut vordemonstriert wird, was ist sie anderes als der „a t t o i n  a t t o“*), der 

 
*) Gentile, Teoria generale dello spirito come atto pure. Bari 1920. 
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„tätige Akt“, der „aktuelle Akt“, den Herr Gentile als das von ihm enthüllte Geheimnis der Weltge-

schichte offenbart. Bei I. P. Mayer und Landshut ist die Geschichte der menschlichen Gesellschaft 

der Prozeß der ..Selbstverwirklichung der Idee“, in der philosophischen Konzeption Gentiles er-

scheint der „Geist“ als „atto puro“ (reiner Akt), der im faschistischen Staat seine „Selbstverwirkli-

chung“ findet. 

Diese mit Hegelscher und Feuerbachscher Soße übergossene f a sch i s t i s ch e Philosophie wagen die 

Herausgeber der Marxschen Frühschriften Marx selbst zu unterschieben, der auf dem Wege kritischer 

Vernichtung und Ueberwindung des Hegelschen Idealismus und der Halbheit und Inkonsequenz des 

Feuerbachschen Materialismus seinen neuen philosophischen Standpunkt ein Standpunkt, der in den 

Schriften von 1844/45 trotz der philosophisch-spekulativen Terminologie bereits im wesentlichen 

klar zum Ausdruck kommt –‚ den dialektischen Materialismus gewann. I. P. Mayer und Landshut 

schmuggeln den Feuerbachschen Humanismus, die Hegelsche Vernunft und alle Illusionen der bür-

gerlichen Aufklärung in den Marxismus, wie sie ihn verstehen, wieder hinein sind [205] verwandeln 

auf diese Weise den Marxismus in eine mystisch-reaktionäre Philosophie, die im Wesen mit der fa-

schistischen Ideologie übereinstimmt. Der einzige Unterschied besteht darin, daß die faschistische 

Philosophie, gestützt auf die idealistische Dialektik Hegels, die sie, wenn auch in verzerrter Form 

übernommen hat, einen ausgesprochen ak t i v i s t i s che n  Zug aufweist, während dem „Neurevisio-

nismus“ eine ausgeprägt f a t a l i s t i s che  Grundstimmung anhaftet. 

Am krassesten wird der faschistische Charakter der neurevisionistischen Marx-Interpretation offen-

bar dort, wo die neuen Marx-Deuter aus dem nächtlichen Dickicht der Abstraktion heraustreten und 

sich der „Wirklichkeit“ zuwenden. 

Ihre Gesellschafts- und Staatsauffassung, die sie mit absichtlich mißverstandenen, aus dem Zusam-

menhang gerissenen und verfälschten Worten und Sätzen aus den Marxschen Frühschriften aufput-

zen, ist im Wesen identisch mit dem Gesellschafts- und Staats„ideal“ des Faschismus. An die Stelle 

der von Marx herausgearbeiteten Lehre von den sozialökonomischen Gesellschaftsformationen, die 

jeweils die Gesamtheit der Produktionsverhältnisse umfassen, setzen I. P. Mayer und Landshut die 

mystische Idee der „Gemeinschaft“: 

„Es gehört zum Begriff des Menschen selbst, daß er nur in Gemeinschaft mit anderen Menschen ist 

... Das was jeder einzelne als Mensch ist, ist er nur durch die Gemeinschaft mit anderen. Das ist es, 

was Marx eigentlich meint) wenn er als das wahre Wesen des Menschen sein Gattungswesen erklärt.“ 

Hören wir dagegen Mar x: „Es ist vor allem z u  ve r me i de n, die ‚Gesellschaft‘ wieder als Abs -

t r ak t i o n  dem Individuum gegenüber zu fixieren. Das Individuum ist das ge se l l s cha f t l i ch e  

W e s e n, seine Lebensäußerung – e r s che i ne  s i e  auch  n i ch t  i n  de r  unm i t t e lba r en  Fo rm, 

e i ne r  geme i nsc ha f t li che n, mit anderen zugleich vollbrachten Lebensäußerung – ist daher eine 

Aeuße r ung  und  Bes t ä t i gung  de s  ge se l l s cha f t l i che n Leben s ... Als Gattungsbewußtsein 

bestätigt der Mensch sein reelles Gesellschaftsleben“. (Marx-Engels Gesamtausgabe. Herausgegeben 

vom Marx-Engels-Institut, Abteilung I, Band 3. Oekonomisch-philosophische Manuskripte, S. 117.) 

Nach I. P. Mayer und Landshut ist das wahre Wesen des Menschen sein „Gattungswesen“, seine 

Stellung innerhalb einer abstrakten „Gemeinschaft“. Bei Marx ist die wesenhafte Daseinsweise des 

Individuums sein „gesellschaftliches Wesen“, sein wi r k l i che s Dasein innerhalb eines konk r e t en‚ 

bes t im mte n „gesellschaftlichen Lebens“. 

Von ihrer abstrakten Gemeinschaftsidee ausgehend, ist es nur konsequent, wenn I. P. Mayer und 

Landshut die Marxsche Lehre von den Klassen und vom Klassenkampf ad acta legen. An die Stelle 

des Klassenkampfes setzen sie den Prozeß der „Selbstentfremdung“ und der „Selbstverwirklichung“ 

der „I de e“ des Menschen. Die Voraussetzung für die Formulierung des historischen Materialismus 

war demnach nicht die „Anschauung vom bestehenden Proletariat“, sondern um gekeh r t: „Der his-

torische Materialismus, d. h. d i e  A uf f a s su ng, daß  d i e  ge s chehende  Gesch i ch t e  s e lb s t  

d i e  Ve r wi r k l i chun g [206] de r  Idee  aus  s i ch  e r zeug t, ist die Voraussetzung für die Erkennt-

nis der Rolle des Proletariats.“ Aus einem historischen Träger des Klassenkampfes in der bürgerlichen 
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Gesellschaft verwandelt sich das Proletariat auf diese Weise in eine mystisch-spekulative Kategorie; 

ebenso wie die Bourgeoisie wird es zum abstrakten „Exponen t e n  der alles beherrschenden Pro-

duktionsverhältnisse“. 

Es ist nicht schwer, hinter dieser mystischen Konstruktion den Pferdefuß der f a s ch i s t i s chen  

Kor po r a t ions i de e, der betrügerischen Theorie von der Gliederung der „Nation“ in „gleichberech-

tigte“ Stände, die in voller Harmonie die „Gemeinschaft“ bilden, in der sich das Wahre Wesen des 

Menschen durchsetzt, zu entdecken. 

Aus der Negierung des Klassencharakters der bürgerlichen Gesellschaft ergibt sich bei unseren Neu-

revisionisten konsequent die P r e i sgabe  de r  I dee  de r  Revo l u t i o n. An die Stelle des ersten Sat-

zes des „Kommunistischen Manifestes“: „Die ganze bisherige Geschichte ist die Geschichte von 

Klassenkämpfen“, predigen sie die neue Heilsbotschaft: „Al l e  b i she r i ge  Gesch i ch t e  i s t  d i e  

Ge sch i ch te  de r  Se l bs t en t f r e mdung  de s  Mensche n“. Die Aufgabe der Geschichte besteht 

darin, „die Philosophie, d. h. die Idee durch sich selbst zu verwirklichen“, „die Idee und die Wirk-

lichkeit miteinander zu versöhnen“. 

Die Lösung dieser Aufgabe vollzieht sich durch den immanenten Prozeß der Selbstverwirklichung 

der Idee. Die geschichtliche Aktion, die die alte Gesellschaft stürzt und die neue heraufführt, ist nicht 

die revolutionäre Aktion des Proletariats, sondern: „In der Bildung des Proletariats hat die bisherige 

Geschichte des Menschen den Punkt erreicht, an dem sie s i ch  s e l b s t  au f heb t  und damit zugleich 

zu ihrem eigenen Ziele gelangt. Die Bewegung der Idee; die sich als geschehende Geschichte entfal-

tet, gelangt Ins Ziel, d. h., sie kommt aus ihrer Selbstentäußerung zu sich selbst, zu ihrer eigenen, 

Verwirklichung.“ 

Worin aber besteht das „Ziel“ der Geschichte. Hören wir I. P, Mayer und Landshut: „Das Ziel der 

Geschichte ist n i ch t  d i e  ‚Ver gese l l s c ha f tung  de r  P r oduk t i onsm i t t e l‘, die ‚Bese i t i -

gung  de r  Ausbeu t un g du r ch  d i e  ‚Exprop r i a t i on  de r  Exp ro p r i a t eu r e‘, alles das ist 

s i nn l o s, Wenn es nicht zugleich die Verwirklichung des Menschen ist. Auch  de r  Kom m uni s -

m us  i s t  n i ch t  da s  Z ie l  de r  Gesch i ch t e“. 

Das „Ziel“ der Geschichte ist für I. P. Mayer und Landshut die „Verwirklichung der wahren Bestim-

mung des Menschen“ ein Ziel, dessen Verwirklichung nicht die proletarische Revolution zur Voraus-

setzung hat –‚ ein Ziel, das, um mit I. P. Mayer und Landshut zu sprechen, „nicht dadurch schon 

gewährleistet ist, daß das Privateigentum aufgehoben und die sachlichen Produktionsmittel als allge-

meines Eigentum nunmehr alle Menschen in die gleiche Abhängigkeit (!) gebracht haben“. Aus der 

Sprache der Metaphysik in verständliches Deutsch übertragen, heißt das nichts anderes als: die Be-

freiung des Proletariats ist nicht bedingt durch die proletarische Revolution, sie ist vielmehr ebenso 

gut in der No t ve r o r dnungs r epub l i k des deutschen Faschismus zu verwirklichen, ja sogar nu r 

in ihr, da ja die Vergesellschaftung der Produktionsmittel [207] „alle Menschen in die gleiche Ab-

hängigkeit“ bringt, „die ganze Gesellschaft zum Proletariat“ macht. 

Auch für diese konterrevolutionäre faschistische Theorie verstehen es I. P. Mayer und Landshut 

Marx-Zitate zur „Begründung“ aufzutischen. Sie zitieren eine Aeußerung von Marx aus dem ersten 

Teil der „Deutschen Ideologie“, in der Marx im Gegensatz zum utopischen Sozialismus, der den 

Kommunismus als ein „Ideal“ anpreist, „wonach die Wirklichkeit sich zu richten habe“, den Stand-

punkt des wissenschaftlichen Sozialismus unterstreicht: „Wir nennen Kommunismus die wirkliche 

Bewegung, welche den jetzigen Zustand aufhebt. Die Bedingungen dieser Bewegung ergeben sich 

aus der jetzt bestehenden Voraussetzung.“ 

In diesem Zusammenhang kritisiert Marx die Gleichheits- und Nivellierungsillusionen des utopischen 

Sozialismus, der historisch gesehen „nur eine Verallgemeinerung und Vollendung des Privateigen-

tums“ darstellt. I. P. Mayer und Landshut verschweigen die Kleinigkeit, daß Marx sich in diesen 

Ausführungen gegen die kommunistischen Träumereien der Utopisten wendet. Sie behaupten mit 

frecher Stirn: „Alles das, was mit dem Begriff des Kommunismus gewöhnlich verbunden und als was 

er sich selbst heu t e  versteht, hat Marx selbst, vorweggreifend, deutlich abgelehnt.“ 
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Mit dieser infamen Attacke gegen den Kommunismus schließt sich der Kreislauf der „Selbstverwirk-

lichung der Idee“ bei I. P. Mayer und Landshut. Das Wesen dieser „Idee“ entpuppt sich als das kon -

t e r r ev o l u t i onä r e  Wesen ihrer Träger, die im Schoße des Faschismus Rettung suchen vor dem 

unaufhaltsamen siegreichen Vormarsch des revolutionären Marxismus. 

LITERATUR 

Materialien zu Agrarkrise  
(M. Kemper: „Die Agrarkrise in Deutschland“) 

Wir begrüßen die Herausgabe von Materialien zur internationalen Agrarfrage durch das Internatio-

nale Agrarinstitut in Moskau. Damit kann eine Lücke in der marxistisch-leninistischen Literatur ge-

schlossen werden. Allein, wir verlangen unbedingt, daß solche Veröffentlichungen die wissenschaft-

liche Methode des Marxismus-Leninismus streng anwenden, denn bürgerliche und pseudomarxisti-

sche Literatur haben wir genug. 

Die Arbeit von M. Kemper über „Die Agrarkrise in Deutschland“ entspricht nicht den Erwartungen, 

die wir an Arbeiten aus dem Agrarinstitut in Moskau zu knüpfen berechtigt sind. Sie hat weder Me-

thode in der Untersuchung, noch Präzision in der Formulierung, noch Totalität in der Zusammenstel-

lung der wichtigsten Tatsachen. 

Untersuchen wir zunächst die wissenschaftliche Methodik Kempers in dem vorliegenden Büchlein. 

Genosse Kemper beginnt ganz richtig mit einer Polemik gegen die Agrartheoretiker der Bourgeoisie, 

vor allem gegen Professor Sering, in der er die ganze Hilflosigkeit der bürgerlichen Wissenschaft 

gegenüber dem Gang der geschichtlichen Entwicklung sowie ihre geflissentliche Leugnung des ka-

pitalistischen Charakters der Krise darstellt. Aber diese notwendige Kritik der bür-[208]gerlichen 

Kurpfuscher muß ausgehen von einer klaren und präzisen Darlegung der marxistischen Krisentheo-

rie; sie darf unseren Gegnern nicht das zum Vorwurf machen, was an ihren Theorien halbwegs richtig 

ist, und das übersehen, worin sie am meisten irren. Sering hatte nämlich gar nicht so unrecht, als er 

1925 die vulgärökonomische Theorie der Ueberproduktion ablehnte und das Sinken der überseei-

schen Agrarpreise seit 1920 auf die Senkung des Einkommens der Bevölkerung in den europäischen 

Industrieländern zurück führte. Die Agrarkrise 1920/23 war tatsächlich weit weniger hervorgerufen 

durch die Dynamik der kapitalistischen Entwicklung innerhalb der Landwirtschaft als durch soge-

nannte „exogene“ (von außen kommende) Momente, die freilich auch kapitalistischen Charakter tra-

gen, aber außerhalb der landwirtschaftlichen Produktionssphäre liegen: nämlich durch den Wider-

spruch zwischen den im Weltkrieg sprunghaft erweiterten Anbauflächen einerseits und dem nach 

Abschluß des Krieges ebenso sprunghaft verengten Absatzmärkten andererseits. Die Agrarkrise ge-

hörte also tatsächlich in die Sphäre der „Demobilisierungskrise“, ähnlich der Agrarkrise vor hundert 

Jahren nach Ablauf der napoleonischen Kriege. Sie wurde infolgedessen auch in demselben Maße 

überwunden, wie die allgemeine relative Stabilisierung des Kapitalismus Fortschritte machte und 

schlug in den Jahren 1925/28 in eine ausgesprochene Hochkonjunktur um. (Meßziffern der Weizen-

preise in England: 1923 = 129, 1924 = 149, 1925 = 159, 1926 = 163, 1927 = 151.) 

Also nicht die Hervorhebung der „exogenen“ Momente ist das bürgerlich-falsche in der Analyse von 

Sering und seiner Schüler, sondern die Verkennung der Tatsache, daß erstens auch diese exogenen 

Ursachen gesamtkapitalistischen Ursprungs sind, und zweitens, daß die kapitalistische Produktions-

weise unaufhaltsam in die Landwirtschaft eindringt, was aus den amerikanischen oder australischen 

Landmaschinenziffern abzulesen ist und zwangsläufig zunächst zu einer Katastrophe der Bauernwirt-

schaft (Kleinfarmer), weiter aber auch zu r  Anbahnung  e i ne s  pe r iod i s chen  Kr i s enzyk l us  

i n  der kap i t a l i s t i s chen  Landwi r t s cha f t  selber führen muß. Sering konnte die neue Krise 

nicht voraussehen, weil er als Antimarxist die Zwangsläufigkeit periodischer Krisen im Kapitalismus 

nicht erkennt und das Gesetz der kapitalistischen Akkumulation speziell für die Landwirtschaft leug-

net. Da Sering als Mann der Bourgeoisie auch die Stagnation und den Verfall des Kapitalismus igno-

riert, mußte er Optimist sein und steigende Prosperität voraussagen. 

Genosse Kemper weist darauf hin, daß Sering erst 1930 Amerika gleichsam neu entdecken mußte. 

Heute sehe er die Ursachen der neuen Agrarkrise in den „technischen Veränderungen“, die drüben 
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vor sich gegangen sind und ein Ueberangebot billiger Massenware, wie sie in Europa gar nicht her-

gestellt werden kann, hervorgerufen haben. Aber gerade das ist nicht, wie es bei Kemper scheinen 

könnte, ein wissenschaftlicher Fortschritt Serings. Im Gegenteil! Während Sering bei der Agrarkrise 

1920/23 der geschichtlichen Wahrheit noch ziemlich nahe kam, versagt er heute vollkommen und 

grundsätzlich und gerade da, wo er – scheinbar in Uebereinstimmung mit dem Marxismus – die tech-

nische Revolution im überseeischen Getreidebau als Hauptkrisenursache nennt. Denn nicht die Tech-

nik, also Traktor und Mähdrescher, haben die Krise des europäischen Ackerbaus hervorgerufen, son-

dern die mit ihrer Hilfe betriebene Akkumulation von Kapital, die ja gleichbedeutend ist einerseits 

mit der fortgesetzten Steigerung der Produktivkräfte, andererseits mit der wachsenden „Armut und 

Konsumtionsbeschränkung der Massen“. Und dieser Prozeß – d e r  en t s che i dends t e  E i n b r uch  

de s  Kap i t a l i sm us  in  d i e  Sphä r e  de r  Landwi r t s cha f t, den  w i r  kennen  – erzeugte nicht 

nur eine unerhörte Agrarkrise in ganz Europa, sondern noch vorher eine Katastrophe unter den ame-

rikanischen Kleinfarmer selbst. 

Noch unpräziser als in der Polemik gegen Sering ist Genosse Kemper in der Polemik gegen Hilfer-

ding. Er schreibt: 

„Nach der Hilferdingschen Preistheorie bestimmen auf Grund des ‚Gesetzes vom abnehmenden Bodenertrag‘ 

und der ‚Unvermehrbarkeit [209] des Bodens bestimmter Fruchtbarkeit‘ die s c h l e c h t e s t e n  Böden mit den 

h ö c h s t e n  Produktionskosten ... die Preise der Agrarprodukte.“ 

Die Unterstreichungen sind von Kemper. Demnach soll der Fehler Hilferdings nicht etwa in der fal-

schen Begründung einer richtigen Tatsachenfeststellung, sondern in dem Preisgesetz selbst liegen. 

Aber das Preisgesetz selbst ist unantastbar. Weder Marx noch Lenin haben jemals daran gedacht, 

dieses Preisgesetz anzuzweifeln. Sie gaben ihm freilich eine andere Begründung. Und hier liegt das 

Bürgerlich-antimarxistische Hilferdings. Die Besonderheit der landwirtschaftlichen Preisbildung ist 

nämlich nicht eine Folge irgend eines naturhaften, allgemeingültigen und also nicht geschichtlichen, 

sondern metaphysischen „Gesetzes vom abnehmenden Bodenertrag“, sondern des privatkapitalisti-

schen Bodenmonopols und der durch die Grundeigentümer in Gestalt der Grundrente aufgerichteten 

Barriere, die jede Bebauung und rationelle Bewirtschaftung des Bodens solange verbietet, bis die 

Marktpreise so hoch gestiegen sind, daß auch auf dem schlechtesten und entlegensten Boden neben 

dem durchschnittlichen Kapitalprofit auch Grundrente für den Bodeneigentümer erzielt wird. 

Und damit sind wir bei dem schwersten methodologischen Fehler in Kempers Buch angelangt. Voll-

kommenes Außerachtlassen der Ro l l e  de r  Gr und r en t e  und  des  p r i va t en  Boden m ono-

po l s  de r  Gr unde i gen t üm e r. Einzig auf der Seite 24 findet sich folgender Satz: 

„Der Kampf um die Renten wird durch die Agrarkrise zu einem offenen Widerspruch der kapitalistischen Pro-

duktions- und Eigentumsverhältnisse. Die Pächter fallen der Krise als erste zum Opfer; die sinkende Bodenrente 

ist unvereinbar mit der Höhe der in den Pachtverträgen und Hypotheken auf längere Zeit festgelegten Zinsen.“ 

Die Formulierung ist wie überall in dem Buche unpräzis. Der große historische Prozeß des Unter-

gangs des bäuerlichen Parzelleneigentums, der progressiven Trennung von Grundeigentum und 

Landwirtschaft, der Konzentration des Grundeigentums und seiner Verschmelzung mit dem Finanz-

kapital, wird durchs die Krise gewaltig beschleunigt, er vertieft seinerseits wieder die Krise. Es ist 

auch nicht richtig, daß in Deutschland die kapitalistischen Pächter der Krise als erste zum Opfer fal-

len, es sind vielmehr die „Uebergangsformen“, gleichgültig ob sie die Grundrente in Form von Pacht 

oder von Hypothekenzinsen abliefern, und unter diesen die mit geringeren Böden, schlechter Ver-

kehrslage und mangelndem Kapital. 

Es genügt eben nicht, wenn man statt einer systematischen Darstellung der marxistischen Krisenthe-

orie und der Besonderheiten der Agrarkrise nur ein einziges Marxzitat als Motto seiner Abhandlung 

vorausschickt, ein Zitat, das nur „den letzten Grund aller wirklichen Krisen“ in größter Vereinfachung 

nennt. Zu große Vereinfachung führt nicht zur Wahrheit, sondern zum Gegenteil. Warum hat Genosse 

Kemper nicht auch jene Stelle zitiert, in der Marx als eine der wichtigsten Ursachen der kapitalisti-

schen Wirtschaftskrisen die Ung l e i chm ä ß i gke i t  de r  kap i t a l i s t i s chen  En t wi ck l ung  (Ka-

pital III/I. Seite 225–226) nennt? 
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„Die Bedingungen der unmittelbaren Exploitation und die ihrer Realisation sind nicht identisch. Sie fallen 

nicht nur nach Zeit und Ort, sondern auch begrifflich auseinander. Die einen sind nur beschränkt durch die 

Produktionskraft der Gesellschaft, die a n d e r n  d u r c h  d i e  P r o p o r t i o n a l i t ä t  d e r  v e r s c h i e d e n e n  

P r o d u k t i o n s z w e i g e  und durch die Konsumkraft der Gesellschaft.“ 

Neben der Grundrente ist nämlich noch eine der wichtigsten Besonderheiten der landwirtschaftlichen 

Produktion im Kapitalismus das Zur ückb l e i ben  de r  Landwi r t s cha f t  h i n t e r  de r  I ndus t -

r i e, das ungleichmäßige und zögernde Eindringen des Kapitalismus in die landwirtschaftliche Pro-

duktionssphäre, das Fortbestehen eines überwiegenden vorkapitalistischen Sektors und zahlreicher 

Uebergangsformen neben den eigentlichen kapitalistischen Betrieben. Der größte Teil der Weltland-

wirtschaft steht heute zwar unter der Herrschaft des Kapitalismus, wird aber nicht direkt kapitalistisch 

betrieben. So wenig aber [210] bäuerliches und kapitalistisches Bodeneigentum, bäuerliche und ka-

pitalistische Grundrente, bäuerliche und kapitalistische Warenproduktion miteinander identisch sind, 

so wenig kann die Krise der Bauernwirtschaft und der Uebergangsformen einfach gleichgesetzt wer-

den mit der Krise der kapitalistischen Agrarwirtschaft. 

Für Kemper sind die Bauernwirtschaften einfach kapitalistische Kleinbetriebe. Sie leiden schärfer 

unter der Krise, aber im wesentlichen ist ihre Krise dieselbe, wie die der kapitalistischen Gutsbetriebe, 

So schreibt er auf Seite 24: 

„Es zeigt sich gerade in Deutschland, daß in der Krise den agrarkapitalistischen, technisch fortgeschrittenen 

Unternehmen ihre weitaus geringeren Produktionskosten gegenüber den Kleinbetrieben zu statten kommen 

und sie, bei gleichen Produktionsbedingungen, selbst bei gedrückten Preisen den Durchschnittsprofit realisie-

ren, während die Kleinbetriebe verelenden.“ 

Richtig an diesem Satz ist nur, daß die Kleinbetriebe verelenden. Alles andere schlägt den Tatsachen 

ins Gesicht. „Gleiche Produktionsbedingungen“ können niemals vorhanden sein. Es ist auch unrich-

tig, ganz allgemein von den „geringeren Produktionskosten“ der kapitalistischen Großbetriebe ge-

genüber der kleinbäuerlichen Familienwirtschaft zu sprechen. Das sind zwei unvergleichbare Dinge. 

Auch der Kleinbauer Kann trotz technischer Rückständigkeit seine Produktionskosten herabdrücken, 

nämlich durch Uebe r a r be i t  und  Un t e r kons um. Darum entstand ja die bürgerliche Theorie von 

der besonderen „Krisenfestigkeit“ der Bauernwirtschaft! Erst wenn der Bauer an die Grenze einer 

nackten physischen Existenz gelangt ist, erweist sich die Ueberlegenheit des kapitalistischen Groß-

betriebs durch Verdrängung und Vernichtung des Kleinbauern. 

Tatsächlich waren gerade die technisch fortgeschrittensten Betriebe in Deutschland zunächst am „kri-

senanfälligsten“, weil sie die Technisierung bei hoher Grundrente, teuren Industriepreisen und fast 

ausschließlich mit hochverzinslichem Leihkapital durchgeführt hatten. Ihre Produktionskosten im 

weiteren Sinne sind faktisch nicht geringer, sondern höher als die des technisch rückständiger Bauern, 

weil die Verzinsung und Amortisation der hochverzinslichen Darlehen den technischen Vorteil mehr 

als ausgleichen. 

Die relativ günstige Situation der westdeutschen Gutsbetriebe ist eine Auswirkung der hohen Diffe-

rentialrente in diesen Gebieten infolge besserer Bodenqualitäten, Nähe des Absatzmarktes in den gro-

ßen Industriezentren und der rechtzeitigen Umstellung auf hochwertige Kulturen bzw. Molkereien 

und Fleischfabriken. 

Die Krise der Bauernwirtschaft besteht nicht in mangelnder Rentabilität als Massenerscheinung, wie 

bei den kapitalistischen Betrieben – von einer Rentabilität der Bauernwirtschaften (Familienbetriebe) 

kann man zu keiner Zeit sprechen! –‚ sondern in der Tatsache, daß jene von Marx schon erwähnte 

Grenze der physischen Existenz, bis zu der der kleine Bauer seine Ansprüche herunterschraubt, heute 

bereits erreicht ist. Man  m uß  a l so  d i e  Kr i se  de r  Baue r nwi r t s cha f t  g r undsä t z l i ch  und  

sys t ema t i s ch  un t e r  ande r e n  Ges i c h t spunk t en  behande l n  a l s  d i e  kap i t a l i s t i s che  

Agr a r k r i s e. Sie ist bei Prosperität des kapitalistischen Sektors denkbar. 

Uebrigens spielt die Industriekrise bei der Katastrophe der bäuerlichen Familienwirtschaft ebenfalls 

eine große Rolle. In allen kapitalistischen, hochentwickelten und dicht bevölkerten Ländern mit hoher 
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Grundrente existiert der bäuerliche Kleinbetrieb nur durch Verbindung mit der industriellen Lohnar-

beit. Das Zurückfluten erwerbsloser Bauernkinder aus der Industrie, der Wegfall der bäuerlichen Ne-

beneinnahmen schaffen einen chronischen Zustand der Unterernährung, fast genau wie bei den rein 

proletarischen Erwerbslosen. 

Die Nichtbeachtung der Frage der Proportionalität der einzelnen Produktionszweige im Kapitalismus, 

also der Frage des Zurückbleibens der Landwirtschaft hinter der Industrie, des Bestehens eines großen 

vorkapitalistischen Sektors und zahlreicher Uebergangsformen innerhalb der Landwirtschaft, [211] 

zeigt sich bei Kemper auch darin, daß er die wichtige Frage der Preisschere nicht als eine der Krisen-

ursachen oder wenigstens verschärfenden Momente der Krise anführt, sondern als „Symptom und 

Wirkung“ der Krise. Er übersieht, daß das Auseinanderklaffen der Industrie- und Agrarpreise eine 

Fo l ge  de r  He r r s cha f t  de s  F i nanzkap i t a l s, der industriellen Monopole ist, daß die gegenwär-

tige Krise überhaupt nur begriffen werden kann als eine Krise auf der Basis des Monopolkapitalis-

mus, der Diktatur der Finanzoligarchie. Materialien also, die zur Klärung der Probleme der Agrarkrise 

beitragen sollen, müssen enthalten: 

1. Eine präzise Darstellung der ganzen Krisentheorie im allgemeinen. 

2. Eine erschöpfende Untersuchung der Besonderheiten der Agrarkrise gegenüber der Industriekrise, 

auf Grund der Bodenrente, des Bodenmonopols, der Grundeigentümer, des Zurückbleibens der Land-

wirtschaft und der nur teilweisen und ungleichmäßigen direkten Besitzergreifung der Landwirtschaft 

durch das Kapital. 

3. Eine Untersuchung der Besonderheiten der gegenwärtigen Agrarkrise gegenüber früheren (ent-

scheidender Einbruch der kapitalistischen Produktionsweise in den Feldbau, Herrschaft des Finanz-

kapitals, Periode des verfaulenden Kapitalismus und des sozialistischen Aufbaus in der Sowjetunion). 

4. Eine Untersuchung der Vernichtungskrise der bäuerlichen Familienwirtschaft, der besonderen For-

men der beschleunigten Expropriierung des Bauern und seiner Auswegslosigkeit im Kapitalismus. 

5. Eine Darstellung der imperialistisch-faschistischen Agrar- und Bodenpolitik, sowohl der sogenann-

ten Bodenreform (Siedlung) wie der „Umschuldung“ als auch des Protektionismus, der Marktregu-

lierung und der Schleuderausfuhr. 

Auch bei dieser fünften Frage der bürgerlichen Maßnahmen gegen die Agrarkrise hat Genosse Kem-

per entscheidende Punkte einfach übersehen, so z. B. die Boden f r a ge  mit der Siedlung, die Um -

schu l dun g, die S t e ue r p o l i t i k. 

Zum Schluß sei erwähnt, daß das Büchlein von ungenauen Formulierungen förmlich strotzt (nebenbei 

erwähnt seien schludrige Ausdrücke, wie „Preiskrise“, „Kaufkraft der Preise“ usw.). Schlimmer ist, 

daß seitenweise einfach von Ueberproduktion gesprochen wird, und die Betonung des relativen Cha-

rakters dieser scheinbaren „Ueberproduktion“ nachher nur so nebenbei erfolgt. Jedenfalls ist ein Satz 

wie der folgende durchaus irreführend: 

„Gegenwärtig hat Deutschland bei mittleren Ernten eine Ueberproduktion in Roggen, Hafer, Kartoffeln, ferner 

bei Schweinen, die sich durch Fütterung mit Roggen und Kartoffeln beliebig vermehren lassen.“ 

Weder die Ernten, noch die Menge der Vieherzeugnisse haben sich wesentlich über den Vorkriegs-

stand gehoben, vor allem nicht, wenn man die starke Zunahme der erwachsenen Bevölkerung, also 

der „Vollperson“, infolge der bekannten „Ueberalterung“ der Bevölkerung in Betracht zieht. Höchs-

tens bei Kartoffeln und zeitweise bei Schweinen könnte man vorübergehend so etwas wie „Ueber-

produktion“ feststellen, aber auch hier ist das mehr eine Folge von Ernteschwankungen (Saison-

schwankungen) als von der Erweiterung der Produktivkräfte. Die Industrialisierung der Landwirt-

schaft in Deutschland ist seit 1928 in den ersten Anfängen steckengeblieben, eine Folge der allge-

meinen, verschärften Krise des deutschen Kapitalismus. Die Besonde r he i t en  de r  deu t s chen  

Agr a r k r i se  sind nämlich: 

1. Zusammentreffen mit der allgemeinen, verschärften Krise des deutschen Kapitalismus infolge ver-

lorenen Krieges, der Reparationslasten usw., was sich für die Landwirtschaft in außerordentlich 
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hohen Kapitalzinsen, hohen öffentlichen Lasten, ungeheuer gesunkener Konsumfähigkeit der arbei-

tenden Massen ausdrückt. (Politisch bedingte Krise!), 

2. Schwere Belastung der Agrarproduktion durch die außerordentlich hohe Bodenrente, die durch das 

Finanzkapital hochgehalten wird bzw. durch die starken „Zusä t z e zu r  Boden r en t e“ aus Kapital-

profit und Arbeitslohn der direkten Produzenten, die das Finanzkapital einzieht. 

3. Der entwickelte Monopolkapitalismus in der Industrie, der durch die „Preisschere“ noch einen 

Sonder-[212]tribut von den Landwirten, auch von den Agrarkapitalisten, einzieht. Hierher gehört 

auch das Mißverhältnis zwischen den Industrie- und Agrarzöllen. 

4. Die sprunghaft wachsende Differenzierung zwischen kapitalistischem Gutsbetrieb und Bauern-

wirtschaft und innerhalb der Bauernwirtschaft selber, – weniger infolge der Mechanisierung der 

Großbetriebe als infolge des bürgerlichen „Agrarschutzes“ und der Standardisierung sowie der An-

wendung industrieller Ausbeutungsmethoden gegenüber den Landarbeitern. 

5. Die produktionstechnische und absatzorganisatorische Rückständigkeit der deutschen Landwirt-

schaft gegenüber der Uebersee und die Unfähigkeit des deutschen Kapitalismus, diesen Vorsprung 

einzuholen oder sich von dem Weltmarkt gänzlich abzuschließen. 

6. Die besondere Krise der bäuerlichen Klein- und Zwergbetriebe, die nicht nur eine Folge der tech-

nischen Primitivität, sondern auch der traditionellen Bodenzersplitterung ist und gegenwärtig durch 

die Industriekrise außerordentlich verschärft wird. Diese Krise ist keine Agrarkrise im strengen Sinne 

des Wortes, sie ist eine Krise der vorkapitalistischen Betriebsformen 

Eine sorgfältige Neubearbeitung des Büchleins, das viel Material enthält, ist dringend zu wünschen. 

Edwin Hoernle. 

[213] 
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Die Internationale  

15. Jahrgang ⁕ Berlin, Mai 1932 ⁕ Heft 5 

Nach drei Wahlen 

Berlin, 10. Mai 1932. 

Präsidentschaftswahlen und Parlamentswahlen auf einem Gebiet, das etwa fünf Sechstel Deutsch-

lands darstellt, liegen hinter uns. Dem äußeren Anschein nach hat die deutsche Bourgeoisie in diesem 

Frühjahr in ihren Herrschaftsmethoden den „demokratisch-parlamentarischen“ Gebräuchen der all-

gemeinen Wahl einen weitgehenden Spielraum eingeräumt. Zu derselben Zeit, wo in der Praxis der 

Brüningregierung und ihrer Filialen in den verschiedenen Ländern der Ausnahm epar ag r aph  48 

und die Notverordnung längst die parlamentarischen Gepflogenheiten außer Kraft gesetzt haben, 

kehrte die Bourgeoisie s che i nba r  durch diese Veranstaltung einer ganzen Anzahl von allgemeinen 

Wahlen zu den Methoden der bürgerlichen „Demokratie“ zurück. 

Aber der Schein trügt. Denn gerade mit diesen Wahlen hat die Fa sch i s i e r ung  Deutschlands, die 

Politik der Durchführung der faschistische Diktatur durch das herrschende Finanzkapital und seine 

Beauftragten, neue Fortschritte gemacht. Die „Positionen“ des gemäßigten Flügels des Faschismus, 

der Soz i a ldem okr a t i e, im Rahmen der allgemeinen Politik der deutschen Bourgeoisie sind weiter 

geschwächt, die sozialdemokratischen „Siege“ bei den beiden Wahlgänge der Reichspräsident-

schaftswahl, die angeblich der Abwehr des Hitlerfaschismus dienen sollten, habe in Wirklichkeit den 

Weg weiter für die unmittelbare und offene Terror- und Kampforganisation der deutschen Bourgeoi-

sie, für den Hitlerfaschismus, freigemacht. 

So ist die e r s t e  Leh r e, die sich bei der Betrachtung der mit den drei Wahlen dieses Frühjahrs ver-

bundenen politischen Vorgänge ergibt, die Bestätigung der Feststellungen, die auf dem XI. Plenum 

des EKKI vor Jahresfrist getroffen wurden: Dem okr a t i e  und f a sch i s t i s che  D i k t a t u r  sind 

nicht nur zwei Formen, die den gleichen Klasseninhalt bergen, nämlich die Diktatur der Bourgeoisie, 

die Diktatur des Finanzkapitals, sondern nähern sich auch hinsichtlich der äußeren Methoden, in de-

nen die Klassenherrschaft ausgeübt wird, einander an und ve r f l e ch t en  s i ch  miteinander. Die bür-

gerliche Demokratie faschisiert sich, während sich der Faschismus von Fall zu Fall „demokratischer“ 

Methoden bedient. 

W a h l e n  – diese besondere Methode, mit der die Bourgeoisie im Zeichen der bürgerlichen Demo-

kratie der Massenstimmung bestimmte Ventile zu schaffen und den Klassencharakter ihrer Herrschaft 

und des Staates zu verschleiern pflegt – werden in den Dienst der Fa sc h i s i e-[214]r ung  auf kaltem 

Wege gestellt. Der betrügerische Versuch der Sozialdemokratie, die proletarischen Massen in den 

Dienst der bürgerlichen „Demokratie“ einzuspannen, um dadurch angeblich die faschistische Dikta-

tur zu „vereiteln“, wird durch diese Entwicklung besonders deutlich als eine Politik enthüllt, die au s -

s c h l i e ß l i ch  der Erhaltung der kapitalistischen Klassenherrschaft und des kapitalistischen Systems 

dient. Denn je mehr sich die Grenzen zwischen bürgerlicher Demokratie und faschistischer Diktatur 

verwischen, je stärker sich die demokratischen Formen der Diktatur der Bourgeoisie faschisieren, um 

so mehr wird die Einspannung breiter Teile der proletarischen Klasse durch die Sozialdemokratie für 

die e i ne  Form der bürgerlichen Diktatur zu einer unmittelbaren Waffenhilfe für die herrschende 

Klasse bei ihrem Uebergang zu der ande r e n, der unverhüllten Form ihrer Diktatur. 

Mit anderen Worten: die politischen Tatsachen der letzten Entwicklung in Deutschland im Zusam-

menhang mit den Präsidentschaftswahlen, Preußenwahlen usw. e r hä r t en  die Richtigkeit dessen, 

was die Kommunistische Partei den Massen, vor allem auch den sozialdemokratischen Arbeitermas-

sen, schon vorher immer wieder aufzeigte: Wenn die Arbeiter gegen den Faschismus kämpfen wol-

len, können sie dies n i ch t  mit einer Politik, die die Arbeiterklasse in den Dienst der bürgerlichen 

Demokratie spannt. Wenn die Arbeiterschaft die faschistische Diktatur ‚vereiteln, wenn sie die fa-

schistische Entwicklung aufhalten und zurückwerfen will, kann sie dies unm ög l i ch  unter der Fahne 

der bürgerlichen Demokratie. Denn  aus  dem Schoße  de r  bü r ge r l i chen  Dem okr a t i e  w i rd  

i n  o r gan i schem  Pr ozeß  d i e  f a s ch i s t i s che  D i k t a tu r  gebo r e n. 

* 
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Die Sozialdemokratie, die ihren Anhängermassen einen prinzipiellen, klassenmäßigen Unterschied 

zwischen Demokratie und Faschismus vorzutäuschen versucht, produziert zur Irreführung der Arbei-

termassen den neuen  Schwi nde l, der Kampf der Kommunisten gegen das sozialdemokratische 

Betrugsmanöver mit dem „kleineren Uebel“ bedeute, daß die Kommunisten der Frage, ob Hitler oder 

Brüning, oh Straßer oder Severing regiere, gleichgültig gegenüberständen. Selbstverständlich ist das 

eine freche Lüge, die dazu dienen soll, die sozialdemokratischen Arbeiter von der Erkenntnis abzu-

halten, daß nu r  die Politik der Kommunistischen Partei den proletarischen Interessen des Kampfes 

gegen Kapitalismus und Faschismus entspricht. 

Wie steht es in Wirklichkeit? Wenn die Kommunistische Partei den Massen einhämmert, daß die 

bürgerliche Demokratie und die faschistische Diktatur nur zwe i  Fo r men  sind, hinter denen sich 

der g l e i che  K l a s sen i nha l t, die Diktatur des Finanzkapitale, verbirgt, so bedeutet das naturgemäß 

ke i ne sweg s‚ daß die Arbeiterklasse bei der Umwandlung der bürgerlichen Klassenherrschaft von 

der e i nen  in die ande re  Form Gewehr bei Fuß beiseitestehen und sich gewissermaßen als „unbe-

teiligt“ betrachten darf. Wenn die Kommunisten den sozialdemokratischen Arbeitern die Rolle der 

Sozialdemokratie, die Rolle des Sozialfaschismus als eines „gemäßigten Flügels des Faschismus“ 

auf-[215]zeigen, wenn sie die SPD als den „Zwillingsbruder“ dos Hitlerfaschismus entlarven, so folgt 

daraus nicht im mindesten wie es die sozialdemokratischen Betrüger uns unterschieben –‚ daß es uns 

„gleichgültig“ wäre, wenn die Machtausübung im weiteren Verlauf des faschistischen Kurses der 

Bourgeoisie von dem „gemäßigten“ auf den o f f ene n  und b r u t a l s t e n  Flügel des Faschismus über-

geht. Es gibt keine schamlosere Lüge‚ als die, den Kommunisten sei es gleichgültig, ob Hitler zur 

Macht gelange. 

Es gibt nur e i n e Partei, an deren Spitze Männer stehen, die diesen Standpunkt vertreten haben: das 

ist die deu t s che  Soz ia l dem okra t i e! Sozialdemokratische Führer, mit dem preußischen Innen-

minister Carl Seve r i ng an der Spitze, haben die Theorie ausgeheckt, die Nationalsozialisten in der 

Koalition mit dem Zentrum „an die Verantwortung he r anzu l a s s e n“, damit sie sich „abwirtschaf-

ten“ und der SPD-Führerschaft – sofern das Geschäft klappt – nach einiger Zeit die Pfründen im 

Staatsapparat wieder abtreten. 

N i em a l s hat die Kommunistische Partei einen ähnlichen Gedankengang in ihren Reihen zugelassen. 

N i em a l s haben die Kommunisten einen Zweifel daran gelassen, daß diese Politik sozialdemokrati-

scher Führer ein neues nichtswürdiges Ve r b r eche n  an der gesamten Arbeiterklasse, eine neue Stei-

gerung der faschistischen Politik der SPD-Führer darstellt. 

Die Kommunistische Partei hat im Gegenteil schon nach dem ersten Auftauchen solcher und ähnli-

cher Vorschläge in den Reihen der SPD-Führer den w i r k l i che n Charakter dieser Tendenzen ent-

hüllt. Sie hat rechtzeitig den sozialdemokratischen Arbeitern signalisiert, daß der Betrug der Sozial-

demokratie mit der Politik des angeblich „kleineren Uebels“ demnächst eine neue ve r schä r f t e 

Auf l a g e erleben soll, indem die SPD-Führer ihren Anhängern auch eine Koalition zwischen Hitler-

Faschismus und Zentrum als ein „kleineres Uebel“ gegenüber der reinen Hitlerregierung, eine 

Machteigreifung der Nationalsozialisten „auf legalem parlamentarischen Wege“ als ein „kleineres 

Uebel“ gegenüber einem faschistischen Putsch hinstellen werden. Nunmehr, nach den drei Wahlen 

dieses Frühjahrs, ist es so weit. Nach Breitscheid und anderen tritt der „kleine Metallarbeiter“ aus 

Bielefeld, Carl Severing, in die Arena, um sich als Preisfechter der neuen Etappe des Manövers mit 

dem „kleineren Uebel“ sein Brot bei der Bourgeoisie zu verdienen. 

* 

Hitler ans Ruder, Einbeziehung der Nationalsozialisten in die Machtausübung, sei es in Preußen, sei 

es im Reich – das wäre zwar noch nicht die o f f ene  f a sch i s t i s che  D ik t a t u r  in ihrer ausgereiften 

Form, aber zweifelsohne ein en t s che i dende r  Sch r i t t  der Bourgeoisie in dieser Richtung. Und 

mit aller Schärfe, mit aller Deutlichkeit s age n  wir Kommunisten den Massen und habe n  wir Kom-

munisten den Massen gesagt, welche Gefahren für die Arbeiterklasse mit einer solchen Verschärfung 

der faschistischen Entwicklung verbunden sind. Mit Recht schrieb Genosse Knor i n schon vor den 

Preußenwahlen in einem Artikel der „Prawda“ vom 12. April: 
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[216] „Die Kommunisten glauben d u r c h a u s  n i c h t, daß es k e i n e r l e i  U n t e r s c h i e d  zwischen einer Re-

gierungsmethode der Sozialdemokratie und einer Regierungsmethode der Nationalsozialisten gäbe, zwischen 

einer Regierungsmethode, die außer durch Terror v o r a l l e m  d u r c h B e t r u g funktioniert, und einer Regie-

rungsmethode die außer mit Betrug v o r a l l e m d u r c h  T e r r o r  f u n k t i o n i e r t Aber die Kommunisten er-

klären den Massen vor allem, daß s o w o h l  die Sozialdemokraten a l s a u c h die Nationalsozialisten nur den 

Willen des Finanzkapitals erfüllen und erfüllen werden.“ 

Worum also geht es bei unserem Kampf gegen den sozialfaschistischen Betrug der Politik des soge-

nannten „kleineren Uebels“? Wenn wir die Rolle der Braun-Severing-Regierung entlarvten, so taten 

wir dies, ohne die Gefahr einer Hitlerregierung für die arbeitenden Massen zu verkleinern. Im Ge-

genteil: während die soz i a l dem okr a t i s chen  Füh r e r die schamlose und perverse Theorie des 

„Heranlassens“ der Nazis zum Zweck ihres „Abwirtschaftens“ aushecken, um dadurch der Bourgeoi-

sie auch bei einer eventuell stärkeren Heranziehung des Hitlerfaschismus Schwierigkeiten aus dem 

Wege zu räumen, war es die Kom m u n i s t i s ch e Pa r t e i‚ die den Massen das wirkliche Gesicht 

einer nationalsozialistischen Herrschaft lxi Deutschland, des sogenannten „Dritten Reichs“, enthüll-

ten. Die Kommunistische Partei war es, die den breitesten Millionenmassen immer von neuem ein-

schärfte, daß dieses „Dritte Reich nichts anderes bedeute, als die Vere i n i gu ng de s heu t igen  

kap i t a l i s t i s chen  Massene lends  und  de r  Ve r sa i l l e r  Sk l ave r e i  mit nur dem einen Un-

terschied, daß der Te r ro r  dieser kapitalistischen Zuchthaussklaverei noc h b r u t a l e r daß die Gal-

gen des Faschismus zur Haup t m e t hod e der Klassenherrschaft würden. Wir Kommunisten waren 

es, die den Arbeitern in den reformistischen Gewerkschaften mit voller Klarheit aufzeigten, daß ein 

Hitlerregime das Ze r s tö r ungswer k an den ehemaligen Klassenorganisationen des Proletariats, 

wie es die reformistischen Führer seit Jahren durch ihre Streikbrechertaktik und Spaltungspolitik be-

treiben, unverhüllt bis zur o f f e ne n  Ze r sch l agu ng dieser Organisationen fortsetzen würde. 

Unser Kampf gegen den Betrug mit dem „kleineren Uebel“ hat gerade das Ziel, den sozialdemokra-

tischen Arbeitern und dem Proletariat überhaupt zu zeigen, daß die sozialdemokratische Politik in 

Wirklichkeit ke i ne swegs  ein k l e ine r e s  Uebel, sondern das g r öß te  Uebel für die Arbeiterklasse 

darstellt. Indem der Reformismus die Gewerkschaften aus Organisationen des Klassenkampfes in 

Organisationen zur Verhinderung von Streiks, zur Sicherung der „Wirtschaft“ vor Erschütterungen, 

in Organe des kapitalistischen Staates umwandelt, indem er in ihnen die Zusammenarbeit mit dem 

Klassenfeind, die „Arbeitsgemeinschaft“ pflegt, verhindert er nicht nur n i ch t die faschistische Zer-

störung dieser Organisationen sondern l e i t e t s i e e i n  und bereitet ihr den Weg. Indem die SPD ihre 

Arbeiter, die des Reichsbanners und der freien Gewerkschaften zur Tolerierung der Brüning-Diktatur 

„erzieht“ und als Stimmvieh für Hindenburg mißbraucht, hemmt sie nicht nur n i c ht den Aufstieg des 

Hitlerfaschismus, sondern e r l e i ch t e r t i h n. Die [217] Brüning-Hindenburg-Politik der SPD, die 

Politik der Braun-Severing-Regierung in Preußen – die ganze Praxis des Sozialfaschismus hat den 

Hitlerfaschismus großgezüchtet und hat die Faschisierung auf kaltem Wege mit Notverordnungen, 

mit dem Verbot proletarischer Organisationen, mit dem systematischen Kurs der politischen, wirt-

schaftlichen und kulturellen Reaktion ermöglicht und aufs aktivste gefördert. Die sozialdemokrati-

schen Führer sind die Steigbügelhalter der Hitler, Straßer und Goebbels, sind die Wegbereiter der 

offenen faschistischen Diktatur in Deutschland. 

* 

Das „kleinere Uebel“ der Sozialdemokratie war stets die Vorstufe für ein noch größeres Uebel und 

ist deshalb jeweils das größte Uebel für die Arbeiterklasse! 

Das haben wir Kommunisten den Massen seit jeher gesagt. Die soz i a ldem okr a t i s chen  Arbe i -

t e r  haben bis in die jüngste Zeit die stärksten Illusionen über die Möglichkeit gehabt, auf parlamen-

tarischem Wege gegen den Faschismus kämpfen zu können. Sie glaubten an die „Positionen“, die 

ihnen durch die Regierungspfründen ihrer Führer gegeben seien. Sie sahen nicht, daß in Wahrheit 

diese angeblichen Positionen die Fe s se l n  waren, mit denen sie – ein großer, mächtiger Teil der 

Arbeiterklasse – an die bürgerliche, kapitalistische, faschistische Front gebu nde n  und aus der Front 

des Klassenkampfes gegen die kapitalistische Herrschaft und damit auch gegen den Faschismus 

f e r n geha l t e n  werden. Weil sie das nicht sahen und weil wir es noch nicht verstanden, sie von 
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diesen Illusionen zu befreien, begriffen die sozialdemokratischen Arbeiter nicht, daß unser Kampf 

gegen Hindenburg, Brüning, Groen er, gegen Braun und Severing ein unerläßlicher Bes t a nd t e i l  

des proletarischen Klassenkampfes gegen die ganze kapitalistische Front und damit auch gegen den 

Hitlerfaschismus war. Sie gingen zweimal zur Wahlurne für Hindenburg und ein drittes Mal für Se-

vering und Braun. Und sie glaubten, dam i t  „gegen Hitler“ zu marschieren. 

Nun aber stehen die Ta t s ac he n  gegen diese Illusionen auf. Der von ihnen gewählte Reichspräsident 

fordert das Reichsbannerverbot und erläßt die neuen No t ve r o r d nunge n‚ die die proletarischen 

Wehrorganisationen in staatlich kontrollierte Organisationen der Arbeitsdienstpflicht verwandeln und 

mit dem Verbot der proletarischen F r e i de nke r o r ga n i sa t i on  eine Aera des mittelalterlichen 

Rückschritts in Deutschland eröffnen, die an die Kulturschande des berüchtigten Affenprozesses von 

Dayton erinnert. Die schwarzrotgoldene S t aa t spa r t e i, mit der die sozialdemokratischen Arbeiter 

im Reichbanner ebenso wie mit dem Zentrum zu einer sogenannten „republikanischen Front“ ver-

koppelt werden, landet in Württemberg am Busen der Hitlerpartei. In P reuße n  führt das Zentrum 

hinter den Kulissen bereits Koalitionsverhandlungen mit den Nationalsozialisten, dasselbe Zen t -

r um, das, durch die schrankenlose Unterstützung der Brüningdiktatur durch die SPD gedeckt und 

entlastet, bei den letzten Wahlen seine Verluste aus früheren Jahren teilweise aufzuholen vermochte. 

[218] Das Te m po, in dem die Bourgeoisie zur offenen Einbeziehung der Nationalsozialisten in die 

Regierung im Reich oder in Preußen übergeht, ist gegenwärtig noch von außenpolitischen Erwägungen 

abhängig. Soviel steht aber fest, daß die Po l i t i k  de r  Soz i a l dem okr a t i e  s chon  b i s  zum  heu -

t i gen  Tage  Hi t l e r  unm i t t e l ba r  vo r  d i e  Schwe l l e  de r  Reg i e rungsm ach t  ge f ühr t  ha t. 

* 

Und in dieser Situation, in der alle Feststellungen der Kommunistischen Partei über die Rolle des 

Sozialfaschismus, über den betrügerischen Charakter der sogenannten Politik des „kleineren Uebels“ 

durch die Tatsachen hundertfach e rhä r t e t  werden, wagt es die bürgerlich-sozialdemokratisch-nati-

onalsozialistische Journaille, ihren Lesern den unverschämten Schwindel von einer angeblichen 

„Wend ung“ de r  Po l i t i k  de r  Kom m uni s t i s chen  Pa r t e i  gegenüber der Sozialdemokratie, 

gegenüber den Braun und Severing aufzutischen. 

Wie wir Kommunisten gegen den Hitlerfaschismus kämpfen, dafür legt das vergossene Arbeiterblut 

tapferer antifaschistischer Kämpfer aus den Reihen der KPD und des ehemaligen Roten Frontkämpfer-

bundes ein flammendes Zeugnis ab. Wie wir gegen jeden weiteren Schritt der Faschisierung Deutsch-

lands den stärksten Massenwiderstand zu entfachen suchen, dafür zeugen, neben allen anderen Tatsa-

chen unserer Politik, die Tausende proletarischer politischer Gefangener, die für ihre mannhaften raten 

in diesem Kampf in die Kerker der Republik geworfen wurden. Daß wir auch jeden Schritt tun, jede 

Maßnahme einleiten und j ede s  Mi t t e l  anwenden werden, um nach Möglichkeit einen Mach t an -

t r i t t  de s  H i t l e r f a sch i sm u s, eine Uebernahme der Regierung durch die nationalsozialistische 

Terrororganisation der deutschen Bourgeoisie z u  ve r h i nde rn, ist eine einfache Selbstverständlich-

keit und nichts als die konsequen t e  Fo r t se t zung  unserer gesamten bisherigen Politik. 

Aber ebe ns o  klar, ebenso  selbstverständlich ist es, daß wir nicht eine Sekunde zögern werden, 

unseren Kampf gegen das Betrugsmanöver des „kleineren Uebels“, unseren Kampf gegen Brüning, 

Braun und Severing i n  unve r mi nde r t e r  Schä r f e  f o r t zuse t ze n. 

Wir wollen Hitler schlagen. Wir wollen den Nationalsozialisten den Weg zur Macht verlegen. Das 

ist nu r m ög l i c h im Kampf gegen die Bourgeoisie überhaupt, gegen a l l e Formen der bürgerlichen 

Diktatur, gegen jede kapitalistische Regierung. Das ist nur möglich, wenn man zugleich solchen po-

litischen Hochstaplern das Handwerk legt, wie Tr o t zk i, der den deutschen Arbeitern zumutet, durch 

die Stützung von Braun-Severing, durch das Bündnis mit Noske und Grzesinski den Hitlerfaschismus 

abzuwehren. Das ist nu r m ög l i c h, wenn man mit größter Klarheit, mit unbeirrbarer Schärfe und 

höchster Ueberzeugungskraft den sozialdemokratischen Arbeitern h i l f t, die Lehre aus den politi-

schen Tatsachen der letzten Zeit im Zusammenhang mit den drei Wahlen dieses Frühjahres zu ziehen. 

Und  d i e se  Leh r e  be s t eh t  j a  ge rade  da r i n, d i e  Ro l l e  de r  Br au n-Seve r i n g-Reg i e r ung  
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a l s  e i ne r  Vor s t u f e  f ü r  e i n  H i t l e r r eg i m e, [219] d i e  Ro l l e  de r  Soz i a l dem okr a t i e  a l s  

de s  Wegbe r e i t e r s  de s  Fa sch i sm us  aus  den  F r üch t en  i h r e r  Po l i t i k  z u  e r kenne n. 

Wer in dieser Situation der Kommunistischen Partei Deutschlands eine „Wendung“ ihrer politischen 

Orientierung, einen s t r a t eg i sche n  F r o n t wechse l  unterschiebt oder gar ernsthaft derlei erwar-

tet, der verlangt nicht mehr und nicht weniger, als daß die Kom m u n i s t e n  den Betrug der sozialde-

mokratischen Führer an der Arbeiterklasse und vor allem an ihren eigenen proletarischen Anhängern 

aufnehmen und fortführen sollen in de m Moment, wo die Praxis der deutschen Bourgeoisie dazu 

angetan ist, die Illusionen der sozialdemokratisches Arbeiter weitgehendst zu erschüttern. 

Ganz im Gegenteil: Es ist eine Lebe n s f r age für die deutsche Arbeiterklasse, daß die Kommunisti-

sche Partei in Zukunft be s se r lernt, die Be t r ugs m anö ver  de r  Soz ia l dem okra t i e  z u  ze r -

s c h l age n! Denn diese Betrugsmanöver sind das wichtigste Hindernis für den wi r k l i chen  

Kam pf  gegen  den  Fasch i sm u s. 

* 

Wie kann dieser Kampf gegen den Faschismus geführt werden? Auf keinem anderen Wege als dem 

des M a s s enka m pf e s der Arbeiterklasse gegen die kapitalistische Ausbeutung, gegen die politische 

Entrechtung und gegen die nationale Unterdrückung. Nur, wenn die Kommunistische Partei die pro-

letarischen Massen in diese Aktionen und Kämpfe zu führen vermag, wird es ihr gelingen, den Ein-

bruch des Hitlerfaschismus in das Proletariat zu r ückzusch l age n, auch die breiten werktätigen 

Schichten auße r h a l b des Proletariats, notleidende Angestellte und Beamte, arme Bauern und von 

der Krise erdrückte Schichten des Mittelstandes, dem Einfluß des Hitlerfaschismus zu e n t r e i ße n  

und einen neuen roten Vormarsch zu erzwingen. Nur, indem alle Formen des proletarischen Massen-

widerstands gegen die kapitalistische Ausplünderung und Entrechtung geweckt und zur höchsten 

Kraft entfaltet werden, indem die S t r e i k s  und  Wi r t scha f t skä m pf e  der Betriebsarbeiter, die 

M a s s e na k t i o ne n  der um ihr nacktes Leben kämpfenden Millionen Erwerbslosen und die Kampf-

maßnahmen der übrigen Werktätigen in Stadt und Land den heute noch abseits stehenden oder von 

den demagogischen Phrasen des Hitlerfaschismus benebelten Massen die Kr a f t  de r  an t i kap i t a -

l i s t i s c he n F r o n t  der werktätigen Millionenarmee unter proletarischer Führung, zeigen – nu r  

dadu r ch  kann  Hi t l e r  ge sch lagen  we r de n. 

Dem Massenkampf der Arbeiterklasse und der Werktätigen aber stehen als s t ä r k s t e s H i nde r n i s 

die Sozialdemokratie und der ADGB entgegen, die einen großen Teil der heute noch im Betrieb befind-

lichen Arbeitermassen zur kam pf lo s e n  Un t e r we r f u ng unter die kapitalistische Hungerpeitsche 

veranlassen. Unter diesen sozialdemokratischen Arbeitern muß die Kommunistische Partei und die Re-

volutionäre Gewerkschaftsopposition Klarheit darüber schaffen, daß sie gegen Lohnabbau, gegen Un-

terstützungsabbau, gegen Entrechtung, Knebelung und Ausbeutung s t r e i ken  m üsse n, daß  s i e  

käm pf en  m üsse n, [220] wenn  s i e  H i t l e r  s ch l agen  wo l l e n. Der Kampf gegen den Hitlerfa-

schismus gegen die Faschisierung Deutschlands, gegen jeden weiteren Schritt der deutschen Bourgeoi-

sie in der Richtung zur offenen faschistischen Diktatur kann nu r  de r  r evo l u t i onä r e  K l a s sen -

ka m pf  des Proletariats, nur der Massenkampf der Werktätigen unter proletarischer Hegemonie sein. 

* 

Was zeigte sich in den vergangenen Wahlkämpfen? Es erwies sich, daß die revolutionäre Front unter 

dem doppe l t en  Dr uck  de r  Manöve r  de r  Bour geo i s i e  m i t  de r  wechse l s e i t i gen  Aus -

nu t zung  ih r e r  be i den  S t ü t zen, der Sozialdemokratie und des Hitlerfaschismus steht. Und es 

zeigte sich, wie gerade dieses Manövrieren es dem herrschenden Finanzkapital erleichtert, den Klas-

sencharakter seiner Front vor den Werktätigen zu ve r s ch l e i e r n  und Millionen und aber Millionen 

für sein Spiel einzufangen. 

Durch ihr Geschrei über Hitler vermochte die So z i a l dem okr a t i e Millionen von Arbeitern für die 

Sache des Klassenfeindes einzuspannen. Durch ihren Kampf gegen die vor breiten Massen kompromit-

tierte verräterische Politik der Sozialdemokratie, durch ihren Scheinkampf gegen das „System“ ver-

mochte die H i t l e r pa r t e i  ihre Rolle als Stütze der kapitalistischen Klassenherrschaft zu verwischen, 
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ihre nationale Demagogie ermöglichte es der deutschen Bourgeoisie, unter den Bedingungen der Ver-

flechtung der Krise in Deutschland mit den Auswirkungen des Versailler Systems breite Millionen-

massen der Werktätigen vom Kampf gegen die eigene Bourgeoisie abzuhalten und für den Nationa-

lismus einzuspannen. 

Gegenüber diesen Erscheinungen und Faktoren, die die Aufgaben des Befreiungskampfes der deut-

schen Arbeiterklasse komplizierter und, schwieriger gestalten, bedarf die Kommunistische Partei der 

höchs t e n  P r i nz i p i en f e s t i gke i t  und der größtmöglichen Ve r besse r ung  ih re r r evo l u t i o -

nä r en  Massena r be i t. Der Kampf gegen die Sozialdemokratie wie der Kampf gegen den Natio-

nalsozialismus ist nach den drei Wahlen der letzten Monate in ein ne ue s S t ad i u m getreten. Worin 

bestehen die neuen Tatsachen? 

Gegenüber der soz i a ldem okr a t i s chen  Ar be i t e r s cha f t  ist die Lage der Kommunistischen 

Partei nach den preußischen Landtagswahlen günstiger als zuvor. In ganz Deutschland mehren sich 

die Erscheinungen dafür. daß in den Reihen der sozialdemokratischen Arbeiter die Erfahrungen der 

letzten Wochen nicht ohne Wirkung geblieben sind. Es besteht ohne Zweifel bei diesen Arbeitermas-

sen heute eine v i e l s t ä r ke r e Be re i t s cha f t als früher, angesichts des faschistischen Todfeindes, 

mit uns, mit der Kommunistischen Partei und ihren Funktionären, z u d i sku t i e r e n  und sich mit 

unserer Politik auseinanderzusetzen. Was ist die Schlußfolgerung, die w i r  daraus ziehen müssen? 

Da s, was auf dem Feb r ua r-P l enum  unse r e s  Zen t r a l komi t ee s in den Beschlüssen bereits 

festgelegt wurde, muß in die Tat umgesetzt werden: Das  Haup t ke t t eng l i ed  de r  p r o l e t a ri -

s chen  Po l i t i k, d i e  r evo l u t i onä r e  E i nhe i t s f r on t-[221]po l i t i k  von  un t e n, m uß  un t e r  

Uebe r wi ndung  a l l e r  Hem m unge n, de r en  e s  zwe i f e l sohne  in  de r  Pa r t e i n i ch t  we -

n i ge  gab  und  g i b t, in  s t ä r k s t em  Ausm aße  en t f a l t e t  we r de n. 

Aber diese Einheitsfronttaktik darf um keinen Preis im Agitatorischen steckenbleiben. Sie kann nur 

dann den wi r k l i chen  Um schwung  herbeiführen, die vorübergehende Stagnation der revolutio-

nären Bewegung überwinden und eine neue Welle des revolutionären Aufschwungs auslösen, wenn sie 

als eine Methode der Entfesselung und Führung von Massenak t i onen  und Käm pf en  der Arbei-

terklasse angewandt wird. Das Angebot des Zentralkomitees der KPD und des Reichskomitees der 

RGO zum gem e i nsamen  Kam p f, das am Tage nach der Preußenwahl der proletarischen Oeffent-

lichkeit übergeben wurde und in ganz Deutschland unter der Arbeiterklasse lebhaften Widerhall ge-

weckt bat, gibt allen Kommunisten das Rüstzeug für die Durchführung dieser Politik. 

* 

Kein Zweifel, daß die breiteste Entfaltung der Einheitsfronttaktik zur Herstellung der gemeinsamen 

Kampffront um die täglichen Lebensforderungen der Betriebsarbeiter und Erwerbslosen, wie gegen 

den faschistischen Mordterror, von der gesamten Partei zugleich ein Höchstmaß an bo l s chew i s -

t i s che r  Fes t i gke i t  erfordert. Kein Zweifel, daß. diese Politik erfolgreich nur durchgeführt werden 

kann bei gleichzeitiger außerordentlicher Ve r schä r f ung  des  p r i nz i p i e l l en  Kampf es  gegen  

den  Soz i a l f a sch i smus  und gegen alle sozialdemokratischen Einflüsse und Einflüsterungen in 

den Reihen des Proletariats. Und damit ergibt sich die entscheidende Bedeutung, die die i deo l og i -

s che  Of f ens i ve  der Partei vom Standpunkt unserer revolutionären Praxis besaß und besitzt. 

Wer heute diese Ideologische Offensive unterschätzen oder abschwäche n, wer die Partei in ihrer 

bolschewistischen Se l bs t k r i t i k zur Ueberwindung der großen Schwächen auf dem Gebiete der 

Antikriegsarbeit, Betriebsarbeit, Erwerbslosenarbeit, RGO-Arbeit, innergewerkschaftlichen Arbeit, 

im Kampf gegen SPD und gegen Nazis, in der Anwendung der Einheitsfronttaktik usw. hem m e n  

und zu Sch ö n f ä r be r e i oder Du l dsam ke i t  gegenüber Schwächen und Fehlern verleiten wollte, 

wer Unk l a r he i t über die Rolle der Sozialdemokratie oder ihrer Filialen, der SAP, der Trotzkisten 

und Brandleristen in unsere Reihen tragen oder zulassen wollte, der würde die Partei im Angesicht 

des Feindes zu l ähmen  und zu en twa f f nen  versuchen. Und darum muß es mit bolschewistischer 

Härte ausgesprochen werden: W o im m er auch nur die leisesten Versuche zur Zersetzung und Ver-

wirrung unserer Reihen, zur Störung der Einheit unserer Partei und der Autorität der Parteiführung 

auftauchen, ist die gesamte Partei zur une r b i t t l i chen  Abwehr  entschlossen. 
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Die ideologische Offensive, die im November/Dezemberheft der „Internationale“ durch den Artikel 

des Genossen Thä l mann  über „Einige Fehler unserer theoretischen und praktischen Arbeit“ einge-

leitet [222] wurde und der das Feb rua r-P l enum  des  Zen t r a l kom i tee s in seinen Verhandlun-

gen und Beschlüssen einen weiteren Antrieb gab, muß viel tiefer und entschlossener in alle Kader der 

Partei getragen werden. Denn das ist die zweite wichtige positive Erscheinung, die sich in den weni-

gen Wochen seit dem letzten Wahltag ergeben hat: Unter der Mitgliedschaft unserer Partei und be-

sonders unter den zahlreichen neuen Mitgliedern, die wir im letzten Jahre gewonnen haben, zeigt sich 

eine ve r s t ä r k t e  po l i t i s che  Ak t i v i t ä t, ein wachsendes Bedü r f n i s  nach  i deo l og i sche r  

Schu l un g, nach ernsterer, gründlicherer K l ä rung  aller politischen Probleme, die auf der Tages-

ordnung stehen. Auch hier sind, wie im Verhältnis zu den sozialdemokratischen Arbeitermassen, für 

die Partei ernste und wer t vo l l e Mög l i c hke i t e n gegeben. Je stärker es gelingt, diese Möglichkei-

ten auszuschöpfen und die bolschewistische Festigkeit der eigenen Kader der Partei zu stählen und 

zu erhöhen, desto erfolgreicher wird die Partei ihre Rolle in der Führung der breiten Millionenmassen 

der Arbeiter und Werktätigen erfüllen können. 

* 

Ideologische Klärung und Festigung unserer Partei bedeutet Festigung im Kampf gegen alle Kräfte 

des Klassenfeindes. Das gilt nicht nur für den Kampf regen die Sozialdemokratie und für die Heran-

ziehung des sozialdemokratischen Arbeiter zu gemeinsamen Aktionen, sondern auch für das neue 

Stadium unseres Kam pf es  gegen  den  Na t iona l soz i a l i sm u s. Angesichts des Tatsache, daß 

es der Hitlerpartei gelungen ist, breite Millionenmassen der Werktätigen mit Ihrer nationalistischen 

Demagogie für den Faschismus einzufangen und such, wenngleich noch immer in beschränktem Aus-

maß, in gewisse Teile des Proletariats einzudringen, muß die Partei selbstkritisch auch ihre Me tho -

de n  im Kampf gegen den Nationalfaschismus überprüfen. 

Der Kampf gegen Tendenzen des i nd i v i due l l en  Te r r o r s  in den Reihen der revolutionären Ar-

beiterschaft, wie sie sich stellenweise, teils auf Grund nationalsozialistischer Provokationen, teils auf 

der Grundlage einer bestimmten revolutionären Ungeduld oder auch gewisser Depressionsstimmun-

gen, gewisser Zweifel an dem langwierigen und umständlichen Weg des revolutionären Massen-

kampfes gezeigt haben, gewinnt für die Zukunft noch mehr an Bedeutung. 

Die f a l s c he  Pa r o l e  „Schlagt die Faschisten, wo ihr sie trefft“ hat die Partei als ein Hem m ni s  

unse r e s  i deo l og i schen  Massenkam pfes  zur Loslösung von Werktätigen aus dem Bann der 

nationalsozialistischen Phrasen schon vor langer Zeit korrigiert. Heute, wo der ideologisch-politische 

Kampf gegen den Nationalsozialismus in stärkstem Maße gesteigert werden muß, wo die Aufgabe 

vor uns steht, breite Massen von Werktätigen über die wirkliche Rolle des Hitlerfaschismus aufzu-

klären und in die Klassenfront des wirklichen Kampfe. für die soziale und nationale Befreiung des 

deutschen Volkes zurückzuerobern, gilt es e r s t r e ch t, allen Tendenzen zu Leibe zu gehend die die-

sen Massenkampf durch individuelle Handlungen ersetzen zu können glauben. 

[223] In bestimmten, vom Elend und Hunger zermürbten Schichten der Erwerbslosen gab es in letzter 

Zeit Stimmungen, die Machtübernahme durch Hitler könne die r evo l u t ionä r e  Kr i s e  küns t l i ch  

„besch le un i ge n“, die Stunde des Entscheidungskampfes zwischen Bourgeoisie und Proletariat 

„schneller“ herbeiführen, als dies auf dem zähen und langwierigen Wege der revolutionären Massen-

arbeit der Fall sei. Die Kommunistische Partei Deutschlands hat sofort gegen solche gefährlichen 

Illusionen, die durch die verräterische Theorie der SPD-Führer vom „Heranlassen“ Hitlers genährt 

werden, das Feuer der Aufklärung gerichtet. Es muß jedoch ausgesprochen werden, daß das massen-

mäßige Auftreten solcher gefährlichen Stimmungen in Teilen der Erwerbslosen n i ch t  m ög l i ch  

gewesen wäre, wenn  n i ch t  die Partei in der Vergangenheit in ihrem Kampf gegen den Faschismus 

be s t im mte  Sch wäche n gehabt hätte. 

Es gab auch in unseren Reihen vor mehr als Jahresfrist vereinzelte Theorien, wonach der Faschismus 

zwangsläufig die l e t z t e  E t appe  der bürgerlichen Klassenherrschaft sei, bevor es zur proletarischen 

Revolution komme. Im Dezember 1930 tauchte auch in der kommunistischen Presse die Auffassung 

auf, die Brüningregierung mit ihrem System der Notverordnungen sei schon „d i e  f a s ch i s t i s che  
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Di k t a t u r“, es gelte nunmehr nicht länger, den „Faschismus zu verhindern“, sondern „nu r noch, ihn 

zu stürzen“. Diese überspitzten Formulierungen wurden später korrigiert, zumal auf dem Januar-Ple-

num des ZK. 1931, das die Rolle der Brüningregierung richtig als Regierung der Dur ch f üh r ung  

de r  f a s ch i s t i s chen  Di k t a t u r  kennzeichnete. Vor allem aber das XI. Plenum des EKKl wandte 

sich ausdrücklich gegen  eine solche Theorie, als sei der Faschismus die letzte, zwangsläufig er-

wachsende Form der bürgerlichen Klassenherrschaft, die gewissermaßen nur noch von der proletari-

schen Revolution abgelöst werden müsse. 

Zweifelsohne hat die Partei dadurch, daß sie die falschen Auffassungen und Formulierungen zwar kor-

rigierte, aber n i ch t  e i ne n  b r e i t e r en  i deo l og i s chen  Auf k l ä r ungs f e l dzug  gegen  s o l che  

Theo r i en  vo r  de r  p r o l e t a r i s chen  Oe f fen t l i chke i t  durchführte, bis zu einem gewissen 

Grade ve r absäum t, rechtzeitig in der Arbeiterklasse S i che r u nge n  gegen das Auftauchen Solcher 

gefährlichen Stimmungen zu treffen, wie sie sich jetzt bei Teilen der Erwerbslosen zeigten. Die Ver-

säumnisse in der wirklichen Auswertung der Lehren und Beschlüsse des XI. EKKI -P l e num s‚ wie 

sie Genosse Thälmann an dieser Stelle festnagelte, betreffen zum Teil gerade auch dieses Gebiet. 

* 

So gilt auf der ganzen Linie, an allen Abschnitten der revolutionären Klassenfront, auf allen Gebieten 

unserer revolutionären Arbeit das gleiche: D i e  Besch l ü sse  de s  Feb r ua r-P l enum s  de s  Z K  

m üssen  von  de r  ge sam t en  Pa r t e i  i n  d i e  Ta t  um gese t z t  we rde n. 

Im Kampf gegen den imperialistischen Kr i e g‚ im Kampf gegen [224] jede weitere Entfaltung der 

faschistischen Diktatur, im Kampf gegen Hitler, gegen Brüning und Severing überall steht vor der 

Partei die Aufgabe, d i e  W e ndung  durchzuführen, zu der die Kommunisten Deutschlands wirklich 

entschlossen sind, ke i ne  „Wendung“ im Sinne der Abschwächung unserer revolutionären Linie, wie 

sie die bürgerliche und sozialdemokratische Journaille herbeiwünscht, sondern umgekehrt eine 

Wendung  zu r  en t sch l o s sene r en  Dur ch f üh r ung  unse r e r  L i n i e  i n  den  Be t r i ebe n, 

au f  den  S tem pe l s t e l l e n, i n  den  Gewer kscha f t e n, un t e r  den  we r k t ä t i gen  Massen  i n  

S t ad t  und  Land , über die Demonstration hinaus zur Aus l ö su ng  und  Füh r ung  von  Mas -

s e n käm pfe n! 

In einem Augenblick, wo die Imperialisten der Welt unter amerikanisch-französischer Hegemonie 

mit dem japanischen Imperialismus als Brandstifter den I n t e r ven t i onsk r i eg  gegen die Sowjet-

union fieberhafter denn je vorbereiten, wo selbst das Attentat eines haßerfüllten Antibolschewisten 

und russischen Weißgardisten auf den französischen Präsidenten zur schamlosen Kriegshetze gegen 

die Sowjetunion ausgenutzt wird, wo andererseits die deutsche Bourgeoisie neue Anschläge ihrer 

Hun ge r o f f e ns i v e, neue Vorstöße der Fa sch i s i e r u ng  einleitet und ihre faschistische Kampf- 

und Terrororganisation, die H i t l e r pa r t e i‚ neben ihrer sozialen Hauptstütze, der SPD, stärker in den 

Vordergrund rückt, in einer solchen Situation der heftigsten Zusp i t zu ng de s  K l a s senkam pfes  

wächst die historische Verantwortung der Kommunistischen Partei. 

Kampf gegen den Hunger, Kampf gegen den Krieg, Kampf gegen den Faschismus – das ist Kampf  

gegen  d i e  D i k t a t u r  de r  Bour geo i s i e in allen ihren Formen und mit allen ihren Stützen, das 

ist das Ringen um die Gewi nnung  de r  M e hr he i t  de s  P r o l e t a r i a t s für den Kampf um die 

Eroberung der politischen Macht! Diese s t r a t eg i s che  Haup t au f gabe  der KPD erfordert, wie es 

in den Beschlüssen des Februarplenums des ZK mit Recht heißt: 

„.. die Massen, unter Zerschlagung der Betrugsmanöver der Sozialdemokratie, in den Kampf gegen Hunger; 

faschistische Reaktion und nationale Unterdrückung, gegen jeden kapitalistischen Ausweg aus der Krise und 

f ü r d e n  r e v o l u t i o n ä r e n  A u s w e g  zu führen.“ 

Wenn die Partei, die Erfahrungen der drei hinter uns liegenden Wahlkämpfe auswertend, nunmehr 

mit verstärkter Kraft an die Durchführung der Beschlüsse des Februarplenums herangeht, wenn sie 

alle Kräfte an die Herstellung der kämpfenden ro t en  E i nhe i t s f r on t  setzt, wenn sie in den Betrie-

ben, auf den Stempelstellen, unter den sozialdemokratischen, freigewerkschaftlichen und parteilosen 

Arbeitern und unter den notleidenden Mittelschichten als der Or ga n i s a t o r de s Massenkam pfe s 
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gegen Not und Elend, gegen Faschismus und imperialistischen Krieg, gegen nationale Versklavung 

und für den revolutionären Ausweg aus der Krise in Erscheinung tritt, dann wird die vorübergehende 

Stagnation der revolutionären Bewegung in Deutschland rasch überwunden und e i nem  neuen  

s t ü r mi schen  Vor s  ma r sch  de s  Kom m uni sm us  de r  W e g  be r e i t e t  werden! [225] 

* 

Die deutsche Bourgeoisie und der Krieg im fernen Osten 

H. K. Durch den Einsatz einer wahren Sintflut an Agitation und Benebelungsparolen für die Durch-

führung der Präsidentschafts- und Länderwahlen ist es der Bourgeoisie in einem beträchtlichen Um-

fange gelungen, die werktätigen Schichten Deutschlands von der Entwicklung der Kriegsgefahr im 

Fernen Osten abzulenken. Unsere Partei hat nicht die genügende Kraft aufgebracht, diese Ablen-

kungsmanöver zu durchkreuzen und aktiv und praktisch die Wahlkampagnen mit einem unmittelba-

ren Kampf gegen den imperialistischen Krieg zu verbinden. 

Wir haben an anderer Stelle schon darauf hingewiesen, wie sehr die Hindenburg-Hitlerwahlen als ein 

Teil der konterrevolutionären Offensive zur i deo l og i s chen  Massenbee i n f l u s sung  f ü r  den  

Fasch i smus  und  den  i m per i a l i s t i s chen  Kr i eg  zu bewerten sind. Dasselbe gilt von den Län-

derwahlen mit der gesteigerten Konzentration auf den Nationalsozialismus. „Die Börse blieb auffal-

lend fest“ – meldete triumphierend die gesamte kapitalistische Presse, nachdem der Ausgang der 

Wahlen bekannt geworden war –‚ „die Industriepapiere hielten sich“ und zogen sogar etwas an. 

Ein bemerkenswertes Barometer, das um so eindeutiger ist, wenn man bedenkt, daß diese Industriepa-

piere in erster Linie solche sind, die mittelbar oder unmittelbar die Rüs t ungs i ndus t r i e  betreffen. 

Von der Abr üs t ungskon f e r en z, die offiziell immer noch tagt, befürchtet offenkundig keiner der 

Industriekapitäne einen Rückschlag für seinen Profit aus einem neuen und steigenden Kriegsgeschäft. 

Der räuberische Angriff des japanischen Imperialismus auf China, die militärische Okkupation der 

Mandschurei unter dem Deckmantel eines „selbständigen“ mandschurischen Staates, der Aufmarsch 

weißgardistischer und japanischer Korps an der fernöstlichen Sowjetgrenze mit den ungeheuerlichen 

Provokationen um die ostchinesische Bahn sollen den Interventionskrieg gegen die Sowjetunion nach 

dem verbrecherischen Willen der japanischen Militärclique unvermeidlich machen. Ein offener Hohn 

auf alle pazifistischen Phrasen der Abrüstungskonferenz ist es, daß der japanische Militarismus den, 

wie es nach Lage der Dinge scheint, entscheidenden Schritt zum Beginn des Angriffs auf Sowjetter-

ritorium und sowjetrussische Hoheitsrechte gerade in dem Augenblick unternimmt, in dem sich die 

Völkerbundskommission in die Nordmandschurei begibt. 

Diese offene Provokation des gesamten internationalen Proletariats ist gleichzeitig ein Beweis für die 

verzweifelte Lage des japanischen Imperialismus und die Tiefe seiner ökonomischen und finanziellen 

Krise, die ein Teil der Gesamtkrise des Weltimperialismus ist. Das Vorgehen Japans beweist die 

Richtigkeit der Feststellung des VI. We l t kong r e s se s  de r  Kom muni s t i s chen  I n t e r na t i o -

na l e: „Der Imperialismus, das monopolistische Stadium des Kapitalismus, ver-[226]schärft alle Wi-

dersprüche des Kapitalismus so sehr, daß der „Frieden“ nur zu einer Atempause für neue Kriege 

wird.“ Dieses a l l geme i n gü l t i ge  Gese t z  nimmt keine imperialistische Macht aus, und da der 

Angriffskrieg Japans gegen die Sowjetunion seinem politischen Inhalt nach ein K l as senk r i eg  ist, 

zwingt er alle kapitalistischen Staaten, zur Ueberwindung der eigenen Krise den gleichen Ausweg 

des Krieges zu gehen. Das hat zur Folge, daß die P r ovoka t i on  J apans  die unausweichliche Ten-

denz zu einem neue n  W e l t k r i eg  in sich trägt. 

Wie weit diese Ge f ah r  e i ne s  neuen  We l t k r i ege s  eingedämmt wird, hängt von den Gegenkräf-

ten ab, die das revolutionäre internationale Proletariat zur Entfaltung bringt. „Aus der Kr i se  des  

Kap i t a l i sm u s, de r en  s c h ä r f s t e r  Ausd r uck  de r  Kr i eg  ist, können, noch bevor der offene 

Konflikt ausbricht, bereits revolutionäre Massenbewegungen entstehen“ (VI. Weltkongreß). Der 

Kampf des Proletariats gegen die Auswirkungen der internationalen Krise des Kapitalismus richtet 

sich gegen den Kapitalismus im eigenen Lande, gegen die eigene Bourgeoisie. Die gleiche Stoßrich-

tung verlangt der r evo lu t i onä r e  Massenkam pf  zu r  Ve r h i nde r u ng  de s  Kr i eg es. 
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Eine besondere Schwierigkeit in der Entfaltung dieser revolutionären Massenbewegung liegt darin, 

daß in einer Reihe imperialistischer Länder die Arbeiterklasse die Kriegspolitik ihrer eigenen Regie-

rung nicht handgreiflich sieht. Das gilt vor allen Dingen für die Vorbereitungsperiode des Krieges, 

wo die Bourgeoisie mit Hilfe der Sozialdemokratie ihren Masseneinfluß, verstärkt durch pazifistische 

Phrasen, zu einer großzügigen Verschleierung ihrer militaristischen Politik geschickt benutzt. 

Bei der eigentümlichen Lage der deutschen Bourgeoisie im Gesamtsystem des Weltimperialismus ist 

diese Schwierigkeit für die Kommunistische Partei Deutschlands besonders groß. Die geographische 

Entfernung zum fernöstlichen Kriegsschauplatz ist riesengroß. Die deutsche Bourgeoisie ist im Ge-

biet des Stillen Ozeans im Gegensatz zu den imperialistischen Hauptmächten Japan, Amerika, Eng-

land, Frankreich, Italien nicht unmittelbar engagiert. Die offene militärische Potenz Deutschlands ist 

im Vergleich zu diesen Staaten gering, was den Anschein einer unentwickelten Kriegsbereitschaft 

erweckt. Die materielle und politische Knechtschaft durch das Versailler System verhindert eine füh-

rende Rolle der deutschen Bourgeoisie im Vorspiel des imperialistischen Kriegskonzerts. 

Mit Hilfe des gewerkschaftlichen und organisatorischen Einflusses der SPD, des katholischen Zent-

rums und der nationalfaschistischen Verseuchung der NSDAP nutzt die kapitalistische Regierung 

Deutschlands diese Lage auf das raffinierteste aus. Sie spiegelt nach außen eine strikte Neutralität zu 

den Kriegsereignissen im Fernen Osten vor, und behauptet, daß die deutsche Arbeiterklasse sich für 

anderes Interessiere, als für die Vorgänge in China und an der mandschurischen Grenze. 

Es ist eine entscheidende p r opagand i s t i s che  und  ag i t a t o r i s che  Auf gabe  fü r  d i e  Kom -

m un i s t i s che  Pa r t e i  [227] Deu t s ch l and s, den praktischen Nachweis zu führen, in welchem 

Umfange die deutsche Bourgeoisie unter diesem Deckmantel einer scheinbaren Neutralität unauslös-

bar verflochten ist mit der Kriegspolitik des Weltimperialismus und bewußt darauf lossteuert, die 

eigene Krise durch ein neues kriegerisches Abenteuer zu liquidieren. 

„Die erste Pflicht der Kommunisten im Kampf gegen den imperialistischen Krieg ist, den Schleier zu 

zerreißen, mit dem die Bourgeoisie die Vorbereitung des Krieges verhüllt, und den Massen die tat-

sächliche Lage der Dinge zu zeigen.“ (VI. Weltkongreß.) Die bisherigen Enthüllungen über das Aus-

maß, wie die deu t s ch e  Rüs t ungs i ndus t r i e  heu t e  s chon  pak t i e r t  m i t  dem  j apan i s chen  

M i l i t a r i sm us  durch fortgesetzte und ständig gesteigerte Lieferungen von Munition und Kriegsge-

rät, sind noch durchaus ungenügend und unkonkret. Nach einem relativ guten Ansatz, vor allem durch 

die „Ham bur ge r Vo lksze i t un g“, ist im Verlauf der Wahlkampagne ein empfindlicher Rück-

schlag eingetreten. Das gilt sowohl für die Aufdeckung der unmittelbaren Kr i egsp roduk t i o n, wie 

für die breite und populäre Darstellung der Kr i egsg r eue l  des japanischen Militarismus in der 

Presse, in den Versammlungen, bei den Demonstrationen und in der Agitation von Mund zu Mund 

Im Betrieb, auf der Stempelstelle, bei der Hausagitation und bei der Bearbeitung des flachen Landes. 

Es ist hier nicht möglich, eine auch nur annähernd umfassende Uebersicht über die Betriebe von 

Chemie, Metall und Textil zu gehen, die unmittelbar für j apan i s che  Bes t e l l ungen  arbeiten. Die 

wichtigsten Werke sind von j apan i s chen  Mi l i t ä r komm i s s i o ne n‚ meist in Begleitung von 

Reichswehroffizieren, aufgesucht und auf ihre Leistungsfähigkeit überprüft worden. Gleichzeitig stei-

gern sich die Lieferungen für die Randstaaten längs der westlichen Grenze der Sowjetunion. Und ob-

gleich die Rüstungsindustrie Frankreichs, der Tschechoslowakei, Englands und Amerikas einen unge-

heuer entwickelten Umfang hat, gibt es auch für die militärischen Bedürfnisse dieser Staaten große 

Bestellungen bei der deutschen Industrie, vor allen Dingen in der Chemie, Optik und Feinmechanik. 

Laut Ve r sa i l l e r  Ve r t r ag  (Kriegsgerätegesetz) sind nur insgesamt etwa 40 Fabriken Deutschlands 

berechtigt, militärische Objekte (Munition oder Kriegsgerät) herzustellen. Diese „Fessel“ des Versai-

ller Systems ist in der Praxis längst „gesprengt“, allerdings auf unmittelbaren Zugriff der Versailler 

„Siegerstaaten“ selbst. Dasselbe gilt für die Ausfuhr von Waffen, Munition und Kriegsmaterial. Es 

ist politisch von größter Bedeutung, vor den Massen sichtbar zu machen, wie im Gefolge der 

Kr i egspo l i t i k  de r  Im pe r i a l i s t en  die in der „sonstigen“ Politik so heiß umkämpfte „Revision“ 

des Ve r sa i l l e r  F r i edensve r t r age s  p r ak t i s ch  l ängs t  ve r wi r k l i ch t  worden ist! 
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Der deutsche Kapitalismus hat den bestorganisierten Wirtschaftsapparat. Die R i e se n t r u s t s  garan-

tieren eine straffe zentralisierte Leitung, die unmittelbar den Bedürfnissen und Anweisungen der Hee-

resleitung untergeordnet werden kann. Die weitgegliederte Arbeitsteilung, verbunden mit einer auf 

die Spitze getriebenen Typisierung, Normierung [228] und Mechanisierung (t echn i s che  Ra t i o -

na l i s i e r un g), garantieren einerseits eine Massenp r oduk t i o n, die die ganze deutsche Industrie 

zu einem einzigen Kr i egsa r s e na l  umzugestalten vermag, andererseits aber auch eine geschickte 

Ve r du nk lun g und Ta r nung der industriellen Kriegsproduktion, die die ideologische Ver -

s ch l e i e r ung  und  Ve r nebe l ung  de r  Kr i egspo l i t i k  wesentlich erleichtert, in gewissem 

Sinne überhaupt erst ermöglicht. 

Die Kom muni s t i s che  Pa r t e i  muß die gesam te  Arbe i t e r k l a s s e mobilisieren, um diesem 

ungeheuren System des industriellen Kriegsapparates ein gleichwertiges System der Aufdeckung 

durch die revolutionäre Agitation entgegenzustellen. Die Arbe i t e r ko r r e spo nden t e n  sind zur 

Verwirklichung dieser Aufgabe sowohl die o rgan i s i e r end e Kr a f t  wie das agitatorische Mittel, 

den Massen die Tatsachen und die Größe der Gefahr des imperialistischen Krieges handgreiflich und 

überzeugend sichtbar zu machen. Eine breite Ar be i t e r ko r re sponden t enbeweg ung  unter Ein-

beziehung parteiloser, sozialdemokratischer, christlicher und sonstiger Arbeiter in der Produktion und 

im Transport bietet die einzige Grundlage für eine ständige und systematische Steigerung der revo-

lutionären Agitation zur Verhinderung des imperialistischen Krieges. 

Gestützt durch die Arbeiterkorrespondentenbewegung muß die Kr a f t  de s  P r o l e t a r i a t s  s i c h  

s t e i ge r n  zur wirklichen Ve r h i nde r ung  der Kr i egsp roduk t i on und -t r anspo r t e. Ein orga-

nisatorisches Mittel zur Bewältigung dieser Aufgabe sind die Uebe r wachungsausschüs se  vor 

allem im Transportwesen (Eisenbahnen, Autowesen, Binnenschiffahrt, Häfen). Erst das wirkliche 

Eingreifen der Arbeiter zur Ve r h i nde r u ng von  Kr i egsp r oduk t i on  und  -t r anspo r t kann als 

Beweis dafür gelten, daß der revolutionäre Klassenkampf die entscheidende Wendung zum Kampf  

gegen  den  i m per i a l i s t i s chen  Kr i eg  genommen hat. 

Voraussetzung dazu ist die Konzen t r a t i on  au f  d i e  en t s che i denden  Be t r i ebe  und  Ve r -

keh r skno tenpunk t e. Hier ist die maximale Kraftanstrengung zur Verhinderung der Rüstungspro-

duktion das an f eue r nde  Be i sp i e l  für die gesamte Arbeiterklasse. Die En t f e s se l ung  von  

Wi r t s cha f t skäm pf en  um bessere Löhne, Arbeitszeitbedingungen oder sonstige soziale Forde-

rungen haben in ihrer unmittelbaren Auswirkung die Störung, Verhinderung oder zumindest Behin-

derung der Herstellung von Kriegsmaterial zur Folge. Te i l s t r e i ks  und erst recht g r öße r e  

S t r e i k s  bis zum po l i t i s che n Massens t r e i k schaffen große Schwierigkeiten für die imperialis-

tische Kriegspolitik, die unter gegebenen Umständen eine direkte Auswirkung auf die militärischen 

Operationen nach sich ziehen können. Es muß ins Bewußtsein jedes revolutionären Arbeiters über-

gehen, daß der „normale“ Klassenkampf im Kriege oder in der Kriegsvorbereitungsperiode nicht auf-

hört, sondern eine unerhörte Steigerung erfährt. 

Dabei darf keinen Augenblick übersehen werden, daß mit der Organisierung solcher Wirtschafts-

kämpfe die Durchführung von [229] d i r ek t e n  Ak t i onen  gegen  d en  Kr i eg  d i e  z en t r a l e  

Auf gabe  ist. Hierbei geht es um die Entfaltung der verschiedenartigsten Methoden: passive Resis-

tenz, italienischer Streik, strikte Einhaltung der Dienstvorschriften, Abteilungsstreiks, Betriebsbeset-

zung bis zum Massenstreik. Der Unterschied zu den Wirtschaftskämpfen ist, daß diese Aktionen sich 

unmittelbar gegen den Krieg richten, gegen den kriegsverbrecherischen Unternehmer und gegen die 

kriegführende Bourgeoisie. 

Wie weit dem revolutionären Proletariat die Durchführung dieser entscheidenden Aufgaben gelingt 

– obendrein unter den verschärften Bedingungen des stärksten faschistischen Terrors bis zum Kriegs-

ausnahmezustand –‚ hängt davon ab, wie weit die Popularisierung der revolutionären Losungen in 

der Arbeiterklasse richtig gehandhabt wird. Vor allen Dingen die deutsche Bourgeoisie, aktiv unter-

stützt von den sozialfaschistischen Gewerkschaftsbonzen und Betriebsräten, operiert damit, daß die 

Kriegslieferungen vielen Zehntausenden von Arbeitern neue Arbeit bringen und die Löhne verbes-

sern. 
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In Anbetracht der Siebenmillionenarmee der Erwerbslosen vermag sie mit diesen verbrecherischen 

Argumenten einen starken physischen und psychischen Druck auf das durch die lange Krise materiell 

und politisch geschwächte Proletariat auszuüben, so daß die gesteigerte Aktivität unter den Erwerbs-

losen eine der wichtigsten Voraussetzungen des erfolgreichen Kampfes gegen die kapitalistische 

Kriegspolitik ist. Auf den Stempelstellen müssen, den Ueberwachungsausschüssen analoge, überpar-

teiliche Organe geschaffen werden, die Träger der revolutionären Agitation gegen den Krieg sind, 

gleichzeitig aber auch eine Kon t r o l l e  und  Reg i s t r i e r ung  übe r  d i e  Ve r m i t t l ung  von  A r -

be i t sk r ä f t en  i n  d i e  k r i egswich t i gen  Be t r i ebe  du rch f üh r e n. 

Der Kampf gegen die Kriegspolitik der eigenen Bourgeoisie ist wirkliche praktische Hilfe des inter-

nationalen Proletariats zur Verwirklichung des Sozialismus und des Aufbaues des Fünfjahrplans in 

der Sowjetunion. Kampf gegen den imperialistischen Krieg heißt Verteidigung der Sowjetunion, ge-

gen die sich der japanische Vorstoß unmittelbar richtet. 

„Wir müssen in der Agitation und Propaganda das größtmöglichste an Intensität und revolutionärer 

Leidenschaft entfesseln für die stärkste internationale Solidarität und das engste Bündnis der deut-

schen revolutionären Arbeiterschaft mit den Millionen der russischen Arbeiter und Bauern, die unbe-

irrbar kämpfen und ringen für die Politik des Friedens und die Unantastbarkeit ihres wirklichen sozi-

alistischen Vaterlandes.“ 

(Gen. Thälmann auf dem Plenum des ZK., Februar 1932, Broschüre „Der revolutionäre Ausweg“, S. 

13.) 

„Die Sozialisten müssen in den Mittelpunkt ihrer Arbeit den Kampf mit dem Reformismus stellen, 

der die revolutionäre Arbeiterbewegung stets durch bürgerliche Ideen zersetzt ...“ 

(Len i n  „Ueber den Kampf gegen die Kriegsgefahr“, Seile 81.) [230] 

* 

Die II. Internationale und der Interventionskrieg gegen die Sowjetunion  
Ch. W. 

Der Krieg als Ausweg aus der Krise, die Neuverteilung der Märkte und Rohstoffquellen, die Austra-

gung der imperialistischen Gegensätze mit den Waffen, wird mehr und mehr zur dominierenden Linie 

der Politik des Weltimperialismus. Der bewaffnete Angriff des japanischen Imperialismus auf China 

enthüllt die ganze Tiefe und Schwere der Weltwirtschaftskrise, die Verschärfung der Klassengegens-

ätze und die Gegensätze im Lager der Imperialisten selbst. 

Der Krieg in China ist für die Imperialisten das Vorspiel für die Intervention gegen die Sowjetunion 

und zum neuen imperialistischen Krieg um die Welthegemonie. D i e  Vor be r e i t ung  de r  I n t e r -

ven t i on  gegen  d i e  Sowj e t un i on  i s t  d i e  d i r ek t e  Fo r t s e t zung  de s  Kam pf es  de r  

Bour geo i s i e  f ü r  e inen  kap i t a l i s t i s chen  Aus we g  aus  de r  Kr i s e  i n  den  ka p i t a l i s t i -

s chen  Lände r n  s e lb s t. Hier stößt die Front des, Proletariats auf die Einheitsfront aller imperia-

listischen Mächte. 

Auf der anderen Seite sehen wir in allen kapitalistischen Ländern einen neuen gewaltigen revolutio-

nären Aufschwung heranreifen. Dieser revolutionäre Aufschwung bedroht das ganze System des Im-

perialismus, das in den „Friedens“verträgen von Versailles wurzelt. Das Versailler System ist inter-

national und die Ereignisse im Fernen Osten sind nur ein Glied im gesamten Versailler System. 

N i c h t  umso ns t  i s t  da r i n  auch  d i e  I I. I n t e r na t i ona l e, d i e  e i n  w i ch t ige s  G l i e d  de s  

Ve r sa i l l e r  Sys t em s  da r s t e l l t, s owoh l  i m  Fe r nen  Os t en  wi e  i n  Eu r opa  de r  e rge -

bens t e  und  zuve r l ä s s i g s t e  Fak t o r  de s  ge samt en  Ve r sa i l l e r  Sys t em s. Das zeigt sich 

wiederum mit aller Deutlichkeit in ihrem Verhalten zum Krieg im Fernen Osten und zur Vorbereitung 

der Intervention gegen die Sowjetunion. Dies wurde z. B. deutlich zum Ausdruck gebracht in dem 

Manifest, das die sozialdemokratische Jugend Japans, die der 2. Internationale angehört, veröffent-

licht hat. Dort wird geradezu die Intervention gegen die Sowjetunion begrüßt. Lesen wir doch in dem 

Manifest unter anderem: 



Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 12 – 574 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 05.04.2023 

„Im Gebiete der Mandschurei, wo Rohstoffquellen sind, die eine entscheidende Rolle für die japanische Volks-

wirtschaft spielen, sehen wir eine Aggressivität der Sowjetunion, wie den Boykott japanischer Waren durch 

feudale chinesische Generäle. Bei der raschen Entwicklung der objektiven Situation müssen wir von einer 

schematischen Taktik Abstand nehmen und an deren Stelle eine wirklich aktive Taktik vom Standpunkt der 

proletarischen Jugend durchführen. Wir müssen zur Verwirklichung unserer Ziele im Anfang auf der Basis 

unserer Volkswirtschaft einen nationalen Sozialismus aufbauen, um von hier aus Schritt für Schritt zum inter-

nationalen Sozialismus überzugehen.“ 

Wir sehen, wie hier bei der japanischen sozialdemokratischen Jugend wieder die Kriegsziele der deut-

schen Sozialdemokratie à la David [231] & Co. während des Weltkrieges lebendig werden. Doch 

diese Identität ist nicht nur bei diesen vorhanden, sondern bei den Imperialisten selbst. Man verglei-

che nur das Tanaka-Memorandum mit den Begründungen von der Notwendigkeit einer Besitzergrei-

fung von Longwy Briey von seiten des deutschen Imperialismus während des Weltkriegs. 

Natürlich nicht überall äußert sich die II. Internationale so offen und stellt derartig ihre wirkliche Rolle 

zur Schau. In offiziellen Dokumenten wahrt man noch einen gewissen Schein, setzt man die Methode 

des Betrugs und der Massentäuschung fort. Doch der konkrete Anlaß des Krieges im Fernen Osten wird 

von ihr ganz systematisch zur He tze  gegen  d i e  Sowj e t un i on  benutzt. Hier steht das Organ der 

französischen Sozialdemokratie, der „Populaire“, an der Spitze, der die Sowjetunion in ihrem Kampf 

um den Frieden ständig verleumdet mit dem indirekten Zweck, sie in den Krieg hineinzuhetzen, ihr 

vorwerfend, daß sie nicht aggressiv genug gegen den japanischen Imperialismus vorgehe. Und als die 

Sowjetunion erklärte, daß sie den Sowjetboden mit allen Mitteln gegen jeden Angreifer verteidigen 

werde, da schrieb der „Populaire“, daß „weder das Prestige noch ihre Rechte auf die Ostchinabahn, 

noch auch der Verlust einer Provinz“ einen Krieg der Sowjetunion rechtfertigen dürfe (Populaire vom 

3. März 1932). Auf diese Weise glaubt Herr Rosenfeld seinen Auftraggebern, den französischen Im-

perialisten, am besten zu dienen. Ein Stück weiter geht der sattsam bekannte Menschewik Dan im 

„Kampf“ vom April 1932. Im Gegensatz zum „Vorwärts“ leugnet er durchaus nicht die Kriegsgefahr, 

in der sich die Sowjetunion befindet. Aber im gleichen Atemzug behauptet Dan, daß diese Kriegsge-

fahr „nicht zum geringen Teil von der Politik“ der Sowjetunion verschuldet sei. Man sieht, dies von 

den Imperialisten gekaufte Subjekt, Dan, versteht sein Handwerk meisterhaft. Es gibt keine Kriegsge-

fahr, und wenn, so nur wegen der Politik der Sowjetunion. Und was hat dieser saubere Herr im Grunde 

der Politik der Sowjetunion vorzuwerfen? Nur, daß sie in ihrer Friedenshaltung bis an die äußerste 

Grenze des Möglichen geht, daß sie sich noch nicht in einen bewaffneten Konflikt mit Japan eingelas-

sen habe. Also weil sie für der Frieden kämpft, ist ihre Politik dazu angetan, die Gegensätze zur Ent-

ladung zu bringen. Doch Herr Dan geht noch ein Stück weiter. Nach ihm darf sich eine richtige prole-

tarische Politik nicht auf die Waffen verlassen, sondern muß „an die öffentliche Meinung der Welt 

appellieren“. Mit Verlaub, ihr Herren, diese öffentliche Meinung, wir kennen sie zur Genüge. Diese 

öffentliche Meinung, von der der Menschewik Dan spricht, das sind z. B. die von den Imperialisten 

gekauften Subjekte, die Zeitungen, die noch von Arbeitern gelesen werden, dazu benutzten, den Krieg 

gegen die Sowjetunion agitatorisch und propagandistisch vorzubereiten. Das sind Leute, die die Be-

deutung dieser Arbeitsteilung erkannt haben, wie z. B. Herr Blum, der den Arbeitern pazifistischen 

Dunst vermacht und dessen Sohn die jugoslavische Kriegsindustrie im Auftrage des französischen 

Rüstungskapitals einrichtet. Der Appell an die öffentliche Meinung hat sich immer als eines der besten 

Mittel zum Massenbetrug und zur Verschleierung der eigenen Schandtaten der Geschäftemacher der 

II. Internationale erwiesen. Und  ge r ad e [232] i m  Name n  d i e se r  ö f f en t l i chen  Me i nung  

wi r d  de r  Kr i eg  gegen  d i e  Sowj e t un i on  vo r be re i t e t. Im Hintergrunde dieser öffentlichen 

Meinung stehen die Imperialisten, die Bourgeoisie der einzelnen Länder, die auf das Proletariat ihrer 

Länder die Lasten der Krise abzuwälzen versuchen und dabei die weitgehende Hilfe der Sozialdemo-

kratie finden. Die Oeffentlichkeit, an die sich der proletarische Staat wendet, hat mit jener nichts ge-

mein. Das sind die Arbeiter, die Unterdrückten der ganzen Welt, die in der Sowjetunion ihr eigenes 

wirkliches Vaterland erkennen und  un t e r  Füh r ung  de r  Kom m uni s t i s chen  Pa r t e i en  da s  

Land  de s  au f bauenden  Soz i a l i sm us  auch  z u  ve r t e i d i gen  wi s se n. 

Herr Dan erklärt nun in dem angezogenen Artikel weiter, daß die Menschewiki die einzige Gruppe 

russischer Emigranten seien, die ihre Karte nicht auf den Krieg setzen, wie sie auch zugleich die 
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Bemühungen Stalins, den Frieden womöglich zu wahren, „dem Krieg um jeden Preis auszuweichen“, 

unterstützen. Wie ein richtiger Menschewik beginnt natürlich Dan mit einer frechen Lüge. Niemals 

haben unsere russischen Genossen erklärt, daß sie dem Krieg „um jeden Preis“ ausweichen werden. 

Die Sowjetunion geht gewiß bis an die äußerste Grenze, denn für sie sind die Fragen, die hier zur 

Debatte stehen, keine Prestigefragen. Aber sie wird auch das Land, sobald es eine imperialistische 

Macht versuchen sollte, den Boden der Sowjetunion zu betreten, mit der Waffe in der Hand zu ver-

teidigen wissen. Aber Herr Dan braucht diese freche Lüge, um im Falle, daß der Krieg doch ausbricht, 

„beweisen“ zu können, daß die Sowjetunion die Verantwortung trage, und damit auch die „Verteidi-

gungspflicht“ der II. Internationale gegenüber der Sowjetunion hinfällig geworden sei. Und noch eins: 

Herr Dan kündigt schon jetzt an, im Falle, daß die Sowjetunion in einen Krieg verwickelt werde, die 

Gelegenheit zu benützen, in der Sowjetunion einen konterrevolutionären Umsturz zu organisieren. 

Auf diesem Gebiete sind ja die Dan und Konsorten keine Neulinge, obwohl sie doch ein wenig aus 

der Geschichte dieser konterrevolutionären Machinationen im Laufe von fünfzehn Jahren gelernt ha-

ben sollten. Doch schließlich ist dies ihr Handwerk, wofür sie von den Imperialisten aller Länder auch 

ihren Sold erhalten. Dans Forderung ist die Liquidierung der proletarischen Diktatur. Man sieht, er 

ist eben nicht sehr bescheiden. Aber warum verlangt er dies? Das sagt er uns in der „Gesellschaft“ 

vom April 1932; denn es ist nicht gut, alles an einer Stelle zu sagen. Dort schreibt er: 

„Gewiß wird die Ablösung des terroristisch-diktatorischen Regimes durch eine beliebige ‚Rechtsordnung‘ die 

Wiederbelebung des privatwirtschaftlichen Sektors in der Industrie und vor allem im Handel nach sich ziehen.“ 

„... Freilich, übersteigt die Aufgabe der Uebernahme der Staatsindustrie die Kräfte des russischen Privatkapi-

tals, so kann sie durch das ausländische Kapital gelöst werden ...“ 

Man sieht, die Leute verstehen sich auf ihr Handwerk. Dort, wo der Kapitalismus herrscht, kann man 

den Arbeitern vorgaukeln, man wolle den Sozialismus, und dort, wo der Sozialismus zur Herrschaft 

gekommen, [233] muß man konterrevolutionäre Putsche und den Krieg vorbereiten, um diese Gele-

genheit zur Wiederaufrichtung des Privateigentums zu benützen. Und da man für diese Judas Ischa-

riot-Rolle von dem imperialistischen Räubergesindel bezahlt wird, gibt man ihm zugleich die Be-

rechtigung, im Falle alles gut geht, an der Ausraubung der Sowjetunion teilzunehmen. Kann man nun 

noch daran zweifeln, daß die II. Internationale der ergebenste und zuverlässigste Faktor des Versailler 

Systems darstellt? 

Doch Herr Dan verteilt bereits das Bärenfell, ehe der Bär selbst erlegt ist. Deshalb ist es auch schon 

für ihn eine ausgemachte Sache, daß ein Krieg gegen die Sowjetunion das Ende des Bolschewismus 

bedeute. Wir gehören nicht zu denen, die ihre Aufgabe darin sehen, zu prophezeien. Wir überlassen 

dies getrost den Dan und Konsorten. Sie haben ja darin schon einige Erfahrungen gesammelt, wenn 

auch die Resultate der Entwicklung andere waren, als sie prophezeit haben. Doch auch das revoluti-

onäre Proletariat ist im Verlaufe eines 15jährigen Bestehens der Kommunistischen Internationale, im 

Verlaufe eines unbeugsamen, entschlossenen und revolutionären Klassenkampfes gegen die Bour-

geoisien ihrer Länder an Erfahrungen reicher geworden. Das revolutionäre Proletariat und voran die 

Kommunistische Internationale und deren Sektionen verstehen heute, die Provokateure eines Krieges 

gegen die Sowjetunion zu entlarven, einerlei, ob sie ihr Lager in der II. Internationale aufgeschlagen 

haben oder sich direkt im Staatsapparat oder in den Direktionen der Konzerne befinden. Das  r evo -

l u t i onä r e  P r o l e t a r i a t, un t e r  Füh r ung  de r  Kom m uni s t i s chen  Pa r t e i, i s t  d i e  e i nz i ge  

Kr a f t, d i e  gegen  den  I m per i a l i sm us  und  d i e  Kr i egshe t ze r  käm pf t. Doch darüber hin-

aus müssen wir noch in erhöhtem Maße verstehen lernen, in gewaltigerem Umfang als bisher das 

Proletariat für aktive Massenaktionen gegen den imperialistischen Krieg, für die Verteidigung der 

Sowjetunion zu mobilisieren. Wi r  m üssen  ve r s t e he n, e i nen  bo l s chewi s t i s chen  Kam pf  

gegen  den  Kr i eg  z u  f üh r e n. 

* 
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Die Bedeutung der Wirtschaftskämpfe, der politischen Streiks  

und die mangelnden Erfolge der RGO.  
Von W i l h e l m  F l o r i n  (Ruhr) 

I. 

Lage in Deutschland und Entwicklung der Klassenkämpfe 

Die Verlängerung des Stillhalteabkommens um ein Jahr, die Drosselung der Lebensmitteleinfuhr und 

die damit gewaltsame Herbeiführung einer aktiven Handelsbilanz, die Dumpinglohnpolitik und 

gleichzeitigen Zollabschnürungsmaßnahmen haben alle nicht bewirken können, daß [234] eine Bes-

serung der Lebenslage der Arbeiter und werktätigen Schichten eingetreten wäre. Der Produktions-

rückgang hält an, die fälligen Zahlungen drücken, die Basis zur Stützung der Währung wird immer 

enger, die Agrarkrise treibt zu neuen Bankrottexperimenten an. Alle Tatsachen zeigen auf, daß die 

Krise sich noch we i t e r  verschärft hat. Es sind auch noch ke i ne  ernsten Faktoren sichtbar, aus denen 

auf eine baldige Un t e r b r echung  oder gar Uebe r wi ndung  der Krise geschlossen werden dürfte. 

Die Niederlage der Brüning-Regierung bei den Reparationsverhandlungen kann auch nicht durch ihre 

Gleichberechtigungsmanöver gegen den mächtigen französischen Imperialismus in der Abrüstungs-

frage aufgewogen werden, um so mehr nicht, als das verlockende französische Geld bereits in der 

Frage der „Rettung“ Südosteuropas den Donaustaaten eine Zerreißung der Front der „Gleichberech-

tigten“ durchzuführen droht. 

Wenn die Verschärfung der Wirtschaftskrise alle Gruppeninteressen und Gegensätze im Lager der 

Bourgeoisie nährt, so werden selbige durch die fortgesetzten außenpo l i t i s chen  Mißerfolge der 

Brüning-Regierung noch ge s t e i ge r t. Aber sie erfahren erst recht ihre Zuspitzung durch den wach-

senden Klassengegensatz zwischen Bourgeoisie und Proletariat, weil die Bourgeoisie sich immer 

mehr durch die soz i a l e  Re vo l u t i on  bedroht fühlt. Die durch die heranreifende proletarische Re-

volution mobilisierten konterrevolutionären, reaktionären Kräfte der Bourgeoisie finden in den gegen 

das Proletariat bisher angewendeten faschistischen Kampfmaßnahmen immer noch unzulängliche 

„Er f o l g e“. Die finanzkapitalistischen Gruppen treiben durch die in der nationalsozialistischen und 

deutschnationalen Front vereinigten Kräfte der Konterrevolution, immer stärker anpeitschend, den 

anderen faschistischen Block, der sich in der Br ün i n g-Fr on t  vereinigt, gegen die proletarische 

Klasse vor. Daher wird sich der Klassenkampf zusehends ve r s c h ä r f e n. Der Faschismus negiert in 

stärkerem Maße den Parlamentarismus, und das Proletariat verspricht sich immer stärker allein vom 

auße r pa r l am en ta r i schen  Kampf e  E r f o lg e. Das Proletariat begreift immer mehr, daß die Er-

ringung materieller Erfolge nur durch außerparlamentarische Massenbewegungen möglich ist. 

Die Lage der Arbeiterklasse hat sich immer mehr ve r s ch l ech t e r t . Die Erwerbslosigkeit ist riesen-

haft angewachse n, der Reallohn ist verbrecherisch herabgedrückt die Preissenkungsaktion der Re-

gierung ist als Schwindel geplatzt, der Rentenraub wird erbarmungslos durchgeführt. Die Lohnsen-

kungen gehen manchmal, wie im Ber gba u, weit über 15 Prozent h i nau s. Das Gesamtergebnis ist, 

daß die Brüningschen Notverordnungen dem Proletariat gewaltige Lasten auferlegen, daß die Not-

verordnungen im Interesse des monopolisierten Großkapitals den Klassenhaß im Proletariat verbrei-

tern und vertiefen, wodurch der Wille zum Klassenkampf unmittelbar s t ä r ke r erwächst. Dieser 

Wille, sich zu wehr e n, zum Angr i f f überzugehen, steigert die politisch-außerparlamentarischen 

Massenaktionen und die Versuche, sich über alle Gesetzesschranken h i nwegzuse t zen  und dem 

Kampfe ande r e  Formen zu geben und neue Methoden der Klassenauseinandersetzungen [235] an-

zuwenden. Die Lage der Arbeiterklasse und der wachsende Wille in der proletarischen Klasse zu 

unmittelbaren Klassenkämpfen erfordert, daß, um die Kämpfe wirklich zu bekommen, die RGO sich 

ihrer organisierenden Rolle stärker bewußt werden muß. 

Eben, weil die Bourgeoisie neue, unerhörte Angriffe auf die Lebenshaltung der Arbeiterklasse machen 

wird, auch in der Form neuen Lohnraubs, neuer Rentenkürzung, Schmälerung der Erwerbslosenunter-

stützung usw., wird es einmal notwendig sein, die neugewonnenen Kampfmethoden des Proletariats 

(passive Resistenz usw.) zu entwickeln, neue Kampfformen durch die Führung vorzuschlagen und 
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von den Massen zu l e rne n, und zum andern die o r gan i s i e r ende  Rolle der RGO stärkstens zu 

be t one n. 

Die Regierung kündigt phrasenhaft den mit den Gewerkschaftsbonzen der Sozialdemokratie und der 

Zentrumspartei ausgeknobelten „Arbeitsbeschaffungsplan“ an. Schon beim ersten Ueberfliegen 

zeigte sich, daß dieser Plan ein neuer sozialfaschistischer Aktionsplan gegen die Arbeiterklasse ist. 

Die Arbeitsbeschaffung wird verknüpft mit einem neuen Lohnr aub  und der E r we i t e r ung  des 

„f r e i w i l l i ge n“ Arbeitsdienstes, wobei bekanntlich die Entlohnung den Tiefstand der Leibeigen-

schaft erreicht. Hiergegen muß die ganze  K l a s s e  mobilisiert werden. Die RGO muß zur Haup t -

t r ä ge r i n dieses Kampfes werden. Die KPD und RGO müssen diesen Kämpfen Ri ch t ung und 

Z i e l  geben zur Eroberung der Mehrheit der Arbeiterklasse für das soziale und nationale Befreiungs-

programm des Kommunismus. Die Hegemonie des Volkskampfes um die Freiheit muß durch die 

breite p r o l e t a r i s ch e Offensive das Proletariat erhalten. 

II. 

Die Methoden des Klassenkampfes sind vielseitig. 

Das Ist eine Binsenwahrheit. Der außerparlamentarische Massenkampf kann mannigfache Formen 

annehmen. Er ist sehr vielseitig und hängt nicht nur von der e i ge ne n  und von der Kraft des Geg -

ne r s, sondern auch von der ge samt po l i t i s chen  Lage ab. Der Grad des Klassenbewu ß t s e in s, 

die Klassenk r a f t und die bereits entwickelte Fähigkeit, den Klassenkampf zu o r gan i s i e r e n, die 

Losungen und Forderungen, für die der Kampf geführt wird, – das alles sind Fragen, die sowohl mit 

der Taktik und Strategie eng verbunden sind als auch zusammenhängen mit den For m e n, die der 

Klassenkampf annimmt. 

Die höhe r en  Formen des Klassenkampfes ergeben sich aus der zugesp i t z t e n  Situation, den ve r -

s chä r f t en  po l i t i s che n  Verhältnissen. Höhe r e  Formen des außerparlamentarischen Klassen-

kampfes bei einer politisch zugespitzten Situation, das heißt bei einer solchen Krise, wo die Vorbe-

dingungen für eine revolutionäre Situation immer s t ä r ke r  heranreifen, ergeben immer neuen  An-

laß zur Uebe r p r ü f ung  unserer gesamten Arbeit. Dies um so mehr, als die Kompliziertheit der 

Fragen immer wieder neue Schwierigkeiten auftauchen läßt. Höhere Formen des Klassenkampfes 

bedingen auch [236] dem en t sp r echende  politische Losungen. Wenn wir beginnen, die Losungen 

bezüglich ihrer mobilisierenden Wirkung zu überprüfen, auf Grund deren wir die Massen jetzt in die 

Kämpfe führen wollen, und die wir heute nach reiflichem Studium aufstellen können, dann erkennen 

wir, wie weit wir hinter den revolutionären Möglichkeiten einherhinken. Dann sehen wir erst, daß bei 

der Wirtschaftskrise, dem Grad der Massenverelendung und den gesteigerten Gegensätzen im Lager 

der Bourgeoisie wir eigentlich schon we i t e r ges t eck t e  Losungen stellen müßten, z. B. im Kampf 

gegen Kriegsproduktion und Kriegstransporte. Wenn wir dies aber zu r  Ze i t  noch  n i ch t  können, 

so liegt das nur daran, daß wir wirklich bisher die revolutionären Möglichkeiten nicht erschöpft ha-

ben, um die Massen in Bewegung zu bringen. Die Politik unserer Bruderpartei in Polen und ihr durch-

geführter e r f o l g r e i che r  Generalstreik soll uns in dieser Hinsicht eine große Lehre sein. Uebe r  

we l che  Te i l käm pfe  und Sum m e  von  Te i l käm pfen  sind sie zum Generalstreik gekommen? 

Das ist die Frage, auf die wir uns eine richtige Antwort geben müssen. Dann erkennen wir, wo die 

Schwächen und Mängel liegen in der Erschöpfung der revolutionären Möglichkeiten, dann sehen wir, 

weich bedeutsame Rolle die RGO in diesen Kämpfen spielt. 

Es besteht weniger die Gefahr der „Ueberpolitisierung“ unserer Losungen bei Wirtschaftskämpfen 

und Streikbewegungen, als umgekehrt, besonders, wo Massenkämpfe mittels terroristischer Staats-

gewalt immer sofort zu unterdrücken versucht werden, weil der Einfluß der Sozialdemokraten zur 

a l l e i n i ge n Verhinderung der Streiks schon längst n i ch t  m ehr  aus re i ch t, weil die wirtschaftli-

chen Streiks bei dieser Lage weit stärkeren politischen Charakter tragen und viel eher in politische 

Streiks um sch l age n bzw. der politische Streik aus den Wirtschaftsbedingungen schnell e r wach -

s e n kann. Deshalb müssen alle politischen Losungen und wirtschaftlichen Forderungen von uns bei 

solchen Streikbewegungen ihre richtige Ve r qu ickun g finden. Da der politische Streik eine höhere 

Form des Streikkampfes ist, müssen die politischen Losungen so angelegt sein, daß der 
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wirtschaftliche Streik auf diese höhere Form des politischen Streiks gehobe n wird. Nicht jeder po-

litische Streik braucht aus einem wirtschaftlichen Streik zu erwachsen. 

Die Bourgeoisie weiß sehr wohl, wenn der Klassen- und Massenkampf höhe r e Formen annimmt, 

was das für sie bedeutet. Deshalb auch alle ihre Gegenmaßnahmen f a sch i s t i s che r Art in der Mo-

bilisierung der s t aa t l i che n und zivilen Kräfte. Die Bourgeoisie weiß auch, daß erfolgreiche Mas-

senkämpfe m ob i l i s i e r en d wirken, die Einheit s chne l l e r herbeigeführt und die Kampflust im 

Proletariat ge s t e i ge r t wird. 

Für alle Massenorganisationen des Proletariats, insbesondere für die RGO, steht die Frage, mannig-

faltigere For m e n des Widerstandes und des Angriffs in den proletarischen Massen zu entwickeln. 

Gerade, weil die Bourgeoisie alles versucht, um die Kämpfe des Proletariats mit allen staatsterroris-

tischen Mitteln zu unterbinden. Die Entwicklung v i e l s e i t i ge r Formen der Abwehr und des An-

griffs ist der RGO bisher deshalb [237] nur in ungenügendem  Maße gelungen, weil eine unge -

nügend e  Stellungnahme zu den Tages f r agen  zu verzeichnen war. Dieser Umstand war in der 

Vergangenheit immer schon die Krankheit der RGO und ist sie heu t e  noch. Am besten erhellt dies 

die Tatsache, daß man meist nur dann  die Massen in Bewegung brachte, wenn Ta r i f absch l ü s se  

zu verzeichnen waren. Was in der Zwischenzeit in den Betrieben geschah, wurde n i ch t  genügend 

oder nur zum Teil ausgenutzt, um Kämpfe zu erzeugen. Daher auch die ungenügende Einstellung auf 

Teilstreiks und eine abstrakte Stellung zu den Massen streiks. 

Die RGO muß stärker in die Tagesp o l i t i k eingreifen. Sie ist, und das muß man sehen, eine Orga-

nisation mit anderem Charakter als die üb r i gen  Massenorganisationen. Sie soll b r e i t e  und hö -

he r e  Formen des Klassenkampfes entwickeln. Sie soll die Waffe des Streikkampfes neu scharfen 

und benutzen. Die RGO muß deshalb ein feines Ohr haben für die Tagesnö t e der Massen und sie 

muß eine ständig neues Vertrauen erweckende Tagesarbeit leisten. Hiervon hängt auch das Wachs-

tum oder Zurückgehen der RGO ab. 

Die Tagespolitik ermöglicht, eine Vielseitigkeit der Methoden und Formen des Klassenkampfes zu 

entwickeln. Tagespolitik immer in der Richtung zur Zusammenfassung der Kräfte für g r öße re  

Kämpfe. Diese Zielrichtung wird auch gute Wechse l beziehungen von Teilstreiks zu Massenstreiks 

und, zum politischen Massens t r e i k  ergeben. Die Tagespo l i t i k  ermöglicht, solche Formen der 

Vorstufe des Streikkampfes, wie Kampfproteste, Demonstrationen, passive Resistenz usw., richtig zu 

entwickeln und in die Bahnen zu lenken, durch die das Proletariat an die Streikkämpfe he r ange -

f üh r t  wird. 

III. 

Einheitsfrontpolitik als Problem des Streikkampfes –  

Sektierertum als Ursache opportunistischer Fehlerquellen 

Ueber den Streik in der jetzigen Situation und seine Bedeu t ung  hat der Genosse Thälmann auf dem 

letzten Plenum des ZK. genügend gesprochen. Das soll nicht wiederholt werden, weil es seine Be-

deutung behält. Will die RGO Streiks organisieren und führen, ohne diese Ausgabe mit einer ständi-

gen Tagespolitik zu verquicken, so ist das meist unm ög l i c h. In dem Maße, wie die RGO es versteht, 

durch das Anknüpfen an die Tagesnöte des Proletariats und in Wahrnehmung der Interessen der Ar-

beiter und Angestellten sich das Vertrauen immer wieder zu erwerben, in dem Maße wird es auch 

möglich sein, S t r e i kbewegunge n zu organisieren. Die Arbeiter müssen wissen, daß die RGO 

nicht nur für die Revo lu t i o n, sondern auch für die Leitung und Organisierung der Kämpfe vo r der 

Machtübernahme, die ja auch Vorbereitungen zum Entscheidungskampf sind, geschaffen wurde und 

auch fähig ist. In Wahrnehmung aller Tagesinteressen und der Durchführung einer lebendigen Ta-

gespolitik ist es leichter möglich, über den Weg des [238] ständigen Kleinkriegs die Arbeiter an die 

notwendigen Streiks und Massenstreiks he ranzu f üh r e n. 

Das zur Zeit in Deutschland stehende Problem der Streikorganisierung und Streikauslösung ist in be-

deutendem Maße das Problem der E i nhe i t s f r on t  von  un te n. Man kann keine Massens t r e ik s  

organisieren, wenn nicht eine Massenbas i s  unseres o r gan i s i e r t en  Einflusses vorhanden ist. 
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Diese Massenbasis bekommt man nicht durch Ph r a sen  über Einheitsfront. Die Einheitsfront von 

unten, in den Betrieben und an den Stempelstellen will bewu ß t organisiert sein. Wenn eine Organi-

sation, wie die RGO, es unterläßt, Tagespo l i t i k zu machen, ist die organisierende Kraft der Ein-

heitsfront schon geschwächt. Das Zentralkomitee sagte mit Recht in seiner Wahlanalyse zum ersten 

Wahlgang der Präsidentenwahl: 

„Wir müssen den Kampf um den sozialistischen Ausweg unlöslich mit den T a g e s f r a g e n  verknüpfen, im 

Kampf um die brennendsten Teil- und Tagesforderungen der Betriebsarbeiter und der Erwerbslosen die Rolle 

der Sozialdemokratischen Partei und der reformistischen Gewerkschaftsbürokratie als soziale Hauptstütze der 

Bourgeoisie entlarven.“ 

Mit der Schaffung der RGO bzw. mit der RGO wollte die Partei die Basis der E inhe i t s f r on t  im 

Kampfe gegen die SPD und den ADGB merklich e r we i t e r n. Dies ist infolge großer Mängel und 

Schw ä chen  bei der Durchführung aller RGO-Beschlüsse nur zum Teil erreicht worden. In man-

chen Teilen des Reiches war sogar eine r ü c k läu f i ge  Tendenz in der Entwicklung der Einheitsfront 

zu verzeichnen. Dies angesichts der Tatsache, des Wachstums der Partei, das zeigt, welche Möglich-

keiten für die RGO vorhanden sind bzw. sein müssen. 

Man muß sogar betonen, daß eine gewisse Negierung der Einheitsfrontpolitik durch eine Reihe von 

Maßnahmen und Losungen seitens der RGO zu verzeichnen war. Den überspitzten und rein abstrak-

ten Losungen „Zer s t ö rung  de s  ADGB“ wurde immer die ausdrückliche einseitige Betonung der 

RGO als Or gan i s a t i on  beigefügt. Anstatt die Betonung auf die Schaffung einer e inhe i t l i c he n  

Kampffront zu legen, ließ man in den Augen der Arbeiter die RGO zu sehr als einen gewissen Ge-

werkschaftse r s a t z  aufkommen. Anstatt das Schwergewicht auf die Organisierung der Käm pf e  zu 

legen, wurde marktschreierisch proklamiert, daß die RGO den r o t en  ADGB schaffe. Rote Klassen-

gewerkschaften zu schaffen ist richtig – aber das ist nicht in erster Linie eine organisatorische Frage, 

sondern eine Frage der Politik der Einheitsfront, der Massenkämpfe und der Liquidierung des sozial-

demokratischen Masseneinflusses. So ergab sich allmählich sogar eine falsche L i n i e, die zum Sek -

t i e r e r t u m  führte. Das zeigte sich auch besonders k r a ß  bei unserer Politik unter den Erwerbslosen. 

Nicht zuletzt ist die völlig unzureichende Erfassung der Arbeitslosen bei den vergangenen Wahlen 

das Ergebnis dieser sektiererischen Linie. Das Zentralkomitee schrieb nach dem ersten Wahlgang: 

„Unsere Tätigkeit unter den Massen der Erwerbslosen ist gleichfalls ungenügend. Die Kommunisten in den 

Erwerbslosenausschüssen waren nicht [239] aktiv genug im Wahlkampf. Die Auslösung und Führung mäch-

tiger Kampfaktionen der sechs Millionen Erwerbslosen, die sich im ungeheuerlichsten Elend befinden, ist zu-

sammen mit der Betriebsarbeit die dringendste Aufgabe unserer Partei.“ 

Worin liegen die Ursachen unseres Versagens? 

Zunächst war bei den Erwerbslosen die Tatsache zu verzeichnen, daß nach kurzer Zeit die Erwerbs-

losenausschüsse r e i ne  RGO-Organisationsausschüsse waren und keine Organe der Einheitsfront. 

Diese Entwicklung wirkte sich zum S chaden  der Erwerbslosenbewegung aus. Wer behauptet, daß 

dies sich heute grundlegend geändert habe, der lebt in Selbstzufriedenheit oder sieht die Tatsachen 

nicht. Das ist nach wie vor eine der Hauptursachen, warum wir ke i ne  aktivere Massenbewegung der 

Erwerbslosen haben. Die Wohngebietserfassung und Kassierung der Erwerbslosen wurde n i ch t  be-

gleitet mit der Schaffung von Wohngebietserwerbslosenausschüssen. 

Dort, wo die Erwerbslosen noch immer stempeln, ist es nach wie vor besser, die RGO-Mitglieder 

auch an der Stempelstelle zu erfassen, damit unter ihrer Führung die Einheitsfrontorgane an den 

Stempelstellen erwachsen. Die belebende Wirkung auf das Proletariat in den Betrieben, die ausgelöst 

wird, wenn die Erwerbslosen in Massen kämpfen, darf n i ch t  unterschätzt werden. 

Viel schlimmer noch mußten sich alle Mängel und Fehler und insbesondere das Sektierertum in den 

Be t r i eben  auswirken. Wenn die Gewerkschaftsbürokratie die RGO fast ein ganzes Jahr demagogisch 

wirksam als eine spalterische neue Gewerkschaftsorganisation denunzieren konnte, so war dies nur 

möglich, weil die RGO selbst in Betonung der RGO als Or gan i s a t i on  nicht genügend eine Politik 

der Einheitsfront durch führte, die alle, auch die der RGO n i ch t  angeschlossenen oppositionellen 

Elemente aus Betrieb und Gewerkschaft erfassen sollte. Dies ist auch heu t e  noch nicht ausgemerzt. 
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Das ausgesprochene Sektierertum kam im nachstehenden am krassesten zum Ausdruck: 

1. Rote Verbände, wie z. B. der Einheitsverband der Bergarbeiter, liquidierten bewußt die RGO neben 

sich. Dabei führte die Verbandsleitung fast ein Jahr, leider unterstützt von einigen Genossen der 

Reichsleitung der RGO, gegen die BL Ruhrgebiet der Partei eine f a l s c he  Anklage, die letztere wolle 

den Verband unterdrücken zugunsten der RGO. Das sei eine falsche Linie. In Wirklichkeit war dem 

nicht so, sondern die BL der Partei stellte immer wieder fest, daß die Linie der Verbandsleitung zur 

Liquidierung der RGO führen müsse, was dann auch Tatsache wurde. 

2. Diese Genossen forderten immerfort, daß nur der Verband und nicht die RGO popularisiert werde. 

Diese sektiererische Linie wurde durchgeführt unter dem Deckmantel der richtigen Losung: „Der 

Verband führt“. In Wirklichkeit wollten sie nicht, daß man dort, wo der Verband existiert, von der 

RGO im Bergbau sp r echen  sollte. Im übrigen hängt die Entwicklung eines Verbandes nicht in der 

Hauptsache von dem Popularisierung in der P r es se  ab, so wie [240] man es darzustellen versuchte. 

Die führende organisierende Rolle des Verbandes muß gerade in der Organisierung einer breiten 

RGO neben  sich als Basis der Streikorganisierung und der praktischen Einheitsfrontpolitik zum 

Ausdruck kommen. 

3. Bei den Betriebsrätewahlen wurde daher auch in vielen Fällen die Linie der Reichsleitung der RGO 

n i ch t  innegehalten. Die Listen waren reine Verbands l i s t e n, wurden als solche bekanntgemacht 

und in der Presse benannt, und zwar auch dort, wo der Verband noch eine ganz s c hwache  Basis im 

Betriebe hatte. Wahlausschüsse schaffen und die Liste in der Belegschaftsversammlung aufstellen, 

war somit h i n f ä l l i g. An die Stelle der roten Einheitslisten kamen so die Listen des Einheitsverban-

des mit der häufig eintretenden Negierung jeder revolutionären Einheitsfrontpolitik. 

4. Die RGO-Gruppen in den Betrieben kapselten sich durch die strenge Betonung der „Organisation“ 

und durch die Tendenz des Gewerkschafts e r s a t ze  immer mehr a b. An die Stelle einer breit umfas-

senden Einheitsfront trat immer mehr der eng gezogene Rahmen der RGO. So wurde die RGO zur 

„zweiten Parteiorganisation“. Damit haben wir auch die Ursachen der mangelnden innergewerk-

schaftlichen Arbeit in den reaktionären Gewerkschaften aufgedeckt. Die „Verbändler“ in den jungen 

Verbänden glaubten, sie könnten mit R i e sens ch r i t t en  groß und stark werden, wenn man den Ver-

band nur so popularisiert. Tagespolitik, wirkliche Einheitsfrontpolitik, RGO-Basis schaffen, innerge-

werkschaftlich en Kampf in den gegnerischen Organisationen organisieren und führen – das erkannte 

man als Voraussetzung für Kämpfe, auch für das Wachstum der Verbände in manchen Teilen der 

RGO n i c h t  an. Man muß sogar aussprechen, daß sich schon die Gefahr einer zünf t l e r i s chen  

Ve r bands i deo l og i e  bemerkbar machte. 

Wir haben die Wahlergebnisse der letzten Wahlen studiert. Es kommt nicht von ungefähr, daß gerade 

Industrieorte, wo rote Verbünde sind, sich unter den Orten befinden, wo wir an Stimmen verloren 

haben. Wenn wir Vergleiche ziehen zwischen den Ortschaften und Städten des Ruhrgebiets, die im 

Gegensatz zu allen anderen im Ruhrgebiet an Stimmen verloren haben, dann können wir mit r uh i -

gem  Gewi s sen  sagen, daß außer dem ungenügenden Kampf gegen die „Kleinere-Uebel“-Ideolo-

gie die L i qu i d i e r ung  der RGO neben dem roten Bergarbeiterverband und die damit verbundene 

Ve r m i nde r ung  der innergewerkschaftlichen Arbeit die Haup t u r s achen  mit sind. Das Sektie-

rertum, welches immer die Einheitsfrontpolitik negiert, spiegelt sich in diesen Wahlergebnissen wi-

der. Am besten sieht man das aus den Wahlergebnissen in Heringen, Botropp, Gladbeck, einigen 

Stadtteilen von Essen und Duisburg, und zwar dort, wo die Bergarbeiter zu Hause sind und wo tat-

sächlich alles das zutrifft. Wenn in solchen Ortschaften zuguterletzt dann auch noch der Ve r band  

zu r ückgeh t, ist das dann ein Wunder? Sektierer sind immer leicht geneigt, mit einer fadenscheini-

gen Begründung sich selbst und andere zu trösten. Jede ve r s öhn l e r i sche  Haltung demgegenüber 

ist feiger Opportunismus. 

[241] Daß in der RGO, in den Sitzungen und Versammlungen, die bürokratische Behandlung der 

„Beitragskassierung“ vielfach eine gr öße r e  Rolle spielte als die po l i t i s chen  Tagesaufgaben, 

zeigte die überspitzte Organisations l i n i e. Mehr Phrasen über innergewerkschaftliche Arbeit wurden 

gemacht, als wirkliche e r n s t e, z ä h e, unermüdliche, praktische, konkrete Arbeit, die eine 
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innergewerkschaftliche Massenarbeit bewerkstelligen konnte. Wenn man heute noch nach all den 

Diskussionen und selbstkritischen Artikeln und Reden nachprüft, wie die Zusammensetzung der 

RGO ist, dann werden wir feststellen, daß der Prozentsatz der in den reaktionären Verbänden gewerk-

schaftlich organisierten Mitglieder der RGO noch immer ä uße r s t  ge r ing  ist. Wenn dem nicht so 

gewesen wäre, hätte man unzweifelhaft einen stärkeren Druck von unten nach innergewerkschaftli-

cher Oppositionsarbeit verspürt. 

So war auch die bisherige Be t r i ebsa r be i t  der RGO, mit all diesen Mängeln und Schwächen be-

haftet, nicht das, was wir gewollt hatten. Die RGO konn t e  bislang unter diesen Umständen n i ch t  

die Massenbas i s  bekom m e n, die man aber braucht, sowohl, um Teilstreiks, als auch um Mas-

senstreiks organisieren zu können. Wer nun glaubt, alles das hätte sich geändert, der irrt sich. Wir 

stecken wirklich in den Anfängen und es scheint, daß man die Kernfragen der Beschlüsse der RGI 

noch nicht genügend vertieft hat. Aber wir müssen zu Streikwellen kommen und darum ist die be-

schleunigte Verbesserung unserer Arbeit auf diesem Gebiet notwendig. 

Damit sind auch die Feh l e r q ue l l e n  aufgedeckt, die zu den opportunistischen Fehlern z. B. in der 

Ruhrbewegung im Herbst 1931 führten. Damals wurde in der Vorbereitung des Streiks der „Einheits-

frontbrief“ an den ADGB anstatt an die sozialdemokratischen Arbeiter geschrieben. Der Brief an den 

ADGB war nicht dem Gedanken entsprungen, Einheitsfront mit dem ADGB zu bekommen, sondern 

durch ein Entlarvungsmanöver den ADGB zu demaskieren und seinen Einfluß zu schwächen. Aber 

auch das war po l i t i s ch  f a l s c h  und schwächt den Fehler in seiner vollen Größe nicht ab. Erstens 

wurden dadurch f a l s che  I l l u s i onen  über die Möglichkeit einer solchen Einheitsfront erzeugt und 

zweitens wurde gerade das Gegenteil erreicht, was man wollte und die ADGB-Führer nicht als die 

gefährlichsten Feinde der Arbeiterklasse gekennzeichnet. Es  wa r  h i e r  de r  f a l s che  Gedanke  

au f gekomm e n, d i e  n i ch t  vo rhandene  E i nhe i t s f r on t  von  un t en  du rch  so l che  De -

m ask ie r ungsm anöve r  i n  we n i gen  Tagen, d. h. i n  kü r ze s t e r  F r i s t  z u  s cha f f e n. Daß 

dies nicht möglich ist und sogar noch durch solche politischen Fehler das Gegenteil eintritt, hat sich 

dann auch gezeigt. Künstlich kann man nichts Versäumtes ersetzen, insbesondere keine Massenbe-

wegung erzeugen, wo die Voraussetzungen fehlen. Da die BL Ruhrgebiet den Kampf gegen das Sek-

tierertum schon seit langem führte, war das schnelle Erkennen des politischen Fehlers auch in seiner 

Ursache möglich. Die Feh l e r que l l e müssen beseitigt werden. Es sind solche, die im ganzen Lande 

sich widerspiegeln. In der Januarbewegung 1932 hatte ein opportunistischer Fehler im Ruhrgebiet 

dieselbe Quelle. Man wollte [242] ganz r i c h t i g  die Arbeitermassen a n  de n  S t r e ik  über eine Pro-

testbewegung he r a n f üh r e n. Aber da spiegelte sich sofort die Schwäche der Basis wider. Um nun 

einen Versuch der schnellen Besserung zu machen, verloren wir uns in Fehler der Proteste an die 

Regierung, als ersten Schritt, für den wir glaubten, die sozialdemokratischen und christlichen Arbeiter 

sofort bekommen zu können. Hier war ebenfalls die Ursache ein küns t l i che r  und noch dazu f a l -

s che r  Versuch, schnell etwas zu schaffen, und zwar die Basis des Streikkampfes, die man auf solche 

Art und Weise nicht bekommt. Viele opportunistische Fehler müssen aus dieser einen Quelle ent-

springen. Darum muß diese Quelle durch die Verbesserung der Arbeit und die Schaffung einer Mas -

senbas i s  verstopft werden m i t t e l s  e i ne r  r i ch t i gen  Tagespo l i t i k  und  de r  E i nhe i t s -

f r on t  von  un t e n. 

Wenn wir nach den Ursachen forschen, warum im Januar 1932 gegen die Lohnabbau-Notverordnun-

gen keine Massenstreiks größeren Umfanges zustande kamen, obwohl z. B. im Ruhrgebiet große 

Anstrengungen in dieser Hinsicht gemacht worden sind, so lag das nicht, wie Mitglieder des Reichs-

komitees der RGO erklärten, an der „Ueberpolitisierung“ der Losungen und Forderungen, sondern in 

der Hauptsache, weil die Massenbasis fehlte, an den Mängeln und Schwächen, wie sie von mir auf-

gezeichnet worden sind. Es wurde dieser opportunistische Fehler im Ruhrgebiet gemacht (Proteste 

an die Regierung), der aber so f o r t korrigiert wurde. Und doch erwuchs trotz großer Anstrengung 

kein Massenstreik, weil die Voraussetzungen fehlten, die man mit der ganzen Kraft aller Arbeiteror-

ganisationen in drei Wochen nicht schaffen kann. Das  Sek t i e r e r t um  erwies s i ch  dem nach  a l s  

e i ne  g r oße  Ge f ah r. Dem muß innerhalb der RGO der Kampf besser angesagt werden. 
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IV. 

Fraktionsarbeit als Hebel zur Verbesserung unserer gesamten Arbeit in der RGO 

Als eines der wichtigsten Versäumnisse sei noch festgestellt, daß in der ganzen RGO von oben bis 

unten die m ange l nde  Fraktionsarbeit der Kommunisten eine einzige Ge f ah r  bedeutet. Wenn 

schon ganze Leitungen Roter Verbände, wie die engere Leitung des Einheitsverbandes der Bergar-

beiter, ein ga nz e s  J ah r  nur eine Fraktionssitzung organisieren, der Vorsitzende sich dessen gar 

nicht bewußt ist, daß er der Re i chs f r ak t i ons l e i t e r  ist, dann weiß man, wie groß die Gefahren 

sind. Das bedeutet nicht nur den Entzug der Kontrolle der Partei, sondern auch, daß die Kommunisten 

in solchen Verbänden sich nicht be sonde r s  ve r an t wor t l i ch  gegenüber den Mitgliedern in die-

sen Verbänden fühlen. Infolgedessen treten die Kommunisten nicht ge sch l o s sen  auf, sind n i ch t  

die Triebkraft der politischen Arbeit und helfen dadurch selbst mit, eine zünftlerische Verbandsideo-

logie zu schaffen. Das wichtigste dabei ist, daß gerade dadurch alle Schwächen, Mängel und Fehler 

gewöhnlich [243] immer erst spä t, manchmal gar nicht von der Leitung gesehen werden, oder, daß 

sich eine Leitung und damit eine ganze Organisation in einer falschen Linie bewegt. 

Die Leitungen in den roten Verbänden und in der RGO sind immer noch vielfach nur  von Kommu-

nisten besetzt. Das ist ebenfalls ein Verstoß gegen unsere Einheitsfrontpolitik. Es ist aber öfters nur 

aus reiner Beq ue m l i chke i t  gemacht, weil man glaubt, dann ohne  Fraktionsarbeit auskommen zu 

können. Dadurch kommt man von den notwendigen Fraktionsbesprechungen überhaupt ab. Das alles 

muß geändert werden, um zu einer Verbesserung der gesamten Arbeit zu kommen. 

V. 

Ein Beispiel 

Ein Beispiel, das alles vorher Geschriebene bestätigt, zeigt ein Auszug aus der vom Parteisekretariat 

des Ruhrgebiets vorgelegten Entschließung, die als Linie des i deo l og i schen  Kampfes gegen  das 

Se k t i e r e r t u m dienen sollte. Beim Studium dieser Entschließung fällt noch sofort auf, daß im „Ein-

heitsverband der Bergarbeiter“ ein opportunistischer Zug nach der Wohn or gan i sa t i o n das Sek-

tierertum verstürkte. Dies war ja nicht nur in dem Verband, sondern, wie schon aufgezeigt, in der 

Erwerbslosenbewegung, wenn auch nicht in demselben Maße, vorhanden. Es ist nicht abzuleugnen, 

daß dieses Sek t i e r e r t um  die Hau p t u r s ache  war, daß im Jahre 1931, seit Bestehen des roten 

Verbandes, im Gegensatz zum Jahre 1930 alle Konferenzen von gewählten Delegierten aus den Be-

trieben zur Vorbereitung und Einleitung von Streikbewegungen n i ch t mehr die e inhe i t s f r on t -

m äß i ge  Zusam mense t zung  hatten, als zu der Zeit, wo der Verband noch nicht bestand. Das 

Gegenteil mußte zu verzeichnen sein. Mit der Kraft des jungen Verbandes mußte die Einheitsfront-

bewegung auf eine höhe r e Stufe gehoben und damit auch die Streikbewegungen gesteigert werden. 

Das Sektierertum zerstörte die Einheitsfrontbasis. Sehen wir uns diese Entschließung der Parteibe-

zirksleitung des Ruhrgebiets näher an: 

1. Es ist in der Politik des EVBD bisher eine falsche Linie, die darauf hinausläuft, neben dem EVBD keine 

RGO im Bergbau zu dulden. 

Unter der künstlich immer wieder erzeugten „Differenz“ und der Losung „wer ‚führt‘ – EVBD oder RGO?“ 

liquidierte man fehlerhafterweise b e w u ß t die RGO. 

Die Tendenz, keine RGO neben dem Verbande dulden zu wollen, kam auch noch in der Aussprache der Ge-

nossen des Hauptvorstandes mit den Vertretern des Sekretariats der Bezirksleitung in der Sitzung vom 14. 

Januar 1932 zum Ausdruck. 

Die Parteigenossen wollen nicht den Standpunkt der Bezirksleitung anerkennen, daß die RGO-Gruppen eigent-

lich die Basis sein sollen, aus der unsere roten Verbände schöpfen. Sie betrachten fälschlicherweise die RGO-

Gruppen als eine Konkurrenz gegen die roten Verbände, anstatt sehen zu vollen, daß die höher entwickelte 

Form der Organisation, die roten Verbände, sich mittels der Organisationsform der RGO, neben den roten Ver-

bänden, noch stärker mit den Massen bis in die reaktionären Gewerkschaften hinein verbinden können. 

2. Diese falsche Linie ist an sich schon sektiererisch. Aber dieses Sektierertum wurde noch erhärtet durch die 

Negierung einer breiten Einheitsfrontpolitik, wie sie am allerbesten bei den Betriebsrätewahlen schon im 
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vergangenen Jahre und neuerdings wieder auf der Zeche der Wandel zum Ausdruck kam. Dadurch, daß b e -

w u ß t von der RGO, Industriegruppe Bergbau, niemals mehr die Rede war, alle „Industriegruppenarbeit“ nur 

im Rahmen des Verbandes abgewickelt wurde, konnten auch keine solche breiten Einheitsfrontkonferenzen mit 

sozialdemokratischen und christlichen Arbeitern zustandekommen, wie das in früheren Zeiten der Fall war. 

[244] Die immer wiederum erneut erhobene Anschuldigung gegen die Parteileitung des Ruhrgebiets, daß sie 

den EVBD zugunsten der RGO unterdrücke, war nichts anderes als ein Kampf zur Liquidierung der RGO und 

gegen die Einheitsfrontpolitik, wie sie die Partei in ihren Beschlüssen testlegte. Weil die Bezirksleitung Ruhr-

gebiet sich dagegen aussprach, daß die Betriebsrätelisten in a l l e n  Bergbaubetrieben des Ruhrgebiets Listen 

des EVBD genannt werden sollten, so wie es die Verbandsleitung wollte, beschuldigte man die Bezirksleitung 

fälschlicherweise der Absicht, den Verband in seiner Entwicklung bewußt zu hemmen, anstatt sehen zu wollen, 

daß über die Politik der besten Einheitsfront ebenfalls in den Betriebsrätewahlen der Verband wachsen würde. 

Der Streit darum, ob der EVBD oder die RGO bei Wirtschaftsbewegungen die Betriebsdelegiertenkonferenz 

der Bergarbeiter nach außen hin zu organisieren habe, basierte ebenfalls auf der Linie, keine RGO neben dem 

EVBD zu dulden und der Negierung der von der Bezirksleitung der Partei gewollten breiten Einheitsfrontpo-

litik. So hat die Verbandsleitung nicht nur die Liquidierung der RGO erreicht, sondern damit auch eine rück-

läufige Entwicklung des Verbandes im Ruhrgebiet herbeigeführt und die Schmälerung der Basis unserer Ein-

heitsfrontbewegung bewerkstelligt. 

3. Dieser falschen Linie entspricht auch die Mißachtung jeder innergewerkschaftlichen Arbeit in den reaktio-

nären Gewerkschaften. Mit Phrasen wurde zwar hier und da einmal auf die Notwendigkeit einer solchen Arbeit 

hingewiesen, aber eine planmäßige und systematische Organisierung seitens aller Verbandsinstanzen, wie es 

die Bezirksleitung der Partei forderte, wurde nicht gemacht. Daß diese Frage im engsten Zusammenhang steht 

mit der Schaffung der RGO neben dem roten Verband im Bergbau, wurde von der Bezirksleitung der Partei 

stets behauptet. Mit großer Reklame wurde in der Presse jeder Uebertritt eines einzelnen oder zwei und drei 

Personen vom Husemann-Verband zum EVBD registriert, anstatt die zum Uebertritt gewillten Bergarbeiter zu 

benutzen, um innerhalb der reaktionären Verbände eine Oppositionsgruppe zu schaffen mit der Perspektive 

der Liquidierung der ganzen Zahlstellen des reaktionären Verbandes. 

4. Weil diese Differenzen mit der Politik der Partei bestanden, wurde auch innerhalb des Verbandes des EVBD 

selbst keine planmäßige Fraktionsarbeit geleistet. Nach den Beschlüssen der zweiten Orgkonferenz des Ekki 

sind die Kommunisten in solchen Funktionen gleichzeitig die Leitung der Fraktionen. Die Genossen, trotzdem 

sie von der Partei immer wieder darauf aufmerksam gemacht wurden, mußten durch das Bezirkssekretariat 

gewissermaßen zwangsläufig zu einer Fraktionssitzung zusammengeholt werden. 

5. Die Tatsache der Vernachlässigung der Fraktionsarbeit und die gleichzeitige Mißachtung der Fraktionsbe-

schlüsse der RGO-Bezirksfraktion zeigte zu deutlich, daß bei den Genossen die Absicht vorliegt, sich der 

Kontrolle der Partei zu entziehen. Anstatt mit dem Bezirkssekretariat der Partei über den Weg des Bezirkssek-

retariats der RGO, in dem sich nur Kommunisten befinden, die engste Verbindung aufrechtzuerhalten und zu 

suchen, und sich der politischen Kontrolle der Partei zu unterwerfen, wurden zur Verschleierung der Differen-

zen falsche Anklagen gegen die Parteileitung erhoben, wie zum Beispiel „die Bezirksleitung kommandiere 

und befehle“ und dergleichen mehr. Das fortwährende Geschrei: Wir sind eine selbständige Organisation bei 

gleichzeitiger Verhinderung der Fraktionsarbeit, sollte die Kontrolle der Partei unmöglich machen. Die Partei 

kann nur durch die Fraktionsarbeit den Verband fortwährend kontrollieren. 

6. Infolge dieser losen Verbindung mit der Bezirksleitung Ruhrgebiet und infolge der Negierung der Kontrolle 

wurde von der Bezirksleitung der Partei zu spät entdeckt, daß die Verbandsleitung ebenfalls eine falsche Linie 

in der Organisationspolitik hat. Die Tendenz zur Wohngebietspolitik, zur Wohnorganisation, signalisiert eine 

große Gefahr. Die Schachtgruppen sind in Wirklichkeit Wohnorganisationen, denen man den Namen Schacht-

gruppen gegeben hat. Es wurde bisher bewußt kein Kurs auf Betriebskassierung genommen. Das Leben in der 

unteren Organisation spiegelt die Rückständigkeit sozialdemokratischer Zahlstellenpolitik wider. Die Vor-

schläge, Blockobleute in den Wohngebieten zu schaffen und diese Funktion als eine der Hauptfunktionen zu 

betrachten, lief darauf hinaus, die Wohngebietspolitik noch weiter zu verstärken. Daher wurde auch nicht das 

Schwergewicht der politischen Arbeit in die Betriebe verlegt, daher wurde auch nicht die Werbung in den 

Betrieben planmäßig organisiert. 

7. All dies trug dazu bei, daß die Verbandsleitungen keine Linie hatten, die Tagesaufgaben konkret zu stellen 

und erst recht keine Linie hatten auf Organisierung von Teilkämpfen, bzw. Teilstreiks. Trotzdem mehrmals 

von der Bezirksleitung der Partei ausdrücklich darauf hingewiesen wurde, daß das Wachstum des Verbandes 

auch davon abhänge, inwieweit die Verbandsführung es verstehe, Teilstreikbewegungen der Bergarbeiter 
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(Revierstreiks, Kokereistreiks oder Streiks einer einzelnen Grube) zu organisieren. Obwohl Funktionäre des 

Verbandes, Betriebsräte, gemaßregelt wurden, obwohl eine Gedingekürzung nach der anderen neben der Neu-

regelung der Tarife erfolge, wo die Anknüpfungsmöglichkeiten zum Teilstreik sehr gut bestanden, nahm man 

darauf trotz Hinweis der Bezirksleitung keinen Kurs. 

Diese Entschließung zeigt auf, was gewesen ist. Einiges ist geändert. Aber von einer ernsthaften 

Wendung und vollständigen Einschwenkung in die richtige Linie unserer Politik der RGO kann noch 

keine Rede sein. Die Bezirksleitung der Partei im Ruhrgebiet muß innerhalb der Fraktion eine ideo-

logische Massenarbeit leisten, damit die Wendung richtig durchgeführt wird. Gegen jeden weiteren 

Versuch, die Beschlüsse der RGI und des Generalrats nicht verantwortlich durchzuführen, muß der 

schärfste Kampf geführt werden. [245] 

VI. 

Schlußbemerkungen 

Berufen wir uns auf Lenin, der da schreibt „Kommunisten müssen Füh r e r, He l f e r, Leh r m e i s t e r  

und Kam er aden  sein ...“ oder auf die Beschlüsse des 11. Plenums, die unter der Führung des Genos-

sen Stalin zustande kamen, in denen es heißt, daß man „a n den  k l e i n s t en  Regunge n“ des Prole-

tariats in den Betrieben anknüpfen muß, um die Massen über den Weg des Protests und sonstiger For-

men des ersten Widerstandes in die Kämpfe hineinzuführen, deren Kraft sich immer mehr steigern soll. 

Das ist es gerade, worauf der Genosse Stalin hinwies, als er auf der 14. Reichskonferenz der KPR 

von den E i gen t üml i c hke i t e n  in der Psycho l og i e des europäischen Durchschnittsarbeiters 

sprach und dabei hervorhob, daß der europäische Arbeiter immer noch in den reaktionären Gewerk-

schaften die Ve r t r e t e r i n  s e i ne r  Tages i n t e r e s se n  sieht und daß die Kraft der Sozialdemokra-

tie darin liege, daß sie sich auf diese Gewerkschaften stützt. Daher forderte er mit Nachdruck, daß 

die Kommunisten in diesen Gewerkschaften t ä g l i c he Arbeit leisten und nicht der Theorie huldigen, 

diese Gewerkschaften nu r von a u ße n her attackieren zu wollen, wodurch der Durchschnittsarbeiter 

dies als zwe i  f e i nd l i che  Lager i n  de r  Ar be i t e r k l a s se betrachtet und die Einheitsfront negiert 

wird. In den Ausführungen des Genossen Stalin auf dieser Konferenz liegt im Grunde genommen 

auch für die heutige Zeit noch alles darin, wo unserer Taktik nützlich ist. Der Durchschnittsarbeiter 

darf nicht zu der Auffassung kommen, als sei du r c h die RGO und durch die roten Verbände die 

Arbeiterklasse in zwei feindliche Lager gespalten. Er muß vielmehr an der Tagesarbeit, an der allge-

meinen Problemstellung durch die RGO und dem verantwortungsbewußten Organisieren der Kämpfe 

durch die RGO erkennen, daß RGO und rote Verbände eine kämpfende Einheitsfront gegen die Aus-

beuter schaffen wollen. 

Das ist es auch, wovon die Beschlüsse der Generalratstagung sprechen, daß eine i nn i ge  Ve r bun -

denhe i t  besteht, zwischen der Wahrnehmung der Tagesinteressen des Proletariats, der Einheits-

frontpolitik von unten, dem innergewerkschaftlichen Kampf und der immer stärkeren Liquidierung 

des Masseneinflusses der sozialen Hauptstütze der Bourgeoisie, der Sozialdemokratie. Des weiteren, 

daß alles das Vor aus se t zung  ist, um zu den Teilstreiks und zu den po l i t i s chen  Massen -

s t r e i k s  zu kommen, weil gesteigerte Losungen und höhere Kampfformen eine ve r be s se r t e  

Massenbas i s  des revolutionären Einflusses, gestärkte Kampfkraft des Proletariats unter anerkann-

ten Führung der Partei und RGO erfordern – und dies nur durch eine solche Politik und Taktik und 

nicht durch leere Propaganda und radikale Phrasen zu erreichen ist – deshalb hat die RGI so konkret 

ihre Beschlüsse gefaßt. 

Damit aber die Beschlüsse der Partei in den Massenorganisationen durchgeführt werden und richtig 

durchgeführt werden, hat die KI auf ihrer zweiten Orgkonferenz wi ch t i ge  R i ch t l i n i en  festgelegt 

[246] über die Fraktionsarbeit in den Massenorganisationen. Diese Beschlüsse müssen solche Kom-

munisten, welche in den leitenden Funktionen der Massenorganisationen sind, be sonde r s s t ud i e -

r e n. Die KI hat des öfteren betont, daß wir richtige Beschlüsse haben, aber die richtigen Beschlüsse 

ungenügen d durchführen. Eine bessere Durchführung aller unserer gefaßten Beschlüsse erfordert, 

eine gewisse Garantie zu schaffen, die darin besteht, daß eine bessere Fraktionsarbeit gemacht wird. 
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Es kommt also in der RGO-Politik neben vielen anderen in der Hauptsache darauf an: 

1. Die Tagespolitik durch Anknüpfen an alle Tagesnöte des Proletariats weitgehend zu verbessern, 

insbesondere in den Betrieben und an den Stempelstellen, mit dem Ergebnis, vielseitige Formen und 

Methoden des Kampfes mit den Massen zu entwickeln. 

2. Die Einheitsfrontpolitik von unten zur Frage einer lebhaften Diskussion zu machen und recht viele 

Beispiele zu schaffen, damit auf diese Art und Weise der Kampf gegen das Sektierertum wirksam 

geführt werden kann. 

3. Sofort überall mit Beschleunigung neben den roten Verbinden noch RGO-Gruppen in den Betrie-

ben zu schaffen, die roten Verbände nach den Betrieben hin zu organisieren, um die organisatorische 

Basis gemäß unserem politischen Einfluß zu erweitern. 

4. Den innergewerkschaftlichen Kampf der RGO unter Führung und Mithilfe der roten Verbände in 

den reaktionären Gewerkschaften zu steigern und zu verbreitern. In diesem Zusammenhang muß die 

selbständige Organisierung und Führung der Streiks zu einer der Hauptfragen der RGO auch im 

Kampfe an der innergewerkschaftlichen Front gemacht werden. 

5. Die Propaganda für den politischen Massenstreik ist in einzelnen Füllen konkreter zu gestalten, 

damit der Gedanke wirksamer in den Massen vertieft wird, insbesondere in Verquickung mit dem 

Kampfe gegen die Kriegsvorbereitungen der Imperialisten gegen die Sowjetunion und den tatsächli-

chen Krieg gegen die chinesische Revolution ist die Losung des politischen Streiks zu konkretisieren. 

6. Zur Durchführung aller dieser gestellten Aufgaben ist eine lebhafte Fraktionstätigkeit der Kommu-

nisten innerhalb der RGO und der roten Verbände unerläßlich, damit die Durchführung der Aufgaben 

gesichert ist. 

In Kürze erscheint: 

Hermann Remmele: 

„Die Sowjetunion“, Band II [247] 

* 

Was lehrt der Fehler der badischen Landtagsfraktion? 

My. Die Tatsache, daß die badische Landtagsfraktion unserer Partei im Badischen Landtag einen 

Antrag auf Verbot der Eisernen Front, d. h. des Reichbanners und überhaupt aller sozialdemokrati-

schen Organisationen eingebracht hat, verdient wegen ihrer allgemeinen Bedeutung, auch nach der 

organisatorischen Erledigung des Falles durch die Funktionsenthebung des Vorsitzenden der Land-

tagsfraktion, allerernsteste Beachtung. Es scheint, als ob die Ergebnisse der Auseinandersetzungen 

mit den Tendenzen des ultralinken Sektierertums (Merker) selbst einigen Genossen in höheren Funk-

tionen gelegentlich aus dem Gedächtnis schwinden. Der Antrag der badischen Landtagsfraktion ist 

nicht anders zu werten als es das Zentralkomitee in seiner Stellungnahme getan hat, nämlich als ein 

ernster politischer Fehler, als ein Schlag gegen die Politik der roten Einheitsfront. Der badische An-

trag ist ein Hohn auf die Beschlüsse des Februar-Plenums des Zentralkomitees, in denen die revolu-

tionäre Einheitsfrontpolitik als das entscheidende Kettenglied der proletarischen Politik in Deutsch-

land bezeichnet wird. Genosse Thälmann sagte auf dem Februarplenum des Zentralkomitees über 

diese Formulierung der Bedeutung der revolutionären Einheitsfrontpolitik: 

„Genossen, eine solche Formulierung wiegt sehr schwer. Wir haben sie mit reiflicher Ueberlegung gewählt, um 

die große Bedeutung der revolutionären Einheitsfrontpolitik von unten für die Entfaltung des Massenkampfes 

und für die Steigerung der Voraussetzungen einer revolutionären Krise in Deutschland zu unterstreichen. 

Theoretisch herrscht in unseren Reihen Klarheit über die Frage der Einheitsfrontpolitik. Aber in der Praxis gibt 

es eine Fülle von Fehlern. 

Der Hauptfehler ist hier, wie auf allen Gebieten, die opportunistische Verfälschung der Einheitsfrontpolitik. 

Damit verbunden ist die Vernachlässigung oder Negierung der Einheitsfrontpolitik. Auch das gibt es leider 

noch immer.“  (Der revolutionäre Ausweg und die KPD, S. 59.) 
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Der Fehler der badischen Landtagsfraktion ist ein ernster Beweis dafür, wie recht der Genosse Thäl-

mann mit dieser Charakterisierung hatte. Das Verhalten der badischen Fraktion läßt sich nur aus einer 

beispiellosen politischen und theoretischen Verwirrung erklären. 

Der Fehler der badischen Fraktion beweist eine mechanische, völlig undialektische Auffassung des 

Verhältnisses zwischen Faschismus und Sozialfaschismus und zeigt, daß unsere strategische Aufga-

benstellung, den Hauptstoß gegen die Sozialdemokratie zu führen, sehr oft noch völlig falsch ver-

standen wird. Die Genossen, die den badischen Antrag formuliert und gestellt haben; können sich 

dabei der Hauptaufgabe unserer Politik, nämlich die Mehrheit der Arbeiterklasse zum Kampf um die 

politische Macht zu erobern, nicht bewußt gewesen sein. Sie sehen in ihrer täglichen Arbeit nicht die 

Hauptaufgabe, im Kampf durch die Methoden der revolutionären Einheitsfronttaktik die sozialdemo-

kratischen Arbeiter, die proletarischen Reichsbanner- und Gewerkschaftsmit-[248]glieder von ihren 

verräterischen sozialfaschistischen Führern zu lösen. Sie haben nicht einen Moment bedacht, daß ihr 

Antrag auf die sozial. demokratischen und Reichsbannerarbeiter, die in den Organisationen der Ei-

sernen Front Kampforganisationen gegen den Faschismus sehen, wie ein Faustschlag ins Gesicht 

wirken mußte. Sie werfen nach Merkerscher Art alles in einen Topf. Sie sind nicht imstande, eine 

solche Politik zu betreiben, durch die den sozialdemokratischen und Reichsbannerarbeitern der Ge-

gensatz zwischen der Politik des SPD-Arbeiters und den sozialfaschistischen Führern zum Bewußt-

sein kommt. Diesen Gegensatz zum Bewußtsein zu bringen, ist aber gerade die Aufgabe, der wir 

unsere gesamte Politik innerhalb und außerhalb des Parlaments unterzuordnen haben. Gerade die 

besonders offene sozialfaschistische Haltung der SPD- und Reichbannerführer in Baden, die unsre 

Fraktion mit ihrem Antrag zu treffen glaubten, erfordert eine besonders überlegene, übe r zeugende  

Politik unserer Partei, um den Gegensatz zwischen SPD-Arbeitern und SPD-Führern den Massen 

bewußt zu machen. Der Antrag auf „Auflösung“ der „Eisernen Front“ war das denkbar ungeschick-

teste und falscheste Mittel dazu. 

Das badische Beispiel zeigt, wie die Partei gegen alle Versuche, die revolutionäre Einheitsfrontpolitik 

der Partei einzuengen, auftreten muß. Die ganze Partei von unten bis oben muß es lernen, die Frage 

der revolutionären Einheitsfrontpolitik so in den Mittelpunkt zu stellen, wie es auf dem Febru-

arplenum des Zentralkomitees geschehen ist. 

Der Antrag der badischen Fraktion und die entschlossene Liquidierung dieses Fehlers durch das Ein-

greifen des Zentralkomitees und der badischen Bezirksleitung muß für die Partei ein Anlaß sein, die 

Grundfragen, die mit diesem Fall zusammenhängen, mit aller Schärfe und mit bolschewistischer Un-

versöhnlichkeit zu stellen. Die Funktionsenthebung des Genossen Lechleiter ist ein weithin sichtbares 

Zeichen dafür, daß unsere Partei entsprechend dem Ernst der hier stehenden Fragen durchgreift und 

über die Durchführung der Beschlüsse der Partei wacht. 

Lenin sagte über die Kritik an der Tätigkeit kommunistischer Parlamentarier folgendes: 

„... Kritik – und zwar die schärfste, schonungsloseste, unversöhnlichste Kritik – muß nicht am Parlamentaris-

mus oder an der parlamentarischen Tätigkeit, sondern an den Führern geübt werden, die die Parlamentswahlen 

und Parlamentstribüne nicht auf revolutionäre, auf kommunistische Art auszunutzen verstehen und mehr noch 

an denjenigen, die sie n i c h t  ausnutzen w o l l e n. Nur eine solche Kritik, die natürlich mit der Vertreibung der 

untauglichen Führer und ihrem Ersatz durch taugliche verbunden sein muß, wird nützliche und fruchtbringende 

revolutionäre Arbeit sein, die gleichzeitig die „Führer“ erzieht, damit diese der Arbeiterklasse und der werk-

tätigen Masse würdig sind, und die Massen, damit diese lernen, sich in der politischen Lage gut zurechtzufin-

den und die nicht selten sehr komplizierten, verwickelten Aufgaben zu verstehen, die sich aus dieser Lage 

ergeben.“  (Lenin, „Der ‚Radikalismus, die Kinderkrankheit des Kommunismus“, S. 55/58.) 

Wie schon gesagt, entstand der opportunistische Fehler der badischen Landtagsfraktion aus der undi-

alektischen, mechanischen Betrachtung [249] zwischen Faschismus und Sozialfaschismus und der 

faktischen Negierung unserer revolutionären Einheitsfrontpolitik. Die badischen Genossen bildeten 

sich ein, sie könnten mit einem solchen Antrag, in dem paritätisch das Verbot national- und sozialfa-

schistischer Organisationen gefordert wird, einen Hauptschlag gegen die Sozialdemokratie führen. 

Sie haben vielleicht geglaubt, daß es ein Fehler gewesen sei, daß (beispielsweise) in der Hamburger 
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Bürgerschaft unsere Fraktion einen Antrag auf Auflösung „nur“ der SA und Schließung der Nazi-

Kasernen gestellt hatte. Unser dortiger Antrag wurde zu einer sehr wirksamen Waffe gegen die So-

zialdemokratie, die gemeinsam mit den Nazis die Behandlung unseres Antrags ablehnte. Unter den 

sozialdemokratischen und Reichsbannerarbeitern hat die Tatsache, daß der populäre Antrag trotz der 

Mehrheit von KPD- und SPD-Stimmen nicht durchging, außerordentlich zugunsten unserer Einheits-

frontaktion auf den Straßen und Stempelstellen gegen die Nazifahnen, gegen die Nazimordkasernen, 

für die rote Einheitsfront unter unserer Führung gewirkt. 

Unsere badischen Genossen jedoch halten es mit der „Parität“, und übersehen dabei, daß sie damit 

den sozialdemokratischen Arbeitern ins Gesicht schlagen, den Beschlüssen der Partei Hohn sprechen, 

kurz, sich auf ein Gebiet linksopportunistischen Sektierertums begeben. Den  Haup t s t oß  gege n  

d i e  Soz i a ldem okr a t i e  kann  man  nu r  f üh r e n, wenn  m an  une rm üd l i ch  d i e  Ve r r ä t e r -

r o l l e  de r  soz i a l dem okr a t i s chen  Füh r e r, i h r e  Hi l f e  be i m  Loh n- und  Un t e r s tü t -

zungsabba u, i h r e  H i l f s s t e l l ung  f ü r  den  Hi t l e r f a sch i s m us  au f deck t  und  vo r  de n  

Ar be i t e rm assen  anp r a nge r t. Wenn wir in täppischer Weise immer nur die Formulierung von 

der Sozialdemokratie als dem Hauptfeind im Lager der Arbeiterklasse wiederholen, anstatt Kampf-

aktionen der roten Einheitsfront, trotz der Sabotage und trotz dem Verrat der ADGB-Führer, zu or-

ganisieren und so den Haup t s t oß  p r ak t i s ch  z u  vo l l f üh r e n, werden wir niemals die Mehrheit 

der Arbeiterklasse erobern. Dem demagogischen, verlogenen Geschrei der SPD-Presse, daß die Kom-

munisten nur ein Ziel hätten: die Zerstörung der Sozialdemokratie und der Freien Gewerkschaften, 

müssen wir unermüdlich unsere Argumentation entgegenstellen. Eine Argumentation, die verständ-

lich sein muß, populär, die es auch den sozialdemokratischen Arbeitern ermöglicht, Verständnis für 

unsere Stellungnahme zu gewinnen. Wir müssen also immer wieder in den Vordergrund stellen, daß 

die Bourgeoisie der Feind aller Arbeiter ist, der gestürzt werden muß, und da ß  e s  g i l t, a l l e  

Hem m ni sse  z u  be se i t i ge n, d i e  dem  S t u r z  de r  Bour geo i s i e, de r en  Her r s cha f t  nu r  

Hunge r, Kr i eg  und  Fasch i smus  bedeu te t, en tgege ns t e h e n. Wir müssen an immer neuen 

Beispielen zeigen, daß gerade die Sozialdemokratie es ist, die das Proletariat vom Kampf gegen den 

Kapitalismus abhält. Aber nur die Mehrheit der Arbeiterklasse ist imstande, den Kapitalismus zu 

stürzen. Deswegen  i s t  e s  e i ne  r evo l u t i onä r e  P f l i ch t, den  Haup t kam pf  gegen  d i e  So -

z i a l dem okr a t i e  z u  o r gan i s i e r e n, da  s i e  d i e  Pa r t e i [250] i s t, d i e  s i ch  d i e  Auf gabe  

s t e l l t, d en  r evo l u t i onä r en  Massenkam pf  zum S t u rz  de r  Bourgeo i sie z u  ve r h i nde r n. 

Genosse Knor i n hat im Zentralorgan der Kommunistischen Partei der Sowjetunion, der „Prawda“, 

am 12. April in einem Artikel über die Lage in Deutschland felgendes gesagt: 

„Die Kommunisten haben tausendmal erklärt, daß e s e i n e n e i n z i g e n F e i n d  g i b t, d i e  B o u r g e o i s i e, 

d i e  g e s t ü r z t  w e r d e n  m u ß. Um die Bourgeoisie zu stürzen, sind die Anstrengungen der Mehrheit der 

Arbeiterklasse vonnöten. Die Sozialdemokratie hält die Arbeiter vom Kampf ab. Sie hilft der Bourgeoisie, 

darum ist sie der Hauptfeind i n n e r h a l b d e r A r b e i t e r k l a s s e, ohne dessen Zerschmetterung die Bourgeoi-

sie nicht gestürzt werden kann ... 

Nur die Kommunisten führen den Kampf gegen den Faschismus. Die Hauptaufgabe in diesem Kampfe ist die 

Eroberung der Mehrheit des Proletariats und dessen Vorbereitung zu den entscheidenden Klassenschlachten. 

Zur Erfüllung dieser Aufgabe führen die Kommunisten den Kampf um den Zusammenschluß der unorgani-

sierten Arbeiter unter ihrer Führung und um jene proletarischen Massen, die sich noch in den Organisationen 

befinden, die von der Sozialdemokratie geleitet werden ...“ 

Diese Gesichtspunkte vergessen leider nicht nur Genossen der badischen Landtagsfraktion, sondern 

man muß sehen, daß d i e  ungenügende  He r ausa r be i t ung  d i e se r  Ges i ch t spunk t e  de r  

Haup t m ange l  unse r e r  ge samt en  Ag i t a t i on  und  P r opaganda  ist. Die mechanische Ne-

beneinanderstellung des Reichsbanners und der Mordorganisationen der Nazis findet sich nicht nur 

in dem Antrag der badischen Fraktion, sondern man stößt auf dieselbe Erscheinung in manchen Re-

den und auch immer wieder in unserer Presse. I nwi e f e r n Hitler und Hindenburg „dasselbe“ ist, 

i nwi e f e r n Eiserne Front und SA und SS „dasselbe“ sind, das verstehen wir nur sehr unzulänglich 

klar zu machen. Der badische Antrag ist nur ein neuer Beweis dafür, daß die Umstellung unserer 

Agitation und Propaganda, die das ZK-Plenum gefordert hat, beileibe noch nicht durchgeführt wurde, 

Hier liegen mit entscheidende Aufgaben unserer ideologischen Offensive. 
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Hitler ist die Verkörperung eines blutigen faschistischen Regiments, das keine Rücksicht nimmt auf 

Arbeiterorganisationen, ein Regiment, das vorwiegend mit den Mitteln des Terrors regiert. E i n s o l -

c he s Gewa l t r eg i m en t  kann  und  wi r d  i n  Deu t s ch l and  abe r  nu r  e r r i ch t e t  we rde n, 

wenn  d i e  Bour geo i s i e  e s  f ü r  zweckm äß i g  hä l t, m i t  d i e sem  Mi t t e l  z u  r eg i e re n. 

Heu t e  s i eh t  eben  da s  F i nanzkap i t a l  i n  de r  H i ndenbur g-Brün i n g-Gr oene r-Po l i t i k  

m i t  s t ä r k s t e r  S t ü t zung  au f  d i e  Soz i a l dem okr a t i e  noch  di e be s se r e  Gewähr  i h r e r  

I n t e re s senve r t r e t ung  zu r  Auf r ech t e rha l t ung  de r  kap i t a l i s t i s chen  P r o f i t w i r t -

s cha f t. Hitler-Faschismus und der gegenwärtige Kurs in Deutschland sind i n so fe r n  t a t s äch l i ch  

„das se l b e“, als beide unmittelbar abhängig sind von den Interessen und Wünschen des herrschen-

den Finanzkapitals, das je nach den Klassenkräften diese oder jene Herrschaftsmethode anwendet 

und diese oder jene Modifikation seiner [251] Herrschaftsmethoden eintreten läßt. Hitlerfaschismus 

und die gegenwärtigen Regierungsmethoden der Bourgeoisie einfach gleichzusetzen, und es für „ei-

nerlei“ zu erklären, wer die Politik des Finanzkapitals durchführe, ist lächerlicher Unsinn und bedeu-

tet vorbeisehen an der Verschiebung der Klassenverhältnisse, von denen die Anwendung der Herr-

schaftsmethoden des Finanzkapitals abhängig ist. N i emand  kan n  leugne n, daß  e i ne  E inbe -

z i ehung  de r  Na t i ona l soz i a l i s t en  i n  d i e  Reg i e r ung  de s  Re ichs  ode r  en t s che i den -

de r Lä nde r e i ne wesen t l i c h e Ve r sch ä r fun g de s f a s ch i s t i s chen  Te r r o r s  bedeu ten  

und  z u  e i ne r  we i t e r en  Ve r sch l ech te r ung  de r  Lebens l a ge de r  we r k tä t i gen  Massen  

f üh r en  wür d e. J ede  Leugnung  de s sen  müß t e  de n  soz i a l f a sch i s t i s chen  Füh r e r n  i h r  

Be t r ugs manöve r  des  k l e i ne r en  Uebe l s  e r l e i ch t e r n. Wor auf  e s  ankomm t, und  was  

d i e  be s t e  Gr und l age  e i ne r  um f as senden  r evo lu t i onä r en  E i nhe i t s f r on t po l i t i k  

ausm ach t, i s t  de r  Nachwe i s  vo r  den  soz i a l dem okr a t i s chen  und  Re ichsbanne r a r -

be i t e r n, daß  d i e  Po l i t i k  de r  SPD-, ADG B- und  Re i chsbanne r f üh re r  e s  i s t, d i e  dem  

o f f enen  Fasch i sm us  d i e  Uebe r nahme  de r  Mach t  Sch r i t t  f ü r  Sch r i t t  e r l e i ch t e r t  

und  e r m ög l i ch t. 

Genosse Knorin hat in seinem schon zitierten Artikel In der „Prawda“ folgende Formulierungen ge-

braucht: 

„Nur dank dieser Politik der Sozialdemokratie konnte der Gedanke der Möglichkeit einer Zerschmetterung der 

revolutionären Arbeiterbewegung Deutschlands entstehen, woran weder der eiserne Kanzler Bismarck, noch 

Wilhelm II., noch Hindenburg denken konnte. 

Zwischen der Sozialdemokratie und den Nationalsozialisten bestehen Meinungsverschiedenheiten, aber dies 

sind Meinungsverschiedenheiten in Detailfragen. Dies sind Meinungsverschiedenheiten zwischen zwei F r a k -

t i o n e n, d i e  n a c h  d e r  E r h a l t u n g  d e s  K a p i t a l i s m u s  s t r e b e n  u n d  g e g e n  d i e  p r o l e t a r i s c h e  

R e v o l u t i o n  kä m p f e n ... 

Der Unterschied zwischen der ‚Demokratie‘ und der offenen faschistischen Diktatur besteht darin, daß die 

offene faschistische Diktatur den Terror verstärken wird, indem sie dem Militär- und Polizeiapparat einen Teil 

der Funktion übergibt, den bisher der Apparat der sozialdemokratischen Organisationen mit ‚sozialen Metho-

den‘ erfüllt hat. Zur Erfüllung dieser Aufgaben hat die Bourgeoisie die Kampforganisationen und den politi-

schen Apparat der Nationalsozialistischen Partei geschaffen. 

Der Hauptsinn des Kampfes zwischen den verschiedenen Gruppen innerhalb der Bourgeoisie Deutschlands, 

und vor allem zwischen den Nationalsozialisten und den Sozialdemokraten, besteht darin, w i e w e i t  e i n e  

d e r a r t i g e  A e n d e r u n g  d e r  M e t h o d e n  d e r  S t a a t s v e r w a l t u n g  d e n  I n t e r e s s e n  d e r  B o u r -

g e o i s i e e n t s p r i c h t, u n t e r  d e n  g e g e n w ä r t i g e n  V e r h ä l t n i s s e n  D e u t s c h l a n d s  z w e c k m ä ß i g, 

r e a l  u n d  n o t w e n d i g  i s t, w i e w e i t  e r  d u r c h  d i e  V e r s c h i e b u n g  d e r  K l a s s e n k r ä f t e  i m  L a n d e  

b e d i n g t  i s t. V o n  d i e s e r  o d e r  j e n e r  B e a n t w o r t u n g  d e r  F r a g e  w i r d  e s  a b h ä n g e n, w e n  d i e  

B o u r g e o i s i e  b e i  d e r  L e i t u n g  d e r  S t a a t s a n g e l e g e n h e i t e n  b e v o r z u g e n  m u ß: den alten, erfah-

renen, [252] erprobten Geschäftsführer, die Sozialdemokratie und das katholische Zentrum, denen die faschis-

tischen Kampforganisationen helfen werden, oder die Faschisten, die zusammen mit dem Zentrum arbeiten 

und sich auf die Erfahrungen und die tatsächliche Hilfe der Sozialdemokratie stützen werden.“ 

Der Fehler der Badischen Landtagsfraktion erschwert unserer Partei das Herankommen an die sozialde-

mokratischen und Reichsbannerarbeiter. Alle unsere Anstrengungen müssen aber darauf gerichtet sein, 

auf der ganzen Front in engste Tuchfühlung mit den sozialdemokratischen und Reichsbannerarbeitern 
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zu kommen. Die Hauptaufgabe, die jetzt vor der Partei steht, ist die Organisierung von Massenkämp-

fen gegen Lohn- und Unterstützungsraub, gegen faschistischen Mordterror, gegen Arbeitsdienst-

pflicht usw. auf der Grundlage revolutionärer Einheitsfrontpolitik. Das E i nhe i t s f r on t angebo t, 

das gleich am Tage nach der Preußenwahl von Partei und RGO ergangen ist, muß, so wie es im 

Leitartikel auseinandergesetzt wird, eine w i r k l i che  Wendung  au f  d i e  Dur ch f üh r ung  r evo -

l u t i onä r e r  E i nhe i t s f r on t a k t ionen  einleiten. Der Fehler der Badischen Landtagsfraktion lehrt, 

daß wir uns in unserer Politik freihalten müssen nicht nur von rechts~ opportunistischen Tendenzen 

der Verfälschung unserer revolutionären Einheitsfrontpolitik, sondern auch von „links“sektiereri-

schen Abweichungen und scheinrevolutionären Gesten, die hinauslaufen auf eine Negierung unserer 

auf die Eroberung der Mehrheit der Arbeiterklasse gerichteten revolutionären Massenpolitik. 

* 

Die Klassenerziehung der Arbeiterkinder und die Rolle der Pionierbewegung.  
Von P i o n i e r. 

Die Bezeichnung der Aufklärung als „apolitisch“ oder „unpolitisch ist eine 

Heuchelei der Bourgeoisie, ist nichts als Betrug der Massen. (Lenin) 

I. 

Unter dem Schlagwort der „Entpolitisierung der Schule und der Schuljugend“ hat die Bourgeoisie 

eine Aktion begonnen, die das Ziel hat, die Schule noch stärker als bisher zu einem Instrument der 

po l i t i s che n Beherrschung der heranwachsenden Arbeitergeneration zu machen. Die sogenannte 

„Entpolitisierung bedeutet in Wahrheit verstärkte Po l i t i s i e r un g, Faschisierung der Schule. Die 

Maßnahmen, die auf der Konferenz der Kultusminister auf Vorschlag Groeners gemacht wurden, se-

hen nicht nur solche faschistischen Maßnahmen vor, wie Verbot der Teilnahme an politischen Veran-

staltungen (was in seiner Konsequenz auf das Verbot des Jugendverbandes und der Pionierbewegung 

hinausläuft), sondern auch eine Reihe – wie Herr Groener sagte – „positiver Maßnahmen“, z. B. ver-

mehrten Unterricht In Staatsbürgerkunde (gleich Lehre von der Politik), Herausgabe „guter“ Schü-

lerzeitungen, Einwirkung auf die Elternkreise. Die Entpolitisierung soll also nicht nur zur Entfernung 

des Kampfwillens, des Klassenkampfes, des Widerstandswillens aus den Schulen führen, sondern sie 

soll auch die „freie“ Betätigung der Jugend außerhalb der Schule unter die stärkere politische Beein-

flussung der Bourgeoisie [253] bringen. Der Brief Groeners an die Parteiführer war schon der nächste 

Schritt zur Durchführung dieser Linie. In diesem Brief bezog sich Groener übrigens ausdrücklich auf 

die Konferenz mit den Kultusministern und die „Maßnahmen, die geeignet erscheinen, die Parteipo-

litik von der Schule fernzuhalten“. 

In dem bekannten Artikel Groeners „Mein Standpunkt“ hieß es: 

„Meine Bemühungen in der nächsten Zeit werden dahin gehen, die gesamte deutsche Jugend ohne Ansehen 

der Partei in Sportorganisationen zusammenzufassen zur Ertüchtigung von Körper und Geist und zur Pflege 

staatspolitischen Denkens und Wollene.“ 

(Wer denkt da nicht an Severing. der vor dem Arbeiter-Turn- und Sport-Bund in Nürnberg erklärte, 

„es sei sein Bestreben, alle Sport- und Kulturorganisationen unter einen Hut zu bringen“?) 

D i e se  ganze  Ak t i on  l e i t e t  auße r o r den t l i ch  e r n s t e  Maßnahm en  de r  Bour geo i s i e  

e i n. S i e  s ind  e i n  G l i ed  i n  de r  Ke t t e  de r  Vor be r e i tung  zum  Kr i eg e, de r  Vor be r e i -

t ung  de r  f a s ch i s t i s chen  Ar be i t sd i ens t p f l i ch t, d. h. de r  Vor be r e i t ung  des  Ve r such s, 

e i nen  kap i t a l i s t i s chen  Ausw eg  z u  f i nden  du r ch  Kr i eg  gegen  d i e  Sowj e t un i o n, 

was  ve r bunden  i s t  m i t  de r  ve r s chä r f t en  Ausbeu tung  und  f a sch i s t i s chen  Ni ede r -

ha l t ung  de r  Ar be i t e r k l a s s e, mi l i t ä r i s che r  P f l i ch t a r be i t  f ü r  d i e  Junga r be i t e r, Vor -

be r e i t ung  de r  he ranwachsenden  Gene r a t i on  au f  d i e se  Ro l l e. In diesem Zusammen-

hang erhalten auch die neuerlichen Meldungen über geplante Einführung des 9. Schuljahres, Errich-

tung von staatlichen Lehrwerkstätten ihre besondere Bedeutung. Die SPD wird nicht zögern, auch 

hierüber das Lied von den Segnungen des Staatskapitalismus zu singen! 
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II. 

Die „Entpolitisierungs“-Aktion der Bourgeoisie, bei der ihr die 100prozentige Zustimmung der SPD 

sicher ist, leitet den Prozeß der Faschisierung von Schule und Erziehung auf eine höhere Stufe über. 

Wie hier das Interesse des Finanzkapitals durchgesetzt werden soll, zeigen Ausführungen, die der 

bekannte Dinta-Führer (Dinta = Deutsches Institut für technische Arbeitsschulung) Karl Arnold in 

der katholischen Zeitschrift „Pharus“ im September 1931 machte. Er schrieb in einem Aufsatz „Wirt-

schaft und Pädagogik“: 

„Die Volksschule muß heute ganz einfach die Frage stellen, über welche Kenntnisse muß der Volksschüler 

verfügen, wenn er nach seinem Abgang mit Erfolg den Anspruch erheben will, in einen der vorhandenen Be-

rufe eingereiht zu werden. Anerkennt man nun ferner, daß das deutsche Volk sich nur durch ungeheure Leis-

tungen und Einordnung unter einen einheitlichen Willen den Lebensraum zurückerkämpfen kann, den es zu 

seiner Existenz notwendig hat, so ist eindeutig klar, was die Volksschule dafür an Unterbau zu geben hat: Gute, 

grundlegende Ausbildung im Lesen, Schreiben, Rechnen und in Deutsch. Dies sind die Quartersteine jeder 

Bildung ... 

Willen zur Leistung und Mut, Widerstände zu überwinden. Gefühle der Einordnung und Sinn für Unterord-

nung unter einen Führerwillen ... 

... Bejahende Einstellung zur Gesamtwirtschaft, Verankerung sittlichen Empfindens für Ehrlichkeit, Aufrich-

tigkeit und Pflicht, sowie Vermittlung der Einsicht, daß Erfolge nur durch Opfer erkämpft werden können. So 

hat sich jede Bildungsarbeit in der Schule auf den wesentlichen Grundsatz zu besinnen, daß Bildungsarbeit 

nicht souverän, sondern daß sie Helferin ist. Jede Erziehung setzt eine Lebensgemeinschaft voraus. Diese ist 

es daher auch, die das Recht bat, mit ihren Bedürfnissen an die Tür der von ihr bestellten Lehrkräfte anzupo-

chen. Eines der wichtigsten Lehensgebiete der deutschen Volksgemeinschaft aber ist die deutsche Wirtschaft. 

Ihr zu helfen – ja in gewisser Weise zu dienen – sollte für das deutsche Bildungswesen nicht mehr umstrittene 

Pflicht sein.“ 

In einem „Schulprogramm“ der Industrie und Handelskammer in Bielefeld heißt es: 

„Die Volksschule sollte ihre besonders wichtige Stellung im gesamten Volksbildungswesen, die heute gefähr-

det erscheint, dadurch wieder zu festigen suchen, daß sie die Heranbildung ihrer Schüler in den Elementarfä-

chern wieder mehr in den Vordergrund rückt und sich im übrigen bemüht, junge Menschen zu erziehen, die 

neben gesunder [254] Lebensfreude und geistiger Beweglichkeit Sinn f ü r  O r d n u n g, D i s z i p l i n  u n d  

s t a a t s b e j a h e n d e  E i n o r d n u n g  i n  d i e  V o l k s g e m e i n s c h a f t  m i t  i n s  L e b e n  n e h m e n“. 

Das ist deutlich, das ist die Sprache der Befürworter der Arbeitsdienstpflicht. Aber etwas sagen die 

Herren von der Industrie nicht so deutlich. Mit der Zurückführung der Volksschule auf den Unterricht 

in „Lesen, Schreiben, Rechnen und Deutsch“, d. h. auf eine frühkapitalistische Stufe beweisen sie 

den Bankrott des kapitalistischen Systems. Die Massenerwerbslosigkeit ist im Kapitalismus eine 

Dauererscheinung geworden. In der Krise zerstört der Kapitalismus nicht nur die körperliche Ge-

sundheit der Arbeiterkinder, sondern auch die produktiven Kräfte, die Ausbildung der nächsten Ar-

beitergeneration. 

In dem Prozeß der Faschisierung spielen, nachdem die Großindustrie den Ton angab, die verschiede-

nen Kräfte der Bourgeoisie eine verschiedene Rolle. Das Zen t r um  setzte mit einer Pressehetze ge-

gen die „KPD-Zellen in den Volksschulen“ ein. Die „Germania“ veröffentlichte im Dezember 1931 

eine Eingabe der preußischen Erzbischöfe an den preußischen Kultusminister (den Sozialdemokraten) 

Grimme, in der sie ‚schärfste Maßnahmen“ mit der Begründung fordert, daß sich der „marxistische 

Schulkampf in seiner bolschewistischen Ausgestaltung“ u. a, „gegen die soziale Versöhnung (!)“ 

richte. Die faschistische „Berliner Börsenzeitung“ schrieb damals dazu: „Man kann gespannt sein, 

wie sich der Sozialdemokrat Grimme dieser ihm vom Zentrum gestellten Aufgabe entledigen wird.“ 

Herr Grimme stimmte einmütig mit Groener und sämtlichen Kultusministern für die „Entpolitisie-

rung“. Die sozialdemokratischen Polizeipräsidenten verboten bereits wiederholt Kinderversammlun-

gen (Hamburg, Frankfurt). 

Der SPD-Schulsenator Krause brachte einen besonderen Erlaß heraus, durch den die parteipolitische 

Betätigung der Schüler, das Tragen von politischen Abzeichen verboten wurde. 



Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 12 – 591 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 05.04.2023 

Die Hetze gegen die jungen Pioniere nahen seitdem immer mehr zu. So schrieb die „Germania“ am 

19. April davon, daß bei den Pionieren „eine sittliche Verwahrlosung der Jugend systematisch orga-

nisiert wird.“ In einem Sonderheft der „Süddeutschen Monatshefte“ über „Rote Kindererziehung“ 

wird eine Untersuchung über die „planmäßige Vergiftung der deutschen Kinderseele“ veröffentlicht. 

Der Sinn dieses ausführlichen Artikels wird in der Einleitung so ausgesprochen: „Die Schlüsse, die 

sie nahelegt, können nicht zweifelhaft sein“. In einem Artikel der „Kölnischen Volkszeitung“ (Zent-

rum) vom 22. März, der sich ausführlich mit der Pionierbewegung befaßt, wird der „Appell Groeners 

an die Führer der Parteien, die parteipolitische Bearbeitung der Jugend einzustellen“, begrüßt. Es 

heißt dann: „Er f o l g  kann  m an  s i ch  heu te  n i ch t  m ehr  davon  ve r sp r eche n, wenn  n i ch t  

ge se t z l i che  Maßnahm en  dem Appe l l  den  no t wend i gen  Nachd r uck  gebe n.“ 

Eine der ersten gesetzlichen Maßnahmen in dieser Richtung war der neue Erlaß des SPD-Senators 

Krause in Hamburg. 

Aber nicht nur in Verboten gegen die revolutionäre Kinderbewegung erweist sich die SPD als Haupt-

stütze der Bourgeoisie. Sie führt auch aktiv die Linie der Organisierung der konterrevolutionären 

Klassenerziehung der Arbeiterkinder. 

Nur ein Beispiel dafür. Es gibt eine starke, von der Kirche und dem Zentrum mit reichen Mitteln 

ausgestattete katholische Kinderbewegung, die mit raffinierten Mitteln arbeitet. Wir zitieren aus einer 

ihrer Werbebroschüren: 

„Katholische Schullandheime entstehen, Lesestuben für Kinder werden geschaffen, Helfer strömen herbei; 

junge Theologen, Neudeutsche, Sturmscharführer; sie spielen Kasperle mit Kindern aus den kommunistischen 

Kolonien (!), Baracken und Asylwohnungen, ziehen mit der Jungschar in den Wald, zur Freilichtbühne, zum 

Sportplatz. Ihr Lied: ‚Mit uns zieht die neue Zeit, Christus Herr der neuen Zeit‘.“ 

[255] Zu dieser katholischen Kinderbewegung hat der Führer der SPD-Kinderbewegung, Dr. Loe-

wenstein, folgendes zu sagen: 

„Wir sind gar nicht böse darüber, daß die sozialistische Kinderfreundebewegung eine katholische und evan-

gelische Art Kinderfreundebewegung hervorgerufen hat. Je mehr Kinder zur Eigenbewegung und Eigenge-

staltung kommen, um so mehr Kräfte werden aufgelockert, um so größer wird das Bauvolk der kommenden 

Welt sein.“ 

Das ist die Sprache des Sozialfaschismus. Das Zentrum nimmt umgekehrt auch die „Kinderfreunde“ 

in Schutz. In der Bonner Zeitschrift für Theologie und Seelsorge schreibt einer der bekanntesten ka-

tholischen Ideologen, Dr. Konrad Algermissen: 

„Es ist geradezu beschämend, wieviel Wertloses, Unbegründetes und Unvorsichtiges über die Kinderfreunde-

bewegung durch die Presse und die Versammlungslokale gegangen ist.“ 

Der Herr weiß seinen Knecht zu loben. Einig sind sich alle Richtungen des Faschismus. Die natio-

nalsozialistische „Sturmjugend“ schrieb: 

„Neuerdings arbeitet die KPD fieberhaft am Aufbau ihrer Kinderbewegung. Ihre Methoden in der roten Pio-

nierbewegung müssen glattweg als verbrecherisch bezeichnet werden.“ 

Während sich alle Kräfte des Faschismus gegen die revolutionäre Kinderbewegung wenden, versucht 

die Bourgeoisie gleichzeitig ihre faschistische Kinderbewegung aufzubauen. Hier sind entscheidende 

Kräfte in der Faschisierung der Schule und Erziehung, die es nicht zu unterschätzen gilt: 

Die Kinderfreunde und Rote-Falken-Organisation der SPD erfassen  etwa 120.000 Kinder. 

In den Kinderabteilungen der reformistischen Sportorganisationen (teilweise Doppelmit-

gliedschaft in Kinderfreunde) gibt es 

etwa 200.000 Kinder 

In den katholischen Kinderverbänden, die von der Zentrale „Kinderwohl“ erfaßt sind, gibt 

es 

etwa 160.000 Kinder. 

In Schülerabteilungen der „nationalen“ Turnerschaft (darunter ein großer Prozentsatz Ar-

beiterkinder)  

etwa 360.000 Kinder. 

Rechnet man dazu die starke evangelische Kinderbewegung, die unzähligen „unpolitischen“ (!) sport-

lichen und kulturellen Vereinigungen, so ergibt sich ein organisierter Millioneneinfluß der Bourgeoisie 
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unter den Arbeiterkindern durch ihre Erfassung in national-, sozial- und klerikalfaschistischen Ver-

bänden. 

Neuerdings gehen die Nazis dazu über, die bisher schwachen und vereinzelten Ansätze einer eigenen 

Kinderbewegung auszubauen und eine zentralisierte „Deutsche Jungvolkgruppe“ zu schaffen. In den 

Richtlinien vom März 1932 heißt es: 

„Unsere Jungen sollen nicht parteipolitisch erzogen werden, sie sind nur allmählich in die HJ-Scharen vorzu-

bereiten. Die Erziehung hat nach nationalsozialistischen Grundsätzen: Zucht, Kameradschaft und freiwillige 

Unterordnung, zu erfolgen.“ 

In Verbindung damit steht die stärkere Aufrollung aller Kultur- und Erziehungsfragen in der Nazi-

presse und das selbständige Auftreten bei Elternratswahlen in Lippe-Detmold. 

Die Rolle der SPD, in der Erziehungspolitik entspricht vollständig ihrer Funktion als soz i a l e r  

Haup t s t ü t ze  de r  Bour geo i s i e. Aber um diese Rolle zu entlarven, genügt es nicht, allein die 

Schu l politik der SPD (Schulabbau, Linie der Spaltung durch die Politik der weltlichen Sonderschu-

len) zu zeigen. Das ist nur die parlamentarische Seite. En t s che i den d i s t  i h r e  Ro l l e  be i  de r  

unm i t t e l ba r en  Or gan i s i e r ung  de r  Ar be i t e r k i nde r  i n  e i ne r  f a s ch i s t i s che n  F r on t, 

deren Charakter durch Loewensteins Phrase vom „Bauvolk der kommenden Zeit“ nur schlecht ver-

hüllt wird. Diese „kommende Zeit“ – das ist die faschistische „entpoliti-[256]sierte“, d. h. vom Klas-

senkampf „gereinigte Volksgemeinschaft“. Dabei beschränkt sich der Masseneinfluß der SPD nicht 

auf die Kinder und Eltern, die unmittelbar in reformistischen Erziehungsorganisationen erfaßt sind, 

Er geht viel weiter. Darauf kann hier nur hingewiesen werden. 

III. 

Genosse Thälmann hat in seinen „Bemerkungen zur Arbeit des Jugendverbandes“ (Nr. 2 der „Inter-

nationale“) auch zu der Frage des Verhältnisses der drei Generationen Stellung genommen. Genosse 

Thälmann schreibt: 

„Während bei allen politischen Richtungen der Bourgeoisie, einschließlich der Sozialdemokratie, Nationalso-

zialisten usw. der Gegensatz zwischen den Generationen zum Teil faktisch vorhanden ist, zum Teil bewußt 

ausgespielt wird, um dadurch die Massen der Erwachsenen und der Jugendlichen über den Klassengegensatz 

der kapitalistischen Gesellschaft hinwegzutäuschen oder von ihm abzulenken, gehört es zu den Faktoren, die 

die Stärke und Ueberlegenheit der kommunistischen Bewegung ausmachen, daß in ihr die drei Generationen 

– Partei, Jugend, Kinderbewegung – eine vollkommene Einheit in der Richtung, Zielsetzung und Verbindung 

ihrer Arbeit darstellen“. 

Die vollkommene Einheit der drei Generationen ergibt sich aus der vollkommenen Einheit der Klas-

senlage der erwachsenen und jugendlichen Arbeiter und der Arbeiterkinder, ergibt sich aus der Lage 

und Rolle der Arbeiterkinder in der kapitalistischen Klassengesellschaft. 

Wir brauchen an dieser Stelle keine Zahlen über das maßlose Anwachsen des Kinderelends und der 

Kinderausbeutung anzuführen. Es ist klar und bekannt, daß Erwerbslosigkeit und Lohnabbau für Mil-

lionen von Arbeiterkindern vermehrten Hunger und vergrößerte Not bedeuten. Der von der Krise 

geschüttelte Kapitalismus opfert rücksichtslos seinem Profitinteresse Gesundheit und die ganze Zu-

kunft der jüngsten Generation des Proletariats. Aber diese Verschlechterung der Lage der Arbeiter-

kinder hat einige wichtige Folgen für die Rolle, die sie im Klassenkampf spielen. 

In der Zeit der Blüte des Kapitalismus entstand die Theorie vom Aufstieg der Begabten, führte die 

Möglichkeit für den e inze l ne n‚ aus der Arbeiterklasse aufzusteigen, „etwas zu werden“, zu einer 

Verschleierung des Klassencharakters der Schule. Heute ist das anders. Heute vermag die Bourgeoisie 

der Jugend „keine Zukunftsmöglichkeiten, keine Aussichten eines Aufstiegs, einer Entfaltung ihrer 

Fähigkeiten mehr zu bieten“. (Genosse Thälmann in der „Internationale“ Nr. 2.) Dadurch wird auch 

das Verhältnis der drei Generationen zueinander tiefgehend verändert, Gibt es noch eine Aussicht, daß 

das Kind eines Arbeiters sich durch Fleiß emporarbeiten kann, so erzeugt die Möglichkeit dieses We-

ges leicht die Stimmung des kleinbürgerlichen Verzichts auf den Kampf um die Aenderung der Ver-

hältnisse, um ein neues, besseres Leben für alle. Denn „wenigstens mein Kind wird es besser haben“. 
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Die Krise des Kapitalismus mit der ungeheuren Steigerung des Kinderelends und der Kinderausbeu-

tung, mit dem Abbau der Volksschulen und aller Maßnahmen der Kinderfürsorge hat mit diesen Ge-

danken gründlich aufgeräumt. Ihre letzte Domäne haben sie in den weltlichen Schulen aufgeschlagen. 

Aber die weltliche Schule wird ebenso abgebaut, die „weltliche“ Schule enthüllt sich immer klarer 

als Schule der kapitalistischen Welt, und die Kinder, die aus der weltlichen Schule kommen, erhalten 

genau so wenig eine Stelle wie ihre „christlichen“ Kameraden. 

Der traditionelle Un t e r s ch i ed  der „Weltanschauungen“ wird durch die E i nhe i t  der Interessen 

der wirklichen Welt überwogen. Es formieren sich auch hier die Fronten Klasse gegen Klasse. Der 

Haß gegen dieses System wächst. Das Beispiel des ersten sozialistischen Erziehungswesens der Welt 

übt auf Arbeitereltern und Arbeiterkinder, auf Lehrer und alle wirklichen Freunde der [257] Kinder 

eine große Anziehung aus. Das Vorhandensein der zwei Systeme unterstreicht den Klassencharakter 

der Schule auch innerhalb jedes einzelnen kapitalistischen Landes und trägt dazu bei, daß Problem 

der revolutionären Klassenerziehung schärfer und klarer zu stellen. 

IV. 

Die Sowjetunion beseitigte vollständig die Kinderverwahrlosung, die ein Erbe des Zarismus, des im-

perialistischen Krieges und des Bürgerkrieges war. Heute muß selbst die, bürgerliche Presse ihre 

Schwindelmeldungen darüber einstellen. Unter der Herrschaft der Arbeiterklasse ist im Lande der 

ehemaligen zaristischen Kulturbarbarei die allgemeine Schulpflicht durchgeführt, das Analphabeten-

tum beseitigt und sind alle Voraussetzungen geschaffen, um die „Umwandlung der Schule aus einem 

Werkzeug der Klassenherrschaft der Bourgeoisie in ein Werkzeug der vollständigen Aufhebung der 

Klasseneinteilung der Gesellschaft, in ein Werkzeug der kommunistischen Umgestaltung der Gesell-

schaft zu Ende zu führen.“ (Parteiprogramm der Bolschewiki 1919.) 

Es ist nicht die Aufgabe dieses Artikels, auf die Errungenschaften der Sowjetunion auf dem Gebiete 

des Aufbaus der sozialistischen Erziehung ausführlich einzugehen. Aber an einem Beispiel läßt sich 

der ganze Unterschied zwischen den zwei Systemen zeigen. 

In der bürgerlichen Presse ist nach dem Fiasko der Besprisorny-Hetze eine neue Verleumdung auf-

getaucht: die über die Polytechnisierung als einer angeblichen Maßnahme organisierter Kinderaus-

beutung. Es ist die alte Geschichte: Der Dieb schreit: Haltet den Dieb! In Deutschland bei sechs Mil-

lionen Arbeitslosen zwei Millionen ausgebeutete Kinder. In der Sowjetunion keine Arbeitslosen, 

keine Kinderausbeutung, sondern planvolle Teilnahme der Kinder am sozialistischen Aufbau. Um 

was geht es bei der Polytechnisierung? Es geht um die Verwirklichung jener Erziehung der Zukunft, 

von der Marx schrieb: 

„Aus dem Fabrikwesen entsproß der Keim der Erziehung der Zukunft, welche für alle Kinder über einem 

gewissen Alter produktive Arbeit mit Unterricht und Gymnastik verbinden wird, nicht nur als eine Methode 

zur Steigerung der gesellschaftlichen Produktion, sondern als einige Methoden zur Produktion vollseitig ent-

wickelter Menschen“. 

Aus dem „Keim der Erziehung der Zukunft“ ist auf einem Sechstel der Erde eine breit entfaltete 

sozialistische Erziehung geworden. In Direktiven des ZK der KPdSU von 1930 hieß es: 

„Die polytechnische Schule ist in den Händen der Sowjetmacht eines der Mittel zur Aufhebung der Teilung 

der Gesellschaft in Klassen, zur Liquidierung des Gegensatzes zwischen Stadt und Land und zur Beseitigung 

der Trennung zwischen körperlicher und geistiger Arbeit. 

Dies kann und muß verwirklicht werden, indem man a) die Schulen Industriebetrieben, Maschinen- und Trak-

torenstationen, Sowjetgütern und Kollektivwirtschaften angliedert, b) in engster Verbindung mit dem theore-

tischen Unterricht die produktive Arbeit der Schüler organisiert und c) die gesamte Masse der Schüler zur 

aktiven Teilnahme am sozialistischen Aufbau heranzieht.“ 

Dieser Beschluß des Zentralkomitees der KPdSU gab der Polytechnisierung der Schule einen mäch-

tigen Anstoß. Für die Kapitalisten ist der großartige Fortschritt des Aufbaues des ersten sozialisti-

schen Erziehungswesens der Welt ein neuer Anlaß zur Hetze. So schrieb im Juli vorigen Jahres die 

„Deutsche Bergwerkszeitung“: 
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„Es ist der breiteren Oeffentlichkeit unbekannt geblieben, daß das gesamte sowjetrussische Schulwesen seit 

dem vorigen Jahre eine grundlegende Umbildung erfahren hat, die auf nichts geringeres abzielt als auf die 

Einspannung des Kindes in die Betriebsarbeit. Die amtlichen Richtlinien verfügen den Anschluß jeder Schule 

an eine Fabrik, in deren Betrieb die Kinder vom achten Lebensjahre an praktisch zu arbeiten haben. Die heu-

tigen Berichte der Sowjetpresse über die tatsächlichen Auswirkungen der neuen Erziehungsprozesse lassen 

allerdings gar keinen Zweifel daran, daß der kommunistische Staat in gesteigertem Maße zur systematischen 

Ausbeutung der Kinderarbeit übergeht.“ 

[258] Warum das Finanzkapital durch eines seiner Zentralorgane diesen Schwindel verbreiten läßt, 

schreibt auch die Bergwerkszeitung: 

„Ueber das Schicksal der anderen russischen Kinder unter der Herrschaft der Bolschewisten sind dagegen 

immer noch phantastische Vorstellungen einer ‚vorbildlichen‘ Pflege und fortschrittlichen Pädagogik weit ver-

breitet, die den Tatsachen ins Gesicht schlagen.“ 

Nun, die Tatsachen der erfolgreichen Organisierung sozialistischer Erziehung und Kinderfürsorge 

sprechen häufig wirklich eine „fantastische“ Sprache. Nennen wir wenige Zahlen. Im Jahre 1914 

wurden in den Volks- und Mittelschulen des zaristischen Rußland 7.800.000 Kinder unterrichtet. 

Heute sind in der Gesamtunion 20 Millionen Kinder in den Schulen erfaßt. Einige Teilergebnisse 

zeigen noch „fantasterische“ Ausmaße. 1913 gab es in dem Gebiet der Kalmücken, das 150.000 Ein-

wohner zählte, 31 Schulen mit 679 Schülern. 1931 gibt es dort 220 Schulen mit 17.536 Schülern. 

Allein auf dem Gebiet der RSFSR. (Russische sozialistische föderative Sowjet-Republik) wurden im 

vorigen Jahre 60.000 neue Lehrer für die Grundschulen eingestellt. Die Erweiterung der allgemeinen 

Schulpflicht auf sieben Jahre wird ungefähr 250.000 neue Lehrkräfte erfordern. 

Die Sowjetunion, die keine Arbeitslosigkeit kennt, b r auch t  immer wieder neue Kader qualifizierter 

Arbeiter, Techniker, Agronomen, Lehrer. Der Kapitalismus kann die produktiven Kräfte von Millio-

nen nicht mehr brauchen, läßt sie von früh an verkümmern. 

Das Beispiel der Sowjetunion zeigt uns nicht nur im allgemeinen den Ausweg, das Ziel einer sozia-

listischen Erziehung in einer sozialistischen Gesellschaft. Die Sowjetunion verwirklicht die Grund-

lehre der marxistischen Erziehung, in der die enge und volle Uebereinstimmung von Theorie und 

Praxis, von Schule und Leben, von Lernen und Kämpfen hergestellt wird. 

Schule ist nicht etwas, was außerhalb des wirtschaftlichen, kulturellen, gesellschaftlichen und politi-

schen Lebens steht. Schule und Erziehung sind der gesellschaftlichen Entwicklung untergeordnet, in 

ihnen wirken die Gesetze des Klassenkampfes. Die Erfolge und Erfahrungen der Sowjetunion sind 

daher auch für die Organisierung der revolutionären Klassenerziehung der Arbeiterkinder in den ka-

pitalistischen Ländern wichtig und lehrreich. Das gilt nicht nur für die Schule, insofern sie die K i n -

de r  auf ihre zukünftige Rolle in der Wirtschaft und Gesellschaft vorbereitet. Die Schule ist auch eine 

mächtige ideologische Waffe zur Beeinflussung der erwachsenen Bevölkerung. 

V. 

Die Richtlinien für Kinderarbeit in Deutschland, die vor nunmehr über Jahresfrist vom Jugend- und 

Partei-ZK festgelegt wurden, entsprachen konkreten Bestimmungen für die praktische Organisierung 

der Pionierbewegung in der vollkommenen Einheit der drei Generationen, von der Genosse Thälmann 

sprach. Genosse Thälmann bemerkt anschließend: „Diese grundsätzliche Uebereinstimmung und un-

lösliche Verbundenheit hat nicht das mindeste zu tun mit solchen Fehlern, wie sie häufig hinsichtlich 

der Angleichung der Arbeitsmethoden erfolgen.“ Aus den Bemerkungen des Genossen Thälmann 

entnehmen wir die beiden entscheidenden Punkte, die für die Arbeit der Pionierbewegung als klas-

senerzieherische Massenorganisation der Arbeiterkinder grundsätzlich wichtig sind. 

1. Teilnahme der Kinder am Klassenkampf, aber 

2. Teilnahme in solchen Formen und unter Anwendung solcher Methoden, die ausgehend von den 

Interessen und den vielseitigen Bedürfnissen der Kinder ihre Aktivität und ihr Bestreben zum Zusam-

menschluß ausnutzen. 
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[259] Die Richtlinien leiteten eine bedeutsame Wendung in der Arbeit der Pionierbewegung ein. Sie 

stellen an die Spitze die Notwendigkeit der „Umwandlung unseres bisherigen JSB“ und – „ausgehend 

von den elementarsten Bedürfnissen und primitivsten Interessen der Kinder bei Berücksichtigung 

aller Entwicklungsstadien des Kindes – Schaffung der ‚Roten Jungpioniere‘ als ‚klassenerzieherische 

Massenorganisation der Kinder‘“. 

„An Stelle des bisherigen starren Inhalts der Arbeit (schematische Beteiligung an den Parteiaktionen, Partei- 

und Jugendverbandssprache, Abklatsch und schematische Uebernahme der Parteilosungen) müssen wir zur 

kindgemäßen Sprache und zu Methoden der Verbindung der Unterhaltung und Bildungsarbeit mit dem Klas-

senkampf übergehen.“ 

Politisch sind wir allen anderen Kinderverbänden überlegen. Als untrennbarer Bestandteil der Klas-

senarmee des Proletariats sind die Jungen Pioniere die einzige Kinderbewegung, die alle Interessen 

der Arbeiterkinder vertritt. Wir vertreten ihre wirtschaftlichen, kulturellen, politischen Forderungen 

im Kampf gegen Kinderausbeutung, Hunger, Not und Unterdrückung. Und in diesen Fragen steht 

auch ein großer Teil der Arbeiterklasse auf unserer Seite. Im Kampf für die wirtschaftlichen Interes-

sen der Arbeiterkinder, gegen Schulabbau wurde spontan die Einheitsfront zwischen SPD-, „Christ-

lich-unpolitischen“ und kommunistischen Eltern in den Schulstreiks geschlossen, die im Sommer und 

im Herbst 1931 in verschiedenen Gegenden Deutschlands durchgeführt wurden. Wie stark dieser 

Wille zum einheitlichen Kampf war, zeigt der Haß, mit dem die „Germania“ ihn verfolgte. In ihrer 

Verleumdung gegen die Kommunisten schrieb sie: 

„Diese sympathisierenden Christen hofft man dadurch zu ködern, daß man rein wirtschaftliche Schulprobleme 

und Forderungen in den Vordergrund stellt, zum Beispiel Gesundheitsfragen, Kinderspeisung, Lehrmittelfrei-

heit“. 

Trotz des Vorhandenseins aller Voraussetzungen dafür gelang jedoch die Schaffung einer breiten 

revolutionären Elternbewegung noch nicht, Die Hauptursache liegt hier in der Nichtanwendung der 

allgemeinen strategischen und taktischen Linie der Partei im Kampf um die Mehrheit der Arbeiter-

klasse auf der Basis einer breiten Einheitsfrontpolitik unter Führung der Kommunisten. Die „Prole-

tarischen Schulkampfgemeinschaften“ sind vereinsmäßige Gebilde, die keinerlei mobilisierenden 

und organisierenden Einfluß unter den Massen haben. Ihnen fehlt auch die Verbindung mit der Mas-

senbewegung der Betriebsarbeiter (z. B. bei Streiks) und der Erwerbslosenbewegung. Auf alle diese 

Fragen kann hier nur hingewiesen werden. Der größte Mangel in der Arbeit der proletarischen Schul-

kampfgemeinschaften ist, daß sie die Bedeutung der unmittelbaren Mobilisierung der Kinder selbst 

unterschätzen, daß sie zur praktischen Herstellung der „vollkommenen Einheit der drei Generatio-

nen“ so gut wie nichts tun. Alle diese Mängel sind vor allem darauf zurückzuführen, daß es in den 

proletarischen Schulkampfgemeinschaften keine Fraktionsarbeit der Kommunisten gibt, durch die 

die Führung der Partei verwirklicht wird. Die Parteileitungen kümmern sich nicht um die Arbeit der 

Genossen, die auf diesem Gebiet arbeiten. 

Das Versagen der proletarischen Schulkampfgemeinschaften, das Nicht-Vorhandensein einer starken 

Elternbewegung, ist eine der Ursachen für die langsame Entwicklung der Pionierbewegung. Wäre es 

gelungen, den starken Kampfwillen der Arbeitereltern zu einer organisierten kraftvollen Elternbewe-

gung ZU erfassen, würde der Massenbewegung der Arbeiterkinder ein wichtiger, ihr heute noch feh-

lender Rückhalt gegeben sein. 

Aber die Schere zwischen dem Kampfwillen der Massen und Einfluß der Partei auf der einen Seite, 

der schwachen Entwicklung der Pionierbewegung auf der anderen Seite kann keineswegs auf diese 

Fehler und Mängel in der Elternbewegung allein (die bisher ausschließlich Schu l kampf, nicht breite 

Massenerziehungsbewegung ist) zurückgeführt werden. Umgekehrt ist auch die unge-[260]nügende 

Einstellung der Eltern zur Pionierbewegung auf die großen Mängel der Arbeit der Pionierbewegung 

selbst zurückzuführen. 

Es genügt nicht, das Mißtrauen, das viele Arbeitereltern gegenüber der Pionierbewegung haben, mit 

der politischen Rückständigkeit der E l t e r n  zu erklären. Gewiß herrschen in den Fragen von Schule 

und Erziehung noch große Unklarheiten, dringen bürgerliche Ideen unausgesetzt aus Schule und 
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bürgerlichen Elternvereinen in die Arbeiterfamilien. Aber warum wirken wir ihnen mit noch so ge-

ringem Erfolg entgegen? 

We i l  Ar be i t  und  Leben  de r  P ion i e r bewegung  i n  den  m e i s t en  Fä l l en  n i ch t  s o  s i n d, 

daß sie die Zus t i mm ung  de r  Arbe i t e r e l t e r n  f i nden  könne n! 

Wir e r k l ä re n wohl, daß wir alle Interessen der Arbeiterkinder vertreten, die einzigen sind, die für 

die Kinder kämpfen usw. Damit sind prinzipiell die Arbeitereltern bis in weite Schichten der sozial-

demokratischen und christlichen Arbeiter einverstanden. Aber noch vertrauen sie nicht auf unsere 

Kraft. Noch haben wir – trotz günstigster Voraussetzungen – nicht verstanden, wesentliche Erfolge 

im Kampf gegen Schulabbau zu erringen. 

Das ist die e i ne  Frage. Aber vor allem finden die Arbeitereltern und Arbeiterkinder in der Pionier-

bewegung nicht das, was sie – mit Recht – erwarten: eine wirklich auf alle Interessen und Bedürfnisse 

der Kinder eingehende Bewegung. Hier liegt auch die Hauptursache dafür, daß noch keine Schülerbe-

wegung in den Volksschulen besteht. Die „Roten Schulvorposten“ sind im wörtlichen Sinne „Vorpos-

ten“, von den Massen der Kinder, die nicht Pioniere sind, isoliert. Woran liegt das? Wir haben nicht 

verstanden, die Forderungen der Arbeiterkinder so einfach zu formulieren, daß sie sie als i h r e  For-

derungen ansahen. Wir haben. in der Mobilisierung der Arbeiterkinder in den Volksschulen (auch dort, 

wo unmittelbare Kampfbewegungen, Schulstreiks, waren) nicht wirklich kindgemäße Methoden an-

gewandt. Noch herrscht häufig die Ph r a se  statt wirklicher politischer Auf k l ä r un g. Noch herrscht 

trockene Wissensvermittlung, statt der Anwendung solcher Methoden, die sich an die Aktivität, an die 

Vielseitigkeit und Beweglichkeit, an den Lerneifer und den Betätigungsdrang der Kinder wenden. Die 

Leiterkader in der Pionierbewegung verstehen noch nicht die beiden Klippen zu vermeiden: schul-

meisterliches Disziplinhalten auf der einen – anarchistisches Gehenlassen auf der anderen Seite. Sie 

verstehen nicht, die ganze Arbeit auf die Aktivität, auf das Bestreben zur Selbständigkeit und zum 

Zusammenschluß aufzubauen. Sie verstehen nicht, die Kräfte der Kinder richtig einzuschätzen. 

Und das ist kein Wunder. Sind nicht unsere Leiter selbst durch den kapitalistischen Schulbetrieb ge-

gangen und haben die Schlacken kapitalistischer Pädagogik mitgebracht? Liegt hier nicht eine Ursa-

che dafür, daß sie häufig den Kindern rein formale Kenntnisse vermitteln, wie es nämlich die kapita-

listische „Lern“-Schule tut? Spielen sie nicht leicht und gern die Rolle des „Lehrers (mit Lehrerauto-

rität) anstatt des Führers und Organisators der Aktivität der Kinder? Ist nicht die Zahl der Leiter viel 

zu niedrig? (In Sachsen verhält sich z. B. die Zahl der Leiter zur Zahl der Pioniere wie 1: 23. Bei den 

Roten Falken ist das Verhältnis im gleichen Gebiet nach ihrer Angabe wie 1 : 10.) 

(Schluß folgt.) 

[261] 
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Die Internationale  

15. Jahrgang ⁕ Berlin, Juni 1932 ⁕ Heft 6 

Zu unserer Strategie und Taktik im Kampf gegen den Faschismus  
Von E r n s t  T h ä l m a n n  

I. Die Grundfrage der Bolschewisierung der KPD 

Auf dem Februarplenum 1932 des Zentralkomitees unserer Partei wurde bei der Analyse der Situation 

festgestellt, daß der Klassenkampf zwischen Bourgeoisie und Proletariat um den kapitalistischen oder 

revolutionären Ausweg aus der Krise in ein ve r s chä r f t e s  S t ad i um  eingetreten ist. Die jetzigen 

Ereignisse in Deutschland, die zum Sturz der Brüningregierung, zur Einsetzung des Papenkabinetts 

und zur Reichstagsauflösung geführt haben, bestätigen diese Einschätzung. Die Klassenfronten stehen 

sich schärfer denn je gegenüber. Deutschland geht einer Kette von e r b i t t e r t en  K l a s senkämp-

f en  entgegen. In diesen kämpfen hat das deutsche Proletariat nicht nur seine soziale Existenz gegen 

die unerhörtesten Raubpläne der Kapitalistenklasse zu verteidigen, muß es nicht nur mit dem Gegen-

angriff auf den Versuch antworten, den Lebensstandard des deutschen Industrieproletariers auf das 

Niveau von Kolonialsklaven, von ausgebeuteten chinesischen Kulis zu senken, sondern muß darüber 

hinaus im Kampf gegen den faschistischen Terror und die Aufrichtung der schrankenlosen unverhüll-

ten f a sch i s t i s chen  Di k t a t u r  für seine, soz i a l i s t i s che  Zukunf t  kämpfen. In diesem Kampf 

wird aber zugleich die Bourgeoisie mit den Methoden der grausamen barbarischen Gewalt das ganze 

Gebäude ihrer K l a s senhe r r s cha f t, ihre Existenz als herrschende Klasse, zu verteidigen haben. 

So ernst ist die Situation. Und angesichts dieser Tatsache ist es die höchste Pflicht für die revolutio-

näre Führerin der deutschen Arbeiterklasse, für die Kommunistische Partei, den Massen eine unge-

schminkte, klare und umfassende An t wor t  au f  d i e  F r agen  zu geben, die sich für jeden klassen-

bewußten Arbeiter aus dem heutigen Stand des Klassenkampfes zwingend ergeben. 

Die e r s t e  und  wi ch t i g s t e  F r ag e, die wir beantworten müssen, wenn wir dem deutschen Prole-

tariat den Weg zum Sieg über die faschistischen Todfeinde zeigen, wenn wir das Tor in die sozialis-

tische Zukunft aufstoßen wollen, lautet: Wie  wa r  e s  m ög l i c h, daß  i m  Wet t l au f  de r  En t f a l -

t ung  de r  K l a s senkr ä f t e  de r  Revo l u t i on  und  Kon t e r r evo l u t i on  das  Tem po  des  r e -

vo l u t i onä r en  Vor mar sches  zu r üc k b l i eb? Denn es [262] ist eine Tatsache, daß sich die fa-

schistische Konzentration der konterrevolutionären Kräfte t ro t z  der Krise, t r o t z  des revolutionären 

Aufschwunges in der Vergangenheit r a s che r  entwickelte, als die Formierung der Klassenkräfte des 

revolutionären Proletariats und der von ihm geführten werktätigen Massen. 

Es ist der Bourgeoisie gelungen, eine chauv i n i s t i s che  We l l e  in Deutschland zu erzeugen, wie 

wir sie kaum jemals zuvor erlebt haben. Es ist ihr gelungen, breiteste Millionenmassen vom Haß 

gegen das kapitalistische System auf den Haß nu r  gegen das ausländische Finanzkapital abzulenken. 

Es ist ihr gelungen, die Massen von der Empörung gegen die bürgerliche Klassenherrschaft und vom 

Klassenkampf abz u lenken  auf die bloße Empörung gegen das Versailler Diktat, gegen Frankreich, 

Polen, Amerika, England usw. 

Aber die Feststellung dieser Tatsache allein genügt uns nicht. Wir müssen die Frage beantworten, 

wa r u m  es uns nicht gelang, diese Welle aufzuhalten, von der der Na t i o na l s oz i a l i sm u s  empor-

getragen wurde. Die besonderen Bedingungen, unter denen sich der proletarische Klassenkampf in 

Deutschland entfaltet, die Lage Deutschlands als eines unterdrückten Landes und die dadurch erhöh-

ten Schwierigkeiten für die proletarische Revolution – die auf die große Front des Weltimperialismus 

stößt, wenn sie die deutsche Bourgeoisie bedroht – sind allein keine ausreichende Antwort. Diese 

zusätzlichen objektiven Schwierigkeiten bergen ja in sich ge s t e i ge r t e  M ög l i chke i t en  für die 

revolutionäre Partei. Aus den Millionenmassen der schwankenden Mittelschichten, die heute im Zei-

chen der chauvinistischen Welle von der Hitlerpartei aufgefangen und gesammelt werden und auf die 

sich die Bourgeoisie bei ihrem verschärften faschistischen Angriff gegen das Proletariat ganz beson-

ders stützt, könnten ja unter ä hn l i ch e n  objektiven Voraussetzungen der Krise und der nationalen 

Unterjochung auch beträchtliche Teile von der Ar be i t e r k l a s s e  als Bundesgenossen gewonnen 

oder doch neutralisiert werden. Diese, ihrer ganzen Klassenlage nach schwa nkenden  Schichten 
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orientieren sich vorwiegend danach, wo die stärkeren Bataillone stehen. Das Kernproblem ist und 

bleibt das P r o l e t a r i a t, seine Kraft, sein Auftreten im Klassenkampf. 

Die Massen in der Frage der nationalen Unterdrückung für den einzigen wi r k l i chen  Ausweg, für 

die p r o l e t a r i s che  Rev o l u t i o n  zu gewinnen, die zugleich die Ketten des Imperialismus zertrüm-

mert – das ist gewiß eine schwierige Aufgabe für die Kommunistische Partei. Der Nationalsozialis-

mus, der mit skrupelloser chauvinistischer Demagogie die kleinbürgerlichen und halbkleinbürgerli-

chen Massen berauscht und auf Irrwege verleitet, hat es verhältnismäßig leicht. Das Entscheidende 

aber ist und bleibt doch die Frage, wa r um  bisher das Proletariat unter unserer Führung noch n i ch t  

durch die Aufrollung der Klassenfragen und den vollen Einsatz seiner Kampfkraft, durch seinen Klas-

senkampf gegen das kapitalistische System, zugleich jene Anz i eh ungsk r a f t  auf die übrigen not-

leidenden und ausgebeuteten Millionenmassen ausübte, die sie aus der nationalistisch-[263]faschis-

tischen Verstrickung losgelöst und in die a n t i kap i t a l i s t i s che  F r o n t  des proletarischen Klassen-

kampfes hineingerissen hätte. 

Die Antwort auf diese Frage muß im wesentlichen lauten: Weil das Proletariat ke i ne  größeren 

Käm pf e  führte, weil Massenak t i o nen  und S t r e i k s  von mitreißendem Umfang und Ausmaß 

aus blieben, da r um  wurde die Arbeiterklasse und ihre revolutionäre Avantgarde bisher n i c h t  zu 

jenem Magneten, der die übrigen schwankenden Schichten an sich zu fesseln oder zu neutralisieren 

vermochte. Aus diesem Grunde vor allem, neben anderen, weniger entscheidenden Ursachen, über-

flügelte der revolutionäre Vormarsch noch  n i ch t  die faschistische Konterrevolution! 

Und hier kommen wir zu der Grundfrage der revolutionären Arbeit und Politik unserer eigenen Partei, 

zu der Gr und f r age  ih r e r  Bo l schewi s i e run g: Wir haben es in der Vergangenheit trotz größer 

Fortschritte und Erfolge noch immer n i ch t ge l e r n t, die wirkliche Umwandlung unserer Partei von 

einer Partei der b l oße n  Agitation und Propaganda zur Füh re r i n  a l l e r  Ak t i onen  und  Käm pf e  

de s  P r o l e t a r i a t s  durchzusetzen. Noch immer haben wir n i c ht verstanden, unserer gesamten Po-

litik und Arbeit diesen r evo l u t i onä r en  Kam pf i nha l t  zu geben. Noch immer haben wir die 

w i c h t i g s t e Methode, die die Komintern unter Lenins Führung für die Gewinnung der Mehrheit der 

Arbeiterklasse zur Eroberung der politischen Macht in den kapitalistischen Ländern Westeuropas vor 

mehr als zehn Jahren entwickelte, die Tak t i k  de r  E i nhe i t s f r on t  nicht in genügendem Maße als 

eine Methode der r evo lu t i onä r e n M a s s e n mob i l i s i e r ung  zum Kam pf  anzuwenden verstan-

den. Wir müssen es offen aussprechen, daß bis heute die Partei noch nicht die letzten Hemmungen 

und Schwächen überwunden hatte, die dieser entscheidenden Aufgäbe ihrer Bolschewisierung entge-

genstanden. Davo n  aber hängt es ab, ob wir den Faschismus schlagen. 

Alle inneren Auseinandersetzungen der Partei in den vergangenen Jahren, der Kampf gegen die rech-

ten Liquidatoren des Jahres 1921, gegen den Brandlerismus 1923, gegen den Trotzkismus in den 

Jahren 1926/27, gegen die Rechten und Versöhner 1928129 waren Stufen im Hingen unserer Partei 

um das Ziel: eine bo l schewi s t i s che  Pa r t e i  zu werden. Heute, wo mit der immer schärferen 

Entfaltung der Krise die Zuspitzung der Klassengegensätze In Deutschland sich in immer schnellerem 

Tempo steigert, wo das Schicksal der deutschen Arbeiter. klasse, und vielleicht noch mehr, auf lange 

Sicht davon abh ä n g t, ob sich die KPD als revolutionäre Avantgarde, als bo l s chewi s t i s ch e 

Pa r t e i  der deutschen Arbeiter siegreich zu schlagen vermag – heute ist es Pflicht jedes Kommunis-

ten, daran mitzuhelfen, daß die Hemmungen beseitigt, Unklarheiten überwunden, Schwächen ausge-

schaltet werden und die Partei r e i f  dazu  gem ach t  w i r d, auf den Erfahrungen ihrer gesamten 

revolutionären Entwicklung aufbauend, den Schritt zur bo l schewi s t i s chen  Kampf pa r t e i  end-

gültig zu vollziehen. 

[264] Nicht „Wendung“, wie die Bourgeoisie und ihre Agenten schwatzen, sondern verstärkte An-

wendung unserer revolutionären Strategie und Taktik, Anwendung der Prinzipien und Methoden des 

Leninismus durch die KPD und Ueberwindung aller noch vorhandenen Widerstände und Hemmun-

gen – darum geht es! 

Wenn wir von diesem Standpunkt an die konkreten Aufgaben der deutschen Arbeiterklasse herange-

hen und die Prinzipien und Methoden des Leninismus auf die konk re t en  Bed ingungen  des 
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Klassenkampfes in Deutschland in der gegenwärtigen Situation anwenden, ergeben sich eine Reihe 

von Einzelfragen, die von der Kommunistischen Partei beantwortet werden müssen. Diese Fragen 

aufzuzeigen und eine An t wor t  auf sie zu geben, soll im folgenden versucht werden. 

II. Die Ökonomischen Grundlagen des Kurses zur offenen faschistischen Diktatur 

Die Grundlage, auf der es zum verschärften Uebergang der Bourgeoisie zu faschistischen Herr-

schaftsmethoden gekommen ist, wie er sich in der Ersetzung der Brüningregierung durch die faschis-

tische Regierung Papen-Schleicher ausdrückt, ist die weitere Zuspitzung der Wirtschaftskrise und die 

damit verbundene heftige Verschärfung des Klassenkampfes. 

Die herannahende drohende Finanzkatastrophe ließ die Fortsetzung der bisherigen Brüningpolitik 

nicht länger zu. Die weitere Aufrechterhaltung der Staatsfinanzen, Zahlung der Gehälter, der Renten 

und Unterstützungen, vor allem für die Millionen Erwerbslosen, die Sanierung der bankrotten Ge-

meinden und Städte, die Fortsetzung der Millionengeschenke an die Großagrarier, Subventionierung 

von Teilen der Industrie – das alles stößt auf ungeheure Schwi e r i gke i t e n. Die Verschärfung der 

Krise bewirkt, daß in diesem Jahre die saisonmäßige Abnahme der Erwerbslosigkeit nahezu völlig 

ausbleibt und bereits in den nächsten Wochen und Monaten mit einem neue n Ans t e i ge n de r E r -

we r bs l o s igke i t  z u  r echnen  i s t. 

Besonders akut ist die drohende Katastrophe für die bankrotte große Landwi r t s cha f t ,  für die Rit-

tergüter vor allem im Osten Deutschlands. Jahrelang waren Hunderte von Millionen in diese großag-

rarischen Unternehmungen hineingepumpt worden. Jetzt kam der Moment, wo die Bourgeoisie einen 

Teil dieser Unternehmungen ihrem Schicksal überlassen wollte. Das war der Sinn des „Si ed l ungs -

p l a n e s“ der Brüning und Schiele, auf Grund dessen eine Reihe der völlig verschuldeten und zusam-

menbrechenden großagrarischen Unternehmungen aufgekauft und für bäuerliche Siedlungen freige-

geben werden sollte. 

Die Wirtschaftspolitik der Brüningregierung war aus innen- und außenpolitischen Gründen auf das 

Festhalten an der stabilen Währung eingestellt. Bis in die letzte Zeit hoffte die Brüningregierung 

angesichts der wachsenden Schwierigkeiten für die Staatsfinanzen, wie für das gesamte Kreditwesen, 

auf eine Unterstützung durch das ausländische Finanzkapital durch neue, größere Kred i t e. Das war 

es, was der ehemalige Reichskanzler mit seinem Wort von den „letzten hundert Metern“ bis zur 

Lausanner [265] Konferenz meinte. In den letzten Wochen stellte sich endgültig heraus, daß solche 

Spekulationen f eh l sch l agen  würden. 

Auf der anderen Seite nimmt das Massenelend in allen Schichten der werktätigen immer furchtbarere 

Formen an. Der Ruin zahlloser Baue r n wi r t s cha f t e n , das Hungerdasein, zu dem Hunderttausende 

sogenannter „selbständiger Existenzen“ im städtischen Mi t t e l s t and  verurteilt sind, die Pauperisie-

rung ehemaliger Anges t e l l t e r  und breiter Massen der kleinbürgerlichen und halbkleinbürgerlichen 

Schichten in Stadt und Land bilden den sozialen Hintergrund für die ungeheure Ve re l end ung  de r  

Ar be i t e r k l a s s e. Dem Proletariat und den ihm am nächsten stehenden Schichten der Angestellten 

und Beamten sind seit Anfang 1929 annähernd 30 M i l l i a r de n  Mar k  an Lohn und Gehalt geraubt 

worden. Diese 30 Milliarden, um die das Lebensniveau der Lohn- und Gehaltsempfänger gesenkt 

wurden, sind dem inneren Markt entzogen und bewirken zugleich durch die Herabdrückung des Mas-

senkonsums eine außerordentliche Verschlechterung der Existenzbedingungen für den städtischen 

Mittelstand und die bäuerliche Veredlungswirtschaft. 

Was ergibt sich aus dieser ökonomischen Lage? Die Aufrechterhaltung des kapitalistischen Systems 

ist nu r  noch  mit Maßnahmen möglich, deren Angriffscharakter auf die Lebensinteressen der Arbei-

terklasse und aller Werktätigen noch um ein vielfaches r ad i ka l e r  und brutaler sein muß, als die 

bisherige Hungeroffensive in der Aera Brünings. 

Mit völliger Offenheit kündigt die Pape n-Reg i e r ung  in ihrer Regierungserklärung an, daß sie 

„unge heue r l i c he  Opf e r  vom Volke verlangt“. Die bisherige Sozialreaktion wird als „Staatsso-

zialismus“, die bisherige Politik als die einer „Wohlfahrtsanstalt“ bezeichnet. Mit solchen Worten, 

die den ausgesteuerten hungernden Millionen als frecher Hohn erscheinen müssen, wird die 
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Durchführung eines Programms der kapitalistischen Offensive gegen die Werktätigen eingeleitet, das 

einen noc h  n i e  e r r e i c h t en  Grad der Brutalität der herrschenden Klasse dokumentiert. 

In dem Organ des Finanzkapitals, das der neuen Regierung besonders nahesteht, der „Ber l ine r  

Bör se n-Ze i t un g“ heißt es in einem Artikel vom 7. Juni 1932: 

„Gewiß ist die Not stellenweise jetzt schon riesengroß ...‚ aber das deutsche Volk als Ganzes gesehen hat schon 

1931 in Wohnen, Essen, Kleidung usw. einen Verbrauch, der über dem von 1913 und der daher mit seinen tief 

gesenkten Einnahmen unverträglich ist ... Gleichzeitig ist diese k o m m e n d e  A r m u t  d e s  L e b e n s  die ein-

zige Möglichkeit für eine Wiederbelebung der Produktion und dadurch für die Bekämpfung der Arbeitslosig-

keit ... M e h r  A r b e i t  u n d  e i n f a c h e r e s  L e b e n  – das ist unausweichliches deutsches Schicksal.“ 

Was sich hinter diesen „poetischen“ Phrasen verbirgt, braucht man kaum auszusprechen: ein neuer, 

maßlos gesteigerter Raubzug auf Löhne und Gehälter, der ungeheuerliche Versuch, die Unterstützung 

der Erwerbslosen radikal zu beseitigen, die Zerschlagung der Sozialversicherung überhaupt, mit an-

deren Worten: die Ze r s t ück l ung  a l l e r  Rech t e  de r  Ar be i t e r k l a s s e  und  de r  üb r igen  

W e r k tä t ige n, [266] die Zerschlagung der Arbeiterorganisationen, die Verwandlung Deutschlands 

in ein Zuchthaus kapitalistischer Zwangsarbeit, militarisierter Ausplünderung und Versklavung. Die 

e r s t en  No t ve r o r dnungen  de r Pape n-Reg ie r ung zeigen bereits, daß sie entschlossen ist, die-

ses Programm in die Tat umzusetzen. 

III. Der Klassencharakter der Papen-Regierung 

Das Kabinett des Herrn von Papen setzt sich bekanntlich, in der Mehrzahl aus Angehörigen des Feu-

daladels zusammen. Bei seiner Einsetzung spielten die Sonderwünsche gerade der ans meisten ver-

schuldeten Kr a u t j unke r  eine besondere Rolle. In dem ganzen Auftreten dieser Regierung und der 

mit ihr verbundenen Kreise tritt ein starker Einschlag m ona r ch i s t i s che r  Tendenzen in Erschei-

nung. Die sozialdemokratische Führerschaft und Presse benutzt diese Tatsachen und spricht von der 

Papen-Regierung stets nur als dem „Kabinett der Barone“, um so wichtiger ist es für uns, Sche i n  

und Se i n  der neuen Regierung scharf von einander zu trennen, ihren K l a s senc ha r ak te r  völlig 

klarzustellen, um für den Kampf der Arbeiter die richtige Stoßrichtung zu finden. 

Bezüglich der Landwirtschaft bestehen im Lager der Bourgeoisie ernste Differenzen. Es ist kein Zu-

fall, daß es auch ist der Frage des Siedlungsprogramms der Brüning und Schiele zum Konflikt mit 

H i ndenbur g  kam, weil Hindenburg den extremen Standpunkt der Krautjunker und Großagrarier 

vertrat, die für die Aufrechterhaltung ihrer verschuldeten Rittergüter um jeden Preis kämpfen. In der 

I nd us t r i e  gibt es demgegenüber bestimmte Tendenzen, die sich gegen die allzu kostspieligen Wün-

sche und Forderungen der Großagrarier richten, die z. B. gegen die sogenannte „Autarkiebestrebun-

gen“ der Großagrarier eingestellt sind und unter der Papen-Regierung zu weiteren Differenzen führen 

werden. 

In der Tat hat sich beim Sturz Brünings und der Einsetzung der Papen-Regierung eine gewisse Ver-

änderung im Rahmen der bürgerlichen Klassenherrschaft vollzogen. Die Diktatur der Bourgeoisie in 

Deutschland beruht auf dem Kla ssenbünd n i s  zwi schen  dem F i nanzkap i t a l  und  den  

Gr o ßag r a r i e r n. Dieses Klassenbündnis vollzog sich in der Form, daß die Trustbourgeoisie, im 

Bündnis mit den Großagrariern, die Macht ausübte. Daran hat sich im wesentlichen n i ch t s geän -

de r t. Wohl aber bringt die Papen-Regierung zum Ausdruck, daß vorübergehend die Gewichtsvertei-

lung in diesem Klassenbündnis sich ein wenig zugunsten der Großagrarier und zwar auch de r  Teile 

des Agrarkapitals, die verhältnismäßig wen i ge r mit dem Finanzkapital verfilzt sind – verschoben 

hat. Ihr An t e i l  an der Machtausübung ist r e l a t i v gewac hs e n. Das war möglich mit Hilfe der 

Generalskamarilla der Reichswehr, die ebenso wie Hindenburg aufs engste mit den Krautjunkern und 

den Großagrariern verwachsen ist. 

In seinem vor kurzer Zeit veröffentlichten Gespräch mit dem bürgerlichen Schriftsteller Emil Ludwig 

sagte Genosse S t a l i n u. a.: 

„Trotzdem der F e u d a l i s m u s als Gesellschaftsordnung in Europa längst zertrümmert ist, leben beträchtliche 

U e b e r b l e i b s e l  [ 267] von ihm noch in den Sitten und Gebräuchen weiter. Aus den feudalen Kreisen gehen 

weiter noch Techniker, Spezialisten, Gelehrte und Schriftsteller hervor, die die H e r r e n g e b r ä u c h e  in die 
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Industrie, in die Technik, in die Wissenschaft, in die Literatur hineintragen. D i e  f e u d a l e n  T r a d i t i o n e n  

s i n d  n i c h t  b i s  z u m  E n d e  z e r s c h l a g e n.“ 

Wie sehr diese Ausführungen Stalins zutreffen, erweist sich gerade in den jüngsten Ereignissen in 

Deutschland. Die Reichswehr, deren Offizierkorps fast ausnahmslos den feudalen Kreisen entstammt, 

ist aufs engste mit den besonderen Interessen der ostelbischen Krautjunker verbunden. Dadurch, daß 

die Bourgeoisie diesem wichtigsten Ge wa l t i n s t r ume n t  ihrer Klassenherrschaft und seiner Gene-

ralsspitze mehr Einfluß einräumen mußte, erweiterte sich zwangsläufig auch der Anteil der Groß-

agrarier im Rahmen der kapitalistischen Klassenherrschaft. Die heutigen Träger der Macht sind zu-

gleich die Verfechter einer m onar ch i s t i s c hen  Res t au ra t i o n. Die volle Wiederherstellung der 

alten Privilegien ihrer Schichten im wilhelminischen Deutschland ist ihr Ziel. 

So ist es kein Zufall, daß die gegenwärtige Entwicklungsphase in Deutschland eine neue Belebung 

aller alten reaktionären und f eud a l en  Gestalten und Traditionen entfesselt. Als im Jahre 1920 der 

monarchistische Kap p-Lü t t w i t z-Pu t s c h  organisiert wurde, enthielt das Ultimatum, das die auf 

Berlin marschierenden konterrevolutionären Truppen den Ebert-Scheidemann überreichten, vor al-

lem folgende zwei Punkte: 

1. Bildung eines Ministeriums aus „Fach l eu ten“ und Ernennung eines Ge n e r a l s  zum Reichs-

wehrminister. 

2. Sofortige Ausschreibung von Neuw a h l e n. 

Heu t e  finden wir d i e se s  P r og r am m  bei der Papen-Regierung in die Tat umgesetzt. Der dritte 

Punkt des Ultimatums der monarchistischen Putschisten im Jahre 1920 war die Forderung nach der 

Wahl des Reichspräsidenten durch das Volk. Charakteristisch ist dabei, daß damals einer der führen-

den Kapp-Putschisten, der Oberst Bauer, in einem Interview mit dem amerikanischen Journalisten 

von Wiegand die Forderung aufstellte, H i ndenbur g müsse zum Reichspräsidenten gewählt werden. 

Heute i s t Hindenburg Reichspräsident dank der gütigen Mithilfe der Sozialdemokratie und heute 

führt er das damalige Kapp-Lüttwitz-Programm durch. Die monarchistischen Restaurationsbestre-

bungen, die sich im Schoß der Kapp-Lüttwitz-Bewegung verbargen, waren damals genau so sehr mit 

der Person des Exk r onp r i nz e n als Thronanwärter verbunden, wie heute erneut im Lager der Re-

aktion, bei dem ganzen Gesindel der Junker, Barone und Generale der Gedanke auftaucht, denselben 

Exkronprinzen zum „Reichsverweser“, das heißt zum Platzhalter für einen kommenden Monarchen 

zu machen. Die Tatsache, daß diese monarchistischen Tendenzen mit den Bestrebungen der Hohe n -

z o l l e r n  als der ehemaligen p r eu ß i s che n  Dynastie verbunden sind und vor allem von den o s t e l -

b i s c he n  Junke r n  ausgehen, ist eine [268] der Ursachen für die gegenwärtige Verschärfung des 

Gegensatzes zwischen der Papen-Regierung und den süddeu t s che n  Länderregierungen. 

Das frechere Auftreten der Monarchisten das unverblümte Bekenntnis des sogenannten „Verfas-

sungsministers“, des Reichsinnenminister von Gayl, zur Monarchie wird von der sozialdemokrati-

schen Führerschaft ohne Zweifel in nächster Zeit immer stärker zu dem Versuch ausgenutzt werden, 

mit dem Hinweis auf die – tatsächlich vo r hande ne  – monarchistische Gefahr die Arbeiterklasse 

vom Kampf gegen den Fasch i smus  und die bürgerliche K l a s s e nhe r r s cha f t  überhaupt abzu-

lenken, und so die parlamentarisch-demokratischen Illusionen zu verstärken. Um so notwendiger ist 

es, daß wir Kommunisten diese Erscheinungen vor den Massen m ar x i s t i s c h  beleuchten. In dem 

monarchistischen Säbelrasseln des Lagers der Reaktion drückt sich eben das Vorhandensein jener 

feudalen Traditionen aus, von denen der gesamte Herrschaftsapparat der Bourgeoisie in Deutschland 

ganz besonders der eigentliche M ach t appa ra t, aufs stärkste durchsetzt ist und die durch das Klas-

senbündnis der Bourgeoisie mit den Großagrariern immer von neuem genährt werden. Die monar-

chistische Gefahr ist somit außerordentlich gewachsen. 

Das Wichtigste für uns sind jedoch n i ch t  die äußeren Formen und Beg l e i t e r s che inungen  jener 

Wendung zu offen faschistischen Methoden, die die deutsche Bourgeoisie vollzieht, sondern die 

Ta t s ac he  d i e s e r  We ndung  selbst. Daß die Junker, Barone und Freiherren wieder die Macht 

ausüben daß die Erben einer verfaulten Klasse und längst untergegangenen Gesellschaftsordnung‚ ist 

wieder emporgespült werden, ist von großer Bedeutung im Kampf gegen das Papen-Regime, berührt 
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aber trotzdem nicht die Haup t f r age n  des Klassenkampfes. Das Proletariat darf nicht vergessen, 

daß sein Haup t f e i n d  nicht die mittelalterlichen Raubritter oder ihre Nachkommen sind, sondern 

nach wie vor die Bou r geo i s i e, das F i nanzkap i t a l, das kap i t a l i s t i s che  Sys t e m, i n  de s sen  

Di ens t  die Generale des Papen-Regimes genau so stehen wie die „Frontsoldaten“ der Brüning-Aera. 

Bedeutet das eine Abschwächung des Kampfes gegen die Tendenzen einer m onar ch i s t i s chen  

Res t au r a t i on  in Deutschland? Keineswegs. Es gilt vielmehr durch die Beleuchtung der klassen-

mäßigen Zusammenhänge Klarheit darüber zu schaffen, daß auch diese Pläne nur im Klassenkampf 

gegen die Bourgeoisie vereitelt und nur so ihre Verfechter geschlagen werden können. 

Wenn die SPD-Führ e r  gegenüber der Papen-Regierung stets von einem „Kabinett der Ba r on e“ 

sprechen, die Industriekapitäne, die Kap i t a l i s t en  aber „ve r ges se n“, so wollen sie damit die Mas-

sen t äuschen  und vom Klassenkampf abhalten. Um so schärfer müssen wir den Massen zeigen, daß 

die Papen-Regierung der Industriekapitäne, Junker und Generale eine Regierung der g r oßkap i t a -

l i s t i s chen  Di k t a t u r  i s t, d i e  d i e  f a s ch i s t i s che  D i k t a t u r  i n  Deu t s ch land  unm i t t e l -

ba r  vo r be r e i t e t  und  au f r i ch t en  wi l l. Umso schärfer müssen wir klarstellen, daß es diese 

g r oßkap i t a l i s t i s c h-fa sch i s t i s che  Politik der deutschen Bourgeoisie ist, [269] die die feudalen 

und monarchistischen Elemente wieder stärker hervortreten läßt und damit zugleich der Raffgier der 

Krautjunker einen weiteren Spielraum gewährt. Kein Zweifel darüber darf entstehen, daß es sich hier 

n i ch t  i m  m i ndes t en  um eine k l a s senmäß i ge  Ve rände r ung  gegenüber dem von der SPD 

offen gestützten Brüning-Kurs handelt. 

Die neue Situation ist vielmehr durch einen entscheidenden Wechsel in den Me t h ode n  der bürger-

lichen Klassenherrschaft gekennzeichnet. Auf diesem Wechsel – nicht auf den Klasseninhalt ihrer 

Politik – beruht der einschneidende Unterschied des Papenregimes gegenüber der Brüning-Aera. 

Es gilt deshalb, bei der Beurteilung der Papen-Regierung gegen zwei Fehler zu kämpfen; sowohl 

gegen jede Unterschätzung der außerordentlich bedeutsamen Wendung, die die Bourgeoisie mit der 

Einsetzung der Papen-Regierung vollzogen hat, als auch gegen jede liberale Gegenüberstellung der 

Brüning- und Papen-Regierung. 

Jede solche liberale Gegenüberstellung würde die Betrugsmanöver der Sozialdemokratie wie auch 

der Hitlerfaschisten erleichtern. Beide haben ein Interesse daran – die einen zur Verteidigung ihrer 

Brüning-Politik, die anderen im Dienste der Papen-Schleicher – die gegenwärtigen Vorgänge als ei-

nen „Systemwechsel“ auszugeben. 

IV. Der faschistische Kurs der Bourgeoisie 

Die Veränderung, die die Bourgeoisie in ihren Herrschaftsmethoden vollzieht und die – wie wir im-

mer von neuem unterstreichen müssen – am Klasseninhalt der bürgerlichen Diktatur n i ch t s  ändert, 

ist der Uebe r gang  von jenen Herrschaftsmethoden, in denen der Massenbe t r ug  als wichtigstes 

Mittel zur Ve r sch l e i e r ung  de r  D i k t a t u r  neben der unmittelbaren Gewaltanwendung benutzt 

wurde, zur o f f enen  Gewa l t  a l s  Haup t m e thod e. 

Das XI. Plenum hat festgestellt, daß der Uebergang der Bourgeoisie von den Methoden der Demo-

k r a t i e  zu denen des Fasch i sm us  einen organischen Prozeß darstellt. Gegenüber manchen Fehlern 

und Ueberspitzungen haben wir in der deutschen Partei diese Lehre an Hand der konkreten Erfahrun-

gen verteidigt und erhärtet. Auch in der heutigen Situation ist es von allergrößter Bedeutung für den 

revolutionären Klassenkampf, für eine wirklich revolutionäre S t r a t eg i e  der Kommunistischen Par-

tei, als der Führerin der Arbeiterklasse, daß wir die Vorgänge im Lager der Bourgeoisie nicht ober-

flächlich und schematisch behandeln, sondern auf Grund einer wirklich ernsten marxistischen Ana-

lyse. Nicht die jeweilige Position dieser oder jener Partei im Rahmen der bürgerlichen Klassenfront 

kann für uns der Ausgangspunkt unserer Betrachtung sein, sondern d i e  Po l i t i k  de r  Bour geo i s i e  

a l s  K l a s se  gege nübe r  dem  Pro l e t a r i a t  und den übrigen werktätigen Schichten. 

Der Uebergang von jener Herrschaftsmethode, die sich des Be t r ugs  der Massen zur Verschleierung 

der kapitalistischen Diktatur bedient, zu jener Methode, in der die o f f e ne  Gewa l t  die wichtigste 

[270] Rolle spielt, ist weder ein einmaliger Akt, noch überhaupt ein mechanischer Wechsel in den 
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Herrschaftsformen, sondern ein d i a l ek t i s che r  P r oze ß. Weder hat die Bourgeoisie im Zeichen 

der demokratischen Herrschaftsmethode auf die g l e i chze i t i ge  Anwendung  de r  unm i t t e lba -

r en  Gewa l t me t hode  verzichtet, noch denkt sie daran, bei dem verstärkten Uebergang zum Fa-

schismus das M i t t e l  de s  Be t r ugs  de r  Massen  einfach über Bord zu werfen. In der lebendigen 

Klassenwirklichkeit gibt es keine absoluten Formen und Grenzen, sondern stets Uebergänge und Ver-

flechtungen, sogar bei den großen geschichtlichen Umwälzungen e i ne r Gesellschaftsordnung zur 

a nd e r e n . Erst recht gilt das für den Wandel in den Herrschaftsmethoden i nn e rha l b einer und 

derselben Klassenherrschaft, deren Klasseninhalt unverändert bleibt. 

Es ist deshalb kein Widerspruch zu unserer Charakteristik der faschistischen Papen-Regierung, wenn 

die Papen-Regierung der Junker, Generale und Industriekapitäne, die von der Bourgeoisie eingesetzt 

wurde, um die unmittelbare Auf r i ch t ung  de r  f a s ch i s t i s che n  D ik t a t u r  in Deutschland zu 

betreiben, ihre Tätigkeit mit Reichstagswahlen und mit Lippenbekenntnissen zur „Verfassungstreue“ 

eröffnet. Maßnahmen, die zur Einschläferung und Irreführung der Massen als „Milderung“ der poli-

tischen Notverordnungen ausgegeben werden, dienen in der Tat nur der Verwirklichung der b r u -

t a l s t e n  Ausnahm ebes t i m m ungen  gegen  d i e  Kom m uni s t en  oder bedeuten, wie die 

Reichstagsneuwahlen, eine offene Begünstigung der faschistischen Terrororganisationen des H i t -

l e r f a sch i s m u s. 

Das Wesentliche bei dem jetzigen Wechsel in den Herrschaftsmethoden der Bourgeoisie, der perso-

nell seinen Ausdruck in der Ersetzung der Brüning und Groener durch die Papen und Schleicher fand, 

ist diese Verschärfung der Angriffsmethoden gegenüber dem Pr o l e t a r i a t. Die wachsende Gärung 

der werktätigen Massen, die Massendemonstrationen und Hungermärsche der Erwerbslosen, der Be-

ginn einer gewissen Welle steigender Streikaktivität auch in den Betrieben, die gleichzeitige Zerset-

zung und Radikalisierung in der Gefolgschaft der Bourgeoisie unter den Werktätigen, die ihren Aus-

druck im völligen Verschwinden der alten bürgerlichen Parteien, im Niedergang der Sozialdemokra-

tie und in der, wenn auch noch ungenügenden Festigung der revolutionären Bewegung findet, 

z wi n g t  die Bourgeoisie zu den brutalsten Methoden gegenüber der Arbeiterklasse. 

Will sie angesichts der wachsenden Schwierigkeiten und der Verschärfung der Krise ihre räuberi-

schen Pläne gegenüber der Radikalisierung der Massen durchsetzen, ihren Kampf um den kapitalis-

tischen Ausweg aus der Krise fortführen und den Massenwiderstand brechen, so genügen nicht mehr 

die Methoden einer Diktatur, die sich vo r  a l l e m  des Massenbetrugs und danebe n  der Gewalt 

bediente, sondern die offene und brutale Gewalt einer kaum mehr verhüllten Diktatur wird zur zwin-

genden Notwendigkeit. Insofern erwächst diese höhe r e  Phase der Entwicklung zum Faschismus 

auch aus der gesteigerten Zersetzung der bürgerlichen Ordnung und dem wachsenden Kampfwillen, 

der steigenden Empörung. und Gärung der Massen. 

[271] Aber andererseits drückt Mob in dieser Politik der Bourgeoisie vor allem a uc h  die Tatsache 

aus, daß sich die Bourgeoisie, getragen von einer Millionenbewegung des Faschismus, s t a r k  genug  

fühlt, ihre konterrevolutionären Anschläge gegen die Arbeiterklasse durchzuführen. Diese Tatsachen 

müssen wir klar und nüchtern erkennen. Von der chauvinistisch-nationalistischen Welle wurde die 

H i t l e r pa r t e i  emporgetragen. Und eben diese chauvinistische Welle mit ihrem riesigen Anwachsen 

der faschistischen Bewegung wird von der Bourgeoisie als Rücke ndecku ng  für ihre Anschläge 

gegen daß revolutionäre Proletariat ausgenutzt. 

Diese Anschläge bilden den Grundgehalt ihrer faschistischen Politik. Das P r og r a mm  der Kommu-

nistischen Internationale bezeichnet die Zerschlagung der Arbeiterorganisationen als die „Hauptauf-

gabe des Faschismus“. Die Thesen des Plenums des EKKI formulieren noch schärfer, daß die faschis-

tische Diktatur „a uf  de m  Wege  der Zerschlagung der Arbeiterorganisationen“ errichtet wird. 

Wenn wir deshalb die Papen-Regierung bezichtigen, daß sie die unmittelbare Auf r i ch t ung  de r  

f a s ch i s t i s chen  Di k ta t u r  in Deutschland betreibt, so bedeutet das völlige Klarheit über die Pläne 

dieser Regierung gegenüber den proletarischen Klassenorganisationen. 

Die Hauptaufgabe dieses Kabinetts, der Hau p t a u f t r a g, der ihm vom Finanzkapital zuteil wurde, 

ist der Versuch, die revolutionäre Ar be i t e r bewegu ng  z u  ze r s chm e t t e r n. Die po l i t i s che  
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No t ve r o rd nung mit ihren unverhüllten Ausnahmebestimmungen gegen die KPD war der erste 

o f f en  f a sch i s t i s che  Sch r i t t  auf diesem Wege. Ueber die unmittelbar drohenden Verbotsmaß-

nahmen gegen bestimmte revolutionäre Organisationen, den Kam pf b und  gegen den Faschismus, 

den Kommunistischen Juge ndve rb a n d  usw. hinaus, beabsichtigt die Regierung ein direktes Ve r -

bo t  de r  Kom m uni s t i s che n  Pa r t e i  und aller revolutionären Organisationen. 

Auch die Reichstagswahlen sollen in den Dienst dieses Anschlages treten, indem der von der Papen-

Regierung erhoffte und mit größtem Aufwand begünstigte „Wahlsieg der Nazis“ einen erneuten 

Fr e i b r i e f  für weitere faschistische Anschläge auf die Arbeiterklasse liefern soll. Insofern erinnern 

die jetzigen Reichstagswahlen, wenn man eine etwas gewagte geschichtliche Parallele ziehen will, 

an die Attentatswahlen Bismarcks im Jahre 1878, die zur Vorbereitung des Sozialistengesetzes dien-

ten. Damals die verlogene Attentatshetze gegen die Sozialdemokratie nach den Schüssen von Hödel 

und Nobiling auf Wilhelm I., heute die chauvinistisch-na t i ona l i s t i s che  Welle, die Welle des 

Hurra-Patriotismus, mit deren Hilfe die Massenstimmung zugunsten der faschistischen Pläne des Fi-

nanzkapitals und der mit ihm verbündeten Junker aufgeputscht und die faschistische Terrororganisa-

tion als wichtigste Massenbasis der Papen-Regierung erneut gestärkt werden soll. 

V. Faschistische Diktatur und Kriegspolitik 

Die Politik der brutalen Unterdrückung der Arbeiterklasse, des faschistischen Angriffs auf die Arbei-

terorganisationen steht im engsten [272] Zusammenhang mit der verschärften Kriegspolitik der 

de u t s chen  Bour geo i s i e. Die festere und endgültige Eingliederung in die Antisowjetfront, die 

sich aus der französischen Orientierung der Papen-Regierung ergibt, macht die geplanten Anschläge 

auf die Kommunistische Partei und die revolutionären Massenorganisationen zu Handlungen, die 

gleichzeitig der unm i t t e l ba re n  Kr i e g svor be r e i t ung  dienen. In der gleichen Richtung liegen 

die Pläne zur M i l i t a r i s i e r ung  der Jugend durch Einführung der Arbeitsdienstpflicht. Die Papen-

sche Außenpolitik einer Kapitulation vor dem französischen Imperialismus bedeutet ja keine Zurück-

stellung der i m per i a l i s t i s che n  M a ch t ge lü s t e  der deutschen Bourgeoisie, sondern ist mit den 

Tendenzen der Auf r üs t u ng  im Innern aufs engste verbunden. Zu gleicher Zeit, wie die Papen-

Regierung in Lausanne erneut die Unterwerfung der deutschen Werktätigen unter das Versailler Dik-

tat betreibt, leiten die deutschen Militaristen in der Frage der Ostgrenzen einen ak t i ven  i m pe r i a -

l i s t i s chen  Kur s  ein, der die drohende Gefahr kriegerischer Abenteuer gegenüber Polen heraufbe-

schwört und aufs äußerste verschärft. Die Gefahr des Krieges verschiedener im pe r i a l i s t i s che r  

Mäch t eg rupp i e r ungen  un t e re i nande r, m i t  E i n sch l uß, j a  ak t i ve r  Ro l l e  Deu t sch -

l ands  ist mächtig gewachsen, wodurch auch die Gefahr des I n t e r ve n t i on skr i ege s gegen die 

Sowjetunion heftig verstärkt wird. 

Die Kriegspolitik der deutschen Bourgeoisie gewinnt um so größere Bedeutung, als sich durch die ge-

samte internationale Entwicklung in der Frage des Kr i egs schaup l a t ze s  des kommenden Inter-

ventionskrieges gegen die Sowjetunion eine bestimmte Ve r sch i eb un g anbahnt. Während sich in 

diesem Frühjahr die Bedrohung der Sowjetunion durch den Weltimperialismus in erster Linie vom 

Fe r ne n  Os t e n  her verstärkte, ballt sich nunmehr die imperialistische Kriegsgefahr im Zusammen-

hang mit der Entwicklung in Deutschland ebenfalls im Wes te n  der Sowjetunion immer drohender 

zusammen, ohne daß dadurch die Bedeutung der mandschurischen Vorgänge in den Hintergrund rückt. 

Gerade we i l  der räuberische japanische Imperialismus seine Kräfte unterschätzt und auf einen grö-

ßeren Widerstand der chinesischen Werktätigen und stärkere imperialistische Komplikationen gesto-

ßen ist, als die japanischen Imperialisten vorausgesehen hatten, wird die Kr i egspo l i t i k  de r  deu t -

s chen  Bour geo i s i e  zu einer um so bedeutungsvolleren Gefahr. Die chauvinistische Welle in 

Deutschland und die offene Kriegshetze des Hitlerfaschismus gegen die Sowjetunion tragen dazu bei, 

diese Ge fah r noch zu steigern. 

VI. Der neue Fußtritt für die SPD 

Die stärkere Bindung der faschistischen Kampf- und Terrororganisation des Finanzkapitals, der nati-

onalsozialistischen Partei an das Regierungssystem ist ein Bestandteil der geplanten Gewaltpolitik 
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der Bourgeoisie überhaupt. Was sich im Zeichen der Papen-Schleicher-Regierung heute vollzieht, ist 

die Fo r t se t zung  und  Kr önung  e i ne s  be s t i m mt en  Pr ozes se s, der mit der gesamten Ent-

faltung [273] der Krise seit 1929 zusammenfällt. Ende 1929, als der ehemalige Reichsbankpräsident 

Sc h a ch t  seine Vorstöße zur Unterminierung der He r r ma nn-Mül l e r-Reg i e r ung  unternahm 

und zunächst H i l f e r d ing  zu Fall brachte, dann im Frühjahr 1930, als die Bourgeoisie mit dem Sturz 

der Herrmann-Müller-Regierung der Sozialdemokratie den e r s t e n  Fuß t r i t t  versetzte, begann 

diese Entwicklung, die danach in den mehr als zwei Jahren der Br ü n i n g-Aer a  ihren Fortgang 

nahm. Mit Recht charakterisierte die KPD das Brüning-Regime und seine Politik als die Politik der 

Dur ch f ühr ung  de r  f a s ch i s t i s che r  D i k t a t u r  in Deutschland. Bei dieser Politik bediente sich 

die Bourgeoisie wechse l s e i t i g  der Sozialdemokratie und der Hitlerpartei. Der erste Fußtritt für 

die SPD hatte diese aus der Regierungsteilnahme im Reich entfernt, beließ sie jedoch in der Position 

einer „stillen“, t o l e r i e r e nde n  Koa l i t i onspa r t e i, die zugleich in P r e ußen  und anderen Län-

dern unmittelbar und offen an der Machtausübung beteiligt wurde. Mit der neuesten Wendung ist 

diese Entwicklung der Politik der Bourgeoisie. gib im Frühjahr 1930 begann, in eine höhere Phase, 

in das Stadium der unm i t t e l ba ren  Auf r i ch t ung  de r  f a s ch i s t i s che r  D i k t a t u r um ge -

s c h l a ge n . Die Sozialdemokratie wird dabei im Reichsmaßstabe sogar aus der Position einer parla-

mentarischen Tolerierungspartei, einer parlamentarischen Stütze der Regierung entfernt, und soll 

auch in Preußen ausgeschifft werden. 

Zu gleicher Zeit vollzieht sich in stärkerem Maße die Heranziehung und offene E ing l i ede r ung  

de r  H i t l e rpa r t e i, auf die wir noch ausführlicher eingehen werden, in das Regierungssystem der 

Bourgeoisie. In der wechselseitigen Ausnutzung der Sozialdemokratie und der Hitlerpartei durch die 

Bourgeoisie ist also eine bestimmte, Ve r ä nde rung eingetreten. 

Diese Veränderung müssen wir mit großem Ernst untersuchen, um falsche, opportunistische Schluß-

folgerungen zu vermeiden. Es ist keineswegs so, daß einfach die Nazis die SPD „ablösen“, daß die 

SPD als ein unbrauchbar gewordenes Instrument von der Bourgeoisie in die Ecke gestellt wird, daß 

„der Mohr seine Schuldigkeit getan hat und nun gehen kann“. Das wäre eine me c han i s c h e und 

undialektische Betrachtungsweise und eine grobe Un t e r schä t zung  de r  heu t ige n Ro l l e  de r  

Soz i a l dem okr a t i e  in Deutschland. 

Solche falschen Auffassungen tauchen vereinzelt in der mit uns sympathisierenden proletarischen 

Presse, teilweise sogar in unserer eigenen Parteipresse und Parteiorganisation auf. Zwei Tage nach 

der Preußenwahl veröffentlichte die Zeitung „Ber l i n am Mor ge n“  einen Leitartikel in ihrer Num-

mer vom 28. April, in dem es hieß: 

„Die Sozialdemokratie hat ihre Schuldigkeit getan, sie k a n n  g e h e n. Die Nationalsozialisten werden die 

Hauptstütze der kapitalistischen Diktatur.“ 

Ueber die weitere Rolle der Sozialdemokratie enthielt der Artikel keine Silbe. Im Gegenteil: Aus der 

bloßen Tatsache, daß das Ze n t r um, die bisherige Koalitionspartnerin der SPD, nunmehr die Koali-

tionsverhandlungen mit den Nazis aufnahm, wurde geschlußfolgert, die sozial-[274]demokratischen 

Arbeiter seien bereits „zurückgeworfen auf ihre Klassenfront“ Es ist klar, daß das Eindringen solcher 

Illusionen in die Reihen des revolutionären Proletariats eine g r o ße  Ge f ah r  bedeuten würde. Tat-

sächlich findet sich auch in einem Artikel des Zentralorgans unserer Partei selber, in der „Roten  

Fa h ne“ vom 8. Juni, die folgende Formulierung: 

„Eine wesentliche innerpolitische Stütze dieser Regierung (der Papen-Regierung. E. Th.), innerhalb der Ar-

beitermassen ihre soziale Hauptstütze, ist nach wie vor die F ü h r e r s c h a f t  der Sozialdemokratie.“ 

Hier tritt eine bestimmte opportunistische Entgleisung in der Bewertung der Sozialdemokratie zutage, 

wobei nicht einmal der Begriff „soziale Hauptstütze“ richtig angewandt wird. – Nicht – wie es das 

XI. Plenum feststellte – die Soz i a ldem okr a t i e  a l s  ganzes  mit ihrer Politik wird als soziale 

Hauptstütze der Bourgeoisie bezeichnet, sondern nur noch „die Führe r sch a f t  der Sozialdemokra-

tie“. Das läuft auf die Konstruktion des „linken“ Sozialfaschismus hinaus, wonach bei einer Beseiti-

gung der „schlechten Führer“ die Sozialdemokratie mit einem Male wieder eine proletarische Partei, 

eine K l a s se no r ga n i sa t i on  der Arbeiterklasse werden könnte. Diese Verwischung der klaren und 
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unmißverständlichen Formulierungen des XI. Plenums ist verbunden mit einer Unterschätzung der 

Größe und der Schwierigkeiten der Aufgabe, die soz i a l dem okr a t i s chen  Ar be i t e r  für den re-

volutionären Klassenkampf zu gewinnen und die SPD zu isolieren. Es ist deshalb kein Zufall, wenn 

die „Rote Fahne“ in einem anderen Artikel am 2. Juni schrieb: 

„Zwischen uns und den sozialdemokratischen Arbeitern steht i m  w e s e n t l i c h e n  die Frage, w i e  kämpfen 

und b e s e i t i g e n  wir das kapitalistische System. Die sozialdemokratischen Arbeiter glauben noch an eine 

Nützlichkeit der ‚demokratischen Spielregeln‘ für das Proletariat.“ 

Auch diese Behauptung ist nicht zutreffend. Wenn es keine g r ö ße r en  und wesentlicheren Hinder-

nisse für die Eroberung der Mehrheit der Arbeiterklasse geben würde – und die Gewinnung der sozi-

aldemokratischen Arbeiter ist ja ein entscheidender Teil dieses Kampfes um die proletarische Mehr-

heit –‚ dann wäre die Lösung unserer strategischen Hauptaufgabe verhältnismäßig einfach. Aus einer 

solchen Verkleinerung der Schwierigkeiten im Kampfe gegen die SPD, aus einer solchen Unterschät-

zung der Bedeutung der Sozialdemokratie und ihrer heutigen Rolle für die bürgerliche Klassenherr-

schaft, ja, aus einer solchen r ech t sopp o r t un i s t i s chen  Ve r wi schung  de r  Ro l l e  des  Soz i -

a l f a sch i sm us  würde sich in der Praxis konsequenterweise eine Aende r ung  unse r e r  S t r a t e -

g i e. in der Richtung der Abschwächung unseres prinzipiellen Kampfes gegen die Sozialdemokratie 

ergeben. Mit aller Schärfe müssen wir aussprechen, daß die Partei an eine solche Aenderung n i c h t 

de n k t‚ sondern ihre Generallinie entschlossen gegen alle Abweichungen sichert. Es gilt, in den Rei-

hen unserer Partei bis zum letzten Mitglied eine völlige Klarheit in diesen Fragen herbeizuführen. 

[275] Wir haben gesehen, daß die Bourgeoisie in dem gleichen Maße, in dem sie von den „demokra-

tischen“ zu faschistischen Herrschaftsmethoden überging, die Sozialdemokratie erst aus der Reichs-

regierung und neuerdings auch aus der parlamentarischen „Tolerierungsposition“ ver d r ä ng t e. Was 

drückt sich in diesem Prozeß aus? Hat sich etwa die Sozialdemokratie wesentlich gewande l t  und 

ist sie dadur ch  für die Bourgeoisie ein nicht mehr so brauchbares Instrument geworden? Das wäre 

eine völlig falsche Begründung. Tatsächlich hat sich in dieser tanzen Periode der Fa sch i s i e r u ngs -

p r ozeß  de r  Soz i a l de m o kr a t i e  als Partei fortentwickelt. Die Politik der SPD-Führer ist ständig 

reaktionärer und faschistischer, der Zwiespalt zwischen der Ma s s e  dar sozialdemokratischen Arbei-

ter und ihren Füh r e r n immer größer geworden. Die Feststellung des XI. Plenums über die Rolle der 

Sozialdemokratie als den „aktivsten Faktor“ der Faschisierung in Deutschland war – wie der ganze 

Verlauf des Jahres 1931 und die weiteren Ereignisse bis zur Hindenburgwahl 1932 gezeigt haben –‚ 

vollständig richtig. Und es ist klar, daß die Sozialdemokratie durch den neuen Fußtritt der Bourgeoisie 

mit dem Beginn der Papen-Aera nicht um ein Haar „besser“, nicht um ein Haar wen i ge r  a rbe i -

t e r f e i nd l i ch  geworden ist. 

Im Gegenteil: Die Fa sch i s i e r ung der SPD und ihrer Politik hat nicht nur dem Hitlerfaschismus 

den Weg gebahnt, sondern ist auch heute noch eine der Voraus se t zungen  für, den jetzigen Kurs 

der Bourgeoisie, der mit der offenen Heranziehung der nationalsozialistischen Kampf- und Terroror-

ganisation des Finanzkapitals verbunden ist. Gerade we i l  die Bourgeoisie sich der Sozialdemokratie 

vollkommen s i che r ist, kann sie einen Kurs einschlagen, der darauf verzichtet, der SPD-Führer-

schaft für ihre weiteren Dienste nennenswerte En t l o hnung zuzuwenden. Die Pfründen im Staats-

apparat, die bisher einer bestimmten arbeiteraristokratischen Oberschicht von der Bourgeoisie einge-

räumt wurden, werden in stärkerem Maße wieder von den Angehörigen der herrschenden Klasse 

selbst und ihren nationalsozialistischen Trabanten mit Beschlag belegt. Die Bourgeoisie ist sich dar-

über klar, daß die sozialfaschistische Führerschaft auch unter Fußtritten ihre Dienste für da.. kapita-

listische System f o r t s e t ze n  wird. 

VII. Ueber die Rolle der Parteien ins System der bürgerlichen Klassenherrschaft 

Wir haben in der ganzen Periode der Faschisierung wiederholt darauf hingewiesen, daß der Einsatz 

der e i ne n  der beiden Stützen der bürgerlichen Klassenherrschaft, der SPD und der Hitlerpartei, die 

Bourgeoisie die Ausnutzung der a nde r e n  nicht ausschließt, sondern daß hier eben gerade eine ge-

wisse Wechselseitigkeit, ein Zusam m e nsp ie l  trotz schärfsten Konkurrenzkampfes besteht. Ohne 

ein richtiges Verständnis für diese dialektischen Wechselwirkungen und für. die Beziehungen 
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zwischen dem Finanzkapital und den verschiedenen Parteien der Bourgeoisie ist es unm ög l i c h‚ ein 

klares Bild über die Vorgänge im Lager der Bourgeoisie zu gewinnen. 

Vielfach finden wir auch in unserer Presse eine einfache, schematische Identifizierung bestimmter 

Klassen und gesellschaftlicher Gruppen mit [276] den verschiedenen politischen Parteien. Eine solche 

undialektische Betrachtungsweise führt dazu, zwischen den verschiedenen Gruppen der herrschenden 

Klasse und den einzelnen Parteien f e s t e  Ve r b i ndunge n  zu unterstellen, die in Wirklichkeit nicht 

bestehen. Geht man aber von einer solchen falschen Voraussetzung aus, so begeht man den Fehler, 

den Konkurrenzkampf der Parteien untereinander, z. B. den Konkurrenzkampf zwischen Faschismus 

und Sozialfaschismus, als einen Kam pf ve r s ch i edene r  Kla s seng rupp i e r unge n  aufzufassen 

und dadurch das wirkliche Bild der Klassenfront zu verfälschen. Man vergißt ‚und verschleiert dann 

die Tatsache, daß s ä m t l i ch e bürgerlichen Parteien – e i n sch l i eß l i c h des „gemäßigten Flügels“ 

des Faschismus, der Sozialdemokratie – I n s t r um e n t e de r he r r s che nde n Kl a s s e sind, deren sie 

sich, je nach ihrem Klasseninteresse, in den verschiedenartigsten Funktionen bedient. 

Andererseits hebt auch dieses Verhältnis zwischen der herrschenden Klasse und den bürgerlichen 

Parteien nicht das „Ei ge n l ebe n“ d i e s e r Pa r t e i e n  auf, das eben in ihrem Konkurrenzkampf un-

tereinander den schärfsten Ausdruck findet. Dieses Eigenleben widerspiegelt zwar gewöhnlich Dif-

ferenzierungen innerhalb der herrschenden Klasse, die bisweilen auch eine bestimmte ökonomische 

Basis haben, ist jedoch nicht in irgendeiner festen Form, unveränderlich an solche Klassengruppie-

rungen gebunden. Dennoch können es diese Differenzen – theoretisch gesehen – mit sich bringen, 

daß der Konkurrenzkampf zwischen den verschiedenen Parteien, bis zu den höchsten Formen be -

wa f f ne t e r Ause i na nde r se t zu nge n  und gegenseitigen blutigen .Verfolgungen ausartet. 

Wenn der Polizeivizepräsident Wei ß  im Reichstag den Gummiknüppel seiner Schupo gegen natio-

nalsozialistische Abgeordnete zur Anwendung bringen läßt, so tut er das i m Rah m en  seiner Funk-

tion, die er voll und ganz i m  Di ens t e  de s  F i nanzkap i t a l s, im Dienste der kapitalistischen Ord-

nung ausübt. 

Wenn die Nationalsozialisten ihrerseits für den Fall ihrer uneingeschränkten Machtergreifung dem-

selben Polizeivizepräsidenten ankündigen, daß sie ihn a n  d i e  La t e r ne  knüpfen wollen, so würden 

säe das gegebenenfalls genau ebenso im Rahmen ihrer Machtausübung voll. fuhren, die voll und ganz 

im Di ens t e  de s  F i nanzkap i t a l s, im Dienste der kapitalistischen Ordnung vollzogen würde. 

Die einen wie die anderen verfechten die Interessen der Bourgeoisie. Daß sie sich dabei gegenseitig 

bekä m pfen, daß die Nationalsozialisten sogar entschlossen sind, z. B. auch die reformistischen 

Organisationen nach den revolutionären Organisationen des Proletariats zu zerschlagen, und daß so-

gar die Papen-Regierung möglicherweise damit schon gegenüber den sozialdemokratischen F r e i -

de n ke r n  beginnen wird, – ändert nicht das mindeste an dieser Ueber e i n s t im m ung  i m  Kl as -

s e n i nha l t ihrer Politik. Man muß erkennen, daß gerade dieses gegenseitige Sich-prügeln oder „Auf-

hängen“ oder sogar in bestimmten Situationen diese bewaffneten Auseinandersetzungen von der 

Bourgeoisie auch zu dem Versuch ausgenutzt werden, die Massen zu täuschen und für die eine oder 

andere Stütze ihrer Klassenherrschaft einzuspannen. [277] 

VIII. Die SPD bleibt die soziale Hauptstütze der Bourgeoisie 

Wenn gegenwärtig die deutsche Bourgeoisie bei der wechselseitigen Ausnutzung ihrer verschiedenen 

Stützen umdisponiert, so bedeutet das – wie wir sahen – keineswegs, daß einfach die Nationalsozia-

listen an die Stelle der Sozialdemokratie treten. Auch das wäre theoretisch de nkba r, wenn die Hit-

lerpartei in der voll entfalteten faschistischen Diktatur nach Zerschlagung auch der reformistischen 

Organisationen einen riesigen Teil der Ar be i t e r k l a s se  an sich fesseln könnte, wenn die SPD zur 

Bedeutungslosigkeit im Proletariat herabsinken würde, ohne  daß wir Kommunisten imstande wären, 

ihre Massen zu gewinnen. Das wäre ungefähr der italienische Fall. In Deu t s c h lan d  mit seinem 

riesigen Industrieproletariat und seiner starken Kommunistischen Partei ist eine solche Perspektive 

schon auf Grund der ganzen objektiven Vorbedingungen selbst theoretisch unwa hrsche i n l i ch. 

Praktisch hängt es selbstverständlich von  unse r e m  Kamp f, von unserer richtigen Strategie und 
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unseren richtigen Methoden ab, eine solche Gefahr durch die größte Kühnheit des revolutionären 

K l a s senka m pf es  und Entfaltung aller an t i f a s ch i s t i s chen  Kr ä f t e  de r  Massen  zu bannen. 

Wie ist die Lage aber heute? Die Soz i a l demokr a t i e  beherrscht nach wie vor in entscheidendem 

Maße diejenigen Teile der Arbeiterklasse, die von der revolutionären Bewegung noch nicht erfaßt 

sind, vor allem einen überwiegenden Teil der Be t r i ebs a r be i t e r s ch a f t. Zwar ist die Hitlerpartei 

auch in das Proletariat, vor allem unter den Erwerbslosen und bei gewissen rückständigen Schichten 

eingedrungen. Aber der proletarische Anhang der Nationalsozialisten ist nach wie vor n i c h t so be-

deutungsvoll, daß er vom Standpunkt der Erhaltung der kapitalistischen Klassenherrschaft beispiels-

weise einen „Er sa t z“ für die über 4 Millionen bilden könnte, die im ADGB  zusammengefaßt sind 

und zusammen mit den Mitgliedern anderer reformistischer M a sseno rga n i s a t i one n von den Re-

formisten zugunsten der Bourgeoisie eingespannt werden. 

Faßt man diese Tatsache ins Auge, so ergibt sich daraus, daß na c h  wi e  vo r  d i e  SPD  d i e soz i a l e  

Haup t s t ü t ze  de r  Bour geo i s i e darstellt. Einer des Führer des ADGB hat einmal den Ausspruch 

getan, daß sich „gegen  d i e  Gewerkscha f t e n“ keine Regierung in Deutschland 24 Stunde halten 

könne. Das ist natürlich nur indirekt richtig, aber es kennzeichnet die Rolle der SPD- und ADGB-

Führer auch gegenüber der Papen-Regierung. Würden an einem von uns  ge f üh r t en  po l i t i s chen  

M a s s e ns t r e i k  die gesamten in den Organisationen des ADGB erfaßten Massen teilnehmen, so 

könnte schwer l i c h, trotz Reichswehr und Schupo, die Papen-Regierung einem solchen politischen 

Massenstreik oder gar Generalstreik standhalten. 

Mit anderen Worten: Auch  d i e  Pape n-Reg ie r u ng  ex i s t i e r t  mi t  H i l f e  de r  SPD. Sie exis-

tiert dank der Tatsache, daß die SPD und der ADGB heute noch zahlreiche Millionen von Arbeitern, 

darunter sehr entscheidende Schichten des Proletariats, bindet, [278] aus der revolutionären Klassen-

front f e r nhä l t  und gegebenenfalls sogar aktiv gege n  den revolutionären Klassenkampf e i n se t z t. 

Selbstverständlich gibt es für uns keinen Zweifel, daß die ADGB-Bürokratie und SPD-Führerschaft 

von dieser Politik unter keinen Umständen abgehen werden. Im Gegenteil: Schon heute beginnt die 

SPD mit neuen  Be t r ugsm anöver n  zuguns t en  de r  Pape n-Reg i e r ung  zu arbeiten. Ihre fre-

che Hetze gegen die Kommunistische Partei, gegen unser angebliches „aberwitziges Gerede vom 

Generalstreik“ zeigt, wie sehr die berufsmäßigen Arbeiterverräter vor dem wirklichen Massenkampf 

des Proletariats gegen die faschistische Bourgeoisie zittern. 

So leitet die SPD neue Betrugsmanöver großen Schlages ein: N i c h t der Massenkampf, nicht De-

monstrationen, Streiks, politischer Massenstreik, s o nde rn  de r „St im m ze t t e l“  sei das Kampf-

mittel, um die Aufrichtung der faschistischen Diktatur aufzuhalten. Dieser Betrug ist um so frecher, 

als die SPD-Arbeiter eben erst d r e i m a l  von der SPD zur Wahlurne geschleift werden, mit dem 

gleichen verlogenen Versprechen, durch den Stimmzettel könne „der Faschismus geschlagen“ wer-

den. Zu gleicher Zeit bemüht sich die SPD bereits, die Papen-Regierung als ein „kleineres Uebel“ 

gegenüber einer reinen Nazi-Regierung auszugeben und damit die alte Betrugsmethode in die neue 

Situation hinüberzuretten. 

Die Faschisierung der Sozialdemokratie zeitigt eine bunte Skala der vielfältigsten Methoden und Er-

scheinungen. Von den Spitzen der Sozialdemokratie passen sich gewisse Teile den neuen Bedingun-

gen der faschistischen Herrschaftsformen bereits so weitgehend an, wie es ihnen D’Ar ago na in 

Italien vormachte: sie laufen wie der ehemalige Regierungspräsident Grützner, wie der frühere preu-

ßische Innenminister Waentig und andere ziemlich direkt zur Hitlerpartei über. Hör s i ng, der ehe-

malige Reichsbannerführer, zieht einen „eigenen Laden“ auf, wobei er gleichfalls schon eine verhält-

nismäßig o f f e n  f a sch i s t i s ch e Spr ach e spricht, so geht es weiter bis zu den „linken“ SPD-Fili-

alen, der SAPD  und dem Br and le r g r üppche n, die sich als gefährlichste Zersetzungsfaktoren 

der proletarischen Einheitsfront ihr Verdienst um die Bourgeoisie und den Faschismus erwerben. In 

so ve r s ch iede na r t i ge n Fo r m en  spielt sich der sozialfaschistische Massenbe t r u g im Stadium 

des heftig verschärften Klassenkampfes ab. 

Die Tatsache, daß die P r eußen reg i e r ung  Br au n-Seve r i n g als sogenannte „geschäftsführende 

Regierung“ ihre eigene Notverordnungspolitik fortsetzt und die No t ve ro r dnu ngen  de r Pape n-
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Reg i e r ung  du r ch f üh r t, ist ein Beweis mehr dafür, daß die SPD sich in ihrer praktischen Politik 

keineswegs von der Praxis des Papen-Regimes unterscheidet. Während auch die sozialdemokrati-

schen Arbeiter den auße r pa r l amen t a r i s chen  Massenk a m pf gegen das Papen-Regime und 

gegen den Hitlerfaschismus immer stärker als einzigen Weg zu erkennen beginnen, kennt die SPD 

als Partei nur ein Ziel: diesen Massenkampf mit allen Mitteln zu ve r e i t e ln! 

[279] Das alles ist es, warum wir nach wie vor mit vollem Recht von der der Sozialdemokratie als 

der soz i a l en  Haup t s t ü t ze  der Bourgeoisie sprechen und unsere Strategie von dieser Erkenntnis 

leiten lassen. 

IX. Die heutige Rolle der Hitlerpartei 

Wie steht es andrerseits mit der Hitlerpartei? Wir haben schon auf dem XI. Plenum des EKKI darauf 

hingewiesen, daß in dem Maße, wie die Bourgeoisie zu der unm i t t e l ba re n  Gewaltanwendung und 

o f f e ne n  Diktaturmethoden übergeht, die Hitlerpartei für diese besonderen Zwecke der gewaltsamen 

Niederwerfung des Proletariats das gee i gne t e r e  I n s t r umen t  im Dienste des Finanzkapitals dar-

stellt und deshalb offener als Regierungspartei eingesetzt werden würde. Dieser Kurs wird in der Tat 

jetzt von der Bourgeoisie und dem reaktionären Lager der Junker und Generale eingeschlagen. 

Nichtsdestoweniger war die Hitlerpartei als die Terror- und Kampforganisation des Finanzkapitals, 

von diesem selbst organisiert und großgezüchtet, schon in der Brüning-Aera voll und ganz ein Be-

s t a n d te i l  de s  He r r scha f t s sys t em s  der Bourgeoisie. Dam a l s  lag ihre Sche i noppos i t i o n  

gegen die Brüning-Regierung als Voraussetzung für das große Wachstum dieser faschistischen Mas-

senpartei durchaus im Interesse der Brüningpolitik der Durchführung der faschistischen Diktatur. 

Heute liegt genau so die Sche i noppos i t i on  de r  SPD im Interesse der verschärften faschistischen 

Politik der deutschen Bourgeoisie, weil durch ihre Scheinopposition und ihre betrügerischen Ein-

heitsfrontmanöver die Sozialdemokratie unserem revolutionären Ansturm stärkeren Widerstand ent-

gegensetzen kann. 

T r o t z jener Scheinopposition der Nationalsozialisten gegen Brüning bildete der f a s ch i s t i s che  

Mor d t e r ro r  durch seine Ablenkung der Arbeitermassen vom Klassenkampf, als eine Methode der 

Einschüchterung oder der Provokation und der Verschleierung der eigenen großkapitalistischen Po-

litik der Hitlerpartei, schon in der Vergangenheit eine wichtige Un t e r s tü t zu ng für Brünings Not-

verordnungsdiktatur. 

Heute, wo das Finanzkapital mit den Junkern und Generalen die Aufrichtung der faschistischen Diktatur 

unmittelbar betreibt, wird die Terror- und Kampforganisation der Bourgeoisie selbst auch unm i t t e l -

ba r  und f a s t o f f e n als Stütze an die Regierung herangezogen. Wenn die Hitlerpartei dabei nicht 

sofort Ministersitze – sei es im Reich oder in Preußen erhält, so soll diese Taktik der Bourgeoisie sowohl 

der SPD ihren Massenbetrug erleichtern, wenn sie die Papen-Regierung als „kleineres Uebel“ gegen 

über einer direkten Hitlerregierung ausgibt, als auch die H i t l e r p a r t e i selbst vor Zersetzung bewah-

ren, ihre Verantwortung für das herrschende System ve r sch l e i e r n  und so diese Waffe der Bour-

geoisie für ihren Terrorkurs gegen das Proletariat i n t a k t erhalten. In jedem Fall liegt es im Rahmen 

dieser Politik, die Hitlerpartei für die nächste Zeit fest und offen an das Regierungssystem zu binden. 

[280] Die Freigabe der SA und ihre beginnende Eingliederung in den legalen Machtapparat der Bour-

geoisie geht Hand in Hand mit einer neuen riesigen Welle des f a s ch i s t i s chen  Mord t e r r o r s, die 

auf den entschlossenen Widerstand der Arbeiterschaft stößt. Die bewa f f ne t e Kon t e r r evo l u t i on  

a l s  Mas s enbew e gung, wie sie sich in der Hitlerorganisation verkörpert, und ihr schrankenloser 

Einsatz ist eine Voraussetzung für den Versuch, die Freiheit der Arbeiterorganisation zu zerstören. 

Aber auch für ihre aktivere imperialistische Kr i egs po l i t i k  nach außen, für ihre Mi l i t a r i s i e -

r ung s- und Auf r üs t u ngsp l än e im Inneren braucht die Bourgeoisie ihre offen chauvinistisch-na-

tionalistische Kampforganisation als un m i t t e lba r e Massenbas i s, ohne deshalb auf die SPD in 

einer anderen Funktion, zu verzichten. 

Das, was sich jetzt in Deutschland abspielt, ist die Ve r w i rk l i chung  jener Politik, die Hugen -

be r g  als Führer der Deutschnationalen und als Einpeitscher des faschistischen Kurses seit jeher 
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anstrebte. Hugenbergs Politik, die er unter teilweiser Zerschlagung der eigenen Partei durchsetzte, 

um sich durch wachsende Einflußnahme auf die Hitlerpartei in der nationalsozialistischen Bewegung 

eine desto b r e i t e r e  Massenbas i s  zu schaffen, hat im Papen-Regime ihre reale Durchführung 

gefunden. 

Diese Politik, wie sie von den klassenbewußtesten, extremen Vertretern des Finanzkapitals verfochten 

wird, entspricht jedoch n i ch t  den Wünschen der ge s amt e n  Bourgeoisie. Die Scheinopposition des 

Zen t r ums  ist zwar in erster Linie ein raffiniertes Wah lm an öve r, das zugleich die Vorbereitung 

offener Koalitionsverhandlungen zwischen Zentrum und Nazis verschleiern soll. Aber gleichzeitig 

drückt diese Stellungnahme des Zen t r u m s  und seiner süddeutschen Filiale, der Baye r i schen  

Vo l kspa r t e i, die Unzufriedenheit eines Teils der deutschen Bourgeoisie mit der Verwirklichung 

des Hugenbergkurses aus. Der Vorstoß der süddeutschen Min i s t e r p r ä s i de n te n  in Gemeinschaft 

mit dem Zentrumsmann Hi r t s i e f e r  als Vertreter der Preußenregierung gegen das Papenkabinett 

war eine solche deutliche Demonstration des Zentrums, das seine Anspr üche  anm e l de t. Diese 

Differenzen, die im Lager der Bourgeoisie seit Jahren bestehen, und auch mit dem Regierungsantritt 

des Kabinetts der Industriekapitäne, Junker und Generale, noch keineswegs endgültig ausgetragen 

sind, betreffen im Grunde ausschließlich die Frage, i n  we l chem  Tem po  und  m i t  we l chen  

Me t hoden  d i e Fa s c h i s i e r u ng der bürgerlichen Diktatur in Deutschland vollzogen werden soll. 

Während die Hugenberg-Papen-Hitler-Politik die unmittelbare Aufrichtung der faschistischen Dikta-

tur unter Zerschlagung auch der a l t en  Masseno r gan i s a t i one n, wie der reformistischen und zum 

Teil auch der christlichen Gewerkschaften betreibt, verficht das Ze n t r um  den anderen, weniger 

gefährlichen dafür langwierigen Weg, bei dem gerade diese Organisationen als ein wichtiges Mittel 

benutzt werden sollen, um die Ma sse n  an die faschistische Politik der Bourgeoisie zu ketten. 

[281] Mit der gegenwärtigen Scheinopposition des Ze n t r ums  hält die Bourgeoisie die Ka r t e  zu-

rück, die sie aus sp i e l en  will, falls die Durchsetzung des offen faschistischen Kurses mit den Me-

thoden des Papen-Schleicher-Hitler-Regimes in den nächsten Monaten eine allzu starke Be l a s -

t u n gsp r obe  für die bürgerliche Klassenherrschaft ergeben sollte. Das schließt selbstverständlich 

nicht aus, daß schon nach den Reichstagswahlen das Zentrum gleichfalls den Kurs unverhüllter fa-

schistischer Methoden einschlagen und die offene Reg i e r u ngsg e m ei ns c ha f t  mit den National-

sozialisten eingehen könnte, 

X. Unsere revolutionäre Strategie 

Welche Schlußfolgerungen ergehen sich ans der vorstehenden Analyse der heutigen Situation für 

unsere S t r a t eg i e  und  Tak t i k? Das Ziel unseres Kampfes ist der S t u rz  de r  Bour geo i s i e, die 

Bese i t i gung  de r  D ik t a t u r  de r  Bour geo i s i e  i n  a l l en  i h r en  Fo r m e n. Das bedeutet konk-

ret in der gegenwärtigen Situation, daß wir unseren Kampf mit dem Ziel führen, die Pape n-Reg ie -

r ung  mitsamt ihrer faschistischen Kampf- und Terrororganisation, der H i t l e r pa r t e i, ve r n i ch -

t end  z u  s ch l age n, und daß wir a l l e  Kr ä f t e  auf dieses Ziel konze n t r i e r e n. 

Welche Strategie müssen wir i n  d i e se m  Kam pf  gegen den Hauptfeind, die Bourgeoisie, anwen-

den? Wir müssen die entscheidenden Schichten de r  Klasse gewinnen, die allein „bis zu Ende revo-

lutionär“ und dann berufen ist, dieses Ziel, den Sturz des Kapitalismus, als führende Kraft zu erkämp-

fen: das ist die Ar be i t e r k l a s s e! 

Wir müssen also mit anderen Worten unverändert an unserer strategischen Hauptaufgabe festhalten, 

wie sie zuletzt entsprechend der Linie der Kommunistischen Internationale das Februarplenum des 

Zentralkomitees 1932 in seinen Beschlüssen formulierte: Gewi nn un g de r Mehrhe i t  de r  Ar -

be i t e r k l a s se  f ü r  den  Kam pf  um  d i e  E robe r ung  de r  po l i t i s chen  Mach t. 

Was ergibt sich aus dieser Aufgabenstellung? Wir müssen, ohne die leisesten Konzessionen an ir-

gendwelche sozialdemokratischen Betrugsmanöver oder opportunistischen Tendenzen, auf der Linie 

dieser unserer Klassenpolitik in der neuen Situation e r s t  r ech t  d i e  S t r a t eg i e  des  Haup t s to -

ße s  gegen  d i e  Soz i a l dem okr a t i e  i nne r ha l b  de r  Arbe i t e r k l a s se  anwenden. Was bedeu-

tet das? 



Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 12 – 611 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 05.04.2023 

Unser Kampf für die Beseitigung der bürgerlichen Diktatur macht es zur unerläßlichen Pflicht, Mi l -

l i on e n  Arbe i t e r  de r  SPD und de s ADG B  durch die energische Konzentration unserer Arbeit 

auf die Betriebe für den antifaschistischen und antikapitalistischen Kampf zu gewi nne n. 

Solange sie n i ch t vom Einfluß der sozialfaschistischen Führer befreit sind, sind diese Millionen Ar-

beiter für den antifaschistischen Kampf ve r l o re n. Deshalb bleibt nach wie vor die I so l i e r ung  

de r  SPD und  de r  ADGB-Führ e r  in der Arbeiterklasse unsere wichtigste strategische Aufgabe. 

Denn diese Isolierung der Sozialfaschisten ist ja g l e i chbe deu t e nd mit der positiven Aufgaben-

stellung, die [282] Mehr he i t  der Arbeiterklasse für den Kampf um die Eroberung der politischen 

Macht zu gewinnen. 

Nichts hat sich an dieser unserer prinzipiellen Orientierung geändert. Allen denen, die auf eine op-

portunistische Wendung, einen Frontwechsel, eine Rechtsschwenkung der KPD spekulieren, müssen 

wir durch unsere revolutionäre Praxis das Handwerk legen. 

XI. „Blockbildung“ oder Einheitsfront von unten? 

Diese strategische Orientierung des Hauptstoßes gegen die Sozialdemokratie innerhalb der Arbeiter-

klasse bedeutet n i ch t  im m i ndes t en  e i ne  Abschwächung  de s  K am pf es  gegen  den  H i t -

l e r f a sch i sm u s, wie die Ve r l eumde r  der Kommunistischen Partei vom Schlage Leo  Tr o tzk i s  

mit Vorliebe behaupten. Sie ist im Gegenteil ein unen t beh r l i che r  Bes t and t e i l, eine une r l äß -

l i che  Voraus se t zung  für den erfolgreichen Kampf gegen die faschistische Diktatur. Herr 

T r o t zk i  bemüht sich gegenwärtig immer von neuem, im Interesse der deutschen Bourgeoisie ge-

genüber den klassenbewußten deutschen Arbeitern bestimmte Tä uschungsm a növer  durchzufüh-

ren. Er predigt den „Bl oc k“ der KPD mit der SPD „gegen den Faschismus“. Ein beträchtlicher Teil 

der bürgerlichen Presse spendet ihm dabei lebhaften Beifall. 

Neuerdings fängt auch die offizielle Führerschaft der Sozialdemokratie den von Trotzki geworfenen 

Ball auf und versucht, Ihren wirklichen Kampf gege n  die proletarische Einheitsfront, gege n  den 

antifaschistischen Massenkampf unter revolutionärer Führung durch betrügerische „Einheitsfrontma-

növer“ und Bl o ckvor sch l ä ge gegenüber der KPD zu ve r s ch l e i e r n. Das Auftreten des „Vor-

wärts“-Chefredakteurs S t am pf e r vom Parteivorstand der SPD vor den Hamburger sozialdemokra-

tischen Funktionären, des Afa-Bund-Vorsitzenden Auf häuse r beim Berliner Führerappell der so-

genannten „Eisernen Front“ am 9. Juni, wie auch die „zwei Fragen“ Künstlers vom 14. Juni signali-

sieren die künftige sozialfaschistische Taktik in dieser Frage. In dem Maße, wie durch die Rebe l -

l i on  de r  SPD-Ar be i t e r  die Voraussetzungen für die kämpfende, antifaschistische Einheitsfront 

des Proletariats rasch wachsen, führen die sozialfaschistischen Füh r e r der SPD und des ADGB ihren 

Gege ns t oß durch scheinradikale Be t r ugsm anöve r in der Art von Stampfer, Höltermann, Künst-

ler usw. Die SAP-Führer und Brandleristen übertrumpfen dabei die offiziellen SPD-Größen noch in 

dieser Art von „Radikalismus“, der n i ch t s mit einer Wi de r sp i ege l ung  der ehrlichen Radikali-

sierung der SPD-Arbeiter zu tun hat. 

Wir denken nicht daran, etwa die Aufgabe des Kampfes gegen die Soz i a l dem okr a t i e  derjenigen 

des Kampfes gegen die H i t l e r p a r t e i  gegenüberzustellen, die eine von der anderen zeitlich loszu-

lösen. Die alberne Unterstellung Trotzkis, daß die Kommunisten „e r s t“ die Sozialdemokratie schla-

gen wollen, um „da n n“ den Hitlerfaschismus, anzugreifen und zu vernichten, entspricht zwar der 

mechanischen Be-[283]rachtungsweise Trotzkis, die er selbst in seinen besseren Tagen niemals über-

wand, hat aber mit der Wirklichkeit, des kommunistischen Politik n i ch t  da s  Mi ndes t e  zu tun. 

Umgekehrt Herr Trotzki und ähnliche „Ratgeber“ des Proletariats wollen der Arbeiterklasse eine sol-

che Politik vorschlagen, die den Kampf der revolutionären Partei gegen den Faschismus und gegen 

den Sozialfaschismus, gegen die Hitlerpartei und gegen die Sozialdemokratie voneinander t r enn t  

und einander gegenübe r s t e l l t. Die KPD soll nach ihrem Rezept heu te  auf den Kampf gegen die 

Sozialdemokratie verzichten, einen B l o c k  mit der Partei des Hindenburg-Sozialismus, mit „Noske 

und Grzesinski“ bilden und Hitler auf diese Art „bekämpfen“. 

Die KPD hat in der Frage der opportunistischen Entstellung der Einheitsfronttaktik ernste geschicht-

liche Erfahrungen hinter sich. Gegen die Verfälschung der von Lenin für das Proletariat der 
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kapitalistischen Länder entworfenen Methode der Einheitsfronttaktik hat der V. W el t kong r eß  der 

Komintern gerade der KPD im besonderen Ausmaß die ideologischen Waffen geliefert. Offene Ver-

fechter einer E i n he i t s f r on t t ak t ik  nu r  von  obe n, einer „Blockpolitik“ mit Führern der SPD 

und des ADGB, kann es in den Reihen der Kommunistischen Partei heute nicht mehr geben. Aber 

die Tatsache, daß auf Grund des zahlenmäßigen Wachstums unserer Partei ein großer Prozentsatz der 

Parteimitgliedschaft an den inneren Auseinandersetzungen der Jahre 1923 bis 1928 noch nicht aktiv 

teilgenommen hat, macht es doch notwendig, in unserer propagandistischen Arbeit die revolutionären 

Erfahrungen und Er gebn i s s e  jener Auseinandersetzungen wieder wach zu rufen. 

Herr Trotzki wagt es, seine konterrevolutionären Vorschläge mit dem Hinweis auf die Tak t ik  

Len i n s  und der Bolschewiki im Jahre 1917 anläßlich des Kor n i l o w-Pu t s c hes  zu begründen. 

Eine frechere Ve r f ä l schung  der Leninschen Politik läßt sich schwerlich ersinnen. Wenn man 

selbst den ziemlich anfechtbaren Vergleich der heu t i ge n  Lage  i n  Deu t s ch l and  und der Situa-

tion in Rußland 1917 vo r  dem  Kor n i l o w-Pu t s c h  zulassen wollte, würde die damalige Taktik 

Lenins voll und ganz d i e  Po l i t i k  rechtfertigen, wie sie gegenwärtig von der Kommunistischen 

Partei Deutschlands durchgeführt wird. 

Welche Taktik empfahl Lenin angesichts der ersten Gerüchte über einen bevorstehenden Putsch der 

Kosakenregimenter, als die Menschewiki den Bolschewiki – genau wie heute nach dem Rezept Trotz-

kis Herr Stampfer der KPD – einen „Block“ antrugen? Len i n  schrieb Ende August 1917 einen Brief, 

in dem es heißt: 

„Es ist schwer zu glauben, daß sich unter den Bolschewiki solche E i n f a l t s p i n s e l  und S c h u f t e  finden 

könnten, die sich jetzt an einem B l o c k  mit den Vaterlandsverteidigern hergeben würden ... Mit L e u t e n, die 

e n d g ü l t i g  ins Lager der Feinde ü b e r g e g a n g e n  sind, v e r h a n d e l t  m a n  n i c h t, m i t  i h n e n  s c h l i e ß t  

m a n  k e i n e  B l o c k s.“ 

[284] Die bolschewistische Erwiderung auf einen Blockvorschlag der Menschewiki müßte – so 

schrieb Lenin – folgendermaßen lauten: 

„S e l b s t v e r s t ä n d l i c h  werden wir um uns s c h l a g e n. Wir werden uns aber auf k e i n e r l e i  V e r t r a u -

e n s v o t u m  für euch einlassen – genau so wie die Sozialdemokraten im F e b r u a r  1917 mit den Kadetten 

zusammen gegen den Zarismus kämpften, o h n e  mit ihnen irgendein Bündnis zu schließen, ohne ihnen auch 

nur einen Augenblick Glauben zu schenken. Das geringste Vertraue zu den Menschewiki wäre heute ein eben-

solcher V e r r a t  a n  d e r  R e v o l u t i o n, wie es das Vertrauen zu in den Jahren 1907 bis 1917 gewesen wäre.“ 

Mit der gleichen Klarheit müsse wir deutschen Kommunisten heute der Arbeiterklasse sagen: 

Man ka nn  n i ch t  den Hitlerfaschismus schlagen, ohne  den schärfsten Kampf auch gege n  die 

Sozialdemokratie und für ihre Isolierung, ohne  den Kampf für die Loslösung der Millionen freige-

werkschaftlicher Arbeiter vom Einfluß der ADGB-Bürokratie ohne  die Herstellung der gem ein -

sam en  Kampffront mit ihnen, wogegen die SPD-Führer mit alle Mitteln der Hetze, Demagogie und 

der Betrugsmanöver ankämpfen. 

Man kann  n i c h t  erfolgreich den Kampf gegen den Haup t f e i n d‚ die Bourgeoisie die Papen-Re-

gierung und ihre nationalsozialistische Trabanten führen ohne  die Strategie des Hauptstoßes gegen 

die Sozialdemokratie innerhalb der Arbeiterklasse, ohne diese Strategie des Kampfes um die Mehr-

heit der Arbeiterklasse. Nicht „Blockpolitik“ mit den sozialfaschistischen Führern, n i c h t  und  n i e -

m a l s  Einheitsfrontpolitik nur von oben, sondern Einheitsfrontpolitik von un t e n‚ auf der Grundlage 

der Be t r i ebe  und S t em pe l s t e l l e n, der Massenmobilisierung zum Ka m pf, entspricht den Be-

dingungen der heutigen Lage. Das schließt in bestimmte Fällen und vor allem in einem Stadium der 

höher entfalteten M a s s enbewegu n g  die Anwendung der Einheitsfronttaktik von unten und  oben 

im revolutionäre, Sinne n i ch t  aus. 

XII. Wie muß die Einheitsfronttaktik angewandt werden? 

Die Frage, ob wir – im Interesse einer verstärkten Herstellung der Einheitsfront von un t e n  in den 

Massen zum gemeinsamen Kampf – g l e i chze i t i g  Sp i t z ena ngebo t e  an die führenden Instanzen 

der SPD, des ADGB usw. richten, hängt von zwei entscheidenden Voraussetzungen ab: erstens muß 
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in den Massen die Mobilisierung für die Herstellung der gemeinsamen Kampffront bereits einen sol-

chen Grad angenommen haben, daß ein Spitzenangebot von unserer Seite einen wi rk l i chen  Wi -

de r ha l l  unten bei den Anhängern der SPD oder der Mitgliedschaft der Organisationen des ADGB 

auslöst; zweitens muß durch die gegebenen konkreten Bedingungen die Sicherheit bestehen, daß un-

ser Herantreten an die oberen Instanzen bei der Masse der sozialdemokratischen Arbeiter und partei-

losen Arbeiter den Willen zu s e l b s t änd i gen  Sch r i t t en  bei der Herstellung der proletarische Ein-

heitsfront zum Kampf gegen den Faschismus n i ch t  abschwächt, [285] n i ch t  ihre Aktivität in ein 

gewisses Abwarten verwandelt, „ob die da oben sich wohl einigen werden“, sondern im Gegenteil 

die M a s s en i n i t i a t i ve  von  un t e n  verstärkt. Diese beiden Gesichtspunkte sind naturgemäß nicht 

von einander zu trennen: 

Das Entscheidende ist stets, daß wir unten in den Massen die Bas i s  f ü r  Ak t i one n, für wirkliche 

Kampfhandlungen, für den wirklichen antifaschistischen Massenkampf schaffen. Bei dem raschen 

Tempo der Entwicklung kann es deshalb ke i n  Schem a für unsere Taktik geben, sondern nur ein 

lebendiges Reagieren der Partei, die in jeder Situation de n  Schritt durchführen muß, der den jewei-

ligen Bedingungen angepaßt ist Und die Kam pf k r a f t der Arbeiterklasse in möglichst hohem Aus-

maß en t f a l t e t. 

Das bedingungslose Festhalten an unserer revolutionären Klassenlinie, die unbeirrbare Verteidigung 

unserer r evo l u t i onä re n  S t r a t eg i e gegen alle opportunistischen Abweichungen erfordert zu glei-

cher Zeit den schärfsten Kampf gegen die a nde r e Ar t von  Feh l e r n  und  En t s t e l l u nge n, die 

sich bei der Durchführung dieser Linie in der Praxis ergeben haben. 

Haben wir unsere richtige Linie auch richtig angewandt? Gab es nicht s ek t i e r e r i s che  S t i m m un-

gen  in den Fragen der Einheitsfronttaktik, die doch einen unentbehrlichen Bestandteil unserer revo-

lutionären Politik zur Gewinnung der proletarischen Mehrheit und damit auch unseres Kampfes ge-

gen die SPD darstellt? Ohne Zweifel hatte die praktische Politik unserer Partei in dieser Richtung 

Schwäche n, die wir unbedingt liquidieren müssen. 

Es ist völlig unz u l ä s s ig, irgendeine Vernachlässigung des Kampfes gegen die Hitlerpartei etwa mit 

der strategischen Orientierung des Hauptstoßes gegen die Sozialdemokratie beschönigen oder ent-

schuldigen zu wollen. 

Es ist unz u l ä s s i g, diese revolutionäre Strategie etwa dahin auszulegen, daß es ge nüg t, in unserer 

praktischen Agitation und Propaganda unentwegt den Verrat der SPD anzuprangern, ohne zu -

g l e i c h durch unsere ganze Praxis die sozialdemokratischen Arbeiter ständig kameradschaftlich da-

von zu überzeugen, daß wir die e i nz i g en a n t i f a s ch i s t i s che  Pa r t e i, die Partei des wirklichen 

Kampfes gegen den Hitlerfaschismus und darüber hinaus gege n  de n  Kap i t a l i sm us überhaupt, 

die einzige Partei des Marxismus und der proletarischen Revolution sind. 

Die tatsächliche Einhaltung jener revolutionären Strategie im Kampf um die Mehrheit der Arbeiter-

klasse erfordert ja, daß wir d i e F r a ge zu beantworten vermögen, w i e  man die Sozialdemokratie am 

beste schlägt, w i e  man sie am erfolgreichsten in der Arbeiterklasse isoliert. Und es ist klar, daß die 

sozialdemokratischen und freigewerkschaftlichen Arbeiter nur dadurch von der Sozialdemokratie 

losgelöst werden können, daß man sie im an t i f a s ch i s t i s chen  Massenkam pf  gegen Papen und 

Hitler, im an t i f a s ch i s t i s chen  Kam pf  um Tagesforderungen und für die proletarischen Klassen-

ziele durch die Anwendung [286] der E i nhe i t s f r on t t ak t ik  in die gem e i nsam e  Kam pf f ron t  

mit den revolutionären Arbeitern der KPD und der RGO einbezieht. 

Ist das eine neue  Feststellung? Das ist nicht der Fall. Gerade auf Grund der Erfahrungen der revolu-

tionären Arbeit unserer Partei haben wir diese taktischen Probleme schon vor mehr als Jahresfrist in 

voller Uebereinstimmung mit der Kommunistischen Internationale auf dem XI. P l enum  des  

EKKI  behandelt. Schon damals wurde darauf hingewiesen, daß wir gerade aus den Erfahrungen der 

deutschen Partei gelernt haben, wie notwendig es ist, den Massen in unserer gesamten Politik durch 

alle unsere Taten und durch unsere Agitation und Propaganda zu beweisen, daß wir die e i nz i ge  

an t i kap i t a l i s t i s che  Pa r t e i, die einzige antifaschistische Kraft sind, die den Kampf gegen die 
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Bourgeoisie und den Faschismus führt. Schon damals wurde ausgesprochen, daß man den Soz i a l -

f a sch i s mus  n i ch t  s c h l age n ka nn, wenn man nicht die sozialdemokratische Arbeiter zum 

Ka m p f  unter Führung dar Kommunistische Partei gegen den Faschismus mobilisiert. 

Hätten wir diese richtige Methode in genügender Weise unter Ueberwindung aller Fehler und Schwä-

chen angewandt, so würden wär größere Erfolge erzielt haben. Die großen Hem m ungen  gegen -

übe r  de r  Anwendu ng  de r  E i nhe i t s f r on tpo l i t i k  mit den SPD-Arbeitern die Unterlassungen 

in der i nne r gewer kscha f t l i che n  Ar be i t, die ja ein Hauptgebiet der Einheitsfrontpolitik dar-

stellt, die Schwächen in der Be t r i eb s- und Erwer bs l o sen arbeit In der RGO-Arbeit, sowie der 

Arbeit unter den Unorganisierten und die schon mehrfach kritisierten Fehler in der Beurteilung und 

Bekämpfung der H i t l e r p a r t e i hinderten uns daran. Erst mit der Ueberwindung dieser Schwächen 

und Hemmungen wird die KPD, wie im ersten Abschnitt dieses Artikels dargestellt wurde, den ent-

scheidenden Schritt  ihrer endgültigen Entwicklung zur bolschewistischen Kampfpar-

tei  vollziehen. 

Indem wir, gestützt auf unsere bolschewistische Se l b s t k r i t i k  systematisch und unablässig an die 

Ueberwindung dieser großen Schwächen und die Ausmerzung der vorhandenen Abweichungen und 

Fehler herangehen, schaffen wir zugleich die Voraussetzung dafür, unsere Rolle als einzige antikapi-

talistische und antifaschistische Partei vor den breitesten Millionenmassen des deutschen Proletariats 

klar und leuchtend zu dokumentieren und dadurch d i e s e Masse n  für den revolutionären Kampf  

un t e r  unse r e r  Füh rung  zu sammeln. 

Die richtige Anwendung der E i nhe i t s f r on t t ak t i k  als eine revolutionäre Methode der Massen -

m ob i l i s i e r u ng  zum  Kam pf  ist von entscheidender Bedeutung für die Erfüllung unserer revolu-

tionären Aufgaben. Wo dieser Kampf i n ha l t bei der Anwendung der Einheitsfronttaktik fehlt, wo 

sie bloß ag i t a t o r i s c h angewandt wird, tauchen am leichtesten opportunistische Schwächen auf. 

Ueberall dort, wo die Einheitsfronttaktik als Ka m pf m obi l i s i e r u ng durchgeführt wurde, gab es 

weniger opportunistische Fehler und statt dessen unzweideutige Erfolge der revolutionären Klassen-

front. [287] 

XIII. Die konkreten Aufgaben der nächsten Zeit 

Welche konkreten Aufgaben ergeben sich im wesentlichen somit für Partei? 

1. Wir müssen den M assenka m pf  gegen  d i e  Pape n-Reg i e r ung, gegen die faschistische Hun-

geroffensive der Bourgeoisie auf breitester Grundlage entfesseln und zur Entfaltung bringen. Oeko-

nomische S t r e i k s, Erwerbslosenaktionen, Mieterstreiks, Massenkampf zur Verteidigung der Sozi-

alversicherung, gegen Steuerwucher, gegen Zwangsversteigerungen und Exmittierungen, darüber 

hinaus die konkrete Vorbereitung und Auslösung von po l i t i s chen  Massen s t r e ik s  und schließ-

lich des Gene r a l s t r e ik s  in ganzen Bezirken oder selbst im Reichsmaßstabe – d a s  ist die Linie 

der Kämpfe, die wär zustande bringen müssen. Dur ch  d i e sen  Massenkam pf  a l l e i n  können  

wi r  d i e  we i t e r e  fa sch i s t i s che  En t wi ck l u ng  au f ha l t e n. 

2. Wir müssen den Hi t l e r f a sch i sm us  zu r ücksch l agen . Auch das kann nur auf der Linie der 

Führung des Massenkam pf e s der Arbeiterklasse und der Werktätigen geschehen. 

Die breiteste Organisierung des Roten Massense l b s t s chu t ze s  ist von allergrößter Wichtigkeit. 

Es gibt keine Konzessionen an die falschen und gefährlichen Tendenzen des i nd i v idue l l e n Te r -

r o r s, die zumeist der Klassenfeind selber in die Reihen der revolutionären Arbeiterklasse provoka-

torisch einzuschmuggeln versucht. Es gibt erst recht nur den schärfsten Kampf gegen alle Kapitula-

tions- und Panikstimmungen, wie sie von sozialdemokratischer Saite im Proletariat gezüchtet werden. 

Im Kampf gegen die Hitlerpartei müssen wir uns darüber klar sein: zwar kann die Entlarvung der 

Nationalsozialisten am leichtesten auf dem Gebiet der soz i a l e n  Fragen, der wirtschaftlichen For-

derungen usw. erfolgen. Aber angesichts der großen chauvinistischen Welle ist es doch unm ög l i ch, 

den Hitlerfaschismus zurückzuschlagen, wenn wir ihn n i c h t in der nationalen Frage en t l a r ve n  und 

unseren revolutionären Weg im Freiheitskampf gegen Versailles in den Massen klar aufrollen. 
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Auch dafür sind die Voraussetzungen günstiger als zuvor. Die Hitlerpartei trägt offen die Verantwor-

tung für die Papen-Regierung, deren f r anzös i sche  Or i en t i e r ung  und Blockpolitik gegen die 

Sowjetunion feststeht. Gegenüber der Außenpolitik dieses Kabinetts, das, wenn auch mit einigen na-

tionalistischen Verbrämungen, eine Politik der Kapitulation vor dem französischen Imperialismus 

betreibt, und gegenüber meinen nationalsozialistischen Trabanten gilt es, offensiver und schärfer als 

je zuvor unse r en  Kam pf  gegen  Ve r sa i l l e s  auf der Linie des Programms der nationalen und 

sozialen Befreiung (August 1930) und der Deklaration des Zentralkomitees vom Februarplenum 1932 

zu entfalten. 

Die Kriegspolitik der deutschen Bourgeoisie, die Verschärfung ihrer Imperialistischen Aggressivität 

und die dadurch drohenden i m pe r i a l i s t i s chen  Aben t eue r  an der Ostgrenze sind ein Anlaß 

mehr für [288] uns, gegenüber der chauvinistischen Demagogie der Hitlerpartei unsererseits das Ban-

ner des p r o l e t a r i s chen  I n t e r na t i ona l i sm us  in den Massen zu entrollen. Wir müssen unbe-

dingte Klarheit darüber schaffen, daß a l l e i n  das  P r o l e t a r i a t  imstande ist, alle Fragen der Befrei-

ung der deutschen Werktätigen vom Versailler Joch einschließlich der Ostprobleme ohne  i m pe r i -

a l i s t i s chen  Kr i eg  zu lösen. Wir. müssen Klarheit darüber schaffen, daß das revolutionäre Prole-

tariat und seine Partei gegen die drohenden imperialistischen Abenteuer der deutschen Bourgeoisie, 

der Papen, Schleicher und Hitler, die entschlossenste revolutionäre Kampfstellung bezieht. 

Die Vernachlässigung des i deo l og i s chen  Massenkam pf es  gegen den Hitlerfaschismus, die 

Anwendung f a l sche r Losungen, wie „Schlagt die Faschisten, wo ihr sie trefft!“ und die Un t e r -

s chä t zun g der ansteigenden nationalsozialistischen Welle in unseren Reihen haben in der Vergan-

genheit die Partei in ihrem Kampf gegen die Hitlerbewegung gehem m t. Die größte Verschärfung 

des ideologischen Massenkampfes, der mit der Schaffung des Roten Massenselbstschutzes unbedingt 

verbunden sein muß, die Durchführung einer e rn s t e n Po l i t i k zur Entlarvung der Nationalsozialis-

ten als der Landsknechte des Finanzkapitals, das Kam pf bündn i s  mit den sozialdemokratischen 

Arbeitermassen bei dieser Offensive gegen den Hitlerfaschismus – d a s ist die Linie, auf der wir den 

erfolgreichen Kampf gegen den Nationalsozialismus führen können und müssen. 

3. Wi r  m üssen  da s  Be t r ug s manöve r  de r  Soz i a l dem okr a t i e, als ob auch sie eine „antifa-

schistische Kraft“ wäre, ze r s ch l age n. Die SPD versucht durch ihre bequeme Opposition gegen 

Papen und Schleicher die Tatsache zu vertuschen, daß sie die Papen und Schleicher i n  den  Sa t t e l  

gehoben  hat, indem sie Brüning offen tolerierte. Wir müssen die Rolle der SPD-Führer als Wegbe-

reiter der faschistischen Reaktion, des Regimes der Industriekapitäne, Junker und Generale unnach-

sichtlich anprangern, die Erinnerung an den Hindenburg-Wahlbetrug wachhalten und den Massen vor 

allem auch die heu t i g e Ro l l e de r  Soz i a l dem okr a t i e  klar zum Bewußtsein bringen. 

Diese Verschärfung unseres prinzipiellen Kampfes gegen die SPD- und ADGB-Führer auf der Basis 

der breitesten Entfaltung der Einheitsfronttaktik gegenüber den sozialdemokratischen und freige-

werkschaftlichen Arbeitermassen, die wirklich gegen den Faschismus kämpfen wollen, muß auch 

dazu dienen, die pa r l am en t a r i schen  und dem okr a t i s chen  I l l u s ionen  der Massen zu ze r -

s t ö r e n. Wir dürfen im Kampf gegen den Faschismus, gegen die Papen-Schleicher und gegen Hitler, 

im Kampf gegen  j ede  Fasch i s i e r ungsm aßnahm e, die die Entrechtung der Massen steigern 

und die bestehenden papiernen Gesetze durch noc h r e a k t i onä r e r e ersetzen will, ke i ne I l l u s i -

one n da r übe r  au f kom m en  l a s s e n, als ob wi r  für die W e i mar e r  Repub l i k  käm pf en  wol-

len, als ob etwa unse r  Ziel sei, „verfassungsmäßige Zustände“ wieder herzustellen. 

Wi r  s ch l agen  den  Fasch i sm u s, weil er den schärfsten Angriff auf die Arbeiterklasse darstellt. 

Wir kämpfen mit aller Kraft [289] gegen Papen, Schleicher und Hitler, weil s i e  die faschistische 

aufrichten wollen, weil sie das Proletariat niederschlagen, blutig und terroristisch unterdrücken und 

verstärkt ausplündern, kurz, weil sie den bisherigen unerträglichen Zustand noc h  une r t r äg l i c he r  

machen wollen. Wir werden jeden einzelnen Bruchteil aller Rechte der Arbeiterklasse, jede noch so 

kleine Konzession, die die Bourgeoisie früher der Arbeiterschaft einräumte, gegen die Papen, Schlei-

cher und Hitler mit Anspannung aller Kräfte verteidigen. 

Aber wir geben auch n i ch t  e i ne  Mi nu t e  l ang  unsere Kraft, die Kraft der proletarischen Massen 

da z u  her, einer Brüning-Groener-Herrschaft die „Rückkehr“ zu ermöglichen. 
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So  klar und scharf wir die Frontstellung der Zusammenreißung aller proletarischen Klassenkräfte 

gege n  die H i t l e r, Pape n  und Sc h l e i c he r  herausarbeiten, s o  klar und scharf beziehen wir unsere 

Front gegen  die Br ün i n g, Br aun  und Seve r i ng  als die Wegbereiter des Hitlerfaschismus und 

der offenen faschistischen Diktatur! 

Das XI. Plenum des EKKI hat in seinen theoretischen Feststellungen unter anderem auch die biswei-

len verfochtene Theorie w i de r l e g t, wonach die faschistische Diktatur die „letzte“ Etappe der bür-

gerlichen Klassenherrschaft darstelle, nach der es nu r  noch  die Errichtung der p r o l e t a r i s chen  

Di k t a t u r  geben könne. Eine solche falsche Theorie war zeitweilig auch in der deutschen Partei 

vorhanden und führte zum Beispiel im Dezember 1930 zu den Fehlern und Ueberspitzungen in der 

Beurteilung des Charakters der Br ün i ng-Reg ie r un g. 

Heute müssen wir uns über die t heo r e t i s che  Mög l i chke i t  klar sein, daß sehr wohl die Bour-

geoisie unter bestimmten Bedingungen von den faschistischen Herrschaftsformen auch wieder zu 

einer stärkeren Anwendung der Methoden des Massenbetruges und einer dem okr a t i s chen  Ver -

k l e i dung  i h r e r  D i k t a t u r  übergehen kann, für die das Zentrum jederzeit die Tür offen halten 

möchte. Wenn wir diese M ö g l i chke i t  unter ve r ä nde r t en  Bedingungen des Klassenkampfes ein-

räumen, so bedeutet das zugleich, daß wir das Proletariat a uch  vor den Gefahren einer solchen Ent-

wicklung wa r ne n  müssen. 

Wenn es den deutschen Arbeitern gelingen wird, durch ihre vereinte Kraft das Papen-Regime zu 

beseitigen, den Hitlerfaschismus in die Flucht zu schlagen und wenn sich die Arbeiterklasse dann  

damit begnügen würde, daß die Brün i ng  und S t ege r wa l d, die Seve r i n g, B r aun  und W e l s  

ihre Plätze wieder einnehmen und e r n eu t  mit Notverordnungen, Konkordaten, Republikschutzge-

setzen, Gummiknüppeln und Polizeikarabinern regieren würden, s o  wür d e s i c h das deu t s che  

P r o l e t a r i a t  de r  F r üch t e  s e i ne s  e i genen  S i eges  be r aub t  habe n. So wäre nichts besser 

geworden. Darum: n i em a l s  wird die Kommunistische Partei darauf verzichten, die Politik der 

Brüning-Regierung, der Braun-Severing-Regierung und die ganzen Verbrechen der sozialdemokra-

tischen Führer in der Vergangenheit und Gegenwart immer wieder vor den Massen zu b r andm ar -

ke n  und zu e n t l a r ve n . Dadurch können wir die deutsche Arbeiterklasse sowohl vor gefährlichen 

Illusionen bewahren, als auch auf den Weg des [290] Kampf e s  führen, der zum wirklichen Siege 

führt und der die Arbeiterklasse in den Stand setzt, sich die F rüch t e  de s  S i eges  zu sichern. 

4. Wi r  m üssen  d i e  M a s s e n  zu r  Ve r t e id i gung  de r  Kom m uni s t i s chen  Pa r t e i  mobili-

sieren. Die Sicherung und der Schutz unserer Partei gegen die Anschläge des Klassenfeindes ist nicht 

nur eine Frage der Partei, ihrer Mitglieder und Funktionäre, sondern der ganzen  Ar be i t e r k l a s s e. 

Die Partei und ihre revolutionäre Arbeit sichern – heißt die Verankerung der Partei in den Massen 

steigern. Das aber erfordert die Konzentration unserer Kräfte auf Be t r i ebe  und S t em pe l s t e l l e n, 

die Liquidierung aller Schwächen unserer revolutionären Massenarbeit und darüber hinaus eine Poli-

tik, die in den breitesten Millionenmassen Klarheit über die Rolle unserer Partei als der einzigen an-

tikapitalistischen, der einzigen antifaschistischen Partei schafft. Eine Politik, die den Millionenmassen 

zeigt, daß wir allein die Interessen der E r wer bs l o sen  und Be t r i ebs a r be i t e r  verteidigen, daß 

wir die einzige Partei des wirklichen Kampfes gegen  Ve r sa i l l e s  und den räuberischen Young-

Plan, des r evo l u t i onä r e n  Auswegs  aus der Krise, die einzige Partei des Soz i a l i sm us  sind. 

Dies alles ist nicht nur eine Frage der Agitation und Propaganda, sondern vor allem wiederum eine 

Frage der Füh r ung  von  Massenkäm pf e n. So ergibt sich die enge Verbundenheit a l l e r dieser 

Probleme und Aufgaben mit der Ke r n f r age  de r  Bo l s chewi s i e r ung  de r  Kom m uni s t i -

s chen  Pa r t e i  Deu t sch l and s. 

XIV. Die Antifaschistische Aktion als das richtige „Kettenglied“ 

Genosse Lenin sagte im Jahre 1920: 

„Den konkreten Weg oder die b e s s e r e  W e n d u n g  der Ereignisse, die die Massen zum wirklich entschei-

denden, letzten großen revolutionären K a m p f  h e r a n f ü h r t, herauszufinden, herauszufühlen, richtig zu be-

stimmen – d a r i n  besteht die Hauptaufgabe des heutigen Kommunismus in Westeuropa und Amerika.“ 
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Diese Frage nach dem r i ch t i gen  Ke t t eng l i e d, das wir ergreifen müssen, um die Massen zum 

Kampf gegen die Diktatur der Bourgeoisie und ihre Trabanten zu mobilisieren und diesen Massen-

kampf zu höheren Formen zu entfalten, hat die KPD durch die Einleitung der Antifaschistischen Ak-

tion beantwortet. 

Die An t i f a s ch i s t i s che  Ak t i on  soll alle Formen des proletarischen M a ssenw i de r s t a n de s 

gegen Faschismus, Hunger und Krieg zusammenfassen und zum aktiven M a s s e nkam p f entfalten. 

Sie soll uns die feste Organ i s i e r ung  e i ne r  Mi l l i onenbewegun g der kämpfenden roten Ein-

heitsfront ermöglichen. Sie soll darüber hinaus der Partei erleichtern, die Massen zum Kampf gegen 

jeden kapitalistischen Weg aus der Krise zu sammeln und zum Ka m pf fü r den  r evo l u t i onä ren  

Auswe g, für die proletarische Revolution, vorzubereiten. 

[291] So ist die Antifaschistische Aktion das nächste Kettenglied unserer revolutionären Politik, d i e  

Fo r m, i n  de r  w i r  d i e  E i nhe i t s f r on t t ak t ik  von  un t en  au f  de r  Bas i s  de r  Be t r i eb e, de r  

S t e m p e l s t e l l e n, de r  Ar be i t e r v i e r t e l  i n  b r e i t e s t e r  We i s e  anwe nde n. Aber es genügt 

nicht, dieses Kettenglied zu erkennen, sondern wir müssen auch in unserer revolutionären Praxis alle 

die Methoden entwickeln, die zur Ve r wi r k l i chung  d i e se r  Po l i t i k  notwendig sind. 

Wir müssen im Rahmen der Antifaschistischen Aktion die i nne r gewerkscha f t l i ch e Ar be i t  zur 

Schaffung einer breiten Oppositionsbewegung in den reformistischen Gewerkschaften mit größter 

Energie In Angriff nehmen. 

Wir müssen die Arbeit der RGO als eines der wichtigsten Transmissionsriemen der revolutionären 

Bewegung zu den Massen, der uns die Loslösung der Arbeitermassen von den Einflüssen des Klas-

senfeindes und seiner Agenten erleichtert, mit dem Kurs auf die Betriebe verbessern. 

Wir müssen in den Massen das Verständnis für die Bedeutung wecken, die den Te i l käm pf e n  im 

Rahmen der Entfaltung des Massenkampfes bis zum po l i t i s chen  Massens t r e i k  zukommt. 

Wir müssen die Antifaschistische Aktion dazu ausnutzen, das Bündn i s zwi schen  S t ad t  und  

Land  im Zeichen der proletarischen Hegemonie zu festigen, was gerade im Kampf gegen die fa-

schistische Konterrevolution von größter Bedeutung ist. 

In den Dienst der Antifaschistischen Aktion stellen wir unsere gesamte Kampagne für die Re i chs -

t agsw a h le n. Das bedeutet zugleich, daß wir diese Kampagne voll und ganz auf der Grundlage der 

Konzentration unserer Kräfte auf Betriebe und Stempelstellen für die außerparlamentarische Massen-

mobilisierung zum Kampf ausnutzen. Je s t ä r ke r da s M i l l i onenbekenn t n i s  fü r  den  Kom -

m un i smus  ausfällt, das wir durch die Anspannung aller unserer Kräfte bei den Reichstagswahlen 

erzielen wollen, de s t o ka m pf f r eud i ge r und entschlossener werden sich die Massen außerhalb 

des Parlaments bei Streiks und bei der Verteidigung ihrer revolutionären Partei zu schlagen wissen. 

Darin liegt die g r oße  auße r pa r l am en ta r i sche  Bedeu t ung  d i e se r  Re i chs t agswah l, die 

wir jedem klassenbewußten Arbeiter, jeder Arbeiterin, jedem Jungarbeiter, die wir den Werktätigen 

in Stadt und Land zum Bewußtsein bringen müssen. 

XV. Die Losung der Arbeiter- und Bauernregierung 

In unserer Massenkampagne für die Antifaschistische Aktion haben wir die Losung der Ar be i t e r- 

und  Baue r n r eg ie r ung  aufgestellt die gegenüber dem Kabinett der Industriekapitäne, Junker und 

Generäle zweifellos eine große zündende Kraft besitzt. Auch in der Frage der Anwendung dieser 

Losung blickt unsere Partei auf bestimmte E r f ah r unge n zurück, die dem großen Prozentsatz unse-

rer neuen Mitglieder weniger vertraut sind. Der Versuch der rechten Opportunisten unter Brandler 

und Thalheimer im Jahre 1923, aus der „Arbeiter- und Bauernregierung“ eine Zwischenform zwi-

schen bürgerlicher und proleta-[292]rischer Diktatur, eine „Uebergangslosung“ zu machen, war eine 

platte Ve r fä l s chu ng  dieser revolutionären Losung, die die Komintern aufgestellt hatte. Die Lo-

sung der Arbeiter- und Bauernregierung ist für uns ein Synonym  de r  p r o l e t a r i s che n  D i k t a -

t u r, eine populärere und den breiten Millionenmassen verständlichere Formulierung, mit der jedoch 

inhaltlich n i ch t s  a n de r e s  ausgedrückt wird. 
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Mit dieser Losung geben wir unserer gesamten Massenkampagne im Dienste der Antifaschistischen 

Aktion j e ne R i ch t u ng, die über die Jetzige Etappe bis zu den Reichstagswahlen und darüber hinaus 

auf da s  Z ie l  de s  r evo l u t i onä ren  Auswe gs  hinweist. Das ist um so notwendiger, als die neue 

Lage, geschaffen aus der Verschärfung der Krise und Zuspitzung der Klassengegensätze, ihrerseits 

wieder alle inneren und äußeren Gegensätze steigert und alle Widersprüche verschärft. Die Voraus-

setzungen der revolutionären Krise reifen in heftig beschleunigtem Tempo heran. Mit der unablässi-

gen Propaganda für die Arbeiter- und Bauernregierung an Steile des heutigen kapitalistisch-faschis-

tischen Regimes entfalten wir unter den Massen das Banne r  de r  Vo l ks r evo l u t i o n, in deren 

Zeichen sich die proletarische Freiheitsarmee in den Teil- und Tageskämpfen der Gegenwart, in der 

Verteidigung und im Angriff, in allen Schlachten des Klassenkampfes formiert! 

* 

Analyse der Streikaktivität in den Jahren 1929-1931  
Von P e t e r  J o t t k a s  

In seiner großen Rede über die Revolution von 1905, die er 1917 in einer Versammlung der Arbei-

terjugend in Zürich hielt, bemerkte Lenin: 

„Ja, man kann nicht einmal die Vorgänge der russischen Revolution, die Abwechselung ihrer politi-

schen Formen verstehen, ohne die Grundlage dieser Vorgänge und dieses Wechsels in der Statistik 

des Streiks zu suchen.“ 

Der Streik ist der Hebel der Revolution, denn „die breite Masse der Ausgebeuteten würde man nie in 

eine revolutionäre Bewegung hineinreißen können, wenn diese Masse nicht täglich vor sich Beispiele 

zu sehen bekäme, wo die Lohnarbeiter verschiedenster Branchen unmittelbare, sofortige Verbesse-

rungen ihrer Lage von den Kapitalisten erzwingen.“ (Lenin, ebendort.) 

Es ist also ganz entscheidend filz die Beurteilung der Entwicklung der revolutionären Aktivität der 

Massen in den letzten Jahren, wie sich die Streikaktivität entwickelt hat. Diese werden wir im folgen-

den analysieren. 

Dabei untersuchen wir zunächst ganz allgemein, der Methode Lenins folgend, die Streikhäufigkeit 

und Streikintensität. [293] 

I. A l l geme i ne  Ueber s i ch t  übe r  d i e  S t r e ik s  i n  den  J ah r en  192 9-1931  

 Anzahl 

der Streiks 

Bestreikte 

Betriebe 

Anzahl der Streikenden Zahl der gestreikten Tage 

Jahre Insgesamt pro Betrieb Insgesamt pro Streikenden 

1929 441 8606 234.543 27 4.489.870 19 

1930 366 3507 224.983 64 3.935.977 17 

1931 497 4994 177.643 36 1.989.007 11 

Diese Zahlen sind teils amtliche, teils auf Grund amtlichen Materials ausgerechnet. Sie berücksichti-

gen einen Teil der RGO-Streiks nicht. Jedoch würde sich auch auf Grund der vollständigen Berück-

sichtigung der RGO-Streiks an der Tendenz, die diese Zahlen anzeigen, nichts Wesentliches ändern. 

Die Anzahl der Streiks, zu denen auch die Aussperrungen zugezählt sind, ist von 1929 bis 1930 ge-

sunken, daraufhin aber im Jahre 1931 wieder ganz bedeutend gestiegen. Ja, i m  Jah re  1931  wu r -

den  m ehr  S t r e i k s  ge f üh r t, a l s  1929  und  1930. 

Und doch wäre es falsch, daraus auf eine erhöhte Streikaktivität zu schließen. Denn z. B. ist die Anzahl 

der bestreikten Betriebe 1931 zwar etwas höher als 1930, jedoch bedeutend niedriger als im Jahre 

1929. Zusammengenommen mit der vorangehenden Beobachtung heißt das nichts anderes, als daß die 

Anzahl der an den Streiks durchschnittlich beteiligten Betriebe 1931 kleiner war als 1929. Während 

1929 an einem Streik durchschnittlich etwa 20 Betriebe beteiligt waren, waren es 1930 und 1931 nur 

etwa 10. I m  Jah r e  1931  wa r en  du r chschn i t t l i ch  nu r  ebenso  v i e l e  Be t r i ebe  a n  j edem  

S t r e i k  be t e i l i g t  w i e  i m  Jah r e  1930  und  nu r  e t wa  ha l b  sov ie l e  w i e  im  Jah r e  192 9. 

Die Anzahl der Streikenden selbst Ist von Jahr zu Jahr zurückgegangen; sie war 1930 niedriger als 

1929 und 1931 niedriger, als 1930. 
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Anfang Juli erscheint: 

Hermann Remmele: 

„Die Sowjetunion“, Band II 
mit folgenden Kapiteln: 

Die Sozialisierung der Landwirtschaft. 

Das Finanz- und Kreditwesen. 

Das Volkseinkommen. 

Die Stellung der UdSSR. In der Weltwirtschaft. 

Der Kulturbolschewismus. 

Schwierigkeiten und „Schwierigkeiten“. Wer – Wen? 

Dem Weltoktober entgegen! 

[294] Es wurde eine immer geringere Anzahl von Arbeitern, in keinem Jahr auch nur 3 Prozent aller 

Beschäftigten, in die Streikbewegung hineingerissen. Jedoch muß man auf der anderen Seite beach-

ten, daß die Streikbedingungen immer ungünstiger wurden insofern, als die Führer der sozialfaschis-

tischen Gewerkschaften mit immer größerem Geschick es verstanden, Streiks zu verhindern. Es er-

forderte also bereits ganz andere revolutionäre Qualitäten von einer Belegschaft, in den Streik zu 

treten. So muß man also zwar sagen, daß  e i ne  im m er  ge r i nge r e  Anzah l  von  Ar be i t e r n  i n  

d i e  r evo lu t i onä r e  Bewegung  h i ne i nge r i s sen  wur d e, daß  abe r  au f  de r  ande r en  

Se i t e  d i e  Avan t ga rde  i mm er  r e i che r e  und  s chwer wi egende r e  E r f ah r ungen  sam -

m e l t e. Denn „erst der Kampf erzieht die ausgebeutete Klasse, erst der Kampf gibt ihr das Maß ihrer 

Kräfte, er. weitert ihren Horizont, steigert ihre Fähigkeit, klärt ihren Verstand auf, stählt ihren Wil-

len“. (Lenin, ebendort.) Jeder Streik im Jahre 1931 bedeutete eine weit größere Erfahrung, eine weit 

stärkere Steigerung der Fähigkeit, wie sein Ausbruch auf der anderen Seite schon eine weit größere 

Reife voraussetzte als ein Streik im Jahre 1930 – und das gleiche gilt für die Streiks im Jahre 1930 

gegenüber denen im Jahre 1929. 

Vergleichen wir die Anzahl der Streikenden und die der Streiks, so müssen wir feststellen, daß die 

Anzahl der Streikenden pro Streik zwar von 1929 bis 1980 etwas gestiegen ist, nämlich von 532 auf 

615, daß jedoch von 1930 bis 1931 die Anzahl der Streikenden pro Streik gesunken ist, und zwar 

ganz beträchtlich, nämlich auf 357. 

Aehnlich war die Entwicklung der Anzahl der Streikenden pro Betrieb. Diese stieg von 1929 bis 

1930, und zwar sehr stark: von 27 auf 64; von 1930 bis 1931 aber sank sie, wenn sie auch mit 36 noch 

höher war als im Jahre 1929. Daraus ergibt sich, daß  von  1929  b i s  1930  d i e  e i nze l nen  

S t r e i k s  e inen  g r öße r en  Umfang  gewanne n, daß  zwar  wesen t l i ch  wen i ge r  Be -

t r i ebe  a n  dem  e i nze l nen  S t r e ik  be t e i l i g t  wa r e n, abe r  wesen t l i ch  g r öße r e  Be t r i ebe  

bz w. m ehr  ode r  g r öße r e  Ab t e i l ungen  aus  dem e inze l nen  Be t r i eb e. Von  1930  b i s  

1931  dagegen  s ank  de r  Um f ang  de r  e i nze l nen  S t r e i k s, da  sowoh l  wen i ge r  Ar be i -

t e r  a n  dem  e i nze l nen  S t r e i k  be t e i l i g t  wa r en  a l s  auch  k l e ine r e  Be t r i ebe  bz w. we -

n i ge r  de r  k l e i ne r e  Ab t e i l ungen  aus  den  g r oßen  Be t r i ebe n. 

Die Zahl der gestreikten Arbeitstage sank von 1929 bis 1930 und ging in noch stark beschleunigtem 

Tempo von 1930 bis 1931 zurück. Vergleichen wir die Anzahl der gestreikten Arbeitstage und die 

Anzahl der Streikenden, s o  e r g i b t  s i ch  f ü r  1929  b i s  1930  e i n  ge r i nge r  und  von  1 930  

b i s  1931  e i n  s eh r  s t a r ke r  Rückgang  de r  Daue r  de r  S t r e i k s, 

All diese Zahlen würden zweifellos bei Berücksichtigung aller unter Führung der RGO durchge-

kämpften Streiks ein Bild ergeben, das eine stärkere revolutionäre Aktivität erkennen läßt. Jedoch 

würde auch die Berücksichtigung aller unter RGO-Führung durchgekämpften Streiks an der Tendenz 

nichts Grundlegendes ändern. 

[295] Es ist zweifellos gelungen, eine große Anzahl von Streiks gegen den Willen der sozialfaschis-

tischen Gewerkschaftsführer zu führen. Auf der anderen Seite aber muß offen erklärt werden, daß die 
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verräterische Politik der sozialfaschistischen Gewerkschaftsführer; bisher noch Millionen Arbeiter 

getäuscht und vom Streik abgehalten hat. Diesen Manövern aber werden wir mit immer stärkerer 

Kraft durch Bildung einer immer geschlosseneren revolutionären Einheitsfront aller kommunisti-

schen, sozialdemokratischen, christlichen, nationalsozialistischen bzw. unorgani[sierten] Arbeiter be-

gegnen. 

Und der Ausdruck dieser erfolgreichen Einheitsfrontpolitik wird eine steigende Anzahl von Streiks 

sein, – deren Wachstum in den letzten Wochen schon ein deutliches Zeichen zunehmend erfolgrei-

chen, Kampfes einer sich bildenden roten Einheitsfront gegen das Unternehmertum und gegen die 

sozialfaschistischen Verräter ist. 

II. D i e  S t r e i k s  i n  I ndus t r i en  m i t  übe r wi egend  ge l e r n t en   

und  i n  I ndus t r i en  mi t  übe r wiegend  unge l e r n t en  Ar be i t e r n  

Eine Analyse der Streiks kann sich jedoch keineswegs darin erschöpfen, daß man ganz allgemein die 

Streiks untersucht. Genau wie es in dem Proletariat selbst wieder Gruppen. gibt, die bei der Vorbe-

reitung des Sturzes des kapitalistischen Systems und bei diesem Sturz selber eine größere Rolle spie-

len, weil sie entweder in entscheidenden Industrien (Metallindustrie, chemische Industrie usw.), oder 

in, den Zentren der kapitalistischen Industrie (Ruhrgebiet, Mitteldeutschland usw.) arbeiten, genau 

so sind die Streiks in gewissen Industrien und gewissen Gegenden von größerer Bedeutung als in 

anderen Industrien und in anderen Gegenden. 

Auf die Bedeutung einer solchen Unterscheidung hat Lenin hingewiesen, als er in seinem schon er-

wähnten Vortrag untersuchte, wie sich die Streiktätigkeit bei den Metallarbeitern, dem fortgeschrit-

tensten Teil des russischen Proletariats, und wie bei den Textilarbeitern, einem sehr zurückgebliebe-

nen Teil des Proletariats, entwickelte. 

Wir haben im folgenden (siehe Tabelle) die Industrien in zwei große Gruppen gegliedert: in solche, 

in denen überwiegend gelernte Arbeiter beschäftigt sind, die zugleich die entscheidenden Industrien 

des deutschen Kapitalismus darstellen, und in solche, in denen überwiegend ungelernte Arbeiter be-

schäftigt sind, und die zwar, wie z. B. die Textilindustrie, ebenfalls eine außerordentliche Rolle im 

deutschen kapitalistischen System spielen, aber doch nicht so entscheidend sind wie die anderen In-

dustrien. Es ist offenbar, daß für andere Länder eine andere Gliederung notwendig ist; so wäre in 

England z. B. die Textilindustrie mit zu den entscheidenden Industrien zu rechnen, so daß es also für 

England nicht möglich ist, die Industrien im großen und ganzen gleichzeitig in solche mit überwie-

gend gelernten Arbeitern und für den Kapitalismus entscheidende einerseits, und solche mit überwie-

gend ungelernten Arbeitern, und zwar ebenfalls sehr wichtige, aber doch nicht so entscheidende In-

dustrien zu gliedern. 

[296] 
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Streiks (einschließlich Aussperrungen) nach Industrien 1929 bis 1931 

Industrie*) Anzahl der Streiks Anzahl der bestreikten 

Betriebe 

Anzahl der Streikenden Anzahl der gestreikten Tage 

 1929 1930 1931 1929 1930 1931 1929 1930 1931 1929 1930 1931 

I. Industrien mit überwie-

gend gelernten Arbeitern 

            

a) Bergbau 1 4 10 1 41 69 382 14.910 45.688 12.250 576.904 124.259 

b) Metallindustrie 115 125 102 3612 854 1148 68.096 156.510 25.210 723.764 2.544.299 336.495 

c) Holzgewerbe 54 59 83 1128 224 637 9915 4313 12.149 235.232 144.116 211.211 

d) Baugewerbe 77 50 64 1218 459 1577 13.148 5313 15.740 242.281 90.354 181.495 

 Insgesamt 247 238 259 5959 1578 3131 91.571 181.076 98.787 1.213.527 3.355.673 853.460 

 

             

 1929 1930 1931 1929 1930 1931 1929 1930 1931 1929 1930 1931 

II. Industrien mit überwie-

gend ungelernten Arbeitern 

            

a) Industrie der Steine und 

Erden 

43 30 35 244 211 133 7237 3726 5833 87.556 68.824 76.190 

b) Textil- u. Bekleidungsin-

dustrie 

62 68 61 811 1003 124 99.625 29.078 17.869 2.943.007 431.538 241.748 

c) Papier- u. Vervielfälti-

gungsind. 

23 9 26 49 9 43 3101 458 3146 42.853 4870 19.128 

d) Nahrungs- u. Genußmit-

telgew. 

27 4 12 157 54 26 6504 3306 1412 53.196 12.791 5533 

 Insgesamt 155 111 134 1261 1277 326 116.467 36.658 28.260 3.126.612 518.023 342.599 

*) Industrien, in denen in keinem der drei Jahre mehr als 1500 Arbeiter streikten, sind hier unberücksichtigt geblieben. 
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[297] Vergleichen wir die Anzahl der Streiks in den beiden Hauptgruppen. so bemerken wir, daß die 

Anzahl in der entscheidenden nicht nur absolut gestiegen ist, sondern auch gegenüber der weniger 

entscheidenden zugenommen hat. Währ end  1929  r und  61  P r ozen t  a l l e r  S t r e i k s  au f  d i e  

en t s che i dende  Gr uppe  kam en, wa r en  e s  1930  68  P r ozen t  und  1931  66  P r ozen t. 

Wenn wir uns die Anzahl der bestreikten Betriebe ansehen, so zeigt sich folgende Verteilung: Wäh-

rend 1929 noch nicht fünfmal soviel bestreikte Betriebe in der entscheidenden Gruppe waren, wäh-

rend es 1930 sogar noch nicht einmal anderthalbmal soviel waren, betrug die Anzahl der bestreikten 

Betriebe 1931 in der entscheidenden Gruppe das mehr als zehnfache von der in der weniger entschei-

denden Gruppe. 

D i e  S t r e ikak t i v i t ä t  ha t  a l so  i n  den  en t s che i denden  I ndus t r i en  r e l a t i v  zugenom -

m e n, eine Feststellung, die nicht darüber hinwegtäuschen kann, wie gering die Streikaktivität über-

haupt war. Ausschlaggebend ist dabei, daß es an Streiks ge rad e  i n  den  g r oßen  und  g r öß ten  

Be t r i eben  f eh l t e. 

Anders ist das Bild, wenn wir die Anzahl der streikenden Arbeiter und der gestreikten Arbeitstage 

betrachten. Hier können wir zwar für 1930 eine bedeutende Zunahme der Aktivität in der entschei-

denden Gruppe feststellen, jedoch ergibt sich für 1931 eine recht beträchtliche Senkung, die zwar 

kleiner sein wurde, wenn die RGO-Streiks besonders im Bergbau voll berücksichtigt wären, die aber 

auch dann zu beobachten wäre. 

Währ end  a l so  d i e  S t r e i kak t i v i t ä t  i n  de r  en t s che i denden  I ndus t r i eg r uppe  1931  

zugenomm en  ha t, sowe i t  Anzah l  de r  S t r e i ks  und  de r  be s t r e i k t en  Be t r i ebe  i n  

F r age  s t ehe n, m üssen  wi r  e ine  Senkung  de r  be t e i l i g t en  Ar be i t e r  und  i n sbeson -

de r e  de r  S t r e i kdaue r  f e s t s t e l l e n. 

Es zeigt sich, daß wir zwar die Elementarregeln der Streikstrategie Insofern befolgt haben –‚ als wir 

unsere Aktivität vornehmlich auf die entscheidenden Industrien, auf die entscheidenden Schichten 

des Proletariats gerichtet haben. Auf der anderen Seite ist es aber uns keineswegs gelungen, eine 

wirklich starke Streikaktivität zu entwickeln, an den entscheidenden Stellen, nämlich den Großbe-

trieben, Streiks auszulösen, und eine breite Streikfront aufzurollen und zwar trotz steigender Kampf-

bereitschaft der Massen, die sich in Streiks gegen den Willen der sozialfaschistischen Gewerkschafts-

führer, aber auch ohne daß wir genügend Initiative entwickelt hätten, gezeigt hat). 

Der einzige Weg aber, auf dem die Steigerung der Streikaktivität, die große Teile der Arbeiter erfaßt, 

möglich sein wird, und auf dem sie in den letzten Wochen (bei den Bauarbeiterstreiks) möglich ge-

wesen ist, ist der Weg der Einheitsfront. Einheitsfront zwischen den verschieden organisierten Arbei-

tern, zwischen organisierten und nichtorganisierten Arbeitern, zwischen den einzelnen Abteilungen 

eines Werkes zwischen den verschiedenen Werken, zwischen Betriebsarbeitern und Arbeitslosen, 

zwischen den Männern in der Fabrik und den Hausfrauen Einheitsfront [298] des Proletariats muß 

unsere Losung sein, um eine erhöhte Streikaktivität zu erreichen. 

* 

Untersuchen wir die einzelnen Industrien, so können wir sowohl für 1930 als auch für 1931 eine 

gesteigerte Aktivität der Bergarbeiter feststellen In der Metallindustrie hat dagegen seit dem großen 

Aufschwung im Jahre 1930 eine rückwärtige Bewegung eingesetzt, die die Streikaktivität 1931 unter 

die des Jahres 1929 heruntergedrückt hat (was auch bei Berücksichtigung aller unter RGO-Führung 

ausgelösten Streiks gilt). In der Holzindustrie hat nach einem Rückschlag im Jahre 1930 wieder ein 

Aufschwung stattgefunden, der die Streikaktivität sogar über die des Jahres 1929 erhöht hat. Auch 

im Baugewerbe können wir eine ähnliche Bewegung feststellen, und zugleich schon jetzt bemerken, 

daß das Jahr 1932 eine weitere ganz starke Steigerung gegenüber 1931 bringen wird. 

In der Industrie der Steine und Erden haben Schwankungen stattgefunden, ohne daß man von stärke-

ren Steigerungen oder Senkungen der Streikaktivität sprechen kann. Anders in der Textil- und Be-

kleidungsindustrie. Hier hat die Streikaktivität ganz entschieden von Jahr zu Jahr nachgelassen. Man 
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sieht deutlich, daß bisher nur erst ein verhältnismäßig geringer Teil der Textilarbeiter zur revolutio-

nären Avantgarde gehört. Genau die gleiche Beobachtung können wir für das Nahrungs- und Genuß-

mittelgewerbe machen. Auch hier ein starker ununterbrochener Rückschritt in der Streikaktivität. Im 

Papier- und Vervielfältigungsgewerbe dagegen hat nach dem Rückschlag im Jahre 1930 wieder eine 

etwas, stärkere Aktivität im Verlauf des Jahres 1931 eingesetzt. 

* 

Die vorangehende Analyse der Streikaktivität des deutschen Proletariats ist in vielfacher Weise un-

genügend. Es wäre unbedingt notwendig, die Streiks, wie es auch Lenin getan hat, daraufhin zu un-

tersuchen, ob sie vornehmlich ökonomische oder vornehmlich politische Streiks sind. Es wäre not-

wendig, die Streiks nach Industriezentren zu untersuchen. Es wäre schließlich vor allem notwendig, 

die amtliche Streikstatistik durch eine RGO-Streikstatistik zu kontrollieren und zu ergänzen. (Jedoch 

reicht das vorliegende Material für solche Untersuchungen noch nicht aus.) 

Denn eine sorgfältige Analyse der Streikaktivität Ist nichts anderes als eine Analyse der entscheiden-

den Massenaktivität Wir brauchen aber unbedingt eine solche Analyse, um Unsere Fortschritte zu 

kontrollieren, unsere schwachen Punkte zu erkennen und die Strategie und Taktik der Organisierung 

der Massenaktivität sachgemäß zu bestimmen. 

Im Juli-Heft erscheint ein umfangreicher Artikel über 

Weltwirtschaft und Weltpolitik 

Im 1. Halbjahr 1932 

[299] 

Einige Lehren des Kampfes gegen die imperialistische Kriegsgefahr im Bezirk Wasserkante  
Von H. J. 

Die neue gewaltige Verschärfung der Kriegsgefahr, die sich durch die unmittelbaren Folgen des At-

tentats in Tokio und den Sieg der Militär-Partei des japanischen Imperialismus, aber auch durch die 

Entwicklung der Generalsdiktatur in Deutschland und durch die Auswirkungen des Gorgulow-Atten-

tats in Frankreich immer deutlicher zeigt, machen es notwendig, eine Bilanz über die bisherigen Er-

fahrungen aus unserem Kampf gegen die imperialistische Kriegsgefahr und besonders gegen die 

Kriegslieferungen für die japanischen Imperialisten zu ziehen. Der Bezirk Wasserkante und insbe-

sondere der Hamburger Hafen hat von Anbeginn des chinesisch-japanischen Krieges, aber auch in 

den Konflikten der früheren Jahre immer eine hervorragende Rolle als Knotenpunkt für die Verschif-

fung von Kriegsmaterial aus allen europäischen Ländern nach dem Fernen Osten gespielt. Es war 

darum kein Zufall, daß auch in dem jetzigen Stadium des Kampfes der Deutschen Kommunistischen 

Partei gegen den imperialistischen Krieg diese besondere Rolle Hamburgs in Erscheinung trat. 

Die nachstehende Untersuchung stützt sich im wesentlichen nur auf die Erfahrungen, die der Bezirk 

Wasserkante und vor allem die Hamburger Parteiorganisation in diesem Kampfe gesammelt hat. Aber 

es handelt sich hier um Erfahrungen, die eine grundsätzliche Bedeutung für die Arbeit der Partei auf 

diesem Gebiete auch im Reichsmaßstabe und vom internationalen Gesichtspunkt her gewinnen. 

Die Enthüllungskampagne über die Kriegslieferungen im Hamburger Hafen 

Diese Kampagne setzte fast gleichzeitig mit dem Ueberfall des japanischen Imperialismus auf China 

ein. Von Tag zu Tag häuften sich die Meldungen über Kriegslieferungen und hier muß vor allem die 

Rolle der Arbeiterkorrespondenten der „Hamburger Volkszeitung“ hervorgehoben werden, die, mobi-

lisiert durch die ersten Veröffentlichungen und auf Grund besonderer Anweisungen und einer prakti-

schen Aufgabenstellung in einer Konferenz der Redaktion mit den Arbeiterkorrespondenten buchstäb-

lich Tag und Nacht den Hafen kontrollierten, wobei es gelang, durch die Beschaffung von einer Reihe 

von Originaldokumenten, Verladezetteln und dergleichen nicht nur die Totschweigetaktik der bürger-

lichen und sozialdemokratischen Presse zu durchbrechen, sondern gleichzeitig durch die photographi-

sche Wiedergabe dieser Dokumente einen unwiderleglichen Tatsachenbeweis für das blühende 
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Kriegsgeschäft der europäischen Kriegsindustrie zu liefern. Diese Enthüllungen führten zu den fol-

genden drei Hauptergebnissen: 

1. Es gelang an Hand einiger Dokumente, Prag als eine der Hauptzentralen für die Verschickung von 

Kriegsmaterial nach Japan festzu-[300]stellen. Dabei zeigten sich außerordentlich wichtige interna-

tionale Zusammenhänge dieser Prager Kriegslieferungszentrale, nicht nur mit der französischen Rüs-

tungsindustrie Schneider-Creuzot, sondern auch mit weißgardistischen Elementen der ehemaligen 

„russischen Legion“, die in Prag seit den Tagen des ersten Interventionskrieges gegen die Sowjet-

union, durch tschechoslowakische Regierungsgelder unterstützt, eine der gefährlichsten Verschwö-

rerzentralen für die Entfesselung des Interventionskrieges gegen die Sowjetunion in den französi-

schen Vasallenstaaten Frankreichs darstellt. Es konnten nämlich auch weitere Beziehungen dieser 

weißgardistisch-faschistischen Prager Organisation mit den deutschen Nationalsozialisten festgestellt 

werden, und knapp eine Woche später bestätigten die Enthüllungen des sozialistischen Abgeordneten 

Paul Faure in Paris, die er in seiner Kammerrede brachte, im einzelnen diese Enthüllungen. 

Die Tatsachen, daß diese internationalen Zusammenhänge nur durch einen Zufall möglich wurde, 

nämlich durch die Entdeckung der Prager Absenderadresse auf dem Verladezettel für einen Waggon 

tschechoslowakischer Munition, der in Hamburg für Japan verladen wurde, bedeutet zugleich eine 

wichtige Lehre für die Zukunft. Diese Lehre heißt: J ede s, auch  da s  s che i nba r  ge r i ng fü -

g i g s t e  Dokum en t, j ede r  Ta t sac henbewe i s  übe r  Kr i egs l i e f e r ungen  kann  z u  dem  

en t s che i denden  Gl i ed  we r de n, da s  d i e  ganze  Ke t t e  de r  Bewe i se  e r f a s sen  l äß t, 

du r ch  d i e  da s  i n t e r na t i ona l e  Ve r schwör e r ne t z  de r  Kr i egsve r b r eche r  au f gedeck t  

we r den  kan n. 

2. Das zweite wichtige Ergebnis dieser Enthüllungen war, daß durch die Feststellung des Herkunftsor-

tes dieser Lieferungen auch in anderen Bezirken des Reiches, so vor allem in Mitteldeutschland 

(Leuna-Werk) und in Ludwigshafen-Leverkusen (IG-Farben), die Aufmerksamkeit unserer Genossen 

und der revolutionären Arbeiterschaft überhaupt auf die Kriegsproduktion gelenkt wurde. 

3. Dam i t  wa r  abe r  zug l e i ch  e i ne  äuße r s t  w i ch t ige  po l i t i s che  Fes t s t e l l ung  ge t r o f -

f e n, nämlich die Fe s t s t e l l ung  des  s t a r ken  I n t e re s se s, da s  d i e  deu t s che  Kr i egs i ndus t -

r i e  a l s  e i ne r  de r  Haup t l i e f e r an t en  für den  j apan i s chen  Räube r i m per i a l i sm us  de r  

En t wi ck lung  de s  os t a s i a t i s chen  Konf l i k t e s  ha t. Die enge Verbindung, die gerade die IG-

Farben durch Warmbold im Brüningkabinett hatte und jetzt im Kabinett Papen wiederum haben, 

macht dieses Interesse entscheidend mitbestimmend für den Kurs der deutschen Außenpolitik. Die 

Partei fand so Gelegenheit, in ihrer Agitation gerade an Hand dieser Tatsachen das Märchen von der 

angeblichen Desinteressiertheit und Neutralität Deutschlands beweiskräftig zu widerlegen. 

Die Wirkung der Enthüllungen auf die Arbeiter 

Welche Auswirkungen hatten diese Enthüllungen auf die Arbeiter selbst? Hier muß festgestellt wer-

den, daß diese Wirkung durchaus verschiedenartig war. Zwe i f e l l o s  ha t  d i e se  Kam pagne  i n  

[301] s t ä rk s t em  Maße  au f k l ä r end  abe r  d i e  Bedeu t ung  de s  o s t a s i a t i s chen  Kon-

f l i k t s  f ü r  d i e  we i t e r e  En t wi ck l u ng  de r  Kr i egsge f ah r  gegen  d i e  Sowj e t un i on  ge -

wi r k t  und  zwe i f e l l os  ha t  s i e  auch  be i  soz i a l dem okr a t i s chen  Anhänge r n  mi t  dazu  

be i ge t r age n, den  soz i a l f a sch i s t i s chen  Füh r e r n  d i e  Lügenhe t ze  übe r  d i e  angeb -

l i ch  von  den  Kom m uni s t en  e r f undene  und  „gar  n i ch t  bes t ehend e“ Kr i egsge f ah r  

e r s chwer t  und  s ch l i eß l i ch  unm ög l i ch  gem ach t. 

Ande r e r se i t s  abe r  m uß t e  s i ch  nach  ku r ze r  Ze i t  da s  auße r o r den t l i che  Mi ßve r hä l t -

n i s  zwi schen  unse ren  En t hü l l ungen  übe r  t a t säch l i che  Kr i egs l i e f e r ungen  und  

den  t a t säch l i chen  Ak t i onen  zu  i h r e r  Ver h i nde r ung  (s t r eng  genom m en  wur de  nu r  

e i ne  e i nz ige  so l che  Ak t i on  au f  dem  Dam pf e r  „Cob l en z“ dur chge f üh r t) ungüns t i g  

auswi r ke n. 

Eine Anzahl gefährlicher Stimmungen, die vor allem die von den reformistischen Gewerkschaftsfüh-

rern sofort bewußt und systematisch er zeugten Hoffnungen, durch diese Kriegslieferungen Arbeit zu 
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erhalten, machten sich bald bemerkbar und verhinderten in einer Reihe von Fällen auch tatsächlich 

Aktionen gegen die Kriegstrausporte. De r  We l t e i nhe i t skong r eß  de r  Wasse r t r anspo r t a r -

be i t e r, de r  Ende  M a i  i n  Ham bur g  t ag t e, ha t  h i e r  e i ne  e r n s t e  Wendung  i m  S i nne  

de s  w i r k l i chen  Uebe r gangs  z u  Ak t i onen  gegen  d i e  Kr i egs l i e f e r ungen  geb rach t, 

w i e  da s  vo r  a l l en  D i ngen  i n  dem  heroischen Beispiel de r  Ha f ena r be i t e r  und  See l eu t e  

(de r  deu t schen  und  po l n i s che n) im Hafen von Gdingen bereits  zum Ausdruck kommt. 

Die Wirkung der Enthüllungen auf den Klassenfeind 

Das Verhalten der Bourgeoisie, die ja in Hamburg das besondere Interesse des Reedereikapitals an 

diesen Kriegstransportgeschäften in den Vordergrund stellen muß, war wechselnd. Wochenlang ver-

suchte man zunächst durch die einfache Tak t i k  de s  To t s chwe i gen s‚ um so das Bekanntwerden 

der Kriegslieferungen in breitester Oeffentlichkeit zu verhindern. Diese Tak t i k  wurde  m i t  e i ne r  

auße r o r den t l i ch  bem er kenswer t en  Di sz i p l i n  von  de r  ge sam t en  P re s s e, vom  soz i -

a l dem okra t i s chen  „Ham bur ge r  Ec h o“ b i s  zum na t i ona l soz i a l i s t i s chen  „Ham bur -

ge r  Tageb l a t t“ bef o lg t. Zweifellos war dieser Gesichtspunkt auch dafür maßgebend, daß schär-

fere Unterdrückungsmaßnahmen gegen unsere Presse zur Verhinderung dieser Enthüllungen zu-

nächst nicht getroffen wurden. W a s  m an  e r r e i chen  wo l l t e, wa r, daß  übe r  d i e se  L i e f e r un-

gen  m ög l i chs t  wen ig  i n  de r  Oe f f en t l i chke i t  gesp rochen  wür de  und  daß  s i e  s o  un -

behe l l i g t  und  ohne  S t ö r ung  de s  Geschä f t s  f ü r  das  Reede r e i kap i t a l  du r chge f üh r t  

we r den  könn t e n. Natürlich konnte diese Tak-[302]tik nicht lange durchgehalten werden. Die 

energischen Massenagitationen der Kommunistischen Partei und ihrer Presse auf diesem Gebiet 

zwangen den Gegner nach kurzer Zeit, die Vogel-Strauß-Taktik aufzugeben und zunächst mit einigen 

faulen Dementis alles abzuleugnen – wobei riesige Sprengstoff-Lieferungen für Japan sogar als Lie-

ferungen für ostasiatische Bergwerke“ bezeichnet wurden! –‚ sehr bald aber, als auch diese Demen-

tiertaktik nichts mehr fruchtete, zur Hetze gegen diese Enthüllungen überzugehen. Das  To l l s t e  

l e i s t e t en  s i ch  dabe i  d i e  deu t s chna t i ona l en  „Ham bur ge r  Nach r i ch t e n“, d i e  i n  e i -

nem  g r oßen  Ar t i ke l  „Der  t äg l i che  komm uni s t i s che  Landesve r r a t“ zur  s chä r f s t en  

Un t e r d r ückung  de r  kom m un i s t i s chen  Presse wegen  i h r e r  En t hü l l ungen  übe r  d i e  

i m per i a l i s t i s che  Kr i egsge f ah r  r i e f e n, durch die das „Auslandsgeschäft gefährdet“ würde. 

Aber sehr bald zeigte sich auch eine andere Wirkung der Enthüllungen und der dadurch erfolgten 

Massenmobilisierung gegen diese Kriegslieferungen. Wenige Tage nach Erscheinen dieses Artikels 

der „Hamburger Nachrichten“ ließen die Meldungen über Kriegslieferungen im Hamburger Hafen 

nach. Man mußte zuerst annehmen, es habe sich hier um ein Nachlassen der Wachsamkeit und Akti-

vität unserer Arbeiterkorrespondenten gehandelt. Ganz zweifellos spielte auch die Inanspruchnahme 

der gesamten Organisationen in den drei kurz aufeinanderfolgenden Wahlkämpfen eine Rolle im 

Sinne verminderter Aufmerksamkeit auf diesem Gebiete. Hinzu kam, daß offenbar mit dem Abschluß 

der Waffenstillstandsverhandlungen zwischen China und Japan Aufträge größeren Stils nur noch we-

nig oder gar nicht mehr erteilt wurden. Das  würde  so f o r t  ande r s, a l s  d i e  A t t en t a t e  i n  Pa r i s  

und  Tok i o  d i e  Lage  e r neu t  ve r s chä r f t e n. Von  d i e sem  Augenb l i ck  an  t r a f en  wi e -

de r, wenn  auch  v i e l  s e l t ene r  a l s  i m  e r s t en  S tad i um  de r  En t hü l l ungskam pagn e, 

Me l dungen  übe r  Kr i egs t r anspo r t e  i m  Ham bur ge r  Hafen e in. J apan i sche  Bes i ch t i -

gungen  in  Kr i egsbe t r i eben  und  ähn l i che  Ta t s achen  s i gna l i s i e r t en  d i e  e r höh t e  

Tä t i gke i t  de r  Kr i egs i nd us t r i e  a l s  unm i t t e l ba r e  Fo l ge  de r  neuen  Ve r schä r f ung  i n  

Os t a s i e n. De r  Zus am m en hang  i s t  o f f ens i ch t l i c h. 

Dennoch kann die geringere Zahl von Kriegstransporten über den Hamburger Hafen selbst in dieser 

zugespitzten Situation mit alledem nicht genügend erklärt werden. Wi r  haben  v i e l m ehr  a l l e  

Ur sache  anzunehm e n, daß  d i e  eu r opä i sche  Kr i egs i ndus t r i e  e i ne  Re i he  von  Maß-

nahm en  ge t r o f f en  ha t, um  d ie  Zah l  de r  übe r  Hambur g  gehenden  Kr i egs l i e f e r un -

gen  z u  ve r m i nde r n. Aus den spärlichen Meldungen der ausländischen Presse ist immerhin zu 

entnehmen, daß größere tschechoslowakische Munitions- und Waffentransporte, die anfangs fast aus-

schließlich über Hamburg nach Japan gingen, heute immer häufiger den Weg über Triest und über 

das Mittelmeer nehmen. 
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[303] Eine zweite wichtige Tatsache, die für eine solche p l anm äß i ge  Um l e i t ung  de r  Kr i egs -

t r anspor t e  spricht, wurde vor wenigen Tagen durch unsere badische Parteipresse gemeldet, wo-

nach größere Lieferungen von chemischem Kriegsmaterial zur Herstellung von Giftgasen, die eben-

falls vorher per Bahn nah Hamburg und von dort nach Ostasien gingen, jetzt unmittelbar nach Frank-

reich und von dort entweder direkt oder über holländische Häfen nach Ostasien geliefert werden. 

Auch eine Reihe von Meldungen über Verschiffung von Kriegsmaterial in englischen Häfen könnte 

für eine solche Umleitung sprechen. Dabei fällt eins auf: D i e  Kr i egs i ndus t r i e  bevo r zug t  be i  

de r  Auswah l  von  Hä f en  f ü r  d i e  Ve r sch i ckung  des  Kr i egsma t e r i a l s  so l che  Lände r, 

i n  denen  de r  E i n f luß  de r  Kom m uni s t i s chen  Pa r t e i  ve r hä l t n i smäß i g  s chwach  i s t. 

Das  he i ß t  i n  e r s t e r  L i n i e  I t a l i e n, wo  d i e  I l l ega l i t ä t  d i e  Massen m ob i l i s i e r ung  ge -

gen  so l che  Kr i egs l i e f e r u ngen  e r s chwer t, dann  abe r  auch  Ho l l and  und  Eng l an d, 

wo  de r  E in f l uß  unse r e r  P r e s se  und  de r  Pa r t e i  we i t aus  ge r i nge r  i s t  a l s e t wa i n 

De u t s c h lan d. Alle diese Ueberlegungen scheinen die Annahme zu rechtfertigen, daß die Rüstungs-

industriellen der begonnenen Massenmobilisierung der Arbeiter an der Wasserkante gegen die 

Kriegslieferungen durch eine solche strategische Umleitung ihrer Transporte zu begegnen versucht. 

Die Rolle der sozialfaschistischen Führer 

Eine besondere Betrachtung verdient die Haltung der Sozialdemokratie in Hamburg gegenüber dem 

von unserer Partei und ihrer Presse eingeleiteten Kampf gegen die Kriegslieferungen. Diese Haltung 

zeigt alle Schattierungen der Unterstützung der imperialistischen Räuber, vom Totschweigen über 

den Versuch der Demoralisierung von Arbeitslosen über die frechste Kommunistenhetze und Anti-

bolschewistenpropaganda b i s  zum  d i r ek t en  E i nsa t z  de r  vo m  Soz i a l dem okr a t en  

Schön f e lde r  be f eh l i g t en  Po l i z e i, d i e  mi t  Waf f engewa l t  i m  Ham bur ge r  Ha fen  d i e  

Ve r l adung  von  Kr i egsp r oduk t i on  au f  j apan i s che  Dam pf e r  gegen  e twa i ge  Ak t i o -

nen  de r  Ha f ena r be i t e r  und  See l eu te  z u  i h r e r  Verh i nde r ung  s i che r t. 

Die Forderung der kommunistischen Bürgerschaftsfraktion auf Einstellung der Kriegstransporte im 

Hamburger Hafen antwortete der Redner der Sozialdemokratie mit dem Hinweis auf den Versailler 

Vertrag, der ein Eingreifen beispielsweise im tschechoslowakischen Freihafengebiet unmöglich mache. 

In den Gewerkschaften erklärten die Bürokraten den Kampf der Kommunisten gegen diese Lieferungen 

als einen Kampf gegen die Interessen der erwerbslosen Hafenarbeiter und Seeleute. Der Welteinheits-

kongreß der Wassertransportarbeiter, der zuerst in Hamburg stattfinden sollte, wurde ebenfalls vom 

Sozialdemokraten Schönfelder verboten, und er war es auch, der nach der Verlegung des Kongresses 

nach [304] Altona sich bei zentralen Stellen in Berlin für ein Verbot des Kongresses überhaupt ein-

setzte. I m  üb r i gen  abe r  ve r t r a t  da s  „Hambur ge r  Ech o“ – üb r igens  d i e  e r s t e  soz i a l -

de m okr a t i s che  Ze i t ung  i n  De u t s c h l a nd‚ d i e  s i ch  o f f en  „fü r  d i e  Be t e i l i gung  J a -

pans  a n  de r  w i r t s cha f t l i chen  E r sch l i eßung  Ch i na s“ und  das  he i ß t  f ü r  d i e  im per i -

a l i s t i s chen  Raubansp r üche  de s  j apan i schen  I m pe r i a l i sm us  e i n se t z t e  – noch bis in 

die allerletzte Zeit hinein den Standpunkt, daß von einer Bedrohung de r  Sowj e tun i on  du rc h  

den  o s t a s i a t i s chen  Konf l i k t  ke i ne  Rede  s e i n  könn e, und  daß  e s  nu r  e in  Bewe i s  f ü r  

den  „Bankr o t t  de r  kom m uni s t i s chen  Po l i t i k  i n  Deu t s ch l a n d“ s e i, wenn  d i e  Füh -

r ung  de r  KPD d i e  Pa r o l e  de r  Ve r t e i d igung  Ch i nas  und  de r  Sowj e tun i on  ausgeb e. 

Die Schwenkung in der Agitation der Zweiten Internationale, die dieser Tage durch die Zü r i che r  

Tagu ng  de r  Exeku t i ve  und ihrem demagogischen Aufruf zur Frage der Kriegsgefahr vollzogen 

wurde, begleitete das „Hamburger Echo“ mit einem neuen Hetzartikel gegen die Sowjetunion, der 

von so blindem Haß diktiert war, daß darin die Behauptung aufgestellt wurde, ganz gleich, wie ein 

Krieg zwischen Sowjetunion und Japan ausgehe, werde er jedenfalls zum Sturz der Sowjetregierung 

führen und zwar entweder als Folge der Niederlage der Sowjetarmee oder aber, falls die Sowjetunion 

freiwillig Gebiete an Japan abtreten werde (!)‚ als Folge innerer Aufstände oder schließlich im Falle 

des Sieges der Roten Armee als Folge eines Staatsstreichs des siegreichen roten Generals, der die 

Rolle eines „Sowjet-Bonaparte“ spielen werde! 

Dennoch muß festgestellt  we rde n, daß  de r  Zü r i che r  Auf r u f  de r  Zwe i t en  I n t e r na t i -

ona l e  ohne  Zwe i f e l  zu r  Fo l ge  gehab t  ha t, daß  d i e  D i skus s i onsm ög l i chke i t en  mi t  
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sozialdemokratischen und Re i chs banne r a r be i t e r n  übe r  d i e  Kr i egsge f ah r  gegen  d i e  

Sowj e t un i on  s i ch  auße r o r den t l i ch  ve rbe s se r t  habe n. Die Kluft zwischen der antibol-

schewistischen Auffassung der sozialfaschistischen Führer und der aus dem Klasseninstinkt der SPD-

Arbeiter zwangsläufig immer stärker wachsenden Sympathie dieser Proletarier für das Land des sieg-

reichen sozialistischen Aufbaus, erschwert den antibolschewistischen Kriegshetzern in der Führung 

der SPD zweifellos ihr schmutziges Handwerk als Büttel des Weltimperialismus für den Kampf ge-

gen die Sowjetunion. 

Die nächsten Aufgaben 

Schon das Feb r ua r-P len um  des  Zen t r a l kom i tee s  unserer Partei, besonders die Rede des Ge-

nossen Ernst Thälmann auf diesem Plenum, und auch das M a i-P lenum  haben  a l s  d i e  e n t -

s c h e i dende  Auf gabe  i m  Kam pf  f ü r  d i e  Ve r t e i d ig ung  de r  Sowj e t un i on  de n  Uebe r -

gang  von  de r  Ag i t a t i o n  und  von  de r  b l o ßen  En t hü l l ungskam pagne  zu r  Ta t  gegen  

d i e  i m per i a l i s t i s chen  Kr i egsv e r b r ec hen  au f ges t e l l t. [305] Für diesen Uebergang gilt es, 

die Voraussetzungen zu schaffen. Dabei müssen wir einmal und vor allem an die unmittelbaren be-

trieblichen Interessen der Wassertransportarbeiter und der Arbeiter der Kriegsbetriebe zur Auslösung 

von Kämpfen für ihre Forderungen anknüpfen, die dann in der weiteren Entwicklung von selbst den 

politischen Charakter von Kämpfen gegen die imperialistische Kriegsgefahr nehmen, andererseits 

aber muß die Rolle der deutschen Bourgeoisie als kriegsvorbereitender Faktor und müssen die un-

mittelbaren Folgen eines Krieges auf die Lebenshaltung der Arbeiter und der werktätigen Massen 

überhaupt viel konkreter in unserer Agitation aufgezeigt werden. Nur  we nn  d i e  de u t s c hen  Ar -

be i t e r  d i e  Uebe r zeugung  vom  Kr i egswi l l en  de r  deu t s chen  Bour geo i s i e, nu r  wenn  

s i e  d i e  Uebe r zeug ung  gewi nnen  we r de n, daß  de r  Kam pf  fü r  d i e  Ve rh i nde r ung  e i -

ne s  so l chen  Kr i eges  und  zwar  ke i neswegs  nu r  de r  Kam pf  zu r  Ve r h inde r ung  von  

Kr i egs t r anspo r t e n, sonde r n  vo r  a l l em  und  i n  e r s t e r  L i n i e  de r  Kam pf  f ü r  d i e  Be -

se i t i gung  de s  den  Kr i eg  gebä r enden  kap i t a l i s t i s chen  Sys t em s  i m  e igenen  Lande  

zug l e i ch  e i n  Kam pf  f ü r  d i e  Ve r t e i d i gung  i h r e r  e i gens t en  Le bens i n t e r e s sen  i s t, 

d i e  de r  kom m ende  Kr i eg  au f  da s  e r n s t e s t e  bedr oh t, nu r  dann  we r den  wi r  d i e  Auf -

gaben  e r fü l l e n, d i e  i n  v i e l  höhe r em  Maße  a l s  e s  de r  deu t schen  Pa r t e i  b i she r  ge -

l ungen  i s t, be r e i t s  du r ch  d i e  po l n i s che  Sek t i on  de r  Kom muni s t i s chen  I n t e r na t i -

ona l e  e r fü l l t  we r de n, um  n i ch t  z u r eden  von  de m  he l denha f t en  Kampf de r  j apan i -

s chen  und  ch i ne s i schen  Kom m uni s t e n, de r  e i n  we i t h i n  l euch t endes  Be i s p i e l  r e -

vo l u t i onä r en  Opf e r m u t s  und  r evo l u t i onä r e r  En t s ch l o s senhe i t  i m  Kam pf  de r  Ar -

be i t e r k l a s se  gegen  d i e  im pe r i a l i s t i s chen  Kr i egsve r b r eche r  i s t. 

* 

Die Klassenerziehung der Arbeiterkinder und die Rolle der Pionierbewegung  
Von P i o n i e r   

(Schluß) 

Hier liegen große Schwierigkeiten, die nicht durch negative Kritik überwunden werden können. Wir 

müssen verstehen, die Kritik an den Mängeln der Pionierbewegung pos i t i v  zu wenden. Wir müssen 

die Sache der Erziehung der Arbeiterkinder zur Sache der Arbeiterklasse zu machen verstehen. Wir 

können sie nicht nur durch das große Beispiel der Sowjetunion begeistern! Wir müssen auch 

d i e  Bege i s t e r ung  de r  Ar be i t e r s cha f t  fü r  d i e  r evo l u t i on ä r e  K l a s sene r z i e -

hung  i h r e r  K i nde r [306] 

wecken. Dazu bedarf es einer breiten ideologischen Kampagne, die nicht nur die Grundsätze der 

Klassenerziehung und den sozialistischen Ausweg aus kapitalistischer Kindernot zeigt, sondern auch 

ganz  konk r e t  den  Inha l t  und  d i e  Me t hoden  de r  Ar be i t  de r  P i on i e r bewegung  

d i e  Theo r i e  und  P r ax i s  de r  ak t i ven  Massenk i n de rbeweg ung. 

Zeigen wir, was wir wollen, und die Schwierigkeiten, die auf dem Weg zu diesem großen Ziel liegen. 

Dann wird es auch gelingen, die Kräfte zur Lösung unserer großen Aufgabe zu schaffen. Dazu müssen 
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wir die Aufgabe der Klassenerziehung konkreter stellen. In den Beschlüssen der 3. Internationalen 

Leiterberatung von 1927 wurde der Pionierbewegung „außer den Aufgaben zur Organisierung des 

Kampfes und der Arbeit der Kinder auf allen Gebieten“ die Aufgabe zugewiesen „allen ihren Mit-

gliedern und womöglich auch einem größeren Kinderkreis eine Reihe persönlicher Gewohnheiten, 

sowie eine Anzahl elementarer, klassenpolitischer Kenntnisse beizubringen, die in ihrer Gesamtheit 

die Grundlage der Eigenschaften deren ein zukünftiges Mitglied des KJV und der Partei bedarf, bil-

den werden. Diese Gewohnheiten und Kenntnisse sind in der Hauptsache folgende: 

a) organisatorische und propagandistische, wie z. B. die Fähigkeit im Laufe der Arbeit eine Reihe 

Genossen um sich zu scharen, ferner die Stimmung der nächsten Umgebung festzustellen und sich an 

führender Stelle zu betätigen usw. 

b) Mut, Zähigkeit im Kampf um das gesteckte Ziel, Geschicklichkeit der Wachsamkeit des Klassen-

feindes zu entgehen und ihn zu täuschen usw. 

c) Beharrliches Streben zum politischen Wissen (Umgang mit Buch und Zeitung), Erwerbung neuer 

Kenntnisse kritische Erfassung des Gelesenen und Gehörten, besonders in Schule und bürgerlichen 

Büchern, 

d) Arbeitsgewohnheiten als Vorstufe zum weiteren selbständigen Leben. 

e) Elementare Kenntnisse über die eigene Organisation, über ihre Aufgaben und ihre Arbeit, über die 

Kinder anderer Länder, über die Gesellschaftsklassen und ihren Kampf, über den KJV und die Partei, 

über die wichtigsten Organisationen der Arbeiterklasse (Gewerkschaften Partei usw.), über die Ver-

räter der Arbeiterklasse über ihre Feinde, über die UdSSR, ihre Erfolge und Mängel.“ 

Der großen Aufgabe der revolutionären Klassenerziehung der Arbeiterkinder in einer starken Pio-

nierbewegung müssen Partei, Jugendverband und unter ihrer Führung die gesamte Arbeiterklasse 

ernsthafte Aufmerksamkeit zuwenden. 

VI. 

Die Verwirklichung der Klassenerziehung der Arbeiterkinder in einer breiten Massenbewegung ist 

entscheidend abhängig von der Schaffung leitender Kader aus den Reihen des KJV und der Partei 

(bei Heranziehung auch von Sympathisierenden). 

Der KJV stellt sich das Ziel der Verwandlung in eine zahlenmäßig stärkere Organisation als die Partei 

ist. Indem der Jugendverband um die Erreichung dieses Zieles kämpft, muß den Roten Jungpionieren 

das Ziel gestellt werden, unter unmittelbarer Führung des KJV den KJV zahlenmäßig einzuholen. 

Dieses Ziel kann nicht ohne Hilfe der Partei erreicht werden. 

[307] Das heutige Verhältnis zwischen der Mitgliederstärke der RJP, des KJV und der Partei ist fol-

gendes: 

 Mitgliedszahl RJP, KJV, KPD Zahl d. Orgtruppen RJP, KPD 

Berlin  1 : 10 : 45  1:6 

Wasserkante  1 : 2 : 15  1 : 5 

Sachsen  2 : 3 : 8  1:5 

Thüringen  1 : 4 , 3: 10  1 : 6 

Niederrhein  1 : 7 : 47  1 : 10 

Schon diese wenigen Zahlen – in anderen Bezirken ist es nicht besser zeigen, daß weder die Partei, 

noch der KJV ernsthaft ihre Kräfte für die Schaffung einer starken Pionierbewegung eingesetzt haben. 

Auch die Führung der Pionierbewegung bei den proletarischen Massenorganisationen durch die 

Kommunisten wurde noch nicht verwirklicht. Die Schaffung von Pionierabteilungen bei den Mas-

senorganisationen führte vielmehr in vielen Fällen dazu, daß die Schaffung von Abteilungen von 

Roten Jungpionieren, die unter unmittelbarer Führung der Partei und des KJV stehen, zugunsten der 

IAH-, RH-Pioniere usw. vernachlässigt wurde. Ja, in vielen Fällen wurden Abteilungen von Roten 

Jungpionieren in IAH-Pionier-Abteilungen umgewandelt. Hessen-Waldeck berichtet: „Die Roten 
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Jungpioniere waren zum Teil zu den Rote-Hilfe-Jungpionieren gelaufen und zum Teil hatten sie auch 

die Lust verloren.“ In Hessen-Frankfurt gingen die Roten Jungpioniere auf 50 Prozent ihrer bisheri-

gen Mitgliederzahl zurück, die IAH-Pioniere wuchsen auf über doppelte Mitgliederzahl an. Auch in 

diesem Prozeß zeigen sich die zwei Ursachen für die ungenügende Entwicklung: schlechtes, inneres 

Leben, keine die Kinder fesselnden, ihrer Aktivität genügenden Methoden und keine Führung durch 

Partei und Jugend. In den Richtlinien heißt es über das Verhältnis der Partei und des KJV zu den 

Kinderabteilungen der Massenorganisationen: 

„Gegenüber allen anderen proletarischen Kinderorganisationen, gegenüber allen proletarischen Kindern spielt 

die Pionierorganisation eine führende Rolle, die darin besteht, daß alle Kinder in den Kampf unter den von der 

Partei, KJVD und Pionierorganisation aufgestellten Losungen hineingezogen, daß die Arbeitsformen und Me-

thoden etc. Pioniere in andere proletarische Kinderorganisationen hineingetragen, daß alle werktätigen Kinder 

in die Pionierbewegung hineingezogen werden. Dies bedeutet jedoch nicht, daß die Pionierorganisation den 

RJP-Kinderorganisationen gegenüber gleiche leitende Funktionen hat, wie Partei und KJVD gegenüber den 

Massenhilfsorganisationen. Die Anleitung der Arbeit sämtlicher Kinderorganisationen wird unmittelbar vom 

KJVD verwirklicht.“ 

Für die Führung der Pionierbewegung durch den Jugendverband mit Hilfe der Partei und bei Heran-

ziehung breiter Kreise von Sympathisierenden gilt in vollem Umfange das, was Genosse Thälmann 

in seinen Bemerkungen zur Arbeit der Jugendverbandes schrieb: 

„Diese Führung kann nur verwirklicht werden durch ein Höchstmaß kameradschaftlicher Erziehung und akti-

ver Hilfe. Die Pflicht der Betriebszellen der Partei, Jugendzellen von sich aus zu schaffen, wo der Jugendver-

band selbst noch nicht dazu imstande war, ist ein wichtiger Teil dieser Unterstützung. Aber darüber hinaus gilt 

es für alle Organe der Partei, von der Zelle bis zum Zentralkomitee, in der täglichen Arbeit die Bedürfnisse 

des Jugendverbandes zu berücksichtigen, den Jugendverband in den Kampagnen entsprechend seinen Aufga-

ben und seinem Wirkungsbereich mit einzuschalten und umgekehrt den Kampagnen des Jugendverbandes in 

der Arbeit der Partei den notwendigen Anteil zu verschaffen. Diese Einstellung der Partei zum Jugendverband 

muß wiederum in der Arbeit des KJVD ihre entsprechende Widerspiegelung finden.“ 

Aus allem Gesagten gilt es, die Schlußfolgerung zu ziehen, daß Partei und KJV entschiedene Maß-

nahmen zur Hilfe für die Pionierbewegung und zu ihrer politischen und praktischen Führung ergrei-

fen müssen. Die vollkommene Einheit der Kampffront der drei Generationen muß verwirklicht wer-

den. 

[308] Erstens müssen wir die Fragen der Erziehung und des Lebens der Kinder allseitig aufrollen. Es 

gilt, die Aussichtslosigkeit des Schicksals der Arbeiterkinder im Kapitalismus zu zeigen und – am 

Beispiel der Sowjetunion – den sozialistischen Ausweg konkret zu zeigen. 

Zweitens auf der Basis einer wirklichen Einheitsfronttaktik mit den sozialdemokratischen, „christ-

lich-unpolitischen“ und allen anderen Arbeitereltern eine große revolutionäre Eltern- und Erziehungs-

bewegung zu schaffen und den Masseneinfluß der SPD in der Erziehung der Arbeiterkinder zu liqui-

dieren. 

Drittens in Verbindung mit dieser Elternbewegung und den Klassenkämpfen auf allen Gebieten starke 

Kräfte für die Pionierbewegung mobilisieren, um sie zu einer solchen Bewegung auszubauen, die 

„ausgehend von den elementarsten Bedürfnissen und primitivsten Interessen der Kinder bei Berück-

sichtigung aller Entwicklungsstadien des Kindes“ die Aufgabe der Klassenerziehung der Arbeiter-

kinder zu lösen imstande ist. 

Die Aktivität und die Begeisterungsfähigkeit der Kindermassen sind unerschöpflich. Lernen wir sie 

einzusetzen und in der großen Bewegung der jungen Pioniere der internationalen Klassenerziehung 

dienstbar zu machen! 

[309] 
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Die Internationale  

15. Jahrgang ⁕ Berlin, August 1932 ⁕ Heft 7/8 

Die neue Etappe der Bolschewisierung der KPD  
Von Ernst Thälmann 

I. Die Reichstagswahlen vom 31. Juli 1932 

Die KPD hat bei den Reichstagswahlen vom 31. Juli einen ernsten Erfolg errungen. Sie ging a l s  

e i nz i ge  s i eg r e i che  Pa r t e i  aus einem Wahlkampf hervor, der von der Bourgeoisie mit dem ent-

gegengesetzten Ziel geführt worden war. Die faschistischen Machthaber, die Regierung Papen-

Schleicher und ihre nationalsozialistischen Handlanger, hatten den Reichstag aufgelöst, um mit Hilfe 

des Wahlkampfes und eines Wahlsieges der reaktionären Parteien ihre Politik der unmittelbaren Auf-

richtung der faschistischen Diktatur in Deutschland zu fördern. Nachdem durch den f a sch i s t i -

s chen  Ums t u r z  vom 20. Ju l i  ein bestimmter Wendepunkt auf dem Wege zur faschistischen 

Diktatur überschritten wurde, galt es für die faschistischen Machthaber erst recht, mit Hilfe der 

Reichstagswahl ihre Machtpositionen in den Massen zu festigen, Hemmungen und Widerstände aus-

zuschalten. Da s  ist mißlungen. 

Ein Wahlkampf, der mit einem Ter r o r  gegen die Kommunistische Partei sondergleichen durchge-

führt wurde, endete mit einem stolzen Wah l s i eg  de r  KPD. 

Ein Wahlkampf, der von den Machthabern im wesentlichen auf Wunsch und Betreiben der Führer 

der faschistischen Massenbewegung, der Na t i ona l soz i a l i s t e n, in Szene gesetzt wurde, weil diese 

auf einen neuen Massenzuwachs, vor allem aus dem proletarischen Lager, spekulierten, endete mit 

einer S t agna t i o n, teilweisen Erscheinungen des Rückganges  der nationalsozialistischen Welle. 

Ein Wahlkampf, bei dem die soziale Hauptstütze der bürgerlichen Klassenherrschaft, der „gemäßigte 

Flügel des Faschismus“, die Soz i a ldem okr a t i e, unter den denkbar günstigsten objektiven Bedin-

gungen einer seit 1919 noch nicht vorhanden gewesenen Scheinopposition agitierte und die größten 

Anstrengungen entfaltete, um klassenbewußte revolutionäre Arbeiter aus der roten Klassenfront in 

die Gefolgschaft des Reformismus zu verführen, endete mit einer neuen, e r n s t e  N iede r l age  de r  

Soz i a l dem okr a t i e, mit dem Uebergang von mehr als einer halben Million sozialdemokratischer 

Arbeiter in die Gefolgschaft des Kommunismus. 

Am Ende eines Wahlkampfes, in dem die „linken“ Filialen des Sozialfaschismus, SAP  und  Br and -

l e r i s t en , alle Formen ihrer [310] schamlosen Betrugsmanöver gegen die Kommunistische Partei 

zur Entfaltung gebracht hatten, erwies es sich, daß durch die Politik der KPD diese Grüppchen nahezu 

ze r s chm et t e r t wurden. 

Alle Fraktionen der Bourgeoisie hatten großsprecherisch eine N i ede r l a g e der Kommunisten ange-

kündigt. Ganz besonders die Sozialdemokratie spekulierte auf einen Niedergang, eine I s o l i e run g 

de r  KPD von den Massen. Die Nationalsozialisten gaben sich der trügerischen Hoffnung hin, in die 

Reihen der kommunistischen Arbeitermassen eindringen, in die KPD, diesen einzigen Schutzwall 

gegen den Einbruch des Faschismus in das Proletariat, eine Bresche schlagen zu können. Die Papen, 

Schleicher und Gayl rechneten auf eine Wahlniederlage der KPD, um desto leichter ihre geplanten 

Ve r bo t smaßnahm e n und faschistischen Anschläge auf die revolutionären Klassenorganisationen 

des deutschen Proletariats durchführen zu können. 

Die Antwort auf alle diese Spekulationen war der W a h l s i eg de r KPD  vom 31. Juli. Die Partei 

erzielte mit 5,367 Millionen Stimmen, die auf die Liste der KPD entfielen (abzüglich jener etwa 

80.000 SAP- und anderen Stimmen, die von den Arbeiterwählern vielfach auch in dem Bewußtsein 

abgegeben wurden, daß sie der KPD zugute kämen), das s t ä rk s t e  Massenbekenn t n i s  aus Anlaß 

einer Parlamentswahl, das bisher in Deutschland oder überhaupt in irgendeinem Lande für eine revo-

lutionäre Partei des Proletariats erreicht wurde. Sie gewann etwa 700.000 bis 780.000 Stimmen ge-

genüber 1930, etwa e in e M i l l i on  S t i m men  gegenübe r  den  l e t z t en  g röße r en  Pa r l a -

m en t swah l en  vom  24. Apr i l  in Preußen, Bayern, Württemberg usw., wenn man deren Ergebnis 
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auf das Reich umrechnet. Die Partei gewann gegenüber 1930, von Ausnahmen wie Berlin, Hamburg, 

Chemnitz-Zwickau, Halle-Merseburg, Magdeburg, Thüringen, Südhannover-Braunschweig, Stadt 

Frankfurt a. M. abgesehen, fast den gesamten Ve r l u s t de r  Soz i a l dem okr a t i e  a n  Ar be i t e r -

s t i mm en  und eroberte darüber hinaus f a s t  e i ne  ha l be  Mi l l i on  Stimmen von Arbeitern und 

Werktätigen zurück, die im Frühjahr bereits vorübergehend der Gefolgschaft de s  Na t i ona l soz i -

a l i sm us  verfallen waren. 

Betrachtet man alle diese positiven Faktoren und mißt sie an den Plänen der Bourgeoisie bei den 

Reichstagswahlen, so ergibt sich unzweifelhaft, daß der Wah l s i e g der KPD am 31. Juli auch au -

ße r pa r l am en t a r i sc h im Rahmen des proletarischen Kampfes gegen den Faschismus, gegen die 

Diktatur der Bourgeoisie, einen e r n s t e n E r f o l g darstellt. 

II. Die Voraussetzungen unseres Wahlsieges 

Der 31. Juli beendigt das Mär che n von der angeblichen Isolierung der KPD als Folge ihrer revolu-

tionären Generallinie, das die schmutzigen Agenten der Sozialdemokratie nach den Präsidentschafts- 

und Preußenwahlen verbreiteten. Die Bourgeoisie hat im vergangenen Frühjahr bewußt den Versuch 

gemacht, durch die rasche Aufeinanderfolge erst der P r ä s i den t s cha f t swah l e n, dann der P r eu -

ße n- und sonstigen Länderwahlen, die KPD in eine schwierige Situation zu manövrieren. Auch in 

den Reihen unserer Partei gab es vereinzelte Stimmungen, die durch eine G l e i chse t zun g der Prä-

sidenten- mit [311] allgemeinen Parlamentswahlen gegenüber diesen Manövern der Bourgeoisie 

n i ch t  d i e  genügende  Fes t i gke i t  bewiesen. Die Partei hat gegen  a l l e  Dep re s s i ons s t i m -

m u n ge n  und alle Tendenzen, die auf eine Abschwächung des Kampfes gegen die Sozialdemokratie, 

auf eine Aende r ung  de r  Po l i t i k  der Partei, eine Ve r b iegung  i h re r  Gene ra l l i n i e  hinaus-

liefen, mit stärkster Energie den Kampf aufgenommen und durchgeführt. 

Das war no t wend i g  und r i ch t i g, wie der 31. Juli mit seinem siegreichen Vormarsch der Partei 

bewe i s t. Manche Funktionäre und Parteigenossen, die in der Vergangenheit die Bedeutung der i de -

o l og i s che n Of f ens iv e für die revolutionäre Praxis nicht ganz verstanden, die den zähen Kampf  

de r  Pa r t e i  zu r  Uebe r wi ndung  a l l e r  Hemm ungen  und  Wi de r s t ände  gegen  d i e kon -

k r e t e Anwendun g de r l e n in i s t i s che n S t r a t eg i e und Tak t i k unterschätzen, werden heute, 

nach den Lehren des 31. Juli, besser ve r s t ehe n, welche Bedeutung dieses i nne r e R i nge n der 

Partei, die volle Entfaltung der bolschewistischen Se l b s t k r i t i k und der schonungslose Kampf  

gegen  a l l e  Abwe i chunge n für den revolutionären Vormarsch, für den Klassenkampf des Prole-

tariats haben. Diese Lehren müssen wir auch berücksichtigen, wenn wir das Wahlresultat der Reichs-

tagswahlen analysieren, die Erfolge der Partei auf der einen, die vorhandenen Mängel und Schwächen 

auf der anderen Seite überprüfen und daraus die Schlußfolgerungen für die weiteren Aufgaben der 

Partei ziehen. Das alles ist notwendig. Aber dabei müssen wir alle d i e j en i gen  P r ob l em e  unse -

r e s  i nne rpa r t e i l i chen  Lebens  und  unse r e r  i nne r en  Pa r t e i en t wi ck lung  aus  de r  

l e t z t e n Ze i t  in den Kreis unserer Betrachtung einbeziehen, die für die Entwicklung der revolutio-

nären Bewegung in Deutschland im Laufe des letzten Jahres eine Rolle spielten und zu dem Vor-

marsch der Partei wie für zeitweilige Rückschläge bedeutungsvoll sind. Mit anderen Worten: wir 

müssen die jüngsten Erfahrungen unserer revolutionären Arbeit und Politik n i ch t  l o sge l ö s t von 

den großen Fragen unseres Ringens um eine höhe r e S t u f e  de r  Bo l s chewi s i e rung  de r  KP D  

betrachten, sondern als einen Bestandteil dieses Kampes, dem uns, nach den Beschlüssen des Febru-

arplenums des Zentralkomitees, über die Schwelle einer neue n E t appe  unse r e r  Bo l s chewi -

s i e r ung  führen soll. 

Diese Betrachtungsweise ist von größter Bedeutung. Die heutige Lage nach den Reichstagswahlen 

stellt an die Kommunistische Partei Deutschlands ge s t e i ge r t e  Anf or de r unge n. Nichts wäre 

ve r hängn i svo l l e r, als „auf den Lorbeeren des 31. Juli auszuruhen“. Der Erfolg darf uns nicht 

schwindlig machen. Will die Partei die Anforderungen dem geschichtlichen Stunde erfüllen, dann 

muß sie in beschleunigtem Tempo den Weg zur Ueberwindung der vorhandenen Schwächen und 

Mängel fortsetzen, auf dem wir bis zum 31. Juli einen gewissen Abschnitt vorwärts marschiert sind. 
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III. Unser Durchbruch in der Anwendung der Einheitsfronttaktik 

Wodurch war es möglich, daß die Partei ihre vorübergehende Stagnation im vergangenen Frühjahr in 

den letzten Monaten verhältnis-[312]mäßig rasch überwinden, ihren Vor m arsch  fo r t s e t z e n  und 

auch gegen den verstärkten Druck des Terrors der Bourgeoisie behaupten konnte? Auf eine einfache 

Formel gebracht kann man sagen, daß d i e  w i ch t i g s t e  Que l l e  unse re s  Wahl s i eges  vom  31 . 

Ju l i  d i e  Or gan i s i e rung  de r  An t i f a s ch i s t i s che n Aktion wa r. 

Was bedeutet das aber? Die Antifaschistische Aktion, ihre Einleitung und Organisierung durch die 

Partei war ein erster konsequenter Versuch, konkrete Formen f ü r  d i e  Anwend ung  de r  E i n -

he i t s f r on t t ak t i k  von  un t e n, vor allem gegenüber den sozialdemokratischen, freigewerkschaft-

lichen Arbeitern und proletarischen Reichsbannermitgliedern, zu finden und an zuwenden. 

Wir haben auch in der Vergangenheit Versuche zur Anwendung der Einheitsfronttaktik gemacht. 

Aber es hieße die Tatsachen leugnen, wenn wir nicht aussprechen würden, daß dieser Anwendung 

der Einheitsfronttaktik mehrfach Hemmungen entgegenstanden. Auch handelte es sich vorwiegend 

um Einzelhandlungen in unserer Politik, nicht um eine konsequen t e, sy s t ema t i sche  und  l e -

bend i ge  Anwendu ng  de r  E i nhe i t s f r on t t ak t i k  a l s  e i ne r  Haup t m e t hode  i m  R i ngen  

um  d i e  Mehr he i t  de r  Ar be i t e rk l a s s e. In unseren Besch l ü s sen  gab es längst Klarheit über 

die Notwendigkeit einer solchen Politik. Auf dem Feb r ua rp l enu m des Zentralkomitees bezeich-

neten wir die Einheitsfrontpolitik als das Haup tke t t eng l i e d der proletarischen Politik. In der P r a -

x i s waren wir jedoch lange Zeit hindurch nicht imstande, die Widerstände gegen die Anwendung 

dieser richtigen Grundsätze zu überwinden. 

Mit der Einleitung der An t i f a s ch i s t i s chen  Ak t i on  hat die Partei auf d i e se m Gebiete eine 

großzügige Wendun g vollzogen. Man kann heute feststellen: von den Beschlüssen des Febru-

arplenums, deren Durchsetzung in der Partei eine gewisse Zeit vernachlässigt wurde, ist nunmehr der 

Beschluß über die Notwendigkeit und Bedeutung der E i nhe i t s f r on t t ak t i k  in den letzten drei 

Monaten, seit Beginn der Antifaschistischen Aktion, in der gesamten Partei durchgesetzt worden. 

Man muß weiter sagen, daß d i e se r  i deo l og i sche  und  p r ak t i s che  Dur chb r uch  i n  unse r en  

e i genen  Re i hen  de r  w i ch t i g s t e  Sch l ü s se l  zum  Er f o l g  am  31. Ju l i  wa r. 

Mit vollem Recht sagte Genosse S t a l i n auf dem XV. Parteitag der KPSU über die Einheitsfronttaktik: 

„Die Taktik der Einheitsfront wurde von Lenin gerade deswegen aufgestellt, um den Millionenmassen der 

Arbeiterklasse der kapitalistischen Länder, die von den Vorurteilen des sozialdemokratischen Opportunismus 

infiziert ist, den Uebergang rum Kommunismus zu e r l e i c h t e r n.“ 

Es ist uns ge l unge n, die Mauer, die dank der Politik der sozialfaschistischen Führer jahrelang zwi-

schen den sozialdemokratischen und freigewerkschaftlich organisierten Arbeitern und dem revoluti-

onären Proletariat bestand, zu durchstoßen. Es ist uns ge l unge n, bei breiten Massen der sozialde-

mokratischen und freigewerkschaftlichen Arbeiterschaft die Ueberzeugung auszulösen und zu festi-

gen, daß es der Kommunistischen Partei mit ihrem Kampf für die Herstellung der roten Einheitsfront 

im Kampf gegen den Faschismus e rn s t ist, daß wir die [313] Einheitsfronttaktik n i ch t  als eine bloße 

„Taktik“ zum Scheine anwenden, sondern in erster Linie als e i ne  w i r k l i che  Me t hod e  zu r  

S t e i ge r ung  de s  Kam pf es  gegen  d i e  Bour geo i s i e. 

Dieses Bewußtsein breiter sozialdemokratischer Arbeitermassen bildet eine Vor ausse t zun g dafür, 

diesen Arbeitermassen als nächsten Schritt ein objektives Verständnis dafür beizubringen, daß unser 

Kampf gegen die SPD n i c h t, wie ihre Führer behaupten. „Hilfe für den Faschismus“ ist, sondern 

daß wir diesen Kampf als einen unen t beh r l i chen  Bes t and t e i l  de s  w i r k l i chen  Massen -

kam pf e s  gegen  d i e  Bour geo i s i e, gegen  da s  kap i t a l i s t i s che  Sys t em, gegen  den  Fa -

sch i sm us  be t r e i be n. Das aber ist der Weg zu einer wirklichen Ueberzeugung der sozialdemokra-

tischen Arbeiter von der Ro l l e  de r  Kom m uni s t i s chen  Pa r t e i  als der einzigen Klassenpartei 

des Proletariats, eine Voraussetzung für den Uebergang dieser Arbeiter ins Lager des Kommunismus. 

Die Massen von sozialdemokratischen Arbeitern, die bei den Reichstagswahlen ins Lager der KPD 

übergegangen sind, haben diesen Grad der Selbstverständigung bereits erreicht. Es sind, wie wir 
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sahen, über eine halbe Million. Unzweifelhaft gibt es, dank der richtigen Einheitsfronttaktik im Rah-

men der Antifaschistischen Aktion, darüber hinaus heute sicherlich we i t e r e  Mi l l i onen  soz i a l -

dem okr a t i s che r  Arbe i t e r, die noch nicht so weit sind, mit ihrer Partei zu brechen. aber doch 

schon einen Schritt näher ans Lager der revolutionären Klassenfront gerückt sind, gemeinsam mit 

den Kommunisten faschistische Anschläge abgewehrt haben oder abzuwehren bereit sind und einen 

Teil ihres bisherigen Mißtrauens gegen die KPD schon abgelegt haben. Dieser Prozeß einer Um -

s t e l l ung im Lager der sozialdemokratischen und freigewerkschaftlichen Arbeitermassen ist ein wei-

terer Erfolg der richtigen Anwendung der Einheitsfronttaktik der KPD. 

IV. Ein Erfolg unserer Ideologischen Offensive. 

Diese große Wendung zur systematischen Anwendung der Einheitsfronttaktik mußte im schä r f s -

t en  Kam pf  gegen  r ech t soppo r t un i s t i s che  Abwe i chungen  und  Tendenzen  e r fo l -

ge n. Um die KPD von ihrer revolutionären Strategie und Taktik abzudrängen auf eine opportunisti-

sche Blockpolitik mit der SPD, setzten die SPD- und ADGB-Führer ihren ganzen Einfluß ein, entfal-

teten die „linken“ Filialen des Sozialfaschismus, Br and l e r i s t e n und SAPD  alle Aktivität, und der 

konterrevolutionäre Agent der internationalen und auch deutschen Bourgeoisie, Le o T r o t zk i, sein 

ganzes Geschwätz. Auch in unseren eigenen Reihen gab es mehrfach Tendenzen des Nachgeben s  

gegenüber  d i e sen  Be t r ugsm anöve r n  de r  Soz i a l dem okr a t i e  und  i h r e r  „l i nke n“ Fi -

l i a l e n. Einzelne Stimmungen waren vorhanden, die faschistische Offensive der Bourgeoisie durch 

eine Wendun g in unserer revolutionären Politik zu beantworten, unsere strategische Orientierung 

des Haup t s t oße s innerhalb der Arbeiterklasse gegen die Sozialdemokratie zu kor r i g i e r e n. Op-

portunistische Fehler einer Verfälschung der revolutionären Einheitsfronttaktik in der Linie der E i n -

he i t s f r on t  von  oben  tauchten vielfach auf. 

[314] Die Partei hat rücksichtslos den Kampf gege n j ede n Ve r suc h de r  Ve r wi schung  unse -

r e r  K la s se n l i n i e, gegen jeden Versuch der Abschwächung unseres prinzipiellen Kampfes gegen 

die Sozialdemokratie aufgenommen, ohne auch nur im mindesten auf die konsequente Anwendung 

der E i nhe i t s f r on t t ak t i k  im  r evo l u t i onä ren  S i nne  zu verzichten. 

Hiermit kommen wir zu der zweiten wichtigsten Quelle unseres Erfolges. Es ist uns im wesentlichen 

gelungen, die Massen der Kommunisten und revolutionären Arbeiter Deutschlands auf der Linie un-

serer r evo lu t i onä r en  S t r a t eg i e  und  Tak t ik  zusammenzureißen und von der Richtigkeit dieser 

unserer Generallinie zu überzeugen. Es ist uns vielfach gelungen, im Kampf gegen jede liberale Ge-

genüberstellung von Demokratie und Faschismus in der gesamten revolutionären Arbeiterschaft Ver-

ständnis für die Ro l l e  de r  Soz i a l dem ok r a t i e als „gemäßigten Flügel des Faschismus“, als „so-

ziale Hauptstütze der Bourgeoisie“, zu schaffen. Das aber war notwendig, um angesichts der neuen 

Lage, nach dem faschistischen Staatsstreich in Preußen, angesichts des neuen Fußtritts der Bourgeoi-

sie für die Sozialdemokratie und deren scheinradikaler Oppositionspropaganda, dennoch die r i ch -

t i ge S t r a t eg i e und  Tak t i k  i m  Kam pf  um  d i e  E r obe r ung  de r  Mehr he i t  de r  Ar be i t e r -

k l a s se  anwenden und sichern zu können. 

Diese richtige revolutionäre Politik durchzuführen, war nicht ohne weiteres selbstverständlich. Auch 

in unseren Reihen tauchte zeitweilig die Neigung zu einer „strategischen Wendung“ auf, die faktisch 

auf eine L iqu i d i e r ung  unse r e r  Gene r a l l i n i e, auf eine Absc hwä c hung de s  Kam pf es  

gegen  d i e  Soz i a l dem okr a t i e hinauslief. Diese Einstellung ging davon aus, daß die Kommunis-

tische Partei j ewe i l s  ihren Haup t s t oß  gegen den j en i gen  Flügel in der Front der Bourgeoisie 

und ihrer Parteien richten müsse, auf den sich die Bourgeoisie vor allem orientiere. Das war früher 

die Sozialdemokratie. Heu t e sind es, im Zeichen des Papen-Schleicher-Regimes, die Na t i ona l -

soz i a l i s t e n. 

E i ne  so l che  s chema t i sche  E ins t e l l ung  s i eh t  j edoch  vö l l i g  von  unse re r  K l a s sen -

po l i t i k  a b, von  unse r e r  s t r a t eg i s chen  Haup t au f gab e, d i e  Mehr he i t  de r  Ar be i t e r -

k l a s se  f ü r  den  Kampf um die E r obe r ung  de r  po l i t i s chen  Mach t  z u gewi nne n. Auf diese 

große Aufgabe im Dienste der proletarischen Revolution ist unsere Strategie und Taktik eingestellt. 

Die Frage unserer strategischen Orientierung darf nicht einfach mechanisch nur von der jeweiligen 
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Strategie der Bourgeoisie abhängig gemacht werden, sondern in erster Linie muß dabei unsere Po -

l i t i k  i nne r ha l b  de r  e i genen  Kl a s s e, des Proletariats, ausschlaggebend sein. 

Um die proletarischen Massen in den Kampf gegen die Diktatur der Bourgeoisie zu führen, die heute 

in den Formen und mit den Methoden einer faschistischen Diktatur ausgeübt wird, müssen wir den 

Einfluß der Sozialdemokratie auf entscheidende Teile des Proletariats mit den größten Anstrengun-

gen unsererseits brechen. Ohne gleichzeitig die [315] Politik der SPD in der Arbeiterklasse zu i so -

l i e r e n, ohne die sozialdemokratischen Arbeitermassen vom Einfluß ihrer Führer l o szu l ö se n, mit 

anderen Worten: ohne  den  g l e i chze i t i gen  s chä r f s t en  Kam pf  gegen  d i e  Soz i a l de m o-

k r a t i e  kann  e s  ke i ne  E i n r e i hun g de r SPD-Ar be i t e r i n d i e a n t i f a s ch i s t i s ch e Kampf -

f r on t  und  dam i t  auch  ke i nen  e r f o l g r e i chen  M a s senkam pf  gegen  d i e  f a s ch i s t i s che  

D i k t a t u r  und ihre Terror- und Kampforganisation in Deutschland, den Hitlerfaschismus, geben! 

Der zähe und offensive Kam pf  gegen  den  Hi t l e r fa sch i sm u s, mit dem Ziel, seine Reihen von 

außen zu be r enne n  und von innen zu ze r s e t ze n, wozu jetzt die günstigsten Vorbedingungen her-

anreifen, erfordert zugleich, daß wir die SPD schlagen. 

Das Wahlresultat vom 31. Juli spiegelt die Tatsache wider, daß die Partei mit Erfolg ihre Offensive 

für die weitere Isolierung der SPD in der Arbeiterklasse fortgeführt hat. Mit der Durchsetzung der 

r i ch t i gen  r evo l u t ionä r en  S t r a t eg i e  und  Tak t i k  i m  Rahm en  de r  An t i f a s ch i s t i -

s c h e n  Ak t i on  hat die Partei in den letzten Monaten die Lehren und Beschlüsse des Februarplenums 

des ZK. in der Frage der strategischen Orientierung praktisch zur Anwendung gebracht. Es handelt 

sich hierbei um einen Erfolg der i deo l og i s che n Of f ens ive ‚ die das Zentralkomitee Ende 1931 

zur wirklichen Durchsetzung der Besch l ü s s e  de s  XI. P l enum s  des  EKKI  in Deutschland ein-

leitete und die auf dem Februarplenum des ZK erneut aufs stärkste gefördert wurde. Die große Be-

deutung der Lehren und Beschlüsse des XI. P l enu m s de s EKKI  und die Notwendigkeit ihrer selb-

ständigen Verarbeitung und Konkretisierung für Deutschland wird die Masse unserer Parteiarbeiter 

gerade angesichts der schwierigen politischen Probleme der letzten Wochen immer stärker erkennen. 

Gerad~ dadurch, daß es der Hitlerpartei nicht gelang, stärker in die Arbeiterklasse einzudringen, 

ergibt sich, daß die Rolle der SPD als soziale Hauptstütze nicht vermindert wird. 

Die i deo l og i s che  Of f ens i v e, in deren Dienst das Zentralkomitee vor allem sein theoretisches 

Organ, die „Internationale“, als wichtigste Waffe anwendet, ist eine une r l äß l i che  Vor aus se t -

zung  f ü r  E r f o l ge  unse r e r  r evo l u t i onä r en  P r ax i s  unse r e r  Massena rbe  i t. Diese Be-

hauptung, die wir auf dem Februar-Plenum des ZK aufstellten, und in der gesamten Partei nachdrück-

lichst gegen  a l l e  S t im m unge n  und  Tendenzen  ve r t e i d i g t e n, die der ideologischen Offen-

sive und Entfaltung der bolschewistischen Selbstkritik entgegenwirkten wird heute durch die Tatsa-

che der neuen Erfolge der Partei in vollem Umfange e r hä r t e t. 

Mit der ideologischen Offensive versuchten wir die Direktiven des bedeutungsvollen Br i e fe s de s 

Genos se n S t a l i n über Abweichungen an der theoretischen Front auf die Arbeit der KPD anzu-

wenden. So sicherten wir uns, auch auf der Linie des Stalin-Briefes, gegen die Betrugsmanöver der 

„linken“ Filialen des Sozialfaschismus. Die Erfolge der ideologischen Offensive bei der Klärung un-

serer Kader und darüber hinaus der revolutionären Arbeiterschaft in der Frage der revolutionären 

Strategie und Taktik sind die zwe i t e  w i ch t ig s t e  Que l l e  f ü r  unse r e n [316] neuen  Vor -

m ar sc h, wie er sich im Wahlsieg der Kommunisten vom 31. Juli dokumentiert. 

V. Fortschritte im Kampf gegen den Hitlerfaschismus 

Die dritte Frage, die wir behandeln müssen, wenn wir untersuchen wollen, auf Grund welcher Fakto-

ren wir unsere vorübergehende Stagnation überwinden konnten, betrifft den Kamp f gege n  de n 

H i t l e r f a sch i s m us. Sie ist selbstverständlich mit den beiden vorhergehenden Fragen ebenso ver-

knüpft wie diese untereinander Eine besondere Schwäche zeigte sich bei den drei Wahlen dieses 

Frühjahrs. Bei gewissen Schichten des Proletariats vor allem unter Teilen der Erwerbslosen, gab es 

Stimmungen, die von einer Machtübernahme Hitlers eine raschere Katastrophe, eine be sch leu -

n i g t e  r evo l u t i onä re  Zus p i t zun g e r hof f t e n. Diese Stimmungen vermochten wir nicht mit 

genügendem Erfolg zu zerschlagen. Wir haben schon bei früheren Gelegenheiten darauf hingewiesen, 
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daß unsere Schwäche im Kampf gegen solche Stimmungen mit den a l lgem e i nen  Schwäche n  

de r  Pa r t e i im Kampf gegen den Faschismus und speziell gegen die faschistische Massenbewegung 

der NSDAP zusammenhängt 

Einerseits waren es die Folgen der f a l s che n Losu ng: „Sch l ag t  d i e  Fa sch i s t e n, wo  i h r s i e  

t r e f f t!“, durch die unser Kampf gegen die Stimmungen des i nd i v i due l l en  Te r r o r s  erschwert 

wurde und die sich schädlich gegen die Entfaltung des wirklichen antifaschistischen Massenkampfes 

auswirkten. Zum anderen war es die sehr lange Zeit in der Partei vorhandene Un t e r schä t zun g de r  

na t i ona l soz i a l i s t i s c hen  Bewegung  überhaupt, die Uns nach den Reichstagswahlen im Sep-

tember 1930 und noch stärker im Frühjahr 1931 zu einem gewissen Ausruhen auf vorübergehender 

kleinen Erfolgen im Kampf gegen die Hitlerbewegung und zu ungenügendem Verständnis für die 

Rolle des faschistischen Terrors verleitete Eine solche Unterschätzung der Hitlerbewegung kam noch 

im Bericht der deutschen Delegation auf dem XI. Plenum zum Ausdruck. Schließlich hatten wir im 

Dezember 1930 bei der Behandlung des Charakters der Brüning Regierung bestimmte Fehler und 

Ueberspitzungen in denen sich objektiv die falsche, vom XI. Plenum des EKKI wi de r l eg t e  The -

o r i e  ausdrückte, daß die faschistische Diktatur die zwangs l ä u f i g e‚ le t z t e Fo r m der bürgerli-

chen Klassenherrschaft darstelle, nach der es nur noch die proletarische Diktatur geben könne, die 

also gewissermaßen ein Sp r ungbre t t für die proletarische Revolution darstelle. Mit dem Kampf 

gegen solche falschen Auffassungen haben wir in den Reihen unserer Partei z u  l ange  gezöge r t. 

Auch in diesem Punkt war die Auswertung des XI. P l enu m s de s EKK I  zu schwach 

Erst im Rahmen der i deo l og i sch e n  Of f ens i ve  und ganz besonders in den l e t z t e n M o na te n 

seit der Präsidentschaftswahl haben wir nach sorgfältiger und genauer Prüfung der Beratungen und 

Beschlüsse des XI. Plenums einen erfolgreichen Aufklärungsfeldzug, gegen diese falschen Theorien 

und Auffassungen in unseren Reihen und darüber hinaus im gesamten Proletariat entfaltet. Die Be-

deutung dieses Kampfes wird heute erst recht für jeden revolutionären Arbeiter ver-[317]ständlich 

sein. Denn heute verficht der gesamte gemäßigte Flügel der Bourgeoisie, einschließlich der ganzen 

demokratischen Presse und nahezu der gesamten sozialdemokratischen Führerschaft seit den Wahlen 

vom 31. Juli offen die Theo r i e  des  „Her an la s sen s“ der  H i t l e r-Pa r t e i, die vorher nur verein-

zelt aufgestellt wurde. H i e r  liegt gegenwärtig das schlimmste, verbrecherischste Betrugsmanöver 

der Sozialdemokratie, ihr s chm utz i g s t e r  H i l f sd i ens t  f ü r  d i e  f a s ch i s t i s che  D i k t a tu r, 

d i e  Haup t f o r m  i h r es  Massenbe t r ug s vor uns. Dieser Massenbetrug ist mit der kaum ver-

schleierten To l e r i e r ung  de r  Papen r eg ie rung  aufs engste verbunden. 

Um so wichtiger ist die Tatsache, daß es der Partei in den letzten Monaten im Rahmen der Antifa-

schistischen Aktion gelungen ist, gerade auf diesem Gebiet stärkere Erfolge zu erzielen. Wenn wir in 

der Zeit von den Preußenwahlen bis zum 31. Juli annähernd eine halbe Million von Arbeitern und 

Werktätigen aus dem Bann des Nationalsozialismus losreißen und in unsere revolutionäre Front ein-

gliedern konnten, so drücken sich darin zwei Tatsachen aus: einmal das Vordringen der Partei auch 

in den Schichten der Ver bün de t en  de s  P r o l e t a r i a t s, den notleidenden ländlichen und städti-

schen Mittelschichten, wie es ja im Vormarsch der Partei auf dem Dor f e allgemein zum Ausdruck 

kommt. Zum anderen die Tatsache, daß wir im Kampf gegen die Hitler-Bewegung gerade durch die 

Entfaltung der revolutionären E i nhe i t s f r on t t ak t i k  von unten und dank unserer revolutionären 

Strategie gleichfalls e r s t e e r n s t e r e E r f o l ge erzielen konnten. 

Auch diese Erfolge sind uns ebensowen i g wie die Erfolge in Kampf gegen die Sozialdemokratie 

i n  den  Schoß  ge f a l l e n. Sie entspringen keineswegs allein irgendwelchen günstigen „objektiven“ 

Verhältnissen, z. B. der Tatsache der stärkeren Entlarvung der Nationalsozialisten als unmittelbare 

Stütze der Papen-Regierung. Jede solche Konzession an eine Spon t ane i t ä t s t heor i e  würde den 

Betrug der SPD-Führer und der liberalen Bourgeoisie erleichtern, wonach man „Hitler heranlassen“ 

müsse, damit er sich „abwirtschaftet“. 

Wir müssen statt dessen mit aller Schärfe aussprechen, daß auch nach dem 31. Juli mit seiner unver-

kennbaren Stagnation der nationalsozialistischen Welle durchaus ein we i t e r e r  Auf s t i e g de s  

H i t l e r f a sch i sm u s theoretisch denkbar, wenn auch unwahrscheinlich wäre, sofern w i r ihn nicht 
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du r c h unse r e r i ch t ige Po l i t i k ve r e i t e l n. Diese Feststellung müssen wir in der gesamten Partei 

und im gesamten revolutionären Proletariat befestigen. Und darum ist es sehr wichtig, wenn wir fest-

stellen, daß schon der erste anfängliche Erfolg im Kampf gegen den Hitler-Faschismus, wie er sich 

im Wahlresultat vom 31. Juli ausdrückt, eine F r uch t unse r e r r i ch t i ge n Po l i t i k is t, die den 

falschen und schädlichen Stimmungen im revolutionären Proletariat und den früheren Fehlern in un-

serer Partei rücksichtslos zu Leibe geht. 

Viele klassenbewußte Arbeiter, die bis dahin den Kampf der Kommunistischen Partei gegen den in -

d i v i due l l en  Te r r o r  nicht ganz verstanden haben, werden sich nunmehr durch die Tatsachen von 

der No t wend i gke i t unseres scharfen Auftretens in dieser Frage über-[318]zeugen. Auch manche 

Funktionäre unserer Partei, die unser scharfes Auftreten gegen f a l s che  Auf f a s sungen  in der 

Frage der faschistischen Diktatur (z. B. die überspitzten Formulierungen im Dezember  1930) als 

übertrieben oder überflüssig empfanden, und die große Bedeutung der Beschlüsse des XI. Plenums 

zu dieser Frage nicht ganz verstanden, werden heute zugeben, w i e  r e ch t  die Kornintern, die Partei 

und das Zentralkomitee mit diesem Kampf hatten. 

Die Durchsetzung der ideologischen Offensive, der politischen Feststellungen und praktischen Auf-

gabenstellung des Feb rua r p l enum s  des Zentralkomitees in diesen Fragen unseres Kampfes gegen 

die Hitler-Partei ist die d r i t t e w i ch t i g s t e Que l l e f ü r unse r e n neue n  Vor mar sc h und damit 

für den Wahlerfolg vom 31. Juli. 

VI. Wo liegt die Hauptschwäche unserer Partei? 

Dein Fortschritt in der Partei bei der Bewältigung jener Aufgaben auf der Linie ihrer Bolschewisie-

rung stehen andererseits e r he b l i c he Schw ä che n  gegenüber, deren möglichst schnelle Ueberwin-

dung die Sch l agk r a f t  de r  Pa r t e i  ve r v i e l f ache n, ihren Vormarsch mächtig steigern und das 

Kräfteverhältnis zwischen Revolution und Konterrevolution zu unsern Gunsten verändern wird. 

Wenn die Partei die Lehren der Vergangenheit verstanden hat, dann wird sie sich nach dem 31. Juli 

in allen ihren Einheiten, von der kleinsten Zelle bis zum Zentralkomitee, nicht der leisesten Regung 

einer Se l bs t genügsa m ke i t hingeben. Gerade angesichts der Erfolge, die eine richtige Politik uns 

auf verschiedenen Gebieten der Massenarbeit gebracht hat, müssen wir um so schärfer die bo l s che -

wi s t i s che  Se l b s t k r i t i k  zur Verbesserung der Arbeit bei allen j ene n Problemen anlegen, bei 

denen der Partei eine Ueberwindung ihrer Schwächen und Mängel noch n i c h t gelungen ist. 

Wir haben mit der Organisierung der Antifaschistischen Aktion eine Reihe von Fehlern liquidiert und 

bestimmte Erfolge erzielt. Die Anwendung der Einheitsfronttaktik im Rahmen der Antifaschistischen 

Aktion hat uns auf einem Gebiete große, bedeutungsvolle Fortschritte gebracht: auf dem Gebiet des 

Massenkam pf es  gegen  den  f a sch i s t i s chen  Te r r o r. Der rote Massenselbstschutz im Rah-

men der Antifaschistischen Aktion ist heute bereits eine Bewegung, die viele hunderttausende klas-

senbewußte Arbeiter fest zusammenschweißt und sich auf die ak t i ve  Sym pa t h i e  von  Mi l l i o -

nenm assen  stützt. Wie war es möglich, daß in so kurzer Frist, im Laufe von zwei Monaten, eine 

solche wuch t i ge  Massenbewegung  erwachsen konnte? 

Wir haben schon in der Vergangenheit häufig das Problem der Schaffung von Häuserschutzstaffeln 

oder Betriebswehren aufgerollt und entsprechende Losungen formuliert. Obwohl diese Losungen 

auch damals richtig und den Bedürfnissen der Situation angemessen waren, hatten sie doch auch nur 

sehr ve r e inze l t e n Erfolg, während wir jetzt schon im Laufe der ersten beiden Monate der Antifa-

schistischen Aktion einen ernsten Dur chb r uc h  in dieser Frage erzielten. Die Erklärung hier. für 

besteht neben den günstigen objektiven Bedingungen darin, daß wir [319] die Propaganda des r o t en  

Massense l b s t s chu t z e s  jetzt au f  de m Bode n e i ne r w i r k l i c hen  Anwen dun g de r E i n -

he i t s f r on t t a k t i k von unten durchführten, während früher diese systematische Anwendung einer 

der wichtigsten Methoden der leninistischen Politik in unserer revolutionären Massenarbeit vernach-

lässigt wurde. 

Nun wäre es angesichts der gegenwärtigen verschärften putschistisch-terroristischen Aktionen der 

Hitlerpartei, angesichts der Ereignisse in Königsberg, Schlesien, Schleswig-Holstein, Braunschweig 
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usw. zweifellos f a l s c h, die Bedeutung des Massenkampfes gegen den faschistischen Terror für die 

Zukunft auch nur im mindesten zu unterschätzen. Hier zeigt sich de r  g r oße  He r o i sm u s  de s  

deu t s chen  P r o l e t a r i a t s, das sich nicht einschüchtern läßt, sondern wuchtig vorwärts marschiert. 

Dieser Massenkampf gegen den faschistischen Terror b l e ib t  e i ne  en t s che i dende  Auf gab e  

de s  r evo lu t i onä r en  Kam pf e s, ja, wir müssen auf diesem Gebiete der Antifaschistischen Aktion 

unsere Anstrengungen noch s t e i ge r n, die im Massenselbstschutz erfaßten Massen noch ve r v i e l -

f ac h e n, weitere Millionen durch die Antifaschistische Aktion in die Front dieses revolutionären 

Massenkampfes einbeziehen. Wir müssen deshalb vor allem auch unse re  i deo l og i s che  Of f en -

s i ve  gegen  d i e  H i t l e r pa r t e i  entfalten. Es gilt, unseren Kampf gegen den La us a nne r Pak t  

auf der Linie unserer F r e i he i t s po l i t i k zu steigern, um auch in der nationalen Frage unseren Kampf 

gegen den Nationalsozialismus ge s t e i ge r t  f o r t zu f üh re n. Auch hier gibt es erste, noch zu lang-

same Fortschritte. 

Aber diese selbstverständlichen Feststellungen dürfen uns keinesfalls abhalten, die g roße n Sc hwä-

che n zu übersehen, die sich bei der Anwendung der Einheitsfronttaktik nach wie vor auf einem an-

deren Gebiet der Massenarbeit ergeben. Und dieses Gebiet – die Betriebsarbeit – muß im M i t t e l -

punk t unserer gesamten revolutionären Arbeit stehen. Gerade auf diesem Hauptgebiet unserer Arbeit 

gibt es aber noch immer ein sehr ernstes Zurückbleiben. D i e E i nhe i t s f r on t t ak t ik  i m  Be t r i eb  

a l s  Me t hode  de r  Kam pf m obi l i s i e r ung  l i eg t  nach  wi e  vo r, von  e i n i gen  be sonde r en  

Ausnahm en  abgesehe n, vö l l i g  i m  a r gen. Neben diesem wichtigsten Mangel bei der Anwen-

dung der Einheitsfronttaktik, die im gleichen Heft der „Internationale“ in einem Artikel des Genossen 

Fl o r i n behandelt wird, wirkt sich auch im übrigen die gesamte Schwäche unserer Betriebsarbeit aus. 

Auch auf diesem Gebiet müssen wir, wenn wir die Beschlüsse des Februarplenums des Zentralkomi-

tees wenigstens nachträglich in die Tat umsetzen wollen, neue konk r e t e M e t hoden zur Anwen-

dung bringen, wie wir sie mit der Antifaschistischen Aktion auf dem Gebiet des Massenkampfes 

gegen den faschistischen Mordterror bereits erzielt haben. 

Die große Schwäche unserer Partei am 20. Juli, anläßlich des faschistischen Staatsstreichs in Preußen, 

bestand darin, daß wir mit unserer Streikparole zwar eine mächtige und revolutionierende ag i t a to -

r i s c h-p r opaga nd i s t i s che  Wi rkung  zur Entlar-[320]vung der Sozialdemokratie und zur Stär-

kung der Autorität der KPD erzielten, aber ke i ne  S t r e i k s  in nennenswertem Umfange auszulösen 

vermochten. Selbstverständlich war die Losung des politischen Massens t r e i k s  und Gene r a l -

s t r e i k s  richtig, auch wenn es noch n i ch t  zur Auslösung des Streiks kam. 

Es gibt hierfür eine Reihe objektiver Ursachen, z. B. die Tatsache des raffinierten Vorgehens der Bour-

geoisie. Indern sie ihren ersten Stoß s che i nba r nur gegen einige sozialfaschistische Minister, Poli-

zeipräsidenten und sonstige Staatsfunktionäre lenkte, versuchte sie dadurch vor den Massen gerade 

der revolutionären Arbeiterschaft die Tatsache zu verschleiern, daß in Wirklichkeit ihr Staatsstreich 

den b r u t a l s t e n f a sch i s t i s che n Angr i f f au f d i e F r e ihe i t de r Ar be i t e r k l a s s e‚ auf die Par-

tei und alle Organisationen des Proletariats brachte. In den Massen und teilweise auch in der Partei 

war n i c h t  überall das volle Ve r s t ändn i s für den Ernst der Lage vorhanden. Es gibt ferner eine 

Reihe von besonderen, einmaligen, aus der Situation erwachsenen Mängeln in unserer Streikmobili-

sierung am 20. Juli. So die Tatsache, daß unsere Parteileitungen vielfach in den wichtigsten ersten 

Stunden mit der S i che r ung  de r  Pa r t e i  und den dafür notwendigen technisch-organisatorischen 

Maßnahmen so stark beschäftigt waren, daß der volle Einsatz aller Kräfte auf die Kampfmobilisierung 

der Arbeiterschaft darunter litt. Das beeinträchtigte auch die Entfaltung der Massen i n i t i a t i ve. 

Aber das alles ist nicht die Hauptsache. Das erstere, die besonderen objektiven Schwierigkeiten, ist 

keine Entschuldigung für uns, denn eine raffinierte Taktik wird die Bourgeoisie im mer w i ede r, bei 

jedem weiteren faschistischen Anschlag, wie überhaupt bei allen ihren Angriffen auf das Proletariat 

und im gesamten Klassenkampf anwenden. Damit müssen wir immer rechnen. Das müssen wir durch-

kreuzen. Das zweite, die besonderen, gerade am 20. Juli in Erscheinung getretenen Mängel, muß für 

uns ein Anlaß sein, in Zukunft elastischer, mit r a s che r e r I n i t i a t i ve und besserer Vorbereitung 

die Schläge des Klassenfeindes zu parieren. 
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Aber dafür müssen wir eine wichtige Voraussetzung schaffen: die größtmögliche Ve r bes se r ung  

unse r e r  r evo l u t i onä r en  Be t r i ebsa r be i t. 

Die Schwäche auf diesem Gebiet, die in Verbindung mit den Mängeln unserer i nne r gewer k-

scha f t l i chen  Oppos i t i on s- und  RGO-A r be i t  sowie der Arbeit unter den Erwerbslosen und 

unter der Jugen d, die Hauptursache für das Fehlen größerer erfolgreicher Streiks ökonomischen 

oder politischen Charakters in Deutschland darstellt, muß so f o r t ohne jedes Aufschieben l i qu i -

d i e rt werden. Das Februar-Plenum des ZK. stellte die Losung auf, in unserer Betriebsarbeit eine 

Wendun g um  180 Gr a d zu vollziehen. Dies ist der Punkt, in dem die Beschlüsse des Februar-

Plenums bis heute am allerwenigsten realisiert wurden. 

Der 20. J u l i hat uns die Lehre eingehämmert, daß wir diese Aufgabenstellung unve r züg l i ch  ve r -

wi r k l i chen  müssen. 

[321] Der 31. J u l i  hat uns gezeigt, daß wir bei Ueberwindung vorhandener Hemmungen i ms t and e 

sind, unsere richtigen Beschlüsse In die Tat umzusetzen und damit E r f o l ge  z u  e r z i e l e n. 

Nun gilt es zu handeln! 

VII. Die neue Etappe der Antifaschistischen Aktion. 

Was muß geschehen? Die Partei muß, unter Ausnutzung der durch den Wahlsieg gesteigerten Akti-

vität aller Kader und der gewachsenen Autorität der KPD in den Massen das fortsetzen, was wir mit 

der Einleitung der Antifaschistischen Aktion vor etwa zwei Monaten begonnen haben: s i e  m uß  d i e  

r i ch t i gen  Besch l ü sse  auch auf dem Gebiete der Be t r i ebsa r be i t, de r  i nne r gewer k -

scha f t l i chen  und RGO-Ar be i t, der E r werbs l o se n-, und der Jugenda r be i t  in der Linie der 

Kampf- und S t r e i km ob i l i s i e r ung  de r  Massen  in die Tat umsetzen! 

Wir haben, unter Ablehnung anderer, unrichtiger Formulierungen, das Februar-Plenum des Zentral-

komitees ein P l enu m  de r r evo lu t i onä r e n P r ax i s genannt. Wir haben uns dort die Aufgabe 

gestellt, die Schere zwischen den gefaßten Beschlüssen und ihrer Durchführung zu schließen. Fast 

drei Monate vergingen, ehe die Partei ernsthaft damit begann, nach Ueberwindung mancher Hem-

mungen und Widerstände diese Feststellung zu verwirklichen. Die ersten Erfolge sind da. Nun müs-

sen wir erst recht den ganze n Kr e i s der Aufgaben lösen, die wir uns gestellt haben und deren Lö-

sung in ihrer Gesamtheit bedeutet, in der Tat eine höhere Etappe der Bolschewisierung der KPD zu 

erreichen. 

Die Fortführung der Antifaschistischen Aktion nach dem 31. Juli kann n i c h t darin bestehen, die 

bisherigen Methoden einfach be i zubeha l t e n. Wir müssen die Antifaschistische Aktion auf allen 

Gebieten der revolutionären Arbeit und Politik s t e i ge r n . Wir müssen eine neue höhe r e E t app e 

der Antifaschistischen Aktion in die Tat umsetzen. 

Und diese neue, diese zweite, diese höhere Etappe der Antifaschistischen Aktion muß im Zeichen der 

E r obe r u ng de r Be t r i e b e s t ehe n, um sie reif für den po l i t i s chen  Massens t r e i k  zu machen, 

um die ökonomischen und politischen Kämpfe auf breitester Massengrundlage in allen Formen zu 

entfalten und erfolgreich zu führen. 

Darum haben wir uns die Aufgabe gestellt, diese zweite Etappe der Antifaschistischen Aktion im 

Zeichen der zentralen Losung durchzuführen: „Tr ag t  d i e  An t i f a s ch i s t i s che  Ak t i on  i n  d i e  

Be t r i e be!“ Im Sinne dieser Losung hat das Zentralkomitee bereits für die Wochen vom 14. August 

bis 4. September An t i f a s ch i s t i s ch e Be t r i ebska m pfwoche n  angesetzt, auf die es alle Kräfte 

der Partei und der revolutionären Arbeitermassen zu konzentrieren gilt. 

Aber darüber hinaus müssen wir in unse r e r  ge samt en  Ar be i t, im  i nne r en  Leben  der Partei 

und in ihrer t äg l i chen  P r ax i s, wie an allen Fronten des Massenkampfes, jene Umstellung vollzie-

hen, deren Wesen darin besteht, das Schwer gew i c ht unserer Arbeit i n  d i e Be t r i eb e zu verlegen 

und dort immer mehr zu verankern. Man braucht kaum erst darauf hinzuweisen, daß diese [322] Um-

stellung, bei der auch die große Rolle der Be t r i ebsz e i t unge n und Ar be i t e r ko r r e s ponden -

t en  betont werden muß, auch vom Standpunkt des drohenden Pa r t e i ve r bo t s eine brennende 
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Notwendigkeit ist. Man braucht auch nicht erst umständlich zu beweisen, wie dringend diese Aufgabe 

angesichts der neuen ökonomischen Hunge r o f f e ns i v e  des Kapitals gegen Löhne und Gehälter 

der Arbeiter und Angestellten ist. 

Die kap i t a l i s t i s che  Of f ens i ve  der letzten Jahre begann mit dem Schlichtungsangriff auf die, 

d i f f e r enz i e r t en  Löhn e, wurde mit dem Lohnraub durch No t ve r o r d nunge n  fortgesetzt und 

soll jetzt unter Zerschlagung des Tarifwesens, Einführung von Wer k ta r i f e n  und faschistischen 

„Lo hnä m te r n“ ungeheuerlich gesteigert werden. Hier erwachsen der Partei, der RGO und den 

r o t en  Ve rbänden  gewaltige Aufgaben.. 

Gegen die neue Hungeroffensive stellen wir unsere Losung: Du l de t  ke i nen  Loh n-, Geha l t s-, 

Ren t e n- und  Un t e r s t ü t zu ngs rau b! Gegen die Arbeitsdienstpflicht, gegen die Aufziehung von 

Streikbrechergarden durch die Zwangsarbeit stellen wir den Kampf um die bessere Mobilisierung der 

Jugend, wobei die Partei dem Jugendve r ba nd helfen muß. 

Die gesamte Situation und die unmittelbare Perspektive der Entwicklung erfordern es von uns, in der 

Frage der Eroberung der Betriebe für den revolutionären Kampf, in der Frage der S t r e i km ob i l i -

s i e r u ng de r Be t r i ebsa r be i t e r scha f t rasch und entscheidend vorzustoßen. Solche Beispiele 

wie der be lg i s che  Ber ga r be i t e r s t r e i k müssen anfeuernd wirken. Was wir jetzt brauchen, das 

ist die wirkliche Schaffung einer breiten Oppos i t i o nsbewegu ng neben der RGO in den freien 

und christlichen Gewerkschaften unter Einbeziehung sozialdemokratischer und freigewerkschaftli-

chen Arbeiter und die verstärkte Organisierung der ak t i ven  E r wer bs l o senbewegun g. Unter 

der Losung des Ausschlusses aller Nazis aus den Gewerkschaften und der Wiederaufnahme aller 

ausgeschlossenen revolutionären Arbeiter müssen wir vorstoßen. 

Die KPD vereinigt in ihrer Anhängerschaft heute, wie der 31. Juli gezeigt hat, etwa ein Drittel des 

Proletariats. In einigen der wichtigsten industriellen Bezirke, so im Ruhrgebiet, steht annähernd die 

Mehrheit der Arbeiterschaft politisch in unserem Lager. Die objektiven Voraussetzungen dafür, in 

den Betrieben die Führung der Arbeiterschaft zu gewinnen, die Arbeiter in den Kampf zu bringen 

und diesen Kampf zum ernsthaften Erfolg zu führen, sind gegeben. Alles hängt von uns e r e r Po l i -

t i k, von unse r e r  I n i t i a t i v e, von unse r e m  E l a n, von Unseren richtigen Me thode n  ab. 

VIII. Vor entscheidenden Kämpfen. 

Deutschland befindet sich seit dem 20. Juli im Zeitabschnitt des Unm i t t e l ba r en  Kam pf es  um 

die f a sch i s t i s che  D ik t a t u r. Mit ihrem Staatsstreich in Preußen ist die Regierung Papen-Schlei-

cher-Gayl, gestützt auf den Hitler-Faschismus zur Reg i e r ung de r  f a sch i s t i s c hen  Di k t a tu r  

geworden und hat den faschi-[323]stischen Umsturz in Preußen mit den Bajonetten der Militärdikta-

tur durchgeführt. Jetzt greift die H i t l e r-Pa r t e i‚ die faschistische Terrororganisation des Finanzka-

pitals, unmi t t e l ba r nach der Macht. Noch klaffen im Lager der Bourgeoisie selbst mächtige Ge-

gensätze über die Frage der Methoden und des Tempos, in dem die f a s ch i s t i s ch e D i k t a t u r über 

ganz Deutschland aufgerichtet und gefestigt werden soll. Noch gibt es heftige Gegensä t ze  öko -

nom i sche r  Ar t zwischen verschiedenen Teilen der Bourgeoisie. Die Kampfkraft und Kam pf -

en t s ch l o ssenhe i t  de s  P r o l e t a r i a t s  ist durch den Faschismus in keiner Weise gebrochen oder 

gelähmt. Im Gegenteil, sie ist, wie der 31. Juli zeigte, im Wachs en beg r i f f e n. Immer heftiger, 

immer unversöhnlicher formieren sich die Klassenfronten. 

Zugleich verschärft sich die Krise auch ökonom i sc h in rapidem Tempo. Es ist nicht zuviel gesagt, 

wenn man die heutige Lage und die nächste Entwicklung in Deutschland dahin kennzeichnet, daß die 

Ka t a s t r oph e für die Bourgeoisie, der F i nan zb a n k r o t t, herannaht. Auch in der Katastrophe will 

die herrschende Klasse i h r Sys t em, die bürgerliche Klassenherrschaft, mit blutigem Terror, mit 

grausamster Gewalt, mit allen Methoden der faschistischen Barbarei aufrechterhalten. Das deutsche 

Proletariat geht unmittelbar Kä m pfe  im von einem Ausmaß und einer Schärfe entgegen, wie sie 

ähnlich erbittert in der Geschichte des revolutionären Klassenkampfes der deutschen Arbeiter kaum 

vorhanden waren. Das drohende Ve r bo t de r KPD und aller revolutionären Klassenorganisationen 

bleibt ständig unmittelbar auf der Tagesordnung. J ede n  Auge nb l i c k muß die Arbeiterklasse 
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gewärtig sein, einen Uebe r r um pe l ungsve r such  der Bourgeoisie parieren zu können. Die Partei 

muß in den Betrieben eine immer stärkere Ka mpa gne  gegen die Verbotsdrohungen entfesseln. 

Der 31. Juli hat, wie wir Kommunisten voraussagten, ke i nes wegs  eine Abschwächung der faschis-

tischen Entwicklung gebracht. Im Gegenteil: das angeblich „antifaschistische“ Zentrum, die angeb-

lich „antifaschistische“ SPD, bekennen sich offen zum „Ranlassen“ der Nazis. Die Stimmzettel vom 

31. Juli ändern n i ch t s an dem faschistischen Umsturz in Preußen, nichts an der Rolle der Papen-

Regierung. Sie vermögen, soweit sie für die einzige wirklich antifaschistische Kraft, die KPD, abge-

geben wurden, die Kampfentschlossenheit der Massen zu steigern. Aber die Stimmzettel selbst kön-

nen n i c h t  d i e  d r ohende  Mach t e r g re i f ung  Hi t l e r s  ve r h i nde r n. Das  kann  nu r  de r  r e -

vo l u t i onä r e  Massenkam pf  1 

Die unerhörte Zuspitzung des Klassenkampfes, das s t ü rm ische  Temp o, in dem die Vorausset-

zungen der r evo l u t i onä r en  Kr i s e  in Deutschland immer rascher, immer umfassender heranrei-

fen, bricht sich mit de r  wachsenden  Ak t i v i t ä t  de r  Arbe i t e r k l a s se  Bahn. 

Von dieser Gewißheit ausgehend, man die Partei immer klarer den r evo lu t i onä r en  Ausweg  au s  

de r  Kr i se  aufzeigen, ihre programmatische Losung der Arbe i t e r- und  Baue r n repub l i k  kon-

kretisieren und darüber hinaus die Massen durch die Steigerung aller Formen des antifaschistischen 

Freiheitskampfes p r ak t i s c h au f de n [324] r evo l u t i onä r en  Ausweg  führen. Auf der Line die-

ser revolutionären Politik, angesichts der unvermeidlichen erbitterten Schlachten des Klassenkamp-

fes ist die erfolgreiche Ueberwindung jener Hauptschwächen unserer revolutionären Massenarbeit in 

den Be t r i ebe n, den Gewer kscha f t e n, auf den S t e m pe l s t e l l e n und unter der Juge nd eine 

Schicksalsfrage für die Partei und das Proletariat. Diese Frage lösen, die Schwelle einer neuen Etappe 

der Bolschewisierung unserer Partei vollends überschreiten, das heißt nicht nur die Früchte des 31. 

Juli, unseres Wahlsieges, ernten, das heißt weit mehr: d i e p r o l e t a r i s ch e K l a s sena r m ee  f ü r  

m äch t i ge  en t s che i dende  Kämpf e  f o rm ie r e n! 

* 

Die Lehren der letzten Streikkämpfe in Polen  
Von G. H e n r y k o w s k i  

I. 

Der letzte Streik im Dombrowaer Kohlengebiet hat die zweite Streikwelle beendet, welche das Pro-

letariat Polens mx vorigen und im laufenden Jahre durchlebte. Das Durchdenken der einzelnen Etap-

pen dieser Kämpfe, der Schwierigkeiten, auf die die revolutionäre Bewegung dabei gestoßen ist, be-

sitzt eine aktuelle Bedeutung für unsere Bewegung. Wir stehen nämlich an der Schwelle neuer erbit-

terter Klassenkämpfe, die sich auf der Basis einer noch tieferen Wirtschaftskrise abspielen werden. 

Die bisherigen Formen der kapitalistischen Offensive: das Drücken der Löhne, die Massenentlassun-

gen, Aussperrungen, die gesteigerte Rationalisierung – das alles genügt nicht mehr, um die verkom-

mende kapitalistische Wirtschaft zu selten. Fast in allen Wirtschaftszweigen gehen die Unternehmer 

zu einem offenen Angriff auf die sozialen Errungenschaften des Proletariats sowie auf da s  Sys t em  

de r  Ko l l ek t i vve r t r äge  s e l b s t  über, indem sie die Einführung der individuellen Verträge an-

streben. Die Bourgeoisie will die breite Kampffront zerschlagen, die das Proletariat während des 

Streiks im Dombrowaer „Sicherheit“ haben sollte? Was soll aus Polen werden, das an der Spitze 

klasse fertig zu werden. Der Streik im Dombrowaer Kohlengebiet, ähnlich wie der politische Gene-

ralstreik am 16. März, hat der besitzenden Klasse anschaulich die Gefahr gezeigt, welche den kapi-

talistischen Staat bedroht, wenn gewaltige Stoßtruppen des Proletariats zum Kampf übergehen. 

D i e  gegenwär t i ge  Of f ens i ve  de s  Kap i t a l s  i s t  e ine  we i t e r e  E t appe  de s  s cha r f e n  

Kam pf e s, den die Bour geo i s i e  gegen  da s  P r o l e t a r i a t  f üh r t, um  a l l e  Las t en  de r  Kr i s e  

au f  s e i ne  Schu l t e r n  abzu wä l ze n. Je nach der Schärfe der Wirtschaftskrise und der Intensität 

des Klassenkampfes des Proletariats hat der Kampf verschiedenartige Formen angenommen. 

In dem ersten Vierteljahr 1931 hatten wir hauptsächlich mit indirekten, verhüllten Angriffen des Ka-

pitals zu tun, die in der Verschärfung der kapitalistischen Rationalisierung, in der systematischen 
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Verlängerung des Arbeitstages, in der Herabsetzung der Arbeiter aus den höheren in die niedrigeren 

Kategorien, ihren Ausdruck fanden. Im zweiten Vierteljahr gingen die Unternehmer zum Angriff in 

einer breiteren Front über. In der Bergindustrie der Dombrowaer und Krakauer Kohlengebiete, in der 

Textilindustrie von Bielitz-Biala, in der Holzindustrie und bei den Kommunalarbeitern einer ganzen 

Reihe von Städten des früheren Kongreßpolens wurden die Tarifverträge gekündigt. Die Kapitalisten 

[325] forderten eine Lobkürzung von 15-25 Prozent und in einer Reihe von Industriezweigen listen 

sie die Absicht, neue Rationalisierungstricks anzuwenden, z. B. die Grubenreglements im Dombro-

waer Kohlengebiet. Zugleich hat die faschistische Regierung die Staatsbeamten und die Eisenbahner 

angegriffen, indem sie Ihnen die Löhne um 15-30 Prozent kürzte. Als dieser Angriff auf einen ernsten 

Widerstand des Proletariats stieß, der die Unternehmer auf etlichen Abschnitten zwang, die angesagte 

Lohnkürzungen oder Rationalisierungsmaßnahmen zurückzuziehen – Dombrowa, Bielitz-Biala, die 

Warschauer und oberschlesischen Straßenbahnarbeiter –‚ da griffen die Kapitalisten wiederum zur 

erprobten Waffe der indirekten Angriffe, indem sie sich zugleich zu neuen Attacken auf einer breiteren 

Front anschickte. Besonders scharf fielen diese indirekten Angriffe zu dieser Zeit in der Lodzer Tex-

tilindustrie aus, wo die Unternehmer über einzelne Betriebe oder sogar über einzelne Arbeiterkatego-

rien herfielen. Eine breite Welle von Teilstreiks, welche durch die RGO in den ersten Herbstmonaten 

vorigen Jahres in einer Reihe von Textilbetrieben organisiert wurden, zwang die Lodzer Unternehmer 

die angesagte Kündigung des Tarifvertrages aufzuschieben und die bereits seit drei Jahren regelmäßige 

Schließung der Betriebe in der Zeit vom 15. Dezember bis zum 15. Januar zurückzuziehen. 

Eine andere Lage entstand Ende 1931 und Anfang 1932. Im Zusammenhang mit der sich katastrophal 

vertiefenden Wirtschaftskrise gingen die Kapitalisten zum Angriff auf der ganzen Front über, wobei 

sie ihn bis zum heutigen Tage Immer mehr verschärfen. Es kam zur Kündigung der Tarifverträge in 

der Berg- und Hüttenindustrie aller drei Kohlenbecken, bei den Straßenbahnarbeitern in Warschau 

und Lodz; die Kündigung des Tarifvertrages in der Textilindustrie, bei den Kommunalarbeitern und 

bei den Landarbeitern wird angesagt. Das Charakteristische dieser neuen Welle der Offensive des 

Kapitals ist, daß der Angriff zugleich die Löhne wie die Arbeitszeit betrifft, sowie auch die sozialen 

Errungenschaften des Proletariats, wie das Urlaubsrecht, Krankenkassenbeiträge seiten der Unterneh-

mer, Familienzuschläge. Die Unternehmer wollten die Arbeiter vor vollendete Tatsachen zu stellen, 

und der Regierung die Einführung der schon seit vielen Monaten ausgearbeiteten Erläuterung der 

Sozialversicherungsgesetze erleichtern, welche im Grunde genommen auf eine gänzliche Liquidie-

rung der elementaren, durch die Arbeiterklasse nach dem imperialistischen Kriege erkämpften Errun-

genschaften hinausläuft. 

Die Angriffe auf die sozialen Errungenschaften des Proletariats wurden in der Erläuterung des Ar-

beitslosengesetzes, die am 1. Juli d. J. in Wirkung getreten ist, gekrönt. Dieses Gesetz der faschisti-

sche Regierung beschränkt in einem noch viel stärkeren Maße die Zahl der Staatsunterstützungsemp-

fänger, indem die Zeit der Auszahlung der Unterstützungen bis zu 13 Wochen gekürzt, dagegen die 

Zeit der notwendigen Beschäftigung im Betriebe bis zu 29 Wochen verlängert und die Auszahlung 

der Familienzuschläge gänzlich gesperrt wird. 

Welches sind die bemerkenswerten Züge aller dieser letzten Streikkämpfe? 

Vor allen Dingen dieser, daß jeder nächstfolgende Streik eine immer größere Masse in den Kampf zieht 

und daß er sich auf einer immer breiteren Front entwickelt. Während noch der erste Streik der Berg-

arbeiter des Dombrowaer Kohlengebiets – Mai 1931 – nur neun Gruben erfaßte, verbreiterte sich der 

zweite Streik schon auf alle Bergarbeiter der Dombrowaer und Krakauer Kohlengebiete. Dasselbe ist 

auch von dem Warschauer Straßenbahnarbeiterstreik zu sagen. Im Vergleich zu dem ersten Julistreik 

des Jahres 1931 brachte der zweite – Novemberstreik – die Tendenz zutage, in einen Generalstreik 

hinüberzuwachsen – die Streikbeschlüsse der Gaswerkarbeiter, der Elektrizitätswerkarbeiter usw. In 

den Lodzer Kämpfen trat dieselbe Tendenz auf. Der erste Streik der Trikot- und Wirkwarenarbeiter 

am Anfang des Jahres 1931 erfaßte nur einen unbedeutenden Teil der Arbeiter dieses Industriezweiges; 

der zweite Streik, der in der zweiten Hälfte desselben Jahres ausgebrochen ist, erfaßte schon [326] 

den größten Teil der Arbeiter, und der dritte, dessen Ausbruch mit dem Streik der Lodzer Straßenbahn-

arbeiter zusammenfällt, war schon ein allgemeiner Streik aller Trikot- und Wirkwarenarbeiter. Diese 
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Tendenz kann ebenfalls mit den allerdings unvollständigen, jedoch sehr charakteristischen Ziffern 

belegt werden, die die mitteleuropäische Sektion der Profintern ausgearbeitet hat. Diese Daten be-

treffen nur die wichtigsten Streikkämpfe. Während die 36 Streiks in den ersten vier Monaten de~ 

vorigen Jahres 36.000 Arbeiter hauptsächlich der Mittel- und Kleinindustrie umfaßte, umfaßte schon 

die 39 Streiks der folgenden vier Monate 82 000 Arbeiter, in ihrer Zahl die Straßenbahnarbeiter in 

Warschau und Oberschlesien, die Bergarbeiter der Dombrowaer und Krakauer Kohlengebiete, die 

Textilarbeiter in Bielitz und Bialystok. Während der letzten vier Monate desselben Jahres nahmen an 

35 Streiks 54.000 Arbeiter teil, darunter hauptsächlich die Textilarbeiter. Im Januar 1932 beteiligten 

sich in 24 Streiks 40.000 Arbeiter – Straßenbahnarbeiter in Lodz, Bergarbeiter in Oberschlesien und 

Dombrowa, Textilarbeiter usw. Im Februar nahmen an 53 Streiks 150.000 Industrie- und Kommu-

nalarbeiter teil, wobei die Zahl der Streiktage ungefähr anderthalb Millionen Arbeitstage ausmachte. 

Im März hatten wir außer dem Streik der 40.000 Bergarbeiter eine ganze Reihe von Solidaritäts-

streiks, den zweiten heroischen Streik in der Glashütte „Hortensia“ in Piotrkow, und vor allen Dingen 

den Generalstreik am 16. März. Im April umfaßte der eintägige Generalstreik der Landarbeiter etwa 

100.000 Arbeiter. 

Mit jedem Monat werden die Streikkämpfe immer erbitterter und langwieriger. Während noch im 

Mai und Juni v. J. die Streiks durchschnittlich 4-5 Tage dauerten – als Ausnahme gilt für jene Zeit 

nur der Textilstreik in Bielsk-Biala, der fünf Wochen andauerte –‚ dauern die Streiks Ende 1931 

schon durchschnittlich 14 Tage und in diesem Jahre etwa drei Wochen. Während der erste Straßen-

bahnarbeiterstreik in Warschau nur 2½ Tage dauerte, dauerte der zweite schon vier Tage und die 

Straßenbahnarbeiter in Lodz kämpften 14 Tage. Dasselbe sehen wir in der Kohlenindustrie. Der letzte 

Streik in Dombrowa dauerte über einen Monat, während der Maistreik im vorigen Jahre nur 6½ Tage 

dauerte. Manche Streikkämpfe, wie z. B. der Streik der Seideweber in Lodz, der zweite Streik der 

Trikot- und Wirkwarenarbeiter, der Streik der Seidenweber, eine Reihe von Streiks in der Kleinin-

dustrie, wie z. B. der Kampf der jüdischen Textilarbeiter in Warschau, der Schuhmacherstreik usw. 

– sie alle dauerten je einige Monate. 

Der ganze Verlauf der Streikkämpfe während des Jahres 1931 und im laufenden Jahre zeugt davon, 

daß der Kampf des Proletariats auf eine immer höhere Stufe steigt. Während der ersten Monate des 

Jahres 1931 herrschten in der Großindustrie Streikkämpfe vor, in deren Verlauf es zur Besetzung der 

Betriebe kam, in welchen die Arbeiter eine Reihe von Tagen verbrachten. Das geschah in der Textil-

fabrik in Zawiercie, während des ersten Streiks der „Hortensia“-Glashütte, in der Draht- und Seilfab-

rik in Sosnowiec. Die größte Schwäche dieser Streikkämpfe lag in ihrer Absonderung, in ihrer Iso-

lierung von den außenstehenden Arbeitermassen. Unsere Organisation hat es zu jener Zeit noch nicht 

verstanden, eine breitere Solidaritätsaktion unter den übrigen in den Betrieben beschäftigten Arbei-

tern durchzuführen, hat es nicht verstanden, Teile von ihnen auf die Straße hinauszuführen. Die Mas-

senstreiks erfaßten fast ausschließlich die Kleinindustrie, In welcher meistenteils jüdische Arbeiter 

beschäftigt sind. Erst im Mal und Juni 1931 trat ein ernster Umschwung ein. Der ökonomische Mas-

senstreik und die mit ihm aufs engste verknüpften Straßendemonstrationen wurden zur fundamenta-

len Form der proletarischen Konteroffensive. Je breitere Massen in den Streikkampf hineingezogen 

wurden, desto deutlicher kam ihr politischer Charakter zum Vorschein, desto gefährlicher gestaltete 

sich dieser Kampf für die faschistische Diktatur der Piłsudski-Regierung Die Unterbrechungen, die 

zwischen den einzelnen größeren Kämpfen [327] entstanden, und hauptsächlich die Pause, welche 

nach der Verhängung der Standgerichte eingetreten ist – August und September v. J. – können nicht 

betrachtet werden als Perioden des Stillstandes in der Entwicklung der revolutionären Bewegung. Sie 

waren gewöhnlich Perioden einer fieberhaften Mobilisierung und Vorbereitung zum Kampf auf bei-

den Seiten der Klassenfront. Es genügt, wenn man jeden sukzessiven Streik in einem einzelnen In-

dustriezweige oder sogar in einem einzelnen Betriebe betrachtet, um sich davon zu überzeugen, daß 

die im Kampf gestählten Massen nicht kapitulierte, sondern daß sie nach einer kürzeren oder längeren 

Zeitperiode von neuem mutiger und schärfer in den Kampf traten, daß sie neue, dem Klassenfeind 

überraschende Kampfmethoden anwandten. Der Streik der Dombrowaer Bergarbeiter war in jeder 

Hinsicht ein gewaltiger Schritt nach vorwärts im Vergleich mit dem Streik vom Mai vorige Jahres. 
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Schon von Anfang an hatte er einen ausgesprochen politischen Inhalt, da er gegen das faschistische 

Schlichtungsverfahren, welches die Bergarbeiterlöhne um 8 Prozent gedrückt hat, gerichtet war. Die-

ser Streik, ähnlich wie auch die Teilstreiks der Bergarbeiter in Oberschlesien, verwandelte sich in 

einen gewaltigen Kampf gegen die faschistische Diktatur. Große Zusammenstöße mit der Polizei in 

einer Reihe von Gegenden des Dombrowaer Gebiets und in Oberschlesien, große Kämpfe, die sich 

am Vortage dieses Streiks in der Nähe der „Friedens“- und „Baildon“-Hütte abspielten, sind Beweise 

dafür, daß in den Massen immer mehr das Verständnis wächst von der Unmöglichkeit einer Besserung 

der Lage des Proletariats ohne einen entschiedenen Kampf gegen die faschistische Regierung, gegen 

den gesamten Unterdrückungsapparat des kapitalistischen Staates. Den Beweis dafür, daß diese von 

der KPP verkündete Wahrheit in immer breitere Massen dringt, erbringt ebenfalls der zweite Streik 

der „Hortensia“-Glashütte. Im Vergleich mit dem ersten Streik fand dieser zweite Kampf eine aktive 

Unterstützung unter dem Proletariat von Piotrkow, der in stürmischen Straßendemonstrationen die in 

der Glashütte eingeschlossenen Arbeiter unterstützte. Die Taktik, welche die „Hortensia“-Arbeiter 

eingeschlagen haben, erfordert ebenfalls eine besondere ausführliche Analyse. Trotz ernster Fehler 

der Streikleitung – vor allen Dingen wurde der Fehler begangen, daß nicht ein Teil der Besatzung aus 

der Fabrik hinausgeführt wurde, um ständige Fühlung mit den in dem Betrieb verwehenden Arbeitern 

und dem Proletariat von Piotrkow zu unterhalten – war diese Taktik der Ausdruck einer Hochspan-

nung, einer erheblichen revolutionären Schulung der im Kampf stehenden Massen. Dasselbe bezieht 

sich auch auf den Novemberstreik der Warschauer Straßenbahnarbeiter, der neben den Lodzer Streiks 

die erste Antwort der Proletariermassen auf die Einführung der Standgerichte war. 

Einen neuen Zug in der Entwicklung der Streikbewegung bildet auch die Immer anwachsende Zahl 

der Solidaritätsstreiks und der politischen Streiks, mit welchen das Proletariat die einzelnen faschis-

tische Terrorakte beantwortet. Davon zeugen die Solidaritätsstreiks, die wir während des Streiks im 

Dombrowaer Gebiet beobachtet haben, aber vor allen Dingen die gewaltige revolutionäre Kundge-

bung, in welche in einer Reihe von Gegenden der Massenstreik am 15. März hinübergewachsen ist, 

und einigermaßen auch der eintägige allgemeine Streik der Landarbeiter am 18. April. 

Von der Kampfentschlossenheit der streikenden Massen, von ihrem unbeugsamen Willen, sich den 

kapitalistischen Angriffen entgegenzusetzen, zeugt die Häufigkeit der Streikkämpfe in denselben In-

dustriezweige und sogar in denselben Betrieben. Die Trikot- und Wirkwarenarbeiter haben in Lodz 

im Laufe eines Jahres gestreikt, die Arbeiter der „Hortensia“-Glashütte Piotrkow zweimal, die Arbei-

ter der Seidenwebereien in Lodz, die Warschauer Straßenbahnarbeiter und die Dombrowaer Bergar-

beiter haben zweimal gestreikt Laufe eines halben Jahres. Die Arbeiter der Textilfabrik Schlösser in 

Ozorkow haben im Monat Februar zum neunten Male seit Anfang 1931 gestreikt. Der [328] Streik 

der riesigen Textilfabrik „Wiclzewska Manufaktura“ in Lodz wiederholte sich zweimal im Laufe von 

zwei Monaten. In der Textilfabrik von Geyer in Lodz streikten die Arbeiter fünfmal während des 

Jahres 1931. Während des Februarstreiks der oberschlesischen Bergarbeiter standen manche Gruben 

und Werke zum dritten und vierten Male im Streik seit Anfang 1931. 

Ein besonderes Merkmal erhält unsere Streikbewegung des Jahres 1931 dadurch, daß die Zahl der 

siegreichen Streikkämpfe ständig im Wachsen begriffen war. Während in den ersten vier Monaten 

des Jahres 1931 von den 38 oben angeführten Streiks nur neun mit einem gänzlichen und zehn mit 

einem Teilsiege beendet wurden, endeten während der folgenden vier Monate von der Gesamtzahl 

der 54 Streiks 40 mit einem gänzlichen Siege und acht mit einem Teilsiege der Arbeiter. Während 

der letzten vier Monate des Jahres 1931 haben die Arbeiter, die 35 Streiks durchgekämpft haben, in 

25 gänzlich gesiegt und in vier Fällen einen Teilsieg errungen. 

Anders verhält es sich aber in dieser Hinsicht schon im laufenden Jahre. Die Teilstreiks in Oberschle-

sien, der allgemeine Bergarbeiterstreik, der Streik in der „Hortensia“-Glashütte enden nicht mit einem 

Siege. Die Arbeiter kehren in ihre Betriebe zurück unter den Bedingungen, die ihnen die Kapitalisten 

diktiert haben. Abe r  a l s  e i ne  s eh r  beze i chnende  Ta t s ache  m uß  he r vo r gehoben  we r -

de n, daß  d i e  Ar be i t e r  i n  i h r e  Be t r i ebe  und  Gr uben  n i ch t  mi t  geb r ochene m  Kamp f -

wi l l en  zu rückkeh r e n, sonde r n  m i t  de r  Uebe r zeugun g, daß  s i e  anges i ch t s  de r  übe r -

wi egenden  Kr a f t  de s  Fe i ndes  den  Kam pf  ze i twe i l i g  un t e r b rechen  m uß t e n, un d  
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daß  s i e  zum  neuen  Kam pf e  rü s t en  m üsse n. Diese Stimmung der Arbeiter, die unter Bedin-

gungen, welche ihnen die Unternehmer aufgezwungen haben, zur Arbeit zurückkehren mußten, trat 

am handgreiflichsten in den diesjährigen stürmischen Maikundgebungen im Dombrowaer Gebiet zu-

tage, sowie einigermaßen auch in Oberschlesien, besonders in den Gegenden, wo die Arbeiter im 

Februar dieses Jahres gestreikt haben Die Dombrowaer Bergarbeiter verkündeten am 1. Mai ihre neu 

erworbene oder durch den Streik vertiefte Ueberzeugung, daß der Kampf weitergehen muß, daß man 

sich organisieren, vorbereiten muß unter dem Banner unserer Partei zum Sturm gegen die faschisti-

sche Diktatur, gegen die kapitalistische Ordnung. Von diesem Standpunkte aus sind die letzten Streik-

kämpfe zu beurteilen. Es wäre hoffnungsloser Opportunismus, eine bürokratische Auffassung der 

lebendigen revolutionären Bewegung, wenn wir die einzelnen Streikkämpfe lediglich von dem Stand-

punkte beurteilen wollten, ob sie mit einem Siege endeten oder aber mit einer Niederlage. 

Dies bedeutet natürlich keinesfalls, daß der Sieg in den Wirtschaftskämpfen für uns eine weniger 

wichtige Angelegenheit wäre. Im Gegenteil. D ie  ganze  Vor be r e i t ungsa r be i t  zum  S t r e i k, 

unse r e  ganze  t ak t i s che  E i ns t e l l ung  währ end  de s  S t r e i k s, m üssen  au f  da s  w i ch -

t i g s t e  Z i e l  ge r i ch t e t  we r de n, da s  w i r  uns  i m  wi r t s cha f t l i chen  Kam pf e  s t e l l en  – 

a u f  Dur chse t zung  de r  au f ge s t e l l t e  Fo r de r unge n. 

II. 

Nach dem ersten Straßenbahnarbeiterstreik und dem Kampfe der Dombrowaer Bergarbeiter – Mai und 

Juni v. J.– erkannte die PPS die große Gefahr, die darin bestand, daß die durch die PPS zynisch und 

offen in diesen Kämpfen verratene Arbeiter massenweise zum kommunistischen Lager übergingen. 

Daher änderten die Führer der PPS ihre bisherige Taktik. Sie kommen „zur rechten Zeit, das heißt 

wenn der Kampf unausbleiblich geworden ist, aber bevor er noch voll entbrannt ist; dies ermöglicht 

es ihnen vor allen Dingen, die Schärfe des Kampfes abzuschwächen und der Verbreitung des Kamp-

fes entgegenzuwirken; [329] es erleichtert ihnen zugleich die Kampfstimmungen der Massen mittels 

eines ruhigen Proteststreiks zu entladen“. Diese Taktik der Sozialfaschisten entlarvte ihren konterre-

volutionären Charakter während des Generalstreiks am 16. März und noch handgreiflicher am 18. 

April, als der PPS-Führer Kwapinski den eintägige Proteststreik der Landarbeiter proklamierte. 

Wir müssen uns näher mit der Taktik befassen, die von unseren Genossen im Kampfe gegen dieses 

Manöver angewandt wurde, um sich die große Gefahr zu vergegenwärtigen, welche in dieser Hinsicht 

unserer Partei droht. Während sich Im Verlaufe des Streiks am 18. März Stimmen hören ließen, daß 

durch die Proklamierung des allgemeinen Streiks durch die PPS unserer Partei die revolutionäre Mo-

bilisierung der Massen erleichtert wird, herrschten während des Streiks am 18. April ganz entgegen-

gesetzte Stimmungen vor. In der dem Streik vorangehenden Vorbereitungskampagne haben unsere 

unter den Landarbeitern wirkenden Genossen ungenügend die Massen darüber aufgeklärt, daß, ob-

wohl Kwapinski den eintägigen Proteststreik durchführen kann, dieser Streik jedoch lediglich zum 

Ziele haben soll, den Kampf bis zum Siege zu verhindern. Im Gegenteil, sogar unter den verantwort-

lichen, unter den Landarbeitern wirkenden Genossen herrschte die Stimmung vor, daß die Sozialde-

mokraten diesen eintägige Streik nicht durchführen werden, daß sie ihn übe r a l l  sabotieren werden. 

Ein Abklatsch dieser Stimmungen war sogar noch nach dem Streik zu vernehmen. 

Diese Auffassung über das Manöver der PPS entspricht nicht der Wirklichkeit. Der konterrevolutio-

näre Charakter des Manövers bestand nicht darin, daß Kwapinski „den Streik nicht organisierte, daß 

er im ganzen Lande seinem Ausbruch entgegenwirkte“. Er bestand darin, daß Kwapinski mittels des 

eintägige Streiks die starken Streikstimmungen der durch den Schiedsspruch der Außerordentlichen 

Schlichtungskommission empörten Massen entladen wollte. Kwapinski griff zu diesem Manöver, 

weil es in den Massen gärte und weil wir unsererseits – wie gesagt – eine breitere Vorbereitungskam-

pagne als in den vorigen Jahren entfaltet hatten, die übrigens positive Resultate am 18. April er-

brachte. Das, was Kwapinski vor allem anstrebte, was ihm vor allen Dingen am Herzen lag, war, die 

Aktion in seinen Händen zu erhalten, zu verhindern, daß die KPP die Führung übernimmt, zu verhin-

dern, daß der Streik in manchen Gegenden oder im ganzen Lande in einen Streik bis zum Siege über-

geht, sich in revolutionäre Kundgebungen – Demonstrationen – verwandelt. Um dies Ziel zu 
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erreichen, sabotierte Kwapinski selbstverständlich diesen Streik auf vielen Abschnitten, es wäre je-

doch die gröbste Verflachung zu behaupten, daß er „im ganzen Lande dem Ausbruch des Streiks 

entgegengewirkt hat“. W e n n  d i e  s o z i a l f a sch i s t i s che n  Manöve r  m i t  s o  we i ßen  Fäden  

genäh t  wä r e n, s o  wä r en  unse r e  Auf gaben  i m  Kam pf e  gegen  d i e  Kwap i nsk i  und  

Zu l awsk i  v i e l  e i n f ache r. Die Sache verhält sich aber anders. Je weiter die Radikalisierung der 

Massen vorschreitet, je näher die revolutionäre Krise, desto hinterhältiger, listiger werden die Manö-

ver der sozialfaschistische Führer. Man muß es sich vergegenwärtigen, daß am 18. April die PPS 

breitere Möglichkeiten zum Manövrieren hatte, als am 16. März, daß sie leichter die Organisierung 

des Streikkampfes simulieren konnte. Und dies, weil der isolierte eintägige Landarbeiterstreik für die 

Bourgeoisie, für die faschistische Regierung eine kleinere Gefahr bedeutete, als der politische Streik 

im ganzen Lande. Darum schloß auch die PPS am 16. März eine ganze Reihe von Industriezweige 

von dem Streik aus, sie sabotierte den Streik in den großen Betrieben In Warschau und in anderen 

Gegenden, wo die Kräfte der Kommunistischen Partei bedeutend sind, wo die Wahrscheinlichkeit 

der Führung des Streiks durch die KPP und seines Hinüberwachsens in eine revolutionäre Kundge-

bung des Proletariats gegen die faschistische Diktatur groß war. 

Die Ausrüstung der Mitglieder unserer Partei und der Anhänger der revolu-[330]tionären Gewerk-

schaftsbewegung zum Kampf gegen die immer mehr komplizierte sozialfaschistischen Manöver be-

sitzt heutzutage eine entscheidende Bedeutung für die Erhaltung und Stärkung unserer Führerrolle in 

den herannahenden großen Klassenkämpfen des Proletariats, für die weitere Entwicklung der revolu-

tionären Bewegung. Die ganze Erfahrung der letzten Streikkämpfe, und vor allen Dingen des Dombro-

waer Streiks, der Streiks in Oberschlesien und in Lodz zeugt davon, daß wir im Kampfe gegen das 

sozialfaschistische Manövrieren mit den Generalstreiks uns vor einer Gegenüberstellung der Teilstreiks 

und des Generalstreiks hüten müssen. Diese Art Gegenüberstellung entspringt zumeist aus dem Un-

glauben an die Kräfte der Massen und der Partei, entspringt aus der opportunistischen Ansicht, daß wir 

zu schwach wären, um die Massen über die Sozialfaschisten hinweg zu größeren breitere Kämpfen 

zu führen. mi Gegenteil, wir müssen die Massen davon überzeugen, daß die Generalstreiks möglich 

und notwendig sind, daß wir Kommunisten die Massen zu Schlachten dieser Art führen. 

E i n  Gr und f ak t o r  be i  de r  Vorbe r e i t ung  von  b r e i t e s t en  Mass e ns t r e i k s, d i e  d i e  Ar -

be i t e r  e i ne s  ganzen  I ndus t r i ezwe i ges  ode r  de r  e inze l nen  Indus t r i e zen t r en  um-

f a s se n, s ind  d i e  Te i l s t r e i k s  a l s  An t wor t  au f  j eden  Angr i f f  de s  Kap i t a l s  und  e ine  

g r ünd l i che  Massenvo r be r e i tung  de s  S t r e i k s  i n  b r e i t e s t e r  Fo r m. Das ist der einzige 

Weg, um die sozialfaschistischen Manöver, die die Entladung der revolutionären Stimmungen der 

Massen zum Ziele haben, zu durchkreuzen. Er gibt uns zugleich die Möglichkeit, ein anderes Manö-

ver zu durchkreuzen, das sehr oft mit dem Jonglieren mit der Parole des Generalstreiks zusammen-

hängt, nämlich das Manöver der geheimen Abstimmung, des Plebiszites. Die Sozialdemokraten, wie 

auch die Christlich-Sozialen, haben im Februar d. J. dieses Manöver während der Teilstreiks im ober-

schlesischen Bergbau angewandt, um den schon entfachte Kampf zu brechen. Wir erinnern uns, wie 

die Führer des Zentralen Bergarbeiterverbandes dazumal die Rollen unter sich und die Christlich-

Sozialen verteilt haben, uns den sich entwickelnden Kampf der Bergarbeiter im Keime zu ersticken. 

Die Christlich-Sozialen haben beschlossen, ein Plebiszit auf allen Gruben und Werken durchzufüh-

ren, und einer der Führer des Zentralen Bergarbeiterverbandes, Stanczyk, machte die Stellungnahme 

des ZBV abhängig von den Ergebnissen dieses Plebiszits. Unsere oberschlesische Organisation be-

antwortete dieses Manöver mit der Parole: „Fordert die sofortige Einberufung der Betriebsversamm-

lungen. Beschließt den sofortigen Streik und schließt euch ihm an. Wählt Streikausschüsse. Nieder 

mit dem Anwenden der Abstimmung zwecks Erdrosselung des Kampfes.“ Zugleich sagte jedoch die 

Organisation den Arbeitern, daß dort, wo die Betriebsversammlungen für das Durchführen der Ab-

stimmung sich ausgesprochen haben, oder wo die Abstimmung zustandegekommen ist ohne die Be-

triebsversammlung, welche die Bonzen nicht einberufen wollten, wir aber sie durchzuführen nicht 

imstande waren – dort müssen wir an der Abstimmung aktiv teilnehmen, indem wir für den Streik 

agitieren. Dank dieser richtigen Taktik gelang es unseren oberschlesischen Genossen, den christlich-

sozialen Betrug mit Erfolg zu durchkreuzen. Der Antrag für die Abstimmung wurde auf 18 Gruben 



Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 12 – 646 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 05.04.2023 

und Werken abgelehnt – und man stimmte zugleich für den Streik. Während der Kampagne gegen 

das Referendum brachen Teilstreiks auf sieben großen Gruben aus. 

III 

Welche Lehren allgemeiner Natur können wir aus diesen Streikkämpfen ziehen? 

Die wichtigste Voraussetzung für die Organisierung der Streiks ist die breiteste Anwendung der Tak-

tik der Einheitsfront. Alle letzten Streiks, die Vor-[331]bereitungen zum 1. Mai wie auch sein Verlauf 

haben gezeigt, daß in der Arbeiterklasse immer breiter der Drang zur Einheit im Kampfe gegen die 

Bourgeoisie, gegen die blutige faschistische Diktatur, um sich greift. Ein klassisches Beispiel dieses 

Dranges, der immer mächtiger alle Hindernisse aus dem Wege räumt, welche ihm die Führer aller 

sozialfaschistischen Parteien entgegenstellen, lieferte uns die Delegiertenkonferenz, die am 15. Juni 

d. J. durch alle reaktionären Textilarbeiterverbände in Lodz einberufen wurde. Auf dieser Konferenz 

gelang es der RGO, um die Forderung der sofortigen Proklamierung des Streiks und der Wahl eines 

Streikausschusses, fast alle sozialdemokratischen, christlich-sozialen, nationalen und parteilosen De-

legierten zu scharen. Der Verlauf dieser Konferenz beweist, welch große Möglichkeiten ein hartnä-

ckiger Kampf um die proletarische Einheitsfront der revolutionären Bewegung eröffnet. Die im Juni 

dieses Jahres durch unsere Partei eingeleitete Einheitsfrontkampagne hat eine ungeheure Bedeutung 

für die weitere Entwicklung des Kampfes des Proletariats gegen die faschistische Diktatur, für die 

Eroberung der Mehrheit der Arbeiterklasse. 

Die Realisierung der Einheitsfront der Arbeiter hängt ab von dem Elan unseres Kampfes um die 

Ueberzeugung der den sozialfaschistischen Führern folgenden Arbeiter, um die Eroberung dieser Ar-

beiter für unsere bestimmte, konkrete Aktion. Zum  Ausgangs punk t  f ü r  e i ne  E i nhe i t s f r on t -

kam pagne  m uß  n i ch t  unbed i ng t  d i e  ganze  P l a t t f o r m  unse r e r  im  gegebenen  Au-

genb l i ck  au f g e s t e l l t en  Fo r de r ungen  gem ach t  we r de n, sond e r n  e s  kann  auch  e i ne  

e i nz i ge, j edoch  d i e  z e i t gem äßes t e , Ange l egenhe i t  s e i n. Im Laufe des Kampfes ist es 

selbstverständlich unsere Pflicht, den Bereich der Forderungen auszudehnen, dem Kampfe einen Im-

mer mehr politischen Inhalt zu geben, ihn zu verschärfen. 

In der dem Streik vorangehende Vorbereitungskampagne muß man den Hauptstoß vor allen Dingen 

auf die die Arbeiterklasse am schmerzlichsten treffenden Momente des kapitalistische Angriffes zu 

konzentrieren verstehen. In einer Reihe von Streikkämpfen haben wir uns davon überzeugt, daß die 

Rationalisierungsmaßnahme einen günstigeren Boden für den Streik geschaffen haben, als z. B. die 

zu gleicher Zeit durch die Unternehmer aufgestellten Forderungen der Lohnsenkung. So war es wäh-

rend des Generalstreiks in Lodz im Jahre 1928. Anfänglich war dieser Streik wie die ihm vorange-

hende Teilstreiks gegen die neue Arbeitsvorschrift gerichtet. Erst zugleich mit der Ausdehnung des 

Streiks trat die Frage der Lohnsenkung in den Vordergrund der Forderungen der Arbeitermasse. Die 

Forderung der Zurückziehung dieser Vorschriften wurde auch zum direkten Anlaß des Bergarbeiter-

streiks im Dombrowaer Gebiet im Mai v. J. Ebenso lag die Sache während des ersten Straßenbahn-

arbeiterstreiks in Warschau, während seiner ersten Etappe gegen die Rationalisierungsmaßnahmen. 

Aber schon innerhalb einiger Stunden fügten die Straßenbahnarbeiter auf der allgemeinen Versamm-

lung zu diesen Grundforderungen eine ganze Reihe anderer offensiver Forderungen hinzu, wie z. B: 

die Forderung der Lohnerhöhung, der Kürzung des Arbeitstages, der Arbeitsaufnahme durch die Ar-

beitslose usw. 

Eine treffende Formulierung der ökonomische Forderungen hat eine entscheidende Bedeutung nicht 

nur für den Ausbruch des Streiks, sondern auch für seinen weitere Verlauf. Die Aufrechterhaltung 

des Kampfes hängt in vielen Fällen davon ab, in welchem Maße es uns, gelingt, die Forderungen 

auszudehnen in dem Maße, wie sich der Streik ausdehnt und verschärft. Für den Sieg der Dombro-

waer Bergarbeiter ins vorigen Jahre waren die ausgesprochen politischen Forderungen, die durchs 

die Bergarbeiter in Jaworzno aufgestellt wurden im Zusammenhange mit der Besetzung der Gruben 

durch die Polizei, von großer Bedeutung. Diese Forderungen – die sofortige Absetzung des verhaßten 

[332] Direktors, die Zurückziehung der Polizei und der Spitzel, die das Blutbad provoziert hatten – 

diese Forderungen brachten den Bergarbeiterstreik auf eine höhere revolutionäre Stufe, und sie 
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zwangen die faschistische Regierung sowie die Kohlenbarone zur Zurücknahme der Arbeitsvorschrif-

ten und der angesagte 13prozentigen Lohnsenkung. Die neuen politischen Forderungen der Bergar-

beiter in Jaworzno hatten zu ihrem Ausgangspunkt die konkrete Lage, die nach der Provozierung der 

blutigen Kämpfe mit der Polizei im Krakauer Kohlengebiet entstanden ist; und darum wurden sie 

durch alle streikenden Arbeiter aufgegriffen. Die politischen Forderungen dürfen nicht mechanisch 

zu den ökonomischen hinzugeklebt werden, sie müssen von der konkreten allgemein. politischen und 

lokalen Lage, in welcher der Kampf vor sich geht oder die durch den Kampf entstanden ist, ausgehen. 

Es ist klar, daß zugleich mit der Verschärfung des Klassenkampfes, mit dem Anwachsen des faschis-

tische Terrors, bei der sich immer mehr zuspitzenden Gefahr einer Intervention gegen Sowjetrußland 

auch die einzelnen Forderungen sich ändern – in dieser Lage können die politischen Forderungen in 

vielen Fällen schon beim Anbeginn des Streiks aufgestellt werden (Zurückziehung der Polizei, der 

Spitzel und Provokateure, Liquidierung der pflichtmäßigen Besteuerung zugunsten allerlei faschisti-

scher Kriegervereine und jetzt z. B. der Kampf gegen das zwangsmäßige Schlichtungsverfahren). Das 

Aufstellen der richtigen Forderungen hängt jedoch immer von dem Grade ab, in welchem die Kom-

munisten und die revolutionären Gewerkschafter es verstehen, ihre ganze Vorbereitungsarbeit für den 

Streik in dem Betriebe zum konzentrieren. Nur die ausführlichste Kenntnis der Verhältnisse im Be-

triebe, aller, sogar der allerwinzigsten Versuche, die Lage der Arbeiter zu verschlechtern, gibt uns 

erst die Möglichkeit, die Vorbereitung für den Streik an die aktuellsten und für die Arbeiter begreif-

lichsten Fragen anzuknüpfen. D i e  ga nz e  E r fah r u ng  de r  l e t z t e n  S t r e i kkä m pf e  ha t  uns  

geze i g t, daß  d i e  a m m e i s t en  zusamm enf a s sende  Pa r o l e  n i ch t  d i e  s chä r f s te, son -

de r n  d i e  im  gegebenen  Augenb l i ck  ak tue l l s t e  For de r ung  i s t. Indem wir die Vorberei-

tung zum Streik in dem Betriebe konzentrieren, müssen wir alle Mittel und Formen anwenden, um 

die von uns aufgestellten Forderungen mit den breitesten am Kampf interessierten Arbeitermasse vor-

her zu besprechen. Den Ausbruch einer ganzen Reihe von Streikkämpfen haben wir dem Umstand zu 

verdanken, daß die Genossen in einzelnen Arbeitsbetrieben, in einzelnen Betriebsabteilungen oder 

Grubenfeldern Besprechungen, Gespräche, Konferenzen usw. mit den parteilosen Arbeitern und mit 

den Mitgliedern der sozialdemokratischen oder christlich-sozialen Gewerkschaften abgehalten haben. 

Diese Besprechungen wurden des öfteren zum wichtigsten Kettenglied im Kampf um die Einberu-

fung der Betriebsversammlung, die den Streik bestimmen sollte. Dank diesen Besprechungen und im 

Fluge organisierten Straßenversammlungen gelang es unseren revolutionären Gewerkschaftern, allge-

meine Versammlungen in allen Straßenbahnhallen in Warschau in der Nacht vom 16. auf den 17. 

November i. J. zustandezubringen, als der zweite Straßenbahnerstreik entbrannte. Dieselbe Methoden 

erleichterten uns das Einberufen eines Massenmeetings der Arbeiter der vier Gruben und Werke des 

Giesche-Konzerns in Oberschlesien, wo Ende Januar d. J. der Streik beschlossen wurde. Dasselbe 

geschah auch im Dombrowaer Kohlengebiet. Indem wir im Betrieb, in einzelnen Abteilungen oder 

Betriebsbrigade Besprechungen organisieren, müssen wir jedoch ständig vor Augen haben, daß diese 

Besprechungen nicht als Ziel für sich zu behandeln sind, sondern daß sie zur Einberufung breiterer 

Versammlungen, der Betriebsversammlungen ausgenützt werden müssen. Die Erfahrung lehrt uns, 

daß, je breitere am Kampf interessierte Arbeitermassen über die aufgestellten Forderungen oder über 

den Streik bestimmen, desto größer die Sicherheit ist, daß der Streik auch wirklich zustande kommt. 

[333] Die Beratungen, kleinen Versammlungen und Gespräche mit den parteilosen Arbeitern, die 

durch die Parteizellen und revolutionären Gewerkschaftsorganisationen abgehalten werden, habe eine 

gewaltige Bedeutung bei der Wahl des Streikausschusses. In den meisten Fällen gelingt es uns nicht, 

die Wahl des Streikausschusses zustandezubringen, weil die Frage dieser Ausschüsse durch unsere 

Gewerkschafter zu hölzern und zu mechanisch aufgefaßt wird, weil die organisatorische Vorberei-

tung dieser Wahlen ungemein schwach ist. Wenn unsere Genossen, die während der letzten ökono-

mischen Kampagne der Landarbeiter ungefähr hundert Versammlungen durchgeführt haben, es ver-

standen hätten, vor diesen Versammlungen und parallel mit ihnen provisorische Ausschüsse zu wäh-

len, es verstanden hätten, auf den Beratungen die Kandidaten für die Streikausschüsse zu bestimmen, 

so wären die Ergebnisse des 29 März d. J. unbedingt anders ausgefallen. Dasselbe gilt für den Streik 

im Dombrowaer Gebiet d. J. Selbstverständlich spielten in diesem Falle die Illusionen, die in den 

breiten Kreisen unserer Parteifunktionäre und der revolutionären Gewerkschaftsfunktionäre im 
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Verhältnis zu den sozialdemokratischen Delegierten vorhanden waren, eine entscheidende Rolle. 

Aber keine kleinere Rolle hat auch die ungenügende organisatorische Vorbereitung gespielt. 

E i n e  g r oße  Bedeu tung  für die Mobilisierung der breitesten sozialdemokratischen, christlich-

sozialen und parteilose Arbeitermassen um die von uns aufgestellten Forderungen oder für die Schaf-

fung von Streikausschüssen, ha t  d i e  Tä t i gke i t  i n  den  r eak t i onä r e n  Gewer kscha f t e n, 

und  haup t s äch l i ch  i n  den  Gewer kscha f t e n, wo  d i e  Soz i a l dem okr a t e n  vo r he r r -

s che n. In den Versammlungen dieser Gewerkschaften, in den Sitzungen der Vorstände einzelner 

Abteilungen müssen unsere Fraktionen bestrebt sein, die Streikbeschlüsse, die Wahl eines vorberei-

tenden Streikausschusses durchzuführen. Zum diesem Zweck müssen wir vor allen Dingen die Kon-

ferenzen der Betriebsmänner und der Vertrauensmänner ausnützen. Eine Voraussetzung zur Ausnut-

zung der reformistischen und christlich-soziale Gewerkschaften für die breiteste Mobilisierung der 

Massen zum Kampf ist eine systematische Arbeit in diesen Verbänden, der Kampf um jede gewerk-

schaftliche Position (Fachausschüsse, Abteilungsvorstände usw.), die organisatorische Erfassung und 

der Ausbau einer breiten Arbeiteropposition, die alle Arbeiter umfaßt, die gegen die sozialfaschisti-

schen Führer, für eine wirkliche gewerkschaftliche Demokratie, gegen die Offensive des Kapitals und 

den faschistische Terror kämpfen wollen. Die engste Verknüpfung der Streikvorbereitungen im Be-

trieb mit der Tätigkeit in den reaktionären Gewerkschaften gibt uns die Möglichkeit, die sozialfa-

schistischen Führer in den Augen der Arbeiter, die ihnen noch folgen, gründlich zu demaskieren. 

In einer Reihe der letzten Streikkämpfe (der Bergarbeiterstreik, die Landarbeiterstreiks und die Vor-

bereitungen zum Textilarbeiterstreik in Lodz) trat das Unterschätzen der Bedeutung und der Rolle 

der Streikbetriebsausschüsse für das siegreiche Durchführen des Streiks sehr kraß zutage. Das betrifft 

auch einigermaßen die Frage der zentralen Streikausschüsse. Diese Unterschätzung lastet gewöhnlich 

fatal auf dem Verlaufe der Kampagne selbst, wie auch auf ihren Ergebnissen. Wenn der im Kampf 

stehende Arbeiter die durch ihn selbst gewählte Führung, zu der er volles Vertrauen besitzt, nicht 

fühlt, dann geht er eben unter das Kommando der Sozialfaschisten, die mit der radikalen Phrase lieb-

äugeln und den Kampf um seine Interessen vortäuschen. Das Fehlen der Streikausschüsse erschwert 

die Verdrängung der Sozialfaschisten aus der Streikführung, erschwert die gänzliche Uebernahme 

der Kampfführung durch die revolutionären Arbeiter. Die Unterschätzung der Streikausschüsse findet 

auch des öfteren ihren Ausdruck in einer Vernachlässigung der schon durch die breiten Arbeitermas-

sen gewählten Kampfausschüsse. Während der letzten Bergarbeiterkämpfe in Oberschlesien sahen 

wir, wie die schwache Fühlung [334] zwischen der revolutionären Gewerkschaft und dem Streikaus-

schuß, der, 40 Mann stark, auf der „Laura“-Grube gewählt wurde, und daher auch die schwache Füh-

lung zwischen diesem Ausschuß und den streikenden Arbeitern, was den Gewerkschaftsbonzen den 

Streik abwürgen half. Dieselbe Lage entstand auch zur selben Zeit auf den Giesche-Werken, als der 

neugewählte Streikausschuß innerhalb zweier Tage weder zusammenkam noch eine Versammlung 

während dieser Zeit einberief. In einer schwach besuchten Versammlung gelang es den Bonzen, den 

Beschluß auf Wahl eines neuen Streikausschusses durchzuführen, die Vertreter aller reaktionären 

Gewerkschaften in ihn einzuführen und auf diese Weise den Boden für die Abwürgung des Kampfes 

vorzubereiten. 

Wohin eine schwache Verbindung des Streikausschusses mit den Massen führen kann, das beweist 

die erste Etappe der Kampagne der Lodzer Textilarbeiter. Der am 15. Juni d. J. auf der Betriebs- und 

Vertrauensmännerkonferenz gewählte Streikausschuß kam erst nach drei Tagen zusammen, und bis 

zu dieser Zusammenkunft brachte er fast gar keine Tätigkeit unter den Massen zum Vorschein. Aus 

diesem wie auch aus anderen noch näher zu behandelnden Gründen ermöglichte es der Zentrale 

Streikausschuß den Sozialfaschisten, die Realisierung des Streikbeschlusses zu verhindern und trug 

zum Mißlingen des auf der erwähnten Konferenz proklamierten allgemeinen Textilarbeiterstreiks bei. 

Die Lehren des ersten Straßenbahnarbeiterstreiks in Warschau und in Lodz weisen darauf hin, daß 

wir gleich von Anfang an alles tun müssen, um die Kontinuität der Führung im Laufe des ganzen 

Kampfes aufrecht zu erhalten. Eine ernste Warnung war in dieser Hinsicht der erste Straßenbahnar-

beiterstreik in Warschau, als nach, dem Hochgehen des Streikausschusses wir keinen Reserveaus-

schuß hatten, der die Führung zu übernehmen imstande war. Darum ist es wichtig, daß wir schon in 
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der dem Streik vorangehenden Periode eine Reserveführung bereithalten. Wir müssen ebenfalls da-

rauf gefaßt sein, daß alle Mitglieder des Streikausschusses verhaftet werden und daß es keinen mehr 

durch die Masse der Streikenden gewählten Arbeiter geben wird, der imstande wäre, die Organisie-

rung einer autoritativen Führung auf sich zu nehmen. Jede Improvisierung wird in solchen Fällen zu 

den fatalsten Ergebnissen führen. Ein klares Beispiel liefert in dieser Hinsicht der Lodzer Straßen-

bahnarbeiterstreik. Nach der Verhaftung des ersten Streikausschusses wurde ein neuer Ausschuß ge-

wählt, der vorher nicht vorbereitet wurde durch die revolutionären Gewerkschafter. Die Führung die-

ses Ausschusses, der in überwältigender Mehrheit aus unaufgeklärten und schwankenden Arbeitern 

bestand, ging an die Nationale Arbeiter-Partei über, was dazu beitrug, daß der Kampf durch die fa-

schistische Regierung und die Gewerkschaftsbonzen erstickt wurde. 

Eine bis ins kleinste gehende organisatorische Vorbereitung der Wahlen der Streikausschüsse ge-

winnt noch dadurch an Bedeutung, daß von ihr der Bestand und der Charakter der Zentralen 

Streikausschüsse abhängt. In den jetzigen Verhältnissen des verschärften faschistische Terrors besit-

zen wir immer weniger, die Möglichkeit, die Zentralen Kampfausschüsse auf großen Versammlungen 

oder Tagungen zu wählen. In den meisten Fällen mußten wir darum durch die Entsendung der Ver-

treter der Betriebs- oder Grubenausschüsse in den Zentralen Streikausschuß führende Organe schaf-

fen, die ein Arbeiterzentrum oder auch einen ganzen Industriezweig umfassen. 

Das Mißlingen des 29. März unter den Landarbeitern zeugt davon, daß unsere Genossen, hauptsäch-

lich in den Landbezirken, sich noch nicht die Kunst zu eigen gemacht haben, den für die Proklamie-

rung des Streiks entsprechendsten Augenblick zu wählen und alle ihnen zu Gebote stehenden Mittel, 

um den Kampf der Arbeiter bis zu einem Massenstreik zu führen, auszunützen. In der letzten Früh-

jahrskampagne der Landarbeiter haben sich unsere Organisationen starr [335] an des Datum des 29. 

März festgeklammert, ohne zu verstehen, daß man In vielen Fällen den Streik früher oder später be-

ginnen muß, wenn die an dem Streik interessierten Massen auf den Versammlungen und Konferenzen 

sich für ein anderes Datum des Streikausbruchs ausgesprochen haben. Ein charakteristisches Beispiel 

des starren Festhaltens an dem vorher festgesetzten Termin war die Konferenz der sozialdemokrati-

schen Landarbeitergewerkschaft im Kreise Kutno. Die auf dieser Konferenz versammelten Delegier-

ten traten begeistert dem Streikbeschluß bei, aber es gelang dem PPS-Führer Kwapinski, sie zu über-

reden, den Streik nicht am 29. März, sondern am 1. April zu beginnen. Unsere Genossen haben dieses 

Datum nicht nur nicht aufgegriffen, sondern im Gegenteil, trotz dieses Beschlusses der Konferenz 

gingen sie auf die Gutshöfe, um zum Streik am 29. März aufzurufen. Auf diese Weise erleichterten 

sie den Kwapinskis die Lage und in der Masse schufen sie ein Durcheinander. Das Ergebnis – keine 

Spur von Streik. In solchen Fällen, wenn der durch die Sozialfaschisten aufgestellte Termin In den 

Massen populär ist oder wenn die Massen diesen Termin beschließen, ist es unsere Pflicht, ihn auf-

zugreifen. Unsere Genossen versuchten ebenfalls nicht, andere Formen des Kampfes, außer dem Mas-

senstreik, anzuwenden, als sie gesehen hatten, daß auf vielen Gutshöfen die Masse der Landarbeiter 

noch nicht zur Aufnahme des Streiks vorbereitet ist. daß sie auf den durch die sozialfaschistische 

Gewerkschaft für den 18. April proklamierten allgemeinen Landesstreik warteten. Wenn unsere Ge-

nossen auf solchen Gutshöfe, wo es ihnen nicht gelungen ist, den Massenstreik zu entfalten, die Ar-

beiter zur Beantwortung des Schiedsspruches der Außerordentliche Schlichtungskommission mobi-

lisiert und sie zum Kampf geführt hätten gegen einzelne Angriffe der Gutsherren durch kurze Pro-

teststreiks, Demonstrationen, passive Resistenz, durch Arbeitssabotage aller Art, durch gemeinsame 

Kundgebungen mit den Bauern des gegebenen Dorfes, wäre es Ihnen unbedingt leichter gefallen, das 

sozialfaschistische Manövrieren mit dem eintägigen allgemeinen Streik zu durchbrechen und am 29. 

März wenigstens In den wichtigsten Orten Teilstreiks zustandezubringen. Der zweite Streik der Stra-

ßenbahnarbeiter in Warschau ist ein glänzendes Beispiel einer gelungenen Anwendung von allerlei 

verschiedenartigsten Kampfformen bei zähem Umsteuern auf den Massenstreik. Als im September 

v. J. die Direktion der Warschauer Straßenbahnen eine Lohnsenkung von 2,8 Prozent ankündigte, 

unternahm die Warschauer Organisation eine gewaltige Straßenkundgebung mit über 2000 Straßen-

bahnarbeitern vor dem Direktionsgebäude, was den Stadtrat und die Direktion zur Zurückziehung der 

Lohnsenkungen bewog. Dieser Sieg hob die Stimmung unter den Massen der Straßenbahnarbeiter, 
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und er schuf einen günstigen Boden zur Entfaltung des Novemberstreiks, als der Stadtrat die Löhne 

wieder um 1,7 Prozent zu senken beabsichtigte. Als die, revolutionären Gewerkschafter einsahen, 

daß die Straßenbahnarbeitermassen noch nicht bereit sind zum Streikkampf, beantworteten sie den 

neuen Angriff des Stadtrats auf folgende Weise. Sonnabend, den 14. November, beantworteten die 

Werkstattarbeiter die Lohnsenkung mit einem Proteststreik, der 15 Minuten dauerte. Die Versamm-

lung der Werkstattarbeiter beschloß, der Direktion ein Ultimatum zuzusenden, das bis Montag, den 

16. November, beantwortet werden sollte. Als es sich am Morgen des 16. herausstellte, daß die Di-

rektion die Lohnsenkung nicht aufhebt, traten die Werkstattarbeiter in den italienischen Streik und 

wandten sich zugleich an alle Straßenbahnarbeiter in Warschau mit der Aufforderung, in der Nacht 

vom 16. auf den 17. November den Streik zu erklären, wenn die Direktion und der Stadtrat die Lohn-

senkung nicht zurückziehen. Dank dieser Taktik gelang es, die Manöver der Sozialfaschisten, der 

Faschisten und der Christlich-Sozialen, die den Kampf verhindern wollten, zu durchkreuzen, und am 

17. November war der ganze Straßenbetrieb der faschistischen Hauptstadt gelähmt. 

[336] Besonders bemerkenswert war es im November v. J. bei der Firma Schlösser in Ozorkow, als 

man die Belegschaft bedrohte, man würde 1400 Arbeiter entlassen, und als die Fabrikadministration 

außerdem mit der Auszahlung der Arbeitslöhne für vier Wochen zurücklag. Die Arbeiter traten in die 

passive Resistenz und blieben im Betrieb. Innerhalb des Betriebes veranstalteten sie eine gewaltige 

Demonstration der ganzen Belegschaft vor den Administrationsräumen, die gänzlich zertrümmert 

wurden. Der Polizei ist es nicht gelungen, die Arbeiter aus dem Betrieb zu entfernen. Erst am Abend, 

als die Direktion 75 Prozent der Löhne auszahlte und als sie versprach, die Entlassungen nicht durch-

zuführen, verließen die Arbeiter den Betrieb. Als aber am nächsten Tag die Fabrikleitung den Rest 

der Schuld nicht auszahlte, übte die Besatzung wieder passive Resistenz, die mit dem gänzlichen Sieg 

der Arbeiter endete. Anders verhielten sich die Dinge aber, wie wir gezeigt haben, während des zwei-

ten Streiks auf der „Hortensia-Glashütte in Piotrkow. 

Die Entfaltung des Kampfes hängt in hohem Grade davon ab, ob die revolutionären Gewerkschafter 

in der Vorbereitungskampagne den Streik in breitester Front vorbereitet haben, indem sie sich auf die 

wichtigsten im vorhinein bestimmten „Stoßbetriebe“ konzentriert haben, ob es ihnen gelungen ist, 

die Betriebe, die schon dem Streik beigetreten sind, untereinander zu verbinden, ob es ihnen gelungen 

ist, die streikenden Arbeiter auf die Straße zu führen. Die Proklamierung des Generalstreiks in den 

einzelnen Industriezweigen oder in den einzelnen Industriezentren ohne gründliche Vorbereitung 

birgt eine ernste Gefahr in sich. Die Grundform der Erweiterung des Bergarbeiterkampfes im Mai 

vorigen Jahres waren die Massendelegationen der streikenden Bergarbeiter, die von einer Grube zur 

anderen entsandt wurden, sowie die bekannten Aufmärsche der Bergarbeiter aus dem Dombrowaer 

Kohlengebiet nach dem im Krakauer Kohlengebiet gelegenen Jaworzno. Denselben Weg haben auch 

unsere oberschlesischen Genossen während der Februarstreiks beschritten. Als die „Nikisch“. Prole-

ten für den Streik stimmten, beschlossen sie in der Richtung des nahegelegenen Richthofen aufzu-

marschieren. Als die Grubenwärter und die Polizei den Demonstranten den Eingang zur Grube ver-

sperrten, schlugen die Streikenden das Tor aus den Fugen, drangen in die Grube ein und veranstalteten 

dort eine Betriebsversammlung der Belegschaft aller vier Gruben des Giesche-Konzerns, die mit ei-

nem Beschluß endete, nach allen Gruben und Werken Massendelegationen zu entsenden mit der Auf-

forderung, sich dem Streik anzuschließen. Die engste Verbindung der Demonstrationen. mit den öko-

nomischen Kämpfen ist der wichtigste Weg der politischen Verschärfung des Streiks, der Hebung 

des Kampfes auf ein höheres revolutionäres Niveau. 

Im letzten Bergarbeiterstreik im Dombrowaer Kohlengebiet und während der Kämpfe in Oberschle-

sien wurde die Frage der sogenannten „schwarzen“ Streikform aufgeworfen, d. h. die Zurückziehung 

der Notstandsarbeiter. Die Anwendung dieser außerordentlich scharfen Waffe des Klassenkampfes, 

die zur Vernichtung der Arbeitsstätte führt (Ueberschwemmung der Grube, Einsturz der Fühlungen, 

Auslöschen der Hochöfen in den Hütten usw.), stößt auf ernste Schwierigkeiten unter den streikenden 

Arbeitern. Ein Beispiel dieser Schwierigkeiten lieferte uns der Streik im Dombrowaer Gebiet sowie 

die Arbeiterdemonstration gegen die Schließung der Grube „Kleophas“ in Oberschlesien Anfang 

Februar d. J. Im ersten wie im zweiten Falle beschlossen die Belegschaften in den „schwarzen“ Streik 
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zu treten, was jedoch nicht verwirklicht wurde. Diese Erfahrung lehrt, daß der „schwarze“ Streik nur 

dann durchgeführt werden kann, wenn die Entwicklung des Streikkampfes wirklich die Anwendung 

dieser Art [337] Mittel erfordert, wenn ihre Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit für die Massen außer 

Zweifel steht und vor allen Dingen, wenn die Kampfstimmung der Massen die Bereitschaft der Ar-

beiter beweist, diesen Weg zu betreten. Man muß jedoch im Auge behalten, daß ein leichtsinniges 

Hantieren mit diesem Kampfmittel ohne vorherige Vorbereitung, ohne breite Agitationskampagne, 

ganz fatale Folgen für die Ergebnisse des Streiks haben kann, es kann den Sozialfaschisten die Ueber-

nahme der Kampfführung in ihre Hände erleichtern, es kann die revolutionäre Kampfführung kom-

promittieren. 

Eine ungeheuer wichtige Bedeutung hat für den Erfolg des Streikes die Solidaritätsaktion. Die Schwä-

che dieser Kampagne war der bedeutendste Mangel fast aller Streikkämpfe im vorigen wie im lau-

fenden Jahre. Während des vorjährigen Streiks im Dombrowaer Kohlengebiete verstanden es die re-

volutionären Arbeiter nur in einigen Fällen, eine Solidaritätskampagne unter den Massen zu organi-

sieren. Dieser Art musterhafte Kampagne führte unsere Organisation in Strzemieszyce (Dombrowa) 

durch. Diese Kampagne umfaßte die benachbarten Dörfer, wo man unter den Bauern Kartoffeln und 

Brot für die Streikenden sammelte (im Werte von 1800 Złoty). Die Verteilung dieser Lebensmittel 

spielte eine große Rolle und trug zur Aufrechterhaltung des Kampfwillens unter der ganzen Arbei-

terbevölkerung in Strzemieszyce bei. Es wäre aber ein Fehler, diese Solidaritätsbewegung nur auf 

materielle Hilfe zu beschränken. Die Grundform der Solidaritätsaktion müssen allerlei Beschlüsse 

sein, Solidaritäts- und Proteststreiks sowohl wie Demonstrationen. Je besser es uns gelingt, die Soli-

daritätsstreiks auszuweiten, und wenn auch die kürzesten (5 Minuten, eine Stunde usw.), desto siche-

rer wird es uns gelingen den Streikkampf zu erweitern, desto günstiger wird der Boden sein zur Um-

wandlung der Teilstreiks in Streikkämpfe, welche sämtliche Arbeiter des gegebenen Industriezweiges 

oder des Industriezentrums umfassen, sowie zur Umwandlung der Teilstreiks in einen allgemeinen 

Landesstreik. Was lehrt unsere Erfahrung. Der zweite Streik der Warschauer Straßenbahnarbeiter, 

die Bergarbeiterstreiks und der allgemeine politische Streik im Lande von 16. März beweisen, daß 

das Proletariat Polens immer entschlossener auf dem Wege des revolutionären Massenstreiks vor-

wärtsschreitet, daß in der nächsten Perspektive eine immer engere Verflechtung der ökonomischen 

Kämpfe mit den politischen Streiks steht. 

Bei der Organisierung der Solidaritätskampagne muß man dessen eingedenk sein, daß ihre Durchfüh-

rung in vielen Fällen ebenfalls davon abhängig ist, ob es uns gelungen ist ihre Grundparolen mit den 

eigenen Forderungen der in den Solidaritätskampf mit hineingezogenen Arbeiter zu verknüpfen. Ein 

glänzendes Beispiel dieser Art Verknüpfung liefert uns der Solidaritätsstreik der Trikot- und Wirk-

warenarbeiter während des Streikes der Lodzer Straßenbahner, wo die Arbeiter zugleich die Forderung 

aufstellten, die durch die Unternehmer angesagte Lohnsenkung zurückzuziehen. Dieser Streik, der 

etwa 17.000 Textilarbeiter umfaßte, endete am fünften Tage mit einem vollen Siege der Arbeiter. 

Eine geschickte Verknüpfung der Solidaritätsaktion mit den eigenen Forderungen hat die größte Be-

deutung beim Hineinziehen der Arbeitslosen in den gemeinsamen Kampf mit den streikenden Arbei-

tern. Der Mangel der oberschlesischen Bergarbeiterstreiks wie auch des zweiten Streiks im Dombro-

waer Gebiet bestand in dem Unvermögen die Arbeitslosen zum Kampfe um eigene Forderungen . zu 

mobilisieren, derselben Massen, die heldenhaft mit der Polizei kämpften, die gemeinsam mit den 

Arbeiterfrauen Streikposten standen. Und wir wissen doch, daß in vielen Fällen die Teilnahme der 

Arbeitslosen am Streik, ihr aktiver Kampf gegen Streikbrecher entscheidend ist für das siegreiche 

Ergebnis des Kampfes. Es genügt, den Textilarbeiterstreik vom Mai v. J. in Bielitz-Biala zu erwäh-

nen. Wir waren dazumal unter den beschäftigten Bielitzer Textilarbeitern ungewöhnlich schwach. 

Und wenn es uns trotzdem gelungen ist, einen Einfluß auf die feste [338] Haltung der Streikenden zu 

gewinnen, die Pläne der sozialfaschistischen Führer, die den Streik erwürgen wollten, zu durchkreu-

zen, so geschah dies nur dank dem, daß wir die Arbeitslosenmassen in den Kampf um ihre eigenen 

Forderungen hineingezogen haben. Die Arbeitslosen nahmen regen Anteilen allen Versammlungen 

der Streikenden, sie veranstalteten mit den Streikenden zusammen Straßendemonstrationen, sie 

kämpften tapfer gegen Streikbrecher und Polizei. In der fünften Streikwoche zwang eine gewaltige 
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Demonstration der Arbeitslosen, an der auch viele streikende Arbeiter teilnahmen, die Regierung und 

die Unternehmer zur Zurückziehung der 15prozentigen Lohnsenkung. 

Vielleicht den größten Mangel, den alle Streiks zum Vorschein gebracht haben, bedeutet die Frage, 

wie man den Streik organisiert beendigen soll. Sie besitzt eine nicht minder große Bedeutung als das 

Erfassen des günstigsten Augenblicks zur Proklamierung des Streikes. Sowohl eine verfrühte wie 

auch eine verspätete Unterbrechung des Streikes hat die schlimmsten Folgen für die Streikenden und 

für die revolutionäre Gewerkschaftsbewegung. Als ab. schreckendes Beispiel einer opportunistischen 

Liquidierung des Streikes kann der Metallarbeiterstreik im Dombrowaer Gebiet vom Jahre 1927 gel-

ten. Dieser Streik war durch die RGO geleitet. Als es am dritten Tage klar wurde, daß der Kampf 

ausschließlich unter der revolutionären Führung vor sich geht, gingen die Bonzen offen zur Erdros-

selung des Streikes über. Die Leitung der lokalen Organisation hat nicht den geringsten Versuch un-

ternommen, um die wenigen zur Arbeit zurückkehrenden Arbeitern von neuem in den Kampf hinein-

zuziehen, und sie hat den Streik abgeblasen trotz der standhaften Haltung der Mehrzahl der Metall-

arbeiter. Diesen ungeheuren opportunistischen Fehler hat die revolutionäre Gewerkschaftsbewegung 

sehr teuer bezahlt. Während einer ganzen Reihe von Jahren waren wir nicht imstande, unseren frühe-

ren Einfluß unter den Dombrowaer Metallarbeitern wieder auszubauen. Das entgegengesetzte Bei-

spiel lieferte uns die Beendigung des Bergarbeiterstreiks am 17. März. Die Leitung der Dombrowaer 

Organisation proklamierte den Generalstreik aller Bergarbeiter des Dombrowaer Gebiets, als der 

Streik bereits zusammenbrach und als ein bedeutender Teil der Arbeiter schon in die Gruben zurück-

gekehrt war. Eine solche Entgleisung kann die Idee des Massenstreiks nur kompromittieren und die 

Autorität der Kommunistischen Partei in den Massen herabsetzen. Wenn wir sehen, daß die Mehrheit 

der Arbeiter zur Arbeit zurückkehrt und wenn es uns trotz Anstrengungen nicht gelingt, sie zum 

Kampfe wieder zurückzurufen, so ist es unse r e  P f l i ch t, o rgan i s a t i on s m äß i g  den  S t r e i k  z u  

beenden  und  d i e  Arbe i t e r  au fzu r u f en  zwecks  we i t e r e r  M ob i l i s i e r ung  de s  künf t i -

gen  Kam pf e s. Aber wie die Proklamierung des Streiks, so muß auch Beine Unterbrechung durch 

die breitesten Massen der Streikenden beschlossen werden. Wir müssen jedes Mittel und jeden Weg 

auszunutzen verstehen, um diese Angelegenheit mit den kämpfenden Arbeitern zu besprechen. Dies 

kann uns nur dann gelingen, wenn wir allen Streikenden regelmäßig über alle Etappen des Kampfes 

berichten (Bulletins, Aufrufe), wenn wir sie von den Verhandlungen mit den Unternehmern In Kennt-

nis setzen, wenn die Arbeiter sich vollständig Rechenschaft geben von allen Etappen des sich entwi-

ckelnden Kampfes. 

Wir dürfen nie vergessen, tisch dem beendeten Streik den breitesten Massen die Ergebnisse des 

Kampfes vorzulegen, die Einschätzung der politischen Lage zu geben, die Mängel und Schwächen 

aufzuzeigen, die während des Kampfes zutage getreten sind. Nur auf diese Weise können wir die 

Arbeiter über die gemachten Fehler aufklären und ihnen klar darlegen, welche Fehler man In der 

Zukunft zu vermeiden habe. Das Vertuschen, das Verbergen der Fehler und Mängel, die zur Nieder-

lage geführt haben, die die Einbeziehung der breitesten Massen in den Kampf erschwert haben, wurde 

sich im nächsten Streik schwer rächen. [339] 

* 

Fragen unserer Einheitsfrontpolitik  
Von W i l h e l m  F l o r i n  

Die Einheitsfrontpolitik ist in jeder Situation ein wesentlicher Bestandteil unserer revolutionären Tak-

tik. In der Periode eines revolutionären Aufschwunges wird sie zur Hauptmethode unserer Taktik, 

um zu Massenkäm pfen  zu kommen. Es gibt bei einem revolutionären Aufschwung größere Mög-

lichkeiten der Entfaltung der Einheitsfronttaktik und damit der Kämpfe und Aktionen, insbesondere 

der politischen Massenaktionen. In dieser Situation ist die Einheitsfrontpolitik nicht nur eine Methode 

für den reinen Abwehrkampf, sondern wird verbunden mit dem revolutionären Aufschwung zu einer 

Methode des Angr i f f s. Deshalb ist der Inhalt unserer Einheitsfrontpolitik von heute etwas anderes, 

als in den Anfängen einer Periode des revolutionären Aufschwungs. D i e b i she r i gen  pos i t i ven  

Resu l t a t e  i n  Deu t s ch l and  s i nd  E r sche in unge n  des  r evo l u t ionä r en  Auf schwunge s. 
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Die neue Situation in Deutschland hat die Probleme der Einheitsfronttaktik erneut stärker aufgeworfen. 

Innerhalb der Arbeiterklasse in Deutschland hat sich vieles geändert. Es gab eine gewisse Kluft zwi-

schen unseren Anhängern und den sozialdemokratischen Massen, und es ist infolgedessen sehr schwer, 

den sozialdemokratischen Arbeitern überzeugend die Notwendigkeit unserer Kampftaktik klarzuma-

chen. Das erschwerte zugleich die Ausnutzung der Zersetzung, die sich schon im Lager der Sozialde-

mokratie bemerkbar machte. Da ß d i e neu e Lage  i n  Deu t s ch l and  inne r ha l b  de r  Ar be i t e r -

k l a s s e  e i nen  P r ozeß  zu r  B i l dung  de r  r evo l u t i onä ren  E i nhe i t s f r on t  e ing e l e i t e t hat, 

geht daraus hervor, daß bereits Resultate gemeinsamer Aktionen von kommunistischen und sozialde-

mokratischen Arbeitern vorliegen. Eine wachsende Radikalisierung und gesteigerte Aktivität macht 

sich im Proletariat bemerkbar, wodurch es den sozialdemokratischen Führern schwerer gemacht wird, 

ihre betrügerischen Manöver durchzuführen. Die neue Lage hat in den Massen den Willen zur Ein-

heitsfront zur Abwehr der faschistischen Angriffe und damit den Willen zum Massenkampf geweckt. 

Die Arbeiterklasse fühlt instinktiv, daß ihre politischen Rechte durch die faschistische Diktatur be-

droht werden. Das hilft gleichzeitig die i nne re n Hem m unge n, eile bisher selbst noch in den Rei-

hen unserer Kommunisten gegenüber der Einheitsfrontpolitik vorhanden waren, z u übe r wi nde n. 

Auch in der letzten Vergangenheit gab es schon Ansätze zu einer Anwendung der Einheitsfrontpoli-

tik, aber die ungeheu r e Bedeu t un g de r  E i nhe i t s f r on t t ak t i k  ge rade  j e t z t  i n  de r  Pe r i -

ode  de s  r evo l u t i onä r en  Auf schwunge s  wur de  noch  n i ch t  genügend  e r kann t. Das 

hat sich bereits geändert. Der Einheitsfrontwille der Massen hat neue Formen der Einheitsfront ent-

wickelt. Bestimmte Resultate des gemeinsamen Kampfes von kommunistischen und sozialdemokra-

tischen Arbeitern zeigen, welche großen Möglichkeiten zur Förderung des revolutionären Auf-

schwunges in Deutschland vorhanden sind. Es ist in den meisten Bezirken der Partei noch ein gewis-

ses Zu r ückb l e i ben  h in t e r  den  r evo l u t i o -[340]nä r en  Mög l i chke i t en  zu verzeichnen. Da-

her erscheint es notwendig, die Probleme der Einheitsfront, die jetzt vor der Partei auftauchen, dis-

kussionsmäßig zu behandeln, damit über diese unsere Hauptprobleme der revolutionären Taktik in 

der jetzigen Situation volle Klarheit geschaffen wird. 

Die bisherigen Resultate der Einheitsfrontpolitik 

Die neue Lage erleichterte die Schaffung neuer Formen bei der Bildung der Einheitsfront, wobei die 

Partei die Masseninitiative entfaltete, lenkte und steigerte. Solche neuen Formen der Einheitsfront 

sind z. B. der Massense l b s t schu t z, die An t i f a s ch i s t i s chen  E i nhe i t s aus schüs se  usw. 

Gegen wen richtet sich die Einheitsfront? Selbstverständlich gege n unse r en  Kl a s sen f e i n d, ge-

gen d i e  Bour geo i s i e. Aber damit auch zugleich gegen den Feind innerhalb der Arbeiterklasse, 

gegen die Stütze der Bourgeoisie, die sozialdemokratische und christliche Gewerkschaftsbürokratie. 

Eine bloße „Einheit um der Einheit willen“ kann eine Einheit gegen uns – gegen die Arbeiterklasse 

– werden. Daher kann unser Ziel nur sein die r evo l u t i onä r e  E i nhe i t, d i e  E i nhe i t s f r on t  un -

t e r  de r  Füh r ung  de r  Kom m uni s t i s chen  Pa r t e i  a l s  de r  e i nz i gen  an t i f a sch i s t i s chen  

und  an t i kap i t a l i s t i s chen  Pa r t e i! In der heutigen Etappe der Entwicklung, angesichts der äu-

ßerst zu. gespitzten Klassenverhältnisse in Deutschland, stehen die Fragen des Kampfes um die Mehr-

heit der Arbeiterklasse zur Eroberung der politischen Macht viel schärfer und zugespitzter, als in 

einer Situation der relativen Stabilisierung. Während eines revolutionären Aufschwunges vollzieht 

sich der Kampf um die Mehrheit der Arbeiterklasse auf höheren Stufen, bei höher entwickelten For-

men der Einheitsfront und bei tatsächlichem Ringen um die Führung der Massen. Der Kampf um die 

Führung der Massen hat in der Vergangenheit in Deutschland kaum jemals zuvor diese zugespitzte 

Form erreicht. 

Unsere Einheitsfrontpolitik ist weit mehr als eine Methode der Entlarvung der sozialfaschistischen 

Führer, als ein „Manöver“ in diesem Sinne, sondern sie ist geboren aus dem ehrlichen Willen, d i e 

Ar be i t e rm assen  zum  Kam pf  f ü r  i h r e  e i genen  In t e r e s sen  z u  s amm e l n. 

Es gibt primitive Formen der Einheitsfront, die sich jetzt ausbauen und auf eine höhere Stufe heben 

lassen. Aus den Vertrauensmännerkörpern in den Betrieben und an den Stempelstellen, Erwerbslo-

senausschüssen, Mieterkampfausschüssen, Kampfausschüssen in den Schulen usw., können wir 
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durch Zusammenfassung in den Kämpfen eine höhere Form der Einheitsfront entwickeln. Die Ein-

heitsfront in der An t i f a s ch i s t i s chen  Ak t i on  ist eine Bewegung und soll eine Konzentration 

entscheidender Kräfte des Proletariats darstellen. Diese Einheitsfront soll ganze Teile unserer Klasse 

zum revolutionären Handeln veranlassen. Wir hatten im Jahre 1923 eine ähnliche Einheitsfrontbewe-

gung, die ihre Konzentration der entscheidenden Kräfte des Proletariats in der Betriebsrätebewegung 

fand, und durch deren Massenaktionen [341] die Cuno-Regierung gestürzt wurde. Auch diesmal müs-

sen wir in unserer Einheitsfrontpolitik das Ziel haben, die Papen-Regierung zu stürzen, den Hitler-

Faschismus zu treffen und die Betrugsmethoden der Sozialdemokratie zu entlarven und möglichst 

unwirksam zu machen. Dafür gilt es, die Konzentration der proletarischen Kräfte in der Antifaschis-

tischen Aktion herbeizuführen. 

Die Frage des konzentrischen Angriffs auf be sonde r s w ich t i ge indus t r i e l l e  Geb i e t e  de s  

Re i ches  ist nicht nur eine Frage der organisierten Zusammenfassung der Einheitsfrontorgane in der 

Antifaschistischen Aktion. Sie erfordert die politische Klarstellung aller Kampffragen des Proletariats 

in Verbindung mit der tatsächlichen Organisierung des Kampfes. Die Verteidigung der einfachsten 

Tagesinteressen des Proletariats muß mit den politischen Aktionen auf das engste verbunden werden. 

Wir dürfen nicht den Kampf um die einfachen Tagesnöte der Arbeiterklasse vernachlässigen und nur 

auf die politischen Kampffragen, wie z. B. die Verteidigung noch bestehender politischer Rechte, das 

Schwergewicht legen. De r  Ur boden  de r  E i nhe i t s f r on t  m uß  de r  Be t r i eb  b l e i be n, und  

a l l e, s e l b s t  d i e  „ge r ings t e n“ be t r i eb l i chen  Fo r de rungen  de r  Ar be i t e r  m üssen  mi t  

den  po l i t i s chen  Fo rde r ungen  und  Losungen  ve r bunden  we r de n. Geschieht das nicht, 

dann wird das Schwergewicht des Kampfes nur auf die Straße verlegt, richtet sich nur defensiv gegen 

den faschistischen Straßenterror, während doch der Kampf gegen die Bourgeoisie am allerempfind-

lichsten vom Betrieb aus mittels und ausgehend von Streikbewegungen geführt werden kann. Daher 

ist unsere Einheitsfronttaktik auch in der jetzigen Situation des revolutionären Aufschwunges unzer-

trennlich mit dem ve r schä r f t e n  Kam pf  a n  de r  i nne rgewer kscha f t l i chen  F r on t  und mit 

der w i r k l i chen  Or gan i s i e r ung  e i ne r  Oppos i t i o ns bewegu ngen  eng verknüpft. Nur so 

wird die Einheitsfront zu einem wichtigen Hebel zur Mobilisierung der Massen. Damit erfordert sie 

auch g l e i chze i t i g  den  s chä r f s t en  Kam pf  gegen  den  Oppor t un i sm us. Unsere Einheits-

fronttaktik innerhalb der reformistischen Gewerkschaften wird revolutionären Inhalt haben in dem 

Maße, wie unsere Genossen, die die Einheitsfronttaktik anwenden, von dem klaren Bewußtsein un-

serer Aufgabe getragen werden, die Arbeiter Schritt für Schritt gegen den Willen der Gewerkschafts-

bürokratie unter selbstgewählten Einheitsfrontorganen in den Kampf zu führen. 

Mängel und Schwächen unserer bisherigen Einheitsfrontpolitik 

Einerseits sehen wir eine gewisse Uebe r sc hä t zun g de s Re i f eg r ade s, den das Klassenbewußt-

sein der sozialdemokratischen Arbeiter erreicht hat. Man spricht sie gelegentlich ohne weiteres als 

klassenbewußte Arbeiter an, sogar als revolutionäre klassenbewußte Arbeiter. Dadurch werden in 

vielen Fällen nicht die richtigen Massenlosungen aufgestellt. Andererseits sehen wir eine Un te r -

s chä t z ung  de r  Kr ä f t e  de r  Pa r t e i, wodur ch  m an  in  v i e l en  Fä l l en  n i ch t  we i t  genug  

vo r s t öß t. Während man im ersteren Falle nicht die richtigen Massenlosungen findet, nicht die Mas-

sensprache spricht, geht [342] man im anderen dazu über, solche Losungen aufzustellen, die ungefähr 

dem von der Partei abgelehnten opportunistischen Ruf: „Zwingt die Bonzen!“ entspricht. Dadurch 

wird aber die selbständige Organisierung der Kämpfe vernachlässigt und die ganze Einheitsfrontpo-

litik erhält einen opportunistischen, Charakter. 

Die Frage der Losungen ist sehr wichtig. Man kann nicht solche Losungen bei der Organisierung der 

Einheitsfrontbewegung als Aktionslosungen aufstellen, denen man auf tausend Meter Entfernung an-

sieht, daß sie ein Kommunist aufgestellt hat, die aber über das hinausgehen, wofür die große Masse 

der Arbeiter schon zu kämpfen bereit ist. Solche Losungen müssen wir propagandistisch anwenden, 

aber sie sind nicht die konkreten Aktionslosungen zur Auslösung von Kämpfen. Man muß nämlich 

wissen, daß, wenn ein Arbeiter sich gegen Lohnraub wehrt und gefühlsmäßig bereit ist, den Kampf 

gegen den Straßenterror der Nationalsozialisten zu führen, er dann noch nicht auf der Höhe eines 

entfalteten revolutionären Klassenbewußtseins zu stehen braucht. 



Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 12 – 655 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 05.04.2023 

Das Klassenbewußtsein muß, anknüpfend an die kleinsten Regungen oder an den Kampf um die Ta-

gesforderungen, geweck t und  en t wi cke l t  we r de n. Die Sozialdemokratie hat durch ihre jahre-

lange Politik der Verfälschung des Marxismus, des Klassenfriedens und der Vertuschung der Klas-

sengegensätze die sozialdemokratischen Arbeiter in der Entwicklung ihres Klassenbewußtseins ge-

stört. Wenn in der jetzigen neuen Situation sich eine Aktivität in den sozialdemokratischen Arbeiter-

massen bemerkbar macht und sich ein steigender Kampfwille zeigt, müssen wir, daran anknüpfend, 

mit ihnen zusammen solche Losungen aufstellen, die als Massenlosungen bezeichnet werden können. 

Wenn unsere Genossen bei der Schaffung der Einheitsfront an die Spitze ihrer Forderungen die Auf-

hebung des RFB-Verbotes oder noch viel weitgehendere, direkt revolutionäre Forderungen, aufstel-

len, kann dadurch eine sich anbahnende Einheitsfront gehemmt werden, weil eben g r oße  Te i l e  

de r  soz i a ldem okr a t i s chen  Arbe i t e r  d i e se  Kam pf f o r de r ungen  noch  n i ch t  a l s  no t -

wend i g  be g r e i f en  könne n. Wenn eine Ueberschätzung des Reife. grades der sozialdemokrati-

schen Arbeiter erfolgt, werden die Losungen falsch gestellt. Wollen wir die sozialdemokratischen 

Arbeiter schrittweise an den Kampf heranführen, dann ist es sehr zweckmäßig, die Losungen in den 

Massen und mit den Massen gebären zu lassen. Selbstverständlich müssen wir dabei unsere Initiative 

entfalten, und selbstverständlich machen wir unsere Vorschläge. Darin kommt ja schon zum Teil das 

Wesen unserer Führung zum Ausdruck. Wenn man dagegen nur sagt: „Arbeiter, kämpft mit uns!“, 

so ist das noch lange keine Einheitsfrontpolitik. 

Wir haben auch Formen „pazifistischer“, friedlicher Art der Einheitsfront, die man ändern muß. In 

öffentlichen Versammlungen bescheinigt man sich gegenseitig, daß man „gegen den Faschismus“ ist. 

Das ist alles. D i e se  pa s s i ven  Fo r m en  sogenann t e r  E i nhe i t s f r on t  m üssen  wi r  übe r -

wi nden  und  i n  ak t iv e, w i r k l i che  E i nhe i t s f r on t po l i t i k umwande l n. Es geht doch da-

rum, die Kämpfe zu organisieren. 

Unsere Einheitsfrontbewegung richtet sich bisher noch zu stark in [343] ihrem Schwergewicht, in 

ihrer Hauptlinie, gegen den Straßenterror der Nazis. Gegen  den  Te r ro r  käm pf en  i s t  s e l bs t -

ve r s t änd l i ch  no t wend i g, abe r  da s  i s t  doch  nu r  e i n  Te i l  unse r e s  Kam pf es  gegen  

den  Fasch i sm u s. Wie der Kampf gegen den Faschismus konkret zu führen ist, hat Genosse Thä l -

m an n in seinem Artikel vom 28. Juni 1932 in der „Roten Fahne“ ausgesprochen. Es beißt dort: 

„Antifaschistische Aktion – das heißt die Zusammenfassung aller Arbeiter, ob organisiert oder unorganisiert, 

aller Menschen, die unter Not und Knechtung leiden, gegen den gemeinsamen Feind, den es zu schlagen und 

zu vernichten gilt, den Kapitalismus. 

Antifaschistische Aktion – das heißt Schließung der Einheitsfront im Kampfe gegen die kapitalistischen Blut-

sauger, gegen die faschistischen Mordkolonnen, die die Sicherheit des Arbeiterlebens und des Eigentums der 

Arbeiterorganisationen bedrohen. 

Antifaschistische Aktion – das heißt gemeinsame Einheitsfront gegen die Vernichter der Volksfreiheit, für die 

Verteidigung der Freiheit der Arbeiterorganisationen, der Arbeiterpresse, der Demonstrations- und Versamm-

lungsfreiheit der Arbeiterklasse. 

Antifaschistische Aktion – das heißt entschiedener Widerstand gegen Lohnabbau, gegen Unterstützungsabbau, 

gegen die Degradierung der werktätigen Massen zu Kulis des deutschen und internationalen Finanzkapitals. 

Antifaschistische Aktion – das heißt unermüdliche tägliche Entlarvung der schmählichen Verräterrolle der 

Führer der SPD und des ADGB, die sich gerade jetzt als die schmutzigsten Helfer des Faschismus offenbaren. 

Antifaschistische Aktion – das heißt Formierung der Freiheitsbataillone der Arbeiterklasse und der gesamten 

werktätigen Bevölkerung gegen die soziale und nationale Versklavung, gegen die Kriegsmaßnahmen der deut-

schen Bourgeoisie, für das Kampfbündnis des deutschen werktätigen Volkes mit den befreiten Arbeitern und 

Bauern der sozialistischen Sowjetunion.“ 

Unser antifaschistischer Kampf muß sich also in seiner Generallinie gegen die Papen-Regierung, de-

ren Notverordnungen, gegen sozialen Unterstützungsraub, gegen Lohnabbau, gegen Verbote, für 

Versammlungsfreiheit, Freiheit der Massenorganisationen usw. richten. In vielen Fällen waren Ab-

weichungen in der Generallinie des Kampfes gegen den Faschismus vorhanden; diese Abweichun-

gen, die in der Verlegung des ganzen Schwergewichtes unseres antifaschistischen Kampfes gegen 
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den Naziterror bestanden, konnten der Sozialdemokratie nützen und ihr ihren Standpunkt erleichtern, 

daß Papen schließlich doch ein „kleineres Uebel“ ist, und man den antifaschistischen Kampf „mit 

demokratischen Mitteln“ parlamentarisch führen müsse und dergleichen mehr. Während sozial-

demokratische Arbeiter und Reichsbannerkameraden mit den kommunistischen Anhä-

ngern gemeinsam gegen den Straßenterror  der Nazis kämpfen, unterstützen die sozial-

demokratischen Gewerkschaftsführer  die Papen-Regierung in  der Durchführung ihrer 

Lohnraubpolitik, unterstützen die sozialdemokratischen Polizeipräsidenten die Pa-

pen-Regierung mit der eigenhändigen Durchführung aller [344] reaktionären faschis-

tischen Anweisungen des polizeilichen Kampfes gegen die Arbeiterklasse. 

Anstatt nun zu versuchen, die sozialdemokratischen Arbeiter, die man bereits für einen gemeinsamen 

Kampf in einer Teilfront der Antifaschistischen Aktion gewonnen halte, gleichzeitig für den gemein-

samen Kampf auch für ihre eigenen Tagesinteressen, gegen Lohnraub usw., zu gewinnen, vergaß man 

vielfach, diese Frage des Kampfes überhaupt zu stellen. Man  m uß  s ehe n, daß  ge r ade  a n  d i e -

s e n  F r on ten  de s  Kam pf es  gegen  den  Fasch i sm us  d i e  soz i a l dem okra t i s chen  Füh -

r e r  i n  e r s t e r  L i n i e  i n  e i nen  s chwer e n  Gegensa t z  und  dam i t  i n  e i nen  Konf l i k t  m i t  

i h r en  Massen  komm e n‚ während sie gegenüber der gemeinsamen Abwehr des Straßenterrors 

durch die SPD-Arbeiter und uns zu dieser Zeit noch eher verhältnismäßig passiv bleiben können. 

Die sozialdemokratischen Führer sind durch unsere Einheitsfrontpolitik ohne Zweifel in die Defen-

sive gekommen und versuchen deshalb, unter Ausnutzung ihres Masseneinflusses in den Gewerk-

schaften wieder in die Offensive zu kommen. Darum erscheinen in letzter Zeit so viele Aufrufe der 

Gewerkschaften und des ADGB, mit denen die sozialdemokratischen Führer die sich anbahnende 

Einheitsfront von unten in ihrer Entwicklung hemmen und aufhalten wollen. De r  Pa r t e i vo r s t and  

de r  Soz i a l dem okr a t i e  erließ einen Aufruf an die Bezirksleitungen der Sozialdemokratischen 

Partei. Dieses Dokument beweist am allerdeutlichsten, wie die sozialdemokratischen Führer sich 

durch unsere Einheitsfrontpolitik unter Druck gesetzt fühlen. So schreibt der demagogische sozialde-

mokratische Parteivorstand, daß unsere Anti. faschistische Aktion in Wirklichkeit gar nichts anderes 

sei als eine „antisozialdemokratische Aktion“. Unsere Antifaschistische Aktion ist selbstverständlich 

eine Kampfbewegung gegen die Bourgeoisie und damit zugleich auch gegen den inneren Feind der 

Arbeiterklasse. Die Zerstörer der Einheitsfront schreiben weiter, daß alle Aufforderungen von sozi-

aldemokratischer Seite, „die Beschimpfungen“ der SPD einzustellen, vom Zentralkomitee der Kom-

munistischen Partei höhnisch zurückgewiesen wunden. Wie steht es damit? Die KPD führt einen, den 

Interessen der Arbeiterklasse entsprechenden, politischen Kampf, der notwendig ist. Den  Kam pf  

gegen  d i e  Soz i a l dem okr a t i e  können  und  we r den  wi r  n i ch t  e i n s t e l l e n, denn  das  

wä r e  auch  g l e i chbedeu t end  m i t  de r  E i n s t e l l ung  de s  Kam pf es  gegen  d i e  Bour -

geo i s i e. Das  i s t  abe r  ke i n  Kampf  gegen  d i e  SPD-Ar be i t e r, sondern der Kampf um deren 

Gewinnung für den revolutionären Klassenkampf. Das Wichtigste aber, was dieser sozialdemokrati-

sche Aufruf bringt, ist der Schlußabsatz, der folgendermaßen lautet: 

„Darum, Genossen, Augen auf! Jeder politisch Geschulte weiß, daß erfolgversprechende Verhandlungen nur 

von den zentralen Parteileitungen geführt werden können. Lokale Verhandlungen schaffen statt Einigkeit und 

Klarheit nur Uneinigkeit und Verwirrung. Sie sind deshalb streng zu vermeiden.“ 

Der sozialdemokratische Parteivorstand dokumentiert damit, daß sich von unten her die Einheitsfront 

anbahnt, und daß sich der sozialdemo-[345]kratische Hauptvorstandgezwungen fühlt, innerorganisa-

torisch einzugreifen, um die sozialdemokratischen Arbeiter vom Weg der Vereinigung mit den kom-

munistischen Arbeitern zum Kampf abzuhalten. „Uneinigkeit und Verwirrung“ wird von der Sozial-

demokratie geschaffen. Jawohl, Uneinigkeit, was die Massen und die Führer anbetrifft. Verwirrung 

nennt es der sozialdemokratische Hauptvorstand, wenn die sozialdemokratischen Arbeiter beginnen, 

den revolutionären Massenlosungen ein offenes Ohr zu schenken! 

Der sozialdemokratische Parteivorstand versucht demagogisch, die Frage der Einheitsfront als eine 

organisatorische, als eine Frage der Verhandlungen (des Kuhhandelns) von Zentrale zu Zentrale hin-

zustellen. Er stellt „Bedi ngunge n“ (Aufgabe des Kampfes gegen den sozialdemokratischen Ver-

rat), von denen er weiß, daß sie für die Kommunisten unannehmbar sind, und  d i e  e r  nu r  s t e l l t, 
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um  d ie  E in he i t s f r on t  von  un ten  z u  ve rh i nde r n. Des weiteren ist damit der ernste Versuch 

verknüpft, die ganze Massendiskussion über die Notwendigkeit der Einheitsfront zu ertöten und die 

Einheitsfrontbewegung auf das parlamentarische Geleise zu schieben. Daher ist es notwendig, daß 

unsere Partei auf jedes derartige Dokument antwortet. Wir müssen die betrügerischen Dokumente der 

Sozialdemokratie und der Gewerkschaftsbeamten zur Grundlage nehmen, um ihre Unterstützung der 

Papen-Regierung nachzuweisen, und um gleichzeitig zu zeigen, mit welchen Methoden die Sozial-

demokratie versucht, Massenkämpfe zu unterbinden. 

Es gibt sogar unter den revolutionären Arbeitern einzelne Genössen, die die sozialdemokratischen 

Führer „amnestieren“ wollen. Sie wollen nicht mehr über die Vergangenheit reden. „Wir sprechen 

nicht mehr darüber, was war, sondern was werden soll“, so erklärte ein Genosse auf einer antifaschis-

tischen Konferenz. Das ist ein opportunistisches Herangehen an die Organisierung der Einheitsfront 

und müßte sich als schwerer Schaden für die Arbeiterbewegung auswirken. Niemals werden wir die 

Rolle unserer Partei, für deren Herausarbeitung das Proletariat so schwere Opfer brachte, außer acht 

lassen. Prinzipiell müssen wir in der Situation den sozialdemokratischen Arbeitern auch über die Po-

litik ihrer Führer in der Vergangenheit und jetzt unsere Meinung sagen. Nur so bereiten wir sie auf 

den gegenwärtigen und ferneren Verrat der Führer vor und können die Einheitsfront fester schmieden. 

Sp i t z enve r hand l ungen  a l l e i n  s i nd  n i e  zu l ä s s i g, sie können nur dann in Verbindung mit 

der Einheitsfronttaktik von unten zur Anwendung kommen, wenn eine entsprechende Situation vor-

handen ist, und vor allen Dingen die Partei unten in den Massen über die notwendige Basis verfügt. 

Können Spitzenverhandlungen in der jetzigen Situation geführt werden, können Abmachungen mit 

den zentralen Instanzen der Organisationen getroffen werden? Wenn auch im Augenblick die Situa-

tion dafür nicht gegeben ist, so ist in der Entwicklung doch die Möglichkeit in unserer Politik mit 

einzukalkulieren, daß wir an den ADGB oder einzelne Gewerkschaftsspitzen herantreten mit dem 

Ziel, eine tatsächlich vorhandene Bewegung zu steigern und auf eine höhere Stufe zu bringen. Dabei 

wäre es notwendig, daß wir über alle Verhandlungen den Massen sofort berichten, die Massen mit 

allem, was [346] geschieht und geschehen soll, bekanntmachen und durch die gleichzeitige Erinnerung 

an alles Vergangene die Massen rückhaltlos auf den neuen tiefen Verrat der sozialdemokratischen 

Führer vorbereiten. Dabei ist vor allen Dingen gleichzeitig notwendig, daß wir selbständig den Kampf 

organisieren mit dem Ziel, entscheidende Teile des Proletariats in den Massenkampf zu führen. 

Aber wie steht es heute? Es war In vielen Fällen so, daß die richtige Stelle aus dem zentralen Aufruf 

der KPD und RGO vom 25. April: 

„Wir sind bereit, mit jeder Organisation, in der Arbeiter vereinigt sind, und die wirklich den Kampf gegen 

Lohn- und Unterstützungsraub führen will, gemeinsam zu kämpfen“, 

in opportunistischer Art und Weise angewandt wurde. Durc h  e i ne  fo r t ge se t z t e  Be t onun g: 

„Wi r  s i nd  be r e i t“ ... wur de  z u  s eh r  de r  Ansche i n  e r weck t, a l s  wo l l t en  w i r  l ed i g l i ch  

Ve r hand lungen  m i t  den  Sp i t z en  he r be i f üh r e n, wodur ch  d i e  En t f a l t ung  de r  E in -

he i t s f r on tpo l i t i k  von  un t en  t a t s äch l i ch  gehem mt  und  den  soz i a l demokr a t i s chen  

Sp i t z en  d i e  Sabo t age  und  da s  En t gegena r be i t en  e r l e i ch t e r t  wur d e. 

Die antifaschistische Bewegung in Deutschland zeigt in vielen Bezirken noc h z u s e h r de n Cha -

r ak t e r de r Ve r sam m l u ngs- und  Konf e r enz t ä t i gke i t. Zumeist ist auf diesen Konferenzen, 

die zum Teil noch schlecht einheitsfrontmäßig organisiert wurden, nicht das herausgekommen, was 

man braucht. Entweder muß eine Konferenz die Einleitung wirklicher Massenaktionen sein, oder sie 

muß – wie der Berliner Kongreß – bereits die Zusammenfassung von tatsächlich vorhandenen Bewe-

gungen verkörpern, um diese vorhandenen Bewegungen auf eine höhere Stufe zu bringen. Im anderen 

Falle trägt das Ganze einen zu stark demonstrativen Charakter, wobei, keine konkreten Kampfpro-

gramme herauskommen und wodurch solche gewählten Einheitsfrontorgane der Antifaschistischen 

Aktion keine praktische Betätigung finden können und wieder einschlafen müssen. 

Wir müssen Einheitsfrontorgane vielseitiger Art schaffen, Schematismus darf in dieser Situation nicht 

Platz greifen. D i e E i nhe i t s f r on t o r gane  m üssen  s i ch  d i e  Au t o r i t ä t  de r  Massen  du rc h  

d i e  p r ak t i s che  Or gan i s i e r ung  de s  Kam pf es  e r r i nge n. Die Proteststreiks, wie z. B. in 
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Chemnitz, wo 30 Betriebe anläßlich der Ermordung eines Jungarbeiters einen politischen Massen-

streik durchführten, die politischen Streiks in Berlin, im rheinisch-westfälischen Industriegebiet und 

anderswo zeigen, daß die Massen allmählich die Reife erlangen für den politischen Massenstreik auch 

in ganzen Wirtschaftsgebieten und bei einem solchen Tempo der Entwicklung wahrscheinlich auch 

bald im ganzen Reiche. D i e E l em en t e de s  Bür ge r k r i egs  i n  Deu t sch l and  sind durch offenen 

Einsatz der Bürgerkriegs-SA im allgemeinen Klassenkampf zuerst von der Bourgeoisie gesteigert 

worden, die sich scharf auf einen offensiven Angriff gegen die Arbeiterklasse zur Aufrichtung der 

faschistischen Diktatur ein. stellt. Jetzt zeugt der Inhalt bestimmter Aktionen des Proletariats davon, 

daß der Charakter vieler Kämpfe sich ebenfalls ändert und daß da s [347] P r o l e t a r i a t  nahe  da r an  

i s t, au s  dem  de f ens iven  Kam pf  z u  Angr i f f skäm pfen  übe r zugehe n. Wenn von den So-

zialdemokraten bis zu den Brandleristen behauptet wird, die Arbeiterbewegung in Deutschland be-

fände sich in ihrer Entwicklung in der Ebbe, so müssen wir Kommunisten demgegenüber klar sehen, 

daß der verschärfende Charakter aller Kampfbewegungen des Proletariats zeigt, daß die Arbeiterbe-

wegung e i nem  neuen  Auf s t i eg  en t gegen s t e h t. Die verschärfte Lage mobilisiert alle Kräfte 

der Revolution, zugleich aber auch die der Konterrevolution. Es wird daher jetzt schon von seiten des 

Proletariats in den Massenauseinandersetzungen der Kampfcharakter derselben gesteigert werden, 

und zwar so, daß die politischen Streiks zugespitzte Formen annehmen. Obwoh l  d i e S i t ua t ion  

i n  Deu t s ch l and  äuße r t  kom pl i z i e r t  i s t, d i e  Pa r t e i  vo r  den  schwer s t en  Auf gaben  

s t eh t, w i rd  s i e  doch  i m s t ande  s e i n, du r ch  f o r t l au f ende  Behand l ung  und  Lös ung  

a l l e r  P r ob l em e, d i e  I nde r  p r ak t i s chen  Ar be i t  vo r  de r  Pa r t e i  s t ehe n, i h r en  Aufga -

ben  i m  S inne  de r  Revo l u t i on  ge r ech t  zu  we r de n. 

* 

Weltwirtschaft und Weltpolitik im 1. Halbjahr 1932*) 

I. 

Der Stand der Weltwirtschaftskrise 

Oh. W. Die Komintern und die KPD haben lange vor Beginn der gegenwärtigen Weltwirtschaftskrise 

deren Unvermeidlichkeit und Kommen vorausgesagt. Es war besonders Genosse Stalin, der schon 

auf dem 15. Parteitag der KPSU erklärte, daß aus der Stabilisierung des Kapitalismus die allertiefste 

und schwerste Weltwirtschaftskrise erwachsen und die Welt mit neuen Kriegen bedrohen werde. 

Heute sieht auch der Blindeste, wie richtig diese Voraussagen waren. Dies ist ein neuer Beweis dafür, 

daß es nur mit Hilfe der Theorie des revolutionären Marxismus möglich ist, das Getriebe der kapita-

listischen Welt, die Gesetze, die sie bewegen, zu entschleiern. 

Das  E i gen t üm l i che  de r  gegenwär t i gen  E t appe  de r  En t wick l ung  i s t  dadu r ch  ge -

kennz e i chne t, daß  d i e  kap i t a l i s t i s che  We l t  du r chgehend  i s t d i e  zwe i t e  E t appe  des  

Kr i eges  und  de r  Revo l u t i onen  ge t r e t en  i s t. Sieht man die katastrophale Lage, in der sich 

heute alle kapitalistischen Länder und insbesondere auch das Land der „Prosperity“, die Vereinigten 

Staaten, befinden, kann man feststellen, wie sich die Weltwirtschaftskrise in allen Ländern immer 

weiter verschärft, und von ihr nur das Land des sozialistischen Aufbaues, Sowjetrußland, ausgenom-

men ist, so entbehrt es nicht der Komik, wenn man daran erinnert, daß beispielsweise im Februar 

1930 Hoover in der ihm eigentümlichen, selbst. sicheren Weise erklärte, daß die Krise in 60 Tagen 

ihr Ende nehmen [348] werde. Doch die Erfahrungen, die Hoover mit seinen Prophezeiungen machte, 

genügten noch nicht. Herr Kellogg ließ es sich selbst im April 1932 noch nicht nehmen, zu erklären, 

daß seiner Ansicht nach die lange Periode der Weltdepression beendet sei. 

Die Sprache der Tatsachen ist allerdings eine andere. N ich t  e i ne  Abschwächung  de r  Kr i s e  

i s t  e i nge t r e t e n, sonde r n  e i ne  s o  a l l s e i t i ge  Ve r schä r f un g, daß nun sogar die sogenannten 

Optimisten in der bürgerlichen Oekonomie anfangen, pessimistisch zu werden. Die bürgerlichen Oe-

konomen, unfähig, die Gesetze, die die kapitalistische Krise beherrschen, zu begreifen, versuchen, 

mehr und mehr durch geistreich sein wollende Bemerkungen über die Lage in der Art wie Bonn oder 

 
*) Abgeschlossen am 5. Juli 1932. 
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von Mises ihr Unvermögen, unter die Oberfläche der Erscheinungen zu dringen, zu verdecken. Soweit 

sie aber „positiv“ sind, schwebt ihnen nur ein „Ideal“ aus der Vergangenheit vor, die freie Konkurrenz. 

Die gegenwärtige Krise ist eine Krise des Monopolkapitalismus. Die Herausbildung und ständige 

Erweiterung und Vertiefung der Krise zeigt, daß das Monopolkapital nicht in der Lage ist, den Aus-

bruch der Krise, so wie es Hilferding und Konsorten behaupten, unmöglich zu machen, Zwar kämpf-

ten die monopolistischen Gruppen mit aller Energie verzweifelt für ihre Interessen. Doch der Kampf 

aller monopolistischen Gruppen gegen die Krise senkte auch ihre Profite, wenn sie auch den Fall der 

Monopolpreise verlangsamten. Aber die Verschärfung der Krise konnte damit nicht verhindert wer-

den. Dies ist zugleich ein Beweis der Richtigkeit der Auffassung Lenins, daß der Monopolkapitalis-

mus die Krisen verschärft, schreibt er doch: 

„Das Monopol, das in einigen Industriezweigen entsteht, verstärkt und verschärft den chaotischen Charakter, 

der der ganzen kapitalistischen Produktion in ihrer Gesamtheit eigen ist.“ (Lenin, „Der Imperialismus“, S. 26.) 

Betrachten wir die gegenwärtige kapitalistische Krise in ihrer Gesamtheit, so zeigt sich als das be-

sonders Auffällige die ungleichmäßige Art, in der sich die Krise in den einzelnen Ländern durch-

setzte. Dabei werden jedoch in den einzelnen Ländern alle Industriezweige und die Landwirtschaft 

wenn auch ungleichmäßiger Weise von der Krise erfaßt. Eine Ausnahme macht nur die Produktion 

für Kriegszwecke. Jedoch muß hier ein wichtiges Sondermerkmal hervorgehoben werden, nämlich 

die Tatsache, daß unter dem Einfluß der allgemeinen Krise des Kapitalismus sich in der gesamten 

kapitalistischen Weltwirtschaft in völlig umfassender Weise die zyklische Krisenphase herausbildete. 

Hierbei verflicht sich die industrielle Krise mit der Agrarkrise, wodurch die periodische Krise sowohl 

als auch die allgemeine Krise des Kapitalismus weiter vertieft wird. 

Eine weitere Besonderheit der gegenwärtigen Krise ist die Tatsache, daß bis zum Sommer 1931 nur 

die E l em en t e der Kreditkrise hervortraten. Doch danach entfaltete sich die Kreditkrise in einem 

Umfang und in einer Form, daß von ihr sehr bald das ganze Kreditsystem der kapitalistischen Länder 

bedroht und erschüttert wurde. Damit wurden auch jene Auffassungen widerlegt, nach denen die 

Kreditkrise etwas besonderes sein sollte, etwa eine besondere und unterschiedene Phase der Krise, 

oder auch jene Auffassung, daß in der gegenwärtigen Weltwirt-[349]schaftskrise für die Kredit- und 

Geldkrise kein Platz sein sollte. Für Marx war und ist die Kreditkrise nur ein Moment in der Indust-

riekrise, und zwar jener Moment der Industrie- und Handelskrisen, wo die unmittelbaren Widersprü-

che, die in den Funktionen des Geldes als Zahlungsmittel eingeschlossen sind, an der Oberfläche zum 

Ausbruch kommen. Wir wiesen auf diese Erscheinungen schon in dem Artikel „Die Marxsche 

Geldtheorie“ hin.*) Diese Widersprüche, die in der Kredit- und Geldkrise zum Ausbruch kommen, 

werden in der Periode des Monopolkapitals weiter vertieft und verschärft. 

I n f o l ge  de r  Wi r kungen  de r  a l l gem ei nen  Kr i s e, de s  Zusamm e nf a l l ens  und  Zusam -

m enwi r kens  e r s t e r e r  m i t  de r  zyk l i schen  Kr i s e, i s t  d i e  gegenwär t i ge  zyk l i s che  

Kr i s e  d i e  t i e f s t e  und  um f assends t e, d i e  b i s  j e t z t  i n  de r  Gesch i ch te  de s  Kap i t a l i s -

m us  z u  ve r ze i chnen  wa r. Das zeigt sich zunächst am Verfall der Produktion. Der Umfang des 

Rückgangs der industriellen Produktion in den wichtigsten kapitalistischen Ländern seit Beginn der 

Krise wird in folgendem Produktionsindex widergespiegelt: 

Index der Industriellen Produktion In den wichtigsten kapitalistischen Ländern.**) 

1928= 100 

Monatsdurch-

schnitt 

Deutschland Vereinigte Staaten England Frankreich Polen 

1929  101,4  106,3  107,9  109,4  99,8 

1930  83,6  86,9  96,1  110,2  82,2 

1931  69,1  72,9  82,2  97,6  71,7 

1932 Februar  55,3  63,1  89,2  78,7  50,7 

1932 Juni  53,8  53,2  80,6  73,4 – 

 
*) Siehe „Internationale“ November/Dezember 1931. 
**) Index des Instituts für Konjunkturforschung, Berlin. 
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Dieser Rückgang der industriellen Produktion seit Beginn der Krise, der zwischen 30 und 50 Index-

punkten liegt, ist um vieles größer als in den periodischen Krisen der Vorkriegszeit. In einer ganzen 

Reihe von Ländern und Industriezweigen hat die industrielle Produktion einen Tiefstand erreicht, der 

ungefähr dem Produktionsstand zu Anfang des XX. Jahrhunderts entspricht. 

Niveau der Produktion wichtiger Grundstoffe im ersten Quartal 1932 

 Kohle Roheisen Stahl Baumwollverbrauch 

Deutschland 1899 1891 1895 1889 

USA 1906 1898 1905 1913 

England 1900 1860 1897 1872 

Diese Zahlen zeigen, daß in den wichtigsten Produktionszweigen der kapitalistischen Länder die Pro-

duktion auf einem Stand angelangt ist, der einem um rund 20 bis 45 Jahre zurückliegenden entspricht. 

[350] Betrachten wir noch den Gang der Krise in Deu t s ch l a n d an einer speziellen Statistik, die den 

E i n f l uß de r Kr i s e au f d i e S t r uk t u r de r  Wi r t s cha f t  bis Ende 1931 zeigt: 

Der Einfluß der Krise auf die Struktur der Wirtschaft Deutschlands 

Jahr Spez. Gewicht  

der industriellen  

Produktion  

Deutschlands in  

der Weltprod.  

in Proz. 

Spez. Gewicht  

der industriellen  

Produktion an  

der Gesamtprod.  

an mater. Werten  

in Proz. 

Spez. Gewicht der  

Produktionsmittel-

produktion an der 

industriellen Pro-

duktion Deutsch-

lands in Proz. 

1928  11,6  75,3  55,0 

1929  10,9  72,7  58,5 

1930  10,5  70,2  52,8 

1931  9,2  65,5  43,0 

Die Strukturänderung zeigt sich einmal an dem verschiedenartig sich entwickelnden prozentualen 

Anteil der industriellen und landwirtschaftlichen Produktion an der Gesamtproduktion. Jener der 

landwirtschaftlichen Produktion hat um rund 10 Prozent zugenommen. Dieser Prozeß hat sich in dem 

ersten Halbjahr 1932 noch weiter vertieft. 

Noch bedeutender ist jedoch die Tatsache des Rückganges der Produktion von Produktionsmitteln an 

der industriellen Gesamtproduktion. Das Uebergewicht bekam die Konsumtionsmittelindustrie. Dies 

ist ein deutliches Zeichen dafür, daß sich das hochindustrielle Deutschland im Laufe der Krise, struk-

turell gesehen, zurückentwickelt hat, ein typisches Zeichen für den Stagnations- und Verfaulungspro-

zeß in der kapitalistischen Wirtschaft. 

* 

Die Tiefe der Krise tritt an der Oberfläche der Wirtschaft in dem ungeheuerlichen Fall der Waren-

preise hervor, wenn auch dabei die Ungleichmäßigkeit des Preisgefälles auffallend ist. Auf die unter-

schiedliche Entwicklung der Monopol- und der freien Preise kommen wir gleichzeitig zu sprechen. 

Wir betrachten zunächst den Preisfall (an Hand des Großhandelsindex). Der Rückgang der Preise 

beträgt ein Vielfaches dessen, als bei den periodischen Krisen der Vorkriegszeit. Hier macht sich 

besonders die Wirkung der allgemeinen Krise bemerkbar. 

I n d e x  d e r  G r o ß h a n d e l s p r e i s e  i n  G o l d. 

1913 = 100 

Monatsdurchschnitt Deutschland Verein. Staaten England Frankreich Polen 

1929  137  95  137  127  113 

1930  125  86  120  113  93 

1931  111  73  97  102  83 

1932 März  100  66  78  90  76 

Rückgang in Punkten  37  29  59  37  37 

Viel stärker als in diesem Index zum Ausdruck kommt, ist der Preisfall wichtiger landwirtschaftlicher 

und industrieller Rohstoffe. So fiel z. B. in Neuyork Baumwolle von 19 auf 6 Cents, Zinn von 45 auf 

19 Cents. 
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[351] Die Bewegung der Monopolpreise war zwar auch rückläufig, Jedoch in einem ganz anderen 

Tempo. 

Das geht aus nachfolgender Statistik über Deutschland hervor: 

I n d e x  d e r  f r e i e n  u n d  g e b u n d e n e n  P r e i s e.*) 

(1926 = 100) 

Industrielle Rohstoffe und Halbfabrikate 

 1929 Jan. 1930 Jan 1931 Jan. 1932 Jan. März April 

Gebundene Pr. 104,6  105 95,2 84,4 84,1 84,0 

Freie Preise 101,9  90,4 66,2 51,2 49,7 47,9 

Diese Statistik zeigt uns, wie das Monopolkapital die Lasten der Krise, die sie in der Hauptsache auf 

die Werktätigen abwälzt, zum Teil auch innerhalb der bourgeoisen Klasse auf die nichtmonopolisti-

schen Unternehmer abzuwälzen versucht. In der Krise werden, worauf schon Marx verwies, die Ka-

pitalisten zu feindlichen Brüdern, die sich gegenseitig die Verluste anhängen wollen. 

Einen gewissen Einblick in die Verwertung des Kapitals während der Krise, wobei ja der Kampf um 

die Verluste zum Ausdruck kommt, kann man an Hand der ausgewiesenen Profite der industriellen 

und Bankbetriebe gewinnen, die in der Krise bedeutend zurückgingen, wie umgekehrt die Zahl der 

Bankrotte der industriellen und Bankunternehmen ständig stieg. So fiel z. B. der Reingewinn des 

amerikanischen Stahltrustes (United Steel Comp.) von 1479 Millionen Dollar 1929 auf 92,1 Millio-

nen 1930 auf 17,3 Millionen 1931, jener der General Motors von 215,8 im Jahre 1929 auf 97,5 im 

Jahre 1931. Dies zeigt deutlich, wie sich gerade in der Krise der Fall der Profitrate durchsetzt. 

Wenn auch der Profit der Kapitalisten in der Krise zurückgeht, wenn sie auch versuchen, im eigenen 

Lager sich gegenseitig Verluste aufzuhängen, so  dü r f en  wi r  j edoch  n i ch t  e inen  Augen -

b l i ck  d i e  K l a s senmom en t e, d i e  m i t  de r  Abwä l zung  de r  Kr i s en la s t en  au f  d i e  Ar -

be i t e r k l a s se  zusamm enhänge n, aus  dem  Auge ve r l i e r e n. Es ist gerade eine sozialdemo-

kratische „Theorie“, daß nicht alle Lasten der Krise auf die Arbeiter abgewälzt werden. Unsere Auf-

gabe als Kommunisten aber ist es herauszuarbeiten, wie gerade die gegenwärtige periodische Krise, 

die sich auf der Basis der allgemeinen Krise des Kapitalismus entfaltet, d i e  Lage  de r  Ar be i t e r  

i n  a l l en  kap i t a l i s t i s chen  Lände r n  i n  e i ne r  ge radezu  ungeheue r l i chen  Weise w i e  

n i e  zuvor  ve r s ch l ech t e r t e. Di e  gegenwär t i g e No t und  das  gegenwär t i ge  E lend  

übe r s t e i gen  a l l e s, was  da s  P r o l e t a r i a t  j e  i n  e i ne r  Kr i s e  du r chm ach t e. Dieses Klas-

senmäßige muß klar in den Vordergrund gerückt werden. Die Arbeiter tragen insofern die Lasten der 

Krise, als ihnen der Arbeitslohn ganz gewaltig gesenkt wurde, sie tragen sie durch die unerhörte Ar-

beitslosigkeit, durch die Beseitigung der Sozialversicherung, durch die Verlängerung der Arbeitszeit, 

durch noch weitergehende Intensivierung der Arbeit. Ihr Leben, ihre Gesundheit werden geopfert, sie 

sollen sterben, damit der Kapitalismus weiter leben kann. Für die Kapitalisten, jedoch durchaus [352] 

nicht für alle, aber bedeutet die Krise Senkung der Profite und höchstenfalls Bankrott. Und Wenn z. B. 

ein Goldschmidt Bankrott macht, so ändert sich an seinem persönlichen Leben kaum etwas. 

Doch was bedeutet dieser Untergang einzelner kapitalistischer Betriebe ökonomisch? Darüber 

schrieb Lenin schon im Jahre 1901: 

„Er bedeutet, daß schwache Kapitalisten, Kapitalisten „zweiter Größe von sondern Millionären verdrängt wer-

den ... Die Ablösung von Besitzenden zweiter Ordnung durch Besitzende erster Ordnung. Das Steigen der 

Macht des Kapitals; der Ruin der Masse von Kleinbesitzern (z. B. der kleinen Sparer, die beim Zusammen-

bruch der Bank ihr ganzes Vermögen verlieren) die furchtbare Verelendung der Arbeiter – all das trägt die 

Krise in sich.“**) 

Nur nach diesen Anweisungen Lenins kann eine richtige Einschätzung der Klassenmomente in der 

Entwicklung der gegenwärtigen Krise erfolgen. 

* 

 
*) Index des Instituts für Konjunkturforschung, Berlin. 
**) Wir halten die Uebersetzung dieser Stelle Lenins in der deutschen Gesamtausgabe, Band IV, 1, Seite 206 für falsch 

und sinnentstellend. 
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Die andere Seite der gewaltigen Preisrückgänge in der Krise ist die ständig vor sich gehende Vergrö-

ßerung der Warenvorräte, die immer noch anhält. Nun  be s t e h t  abe r  ge r ade  e i ne  de r  w i ch -

t i g s t en  Funk t i onen  de s  Kr i s enm echan i sm us  da r i n, d i e se  War en vor r ä t e  z u  l i qu i -

d i e r e n. Dies vollzog sich immer auf drei Wegen: 

a. gewaltige Einschränkung der Produktion, 

b. der Preisfall muß die Summe der Warenpreise auf das gesellschaftsnotwendige Erfordernis senken, 

c. direkte Vernichtung von Warenvorräten. 

Obwohl nun die Krise schon seit über 2¾ Jahren über die meisten kapitalistischen Länder hereinge-

brochen ist, konnte der Krisenmechanismus noch nicht ernstlich in der Richtung der Verminderung 

der Warenvorräte wirken, denn bei den meisten Rohstoffen nahmen nach den Statistiken die Vorräte 

noch immer zu. Worauf ist nun die immer noch vor sich gehende Anhäufung von Warenvorräten, 

nicht nur von Rohstoff Vorräten, zurückzuführen? In der Landwirtschaft konnten die mächtigen ka-

pitalistischen und aufs modernste eingerichteten Großlandwirtschaften in Uebersee bis in die letzte 

Zeit von 1931 immer noch mit Profit produzieren. Die Mechanisierung der Landwirtschaft schreitet 

immer noch fort, wenn auch gleichzeitig die stagnierenden Tendenzen zunehmen. In den übrigen 

landwirtschaftlichen Betrieben wird eine Verringerung der Anbaufläche zum Zwecke der Verminde-

rung der Warenvorräte in der Form eines Ruins bestimmter Teile der Landwirtschaft vor sich gehen, 

d. h. in der Form, daß die Realisierung des Produktenwertes der kleinsten und kleinen Betriebe nicht 

einmal mehr die einfache Reproduktion ermöglicht. Damit erfolgt die Aufgabe des Betriebes, die 

Warenvorräte könnten von hier aus nicht mehr zunehmen. So wurden nach einem offiziellen Bericht 

der Vereinigten Staaten aus den letzten Wochen allein während eines Tages in einem Staate 60.000 

Farmen unter den Hammer gebracht. Vor-[353]läufig wächst aber die Produktion dieser Waren wei-

ter, weil sich die Flucht von den Farmen erst in der kommenden Ernte auswirken dürfte. Der hier 

aufgezeichnete widerspruchsvolle Prozeß ist es, der bis heute immer noch zu einer Vergrößerung 

dieser Warenvorräte führte. Dabe i  i s t  j edoch  he r vo rzuhebe n, daß  d i e se r  P r ozeß  de r  Ru-

i n i e r ung  de r  Landwi r t s cha f t  auße r o rden t l i ch  d i f f e r enz i e r t e  Fo rm en  ann im m t. 

Dies zu erkennen ist besonders wichtig für unsere Arbeit als Kommunisten im Dorfe. Die Wirkung 

der Agrarkrise im Dorfe ist gerade eine derartige, daß  s i e  d i e  K l a s send i f f e r enz i e r ung  ve r -

s t ä r k t  und  ve r t i e f t, daß  a l so  auch  un t e r  de r  Wi r kung  de r  Agr a r k r i s e  d i e  K l a s sen -

gegensä t ze  i m  Dor fe  s i ch  ve rg r öße r n. Der Prozeß ist ein derartiger, daß bei massenhafter 

Vernichtung kleinster und kleiner Wirtschaften gleichzeitig ein Prozeß der Konzentration und Zent-

ralisation des Kapitals vor sich geht, der gleichbedeutend mit dem Wachstum mächtigster landwirt-

schaftlicher Betriebe ist. Darauf verweist auch Lenin, wenn er schreibt, 

„daß die Produktionsmittel, von denen der eine Teil der Produzenten ‚freigemacht‘ wird, mit Notwendigkeit 

in andere Hände übergehen, in Kapital verwandelt werden.“*) 

Dieser doppelseitige Prozeß wird in der Periode der allgemeinen Krise bedeutend vertieft. 

Was aber die Anhäufung von Vorräten industrieller Waren anbelangt, so ist sie darauf zurückzufüh-

ren, daß die Senkung der Produktion nicht genügte, um den Ausgleich mit dem noch stärker zurück 

gegangenen Bedarf herzustellen. In diesem Zusammenhang spielt die Rationalisierung, die auch in 

der Krise noch anhält, eine sehr große Rolle. Sie führte zu einer gewaltigen Veränderung in der in-

dustriellen Technik. Es sei nur an den zusammenhängenden Arbeitsprozeß (Fließband) erinnert. In 

einem solchen Arbeitsprozeß führt natürlich die Einschränkung der Produktion zu einer wesentlichen 

Steigerung des Kostpreises pro Exemplar der erzeugten Waren, wodurch die Tendenz zur Einschrän-

kung gehemmt wird. Und hier entsteht nun eine besondere Eigentümlichkeit als Folge dieses Prozes-

ses und jenes der Konzentration. Die Betriebe mit nicht überdurchschnittlicher organischer Zusam-

mensetzung des Kapitals können bei einer starken Senkung der Produktion zu einem niedrigeren 

Kostpreis produzieren, als jene allermodernsten Getriebe. Diese Erscheinung muß wiederum natür-

lich den industriellen Fortschritt hemmen, also die absterbenden Tendenzen im Monopolkapitalismus 

 
*) Lenin, Sämtliche Werke, Band III, S. 6. 
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steigern, was dazu führt, daß gerade die größten Betriebe gar nicht an eine Erneuerung des fixen 

Kapitals denken, obwohl gerade die Reproduktion des fixen Kapitals eine materielle Basis für den 

zyklischen Gang der Krise darstellt. Die Folge davon ist, daß  d i e  I ndus t r i e  de r  P r oduk t ion  

von  P r oduk t i onsm i t t e l  v i e l  s chä r f e r  von  de r  Kr i se  be t r o f f en  wi r d, a l s  d i e  I ndus t -

r i e  de r  P roduk t i o n  von  Kons um t i onsmi t t e l n. Sehen wir dies an dem Produktionsindex für 

Deutschland: [354] 

I n d e x  d e r  P r o d u k t i o n  v o n  P r o d u k t i o n s -  u n d  K o n s u m t i o n s m i t t e l n . * )  

1 9 2 8  =  1 0 0  

Produktionszweig 1929 1930 1931 1932 Febr. 1932 März 

Produktionsmittel  105,9 81,9 62,5 43,1 42,8 

Konsumtionsmittel  93,5 86,7 80,6 76,5 71,1 

Dieser Index zeigt, worauf schon verwiesen wurde, daß die Produktion von Produktionsmitteln viel 

stärker zurückgegangen ist, als die Produktion von Konsumtionsmitteln. Wir stoßen hier auf eine 

besondere Charakteristik der gegenwärtigen Krise. Schon in der vorangegangenen Konjunktur konnte 

die Kapazität der Industrien nicht ausgenutzt werden. So z. B. in Deutschland in folgendem Umfange. 

Kapazität und Ausnutzungsgrad wichtiger Industrien In Deutschland Stahlwerke 

 Jahresleistungs-

fähigkeit 

Erreichte  

Jahreshöchst-

prod. 

Produktion  

1931 

Ausnutzungsgrad 

bei erreichter 

Höchstprod. in 

Prozent 

Ausnutzungs-

grad 1931 in 

Prozent 

Stahlwerke      
 in Millionen Tonnen – 16,3 8,3 70 36 
Röhrenwerke      
 in 1000 Tonnen 1800 906 405 50 23 
Zementindustrie      
 in Millionen Tonnen 14–16 7,6 3,7 50 25 
Stickstoffindustrie      
 in 1000 Tonnen N 1200 665 500 55 40 
Werften      
 in 1000 Br.-Reg.-Tonnen 700 358 177 50 25 
Mühlenindustrie      
 in Millionen Tonnen 31,3**) 12,6 40**) – – 
Flaschenfabriken      
 in Millionen Stück 640 380 ca. 170 60 26 

Gerade die geringe Ausnutzung der Kapazität in der Konjunktur bewirkt es, daß gegenwärtig keine 

Neuanlage von fixem Kapital erfolgt, obwohl dies jene Erscheinung ist, unter der die Ueberwindung 

der periodischen Krise im Kapitalismus früher immer sichtbar wurde. 

Nun glaubte man wieder einmal, in den Vereinigten Staaten, den Stein der Weisen gefunden zu haben. 

Man wollte durch eine sogenannte „Kreditschöpfung die Produktion „ankurbeln“. Dazu sollte die. 

Reconstruction Finance Corp. und die Aenderungen der Deckungsbestimmungen der Bundesreser-

vebanken dienen. Zwar hat nunmehr die Reconstruction Finance Corp. schon für rund 2 Milliarden 

Dollar Regierungsbons ausgegeben, aber die Krise verschärfte sich weiter. So führte diese Politik nur 

dazu, daß bestimmte Teile des amerikanischen Finanzkapitals diese Summe zu ihrer Rettung aus der 

Staatskasse erhielten, was man übrigens in Deutschland längst auch macht, wenn [355] auch auf an-

derem Wege. Damit konnten in den Vereinigten Staaten zwar einige Bankrotte verdunkelt oder hin-

ausgeschoben, aber die Wirtschaft nicht „angekurbelt“ werden. Es fehlten einfach die Kapitalisten, 

die für Investitionszwecke langfristige Kredite aufnehmen wollten. Entsprechend hieß es auch in ei-

ner der letzten Nummern des „Acceptance Bulletin“, daß in dem bisherigen Kundenkreise der 

Neuyorker Großbanken eine geringe Nachfrage nach Wirtschaftskrediten zu finden sei, weil die ganz 

großen Industrien durch die Stockung von Produktion und Absatz selbst riesige Bankguthaben 

 
*) Institut für Konjunkturforschung, Berlin. 
**) Praktisch ausnutzbare Kapazität. 



Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 12 – 664 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 05.04.2023 

angesammelt hätten, – was im übrigen eine ganz „normale“ Erscheinung in der Krise darstellt. Das 

gleiche trifft auch auf Deutschland zu. Entweder man macht Bankrott oder man hat große Summen 

Geldkapitals angesammelt. Sehen wir das an ein paar Geschäftsabschlüssen aus der letzten Zeit: 

Im Juni 1932 veröffentlichte Geschäftsabschlüsse Bankguthaben: 

 in Mill. Mark in % des Aktienkapitals 

Schubert u. Salzer, Maschinenfabr.  21.5  130 

L. Tietz, Warenhaus  10.5  34 

Felten u. Gailleaume, Kabelwerk  20.4  31 

Ph. Holzmann, Bauunternehmen  5.9  31 

Rüttgerswerke, Teerproduktion  13.6  24 

Die Lage ist also hier wie in den Vereinigten Staaten. Die Waren werden realisiert und das auf diese 

Weise erhaltene Geldkapital findet als produktives Kapital im eigenen Betrieb keine Verwendung 

mehr, einfach darum, weil man sich von seiner Anlage keinen Profit verspricht. 

Umgekehrt machte das „Institut für Konjunkturforschung“ in seinem letzten Vierteljahrsbericht den 

amerikanischen Banken den dummen Vorwurf, daß sie selbst nicht genügend Kreditbereitschaft an 

den Tag legten. Man muß die kapitalistische Wirtschaft schon in ziemlich vulgärer Form betrachten 

oder in bestimmtem Auftrage handeln, wenn man auf diese dumme Weise „wissenschaftlich“ erklären 

will, warum trotz dieser Maßnahmen noch kein Umschwung in der amerikanischen Wirtschaft einge-

treten sei. Dabei liegen die Gründe ganz offen zu Tage. Solange die gewaltigen Warenvorräte vorhan-

den sind und immer noch steigen, solange die Warenpreise fallen, wird kein Kapitalist erneut und dazu 

noch zusätzlich produzieren lassen. Hier fehlt doch der Antrieb der kapitalistischen Produktionsweise, 

der Profit. Gibt es keinen Profit, wird auch nicht produziert. Und darum soll eine neue „Weltwirt-

schaftskonferenz“ nach den letzten Aeußerungen Hoovers Maßnahmen erwägen, um das Preisniveau 

der Waren auf die Höhe von 1928 zu bringen. D i e  Dur c hse t zung  e i ne r  so l chen  Po l i t i k, um 

de r  Kr i se  „be i zukom m e n“, wär e  abe r  In f l a t i o n, und  da s  he i ß t  i m  Gr unde  e i ne  zu -

s ä t z l i che  Ausp l ünde r ung  de r  Ar be i t e r k l a s se  und  de r  Mi t t e l s ch i ch t e n. 

* 

Die Tiefe der Krise findet auch ihren Ausdruck im Zusa mm enbr uch  des Außenhande l s  und 

in den erbitterten Kämpfen um [356] die noch verbliebenen Absatzgebiete. Erst vor wenigen Tagen 

hat die Wirtschaftsabteilung des Völkerhundes einen Ueberblick über den gegenwärtigen Stand des 

Welthandels gegeben. Danach ist allein der Welthandel, wenn man den Monatsdurchschnitt im Jahre 

1930 gleich 100 setzt auf 51 im März 1932 zurückgegangen. Der wertmäßige Rückgang beträgt also 

allein seit dieser Zeit rund 50 Prozent, wobei natürlich zu beachten ist, daß die einzelnen Länder von 

dem Rückgang sehr ungleichmäßig betroffen werden. Besonders wird von dem Rückgang in der letz-

ten Zeit Deutschland betroffen. So betrug allein der Rückgang der Fertigwarenausfuhr Deutschlands 

im ersten Quartal 1932 gegenüber dem vorangegangenen Quartal 32,7 Prozent. 

Worauf ist der starke Rückgang des Außenhandels bzw. der Ausfuhr Deutschlands zurückzuführen? 

Wir werfen die Frage darum auf, weil seit der Zeit, als der Sturz der Regierung Brüning in der Luft 

lag, das „Institut für Konjunkturforschung“ einen vollkommenen Meinungsumschwung in dieser 

Frage vornahm. Uebrigens ist dies wiederum ein gutes Lehrbeispiel für die sogenannte „objektive“ 

Wissenschaft, die sich nicht genug über den „wissenschaftlichen Zwang“ in der Sowjetunion ereifern 

kann. Man sieht, wie ein Regierungssturz genügt, eine vollkommene Meinungsänderung eines „wis-

senschaftlichen“ Instituts herbeizuführen. Herr Wagemann ist ganz einfach entsprechend dem Pro-

gramm bestimmter Kreise, die zu seinen Brotherren gehören, zu den Inflationisten übergegangen. 

Und da sage noch einer, daß die wissenschaftliche Forschung im kapitalistischen Deutschland nicht 

frei sei. Doch wie versucht Herr Wagemann, dem ahnungslosen Leser der Berichte des Instituts die 

Freiheit seines Forscherdrangs mit immer veränderten Ergebnissen beizubringen? Seine Fähigkeiten 

müßten nicht auf dem Gebiete der Statistik liegen. Nichts läßt sich leichter vergewaltigen als Zahlen, 

denkt Herr Wagemann und führt den erstaunten Lesern Großbritannien vor, das plötzlich, aber nur in 

den Blättern des Konjunkturberichts, seine Krise „überwunden“ hat. Heißt es doch im letzten Vier-

teljahrheft, daß sich in Großbritannien die allgemeine Rückgangsbewegung gefangen habe.. Es stehe 
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somit unter den kapitalistischen Ländern „einzig da“. Das Eigentümliche an der Behauptung des In-

stituts ist, daß sie der objektiven Lage Großbritanniens geradezu diametral gegenüber steht. Was die 

wichtigste Grundproduktion Großbritanniens anbelangt, so ist sie in den letzten Monaten nicht ge-

stiegen, sondern zurückgegangen. Vergleichen wir den Außenhandel Großbritanniens in den ersten 

fünf Monaten 1932 mit der gleichen Zeit des Vorjahres und mit 1930, so ergibt sich ein Rückgang 

von 20 bzw. 22 Prozent. In der Ausfuhr allein beträgt der Rückgang 7,3 bzw. 39,9 Prozent. Würden 

wir noch den Außenhandel der ersten fünf Monate 1929 heranziehen, so würde sich zeigen, daß der 

prozentuale Rückgang &s englischen Außenhandels noch ein viel größerer ist. Seit 1929 bis zum 

April 1932 ging der Außenhandel Englands wertmäßig um 61 Prozent, der Deutschlands um 64 Pro-

zent und jener der Vereinigten Staaten um 67 Prozent zurück. Das Institut kommt zu den vorstehen-

den Behauptungen also nur auf Grund einer ganz willkürlichen Zusammenstellung von Zahlen. Und 

das ist die „wissenschaftliche“ Methode dieses Instituts. 

[357] Doch betrachten wir die Dinge weiter. Das Institut behauptet nun, daß besonders die englische 

Textilindustrie einen neuen Aufschwung erlebe. Wie liegen die Dinge hier? Der englische Index über 

den Verbrauch von Baumwolle zeigt seit der Krise folgende Entwicklung: 

I n d e x  d e s  B a u m w o l l v e r b r a u c h s  i n  G r o ß b r i t a n n i e n. 

1924 = 100*) 

        April   

1925 1927 1928 1929 1930 1931 1925 1926 1928 1930 1931 1932 

116 113 103 108 78 78 122 120 110 88 64 97 

Hier ist nun gewiß eine Steigerung der Produktion, wenn sie auch seit Januar 1932 schon wieder 

etwas rückläufig ist. Worauf ist diese Sonderbewegung der englischen Textilindustrie in erster Linie 

zurückzuführen? Vor allem auf den gewaltigen Rückgang der Textileinfuhr nach England seit der 

Einführung der Zölle. So ist in den ersten fünf Monaten 1932 die Textileinfuhr von rund 600 Millio-

nen Mark 1931 auf 260 Millionen Mark zurückgegangen. Hieraus erklärt sich zum größten Teil die 

Steigerung der Textilproduktion in England, die also in der Hauptsache eine Folge der englischen 

Zollpolitik ist und nur sehr wenig mit dem Abgang vom Goldstandard zu tun hat. 

Wie schaut es aber mit dem Textilexport Englands aus? Nehmen wir den Export von Baumwollfer-

tigwaren, so ergibt sich aus der Statistik folgendes Bild: 

A u s f u h r  v o n  B a u m w o l l f e r t i g w a r e n  in M i l l. S q. Y d s.*) 

(Monatsdurchschnitt) 

1913 = 589 1931 = 143 

1925 = 370 Januar 1932 = 180 

1926 = 319 Februar 1932 = 180 

1928 = 322 März 1932 = 203 

1929 = 306 April 1932 = 199 

1930 = 201  

Diese Zahlen zeigen, daß der englische Export von Baumwollfertigwaren um rund 30 Prozent unter 

der Periode vor Beginn der Krise liegt. 

Schlußfolgerung? Dem „Institut für Konjunkturforschung“ kam es in seinen letzten Berichten nicht 

darauf an, ein wirkliches Bild über die Lage in England zu geben, sondern nur darauf, „Material“ 

zusammenzustellen, um  e i ne  kom m ende  In f l a t i o n, abe r  ande re n  S t i l s  wi e  i n  Eng lan d, 

i n  Deu t s ch l and  „wissenscha f t l i c h“ z u  r ech t f e r t i ge n. Wir finden zwar in dieser Rolle, die 

das Institut spielt, nichts Absonderliches. Doch immerhin verdient diese Rolle öffentlich festgehalten 

zu werden. 

* 

Werfen wir noch einen Blick auf die We l t a r be i t s l o s i gke i t. Es genügt, zu sagen, daß n i em a l s  

i n  de r  Gesch i ch t e  de s  Kap i t a l i sm us  e i ne  s o  gewa l t i ge  Ar be i t s l o s igke i t  e r r e i ch t 

 
*) Quelle: „Economist“. 
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wor de n i s t. In dieser riesigen Arbeitslosigkeit äußert sich [358] auch wieder eine Seite der allge-

meinen Krise des Kapitalismus. Die strukturelle Arbeitslosigkeit und die ständige Nichtausnutzung 

der Kapazität der Industrien auch in der Konjunktur, das sind zwei Erscheinungen ein und derselben 

Sache, nämlich die Unfähigkeit des kapitalistischen Sys t em s, i n  de r  Epoche  de r  a l l geme i -

nen  Kr i s e, d i e  zu r  Ve r f ügung  s t ehenden  P r oduk t i vk r ä f t e  auch  nu r  annähe r nd  vo l l  

au szunu tze n. 

Abe r  auch  d i e  du r ch  d i e  Kon j unk t u r  bed i ng t e  Ar be i t s l o s igke i t  i s t  von  so l chem  

Um f an g, Kur za r be i t  e i ngesch l o s se n, daß  d i e  Zah l  de r  noch  vo l l  Beschä f t i g t en  

i m mer  ve r s chwi ndende r  w i rd. So Waren allein unter den Mitgliedern des ADGB im ersten 

Halbjahr 1932 durchschnittlich 45 Prozent arbeitslos und 22 Prozent Kurzarbeiter. Demnach sind also 

gegenwärtig rund 67 Prozent der Mitglieder des ADGB in Form von Arbeitslosigkeit oder Kurzarbeit 

von der Krise in Mitleidenschaft gezogen. Auch hier ist es interessant, wie das „Institut für Konjunk-

turforschung“ es fertigbringt, einige Millionen Arbeitslose einfach aus der Statistik verschwinden zu 

lassen. Und die noch in Arbeit Stehenden bekommen durch den zu wiederholten Malen erfolgten 

Lohnabbau die Krise nicht weniger zu verspüren. 

* 

Ohne Zweifel, daß die Bourgeoisie versucht, aus der Krise auf Kosten der Arbeiterklasse herauszu-

kommen, wobei sie je nach Möglichkeit auch die Bauern und die Kolonialarbeiter einbezieht, Fak-

tisch läuft dies darauf hinaus, den Anteil der. Arbeiter an den von ihnen erzeugten Gesamtprodukten 

(Produktenwert) herabzumindern. Doch dabei stößt natürlich die Bourgeoisie auf einen neuen Wi-

derspruch. Die Verkürzung des Anteils der Arbeiter am Gesamtprodukt führt zu einer weiteren Ein-

engung des inneren Marktes und wirkt damit in der Richtung einer weiteren Verlängerung der Krise. 

Was geschieht aber mit dem zusätzlichen Teil des Produkts, das sich die Kapitalistenklasse auf diese 

Weise durch die Senkung des Arbeitslohnes erneut aneignet? Fungiert es unmittelbar als produktives 

Kapital? Neue Investitionen erfolgen nicht. Das den Arbeitern Geraubte wird also nicht zum Ankauf 

neuer Waren benutzt. Es wirkt also nur als potenzielle Kaufkraft entweder in der Form von Geldka-

pital, oder als kurzfristiges Leihkapital. Hier haben wir mit einen Grund, warum der Zinsfuß für kurz-

fristige Kredite fast am Nullpunkt angelangt ist. 

Auf Vorstehendem basiert die ganze Kaufkraft-Theorie der SPD, von der noch bis in die letzte Zeit 

gesprochen wurde. Bekanntlich wird aber von der SPD und den Gewerkschaften alles getan, um die 

Arbeiter an der Verteidigung ihres Lebensstandards zu hindern. Von allem Unsinn der sogenannten 

Kaufkraft-Theorie abgesehen, liegt die Gemeinheit darin, daß man mit diesem Argument die Zusam-

menhänge und Ursachen der Krise zu verschleiern versucht. Nicht als Widersprüche des Systems, 

sondern als Fehler der Kapitalisten selbst, die nicht ihre eigenen Interessen zu vertreten verstehen, 

erscheint nun die kapitalistische Krise. Doch  l i eg t  eben  de r  t i e f e re  S i nn  de r  SPD-Po l i t i k  

da r i n, a l l e s  z u  t u n, w as  den  Kam pf  de r  Ar be i t e r  gegen  da s  kap i t a l i s t i s che  Sys t em  

e r s chweren  könn t e. [359] 

II. 

Die Verschärfung der Klassen- und Imperialistischen Gegensätze und die Kriegsgefahr. 

Wohin führt die sich auf der Basis der allgemeinen Krise ständig verschärfende und sich vertiefende 

Weltwirtschaftskrise? Bis wohin kann die grenzenlose Verwüstung und Zerstörung, das unnennbare 

Elend, das Millionen und aber Millionen von Arbeitern und Bauern trifft, die äußerste Zuspitzung 

und Verschärfung aller Widersprüche des kapitalistischen Systems noch fuhren? Kein Zweifel, daß 

die Dinge immer mehr zu einer Katastrophe treiben. Im Innern schon tot, von der Paralyse erfaßt, 

haben die imperialistischen Mächte doch noch genug Kräfte, sich bis an die Zähne zu bewaffnen, um 

a l s Auswe g a u s de r Kr i s e vom sogen ann t en  „Fr i ede n“ i n  den  Kr i eg  z u  sch l i dde r n. 

Es ist durchaus nicht zufällig, daß jene, welche die Kommandobrücke des kapitalistischen Schiffes 

besetzt halten, auf der ganzen Linie ihre Skepsis bezüglich der weiteren kapitalistischen Entwicklung 

zum Ausdruck bringen. Der eine tut dies in beschwörenden Formeln, der andere greift zum Revolver 
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und begeht Selbstmord. Doch wäre es zumindest gewagt, die vielen mehr oder weniger dramatischen 

Erklärungen der Kapitäne des kapitalistischen Schiffes ganz als bare Münze zu nehmen. Die Propa-

ganda spielt auch hier eine nicht geringe Rolle. Vielfach machen die finanzkapitalistischen Gruppen 

ein Katze- und Mausspiel, um sich selbst zu verstecken und den anderen zu drohen, oder um noch 

Sonderpositionen zu besetzen. Trotzdem läßt sich ihre Politik ohne Perspektiven, sei dies im Innern, 

oder nach außen, nirgends verbergen. 

Wie unbeständig sind infolge der Krise selbst die kapitalistischen Herrschaftsformen geworden. Auf 

dem Balkan wird die bäuerlich-nationale Befreiungsbewegung immer stärker. Der englische Imperi-

alismus muß sich mit immer größerer Waffenmacht seine Kolonien und Dominions sichern, in China 

und Indien zunehmende Kraft der Arbeiter- und Bauernbewegung usw. In Deutschland versucht die 

Regierung Papen die letzten Maßnahmen zur offenen faschistischen Diktatur zur Durchführung zu 

bringen. Und dabei geschieht alles von ihr, wie von ihren Vorgängern, wie immer auch die Not der 

Massen dadurch und der Terror gegen sie zunimmt, ohne jegliche Perspektive, atmen alle Maßnah-

men den Geist einer verfaulenden Gesellschafts- und Produktionsweise. 

Wo fände man z. B. im Lager des deutschen Finanzkapitals oder bei den Regierungen auch eine irgend-

wie vorausschauende Politik, eine Politik auf Sicht? Alles, was z. B. die Regierung Papen innenpoli-

tisch unternimmt, oder ihre Vorgänger unternahmen, ist für den Tag berechnet, diktiert von den Ereig-

nissen, die sie bannen möchte und die sie doch ständig in ihren Bann zwingen. Unberechenbar in 

ihren Handlungen, da letztere selbst von dem Standpunkt der bürgerlichen Herrschaft jedes inneren 

Zusammenhangs entbehren, halbtote Leute eines verfaulenden Systems, die unter großen Worten die 

schwankende Herrschaft zu verbergen suchen. Dies alles schließt nicht aus, sondern fördert ständig 

unter diesen, historisch gesehen, halbtoten Leuten den Willen, m i t  den  Mi t t e l n  de s  f a sch i s t i -

s che n  Te r r o r s  und  de s  Kr i ege s, da s  s chwankende  Gebäude  küns t l i ch  z u  stützen. 

[360] Was gibt es Schlimmeres für ein System, als daß es seine Existenz täglich mit anderen, mit 

neuen Phrasen rechtfertigen muß? In dieser Beziehung sind heute die Geschäftsberichte der großen 

Konzerne und die Communiques der Regierungen geradezu Musterbeispiele. Kein Wunder, daß unter 

solchen Verfaulungserscheinungen des Systems auch die bürgerliche Moral in die Binsen geht. Worin 

unterscheidet sich ein Gangster in den Vereinigten Staaten noch von den Spitzen des Finanzkapitals, 

z. B. einem Kreuger? Hier gibt es nur noch quantitative Unterschiede. Wanderten zu Beginn der 

Periode des Frühkapitalismus Schuldner und Bankrotteure ins Gefängnis, so erhalten sie heute, wenn 

die Bankrottmasse groß genug ist, vom Staate direkte Subventionen, die dann unter jenem Pseudo-

nym, unter dem sich immer das Klasseninteresse der Bourgeoisie verbirgt und das „nationales Inte-

resse“ heißt, im Buche der auf „Sauberkeit“ schauenden Republik verbucht werden. Wer würde sich 

ob solcher Situation nicht der Worte von Marx aus dem 18. Brumaire erinnern? 

„Nur noch der Diebstahl kann das Eigentum retten, der Meineid die Religion, das Bastardtum die Familie, die 

Unordnung die Ordnung.“ 

Kein Wunder, daß auch der wirtschaftliche Widersinn, als Ausdruck der Tiefe des Widerspruchs, 

immer groteskere Formen im Lager der Bourgeoisie annimmt. Jeden Tag beschließt das eine oder 

andere kapitalistische Land neue protektionistische Maßnahmen und je umfangreicher die faktischen 

Grenzsperren im Interesse des Monopolismus sich gestalten, um so lauter erhebt dieselbe Bourgeoisie 

in ihrer Presse das Geschrei, daß nur die Beseitigung der Zollschranken das Unheil und die Vergrö-

ßerung der Katastrophe abwenden können. 

Um nun von den eigentlichen Ursachen des Bankrotts des kapitalistischen Systems abzulenken, hat 

jede Bourgeoisie die Methode eingeschlagen, der Arbeiterklasse ihres Landes weiszumachen, daß die 

eigentliche Schuld an der Krise die Politik der Regierungen der anderen Länder trage. Für die deut-

sche Bourgeoisie ist es Frankreich, das die Reparationszahlungen aufrecht erhalten wolle, für England 

ist es Deutschland, das die englischen Kredite einfrieren ließ. usw. Dieselbe Methode wendet natür-

lich jede Bourgeoisie für das eigene Land an. Selbstverständlich, daß dementsprechend der deutsche 

Kapitalismus, dieses bankrotte Wirtschaftssystem, „keinerlei Schuld“ an der Krise hat. Doch die Mas-

sen sind schon zu sehr in Bewegung gekommen, als daß diese Methoden des Betruges und der Be-

schwindelung noch ihre alte Wirkung hätten. 
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Gab es  j e  e i ne  Epoche  i n  de r  Gesch i ch t e  de s  Kap i t a l i sm u s, i n  de r  d i e  Ve r schm e l -

zung  de r  Monopo l e  m i t  dem  S t aa t  s o  inn i ge  und  enge  Fo rm en  annah m, w i e  i n  de r  

Gegenwar t? Wird nicht ganz systematisch das Staatssäckel benutzt, um bankrotte Monopolisten 

zu retten? Spielen dabei überhaupt noch Millionen eine Rolle und sind es in Deutschland z. B. nicht 

dieselben Leute, die mit der einen Hand die Subventionen, die die Armen aufbringen, in. der selbst-

verständlichsten Weise einstecken und mit der andern Hand gegen den gleichen Staat drohen, er solle 

endlich mit den Subventionen aufhören, da das private Unternehmertum diese Subventionspolitik mit 

ihrer „Moral“ nicht in Einklang bringen könne? Vol l-[361]z i eh t  s i ch  h i e r  vo r  unse r en  Augen 

n i ch t  de r  w i de r l i chs t e  Be t r ug, d i e  s cham l ose s t e  Dem agog i e? Kann der Widerspruch 

zwischen Wort und Tat noch mit einem größeren Zynismus zum Ausdruck gebracht werden? Spie-

gel t  s ich hier  nicht  die  ganze  Fäulnis  des  kapi tal is t ischen  Systems wider? Gibt es hier 

noch einen Zweifel, daß es eine neue zur Herrschaft kommende Klasse sein muß, die diesen Augias-

stall ausmistet? Diese Klasse  is t  das  Proletaria t  und das  Mit te l, mit  dem sie  aus  dem 

Schoße der  a l ten  Gesel lschaf t, die  neue, die  sozial is t ische  schaff t, i s t  die  Revolut ion. 

* 

Inzwischen aber verschärfen sich die Beziehungen der imperialistischen Länder untereinander immer 

mehr. Diese Verschärfungen fanden ihren Niederschlag in den Beziehungen der kapitalistischen Län-

der untereinander und in der Art der Behandlung der weltpolitischen Probleme, die im letzten Halb-

jahr auf der Tagesordnung standen. Die Frage, um die sich alle imperialistischen Fragen drehen, die 

ihr mehr oder weniger untergeordnet sind, ist d i e  Repa r a t i ons f r ag e. Schon die Tatsache, daß die 

für Februar angesetzte Reparationskonferenz auf Ende Juni verschoben werden mußte, spricht Bände 

über den Charakter der gegenwärtigen Beziehungen der imperialistischen Länder untereinander. 

Würde nicht am 1. Juli das Hoovermoratorium abgelaufen sein, so wäre auch zu dieser Zeit die Kon-

ferenz sicher nicht einberufen worden, denn die Schwierigkeiten, die einer erneuten „Lösung“ der 

Reparationsfrage im Wege stehen, haben sich seit dieser Zeit nur verschärft. Was sind die drei Haupt-

fragen, die mit dem Reparationsproblem zusammenhängen? 

1. Die Zahlungsunfähigkeit Deutschlands, 

2. Frankreichs Festhalten an den Reparationsverträgen, 

3. Weigerung der Vereinigten Staaten auf Schuldennachlässe. 

die War nicht gerade die Verschiebung der Lausanner Konferenz und erst vorgesehene erneute Ver-

tagung ein Zeichen dafür, daß in diesem ganzen Fragenkomplex die Imperialisten keine Kompromiß-

lösungen finden konnten? Trotz des Geschreies von einer französisch-englischen Verständigung vor 

Beginn der Konferenz, war man sich darüber klar, daß Franzosen und Engländer nicht mit einem 

gemeinsamen Plan auf der Konferenz erscheinen würden. Und erst die national-konzentrierte Papen-

Regierung! War nicht die Politik Papens in Genf der Tatsache entsprungen, daß trotz allen Geschreis 

über „Schluß mit den Reparationen!“ eine deutsch-französische Verständigung auf kapitalistischer 

Grundlage nur durch eine noch festere Einbeziehung des imperialistischen Deutschland in den Ver-

sailler Vertrag – also Unterordnung unter den französischen Imperialismus – möglich ist? Papen war 

doch drauf und dran, diesen Weg, wenn auch für die „nationalen Belange“ etwas ungeschickt zu 

beschreiten. Doch da hat man ihn aus innerpolitischen Gründen zurückberufen, damit er zum „Stel-

lungskrieg“ übergehen konnte. Und nur von hier aus bekommt auch das „Matin“-Interview seinen 

politischen Sinn. Daß jetzt eine kleine taktische Schwenkung, von wegen der „nationalen Belange“, 

von deutscher Seite aus [362] gemacht wurde, ist nur eine Folge der innerpolitischen Lage in Deutsch-

land. Und was war das Ergebnis der Konferenz für Deutschland? Keinerlei politische Erfolge. Neue 

Zahlungen, wenn auch unter anderem Namen. Keine Lockerung der Ketten von Versailles. Auch  

da s  i s t  w iede r um  e in  Bewe i s  da f ü r, daß  e i n  im per i a l i s t i s ches  Deu t sch l a nd  au f  

ke i nem  Wege  aus  dem  Ver sa i l l e r  Ne t z  he r auskom m t. D i e s  i s t  e i ne  Auf gab e, d i e  

dem  s i eg re i chen  deu t s chen  Pr o l e t a r i a t  vo r beha l t en  b l e i b t. 

Und was hätte in einer solchen Situation ein neues Moratorium für Deutschland bedeutet, ein Plan, 

mit dem ja das deutsche Finanzkapital schon länger liebäugelt. Noch nie war der internationale Kredit 
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in einem solchen Umfang erschüttert. Was würde die Aussetzung der rund 11,5 Milliarden Mark 

betragenden privaten Auslandsschuld in dieser Situation bedeuten? Zweifellos eine Verschärfung der 

Krise, wobei nur noch der Beginn der Aussetzung zu überschauen wäre. Und dies in einer Situation, 

wo in Europa die ganzen Balkanstaaten vor oder schon inmitten des Bankrottes stehen. Schon ist der 

Tardieu-Plan einer Donau-Föderation ad acta gelegt. Oesterreich ist trotz einer neuen Anleihe nicht 

mehr zu retten. Und was wird mit der Völkerbundsanleihe in Oesterreich, die durch die Kollektivun-

terschrift der großen Mächte ihre besondere „Sicherheit“ haben sollte? Was soll aus Polen werden, 

das an der Spitze der wirtschaftlich bankrotten Länder mittlerer. Größe steht, und denn Frankreich 

den Bankrott durch Nichtgewährung einer neuen, wenn auch nur kleinen Anleihe bescheinigt? 

* 

Werfen wir einen Blick auf die Gen f e r  „Abrüs t ung s“-Konferenz. Wir sehen hier ganz ab von 

dem pazifistischen und sozialdemokratischen Schwindel, der im Zusammenhang mit der Genfer so-

weit geht, zu sagen, daß die Abrüstung nur über den Weg der Aufrüstung gehe. Doch die verantwort-

lichen Delegationsführer der imperialistischen Mächte haben es längst aufgegeben, noch über Abrüs-

tung zu sprechen. Schon seit Monaten werden nur noch technische Fragen auf der Konferenz behan-

delt. Die Debatten gehen höchstens noch so weit, daß die Experten in Verhandlungen festzustellen 

beginnen, was so ein Ding wie eine Kanone, ein Kriegsschiff oder ein Flugzeug sel. Selbst Lord Cecil 

bemerkte schon Ende Mai in einem Artikel des „Daily Mail“, daß  40  b i s  50  Mäch t e  n i ch t  

ab r üs t en  und  Deu t s ch l and  au f r ü s t en  wo l l e. Wenn diese „Abrüstungs“politik von seiten 

Deutschlands. solange Brüning noch im Amte war, durch pazifistische Phrasen verschleiert wurde, 

so vollzog die Regierung Papen, die Regierung der Junker, Industrieritter und Generale, die niemals 

in Pazifismus „machte“, In dieser Frage insofern eine Wendung, als nunmehr of f e n die Aufrüstung 

Deu t s ch l ands  gefordert wurde. Bezüglich des Landheeres hat die Regierung Papen, wie die 

„Times“ vom 18. Juni schrieb, bereits die Hitlergarden als Verstärkung vorgesehen. Heißt es doch in 

der „Times“: 

„Die Hitler-Armee ist nicht länger die unkontrollierbare Privatarmee des Herrn Hitler. Aus einer Parteiarmee 

wurde eine nationale Macht, die unter der generellen Kontrolle der Regierung steht; man könnte sie mit der 

faschistischen Miliz in Italien vergleichen, wenn nicht noch verschiedene [363] andere halbmilitärische Ar-

meen in Deutschland existieren würden. Die Hitler-Armee ist nur eine Bewegung, inspiriert von einem Geiste 

der Disziplin ... wobei sie in einer modifizierten Form die Traditionen der alten deutschen Armee fortsetzt.“ 

Auch das ist deutlich, für den Weg, den die deutsche „Abrüstungs“politik in Wirklichkeit geht. 

Doch alle Manöver, wie sie auch von den einzelnen Mächten unternommen werden, können  d i e  

Ta t s ache  n i ch t  ve rdecke n, da ß  d i e  „Abr üs t ung s“-Konf e r enz  mi t  neuen  Rüs t unge n  

enden  wi rd. Und damit wird auch ihr Zusammenhang mit der Vorbereitung eines neuen Weltkrie-

ges wieder deutlich gemacht. Da stehen nun wieder gleich die deutschen Abenteurer à la Rechberg, 

von denen die Verbindungen zu von Papen weitergehen im Vordergrund. Im Zusammenhang mit der 

Vorbereitung eines neuen Krieges unter den Fittichen von „Genf“ und „Lausanne“ stehen auch die 

neuen Verhandlungen der deutschen aventuristischen Kreise mit Frankreich über eine deutschfran-

zösische Verständigung. Der Sinn dieser Politik ist eindeutig. Es i s t de r  e r neu te  Ve r suc h, d i e  

i m per i a l i s t i s chen  Gegensä t z e a u f Kos t e n de r Sowj e t un io n z u r En t s che i dun g z u 

b r i nge n. Diese Pläne basieren natürlich von seiten Frankreichs gleichzeitig auf der Sicherung der 

Grundlagen des gesamten Versailler Systems. Darum auch die ursprünglichen Versuche der Englän-

der, die Genfer „Abrüstungs“konferenz mit der Lausanner Konferenz zu verbinden und das gegen-

wärtige Verhältnis der Waffenstärke der einzelnen Mächte und die bestehenden internationalen Ver-

träge auf längere Zeit zu „sichern“. („Gottesfrieden“.) Damit könnte man vielleicht auch den voll-

kommenen Zusammenbruch der Genfer Konferenz nach außen hin etwas verschleiern. 

Für die deutsche Bourgeoisie ist dies natürlich gleichbedeutend mit der Anerkennung der Ostgrenzen, 

des Korridors, Verzicht auf die Rüstungsgleichheit, auf Kolonien usw. Was ist nun der tiefere Sinn 

dieser englischen Pläne? Unter diesem Schleier des „Gottesfriedens“ ließe s i ch  am besten 

de r  neue  Kr i eg  vo rbe r e i t e n, da man ja ein neues Mittel zum Massenbetrug an der Hand hätte. 
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Die Ereignisse im Fernen Osten, der Krieg Japans in der Mandschurei und seine Abtrennung von 

China, die Bedrohung der Sowjetunion sind dazu auch sehr deutliche Illustrationen! 

Dabei wirken natürlich die Momente, die zu einer Verschärfung der Gegensätze der kapitalistischen 

Länder untereinander führen und die Kriegsgefahr vergrößern, in verschärftem Maße fort. De r 

Ka m pf um d i e  Mär k te  ve r s chä r f t  s i ch  we i t e r. Jedes kapitalistische Land will sich mehr und 

mehr den inneren Markt sichern. Das geschieht mit Hilfe der Hochschutzzölle, der Festsetzung von 

Kontingenten, Einfuhrverboten und inflatorischen Maßnahmen. Je schärfer aber der Kampf um die 

noch vorhandenen Absatzgebiete wird, um so umfassender wird die Politik des Dumpings fortgesetzt. 

Die Unterschiede zwischen den Preisen auf dem Binnenmarkt und den Exportpreisen wird immer 

größer und beträgt durchschnittlich schon 50 Prozent. Dabei erhalten die exportierenden Kapitalisten 

noch vielfache Unterstützung von seiten des kapitalistischen Staates in Form von Fracht-, Steuer- und 

anderen Vergünstigungen. Da aber eine solche Politik von allen finanzkapitalistischen Gruppen der 

verschiedensten Länder in der gleichen Richtung geführt [364] wird, verschärft diese Politik außer-

ordentlich die Krise in ihrer Gesamtheit und zugleich den Kampf um die Märkte. 

Ande r se i t s  sp i t z t  d i e  Kr i s e  den  Kam pf  zwi schen  den  i m per i a l i s t i s chen  Räube r n  

und  i h r en  Ko l on i en  i mm er  mehr  z u. Denn gerade für die Kolonialgebiete wirkt sich in be-

sonders katastrophaler Weise der Preisfall für die kolonialen Rohstoffe, wie Getreide, Kaffee, Zucker, 

Kautschuk, Baumwolle usw. aus. In dem Maße aber, wie dadurch auch die Extraprofite der kolonialen 

Räuber zurückzugehen drohen, verschärfen sie die Ausbeutung der Kolonialsklaven und entwickeln 

im Zusammenhang damit immer höhere Formen des Klassenkampfes in den Kolonien, und eine noch 

größere und breitere Welle revolutionärer Kämpfe zwischen den Imperialisten und den unterdrückten 

Kolonialvölkern entfaltet sich. Im Zusammenhang damit wird gleichzeitig auch der Kampf um die 

entscheidende Beherrschung der Halbkolonialgebiete erneut mit aller Schärfe auf die Tagesordnung 

gesetzt. Der Krieg im Fernen Osten (Chinaproblem) macht dies deutlich. 

N i ch t  wen i ge r  s cha r f  haben  s i ch  d i e  Gegen s ä t ze  zwi schen  den  Gläub i ge r- un d  

den  Schu ldne r l ände r n  zugesp i t z t. Im Zusammenhang mit dem außerordentlich großen Preis-

fahl vergrößert sich natürlich ganz automatisch die Summe, die das einzelne Schuldnerland für Zin-

sendienst und Amortisation der Anleihen zu zahlen hat. Gleichzeitig erhöht sich dadurch auch außer-

ordentlich der Wert der Summe jener Zahlungen, die mit der Reparationsfrage in Zusammenhang 

stehen. Die Schuldnerländer müssen gegenüber der vergangenen Periode einen bedeutend größeren 

Teil der Arbeit der Proletarier der Schuldnerländer den Gläubigerländern zur Verfügung stellen. Die 

Verschärfung der wirtschaftlichen Lage, die in den verschiedensten Ländern dadurch hervorgerufen 

wurde, führte vielfach zu Moratorien, insoweit auswärtige Schulden in Frage kamen. In dem Matic, 

in dem diese Länder ihren Verpflichtungen gegenüber den Gläubigern nicht nachkommen können, 

wächs t  abe r  auch  i h r e  Abhäng i gke i t, wachsen  g l e i chze i t i g  d i e  Ve r suche  de r  i m -

pe r i a l i s t i s chen  Mäch t e, d i e se  Lände r  un t e r  i h r en  vo l l kom m enen  E i n f l uß  zu  

b r i ngen .  D i e se  Bee i n f l u s sung und Einmischung geht in einer Reihe europäischer Länder, z. B. 

auf dem Balkan, schon soweit, daß bereits die ganze Wirtschaft unter der vollkommenen Kontrolle 

bestimmter imperialistischer Länder steht. 

Durch den faktischen Bankrott verschiedener Schuldnerländer und die Tiefe der Krise in den Gläu-

bigerländern wurde auch der Kapitalexport auf ein Minimum reduziert. Dabei spielt aber der gering-

fügige Kapitalexport wie niemals zuvor gegenwärtig vollkommen die Rolle einer unmittelbaren 

Waffe in den imperialistischen Gegensätzen. Die Anleihen werden nur noch im Zusammenhang mit 

der Vorbereitung entscheidender Auseinandersetzungen der imperialistischen Mächte untereinander 

sowie ihrer Auseinandersetzung mit der Sowjetunion gegeben. 

Doch über all jene für die Verschärfung der Gegensätze der imperialistischen Mächte untereinander 

charakteristischen Faktoren r ag t  de r  Ha up t gegensa t z  h i nau s, de r  Kam pf  zwe i e r  Sys -

t em e, [365] de r  Kam pf  zwi schen  de r  kap i t a l i s t i s chen  und  de r  s o z i a l i s t i s che n Wel t. 

Einmal zeigt der gigantische Aufbau des Sozialismus in der Sowjetunion den Arbeitern der ganzen 

Welt, daß es eine Möglichkeit gibt, die Krise zugunsten der Unterdrückten zu beseitigen. Gleichzeitig 
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wird der Arbeiterschaft durch den sozialistischen Aufbau immer stärker ins Bewußtsein gebracht, daß 

die Diktatur des Proletariats die notwendige Voraussetzung ist, um zum Aufbau des Sozialismus 

überzugehen. An der Geschichte der Entwicklung des Sozialismus in der Sowjetunion sehen die Ar-

beiter aller Länder zugleich, daß niemand in der Welt existiert, der den Kampf der Arbeiter gegen 

den Klassenfeind, den entscheidenden Kampf zwischen Kapitalismus und Sozialismus für sie selbst 

führen kann. Niemand kann ihnen diese Aufgabe abnehmen. D i e  Ar be i t e r k l a s se  s i eh t  m ehr  

und  m e h r, daß  e s  i h r  Kam pf  gegen  d i e  e i gene  Bour geo i s i e  i s t, i n  dem  d i e  F r agen  

von  s o  gewa l t i ge r  we l t h i s t o r i s che r  Bedeu t ung  en t s ch i eden  we r de n. Und gerade der 

russische Weg, der gewaltige Erfolg auf diesem Weg zeigt der Arbeiterklasse immer mehr, daß nur 

auf dem Wege der proletarischen Revolution die Lebensfragen der proletarischen Klasse entschieden 

wer den können. 

Andererseits wächst durch den gewaltigen Wirtschaftsaufbau in der Sowjetunion bei gleichzeitiger 

Verschärfung der Krise in den kapitalistischen Ländern das spezifische Gewicht der Sowjetunion, 

und zwingt dadurch die Bourgeoisie aller imperialistischen Länder, immer mehr die gewaltsame Aus-

einandersetzung zwischen der Sowjetunion und den kapitalistischen Ländern als eine Existenzfrage 

für den Kapitalismus in Fluß zu bringen. 

Doch auch für die Lage der Werktätigen der kapitalistischen Länder selbst wird der Aufbau des So-

zialismus in der Sowjetunion immer mehr zu einer Angelegenheit, die zum allerschärfsten Nachden-

ken zwingt, denn in der gleichen Zeit, in der sich die Lage der Arbeiter in den kapitalistischen Ländern 

immer mehr und in ganz gewaltigem Umfange verschlechtert, verbessert sich die Lage der Arbeiter 

in der Sowjetunion. In der gleichen Zeit, in der Millionen von Bauern nicht einmal mehr ein minima-

les Dasein fristen können, erhöht sich ständig dank der Zusammenfassung der Bauern in Kollektiv-

wirtschaften das Niveau der Lebenshaltung der Bauernschaft in der Sowjetunion. 

D i e se  g r undve r sch iedene  En twi ck l un g, und  z war  i n  e i nem  so l chen  Ausm a ße, ve r -

s t ä r k t  den  r e vo l u t i on i e r enden  E i n f l uß  de r  Sowj e t un i on  au f  d i e  Ar be i t e r- und  

Baue r nm assen  de r  ganzen  Wel t. Ein Jahrzehnt zurück konnten die Herrschaften der II. Inter-

nationale noch den Arbeitern erzählen, daß die Diktatur des Proletariats Hunger und Elend bedeute. 

Doch jetzt, wo Millionen und aber Millionen in den kapitalistischen Ländern seit Jahren hungern, 

zieht dieses Mittel der Massenbeschwindelung nicht mehr. Jetzt, wo die Diktatur der Bourgeoisie in 

der Form des Faschismus immer ausgereifteren Charakter annimmt, ist es auch nicht mehr möglich 

den Arbeitern weiszumachen, daß der Weg des Sozialismus über die Demokratie à la Weimar gehe. 

[366] Nehmen wir alle diese Faktoren zusammen, die heute für jeden Arbeiter zugunsten der Sowjet-

union klar und deutlich sprechen, so ist es nicht schwer zu erkennen, daß gerade in der gegenwärtigen 

Krise die Gefahr der Intervention der Imperialisten gegen die Sowjetunion außerordentlich vergrößert 

wird. Natürlich wirken hier auch Gegentendenzen, wovon die wichtigste die ist, daß gerade in der 

Periode der Krise der Kampf der Imperialisten untereinander um den Markt der Sowjetunion ver-

schärft wird. Doch man muß sich darüber klar sein, daß diese Gegentendenzen in keiner Weise derart 

wirken, daß die Interventionsgefahr gegen die Sowjetunion dadurch geringer würde. Nach  wi e  vo r  

b l e i b t  d i e  Kr i egsge f ah r  gegen  d i e  Sowj e t un i on  in  a l t e r  Schä r f e  be s t ehe n! 

Zusammenfassend läßt sich nunmehr von hier die Frage aufwerfen, ob die Weltwirtschaftskrise ge-

genwärtig schon ihren Höhepunkt überschritten hat. Diese Frage wurde bereits eingangs aufgeworfen 

und festgestellt, daß keinerlei objektive Anzeichen dafür existieren, die beweisen, daß die Krise ihren 

Tiefpunkt bereits erreicht hat. Es spricht umgekehrt alles dafür, daß sich die Krise im Weltmaßstabe 

weiter verschärft und dementsprechend die Gegensätze immer unüberbrückbarere Formen annehmen. 

Selbstverständlich, daß die Bourgeoisie ihre Kräfte auf breitester Basis mobilisiert, um einen kapita-

listischen Ausweg aus der Krise zu finden. Und hier steht eben im Vordergrund ein neuer Krieg. Es 

hat keinen Sinn, zu glauben, daß, weil die zerstörenden Widersprüche des Systems so ungeheure 

Formen angenommen haben, die Bourgeoisie unfähig sei, noch einen Krieg zu entfalten. Zweifels-

ohne gibt es auch im Lager der Bourgeoisie Tendenzen und Kräfte, die vor diesem Schritt warnen. 

Aber auf der anderen Seite ist es gerade die ganze Hoffnungslosigkeit der Bourgeoisie in ihrer Lage, 
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die Perspektivlosigkeit, die immer mehr den Krieg zu einem äußerst aktuellen Faktor machen. Und 

in dem Maße, wie die Bourgeoisie die Lage der kapitalistischen Gesellschaftsordnung wirklich er-

kennt, wächst der Haß gegen das Land, das den Sozialismus aufbaut und keine Krisen kennt. Se l b s t -

ve r s t änd l i ch  i s t  da r um  auch  d i e  I n t e rven t i on  gegen  d i e  Sowj e t un i on  f ü r  d i e  

Bour geo i s i e  a l l e r  Lände r  de r  wünschenswer t e s t e  a l l e r  Kr i egskon f l i k t e, denn  ge -

r ade  i n  den  Kam pf  de r  be i den  Systeme hat d i e  Gesch i ch t e  d i e  en t s che i dende  Achs e, 

de r  ganzen  We l t enwi ck l ung  ge l eg t. 

III. Der revolutionäre Ausweg. 

Wenn so die Bourgeoisie durch einen neuen Krieg und durch die Erzeugung eines nie dagewesenen 

Massenelends und offenen Terrors gegen die Arbeiter einen Ausweg aus der Krise zu finden hofft, 

s o  i s t  ande r e r se i t s  m i t  noch  v i e l  g r öße r e r  Schä r f e  im m er  w i ede r  zu  be t one n, daß  

auch  e i n  zwe i t e r  Ausweg  aus  de r  Kr i se  m ög l i ch  i s t, und  wi r  m üssen  d i e  ganze  

M a ssenk ra f t  f ü r  d i e  Dur chse t zung  d i e se s  Weges  e i n se t ze n: De r  r evo l u t i onä r e  

Auswe g, de r  en t sche i dende  S i eg  de s  P r o l e t a r i a t s  übe r  d i e  Bour geo i s i e. Das ent-

scheidende Kettenglied für den [367] revolutionären Aufschwung ist der Kampf der Arbeiter gegen 

die Aufbürdung der Krisenlasten auf ihre Schultern vom seiten der Bourgeoisie. Doch wenn eine 

breite Welle ökonomischer Kämpfe um Tagesforderungen die Vorbedingung darstellt für breitere, 

noch höhere Kampfformen, so muß gleichzeitig gegen die von den Sozialdemokraten versuchte Ver-

wirrung angegangen werden, die darin liegt, die Arbeiterklasse auf einen Generalstreik „im entschei-

denden Moment“ zu vertrösten. Wir Kommunisten müssen im gegenwärtigen Moment unsere Haupt-

aufgabe darin sehen, wirkliche Teilkämpfe der Arbeiterklasse gegen die immer frecher werdenden 

allseitigen Angriffe der Bourgeoisie in jedem einzelnen Betrieb zur Auslösung zu bringen. Gerade in 

dem Maße, in dem wir in der Lage sind, solche Kämpfe zu organisieren, können wir zugleich auch 

der Arbeiterklasse konkret zeigen, daß die Arbeiter hinsichtlich der Verteidigung der täglichen Le-

bensinteressen der Arbeiterklasse, wie im wirklichen Kampf gegen den Faschismus, nur auf die Kom-

munisten rechnen können. Verteidigen wir auf diese Weise die täglichen Lebensinteressen des Pro-

letariats, so müssen wir andererseits auch darauf achten, diese Kämpfe, die in den einzelnen Betrieben 

entstehen, zu verbreitern, um größere Massen in höhere politische Streikkämpfe hineinzuführen. Ge -

r ade  d i e  S t r e i k s  b r ingen  a m  schä r f s t en  de r  Ar be i t e r k l a s se  d i e  No t wend i gke i t  e i -

ne r  w i r k l i chen  E i nhe i t  zum  Bewuß t se i n, s cha f f en  d i e  we i t gehends t en  Vor aus -

s e t zungen  f ü r  d i e  B i l dung  e i ne r  w i r k l i chen  käm pf enden  E i nhe i t s f r on t. Sie zeigen 

zugleich jedem einzelnen Arbeiter die Rolle des kapitalistischen Staatsapparates und bringen ihm bei, 

was der kapitalistische Machtapparat für die Arbeiterklasse in Wirklichkeit bedeutet, einerlei ob auch 

die Polizei oder wichtige Teile dieses Apparats von sozialdemokratischen Polizeipräsidenten usw. 

geleitet werden. So  be s t eh t  unse re  Haup t au f gabe  da r i n, du r ch  den  Kam pf  um  d ie  t äg -

l i chen  Nöt e  de r  Ar be i t e r k l a s s e, du r ch  Auf s t e l l ung  und  Dur chse t zung  von  Tages -

f o r de r ungen  d i e  Ar be i t e r  i n  d i e  en t s che i denden  Käm pf e  um  d i e  po l i t i s che  

Mach t  h i ne i nzu f ühre n. Und gerade die Resultate der Kämpfe um Teilforderungen, wie wir sie 

besonders in der letzten Periode in Polen und in der Tschechoslowakei erlebt haben, bewiesen, daß 

hier der richtige Weg zur Entwicklung von politischen Massenstreiks beschritten wurde. Ohne eine 

breite Vorbereitung von gewerkschaftlichen Kämpfen und Streikbewegungen in den Massen der Ar-

beiterschaft, ohne die Aufstellung entsprechender Kampfeslosungen, ohne die schärfste und tiefste 

Prüfung der Massenstimmung im Verlaufe der Kämpfe selbst, ist eine Revolutionierung breiter pro-

letarischer Massen unmöglich: 

„Die Arbeiterklasse zieht die Masse der Arbeitenden und Ausgebeuteten, die ihrer elementarsten 

Rechte beraubt und in eine verzweifelte Lage gebracht sind, in revolutionäre Aktionen hinein. Die 

Arbeiterklasse lehrt sie im revolutionären Kampfe, erzieht sie für die revolutionäre Tätigkeit, macht 

ihnen klar, wo und worin der Ausweg und die Rettung liegen. Die Arbeiterklasse lehrt sie nicht in 

Worten, sondern in der Tat, durch Beispiele, nicht durch Beispiele einzelner aventuristischer Helden, 

sondern durch Beispiele revolutionärer Masse n-[368]aktionen, politische und ökonomische Forde-

rungen vereinigend ... Die Streiks ... sind eines der allerwirksamsten Mittel, die verzweifelten und 
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aufgebrachten landwirtschaftlichen Proletarier und Bauern in möglichst gemeinschaftliche, gleich-

zeitige und breitere revolutionäre Massenaktionen h i ne i nzuz i ehe n. Weder die Unterdrückung der 

Unteren noch die Krise der Spitzen schafft schon die Revolution – sie schafft nur die Fäulnis des 

Landes – wenn nicht in diesem Lande eine revolutionäre Klasse fähig ist, den passiven Widerstand 

der Unterdrückung in einen aktiven Zustand der Empörung und des Aufstandes zu verwandeln.“*) 

Literatur 

Hermann Remmele, „Die Sowjetunion“, Band 2 

Nunmehr liegt das Werk des Genossen Remmele vollständig vor. In der Besprechung des ersten Ban-

des**) haben wir die allgemeinen Züge der ganzen Arbeit gekennzeichnet und den Inhalt der ersten 

fünf Kapitel angegeben. Die übrigen sieben Kapitel, die der zweite Band umfaßt, setzen die Darstel-

lung der wichtigsten Teilgebiete fort und geben zum Schluß eine zusammenfassende Gegenüberstel-

lung der beiden Systeme, des sterbenden Kapitalismus und des siegreichen Sozialismus. 

Wie das letzte (fünfte) Kapitel des ersten Bandes, das die Lage der herrschenden Klasse der Sowjet-

union, des Proletariats behandelt, den größten Raum einnimmt, so überwiegt im zweiten Band das 

sechste Kapitel, das unter der Ueberschrift „Die Vergesellschaftung der Landwirtschaft“ die ganze 

gewaltige Entwicklung der übergroßen Mehrheit der Bevölkerung der Sowjetunion umreißt: der in 

der Landwirtschaft tätigen Ba ue r nscha f t  (und Landarbeiterschaft) Die Frage der Bauernschaft ist 

in jedem Lande (vielleicht mit Ausnahme Englands) eine Lebensfrage der proletarischen Revolution; 

für das überwiegend kleinbürgerliche zaristische Rußland galt das aber im allerhöchsten Maße. Das 

ist der Grund, weshalb in der Praxis der russischen Revolution und in der Theorie des Leninismus die 

klassische historische Lösung der Bauernfrage geliefert wird. Nach aufschlußreichen Hinweisen auf 

die Lage und die Rolle der Bauernschaft unter dem Zarismus und in den ersten Monaten der Revolu-

tion entwickelt Genosse Remmele, gestützt auf Lenins Analyse (besonders in der Schrift „Die prole-

tarische Revolution und der Renegat Kautsky“)‚ den Ausbruch und die Wandlungen des Klassen-

kampfes im Dorfe. Innerhalb der Bauernschaft, die zuerst geschlossen für die Oktoberrevolution ein-

trat, weil sie als gesamte Klasse der Todfeind der Gutsbesitzerklasse und des Feudalismus war, trat 

seit 1918 die unvermeidliche Spaltung zwischen der dünnen, ausbeutenden, bürgerlichen Oberschicht 

(dem Kulakentum) und der Millionenmasse der Bauern ein, deren führende Kader die „Komitees der 

Dorfarmut“ waren, bis, sowohl durch den Kampf gegen die Kulaken als auch durch die tatsächliche 

Besitz-[369]ergreifung des Bodens seitens der landarmen Bauern, der Mittelbauer zur zentralen Figur 

des russischen Dorfes wurde, der in den anderthalb Jahrzehnten der Diktatur des Proletariats zum 

Träger der großen Kollektivierung wurde. Mit der Umwälzung der Technik in der Landwirtschaft, in 

der die Sowjetwirtschaften beispielgebend vorangingen, vollzog sich die Rückzahlung des von der 

Bauernschaft während der Jahre des Bürgerkrieges an die Arbeiterklasse gegebenen „Darlehns“; die 

gewaltige Hebung des bäuerlichen Lebensniveaus, die Einbeziehung der ökonomisch, politisch und 

kulturell bis dahin unerhört rückständigen Hundertmillionenbevölkerung in den aktiven Aufbau der 

neuen Gesellschaftsordnung, die Vernichtung des Kulakentums als Klasse, der Beginn der Aufhe-

bung des Gegensatzes zwischen Stadt und Land (die Kollektivbauern werden bereits heute den In-

dustriearbeitern gleichgestellt) bedeuten den Sieg des Sozialismus in der Landwirtschaft, der weltpo-

litische Bedeutung hat. 

Das siebente Kapitel bringt eine Darstellung des Finanz- und Kreditwesens und des Volkseinkom-

mens in der Sowjetunion. Hier liegen bedeutende Probleme des Ueberganges vom Kapitalismus zum 

Kommunismus vor, mit deren umfassender Darstellung schwieriges und bisher bei weitem nicht aus-

reichend erforschtes Neuland betreten werden würde. Genosse Remmele stellt dem Raubcharakter 

des Kreditwesens und Tributsystems des Imperialismus die revolutionäre Ueberwindung (Zerrei-

ßung) des Tributsystems und das sozialistische Finanz- und Kreditwesen gegenüber. Er entwirft ein 

anschauliches Bild von der Planwirtschaft des sozialistischen Aufbaues im allgemeinen und des 

 
*) Lenin, Band XVI, russisch. 
**) „Internationale“, Heft 1, S. 45-48. 
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Fünfjahrplans im besonderen, in der die Banken zu dem werden, was sie unter dem höchstentwickel-

ten Kapitalismus (wie Marx gezeigt hat) nur der Form nach sind: allgemeine Buchführung und Ver-

teilung der Produktionsmittel auf gesellschaftlicher Stufenleiter. Wie der Lohn als Kategorie der ka-

pitalistischen Klassengesellschaft in der Periode des Ueberganges zum Sozialismus bereits weitge-

hende Veränderungen erfährt, so daß ein Vergleich zwischen dem kapitalistischen und sozialistischen 

Lohnsystem nur teilweise möglich ist (vgl. Band 1, Fünftes Kapitel), so verändert sich auch die Funk-

tion dieser des Geldes, wichtigsten ökonomischen Kategorie aller Warenwirtschaft überhaupt, auf 

das Einschneidendste. Hieraus ergibt sich die schlagendste Widerlegung der bürgerlichen Behaup-

tungen, in der Sowjetunion sei eine neue Inflation eingetreten, Behauptungen, die ebensowohl aus 

Unverstand wie aus bewußter Feindseligkeit gegenüber dem sozialistischen Aufbau aufgestellt wer-

den. Vermehrung der Umlaufmittel in der Sowjetunion ist nicht irgendwelchen Kunststückchen nach 

Art der bürgerlichen „Kreditschöpfung“ mittels der Notenpresse, der Silbermünzen usw. geschuldet, 

sondern entspricht nur der gewaltigen Vergrößerung der Zirkulation der Rohstoffe, der Industrie- und 

Agrarprodukte; Verschiedenheit der Preise für ein und dieselbe Warenart ist ein sichtbarer Ausdruck 

dafür, daß das Geld bereits aufgehört hat, eigentliches Geld zu sein und immer mehr zu einer (vo-

rübergehenden) Form der bloßen gesellschaftlichen Verrechnung wird. Die Entwicklung des Volks-

einkommens liefert die eindrucksvollsten Gesamtzahlen für die beispiellosen Erfolge des sozialisti-

schen Aufbaues, der eine immer weitere Steigerung der Bedürfnisse der breiten Volksmassen zur 

Folge hat und mit der [370] Verwirklichung des zweiten Fünfjahrplans einen Wohlstand des gesam-

ten 160-Millionenvolkes sichern wird, gegenüber dem jeder Zweifel an der Ueberlegenheit und sieg-

reichen Kraft des sozialistischen Systems verstummen muß. 

Das achte Kapitel zeigt, was im ersten und zwölften Kapitel zusammengefaßt, im dritten Kapitel 

bereits in den Grundlagen entwickelt ist: das immer raschere Tempo der sozialistischen Aufwärtsent-

wicklung gegenüber dem Zusammenbruch in ausnahmslos jedem kapitalistischen Land und den ge-

genwärtigen Platz der Sowjetunion in der Weltwirtschaft. Noch einmal zieht an uns die stürmische 

Entwicklung der industriellen Produktion überhaupt vorüber, die in besonderen Abschnitten über die 

Entwicklung der energetischen Grundlagen (Elektrizität, Kohle, Naphtha), der Metallproduktion, der 

Produktion anderer mineralischer und der pflanzlichen Rohstoffe und über den Maschinenbau ihre 

konkretere Darlegung erfährt; sie wird durch eine Zusammenfassung der landwirtschaftlichen Pro-

duktion ergänzt. 

Von sehr großer aktueller Bedeutung ist das neunte Kapitel, „Der Kulturbolschewismus“. Unter dem 

Schlagwort des Kampfes gegen den „Kulturbolschewismus“ führt die Bourgeoisie, besonders in 

Deutschland, den ideologischen Kampf nicht nur gegen die revolutionäre Arbeiterbewegung, sondern 

auch gegen alle anderen noch fortschrittlichen und wenn auch nur im bescheidensten Maße freiheit-

lichen Bestrebungen auf dem Gebiet des kulturellen Lebens, wobei sie in größtem Umfang den 

ebenso billigen wie verwerflichen Trick anwendet dem wirklichen Kulturbolschewismus manche 

Produkte der Zersetzung und des kulturellen Niedergangs ihrer eigenen Klasse in die Schuhe zu schie-

ben. Aus der Darstellung des Genossen Remmele erfährt der Leser, worin der Kulturbolschewismus 

wirklich besteht: in der Durchdringung einer bisher von jeder Anteilnahme am öffentlichen und kul-

turellen Leben ausgeschlossenen Riesenbevölkerung mit dem Besten, was die gesamte Menschheit 

bisher überhaupt hervorgebracht hat. An Stelle des Analphabetismus setzt der Bolschewismus die 

Kultur, aber nicht die den Interessen der ausbeutenden Klasse dienende „Kultur“ des Kapitalismus, 

sondern die im Marxismus aufgehobene und fortentwickelte wirkliche Wissenschaft und Kunst, die 

das gesamte Leben umspannt und die selbst zum mächtigsten Hebel der gesellschaftlichen Umwäl-

zung geworden ist. Die mächtige Entwicklung des Elementarschulwesens brachte eine beispiellose 

Hebung der Volksbildung. Genosse Remmele stellt fest: „Bis zur Oktoberrevolution 1917 waren in 

Rußland 40 Prozent der Stadtbevölkerung und 72,2 Prozent der Landbevölkerung Analphabeten ... 

Im Jahre 1930 konnten schon 85,35 Prozent der Stadtbevölkerung und 67,7 Prozent der Landbevöl-

kerung lesen und schreiben ... (bei der Registrierung des Analphabetentums wird die gesamte Bevöl-

kerung im Alter vom 16. bis zum 40. Lebensjahre gezählt) ... Im Jahre 1931 wurde in allen Städten 

der Elementarschulunterricht obligatorisch durchgeführt.“ (S. 205/206.) Wie die Elementarschulen, 
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so entsprechen die höheren und Berufsschulen, die ganz überwiegend von jungen Arbeitern und Bau-

ern besucht werden, quantitativ und qualitativ den Erfordernissen des sozialistischen Aufbaues. Sie 

sind, gemäß den von Marx entwickelten Grundsätzen der sozialistischen Erziehung und Bildung, aufs 

engste mit der materiellen Produktion ver-[371]bunden. Das gilt auch für das gesamte Gebiet des 

Hochschulwesens und der wissenschaftlichen Forschung. Die Darstellung des Parteibildungswesens 

sei noch besonders erwähnt (Abschnitt 7). Aber nicht nur die Schulungsarbeit aller Art zeigt die ge-

waltigen Leistungen des Kulturbolschewismus. Die Bücherproduktion der Sowjetunion steht weitaus 

an der Spitze der Produktion aller Länder, sie übertrifft diejenige Deutschlands, des kulturell entwi-

ckeltsten kapitalistischen Landes, quantitativ fast um das Doppelte, von der sozialistischen, im Ge-

gensatz zur kapitalistischen Qualität in diesem Zusammenhang nicht zu reden. Auch das Zeitungs-

wesen der Sowjetunion hat sich beispiellos entwickelt. Nach der Höhe der täglichen Auflage wird die 

UdSSR nur von den Vereinigten Staaten von Amerika um ein Geringes übertroffen. Dabei klafft ein 

unüberbrückbarer Gegensatz zwischen der kapitalistischen Presse der ganzen Welt, deren Hauptauf-

gabe die Ablenkung der Massen von den wesentlichen Fragen durch Fütterung mit Sensationen und 

auf Erhaltung des kapitalistischen Systems gerichteten, tendenziös entstellten Artikeln ist – und der 

Presse der Sowjetunion, die ganz dem Leben und dem Aufbauwerk der breiten Volksmassen und der 

unverfälschten Darlegung der Weltvorgänge gewidmet ist. Die Mitarbeit der Massen am Zeitungs-

wesen erhält ihren sinnfälligsten Ausdruck in der Zahl und der Qualität der Arbeiterkorrespondenzen 

sowie der Betriebs-, Rotarmisten- und Wandzeitungen. Schließlich behandelt Genosse Remmele in 

lehrreicher Weise die Bühnenkunst in der Sowjetunion. 

Das zehnte Kapitel ist dem Außenhandelsmonopol der Sowjetunion gewidmet, diesem für die kapi-

talistische Umwelt sichtbarsten Ausdruck der sozialistischen Planwirtschaft, dem die Kapitalisten, 

deren Monopole durch die imperialistische Konkurrenz in den wütendsten Kampf gegeneinander ge-

rissen werden, ohnmächtig gegenüberstehen. 

Das elfte Kapitel stellt den „Schwierigkeiten“ des sozialistischen Aufbaus, die relativ, vorüberge-

hend, durch die frühere Rückständigkeit des Landes und die Todfeindschaft der kapitalistischen Um-

welt bedingt sind, die Schwierigkeiten des Kapitalismus entgegen, in denen dieser unlösbar verstrickt 

ist, die in der gegenwärtigen Weltwirtschaftskrise ungeahnte Formen angenommen haben und an 

denen der Kapitalismus unvermeidlich zugrunde geht. 

Krise und Stagnation des Monopolkapitalismus, die zur Vernichtung der Produktivkräfte führen und 

bereits in großem Maße geführt haben (Kapitalisten als moderne Maschinenstürmer), bilden den Ge-

genstand des abschließenden zwölften Kapitels, das mit einem Vorausblick auf den 2. Fünfjahrplan 

endet. 

Hingewiesen sei noch auf die beiden Kartenbeilagen, „Wichtigste Großbauten des Fünfjahrplans, 

Europäischer und Asiatischer Teil“ und auf das ausführliche Personen- und Sachregister, das die Be-

nutzung der beiden Bände erleichtert. 

* 

Ein Werk, das sich die gewaltige Aufgabe setzt, die Sowjetunion vom Standpunkt des Marxismus-

Leninismus darzustellen, kann von verschiedenen Gesichtspunkten her in Angriff genommen werden. 

Einmal kann die Entwicklung der russischen Revolution, unter ständiger Bezugnahme auf die allge-

meine Bedeutung des Kampfes der russischen Arbeiter [372] und Bauern für die Weltrevolution in 

den Vordergrund gestellt werden. Ein solches Werk wäre die Konkretisierung der gesamten Theorie 

des Marxismus-Leninismus am Beispiel dieses einen großen Landes. Seine Aufgabe wäre die Ana-

lyse und Verallgemeinerung all des Neuen in der schöpferischen Tätigkeit der in der Oktoberrevolu-

tion erwachten Millionenmassen und die Ueberprüfung aller Wahrheiten des wissenschaftlichen So-

zialismus an Hand dieser Praxis. Ein solches Werk wäre ein Lehrbuch aller Seiten des Sozialismus, 

die im praktischen Aufbau des Sozialismus in der Sowjetunion zur Geltung kommen – und welche 

seiner Seiten täte das nicht? Zum andern kann der leitende methodische Gesichtspunkt eines solchen 

Werkes der statistisch-beschreibende sein – nicht einer Beschreibung im Sinne der von der bürgerli-

chen Wissenschaft fälschlich als „objektiv“ bezeichneten, parteilosen Stellungnahme, sondern im 
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Sinne der Zusammentragung der Daten, gleichsam einer Bestandsaufnahme und der marxistischen 

Durchforschung, Durchleuchtung und dem „Begriff der Sache“ entsprechenden Darstellung der Ent-

wicklung und des Standes der Gesamtwirtschaft, Gesamtpolitik, des Gesamtüberbaus und aller ein-

zelner Seiten des Daseins der Sowjetunion. Beide Gesichtspunkte können nicht mechanisch getrennt 

und einander gegenübergestellt werden, was keineswegs ausschließt, daß einer von ihnen der leitende 

ist. Wie ist Genosse Remmele an diese Arbeit herangegangen? Sein Werk ist nicht bloß der erste 

Versuch einer marxistischen Darstellung dieses Gesamtgebiets, es ist auch vor allem für Arbeiterleser 

geschrieben, es ist eine Streitschrift, die unmittelbar in die Agitation und Propaganda eingreifen will. 

Genosse Remmele hat die beiden erwähnten Gesichtspunkte vereinigt. Wo es galt, die Entwicklung 

zu bieten, die in den großen Werken des Marxismus-Leninismus bereits zusammenhängend darge-

stellt ist, hat er darauf verzichtet, alles mit eigenen Worten zu sagen und hat dafür in ausgiebigem 

Maße Marx, Engels, Lenin und Stalin zitiert, so daß sein Werk in manchen Fragen zugleich als Quel-

lenwerk dieser Meister des Marxismus angesehen werden kann. 

Selbstverständlich wird man nicht verlangen können, auf 600 Seiten alle Gebiete zusammenhängend 

dargestellt zu finden, die eine solche Darstellung wohl verdienten. Vielleicht besteht die Möglichkeit, 

bei einer späteren Neuauflage diese Lücken teilweise auszufüllen. So wären Darstellungen der für die 

Sowjetunion nicht unwichtigen, der Landwirtschaft benachbarten Wirtschaftszweige: Forstwirt-

schaft, Jagd und Fischerei erwünscht; ferner – vor allem – eine zusammenhängende Darstellung der 

Holen Armee; mindestens ebenso wichtig wie die Bühnenkunst in der Sowjetunion ist das russische 

Filmwesen, dessen Darstellung sicher jeder Leser begrüßen würde; im siebenten Kapitel wäre eine 

nähere Darlegung der Steuerpolitik der Diktatur des Proletariats seit den Zeiten der Zwangsumlage 

unter dem Kriegskommunismus und der Naturalsteuer beim Uebergang zur Neuen Oekonomischen 

Politik am Platze. 

Alles in allem aber beweist die Aufnahme, die der erste Band des Werkes vor allem in der Arbeiter-

klasse gefunden hat. daß es ein dringendes Bedürfnis erfüllt hat und in der Entwicklung der Literatur 

der deutschen Partei einen wichtigen Schritt vorwärts bedeutet. 

[373] 
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Die Internationale  

15. Jahrgang ⁕ Berlin, Sept./Okt. 1932 ⁕ Heft 9/10 

Das XII. Plenum des EKKI und die KPD 

Als Ergänzungsartikel zu dem nachfolgenden Aufsatz ist der im Innern dieser Nummer der „Interna-

tionale“ abgedruckte Artikel über die Probleme unserer Massenarbeit zu betrachten. 

Die Redaktion. 

I. 

Die wichtigsten Feststellungen des XII. Plenums 

Das XII. Plenum des EKKI. hat in seinen Beratungen und Resolutionen eine ganze Reihe für die 

deutsche Partei und das deutsche Proletariat entscheidender Feststellungen getroffen über die Analyse 

der Lage, über die Perspektive der künftigen Entwicklung, die Erfahrungen, Formen und Methoden 

unserer Massenarbeit, über die Einschätzung der Sozialdemokratie und des Faschismus und über die 

Aufgaben der Kommunistischen Parteien. 

Die Diskussion des XII. Plenums über die Lage in Deutschland nahm einen breiten Raum ein. – Schon 

das XI. Plenum gab durch die grundsätzliche Behandlung des Problems Faschismus–Sozialfaschis-

mus, durch die scharfe Ablehnung einer liberalen Gegenüberstellung dieser beiden, ferner durch die 

scharfe Betonung der Notwendigkeit der innergewerkschaftlichen Arbeit, der deutschen KP wichtige 

politische Richtlinien und wichtige Waffen für ihre Massenarbeit. 

Die bisherigen internationalen Beratungen sind für die deutsche Partei immer von größter Bedeutung 

gewesen. Der IV. RGI-Kongress war z. B. mit seiner scharfen Betonung der revolutionären Rolle der 

Unorganisierten und der Aufgabenstellung, selbständige revolutionäre Wirtschaftskämpfe zu entfes-

seln, von einschneidender Bedeutung für die gesamte Politik unserer Partei. 

Von ebenso großer Bedeutung sind die Beschlüsse des XII. Plenums. Sie signalisieren eine „gewal-

tige ruckartige Veränderung im Kräfteverhältnis zwischen der sozialistischen und kapitalistischen 

Welt“ zugunsten der ersteren, „infolge des Wachstums des spezifischen Gewichts der UdSSR“ Sie 

stellen das Ende der relativen Stabilisierung des Kapitalismus fest, sie signalisieren eine Verschär-

fung der Wirtschaftskrise, eine Steigerung des revolutionären Aufschwunges, eine weitere Verschär-

fung der imperia-[374]listischen Gegensätze und die Verstärkung der imperialistischen Vorbereitun-

gen zum konterrevolutionären Krieg gegen die UdSSR. 

Zusammenfassend sagen die Beschlüsse des XII. Plenums: „I m  gegenwär t i gen  Augenb l i ck  

vo l l z i eh t  s i ch  ge r ade  de r  Uebe r gang  zu  e i ne r  neuen  Re ihe  g r oße r  Zusam men-

s t öße  zwischen  den  Kl a s sen  und  den  S t aa t e n, z u  e i ne r  neuen  Re i he  von  Revo l u -

t i onen  und  Kr i ege n.“ 

Die Erfüllung folgender Grundaufgaben wird zum dringenden Gebet der Kommunistischen Partei: 

„Di e  Vor be r e i t ung  de r  Ar be i t e r k l a s se  und  de r  ausgebeu te t en  Massen  i m  P r ozeß  

de s  w i r t s cha f t l i chen  und  po l i t i s che n  Kam pf es  au f  d i e  bevo r s t ehenden  Käm pf e  

um  d i e  Mach t, um  d i e  D i k t a t u r  de s  P r o l e t a r i a t s. 

II. 

Deutschland am Ende der kapitalistischen Stabilisierung 

Die Feststellung des XII. Plenums über das Ende der kapitalistischen Stabilisierung ist besonders für 

Deutschland von großer Bedeutung. Die mit dem Jahre 1924 nach der Inflationskrise in Deutschland 

beginnende Periode der relativen Stabilisierung führte zur Wiederherstellung der Produktion auf den 

Stand der Vorkriegszeit und zur Festigung der Währung. Die durch die Ruhr-Okkupation zerrissenen 

internationalen Beziehungen wurden später durch das Londoner Abkommen, durch eine Reihe interna-

tionaler wirtschaftspolitischer Beschlüsse der verschiedenen kapitalistischen Staaten wieder hergestellt. 

Genosse S ta l i n  konnte noch über diese Periode der relativen Stabilisierung feststellen, daß die Impe-

rialisten Englands, Frankreichs, Amerikas usw. sich vorübergehend verständigten über die gemeinsame 
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Ausplünderung Deutschlands (Dawesplan, Youngplan usw.). Heute sind alle jene Faktoren, die die 

Grundlage der relativen Stabilisierung bildeten, erschüttert, untergraben bzw. zerstört. Die heftigsten 

Konflikte entbrennen im internationalen Maßstäbe. Die Krise des Versailler Systems tritt in ein neues 

verschärftes Stadium und wird immer offensichtlicher. Die Oekonomik Deutschlands, die vom Ende 

der Inflationsperiode bis zur Hochkonjunktur im Jahre 1927/28 einen dauernden Aufschwung erlebte, 

erfuhr mit dem Beginn der Weltwirtschaftskrise einen jähen Abfall und ist heute auf einen Stand 

angelangt, daß z. Z. beispielsweise nur noch etwa 51 Prozent der Produktionskapazität des Jahres 

1928 ausgenutzt werden. Der Rückgang der deutschen Produktion zeigt sich, ausgenommen in der 

Herstellung von chemischen Kriegsprodukten, in allen entscheidenden Industriezweigen. Das gilt für 

die eisenschaffende Industrie, für die Maschinenindustrie, Baustoffindustrie, elektrotechnische In-

dustrie, Textilindustrie, Glasindustrie usw. Die deutschen Handelsumsätze liegen um 20 bis 25 Pro-

zent unter der entsprechenden Höhe [375] des Vorjahres. Der deutsche Außenhandel, besonders der 

deutsche Export, ist in fortgesetztem Rückgang begriffen. Der Beschäftigungsgrad der deutschen In-

dustrie hat seinen Tiefpunkt erreicht und beträgt heute 34,7 gegenüber 46,7 im Juli 1931. Das Deut-

sche Reich, seine Länder und Kommunen tragen am 31. März d. J. bereits eine Schuldenlast von 24 

Milliarden Mark. 

Das XII. Plenum charakterisierte das Ende der kapitalistischen Stabilisierung u. a. als das Ende der 

sozialen Reformen. In Deutschland wird diese Feststellung am augenscheinlichsten durch die Tatsa-

chen bewiesen. Die Zerschlagung der Sozialversicherung, der immer stärkere Abbau der Erwerbslo-

senfürsorge, die September-Notverordnung mit ihrer Zertrümmerung des Tarifvertrags und dem um-

fassenden Lohnraub, die „gesetzliche“ Liquidierung der Streikfreiheit des Proletariats sind nur einige 

wichtige Symptome für das Ende der sozialen Reformen in Deutschland. Eine mit der Vorkriegszeit 

begonnene, in der Nachkriegszeit, besonders in der Revolutionszeit ansteigende Entwicklung und des 

teilweisen Ausbaues gewisser sozialer Reformen stoppt mit Beginn der Weltwirtschaftskrise ab, 

führte unmittelbar danach bereits zu einer Beseitigung großer Teile dieser Reformen und ist nunmehr 

umgeschlagen in einen sich verschärfenden Prozeß der Liquidierung sozialer Reformen. 

Deutschland liefert krasseste Beispiele dafür, daß die relative Verelendung des Proletariats immer 

stärker zu einer absoluten Verelendung wird. 

Mit Recht wies Gen. Kuusinen in seinem Referat auf dem XII. Plenum darauf hin, daß das Ende der 

kapitalistischen Stabilisierung noch nicht den Zusammenbruch des Kapitalismus bedeutet; aber man 

könne sagen, daß das, noch auf dem III. Weltkongreß von Lenin konstatierte labile Gleichgewicht 

zwischen der UdSSR und dem Kapitalismus heute nicht mehr bestehe. Mit aller Eindeutigkeit müssen 

wir feststellen, daß wir mit dem Ende der kapitalistischen Stabilisierung nicht in eine neue „Periode“ 

eingetreten sind, sondern daß die jetzige entscheidende Entwicklungsphase des Kapitalismus das 

Ende der dritten Periode darstellt. 

Zusammengebrochen sind heute die „Silberstreifen“theorien und Prosperitätsprophezeiungen der So-

zialdemokratie, insbesondere der Austromarxisten um Bauer und Co. Der jetzige „Konjunktur-

schwindel der Bourgeoisie, das Gefasel von der „Wendung zum Besseren“, der schwulstige Kom-

mentar der Papen-Regierung zur letzten Notverordnung, daß der Weg, der „zum tiefsten Punkt der 

Krise führte, von dem auch der Wiederaufstieg beginnen kann, nunmehr zurückgelegt ist“, macht den 

Wunsch zum Vater des Gedankens, kennzeichnet die Brüchigkeit der regierungsoffiziellen ökonomi-

schen Feststellungen. Es ist eine Kopie des Hooverschen Wahlschwindels in Amerika, der durch ähn-

liche Zwecklügen und Zweckprophezeiungen einen günstigen Wahlausgang erreichen will. Die deut-

sche Bourgeoisie leugnet das Ende der kapitalistischen Stabilisierung und gedenkt mit Unterstützung 

der sozialfaschistischen Theorien um so besser ihre Offensive gegen das Proletariat durchführen zu 

können. [376] 

Das Ende der kapitalistischen Stabilisierung in Deutschland ist für unsere  

Aufgaben und Perspektive von größter Bedeutung. 

Entscheidende Faktoren der kapitalistischen Klassenherrschaft erhalten mit dem Ende der kapitalis-

tischen Stabilisierung den Charakter äußerster Labilität. Kleine politische Anlässe und Zuspitzungen 
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des revolutionären Klassenkampfes können unter Umständen die größten Erschütterungen der kapi-

talistischen Diktatur mit sich bringen. 

Mit einer Reihe objektiver Schwierigkeiten wachsen beim Ende der kapitalistischen Stabilisierung 

die Chancen des revolutionären Aufschwunges, der Entfaltung der Klassenkräfte des Proletariats. Das 

XII. Plenum hat besonders festgestellt, daß die Wirtschaftskämpfe einen verschärften Charakter an-

nehmen immer häufiger werden, mit besonderer Heftigkeit auftreten, daß sie schneller herüberwach-

sen in politische Kämpfe, daß sich ein schnelleres Umschlagen aller Formen des Klassenkampfes in 

eine nächst höhere Form vollzieht und daß wir heute häufiger als in vergangenen Jahren Massen-

streiks, manchmal ganzer Industriegruppen (Polen, Belgien, Tschechoslowakei) teilweise sogar Ge-

neralstreiks zu verzeichnen haben. 

Damit wächst die Rolle des subjektiven Faktors, die revolutionäre Führerrolle unserer Partei. Wir 

werden vor die Aufgabe gestellt, den in der jetzigen Entwicklungsphase schnell, überraschend und 

explosiv auftretenden Angriffen der Bourgeoisie ebenso schnell und entschlossen unseren revolutio-

nären Kampf entgegenzusetzen. Die Entwicklung stellt an unsere Partei erhöhte, verantwortungsvol-

lere und kompliziertere Aufgaben. 

Die Sozialdemokratie, die noch 1918/20 der Arbeiterklasse die „Demokratie“ und die „Weimarer 

Verfassung“ als die höchsten Ideale versetzte, Ist heute gezwungen, vom „,Generalstreik“, von „So-

zialismus“, ja sogar von der „Diktatur des Proletariats“ (Léon Blum in Frankreich) zu sprechen; und 

nach Wels sind wir bereits in die „Zeit des sozialistischen Umbaues eingetreten.“ Diese „linken“ 

demagogischen Manöver sind der Gegenstoß gegen den Umschwung, welcher bereits im Bewußtsein 

der bisher sozialdemokratisch orientierten Massen eingetreten ist, sie zeigen, welche Tiefe der revo-

lutionäre Aufschwung in der jetzigen Phase bereits erreicht hat und welche Manöver die SPD-Spitzen 

zu machen gezwungen sind. Bei den Massen hat sich ein höheres Klassenbewußtsein entwickelt. Der 

Zerfall der kapitalistischen Wirtschaft und die absolute Verelendung des Proletariats stärken den 

Massenwillen zum Kampf für sozialistische Endziele, für den revolutionären Ausweg. 

Das XII. Plenum hat für Deutschland mit aller Eindeutigkeit eine Perspektive des schärfsten Aufeinan-

derpralls der Klassengegensätze entwickelt. Der im Tempo in Deutschland besonders wachsende re-

volutionäre Aufschwung und die beschleunigt heranreifenden Voraussetzungen einer revolutionären 

Krise berechtigen uns, im Zusammenhang mit der nahenden Wirtschaftskatastrophe diese revolutio-

näre Perspektive mit vollem Optimismus zu bejahen. Wir dürfen jedoch bei der Aufrollung unserer 

Perspektive keinerlei fatalistische Stimmungen dulden, als voll-[377]ziehe sich der revolutionäre 

Aufschwung automalisch. Eindringlich betonte Gen. Kuusinen in seinem Referat auf dem XII. Ple-

num: Die Perspektive der Entfaltung revolutionärer Massenkämpfe kann niemals ein Selbstlauf sein. 

Unsere Aufgabe ist es, verschärft den Kampf gegen die Verelendung der Massen zu führen, die be-

ginnende Massenzersetzung im Lager des Faschismus, die Rebellion im Lager der Sozialdemokratie 

zu fördern und zu entwickeln, die Massen und die gesamte Partei einzustellen, auf die täglich schnell, 

überraschend und explosiv eintretenden faschistischen Maßnahmen der Bourgeoisie mit dem Mittel 

kühner revolutionärer Massenpolitik zu antworten. 

Es kommt alles darauf an, daß es uns gelingt, den subjektiven Faktor, den Faktor des revolutionären 

Angriffs zu verstärken. Auch im Jahre 1923 erlebte der deutsche Kapitalismus eine starke Krise. Aber 

das Versagen des subjektiven Faktors, die falsche Politik der Führung der KPD durch die Brandler-

Zentrale, eine verhängnisvolle Bündnispolitik mit der Sozialdemokratie, führten zur Niederlage des 

Proletariats und gaben dem deutschen Kapitalismus die Möglichkeit einer „Stabilisierung“. Es kommt 

also in dieser Periode der äußersten Lab i l i t ä t  aller Faktoren der kapitalistischen Herrschaft im ent-

scheidendsten Maße auf den subjektiven Faktor, auf die Entfaltung der revolutionären Klassenkraft 

des Proletariats an. 

III. 

Zur Lage in Deutschland – Feststellungen des XII. Plenums 

Die kapitalistische Krise hat die Oekonomik des hochindustriellen Deutschland am stärksten zerrüt-

tet. In Deutschland konzentrieren sich die wichtigsten kapitalistischen Widersprüche, sowohl 
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ökonomische wie politische, nationale wie internationale Widersprüche. Deutschland ist der wich-

tigste Knotenpunkt, das entscheidende Kettenglied im Versailler System. Genosse Manu i l sk i  sagte 

auf dem XII. Plenum von diesem Land, es sei die klaffende Wunde ganz Europas, die deutsche Frage 

sei nach der UdSSR das Problem, das die kapitalistische Welt am meisten beunruhige. Der unruhigste 

Faktor ist der in Deutschland stark anwachsende revolutionäre Aufschwung. In Deutschland zeigt 

sich die ganze Labilität der bürgerlichen Klassenherrschaft, und auf Grund großer Schwierigkeiten 

eine eigenartige Zickzacklinie der faschistischen Politik. Deutschland bietet das klassische Beispiel 

des Hinüberwachsens der bürgerlichen Demokratie in den Faschismus. Der revolutionäre Auf-

schwung und die Entwicklung des Faschismus sind die wichtigsten Momente für die Entwicklung 

der Krise der bürgerlichen „Demokratie“. 

Deutschland besitzt durch seine wirtschaftliche Stellung, durch das Versailler System, durch seine 

geographische Lage usw. in der antisowjetischen imperialistischen Politik eine entscheidende inter-

nationale Schlüsselstellung. In Deutschland sind die beiden Flügel des Faschismus, der Sozial- und 

Nationalfaschismus, relativ stärker als in den anderen kapitalistischen Ländern, Deutschland wird in 

der politischen Reso-[378]lution des XII. Plenums als „eines der wichtigsten Zentren, der schärfsten 

und gespanntesten internationalen imperialistischen Konflikte“ bezeichnet. Mit allen diesen Feststel-

lungen wächst die gewaltige entscheidende Aufgabe, die die Kommunistische Partei Deutschlands 

für die Weltrevolution zu erfüllen hat. 

Die jetzige Papen-Regierung wurde vom XII. Plenum als „eine der Formen der faschistischen Dikta-

tur“ bezeichnet. Das XII. Plenum hat jene Konzeption zurückgewiesen, wonach man von der faschis-

tischen Diktatur in Italien als von der „klassischen“ faschistischen sprechen könne. Es gibt keine 

klassische faschistische Diktatur. Denn wann soll man die kapitalistische Diktatur klassisch nennen? 

Wann war die faschistische Diktatur Mussolinis klassisch? Es wurden nicht sofort alle Gewerkschaf-

ten verboten und die KP Italiens befand sich zuerst in der Halblegalität. Trotzdem bestand in dieser 

Zeit in Italien bereits faschistische Diktatur. Ein Festlegen auf die Konzeption, als sei nur der italie-

nische Faschismus „klassisch“, würde den Betrug der Sozialdemokratie, die Verschleierung, als sei 

in Deutschland noch keine Regierung der faschistischen Diktatur vorhanden, erleichtern. 

Aber bei der Frage der weiteren Entwicklung des deutschen Faschismus ist ein Vergleich mit Italien 

von größter Bedeutung. Die Errichtung der mussolinischen Diktatur fällt in die „zweite Periode“, in 

die Periode der Wiederherstellung der im Kriege verwüsteten kapitalistischen Produktion und der 

Stabilisierung der kapitalistischen Valuta. Die Diktatur des italienischen Faschismus entwickelte sich 

auf der Basis der Hebung der kapitalistischen Produktion bis zur Grenze der Vorkriegszeit. Die Ent-

faltung der Herrschaft des italienischen Faschismus fällt also in die Zeit der relativen Stabilisierung. 

Hinzu kommt, daß der Marsch auf Rom nach der Niederlage des Proletariats erfolgte, und nachdem 

die Arbeiterklasse in entscheidenden Kämpfen niedergeschlagen worden war. Unter diesen objektiv 

günstigen Bedingungen erfolgte die Machtübernahme Mussolinis. In Deutschland sind diese objektiv 

günstigen Voraussetzungen für den Faschismus nicht vorhanden. Denn die kapitalistische Produktion 

befindet sich in jähem Zerfall, in stürmischer Zerrüttung; die kapitalistische Stabilisierung hat ihr 

Ende erreicht; vor allem erlebt aber das deutsche Proletariat heute keinen Niedergang der revolutio-

nären Bewegung, sondern es vollzieht sich ein beschleunigter revolutionärer Aufschwung; die Kom-

munistische Partei ist in starkem Wachstum begriffen. Ohne Zweifel daher, daß bei einer richtigen 

Politik unserer Partei unter diesen günstigen Bedingungen der deutsche Faschismus bei weitem nicht 

die Chancen für seine Entwicklung hat, wie sie der italienische Faschismus hatte. Das XII. Plenum 

sagt über Deutschland eindeutig in seiner Resolution: 

„Die weitere Entwicklung oder der Zerfall dieser Diktatur hängt vom revolutionären Kampf der Arbeiterklasse 

gegen dem Faschismus In allen seinen Formen ab.“ 

In Deutschland bildet der wachsende Gegensatz zwischen den Interessen der Großbourgeoisie und 

des Kleinbürgertums, bilden die starken [379] Konkurrenzkämpfe im Lager der Bourgeoisie den 

Hauptgrund für den Sturz Brünings und die Konstituierung der Papen-Regierung. Auch in Deutsch-

land konstatieren wir „e ine  Schm äl e r ung  de r  Bas i s  de r  bü r ge r l i chen  He r r s cha f t  sowi e  
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da s  Zu t age t r e t e n  von  R i s sen  und  Zerse t z u ngs e r s che i nu ngen  i n  i h r  . . . I n  de r  Rege l  

f ä l l t  e s  de r  Bour geo i s i e  i mm er  s chwer e r, d i e  i n  i h r en  Re i hen  en t s t ehenden  Kon-

f l i k t e  be i zu l ege n.“ (Politische Resolution des XII. Plenums.) 

Die gesamte Politik der Papen-Regierung widerspiegelt diese vom XII. Plenum charakterisierten Zer-

setzungserscheinungen im Lager der Bourgeoisie. Der Agrarflügel steht in scharfer Frontstellung ge-

gen die Großindustrie und umgekehrt. Die Junker verhindern praktisch den mit der Papen-Notver-

ordnung und seinem Lohnabbau bezweckten Industrieexport; ihre Kontingentierungs-, Zoll- und Au-

tarkiebestrebungen durchkreuzen die deutsche Fertigwarenausfuhr. Die Junker fürchten bei einer 

Ausfuhrsteigerung industrieller Erzeugnisse eine Schädigung ihrer eigenen Interessen. Die Großin-

dustrie verbittet es sich auch in schärfster Weise, daß die Reichswehrclique immer mehr in offensiver 

Form in Wirtschaftsfragen hineinredet und „Umgestaltungs“-Pläne (Tat-Kreis) vorschlägt. 

Das Schwergewicht der Deutschnationalen im Rahmen der Papenschen Regierungspolitik wird ver-

stärkt. Die Deutschnationalen durchkreuzten aus taktischen Gründen gemeinsam mit Papen das Spiel 

der Nazis, in die Regierung zu kommen. Der Deutschnationale Oberfohren hat bei der letzten Reichs-

tagssitzung sowohl das Vorhaben der Papen-Regierung als auch das der Nazis verdorben, als er kei-

nen Widerspruch gegen den kommunistischen Antrag auf Reichstagsauflösung erhob. 

Die wechselseitige Ausnützung des Sozialfaschismus und des Faschismus bei einer in der Gesamtli-

nie durchgeführten Verstärkung des Schwergewichte der Faschisten im Verwaltungs- und Terrorap-

parat der Staatsmaschinerie, kennzeichnet die äußersten Bemühungen der Bourgeoisie mit Hilfe der 

Papen-Regierung ihre Diktatur stärker zu fundieren. Die Konflikte in den Spitzen der Bourgeoisie für 

uns auszunutzen, ist von größter Wichtigkeit, die schon Genosse Lenin in seinen „Kinderkrankheiten“ 

betont, indem er sagte: 

„Aber vom Standpunkt dieser praktischen Aktionen der Massen sind diese Differenzen äußerst, äußerst wich-

tig. Sie in Rechnung zu stellen und den Moment des völligen Ausreifens den unter diesen ‚Freunden‘ unver-

meidlichen Konflikte zu bestimmen, die alle diese ‚Freunde‘ zusammengenommen schwächen und entkräften, 

– darin besteht die ganze Aufgabe des Kommunisten.“ 

Wir müssen sehen, daß jede Absorbierung der konterrevolutionären Kraft der Bourgeoisie durch 

Kämpfe in ihrem eigenen Lager der Entfaltung der proletarischen Klassenkraft nur dienlich sein kann 

und daß eine Verschärfung unseres revolutionären Kampfes auch die inneren Gegensätze im Lager 

der Bourgeoisie verschärft. 

[380] Wir dürfen die Papen-Regierung nicht unterschätzen, wie das z. B. manche Parteizeitungen 

unmittelbar nach der Reichstagsauflösung getan haben, als sie auf Grund eines rein parlamentarischen 

Abstimmungsergebnisses schon das Auseinanderfallen der jetzigen faschistischen Regierungsdikta-

tur feststellten. Gerade die letzten Wochen haben uns gezeigt, daß hinter der jetzigen Regierung noch 

entscheidende Teile des Finanzkapitals und vor allem die Großagrarier stehen. Wiederum darf natür-

lich die besonders unter den Folgen des revolutionären Aufschwungs zu konstatierende Schwächung 

des Papen-Kabinette nicht unterschätzt werden. 

Die Reichstagsauflösung und die Neuwahl haben den Zweck: 

1. vom außerparlamentarischen Kampf gegen die Notverordnung und den Lohnraub abzulenken und die Ver-

botspläne gegen die KPD verschärft fortzuführen, 

3. dem Ausland und auch dem Inland gegenüber eine „demokratische“ Geste zu machen und eine gewisse 

„Stärke“ der Reichsregierung vorzutäuschen, 

3. einen grundsätzlichen Gegensatz zwischen Papen und Hitler vorzutäuschen, 

4. der Sozialdemokratie die Tolerierung dieser Regierung zu erleichtern und ihr die Möglichkeit einer „loya-

len“ Scheinopposition zu geben, 

5. schließlich soll mit der Wahl eine Stärkung der Positionen der Deutschnationalen und eine Schwächung der 

Nazis erreicht sowie im Prozeß der stärkeren „Erziehung“ der Nazis die Hitler-Partei zu einem noch willigeren 

Werkzeug des Finanzkapitals gemacht werden. 
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Das Papen-Programm ist der Ausdruck sowohl der „außerordentlichen Verschärfung der Klassenan-

tagonismen“ in Deutschland (Plenumsresolution), als auch der Ausdruck weitgehender Interessen-

konflikte im Lager der Bourgeoisie. 

Die Papensche Notverordnung vom September d. J. beruht auf einer Spekulation, die einen konjunk-

turellen Aufschwung erwartet, wie er auf Grund einer betrügerischen Wahlpropaganda Hoovers 

(USA) und auf Grund von Zwecklügen und gefälschten Unterlagen aus Amerika avisiert worden war. 

Die auf Grund des Lohnabbaues geplante Verschärfung der deutschen Konkurrenz auf dem Welt-

markt wird jedoch von der agrarpolitischen deutschen Außenlinie (Zollkrieg mit Holland, Italien, 

Dänemark usw.) durchkreuzt. 

Es ist vom proletarischen Klassenstandpunkt aus von ungeheurer Bedeutung, daß es der Papen-Re-

gierung bisher hauptsächlich infolge der starken Entfaltung der revolutionären Klassenkraft des Pro-

letariats nicht gelang, ihr Notverordnungsprogramm durchzuführen. Die Streikwelle (weit mehr als 

280 Streiks in der Zeit von Mitte September bis zur ersten Oktoberwoche) zeigt die wachsende Klas-

senkraft des Proletariats, die der Durchführung der Pläne der Bourgeoisie, einen Ausweg aus der 

Krise zu finden, wachsende Schwierigkeiten bereitet. Die mit der Notverordnung versuchte Spaltung 

der Betriebsarbeiter und Erwerbslosen muß ebenfalls in der Generallinie als mißlungen angesehen 

werden. 

[381] Mit Recht stellte das XII. Plenum fest, daß die nationalistische und chauvinistische Welle in 

Deutschland auf Grund der erniedrigenden und räuberischen Bedingungen des Versailler „Friedens“, 

durch den Zerfall der kapitalistischen Wirtschaft, durch den Ruin besonders der Mittelschichten be-

günstigt wird. Die immer häufiger werdenden Fehlschläge bei der Zielsetzung, im imperialistischen 

Sinne die Versailler Fesseln zu lockern, zwangen die Bourgeoisie mit größerer Heftigkeit, ihre Ver-

suche auf diesem Gebiet zu wiederholen. 

Das deutsche Rüstungsprogramm, das eine Vermehrung des stehenden Heeres, die Schaffung von 

Tankparks, Militärfliegerstaffeln, die Wiederherstellung der deutschen Artillerie, den Bau von Kreu-

zern, von Panzerkreuzern und U-Booten, den Bau von 35 Kriegsmaterialfabriken und die Schaffung 

einer faschistischen Miliz gegen den „inneren Feind“ forderte, ist der Ausdruck jenes zügellosen Na-

tionalismus und Chauvinismus in Deutschland, an dessen Spitze sich durch diesen Vorstoß das Pa-

pen-Kabinett stellte, um seine Diktatur zu festigen. Mit jedem Grade der wachsenden konterrevolu-

tionären und faschistischen Maßnahmen der Bourgeoisie wächst auch die Gefahr neuer verbrecheri-

scher, kriegerischer Abenteuer. 

Aber nach der Zollunionsniederlage, nach der Schlappe von Lausanne ist dieser fehlgeschlagene Rüs-

tungsvorstoß wohl die größte Niederlage, die Deutschland seit 1923 in seiner Außenpolitik zu ver-

zeichnen hatte. Der Antagonismus zwischen Deutschland und Frankreich ist gewachsen. Die Speku-

lation auf die englische Hilfe ist durch die Furcht Englands vor dem Druck Frankreichs, durch die 

Furcht vor einer französisch-amerikanischen Front gegen Groß-Britannien, fehlgeschlagen. Niemals 

trat seit Jahren die außenpolitische Isolierung Deutschlands derart kraß in Erscheinung, wie gerade 

heute. 

Immer stärker wird der Krisenknoten geschürzt, immer plötzlicher werden die politischen Explosio-

nen und werden die jähen Wendungen, die die Regierung vornimmt, um der Lage Herr zu werden. 

Der 20. Juli war nur der Ausdruck dieser plötzlich sich verschärfenden Situation. 

Diese Lage verlangt von uns die stärkste Propagierung des revolutionären Auswegs, im Gegensatz 

zur Katastrophenpolitik und zur wachsenden Verknotung der Versailler Knechtschaft. (Propagierung 

unseres sozialen und nationalen Freiheitsprogramms!) Die Situation verlangt von uns, „bereit zu sein, 

um bei einem raschen Eintritt revolutionärer Ereignisse die Formen und Methoden des Kampfes zu 

wechseln.“ (Resolution des XII. Plenums.) Der 20. Juli ist eine ernste Mahnung und ein Warnungs-

signal für die deutsche Partei, ihre Kader bereit zu machen für diese plötzlichen Explosionen und jäh 

auftretenden Ereignisse. Es gilt, unsere Hauptlosung: „Arbeiter- und Bauern-Republik“ unter den 

breiten Massen zu popularisieren und über den Weg von Teilkämpfen, Massenstreiks und aller 
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Kampfformen die we i t e r e  Entfaltung der faschistischen Diktatur in Deutschland zu ve r h i nde r n  

und alle Kräfte zur Ze r sch l agung  derselben zu mobilisieren. [382] 

IV. 

Rolle der SPD – Einschätzung des Faschismus 

Mit der Aera der Papen-Diktatur hat der Prozeß der stärkeren Heranziehung der faschistischen Mas-

senbewegung, der verschärften Anwendung des faschistischen Terrors gegen das revolutionäre Pro-

letariat, eingesetzt. Besonders mit dem Staatsstreich vom 20. Juli beginnt die Herausdrängung sozi-

aldemokratischer Elemente aus dem Staatsapparat und die stärkere Einstellung faschistischer Kräfte. 

Aber zur gleichen Zeit sehen wir das Verbleiben der deutschen Cavaignacs, der Zörgiebel, Noske 

usw. im faschistischen Staatsapparat. Das XII. Plenum hat mit größter Eindeutigkeit festgestellt, daß 

die Sozialdemokratie keineswegs aufgehört hat, die soziale Hauptstütze der Bourgeoisie zu sein. 

Lenin sagte bereits in einem Brief, den er Im Jahre 1921 an die deutschen Kommunisten schrieb: 

„Ohne Stütze innerhalb des Proletariats (durch die bürgerlichen Agenten der 2. und 2½ Internationale) ist die 

Bourgeoisie nicht imstande, die Macht in Westeuropa und Amerika zu behalten.“ 

Gerade am 20. Juli hat die Sozialdemokratie diese ihre besondere Funktion ausgeübt. Die jüngste 

September-Notverordnung hat ebenfalls in ihren wichtigen Grundzügen in der Sozialdemokratie ei-

nen ebenso warmen Befürworter gefunden. Bei der Feststellung, daß der Sozialfaschismus und der 

Nationalfaschismus zwei Flügel des Faschismus darstellen, weist jedoch das XII. Plenum ausdrück-

lich darauf hin, daß die Unterschiede zwischen beiden klar herausgeschält werden müssen und keine 

mechanische Gleichstellung zwischen beiden vorgenommen werden darf, weil das die Durchführung 

einer richtigen Massenpolitik und die Herausarbeitung unserer richtigen Losungen verhindert. Die 

Hauptfunktion der Sozialdemokratie besteht darin: 

1. einen „gesetzmäßigen“, einen „gemäßigten“, den „parlamentarischen“ Weg der Durchführung der Klassen-

politik des Finanzkapitals vorzuschlagen, 

2. vor allem aber darin, die Kräfte des Proletariats, der einzig konsequent revolutionären Klasse, im Kampf 

gegen den Faschismus zu hemmen und zu hindern. 

Der Nationalsozialismus beschreitet den offeneren gewaltsamen Weg der Festigung und des Aus-

baues der faschistischen Klassendiktatur. Der „Kampf“ zwischen Sozialdemokratie und NSDAP ist 

kein Klassenkampf, sondern ein Kampf zweier Konkurrenten, zweier ‚ kapitalistischer „System“par-

teien, die den kapitalistischen Staat und die kapitalistische Wirtschaft bejahen. Die Rolle der Sozial-

demokratie seit 1914 besteht immer darin, bei höchster Bedrohung der Existenz des kapitalistischen 

Staats- und Herrschaftssystems helfend in die Bresche zu springen. 

Die im Interview zwischen Straßer und Knickerbocker von Straßer zugestandene völlige Aenderung 

des Nazi-Programms in der Linie einer konsequent kapitalistischen Politik bedeutet einen Einigungs-

versuch zwischen Hitler und der jetzigen Regierung, um gemeinsame Richtlinien für eine Verschär-

fung kapitalistischer Wirtschaftspolitik zu schaffen. 

[383] Die SPD hat ihrerseits das Papensche Wirtschaftsprogramm nicht grundsätzlich abgelehnt, und 

sich auf den Boden der faschistischen Diktatur dieser Regierung gestellt. Die ADGB-Zeitungen sa-

gen, daß sie sich „lediglich gegen den Notverordnungslohnabbau“ wenden – sonst aber betonen sie 

ihr Einverständnis mit dem Papen-Programm. 

Gerade die jüngsten Ereignisse haben die Richtigkeit der Ausführungen des Genossen Stalin bewie-

sen, der sagte: 

„Der Faschismus ist das Ueberfallkommando der Bourgeoisie, das sich auf die aktive Unterstützung der Sozi-

aldemokratie stützt. Die Sozialdemokratie stellt objektiv den gemäßigten Flügel des Faschismus dar ...“ 

Bei der Charakterisierung der Rolle der SPD, bei der Feststellung ihres wachsenden Faschisierungs-

prozesses, müssen wir jedoch klar den Gegensatz zwischen der Masse und den Führern der SPD 

herauszuschälen. Jede Unterlassung auf diesem Gebiete würde uns in unserer Massenpolitik unge-

heuerlich schaden. 
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Das Ende der kapitalistischen Stabilisierung, die neuen schweren Erschütterungen der kapitalisti-

schen Wirtschaft, vermehren natürlich in Form und Umfang die „linken“ Manöver der SPD, wäh-

renddem die SPD sich mehr und mehr faschisiert, als bürgerliche Arbeiterpartei, die auf Gedeih und 

Verderb mit dem kapitalistischen Staat verbunden ist. Soziale Not, Verelendung der Massen, das 

Sinken auch des Lebensstandards eines großen Teiles der Arbeiteraristokratie, die wachsenden For-

derungen der sozialdemokratischen Mitglieder nach Schluß mit den Kompromissen, zwingen die So-

zialdemokratie zu diesen „linken“ Manövern. SPD-Führer setzen sich sogar an die Spitze von Streik-

kämpfen, sprechen in Worten gegen den Lohnabbau, um jeden Kampf abzuwürgen. Ihre Losung vom 

„Umbau der Wirtschaft“, vom „sozialistischen Aufbau“, von der „Sozialistischen Aktion“, der sozi-

aldemokratische „Generalstreik“losung und andere „radikale“ Manöver werden in der nächsten Zu-

kunft verstärkt angewandt werden und weitere neue Blüten treiben. Wir dürfen die wachsende De-

magogie der Sozialdemokratie auf keinen Fall unterschätzen: 

1. die „linken“ Manöver bezwecken eine Abwürgung von Kämpfen und die Irreführung der Massen, 

2. die „linken“ Manöver bedeuten mit ihren „Nationalisierungs“- und „Sozialisierungs“vorschlägen 

nichts anderes, als eine konkrete operative praktische Hilfeleistung für den Kapitalismus. Sie bedeu-

ten Subventionierungs- und Sanierungsvorschläge auf Rosten der werktätigen Massen. 

3. Der abstrakte „Sozialismus“ der SPD soll den wirklichen Sozialismus genau so diskreditieren, wie 

die Sozialdemokratie den Marxismus unter breiten Schichten des werktätigen Bauern- und des Klein-

bürgertums diskreditiert hat. Die sozialdemokratische Losung des „Sozialismus“ ist fernerhin nichts 

anderes, als ein Kampf gegen den wirklichen Sozialismus, der in der UdSSR aufgebaut wird. 

4. Die „linken“ Manöver zeigen uns, daß wir viel stärker propagandistisch unsere Endziellosung unter 

dem Proletariat stellen müssen. 

[384] Es muß uns gelingen, die wachsende Radikalisierung der bisherigen Anhängermassen der So-

zialdemokratie, ihre Forderung nach Generalstreik und nach Endkampf in die Bahn des revolutionä-

ren Klassenkampfes zu lenken und gleichzeitig diese Massen für die Durchführung von Teilkämpfen 

und Erwerbslosenaktionen zu gewinnen. 

Die These, wonach die „linken“ Manöver objektiv ein Hebel zur Radikalisierung der Massen, ein 

Hebel zu Massenaktionen seien, ist auf das schärfste zurückzuweisen. Die „linken“ Manöver sind 

nicht ein Hebel, sondern ein Kampf gegen die Radikalisierung der Massen und gegen Massenaktio-

nen; sie sind ein Gegenstoß, um große Kämpfe des Proletariats zu unterdrücken und zu hemmen. 

Auf Grund dieser Feststellungen über die Rolle der Sozialdemokratie und die Bedeutung ihrer „lin-

ken“ Manöver ist die Aufgabenstellung des XII. Plenums von größter Wichtigkeit. Es wird in der 

politischen Resolution gesagt: 

„Nur wenn der Hauptschlag gegen die Sozialdemokratie – diese soziale Hauptstütze der Bourgeoisie – gerich-

tet wird, kann man den Hauptklassenfeind des Proletariats – die Bourgeoisie, mit Erfolg schlagen und zer-

schlagen.“ 

Unsere Taktik muß natürlich so angelegt sein, daß wir mit jedem Stoß gegen die sozialdemokrati-

schen Führer die sozialdemokratischen Arbeiter gewinnen. Durch den 20. Juli und durch ihren Streik-

bruch anläßlich des Kampfes gegen die September-Notverordnung ist die Sozialdemokratie heute 

viel verwundbarer, als das früher der Fall gewesen ist Wir können diesen prinzipiellen Kampf gegen 

die Sozialdemokratie nur führen, wenn wir das schärfste Feuer gegen die rechtsopportunistische 

Hauptgefahr und gegen alle linkssektiererischen Schwankungen sowie gegen das Auftauchen solcher 

Tendenzen in unseren Reihen richten. Jede Auffassung, die darauf hinausgeht, die Rolle der Sozial-

demokratie als soziale Hauptstütze der Bourgeoisie abzuschwächen, muß in unseren Reihen auf das 

schärfste zurückgewiesen werden. 

Die Trotzkisten und Brandleristen, die den Sozialfaschismus leugnen, die in dem Konkurrenzkampf 

der NSDAP und SPD einen Klassenkampf sehen, und die in Konsequenz dieser Analyse die Sozial-

demokratie als antifaschistische Partei betrachten, schlagen dementsprechend ein Bündnis zwischen 
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KPD und SPD vor. Insbesondere Mister Trotzki erhebt in seinen neuesten publizistischen Elaboraten 

diese Forderung eines Blocks zwischen KPD und SPD. Trotzki beweist, daß der Trotzkismus keine 

Fraktion des Bolschewismus, sondern eine Vorhut der Konterrevolution darstellt. Unsere Partei ist 

verpflichtet, ihren Kampf gegen die konterrevolutionäre trotzkistische Agitation zu verstärken. 

Der deutsche Wirtschaftszerfall und die Versailler Verpflichtungen haben die faschistische Forderung 

nach Autarkie und haben auch die Kriegsstimmungen in Deutschland gestärkt. Sie wurden von der 

Bourgeoisie dazu benutzt, die Schuld an der Durchführung der Kapitalsoffensive gegen die Interessen 

der werktätigen Massen auf Versailles abzuwälzen und die Massen vom Kampf gegen den Feind im 

eigenen Lande, [385] gegen die eigene Bourgeoisie, abzulenken. Der Faschismus, der sowohl ein 

Versuch der Konsolidierung des Kapitals als auch ein Ausdruck der Zersetzungs- und Verfallser-

scheinungen des Kapitalismus ist, ist zugleich ein Symptom der Furcht und Angst gewisser Schichten 

des Kleinbürgertums, vor allem aber des Großkapitals, vor der proletarischen Revolution. 

Die Enthüllungen über die Besprechung zwischen Mayr und Röhm, die Auflösung einer ganzen An-

zahl von SA-Stürmen, die wachsenden Meutereien der SA gegen die Führung, die Tatsache der Grün-

dung einer neuen Nazi-Splitterpartei (Kluthe) – alle diese Tatsachen deuten auf eine Verschärfung 

der inneren Gegensätze, auf eine wachsende Zersetzung der NSDAP hin. Die beginnende Massenzer-

setzung stellt uns dabei selbstverständlich vor die große Aufgabe, diesen Prozeß zu fördern und ins-

besondere die proletarischen Kader des Nationalsozialismus in das Lager des revolutionären Proleta-

riats herüberzuziehen, bei gleichzeitiger Verstärkung des wehrhaften Massenkampfes gegen den fa-

schistischen Terror. 

Die weitere Schwächung des Faschismus in Deutschland hängt in der Hauptsache von uns ab, vom 

subjektiven Faktor. Auch wenn die Entwicklung der ökonomischen Krise und die Entwicklung der 

Reparationsfrage für die Entwicklung des Faschismus von Bedeutung sind, so wird doch die Verhin-

derung der weiteren Entfaltung des Faschismus und die Zurückschlagung desselben von unserer re-

volutionären Aktivität, von der weiteren Entfaltung und vom Ausbau der Antifaschistischen Aktion 

abhängen. 

V. 

Einige Schwächen, Mängel und Fehler in unserer Parteiarbeit und  

opportunistische Abweichungen von der Generallinie unserer Partei 

Der 20. Juli hat die entscheidendsten Schwächen  und Mänge l  unserer Partei bloßgelegt: Nur 

durch eine ungenügende Einstellung der Partei auf Teilkämpfe, durch eine ungenügende Erziehung 

der Massen für Teilaktionen, durch das Fehlen einer kühnen Selbstinitiative von unten konnte es am 

20. Juli dazu kommen, daß größere Streiks und Massenkämpfe ausblieben. Das XII. Plenum, das die 

Richtigkeit der Generalstreiklosung des ZK für den 20. Juli unterstrich, hat mit größter Eindringlich-

keit der deutschen Partei die Aufgabe gestellt, zu einer wirklichen Kampfpartei zu werden und sich 

nicht durch die fortgesetzten, von der Bourgeoisie bewußt eingeschalteten Wahlen auf das Gebiet 

einer bloßen Agitation und Propaganda abschieben und vom außerparlamentarischen Kampfe ablen-

ken zu lassen. Gerade darum muß die Aktivität unserer Partei bei der Durchführung des Wahlkampfes 

durch die Entfaltung außerparlamentarischer Massenkampfaktionen gesteigert werden. 

Wir antworten im Tageskampf noch völlig ungenügend auf die täglichen Angriffe der Bourgeoisie. 

Nur wenn wir innerhalb der Betriebe und der Gewerkschaften, unter den Erwerbslosen, und auf der 

Straße t ä g l i ch  gegen die Lohnreduzierung, gegen den Unterstützungsabbau, gegen die Sonderge-

richte, gegen die Tarifverschlechterungen usw. kämpfen, wird es uns gelingen, die weitere Entfaltung 

der faschistischen Diktatur [386] zu verhindern. Es muß uns in der Praxis gelingen, jene am 20. Juli 

in breiten Teilen der Massen zutage getretene Illusion, als würden Sozialdemokratie und ADGB zum 

Massenkampf gegen die faschistische Diktatur aufrufen, durch unsere tägliche Massenarbeit zer-

schlagen und liquidieren. 

Zur gleichen Zeit muß der schärfste Kampf geführt werden gegen eine ganze Reihe bis in der Peri-

pherie der Partei vorhandenen fatalistischen Stimmungen bei der Einschätzung des Faschismus und 
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der Sozialdemokratie. Solche Stimmungen sind z. B.: daß der Faschismus erst im Gefolge eines im-

perialistischen Krieges oder eines Antisowjetkrieges niedergeschlagen werden kann, daß der Faschis-

mus ein „unvermeidliches“ Stadium der kapitalistischen Entwicklung sei, daß man den Faschismus 

sich „abwirtschaften“ lassen müsse, daß die Massen der vom Faschismus beeinflußten Werktätigen 

„unbelehrbar“ seien, andererseits wieder „von selbst“ zu uns kommen würden, daß sich eine inner-

gewerkschaftliche Arbeit „nicht lohne“, weil die Gewerkschaftskollegen „zu verbohrt“ seien oder 

aber, daß sie erst „durch den eigenen Hunger“ in die revolutionäre Front getrieben werden würden. 

Die s che in r evo l u t ionä r e  Leugnung der Notwendigkeit von Teilkämpfen mit dem abstrakten 

Hinweis und dem passiven Warten auf den „M ac h t ka m p f“ ist ebenso wie der rechtsopportunisti-

sche Oekonomismus, der die Steigerung von wirtschaftlichen Einzel- und Teilkämpfen, zu wirt-

schaftlichen Massenaktionen oder zu politischen Kampfaktionen ablehnt, auf das schärfste zu be-

kämpfen. Im Kampfe gegen opportunistische Legalitätstendenzen, sowohl wie gegen „links“sektie-

rerische Einstellungen mancher Genossen muß die Kampfideologie der Partei geweckt und das theo-

retische Fundament unserer Genossen gefestigt werden. 

Ueber diese allgemeinen Schwächen und Mängel unserer Parteiarbeit und über eine Reihe von oppor-

tunistischen Abweichungen hinaus (Leuna usw.), gegen die das Zentralkomitee der KPD den schärfs-

ten Kampf führte, waren jedoch bei einer Gruppe von Genossen, an deren Spitze der Genosse Heinz 

Neumann stand, ernste politische Fehler vorhanden, die sogar zu einer verantwortungslosen Gruppen-

arbeit und zu dem Versuch führten, die Autorität der kollektiven Parteiführung herabzusetzen. 

Die wesentlichen, von der Generallinie der Partei abweichenden Auffassungen des Genossen 

Neumann und seiner Gruppe bestanden in einer falschen scheinrevolutionären Einschätzung der Per-

spektive, in einer falschen Beurteilung des Faschismus und der Sozialdemokratie, in einer ungenü-

genden Einsicht für die Durchführung der Einheitsfrontpolitik und in dem Bestreben, Etappen zu 

überspringen, die bolschewistische Selbstkritik durch kleinbürgerliche Schönfärberei zu ersetzen. 

Genosse Neumann verteidigte die Losung „Schlagt die Faschisten, wo ihr sie trefft!“ noch zu einem 

Zeitpunkt, als der Faschismus längst zu einer starken Massenbewegung geworden war. Er vertrat die 

These, daß 1930 mit dem Erlaß der Brüningschen Dezember-Notverordnung „der Faschismus da sei“, 

was in der Konsequenz auf eine Schwächung unseres Kampfes gegen den Nationalsozialismus und 

zur Verhinderung einer weiteren Kampfentfaltung des Proletariats gegen die Durchführung des [387] 

Faschismus geführt hätte. Genosse Neumann vertrat weiterhin den Standpunkt, daß sich im Sommer 

des vergangenen Jahres sowohl die NSDAP wie die SPD in einer Krise befänden, eine Theorie, die 

zur Förderung von Spontaneitätsspekulationen und fatalistischen Stimmungen geführt hätte. In Kon-

sequenz einer solchen falschen Einschätzung wandte er sich darum gegen die populäre Einheitsfront-

losung: „Wir reichen den sozialdemokratischen Arbeitern die Bruderhand!“; diese Losung bezeich-

nete er als ein „Nachlaufen“ hinter den SPD-Arbeitern. Gen. Neumann unternahm auch den Versuch, 

entgegen den Beschlüssen des XI. EKKI-Plenums die strategische Hauptlosung der Eroberung der 

Mehrheit der Arbeiterklasse durch die Losung der Volksrevolution zu ersetzen. 

Bereits auf dem Februarplenum mußte sich Genosse Thälmann schärfstens gegen die Tendenzen be-

sonders des Genossen Neumann auf eine Abschwächung der Selbstkritik und auf eine Leugnung der 

Notwendigkeit einer breiten theoretischen Offensive innerhalb der Partei wenden und warnend darauf 

hinweisen, daß Bestrebungen einzelner Genossen im Gange seien, in einer Zeit der höchsten Anforde-

rungen an die Kommunistische Partei die Autorität der Führung herabzusetzen und zu diskreditieren. 

Das Verwerflichste im Verhalten des Genossen Neumann liegt jedoch In seinen Maßnahmen, einen 

Gruppenkampf gegen die Parteiführung und gegen die Durchführung der Beschlüsse des XI. EKKI-

Plenums und die Beschlüsse des Februarplenums zu organisieren. Mit größter Genugtuung kann je-

doch das Zentralkomitee feststellen, daß es den Desorganisatoren der Gruppe Neumann nirgends ge-

lungen ist, die Einheit und Geschlossenheit der Partei zu untergraben. 

Das XII. EKKI-Plenum und insbesondere die Politkommission des EKKI haben die falschen politi-

schen Auffassungen des Genossen Neumann und die verwerflichen Bemühungen des Genossen 
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Neumann, die Führung des KJVD in Gegensatz zur Führung der Partei zu bringen, und haben vor 

allem die zersetzende, desorganisatorische Fraktionstätigkeit des Genossen Neumann auf das 

schärfste mißbilligt. 

In dieser zugespitzten Situation, in der auf der Parteiführung eine ungeheure historische Verantwor-

tung ruht, wird das Zentralkomitee alles tun, in breiter bolschewistischer Aufklärungsarbeit und in 

der Praxis der Parteiarbeit die richtige Linie der Beschlüsse des XII. EKKI-Plenums entgegen allen 

Versuchen parteischädigender und desorganisatorischer Elemente zur Durchführung zu bringen. 

VI. 

Probleme unserer Massenpolitik auf dem XII. Plenum und unsere nächsten Aufgaben 

Das XII. Plenum hat unter Beibehaltung der strategischen Hauptlosung der Gewinnung der Mehrheit 

der Arbeiterklasse den kommunistischen Parteien für die Durchführung ihrer Massenpolitik eine 

Reihe grundlegender und verantwortungsvoller Aufgaben gestellt. Schärfstens wurde, wie bereits auf 

dem Februarplenum des deutschen Zentralkomitees, auf die Notwendigkeit der sofortigen Beseiti-

gung der vorhandenen [388] Schere zwischen den gefaßten Beschlüssen und ihrer Durchführung hin-

gewiesen. 

Genosse Thälmann betonte in seinem Referat auf dem XII. Plenum über die Lehren der Wirtschafts-

kämpfe, daß die Hauptbedingung für die Auslösung und selbständige Leitung der Gewerkschafts-

kämpfe in der augenblicklichen Etappe darin besteht, in richtiger Weise die bolschewistische Ein-

heitsfrontpolitik von unten anzuwenden und eine radikale Wendung zur Massenarbeit zu vollziehen. 

Die glänzenden Beispiele, die uns in der Durchführung einer solchen Linie durch die Massenkämpfe 

unserer tschechischen und polnischen Bruderpartei gegeben wurden (vorbildliche Streiks in Brüx, 

Polnisch-Oberschlesien, Warschau usw.), müssen alle deutschen Parteiarbeiter und revolutionären 

Gewerkschafter zum ernsten Studium der Erfahrungen dieser Massenkämpfe anspornen. In unserer 

revolutionären Gewerkschaftspolitik kommt es auf folgendes an: 

1. An der innergewerkschaftlichen Front mit verzehnfachter Energie unsere Kräfte einzusetzen. 

2. Verstärkt den Kurs auf die wirkliche Auslösung selbständiger Kampfaktionen, auf die Entfaltung 

aller Kampfformen des Proletariats au nehmen. 

3. Die proletarische Demokratie zum Bestandteil unserer eigenen Massenpolitik und zur Forderung 

bei unserem Kampf in den reformistischen Verbänden zu machen. 

4. Unsere Erwerbslosenbewegung enger mit dem Kampf der Betriebsarbeiter zu verbinden und die 

Erwerbslosenkämpfe unmittelbar gegen den kapitalistischen Staat zu führen. 

5. Die RGO, insbesondere unsere roten Verbände, zu wirklichen Massenkampforganisationen umzu-

gestalten, die eine wirkliche Einheitsfrontpolitik durchführen und unter den Massen eine wirkliche 

Autorität erringen. 

Wir stellen in den reformistischen Verbänden eine beginnende Krise fest. Gerade die Tatsache, daß 

die reformistischen Verbände noch über Millionen Mitglieder verfügen und eine lange z. T. klassen-

kämpferische Tradition (Vorkriegszeit) haben, muß unserer innergewerkschaftlichen Arbeit einen 

besonderen Antrieb geben. Um jedes gewerkschaftliche Mitglied ist ebenso wie um jede wählbare 

Funktion innerhalb der Gewerkschaften ein zäher Kampf zu führen. Unsere roten Verbände müssen 

sich wirklich einstellen auf selbständig zu führende Wirtschaftskämpfe. Sie müssen ihre Abkapselung 

von den Massen der Betriebsarbeiter und Erwerbslosen überwinden und in ihren eigenen Reihen eine 

wirkliche innergewerkschaftliche Demokratie durchführen. – Worauf kommt es an? 

Mehr Selbstinitiative! 

Kein Kommandieren mehr! 

Mehr Kollektivität! 
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Mehr Kenntnis des Arbeiterlebens! 

Mehr Selbständigkeit den Einheitsfrontorganen! 

[389] Stärkere Heranziehung neuer revolutionärer Arbeiterkader, parteiloser und sozialdemokrati-

scher Arbeiter! 

Konkrete und verständliche Losungen! 

Wirkliche Verbindung mit den Massen! 

Das XII. Plenum hat der deutschen Partei folgende wichtige Aufgestellt: 

„Mobilisierung der Millionenmassen der Werktätigen für Verteidigung ihrer Lebensinteressen gegen die Aus-

plünderung durch das Monopolkapital, gegen den Faschismus, gegen die Notverordnungen, gegen den, Nati-

onalismus und Chauvinismus und Heranführung der Massen durch Auslösung wirtschaftlicher und politischer 

Streiks, durch den Kampf für den proletarischen Internationalismus, durch Demonstrationen, an den politi-

schen Generalstreik; Eroberung der ausschlaggebenden sozialdemokratischen Massen, energische Ausmer-

zung der Schwächen der Gewerkschaftsarbeit. Die Hauptlosung, die die KPD der Losung der faschistischen 

Diktatur (‚Drittes Reich‘), ebenso wie der Losung der Sozialdemokratischen Partei (‚Zweite Republik‘) ge-

genüberstellen muß, ist die Losung der ‚Arbeiter- und Bauernrepublik‘, d. h. die Losung des ‚Sozialistischen 

Sowjetdeutschlands‘, die auch die Möglichkeit eines freiwilligen Anschlusses des österreichischen Volkes und 

anderer deutscher Gebiete gewährleistet.“ 

Zur Erfüllung dieser Aufgaben muß die Schaffung der Einheitsfront von unten und die Mobilisierung 

der Arbeiter in den Betrieben und an den Stempelstellen für die einfachsten Tagesforderungen durch-

geführt werden. Die Betriebszellen müssen stärker mit politischem Leben erfüllt und zu führenden 

revolutionären Zentren in den Betrieben werden. 

Die Möglichkeit weiterer überraschender faschistischer Angriffe nach dem Muster des 20. Juli ist zu 

jeder Zeit gegeben. Die Zerschlagung der revolutionären Organisationen, eine der wichtigsten Auf-

gaben des Faschismus, steht drohender denn je vor der deutschen Arbeiterklasse und verpflichtet uns, 

den Kampf zu führen für die Legalität der Partei, der Revolutionären Gewerkschaftsopposition und 

der proletarischen Massenorganisationen bei gleichzeitiger Verstärkung und bei gleichzeitigem Aus-

bau und bei gleichzeitiger Verbindung aller unserer Arbeiten mit der illegalen Tätigkeit. Der Gewin-

nung der Frauen und insbesondere der breiten Massen der werktätigen Jugend, die Befreiung dieser 

Schichten vom Einfluß des Faschismus, der Kampf gegen die faschistische Arbeitsdienstpflicht, sind 

wichtige Faktoren unserer revolutionären Massenpolitik. 

Der KJVD muß seine Isolierung von den Massen der werktätigen Jugend überwinden, eine wirkliche 

Massenarbeit unter den Jugendlichen in den Betrieben, an den Stempelstellen, in den Berufsschulen 

und in den Arbeitsdienstpflichtlagern organisieren und eine breite ideologische Massenoffensive zur 

Gewinnung der vom Faschismus beeinflußten Jugendlichen eröffnen. Der KJVD muß ferner die 

durch die Duldung parteifeindlicher Stimmungen durch verschiedene Genossen der bisherigen Ju-

gendführung bei einigen Jugendfunktionären geschaffene Entfremdung zwischen Partei und Jugend-

verband überwinden und in engster Verbindung mit der Partei seine Aufgaben durchführen. 

[390] In unserer Frauenarbeit muß eine stärkere Wendung und Konzentration auf die Gewinnung der 

Arbeiterinnen durchgeführt und müssen Tendenzen einer einseitigen, nur die Hausfrauen erfassenden 

Wohngebietspolitik überwunden werden. 

Im Wettlauf zwischen den konterrevolutionären faschistischen Kräften und den Kräften der proleta-

rischen Revolution müssen alle Kader der proletarischen Klasse und ihrer Verbündeten, der werktä-

tigen Bauernmassen und des radikalisierten Kleinbürgertunis, revolutioniert und von uns geführt wer-

den, um die weitere Entfaltung der faschistischen Diktatur zu verhindern und die Voraussetzungen 

für eine revolutionäre Krise zu verschärfen. Je stärker wir an allen Fronten des Klassenkampfes vor-

stoßen, je tiefer wir in die Massen eindringen und zum Führer aller Kampfaktionen der Arbeiter, zum 

Organisator von Teil- und Massenkämpfen aller Ausgebeuteten werden und je schneller wir die in 

unserer Arbeit noch vorhandenen Schwächen und Mängel überwinden, um so mehr werden Wir das 

Tempo des revolutionären Aufschwungs beschleunigen. 
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Das XII. Plenum hat besonders unterstrichen, daß mit der deutschen Revolution das Schicksal der 

proletarischen Revolutionen In West- und Mitteleuropa entschieden wird. Der Sieg der deutschen 

Revolution bedeutet neben dem siegreichen russischen roten Oktober von 1917 den wichtigsten 

Schritt zur Weltrevolution. Die der deutschen Partei vom XII. Plenum gestellten Aufgaben zu erfül-

len, wird daher zur dringenden Pflicht eines jeden deutschen Kommunisten. 

* 

Tiefer in die Massen!  
Von W a l t e r  U l b r i c h t. 

Das 12. Plenum des EKKI stellt den Kommunistischen Parteien mit aller Schärfe die Erfüllung der 

gegenwärtigen Grundaufgabe: „Der Vorbereitung der Arbeiterklasse und der ausgebeuteten Massen 

im Prozesse des wirtschaftlichen und politischen Kampfes auf die bevorstehenden Kämpfe um die 

Macht ...“ 

„Das Kettenglied, daß die Kommunistischen Parteien als Ausgangspunkt bei der Lösung dieser Auf-

gabe E r obe r ung  de r  Mehr he i t  de r  Ar be i t e r k l a s s e  und Zerschlagung des Masseneinflusses 

der Sozialdemokratie – erfassen müssen, ist der Kampf um die wirtschaftlichen und politischen Tages-

interessen der breiten Massen gegen das wachsende Elend‚ gegen Rechtlosigkeit, Gewalt und Terror.“ 

Die Grundbedingung zur Vorbereitung der Massen auf die Kämpfe um die Macht ist die s t änd ige  

l ebend i ge  Ve r b i ndung  de r  Pa r t e i  m i t  de r  Mehr he i t  de r  Ar be i t e r k l a s se  und den Mas-

sen der ausgebeuteten Werktätigen. Nur wenn jede Parteileitung, jedes Parteimitglied, jede Möglich-

keit der Massenmobilisierung ausnutzt, nur wenn jedes Mitglied durch da s  e i gene  Be i sp i e l  im 

Kampf um die wirtschaftlichen und politischen Interessen der Arbeiterschaft, die [391] Arbeitermas-

sen anfeuert, können wir die Arbeiterklasse zu höheren revolutionären Kampfaufgaben führen. 

Diese Direktiven des 12. Plenums erfordern eine ernste Ueberprüfung unserer gesamten Parteiarbeit. 

Wohl haben wir Fortschritte im antifaschistischen Kampf, im Streikkampf und teilweise auch in der 

Erwerbslosenbewegung, aber unsere Bezirks-, Unterbezirks- und Zellenleitungen sind nicht so leben-

dig mit der Mehrheit der Arbeitermassen verbunden, daß wir j ede Erregung der Arbeiter im Betrieb 

aus Anlaß von Akkorddifferenzen oder an der Stempelstelle wegen Mißständen auf dem Arbeitsnach-

weis oder im Wohngebiet wegen zu hoher Mieten oder ein Wohlfahrtsamt wegen Unterstützungsab-

bau usw. ausnutzen, um die Massen für ihre elementarsten Forderungen, gegen die faschistische Dik-

tatur in Bewegung zu bringen. 

Erobert die Großbetriebe! 

Ent sche i dend  f ü r  da s  Tem po  des  r e vo lu t i onä r e n  Auf schwunges  i n  Deu t s ch lan d, 

f ü r  d i e  Ve r h i nde r ung  e i ne r  we i t e r en  En t f a l t ung  de r  f a s ch i s t i s chen  Di k t a t u r  i s t  

d i e  Or ga n i s i e r u ng  und  Aus l ö su ng  de r  S t r e i kkäm pf e  und  de s  Massenkam pf es  de r  

E r wer bs lo se n. Das ist aber nur möglich, wenn wir uns stärker um die elementaren Lebensinteres-

sen der breitesten Massen kümmern und die Welle der Protestaktionen und politischen Streiks gegen 

die faschistischen Unterdrückungsmaßnahmen in den Großbetrieben steigern. Oft beachten wir nur 

die Wünsche der fortgeschrittensten Arbeiter, sehen aber nicht genügend die Notwendigkeit, auch  

d i e  r ücks t änd i gen  Sch i ch ten  m i t  H i l f e  e i n f ache r  w i r t s cha f t l i che r  Fo r de r ungen  

i n  den  Kam pf  e i nzur e i h e n. Besonders kraß zeigt sich unsere Schwäche in den Großbetrieben. 

Wohl haben sich breite Arbeitermassen für unsere revolutionäre Politik und gegen die Sozialdemo-

kratie entschieden, aber in den kleinen wirtschaftlichen Fragen im Betrieb gehen dieselben Arbeiter 

oft noch zum reformistischen Betriebsrat und nicht zum Kommunisten oder zum roten Betriebsrat. 

Wir haben wohl die politischen Sympathien breiter Massen, aber we i l  w i r  be sonde r s  i n  den  

Gr oßbe t r i eben  n i ch t  d i e  k l e in s t en  t äg l i c hen  I n t e r e s sen  de r  Ar be i t e r  genügend  

ve r t r e t e n  und  o f t  po l i t i s che  Ak t i onen  i n  den  Be t r i eben  un t e r l a s s en, ve r s t ehen  

wi r  n i ch t  d i e  Ar be i t e r  a n  de n  S t r e i kkam pf  he ranzu f üh r e n. I n  j edem  Be t r i eb  ha -

ben  wi r  e i ne  ganze  Se r i e  ve rpaß t e r  Ge l egen he i t e n. Die Folge ist ein solches Versagen in 

der Durchführung der Losung unserer Partei, wie es am 20. Juli offensichtlich war. 
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„Nur gestützt auf den Kampf für die Tagesinteressen der Massen werden die Kommunistischen Parteien im-

stande sein, die Position in der Arbeiterklasse zu behaupten und zu festigen und sie selbst an immer höhere 

Formen dem Kampfes heranzuführen.“ (Beschlüsse des 18 Plenum.) 

[392] Dabei gilt es, die Hauptkraft der Partei auf die Eroberung der Betriebsbelegschaften, vor allem 

der Großbetriebe, zu konzentrieren. Die innige Verbindung mit den Arbeitermassen in den Großbe-

trieben, d i e  so r g fä l t i ge  Ve r t r e t ung  i h r e r  t äg l i chen  I n t e r e s se n, i h r e  Mob i l i s i e r ung  

zum  S t r e ik  gegen  j eden  Lohnabbau  und  z u  Ak t i onen  gegen  f a sch i s t i s che  Un t e r -

d r ückung  f üh r t  d i e  aus sch l aggebenden  M a s s e n  de s  P r o l e t a r i a t s  a n  d i e  Auf gaben  

de s  po l i t i s chen  Gene r a l s t r e ike s  he r a n. 

Der Kampf um die Gewinnung der Großbetriebs-Belegschaften und der Arbeiter aller Betriebe erfor-

dert nicht nur, daß Betriebszellen bestehen, sondern, daß wir in den Ab t e i l unge n, insbesondere in 

den für den Produktionsprozeß wichtigsten Abteilungen, Zellen schaffen, und daß  s i ch  d i e  Ze l l e  

s e l b s t  du rch  b r e i t e  H i l f so r gan i s a t i onen  m i t  de r  ganzen  Masse  de r  Be l egscha f t  

ve r b i nde t . Das können wir erreichen durch Beratungen mit den parteilosen Arbeitern und Gewerk-

schaftsmitgliedern in den Abteilungen, durch die Unterstützung der Betriebsgruppen der Massenor-

ganisationen, wie Sportorganisationen, Rote Hilfe, IAH, Bund der Freunde der Sowjetunion usw. In 

den Großbetrieben, wo die Verbindung mit den Abteilungen, besonders unter den Bedingungen der 

Kurzarbeit schwieriger ist, hilft das Delegiertensystem in Betriebsbasis bei der Durchführung einer 

ständigen Anleitung der revolutionären Arbeit in allen Abteilungen. En t s che i dend  f ü r  d i e  

Kam pf m ob i l i s i e r u ng  de r  Be l egscha f t  i s t  d i e  Gewi nnung  de r  Gewer kscha f t smi t -

g l i ede r, die meist in jenen Abteilungen den stärksten Einfluß haben, die für die Produktion aus-

schlaggebend sind. Unter Leitung der kommunistischen Fraktion jeder Gewerkschaft im Betrieb, gilt 

es in jeder Betriebsabteilung alle Gewerkschaftsmitglieder planmäßig zu beeinflussen und r ege l -

m äß i ge  Be r a t ungen  und  Di skus s i onszusam m e n künf t e  mit ihnen durchzuführen. 

Unsere Taktik an der innergewerkschaftlichen Front 

Am 20. Juli haben wir die Vernachlässigung der innergewerkschaftlichen Arbeit teuer bezahlen müs-

sen. Besonders der 20. Juli lehrt, daß d i e  s e l b s t änd i ge  Le i t ung  de r  S t r e i kkäm pf e  au f  dem  

Wege  de r  E r obe r ung  de r  i n  den  r e f o r mi s t i s che n  Gewer kscha f t e n  o rgan i s i e r t en  

Ar be i t e r  du r chge füh r t  we r den  m u ß, und daß wir den  soz i a ldem okr a t i s c hen  E in f l uß  

s t ä r ke r  denn  j e  du r ch  d i e  Ar be i t  i n  den  r e f o rmi s t i s c he n  Gewer kscha f t en  übe r -

wi nden  müssen. 

Die Taktik der selbständigen Kampfführung wurde mit dem Beginn des revolutionären Aufschwun-

ges durchgeführt. Anfangs führte die Revolutionäre Gewerkschaftsopposition die Taktik der We i -

t e r f üh r ung der Streikbewegungen im Falle des Verrates der reformistischen Gewerkschaftsbüro-

kratie durch. Damals (Mitteldeutscher Metallarbeiterstreik, Leipziger Metallarbeiterstreik sind dafür 

charakteristisch) konzentrierten wir unsere gesamte Tätigkeit auf die Gewi nnung de r Gewer k -

scha f t smi t g l i ede r  fü r  d i e  Wei t e r f üh r ung  de s [393] Kam pf e s gegen die Spaltungspolitik 

der sozialdemokratischen Gewerkschaftsbürokratie. Im großen Metallarbeiterstreik im Ruhrgebiet 

(1928) gingen wir einen Schritt weiter, indem wir alle Kräfte einsetzten zur Herstellung der Kam pf -

e i nhe i t  de r  o r gan i s i e r t e n  und  uno r gan i s i e r t en  Ar be i t e r. Gleichzeitig mit der innerge-

werkschaftlichen Mobilisierung faßten wir die uno r ga n i s i e r t e n  Arbeiter in den Betrieben zusam-

men und kämpften dafür, daß im Interesse der Einheit die unorganisierten Arbeiter in die Streiklei-

tungen gewählt werden. Wir wandten uns damit gegen das Bestreben der Gewerkschaftsbürokratie, 

durch das Ausspielen der organisierten und unorganisierten Arbeiter gegeneinander ihre Politik der 

Streikverhinderung und Streikabwürgung durchzusetzen. Mit der weiteren Entwicklung des revolu-

tionären Aufschwunges gingen wir zur selbständigen Organisierung und Auslösung der Kämpfe auf 

der Basis des gemeinsamen Kampfes der organisierten und unorganisierten Arbeiter über. I m I n t e -

r e s s e de r E i nhe i t s f r on t  au f  dem  Boden  de s  K l a s senkam pfe s  stellten wir be i  den  Be -

t r i ebs r ä t ewah l en  E i nhe i t s l i s t e n  auf mit organisierten und unorganisierten Arbeitern als Kan-

didaten. Gleichzeitig ging die RGO dazu über, ihre Anhänger fester organisatorisch zu erfassen, um 
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in den Betrieben und Gewerkschaften in der Linie der revolutionären Gewerkschaftspolitik erfolgrei-

cher organisiert auftreten zu können, im Interesse der Schaffung der kämpfenden Einheitsfront der 

Arbeiter gegen den Willen der sozialdemokratischen Gewerkschaftsbürokratie. Wo es uns gelang, im 

Kampfe breite Massen der Gewerkschaftsmitglieder zu gewinnen, gingen wir gegenüber der Spal-

tungspolitik der sozialdemokratischen Bürokratie zur Schaffung von Einheitsverbänden über. Die 

Brandleristen und Versöhnler haben sich durch ihren fraktionellen Kampf gegen die Linie der Kom-

munistischen Internationale und des Zentralkomitees unserer Partei gewandt und die Taktik der selb-

ständigen Kampfführung abgelehnt. Als unter den schwierigsten Bedingungen der Krise die RGO die 

Teilkämpfe der Arbeiter gegen die Verschlechterung der Arbeitsbedingungen führte, unterstützten 

die Brandleristen offen die sozialdemokratische Gewerkschaftsbürokratie, indem sie gemeinsam mit 

ihnen gegen die Teilkämpfe auftraten. Heute ist offensichtlich die gewaltige Bedeutung aller jener 

kleinen Teilkämpfe, die von der RGO unter den größten Opfern geführt wurden und die die Voraus-

setzung dafür waren, daß die Arbeiterschaft jetzt den Streikkampf gegen die Papen-Notverordnung 

durchführt und alle Argumente de? sozialdemokratischen Bürokratie, daß man in der Krise nicht 

streiken dürfe, entlarvt. 

D i e  Tak t ik  de r  s e l bs t änd i gen  Kam pf f üh r ung  kann  abe r  nu r  mi t  E r f o l g  du rchge -

f üh r t  we rde n, wenn  d i e  RGO i h r e  ganze  Kr a f t  au f  d i e  E r obe r ung  de r  i n  den  r e f o r -

m i s t i s chen  Ve r bänden  o r gan i s i e r t en  Ar be i t e r  konz e n t r i e r t. Das ist aber nicht gesche-

hen. Es zeigte sich besonders im letzten Jahre ein offener Wi de r s t and  gegen die Arbeit in den 

reformistischen Gewerkschaften. Vielfach wurde die RGO als Gewerkschaftsorganisation dem 

ADGB gegenübergestellt so daß bei den Gewerk-[394]schaftsmitgliedern die Auffassung entstand, 

mau müsse aus den reformistischen Gewerkschaften austreten, um zur RGO „übertreten“ zu können. 

Diese Auffassungen verhindern jede innergewerkschaftliche Arbeit. Wir müssen offen vor den Ge-

werkschaftsmitgliedern begründen, daß sie gerade als Mitglieder der RGO erst recht in den reformis-

tischen Gewerkschaften arbeiten sollen, um die Masse der Gewerkschaftsmitglieder für die Revolu-

tionäre Gewerkschaftsopposition zu gewinnen. Wer als oppositioneller Arbeiter aus den reformisti-

schen Gewerkschaften austritt, begeht Fahnenflucht. Statt gegen den sozialdemokratischen Einfluß 

zu kämpfen, läuft er vor der Gewerkschaftsbürokratie davon und erschwert damit die Gewinnung der 

Gewerkschaftsmitglieder für die Einheitsfront. 

Die Unterschätzung des Einflusses des ADGB auf die Arbeiter führte auch dazu, daß die Arbeiter-

kämpfe von uns fast nur in den Betrieben, aber n i ch t  g l e i chze i t i g  i n  den  r e f o rm i s t i s c hen  

und  ch r i s t l i chen  Gewer kscha f t en  vo rbe r e i t e t  wurden. Aus der Ablehnung der opportu-

nistischen Taktik, „zwingt die Bonzen“, wurde vielfach die falsche Schlußfolgerung gezogen, daß 

man in den reformistischen Gewerkschaften keine Anträge an die Leitungen stellen dürfe. Ebenso 

wurde die Tatsache, daß der obere Gewerkschaftsapparat nicht erobert werden kann, zu einem Ver-

zicht auf den Kampf um die Eroberung der gewählten Funktionen benutzt. Die Beschlüsse der Roten 

Gewerkschafts-Internationale wurden oft in das Gegenteil verkehrt. In den Beschlüssen des 12. Ple-

nums wird deshalb ausdrücklich hervorgehoben, daß die Kommunisten den Kam pf  um  d i e  E r -

obe r ung  a l l e r  ge wäh l t e n Funk t i one n, wie Betriebsfunktionen, Ortsverwaltungen, Zahlstel-

lenleitungen, Ortskartelle führen müssen. Je mehr gewählte Funktionen wir erobern, um so leichter 

ist es auch, die uns noch fern stehenden Gewerkschaftsmitglieder zu gewinnen und mit um so größe-

ren Erfolg können wir die Streikkämpfe vorbereiten. 

Die Taktik der selbständigen Kampfführung bedeutet Ausnützung jeglicher Möglichkeit der Massen-

mobilisierung. Wenn die reformistischen Gewerkschaftsleitungen Ur abs t i mm unge n  ansetzen, 

um auf diesem Wege möglichst einen Streik zu verhindern, so müssen wir gerade die Urabstimmung 

zur stärksten Massenmobilisierung benutzen, gleichzeitig die Arbeiter gewinnen für die demokrati-

sche Wahl von Streikleitungen in allen Betrieben und für die Streikfertigmachung der Betriebe Be-

sonders In den Fällen, wo auf Grund der Kampfbeschlüsse der Arbeiter die Gewerkschaftsbürokratie 

an Streikbewegungen teilnimmt, um den Einfluß auf die Arbeiter nicht zu verlieren und die Bewe-

gung baldmöglichst abzuwürgen, gilt es, die proletarische Demokratie zu verwirklichen, indem die 

Arbeiter in den Betrieben selbst ihre S t r e i k f ühr ung wäh le n. 
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Im Gegensatz zu dieser Taktik des Kampfes um die Gewinnung der Masse der Gewerkschaftsmit-

glieder Isolierten sich die Kommunisten und die RGO in manchen Fällen von den Arbeitermassen 

durch die Gründung kleiner gewerkschaftlicher Splitterorganisationen oder durch die Losung der 

Beitragssperre. Ebenso führen solche Losungen wie [395] „Zerstörung der Gewerkschaften“ oder die 

Bezeichnung der Gewerkschaften „als Schulen des Kapitalismus“ zur Isolierung der RGO von den 

Gewerkschaftsmitgliedern. Nur wenn wir s t r e ng  un t e r s c he i den  zwi s c h e n  de r  Po l i t i k  de r  

s o z i a l dem okr a t i s chen  Gewer kscha f t s bü r ok r a t i e  und  den  Gewer kscha f t sm i t -

g l i ede r n  sind wir imstande, die Massen der Gewerkschaftsmitglieder für die Einheitsfront und für 

die RGO zu gewinnen. 

Im Sinne der Direktiven des Genossen Thä lm ann  auf der Reichsausschußsitzung der RGO ist es 

notwendig, i n a l l e n  Ge wer kscha f t en  e ine  b r e i t e  Oppos i t i onsbewegung  in den ver-

schiedensten Formen zu schaffen. Es gilt, jene Massen von Gewerkschaftsmitgliedern, die noch nicht 

der RGO angehören, aber die bereit sind, zu kämpfen gegen bestimmte Tarifvereinbarungen der Ge-

werkschaftsbürokratie, für bestimmte Mitgliederrechte, gegen den Ausschluß revolutionärer Arbeiter 

usw., zu erfassen und auf diesem Wege für die Revolutionäre Gewerkschaftsopposition zu gewinnen. 

In der RGO wie in den roten Verbänden können diese Aufgaben nur mit Erfolg durchgeführt werden, 

wenn von oben bis unten die komm uni s t i s chen  F r ak t i onen  systematisch arbeiten. Die kom-

munistischen Fraktionen müssen helfen, daß die RGO in stärkerem Maße ein gewerkschaftliches Le-

ben führt und nicht wie so oft, einfach die Losungen der KPD übernimmt. Neben der systematischen 

Vertretung der täglichen Interessen der Arbeiter muß die Politik der einzelnen Industriegruppen bes-

ser herausgearbeitet und ein systematischer Kampf gegen die sozialdemokratische Politik in refor-

mistischen Verbinden geführt werden. Zur Ueberwindung der teilweisen Erstarrung in der RGO und 

in den roten Verbänden ist eine konkrete An le i t ung  de r  Be t r i ebsg r uppe n  und Betriebssekti-

onen mit Hilfe des Instrukteursystems notwendig. Die Initiative der Mitglieder der RGO und Ihr. 

Verantwortlichkeit gilt es durch ein breiteres Be s t im m ungs r ech t, durch eine breitere Demo-

k r a t i e, durch die W a h l  de r  Le i tu ngen  durch die Mitglieder zu fördern. In die Leitungen der 

RGO selbst müssen die aktivsten Arbeiter, die sich jetzt in den Streikbewegungen bewährt haben, 

und vor allem Gewerkschaftsmitglieder hereingezogen werden, um so die Leitungen zu aktivieren 

und sie inniger mit den entscheidenden Schichten der Arbeiter zu verbinden. 

Die kommunistischen Fraktionen in den roten Verbinden haben die Aufgabe, auf Grund der Gewerk-

schaftsbeschlüsse des 12. Plenums die gesamte Arbeit des Verbandes zu überprüfen, die Abge -

s c h l o s se nhe i t von den Mitgliedern der reformistischen Gewerkschaften zu überwinden und im 

Zusammenhang mit dem Kampf um die täglichen Interessen der Arbeiter eine planmäßige Wer be -

a r be i t zur Gewinnung von Mitgliedern für den Verband zu führen. Die roten Verbände werden um 

so schneller zu breiten Massengewerkschaften, je besser sie verstehen, d i e  t äg l i chen  I n t e re s sen  

de r  Ar be i t e r  z u  ve r t r e t e n, mit Hilfe der Einheitsfrontpolitik d i e  Mi t g l i ede r  de r  r e f o rm i s -

t i s chen  Ge wer kscha f t en  für die revolutionäre Gewerkschaftspolitik zu gewin ne n  und im 

Verband selbst die proletarische [396] Demokratie, ein breiteres Bestimmungsrecht der Mitglieder 

und die regelmäßige Wahl der Leitungen zu verwirklichen. 

Gleichzeitig mit der Verstärkung der Massenarbeit unter den Betriebsarbeitern ist es notwendig, den 

Kampf für die E r wer bs l o sen f o rde r unge n  auf breiterer Basis zu führen. Durch die kämpfende 

Einheitsfront der Erwerbslosen müssen wir höhere Unterstützungen erzwingen und die Lieferung von 

Kohle und Kartoffeln, Mietzuschüsse und andere Sonderbeihilfen sowie die Bewilligung kommuna-

ler Mittel für die Speisung der Erwerbslosen durchzusetzen. Durch die Wahl und Arbeit der Solida-

ritätsausschüsse in allen Gebieten und Orten muß für die Finanzierung der Erwerbslosenspeisung 

durch die Behörden gekämpft, aber gleichzeitig die Sammelaktion auf breiter Massenbasis organisiert 

werden. Die größte Schwäche unserer Erwerbslosenbewegung ist d i e  ge r i nge  E r f a s sung  und  

Bee i n f l us sung  de r  Gewer kscha f t sm i t g l i ede r. In allen Wohngebieten gilt es, die erwerbs-

losen Gewerkschaftsmitglieder besonders zu erfassen und die aktivsten Gewerkschaftskollegen in die 

Erwerbslosenausschüsse zu wählen. 
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In ähnlicher Weise ist es notwendig, in allen Massenorganisationen durch systematische Fraktions-

arbeit den kommunistischen Einfluß auf die Masse der Mitglieder auszuüben. Der Einfluß der Gegner 

der revolutionären Bewegung auf breite Massenorganisationen ist eines der bedeutendsten Hemm-

nisse der Revolutionierung des Proletariats. Durch unsere Fraktionsarbeit in allen Massenorganisati-

onen, in denen Arbeiter und Werktätige organisiert sind, müssen wir dem Gegner die Ausnutzung 

dieser Organisationen für die faschistische und sozialfaschistische Politik erschweren und neue An-

hänger für unsere Front gewinnen. 

Unsere Einheitsfrontaktion 

Die Einheitsfrontaktion gegen Lohnabbau und Faschismus, wie sie auf Grund des Manifestes des 

Zentralkomitees nach Bekanntgabe der Papen-Notverordnungen geführt wird, hat die lebendige Ver-

bindung des Kampfes um die kleinsten Tagesinteressen der Arbeiter mit dem Kampf um den revolu-

tionären Ausweg, um die Arbeiter- und Bauernrepublik zum Inhalt. D i e  E i nhe i t s f r on t t ak t ik  

i s t  nach  den  Besch lü s sen  de s  Feb r ua r p l enum s  des  ZK das  en t s che i den de  Ke t t en -

g l i e d, um  d i e  Massen  de r  Ar be i t e r  i m  Kam pf  um  d i e  w i r t s cha f t l i chen  und  po l i t i -

s chen  Tages f o r de rungen  au f  Gr und  i h r e r  e i genen  Er f ah rungen  a n  d i e  höhe ren  

Auf gaben  de s  Kampf es  um d i e  Mach t  he r anzuf üh r e n. Die Einheitsfront als Kampfge-

meinschaft der kommunistischen Avantgarde mit den breitesten Arbeitermassen und ausgebeuteten 

Werktätigen ist die entscheidende Methode, um die Millionenmassen der Arbeiter unter kommunis-

tische Führung zu bringen. Die Breite und die Kampfkraft der Einheitsfront ist abhängig von der 

kühnen Initiative der Kommunisten in der Führung der Arbeitermassen, von ihrer Fähigkeit, an die 

kleinsten Tagesinteressen der Arbeiter anzuknüpfen, um auch die zurückgebliebenen Schichten der 

Arbeiter in den Kampf hereinzuziehen. Das bedingt d i e  b re i t e s t e  p r o l e t a r i s che  Dem okr a t i e, 

d i e  we i t e s t gehende  He r a n-[397]z i ehung  de r  Ar be i t e r z u r  Ber a t ung  und  zu r  ve r an t -

wor t l i chen  Mi ta r be i t. Wir knüpfen die Schaffung der Einheitsfront an keinerlei „Bedingungen“, 

sondern stellen lediglich die Fragen des gemeinsamen Kampfes für die nächsten Forderungen der 

Arbeiterschaft, bei gleichzeitiger Entlarvung der sozialdemokratischen Spaltungs- und Zersplitte-

rungspolitik. Wir lassen uns aber auch keine Bedingungen stellen wie etwa die Abschwächung des 

Kampfes gegen die Sozialdemokratie oder den Verzicht auf die Propaganda unserer revolutionären 

Prinzipien. Wenn wir auch in der Schaffung der Einheitsfront keine Vorbedingungen, weder allge-

meine politische noch organisatorische stellen so müssen die Kommunisten jede Möglichkeit benut-

zen zur Popularisierung der Diktatur des Proletariats und zur Entlarvung der sozialfaschistischen Po-

litik. Unsere Einheitsfronttaktik von unten, die Wendung an die Massen schließt keineswegs Ange-

bote an untere Leitungen unter bestimmten Bedingungen aus. Solche Angebote sind aber nur zulässig 

auf der Grundlage einer erfolgreichen Mobilisierung der Mitglieder der betreffenden Organisation 

und eines konkreten Kampfinhaltes. Die Taktik unseres Zentralkomitees am 20. Juli, das Einheits-

frontangebot an die Gewerkschaftsmitglieder und sozialdemokratischen und Reichsbannerarbeiter, 

die öffentliche Erklärung der Bereitschaft zur Durchführung des Generalstreiks gegenüber den Orga-

nisationen, diente der unmittelbaren Kampfmobilisierung, aber verhinderte in dieser Form die Erzeu-

gung von Auffassungen, als ob die SPD- und ADGB-Führung etwa zum Kampf aufrufen werde. 

Besonders angesichts der „linken“ Manöver der Sozialdemokratie und der Gewerkschaftsbürokratie 

dient jede Schwankung in der revolutionären Anwendung der Einheitsfrontpolitik der Verhinderung 

der Einheitsfront. Die trotzkistischen Konterrevolutionäre und brandleristischen Renegaten mit ihren 

Forderungen auf Spitzenkombination spekulieren auf rückständige Stimmungen und Illusionen, daß 

die SPD auch eine Arbeiterpartei sei und deshalb mit ihr zusammen der Klassenkampf des Proletariats 

geführt werden könne. Diese Politik bedeutet nichts anderes, als statt der Einheitsfrontaktion gegen 

Hunger und faschistische Diktatur die Zulassung des sozialdemokratischen Einflusses im Sinne der 

Tolerierungspolitik zur Zerstörung der Einheitsfront. Diese Forderungen der Blockpolitik sind gleich-

zeitig der Ausdruck des Unglaubens an die Schaffung der Einheitsfront der Arbeiter. Die Trotzkisten 

wollen an Stelle der Einheitsfront der Arbeiter im Sinne des gemeinsamen Kampfes den Burgfrieden 

zwischen Kommunistischer Partei und Sozialdemokratie, das heißt den Verzicht auf die Entlarvung 

der sozialdemokratischen Politik, was gleichbedeutend ist mit der Verhinderung des Kampfes um die 
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proletarische Diktatur. In den Beschlüssen des 2. Weltkongresses wird über die Grundaufgaben der 

Kommunistischen Internationale besonders hervorgehoben, daß die Vorbereitung der Massen auf den 

Kampf um die Diktatur des Proletariats den verstärkten Kampf gegen den sozialdemokratischen Ein-

fluß und gegen jede Verteidigung der „Demokratie“ bei Aufrechterhaltung des Privateigentums an 

Produktionsmitteln bedingt. 

Das Entscheidende bei der Durchführung der Einheitsfrontpolitik ist [398] somit die Fähigkeit unse-

rer Partei und jedes Parteimitgliedes, sich s o  i nn i g  mi t  den  M a s s e n  z u  ve r b i nde n, da ß  wi r  

i m s t a nde  s i n d, d i e  k l e i n s t en  Tages f o r de r ung e n  de r  Ar be i t e r  a u s z unu tz e n, um d ie  

Ar be i t e r  i n  de r  E i nhe i t s f r on t  zum  Kam pf  z u  f üh r e n. Dabei muß jede Starrheit in der 

Bildung der Formen der Einheitsfront vermieden werden. Jene Formen sind die besten, mit denen die 

breitesten Massen erfaßt und in Bewegung gebracht werden können. Die Einheitsausschüsse, Kampf-

ausschüsse und Streikleitungen, wie auch die Lohnkommissionen in den Betrieben, Erwerbslosen-

ausschüsse, Solidaritätsausschüsse, Mieterausschüsse, Kampfausschüsse gegen Kulturreaktion, 

Kampfausschüsse gegen Sondergerichte, Verteidigungsausschüsse der revolutionären Presse, Bau-

ernkomitees, Kampfausschüsse gegen Rentenraub usw. – alle diese ve r sch i edenen  Fo r m en  de r  

E i nhe i t s f r on t  m üssen  en t s p rec hend  den  be sonde r en  Auf g aben  i n  j edem  Zwe i g  

de r  Ar be i t e r bewegung  he r ausgeb i l de t  we r de n. Gerade diese Wahl der Einheitsfrontor-

gane auf Grund der speziellen Teilinteressen der Werktätigen schafft eine breite Massenbasis für die 

Entfaltung des Massenwiderstandes gegen alle Methoden der kapitalistischen Ausbeutung und fa-

schistischen Unterdrückung. Zu r  Ve r b r e i t e r un g, Zusamm enf a ssung  und  Revo l u t i on ie -

r ung  de r  Bewegung  haben  d i e  De l eg i e r t enkon f e r e nz e n  d i e  g r öß t e  Bedeu t un g. Die 

Delegiertenkonferenzen der einzelnen Industriegruppen usw. in der Vorbereitung und Durchführung 

der Arbeiterkämpfe gegen den Lohnabbau, die Erwerbslosen-Delegiertenkonferenzen, die Konferen-

zen der Mieterdelegierten der einzelnen Häuser und Straßenzüge, die Arbeiterinnen-Delegiertenbe-

wegung, aber auch die Konferenzen zur Verteidigung der revolutionären Presse und die Bauernkon-

ferenzen dienen unmittelbar der Verbreiterung der Bewegung, ihrer Zusammenfassung und Revolu-

tionierung. 

Die ideologische Offensive gegen die NSDAP 

Der Kampf um die Mehrheit der Arbeiterklasse ist in Deutschland komplizierter, weil in Deutschland 

neben der Sozialdemokratischen Partei und dem Einfluß der sozialdemokratischen Gewerkschafts-

bürokratie eine breite nationalsozialistische Massenbewegung besteht, die breite Massen der Werk-

tätigen hindert, den Weg zum Kommunismus zu gehen. Vergleichen wir die Gesamtstimmenzahl der 

Reichstagewahlen von 1930 mit 1932, so zeigt sich, daß die NSDAP im Rahmen ihres Stimmenzu-

wachses auch etwa 1,5 Millionen Angehörige der Arbeiterklasse gewonnen hat. Ein großer Teil der 

Werktätigen in der NSDAP wollte ehrlich gegen den Kapitalismus und für den Sozialismus kämpfen. 

Diese Werktätigen müssen wir für den Kommunismus gewinnen. D i e gesam t e Pa r t e im i t g l i ed -

s cha f t m uß  e r kenne n, daß  anges i ch t s  des  Massene i n f l u s se s  de r  NSDA P, ohne  E i n -

b r uch  i n  d i e  Re i hen  de r  NSDAP  de r  S i eg  de r  p r o l e t a r i s chen  Revo l u t i on  in  

Deu t s ch land  n i ch t  m ög l i ch  i s t. Die ideologische Offensive gegen die NSDAP, die Gewinnung 

jener Truppen, die heute [399] noch als Anhänger der NSDAP, wenn auch unbewußt die Kapitals-

diktatur unterstützen, ist eine ernste Aufgabe der gesamten Parteiorganisation und der revolutionären 

Massenorganisationen. Dabei genügt es nicht, die NSDAP von außen durch Flugblätter oder durch 

Versammlungs- und Hausagitation zu bearbeiten, sondern es ist notwendig, i n  a l l en  Or gan i sa -

t i onen  de r  NSDA P, i n  a l l en  na t i on a l soz i a l i s t i s chen  Be t r i ebsze l l e n, i n  a l l en  SA-

S t ü r m e n  Ve r b i ndungen  z u  scha f f e n, um von innen heraus unseren Einfluß auszuüben. Das 

bedeutet keineswegs eine Vernachlässigung des Massenselbstschutzes, des wehrhaften Massenkamp-

fes gegen faschistischen Terror. Wir müssen aber a l l e  Krä f t e  e i n se t ze n, um d i e  Ar be i t e r  

und  Wer k t ä t i gen  i n  de r  NSDAP  i n  den  ge m e i nsam en  Kampf  de r  Arbe i t e r  hi ne i n -

zuz i ehe n. Die Anwendung des individuellen Terrors unter der Losung „Schlagt die Faschisten, wo 

ihr sie trefft“, würde eine direkte Unterstützung der nationalsozialistischen Führer bedeuten. Die Hit-

ler, Straßer und Konsorten wollen gerade, unter Ausnützung solcher Handlungen des individuellen 
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Terrors, ihre Anhänger gegen die Kommunisten aufputschen und sie auf diese Weise an der Stange 

halten. Auch die mechanische Anwendung einer solchen Losung wie „Hinaus mit den Nationalsozi-

alisten aus den Betrieben“ oder „Hinaus aus den Gewerkschaften“ würde die Loslösung der national-

sozialistischen Werktätigen zumindest erschweren. Nur durch Massenarbeit schaffen wir die Voraus-

setzungen des erfolgreichen Kampfes zur Ausmerzung der SA-Mörder und Streikbrecher. SA-Leute, 

die beharrlich Streikbruch verüben, müssen selbstverständlich aus dem Betrieb entfernt werden, und 

gegen SA-Leute, die Terroraktionen gegen die Arbeiterschaft durchgeführt haben, muß auf Grund 

konkreter Tatsachen die Belegschaft mobilisiert werden, um sie durch Protestaktionen und Streiks 

aus dem Betrieb zu entfernen. 

Verbindung der legalen Arbeit mit anderen Methoden der Parteiarbeit 

Die faschistische Reaktion will durch die schärfsten Unterdrückungsmaßnahmen gegen unsere Partei 

und gegen die revolutionären Arbeiter, die Vorhut des Proletariats von den Arbeitermassen und von 

den ausgebeuteten Werktätigen isolieren, um schärfer die kapitalistische Ausplünderung des arbei-

tenden Volkes durchzuführen. Unsere Antwort muß sein: noch innigere Verbindung mit den Massen, 

Ausnutzung jeder legalen Möglichkeit, aber gleichzeitig Organisierung aller anderen Methoden un-

seren Parteiarbeit. J ede  Un t e r d rückung s maßnahm e  des  Geg ne r s  ve r f eh l t  i h r e  Wi r -

kung  dan n, wenn  wi r  s i e  z um  An l aß  de r  b r e i t e s t en  an t i f a s ch i s t i s chen  M a s s e nmo-

b i l i s i e r ung  nehm e n. Das Ve r bo t  de r  komm uni s t i s chen  P r e s se  zum Anlaß der breitesten 

Protestaktion und der Durchführung von Proteststreiks in den Betrieben genommen, gibt uns die 

Möglichkeit der Steigerung des antifaschistischen Massenkampfes. 

„Ohne einen, die Massen mitreißenden revolutionären Kampf für die Freiheit der kommunistischen Presse, ist 

die Vorbereitung zur Diktatur [400] des Proletariats unmöglich.“ (Leitsätze des 2. Weltkongresses über die 

Grundaufgaben der KI) 

Neben dem antifaschistischen Massenprotest gilt es, auch die sympathisierenden Arbeiter zu mobili-

sieren für den Massenvertrieb unserer Flugschriften und für die massenmäßige Herausgabe und Ver-

breitung von Betriebs-, Häuser- und Ortszeitungen. 

Die entscheidende Aufgabe ist aber die Verstärkung unserer Positionen in den Be t r i ebe n, die An-

wendung besonderer Arbeitsmethoden durch die Betriebszellen, bei gleichzeitiger festerer Verbin-

dung mit den gewerkschaftlich organisierten und parteilosen sympathisierenden Arbeitern. Die re-

gelmäßigen Beratungen mit parteilosen Arbeitern in den Betriebsabteilungen, die Organisierung des 

aktiven Auftretens parteiloser Arbeiter in den Abteilungs- und Belegschaftsversammlungen, die Ge-

winnung von parteilosen oder auch sozialdemokratischen Gewerkschaftsmitgliedern für ein aktives 

Auftreten im Sinne der revolutionären Klassenkampfpolitik in den Belegschafts- und Gewerkschafts-

versammlungen ist die wichtigste Methode der Massenbeeinflussung unter den Bedingungen der fa-

schistischen Diktatur. Niemals darf die Anwendung besonderer Arbeitsmethoden zu einer Vernach-

lässigung der Massenarbeit führen. Es darf nicht mehr vorkommen wie am 20. Juli und in einigen 

anderen Fällen, wo die Durchführung organisatorischer und technischer Maßnahmen zur Sicherung 

der Parteiorganisation vor den faschistischen Maßnahmen zu einer politischen Schwächung oder Ver-

nachlässigung der Organisierung und Führung des revolutionären Massenkampfes geführt hat. 

Organisatorische Fragen unserer Massenarbeit 

Das Wichtigste ist, die Schere zwischen den Parteibeschlüssen und Ihrer mangelhaften Durchführung 

zu beseitigen. Unsere Parteiorganisation muß zu einer Kam pf o r gan i s a t i on  werden, die schnell 

auf jedes Ereignis reagiert. Die Parteileitungen, von der Bezirksleitung bis zu den Zellenleitungen, 

müssen noch besser lernen, die Hauptkräfte an den in der gegebenen Situation entscheidenden Teil 

des Frontabschnittes im proletarischen Klassenkampf zu konzentrieren. Das kann nur erreicht werden 

durch eine sy s t ema t i sche  An l e i t ung  und  Un t e r s t ü t zung  de s  m i t t l e r en  Funk t i onä r -

kö r pe r s  und  de r  Ze l l e n. Mit der bisherigen Methode der oft bürokratischen Weitergabe der Be-

schlüsse des Zentralkomitees kommen wir nicht rum Ziel. In der gesamten Parteiorganisation, vom 

zentralen Apparat bis zum Unterbezirk und zur Zelle, muß das I n s t ruk t eu r sys t em  ausgebaut 

werden, damit die untere Parteiorganisation mit Hilfe der Instrukteure zur Durchführung der in der 
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gegebenen Situation wichtigsten Aufgaben in den entscheidenden Betrieben und Stempelstellen an-

geleitet werden. Das ist gleichzeitig die beste Kontrolle über die Durchführung der Parteibeschlüsse 

und beseitigt den bürokratischen Schlendrian. Gleichzeitig sind zur beschleunigten Verstärkung der 

Arbeit an wichtigen Positionen (wichtige Betriebe, Stempelstellen) zur Durchführung bestimmter ak-

tuellen Aufgaben, wie z. B. Bearbeitung der Nazilokale in einem Gebiet, und zur [401] Beseitigung 

schwacher Stellen in der Parteiorganisation, Versagen bestimmter Zellen oder Ortsgruppen, von den 

Bezirksleitungen, von den Unterbezirksleitungen, aber auch von den Zellenleilungen für bestimmte 

Abteilungen, freiwillige S t oßb r i gade n  aus den aktivsten Parteiarbeitern einzusetzen. Das gleiche 

gilt für die sympathisierenden Massenorganisationen. Insbesondere in der RGO und in den roten Ver-

bänden soll mit Hilfe der Instrukteure und Stoßbrigaden den Betriebsgruppen und Stempelstellen-

gruppen geholfen und die teilweise Erstarrung liquidiert werden. 

Die Methode der Stoßbrigaden hilft uns gleichzeitig, neu e Kade r  von  Ar be i t e r f unk t i onä r en  

zu führenden Parteifunktionen heranzuziehen. Die besten Genossen aus den Stoßbrigaden sind zu 

leitender Parteiarbeit heranzuziehen und sollen in besonderen Schulungskursen zusammengefaßt 

werden. 

Die Sicherung der Parteilinie erfordert gleichzeitig eine Ueberprüfung der S t r uk t u r  de r  Pa r t e i -

o r gan i s a t i o n. In den letzten Jahren hat sich die Mitgliederzahl unserer Partei verdoppelt und 4~ 

die Zahl der Zellen bedeutend vergrößert. So kommt es, daß oft ein Unterbezirk 120 bis 150 Zellen 

zu leiten hat, was praktisch kaum durchführbar ist. Ein solcher Ueberzentralismus der Organisation 

fördert direkt den Bürokratismus und die Methode des Kommandierens. Es ist deshalb notwendig, 

die Gliederung der Organisation zu überprüfen und die Grenzen der Unterbezirke so festzulegen, daß 

die Leitungen imstande sind, die Zellen direkt und mit Hilfe der Instrukteure anzuleiten und die 

Durchführung der Beschlüsse zu kontrollieren. 

Gleichzeitig soll de r  obe r e  Appa ra t  auch im Hinblick auf Unterdrückungsmaßnahmen der Bour-

geoisie so ve r e i n f ach t werden, daß er unter allen Bedingungen die Parteiorganisation leiten und 

die Verbindung mit den Zellen sichern kann. Mit den wichtigsten Funktionen sind im oberen Apparat 

bestimmte Genossen verantwortlich zu beauftragen, die sich die notwendigen Mitarbeiter heranzie-

hen. Die bisherigen breiten Abteilungen sollen abgebaut werden. 

Im Interesse der Steigerung der Initiative der gesamten Parteiorganisation ist es notwendig, die Ver-

antwortlichkeit eines jeden Parteimitgliedes zu stärken und die i nne r pa r t e i l i che  Dem okr a t i e, 

wie die breite Erörterung der wichtigsten politischen Fragen in den unteren Parteiorganisationen zu 

verstärken. Die innerparteiliche Demokratie hat aber nichts zu tun mit der opportunistischen Forde-

rung auf Freiheit der Gruppierungen und freie Vertretung von Auffassungen, die im Widerspruch zu 

den grundlegenden Beschlüssen der Kommunistischen Internationale und des Zentralkomitees unse-

rer Partei stehen. 

Auf diesem Wege der Festigung unserer Partei, ihrer weiteren Bolschewisierung, der innigeren Ver-

bindung mit den Massen, der kühnen Initiative in der Organisierung und Führung des Massenkamp-

fes, werden wir schneller vorwärtsschreiten in der Eroberung der Mehrheit der Arbeiterklasse, in der 

Vorbereitung der Arbeiterklasse und der ausgebeuteten Massen auf die bevorstehenden Kämpfe um 

die Diktatur des Proletariats. [402] 

* 

Dokumente der Internationale  

Das XII. EKKI-Plenum 

Mi t t e i l ung  übe r  da s  P l enum  des  EKKI Anfang September fand in Moskau das XII. Plenum 

des Exekutiv-Komitees der Kommunistischen Internationale statt. 

Das XII. Plenum des EKKI nahm folgende Referate entgegen: 

1. Referat des Genossen Kuus i nen  über die internationale Lage und die Aufgaben der Sektionen 

der Kommunistischen Internationale. 
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2. Referat des Genossen Thä l m an n  (KP Deutschlands) über die Lehren der wirtschaftlichen Streik-

kämpfe und des Kampfes der Erwerbslosen sowie Korreferat des Genossen Le ns k i  (KP Po l e n s) 

und des Genossen Go t twa l d (KP der Tschechoslowakei) über die Streikbewegung und den Kampf 

der Erwerbslosen in Polen und in der Tschechoslowakei. 

3. Referat des Genossen Okan o (KP Japans) über die Aufgaben der Kommunisten im Kampfe gegen 

den imperialistischen Krieg und die bewaffnete Intervention in Verbindung mit dem Im Fernen Osten 

begonnenen Krieg. 

4. Referat des Genossen M a nu i l s k i  über den sozialistischen Aufbau in der Sowjetunion in Verbin-

dung mit der Vollendung des ersten Fünfjahrplans und den festgesetzten Grundlinien des zweiten 

Fünfjahrplans. 

Das Plenum nahm eine Information des Genossen Be l a  Ku n  über den am 13. März 1933 bevorste-

henden 50. Todestag Karl Marx entgegen und beauftragte das Präsidium des EKKI, in Verbindung 

mit diesem Gedenktag eine Massenkampagne zur Popularisierung des Marxismus-Leninismus vor-

zubereiten und durchzuführen. 

Das Plenum nahm Ergänzungswahlen des Präsidiums vor und bestätigte den Finanzbericht des EKKI. 

Sämtliche Beschlüsse wurden vom Plenum einstimmig gefaßt. 

Die Thesen, Resolutionen und Besc h l ü s s e des XII. EKKI-Plenums werden zugleich mit vorliegen-

der Mitteilung der Oeffentlichkeit übergeben. 

Das Politsekretariat des EKKI 

* 

Ueber die Internationale Lage und die  

Aufgaben der Sektionen der Kommunistischen Internationale 

Thesen zum Bericht des Genossen Kuusinen 

(Angenommen vom XII. Plenum der Exekutive der Kommunistischen Internationale) 

Die Wiener „Rote Fahne“ veröffentlicht am 2. Oktober die Thesen zum Bericht des Genossen Kuu-

sinen über die internationale Lage und die Aufgaben der Kommunistischen Parteien. Wir bringen 

nachstehend dieses international bedeutsame Dokument mit einigen Kürzungen zum Abdruck. 

Die Redaktion. 

I .  Das  Ende  de r  kap i t a l i s t i s chen  S t ab i l i s i e r ung  und   

de r  Auf s t i eg  i n  de r  Sowj e t un i o n. 

Die Verschärfung der allgemeinen Krise des Kapitalismus vollzieht sich in gewaltiger, ruckartiger 

Weise, die diese Krise auf eine neue Stufe führt. Eine Reihe der wichtigsten Tatsachen der letzten 

Zeit charakterisieren die grundlegenden Veränderungen, die In der Weltlage vor sich gehen: 

1. In dem Kräfteverhältnis zwischen der sozialistischen und kapitalistischen [403] Welt – ist eine 

gewaltige, ruckartige Veränderung eingetreten, in erster Reihe infolge des Wachstums des spezifi-

schen Gewichts der Sow j e t un i on, die in einem gigantischen Tempo ihr großes Programm der so-

zialistischen Industrialisierung, Kollektivierung und Kulturrevolution durchführt. Das Land hat sich 

in den Positionen des Sozialismus endgültig befestigt; der zweite Fünfjahrplan visiert die endgültige 

Liquidierung der Klassen, die Verwandlung der gesamten werktätigen Bevölkerung des Landes in 

bewußte und aktive Erbauer der klassenlosen sozialistischen Gesellschaft. Durch die Erfolge des so-

zialistischen Aufbaus wird die ökonomische Selbständigkeit des Landes der Sowjets gegenüber der 

kapitalistischen Welt immer mehr gesichert. Seine internationale Macht, seine revolutionierende Wir-

kung auf die Werktätigen und Ausgebeuteten aller Länder, seine Bedeutung als Basis der sozialisti-

schen Weltrevolution ist gestiegen. 

2. Gleichzeitig dauert in der kapitalistischen Welt fort; 

a) die Ve r schä r f ung  de r  Wi r t s c ha f t sk r i s e; die Verminderung der Produktion hat derartige 

Ausmaße erreicht, daß mehr als die Hälfte der gesamten Arbeiterklasse von Vollerwerbslosigkeit 
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oder Kurzarbeit betroffen ist. Die Enteignung und Pauperisierung der Bauernschaft hat noch nie da-

gewesene Ausmaße angenommen. 

1,) die S t e ige r ung  des  r evo l u t ionä r en  Auf schwung s, sowohl in den imperialistischen als 

auch in den Kolonlalländern (stürmische, hartnäckige Streiks, revolutionäre Demonstrationen, erbit-

terte Zusammenstöße der Arbeiter mit Polizei und Faschisten, Kampfaktionen der Bauernmassen 

usw.); Verschärfung des Kampfes der Kolonialvölker gegen die Imperialisten. 

c) die we i t e r e  Ve r schä r f ung  de r  Gegensä t ze  zwi schen  den  im pe r i a l i s t i s chen  S taa -

t en  (Handelskrieg, beschleunigtes Wettrasten der Imperialisten, Erschütterung des Versailler Sys-

tems, Krieg Japans gegen China; akute Zuspitzung der Beziehungen zwischen Japan und USA zwi-

schen England und USA, zwischen Italien und Frankreich usw.); 

d) d i e  Ve r s t ä r kung  de r  Vor be r e i t ung  des  kon t e r r evo l u t i onä r en  Kr i eges  gegen  d i e  

Sowj e t un i o n. 

3. Die Herrschaft des Monopolkapitals, dem sich jetzt fast die ganze Oekonomik der kapitalistischen 

Gesellschaft untergeordnet hat, erschwert angesichts der allgemeinen Krise des Kapitalismus außer-

ordentlich die Ueberwindung der Wirtschaftskrise auf dem für den Kapitalismus der Periode der 

freien Konkurrenz üblichen Weg. Je mehr es den Spitzen der Finanzoligarchie gelingt, bei sich ver-

ringernder Profitmasse auf Kosten anderer zu erraffen, die Werktätigen auszuplündern, je höher die 

von ihnen aufgerichteten Zollschranken werden, um so mehr schrumpfen die Binnen, und Außen-

märkte zusammen, um so mehr vertieft sich die Krise. Daraus folgt jedoch keineswegs der Schluß 

auf einen automatischen Zusammenbruch des Kapitalismus, daraus folgt viel. mehr die Unvermeid-

lichkeit des weiteren Ansteigens des revolutionären Aufschwungs sowie der weiteren Verschärfung 

aller grundlegenden Gegensätze, die die Bourgeoisie auf den Weg ihrer gewaltsamen Lösung. sowohl 

Innerhalb des Landes als auch auf der internationalen Arena stoßen. 

4. Alle diese Tatsachen zusammengenommen, die Richtigkeit der in den Beschlüssen des X. und XI. 

EKKI-Plenums gegebenen Einschätzung der Entwicklungstendenzen voll und ganz bestätigend, zei-

gen im Verlauf der allgemeinen Krise des Kapitalismus einen bestimmten Umschwung auf, eine ei-

genartige Ankurbelung der antagonistischen Kräfte, die sich stellenweise stürmisch, stellenweise ver-

langsamt vollzieht. An bestimmten, außerordentlich wichtigen Knotenpunkten lösen sich die antago-

nistischen Kräfte bereits zum Zusammenstoß. Das [404] Ende der relativen Stabilisierung des Kapi-

talismus ist eingetreten. Es besteht aber noch keine unmittelbare revolutionäre Situation in den wich-

tigsten und entscheidenden kapitalistischen Ländern. Im gegenwärtigen Augenblick vollzieht sich 

gerade der Uebe r gang  zu einem neuen Turnus großer Zusammenstöße zwischen den Klassen und 

den Staaten, zu einem neuen Turnus vom Revolutionen und Kriegen. 

Dieser Uebergang, der in den internationalen Beziehungen durch die militärische Aggressivität Ja-

pans und Frankreichs besonders beschleunigt wird, vollzieht sich in den einzelnen Ländern in der 

Form eines ungleichmäßigen Prozesses. In Spanien ist Revolution. In China – eine revolutionäre Si-

tuation; auf einem bedeutenden Territorium – Sieg der Sowjetrevolution. In Deutschland – eine au-

ßerordentliche Verschärfung der Klassenantagonismen: einerseits Wachstum des Faschismus, ande-

rerseits Wachstum des revolutionären Massenkampfes, beschleunigtes Ansteigen der Voraussetzun-

gen der revolutionären Krise. Einige andere Länder kommen entweder ganz nahe an die revolutionäre 

Krise heran (Polen), oder können im Ergebnis der äußersten Verschärfung des inneren und äußeren 

Gegensätze in allernächster Zeit in die Situation einer revolutionären Krise gelangen (Japan). In In-

dien und in den Ländern Latein-Amerikas verzögert sich die Entwicklung der revolutionären Krise, 

in erster Reihe infolge der schwachen Organisiertheit des Proletariats und der Unreife dar Kommu-

nistischen Parteien. In allen kapitalistischen Ländern wachsen die Kräfte der proletarischen Weltre-

volution unentwegt an, aber in solchen wichtigen Ländern des Weltkapitalismus, wie die Vereinigten 

Staaten Amerikas, England und Frankreich, bleibt der Aufstieg der revolutionären Bewegung, 

obschon er sich weiter entwickelt, vorerst noch stark hinter der hohen Anspannung der ganzen inter-

nationalen Situation zurück. 
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II. D i e  Ge fah r  e i ne s  neuen  Wel t k r i ege s. De r  Kr i eg  J apans  gegen  Ch i n a.  

D i e  neue  Phase  de r  Vor be r e i tung  de r  I n t e r ven t i on  gegen  d i e  Sowj e tun i o n. 

1. Der erbitterte Kampf der Imperialisten um Märkte und Kolonien, die Zollkriege und das Wettrüs-

ten, haben bereits dazu geführt, daß ein neuer imperialistischer Weltkrieg zu einer unmittelbaren Ge-

fahr geworden ist. Der französische Imperialismus, der eine fieberhafte Aktivität im Kampf um seine 

Hegemonie auf dem europäischen Kontinent entwickelt, ist bestrebt, die alten militär-politischen 

Bündnisse zu festigen und neue zu schaffen (Donauföderation), wobei er auf den Widerstand 

Deutschlands, der Vereinigten Staaten Amerikas und Italiens stößt. Deutschland verlangt für sich 

Geltung als vollberechtigter, imperialistischer Staat (Aufhebung der Reparationszahlungen, Rüs-

tungsgleichheit sowie Revision der Ostgrenzen), während sich Polen zur Annexion Danzigs und Ost-

preußens vorbereitet. So ist Deutschland eines der wichtigsten Zentren der schärfsten und gespann-

testen internationalen, imperialistischen Konflikte. 

2. Die Okkupation der Mandschurei durch Japan und der japanische Ueberfall auf Schanghai spreng-

ten die bisherige Abmachung zwischen den Vereinigten Staaten, Japan und England über die Errich-

tung von Einfluß-Sphären las China. Der japanische Imperialismus verwandelt im Bündnis mit 

Frankreich und mit faktischer Unterstützung Englands die Mandschurei in seine Kolonie und stellt 

die Frage des bewaffneten Kampfes um die Aufteilung Chinas und der Intervention gegen die Sow-

jetunion auf die Tagesordnung Der Völkerbund hat sich auf Geheiß Frankreichs und Englands auf 

die Seite Japans gestellt. Die Vereinigten Staaten, die ihre eigenen imperialistischen Ziele im Fernen 

Osten ver. folgen, drohen offen mit einem neuen Wettrüsten. Der gesamte Komplex der Widersprü-

che im Stillen Ozean ist der Hauptbrandherd des neuen imperialistischen Weltkrieges. [405] 

3. Zum Zwecke der Vorbereitung des konterrevolutionären Krieges gegen die Sowjetunion vollzieht 

sich unter dem Deckmantel von Friedenserklärungen des Völkerbundes und der II. Internationale die 

Aufrüstung Japans durch die Imperialisten Europas und der Vereinigten Staaten von Nordamerika, 

die Konzentrierung der japanischen Armee in der Mandschurei, die Formierung und Bewaffnung 

weißgardistischer Truppen im Fernen Osten, sowie die Organisierung einer Expeditionsarmee in 

Frankreich, die fieberhafte Vorbereitung der Armeen in Polen, Rumänien, Lettland, Estland und Finn-

land, die Festigung und Aktivierung der faschistischen Eliteformationen, unaufhörliche Provokatio-

nen usw. Nur die feste Friedenspolitik, die von der Sowjetunion durchgeführt wird, die Furcht der 

Bourgeoisie vor der Verwandlung des imperialistischen Krieges in den Bürgerkrieg, vor der Perspek-

tive der Kolonialaufstände, halten vorläufig noch das Hineinschlittern In Krieg und Intervention auf. 

In dieser Situation des unmittelbar heranrückenden und besonders durch den Faschismus beschleu-

nigten verbrecherischen Krieges, müssen die kommunistischen Parteien den abstrakten und heuchle-

risch pazifistischen Erklärungen der Sozialdemokratie den wirklichen Kampf gegen die Vorbereitung 

des Krieges entgegenstellen. Das EKKI verpflichtet alle kommunistischen Parteien, die Beschlüsse 

der Komintern In der Frage der Bekämpfung des imperialistischen Krieges und der Intervention mit 

besonderer Zähigkeit und Energie durchzuführen. 

III. D i k t a tu r  de r  Bour geo i s i e, Na t i ona l i sm u s, Fa sch i sm us  und  Soz i a l f a sc h i smu s. 

1. Die Diktatur der Bourgeoisie ändert sich unentwegt in der Richtung einer weiteren Verschärfung 

der politischen Reaktion und der Faschisierung des Staates und offenbart dabei zugleich eine Schmä-

lerung der Basis der bürgerlichen Herrschaft sowie das Zutagetreten von Rissen und Zersetzungser-

scheinungen in ihr. Die Zwistigkeiten im Lager der Bourgeoisie nehmen selten die Form der Spaltung 

in sich gegenseitig befehdende Lager (Deutschland, Finnland Jugoslawien). In einzelnen Fällen von 

Ermordung bürgerlichen Staatsmänner an (Japan). In der Regel fällt es der Bourgeoisie immer schwe-

rer, die in ihren Reihen entstehenden Konflikte beizulegen. 

In den meisten kapitalistischen Ländern organisiert die Großbourgeoisie faschistische Bürgerkriegs-

truppen, erhebt den politischen Banditismus, den weißen Terror, die Folterungen der politischen Ge-

fangenen, Provokationen, Fälschungen, Niederschießung von Streikenden und Demonstranten, Auf-

lösung und Zertrümmerung von Arbeiterorganisationen zum System. Dabei verzichtet die Bourgeoisie 
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jedoch keineswegs auf die Ausnutzung des Parlaments und der Dienste der sozialdemokratischen 

Parteien für den Betrug der Massen. 

In Deutschland wurde durch die Regierung von Papen-Schleicher, bei Verschärfung der äußeren Ge-

gensätze und außerordentlicher Anspannung der inneren Klassenbeziehungen, mit Hilfe der Reichs-

wehr, des „Stahlhelm“ und der Nationalsozialisten eine der Formen der faschistischen Diktatur er-

richtet, der die Sozialdemokratie und das Zentrum den Weg gebahnt haben. Die weitere Entwicklung 

oder der Zerfall dieser Diktatur hängt vom revolutionären Kampf des Arbeiterklasse gegen den Fa-

schismus in allen seinen Formen ab. 

die In jenen Ländern, wo die faschistische Diktatur errichtet wurde, bevor Weltwirtschaftskrise ein-

setzte, machen sich P r ozes se  eines Zerfalls des Faschismus unter dem Einfluß des zunehmenden 

revolutionären Aufschwungs der Massen (Polen, Jugoslawien, Italien) bemerkbar. 

2. Die durch die gegenwärtige Weltwirtschaftskrise hervorgerufenen Zerstörungen, der Zerfall der 

wirtschaftlichen Beziehungen des Weltkapitalismus [406] und die Zuspitzung des Kampfes um Ab-

satzmärkte begünstigen einen zügellosen Nationalismus und Chauvinismus unter den herrschenden 

Nationen. In Deutschland entstand die Welle chauvinistischer Stimmungen und Leidenschaften aus 

dem aufgespeicherten Haß gegen die erniedrigenden und räuberischen Bedingungen des Versailler 

Friedens sowie aus der Verbindung eines ohnmächtigen Revanchewillens mit der Furcht vor der Per-

spektive des weiteren Niederganges und Zusammenbruchs des deutschen Kapitalismus. In Frankreich 

tritt der Chauvinismus unter der Maske der Losung der Grenzsicherheit, in England unter der Maske 

der Theorie der „Einheit des Imperiums“, in Japan unter der Maske der Losung des Panasiatismus, in 

Italien – unter der Maske der Ueberbevölkerung usw. auf. Es gilt, überall einen zähen Kampf gegen 

die gefährliche Ideologie das Chauvinismus, einen Kampf für den Internationalismus unter Berück-

sichtigung des eigenartigen Charakters und der besonderen Formen des Chauvinismus in jedem ein-

zelnen Land zu entfaltend. 

3. Der Fa sch i sm us  sowie dar Soz i a l f a s ch i sm us  (Sozialdemokratismus) treten für die Auf-

rechterhaltung und Festigung des Kapitalismus, der bürgerlichen Diktatur ein, aber sie ziehen daraus 

verschiedene taktische Schlußfolgerungen. Da die Lage der herrschenden Bourgeoisie eines jeden 

Landes gegenwärtig äußerst widerspruchsvoll ist und sie häufig nötigt, zwischen dem Kurs auf ent-

schlossene Entfesselung des Kampfes gegen ihre äußeren und inneren Feinde und einem vorsichtige-

ren Kurs zu lavieren, widerspiegelt sich dieser widerspruchsvolle Charakter auch in der Verschieden-

heit der Haltung des Faschismus und des Sozialfaschismus. Die Sozialfaschisten ziehen eine gemä-

ßigtere und „gesetzmäßigere“ Anwendung der bürgerlichen Klassengewalt vor, weil sie gegen die 

Einschränkung der Basis der bürgerlichen Diktatur sind; sie setzen sich für deren „demokratische“ 

Tarnung und Aufrechterhaltung, vorzüglicherweise ihrer parlamentarischen Formen ein, deren Feh-

len es ihnen erschwert, ihre spezielle Funktion des Betrugs der Ar be i t e r m assen  zu erfüllen. 

Gleichzeitig bilden die Sozialfaschisten, indem sie die Arbeiter von revolutionären Aktionen gegen 

die Kapitalsoffensive und den wachsenden Faschismus abhalten, die Deckung, unter deren Schutz 

die Faschisten die Möglichkeit haben, ihre Kräfte zu organisieren und machen die Bahn frei für die 

faschistische Diktatur. 

4. In dem Maße, in dem sich eine gewisse Anpassung der Wirtschaftspolitik des Monopolkapitals an 

die besonderen Bedingungen und Schwierigkeiten der ökonomischen Krise vollzieht, vollzieht sich 

auch eine ide o l o g i sche  Anpassung  de r  Soz i a l dem okr a t i e  an die Bedürfnisse dieser Kri-

senpolitik der. Finanzoligarchie. Die sozialdemokratischen Führer holen erneut ihre veralteten Lo-

sungen über die Ve r s t aa t l i chun g einzelner Industriezweige ans Tageslicht. In Wirklichkeit nimmt 

in den kapitalistischen Ländern die Verstaatlichung der Privatbetriebe nicht zu; im Gegenteil, es fin-

det eine Auslieferung der Staats- und Gemeindebetriebe an das Privatkapital statt. Dort, wo der soge-

nannte staatliche Eingriff erfolgt, wird durch die staatlichen Subventionen und sonstigen Regierungs-

maßnahmen nicht eine staatliche Kontrolle über die Privatmonopole, sondern eine unmittelbare Kon-

trolle der Privatmonopolisten über den Staat errichtet. Die Führer der II. Internationale decken nicht 

nur diese Politik der Finanzoligarchie, sondern unterstützen sie direkt im Namen des „Sozialismus“ 
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und schaffen zu Ihrer Begründung neue Theorien. Sie arbeiten sogar für die Bourgeoisie erzreaktio-

näre Entwürfe von Zwangsarbeitsplänen aus, und decken sie mit quacksalberischen Plänen über die 

Errichtung des Sozialismus im Kapitalismus. 

6. Der Masseneinfluß der Sozialfaschisten ist in fast allen Ländern zurückgegangen, aber um so stär-

ker und vielseitiger gestalten sich die durch sie zur [407] Anwendung gelangenden Manöver (Leitung 

von Streiks, um sie abzuwürgen, in einzelnen Fällen Ausrufung demonstrativer Generalstreiks, 

Scheinkampf gegen den Faschismus, für den Frieden, für die Verteidigung der Sowjetunion usw.). 

Einen besonderen Eifer in diesen Manövern legen die „linken“ sozialdemokratischen Gruppen an den 

Tag, bei gleichzeitiger Entfaltung einer tollen Hetze gegen die Kommunistischen Parteien und die 

Sowjetunion. Nur wenn die Kommunisten den vielseitigen Formen der Manövrierpolitik der Sozial-

faschisten in ihrer ganzen Konkretheit Rechnung tragen, vermögen sie diese wirklich zu entlarven 

und zu isolieren. Nur wenn der Hauptschlag gegen die Sozialdemokratie diese soziale Hauptstütze 

der Bourgeoisie – gerichtet wird, kann man den Hauptklassenfeind des Proletariats – die Bourgeoisie 

– mit Erfolg schlagen und zerschlagen. Und nur wenn die Kommunisten z wi sc he n de n soz i a l -

dem okr a t i s che n Füh r e r n  und  den  soz i a l dem okr a t i s chen  Ar be i t e r n  s t r eng  un te r -

s che i de n, können sie die Mauer, die sie häufig von den sozialdemokratischen Arbeitern trennt, im 

Namen der revolutionären Einheitsfront von unten niederreißen. 

IV. D i e  En t wi ck l ung  de s  r evo l u t i onä r en  Auf schwungs  und  d i e  Vorbe r e i t ung  

de s  Kam pf es  um  d ie  D i k t a t u r  de s  P r o l e t a r i a t s. 

1. Seit dem XI. EKKI-Plenum macht sich das Ansteigen des revolutionären Aufschwungs besonders 

in folgenden Ländern geltend: In Ch i na – Massenaufschwung des antiimperialistischen Kampfes, 

Entfaltung der Sowjetbewegung, große Erfolge der heldenhaften chinesischen Roten Armee. In Spa -

n i e n  –stürmischer Aufschwung der Massenbewegung mit der Tendenz der Entwicklung zum be-

waffneten Volksaufstand. In Po le n – eine Welle von Massenstreiks, zahlreiche Kampfaktionen der 

Bauern, in den Randgebieten Ansteigen einer neuen Welle der nationalrevolutionären Bewegung. In 

Deu t s ch l a nd  –Wachstum des Masseneinflusses der Kommunistischen Partei, Uebergang sozial-

demokratischer Arbeiter, ihren Führern zum Trotz, zur Abwehr die Terrors der faschistischen Ban-

den. In Eng l a n d – Streik der Matrosen der Kriegsflotte, stürmische Demonstrationen der Arbeiter 

im Herbst 1931, Streikbewegung in Lancashire. In der Tschech os l ow ake i  – Generalstreik der 

Bergarbeiter in Nordböhmen; revolutionäre Bewegung der Arbeiter und Bauern in der Karpatho-Uk-

raine. In F rank r e i c h  – große Streiks im Norden, Vereitelung der militärischen Luftflottenmanöver. 

In den Ve re i n i g t en  S t aa t en  Am e r i ka s – große Arbeiterstreiks, Erwerbslosenaktionen, Marsch 

der Kriegsveteranen nach Washington, kampfentschlossene Aktionen der Farmer. Große internatio-

nale Bedeutung gewinnt der Generalstreik in Be l g i e n. In den meisten kapitalistischen Ländern sind 

die Streikkämpfe von heftigen Zusammenstößen mit Polizei und Streikbrecherbanden begleitet. In 

J a p a n – Kampfaktionen der Arbeiter, Bauern, Soldaten und Studenten, die den Rahmen des militä-

rischen und polizeilichen Terrors durchbrechen. In I nd ie n – Ausdehnung der revolutionären Gärung 

in den Städten und auf dem Lande, erbitterte Massenstreiks. In einer ganzen Reihe von Ländern ver-

flicht sich des Kampf des Proletariats mit revolutionären Massenkämpfen der Bauernschaft. 

2. Die Kommunistischen Parteien haben sich in der vergangenen Periode gefestigt. In Deutschland – 

große Erfolge der Partei anläßlich des leisten Reichstagswahlen, Entfaltung des von der Partei gelei-

teten antifaschistischen Kampfes auf der Grundlage der Einheitsfront von unten. Der Masseneinfluß 

der Kommunistischen Parteien Chinas, Polens und Bulgariens ist gewachsen. In Frankreich, trotz 

bedeutender Verluste der Kommunistischen Partei bei dem Parlamentswahlen und zahlenmäßiger 

Schwächung der Unitären Gewerkschaftsföderation – bedeutender Aufschwung der revolutionären 

Antikriegsbewegung; [408] in einer Reihe von Ländern geht die Entwicklung in den einzelnen Ge-

bieten ungleichmäßig vor sich (Tschechoslowakei, Spanien, Finnland). Trotz der Schwäche des Mas-

seneinflusses der Kommunistischen Parteien in einer ganzen Reihe von Ländern, haben sich die Kom-

munisten in der ganzen kapitalistischen Welt in zahlreichen Kämpfen und Prüfungen, unter den Be-

dingungen des schonungslosen Terrors, als mutige und wahrhaft revolutionäre Vorkämpfer des Pro-

letariats erwiesen. 
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3. Das Ende der kapitalistischen Stabilisierung, die rasche Steigerung der Voraussetzungen der revo-

lutionären Krise in einer Reihe kapitalistischer Länder sowie die gesamte neue internationale Situa-

tion stellen den Kommunistischen Parteien mit aller Schärfe die Frage der Erfüllung der gegenwärti-

gen Grundaufgabe: Der Vorbereitung der Arbeiterklasse und der ausgebeuteten Massen im Prozeß 

des wirtschaftlichen und politischen Kampfes auf die bevorstehenden Kämpfe um die Macht ... Ge-

rade weil die Fristen bis zur Ausreifung der revolutionären Krise kurz bemessen sind, gilt es, ohne 

auch nur einen Augenblick zu verlieren, die bolschewistische Massenarbeit für die Eroberung der 

Mehrheit der Arbeiterklasse, für die Hebung der revolutionären Aktivität der Arbeitermassen zu ve r -

s t ä r ken  und zu be sch l eun i ge n. 

Die Gegner der revolutionären Bewegung haben die Unterstützung eines gewaltigen Teils der orga-

nisierten und unorganisierten Arbeiter immer noch nicht verloren; dieser Umstand, der ihnen die 

Möglichkeit gibt, die Revolutionierung des Proletariats zu hemmen, bildet vom Standpunkte der Vor-

bereitung seines Sieges die Hauptgefahr. Daraus ergibt sich die Notwendigkeit, die tatsächliche Er-

füllung der vom X. und XI. EKKI-Plenum in den Vordergrund gerückten Aufgabe der Eroberung der 

Mehrheit der Arbeiterklasse zu sichern. 

4. Die erfolgreiche Erfüllung dieser Aufgabe erfordert die Herstellung, Ausbreitung und Festigung 

einer s t änd i ge n, l ebend i gen  Ve r b i ndung  jeder Kommunistischen Partei mit der Mehrhe i t 

der Arbeiter überall dort, wo es Arbeitermassen gibt. Hierzu ist vor allem notwendig: a) die wirkliche 

Instandsetzung einer bolschewistischen Arbeit unter den nichtkommunistischen Arbeitermassen in 

den Betrieben, innerhalb der reformistischen und anderen Gewerkschaften sowie unter den Arbeits-

losen, eine systematische Entlarvung des Verrats der sozialdemokratischen und reformistischen Füh-

rer, die Rückeroberung der unter den Einfluß des Faschismus geratenen Arbeiter; b) Verteidigung der 

täglichen Interessen der Arbeiter und die Fähigkeit, auf jeden Angriff des Klassenfeindes zu reagie-

ren, indem man in jedem Fall die ko nk r e t e n Losunge n aufstellt, die die Massen wirklich zum 

Kampf mobilisieren können; systematische Durchführung der E i n he i t s f r on t von  un t e n, Herstel-

lung des Bündnisses der Arbeiterklasse mit dem Kleinbauerntum, Einbeziehung der Angestellter und 

ausgebeuteten Massen des städtischen Kleinbürgertums unter der Führung des Proletariats in den 

Kampf; c) Fe s t i gung de r  Komm uni s t i s chen  Pa r t e i  s e l b s t  auf der Grundlage der Heraus-

bildung von Kadern, die eng mit den Massen verbunden sind und ihr Vertrauen genießen. 

5. Es ist notwendig, in der Praxis unserer Parteien eine Reihe immer wieder vorkommender Schwä-

chen und Fehler auszumerzen, die die Entfaltung ihrer Massenarbeit hemmen. Die hauptsächlichen 

Mängel mmd Fehler dieser Art sind: Die Losgelöstheit unserer meisten Parteifunktionäre von den 

reformistischen und anderen nichtkommunistischen Arbeitern, der tatsächliche Widerstand gegen die 

Arbeit in den reformistischen Gewerkschaften, die Abstraktheit und Schablonenhaftigkeit der Agita-

tion, der Presse und besonders der Losungen; das Unvermögen zur praktischen Verteidigung der 

brennenden Tagesinteressen der Arbeiter, sowie zur Ausnutzung der die Arbeiter besonders erregen-

den aktuellen Anlässe zur Organisierung von Aktionen wirklich breiter Massen, [409] unter Anwen-

dung verschiedener, der jeweiligen Situation entsprechender Kampfformen; das Fehlen einer kühnen 

Anwendung der Formen und Methoden der proletarischen Demokratie zur Herstellung der Einheits-

front von unten einerseits, andererseits eine opportunistische Vertuschung der prinzipiellen Mei-

nungsverschiedenheiten bei der Anwendung der Einheitsfronttaktik; das Unvermögen zur richtigen 

Kombinierung des Kampfes gegen Unternehmer, Staatsmacht und Faschisten mit dem Kampf um die 

Losreißung der Arbeiter vom Einfluß der sozialfaschistischen Agenten der Bourgeoisie; Mängel und 

Fehler in der Streiktaktik und Strategie; Unvermögen zur Entwicklung der Bewegung breitet Massen 

von verhältnismäßig elementaren Aktionen zu höheren Kampfformen, ausgedehnten wirtschaftlichen 

und politischen Streiks und anderen revolutionären Aktionen größten Ausmaßes. 

6. Das XII. Plenum betont die Wichtigkeit und unverzügliche Notwendigkeit der Ueberwindung der 

Mängel und Fehler in der Praxis der Kommunistischen Parteien. Es ist notwendig, entschlossen ab-

zurücken einerseits von der rechtsopportunistischen „Schwanzpolitik“, die sich nicht selten in Stim-

mungen des Kapitulantentums, im Unglauben an die Möglichkeit der Revolutionierung der reformis-

tischen Arbeitermassen äußert, andererseits von dem „links“opportunistischen Subjektivismus, der 
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die notwendige schwierige Arbeit der bolschewistischen Erziehung und Mobilisierung der Massen 

durch leere Phrasen über die Auslösung revolutionärer Kämpfe ersetzen will, anstatt einer wirklichen 

Entfaltung dieser Kämpfe durch Organisierung und Eroberung der Führung des täglichen Kampfes 

der Arbeiter und Bauern. Die richtige bolschewistische Massenpolitik verwirklicht sich im unver-

söhnlichen Kampf gegen den Rechtsopportunismus als die Hauptgefahr, und gegen die „linken“ Ab-

weichungen von der Linie der Komintern. 

Die jetzige Situation ist mit plötzlichen Explosionen und jähen Wendungen geschwängert. Dies ver-

pflichtet jede Kommunistische Partei, bereit zu sein, um bei einem raschen Eintritt revolutionärer 

Ereignisse rasch die Formen und Methoden des Kampfes zu wechseln und im Falle einer ungenügen-

den Verbindung mit den Massen, im Laufe des Kampfes selbst, die Schaffung und Stärkung der Ver-

bindung mit der Mehrheit der Arbeiter durchzusetzen.. 

V. D i e  nächs t en  Aufgaben  de r  Sek t i onen  de r  KI  

1. Gegenwärtig ist die allgemeine Aufgabe der Komintern und ihrer Sektionen in allen kapitalisti-

schen Ländern der konkrete Kampf: 1. gege n  d i e  Kap i t a lo f f ens i v e, 2. gegen  den  Fasch i s -

m us  und  Reak t i o n, 3. gegen  den  he r an rückenden  i m per i a l i s t i s chen  Kr i eg  und  d i e  

I n t e r ven t i on  gegen  d i e  Sowj e t un i o n! 

Die richtige Durchführung dieses Kampfes gegen die Offensive ist aufs engste mit der E r obe r ung  

de r  Mehrhe i t  de r  Ar be i t e r k l a s s e, mit der Untergrabung und Zerschlagung des Massenein-

flusses der Soz i a l demokr a t i e verbunden. Das Kettenglied, das die Kommunistischen Parteien als 

Ausgangspunkt bei der Lösung dieser Aufgabe erfassen müssen, ist der Kampf um die wirtschaftli-

chen und politischen Tagesinteressen der breiten Massen, gegen das wachsende Elend, gegen Recht-

losigkeit, Gewalt und Terrors. Das ist besonders wichtig unter den Bedingungen des Endes der kapi-

talistischen Stabilisierung, der schroffen Verengung der materiellen Basis des Reformismus und des 

zynischen Verrates der Arbeiterinteressen durch die Sozialdemokratie, da der Kampf um die elemen-

tarsten Nöte der Massen diese mit den unmittelbaren Grundlagen der Existenz des Kapitalismus in 

Zusammenstoß bringt. Nur gestützt auf den Kampf für die Tagesinteressen der Massen werden die 

Kommunistischen Parteien imstande sein, die Positionen der Arbeiterklasse zu behaupten und zu be-

festigen und sie selbst an immer höhere Formen des [410] Kampfes heranzuführen. Beim Vorhan-

densein entsprechender Bedingungen bildet die Vorbereitung und Durchführung des Massenstreiks 

eines der wichtigsten nächsten Kettenglieder im revolutionären Kampf des Proletariats. Es ist not-

wendig, eine systematische Propaganda der Diktatur des Proletariats zu betreiben, und d i e  Sow-

j e t un i on, wo das Proletariat erfolgreich die klassenlose sozialistische Gesellschaft aufbaut, zu po-

pularisieren. 

2. Zu den besonderen Aufgaben der wichtigsten Kommunistischen Parteien gehören folgende: 

KP Deu t s ch l a nds: Mobilisierung der Millionenmassen der Werktätigen zur Verteidigung ihrer 

Lebensinteressen gegen die Ausplünderung durch das Monopolkapital, gegen den Faschismus, gegen 

die Notverordnungen, gegen den Nationalismus und Chauvinismus und Heranführung der Massen-

durch Auslösung wirtschaftlicher und politischer Streiks, durch den Kampf für den proletarischen 

Internationalismus, durch Demonstrationen, an den ... Generalstreik; Eroberung der ausschlaggeben-

den sozialdemokratischen Massen, energische Ausmerzung der Schwächen der Gewerkschaftsarbeit. 

Die Hauptlosung, die die KPD der Losung der faschistischen Diktatur („Drittes Reich“), ebenso wie 

der Losung der Sozialdemokratischen Partei („Zweite Republik) gegenüberstellen muß – ist die Lo-

sung der „Ar be i t e r- und  Baue r n r epub l ik“, d. h. die Losung des „Sozialistischen Sowjet-

Deutschlands“, die auch die Möglichkeit eines freiwilligen Anschlusses des österreichischen Volkes 

und anderer deutscher Gebiete gewährleistet. 

KP F r ank r e i c h: Wendung zur Verteidigung der Tagesinteressen der Arbeiter- und Bauernmassen 

(gegen den Lohnabbau, für die Sozialversicherung, für eine sofortige Erwerbslosenunterstützung ge-

gen den Steuerdruck usw.), durch Verknüpfung dieser Verteidigung mit dem Kampfe gegen Versai-

lles, gegen die Unterdrückung Elsaß-Lothringens, sowie der Kolonien und gegen die Kriegspolitik 
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des französischen Imperialismus. in dieser Richtung die Partei die Unitären Gewerkschaften und den 

Kommunistischen Jugendverband umorientierend, durch zähe Massenarbeit das Sektierertum ihrer 

jungen Kader überwindend, sie auf der Grundlage einer breiten Wählbarkeit und des Vertrauens der 

unteren Massen zu ihnen umerziehend, muß die Partei geduldig und unermüdlich um die Befreiung 

der syndikalistischen und sozialistischen Arbeiter von den reformistischen, parlamentarischen und 

pazifistischen Illusionen kämpfen. 

KP Po l e n s: Erweiterung der Front der wirtschaftlichen und politischen Streiks; Vernichtung des 

Masseneinflusses der PPS; Leitung von Bauernaktionen an ganz Polen; Ueberwindung der Schwä-

chen der Partei in den Großbetrieben, unter den Eisenbahnern, in der Armee. Bei Vorhandensein 

entsprechender Bedingungen muß die Partei die Initiative zur Durchführung des Generalstreiks er-

greifen. Mobilisierung breitester Massen in Stadt und Land gegen die verbrecherische Politik des 

Antisowjetkrieges. Zäher ideologischer Kampf gegen die nationalistischen Vorurteile der polnischen 

Arbeiter, Bauern und des Kleinbürgertums. 

KP de r  Tschechos lowake i: Weiterentwicklung der wirtschaftlichen und politischen Kämpfe auf 

der Grundlage der Einheitsfront von unten, In Verknüpfung dieses Kampfes mit der Entlarvung der 

Rolle der tschechoslowakischen Regierung als Handlanger des französischen Imperialismus. Verstär-

kung des Kampfes gegen die Sozialdemokratie, systematische Ueberwindung aller Tendenzen von 

Passivität und Schwanzpolitik, Eroberung der Leitung dat Kämpfe und organisatorische Verankerung 

des im Laufe der Kämpfe eroberten Masseneinflusses der Kommunistischen Partei und der roten 

Gewerkschaften. 

Die KP I t a l i en s muß durch Auslösung des Massenkampfes gegen die faschistische Diktatur, auf 

der Grundlage der Verteidigung der Tagesinteressen der Werktätigen, aus der tiefen Illegalität her-

austreten, indem sie die faschi-[411]stischen Versammlungen ausnützt, ohne Genehmigung Betriebs-

versammlungen organisiert, in die faschistischen Gewerkschaften, Bildungs- und Genossenschafts-

organisationen eindringt, Streiks und Demonstrationen vorbereitet und durchführt; sie muß mit allen 

Kräften die illegale Massenarbeit verstärken. 

Die KP Span i e ns muß den Kurs auf die Diktatur des Proletariats und der Bauernschaft in der Form 

der Sowjets haltend, organisatorische Stützpunkte der Massenbewegung der Werktätigen in der Form 

von Betriebsräten, Erwerbslosenausschüssen, Bauernkomitees, gewählten Soldatenausschüssen 

schaffen, indem sie die sektiererische Abkapselung und die anarchistischen Arbeitsgewohnheiten 

überwindet. 

KP Eng l and s: Entschlossene Durchführung der Wendung zur Arbeit in den reformistischen Ge-

werkschaften und in den Betrieben durch Mobilisierung der Arbeitermassen auf der Grundlage der 

Einheitsfront von unten zum Kampf; 1. gegen die neue Offensive der Bourgeoisie auf Löhne und 

Erwerbslosenunterstützung; 2. gegen die Regierungspolitik der Unterstützung und Förderung den 

sowjetfeindlichen Aggressivität des japanischen und französischen Imperialismus; 3. für die Unab-

hängigkeit der britischen Kolonien und Irlands. 

Die KP de r  Ve r e i n i g t en  S t aa t en  muß die Massen mobilisieren. Indem sie in den Vordergrund 

stellt den Kampf: 1. um die Sozialversicherung gegen Lohnabbau, für sofortige Erwerbslosenunter-

stützung; 2. Hilfeleistung an die dem Ruin entgegengehenden Farmer; 3. für die Gleichberechtigung 

der Neger und das Selbstbestimmungsrecht für die „Schwarze Zone“; 4. für die Verteidigung des 

chinesischen Volkes und der Sowjetunion. Es ist notwendig, den Beschluß über die Wendung in der 

Arbeit und der Liga der Gewerkschaftseinheit in die Tat umzusetzen. 

Die KP Japan s hat die Aufgabe, ihren Kampf gegen Krieg und Okkupation der Gebiete Chinas zu 

einer wirklichen Massenbewegung der Arbeiter und Bauern zu gestalten und ihn aufs engste mit dem 

Kampf um die brennenden Tagesnöte der Massen zu verknüpfen. Es ist notwendig, Arbeiter- und 

Bauern-Selbstschutzausschüsse sowie gemeinsame Aktionen einer Reihe von Dörfern gegen die 

Zwangseintreibung von Zahlungen der Bauern und gegen die Vertreibung der Pächter von der Scholle 

zu organisieren; die Massen sind über die Notwendigkeit des revolutionären Kampfes um die ent-

schädigungslose Konfiskation des gutsbesitzerlichen Bodens zugunsten der Bauern aufzuklären. 
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KP Ch i na s: 1. Mobilisierung der Massen unter der Losung des nationalrevolutionären Kampfes 

gegen die japanischen und sonstigen Imperialisten, um die Unabhängigkeit und die Einigung Chinas; 

2. Entwicklung und Vereinigung der Sowjetgebiete, Verstärkung der Roten Armee; 3. Kampf für den 

Sturz der Kuomintangmacht; 4. entschiedener Kurs auf Umwandlung der Roten Gewerkschaften in 

Massenorganisationen und Eroberung der in den Kuomintang-Gewerkschaften organisierten Arbei-

ter; 5. Entfaltung der Partisanen-Bewegung, wobei in der Mandschurei die Losung der Schaffung von 

Bauernkomitees, der Steuerverweigerung und des Boykotts der Regierungsverordnungen, der Kon-

fiskation des Vermögens der Agenten des Imperialismus, der Organisierung einer gewählten Volks-

macht aufzustellen ist; 6. Popularisierung der Errungenschaften der Sowjetgebiete und der Losung 

des brüderlichen Bündnisses der Arbeiter und Bauern Chinas mit der Sowjetunion. 

KP. I n d i e ns: Politische und organisatorische Festigung der Kommunistischen Partei, Erziehung 

bolschewistischer Kaders, zäher Kampf in den reformistischen Gewerkschaften, Entwicklung einer 

breiten antiimperialistischen Front, Befreiung der Massen vom Einfluß des Nationalkongresses; agi-

tatorische und organisatorische Vorbereitung des Generalstreiks; weitestgehende Unterstützung der 

Bauernbewegung, für Verweigerung der Steuer-, Pacht- und [412] Schuldenrahlungen; Popularisie-

rung der Hauptlosungen und Aufgaben der Agrarrevolution. 

3. Auf  o r gan i s a t o r i schem  Geb i e t  sind die wichtigsten Aufgaben der Sektionen der KI fol-

gende: a) Eine sorgfältige konspirative Deckung der kommunistischen Zellen in den Betrieben, in 

Verbindung mit einer hingebungsvollen und kühnen Massenarbeit ...; c) entschlossener Kampf gegen 

die Provokation in allen ihren Erscheinungsformen; d) rechtzeitige Ergreifung von Maßnahmen, die 

notwendigenfalls den Uebergang der Parteien in die Illegalität sichern; e) Verwandlung der Zeitungen 

in wirkliche Massenorgane, die sämtliche, die breiten Massen erregenden Fragen in einfacher, den 

Arbeitern verständlicher Spräche aufgreifen; f) auf dem Gebiet der Leitung sämtlicher Zweige der 

Parteiarbeit ist auf eine entschlossene Abstellung des U l t r azen t r a l i sm u s, des bloßen Komman-

dierens, der Aufblähung der Zentralapparate, der Entblößung der lokalen und Unterinstanzen der Par-

tei von Kräften hinzuarbeiten. 

Das EKKI besteht auf der Umwandlung des KJV in eine wirkliche Massenorganisation und verpflich-

tet alle kommunistischen Parteien, eine Verbesserung der politischen Massenarbeit unter den Jugend-

lichen sowie eine Verstärkung der Parteiführung in der Arbeit des KJV zu sichern. In gleicher Weise 

besteht die Komintern auf der Umwandlung der sportlichen Vereinigungen und der Roten Hilfe in 

wirkliche Massenorganisationen. Es muß entschieden mit der Unterschätzung der Arbeit unter den 

proletarischen Frauenmassen Schluß gemacht werden; diese Arbeit ist als eine besonders wichtige 

Aufgabe in der jetzigen Zeit zu betrachten. Es ist notwendig, die Mobilisierung der Arbeiterinnen auf 

der Grundlage von Frauendelegierten-Versammlungen zu betreiben und diese Arbeit als eine Arbeit 

der Gesamtpartei zu betrachten. Auf dem Gebiete der Erziehung der neu geworbenen Parteimitglieder 

und der neuen Kad e r s, bedarf es der Durchführung sowohl von Parteibildungsschulen als auch der 

Eingliederung dieser Parteimitglieder in die tägliche revolutionäre Arbeit inmitten der breitesten 

Massen. 

Innerparteiliche Demokratie, bolschewistische Selbstkritik, Erörterung der wichtigsten politischen 

Fragen in den unteren Parteiorganisationen, konkrete Anleitung ihrer Arbeit müssen zur Grundlage 

der gesamten Parteitätigkeit werden. Sie sind gleichzeitig die Voraussetzung für die Einführung und 

Festigung eiserner bolschewistischer Disziplin in den Parteireihen. 

Unversöhnlicher Kampf gegen alle Entstehungen des Marxismus-Leninismus, für die Reinheit der 

Parteitheorie im Sinne der im Briefe des Genossen Stalin enthaltenen, Weisungen, Propagierung der 

Prinzipien des Kommunismus, der Diktatur des Proletariats und der Sowjetmacht. 

* 

Die Krise hat das kapitalistische System in seinen Grundfesten erschüttert, in der Sowjetunion erringt 

der Sozialismus weltgeschichtliche Siege. Die Kräfte der sozialistischen Revolution wachsen und 

sind in der ganzen Welt im Ansteigen, aber gleichzeitig führt die internationale Konterrevolution eine 
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immer heftiger werdende Offensive durch. Die imperialistischen Regierungen sind bereit, die Völker 

in den verbrecherischsten aller verbrecherischen Raubkriege zu schleudern. 

Auf diese Herausforderung der Weltbourgeoisie müssen die Sektionen der KI durch entschlossene, 

weitestgehende Verstärkung ihrer bolschewistischen Arbeit antworten. Sie müssen die Revolutionie-

rung der breiten Massen beschleunigen, die Klassenkämpfer der Werktätigen auf der Grundlage dat 

Einheitsfront von unten auslösen und anführen, die Arbeiterklasse an den politischen Massenstreik 

heranbringen, die Mehrheit der Arbeiterklasse erobern und die gesamte Bewegung der ausgebeuteten 

Klassen und unterjochten Völker in die Bahn der sozialistischen Weltrevolution lenken. 
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